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erlin 
Sind die len 1085 Bekäm mpfung der Pferde⸗ 
influenza noch in Geltung? Bezirksamtsaſſeſſor 


Zahn in Straubing 


Zur Eiſenbahn⸗Bau⸗ und Betriebsordnung. Eiſen⸗ 88 


bahnaſſeſſor Dr. Neumann in Nürnberg 


10. Allgemeines. 
Josef Be Profeſſor Dr. Leopold Wenger in 


in Vorbereitungsdienſt der Staatsanwälte und 
Amtsanwälte in Bayern. II. Staatsanwalt 
Dr. Jaenicke in München 

Amtebeniid im Vermeſſungsweſen. 
in Schwabach 


Notar Gö ß 


C. Rechtſprechung. 


RG. bedeutet Reichsgericht, ObLG. — Oberſtes Landesgericht, OLG. — Oberlandesgericht, LG. — Landgericht, 
VGH. = Verwaltungsgerichtshof. 


1. Bürgerliches Recht. 


A. Neichsrecht. 
a) Allgemeiner Teil. 


Haftung eines nicht rechtsfähigen Vereins (Dreſch⸗ 
maſchinengeſellſchaft) und ſeiner 1 für 

ſchadenf tiftende Handlun ngen und Unterlaſſungen 

der Organe und Angeſtellten. OLG. Zweibrücken 466 


Verteilung der Nutzungen nach 8 101 Nr. 2 BGB. 
(Aktien mit Gewinnanteilſcheinen; e 195 


Vereinbarung der Nichtigkeit eines Vertrags: ge⸗ 
werbliches Geſchäft als Sachinbegriff; Nutzungen 
as als 8000 808 © 185 

812 ff., 818, 100 BGB. 


Zum N der 5 bie 
i. S. des 5 123 BGB. RG. 227 


It 8 138 BGB. ne wenn ſich ein Mann 
eine een dafür hat verſprechen laſſen, 
daß er dem Liebesverhältnis mit einer vers 
Nate Frau ſeine Zeit geopfert und dadurch 
Gelegenheiten verpaßt hat ſich gut zu ver⸗ 
heiraten? Genügt für ein ſolches 1 
ſprechen die ſchriftliche Form? (88 780 
516 BGB.). N00 299 


Wettbewerbsbeſchränkung unter Zahntechnikern. 
RG. 276 


Verſtößt ein ſog. Schutzabkommen zwiſchen Ge— 
ſchäftsleuten, die ſich bei der 1 Ver⸗ 
dingung von Arbeiten um den Zuſchlag be⸗ 
werben, gegen die guten Sitten? Kann der 
eine Teilnehmer an einem ſolchen Abkommen 


erung — 


ürnberg 467 


Erſatz des entgangenen Gewinnes beanſpruchen, 
wenn der andere ſtatt des vereinbarten höheren 
Gebotes eiu niedrigeres Gebot gelegt und dadurch 
jenen um den Zuſchlag gebracht hat? RG. 297 


Setzung einer Friſt für die Annahmeerklärung bei 
einem Vertragsſchluß nach 8 152 BGB.: iſt das 
Zuſtandekommen des Vertrags davon abhän ig, 
daß die Annahmeerklärung 955 Antragenden 
noch innerhalb der Friſt zugeht? R 

Der Käufer muß ſich nach 8 166 Abſ. 1 und 8 439 
Abſ. 1 BGB. nur die Kenntnis eines rechts⸗ 
geichäftlichen Vertreters anrechnen laſſen, 8 nd 

ie Kenntnis jedes „Beauftragten“, z. B t 
die ſeines „Vermittlers“. 90 


Widerruf der Generalvollmacht. Kündigung 155 
ihr zugrunde liegenden Rechtsverhältniſſes. RG. 19 


b) Recht der Schuldverhältniſſe. 
1. Allgemeiner Teil. 


Schadenserſatzanſpruch des Erwerbers eines 
Grundſtücks, den der Veräußerer aratftig, über die 
in von Hypotheken getäuſcht hat? Setzt 
der Anſpruch einen urſächlichen ee 
voraus zwiſchen der Fälligkeit und dem Schaden 
Iſt es von Bedeutung, daß der Erwerber eine 
Gelegenheit die Zwangsverſteigerung abzu⸗ 
wenden unbenutzt gelaſſen und das W 
entwertet hat? G. 460 

Uebermittelung von Geld an den ee 175 
Gläubigers. Vorausſetzungen für deſſen An⸗ 
nahmeverzug. Keine Pflicht des Schuldners, 
zu hinterlegen. RG. 195 


18 
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I. Syſtematiſches Verzeichnis. 


Zu 8 254 BGB.: Verteilung des Schadens, der 
dem pothekſchuldner durch Verzug des per⸗ 
ſönlichen Schuldners erwachſen iſt, wegen mit⸗ 
wirkenden Verſchuldens des erſteren. RG. 

Auslegung eines Vertrags, durch den ſich ein Bier⸗ 
brauer gegenüber einem Wirte 1 ee 
Bier in einem beſtimmten Umkreiſe nicht in 
anderen „Wirtſchaften“ ausſchenken zu laßſen. 


Kann damit auch der Verkauf einer Fabrikkantine 
8 147 


verboten fein? 
Was iſt unter Vertrag i. S. des 8 306 BGB. z 


verſtehen? Iſt die Uebertra anung Er Supotket 
nach g 306 B08 B. um dezwil en nichtig, weil die 


1 nicht beſteht, für die die Önpaibet 8 0 


eſtellt worden ift? 


Ver kauf R 
Ernte; Unvermögen zur Lieferung der ganzen 
verkauften Menge wegen einer Dißernte: Bes 
rechnung des nach 8 325 BGB. zu leiſtenden 
Schadenserſatzes. 
Der Anſpruch auf Vertragsſtrafe wird nicht da⸗ 
durch ausgeſchloſſen, daß der Gläubiger n nn 

Erfüllung verlangt hat. 

Geht ein bertragömäßiigeß Rücktrittsrecht 9 
verloren, 
einer angemeſſenen Friſt a 


engnifie künftiger 


Zweibrücken 446 


daß der Berechtigte es nicht binnen 
t? RG. 441 


Abtretung einer Hypothek auf Grund eines unſitt⸗ 
G. 275 


lichen Rechtsgeſchäftes. 

Abhängigkeit des Erlaßvertrags vom ſog. Grund⸗ 
geſchäfte. (Verzicht des Ban auf den Wan⸗ 
delungsanſpruch gegen das 1 des 
Verkäufers den b ce zu be ie an 


2. Einzelne Schuld verhältniſſe. 
Bedeutung der Zuſicherung: „Eins 5 zwei⸗ 
ſpännig gut im ſchweren ug.“ pten 
1. nuch dem r kann die Sicherheit einer Hypotbel 
f e der Fir 5.436 80 B. an 
Peer wer 3 2. 
anwendbar, wenn der ke einer Snpotbet 
die Haftung für ihre Sicherheit übernim 
Iſt die Wandelungsklage des Käufers eines Grund⸗ 
ſtücks deshalb abzuweiſen, weil er nachträ 15 
auf Beſeitigung der Mängel geklagt hat 
Wie iſt der Schaden zu berechnen, den der 0 
eine ee hin verurteilte Beklagte 
kr den Fall zu erſetzen hat, daß er die ihm für 
e e der Wandelung geſetzte 
ein 
Die Gewa ih für Trächtigkeit. I. Bei Zuſicherung 
er Trächtigkeit allein ohne nähere Zeitangabe 
verjährt der Bee 8= oder nn = 
anſpruch in ſechs Wochen vom Tage der 
lieferung an l LG. Aſchaffenburg 
II. Gewährleiſtung für ein Kalb. LG. Würzburg 
Der Vermieter haftet dafür, daß die Benutzung 
der Mieträume zu dem vertragsmäßigen Zwecke 
nicht durch öffentlichrechtliche Vorſchriften be⸗ 
ſchränkt oder gehindert iſt. RG. 
0 die Verpflichtung des Vermieters aus $ 536 


29 


RG. 275 


90. 462 


52 
53 


252 


B. auch nach dem Ablaufe der Mietzeit 2 8 


fortdauern? 


Inwieweit hat der Vermieter für das Lerſdulden 
einer . und ihrer Angeſtellten einzu⸗ 
ſtehen, der er allgemein die Ausbeſſerungen in 

Mieträumen übertragen hat? Kommt es 
darauf an, ob der Mieter ſelbſt von den An⸗ 
bessern der Firma die Vornahme der Aus⸗ 

erung verlangt bat? NG. 

9 des Vermieters für den Schaden, den 

ieter infolge eines Sturzes auf der ſicher⸗ 


70 


tun 


heitsgefährlichen Treppe 55 el es erleidet; 
iſt es von Bedeutung, ob der Mieter den Zu⸗ 
ſtand der Treppe vor u un gekannt hat? 


Der Ausdruck „Sicher heit“ im 8572 Satz 1 BGB. 
begreift auch die Rechte aus einer üraieit 


Darf der Pächter den Viehſtand mindern, weil 
er et Mängel der Ställe uſw. An 
bejeitigt 

Pflicht des Dienſtherrn, Sißerheitsnorrictung z 
anzubringen und die Bedienung einer seit r⸗ 
lichen Maſchine zu überwachen. RG. 

Als wichtiger Grund zur Kündigung eines Geſell⸗ 
ſchaftsvertrags kann auch die B Befürätung bo von 
Vermögensverluſten gelten. 


VII 


i Geſellſchaftseinlage in eine Dun 255 


lehens 

Verbür Jung für die Schuld eines anderen aus 
einer Verſteigerung: iſt der Formvorſchrift des 
8 766 BGB. genügt, wenn der Bürge zur An⸗ 
erkennung feiner Verbindlichkeit jene, Unter⸗ 
1m chrift in eine hiefür beſtimmte Spalte des Vers 

eigerungsprotokolles geſetzt hat? 

Zu 88 812, 852 Abſ. 2 BGB.: Erlangung „auf 
Koſten“ eines andern bedeutet nicht Erlangung 
aus deſſen Vermögen; dem argliftig getäuſchten 
251 2 805 eines Grundſtücks haftet nach 8 852 

B. auch der an der bei der 
geen mitgewirkt und von dem Erwerber 
auf rundſtück Hypothek beſtellt N 


umfang der Sorgfalt, die der 5 
deur bei der Auſſicht über den ſog. „Krümper⸗ 
wagenbetrieb“ aufwenden muß. RG. 


Kann dem Hauseigentümer die Unkenntnis orts⸗ 


RG. 333 


196 


polizeilicher Vorſchriften als Verſchulden an⸗ 
RG. 228 


gerechnet werden? 


Haftung für Schäden aus dem Betrieb eines Per⸗ 
ſonenaufzugs: Verſchulden und Schuldgrund; 
mitwirkendes Verſchulden des Verung 05 


Wegeunterhaltungspflicht. Haftung einer Orts⸗ 
emeinde für die i eh einer Straßen⸗ 
ecke innerhalb einer Ortſchaft, die ein Ver⸗ 

bindungsglied einer Size iſt und ſelbſt 
die Eigenſchaft einer Diſtriltsſtraße beſitzt. 
Uebertragung der Unterhaltung einer ſolchen 
„Ortstraverſe“ durch die Diſtriktsgemeinde. als 
„Präzipualleiſtung“ an die ee e. Haf⸗ 
einer Ortsgemeinde; Verſchulden ihrer 
verfaſſungsmäßigen Vertreter: Aufſichtspflicht. 
Augsburg 


G. 476 


404 


Haftung einer Gemeinde, die eine Rodelbahn 1175 
ſtellt. RG. 109 


Streupflicht der Gemeinden bei Winterglätte. Be⸗ 
ſteht eine ſolche Verpflichtung dann, wenn durch 
e die Streupflicht den Anliegern auf⸗ 
erlegt iſt? Beſteht ſie insbeſondere für die 
Strecken des Fahrdamms, an denen ſich kein 
Anlieger befindet? RG. 

Unfall in einem Schulhof infolge ungenü art 
Verwahrung eines Lichtſchachtes (8 823 
8 367 Nr. 12 und 14 StGB.). . 

Unfall beim Unterricht. Grundſätze für die 9 
tung des Lehrers. 


Haftung des Gaſtwirts für die n 
innerhalb des Gaſthofs. Urſachenzuſammenhang 
und Beweislaſt. RG. 

eee einer hal, als Schutz⸗ 
pe ſetz i. S. des S 823 Abſ. 2 BGB. e 

es ſtudentiſchen „Waffenverrufs“. R 


4 


VIII 


Die Unterlaſſungsklage wird unſtatthaft, wenn im 
an des Rechtsſtreits die eee 


egfällt. 

1. Unterlaſſungsklage zum Schutze gegen 29 5 
rechtliche „ und Eingriffe, insbeſondere 
sch Ehrenkränkungen: kann der, gegen den 

ch ein anderer eines Schadenserſatzanſpruchs 
wegen abſichtlicher Täuſchung beruhmt, auf 
W nee ieſer Behauptung klagen 9 2. Kann 
eine Partei Ausſetzung des Verfahrens bis zum 
Ausgang eines anderen Verfahrens beanſpruchen, 
durch das ſie Stoff zur Stellung neuer Beweis⸗ 
anträge zu gewinnen hofft? RG. 48 


Haftung der Perſon, die bewußt aus der Ver⸗ 
fehlung eines Anderen nach 8 826 BGB. für 
ſich Nutzen zieht. OLG. Augsburg 205 
Buläffigfeit von Kartellbildungen. Unerlaubte 
Mittel zur Erwirkung von ee 127 


Der Tatbeſtand des 8 830 Abſ. 1 Satz 2 BGB. 
liegt nicht vor, wenn mehrere Männer zu ver⸗ 
W Zeiten mit einer Frauensperſon den 

eiſchlaf vollziehen. RG. 

Inwieweit haftet eine Gemeinde für einen Unfall 
bei dem Betrieb einer ihr gehörigen Straßen⸗ 
bahn, deren Leitung ſie einem andern über⸗ 
tragen hat RG 

Wird die Gemeinde Tierhalterin, wenn die Orts⸗ 
polizeibehörde aus ſeuchenpolizeilichen Gründen 
frei umherlaufende Hunde einfangen läßt? Hört 
der Eigentümer damit auf, Tierhalter zu 90 7 5 

1 

Zu 8 836 BGB.: zum Begriff „Ablöſung“: Be⸗ 
deutung einer mitwirkenden menſchlichen Tätig⸗ 
keit; Zufammenhang zwiſchen Ablöſung und 
Verletzung. RG. 378 


Urſächlicher Zuſammenhang zwiſchen der Ab⸗ 
löſung von Teilen 5 Werkes und dem Schaden. 


Inhalts verzeichnis der Zeitſchriſt für Rechtspflege in Bayern. 


| 


(Deichbruch, 8 836 BGB.). RG. 462 


Satan en Gemeinden für den Zuſtand ihrer 
Gebäude. Vorausſetzungen für den Entlaſtungs⸗ 
beweis (8 836 BGB.). RG. 354 

Verletzt der Richter eine Amtspflicht, der eine im 
Privatklageverfahren notwendige Zuſtellung 
nicht anordnet? Urſächlicher eee 5 

12 

Inwieweit darf der Notar die Vorbereitung eines 
Rechtsgeſchäfts dem Bureauvorſteher überlaſſen? 
Pflicht des Notars, die Beteiligten zu befragen, 
aufzuklären und zu belehren. RG. 196 


Haftpflicht des Rechtsanwalts, der bei der Er⸗ 
hebung einer Wechſelregreßklage die Ungültig⸗ 
keit des Proteſtes über ſehen hat; wen trifft die 
Beweislaſt, wenn der Anwalt behauptet, daß 
das Regreßrecht auch dann verloren gegangen 
wäre, wenn er die Ungültigkeit nicht überſehen 
hätte und der Wechſel neuerdings proteſtiert 
worden wäre? Umfang der Erſatzpflicht. RG. 422 


Haftpflicht des Rechtsanwalts, der es unterlaſſen 
hat, ſeiner Partei zur Berufungseinlegung gegen 
ein fehlerhaftes Urteil zu raten; wann kann in 
dieſer Unterlaſſung ein Verſchulden erblickt 
werden! RG. 421 


Was iſt unter der Möglichkeit, auf andere Weiſe 
Erſatz zu verlangen“, i. S. des 8 889 Abſ. 1 
Satz 2 BGB. zu verſtehen? RG. 299 


Schadenserſatzanſprüche wegen fahrläſſiger Ver⸗ 
letzung eines Kindes: iſt es für die Anſprüche 
des Kindes und ſeines Vaters von Belang, daß 
die Mutter des Kindes den Schaden En 


ſchuldet hat? f 
Unſallanſprüche einer Witwe. OLG. München 


1913 


c) Sachen recht. 


Kann die Verpflichtung, den Rang einer durch 
Rückzahlung künftig entſtehenden Eigentümer⸗ 
hypothek einer Nachhypothek einzuräumen, durch 
Eintragung im Grundbuche peliert m werden? 
Auf Grund welcher Vorſchrift? (GBO. 8 40; 
BGB. 8 883 Abſ. 1 Satz 3, 8 1179). Ob“. 359 

3 A ein Grundſtück? (BGB. 

8 890 Abſ. 1: GBO. 8 4: DAG BAe. 8 314 
Abſ. 2 8 228; Hyp®. v. 1822 8 120). Ob LG. 338 


ee ee für den gutgläubigen Erwerb 
einer Sache, die mit dem Pfandrec t eines Ver⸗ 
mieters belaſtet iſt. RG. 


Wie iſt die Auflaſſungserklärung zu faſſen, wenn 
bei der freiwilligen Verſteigerung eines Grund⸗ 
ſtücks der Anſteigerer erklärt, das Grundſtück 
nicht für ſich, ſondern für einen Anderen er⸗ 
worben zu haben, der anweſend iſt und zu⸗ 
n und wenn in den Verſteigerungsbe⸗ 

ngungen eine ſolche sun sugelaflen un 
B. 8 925; GBO. 8 20 


95 in der Uebernahme = ER. = 
dienende Grundſtück von dem herrſchenden durch 
einen Zaun oder eine Mauer abzugrenzen, unter 
allen Umſtänden die Verpflichtung des Eigen⸗ 
tümers zu einer dem 8 1018 BGB. widerſtre 1 
den Leiſtung? Iſt die mangelhafte Faſſun ung 
nie ene in einer Notariatsurkunde 
immer ein Grund zur Ablehnung? ( DAGBUE. 
8 553). Darf eine Dienſtbarkeit auf Antrag 
des Verpflichteten auf deſſen e einge⸗ 
tragen werden, wenn die dingliche Einigung mit 
dem e noch offen ſteht? (BGB. 8 873: 
GBO. 88 19, 20). Obs G. 

Wie iſt der Gläubiger bei der Eintragung einer 
Hypothekforderung zu bezeichnen, wenn er ge 
ftorben und über ſeinen Nachlaß der 5 
eröffnet iſt? (BGB. 8 1115: KO. 88 1. 6, 81, 
113, DAG Ae. 88 150, 259, 262, 401, 405, 407, 
421, 428). Obs G. 445 

Verzicht des Gläubigers einer Geſamthypothek 
auf die Hypothek an einem Grundſtücke. Werden 
damit die anderen Grundſtücke frei? Iſt 8 1165 
BGB. auf den Fall des 8 1173 Abſ. 2 BGB 
entſprechend anzuwenden? RG. 477 


Umwandelung einer nicht ganz valutierten Bau⸗ 
geldgrundſchuld in eine Hypothek, verbunden mit 
Abtretung des nicht valutierten Teiles an einen 
neuen Gläubiger: bedarf es zur Umwandelung 
der Mitwirkung des letzteren? — 2. Welche Be⸗ 
deutung kommt in dieſem Falle bezüglich des 
abgetretenen Teiles einer Vormerk kung zu, die 
den Anſpruch eines Nachhypothekars auf Löſchung 
für den Fall ſichern ſoll, daß der Grundſchuld— 
gläubiger (Baugeldgeber) Valuta nicht gewahrt 
oder daß Grundſchuld und Eigentum ſich in 
einer Perſon vereinigen? RG. 355 


G. 445 


93 


— 


d) Familienrecht. 


Dürfen Frau und ee ee den Mann 
durch Detektivs überwachen laſſen? RG. 


Die Aufhebung der ehelichen Lebensgemeinſchaft 
beſeitigt nicht die Pflicht der Frau, aus dem 
Vorbehaltsgut dem Mann einen Beitrag zur 
Beitreiturg des ehelichen Aufwands zu leiſten. 

RG. 90 

Wenn Ehegatten getrennt leben, hängt der An— 
ſpruch auf Entrichtung einer Geldrente oder 
eines Unterhaltsbeitrags gemäß 8 1361 BB. 
nicht von einer Aufforderung zur Herſtellung 
des ehelichen Lebens ab. OLG. Bamberg 115 


Wodurch endigt die Schlüſſelgewalt der Ehefrau? 
Iſt die Frau beeinträchtigt, wenn der Mann 
in das Güterrechtsregiſter eintragen läßt, daß 
er der Frau die Schlüſſelgewalt entzogen habe, 
obwohl dieſe aus einem anderen Grunde 7 
fiel? (S 1357 BGB.). ObLG. 

Zu 8 1578 Abſ. 1 BGB.: welche Art von Er⸗ 
werb kann der geſchiedenen Frau zugeng gt 


werden? . 357 


Kann der in allgemeiner Gütergemeinſchaft lebende 
Ehemann bei dem Erwerb eines Grundſtücks 
in der Erwerbsurkunde wirkſam beantragen, daß 

er und ſeine Frau als Miteigentümer in all⸗ 
gemeiner Gütergemeinſchaft 98.325 werden? 
(822 Abf. 2, 8 29 Satz 2 GB.: * Abſ. 1 
Saß 2, Abſ. 3, 88 1443, 1459 BGB). Obe. 

Zinserhöhung für ein auf einem Geſamtgutsgrund⸗ 
ſtücke ruhendes Hypothekkapital. Unterwerfung 
unter die ſofortige Zwangsvollſtreckung für eine 


auf dem Geſamtgutsgrundſtücke laſtende Hyvo⸗ 
ObL G. 480 


thekforderung. 

Klage der Frau gegen den Mann auf Rechnungs⸗ 
legung über die Verwaltung des Geſamt⸗ 
guts nach Beendigung der i 
(88 1443, 1456, 1471, 1472, 260 BGB.). 


I. Syſtematiſches Verzeichnis. IX 


auf Erfüllung eines Vermächtniſſes oder einer 
Auflage das ihm in 8 1992 BGB. gegebene 
Recht geltend machen will, beweiſen, daß der 


Nachlaß nicht ausreicht und daß die Ueber⸗ 
ſchuldung auf Vermächtniſſen und Auflagen be⸗ 
380 ruht ꝰ RG. 380 


| Die durch Verfügung von Todes wegen ange 
| ordnete Ausſchließung eines Abkömmlings von 
der Erbfolge hat nicht die Ausſchließung des 
gengen Stammes zur Folge. Unter welchen 
orausſetzungen iſt eine Ausnahme von dieſem 

Grundſatze anzunehmen? RG. 358 
Kann der Nachlaßgläubiger a des Nachlaß⸗ 
konkursverfahrens ſeinen Anſpruch durch ne 

gegen den Erben geltend machen? RG. 357 
Erſtreckt ſich die Herausgabepflicht des Erben nach 
8 1990 Abſ. 1 Satz 2 BGB. auf Gegenſtände, 


381 


urn Beſtandteile in Händen hat? Kann der 
achlaßgläubiger bei unzureichendem Nachlaſſe 
verlangen daß der Erbe Rechte an Nachlaß⸗ 
grund kücken beſeitigt, die er als Entgelt für 
die Veräußerung des Nachlaſſes erworben 926 ? 


Wie können ſich Gatten in allgemeiner Güterge⸗ 


OLG. Nürnberg 75 meinſchaft mit gemeinſchaftlichen Abkömmlingen 
Befugniſſe einer in Fahrnisgemeinſchaft lebenden egenſeitig den unbeſchränkten Genuß des Ge⸗ 
un 195 ber, 3 en Don ſamt⸗Vermögens ſichern? Obs G. 24 
run en f ‚ „ a 0 Verpfändung des Anteilsrechtes des auf einen 
1443, 1455, 1459, 1460). ObLG. 337 Bruchteil der Erbſchaft berufenen Nacherben. 
Wie kann die Vermutung des 8 1591 Abſ. 1 BGB. Obe G. 480 
beſeitigt werden? Gibt es eine geſetzliche Ver⸗ Wie weit kann bei der Teſtamentsauslegung 8 2069 
mutung für die Fortdauer eines tatſächlichen BGB. ausgedehnt werden? Steht die Annahme, 
Zuſtandes? RG. 253 daß die Abkömmlinge eines eingeſetzten Erben 
Wann 1 die Friſt für die Anfechtung der als deſſen Erſatzerben berufen ſind, im Wider⸗ 
Ebelichkeit? (8 1954 Abſ. 2 BGB.). RG. 252 pruch mit der Annahme, daß die Erben nach 
Kann ein unverheiratetes Kind von den Eltern räpfen zu teilen haben? Kann aus der Auf- 
verlangen, daß ſie kur Unterhalt im anderer Art a een ee S a 
als durch Entrichtung einer Geldren e gew 135 ſchloſſen werden? Obs G. 25 


Beſchränkung des Vaters in der Gewährung der 
. in die Vormundſchaftsakten bei einem 
Verfahren nach 8 1666 BGB. (8 34 San 

Regelung des perſönlichen Verkehrs mit dem Kinde, 
wenn die Eltern während des Scheidungsprozeſſes 
durch so die Verfügung über das Kind 
einem Teile übertragen haben. ObLG. 

Kann das deutſche een A den per⸗ 
ſönlichen Verkehr zwiſchen einem Ausländer und 
feinem Kinde regeln ($ 1636 Satz 2 BGB.)? 
Kann der Ausländer einen Anſpruch auf Re⸗ 
gelung des perſönlichen Verkehrs mit dem in 


im Prozeßwege geltend machen? 423 


Honorarforderung eines Rechtsanwalts für die 
Führung einer Vormundſchaft auf Grund der 
Zuſicherung des Vormundſchaftsgerichts (BGB. 
8 1836). Obs G. 


e) Erbrecht. 


Iſt das inländiſche Nachlaßgericht mit dem ganzen 
io eines Deutſchen befaßt, der über ſein 
inländiſches und ausländiſches Vermögen durch 
verſchiedene Teſtamente verfügt hat? Muß bei 
der Berechnung der Gebühr für die Teſtaments⸗ 
eröffnung auch das ausländiſche Vermögen heran⸗ 
gezogen werden? (BGB. 53 1922, 2253, 2258, 
2353: EG. BGB. Art. 24, 28; Oeſterr. BGB. 
88 531, 532, 300; NachlG. Art. 3; NachlO. 
88 42, 49 ff.; GebG. Art. 111). Obe G. 

Zu 88 1990, 1991, 1992 BGB.; 58 780, 781, 785 
BRD. Muß der Erbe, der gegenüber der Klage 


b 
G. 426 2087, 2084). Obs 
| 
| 
| 


die der Erbe an Stelle des Nachlaſſes oder eins 
| 
| 


en. der häuslichen Gemeinſchaft i. S. des 82028 

| GB. Anwendung des 8 2028 auf Ron 15 

201 Welche Rechte hat der Gewalthaber des Erben 
gegenüber dem Teſtamentsvollſtrecker zur Ver⸗ 
e ſeines ſeßlichen Nutznießungs⸗ 
rechtes? Wie verhält es ſich damit, wenn die 
444 ya des Erbteils dem Gewalthaber 1 05 


dem Erblaſſer entzogen ift? 


Kann der Teſtamentsvollſtrecker die Einziehung 
| des Erbſcheins beantragen? Wie iſt die Te⸗ 
| 
| 
| 


401 


ſtamentsbeſtimmung aufzufaſſen: „Was nach 
Abzug aller Legate uſw. übrig bleibt, ſoll zu 
frommen und wohltätigen Zwecken verwendet 
werden“? Liegt in der Zuwendung einer be= 
beſtimmten Summe eine Erbeseinſetzung? 
(BGB. 88 2364, 2361, 2353, 2147 ff., 2193, 117 185 
Stellung des Teſtamentsvollſtreckers im Rechts⸗ 
ſtreit. Wechſel des Teſtamentsvollſtreckers 
während des Rechtsſtreites. RG. 277 
Anfechtung eines Erbverzichts-Vertrags wegen 
eines Irrtums bei der Berechnung der Ab⸗ 
findung. RG. 
1. Der Pflichtteilsanſpruch iſt unbeſchränkt ab⸗ 
tretbar. 2. Wer ein gültiges Teſtament an⸗ 
| erkennt, verzichtet damit nicht auf den Pflicht- 
teeilsanſpruch. RG. 171 
„Wer im Falle der Nr. 4 des 8 2339 Abſ. 1 BGB. 
172 die Erbunwürdigkeit mit der Behauptung bes 
ſtreitet, daß der Fälſcher durch die Fälſchung 
den wahren letzten Willen des Erblaſſers habe 


253 


X 


. wollen, muß den Beweis für a 
Behauptung erbringen. G. 276 
Darf der Antra 


des Gläubigers eines = 
ftorbenen aut 


usſtellung eines Erbſcheins ohne 

weiteres abgewieſen werden? Welche Gründe 

nen in Bayern beiteben, einem ſolchen An⸗ 
ſtattzugeben, obwohl er e ift? 
8. 88 742, 291; BGB. 88 2354 b 


1640; NachlG. Art. 1, 3, 4; NachlO. 8 800 


172 
Iſt ein 8 8 8 beſchränkter Erbſchein nach 
88 2353— 2369 des BGB. allgemein 95 10 ? 00 


) Einführungs⸗ und Uebergangsrecht. 


ed n na 155 Inkrafttreten 
und vor der Einfü 8 8085 des Liegen⸗ 
ſchaftsrechts? (Art. 189 1 EG 
OLG. Aung 204 
8 1571 Abſ. 1 Satz 2 BGB. greift 185 auch bei 
Scheidungsgründen aus der Zeit vor dem 1. Ja⸗ 
nuar 1900 und in die zehnjährige Ausſchlußfriſt 
iſt die vor dieſem Zeitpunkt liegende Zeit 90. 


zurechnen. 47 
Form des in Deutſchland errichteten . 
eines Oeſterreichers. RG. 128 


Ausſchluß des geſetzlichen Erbrechts des Ehegatten 
durch eine vor dem 1. Januar 1900 errichtete 
letztwillige Verfügung. Auslegung einer ſolchen 
Verfügung. RG. 148 
Die rechtlichen Vorausſetzungen der Grundteilun 
nach T. III Tit. 31 88 8 und 17 des Frän 
OLG. Bamberg 203 


B. Landesrecht. 


Rechtsbeſtand einer im Gebiete des Bayer LR. be⸗ 
een Dienſtbarkeit, auf beſtimmten Grund⸗ 
ücken eines Anderen den vorhandenen Spat⸗ 


ſtein auszubeuten. Ob G. 151 
Sind die Art. 5 ff. G3. auch auf eee 
anwendbar? ObLG. 112 


Wirkung des Art. 1 des Geſ., die Ueberleitung 
der Hypotheken betr., vom 15. Mai 1906. OLG. 280 


2. Handelsrecht. Geſellſchaftsrecht. Wechſelrecht. 


1. Haftet ein Kaufmann für die Verbindlichkeiten 
eines Geſchäftes, das mit ſeiner Billigung nach 
außen hin als feine Zweigniederlaſſung auf⸗ 
getreten iſt? 2. Nach dem Rechte welches Staates 
richtet ſich die 1 von Anſprüchen, die 

egen den inländiſchen Kaufmann aus der Be⸗ 
1 eines Auftrags für das als ſeine Zweig⸗ 
niederlaſſung auftretende ausländiſche DEREN 
erhoben werden? 

Rechtsanſpruch der Angeſtellten auf die = 

Weihnachtsgratifikationen? RG 

eee für die Anwendung des 8 302 
Abi. 4 HGB.: „Beteiligte“ und „verteilbares 
3 i. S. dieſer Vorſchrift Umfang der 
Prüfungspflicht des Regiſtergerichts beim An⸗ 
trag a uf E Erneueru 2 der Liquidation einer Als 
tiengeſellſchaft, Beſchwerderecht der Beteiligten 
bei ru oder Abweiſung des Antrags 
(88 12, 20 Ob“ G. 94 

Beifügung des N zur Firma der Zweig⸗ 
niederlaſſung, wenn der Doktortitel zwar am 
Orte der Hauptniederlaſſung aber nicht am Orte 
der Zweigniederlaſſung geführt werden darf. 


G. 110 


LG. 338 


Darf das Regiſtergericht für eine G. m. b. H. einen 
Geſchäftsführer beſtellen? (8 29 BGB.: CG. 
HGB. Art. 2; 88 6, 46, 66 GmbH G.). Obs G. 256 


. 
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Inhaltsverzeichnis der Zeitſchrift für Rechtspflege in Bayern. 1913. 


Erwerb des Eigentums an den von einem Kom⸗ 
aug eingekauften Wertpapieren: Ueber⸗ 
Ron eines Stückeverzeichniſſes (88 3 m 100 55 


5 is Abtretung von Geſchäftsanteilen einer 
m. b. H. bei einem eee 


Klage auf Za ai der Wechſelſumme ohne Beſi 
9g Wich 5 1 0 hf 5 1157 


3. Haftpflicht. Berſicherungsrecht. 
Betriebsunfall auf dem Wege von einem au ge 
zum anderen. Begriff der ſog. „Bahneile“. 


Betriebsunfall auf der Straßenbahn (Unfall einer 
Perſon, die eine andere beim Eınjteigen ſtſc 


444 


Wird die in einem e für 
die Anſprüche hieraus geſetzte Ausſchlußfriſt 
dadurch verändert, daß gegen den Verſicherten 
wegen Brandſtiftung un I Betrug 8 ein Straf⸗ 
verfahren eingeleitet wird d Wirkt eine Ver⸗ 
ſäumung der Ausſchlußfriſt durch Verſchulden 
des Vertreters des Verſicherten gegen den Ver⸗ 
ſicherten? (VVG. 8 12 mit Art. 4 Nr. 2 EG. 
VVG.; 88 278, 157 BGB.). LG. 152 


4. Gewerberecht. 


Die Gaſſenſchenke des Bierbrauers in ſeinem An⸗ 
weſen, in dem gleichzeitig ſein Pächter eine 
genebmigte Schankwirtſchaft ausübt, iſt keine 

chankwirtſchaft, ſondern ein Kleinhandel mit 

Getränken; Sonntagsruhe; Verhältnis des 8 41 a 
zu 8 105 GewO. egriff des fortgeſetzten Kr 
gehend und feine Anwendung auf die 88 105 b 
und 139 e und f GewO. ObLG. 

Umfang des Rechtes der Bierbrauer der Pfalz 
zum ln Ausſchank ihres eigenen 

rzeugniſſes 

Umfang des Rechtes der Bierbrauer im rechts⸗ 
rhemiſchen Bayern zum Ausſchanke des eigenen 
Erzeugniſſes: ein Brauer, der auf feiner auf 
dem Lagerkeller ſtehenden Brauſtätte eine nach 

33 GewO. erlaubte Schank⸗ oder Gaſtwirt⸗ 
chaft betreibt, kann ſein Bier an keiner anderen 
Stätte ohne ſolche Erlaubnis ausſchenken. ObL G. 307 

Der Beſitz einer realen e 
ſelbf in München gewährt auf keinen Fall von 
elbſt die Befugnis die Roſogliobranntweine an 
einer anderen Stätte als der ihrer Erze g 


51 


G. 304 


auszuſchänken. 29 
Verhältnis des 8 117 Abſ. 2 zur zu 8 115 a 
GewO. und zu 8 2 Lohn BG RG. 197 


Wettbewerbsverbot für einen nicht gegen feſte 
Bezüge angeſtellten Gewerbegehilfen; welche 
Grundſätze gelten hiefür, beſonders bei Be⸗ 
endinung des Dienſtverhältniſſes durch den 
Dienſtberechtigten? RG. 149 


5. Gerichtsverfaſſung. 


1. Kann bei Eröffnung des Hauptverfahrend wegen 
eines Vergehens nach $ 74 Vieh SG. die Ver⸗ 
handlung und Entſcheidung dem Schöffengericht 
fie werden? 2. Schützt Unkenntnis der 
ſeuchenpolizeilichen Anordnungen vor Beſtrafung 
auf Grund des 5 74 Abſ. 1 Nr. 3 A ? a 

Umfang der Rechtshilfepflicht. Kann das Prozeß⸗ 
gericht das Rechtshilſegericht um Beiordnung 
eines eee zu einer Beweisaufnahme 
erſuchen? RG. 70 


I. Syſtematiſches Verzeichnis 


Bu 5 G. Nr. 1 StPO., 88 61, 62, 63, 65 und 69 
G.: Ordnungsmäßige Beſetzung einer a 
ee RG. 
Kann das Bräfidium des Landesgerichts bei einer 
Strafkammer eine Unterabteilung bilden? RG. 479 


Die N gegen eine Ordnungsſtrafe 10 
nur dem Beſtraften zu (8 183 GVG.) . Obs G. 465 
Ordnungsſtrafen nach 8 179 GVG. 
R 5 OLG. München 203 
In welchem Umfang iſt ein bayeriſcher Weinkon⸗ 
trolleur Silfsbeamte der eee ? 8 


6. Zivilprozeß. 


Parteifähigkeit gewerkſchaftlicher Verbände (einer 
ahlſtelle“, a „Gewerkſchaftskartells“) und 
deren Haftun r den durch einen Boykott ans 
N S 1 5 insbeſondere im Fall eines 
oykotts, den fie unternommen haben, um den 
Arbeitsnachweis in ihre Hand zu l 


Die Koſten mehrerer 5 ſind auch zu 
erſtatten, wenn der Wechſel des Anwaltes nicht 
ae notwendig ift, ſondern nur eintritt, 
weil der Partei nicht mit Grund zugemutet 
werden kann, ſich ferner der Hilfe ihres bis⸗ 
herigen Anwaltes zu bedienen. OLG. Augsburg 342 


reed eines auswärtigen Anwalts (5 90 8 Abſ.2 


45 


1. Behandlung der 1 des Verfahrens zur 
Beweisſichexung. 2 Zurückverweiſun bu | das 
BerG. im Falle des 538 Nr. 3 BRD. RG. 379 

Kein Erlöſchen der Prozeßvollmacht durch die 
Konkurseröffnung (88 23 KO.: 168 
86, 246 ZPO). SG. München 465 

aan = en Verhandlung und des 


Al 


Was iſt unter „Klage“ im Sinne von 8 538 Abſ. 1 
Nr. 3 ZPO. zu verſtehen? OLG. Augsburg 258 
Begründung der Reviſion, wenn ein aer nur 
vorſorglich geltend gemacht wird. NG. 299 
1. Wann endigt die Friſt für die Reviſionsber rün⸗ 
Img, Daun die Reviſionsfriſt mit dem letzten 
2 Nuß ft des Monats Februar abgelaufen iſt? 
uß ſich der gellionar einer Hypothekforde⸗ 
rung von dem Schuldner eine von dieſem mit 
dem urſprünglichen Gläubiger getroffene Ab⸗ 
e entgegenhalten laſſen, wonach die For⸗ 
berumg mit einer künftigen a 
Schuldners verrechnet werden ſoll? 
Zuläſſigkeit einer nachträglichen Streitwertsbe⸗ 
ſchwerde; Wert eines Fiſchereirechts. 
OLG. München 258 


a welchen Vorausſetzungen kann im Eheproze 
in der a ein Verſäumnisurtei 
erlaſſen werden RG. 4 
Darf der Entmündigungsbeſchluß an den wegen 
Geiſtesſchwäche Entmündigten im Erſatzwege 
zugeſtellt werden? (ABO. 58 660, BE 1185 


Anerkennung eines ruſſiſchen Eheſcheidungsurteils 
in Deu tſchland Obs G. 7 


Fällt der en des 8 717 Abſ. 2 ZPO. unter 
en 85 8008.5 der unerlaubten Handlung i. S. des 
RG. 150 


1 der e ach 8 726 
G. Paſſau 134 


Umfang der Vollſtreckungskoſten nach ri 188 ZW. 
OLG. München 75 


Wie iſt Di. Pfändung von Tieren erſichtlich Nh ar- 


1 der Öogelneriitherunnden ha? 
un 426 
Eintragung einer Zwangshypotbek auf den Grund⸗ 


dietbntſch id n Berück ſichti Ss ars 1 ücken einer aufgelöſten offenen HG. vor der 
ie eidung; Berückſi wirken⸗ 
den Ver Gulden 8 128, 136 fl, 139 286, 539 erichtigung des Grundbuchs. ObL G. 464 
5 8 254 BGB.). OLG. Nürnberg 403 10 105 In dur auf Grund 9 57 
rreſtbefe ie in 
e n. A 820. Mute 308 für den Vo Uno de des een gelebte Friſt 
von einem Monate e Erlaſſung oder 


Keine Unterbrechung der N na 
Rechtskraft des Urteils (8 244 ZPO 90 zus 
OLG. München 385 


Berichtigung von Parteiverſehen (8 319 ZPO.). 
OLG. München 114 
Ablehnung eines Sachverſtändigen: Muß das Ge⸗ 
richt ein Ablehnungsgeſuch durch beſonderen Be⸗ 
gun beſcheiden oder genügt die Zurückweiſung 
im Urteil? Welches Rechtsmittel ſteht der Partei 
zu, wenn das OLG. das letztere Verfahren ein⸗ 
geſchlagen hat? Wann und wie iſt das Ab⸗ 
lehnungsgeſuch anzubringen? RG. 300 
N von Rechtsbegriffen in den zugeſ * 5 


se gegen ein über Klage und Wider⸗ 
klage 1 Urteil: iſt fie gegen den über 
die eine von beiden entſcheidenden Teil des 
Urteils auch dann noch zuläſſig, wenn die Be⸗ 
rufung durch Teilurteil zurü gewieſen iſt, ſo⸗ 
weit ſie gegen dieſen Teil des Urteils gerichtet 
war? — Neuer Anſchlußberufungsantrag nach 
Zurückweiſung des erſten. RG 


Zuläfſigkeit einer Berufung, die wegen nachträg⸗ 
licher engen der e auf den Koſten⸗ 


G. 109 


3 
G. 485 3850. 
machen 
gung. 
Hen 
Pf 


punkt beſchränkt wird. RG. 129 


Sachverſtändiger in der 


Nochmalige Beeidigun 
tillſchweigender Verzicht 
RG. 129 


Berufungsinſtanz. 
arauf. 


| 


| 


ſtellung des Mfandun Wbeſchluſfeg innerhalb 
der Frust gewahrt (8087988580, J, Ob 425 


n dürfen nur für 
936 45 0.2 werden. 


8 859859 1155 


a 
G. München 114 


Zuſtellung einſtweiliger Verfügungen vor dem 
ollzug im Falle der 9 7887 888) einer Hand⸗ 
lung (83 936, 928, 929, 88 
8900 Nürnberg 155 


Nichtigkeit des Schiedsvertrags, Unzuläſſigkeit des 
san die tlichen Verfahrens, Schadenserſatz 
die Koſten an ann 888825 
(SS 1037 ff., 1046, 1 2 
249 ff. B B., 16 G80) 8960 ee 258 
Ernennung von Schiedsrichtern durch das Gericht, 
Vorſchläge der Beteiligten, Gerichtskoſten des 
9 terlichen Verfahrens (83 1029, 1045, 
91 8PO.). OLG. Nürnberg 310 


deen bei ne 


7. Konkursverfahren. 


Welchen Einfluß haben die Konkurseröffnung und 
ein Zwangsvergleich auf einen Anſpruch, der 
auf Befreiung von einer Schuld und auf Bes 
wirkung einer Hypotheklöſchung gerichtet 15 11 


5 


XII Inhaltsverzeichnis der Zeitſchrift für Rechtspflege in Bayern. 1913. 

8998 der Unentgeltlichkeit i. S. des 8 32 Nr. 1 10. Grundbuchweſen. 

Bebanblumg, daten, G8 ängenber Anträge durch 
amt. e Verzögerung; 

Anfecht * —— ’ Mitderſchulden des Fr als, Ro 21 
nfe ung De eiſtgebo ei der wang ver⸗ 
ſteigerung wegen Irrtums; Beſchwerde im e 508 Cache des Bol ne 
Zwangsverſteigerungsverfahren; neuer ſelbſtän⸗ gerichts um argen es Erſtehers ablehnen, 
11 ie ke f. N Be⸗ wenn nicht der Erſteher, ſondern eine andere 

werde: prozeßrechtlicher Verſtoß als neuer Perſon als der neue Eigentümer bezeichnet wird? 
Beſchwerdegrund (88 71,81, 83 Nr. 1, 96 ff. ZVG., 
8 568 1 ZPO.). OG. Nürnberg 28 G80. 8 39; Zw G. 8 130). Ds. 279 

Können ſich ga De En ago he zur en daß 11. Gerichtskoſten. Gebühren. 
verwaltung die eteiligten Dapın einigen, a 
bei der Verteilung der Ueberſchüſſe entgegen e der Scheid ac (8 98 en 154 
der geſetzlichen Ordnung auch am Verfahren 
nichtbeteiligte Gläubiger berückſichtigt werden? Ueber eine Beſchwerde gegen den Beſchluß as 

LG. München I 404 LG. hinſichtlich des nach 8 101 © landes 

Ueberſchüſſe der Zwangsverwaltung dürfen nicht fir einen on wee 1 asg der, Obere 
sur Vecfteigerunnsmafte gezogen us 8 127 nbedgeriät | ondern in berianbeögericht zu 
potpeiglaudiger uberivielen wer en me ſolche 
Ueberweiſung iſt unwirkſam; 8 836 ZPO. kann ei (GKG. 84; Geb®. Art. 4585088 232 
nicht auf ſie angewendet en RG. 71 Eri d Beſchwerd N Gerichts⸗ 

Bufanmentzeffen von Zwangsverwaltung und Kon⸗ toſtenan 7 mlandezgeſezlicher Geb 0 Gebübrenzu⸗ 

kursverfahren. Auswa [bed Biwang sverwalters. ſchlag für aer g. leiche, Zuständigkeit und 

Kann der Gemeinſchuldner ge ie Beſtellung Verfahren die Beſ werde hierüber, Vor⸗ 

des Konkursverwalters an at außleßumgen 41 die Erhebung des 19 85 lags. 
Beſchwerde einlegen? die Erträgniſſe Verhältnis der Gebühr 57 al emeine Schuld⸗ 7 
des Apot N in die Konkursmaſſe oder verträge zu der Gebühr e = 

in die Maſſe der Zwangsverwg 00 f berg 309 | tagungen, Form der 9 über die Ver⸗ 

Aer 18189 zum Erwerb ED 880 En 

9. Sreiwiige Gerictäbarteit 143 14 Gebch Je A 106, 
Zwangserziehnng. 9090 ürnberg 234 

Vor ausſetzungen der Beſtellung eines Abwe ene Eine bei einem Daberijchen ed! zirht ambinnige 
beitöpficg ee, Beichwerde e geoen eine den Vormundſchaft iſt i. S abc un 
ale 15 Beftelhmg ei eines Sage und der Art. 87 und 88 Gebe auch dann be⸗ 
ablehnende B. endigt, wenn ſie von einem nicht baveriſchen 
86 39, 37, 36, om 57 2.8 3). G. 464 Gericht übernommen wurde. Ob. 

ele be mem gg e STERNE 

ogenen, die 5 ung de eins an⸗ 

128 5 landgerichtlichen Beſchluß, wenn Er⸗ Befitz Bͤbg. München 341 
1 eines mit dem eingezogenen gleichlauten⸗ Der Rechtsanwalt, der die Verteidigung im Vor⸗ 

Erbſcheines beantragt wird. Unzuläſſigkeit verfahren und Ipäter in der 1 de 86991200 
25 Vertretung des in einem Teſtamente bedachten fährt, „kann nicht bloß die Gebühr des 8 63 RAGO 
Kindes durch den Vater bei der Verteidigung ondern auch die des 8 67 beanſpruchen. Die 
des Teſtaments, wenn hierin dem Vater Ver⸗ Gebühr des 8 67 iſt unabhängig von der Vor⸗ 
waltung und Nutznießung des dem Kinde 0 95 einer ſelbſtändigen namen 
5 Vermögens entzogen iſt (8 84 958 handlung. LG. München I 205 

1 A 0). 5 8 G. 202 Zur Auslegung des 8 72 RAGebo. Obs. 27 
e ilfe im Verfahren zur 1 er Welche Gebühren ſtehen einem Rechtsanwalte für 
Handelsregiſter. OLG. Nürnberg 133 die Abgabe einer Revifionsgegenerklärung 80. 

Wird im Verfahren der freiwilligen Gerichtsbar⸗ Ob 
keit die Weigerung eines Standesbeamten für Dem für e enen ren bevollmächtigten 
unberechtigt erklärt, die Eheſchließungserklärung Rechtsanwalt ſteht ein Anſpruch auf eine Ver⸗ 
wegen zivilrechtlicher Ehehinderniſſe entgegen⸗ gleichönebübr zu, wenn ex bei einem außer⸗ 
jenen, fo hat die bayeriſche ae gerichtlichen Vergleich nach Krüffmegg e d nc 
ein Beſchwerderecht (GG. 8 20; PStG. 8 11; verfahrens mitgewirkt hat nsbach 386 
Heim®. Art. 32; BRD. 88 632, 639. Oos G. 50 Wird bei der &wangöverfteigerung eines Grund⸗ 

In welcher Weiſe hat ſich der beurkundende Notar ſtücks der 1905 chlag verſagt, ſo ſteht dem Notare 
Gewißheit n die Perſönlichkeit der Beteiligten ür die Tätigkeit bei der Verſteigerung neben 
u. 8 nn ertitellung der Perſönlichkeit | er Gebübr es Art. 52 Abſ. 1 die Seit ebühr 

„Sachkunde“ und durch einen anderen nach Art. 19 Abſ. 1, nicht aber die 8 59 755 
Vetelliäten RG. 333 Art. 52 Abſ. 2 NotGebO. zu. 74 

Können die Pfarr⸗ und Schulvorſtände weitere Die Notare können von dem 1 
Beſchwerde einlegen, wenn eine auf ihren An⸗ ſie auf Antrag in einer Strafſache Abſchrift einer 
trag angeordnete 5 J wech At. 2 vom LG. Urkunde erteilen, nicht Gebühren oder Abfſas 
888 wird? Art. 2, 3, 4, 6, 12; von 00 verlangen (Not G. Art. 22 Abſ. 2 
FGG. 88 29 Abſ. 2, u Abſ. 1 Nr. 9 und Abſ Y. Not Geb. Art. 3; NotGeſchO. 8 190). Obs G. 202 

Obs G. 360 ana welchen Vorausſetzungen erhalten die mittel⸗ 

Beſchwerderecht des Armenpflegſchaftsrats in baren 179 Tagegelder nach dem 8 14 

wangserziehungsſachen. Ob G. 481 3SGebo Obs G. 26 


I. Syſtematiſches Verzeichnis. 


Die Gebührenſätze des 8 5 3S50ebd. mb uns 
überſchreitbare Höchſtſätz be G. 51 
Gebühren für ärztliche Dienſtleiſtungen bei ce 
Was verſteht man unter Wartezeit? OLG. 232 
Gebühren der mit einem feſten Gehalt angeſtellten 
Gachverſtündigen. ObLG. 384 


12. Strafrecht. 
A. Reichs recht. 
a) Strafgeſetzbuch. 


a Vergehen nach 8 = Abſ. II StGB. 0 mit 
er mlegung des Wahlzettels in die Urne 
boffenbet. Einfluß Der ot gfeßerflänn 
einer Wahl auf die Wahlhandlung. R 
Verſtößt die Derlendung von Mahnſchreiben mit 
dem äußeren Anſehen a liter Bablungs- 
befehle gegen 8 132 S G. 334 
Auch eine ſchriftliche eidesſtattliche neee 
die eine Partei bei Gericht ohne vorherige An⸗ 
ordnung einreicht, fällt unter 8156 StGB. RG. 231 
Kann ein Vergehen der Beleidigung mit einem 
on eben gegen die 88 152 109, 154a GewO. 
ateinheit zuſammentreffen? RO. 112 


Beleidigung eines Geiſtlichen durch Verlaſſen der 
Kirche vor ſeiner Predigt. RG. 92 

Zu 8 193 StGB.: Wann iſt ein Redakteur zur 
Wahrnehmung fremder Intereſſen l 7 


Die 200 Oi hung € eines Urteils auf Grund des 
runde Die Gebühr des 

chtsanwalts r die Tätigkeit bei er Vers 
öffentlichung beſtimmt ſich nach 8 23 RUGEHD. 


Veröffentlichungsanordnung nach 8 200 StGB. 
bei Zuſammentreffen der öffentlichen Seeg 
mit anderen ſtrafbaren Handlungen. 


Wer aus 8 218 Abſ. 2 StGB. geſtraft wird, kann 
nicht auch noch als Anſtifter und Gehilfe der 
dung h Aue der gleichen Abtrei⸗ 

ſ. 1 mit 88 48, 49 StGB. 
geſtraſt u 3 a 

Zum Begriffe des Gewahrſams. RG. 151 

Welche ſtrafbare Handlung begeht, wer Gegen⸗ 
ſtände aus einem ehelichen e ins⸗ 
beſondere Holz zum Abhieb, von der zur Ver⸗ 
fügung nicht berechtigten Frau erwirbt? RG. 35 

Wann handelt der Täter „aus Not“ i. S. des 
8 248 a StGB.? RG. 111 


Betrug durch Verwendung einer Kaution im eigenen 
99 90 ifte? RG. 
Ide Verf 8.9 en eines Mangels i. S. 

460, 476 St B. ſtrafrechtlicher ve 5 


Betrug durch den Verkauf von Bildern, die eigen⸗ 
mächtig mit dem Namenszeichen des Künſtlers 
perſehen worden find; unter welchen Voraus⸗ 
ſetzungen iſt hier eine eee 


gegeben ? 

Macht ſich der zur Auszahlung der Darlehen be 
vollmächtigte Rechner eines Darlehenskaſſen⸗ 
vereins der Untreue ber f wenn er bei der 
Entnahme von Darlehen für ſich ſelbſt den ihm 
eingeräumten Kredit überſchreitet? RG. 199 

Sind die 88 317, 318, 318 a StGB. auf eine Bes 
chädigun oder Veränderung anzuwenden, durch 

ie der Täter nur die bei ihm eingerichtete 
Sprechſtelle aus dem Verkehr ausſchaltet? RG. 131 

Zum Zwecke des beſſeren Fortkommens i. S. des 

5 363 StGB. RG. 73 


XIII 


on des 8 370 Nr. 5 StGB. zu anderen 
Ken ſtrafba Bere Handlungen, namentlich zu 87 17 


W an „Oegenftänbe des 3 
lichen Ge brauchs“ i. S. der St B . Gb. 
vom 19. Juni 1912 (8 370 Nr. 5 StG Obe G. 202 


b) Nebengeſetze. 


Fahrläſſigkeit des Standesbeamten bei der lm 
von Ehehinderniſſen. 479 


1 des 97 71 8 5 10 
richtigung na re 
für ſeine Erkundigungspflicht 
en es gegen 8 153 GewO., wenn 8 ar 
einem Lohnkampfe die Kunden des Arbeit 
den Fall mit Boykott bedroht, daß 3 von 
m Arbeitgeber weiterhin Waren beziehen? RG. 198 


n für „ ſind kein un 
wand i. S. des 8 24 1 RD. RG. 255 
Zur b Post der a in Satz 2 des 
8 1 A RG. 359 
Liegt eine Boftportoßjnterziehung, vor, und wie iſt 
die Strafe ji berechnen, wenn a eine 
zahl verſchloſſener, nit an ref ierter Biete. be 
einem Paket durch die Eiſenbahn an eine Pe 
ſendet, die ſie nach Genta des Fabntraſe⸗ 
portes adreſſieren und verſchicken fol? RG. 301 
Was bericht man unter Privatpoſtbetrieb i. ©. 
des Poſt G. und des Geſetzes vom 20. Dezember 
1899 betr. einige 5 en der Beſtimmungen 
über das Poſtweſen: sur Srag e des ſubjektiven 
enden bei einer Verſehl 10 gegen I er 8 
dieſes Geſetzes. b G. 113 
Die een einer Patentverletzung er nicht 
dadurch ausgeſchloſſen, daß der Täter ſie in der 
eſchützt ſei nur die Vorrichtung, wie ſie in der 
Fei ichnung der Patentſchri miebergegeben, 15 1 


Wer iſt „Halter“ eines Kraftfahrzeugs, rde 
ſondere eines zu Probefahrten i überlafſenen F a 
zeugs? 91 

Kann im Falle der 8 1497 RVO. bei a 
mildernder Umſtände eine Gefängnisſtrafe aus⸗ 
geſprochen werden? RG. 72 

Gibt es einen ſtrafbaren Verſuch zu einem Ver⸗ 

brechen nach 8 5 Sprengft®.? RG. 73 

Vorſchriften über das Verhalten bei der „Schieß⸗ 
arbeit“ in Bergwerken ſind in der 17 5 keine 
Dar loriten über den „Verkehr mit preng- 


Verhältnis der 88 12 und 14 des Impfge 5590 
zueinander. bLG. 382 
Die in 88 17—30 Vieb SG. vorgeſehenen aan 
maßregeln können gegen jede übertragbare Vie 
ſeuche angeordnet werden, auch wenn eine An⸗ 
Fig nenen 5 be 11 beiſpielsweiſe gegen die 
RG. 335 


G. 111 


enüber einer gr 
Buran gen 
Ob G. 281 


uenza der Pferde. 
Bulätfigteit I der e perre bei ä der 
und Klauenſeuche be G. 95 


Verhältnis des 8 328, insbeſ ondere des 8 328 197 2 
StGB. zu 8 74 des neuen Viehſeuchen G.; welche 
von den beiden Beſtimmungen iſt das mildere 
Strafgeſetz i. S. des 8 2 Abſ. 2 StGB.? RG. 2 


Umfang der Verpflichtung der Viehhändler zur 


Nich dg. von Kontrollbüchern nach dem neuen 
ieh Begriff des Beſitzers nach 5115 
Geſetze. bL G. 341 


Unter welchen Vorausſetzungen darf ein appro⸗ 
bierter Bader, der die Meiſterprüfung im 
37 


Barbiergewerbe nicht abgelegt bat, in letzterem 
Gewerbe Lehrlinge anlettenꝰ 888 


Gewerbsmäßige Vermietun 
Schlafſtellen nach dem StG. 
Anwendung des 8 12 Nahr Mittel G. auf Nahrungs- 
mittel, die nur die Geſundheit kranker oder 
ſchwächlicher Perſonen zu ſchädigen geeignet 
find. Anwendbarkeit des 8 10 Nahr Mittel. 
bei Verwendung von Konſervierungsmitteln. 


Zu den 1 1 eignet die menſchliche Ge⸗ 
ſundheit zu beſchädigen“ (8 15 5 Mittel G.) 
und „verfülſchen “ (8 10 a. a. O RG. 

Kann eine Wurſt wegen ie auf der 


von Wohn un 


Wurſthaut als verdorbenes Nahrungsmittel 
RG. 230 


gelten? 

Verfälſchung von Bier durch uſatz von Tröpfel⸗ 
bier und übergelaufenem Bier; st iſt es von Be⸗ 
lang, ob der Angeklagte einen ſolchen 185 
für erlaubt gehalten hat? 

Verfehlun negen 810 Nr. 1 e 55 
der Berſte ung von e Zur Aus⸗ 
legung des 8 34 Abſ. 3 Weiu®. vom 7. April 1909. 


Vorſat und Hs Weng. 6 bei dem Verkaufe von 
889, 13, 26 Abſ. 1 Nr. 1, 
29 20 Nr 0 NO. 


Austin Deſſertweine, bei deren Herſtellung 
des Traubenſaftes durch Zuſatz von 

Spun ve becher wurde, ſind nachgemachte 
Weine i. S. des 8 9 des wan etzes 


Einziehung von Verſchnittweinen: kann ein Wein 
noch wegen verbotwidriger Herſtellung in dem 
e eingeleiteten Verfahren eingezogen 
werden, nachdem er von einem anderen als dem 
1 zur Weinbereitung verwendet mn 
i 
Wann endigt die Traubengewinnung und wann 
beginnt die Kellerbehandlung des Weins? 95 
verbotener Stoffe. 

5 von Haustrunk. = 
a Vergehen; kann das Gericht die 
83 Jul! fin einer Ordnungsſtrafe aus 5 152 

N für Zuwiderhandlungen gegen dieſes 
Geſeg mit der Begründung ablebnen, daß dieſe 
Verfehlungen und andere, für die es gleichzeitig 
eine Defraudationsſtrafe ausſpricht, zuſammen 
ein fortgeſetztes Vergeben bilden? 2. Trans⸗ 
portkontrolle im Grenzbezirk: e der 

Ausnahmebeſtimmung in 8120 3 VZollG. 

„Beſtimmung des Werts“ nach dem ee 

geſetze. RG. 

1. Macht ſich der Gerichtsvollzieher einer ſtraf⸗ 

baren Verfehlung gegen das Zigarettenſteuer⸗ 
aus dem ſchuldig, wenn er Zigaretten pfändet und 
em Lagerraum zur amtlichen Verwahrung 
in einen verſchloſſenen und verſiegelten Raum 
verbringt? 2. „Unterliegen dieſe Zigaretten 
der Einziehung? RG. 33 
Kann jemand, der Süßſtoff von Bayern nach 
Oeſterreich eingeſchmuggelt hat und dafür be⸗ 
ſtraft worden iſt, auch noch wegen des Beſitzes 
des Süßſtoffes auf Grund des 8 8 EBD. 
beitraft werden? 


B. Landesrecht. 


Was verſteht man unter Treibjagd i. S. des 8 3 
VO. vom 21. Mai 1897, die Feier der Sonne 
und Feſttage betr.? Ob“. 
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G. Würzburg 427 
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RG. 130 


Bei der Umwandlung der wegen Forſtfrevels gegen 
Jugendliche erkannten hg Strafen in Haftſtrafen 
darf nach Art. 4 Abſ. 2 des Be ForitSt®. für 
die Pfalz Art. 63 Mel 2 bayer. Forft®.) die 
Hälfte des Shah es nicht 17 1 en werden, 
das gegen Erwachſene zuläſſi 80. wäre. 
Kaiſerslautern 28 
Tragweite der Körordnung. Ob LG. 173 
Begriff der Unterrichtsanſtalt. Ob G. 484 
Wann liegt eine Aenderung oder A 
eines Hauptteils im Sinne des Art. 50 Bi G5 0 488 3 
WG. vor? 


800 f des „gewerbsmäßi den 8 Güterhändlers“ 
S. des baberiſchen GrEG. Bedeutung des 
Irrtums über dieſe Eigenſchaft. RG. 478 


13. Strafprozeß. 
Was 78 man unter „Sache“ i. S. des 8 23 
Abſ. 2 StPO.? RG 


Form der Bekanntmachung nach 8 169 StPO. 
OLG 5 446 
Ordensregeln find kein Hindernis für das Er 
ſcheinen eines Zeugen i. S. des 8 222 22 S0 8 
Iſt die Berichtigung eines Strafurteils ne der 
Verkündung zuläfſig ? fig? RG. 279 
Zu 8 253 StPO.: Zur Bemeifcufnoßme über ein 
Geſtändnis tönnen auch Angaben des An⸗ 
geklagten in einem vor dem Vormundſchaſts⸗ 
richter aufgenommenen Protokoll l 


Muß bei Einleitung 3 Berichtigungsver fahrens 

der erſte Spruch den Geſchworenen wieder in 

das Beratungszimmer mitgegeben werden? RG. 302 
Dürfen den Geſchworenen Auszüge oder Abſchriften 

von Urkunden eingehändigt werden? RG. 24 
Zuſtändigkeit zur Aufnahme der Reviſions⸗Be⸗ 

gründung des freien Angeklagten. RG. 92 
Wie 5 . die Rechte des zugelassener 

Nebenklägers? 74 
Der Nebenkläger verliert nicht dadurch das er 

auf Bewilligung des Armenrechts, bafı er zu⸗ 

gleich Mitangeklagter iſt. Ob G. 203 
Die Koſten der Nebenklage. ObLG. 303 
Der Verurteilte hat ein Recht darauf, ut eine 

gegen den Grundſatz ne bis in idem verſtoßende 

Str e gerichtliche Entſcheidung 


nach 8 490 StPO. für ee EHE erklärt wies EN 
Nürnberg 


131 


23 Wenn h 5 Freiheitsſtrafen umgewandelt 


153 


worden ſind, die höher ſind, als es nach dem 
ers u iſt, ſo kann das Gericht die 
Vollſtre er für adele nach 8 490 
5105 inſoweit fü r ch. Paß erklären, als 
die Strafe das geſetzliche Ma 10 an 
G. Amberg 283 
Strafen können gegen Mitglieder 1 se 
5 Verſammlung ohne Rückſicht auf die 
Eigenſchaft vollſtreckt werden; was verſteht man 
unter Verſammlung und Vertagung des Land⸗ 
tags? Ob“ G. 402 


14. Staatsrecht. Verwaltungsrecht. 


Ueber den Verluſt des Anſpruchs auf Dienſtein⸗ 
kommen uſw. im Falle der Disziplinarſtrafe nr 
Dienſtentlaſſung. Art. 110, 211 ff., 219 

amten®. im Verhältnis zum früheren ecke: 
DiszHH. f. nichtrichterl. Beamte 385 
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Reiſekoſtenentſchädigung der Beamten der Klaſſen 
24, 25, 27 bis 30 der Geh. Ob 
Einzug der F on wegen Anſtellung 
al als Mezn f 16. München 
Iſt eine orenifeeibung nach Art. 7 Abſ. 2 VGH. 
Beneinbe en, wenn ein Jagdpächter von einer 
meinde Schadenserſatz verlangen will, weil 
Bürgermeiſter eine in der Gemeindemar⸗ 
ng angeſ ſbosſen und verendet aufgefundene 8 
eis 15 ch lopnabnt, verſteigert und den Erlös 
er Armenkaſſe überwieſen hat? 
Der Bürgermeiſter iſt im allgemeinen nicht ver⸗ 
5 ichtet, bei Glatteis für die Beſtreuung der 
öffentlichen Wege außerhalb der Ortſchaft 8008. 
Kann ſich der Bürgermeiſter der „ 
einer ihm obliegenden Amtshandlun 
teſtament eine Formvorſchrift nicht bea 988 
Filmzenſur als Ausübung 11 < Gewalt: 


ſorgen. 

u 
ſchuldig machen, daß er Hehe einem ſog. 
Unter chied 1 bet g aus 8 823 
BOB. und Art. 60 ne aus 588. 


b G. 340 
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Handelsgeſellſchaft, offene 464 
Handelsmarke 236 
M Bekanntmachung der Ein⸗ 

e 
— Bereinigung 133 
Handlungsagent, Anſprüche 
Handlungsfähigkeit f. Geſchäftsfähigkeit 
Handwerk, Begriff 482 
Hängeks rbe, Verwendung bei Bauten 282 
Hauptmünzamt 344 
Hauptteil der Stauanlage 483 
VV Eröffnung 361 
Hauptverhandlung bei Einziehung 327 
Hausapotheken 312 
Hauseigentümer, Haftung 228 
Hausfriedensbruch, Tatbeſtand 293 ff. 
Saushaltungsgegenftände, Pfändung 460 
Haus ſchwamm 148 


Haustrunk 50 
ÿ Gebrauch, Begriff 202 
Sabi n 63 
Hehlerei, Tatbeſtand 69 
Heilkunde, Ausübung 

Heimatgemeinde, Beſchwerderecht in Perſonen⸗ 
0 ne en 

e 


matſchu 110 435 
Hengſt, Körun 173 
e Schutz bei Pfändung 9 
— Wahrung Pau SIHERENEN 151 
— Berichtigungspfl 281 
Hilfsbeamte 19 leere 23, 106, 428 
Hinterbliebenenverſicherung 15, 56 
Hinterlegung bei Annahmeverzug 195 
— bei den Notariaten 469 f. 
. des Poſtportos 301 
— von Abgaben 242 ff., 263 ff. 
Hochverrat 125, 430 
Hofd ienſtſtellen, Beſetzung 174 
Ho kultusſtif tungen 84, 117 
Hofräume, gemeinſchaftliche 
Holzrechte 213 ff., 246 „of 
Honorar des Rechtsanwalts als Vormun 426 
Hotel, Unfa 229 
Hunde, polizeiliches Einfangen 169 
Hypot 5 ek, Bezeichnung des Gläubigers 445 
— Rang 297, 359 
— Umwandlung 280, 355 
— Aufrechnung 190, 400 
Er Veel 3 8 ftei 7 
— Befriedigung in ber Zwangsverſteigung 
— Abtretung g l 9275, 355, 441 
— Rückgewähr bei Anfechtung 16, 285 ff. 
— Pfändung 16, 192, 425 
— Verzicht 477 
— Löſchung 171, 355 
— Ueberleitung 280 

J. (i.) 
Impfzwang 382 
Inf fi uenza der Pferde 251, 335 
„ Ausgabe 433 
Inkaſſoauftrag 19 
Inſtallationsgeſchäfte 474 


151, 410, 464 


. berechtigte 
15, 56, 393, 413 


Invalidenverſicherung 
Irrtum als Anfechtungsgrund 28, 253, 374 

— im Strafrecht 100, 412, 478 
J. talien, Arbeiterverſicherung 176 


3 agd an Sonntagen 153 
agdkarte 296 
Jagdrecht 115, 260 
F Viehtrieb 330 
ugendliche, V; 18, 99, 430 
im Forſtſtrafverfa ren 28 
uriſtentag 284 
1 e Perſon ſ. Rechtsfähigkeit 
uſtizdienſt, Verſicherungspflicht 56 
Juſtizſtatiſtik, bayeriſche 448 
K. 
Kaffee, Einfuhr 130 
Kapellenſtiftungen 104 
Kaplaneiſtiftungen 86 
Kartell, e 45, 77 fl. 
— Zuläſſigk eit 127 
Kaufvertrag, Angebot 331 
— 1 90 
— Zuſicheru 29, 52 
— argli ige e auſchung 460 
— Wandelung 52, 148, 292, 442, 462 
— auf Probe 345 ff. 
— Gebühren 234 
Kauſalzuſammmenhang ſ. Urſache 
Kellerbehandlung, anerkannte 64, 255 
Kinder, Unterhaltsanſpruch 132 
— Vermögens verwaltung 302, 389 ff., 401 
— religiöſe Erziehung 311 
— Regelung des perſönlichen Verkehrs 422, 444 
n ſ. Lichtſpiele 
Kirchen baute 
eee 82 ff., 101 ff., 142 ff., 156 ff., 105 
Klage, Begriff 
— Zurücknahme 105 
Klauenvieh, Auftrieb 330 
Kleinhandel mit Getränken 51 
Kloſterkirchen 83 
Kognak, Verſchnitt 198 
Nollegiatsftiftsfirden 83 
Kommiſſionär, 1 379 
Rommunbrauerel 322 
Kommunma 54 ff., 472 ff. 
1 aflit t f. Zuſtündigteitsftral 
Komplott, Begriff 
Konkurrenzklauſel ſ. Wettbewerb 
Konkursverfahren, Wirkung 171, 465 
— Vorrechte 468 
— Zuſammentreffen mit Zwangsverwaltung 309 
— über einen Nachlaß 357 
— Statiftif 32 


Konkursverwalter, Freigabe von Anſprüchen 192 
Konſervierungsmittel 334 


Konſuln, Aktenverſendung 260 
Kontrebande f. Schmuggel 
Kontrollbücher der Viehhändler 341 
Konverſion ſ. Umdeutung 
Konzeſſion ſ. Genehmigung a 
Kopfteilung bei Erbſchaft 25 
Koſten, Entſcheidung 129 
— Umfang der Erſtattung 342, 485 
— Feſtſetzung 274, 385 
— bei Zurücknahme der Klage 105 
— der Beweisſicherung 379 
— in Reichsgerichtsſachen 209 
— der Zwangsvollſtreckung 75 
— der Arreſtaufhebung 114 
— des Schiedsverfahrens 310 
— der Nebenklage 303 
— in Militärſtrafſachen 56 
Koſtordnung der Strafanſtalten 302 


Körperverletzung als Auslieferungsvergehen 212 


S 
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1913. 
Körperverletzung, Einwilligung 410 
Körung der Hengſte 173 
Kraftfahrzeug, Probefahrt 91 
— 89 ehrsvorſchriften 96 
— 191 
een leger Tracht 435 
Kranken verſicherung 15 
Kreis, Beamte 15 
— Anſtalten 314 
Kriegs zuſtand 210 
. n 398 
Kriminalſtatiſtik 448 
Krümperwagenbetrieb 170 
Kündigung des Vollmachtsvertrags 19 
— des „ 90 
— Nachwe 135 
. 335, 427 
Kuratbenefizien 143 
L. 
Lagerkeller 307, 322 ff., 377 


Lampe, elektriſche, als Zubehör 475 


Landeskulturrentenanſtalt 44 
Landesverrat 411 
Landgericht, Geſchäftsverteilung 92, 479 
Landgeri tspräft ent, Zuſtändigkeit in 
Notariatsſachen 471 
Landtagsabgeordnete, Strafverfolgung 402 
Landwehr, Beurlaubung 418 
Landwirtſchaft, Unfallverſicherung 14 
„ Prämien 255 
Legitimation unehelicher Kinder 370, 416, 419 
Legitimationskarte für Geſchaftsreiſende 474 
Legitimations papiere, Fälſchung 73 
Lehrer, Verſicherung 15 
— Haftung für Unfälle 463 
Lehrling, Anleitung 482 
Leichen, Verbrennung 40, 55 
Letztwillige Verfügung, Form 128 
— Fälschung 148, 358 
— 276 
144 Verwahrung 
Lichtſpiele, Genehmigung 220 ff., 237 ff. 
Lift, Unfall 476 
Liköre, Ausſchank 30 
Liquidation von eee 94 
Lizenziat in Frankreich 138 
Lohn, Abtretung 197 
— Pfändung 182 ff., 225 
Lohn kampf ſ. Boykott 
Löſchung, Vormerkung 297, 355 
— von Hypotheken 171, 355 
— im Strafregiſter 100, 343, 432, 468 
Luſtbarkeiten, öffentliche 220 ff., 237 ff. 
— Steuer 242 
Luxemburg, Auslieferung 211 
M. 
Mädchenhandel 126, 135, 434 
Mahnſchreiben 334 
Mahnverfahren ſ. Zahlungsbefehl 
Maiſche ſ. Traubenmaiſche 
Majeſtätsbeleidigung 124, 433 
Malzwein 329, 353 


Mängel der Kaufſachen 29, 52, 53, 90, 112, 442, 462 


— der Mietſache 70, 252 
— der Pachtſache 195 
Marinefiskus, Vertretung 283 
Markt, Viehtrieb 330 
Marktort, Begriff 41 
Maſchine, Unfall 19 
Mauer f. Kommunmauer, Schiedmauer 

Maul- und Klauenſeuche 95, 330 


II. Alphabetiſches Berzeichnts. XXIII 
Meineid, Verleitung 1 ff. O 
Meiſterprüfung 482 bi 
Meiftgebot, Anfechtung 28 Oberlandesgericht, Zuſtändigkeit 232, 234 
Mesnerdienſt 174 Oberlandesgerichtspräſident, Zuſtändig⸗ 
„ 86 keit in Notariatsſachen 471 
Meſſungs verzeichnis ſ. Vermeſſung Oberſtes Landesgericht, Zuſtändigkeit 232, 234 
Mietvertrag, Erfüllung 70, 252 . Strafverfahren 327 
Mildernde ümſtände 72 O b ſt w 50, 329 
Militärpflicht, Verletzung 395, 417 Oeff entlichkeit der Verhandlungen 436, 4a fi 
Militärſtraf eſetzbuch, Aenderung 63 Offiziere, Beurlaubung 
Militärſtraffachen, Koſten 56 Operations recht des Arztes 429 
Minderjährige, ee 269 ff. Ordensregeln, Bedeutung 479 
Miſtelas, ſpan 427 Ordnungsſtrafen nach dem Ver. 130 
Miteigentum, Behandlung im Grundbuch 117 ff., — wegen Ungebühr 3, 465 
227, 381 Ort, Begriff 10 ff., 39 ff. 


Miterbe, Auskunftspflicht 
Mittäterſchaft, Begriff 100 
Mitverſchulden des Verletzten 21, u 85 403, 476 


Mord, Tatbeſtand „430, 434 
Moſt, Herſtellung 61 
— Stumm⸗Machen 427 
Motor als Zubehör 475 
Mühlkanal, Aenderung 483 
. Verwaltung 389 ff. 
— Anlegun 428 
Mündlich . it im Zivilprozeß 262 
Muſterſchu 235 
Mutter, Aufſichtspflicht 332 
Muttergemeinde 143 f., 185 f. 
N. 
Nacherbe, Rechtsſtellung 480 
Nachlaßgericht, Zuſtändigkeit 172 
— 91 mit den Notaren 471 
Nachla . Klagerecht 357 
5 laßkonk 357, 445 
laßverbindlichkeit, Erfüllung 191, 424 
W von Wein 329, 335 
— f. a. Faäͤlſchung 
Nahrungsmittel, Fälſchung 73 
— verdorbene 230 
ie ansteht, chaͤdliche 334 
ntwendung 111 
Namenszug auf Bildern 230 
Naturaliſation f. Einbürgerung 
Nebenkautionen 280 
Nebenkirchenſtiftungen 104 
Nebenklage 74, 203, 303 
Nebenſtrafen 426, 431 
Neigenbier 171 
Ni ch 385 eit von . 189, 441 
— des Schiedsvertr 258 
— vereinbarte 467 
Niederlegung bei der Zuſtellung 446 
Notar, Vorbereitung von ae chäften 196 
— Feſtſtellung der Perſönlichkeit 334 
— Erteilung von Abſchriften 202 
— Erteilung der Vollſtreckungsklauſel 134 
— Geſchaͤftsordnung 469 ff. 
— Gebühren 74, 471 ff. 
Notariatsverweſer 471 
Notbetrug 433 
Notdiebſtahl, 69, 111, 433, 435 
Notenbank, bayeriſche 470 
Nothilfe, Bear 429 
Nötigung, Tatbeſtand 12 
Notſtand, Begriff 100, 410, 429 
Notweg 190 


Notwehr, Vorausſetzungen 33 ff., 
Nutznießung am Kindesvermögen 
Nutzungen, Verteilung 


100, 410, 412 
302, 401 
107, 467 


Sets rende Gemeinde 
Ortskirchen vermögen, a 82 ff., 101 ff., 


165 ff., 185 ff. 
Ortspolizeibehörde, Erlaubnis zu Schau⸗ 
ſtellungen 220 ff., 


237 ff. 
ſ. a. Bürgermeiſter 


Ortsſtraße, Unterhaltung 403 
Oeſterreich, eheliches Güterrecht 459 
— . 128 
— =. fartell 67 
uslieferung 458 
— dienſtlicher Verkehr 260 
P. 
Pachtvertrag, Mängel der Pachtſache 196 
Panama, Auslieferung 96, 364 
Panoramen 238 
Pariſer Uebereinkunft 235, 339 
Parteifähigkeit von Verbänden 45 
Patent, Enteignung 191 
— utz 235 
— Verletzung 278 
Pauſchſa 65 Feſtſetzung 275, 475 
Penſion der Gendarmen 174 
— Verluſt des Anſpruchs 385 
Perſonenaufzug, Unfall 476 
Perſonenſtand, Berfahrensvorſ chriften 50 
Pfalz ſ. Rheinpfalz 
Pfandrecht des Vermieters 355 
Pfändung eigener Sachen 192 
— von Tieren 277 
— von Zigaretten 336 
— von Hypothekforderungen 192, 425 
— der Hagelverſicherungsentſchadigung 427 
— gegen die Ehefrau 459 f. 
— bei Schriftſtellern 4 ff 


von Gehaltsforderungen 182 ff., 192, 225, 285 
Pfarrer, Beſchwerde in Zwangserziehungsfachen 360 
— Haftung bei Kirchenbauten 282 


Pfarrfonds 101 ff. 
Pfarrkirchen gemeinde 143 ff., a 
Pfarrkuratien 

Pferde, Influenza 251, 335 
Pflanzenſeuchen 434 
Pflaſterzoll 243, 468 
Pflegſchaft, Vorausſetzungen 269 ff., 303 
— für Abweſende 464 
Pflichtteilsanſpruch 171 
Pfründevermögen 84 
Photographie, gerichtliche 399 
Pilſener Bier 191 
Plan nummer, Bezeichnung 117 
— Vereinigung 338 
Polizeiaufſicht 11 
Poſtporto, Hinterziehung 301, 359 
Poſtproteſt 488 
Poſtſcheckverkehr 470 
Prämien für Lebensverſicherung 255 


XXIV 
Präſidium des Landgerichts 479 
Präzipualleiſtungen der Gemeinden 403 
Preſſe, Berichtigungspflicht 281 
Preß b über Gerichtsverhandlungen > 
reß 
regte Verrat 410, 434 
Privatkirchengeſellſchaften 83 
Privatklage, Zuſtellungen 128 
— Vergleich 386 
Privatpoſtbetrieb, Begriff 113 
Privatunterricht, Genehmigung 484 
Probefahrt von ron een 91 
Proteſt ſ. Wechſelproteſt 
Protokoll über Verſteigerung 333 
— Verleſung in der Hauptverſammlung 255 
Prozeß vergleich, Gebühren 232, 234 
Prozeß volk macht, Erlöſchen 465 
Prüfungen 57ff, 137 ff., 157 ff., 482 
Quittungskarten der Gefangenen 393 
R. 
Rang, von Rechten, Tauſch 297, 359 
Rangeinräumungsverzicht 226 
Reallaſten, Erſitzung 205 
— Eintragung 451 
Rechnungslegung über das Geſamtgut 75 
Rechtsanwalt, Beiordnung 70 
— auswärtiger 483 
— Haftung 421 
— Koſten bei Wechſel 343 
— Vergütung als Vormund 426 
— Gebühren 27, 205, 386, 426, 465, 475 
Rechtsfähigkeit von Stiftungen 103, 145 
— ber Berufsgenoſſenſchaften 14 
— kirchlicher Vereinigungen 88 
Rechtsgeſchäfte, empfangsbedürftige 330 
— unſittliche 275 
— Minderjähriger 269 ff. 
— Beurkundung 196 
— ſ. a. Richtigkeit, Anfechtung, Umdeutung 
Rechtshilfe, Umfang 70 
— Koſten 56 
— in Regiſterſachen 133 
— in Zwangserziehungsſachen 284 
— im Ausland 260 
— mit Panama 96 
Rechtsirrtum ſ. Irrtum 
Rechtskraft des Strafbefehls 420 
Rechtsmittel, Zuläſſigkeit 129, 300, 327 ff. 
— Koſten 340 


Rechts unterricht, Neugeſtaltung 
— in Frankreich 


57 ff. 
137 ff., 157 ff. 
Rechtsweg, Zuläſſigkeit 468 


Rechtswidrigkeit, Ausſchluß 429 
Redakteur ſ. Herausgeber 
Regimentskommandeur, Haftung 170 
Regiſter gericht, Bekanntmachungen 76 
— Prüfungspflicht 94 
— Erſuchen um Rechtshilfe 133 
— Beſtellung eines Geſchäftsführers 256 
— Verkehr mit den Notaren 471 
Rehabilitation 98, 100 
i , 
Reichsbank 

Reichsdienſt, Anſtellung 115 
Reichsg ericht, Koſtenbehandlung 209 
Reiſekoſten der Beamten 340 
— der Schöffen und Geſchworenen 344, 363 
Religiöfe Kindererziehung 311 
Repetitorien 159 
Reſerviſten, Beurlaubung 418 


Reviſion, Begründung 


92, 299, 400 
Reviſionsgegenerklärung 465 
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Rheinpfalz, Kirchenrecht 83, 448 
— Schankrecht der Brauer 304, 307 
Richter, Ausſchließung 131 
Haftung für nen 128 
Rodelbahn, Unfa 109 
Rofinenauslefen 62 
Roſogliobranntwein, Ausſchank 29 
Rotwein, Herſtellungsort 61 
Rückfall als Stra ärfungsgrund 244, 432 
Rückgewähr bei Anfechtung 16, 285 ff. 
Rückſtände der Weinbereitung 50, 64 
Rücktrittsrecht, vertragsmäßiges 441 
— bei Güterzertrümmerung 457 
Rußland, Eheſcheidung 73 
©. 
Saccharin f. Süßſtoff 
Sachinbegriff, Veräußerung 467 
Sachregiſter, bayerifches 117 
Sa verſtändige, Ablehnung 23, 106, 300 
— Beeidigung 
— Gebühren 232, 385 
Schadenserſatz, Berechnung 446, 462 
— Beitreibung im Strafverfahren 431 
— beim Kauf 52, 460 
— bei Boykott 45 
— bei ee 150 


— f. a. Unfä 
S0 cc der Branntweinbrenner 29 
— der Bierbrauer 51, 304, 307, 322 ff., 377 


Schankwirtſchaft, Begriff 51 
220 ff., 237 ff. 


dene 
S a ſ. Eheſcheidung 
Scheckverkehr der Notare 470 
Schenkung, bedingte 346 
Schiedmauer 454 ff, 473 
Schiedsrichter, Ernennung 
Schieds vertrag 258 
Schießwaffen, Einziehung 107 
Schimmel auf Nahrungsmitteln 230 
See Sen 125 
Schlafſtellen, Vermietung 257 
Schlüſſelgewalt der Ehefrau 380 
Schmuggel, Bekämpfung 16 ff., 65 ff 
S Entſchädi ung 344, 363 
Schöffengericht, Zuständigkeit 265 
— Ueberweiſung 361 
— Bildung 363 
Schonzeit 260 
Sg eib gene 116 
reibmaſchine bei den Notariaten 470 
S Schutz bei Vollſtreckung 4 ff. 
Schuld ſ. Verſchulden 
S „ unſittliches | 299 
a 87 
Sau Unſa 20 
. agu geen 154 
— Reichsangehörige ! n Sch. 419 
Schulinſpektor, Beſchwerde in Zwangs⸗ 
erziehungsſachen 360 
Schutzgeſetz, Begriff 20, 442 
Schweden, Eherecht 211 
— Fahndungsverkehr 364 
8 ei z. ll Verkehr 260 
— to 
e Ueberwachung des Manns 22 
Schwurgericht, Bildung 363 
— Verfahren 24 
Schwurpflichtiger, Folgen des Ausbleibens 122 ff. 
Seuchen ſ. Viehſeuchen 
Sicherheit, Begriff 228 
— der Hypothek 275 


Sicherungsmaßregeln im Strafgeſetzentwurf 98, 
410 


„431 
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Sicherungsübereignung 190 
Signalſtange, Ablöſung von Teilen 378 
Simultankirchengemeinde ‚187 
Sittlichkeits vergehen 126 
Sitz der Berufsgenoſſenſchaften | 14 
— des Ortskirchenvermögens 105 
Sitzungsperiode des Landtags, Begriff 403 
Sitzungstage, Feſtſetzung 363 
Sklavenraub 140 
Sonntagsruhe 51, 153 
Sparbücher, Sperrung 389 ff. 
Spatſtein, Ausbeutung f 151 
Sperrmaßregeln bei i 95 
Spezialitätsgrundſatz bei Auslieferung 458 
Sprechſtelle, Ausſchaltung 131 
Sprengſtoffe, Verkehr 50, 73 
Sprit, Zuſatz zu Wein = 


Staat, Vertretung 


Staatsangehörigkeit 309 d we f. on, 
Staatsanwalt, Vorbereitungsdienſt 
— — Silfsbeamte ; 428 
urücknahme der Klage 194 
rholung von Urkundenabſchriften 202 
Staatsanzeiger, bayeriſcher 76 
Staatsaufſicht über Kirchengemeinden 85. 87, 
104, 167 
Staatserziehungsanſtalten | 315 
Staatskaſſe fi Fiskus 
Staatsſchuldbuch 428 
Staatsverträge über eee 288 ff. 
— über Staatsangehsörigkeit 419 


Stall, Unfall 354 
Stamm, Ausſchließung von der Erbſchaft 
Stammteilung bei Erbſchaft 


ie Verweigerung der Ehe⸗ 
ſchließun 50 
— Prufung von Ehehinderniſſen 479 
Standrecht 210 
Statiſtik der Konkurſe 32 
— der Zwangserziehung 317 
— f. a. Juſtizſtatiſtik 
Stauanlage, Aenderung 483 
Stellen vermittler 257 
Stellvertreter des Vorſitzenden 92, 479 
Stempelgebühren 388 
Steuerſtrafrecht 242 ff., 263 ff. 
Sternplannum mern 117 
Sterbegeld 42 
e ee Verfahren 438 ff. 
— Zeugnispflicht 53 


Stiftungen, i Ortskirchenvermögen 
Stiftungsverbänd e 101 


Strafanſtalten, Verpflegungskoſten 364 
— Hausordnung 392 ff., 413 ff. 
Strafantrag f. Antrag 
Strafbefehl, Zuläſſigkeit 165 
— Wiederau a me 420 
Strafbef 265 
Stra ene bayeriſches von 1813 365 ff. 
2 ammer, Beſetzung 92 
— Bildung f 479 
— Zuſtänbig keit 265, 361 
Strafrecht, Neugeſtaltung 97 ff., 124 ff., 140 ff., 
09 ff., 429 ff. 
Strafregiſter 100, 343, 432, 468 
Strafunmündigkeit 100 
Strafzumeſſung 101, 410 f., 432 
Straße, Verkehrs ſicherheit 332, 403 
Straßenbahn „ Unfall 108, 254 
Streikvergehen 112, 198 
Streitwert, Feſtſtellung 258 
Streupflicht der Gemeinden 76, 332 


Streurechte ſ. Forſtrechte 
Studierende ſ. Univerſitäten 
Stücke verzeichnis des Kommiſſionärs 379 


Stückzinſen 107 
Stumm⸗Machen des Moftes 427 
Stundung von Notariatsgebühren 471 
Submiſſion ſ. Verdingung 

Sudhaus 323 
Süßſtoff, Schmuggel 16 ff., 65 ff. 
— ſtrafbarer Befitz 130 


T. 
Tabakſteuer 23 
Tagegel der 26, 344, 363 
Tagung des e Begriff 403 
Tarifvertrag TR. 
Täterſchaft, mittelbare 1 
Tätige Reue 


3 ſ. Argliſt 

Zauf Boeritäge bei @üterzertrüämmerung 
Teilnahme, Begriff 429 
Teilurkeil bei Berufun 109 
Teilzahlung von Geldſtrafen 267, 271, 430 
Telephon ſ. Fernſprechleitung 


Termin zur Eidesleiſtung | 122 ff. 
Teſtament, Form 128, 206 
— Beurkundung 470 
— Ablieferung 471 
— Eröffnung 172 
— Anerkennung 171 
— Auslegung 25, 148 
— Faͤlſchung 276 
Teſtamentsvollſtrecker, Befugniſſe 133, 401 
— Stellung im Rechtsſtreit 277 
Theaterpolizei 220 ff., 237 ff. 
Tiere, Pfändung 277 
— Verſtelgerung 291 
Tierhalter, Begriff 169 
— Entlaſtungsbeweis 190 
Tierſeuchen ſ. Viehſeuchen f 
Tochterkirchengemeinde 103, 143, 185 f. 
Todesſtrafe, Vollſtreckung 211 
— im Strafgeſetzentwurf 99, 430 
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Aus der Nechtſ prechung zu N 159, 160 Sto B. S. 148 entgegenftehende Meinung werde aufgegeben, 


f N es genüge ein fahrläffiges Handeln des Verleiteten. 
Ueber mittelbare Täterſchaft. In dem im Urteile des RG. vom 1 Februar 17 
on Reichsge t — Goltd Arch. Bd. 52 S. 245 entſchiedenen Falle 
2 . . 1 Een war der Verleitete freigeſprochen, der Verleiter aber 
Der bei Beratung des jetzigen Strafgeſetzbuches verurteilt worden. Das wurde gebilligt und unter⸗ 
neu eingeführte 8 160 StGB. enthält zwei Tat⸗ ſchieden, die Strafbarkeit des Verleiters entfalle 
beitände: Verleitung eines Anderen zur Ableiſtung dann, wenn der Verleitete den falſchen Eid in einem 
eines falſchen Eides, Verleitung eines Anderen zur Zuſtande krankhafter Störung der Geiſtestätigkeit ab: 
Ableiſtung einer falſchen Verſicherung an Eides Statt. geleiſtet habe, durch welchen feine freie Willens⸗ 
Tatbeſtände dieſer Art lagen den Urteilen des beſtimmung ausgeſchloſſen war, fie bleibe aber be⸗ 
RGSt. Bd. 15 S. 148, 150; Bd. 34 S. 298 und ſtehen, wenn zufolge dieſer Störung dem Schwören⸗ 
Goltd Arch. Bd. 52 S. 245 zugrunde. den die Vorſtellung für das Weſen und die Be⸗ 
Im erſten Falle hatten zwei Perſonen ein Schrift: deutung des Eides gefehlt habe. Das angefoch⸗ 
ſtück unterſchrieben, wel ves eine ſachlich unrichtige tene Urteil wurde dahin ausgelegt, es habe nur 
Verſicherung an Eides enthielt und behufs Er: ausgedrückt werden ſollen, daß der Zeuge in: 
wirkung eines dinglichen Arreſtes von einer dritten folge krankhafter Störung ſeiner Geiſtestätigkeit 
Perſon einem Amtsgerichte eingereicht wurde. Die bei Abgabe des Zeugniſſes keine genügende Vor: 
der deutſchen Sprache nicht mächtigen Unterzeichner ftellung darüber gehabt habe, ob die von ihm be⸗ 
kannten den Inhalt des Schreibens nicht und wußten kundeten Wahrnehmungen der Wahrheit entſprochen 
auch nicht, daß es bei dem Amtsgerichte eingereicht hätten, oder nicht, denn wenn der Ausſpruch dahin 
werden ſollte. verſtanden werden müſſe, daß zur Zeit der Ver⸗ 
Der Tatbeſtand des $ 160 StGB. wurde ver: nehmung des F. als Zeugen deſſen freie Willens⸗ 
neint, mit der Begründung, „der Verleitete müſſe, um beſtimmung durch Geiſteskrankheit im Sinne des 
den Tatbeſtand des § 160 zu vollenden, den Eid wirkt: | $ 51 StGB. völlig ausgeſchloſſen geweſen wäre, fo 
lich leiſten oder die falſche Verſicherung an Eides Statt würde von einer vollendeten Verleitung keine Rede 
wirklich abgeben, und zwar mit Bewußtſein und ſein können, da in dieſem Falle im Sinne des Straf— 
Willen; denn gerade die erfolgreiche Beeinflußung des rechts eine Handlung auf ſeiten des F. nicht vor: 
Willens, daß der Andere die Eidesleiſtung will und handen geweſen wäre. ö 
betätigt, erſülle den Begriff der Verleitung; eine Ver: Dieſe Entſcheidungen können kaum befriedigen. 
leitung nach 8 160 StGB. habe nicht ſtattgefunden, Ehe in die weitere Erörterung eingegangen wird, 
der Verleiter ſei möglicherweiſe aus $ 263 StGB., mögen noch zwei reichsgerichtliche Urteile Erwähnung 
nicht aber aus § 160 ſtrafbar. Auf die Frage, ob finden, weil dieſe den Zuſammenhang zwiſchen $ 159 
nicht ein Verſuch nach 8 160 StGB. gegeben fein und dem erſten Tatbeſtande des § 160, Verleitung 
könne, iſt nicht eingegangen. eines Anderen zur Ableiſtung eines falſchen Eides, 
In dem Urteile St. Bd. 34 S. 298 wird da- dartun. Es ſind dies die Urteile ID 4327/1 vom 
von ausgegangen, es ſei für die Anwendbarkeit des 14. November 1901, RGSt. Bd. 34 S. 431 und 
§ 160 erforderlich, daß Eid oder Verſicherung an | 3D 353/12 vom 8. Juni 1912 (ungedruckt), denen 
Eides Statt durch den Verleiteten wirklich abgeleiftet | ähnliche Sachverhalte zugrunde lagen, bei denen 
iſt, es gehöre aber dazu auf ſeiten des Verleiteten jedoch die ergangenen Entſcheidungen voneinander 
weder irgendein Vorſatz betreffs der Herbeiführung abwichen. 
des Erfolges, noch irgendein Bewußtſein von der In beiden Fällen hatten die Angeklagten, die 
Möglichkeit ſolcher; die im Urteile RGSt. Bd. 15 von Schöffengerichten verurteilt worden waren, für 
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die Berufungsverhandlungen Zeugen geſucht und 
gefunden, die eidlich vernommen ſachlich unwahre 
Angaben machten. Die Zeugen wurden je wegen fahr⸗ 
läſſigen Falſcheides verurteilt, in dem dem Urteile 
vom 14. November 1901 unterſtellten Fall durch 
ein ſchwurgerichtliches Urteil, indem vom 8. Juni 1912 
durch ein Strafkammerurteil. Im. Urteile vom 
14. November 1901 wurde die Verurteilung des 
Verleiters aus 8 159 StGB., im Urteile vom 8. Juni 
1912 die Verurteilung aus 8 160 StGB. vom 
Reichsgerichte gebilligt. Auf welchem Beweisergebniſſe 
der Spruch der Geſchworenen im Falle 1901 be⸗ 
ruhte, u ſich der Nachprüfung. Dem Falle 
3D353/12 lag folgender Tatbeſtand zugrunde. Der 
Angeklagte hatte ſich gegen das Nahrungsmittel: 
geſetz vergangen. Er glaubte, den in der erſten 
Verhandlung gegen ihn erbrachten Beweis erſchüttern 
zu können, wenn er gegen die Glaubwürdigkeit der 


auf Liſzt Strafrecht, 14. und 15. Aufl. S. 597 ver⸗ 
wieſen werden, der ausführt: Kommt es auf Grund 
der unmittelbaren oder mittelbaren Verleitung zu 
einer vorſätzlichen falſchen Ausſage, ſo liegt An⸗ 
ſtiſtung, nicht 8 159 vor; wenn der Verleitete in 
gutem Glauben, wenn auch fahrläſſig, falſch ſchwört, 
muß 8 160 StGB. angenommen werden. 

Anders iſt die Meinung Bindings, der im be⸗ 
ſonderen Teil ſeines Lehrbuchs 2. Aufl. Bd. 2 S. 165 
die Frage, wie zu urteilen ſei, wenn der Verſuch 
der Verleitung zum vorſätzlichen Meineid einen fahr⸗ 
laͤſſigen Meineid ausgelöſt habe, dahin beantwortet: 
Da in dieſem Falle weder geſtraft werden könne 
wegen Anſtiftung zum vorſätzlichen noch zum fahr⸗ 
läſſigen Meineid, werde man $ 159 anwenden 
dürfen. Aehnlich ſpricht ſich Binding a. a. O. S. 710 
mit folgender Ausführung aus: 

Steht die erſt provozierte, dann begangene 
vernommenen Zeugen Beweis erbringe und wirkte Phe rigtel ee 85 Strafe 15 on 
unter Mißbrauch ſeines Anſehens als Dienſtherr der Provokant jedenfalls intellektueller Urheber 
auf ſeine Magd ein, eine unwahre Ausſage als oder Gehilfe bezüglich dieſer ſtrafbaren Hand⸗ 
Zeuge zu machen. Dieſe lehnte zunächſt ab. Er lung, die von ihm erzeugte Gefahr iſt in die 
ſprach aber ſo er auf ſie ein, bis fie ſelbſt glaubte, Verletzung umgeſchlagen und grundſätzlich 
das, was ſie ausjagen ſollte, wahrgenommen zu | müßte ſonach die Strafe für den Angriff auf 
haben, und in dieſem Irrtum machte ſie nach ge⸗ die rechtstreue Geſinnung abſorbiert werden 
leiftetem Eid die unwahre Ausſage. von der Strafe für das zur Ausführung ge⸗ 

Die Rüge bei D 4327/01 ging dahin, 9 159 kommene Delikt. Sollte freilich die jenen An⸗ 
StGB. ſei unrichtig angewendet, weil dieſe Geſetzes⸗ griff bedrohende Strafe höher ſein als letztere, 
ſtelle das erfolgloſe Unternehmen der Verleitung ſo würde Alternativität der Strafgeſetze Platz 
zum Meineide mit Strafe bedrohe, im gegebenen greifen und die höhere Strafe zur Anwendung 
Falle aber angenommen werden müſſe, daß die kommen müſſen.“ 

| 
| 
| 


Einwirkungen des Angeklagten auf die Zeugen den 

Erfolg hatten, dieſe zur fahrläſſigen Abgabe eines Binding unterſtellt an letzterer Stelle, daß auf 
falſchen eidlichen Zeugniſſes zu beſtimmen — bei Fälle ähnlicher Art wie die vorgetragenen ſowohl 
30 353/12 war nur gerügt, die Zeugin habe nicht § 159 als 8 160 StGB. anwendbar ſein können, 
fahrläſſig gehandelt, ſie ſei in einem entſchuldbaren meint aber, daß die Strafe aus § 159 zu nebmen ſei, 
Irrtum geweſen, 859 Abſ. 2 StGB. und deshalb als dem Geſetze, das die ſchwerſte Strafart androhe. 
ihre Verurteilung und damit die Beſtrafung des Damit iſt ein gangbarer Weg gewieſen. 38 159 
Verleiters unbegründet. Dieſe letztere Rüge iſt und 160 können in Tateinheit ſtehen. Es kann 
unter dem Hinweis auf die Entſcheidungen des Reichs— 1117 en. ae Sr 1855 

11 S. 41 25 213 ſelbſtändi 
HC!!! die andere nach 8 160, gegeben ſind, falls als er: 


zurückgewieſen worden. wieſen erachtet würde, daß der Täter den Vorſatz 


Keine der beiden Entſcheidungen dürſte den 
traf: zur Verleitung nach $ 160 StGB. erſt faßte, nach⸗ 
M dem die unternommene Verleitung nach § 159 


beſtimmung des § 159 erhebt ausnahmsweiſ e den 
| Fal der erſolgloſen Anſtiftung zu einer ſtrafbaren erfolglos blieb. Tateinheit, $ 73 StGB., wird 
Handlung. Will der Täter eine Perſon zum Meineid dann anzunehmen ſein, wenn der Unternehmer nach 
d. i. zu einer wiſſentlich falſchen Ausſage verleiten, der § 159 StGB. ſich der Möglichkeit bewußt iſt, daß 
Verleitete ſchwört aber keinen Meineid, ſondern er durch ſeine Tätigkeit auch eine Verleitung nach 
einen Falſcheid, ſo war jenes auf Meineid gerichtete 8160 StGB. begehen könne und mit dieſem Erfolge, 
Unternehmen erfolglos, und damit aber der Tat⸗ 8 er eintritt, einverſtanden iſt. RGSt. Bd. 12 
beſtand des 8 159 erfüllt. Ging nun der Wille S. 64. Immer iſt aber 9 159 StGB. anzuwenden. 
des Verleiters auch dahin, durch Einwirkung auf Er wird nicht dadurch ausgeſchloſſen, daß dem Täter 
den Bewußtſeinsinhalt des Zeugen zu bewirken, daß | die unternommene Verleitung zum Meineid miß— 
er ſeine Darſtellung für wahr halte und ſie gut⸗ lingt, die Verleitung zum Falſcheide gelingt. 
gläubig als wahr bezeuge, ſo kann in Frage kommen, Der Vorentwurf hat die Beſtimmungen der 
ob nur 8 159, oder nur 8 160 StGB., oder beide SI 159, 169 StGB. in den 88 167, 170 beibe⸗ 
in Tateinheit oder im ſachlichen Zusammentreffen halten, und auch die Strafrechtskommiſſion iſt dem 
anwendbar ſind. Rigg deten DIZ. 1912 S. 658, nur wird das Wort 
Für ausſchließliche Anwendbarkeit des § 160 kann „verleiten“, durch „beſtimmen“ erſetzt und im $ 170 
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Vorentwurf die Strafdrohung bei der erſten Alter⸗ 
native, Beſtimmung zum Falſcheide, durch Einſetzung 
eines Minimums von drei Monaten Gefängnis 
erhöht. Es wird alſo das Strafmaß auf die Höhe 
gebracht, die beim Vorliegen des Tatbeſtandes des 
8167 Vorentwurf bei Annahme mildernder Umſtaͤnde 
die Mindeſtgrenze ſein ſollte. Allein da durch die 
Strafrechtskommiſſion in 8 167 die Straſe bei mil⸗ 
dernden Umſtänden auf Gefängnis bis zu einem 
Jahre oder Geldſtrafe bis zu 2000 & feſtgeſetzt 
worden iſt, ſo würde nunmehr die Rechtslage ſo werden, 
daß der Täter nach 8 167, unternommene Verleitung 
zum Meineid, als Mindeſtſtrafe mit einer geringen 
Geldſtrafe, der Täter nach $ 170 erſte Alternative 
aber mit einer Mindeſtſtrafe von drei Monaten 
Gefängnis zu belegen wäre. Es dürfte richtiger ſein, 
beide Strafmaße gleichzuſtellen. 

Die Begründung des Vorentwurfes führt S. 549, 
550 zu § 170 aus, es beſtehe ein Bedürfnis nach 
dieſer Sondervorſchrift, um namentlich die in der 
Praxis nicht ſeltenen und eine ernſte Beſtrafung 
erheiſchenden Fälle ahnden zu können, in denen 
jemand einen anderen durch Täuſchung über den 
Inhalt des Schriftſtückes zur Unterzeichnung be⸗ 
ſtimme — vgl. RGSt. Bd. 15 S. 148, Bd.34 S. 298 — 
und es müſſe auch der ſuggeſtiven Einwirkung auf 
einen anderen, um ihn zur Ableiſtung eines falſchen 
Eides zu verleiten — vgl. den mitgeteilten Fall 
3353/12 — im Intereſſe der allgemeinen Rechts⸗ 
ſicherheit entgegengetreten werden. Die Begründung 
meint weiter, „der Verleiter zum unvorſaͤtzlichen 
Falſcheid könne mit Rückſicht auf die Beſonderheit 
des Eides, der die Einſetzung des eigenen Gewiſſens 
fordere“, nicht als mittelbarer Täter angeſehen 
werden. 

Mag man die letzte Erwägung auch gelten laſſen, 
ſoweit eine Eidesleiſtung in Frage kommt, weil 
für die Eidesleiſtung beſtimmte geſetzliche körperliche 
Formen, Nachſprechen oder Niederſchreiben der Eides⸗ 
formel in Gegenwart des Richters, Erheben der Hand 
uſw. vorgeſchrieben ſind, ſo gilt ſicher nicht das 
gleiche bei der Abgabe einer falſchen Verſicherung 
an Eides Statt, bei der nicht einmal eine perſönliche 
mündliche Verſicherung erfordert wird, ſondern 
genügt, wenn das die Verſicherung enthaltende Schrift⸗ 
ſtück dem Willen des Verſichernden gemäß der zu⸗ 
ſtändigen Behörde überreicht wird, dieſe das Schrift⸗ 
ſtück entgegennimmt, auf dieſe Weiſe von dem Inhalte 
der eidesſtattlichen Verſicherung Kenntnis erlangt 
und zugleich an dem die eidesſtattliche Verſicherung 
verkörpernden Gegenſtand den Beſitz ergreift (RGSt. 
Bd. 32 S. 435). 

Soll nun der Urheber einer falſchen eidesſtatt⸗ 
lichen Verſicherung ſtraflos ſein in einem Falle, 
wie der in RGSt. Bd. 15 S. 148 angeführte, 
oder in dem Falle, Goltd Arch. Bd. 52 S. 245, 
wenn Strafloſigkeit des Verleiteten nach § 51 
StGB. eintritt? Soll hier nicht mittelbare Täter: 
ſchaft angenommen werden können? Die erſte Frage 
wird zu verneinen, die zweite zu bejahen ſein. Hier 
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liegt das Weſen der mittelbaren Täterſchaft, Ver⸗ 
urſachung eines eigenen Verbrechens, nicht eines 
fremden verbrecheriſchen Entſchluſſes, klar zu Tage. 

Auch für die eidesſtattliche Verſicherung iſt, wie 
bereits erwähnt, daran feſtzuhalten, daß mittel⸗ 
bare Täterſchaft zur Erfüllung des vollen Ber: 
brechenstatbeſtandes inſoweit nicht ausreicht, als das 
Geſetz eigenes Handeln des Täters vorausſetzt (RGSt. 
Bd. 24 S. 96). Wird die eidesſtattliche Ver⸗ 
ſicherung perſönlich vor der zu ihrer Abnahme 
zuſtändigen Behörde abgegeben, ſo wird die Frage 
mittelbarer Täterſchaft in der Regel nicht entſtehen. 
Wäre, wie bei der Eidesleiſtung, eine feierliche 
mündliche Form vorgeſchrieben, ſo würde mittelbare 
Täterſchaft nicht leicht vorkommen können. So 
gehört aber, wie oben gezeigt, weder eine feierliche, 
noch eine mündliche, noch eine perſönliche Abgabe 
vor der Behörde zum Weſen der eidesſtattlichen 
Verſicherung, es genügt die Niederſchrift und die 
Eingabe bei der Behörde durch eine dritte Perſon, 
ja ſelbſt ihre Abgabe durch Uebergabe eines Blanketts 
an einen Dritten. Goltd Arch. Bd. 54 S. 295 
und Urteil des 2. Strafſ. vom 1. Februar 1910 — 
2 D 1052/09. Von erheblichſter Bedeutung wird 
die Frage durch den Umſtand, daß die eidesſtatt⸗ 
liche Verſicherung nicht nur im bürgerlichen Streit⸗ 
verfahren, 8 294 3PO., ſondern auch im Straf⸗ 
verfahren in eigener Sache zuläſſig iſt: im Straf⸗ 
verfahren freilich nur in den Grenzen, in welchen 
die Glaubhaftmachung geſetzlich ausreichend iſt, vgl. 
88 26, 45, 55, 74 StPO., welche die Schuldfrage 
nicht berühren, wie jetzt die Rechtſprechung des 
RG., vgl. RGSt. Bd. 28 S. 8 und Urteil des 
3. Strafſenats vom 28. November 1912 — 
3D 881/12, im Gegenſatz zu den Anſichten von 
Löwe⸗Stenglein, annimmt; im bürgerlichen Streit⸗ 
verfahren in viel weiterem Umfange, wie jetzt von 
der Rechtſprechung des RG., im Gegenſatze zu 
zwei Urteilen des I. Zivilſenats JW. 1902 S. 396 
Nr. 25 und Gruchots Beitr. Bd. 64 S. 902 nun von 
allen Zivil⸗ und Straifenaten angenommen wird. 
RG. Bd. 50 S. 360, Goltd Arch. 56 S. 215, 
RGSt. Bd. 36 S. 212 und Urteil des 3. Strafſenats 
vom 2. Dezember 1912, 3 D 1029/12. Fälle, in 
welchen in eigener Sache eidesſtattliche Verſiche⸗ 
rungen abgegeben werden, faßt dieſer Auſſatz be- 
ſonders ins Auge. 

Wird eine ſolche eidesſtattliche Verſicherung, 
wie fie auch in den Urteilen RGSt. Bd. 15 S. 148 
und Bd. 34 S. 298 angenommen iſt, als Mittel 
zur Glaubhaftmachung von Anträgen in eigener 
Sache bei Gericht eingereicht, ſo will der Täter 
dem Gerichte eine den geſetzlichen Anforderungen 
entſprechende eidesſtattliche Verſicherung vorlegen. 
Nur bedient er ſich zur Herbeiführung des rechts 
widrigen Erfolgs gutgläubiger Werkzeuge, deren 
Tätigkeit in Wirklichkeit ſeinem Willen entſpricht und 
für die er als Täter zu haften hat; denn in 
ſeiner Tätigkeit verkörpert ſich der Wille, eine eides— 
ſtattliche Verſicherung abzugeben. Die Sache liegt 
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nicht weſentlich anders, als wenn beim Tatbeſtande 
der Urkundenfälſchung jemand von einem gut⸗ 
gläubigen Werkzeuge eine Urkunde verfälſchen oder 
fälſchlich anfertigen läßt und von ihr zum Zwecke 
der Taͤuſchung Gebrauch macht (RGSt. Bd. 3 S. 99). 

Mit der Annahme mittelbarer Täterſchaft für 
den Tatbeſtand des 8 156 oder unter Umſtänden 
des 8 163 StGB. iſt für den Angeklagten keine 
ungünſtigere Rechtslage geſchaffen, als bei Annahme 
eines Verſuchs nach 83 160 oder 263 StGB. Denn 
der 8 158 ſieht für den Fall des $ 156 Straf⸗ 
ermäßigung, § 163 Abſ. 2 für den Fall des $ 163 
Abſ. 1 Strafloſigkeit vor, wenn der Täter, bevor 
eine Anzeige gegen ihn erfolgt oder eine Unter⸗ 
ſuchung gegen ihn eingeleitet und bevor ein Rechts⸗ 
nachteil für einen anderen aus der falſchen Ausſage 
entſtanden iſt, dieſe bei der Behörde widerruft, 
bei welcher er ſie abgegeben hat. Der tätigen 
Reue und der Abwendung des weiteren Schadens, 
die dem Rücktritte vom Verſuche verwandt ſind, 
A hier vom Geſetze eine beſondere Berückſichtigung 
zuteil. 

Die Rechtſprechung — vgl. RGSt. Bd. 41 S. 40, 
Bd. 42 S. 151, Goltd Arch 56 S. 71, 92 — hat den 
Anſchauungen des Lebens immer weitere Beachtung 
geſchenkt und mittelbare Täterſchaſt nicht nur dann 
angenommen, wenn jemand die Dienſte eines willen⸗ 
loſen oder gutgläubigen Dritten für ſich benützt, 
ſondern auch dann, wenn der Dritte rechtswidrig — 
ſei es fahrläſſig, ſei es vorſätzlich — handelt, aber des 
Täterwillens entbehrt. Freilich hat der Vorentwurf 
die Aufnahme einer Begriffsbeſtimmung für mittel⸗ 
bare Täterſchaft abgelehnt, der Gegenentwurf enthält 
eine ſolche in 831: 

„Als Täter wird auch derjenige beſtraft, der 
bei Ausführung der ihm zurechenbaren ſtraf— 
baren Handlung mitwirft oder ihre Ausführung 
durch einen anderen bewirkt oder pflichtwidrig 
zuläßt.“ 

Der Vorentwurf hat aber eine wichtige Neue⸗ 
rung dahin getroffen, daß es weder bei dem Mit⸗ 
täter noch dem Anſtiſter noch dem Gehilfen darauf 
ankommen ſoll, ob der andere Mittäter oder der 
Täter ſchuldhaft handle (DJZ. 1911 S. 1356). 
Die Strafrechtskommiſſion glaubt, auf dieſe Weiſe 
den Begriff der ſog. mittelbaren Täterſchaft erheblich 
zu beſchränken, überläßt aber, ſoweit er hiernach 
noch vorkommen kann, ſeine Beſtimmung der Praxis 
und der Wiſſenſchaft. Würden die Anſchauungen 
des Vorentwurfs und der Strafrechtskommiſſion 
ſchon Geſetz ſein, ſo wären die oben angeführten 
Entſcheidungen RGSt. Bd. 15 S. 148, Bd. 34 
S. 298 und Goltd Arch. Bd. 52 S. 245 wohl anders 
ausgefallen, wenigſtens die Entſcheidungsgründe 
andere geweſen. 

Die Beſtimmungen des Vorentwurfs und der 
Strafrechtskommiſſion enthalten zweifellos einen 
großen Fortſchritt gegenüber dem gegenwärtigen 
Rechtszuſtand. Kaum werden ſie allen Anforderungen 
gerecht. Sie werden die Enwicklung der Lehre 


von der mittelbaren Täterſchaft nur fördern. Die 
Zukunft wird lehren, ob die Wiſſenſchaft und ihr folgend 
die Praxis nicht bald bei der Begriffsbeſtimmung 
der Täterſchaft des Gegenentwurfs, SS 31 und 33, 
anlangt, oder noch kürzer und noch bezeichnender 
die Begriffsbeſtimmung gelten läßt, die Kohler in 
Goltd Arch. Bd. 56 S. 293 gibt: Wer den Täter 
abſichtlich zu einer Handlung beſtimmt hat, wird 
ſtrafrechtlich ebenſo behandelt, wie wenn er die 
Handlung ſelber begangen hätte. 

Je mehr im Strafrechte der Grundſatz Geltung 
erlangt, daß nicht die äußere Handlung und nicht 
der Erfolg für Schuld und Strafe maßgebend ſind, 
ſondern der, ſei es unmittelbar, ſei es mittelbar 
in die Außenwelt getretene Wille, deſto größere 
Bedeutung wird die mittelbare Täterſchaft in der 
Rechtſprechung erlangen und dem allgemeinen Rechts⸗ 
bewußtſein ganz entſprechende Urteile herbeiführen. 


Genießen Echriftſteller den Echutz des § 311 
Nr. 5 380. 


Von Amtsrichter Haus Dittrich in München. 


Dieſe Frage, die den Gerichten verhältnismäßig 
ſelten zur Entſcheidung vorliegt, hat in den letzten 
Monaten im Anſchluß an ein Erkenntnis des Amts— 
gerichts Charlottenburg und die dagegen in Nr. 296 
der „Deutſchen Tageszeitung“ gemachten Angriffe 
mehrfach die Aufmerkſamkeit der Oeffentlichkeit in 
Anſpruch genommen; es erſcheint deshalb zweck⸗ 
mäßig, einmal unabhängig von einem beſtimmten 
Fall in eine Erörterung darüber einzutreten: 

A. In der Literatur iſt die Frage ziemlich 
ſtiefmütterlich und gegenſätzlich behandelt: während 
Struckmann⸗Koch die Schriftſteller (ohne nähere 
Begründung!) unter die durch 8 811 Nr. 5 ge⸗ 
ſchützten Perſonen einreiht und Neumiller (wiede⸗ 
rum ohne Begründung und mit einiger Vorſicht 
im Ausdruck) wenigſtens die „Journaliſten“ 
als geſchützt bezeichnet, ſagt Gaupp⸗Stein unter 
Bezugnahme auf den ſtenographiſchen Reichstags: 
bericht: „Der Gelehrte und Schriftſteller als ſolcher 
iſt nicht geſchützt“, erklärt Peterſen-Anger: 
„da Ziff. 5 ihrem Grundgedanken nach nur Per— 
ſonen ſchützt, deren Leiſtungen der körperlichen Arbeit 
gleichſtehen, gehören Schriſtſteller und Gelehrte nicht 
hieher“ nnd jagt Falkmann in der 2. Auflage 
ſeiner Darſtellung des Zwangsvollſtreckungsrechts 
„Schriftſteller, ſowie diejenigen, die einen wiſſen— 
ſchaftlichen Beruf ausüben, fallen nicht unter Nr. 5, 
Sondern können ſich nur auf Nr. 10 berufen“, wozu 
er in einer Fußnote bemerkt: „Der Reichstag hat 
den Antrag Böckel, auch die Schriftſteller einzu— 
fügen, abgelehnt.“ Die Kommentare von Seuffert, 
Freudenthal und Sydow⸗-Buſch ſprechen ſich über 
die Frage überhaupt nicht aus. 
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B. Von Entſcheidungen höherer Gerichte 
iſt mir nur eine bekannt geworden, nämlich das 
in der „Rechtſprechung der OSG.“ von Mugdan⸗ 
Falkmann Bd. 22 S. 375 abgedruckte Urteil des 
Kammergerichts vom 26. April 1911, wo im An⸗ 
ſchluß an die Begründung der Novelle vom 17. Mai 
1898 und an eine Aeußerung des Regierungsver⸗ 
treters in der zweiten Plenarberatung des Reichs⸗ 
tags den Schriſtſtellern der Schutz des $ 811 Nr. 5 
verſagt wurde. 

C. Die Entſtehungsgeſchichte des Ge⸗ 
ſetzes, auf die ſich die angeführte Literatur und 
Rechtſprechung ſtützen, iſt (und zwar nicht nur für 
die Schriſtſteller, ſondern auch hinſichtlich anderer 
Berufe) nicht unintereſſant: 

Bis zur Einführung der Novelle vom 
17. Mai 1898 erklärte $ 811 Nr. 5 (damals 8715 
Nr. 4) als „der Pfändung nicht unterworfen“: 
. . . . „bei Künſtlern, Handwerkern, Hand: und 
Fabrikarbeitern, ſowie bei Hebammen, die zur per: 
ſönlichen Ausübung des Berufes unentbehrlichen 
Gegenſtände.“ Es iſt begreiflich, daß dieſe Faſſung 
des Geſetzes, die nur einzelne, ganz beſtimmte 
Berufsarten im Auge hatte, bei vielen Gerichten 
zu einer ſehr engen Auslegung führte, die zwar 
dem Wortlaut des Geſetzes entſprach, ſich aber mit 
den ſozialen Anſchauungen unſerer Zeit in erheb⸗ 
lichen Widerſpruch ſetzte und deshalb mancherlei 
Angriffen ausgeſetzt war; beſonderes Aufſehen ſcheint 
ein vom Oberlandesgericht Stettin beſtätigtes Er⸗ 
kenntnis des Amtsgerichts Stralſund erregt zu haben, 
das die Pfändung des einzigen Bootes eines Fiſchers 
für zuläſſig erklärte, weil die Fiſcherei gleich Jagd 
und Bergbau auf die Gewinnung von Naturer: 
zeugniſſen gerichtet ſei und deshalb nicht als Hand⸗ 
werk betrachtet werden könne. 

Der Entwurf der Novelle vom 17. Mai 
1898 ſah folgende Faſſung vor: „Bei Künſtlern, 
Handwerkern, gewerblichen Arbeitern und anderen 
Perſonen, welche aus Handarbeit oder ſonſtigen 
perſönlichen Leiſtungen ihren Erwerb ziehen, ſowie 
bei Hebammen, die zur perſönlichen Fortſetzung der 
Berufstätigkeit unentbehrlichen Gegenſtände.“ 

In der Begründung der Novelle iſt aus⸗ 
geführt: 

„In der künftigen Nr. 5 ift zunächſt der Kreis der 
Perſonen ausgedehnt, denen der hier vorgeſehene Schutz 
zuteil wird; insbeſondere findet nunmehr die Vorſchrift 
auch auf Perſonen Anwendung, welche von Schauſtellun— 

en ohne höheren künſtleriſchen Wert oder ähnlichen 

Leistungen ihren Unterhalt gewinnen, ebenſo auf Per— 
ſonen, welche vermöge der Art ihrer Beſchäftigung den 
Handwerkern naheſtehen, ohne doch ihnen beigezählt 
werden zu können, wie Fiſcher, Handwagenführer uſw.“ 

Bei der erſten Beratung im Plenum 
des Reichstags beantragte Dr. Buchka, daß auch 
die Fiſcher ausdrücklich als geſchützt genannt werden; 
von anderer Seite wurde beantragt, noch weitere 
Berufsgruppen aufzuzählen. 

In der Kommiſſionsberatung wurden alle 
dieſe Vorſchläge abgelehnt, und zwar im Anſchluß 


an das von verſchiedenen Seiten ausgeſprochene Be⸗ 
denken, daß „derartige Exemplifikationen leicht zu 
einem argumentum e contrario Anlaß böten“; 
dagegen erſetzte die Kommiſſion das Wort „Berufs: 
taͤtigkeit“ durch das Wort „Erwerbstätigkeit“, wo⸗ 
mit ausgedrückt werden ſollte, „daß die betreffende 
Tätigkeit nicht den eigentlichen oder Hauptberuf 
des Schuldners zu bilden braucht, wofern ſie nur 
zu ſeiner und ſeiner Familie Ernährung dient und 
gewerblich betrieben wird“. Nachdem noch die Heb⸗ 
ammen in die Nr. 7 unſeres Paragraphen über⸗ 
geführt worden waren, einigte ſich die Kommiſſion 
auf diejenige Faſſung, die dann ſpäter tatſäaͤchlich 
Geſetz geworden iſt. 

In der 2. Plenarberatung vom 3. Mai 
1898 hat es nicht an Verſuchen gefehlt, an der 
Faſſung des Ausſchuſſes Aenderungen vorzunehmen; 
insbeſondere beantragte der Abgeordnete Dr. Böckel, 
in den Text der Nr. 5 die Schriftſteller und Be⸗ 
rufsfiſcher einzufügen und den Begriff des Hand⸗ 
werks zu erweitern in bezug auf Kleinkaufleute 
und Kleininduſtrielle. Hiegegen wandte ſich der 
Regierungsvertreter mit folgenden Worten: 

„Was nun weiter den Antrag zu Nr. 5 anlangt, 
ſo hat bereits die Kommiſſion verſchiedene Anträge ge⸗ 
prüft und abgelehnt, die teils auf eine Erweiterung 
des Kreiſes der in der Nr. 5 angegebenen Perſonen, 
teils auf eine nähere Spezialiſierung abzielten. Schon 
die verbündeten Regierungen haben eine erhebliche 
Erweiterung des Perſonenkreiſes vorgeſchlagen; ſie 
haben aber an dem bereits in dem geltenden Geſetz 
liegenden Grundgedanken feſthalten zu müſſen geglaubt, 
wonach nur ſolchen Perſonen, die von ihrer Hände 
Arbeit oder von ſonſtigen dieſer gleichzuſtellenden per⸗ 
ſönlichen Leiſtungen leben, diejenigen Sachen geſichert 
werden ſollen, welche ſie unmittelbar für ihre Arbeit 
brauchen. Von dieſem Standpunkt aus wäre es nicht 
gerechtfertigt, die Kleinkaufleute aufzunehmen 
Die anderen Kategorien, die der Antragſteller aufs 
genommen wiſſen will, fallen bereits unter die Faſſung, 
wie die verbündeten Regierungen ſie vorgeſchlagen 
haben, namentlich auch die von ihm beſonders hervor- 
gehobenen Fiſche nr. Die Kommiſſion hat ſich 
auf den Standpunkt geſtellt, daß jede weitere Speziali— 
ſierung dazu führen würde, die Tragweite der allge⸗ 
meinen Faſſung zu verdunkeln, und daß es daher 
bedenklich wäre, weitere Kategorien aufzunehmen.“ 


Der Kommiſſionsberichterſtatter Abg. Trimborn 
führte ergänzend hiezu aus: 

„Nach Nr. 5 des 8 715 ſollen den Künſtlern, Hands 
werkern und gewerblichen Arbeitern die zur Ausübung 
ihres Berufs notwendigen Gegenſtände freigelaſſen 
werden. Bei dieſem Paragraphen iſt in der Kommiſſion 
eine große Diskuſſion darüber entſtanden, ob und in⸗ 
wieweit man dort einzelne Beiſpiele zur Verdeut— 
lichung anführen ſollte. Schließlich hat man ſich dazu 
entſchloſſen, keine Beiſpiele anzuführen, damit keine 
argumenta e contrario entſtehen möchten. Deshalb 
ſind alle die im Antrag Böckel aufgeführten Berufe 
nicht genannt worden, und ich glaube, das war ent⸗ 
ſchieden das Richtige.“ 


Die Abſtimmung ergab Annahme der Kom— 
miſſionsfaſſung. 

D. Man muß dieſe Entſtehungsgeſchichte des 
Geſetzes kennen, wenn man die geringe über unſere 
Frage vorhandene Literatur einer Würdigung 
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unterziehen will; denn gerade die Entſtehungs⸗ 
geſchichte des Geſetzes wird von der Literatur 
überwiegend zur Begründung einer den Schrift: 
ſtellern nachteiligen Stellungnahme ins Feld 
geführt. Dies geſchieht aber m. E. mit Unrecht; 
denn ganz abgeſehen von anderen Gründen, die 
ſpäter noch zu erörtern ſein werden, ſcheint mir, 
auch wenn man zur Beweisführung einzig die 
Entſtehungsgeſchichte des Geſetzes heranzieht, 
die Einbeziehung der Schriftſteller in den Kreis 
der durch Nr. 5 geſchützten Perſonen geboten: 

a) Das für die gegenteilige Anſicht verwertete 
Beweismittel Falkmanns, daß der Reichstag den 
auf Einfügung der Schriftſteller in die Faſſung 
der Nr. 5 gerichteten Antrag Böckel abgelehnt 
habe, erweiſt ſich als wenig ſtichhaltig, wenn man 
nicht allein die Tatſache der Ablehnung, ſondern 
auch ihre Gründe in den Bereich der Er: 
wägungen zieht: der Reichstag hat die Einfügung 
der Schriftſteller nicht deshalb abgelehnt, weil er 
ihnen den Schutz der Nr. 5 verſagen wollte, ſon⸗ 
dern weil er es überhaupt vermeiden wollte, 
durch allzuviele „Exemplifikationen“ „Anlaß zu 
argumenta e contrario“ zu bieten, d. h. weil er 
befürchtete: wenn man eine größere Zahl Berufſs⸗ 
arten in Nr. 5 ausdrücklich benenne, könnten die 
Gerichte aus der zufälligen Nicht-Benennung 
einer Berufsart den Schluß ziehen, daß dieſe 
Berufsart den Schutz der Nr. 5 nicht genießen ſolle; 

b) ſchwerwiegender iſt ſchon das, was das 
Kammergericht in ſeinem Urteil vom 26. April 
1911 ausführt: Das Kammergericht erkennt an, 
daß aus der Ablehnung des Antrages Böckel eine 
den Schriftſtellern nachteilige Geſinnung des Reichs⸗ 
tags nicht zu entnehmen iſt; es kommt aber auf 
Grund einer anderen Beweisführung zum gleichen 
Ergebnis wie Falkmann, nämlich 

1. auf Grund des in der Begründung der 
Novelle enthaltenen Satzes, daß die Pfändungs— 
beſchränkungen „nunmehr auch auf Perſonen An: 
wendung finden, welche vermöge der Art ihrer 
Beſchäftigung den Handwerkern naheſtehen, ohne 
doch ihnen beigezählt werden zu können“ und 

2. auf Grund der in der 2. Plenarberatung 
gefallenen Aeußerung des Regierungsvertreters, 
daß „nur ſolchen Perſonen, die von ihrer Hände 
Arbeit oder ſonſtigen dieſer gleichzuſtellenden per: 
ſönlichen Leiſtungen leben, diejenigen Sachen ge— 
ſichert werden ſollen, welche ſie unmittelbar für 
ihre Arbeit brauchen“. 

Wenn man mit dieſen Darlegungen des Kammer— 
gerichts den unter C ausführlich wiedergegebenen 
Inhalt der Begründung der Novelle und der 
Ausführungen des Regierungsvertreters in der 
2. Plenarberatung vergleicht, ſo ſieht man ſofort, 
daß dieſer Inhalt im kammergerichtlichen Urteil 
nur bruchſtückweiſe wiedergegeben iſt, und daß 
dieſe bruchſtückweiſe Wiedergabe eine ſinnentſtellende 
Wirkung gehabt hat. Die Begründung der Novelle 
ſagt nämlich: „In der künftigen Nr. 5 iſt der 
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Kreis der Perſonen ausgedehnt, denen der hier 
vorgeſehene Schutz zuteil wird; insbeſondere 
findet nunmehr die Vorſchrift auch auf Perſonen 
Anwendung, welche .. ulm... .; was alſo 
das Kammergerichtsurteil als feſtſtehende und nicht 
dehnbare Meinung der Begründung hinſtellt, war 
in Wirklichkeit nichts anderes als wiederum eine 
„Exemplifikation“, die in dieſem Fall an⸗ 
ſcheinend tatſächlich die vom Reichstag an „Exem⸗ 
plifikationen“ geknüpfte Befürchtung einer zu engen 
Auslegung des Geſetzes als ſehr berechtigt erwieſen hat. 

Was ferner das Kammergericht aus den Aus⸗ 
ſührungen des Regierungsvertreters in der 2. Plenar⸗ 
beratung anführt, iſt zwar richtig wiedergegeben; 
dieſe Ausführungen, die ſich gegen den (die Ein⸗ 
fügung der Schriftſteller, Berufsfiſcher, Kleinkauf⸗ 
leute und Kleininduſtriellen in den Text der Nr. 5 
bezweckenden) Antrag Böckel richten, gewinnen aber 
ein weſentlich anderes Geſicht, wenn man auch 
die nächſtfolgenden Sätze in Betracht zieht, in 
denen der Regierungsvertreter fortfuhr: „Von 
dieſem Standpunkt aus waͤre es nicht gerechtfertigt, 
die Kleinkaufleute aufzunehmen... Die 
anderen Kategorien, die der Antragſteller auf: 
genommen wiſſen will, fallen bereits unter 
die Faſſung, wie die verbündeten Re⸗ 
gierungen ſie vorgeſchlagen haben ...“; 
da zu dieſen anderen Kategorien auch die 
Schriftſteller gehörten, ſtellte ſich alſo der 
Regierungsvertreter ganz offenkundig auf den Stand⸗ 
punkt, daß die Schriſtſteller vom Schutz des § 811 
Nr. 5 mitergriffen werden. 

c) Während ſich alſo der Regierungsver⸗ 
treter zugunſten der Schriftſteller äußerte, 
ſind aus den Reihen der Abgeordneten, ſo⸗ 
viel auch während der Beratung des Geſetzes über 
die Schriftſteller geſprochen wurde, keinerlei 
dieſem Stand nachteilige Aeußerungen gefallen, 
was ſicherlich geſchehen wäre, wenn man den Schrift: 
ſtellern den Schutz der Nr. 5 hätte verſagen wollen. 

d) Durch die vorſtehenden Ausführungen werden 
auch die den Schriftſtellern nachteiligen Aus— 
führungen von Peterſen-Anger und Gaupp⸗Stein 
gegenſtandslos. 

E. Nun kann allerdings die Entſtehungsge⸗ 
ſchichte des Geſetzes für die Geſetzesauslegung nicht 
maßgebend ſein; man wird vor allem zu prüfen 
haben, wie das Geſetz als ſolches ſeinem Wortlaut 
und Geiſte nach zu verſtehen iſt. 


Das mehrerwähnte Kammergerichtsurteil führt 
aus: 

„Dadurch, daß der 8 811 Nr. 5 als die ſchutz⸗ 
bedürftigen Perſonen zunächſt die Künſtler, Hand— 
werker und gewerblichen Arbeiter aufführt und im 
Anſchluß daran ‚andere Perſonen, welche aus Han d— 
arbeit oder ſonſtigen perſönlichen Leiſtungen ihren 
Erwerb ziehen“, drückt das Geſetz aus, daß es unter 
den ‚jonitigen perſönlichen Leiſtungen“ nur die der 
Handarbeit naheſtehende Erwerbstätigkeit verſtanden 
wiſſen will. Dafür ſpricht auch die im 8 811 Nr. 7 
getroffene beſondere Regelung für eine Reihe von 
Perſonen, welche zwar auch eine perſönliche Erwerbs— 
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tätigkeit, nicht aber eine ſolche durch Handarbeit oder 
ſonſtige dieſer gleichzuſtellende perſönliche Leiſtungen 
ausüben.“ 

Dieſen Ausführungen kann nicht beigetreten 
werden: 

a) Vor allem iſt der Hinweis auf Nr. 7 zweifel⸗ 
los verfehlt; die durch Nr. 7 e Perſonen, 
nämlich die Offiziere, Beamten, Geiſtlichen, Lehrer 
an öffentlichen Unterrichtsanſtalten, Rechtsanwälte, 
Notare, Aerzte und Hebammen gehören ausſchließ⸗ 
lich ſolchen Berufen an, die (ſei es durch Ver⸗ 
leihung eines Amtes, ſei es durch Ablegung ſtaat⸗ 
licher Prüfungen und ſtaatliche Approbation) auch 
außerhalb des Vollſtreckungsrechts eine bevorzugte 
Stellung genießen und deren Schutz gegen über⸗ 
mäßige Vollſtreckung für die Allgemeinheit ganz 
beſonders wichtig iſt und die deshalb mit einem 
den Schutz der Nr. 5 überſteigenden Schutz ver⸗ 
ſehen wurden und aus dieſem Grund in eine be⸗ 
ſondere Ziffer eingereiht werden mußten; der vom 
Kammergericht hervorgehobene Unterſchied zwiſchen 
der Tätigkeit dieſer Perſonen und der Tätigkeit 
eines Handarbeiters hat hiebei ſicherlich keine Rolle 
geſpielt, iſt übrigens teilweiſe gar nicht vorhanden, 
da es auch unter den in Nr. 7 aufgeführten Per⸗ 
ſonen nicht wenige gibt, deren Berufstätigkeit vor⸗ 
zugsweiſe oder großenteils ebenfalls auf handarbeit⸗ 
licher Betätigung beruht; dies trifft z. B. bei 
Hebammen, bei Chirurgen und faſt bei der ge⸗ 
ſamten unteren Beamtenſchaft aller Dienſtes⸗ 
zweige zu. 

b) Die übrigen Ausführungen des Kammer⸗ 
gerichts ſtehen in Widerſpruch mit dem Sprach⸗ 
gefühl: wenn das Geſetz von Perſonen ſpricht, 
„welche aus Handarbeit oder ſonſtigen per⸗ 
ſönlichen Leiſtungen ihren Erwerb ziehen“, ſo drückt 
es damit nicht aus, daß es unter den „ſonſtigen 
perſönlichen Leiſtungen“ nur die der Handarbeit 
naheſtehende Erwerbstätigkeit verſtanden wiſſen 
will, ſondern im Gegenteil: daß nicht nur der 
Handarbeiter, ſondern auch jeder andere, der 
aus perſönlichen Leiſtungen ſeinen Erwerb zieht, 
alſo insbeſondere auch der Geiſtesarbeiter geſchützt 
werden ſoll. 

Dieſe Auslegung entſpricht dem Wortlaut des 
Geſetzes umſomehr, als auch der Geiſtes arbeiter, 
wenn er ſeine Gedanken verwerten will, einer ge— 
wiſſen handarbeitlichen Tätigkeit, nämlich der Nieder⸗ 
ſchrift ſeiner Gedanken, in der Regel nicht entraten 
kann und letzten Endes ſein Brot nicht durch die 
weſenloſen Gedanken, ſondern durch das im Wege 
han darbeitlicher Tätigkeit entſtehende geſchriebene 
Wort verdient. 

Der Schutz der Schriftſteller liegt aber auch 
im Geiſte des Geſetzes, das aus ſozialen und volks— 
wirtſchaftlichen Gründen der erwerbstätigen und 
Werte ſchaffenden Bevölkerung die Erhaltung 
des wirtſchaftlichen Daſeins gewährleiſten wollte; 
daß hiezu unter Umſtänden auch der Schriftſteller 
gehört, unterliegt wohl keinem Zweifel; denn durch 


die Tätigkeit der Schriftſteller und Gelehrten können 
Werte erzeugt werden, die oft weit über die Grenzen 
des Vaterlandes hinaus ihre Wirkung äußern, und 
wird eine Reihe von anderen Gewerben, wie be⸗ 
ſonders das Buchdrucker⸗ und Buchbindergewerbe, 
mehr oder weniger erſt daſeinsfaͤhig gemacht. 

Nach dem Geſagten iſt wohl kaum 
zu bezweifeln, daß den Schriftſtellern 
der Schutz des 8811 Nr. ö nicht verſagt 
werden kann. Wenn trotzdem auch von Ge⸗ 
richten, die dieſe Meinung teilen, da und dort den 
Schriftſtellern nachteilige Entſcheidungen ergehen, 
ſo hat dies ſeinen Grund darin, daß der Schutz 
des 8 811 Nr. 5 (nicht nur für die Schriftfteller, 
ſondern auch für die anderen darunter fallenden 
Berufe!) kein unbeſchränkter iſt; vielmehr ergeben 
ſich aus dem Inhalt des Geſetzes verſchiedene Ein⸗ 
ſchränkungen, die ich in vier Gruppen ſcheiden 
möchte, namlich 


1. Einſchränkungen perſönlicher Art, 

2. Einſchränkungen hinſichtlich des Kreiſes der 
geſchützten Sachen, 

3. Einſchränkungen, die in der Berufsſtellung 
oder ſonſtigen beſonderen Verhältniſſen des Schuld⸗ 
ners begründet ſind, 

4. Einſchränkungen zeitlicher Art. 


Zu 1. Nicht jeder Schriftſteller iſt geſchützt, 
ſondern nach Wortlaut und Geiſt des Geſetzes 
ſelbſtverſtändlich nur derjenige, der aus der Schrift⸗ 
ſtellerei ſeinen Erwerb zieht; es ſcheiden alſo 
beiſpielsweiſe aus: ö 

a) alle diejenigen, denen die Schriftſtellerei nur 
eine angenehme Liebhaberei iſt; 

b) alle diejenigen, die ſich um des äußeren 
Anſehens willen oder aus ſonſtigen Gründen den 
Namen eines Schriftſtellers beilegen, ohne doch 
dieſen Beruf jemals ernſtlich ausgeübt zu haben, 
weil ſie das Nichtstun einer geregelten Tätigkeit 
vorziehen — Typen, wie man ſie in Großſtaͤdten, 
namentlich in München, häufig finden kann; 

c) alle diejenigen, die zwar mit Eifer und Ernſt 
ſchriſtſtelleriſch tätig ſind, aber aus ideellen Gründen 
irgendwelcher Art ihre Kraft koſtenlos in den 
Dienſt der Allgemeinheit oder einer beſtimmten 
Sache ſtellen, wie dies zu politiſchen, vaterländiſchen, 
wiſſenſchaftlichen und ſozialen Zwecken ziemlich 
häufig vorkommt. 

Dagegen iſt es gleichgültig, ob die Schrift— 
ſtellerei den ausſchließlichen und Haupt beruf des 
Schuldners bildet: auch wenn er einen anderen 
Hauptberuf hat und ſich nur nebenher ſchrift⸗ 
ſtelleriſch betätigt, kann ihm der Schutz der Nr. 5 
in bezug auf ſeine ſchriftſtelleriſche Tätigkeit nicht ver: 
ſagt werden; denn nicht nur die Berufstätigkeit 
ſoll durch Nr. 5 geſchützt werden, ſondern die Er: 
werbstätigkeit, auch wenn ſie nicht beruflich be— 
trieben wird; dies ergibt ſich ſowohl aus dem Wort— 
laut wie aus der oben unter C dargelegten Ent— 
ſtehungsgeſchichte des Geſetzes. 
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Zu 2. Auch bei demjenigen Schriftſteller, der 
unter den Schutz der Nr. 5 fällt, find nicht alle 
zur Ausübung der Schriftſtellerei dienenden Gegen⸗ 
ſtände geſchützt, ſondern nur diejenigen, die „zur 
perſönlichen Fortſetzung ſeiner Erwerbstätigkeit un: 
entbehrlich“ ſind. Der Schutz der Nr. 5 ſetzt alſo 
dreierlei voraus: 


a) der Gegenſtand, für den der Schutz beanſprucht 
wird, muß unentbehrlich ſein; 

b) er muß zur Fortſetzung der Erwerbs⸗ 
tätigkeit unentbehrlich ſein; 

c) er muß zur perſönlichen Fortſetzung der 
Erwerbstätigkeit unentbehrlich ſein. 

Hienach iſt nicht geſchützt: was der Schrift⸗ 
ſteller nur deshalb nötig hat, weil er ſich bei Aus⸗ 
übung der Schriſtſtellerei einer Hilfskraft, z. B. 
eines Schreibers, bedient; beiſpielsweiſe kann der 
Schreibtiſch, der dem Schreiber als Arbeitsplatz zu⸗ 
gewieſen iſt, oder die Schreibmaſchine, die vom 
Schreiber bedient wird, unbedenklich gepfändet werden, 
da die perſönliche Fortſetzung der Erwerbstätigkeit 
des Schriftſtellers dadurch nicht gehindert wird. 

Ferner wird vom Schutz der Nr. 5 nicht erfaßt: 
was dem Schriftſteller als Menſchen, als Staats⸗ 
bürger, als Privatmann zwar nötig ſein mag, 
aber zur Schriftſtellerei als ſolcher in keinen Be⸗ 
ziehungen ſteht.“) 

Doch das ſind allgemein bekannte und aner⸗ 
kannte Dinge; die Schwierigkeiten beginnen erſt bei 
Löſung der Frage: welche Begenftände find 
dem Schriftſteller zur perſönlichen Fortſetzung ſeiner 
Erwerkstätigkeit unentbehrlich? 

Gegenſtände find Sachen aller Art; unter Um⸗ 
ſtänden können alſo dem Schutz der Nr. 5 unter: 
liegen: ein Schreibtiſch mit Stuhl, Schreibzeug, 
Papier, Bücher, Büchergeſtelle und-Schränke und 
je nach Beſonderheit des Falles gelegentlich auch 
andere Gegenſtände, z. B. bei einem Schuldner, der 
an Schreibkrampf leidet, eine Schreibmaſchine, bei 
Naturwiſſenſchaftlern unter Umſtänden eine kleine 
naturwiſſenſchaftliche Sammlung uſw. Hiemit ſoll 
aber nicht geſagt ſein, daß dem Schuldner ein 
Schreibtiſch unter allen Umſtänden belaſſen werden 
muß, daß ihm Schreibzeug und Papier in unbe— 
ſchränkten Mengen verbleiben müſſen, daß alle 
Bücher unpfändbar ſind uſw.; vielmehr muß dem 
Schuldner ein Schreibtiſch nur dann belaſſen werden, 
wenn ihm nicht ein anderer zur Erledigung ſeiner 
Arbeiten geeigneter Tiſch zur Verfügung ſteht, 
Schreibzeug und Papier nur ſoviel, als er in ab— 
ſehbarer Zeit tatſächlich verbrauchen kann, und von 
Büchern nur diejenigen, die er zur Fortſetzung ſeiner 
ſchriftſtelleriſchen Tatigkeit unbedingt braucht. 

Die Entbehrlichkeit von Büchern iſt die Frage, 
über welche die Gerichte am häufigſten zu befinden 


1) Der Schriftſteller wird hier des Schutzes der Nr. 5 
in der Regel auch gar nicht bedürfen, weil ja dieſe Gegen: 
ſtände im allgemeinen dem Schutz der Nr. 1, 2, 3, 11, 
12 und 13 unterliegen. 


haben, und die ihnen wegen der gänzlichen Ver⸗ 
ſchiedenheit der einzelnen Fälle viel Kopfzerbrechen 
macht; auf den tieferen Grund dieſer Erſcheinung 
wird unter G noch näher einzugehen ſein; die Ent⸗ 
ſcheidung wird oft hinſichtlich des nämlichen Werkes 
ganz verſchieden ſein, je nachdem der Schuldner 


ſich der einen oder anderen Sparte der Schrift⸗ 


ſtellerei zugewendet hat und je nachdem er dieſe unter 
den oder jenen Verhältniſſen ausübt. 

Am einfachſten liegt die Sache da, wo Werke 
in Frage ſtehen, denen ein tieferer und dauernder 
Wert überhaupt nicht beizulegen iſt; hieher gehört 
beiſpielsweiſe ein großer Teil der modernen Roman⸗ 
und Novellenliteratur, die einen angenehmen Unter⸗ 
haltungsſtoff bieten mag, aber großenteils als Quelle 
tieferer Bildung nicht betrachtet werden kann; ſolche 
Werke wird man im allgemeinen wohl jederzeit 

pfänden können, ſoferne nicht etwa der Schuldner 

nachweiſt, daß er aus irgendeinem beſonderen Grund 
(3. B. weil er die Beſprechung eines Werkes oder 
einer Gruppe von Werken dieſer Art übernommen 
hat) gerade dieſe Werke braucht. 

Schwieriger geſtaltet ſich die Sache ſchon bei 
Werken, die (wie Konverſationslexika und ſonſtige 
Nachſchlagwerke allgemeiner Art) faſt für jeden 
Schriftſteller oder doch (wie die Werke der klaſſi⸗ 
ſchen Literatur) für ganze Gruppen von Schriſt⸗ 
ſtellern zeitweiſe zu notwendigen Hilfsmitteln werden; 
ſolche Werke wird man je nachdem faſt für jeden 
Schriftſteller oder wenigſtens für ganze Gruppen 
von Schriftſtellern als unentbehrlich erklaren müſſen; 
aber ſchon bei dieſen Werken wird da und dort, 
beſonders in den großen Bildungszentren, die Frage 
auftauchen, ob der Schuldner nicht bequeme Ge— 
legenheit hat, je den Inhalt dieſer Werke auf 
andere Weiſe, z. B. durch Benützung öffentlicher 
Bücherſammlungen, zugänglich zu machen. Kommt 
das Gericht zur Ueberzeugung, daß dies dem Schuld— 
ner ohne ernſtliche Störung ſeiner Erwerbstätigkeit 
möglich iſt, daß insbeſondere die betreffenden Werke 
in den öffentlichen Sammlungen auch wirklich zu 
gewöhnlichen Tageszeiten eingeſehen werden können 
und der Schuldner dieſe Werke nur verhältnismäßig 
ſelten braucht, jo kann auch ein Konverſations— 
lexikon und Schiller und Goethe dem Zugriff des 
Gerichtsvollziehers häufig nicht entzogen werden. 

Am ſchwierigſten iſt die Entſcheidung in ſolchen 
Fällen, wo es ſich um Werke handelt, die keiner 
der vorſtehend beſprochenen Gattungen zugehören; 
hier wird es vollſtändig auf die Eigenart des ein— 
zelnen Schriftſtellers anzukommen haben: was dem 
Fachſchriftſteller unentbehrlich iſt, kann dem Novel⸗ 
liſten oder Lyriker gut entbehrlich ſein und um— 
gekehrt. Auch hier wird ſelbſtverſtaͤndlich die Mög⸗ 
lichkeit, ſich die einſchlägigen Werke aus öffent— 
lichen Büchereien oder anderswo zu beſchaffen, 
eine große Rolle ſpielen; beſonders bei großen 
und wertvollen Fachſchriften, zu deren Anſchaffung 
ſich der ſolide und ſtets auf Barzahlung bedachte 
Schriftſteller nur verhältnismäßig ſelten entſchließt, 
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wird genau zu prüfen ſein, ob der Schuldner, der 
ſolche Schriften beſitzt, deren Anſchaffung unbe⸗ 
dingt nötig hatte und ob er nicht vielmehr wie 
der oder jener ſparſamer veranlagte Kollege ſeinen 
Wiſſensdurſt in öffentlichen Bücherſammlungen zu 
ſtillen vermag. 


Zu 3. Beſondere Einſchränkungen 
werden ſich unter Umſtänden diejenigen Schrift⸗ 
ſteller gefallen laſſen müſſen, die ihre ſchriftſtelleriſche 
Tätigkeit nicht nur zum Erwerb, ſondern berufs⸗ 
mäßig ausüben. Beiſpielsweiſe handelt es ſich 
in dem mehrgenannten Kammergerichtsurteil vom 
26. April 1911 um einen Redakteur, der bei einer 
bedeutenden Firma angeſtellt war, welche neben 
einem Buchverlag die Herausgabe mehrerer Zei: 
tungen und Zeitſchriften betrieb; im Anſchluß an 
dieſe Feſtſtellung führt das Kammergericht aus, 
daß dem Schuldner die gepfändete eigene Bücherei 
ſchon deshalb nicht unentbehrlich ſei, weil er in 
den Redaktionsräumen ſeiner Firma alle zur Aus⸗ 
übung ſeiner Redaktionstätigkeit erforderlichen Hilfs⸗ 
mittel zur Verfügung hatte; in dieſem Punkt iſt 
dem kammergerichtlichen Urteil, deſſen ſonſtiger 
Inhalt oben mehrfach angefochten werden mußte, 
vollkommen beizupflichten: Der Redakteur einer 
großen Tageszeitung, dem die nötigen Hilfsmittel 
vom Verleger geſtellt werden, ferner der Staats⸗ 
und Privatbeamte, der nebenbei fachwiſſenſchaftlich 
tätig iſt, aber jederzeit die Möglichkeit hat, ſich 
die zur Ausübung dieſer ſchriftſtelleriſchen Tätig⸗ 
keit nötigen Bücher in ſeinen Dienſtraͤumen zu 
beſchaffen, wird im allgemeinen einer eigenen 
Bücherei ſo wenig bedürfen, wie beiſpielsweiſe der 
Richter, der zwar fortgeſetzt große Mengen fach⸗ 
wiſſenſchaftlicher Literatur benützt, ſich dieſe aber 
in den ſeltenſten Fällen als Eigentum beſchafft, 
ſondern der amtlichen Bücherſammlung entnimmt. 


Zu 4. Es iſt allgemein anerkannter Grundſatz 
des Vollſtreckungsrechts, daß für die Bemeſſung 
der Unpfändbarkeit einer Sache (nicht nur im 
Fall der Nr. 5, ſondern überhaupt!) der Zeit⸗ 
punkt der Pfändung maßgebend iſt, derart, 
daß Sachen, die erſt nach der Pfändung infolge 
des Eintritts veränderter Umſtände unentbehrlich 
werden, dem Pfandrecht unterworfen bleiben 
müſſen. Dies iſt auch nicht mehr wie recht und 
billig; denn erſtlich handelt es ſich bei allen geſetz⸗ 
lichen Beſtimmungen, durch welche die Unpfänd⸗ 
barkeit einer Sache ausgeſprochen wird, um Aus⸗ 
nah me beſtimmungen, die ſtets eine möglichſt be⸗ 
ſchraͤnkte Auslegung zu erfahren haben, und zweitens 
iſt es vielfach gerade das Entgegenkommen des 
Gläubigers ſelbſt, das dem Schuldner die Pfand⸗ 
ſtücke noch lange nach der Pfändung beläßt, um 
ihm Gelegenheit zur ratenweiſen Tilgung ſeiner 
Schuld und Wiedererlangung des pfandfreien Be: 
ſitzes ſeiner Sachen zu geben; es wäre ungerecht, 
wenn man in ſolchen oder auch anderen Fällen, 
wo ſich die Verwertung der Pfandſtücke verzögert, 


dem Schuldner die Möglichkeit geben wollte, dem 
Gläubiger die wirkſam erlangte Pfandſicherung 
durch Veränderung feiner Verhäͤltniſſe nachträglich 
wieder zu entziehen. Auf unſere Frage angewendet 
ergibt ſich hieraus folgendes: 

a) wer im Zeitpunkte der Pfändung noch nicht 
als Schriftſteller ſeinen Erwerb gezogen hat und 
erſt nachträglich unter die Schriftſteller gegangen 
iſt, kann ſich auf den Schutz der Nr. 5 nicht 
berufen; 

b) wer bis zur. Pfändung nur als Schrift: 
ſteller einer ganz beſtimmten Sparte tätig war und 
ſich erſt nach der Pfändung noch einer anderen 
Sparte zugewendet hat, kann zwar die Freilaſſung 
derjenigen Bücher beanſpruchen, die zur Ausübung 
der zuerſt behandelten Sparte nötig find, nicht 
aber auch derjenigen, die er zur Ausübung der 
neuen Sparte nötig hat; 

c) wer bis zur Pfändung in einer großen 
Stadt arbeitete und dort alles Wiſſenswerte aus 
den Büchern großer öffentlicher Bücherſammlungen 
erfahren konnte, kann nicht die Freigabe ſeiner 
Bücher verlangen, weil er nach der ‘Pfändung 
ſeinen Wohnſitz aufs flache Land verlegt hat; 

d) wer zur Zeit der Pfändung als Redakteur 
einer großen Tageszeitung tätig war, deren Verlag 
ihm alle erforderlichen Hilfsmittel zur Verfügung 
ſtellte, kann nicht die Freigabe der in ſeinem Eigen⸗ 
tum ſtehenden Hilfsmittel verlangen, auch wenn 
er nachträglich den Redakteurpoſten aufgegeben hat 
und künftig als ſelbſtändiger Schriftſteller ſein 
Brot verdienen will uſw. 

Die Richtigkeit des zu a, b und d Ausgeführten 
ergibt ſich übrigens ſchon daraus, daß nicht die 
Erwerbstätigkeit als ſolche, ſondern nur die Fort⸗ 
ſetzung der Erwerbstätigkeit, d. h. der bisherigen, 
im Zeitpunkte der Pfändung bereits begonnenen 
Erwerbstätigkeit geſchützt werden ſoll. 

Andererſeits darf man ſelbſtverſtändlich auch 
hier wieder nicht zu weit gehen: es wäre ungeſetzlich, 
Gegenſtände zu pfaͤnden, die zwar im Zeitpunkt 
der Pfändung augenblicklich entbehrlich find, aber 
nach einer ſchon im Zeitpunkt der Pfaͤndung be⸗ 
rechtigten menſchlichen Vorausſicht mit ziemlicher 
Sicherheit in Zukunft wieder nötig werden; ſo 
wenig im Hinblick auf die Gewißheit des Wechſels 
der Jahreszeiten einem Schuldner im Sommer 
der einzige Winterüberzieher gepfändet werden kann, 
ſo wenig iſt es auch zuläſſig, bei dem in die Lage 
des Schuldners verſetzten Schriftſteller ſolche Bücher 
zu pſänden, die er, (z. B. weil er gerade mit einer 
ganz beſtimmten, ein engumgrenztes Gebiet be⸗ 
treffenden Arbeit befaßt iſt), augenblicklich zwar 
nicht braucht, deren Beſitz ihm aber nach Beginn 
einer anderen in ſein Fach einſchlagenden Arbeit 
vorausſichtlich unentbehrlich iſt. 

Die Ausführungen unter F find ein Ber: 
ſuch, das Vollſtreckungsrecht der Schriftſteller ſyſte⸗ 
matiſch darzuſtellen; vielleicht iſt er mir gelungen; 
aber auch wenn dies zutreffen ſollte, kann ich mir 
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doch nicht verhehlen, daß das Leben gerade i in der 
Frage der Unpfändbarkeit von Büchern den Richter 

vielfach vor Entſcheidungen ſtellt, die er trotz aller 
Rechtskenntniſſe und auch an der Hand der ſchönſten 
ſyſtematiſchen Darſtellung nur ſchwer zu löſen ver⸗ 
mag. Denn es iſt etwas anderes, wenn Ein⸗ 
wendungen hinſichtlich des Handwerkszeugs eines 
Arbeiters erhoben werden, und etwas anderes, wenn 
ſie ſich gegen die Pfändung von Büchern richten: 
wie viel und welches Handwerkszeug der Arbeiter 
braucht, das wiſſen wir genau, und wenn wir es 
zufällig nicht wiſſen ſollten, ſo wird es uns der 
Sachverſtändige zahlenmäßig genau ſagen können; 
wie aber ſteht es mit den Büchern? — Es gibt 
ſo unendlich viele Bücher, daß es wohl niemand 
geben wird, der alle geleſen hat; am wenigſten 
kann man dies vom Richter verlangen, der ſich 
ohnedies über die geſamten Lebensverhaͤltniſſe aller 
Stände und Bevölkerungsklaſſen einigermaßen 
unterrichtet halten muß; aber auch der Wiſſende 
wird ſich häufig ſchwer tun, wenn er vor die Frage 
geſtellt wird, ob ein beſtimmtes Buch für einen 
beſtimmten Schriftſteller unentbehrlich iſt; beſonders 
der ſchöngeiſtige Schriftſteller wird je nach Stimmung 
bald dieſes bald jenes Buch mehr oder weniger 
ſchätzen, was ſich ſchon rein äußerlich darin zeigt, 
daß ſogar geiſtes⸗ und ſchaffensverwandte Schrift⸗ 
ſteller in ihren Bücherſammlungen ganz verſchiedene 
Werke beſitzen, die ſich oft genug mehr oder weniger 
zufällig dort zuſammengefunden haben und von 
denen bald das eine, bald das andere einen bevor- 
zugteren Platz erhalten oder auch zeitweiſe und 
vielleicht dauernd wieder in den Winkel geſtellt 
werden wird. Es gibt ein Wort: „Gute Bücher, 
gute Freunde“: das Buch iſt nichts Weſenloſes 
und keine vertretbare Sache in dem Sinn, daß 
das eine das andere erſetzen kann, wie der Hammer 
oder der Meißel; vielmehr hat ein fühlender Menſch 
darin ſeine Gedanken und, wenn es wirklich ein 
gutes Buch iſt, oft ſein innerſtes Fühlen nieder⸗ 
gelegt; und ſo tritt im Buch der Menſch dem 
Menſchen näher, im einen der eine, im anderen 
ein anderer — und jeder mit ſeinen Gedanken und 
ſeinem Fühlen, das von dem eines anderen oft 
gar verſchieden iſt. Verkennen wir nicht, daß es 
Schriftſteller gibt, die das Bedürfnis haben, gar 
oft eine „Zwieſprach' der Gedanken“ mit ihren 
Büchern zu halten, und oft dadurch erſt die An: 
regung zu eigenem neuen Schaffen gewinnen. Was 
für Bücher der Schriftſteller hiezu braucht, das 
wird ſich nur dann entſcheiden laſſen, wenn er 
dem Richter ſein tiefſtes Denken und Fühlen offen⸗ 
bart; zum mindeſten wird man verlangen können 
und müſſen, daß er dem Richter durch Vorlage 
ſeiner Schöpfungen einen Einblick in den Kreis 
ſeines Schaffens gewährt; tut er dies nicht, ſo wird 
er ſich nicht darüber beklagen können, wenn er 
den oder jenen ſchmerzlichen Verluſt erleidet. 
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Der Begriff des Ortes in im Kehtsfim, insbe⸗ 
ſondere im Sinn des polizeiſtrafgeſetzbuchs. 
Von Rechtsrat Dr. Karl H. Fiſcher in Nürnberg. 


Wenn man den Begriff des Ortes im Rechts⸗ 
ſinn unterſucht, worüber bisher eine zuſammen⸗ 
hängende Darſtellung gefehlt hat, ſo liegt es nahe, 
zunächſt beim Sprachgebrauch des gewöhnlichen 
Lebens anzufragen, was er darunter verſteht; denn 
es iſt zweifellos und auch durchweg anerkannt, 
daß dieſer zwar von dem Sprachgebrauch eines 
Geſetzes abweichen kann, daß aber die geſetzliche 
Ausdrucksweiſe mit der von der a Wort⸗ 
ſorſchung feſtgeſtellten im Zweifel, d. h. dann über: 
einſtimmt, wenn ſich nicht aus dem Sinn und dem 
Zweck, vielleicht auch aus der Entſtehungsgeſchichte 
einer Vorſchrift das Gegenteil entnehmen laßt. 

Die rein wörtliche Auslegung von „Ort“ er⸗ 
gibt einen Doppelſinn; es wird darunter fowohl 
eine tatſächliche als auch eine rechtliche Raumein⸗ 
heit verſtanden. In dem erſten Sinn bedeutet 
das Wort (im Sinn von Oertlichkeit) einen Platz, 
eine Stelle, „den Ort im Raum, den Flächenab⸗ 
ſchnitt“ (Urteil des Reichsgerichts in Zivilſachen 
vom 9. Dezember 1907, Sammlung Bd. 67 S. 191, 
insbeſondere S. 194); in dem zweiten Sinn dient 
der Ausdruck zur Bezeichnung eines Dorfes, eines 
Fleckens, einer Stadt uſw., kurz des örtlichen 
Verwaltungsbezirkes. So auch ausdrücklich und 
unterſchiedslos die Wörterbücher der deutſchen 
Sprache, z. B. das von Grimm Bd. 7 Sp. 1350,62, 
das von Heyne Bd. 2 Sp. 1075. 

In dieſer doppelten Bedeutung wird der Be⸗ 
griff in den Geſetzen gleichfalls verwendet, und 
zwar vielfach ſo wahllos nebeneinander, daß nicht 
ſelten Schwierigkeiten entſtehen. 


I. 


1. Ueberblickt man die Fälle, in welchen die 
Geſetzesſprache das Wort gleich Oertlichkeit ge⸗ 
braucht, ſo läßt ſich nicht nur feſtſtellen, daß 
dies verhältnismäßig nicht haufig geſchieht, ſondern 
es können auch daraus in gewiſſem Umfang all— 
gemeine Regeln entnommen werden: Das Kennzeichen 
dieſer Verwendungsart iſt entweder der Sinn der 
geſetzlichen Beſtimmung oder die Zuſammenſetzung, 
in welcher ſich das Wort findet, oder die Ent⸗ 
ſtehungsgeſchichte der Vorſchriſt. 

Einen Fall der erſten Art enthalten § 22 
Abſ. 1 Ziff. 2 und § 59 Abſ. 1 Ziff. 2 Perſonen⸗ 
ſtandsG. Wenn dieſes dort vom Ort der Geburt 
oder des Todes ſpricht, ſo kann darunter nur eine 
Oertlichkeit, nicht ein Verwaltungsbezirk verſtanden 
werden, weil ſich Geburts- und Sterbefälle ja 
auch außerhalb eines ſolchen (3. B. auf einem 
Schiff) ereignen und weil auch für ſolchen Fall 
die Eintragung der Perſonenſtands-Neuerung oder 
Aenderung in das öffentliche Buch vom Geſetz 
gewollt iſt (ebenſo Urteile des Reichsgerichts in 
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Straſſachen vom 12. Juli 1887, Reger Bd. 8 
S. 282; vom 28. Januar 1898, Samml. Bd. 30 
S. 429; vom 10. Juni 1904, Samml. Bd. 34 
S. 207; ſ. auch Englert, Samml. von Vorſchriften 
für Standesbeamte im rechtsrheiniſchen Bayern 
S. 109 Ziff. 11). Als weiteres Beiſpiel ſei § 3 
Abſ. 1 Satz 4 KirchenwahlO. vom 20. Oktober 
1912 (GVBl. 997) genannt, wo der Sinn eben⸗ 
falls zweifelfrei die Bedeutung von Oerllichkeit 
ergibt (Anſchlag einer Bekanntmachung „an einem 
geeigneten Ort, etwa am Eingang in die Kirche“). 
Dasſelbe nimmt das Urteil des bayeriſchen Oberſten 
Landesgerichts in Straſſachen vom 28. Juni 1912 
(Samml. Bd. 12 S. 271, BaygfR. 1912 S. 385 
gegenüber dem Begriff des „Wohnortes“ in Art. 59 
Ziff. 7 ForſtG. im Hinblick auf deſſen Zweck an, 
der nicht erreicht werden koͤnne, wenn der Frevler 
als Wohnort eine Großſtadt ohne Beifügung ſeiner 
„Wohnung“ (Ort = Oertlichkeit) angebe ). 

Viel häufiger kommt es vor, daß die Zu⸗ 
ſammenſetzung des Ausdruckes „Ort“ mit andern 
Wörtern auf die Verwendung im Sinn von Oert⸗ 
lichkeit, Platz, Stelle weiſt. Das geſchieht in ver⸗ 
ſchiedener Art. Zunächſt dadurch, daß vom Ort 
unter Gegenüberſtellung eines andern Begriffes 
geſprochen wird, der entweder ſelbſt den Ver⸗ 
waltungsbezirk bedeutet und infolge des dadurch 
begründeten Gegenſatzes den gleichen Sinn mit dem 
erſtgenannten Wort nicht verbinden läßt, oder der 
ſich mit „Ort“ zu einem gemeinſamen Begriff 
unbeſtimmter Art vereinigt, welcher nach gewöhn⸗ 
lichem wie nach geſetzlichem Sprachgebrauch mit 
rechtlicher Raumeinheit nichts zu ſchaffen hat; das 
erſte gilt von der Zuſammenſetzung „Orte oder 
Bezirke“ (ſo in dem jüngſten bayeriſchen Geſetz, 
dem Geſetz vom 5. November 1912 über den 
Kriegszuſtand, GVBl. S. 1161, Art. 2— 41%, 
das zweite von den Zuſammenſetzungen „Ort und 
Zeit“ (ſ. z. B. § 383 Abſ. 3 Satz 2 BGB. ), 


1) Die Entſcheidung erſcheint mir deshalb anfecht⸗ 
bar, weil der von ihr allein hervorgehobene Grund nur 
für einen der möglichen Fälle (Großſtadt als Wohnort 
des Frevlers), nicht allgemein zutrifft. Sie iſt aber ohne 
Rückſicht darauf, wie man ſich zu ihrem Ergebnis ſtellt, 
in dieſem Zuſammenhang beſonders lehrreich, da ſie 
bei einem Vergleich mit dem Sinn, welcher demſelben 
Ausdruck „Wohnort“ in Art. 1 Hauſier StG. (ſ. Biff. 12 
am Anfang) und in Art. 128 Pol StGB. (ſ. Ziff. II 2 
Abſ. 2) beizulegen ift, — Gemeindebezirk des Wohnortes — 
aufs klarſte die Verwirrung und Verlegenheit bei Aus— 
legung des Wortes „Ort“ erkennen läßt. 

1) Daß der Begriff Ort hier fo aufzufaſſen iſt, er⸗ 
gibt ſich auch aus der Entſtehungsgeſchichte des Geſetzes 
inſofern, als in der Begründung (Verhandlungen der 
Kammer der Abgeordneten, 36. Landtagsverſammlung 
1912, 1. Seſſion Beil. Nr. 417 S. 824) als Beiſpiel des 
Ortes eine Feſtung angeführt wird; eine ſolche braucht 
aber nicht unbedingt mit einem örtlichen Verwaltungs- 
bezirk zuſammenzufallen. 

3) Der Gegenſatz zur Aus drucksweiſe in Abſ. 1 und 2, 
wo Ort zweifellos als rechtliche Raumeinheit, gleich 
Verwaltungsbezirk, verwendet wird (j. hier Ziff. 2) iſt 
ein bezeichnender Beleg dafür, wie wenig Sorgfalt bis— 
her ſogar in einem Geſetz wie dem BGB., das ſonſt 
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SS 5 und 7 Abſ. 2 VerG. vom 19. April 1908 
— dgl. dazu Urteil des KG. vom 28. April 1898, 
DIZ. Bd. 3 S. 389 —, 81 Abſ. 3 VogelſchutzG. 
vom 30. Mai 1908, 8 1565 RVO. vom 19. Juli 
1911, 8 16 Satz 1 Kirchenwahl O. vom 20. Oktober 
1912) oder „an Ort und Stelle“ (z. B. 88 6 
Abſ. 1 Satz 2, 43 Abſ. 2 Satz 3 des Geſetzes vom 
30. Juni 1900, betr. die Bekämpfung gemeinge⸗ 
faͤhrlicher Krankheiten). Außerdem treffen wir ſehr 
oft eine Zuſammenſetzung nicht gegenſätzlicher Art, 
wie „öffentlicher Ort“, die ſchon deshalb Oert⸗ 
lichkeit bedeuten muß, weil ein Verwaltungsbezirk 
als ſolcher unmöglich öffentlich ſein kann, auch 
„bewohnte oder von Menſchen beſuchte Orte“ 
(8 367 Abſ. 1 Nr. 8 StGB.), wo dasſelbe zu 
gelten hat, da für eine Ortſchaft die Hervorhebung 
der Tatſache, daß ſie bewohnt oder von Menſchen 
beſucht wird, ſinnlos wäre. 

Den einzigen Fall endlich, in welchem meines 
Wiſſens der bezeichnete Sinn von Ort aus der 
Entſtehungsgeſchichte des Geſetzes gefolgert wird, 
enthält 8 39 StGB., wonach den unter Polizei⸗ 
auſſicht ſtehenden Perſonen der Aufenthalt an ein⸗ 
zelnen beſtimmten Orten verſagt werden kann; 
das wird allgemein (f. Olshauſen 9. Aufl. S. 130 /, 
8 39 N. 1 und die dort angeführten Stellen) 
daraus entnommen, daß der erſte Entwurf das 
Wort „Ortſchaft“ verwendet hatte. 

Dabei iſt jedoch beſonders hervorzuheben, daß 
dieſe drei Auslegungsgrundſätze, wie allgemein an⸗ 
erkannt iſt, unter ſich nicht gleichwertig ſind und 
nicht mechaniſch benützt werden dürfen, daß viel⸗ 
mehr die an zweiter und dritter Stelle genannten 
nur dann Platz greifen, wenn nicht ſchon die Aus⸗ 
legung nach dem Sinn des Geſetzes zu einem be⸗ 
ſtimmten, einwandfreien Ergebnis geführt hat. So 
kann es namentlich ſein, daß Ort auch in der 
Zuſammenſetzung „Zeit und Ort“ ausnahmsweiſe 
nicht Oertlichkeit, ſondern Verwaltungsbezirk be⸗ 
deutet. Das iſt, um Beiſpiele zu nennen, der 
Fall in 8 700 Abſ. 1 Satz 3 BGB., wie ſich 
durch Vermittlung des 8 697 BGB. (ſ. dazu 
unten Ziff. 2 Abſ. 4) zeigt und auch gegenüber 
83 2231 Ziff. 2, 2241 Ziff. 1 BGB. (Angabe 
von „Ort und Tag“ bei Errichtung eines Teſtaments) 
beſteht wohl kein Zweifel, daß hier der Begriff 
jo aufzufaſſen iſt; dasſelbe dürfte für § 74 Abi. 1 
HGB. (Grenzen der Konkurrenzklauſel „nach Zeit, 
Ort und Gegenſtand“) gelten. 


2. Soweit „Ort“ im Sinn von örtlichem 
Verwaltungsbezirk angeführt wird, erhebt ſich 
jedenfalls dann, wenn es ſich im einzelnen Fall um 
eine aus mehreren Ortſchaften zuſammengeſetzte 
Gemeinde handelt, vor allem die Frage, welcher 
Bezirk gemeint iſt. Die Antwort ergibt ſich am 
beſten durch eine Unterſuchung des Sprachgebrauchs 


auch ſprachlich ſo ſorgfältig durchgearbeitet iſt, gegen— 
über den verſchiedenen Seiten des Begriffes Ort be— 
achtet wurde. 
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der Gemeindeordnung, deren Heranziehung ohne⸗ 
dies beſonders nahe liegt, da der Bezirk nach der 
ganzen Verfaſſung der bayeriſchen Verwaltung 
wohl nur ein ſolcher ſein kann, der dort geregelt 
oder jedenfalls mitgeregelt iſt. Die rechtsrheiniſche 
Gemeindeordnung?) kennt den Ausdruck „Ort“ für 
ſich allein in Art. 139 Abſ. 2, 153 Abſ. 4 und 5, 
181 Abſ. 2. Die letztgenannte Vorſchrift enthält 
die Verbindung „Ort und Zeit“, ſo daß nach 
dem vorher Erörterten, da der Sinn der Ve⸗ 
ſtimmung nicht entgegenſteht, die Bedeutung von 
Oertlichkeit ſichergeſtellt iſt; in den beiden andern 
Beſtimmungen („in den vom Wohnſitz des Bürger⸗ 
meiſters entfernten Orten .. .; „erfolgt eine 
ſolche Uebertragung nicht, ſo iſt erforderlichen Falles 
für jede Ortſchaft ein Pfleger und, wenn die 
Mehrheit der im Orte wohnenden wahlſtimm⸗ 
berechtigten Bürger es beſchließt ...“; „die Ver⸗ 
ſammlung der im Orte wohnenden Bürger ...“) 
iſt dagegen Ort zweifellos ein Synonym von Ort⸗ 
ſchaft, mit welchem Worte es in Art. 139 Abſ. 2 
und 153 Abſ. 4 ſogar abwechſelnd gebraucht wird. 
Die ausſchließliche Beziehung auf die Ortſchaft iſt 
in gleicher Weiſe gewiß bei den Zuſammenſetzungen 
„Ortsausſchuß“ (Art. 153 Abſ. 5, 165 Abſ. 1, 
167 Abſ. 2, 172 Abſ. 1, 199), „Ortsführer“ 
(Art. 139 Abſ. 2, 172 Abſ. 1), „Ortsmarkung“ 
(Art. 33 Abſ. 6), „Ortspfleger“ (Art. 167 Abſ. 2, 
172 Abſ. 1, 199; vgl. Art. 153 Abſ. 4 und 5), 
„Ortsverſammlung“ (Art. 31 Abſ. 3, 67 Abſ. 2; 
vgl. Art. 153 Abſ. 5), „Ortsvertretung“ (Art. 33 
Abſ. 6); übereinſtimmend hiemit ſpricht auch die 
neueſte Gemeindegeſetzgebung durchweg von „Orts⸗ 
umlagen“ (Umlagen. vom 14. Auguſt 1910, 
Art. 36, 37, 52 Abſ. 2 Satz 3). Daß in all 
dieſen Fällen immer nur die Ortſchaft gemeint 
iſt, folgt ganz von ſelber aus den angeſührten 
Beſtimmungen ſelbſt und ihrem Zuſammenhang. 
Der Geſetzgeber hat hier die Gleichſtellung von 
Ort und Ortſchaft ſür ſo ſelbſtverſtändlich gehalten, 
daß er es nicht für angezeigt hielt, das von ihm 
ſonſt gewöhnlich gebrauchte Wort auch in der 
Zuſammenſetzung anzuwenden, welche ſo kürzer 
gehalten wurde. Dennoch iſt es unrichtig, wenn 


man die bezeichnete Gleichſtellung ausnahmslos 


verallgemeinern wollte; denn auf der andern Seite 
finden ſich auch Wortverbindungen, bei denen eben⸗ 
ſowenig ein Zweifel darüber ſein kann, daß das 
Geſetz darunter den Bezirk der ganzen Gemeinde 
verſteht. Es ſind das die Ausdrücke „Ortsge— 
brauch“ (Art. 35, ſ. auch Art. 53 Ziff. 2), „Orts⸗ 
polizei“ (Art. 92, 138, 150 Abſ. 3), „Ortsſtraße“ 
(Art. 38 Abſ. 1), „Ortstafel“ (Art. 38 Abſ. 1), 
„örtliche Abgaben“ und „örtliche Aufſchläge“ 
(Art. 40, 41), „örtliche Bekanntmachung“ (Art. 131 
Abſ. 2), „örtliche Stiftung“ (Art. 19 Abſ. 2 Ziff. 3, 
65 ff., 87 Abſ. 1, 106 Abſ. 1, 134 Abſ. 1); im 


20 Im folgenden wird fie nur als Gemeindeord— 
nung angeführt. 
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gleichen Sinn ſpricht man allgemein von „Orts⸗ 
ſtatut“ oder „örtlicher Satzung“, ein Ausdruck, 
den das Geſetz ſelbſt nicht aufgeſtellt hat (vgl. 
Art. 84). Aber auch außerhalb der Gemeinde⸗ 
ordnung findet ſich die Verwendung von Ort im 
Sinn von Gemeinde; ſo hebt Ziff. 1 der Bekannt⸗ 
machung des Finanzminiſteriums vom 8. Februar 
1885, den Vollzug des Geſetzes vom 10. März 
1879 über die Beſteuerung des Gewerbebetriebs 
im Umherziehen betr. (FM Bl. S. 19), beſonders 
hervor, daß die Bezeichnung „Wohnort“ in Art. 1 
dieſes Geſetzes gleichbedeutend iſt mit „Gemeinde⸗ 
bezirk des Wohnortes“. Außerdem kommt es 
auch vor, daß vom Ort als von einem Begriff 
geſprochen wird, welcher ſowohl den der Gemeinde 
als auch den der Ortſchaft umfaßt; z. B. in den 
Beſtimmungen, welche die Aenderung der „Orts⸗ 
namen“ ohne Genehmigung verbieten, insbeſondere 
in der (allgemein als noch geltend behandelten) 
Verordnung vom 3. November 1852, die Er⸗ 
haltung, Veränderung beſtehender und die Wahl 
neuer Ortsnamen betr. (RegBl. S. 1157, Weber 
Bd. 4 S. 549). Weitere Beiſpiele für die beiden 
letzteren Verwendungsarten des Wortes werden noch 
unten in Ziff. II gegeben. 

Demgemäß kann es nicht als zutreffend anerkannt 
werden, wenn in der Entſcheidung des bayeriſchen 
Oberſten Landesgerichts vom 22. März 1905 Samml. 
Bd. 5 S. 316, insbeſ. S. 318/20) erklaͤrt wird: 
„Es darf Ort nicht gleichbedeutend mit politiſcher 
Gemeinde erachtet werden, da in letzterer mehrere 
Orte oder Ortſchaften vereinigt ſein können... ; 
. . . „nur derartige Einzelanweſen gelten als Ort⸗ 
ſchaften, alſo auch als Orte“, d. h. unter Ort 
ſei immer dasſelbe zu verſtehen wie unter Ortſchaft; 
daß das Urteil dies allgemein, nicht bloß für den 
damals entſchiedenen Fall gelten laſſen will, zeigt 
die allgemeine Faſſung des wiedergegebenen Satzes 
und die vorausgegangene Ausführung: „Es liegt 
nahe, daß die bayeriſche Regierung, als ſie im Jahre 
1845 von Ortſprach, darunter nichts anderes verſtand, 
als was nach der Gemeindeordnung darunter zu 
verſtehen war, und daß dieſer Ausdruck mit der 
nämlichen Bedeutung in die ſpäteren Akte der 
Geſetzgebung überging.“ Immerhin iſt anzuer⸗ 
kennen, daß die Verwendung von Ort im Sinn von 
Ortſchaft die häufigere iſt und daß die im Sinn von 
Gemeinde oder von Ortichalt und Gemeinde nur 
dann angenommen werden darf, wenn beſondere 
Umſtände darauf hinweiſen. Ebenſo iſt im Zweifel 
die erſtere Auslegung derjenigen im Sinn von Oert— 
lichkeit vorzuziehen, was die Anſicht des angeführten 
Urteils ebenfalls iſt („im allgemeinen iſt nach dem 
Sprachgebrauch jedes Einzelanweſen, jede Mühle uſw. 
ein Ort; in dieſem weiteſten Sinn darf aber das 
Wort Ort hier nicht angenommen werden, ſondern 
nur in dem Sinn, welchen das öffentliche Recht. 
inſonderheit die Gemeindeordnung mit dieſem Begriff 
verbindet“); hierfür ſpricht nicht nur die Tatſache, 
daß der Sprachgebrauch des Wortes als anderen 
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Ausdruckes für Ortſchaft der gewöhnliche und regel- 
mäßige iſt, ſowie der Gleichklang beider Bezeich⸗ 
nungen, ſondern auch namentlich die Erwägung, 
daß überall da, wo ein Wort, das ſowohl einen 
tatfächlichen als auch einen rechtlichen Begriff um⸗ 
ſchreiben kann, in der Rechtsſprache verwendet wird, 
Verwendung für den letzteren zu vermuten iſt. 
Für die einzelne Angelegenheit, über welche die 
Entſcheidung vom 22. März 1905 erging, iſt ihr 
jedoch ohne Vorbehalt beizuſtimmen; fie ſtelli namlich 
feft, daß unter Ort („konfeſſionell gemiſchter Ort“) 
im Sinn des 88 (ſ. übrigens auch 8 2 Abſ. 1 Ziff. 3 
und 8 6 Abſ. 2) der Allerhöchſten Verordnung vom 
21. Mai 1897, die Feier der Sonn⸗ und Feſttage 
betr. (GVBl. S. 197), weder Oertlichkeit noch Ge⸗ 
meinde, ſondern Ortſchaft zu verſtehen iſt. Dasfelbe 
ſpricht für §7 BGB. („Ort des Wohnſitzes“, ſ. 
auch ZPO. 88 14, 19) das Urteil des Reichsgerichts 
in Zivilſachen vom 9. Dezember 1907 aus (Samml. 
Bd. 67 S. 191, insbeſondere S. 194). Es iſt 
zwar zum preußiſchen Recht ergangen, lautet aber 
allgemein dahin, „daß in dem Rahmen jeden Ver⸗ 
waltungszweiges der jedesmalige kleinſte räumliche 
Bezirk als örtliche Einheit, als ‚Ort‘ erſcheint“, und 
dieſer Bezirk iſt nach der bayeriſchen Verwaltungs⸗ 
verfaſſung eben dort, wo eine Gemeinde aus meh⸗ 
reren Ortſchaften beſteht, die Ortſchaft; doch wird 
dieſelbe Einſchraͤnkung wie gegenüber dem Urteil des 
bayeriſchen Oberſten Landesgerichts beizufügen ſein. 
Die Gleichſtellung von Ort und Ortſchaft findet 
ſich auch ſonſt in der Geſetzgebungsſprache vielfach ; 
im folgenden ſollen nur einige wenige Beiſpiele 
hervorgehoben werden unter Außerachtlaſſung des 
geſondert zu betrachtenden Polizeiſtrafgeſetzbuchs: 
BGB. 88 269, 374 Abſ. 1, 383 Abſ. 1 und 2, 391 
(„Leiſtungsort“, „Ort, an welchem der Schuldner. 
ſeinen Wohnſitz hatte“, „Ort der Niederlaſſung“), 
8269 („Ablieferungsort“), 8697 („Ort, an welchem 
die Sache aufzubewahren war“), 8811 („Ort, an 
welchem ſich die vorzulegende Sache befindet“), 
8 1194 („Ort, an dem das Grundbuchamt ſeinen 
Sitz hat“), § 1236 („Ort, an dem das Pfand auf: 
bewahrt wird“); EG. BGB. Art. 11 Abſ. 1 („Geſetz 
des Ortes, an dem das Rechtsgeſchäft vorgenommen 
wird“); 88 Abf. 1 Ziff. 3 und 4 des Geſetzes vom 
1. Juni 1870 über die Erwerbung und den Verluſt 
des Bundes: und Staatsangehörigkeit („Ort, wo 
ſich Ausländer niederlaſſen wollen“) — daß nicht 
die Gemeinde vom Geſetz gemeint iſt, ergibt am 
klarſten ein Vergleich mit 88 Abſ. 2 —; § 4 Abſ. 1 
Ziff. 2 des Geſetzes vom 12. Mai 1894 zum Schutz 
der Warenbezeichnungen („Wappen eines inlän— 
diſchen Ortes, eines inländiſchen Gemeinde⸗ 
Verbandes“); § 22 Abſ. 3 („Straße oder Teile des 
Ortes“) und 8 54 („die in demſelben Orte befind— 
lichen Schafe“) des Viehſeuchengeſetzes vom 26. Juni 
1909; 3 2 („an demſelben Orte oder in ber: 


2) Daneben wird freilich auch der Ausdruck,„Ortſchaft“ 
ſelbſt an andern Stellen des Geſetzes, z. B. in 846, völlig 
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ſelben Gemeinde“), $ 22 Abſ. 1 Hilfskaſſen .; 
8 251 Abſ. 2, 8.1249, 8 1276 („die Gemeinde 
des Wohnorts“), 8 1615 Abſ. 1 RVO. Art. 22 
(„Ort, wo der Steuerpflichtige ſeinen Aufenthalt 
hat“) und Art. 84 („Gemeinde des Ortes der 
Steuerveranlagung“) des Einkommenſteuergeſetzes 
vom 14. Auguſt 1910; Art. 8 des Umlagenge⸗ 
ſetzes vom 14. Auguſt 1910 („umlagenberechtigt 
. it die Gemeinde des Ortes der Steuer⸗ 
veranlagung“, ebenſo für die Kreisumlage Art. 46 
Abf. 1 Satz 1); Art. 42 Abſ. 3 der Kirchengemeinde⸗ 
ordnung vom 24. September 1912 („eine über 
mehrere Orte ſich erſtreckende Pfarr⸗, Mutter⸗ oder 
Tochtergemeinde“); Art. 10 Abſ. 2 des Schulbe⸗ 
darfgeſetzes vom 28. Juli 1902 („Orte, in denen 
eine entſprechende Beköſtigung ſchwer zu beſchaffen 
iſt“). Allerhöchſte Verordnung vom 18. Juni 
1862, die Abhaltung öffentlicher Tanzmuſiken betr. 
(Reg Bl. S. 1391, Weber Bd. 5 S. 764) $ 6 
(„katholiſche Orte“, „proteſtantiſche Orte“); Be: 
kanntmachung vom 20. Dezember 1903 zum wol 
des Kinderſchutzgeſetzes (GVBl. S. 681) Buchſt. 
Abſ. 4 („Ort, in welchem die Gaſt⸗ oder Schank⸗ 
wirtſchaft betrieben wird“). Ebenſo ſind auch Zu⸗ 
ſammenfetzungen zu verſtehen wie „Findungsort“ 
in § 22 des Religionsedikts vom 26. Mai 1818 
(„Religion der Mehrheit der Einwohner des Fin⸗ 
dungsortes“ eines Findlings oder natürlichen Kindes, 
deſſen Mutter unbekannt iſt) oder „Ortsverkehr“ 
in 8 6 Abſ. 2 Satz 2 des Telegraphenwegegeſetzes 
vom 18. Dezember 1899 oder „Seuchenort“ in $ 11 
Abi. 3 („Vorſteher des Seuchenortes“) und 8 46 
(„Seuchenausbruch in einer Ortſchaft“, „Staats⸗ 
geſtüt, in deſſen Bezirk der Seuchen ort liegt“) des 
Viehſeuchengeſetzes vom 26. Juni 1909; demgemäß 
ſpricht auch § 126 Abſ. 5 der in Anm. 3 genannten 
bayeriſchen Vollzugsbekanntmachung vom 27. April 
1912 von Ortſchaften (Seuchenorten)“. (Schluß folgt). 


Das baheriſche Ausführungsgeſetz zur 
Neichsverſicherungsordnung. 
Von Jakob Woeber, Regierungsaſſeſſor in München. 


In den Nr. 1 mit 5 dieſer Zeitſchrift für 1912 
wurde es unternommen, die Beſtimmungen der 
RWO. zu beſprechen, die dem bürgerlichen Rechte 
zuzurechnen ſind, es teils ergänzen, teils durch 


gleichbedeutend gebraucht. Beachte auch 8 169 der baye⸗ 
riſchen Bekanntmachung vom 27. April 1912 über den 
Vollzug des Viehſeuchengeſetzes und des bayeriſchen AG. 
hiezu (GBl. S. 403): „Iſt anzunehmen, daß in einem 
Orte eine Verbreitung der Seuche ſtattgeſunden hat, jo 
kann die amtstierärztliche Unterſuchung aller für die Seuche 
empfänglichen Tiere der betr. Ortſchaft ... ange⸗ 
ordnet werden“. 

) Allerdings verwendet daneben 8 10 der Verordnung 
auch das Wort „Ortſchaft'“ ſelbſt. 
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Sondervorſchriften abändern. In ähnlicher Weiſe Perſonen Eutſchädigungsanſprüche zuſtehen, werden 


ſoll es Aufgabe dieſer Darſtellung ſein, aus dem 
bayer. AG. zur RVO. die Vorſchriften hervorzu⸗ 
heben, die teils wegen ihres Inhaltes teils wegen 
der Zuſtändigkeitsbeſtimmungen in den Bereich der 
richterlichen Tatigkeit hineinragen. 

Die RVO. hat grundſaͤtzlich alle wichtigeren 
Fragen des Verſicherungsrechtes ſelbſt eingehend ge⸗ 
regelt; nur in einigen wenigen Fragen, bei denen die 
örtlichen Verhältniſſe von beſonderer Bedeutung ſind 
und die Verſchiedenartigkeit dieſer Verhältniſſe eine 
einheitliche geſetzliche Regelung für das ganze Reich 
als untunlich erſcheinen ließ, hat ſie auch der Landes⸗ 
geſetzgebung einen gewiſſen Spielraum gegeben und 
eine ſelbſtaͤndige, von den Vorſchriften der RVO. 
abweichende Regelung geſtattet. 


In fünf Abſchnitten trifft das AG. Beſtimmun⸗ 
gen über 


1. die landwirtſchaftliche Unſallverſicherung, 

2. die Aenderung des Berggeſetzes 

3. die Rechtsverhältniſſe der öffentlichen Angeſtellten. 
4. Zuſtändigkeitsſtreitigkeiten, 

5. ſonſtige Vorſchriften. 


1. Land wirtſchaftliche Unfallverſicherung. 


Trager der landwirtſchaftlichen Unfallverſicherung 
in Bayern ſind die Berufsgenoſſenſchaften, die nach 
Art. 2 AG. vom 5. April 1888 errichtet worden 
ſind; ſie werden in dem damals gebildeten Beſtande 
erhalten. Für jeden Regierungsbezirk ſind die 
Berufsgenoſſenſchaften aus den Unternehmern der 
unter die 88 915 - 922 RVO. fallenden Betriebe 
gebildet (Art. 3 AG.). Wie alle Träger der Reichs⸗ 
verſicherung find auch die bahyeriſchen landwirt⸗ 
ſchaftlichen Beruſsgenoſſenſchaften rechtsfähig (Art. 1 
AG. mit $ 4 RBO.).“) 

Die landwirtſchaftlichen Berufsgenoſſenſchaften 
werden durch ihren Vorſtand gerichtlich und außer: 
gerichtlich vertreten; der Vorſtand hat die Stellung 
eines geſetzlichen Vertreters (§5 RVO. mit Art. 1 AG.). 
Die Form der Willenserklärungen des Vorſtandes 
ſowie ſeiner Unterſchrift für die Berufsgenoſſenſchaft, 
die Art der Beſchlußfaſſung des Vorſtandes und 
ſeine Vertretung nach außen muß durch die Ge— 
noſſenſchaftsſatzung geregelt werden (8 5 RVO. 
mit Art. 5 Ziff. 1 AG.). Die Satzung wird von 
der Genoſſenſchaftsverſammlung erlaſſen und im 
Kreisamtsblatt veröffentlicht. 

Sachlich von Bedeutung iſt die gemäß § 1034 
RVO. erlaſſene Beſtimmung in Art. 2 AG., daß 
die landwirtſchaftliche Unfallverſicherung auch die 
Betriebsunternehmer und deren Ehegatten umfaßt. 
Soweit dieſen Betriebsunternehmern und ihren 
Ehefrauen aus Betriebsunfällen gegenüber dritten 


1) Den Sitz und damit den allgemeinen Gerichtsſtand 
(8 17 3PO) haben die Berufsgenoſſenſchaften in den 


Kreis hauptſtädten (Nr. 1 Abſ. 2 Min Bek vom 30. No- 


vember 1912, GVBl. S. 1235). 


— 


fie durch die Unfallverſicherung nicht berührt und 
können neben den Anſprüchen an die Berufsgenoſſen⸗ 
ſchaft geltend gemacht werden. Es ſtehen vor allem 
Anſprüche auf grund der §§ 823 ff. BGB., aber 
auch ſolche nach dem Haffpflichtgeſetze in Frage. 

Soweit die verſicherten landwirtſchaftlichen Be⸗ 
triebsunternehmer und ihre Ehefrauen nach ſolchen 
geſetzlichen Vorſchriften Erſatz eines Schadens be⸗ 
anſpruchen können, der ihnen durch Unfall erwachſen 
iſt, geht der Anſpruch auf die Beruſsgenoſſenſchaft 
inſoweit über, als fie den Entſchadigungsberechtigten 
nach der RVO. Entſchädigung zu gewähren hat 
($ 1542 RVO.). (Vgl. dieſe Zeitſchrift 1912 
Nr. 3 S. 67). 

Den Strafvorſchriften der RVO. über 
die Verletzung von Betriebsgeheimniſſen (88 142 
bis 144) ſind auf Grund des $ 1038 RVO. außer 
den techniſchen Aufſichtsbeamten und beſonderen 
Sachverſtändigen auch die Büro-, Kanzlei⸗ und 
Unterbeamten der landwirtſchaftlichen Berufsge⸗ 
noſſenſchaften unterſtellt (Art. 47 mit Art. 18 AG.). 


Beamtenrechtlich iſt zu bemerken, daß die 
Vorſtandsvorſitzenden der landwirtſchaftlichen Be⸗ 
rufsgenoſſenſchaften und ihre Stellvertreter den 
höheren Beamten der inneren Verwaltung ent⸗ 
nommen werden.!) Ihre Beſtellung iſt eine 
Referatszuteilung an einen Referenten der Kreis⸗ 
regierung. Sie ſind und bleiben Staatsbeamte 
nach Maßgabe des BG. (Art. 17 AG.). Die Büro-, 
Kanzlei⸗ und Unterbeamten werden vom Staat 
aufgeſtellt. Auch ſie ſind Beamte des Staates im 
Sinne des BG. (Art. 18 A.).) Daneben hat 
der Genoſſenſchaftsvorſtand das Recht, Beamte der 


Genoſſenſchaft anzuſtellen (Art. 15 Ziff. 2 AG.). 


Für dieſe Augeſtellten der Genoſſenſchaft gelten die 
85 690 bis 705 RVO. mit der Maßgabe, daß an 
Stelle der Genoſſenſchaftsverſammlung der Ge— 
noſſenſchaſtsvorſtand und an Stelle des Reichs— 
verſicherungsamtes das Landesverſicherungsamt tritt. 

Im übrigen enthält das AG. für die land: 
wirtſchaftlichen Berufsgenoſſenſchaften nur organi⸗ 
ſatoriſche Beſtimmungen. 


2. Aenderung des Berggeſetzes. 


Dieſer Abſchnitt trifft keinerlei Beſtimmungen, 
welche für den Leſer dieſer Zeitſchrift von beſonderer 
Bedeutung wären. 


3. Rechtsverhältniſſe der öffentlichen 
Angeſtellten. 


In dieſem Abſchnitt trifft das bayer. Aus: 
führungsgeſetz zur RVO. Ausführungsbeſtimmungen 


) Vgl. Nr. 2, 3 Min Bek vom 30. November 1912 
(GVBl. S. 1235). 

) Vgl Nr. 4 Min Bek. vom 30. November 1912, 
ferner die Vo vom 2. Dezember 1912 (GVBl. S. 1237) 
unter I Nr. 10 b, 14a, 15 b, 21, 22. 


— — — — — . 
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auch zum AVG. Der Begriff des „Angeſtellten“ 
iſt nirgends beſtimmt. Das AVG. grenzt den 
Kreis der Verſicherungspflichtigen dadurch ab, daß 
nach untenhin alle der handarbeitenden Bevölkerung 
angehörenden Perſonen, nach obenhin die Selb⸗ 
ſtändigen von der Verſicherung ausgeſchloſſen werden. 

Das bayer. AG. zur RVO. befaßt ſich 

1. mit den in Betrieben oder im Dienſte des 
Staates Beſchäftigten, deren Jahresdienſtein⸗ 
kommen 2500 M nicht überſteigt, ſoweit Kranken⸗ 
hilfe nach der RVO. zu leiſten wäre; 

2. mit den in Betrieben oder im Dienſte des 
Staates Beſchäftigten ohne Rückſicht auf das 
Dienſteinkommen, ſoweit ſie unter das 4. Buch der 
RVO. und unter das AVG. fallen; 

3. mit den Lehrern an öffentlichen Volksſchulen 
vom Standpunkte der Krankenhilfe nach der RVO. 
und vom Standpunkt der Verſicherung nach dem 
AVG.; 

4. mit den Beamten der Gemeinden und Ge: 
meindeverbände, die nach dem AVG. verſicherungs⸗ 
pflichtig ſind. 

Grundſätzlich fallen auch die Beamten des 
Reichs und der Bundesſtaaten unter die RVO. 
und unter das AVG. 5 

Nach 8 169 und 1234 RVO., ferner nach 8 9 
AVG. find die in Betrieben oder im Dienſte eines 
Bundesſtaates Beſchäftigten verſicherungsfrei: 

a) von der Krankenverſicherung, wenn 
ihnen gegen den Bundesſtaat ein Anſpruch minde⸗ 
ſtens entweder auf Krankenhilfe in Höhe und 
Dauer der Regelleiſtungen der Krankenkaſſen (§ 179 
RWG.) oder für die gleiche Zeit auf Gehalt, 
Ruhegeld, Wartegeld oder ähnliche Bezüge im 
anderthalbfachen Betrage des Krankengeldes ge: 
währleiſtet iſt; 

b) von der Invaliden- und Hinter⸗ 
bliebenenverſicherung, wenn ihnen Anwart— 
ſchaft auf Ruhegeld im Mindeſtbetrage der In— 
validenrente nach den Sätzen der erſten Lohnklaſſe 
ſowie auf Witwenrente nach den Sätzen der gleichen 
Lohnklaſſe und auf Waiſenrente gewährleiſtet iſt; 

c) von der Angeſtelltenverſicherung, 
wenn ihnen Anwartſchaft auf Ruhegeld und Hinter: 
bliebenenrenten im Mindeſtbetrage nach den Sätzen 
einer vom Bundesrat feſtzuſetzenden Gehaltsklaſſe 
gewährleiſtet iſt. Ob die Anwartſchaft gewähr— 
leiſtet iſt, entſcheidet die oberſte Verwaltungsbe— 
hörde des Bundesſtaates ($ I Abſ. III AV G.). Nach 
der Bekanntmachung des Bundesrates vom 29. Juni 
1912 (RGBl. S. 405) muß die Anwartſchaft auf 
Ruhegeld und Hinterbliebenenrenten im Mindeſt— 
betrage nach derjenigen Gehaltsklaſſe ($ 16 AVG.) 
gewährleiſtet ſein, welche dem tatſächlichen Stellen: 
einkommen zu der Zeit entſpricht, zu welcher die 
oberſte Verwaltungsbehörde des Bundesſtaates ent— 
ſcheidet, ob die Anwartſchaft gewährleiſtet iſt. 

Zur Herbeiführung der Verſicherungsfreiheit 


für die in Betrieben oder im Dienſte des Staates 
beſchäftigten Perſonen von der Krankenverſicherung, 
von der Invaliden⸗ und Hinterbliebenenverſicherung 
und von der Angeſtelltenverſicherung ſind die Be⸗ 
ſtimmungen in Art. 49 und Art. 51 Abſ. J AG. 
getroffen. 

In Betrieben oder im Dienſte des Staates 
beſchäftigte Perſonen ſind nicht nur die 
Beamten i. S. des $ 1 BG., ſondern alle Ber: 
ſonen, die tatſächlich, ſei es öffentlichrechtlich, 
ſei es privatrechtlich, in einem Dienſtverhältnis 
zum Staate ſtehen. Es fallen darunter die An⸗ 
geſtellten auf Dienſtvertrag; es ſind aber auch 
die in Betrieben des Staates beſchäftigten Lohn⸗ 
arbeiter inbegriffen. 

Ob und inwieweit die im Dienſte oder in 
Betrieben des Staates beſchaftigten Perſonen i m 
einzelnen durch die Befreiung von den drei er⸗ 
wähnten Verſicherungen berührt werden, hängt 
davon ab, ob ſie nach ihrem Einkommen, nach 
ihrer Stellung, nach ihrem Lebensalter uſw. über⸗ 
haupt unter die eine oder andere oder auch mehrere 
der erwähnten Verſicherungsarten fallen. Das wird 
jeweils im einzelnen Falle feſtzuſtellen ſein. 

Die Anſprüche, die der Staat den bei ihm 
beſchäftigten Perſonen nach dem AG. zur Befreiung 
von den verſchiedenen Verſicherungspflichten ge⸗ 
währt hat, find begrifflich Beſtandteile des Gehalts⸗ 
oder Lohnanſpruches. Es iſt daher für dieſe An⸗ 
ſprüche nach Art. 52 AG. der Rechtsweg eröffnet. 
Soweit es ſich dabei um Anſprüche von Perſonen 
handelt, die Beamte i. S. des Art. 1 BGG. find, 
it Art. 177 BG. anzuwenden; es konnen die 
Anſprüche ſolcher Perſonen erſt dann gerichtlich 
verfolgt werden, wenn zuvor die Abhilfe erfolglos 
im Aufſichtswege verſucht wurde. Angeſtellte auf 
Dienſtvertrag und Lohnarbeiter im Staatsdienſt 
ſind für die Geltendmachung ihrer Anſprüche an 
das Verfahren nach Art. 177 BG. nicht gebunden. 


In ähnlicher Weiſe wie die ſoeben behandelten 
Verhältniſſe der Angeſtellten des Staates ſind in 
den Art. 50 und 51 Abſ. II auch die Verhältniſſe 
der Lehrer an öffentlichen Volksſchulen 
geregelt. Für die Anſprüche dieſer Lehrer iſt aber 
nicht der Rechtsweg, ſondern das Verwaltungs⸗ 
ftreitverfahren wie für die in Art. 10 VGSG. 
bezeichneten Streitigkeiten eröffnet. 


Soweit im einzelnen die Vorausſetzungen ge— 
geben ſind, fallen, wie die Staatsbeamten, ſo auch 
die Beamten der Kreiſe unter die RVO. 
bezüglich der Kranken- und Invalidenverſicherung 
ſowie unter das AVG. Für dieſe Beamtenklaſſe 
iſt im AG. keinerlei Beſtimmung getroffen, um 
ſie von der Verſicherungspflicht zu befreien. Die 
Staatsregierung hat es vielmehr den Landraͤten 
anheimgeſtellt, zu beſchließen, daß den Angeſtellten 
des Kreiſes die gleichen Anwartſchaften gewährt 
werden ſollen, wie ſie das AG. den im Staats— 
dienſt beſchäftigten Perſonen gibt. Auf Grund 
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dieſer Beſchlüſſe der Landräte kann dann das zu- Anfechtungsgegner von feinem Pfandrecht dem ans 
ſtändige Miniſterium erklären, daß die zur Be: fechtenden Gläubiger gegenüber keinen Gebrauch machen 


freiung von der Verſicherungspflicht erforderliche darf, und daß er im Falle der Zwangsverſteigerung 


; n des Grundſtücks und der Verteilung des Erlöſes 
Anwartſchaft gewährleiſtet ſei (8 9 AVG.). Senen: den Anfechtung an euch ien let bat: 


Die dadurch den Kreisbeamten eingeräumten Wie iſt es aber dann, wenn der Schuldner das be⸗ 
Rechte find wie die Gehaltsanſprüche jelbit im laſtete Grundſtück bereits weiterveräußert hat und 
Rechtswege zu verfolgen. (Schluß folgt). der gutgläubige Erwerber als Eigentümer im Grund⸗ 

buch eingetragen iſt? In dieſem Fall kommt der 

Gläubiger mit einem Urteil der gedachten Art nicht 

zum Ziel. Er kann die Zwangsverſteigerung des 

IRRE Grundſtückes nicht betreiben und müßte ſich mit dem 

Kleine Mitteilungen. Papierurteil begnügen, ſo lange nicht von einem Buch⸗ 
oder ſonſtigen Gläubiger des derzeitigen Eigentümers 

Ein Fall der Rückgewähr nach 88 7 und 9 des An: die Zwangsvollſtreckung in das Grundſtück betrieben 
ſechtungsgeſetzes. In der Praxis bereitet immer noch würde. Hier kommt in Betracht, daß die angefochtene 
die Art der Rückgewähr einer anfechtbar beſtellten Hypothek gemäß 88 891, 892 BGB. dem gutgläubigen 
Hypothek Schwierigkeit. Erwerber gegenüber zu Recht beſteht, und daß die 

Das Prozeßgericht hatte antragsgemäß den An⸗ Rückgewähr in dieſem Fall alſo nur durch Gewährung 
fechtungsbeklagten verurteilt, wegen der Forderung der Geltendmachung der Hypothekfor derung gegen den 
der anfechtenden Klägerin die Zwangsvollſtreckung in jetzigen Grundſtücksbeſitzer durch den Anfechtenden er⸗ 
die angefochtene Hypothekforderung zu dulden. Das folgen kann. Es kann in ſolchem Fall der Anfechtungs⸗ 
Vollſtreckungsgericht wies den auf Grund dieſes Ur⸗ zweck infolge beſonderer Umſtände auf andere Weiſe 
teils geſtellten Antrag auf Pfändung und Ueber⸗ nicht verwirklicht werden.) 
weiſung der Hypothekforderung in Anlehnung an die Die Art und Weiſe der Rückgewähr kann nicht 
Anſicht Jaegers) ab. allgemein und ſchablonenhaſt geregelt werden, ſie muß 

Linsmayer “) hält für die geeignete Form der ſich nach den Umſtänden des Falls richten. Der 
Rückgewähr einer anſechtbar beſtellten Hypothek oder Richterausſpruch muß aber auf jeden Fall dem Gläu⸗ 
Grundſchuld die Pfändung des etwaigen Inhaber⸗ biger die Durchführung der Zwangsvoll⸗ 
grundſchuldbriefes, die Pfändung und Ueberweiſung ſtreckung zum Zwecke feiner Befriedigung 
der Hypothek oder Grundſchuld. Das hält Jaeger ermöglichen. 
für „ganz abwegig“. Er hält in allen Fällen für Das iſt ja wohl der Zweck, den das Geſetz ver⸗ 
genügend, daß der Anfechtungsbeklagte dem Anfech⸗ folgt. Es werden alſo der Klageantrag und das Ur⸗ 
tungsgläubiger gegenüber von der Hypothek keinen teil in ſolchem Fall darauf zu richten ſein, daß der 
Gebrauch macht und im Verteilungsverfahren gegen Anfechtungsbeklagte die Zwangsvollſtreckung in die 
deſſen Anſprüche zurücktritt.“ Hypothek zu dulden habe.“) 

Weder die eine noch die andere Anſicht dürſte ſo Die einzelnen Maßnahmen der Zwangsvoll⸗ 
allgemein, wie geſchehen, ausgedrückt ganz richtig ſein. | ſtreckung gehören natürlich nicht in den Anſechtungs⸗ 

Bei der außerkonkursmäßigen Anfechtung beftimmt prozeß, ſondern in das Vollſtreckungsverfahren.) Das 
ſich der Umfang und die Art der Rückgewähr aus⸗ | Vollſtreckungsgericht kann aber nicht etwa die Geſetz⸗ 
ſchließlich nach 8 7 des Geſetzes betreffend die An⸗ mäßigkeit der Entſcheidung des Prozeßgerichts nach⸗ 
fechtung von Rechtshandlungen eines Schuldners | prüfen, ſondern es hat auf Antrag des Gläubigers 
außerhalb des KV. vom 21. Juli 1879/20. Mai 1898. nach Prüfung ſeiner Zuſtändigkeit die Vollſtreckung 
Darnach hat der Anfechtungsgegner nur dasjenige, durch Pfändung und Ueberweiſung gemäß 88 828, 


was durch die anfechtbare Handlung aus dem Ver⸗ 829, 830, 837, 857 Abſ. VI 3PO. anzuordnen, da in 
mögen des Schuldners veräußert, weggegeben oder dieſen Beſtimmungen der Weg für die Zwangsvoll⸗ 
aufgegeben iſt, als noch dazu gehörig zurückzugewähren. ſtreckung in eine Hypothekforderung vorgeſchrieben iſt. 
Er muß das Empfangene dem Anfechtenden fo zur Rechtsanwalt von der Pfordten in Traunſtein. 
Verfügung ſtellen, daß dieſer die Zwangsvollſtreckung 
wirkſam darein betreiben kann.) Der Umfang ſeiner 
Verpflichtung bemißt ſich nach dem Anfechtungszweck. 
Er muß das anfechtbar Erhaltene nur inſoweit für 
die Zwangsvollſtreckung zur Verfügung ſtellen, als 
dies zur Befriedigung des Gläubigers erforderlich 
iſt.“) Inſoferne wird in Fällen, in denen der Schuld: 
ner noch Eigentümer des anfechtbar belaſteten Grund— 
1 iſt, genügen, wenn ausgeſprochen wird, daß der 


Zur Bekämpfung des Süßſtoffſchmuggels.) Be⸗ 
kanntlich werden in den letzten Jahren unglaubliche 
Mengen Süßſtoff aus der Schweiz in den bayeriſchen 
Wald eingeführt. Der wöchentliche Durchſchnitt der 
eingeführten Mengen kann nach den ſeitherigen Er— 
fahrungen auf mindeſtens 100 Zentner angegeben 
werden, die einen Verkaufswert von 150 000 M haben. 


1 Jas ger Die e außerhalb des 
Konkurſes 1. Aufl. 81 Anm 1) RG Z. 56, 195; 71, 176 ff. 

3) Linsmayer, Grund 110 Umfang der Haftung 3) Jaeger 89 Anm. 8: Falkmann S. 562 Anm. 39; 
wegen Benachteiligung der Gläubiger S. 105 ff. = 98 S. 223, 17; RG. 30 S. 90. 

) Rc. 47, 222, JW. 1809 S. 831 Nr. 13. 0 Falfınann 564, 40; JW. 02 S. 221 Nr. 30. 

) RG. 56, 195; 71, 176; ſ. Falkmann, Die 1 Anmerkung des Herausgebers. Die 
Zwangsvollſtreckung 2. Aufl. S. 557 b und 599 8 0; Be des Süßſtoffſchmuggels in ganz Süd— 
Jaeger a. a. O. 87 Anm. IUff. deutſchland und die Geriebenheit, mit der dabei zu 

) Falkmann 561 ra. Werke gegangen wird, müſſen die Polizei- und die 
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Die Einwohnerſchaft ganzer Dörfer im Grenzbezirk 
geht dieſer gewinnbringenden Beſchäftigung nach, 
mancher iſt dabei reich geworden, und nur ein kleiner 
Prozentſatz wird aufgegriffen und beſtraft. Vom 
bayeriſchen Wald aus wird der Süßſtoff nach Böhmen 
verkauft. Für das Kilogramm werden dort durch⸗ 
ſchnittlich 30 M bezahlt, während der Preis in der 
Schweiz etwa 9—12 M und bei der Uebernahme in 
Bayern 18—22 M für das Kilogramm beträgt. Die 
große Nachfrage nach Süßſtoff in Böhmen findet ihre 
Erklärung in den teuren Zuckerpreiſen in Oeſterreich 
und vermutlich auch in der Verwendung des Süßſtoffs 
zur Herſtellung von böhmiſchem Bier. Der Grund 
dafür aber, daß gerade der bayeriſche Wald das Haupt⸗ 
hinterland der Schweizer Süßſtoffeinfuhr bildet, iſt 
darin zu ſuchen, daß die rieſigen verkehrsarmen Wald⸗ 
gebiete des Böhmerwaldes, der die Grenze bildet, 
geradezu ein Dorado für Schmuggler ſind. Kein 
anderer Punkt der Grenze zwiſchen Oeſterreich einer⸗ 
ſeits und Deutſchland und der Schweiz anderſeits 
bietet in dieſer Richtung ſo günſtige Verhältniſſe wie 
das Grenzgebiet des bayeriſchen Waldes. 

Die Einfuhr von Süßſtoff vollzieht ſich gewöhnlich 
auf folgende Weiſe. Ein Schweizer Süßſtoffhändler 
bietet einem Bewohner des bayeriſchen Waldes ſchrift⸗ 
lich Süßſtoff an, oder umgekehrt beſtellt ein ſolcher 
Bewohner ſchriftlich Süßſtoff bei einem Schweizer 
Händler. Kommt eine Einigung zuſtande, dann wird 
die Zeit und der Treffpunkt beſtimmt. Dieſer iſt 
gewöhnlich eine Großſtadt (München oder Nürnberg) 
oder eine Bahnſtation zwiſchen München und dem 
bayeriſchen Wald. Der Abnehmer erhält hier ſeinen 
Süßſtoff und der Schmuggler Zug um Zug ſein Geld. 
Der Süßſtoff wird dann an den Wohnort des Ab⸗ 
nehmers befördert und hier in einem außerhalb des 
Hauſes befindlichen Verſteck, gewöhnlich im Walde ge⸗ 
lagert, bis ihn der böhmiſche Käufer abholt. Häufig 
wird auch der Transport derart bewirkt, daß der 
Süßſtoff von dem Schweizer Händler oder ſeinen 
Agenten von einer deutſchen Bahnſtation in der Nähe 
des Bodenſees (Konſtanz, Mülhauſen ꝛc.) als Fracht⸗ 
gut an eine kleine bayeriſche Bahnſtation ſüdlich der 
Donau geſandt, hier in Poſtpakete umgepackt und 
unter Deckadreſſen an den Abnehmer im bayeriſchen 
Wald geſchickt wird. 

Die Frage, wie dieſe Tätigkeiten im Inland in 
rechtlicher Beziehung zu beurteilen ſind, iſt 
von den Gerichten verſchieden beantwortet worden. 
Meiſtens wurde jede der Grenzüberſchreitung nach⸗ 
folgende Tätigkeit als Begünſtigung der Einfuhr 
(S8 2b, 7 SüßStG., § 134 VG. und 8 257 StGB)), 
Süßſtoffverkauf oder Süßſtoffbeſitz (88 2 c, 7, 8 
Süß StG.) erachtet. Das Mißliche dieſer Rechtsauf⸗ 
faſſung lag darin, daß eine Verurteilung zur Erlage 
des Wertserſatzes (8 155 VG.) nicht möglich und der 
Nachweis des Beſitzes oft nicht zu führen war. 

Die Strafkammer des Landgerichts Paſſau ver⸗ 
trat in den letzten Jahren den Standpunkt, daß der 
Beſtimmungsort des aus der Schweiz einge— 
führten Süßſtoffes der Wohnort des Abnehmers im 
bayeriſchen Wald ſei und daß die Einfuhr erſt mit 
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Juſtizbehörden zu regſter Anfmerkſamkeit anſpornen. 
Wir werden deshalb in der nächſten Nummer einen 
weiteren Beitrag bringen, der den Kampf gegen dieſe 
bedenkliche Erſcheinung behandelt. 


der Verbringung des Süßſtoffs an dieſen Beſtimmungs⸗ 
ort abgeſchloſſen ſei. Sie betrachtete jede Tätigkeit 
zur Ermöglichung der Fortſetzung des Transportes 
an den Beſtimmungsort auf der Linie Schweiz⸗Be⸗ 
ſtimmungsort als Einfuhr im Sinne des 8 2b 
SüßStG. und 8 134 VG,, ſelbſt wenn dieſe Tätig⸗ 
keit nur wenige Kilometer vor der Erreichung des 
Beſtimmungsortes entwickelt wurde. Dieſer Stand⸗ 
punkt konnte im weſentlichen auch mit der ſeitherigen 
Rechtſprechung begründet werden (vgl. Löbe, Deutſches 
Zollſtrafrecht, 4. Aufl., Anm. 5 zu § 134 V3G.). In 
folgerichtiger Durchführung dieſer Rechtsauffaſſung 
nahm die Strafkammer Bandenſchmuggel (8 146 
VG.) dann an, wenn drei Perſonen auf irgend einem 
Punkte der Linie Schweiz⸗Beſtimmungsort zuſammen⸗ 
trafen, um die Fortſetzung des Transportes zu er⸗ 
möglichen, wenn alſo z. B. drei Abnehmer mit Süßſtoff 
auf dem Wege zum Beſtimmungsort wenige Kilo⸗ 
meter vor dieſem aufgegriffen wurden, oder zwei Ab⸗ 
nehmer auf Grund vorheriger Verabredung zwecks 
Uebernahme des Süßſtoffs mit dem Schweizer Reiſenden 
in München zuſammentrafen. 

1D 592. 5 


In einem Urteil vom 30. Oktober 1912 ( vill 2404 


hat das Reichsgericht dieſen Rechtsſtandpunkt gebilligt. 
Es führt unter anderem aus: 


„Ein Hauptgrund der Strafbeſtimmung des 8 146 
VG. iſt gewiß der, daß das Zuſammenwirken von 
mehr als zwei Perſonen namentlich an der Grenze 
die Tätigkeit der Zollbehörde bei der Kontrolle und 
bei der Beſchlagnahme der Waren erſchwert; aber 
weder der Wortlaut noch der Sinn des § 146 ſpricht 
dafür, daß er nur auf die Grenze oder ihre nähere 
Umgebung zu beziehen wäre. In verſchiedenen Ur» 
teilen des Reichsgerichts iſt ausgeſprochen worden, 
daß die erhöhte Strafe des Bandenſchmuggels weſent⸗ 
lich darauf beruht, daß das örtlich und zeitlich ver⸗ 
bundene Auftreten einer Mehrzahl bewußt zuſammen⸗ 
wirkender Genoſſen die Bekämpfung des Schmuggels 
durch die exekutiven Zollbeamten erſchweren, die Kon⸗ 
flikte verſchärfe und die Gefährlichkeit des verbreche⸗ 
riſchen Treibens erhöhe. Vgl. Entſcheidungen Bd. 9 
S. 42 (44 und 45), Bd. 18 S. 174 (177). Dies trifft 
auch zu, wenn das örtlich und zeitlich verbundene 
Auftreten erſt innerhalb der Grenzen des Zollvereins 
geſchieht. Auch dann iſt die Entdeckung und Ver⸗ 
folgung der Kontrebande wegen der größeren Anzahl 
der Teilnehmer erſchwert, auch dann können ſie den 
Zoll⸗ und Polizeibeamten, die ſie bei der Tat betreffen, 
beſonders gefährlich werden. Ob im einzelnen 
Fall eine ſolche Gefährdung wirklich vorlag oder zu 
beſorgen war, ijt für die Auslegung des 8 146 V3. 
ohne Einfluß. Wenn hiernach die Beſchwerdeführer 
mit den in der Schweiz wohnenden Verkäufern die 
Einfuhr von Süßſtoff gemeinſchaftlich bewirkt und ſich 
nur in den Transport von der Schweiz nach dem 
Beſtimmungsort geteilt haben, und wenn fie ſich von 
vorneherein in dieſer Weiſe verabredet hatten, liegt 
der Tatbeſtand des $ 146 VG. vor.“ 


Die ausdehnende Auslegung, die das Reichsgericht 
damit dem 8 146 gegeben hat, bietet eine wirkſame 
Handhabe für die Bekämpfung des Süßſtoffſchmuggels. 
An der Einfuhr des Süßſtoffs ſind nacheinander 
immer mehrere Perſonen beteiligt. Eine wohlorgani— 
ſierte Arbeitsteilung erſchwert die Ermittlung des 
Sachverhalts. Der aufgegriffene Schmuggler vers 
ſtand es meiſt mit Erfolg, die Hauptſchuld auf den 
unermittelten „Unbekannten“ zu ſchieben, von dem er 
den Süßſtoff im Inland empfangen haben wollte. 
Er wird nunmehr in der Regel als Täter der 
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Einfuhr, und wenn mit ihm auf einem Punkte der 
Einfuhrlinie Schweiz⸗Beſtimmungsort zwei weitere 
Perſonen zuſammenwirkten, als Bandenſchmuggler ver⸗ 
ſchärft zu beſtrafen ſein. 


III. Staatsanwalt Sommer in Paſſau. 


Koſten und Schadensersatz im Entwurf eines Jugend: 
gerichtsgeſetzes. Der Entwurf eines Geſetzes über das 
Verfahren gegen Jugendliche hat bisher von ver⸗ 
ſchiedenen Seiten Anerkennung erfahren. Trotzdem 
dürfen gewichtige Bedenken nicht verſchwiegen werden. 
Ich greife aus einer Mehrheit von Einwendungen 
5 Frage der Koſtentragung und des Schadenserſatzes 

eraus. 

Der neue Entwurf ermächtigt den Staatsanwalt, 
die öffentliche Klage nicht zu erheben, oder das Gericht, 
das Verfahren gegen den Jugendlichen einzuſtellen, 
wenn ſich ergibt, daß Erziehungs⸗ und Beſſerungs⸗ 
maßregeln vorausſichtlich einer Beſtrafung vorzuziehen 
find. (83). Findet die Vormundſchaftsbehörde, an die 
die Sache abzugeben iſt, den Jugendlichen ſchuldig, 
ſo ordnet ſie gewiſſe im 8 5 dargelegte Maßregeln 
an. Ob es ſich empfiehlt, die Frage: Erziehung oder 
Strafe vor der endgültigen Feſtſtellung der Schuld 
zu entſcheiden, laſſe ich dahingeſtellt; ich habe dieſe 
Eigentümlichkeit ſchon in meiner Ausgabe des belgiſchen 
Jugendgeſetzes!) berührt. 

Schwerere Bedenken ergeben ſich aus der Ueber⸗ 
weiſung der Schuldfrage an den Vormundſchaftsrichter. 
Da ein Angeklagter zur Koſtentragung nicht verur- 
teilt werden darf,) der aus der Verhandlung hervor— 
geht, ohne zur Strafe verurteilt zu ſein,) kann ein 
ſchuldiger, einer erziehlichen Behandlung zugewieſener 
Jugendlicher nicht zu den Koſten verurteilt werden. 

Der Entwurf einer Strafprozeßordnung von 1908 
hatte dieſe Schwierigkeit deutlich erkannt; hier war 
aber die Entſcheidung über die Schuldfrage auch unter 
Umſtänden dem Gericht überlaſſen (8 374). Das Ge⸗ 
richt ſtellte durch Beſchluß das Verfahren ein und 
ordnete entweder ſelbſt Erziehungsmaßregeln an oder 
überwies den Jugendlichen der Vormundſchaftsbehörde 
(S 374 Abſ. 2). Einen ſolchen gegen den Jugendlichen 
ergebenden Einſtellungsbeſchluß ſtellte $ 485 Abi. 4 
ausdrücklich einem auf Strafe lautenden Urteil gleich. 


Der neue Entwurf will die Koſten der Einſtellung 
des Verfahrens der Staatskaſſe zur Laſt fallen laſſen, 
damit es nicht ausſähe, „als ob die Einſtellung eine 
Verurteilung bedeute“. (Begründung S. 15.) Das 
iſt mehr eine leichthingeworfene Bemerkung als ein 
ernſthafter Grund; denn ſelbſt wenn der Vormund— 
ſchaftsrichter zu einer erziehlichen Maßregel „verur— 
teilt“, ſoll der Staat die durch Schutzaufſicht, ärztliche 
Gutachten und Vernehmungen aller Art erhöhten 
Koſten des Vorverfahrens, ja ſelbſt die der einge— 
leiteten Hauptverhandlung tragen. 

Gleichgültig, ob der Jugendliche mehr den Wir— 
kungen der Strafe oder erziehlichen Einflüſſen zugäng— 
ie erſcheint, ſteht doch die Tatſache feit, daß er für 


1) in B. G. Teubner 1912. 
) RG St. Bd. 20 S. 119, StPO. 8 497. 


8 389 


) Beweglicher die öſterreichiſche Faſſung ZPO. | S. 229 
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ſchuldig befunden iſt und durch ſeine ungeſetzliche 
Handlungsweiſe zu dem gerichtlichen Verfahren An⸗ 
laß gegeben hat. Muß nicht der in zweiter Inſtanz 
Verurteilte auch die Koſten der freiſprechenden erſten 
Inſtanz tragen? Dieſe Auffaſſung des Nacheinander 
von Einſtellungsbeſchluß und Schuldurteil des Vor⸗ 
mundſchaftsrichters als einer Art nachprüfender In⸗ 
ſtanz ſtammt nicht von mir, ſondern iſt vom Entwurf 
der Strafprozeßordnung von 1908 deutlich nahegelegt 
worden.) 

Keinerlei ſchwerwiegende Erwägungen, ſondern 
formale Gründe entſcheiden. Der neue Entwurf windet 
ſich um eine grundſätzliche Regelung des Jugendſtraf⸗ 
rechtes herum und ſucht alle Reformen auf prozeſ— 
ſualem Wege zu erreichen. Da er uns ängſtlich in 
weitem Bogen durch Staatsanwalt, Einſtellungsbe⸗ 
ſchlüſſe des Gerichts, in das in der Jugenderziehung 
beſonders erfahrene Perſonen berufen werden ſollen, 
und Maßregeln der Vormundſchaftsbehörde, die allein 
Erziehungsmaßregeln verhängen darf, an jeder Aende⸗ 
rung des materiellen Rechtes vorbeiführt, ſo müſſen 
ſich aus dieſem Fehlen eines Zuſammenhangs mit dem 
Syſtem des Strafrechts, in unſerem Fall aus dem 
Fehlen der Begriffe: „Strafe“ und „Verurteilung“ 
ſchwere Mängel ergeben. England,) Belgien“ und 
die ſtändige Rechtſprechung des Kaſſationshofes von 
Frankreich“) beſtimmen ausdrücklich die Verpflichtung 
zur Koſtentragung von ſchuldigen, aber erziehlich be⸗ 
handelten Jugendlichen, die der Richter unter Um⸗ 
ſtänden Eltern und Auſſichtspflichtigen überbürden 
darf. Auch wir werden dieſer ſelbſtverſtändlichen 
Entwicklung auf die Dauer nicht entgehen können,“ 


vor die ſich jetzt ein Verſehen geſetzgeberiſcher Technik 


zu ſtellen droht. 
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Die Ausſchaltung des Strafrichters in allen Fällen 
der Erziehbarkeit, der Mangel eines ſtrafrechtlichen 
Schuldurteils zeigt die gleichen ſtörenden Wirkungen 
bei der Schadenserſatzfrage. Nach dem neuen Ent⸗ 
wurf iſt jedes Bußverfahren in den Fällen des 8 3 
ausgeſchloſſen. (StPO. 8 444 Ab}. 3.) Der vom 
Vorentwurf des Strafgeſetzbuches vorgeſehene Ad— 
häſionsprozeß! VE. 857) wäre gegenüber ſolchen Jugend— 
lichen unzuläſſig, da „der Angeklagte im Strafprozeß 
zu Schadenserſatz nur verurteilt werden kann, wenn 
auf Strafe erkannt wird“ (VE. Erläuterungen S. 192). 
Der verdienſtvolle Münchner Jugendſtaatsanwalt 
Rupprecht) hat erſt kürzlich darauf hingewieſen, daß 
man bei ſtraffälligen Jugendlichen wohl häufig Gefühle 
der Reue und Beſſerungsgedanken antrifft, ſehr ſelten 
aber die jugendliche Seele der Empfindung einer Ver— 
pflichtung zu Schadenserſatz Raum gibt. Dieſen be— 


) „Denn wenn auch das Gericht die Einſtellung 
nur unter der Vorausſetzung beſchließen kann, daß es 


den Jugendlichen der ihm zur Laſt gelegten ſtrafbaren 


ö 


Handlung für ſchuldig erachtet, fo wird doch . . . die 
Schuldfrage nicht endgültig feſigeſtellt“. Entw. StPO. 
Erläuterungen S. 330. 

2) Childern Act 1908, section 107 h und i. N 

2) Geſetz vom 15. Mai 1912, Art. 24 Abſ. 1 und 3. 

) Ebenſo das neue jranzöfiiche Jugendgerichts— 
geſetz vom 22. Juli 1912 Art. 6 8 3 

») Wird in England ein erwachſener Angeklagter 
ſchuldig befunden, aber wegen Geringfügigkeit des 
Falles nicht beſtraft, ſo kann ihn das Gericht doch zu 


den Koſten verurteilen. 
e Münchner Mediziniſche Wochenſchrift 1912 


zeichnenden Empfindungsmangel zu heben, wäre ge= 
rade die Verbindung von Schuldfrage und Schadens⸗ 
erſatzpflicht ein weſentliches Glied in der Kette der 
Erziehungs- und Beſſerungsmaßregeln.“ 

Nimmt man zu alledem die Schwierigkeiten, die 
ſich aus einer Einfügung ſtrafrechtlicher Anſchluß⸗ 
begriffe, wenn ich ſo ſagen darf — ich erinnere nur 
an Teilnahme und Rückfall — in die jetzt vorge⸗ 
ſchlagenen ſtrafrechtsfremden prozeſſualen und vor⸗ 
mundſchaftlichen Maßregeln ergeben, ſo glaube ich 
nicht allein zu ſtehen, wenn ich ſage, daß die Freude 
über den neuen Entwurf in ſeiner jetzigen Geſtalt um 
einige Grade herabgeſtimmt zu werden verdient. 


Dr. Hans v. Hentig in München. 


Aus der Nechtſprechung. 


Reichsgericht. 
A. Zlvilſachen. 
I. 


Widerruf der Generalvollmacht. Kündigung des 
ihr zugrunde liegenden RNechtsverhältniſſes. Aus den 
Gründen. Nach § 168 BCB. iſt eine Vollmacht 
grundſätzlich widerruflich; aber ein anderes kann ſich 
aus dem ihr es enden Rechtsverhältniſſe ers 
geben. Das OLG. führt aus: demgemäß müſſe 
eine e ſtets widerruflich ſein; denn es 
gebe kein Rechtsverhältnis, das eine Vollmacht zur un⸗ 
beſchränkten Vertretung eines Beteiligten durch einen 
anderen in allen Rechtsangelegenheiten einſchließe. 
Die Erwägung iſt als Aufſtellung eines allgemeinen 
Satzes logiſch ſchlüſſig und würde zutreffend ſein, 
wenn nicht tatſächlich in ſehr vielen Fällen die Gene⸗ 
ralvollmacht nur das bequeme äußere Gewand für 
weſentlich engere Rechtsbeziehungen wäre und ſich 
dann nach innen auf die Beſorgung der Rechtsan⸗ 
gelegenheiten innerhalb dieſes engeren Kreiſes ein- 
ſchränkte. Das iſt aber auch bei der vorliegenden 
Generalvollmacht offenbar der Fall. Die in dem Zu⸗ 
ſatz enthaltene Bezugnahme auf den Vertrag der Par— 
teien vom 26. Oktober 1908 ergibt, daß es ſich um 
die Auseinanderwickelung der Erbſchaft des Vaters 
der Parteien und die Erledigung der darüber unter 
ihnen entſtandenen Streitigkeiten ſowie der dabei 
gegen Dritte zu führenden Prozeſſe handelt. Darum 
iſt denn auch die Dauer der Vollmacht auf die voll» 
ſtändige Erledigung der in dem Vertrage bezeichneten 
Geſchafte feſtgeſetzt. Liegt der Vollmacht aber, auch 
der in der Form einer Generalvollmacht erteilten, ein 
beſtimmtes Rechtsverhältnis zugrunde, dann iſt aus 
dieſem zu ermitteln, welchen Zwecken die Generalvoll— 
macht dient und danach feſtzuſtellen, ob ſie innerhalb 
und nach Maßgabe dieſes Rechtsverhältniſſes wider⸗ 
rufen werden kann. Nur inſoweit es ſich um einen 
Gebrauch der Generalvollmacht außerhalb des Rechts— 
verhältniffes handeln würde, wäre fie durch das 
letztere nicht gedeckt und inſoweit jederzeit widerruflich. 

Das OLG. fügt einen zweiten Grund für die 
Widerruflichkeit der Vollmacht hinzu: das ihr zugrunde 
liegende Rechtsverhältnis ſei ſelbſt durch Kündigung 
erledigt. Möge es ein Auftrag, ein Dienſtvertrag 
oder ein Werkvertrag oder auch einGeſellſchaftsverhältnis 
ſein: alle dieſe Rechtsverhältniſſe ſeien der Kündigung 
zugänglich. Auch dieſe Ausführung iſt an ſich richtig. 


) Ebenſo ausdrücklich England, Frankreich und 
Belgien. 
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Allein es iſt doch uberſehen, daß die Vorausſetzungen 
der Kündigung für alle dieſe Rechtsverhältniſſe keines⸗ 
wegs dieſelben ſind und daß es deshalb entweder der 
Feſtſtellung bedarf, daß dieſen Vorausſetzungen im 
Einzelfalle nach jeder möglichen Richtung hin genügt 
iſt, oder geprüft werden muß, welches Rechtsverhältnis 
vorliegt und wie ſich danach die Vorausſetzungen der 
. geſtalten. Das hat das OLG. aber nicht 
geprüft 

Iſt das Rechtsverhältnis ein unentgeltlicher im 
ntereſſe des Klägers erteilter Auftrag, dann kann 
dieſen freilich nach 8 671 BGB. der Auftraggeber un⸗ 
bedingt widerrufen und mit ihm erliſcht alsdann auch 
die Vollmacht. Anders aber, wenn es ſich um einen 
Dienſt⸗, Kommiſſions⸗ oder Werkvertrag oder einen 
Geſellſchaftsvertrag handelt, um einen gegenſeitigen 
Vertrag, der eine Geſchäftsbeſorgung zum Gegen⸗ 
ſtande hat, und durch den der 505 der Geſchäfts⸗ 
beſorgung Beauftragte (8 675 BGB.) nicht nur 
Pflichten, ſondern auch Rechte übernommen hat. Für 
die Fälle eines Inkaſſoauftrages oder einer Inkaſſoab⸗ 
tretung mit Proviſion des Inkaſſomandatars iſt die Un⸗ 
widerruflichkeit der Vollmacht auf Grund eines ſolchen 
Rechts verhältniſſes in den Entſcheidungen RG. 53, 
416 und Warneyer Rechtſpr. 1908 Nr. 676 ausgeſprochen, 
weil der Bevollmächtigte hier am Vollzuge des Auftrags 
ein eigenes Intereſſe hat. Ein ſolches gegenſeitiges Ver⸗ 
tragsverhältnis liegt aber auch hier vor. In der 
Hauptſache enthält der Vertrag einen Einziehungs⸗ 
auftrag mit Proviſionsverſprechen; nach einer Ver⸗ 
tragsbeſtimmung ſoll ſogar der Kläger nach glück⸗ 
licher Erledigung aller dem Beklagten übertragenen 
Geſchäfte mit einer feſten Summe abgefunden werden, 
was das Intereſſe des Beklagten an der Geſchäfts⸗ 
beſorgung noch erhöht. 

Die nächſtliegende Annahme für den rechtlichen 
Charakter des durch den Vertrag geſchaffenen Rechts⸗ 
verhältniſſes iſt die des Dienſtvertrages. „Dieſer kann 
unverzichtbar gekündigt werden, wenn ein wichtiger 
Grund vorliegt (S 626 BGB.), verzichtbar, wenn es 
ſich um Vertrauensdienſte höherer Art ohne feſte 
Bezüge handelt (8 627 BGB., dazu RG. 69, 363), 
ſonſt nach 88 621 ff. in feſten Regeln und Friſten, 
aber nur, ſofern die Dauer des Dienſtverhältniſſes 
nicht beftimmt oder aus der Beſchaffenheit oder dem 
Zwecke der Dienſte zu entnehmen iſt (8 620 BGB.). 
Mit Recht weiſt die Reviſion darauf hin, daß dieſer 
Fall vorliege, wenn die Abwickelung beſtimmter Ges 
ſchäfte von abzuſehender Dauer mit prozentualer Be⸗ 
teiligung des Bedienſteten vorgeſehen iſt, wie eine 
ſolche der Vertrag der Parteien feſtſetzt. Anders wieder, 
wenn unbeſtimmte Geſchäfte beſtimmter Art in Frage 
ſtehen, deren Beſorgung ein laufendes Dienſtverhältnis 
begründet; hier ift bei Vergütung nicht nach Zeitab— 
ſchnitten 8 623 BGB. anzuwenden, der jederzeit die 
Kündigung zuläßt. Dem Falle des § 623 BGB. ſcheint 
jedoch der Tatbeſtand fernzuliegen. Würde, wie die 
Reviſion will, ein geſellſchaftsähnliches Verhältnis 
angenommen (vgl. JW. 1912 S. 535 Nr. 13), fo 
wäre § 723 BGB. mit ähnlichen Kündigungsgrund— 
ſätzen anzuwenden. Nach alledem muß geprüft werden, 
ob der Vertrag rechtswirkſam iſt, ob und unter welchen 
Vorausſetzungen das durch ihn geſchaffene Rechtsver— 
hältnis kündbar war und ob es gekündigt worden iſt. 
(Urt. des VI. ZS. vom 21. September 1912, VI 59/12). 
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II. 


Pflicht des Dienſtherrn, Sicherheitsvorrichtungen 
anzubringen und die Bedienung einer gefährlichen Ma: 
ſchine zu überwachen. Der Kläger, der beim Beklagten, 
einem Bäckermeiſter, in die Lehre getreten iſt, hatte 
im Alter von 14 Jahren auf Anordnung des Be— 
klagten in Gemeinſchaft mit dem 16 jährigen Lehr: 
ling R. mit der Brotmaſchine Schwarzbrot für die 
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Pferde zu ſchneiden. Bei dieſer Hantierung wurde ihm 
der linke Daumen durch das Meſſer der Maſchine ab⸗ 
geſchnitten. Sein Anſpruch auf Erſatz des Schadens 
iſt von den Untergerichten abgewieſen worden. Das 
RG. hob auf. 

Gründe: Der Beklagte war gemäß 8 1208 
GewO. und 8 618 BGB. dem Kläger gegenüber 
verpflichtet, die zu feinem Gewerbebetrieb erforder 
lichen Maſchinen und Gerätſchaften ſo einzurichten 
und die Dienſtleiſtungen ſo zu regeln, daß der Kläger 
gegen Gefahr für Leben und Geſundheit ſoweit ge⸗ 
ſchützt war, als es die Art der Dienſtleiſtung ge⸗ 
ſtattete. Bei Erfüllung dieſer Pflicht hatte der Be⸗ 
klagte als Lehrherr insbeſondere auch das noch jugend⸗ 
liche Alter des Klägers zu berückſichtigen. Nach der 
Feſtſtellung des OLG. war die Einrichtung und Hand⸗ 
habung der Brotſchneidemaſchine folgende: das Brot 
wurde auf dem Vorlegebrett bis zu einer Hinterwand 
vorgeſchoben und durch ein von der Seite einſchneidendes 
Meſſer abgeſchnitten, das ſtets in derſelben Ebene 
läuft. Eine Verletzung deſſen, der das Brot vorlegt, 
war ausgeſchloſſen, ſofern er nicht über das Vorlege⸗ 
brett in der Richtung auf das Meſſer hinausgriff. 
Eine Sicherheitsvorrichtung zur Verhinderung eines 
ſolchen Hinausgreifens der Hand war nicht angebracht. 
Für den Fall des Uebergreifens in die Meſſerebene 
war ſelbſtverſtändlich erhebliche Gefahr gegeben. Das 
OLG. hat nun ausgeführt, daß die Bedienungsart 
der Maſchine auch für den Kläger leicht begreiflich 
und die Gefahr auch für ihn leicht erkenntlich geweſen 
ſei. Wenn der Kläger bei dem Verſuche, das Brot, 
das ſich ſchief gegen die Meſſerebene gelagert habe, 
gerade zu legen, über das Vorlegebrett hinausgegriffen 
habe, ſo ſei dies nicht nötig geweſen; den Kläger 
treffe daher die alleinige Schuld an dem Unfall. Dieſe 
Auffaſſung läßt eine unzutreffende und unvollſtändige 
Würdigung des Sachverhalts erkennen. Bei richtiger 
Bedienung der Maſchine iſt allerdings eine Beſchädi⸗ 
gung ausgeſchloſſen. Die Gefahr liegt aber darin, 
daß ſie gewöhnlich durch zwei Perſonen im Hand— 
betrieb bedient wurde, deren Tätigkeit ineinander 
greifen mußte; die Einrichtung iſt ſo, daß die Unauf— 
merkſamkeit der einen die andere gefährden konnte. 
Die eine Perſon hatte das Meſſer an ſich zu ziehen 
und jo das Brot abzuſchneiden, dieſe war nicht ge⸗ 
fährdet. Die andere hatte das Brot vorzulegen; dieſe 
war gefährdet, wenn ſie im Eifer des Geſchäfts oder 
aus Unaufmerkſamkeit in die Meſſerebene hineingriff. 
Bei ungenügendem Zuſammenarbeiten, namentlich bei 
Unaufmerkſamkeit der das Meſſer führenden Perſon 
war ein Unfall des Brotvorlegers leicht möglich. Er— 
gibt ſich ſchon hieraus die Gefährlichkeit der dem 
Kläger aufgetragenen Beſchäftigung, ſo ſteigerte ſich 
dieſe Gefahr bei der großen Jugend des Klägers. 
Erfahrungsgemäß mißachtet und unterſchätzt die Jugend 
die Gefahr; von ihr iſt nicht die Aufmerkſamkeit und 
Zuverläſſigkeit in der Geſchäftsführung zu erwarten, 
wie von Erwachſenen. Unzutreffend iſt die einwendung 
des Beklagten, daß man dem Kläger die Bedienung 
der Maſchine ebenſo habe anvertrauen dürfen, wie 
man ihm ein gewöhnliches Meſſer oder eine Schere 
überlaſſen dürfe; im letzteren Fall handelt es ſich nur 
um die eigene Handhabung, nicht um die gemeinſchaft— 
liche Bedienung. Nach ſeiner Behauptung war der 
Kläger vor dem Unfall nur einigemal an der Ma— 
ſchine beſchäftigt geweſen, nie aber in der Eigenſchaft 
des Brotvorlegers; irgend eine Belehrung über die 
Bedienung habe ihm der Beklagte nicht gegeben, ins— 
beſondere ihn nicht auf die Gefahren hingewieſen; 
auch habe er die Lehrlinge nicht darüber belehrt, wie 
den Gefahren vorzubeugen ſei, die aus dem mangelnden 
richtigen Zuſammenwirken entſtehen könnten. Endlich 
hat auch der Kläger behauptet, daß R. unzuverläſſig 
und leichtſinnig ſei. Alle dieſe Umſtände ſind für die 
Beurteilung des Verſchuldens des Beklagten und des 
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vom OLG. angenommenen mitwirkenden Verſchuldens 
des Klägers erheblich. Irrtümlich iſt die Annahme 
des OL, daß grundſätzlich eine Haftung des Be⸗ 
klagten wegen unerlaubter Handlung ausgeſchloſſen 
ſei. Mit dem Vertragsanſpruch trifft der Anſpruch 
aus 8 823 Abſ. 2 zuſammen, da die Vorſchrift des 
8 120 a GewO. ein Schutzgeſetz zugunſten der Arbeiter 
iſt. Mit Rückſicht darauf, daß der Beklagte den R. 
zur Mitwirkung bei dem Betrieb der Maſchine beſtellt 
hat, kann auch eine Haftung aus 88 831, 832 BGB. 
in Frage kommen. (Urt. des III. 3S. vom 9. Okt. 
1912, III 43/12). 
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III. 


Unfall in einem Schulhof infolge ungenügender 
Verwahrung eines Lichtſchachtes (8 823 BGB., 8 367 
Nr. 12 und 14 StGB.). Die Klägerin war am Nach⸗ 
mittag von 4 Uhr an als von der Gemeinde anges 
ſtellte Putzfrau beſchäftigt, die Böden des neuen an 
dieſem Tage in Gebrauch genommenen, am Tage vor— 
her eingeweihten Schulhauſes zu putzen. Abends 9 Uhr 
fiel ſie 10 dem Wege von der Wohnung des Schul— 
dieners, ihres Bruders, zum ſüdlichen Seiteneingange 
des Schulhauſes in den ſich längs der ganzen Hinter- 
front des Schulgebäudes hinziehenden je 4 m breiten 
und tiefen Lichtſchacht. Die Klage fordert Feſtſtellung 
der Schadenserſatzpflicht der Gemeinde. Das OLG. 
hat dem Antrag entſprochen. Die Reviſion blieb 
ohne Erſolg. 

Aus den Gründen: Es iſt nicht irrig, daß 
das OLG. eine unerlaubte Handlung der Beklagten 
i. S. des 8 823 Abſ. 2 BGB., nämlich einen Verſtoß 
gegen § 367 Nr. 12 StGB. annimmt. Die Worte „und 
überhaupt an Orten, an welchen Menſchen verkehren“ 
in 8 367 Nr. 12 StGB. ſetzen die Eröffnung eines 
öffentlichen Verkehrs nicht voraus: die Entſcheidung 
des IV. StS. vom 18. Juni 1889 in Goltd Arch. 37 
S. 203 führt aus: „für die Frage, ob an einem Orte 
Menſchen verkehren, iſt weder eine nach zivilrecht— 
lichen Grundſätzen zu beurteilende Berechtigung der 
dieſen Ort betretenden Menſchen, noch die Zahl der— 
ſelben oder die Häufigkeit des Betretens des Orts 
maßgebend; denn das Geſetz bezeichnet den Ort nicht 
als einen ſolchen, an welchem beſtimmte Menſchen 
oder jeder zu verkehren das Recht hat, vielmehr ge— 
nügt es zur Erfüllung des Begriffs des ‚Verkehrens', 
wenn tatſächlich Menſchen in öfterer Wiederkehr den 
Ort betreten. Auch der unbefugte Verkehr iſt, ſolange 
er vom Berechtigten geduldet und tatſächlich nicht ge— 
hindert wird, ein Verkehren im Sinne des Paragraphen, 
der eben nur die Verhütung einer Gefährdung jener 
Menſchen bezweckt“. Der Schulhof war nun ein Ort, 
an dem mit Wiſſen der Beklagten bereits Menſchen 
verkehrt hatten (die Gäſte der Einweihungsfeier, die 
Lehrer und Schüler des erſten Schultages) und weiter 
verkehren ſollten; das Schulhaus war tags zuvor zu 
allgemeiner Beſichtigung geöffnet geweſen und von 
dieſer Gelegenheit hatten Einheimiſche und Fremde 
Gebrauch gemacht. Aber nicht nur gegen Nr. 12, 
ſondern auch gegen Nr. 14 des $ 367 StGB. hat die 
Beklagte verſtoßen. Gerade weil es bei Neubauten 
immer zu „hapern“ pflegt, wie die Beklagte betont, 
fordert Nr. 14 die Vornahme der von der Polizei an— 
geordneten oder ſonſt erforderlichen Sicherungsmaß— 
regeln: dieſes Gebot trifft nicht nur den Baumeiſter, 
ſondern auch den Bauherrn, und hier um ſo mehr, 
als die Beklagte, die Bauherrin, den, wie ſie ſelbſt 
vorbringt, unfertigen Neubau bereits in Gebrauch 
genommen hatte; es mußte den Organen der Beklagten 
auf den erſten Blick und auf das Dringendſte ein— 
leuchten, daß der offene Lichtſchacht für die Gäſte, die 
Lehrer und die Schuͤler eine ſchwere Gefahr bot, alſo 
eingeſchrankt werden mußte. Der Hauptangriff der 
Reviſion macht geltend, die Klägerin habe auf dem 
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Hof, insbeſondere nachts, nichts zu ſuchen gehabt und 
f nur durch ihre Verwandtſchaft mit dem Schul⸗ 
iener veranlaßt worden, bei dieſem noch abends 9 Uhr 
Kaffee zu trinken. Der Angriff iſt unbegründet: die 
Klägerin ging über den Hof nicht unbefugt. Solange 
den Putzfrauen das Betreten des Hofes nicht von dem 
Schuldiener verboten wurde, der ihre Arbeiten zu 
leiten und zu beaufſichtigen hatte, waren ſie dazu 
befugt, zumal da der Weg über den Hof der einfachſte 
und bequemſte Weg vom Südeingange des Schul⸗ 
hauſes zu andern Teilen und zur Wohnung des 
Schuldieners war. Ein ſolches Verbot war nicht er⸗ 
gangen, im Gegenteil hatte eine der Putzfrauen auf 
ausdrückliche Aufforderung der Frau des Schuldieners 
den Hof bis zur Mitte der hinteren Schulhausfront 
durchſchritten, um ſo, ſtatt durch das Innere des 
Schul hauſes, in das Volksbad zu gelangen. Auch ge⸗ 
rade zur Wohnung des Schuldieners zu gehen, waren 
die Putzfrauen befugt: denn es konnte ſich im Ver⸗ 
laufe ihrer Arbeit, auch nach Eintritt der Dunkelheit, 
mancherlei Anlaß ergeben, den Schuldiener als den 
Leiter der Putzarbeit zu befragen und darum in ſeiner 
Wohnung aufzuſuchen. Demgegenüber iſt es belang⸗ 
los, daß die Klägerin den Gang nur machte, um bei 
ihrem Bruder etwas zu genießen: war ſie ſonſt zu 
dieſem Gange und zu dieſem Wege berechtigt, ſo durfte 
ſie dieſe Befugnis auch zur Befriedigung ihres nach 
zirka fünfſtündiger Arbeit begreiflichen Erholungsbe⸗ 
dürfniſſes ausüben. Hätte die Klägerin zu dieſem 
oder zu einem beruflichen Zwecke den Weg in die 
Schuldienerwohnung und zurück nicht über den Hof, 
ſondern durch die dunkeln und über Treppen führenden 
Innenräume des Schulhauſes genommen, und hätte 
ſie dabei einen Unfall erlitten, ſo könnte ihr zum Vor⸗ 
wurf gemacht werden, daß ſie nicht den ebenen, be⸗ 
quemen und, abgeſehen von dem Lichtſchacht, völlig 
ſicheren Hofweg gewählt habe. (Urt. des III. 38. 
vom 1. Okt. 1912, III 14/12). — — ½· n. 
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e eee Anträge durch das 
Grundbuchamt. Schuldhafte Verzögerung; Mitverſchulden 
des Antragſtellers. Laut notarieller Urkunde vom 
20. Januar 1910 verkaufte der Kläger fein Grundſtück 
an die durch notarielle Verhandlung vom gleichen 
Tage gegründete, durch den Geſchäftsführer Ch. ver⸗ 
tretene „Baugeſellſchaft Chr.“ G. m. b. H. In 83 wurde 
die Eintragung einer Hypothek für den Kaufpreisreſt 
von 55 000 M beantragt, vor dem der Kläger in 8 5 
einer aufzunehmenden Baugelderhypothek des Kauf— 
manns Sch. von 370 000 M den Vorrang einräumte. 
Letztere wurde am 20. Januar 1910 von Ch. durch 
beſondere notarielle Verhandlung beſtellt. Am 2. Februar 
1910 erklärten vor dem GBA. der Kläger und Ch. 
die Auflaſſung, indem ſie den Kaufvertrag überreichten 
und Handelsregiſterauszug nachzubringen verſprachen. 
Am gleichen Tage überreichte Sch. auch die Hypothek— 
beſtellung für ihn dem GBA. Aus dem am 17. Februar 
1910 vorgelegten Handelsregiſterauszug entnahm das 
GBA., daß die G. m. b. H. erſt am 12. Februar 1910 
eingetragen worden und dadurch entſtanden war. Es 
forderte deshalb durch Verfügung vom 21. Februar 
1910 den Kläger und Ch. auf, die Auflaſſung zu wieder⸗ 
holen, was am 23. Februar 1910 auch geſchah. Durch 
Eilverfügung vom 23. Februar 1910, die der Baus 
geſellſchaft am 26. zugeſtellt und am 25. Februar 1910 
an den Kläger auf die Poſt gegeben, an dieſen aber 
nach ſeiner Behauptung nicht gelangt iſt, beanſtandete 
das GBA. auch die Hypothekbeſtellung für Sch., weil 
am 20. Januar 1910 die G. m. b. H. noch nicht be⸗ 
ſtanden habe. Es gab zur Hebung der Hinderniſſes 
eine zweiwöchige Friſt. Am 2. März 1910 wiederholte 
Ch. als Geſchäftsführer der „nunmehr handelsgericht— 
lich eingetragenen“ G. m. b. H. beim Notar die Hypothek⸗ 


beſtellung, welche Urkunde am 3. 1 vom Notar 
dem Gericht überreicht wurde und am 5. März 1910 
um 11 Uhr 45 Minuten vormittags bei dem GBA. 
einging. Noch am gleichen Tage verfügte der Richter 
die Eintragung des Eigentumsübergangs und der 
Hypotheken. Der 5. März war ein Sonnabend, die 
Eintragungen erfolgten erſt am Montag den 7. März 
1910. Gerade an dieſem Tage trat die Tags vorher 
veröffentlichte neue Wertzuwachsſteuerordnung für B. 
in Kraft, auf Grund deren der Kläger 4469,97 M 
Steuer zu zahlen hatte. Dies ſchreibt er der fahr⸗ 
läſſigen Amtspflichtverletzung des Grundbuchrichters 
zu, wodurch die Eigentumsüberſchreibung ſchuldhaft 
verzögert worden fei; er klagt nach 8 12 GBO. gegen 
den Fiskus. Das LG. hat die Klage abgewieſen, das 
OLG. die Berufung des Klägers zurückgewieſen. Die 
Reviſion blieb erfolglos. 

Aus den Gründen: Das OLG. findet im Ver⸗ 
fahren keine Fahrläſſigkeit. Es führt u. a. aus: „Es 
kann dem Grundbuchrichter nicht als Pflichtverletzung 
zur Laſt gelegt werden, daß er nicht ſchon in ſeiner 
Verfügung vom 21. Februar 1910 auch ausdrücklich 
darauf hingewieſen hatte, daß auch die Hypotheken⸗ 
beſtellung über die 370 000 M für die G. m. b. H. un⸗ 
verbindlich ſei. Denn der Grund buchrichter brauchte 
die Eintragungsfähigkeit der Hypothek von 370000 M 
nicht zu prüfen, bevor nicht die Anſtände beſeitigt 
waren, die der Eintragung des Eigentums der Schuld⸗ 
nerin entgegenſtanden. Denn die Eintragung der 
Hypothek von 370000 M war nicht zuläſſig, bevor 
nicht das Eigentum der G. m. b. H. eingetragen werden 
konnte .... „Bei dieſer Sachlage konnte der Grund⸗ 
buchrichter bedenkenfrei die ſtillſchweigende Beſtimmung 
der Antragſteller annehmen, daß von den mehreren 
beantragten Eintragungen die eine nicht ohne die 
andere habe erfolgen ſollen. Dabei war der Grund⸗ 
buchrichter trotzdem berechtigt, zunächſt die Eintragung 
des Eigentums der G. m. b. H. zu prüfen...“ 

Die Reviſion meint, wenn der Grund buchrichter 
mit Recht die ſaͤmtlichen Anträge als einheitlich be⸗ 
handelt habe, dann hätte er ſchon ſpäteſtens am 
21. Februar, als er die Wiederholung der Auflaſſung 
verlangte, gleichzeitig prüfen müſſen, ob er ſämtlichen 
Anträgen ſtattgeben könne, wenn nur die Auflaſſung 
wiederholt würde. Zum mindeſten hätte er am 
23. Februar 1910, als der Geſchäftsführer der G. m. b. H. 
bei ihm erſchienen ſei, dieſen auch eine Beſtätigung 
der Hypothekbeſtellung erklären laſſen müſſen. Damit 
wären ſämtliche Anſtände erledigt geweſen und die 
Eintragungen ſchon vor dem 7. März 1910 möglich ge⸗ 
worden. In der Prüfung der Hypothekbeſtellung erſt 
nach der Wiederholung der Auflaſſung liege ein Ver⸗ 
ſchulden. Daß der Antrag auf Eintragung der Bau- 
gelderhypothet nur „ſubſidiären Charakter“ habe, wie 
das OLG. an anderer Stelle annehme, ſei unzutreffend 
und ſtehe im Widerſpruch zu der Feſtſtellung, daß 
alle Anträge einheitlich gemeint geweſen ſeien. Denn 
alsdann ſei davon auszugehen geweſen, daß der Eigen⸗ 
tumswechſel auch nur eingetragen werden ſollte, wenn 
die Baugeldhypothek eingetragen wurde. Zwiſchen 2. 
und 23. Februar 1910 ſei kein Umſtand eingetreten, 
der den Richter hätte berechtigen können, „nunmehr“ 
d. i. am 23. Februar die ſämtlichen Anträge als ein— 
heitliche anzuſehen. i 

Mit dem OLG. iſt anzunehmen, daß der Grund» 
buchrichter die Anträge auf Eintragung des Eigen— 
tumswechſels und der Hypotheken von 55000 M und 
370000 Mals von einander abhängig i. S. des § 17 
GBO. behandelt hat und behandeln durfte. Das 
OLG. begründet das ausführlich damit, daß die erſte 
dieſer Hypotheken im Nachrang nach der zweiten ein— 
getragen werden ſollte und daß möglicherweiſe ſogar 
der ganze Kaufvertrag davon abhängig ſein konnte, 
daß die Baugeldhypothek von 370000 M eingetragen 
wurde. Einwandfrei iſt auch der weitere Ausſpruch 
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des OL G., daß der Kaufvertrag und die Hypothek⸗ 
beſtellungen vom 20. Januar 1910 ſowie die Auf⸗ 
laſſungsverhandlung vom 2. Februar 1910 nicht zu 
jenen notwendigen Geſchäften gehörten, die zwiſchen 
der Gründung der Geſellſchaft m. b. H. und ihrer Ein⸗ 
tragung in das Handelsregiſter zuläſſig waren und 
durch dieſe Eintragung verpflichtend für die jetzt ent⸗ 
ſtandene Geſellſchaft geworden find. Dagegen iſt zu— 
zugeben, daß es nicht ganz folgerichtig iſt, wenn das 
OLG. einerſeits die Einheitlichkeit der Rechtsgeſchäfte 
feſtſtellt, andererſeits aber annimmt, daß der Grund— 
buchrichter zunächſt nur die Zuläſſigkeit der Eigentums» 
eintragung zu prüfen brauchte. Vielmehr wird es 
ſich bei Abhängigkeit verſchiedener Urkunden von ein⸗ 
ander gewöhnlich nach SS 17, 18 GBO. und nach 
allgemeinen Geſchäftsgrundſätzen empfehlen, ſämtliche 
Anträge gleichzeitig zu prüfen. In einem anderen 
Verfahren kann jedoch nicht ohne weiteres eine Fahr— 
läſſigkeit gefunden werden und daß keine ſolche vor— 
lag, nimmt das OLG. deshalb an, weil die ganze 
Angelegenheit von Anfang an nicht als eilbedürftig 
erſchienen ſei, weil eine Kenntnis des Grundbuchrichters 
vom Tage des Inkrafttretens der Wertzumuchsiteuer- 
ordnung nicht behauptet worden, es auch nicht Auf— 
gabe des Gerichtes ſei, die Beteiligten unbedingt vor 
der Wertzuwachsſteuer zu bewahren, weil ferner der 
Grundbuchrichter vom 23. Februar 1910 an die Sache 
ſamt der Hypothekenbeſtellung als dringende Eilſache 
behandelt habe und weil er insbeſondere auch bei 
und nach der ſchleunigen Eintragungs verfügung vom 
5. März 1910 nicht anders zu handeln brauchte, als 
geſchehen. Dieſe Ausführungen geben keinen Anlaß 
zu Beanſtandungen. Wollte man aber in der nicht 
gleichzeitigen Prüfung der zuſammenhängenden An— 
träge ein leichtes Verſehen erblicken, ſo wird dieſes 
doch von eigenem Verſchulden des Klägers (8 254 
BGB.) überwogen. Das Reviſionsgericht darf über 
dieſe rechtliche Frage auf Grund der feſtſtehenden Tat- 
ſachen ſelbſt entſcheiden. Der Kläger, ſelbſt rechts- 
kundig und imſtande, ſich bei dem beurkundenden Notar 
oder bei anderen Rechtskundigen Rat zu erholen, 
konnte gerade ſo gut wiſſen, daß eine neugegründete 
Geſellſchaft m. b. H. vor ihrer Eintragung in das 
Handelsregiſter weder kaufen, noch Auflaſſungen ent— 
gegennehmen, noch Hypotheken beſtellen könne. Wenn 
er trotzdem die ſchleunige Eintragung im Handels— 
regiſter, überhaupt die ſchnelle Erledigung der Sache 
nicht eiſrig betrieben, dies insbeſondere auch nicht 
nach dem 21. Februar 1910 getan hat, ſo muß er den 
durch die Verzögerung verurſachten Schaden ſeinem 
überwiegenden Verſchulden zuſchreiben. (Urt. des 
V. 38S. vom 9. Oktober 1912, V 171/12), — — gn. 
2801 ö 
V. 


Dürfen Fran und Schwiegermutter den Mann durch 
Detektivs überwachen laſſen? Aus den Gründen: 
Allerdings iſt die Ausführung des OLG. nicht ganz 
zutreffend, eine Frau, die im Eheſcheidungsprozeſſe 
ſtehe und Grund zum Mißtrauen zu haben glaube, 
handle nicht rechtswidrig, wenn ſie durch Detektivs 
oder andere Perſonen Erkundigungen darüber ein— 
ziehe, ob der Mann Ehebruch getrieben habe. Das 
bloße Vorhandenſein eines Argwohns für ſich allein 
konnte die Angehung von Detektivs nicht rechtfertigen: 
vielmehr iſt zu verlangen, daß ein ſolcher Argwohn 
eine tatſächliche Unterlage in bekannten Umſtänden 
oder in der Perſönlichkeit des Mannes oder wenigſtens 
in deſſen Verhalten habe und nicht einfach aus der 
Luft gegriffen werde. In dieſem Umfang bedarf es 
im Streitfall der Rechtfertigung durch Darlegung der 
Tatſachen, aus denen der Argwohn der Frau erwachſen 
iſt. Das Verfolgen eines Argwohns ohne ſolche Unter— 
lage, z. B. gegen einen Mann von bis dahin untadel— 
hafter Lebensführung, kann dieſem gegenüber ein Un— 
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recht ſowohl i. S. des § 823 Abſ. 2 BGB. i. V. m. 
88 185, 186, 193 StGB. und des 8 824 BGB. als 
auch des 8 826 BGB. fein. Wie ſchon mehrfach in 
der Rechtſprechung des Senats geſagt iſt (Warneyer 
1908 Nr. 214 und 518; RGRKomm. $ 824 Erl. 8), 
handelt argliſtig, wer ſich ſo äußert, als ob er gewiſſe 
Umſtände beſtimmt wüßte, während das nicht der 
Fall und er ſich der Unſicherheit feines Wiſſens bes 
wußt geweſen iſt. Auch eine ſolche Mitteilung iſt 
wiſſentlich unwahr i. ©. des 8 824 Abſ. 2. 

Die Prüfung, ob die Frau des Klägers einen An— 
halt für ihr Mißtrauen hatte, hat nun aber das OLG. 
nicht völlig unterlaſſen. Seine Ausführung hierüber 
hat allerdings in dem Satze, „daß die Ehefrau des 
Klägers einen derartigen Argwohn tatſächlich gehabt 
hat, iſt ohne weiteres anzunehmen, wenn man bedenkt, 
daß die Gatten... voneinander getrennt leben und 
daß zwiſchen ihnen ſchon ſeit dem Jahre 1906 die 
Scheidungsklage ſchwebt,“ einen nicht völlig klaren, 
aber immerhin aus dem Zuſammenhang mit den 
übrigen Ausführungen verſtändlichen Ausdruck ge⸗ 
funden. Danach nimmt das OLG. offenbar an, daß 
die Frau auf Grund ihres früheren ehelichen Zuſammen⸗ 
lebens mit dem Kläger den Argwohn gehegt habe, 
der Kläger werde die eheliche Treue nicht mehr ge= 
halten haben, nachdem die eheliche Lebensgemeinſchaft 
— ſeit Jahren — aufgehört habe. Wenn das Os. 
hiernach der Meinung iſt, die Ehefrau des Klägers 
habe ohne Verſchulden einem hinlänglichen Verdacht 
gegen ihren Ehemann Raum gegeben, ſo beruht dieſe 
Annahme im weſentlichen auf den Umſtänden des 
Falles und kann nicht für rechtsirrig erachtet werden. 

Andererſeits iſt auch die weitere Ausführung nicht 
unbedenklich: wenn die Ehefrau des Klägers zu ſolchen 
Erkundigungen berechtigt war, ſei es auch ihre Mutter 
geweſen, da dieſe die Intereſſen ihres Kindes wahr⸗ 
zunehmen befugt geweſen ſei. Es ſind Umſtände 
denkbar, unter denen ein ſolches Eingreifen der Mutter 
oder des Vaters keineswegs ſtatthaft iſt. Auf dieſe 
Bedenken braucht indeſſen im allgemeinen nicht ein— 
gegangen zu werden, da aus dem feſtgeſtellten Sach— 
verhalt ſolche beſonderen Umſtände nicht erhellen, die 
der Anſchauung des OLG. entgegenſtünden. Vielmehr 
ſteht feit, daß insbeſondere der Zeuge F. feinen Auf: 
trag von der Beklagten und von der Frau des Klägers 
gemeinſam erteilt erhalten, daß alſo jedenfalls die 
Frau des Klägers um das Vorgehen der Beklagten 
gewußt, es gebilligt und ihr im weſentlichen nur über= 
laſſen hat, die gewünſchten Maßnahmen in die Wege 
zu leiten und die dazu erforderlichen mündlichen Vers 
handlungen zu führen. (Urt. d. IV. 3S. v. 3. Okt. 
1912, IV 75/12). —— n. 
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VI. 


Klage auf Zahlung der Wechſelſumme ohne Beſitz 
des Wechſels. Aus den Gründen: Es iſt richtig, 
daß der Wechſelſchuldner nur gegen Aushändigung 
des quittierten Wechſels zu zahlen verpflichtet iſt 
(WO. Art. 39), daß daher regelmäßig die Klage auf 
Zahlung der Wechſelſumme nur dem legitimierten 
Inhaber des Wechſels zuſteht, weiter, daß die Spar— 
und Darlehnskaſſe (die Gläubigerin) nach dem Klage— 
vorbringen auch ein Recht auf Rückgabe der Wechſel 
gegen die Beklagten (die Wechſelſchuldner) hat. Allein, 
wenn dem Gläubiger ein Anſpruch auf Herausgabe 
des Wechſels zuſteht, ſo würde es ein leerer For— 
malismus ſein, ihn nötigen zu wollen, vorab dieſe 
Klage durchzuführen, um dann nach der Zwangs— 
vollſtreckung in einem zweiten Prozeſſe den Anſpruch 
aus dem Wechſel zu erheben. In derartigen Fällen 
kann der Gläubiger vielmehr unmittelbar, auch ohne 
im Beſitz des Wechſels zu ſein, im ordentlichen Ver— 
fahren auf Zahlung der Wechſelſumme klagen. Einer 
ſolchen Klage gegenüber müßte der verklagte Teil 
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behaupten und beweiſen, daß in einer von ihm nicht 
zu vertretenden Weiſe die Wechſelurkunde ſpäter ver⸗ 
nichtet oder verloren gegangen und dadurch die Wechſel⸗ 
anſprüche untergegangen ſeien. Hiernach würde dem 
Klagantrag aus dem Geſichtspunkt der Haftung der 
Beklagten aus ihren Wechſelbürgſchaften ohne weiteres 
ſtattgegeben werden können, wenn die Beklagte mit 
Rückſicht auf die Unverbindlichkeit des Abkommens zur 
Herausgabe der Wechſelurkunden an die Spar⸗ und 
Darlehnskaſſe verpflichtet ſein ſollte. (Urt. des VI. 
85. vom 3. Oktober 1912, VI 179/12). 
2333 
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B. Strafſachen. 
1 


In welchem Umfang iſt ein bayeriſcher Weinkon⸗ 
trolleur Hilfebeamter der Staatsanwaltſchaft? Aus 
den Gründen: Die Gründe, vermöge deren ein 
Richter von der Ausübung des Richteramts ausge⸗ 
ſchloſſen iſt, find in bezug auf Sachverſtändige Ab- 
lehnungsgründe (§§ 74, 22 ff. StPO.) aber zwingender 
Art (Rechtſpr. Bd. 7 S. 752). Deshalb mußte dem 
Antrag auf Ablehnung des Sachverſtändigen ent⸗ 
ſprochen werden, wenn das Ablehnungsgeſuch darauf 
geſtützt war, daß er als Hilfsbeamter der Staatsan⸗ 
waltſchaft in der Sache tätig geweſen ſei ($ 22 Nr. 4 
StPO.) und wenn dies der Fall war. Beide Vor: 
ausſetzungen treffen zu. Zwar lautete die Begründung 
des Ablehnungsantrags nur dahin: „weil W. als 
Anzeigeerſtatter befangen ſei“; allein nach dem Zu⸗ 
ſammenhang, in dem die Erſtattung der Strafanzeige 
als Ablehnungsgrund angeführt war, kann dieſer 
Grund nur darin gefunden werden, daß W. eine auf 


die Einleitung der Strafverfolgung gerichtete amtliche 


Tätigkeit als ſtaatsanwaltlicher oder polizeilicher Be⸗ 
amter entwickelt habe. Der Beſchluß, der den Antrag 
zurückweiſt, erwähnt die Tatſache der, Anzeigeerhebung“ 
als ſolche überhaupt nicht, ſondern ſtützt ſich darauf, 
daß W. „nicht als Hilfsbeamter der Staatsanwalt⸗ 
ſchaft“, ſondern als Weinkontrolleur tätig geweſen ſei. 

Dieſe Unterſcheidung iſt indes nicht ganz ver⸗ 
ſtändlich. Freilich können die zur Unterſtützung der 
Nahrungsmittelpolizei beſtellten und mit der Ueber⸗ 
wachung der Beobachtung des Wein®. betrauten Sach— 
verſtändigen im Strafverfahren nicht als Gutachter 
abgelehnt werden, weil ſie in Erfüllung dieſer ihrer 
amtlichen Obliegenheiten Wein unterſucht und bean— 
ſtandet haben, ſelbſt dann nicht, wenn ſie im Anſchluß 
hieran Anzeige an die zur ſtrafrechtlichen Verfolgung 
berufenen Behörden erſtattet haben. In Bayern ſind 
indes durch die Min Bek. vom 19. Juli 1909 die Wein⸗ 
kontrolleure als Hilfsbeamte der Staatsanwaltſchaft 
beſtellt; als ſolche ſind ſie nach den prozeßrechtlichen 
Grundſätzen unbedingt verpflichtet, in dieſer ihrer 
Eigenſchafſt zur Ermittlung des Tatbeſtands und zur 
Verfolgung von Geſetzesübertretungen alsbald und 
ſelbſtändig tätig zu werden (S8 161 StPO., § 153 GG.). 
Sobald alſo in Bayern der Weinkontrolleur in Aus— 
übung ſeiner Kontrollbefugniſſe, namentlich durch ſeine 
eigenen Unterſuchungen, von ſtrafbaren Verfehlungen 
gegen das Wein. Kenntnis erlangt oder einen Vers 
dacht für gegeben erachtet, iſt er auch verpflichtet, ſo 
wie es das Geſetz und die Dienſtvorſchriften für ſtaats⸗ 
anwaltliche Hilfsbeamte anordnen, entweder die Staats- 
anwaltſchaft zu benachrichtigen oder zur Klärung des 
Sachverhalts eigene Ermittelungen anzuſtellen oder 
auch ſolche, ſofern ihm dies durch die Dienſtvorſchrift 
geſtattet iſt, durch Erſuchen anderer Behörden und 
Beamten, namentlich ſolcher des Polizei⸗ und Sicher⸗ 
heitsdienſtes, herbeizuführen. Nicht etwa erſt dann 
wird der Weinkontrolleur als Hilfsbeamter der Staats- 
anwaltſchaft tätig, wenn er Anordnungen trifft, die 
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im Geſetz der Staatsanwaltſchaft und ihren Hilfs⸗ 
beamten ausſchließlich vorbehalten ſind, ſondern er 
iſt als Beamter der gerichtlichen Polizei tätig, ſo⸗ 
bald er Schritte zur ſtrafrechtlichen Verfolgung eines 
Vergehens unternimmt, das ſich gegen Beſtimmungen 
richtet, deren Befolgung der Weinkontrolleur auch 
in ſeinem eigentlichen Amt zu überwachen berufen 
iſt. Deshalb waren die von dem Sachverſtändigen 
unter dem Betreff „Weinfälſchung“ gegen den Ans 
geklagten gepflogenen Erhebungen, auch ſoweit er 
die Gendarmerie um deren unmittelbare Vornahme 
erſucht hatte, ebenſo Verfolgungsmaßnahmen eines 
als Hilfsbeamten beſtellten Polizeibeamten wie die 
Vorlegung dieſer Ermittelungen an die Staatsanwalt⸗ 
ſchaft und die damit verbundene Aeußerung über die 
weitere Behandlung der Sache. (Urt. des I. StS. 
vom 3. Oktober 1912, 1 D 541/12). — — —n. 
2830 


II. 


„Beſtimmung des Werts“ nach dem Tabakſteuer⸗ 
geſetze. Aus den Gründen: Nach dem Wortlaut 
des Vertrags ſollte der „Kaufpreis“ für Zigarren von 
zuſammen 7500 M mit überſeeiſchen Tabaken „bezahlt“ 
werden und zwar mit 48 beſtimmt bezeichneten Ballen 
im ungefähren Gewicht von je 150 Pfund, wozu für 
36 Ballen ein Preis von 67 ½ cts (Holl. W.) und für 
12 Ballen ein ſolcher von 52½ cts für das Pfund 
angeſetzt war. Ein etwa für den Tabak ſich berech⸗ 
nender Mehrbetrag des Geſamtpreiſes über die 7500 M 
ſollte durch weitere Lieferung von Zigarren ausge— 
glichen werden. Das LG. hat feſtgeſtellt, daß es ſich 
bei dem Vertrag vom 15. Juni 1910 nach dem wahren 
Willen der Parteien nicht um einen „Kaufpreis“ (8 433 
Abſ. 2 BGB.) für die Zigarren und um einen oder 
mehrere Kaufverträge gehandelt hat, ſondern daß die 
Vertragsteile einen reinen Tauſchvertrag ſchließen 
wollten; es ſollten nur Waren gegen Waren gegeben 
werden und die Preiſe für die einen und die anderen 
ſind nur angeſetzt worden, um einen Maßſtab für die 
Bemeſſung der Menge der gegenſeitig unmittelbar zu 
leiſtenden Waren zu haben. Hat aber nach dieſen in 
der Tat ein Tauſch von Tabak gegen Zigarren vor= 
gelegen, welche Annahme rechtlich unbedenklich iſt 


(vgl. RGSt. 73, 88; 57, 264), fo iſt es auch 
nicht zu beanſtanden, daß das LG. nach 5 2 Abſ. 1 
der AusfB. zum TabStG. vom 15. Juli 1909 (Zen⸗ 


tralblatt 1909, 621; 1910, 245) i. V. mit 8 2 900 1 
Tab StG. den Geldwert der Zigarren und nicht ohne 
weiteres den dafür angeſetzten Preis als maßgebend 
für die durch 8 3 vorgeſchriebene Wertsanmeldung 
erachtet hat. 

Das TabStG. will den Tabak in den Fällen der 
vorliegenden Art „beim Uebergang vom Verkäufer 
(Händler) an den Verarbeiter (Fabrikanten)“ mit dem 
Wertzollzuſchlag belegen. Die Vorſchrift des 8 2 Abſ. 1, 
daß der „Preis“ des Tabaks bei dieſem Uebergang 
als „Wert“ i. S. des Geſetzes zu gelten habe, trifft 
zwar nach dem Wortlaut nur für den Fall zu, daß 
ein in Geld zu zahlender Kaufpreis vereinbart iſt; 
das Geſetz will aber damit ſagen, daß bei der Schwierig- 
keit, den eingeführten Tabak genau einzuſchätzen, die 
Wertbeſtimmung nach dem zu geſchehen hat, was der 
Erwerber für den Tabak gibt. Dieſen Gedanken des 
Geſetzes entſprechend bezeichnet dann auch der 8 2 
Abſ. 1 der Ausf B. als „Wert oder Preis i. S. des 
Geſetzes“ den „geſamten Gegenwert, der für den Tabak 
(oder die Zigarren) gegeben wird, gleichviel ob er in 
Geld oder zum Teil in anderen Waren beſteht“, und 
dazu wird weiter angeordnet, daß die nicht in Geld 
beſtehenden Gegenwerte in der Wertsanmeldung mit 
ihrem Geldwert anzugeben ſind. Damit iſt deutlich 
geſagt, daß der „Wert oder Preis i. S. des Geſetzes“ 
nach dem Werte deſſen zu beſtimmen iſt, was tatſächlich 
für den Tabak zu geben iſt. Beſteht die Gegenleiſtung 
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in Geld, dem allgemeinen Wertmeſſer, fo ift mit der 
Höhe des Geldbetrages von ſelbſt der Preis oder Wert 
i. S. des Geſetzes gegeben; andernfalls muß nach der 
klaren und unzweideutigen Vorſchrift der Ausf B. zum 
Geſetze der „Geldwert“ der Gegenleiſtung ermittelt 
und feſtgeſtellt werden. Ein etwaiger Preis des 
Gegenſtands der Gegenleiſtung, wie ſolcher hier in 
Frage kommt, kommt hier nicht kraft geſetzlicher Vor⸗ 
ſchrift ohne weiteres dem Geldwerte gleich; ſondern 
er kann nur aus allgemeinen Geſichtspunkten als Anhalt 
für die vorgeſchriebene Beſtimmung des Geldwerts 
berückſichtigt werden. Das Landgericht konnte danach 
rechtlich unbedenklich annehmen, daß der Wert der 
Zigarren ſogar geringer geweſen ſei, als der in dem 
ſchriftlichen Vertrage angeſetzte Preis. (Urt. d. I. StS. 
v. 7. Okt. 1912, 1 D 464/12). 
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III. 


Betrug durch Verwendung einer Kaution im eigenen 


Geſchäfte? Aus den Gründen: Die Gründe be⸗ 
ſchränken ſich auf die Feſtſtellung, daß der Angeklagte 
das Geld, das er von den Perſonen als Kaution ver⸗ 
langte und auch erhielt, die ſich bei ihm um die 
Stellung als Filialleiterin bewarben, nicht als „Kaution 
oder Handgeld erhalten“, ſondern dadurch Mittel zum 
Betriebe ſeines Geſchäftes erlangen wollte. Daraus 
wird gefolgert, daß er ſich auch bewußt geweſen ſei, 
daß eine Vermögensſchädigung der Geldgeber möͤg— 
licherweiſe eintreten werde, weil er ſich jedenfalls 
darüber hätte klar fein müſſen, daß der „Rück⸗ 
forderungsanſpruch“ an ihn „dadurch ein bedeutend 
unſichererer wurde und zum Verluſt führen konnte“. 
Danach ſcheint das LG. anzunehmen, daß das Ver⸗ 
mögen der Kautionsſteller ſchon dadurch geſchädigt 
ſei, daß der Angeklagte die Abſicht gehabt habe, das 
Geld in ſeinem Geſchäfte zu verwenden; dabei bleibt 
aber unklar, welche Rechtsverhältniſſe durch den Ver— 
trag zwiſchen dem Angeklagten und den Kautions— 
ſtellern begründet worden ſind, und welche Rechte der 
Angeklagte an dem übergebenen Gelde erworben hat. 
Kaution bedeutet nichts anderes als Sicherung, weder 
im Handelsrecht noch im bürgerlichen Recht iſt der 
Begriff näher beſtimmt. Im Verkehr wird unter 
Kaution regelmäßig Sicherheitsbeſtellung durch Ueber— 
gabe von Geld verſtanden, dieſe iſt aber nicht bloß 
mit dem Inhalt des gewöhnlichen Pfandrechts ($ 1204 
BGB.) möglich, ſondern auch als fog. irreguläres 
Pfandrecht oder als Sicherungsübereignung, ſo daß der 
Empfänger Eigentümer des Geldes wird und nur ver— 
pflichtet iſt, den Betrag zurückzuzahlen, zu dem ihm 
keine Forderungen gegen den Beſteller der Kaution 
erwachſen. Letzteres iſt die Regel, weil es unwirt⸗ 
ſchaftlich iſt, durch Beſtellung eines gewöhnlichen 
Pfandrechts Geld dem Umlauf zu entziehen, und es 
iſt als Abſicht der Parteien zu unterſtellen, wenn Geld 
unverſchloſſen zur Sicherung übergeben wird; ge— 
rade dieſe Art der Sicherung pflegt man als Kaution 
zu bezeichnen. Wird die Kaution aber Eigentum des 
Empfängers, ſo kann er darüber nach Belieben ver— 
fügen, ſie insbeſondere auch in ſeinem Geſchäſte ver— 
wenden, und es kann nicht die Rede davon ſein, daß 
ſchon dadurch, daß er das tut oder beabſichtigt, die 
Vermögenslage der Kautionsſteller verſchlechtert würde. 
Das LG. hat offenbar angenommen, daß der Ange— 
klagte ein Pfandrecht i. S. des 8 1204 BGB. mit der 
Pflicht der Verwahrung des Pfandes (§ 1215 8B.) 
und der Rückgabe nach Erlöſchen des Pfandrechts 
($ 1223 BGB.) an dem Gelde der Stellenſuchenden 
erworben hat oder, ſoweit Betrugsverſuch angenommen 
iſt, erworben hätte, wenn er es erhalten hätte; dieſe 
Annahme findet aber in den tatſächlichen Feſtſtellungen 
keine Stütze, danach erſcheint ſie vielmehr rechtsirrig, 
weil, ſoviel erſichtlich, nirgends davon die Rede ge— 
weſen iſt, daß der Angeklagte nicht Eigentümer der 
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Kautionen hätte werden ſollen. Iſt das alſo zu unter⸗ 
ſtellen, ſo erwarben die Kautionsſteller mit der Hin⸗ 
gabe des Geldes eine Forderung an den Angeklagten 
von gleichem Betrage, und von dem Werte dieſer 
Forderung hängt es ab, ob das Vermögen der Stellen⸗ 
bewerber befchädigt iſt oder nicht. (Urt. d. I. StS. 
v. 285 10 1912, I D 617/12). —-—— n. 
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IV 


Dürfen den Geſchworenen Auszüge oder Abſchriften 
von Urkunden eingehändigt werden? Aus den Grün⸗ 
den: Bei dem vom Verteidiger beanſtandeten Ver⸗ 
fahren hat es ſich nur darum gehandelt, durch die 
Behändigung von Auszügen oder Abſchriften von 
Urkunden es den Geſchworenen zu ermöglichen, den 
nach $ 218 StPO. vorzunehmenden und auch tatſäch⸗ 
lich vorgenommenen Verleſungen beſſer und ſicherer 
zu folgen und den Inhalt der verleſenen und ſpäter 
auch in Urſchrift vorgelegten Urkunden ſich jederzeit 
im Gedächtnis zuverläſſig wieder zu vergegenwärtigen. 
Es ſollte alſo keineswegs die vom Gericht vorge⸗ 
ſchriebene förmliche Erhebung des Urkundenbeweiſes 
durch die Behändigung der Schriftſtücke erſetzt, viel⸗ 
mehr nur das Verſtändnis der Beweiserhebung er⸗ 
leichtert und geſichert werden. Gegen ein ſolches Ver⸗ 
fahren beſtehen keine prozeßrechtlichen Bedenken. Ob 
die Geſchworenen die Schriftſtücke auch in das Be⸗ 
ratungszimmer mitgenommen haben oder nicht, iſt 
gleichgültig. Selbſt wenn darin ein Verſtoß gegen 
8 302 StPO. zu finden wäre, könnte das Urteil nicht 
darauf beruhen. Die Vorſchrift des 8 302 StPO. will 
nur verhüten, daß die Geſchworenen bei der Beratung 
Umſtände in Betracht ziehen, die nicht Gegenſtand der 
Beweisaufnahme in der Hauptverhandlung geweſen 
ſind. Hier handelt es ſich aber ausſchließlich um den 
Inhalt von Urkunden, die in der Hauptverhandlung 
nicht nur verleſen, ſondern ſogar den Geſchworenen 
auch in Urſchrift zur Beſichtigung vorgelegt worden 
ſind, alſo unbedenklich den Geſchworenen gemäß 8 302 
in das Beratungszimmer hätten mitgegeben werden 
können. (Urt. d. I. StS. v. 24. Juni 1912, 1 D 
547/12). — — —ı. 


Oberſtes Landesgericht. 
A. Zivilſachen. 


I 


Wie können ſich Gatten in allgemeiner Gütergemein⸗ 
ſchaft mit gemeinſchaftlichen Abkömmlingen gegemfeitig 
den unbeſchränkten Genuß des Geſamt⸗Bermögens ſichern 
Aus den Gründen: Der weiteren Beſchwerde iſt 
ein Rechtsirrtum unterlaufen. Sie geht offenbar da— 
von aus, daß die Kinder B. aus dem Geſamtvermögen 
beider Ehegatten den Pflichtteil verlangen könnten, 
weil nach $ 1511 Abſ. 2 BGB. der von der Fortſetzung 
der Gütergemeinſchaft ausgeſchloſſene Abkömmling 
ſeinen Pflichtteil aus dem Geſamtgute fordern kann. 
8 1511 Abſ. 2 kann jedoch nicht angewendet werden, 
wenn ſämtliche anteilsberechtigte Abkömmlinge von 
der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft ausgeſchloſſen ſind. 
Er ſetzt vielmehr voraus, daß fortgeſetzte Gütergemein— 
ſchaft eintritt. Das ergibt fi ſchon daraus, daß nach 
der Faſſung des § 1511 Abſ. 2 die Zahlung des Pflicht- 
teils „aus dem Geſamtgute der fortgeſetzten Güterge— 
meinſchaft“ verlangt werden kann. Kommt es zu dieſer 
nicht, weil alle Abkömmlinge ausgeſchloſſen ſind, ſo 
greifen die allgemeinen erbrechtlichen Grundſätze Platz 
($ 1482). Nach dieſen iſt die Rechtslage folgende: Der 
überlebende Ehegatte erhält die eine Hälfte des Ge— 
ſamtguts als ſeinen Anteil zu freiem Eigentum, die 
andere Hälfte des Geſamtguts bildet den Nachlaß des 
verſtorbenen Ehegatten. 
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Dem überlebenden Ehegatten kann der unge⸗ 
ſchmälerte Genuß und Beſitz des ehelichen Geſamt⸗ 
vermögens im Falle des Güterſtandes der allge⸗ 
meinen Gütergemeinſchaft auf verſchiedene Weiſe er⸗ 
möglicht werden. Es kann bei der fortgeſetzten Güter⸗ 
gemeinſchaft belaſſen werden, dann erhalten die Kinder 
zunächſt gar nichts aus dem Geſamtvermögen der Ehe⸗ 
gatten, (wenn alles Vermögen Geſamtgut iſt), der über⸗ 
lebende Ehegatte bedarf zwar zu gewiſſen Verfügungen 
über das Geſamtgut der Zuſtimmung der anteilsbe⸗ 
rechtigten Abkömmlinge. Das fällt aber bei einem 
nicht in Grundvermögen beſtehenden Geſamtgut nicht 
ins Gewicht. Die fortgeſetzte Gütergemeinſchaft ſichert 
alſo wirtſchaftlich dem überlebenden Ehegatten am 
beſten den Fortgenuß des geſamten Vermögens, über 
das er auch kein Inventar errichten muß. Sie hat 
aber den Nachteil, daß der überlebende Ehegatte im 
Falle der Wiederverheiratung abteilen muß, und dann 
ſein Erbrecht gegenüber dem verſtorbenen Ehegatten 
verliert. Ein anderer Weg iſt die Einſetzung des über⸗ 
lebenden Ehegatten zum Erben und die Ernennung 
der Kinder zu Nacherben. Dieſer Weg gibt dem Ehe- 
gatten, wenn er befreiter Vorerbe iſt, eine ziemlich 
weitgehende Verfügungsbefugnis, er muß aber In— 
ventar legen (8 2121 BGB.) und die pflichtteilsberech— 
tigten Nacherben können ihr Pflichtteilsrecht geltend 
machen (8 2306 Abſ. 2 BGB.). Vorteilhafter iſt dieſer 
Weg inſofern, als er dem überlebenden Ehegatten 
auch im Falle der Wiederverheiratung den Genuß des 
Nachlaſſes läßt. Ein dritter Weg iſt der des § 2269 
BGB. Die Ehegatten ſetzen ſich gegenſeitig als Erben 
ein und beſtimmen, daß nach dem Tode des Ueber⸗ 
lebenden der beiderſeitige Nachlaß den Kindern zu— 
fallen ſoll. In dieſem Falle iſt der überlebende Ehe— 
gatte unter Lebenden nicht beſchränkt; er verliert aber 
die Befugnis, über ſeinen eigenen Nachlaß von Todes 
wegen zu verfügen, und die Kinder können ihren 
Pflichtteilsanſpruch gegenüber dem erſtverſtorbenen 
Ehegatten auch zu Lebzeiten des überlebenden Ehe— 
gatten geltend machen. Soll bei dem zweiten und dem 
dritten Wege der überlebende Ehegatte im Genuſſe 
des ganzen ehelichen Vermögens verbleiben, ſo muß 
den Kindern für den Fall der Geltendmachung ihres 
Pflichtteilsrechts ein Nachteil angedroht werden, da— 
mit fie auf dieſes Recht verzichten. Jeder der ange— 
führten Wege hat ſeine Vorzüge und Nachteile. Die 
Ehegatten B. haben den zweiten gewählt. Daß ſie 
damit ihren Zweck wirtſchaftlich nicht ganz erreichten, 
hat nicht die Folge, daß ihre letztwillige Verfügung 
unwirkſam iſt. Denn in ihrem Teſtament iſt ihr Wille 
klar und unzweideutig ausgedrückt. Die letztwilligen 
Verfügungen ihres Teſtaments geben einen voll— 
kommenen Sinn. Daß ſie dabei die rechtlichen und 
wirtſchaftlichen Folgen ihrer letztwilligen Anordnungen 
nicht richtig erkannten, bedeutet nicht, daß ſie die An⸗ 
ordnungen ſelbſt nicht oder in anderem Sinne gewollt 
haben. (Beſchl. des I. ZS. vom 14. Okt. 1912, Reg. III 
78/12). W. 

2826 


II. 


Wie weit kann bei der Teſtamentsauslegung § 2069 
B&B. ausgedehnt werden? Steht die Annahme, daß die 
Abkömmlinge eines eingeſetzten Erben als deſſen Erſatz⸗ 
erben berufen find, im Widerſpruch mit der Annahme, daß 
die Erben nach Köpfen zu teilen haben? Kann aus der 
Aufzählung der Erben in getrennten Gruppen auf die 
Einsetzung der Erben nach Stämmen geſchloſſen werden? 
Am 1. Oktober 1911 ſtarb der Gutsbeſitzer Leopold F. 
Mit feiner Witwe hatte er im Güterſtande der Ver— 
waltung und Nutznießung gelebt. Abkömmlinge waren 
nicht vorhanden. In ſeinem eigenhändigen Teſtamente 
hatte er ſeine Witwe auf den Pflichtteil eingeſetzt. Zu 

rben waren die Kinder ſeiner Geſchwiſter ernannt, 
nämlich 


ö 
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1. 7 Kinder der verſtorbenen Schweſter Marie K., 
2. 1 Kind feiner verſtorbenen Schweſter Katharina B., 
3. 4 Kinder ſeines verſtorbenen Bruders Joſeph, 
4. 2 Kinder ſeines verſtorbenen Bruders Franz, 

5. 2 Kinder ſeiner noch lebenden Schweſter Amalie P.“ 

Von den benannten 16 Erben waren vor dem 
Erblaſſer zwei geſtorben, nämlich der unter 1. fal⸗ 
lende Gutsbeſitzer Joſeph K. mit Hinterlaſſung von 
4 minderjährigen Kindern und die unter 2. bedachte 
Tochter der Katharina B., nämlich Emilie H., Ehefrau 
des Majors H. in A., mit Hinterlaſſung von 2 minder⸗ 
jährigen Kindern. Die 14 überlebenden Neffen und 
Nichten nahmen die Erbſchaft an und erklärten ſich 
dahin einig. daß ſie Erben nach Kopfteilen ſeien. Das 
Nachlaßgericht ſtellte auf ihren Antrag einen gemein⸗ 
ſchaftlichen Erbſchein aus, daß Leopold F. von ſeinen 
14 Neffen und Nichten zu gleichen Teilen, alſo zu je '/ıs 
beerbt wurde. Es nahm an, daß der Wille des Erb⸗ 
laſſers war, daß ſeine Neffen und Nichten Erben nach 
Kopfteilen ſein ſollen, daß ſich dagegen nicht feſtſtellen 
laſſe, ob die Kinder der Emilie H. und des Joſeph K. 
als deren Erſatzerben berufen ſeien. Major H. bean⸗ 
tragte den Erbſchein einzuziehen und einen neuen Erb⸗ 
ſchein für die fämtlichen Erben mit Einſchluß der 
Kinder der Emilie H. als Erben zu je !/s2 zu erteilen. 
Das Nachlaßgericht wies den Antrag ab. Auf die 
Beſchwerde des H. beſchloß das LG. die Einziehung 
des Erbſcheins. Gegen dieſen Beſchluß legten drei als 
Erben eingeſetzte Nichten weitere Beſchwerde ein. Das 
Rechtsmittel wurde zurückgewieſen. 

Gründe: Von den Vorſchriften des BGB. für die 
Auslegung der letztwilligen Verfügungen trifft keine zu, 
insbeſondere nicht $ 2069. Wenn der Erblaſſer einen 
ſeiner Abkömmlinge bedacht hat und dieſer nach der 
Errichtung des Teſtaments wegfällt, iſt nach dieſer 
Vorſchrift im Zweifel anzunehmen, daß deſſen Abkömm⸗ 
linge inſoweit bedacht ſind, als ſie bei der geſetzlichen 
Erbfolge an deſſen Stelle treten würden. Die 2. Kom⸗ 
miſſion hat die Anträge abgelehnt, dieſe Vorſchrift 
zugunſten der Kinder und Abkömmlinge „eines Ans 
deren“ als des Erblaſſers auszudehnen, aber bemerkt, 
daß die fragliche Willens richtung des Erblaſſers bei 
Zuwendungen an andere Kinder als die eigenen ſich 
vielleicht vermuten laſſe, wenn es ſich um die Kinder 
einer dem Erblaſſer ſehr nahe ſtehenden Perſon, etwa 
eines Bruders handle, daß es ſich aber empfehle, alles. 
der freien richterlichen Auslegung zu überlaſſen (Prot. 
Bd. 5 S. 33 bis 35). Es kommt hiernach auf die Aus- 
legung des Teſtaments an. 

Als den Willen des Erblaſſers ſtellt das LG. im 
Gegenſatze zum Nachlaßgericht unangreifbar feſt, daß 
die Zuwendungen, die er den eingeſetzten Erben machte, 
an die Abkömmlinge fallen ſollen, wenn einer von 
ihnen vor ihm ſterben würde. Inſoferne tritt dagegen 
das LG. dem Nachlaßgerichte bei, als es annimmt, 
daß die Erben den Nachlaß nicht nach Stämmen, 
ſondern nach Köpfen zu teilen haben. Die Annahme, 
daß die Kinder eines eingeſetzten Erben als deſſen 
Erſatzerben berufen ſind, und die Annahme, daß die 
eingeſetzten Erben nach Köpfen zu teilen haben, ſind 
indeſſen nicht vereinbar. Denn wenn die Erben nach 
Köpfen zu teilen haben, ſind ſie um ihrer Perſon 
willen, nicht als Vertreter ihres Stammes bedacht. 
Nur wenn ſie Vertreter ihres Stammes ſind, iſt es 
möglich, daß an die Stelle eines weggefallenen einge— 
ſetzten Erben deſſen Abkömmlinge treten. Die An— 
nahme der Einſetzung der Erben nach Köpfen hat das 
LG. u. a. damit begründet, daß die Erben ſelbſt über 
die Kopfteilung einig ſind. Allein die Meinung der 
Erben kommt nicht in Betracht, es iſt nicht Sache der 
Erben, ſondern des Richters, die Gedanken des Erb— 
laſſers zu ermitteln und deſſen Willen feſtzuſtellen. 
Gegen die Einſetzung nach Kopfteilen ſpricht ſchon die 
Art, wie im Teſtamente die Erben eingeſetzt ſind. Die 
Erben ſind nach 5 Gruppen unterſchieden, die Kinder 
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Zeitſchrift 
eines jeden der Geſchwiſter bilden je eine Gruppe, 
und die Gruppen ſind mit Zahlen bezeichnet und 
unter einander geſetzt. Mit dieſer Form der Einſetzung 
wollte der Erblaſſer offenbar erkennbar machen, daß 
ſeine Neffen und Nichten in demſelben Maße Erben 
ſein ſollen, wie ſeine Geſchwiſter es ſein würden, wenn 
ſie noch alle lebten. Dieſe Annahme entſpricht am 
beſten dem Erfahrungsſatze, daß die Erblaſſer in ihren 
Teſtamenten in der Regel Anſchluß an die Vorſchriften 
über die geſetzliche Erbfolge ſuchen. Iſt nun anzu⸗ 
nehmen, daß die Erben nach Stämmen eingeſetzt ſind, 
ſo unterliegt die Auslegung des LG. keinem Bedenken, 
daß die Kinder eines weggefallenen eingeſetzten Erben 
als deſſen Erſatzerben eingeſetzt ſind. Hiernach ſind 
zwar die Entſcheidungsgründe des Beſchluſſes nicht 
bedenkenfrei, die Entſcheidung ſelbſt iſt aber richtig, 
da auch die hier vertretene Auslegung dahin führt, 
daß der Erbſchein eingezogen werden muß. (Beſchl. 
des 1. 35. vom 6. Nov. 1912, R. III 83/1912). 
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B. Strafſachen. 
1 


Unter welchen Voransſetzungen erhalten die mittel: 
baren Beamten Tagegelder nach dem § 14 Z32GebO.? 
Aus den Gründen: Die Beſtimmung des $ 14 
ZSGebo. hat von jeher insbeſondere hinſichtlich der 
Bedeutung und Tragweite der Ausdrücke: „Oeffentliche 
Beamte“ und „nach Maßgabe der für Dienſtreiſen gelten— 
den Vorſchriften“ zu zahlreichen Zweifeln und Bedenken 
Anlaß gegeben. Die preußiſchen Gerichte verſtanden zu— 
nächſt unter den öffentlichen Beamten i. S. des 5 14 die 
Reichsbeamten und die unmittelbaren Staatsbeamten 
und unter „‚Vorſchriften“ Geſetze im techniſchen Sinne; 
dadurch wurde grundſätzlich die Anwendung des § 14 
auf die mittelbaren Staatsbeamten, z. B. die Beamten 
und Bedienſteten der Gemeinde, des Kreiſes uſw. aus- 
geſchloſſen. Eine entſcheidende Wendung wurde herbei— 
geführt durch den Beſchluß des III. ZS. des Reichs— 
gerichts vom 15. Februar 1898 (RGZ. 41, 363). Er 
hat ausgeſprochen, daß unter den öffentlichen Beamten 
i. S. des § 14 die im unmittelbaren und mittelbaren 
Dienſte des Staates ſtehenden Beamten zu verſtehen 
find und unter „Vorſchriften“ die Bezeichnung einer 
Rechtsnorm, daß demnach zu den ‚Vorſchriften“ alle 
Beſtimmungen zählen, die auf geſetzlicher Grundlage 
beruhen. Den preußiſchen Kommunalverbänden fehlte 
eine geſetzliche Ermächtigung zum Erlaß von Vor— 
ſchriften über Tagegelder und Reiſekoſten bei Dienſt— 
reiſen der Gemeindebeamten. Offenſichtlich aus Anlaß 
des Beſchluſſes des Reichsgerichts wurde der 8 6 
Kommunal BG. vom 30. Juli 1899 (preuß. GSamml. 
S. 141) geſchaffen, um die Anwendung des § 14 auf 
Gemeindebeamte zu ermöglichen. 

Das OLG. München hat ſtets — auch vor dem 
Beſchluß des Reichsgerichts vom 15. Februar 1898 — die 
Auffaſſung vertreten, daß öffentliche Beamte i. S. des 
8 14 ſowohl die unmittelbaren als die mittelbaren 
Beamten find. Es hat als ‚Vorſchriften“ i. S. des 
§ 14 jeden Beſchluß einer Gemeindeverwaltung oder 
eine Beſtätigung des Bürgermeiſters gelten laſſen, 
wenn daraus zu entnehmen war, daß für die Gemeinde— 
beamten Tagegelder und Reiſekoſten von der Gemeinde— 
verwaltung feſtgeſetzt waren. In dem Beſchluſſe des 
OLG. vom 18. September 1894 (Samml. Bd. 8 S. 193) 
iſt insbeſondere ausgeführt, daß „in der nach Beſtäti— 
gung des Stadtmagiſtrats R. beſtehenden Uebung, die 
Polizeivigilanten bei auswärtigen Dienſtgeſchäften mit 
Tagegeldern zu entſchädigen, eine Anordnung zu er— 
blicken iſt, die trotz des Mangels ſchriftlicher Abfaſſung 
wirkſam und demnach eine Vorſchrift i. S. des § 1 iſt“. 

Der Strafſenat des Oberſten Landesgerichts hat 
ſich der Anſchauung des OèL G. München hinſichtlich 
des Ausdrucks „Vorſchriften' nicht angeſchloſſen, aber 
ſtets die Auffaſſung vertreten, daß „Vorſchriften i. S. 
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des 8 14“ nicht bloß die vom Staate, ſondern auch 
die von den Gemeinden, Diſtrikten uſw. getroffenen 
Beſtimmungen ſind, wenn ſie nur in einem den geſetz⸗ 
lichen Beſtimmungen entſprechenden all nieder⸗ 
gelegt find und die Entſchädigung der Gemeinde⸗ uſw. 
Beamten mit Tagegeldern und Reiſekoſten bei aus⸗ 
wärtigen Dienſtgeſchäften überhaupt, im allgemeinen, 
und nicht bloß innerhalb ihres Dienſtbezirks regeln. 
Auch die Befchlüſſe des Strafſenats vom 29. September 
1911 und vom 2. Dezember 1911 (Samml. Bd. 11 
S. 287 und 410) ſtehen im weſentlichen dieſer Auf⸗ 
fass e nicht entgegen. Soweit jedoch den Gründen 
er Beſchlüſſe vom 29. September und 2. Dezember 
1911 die Anſchauung zu entnehmen ware, daß in 
Bayern nur die in der VO. vom 11. Februar 1875 
genannten Beamten Anſpruch auf Tagegelder haben, 
könnte einer ſolchen Auffaſſung nicht beigepflichtet werden. 

Die §8 70 und 84 StPO. verpflichten die Staats- 
kaſſe zur Entſchädigung der Zeugen und Sachver— 
ſtändigen nach der 3SGebD.; dieſe regelt den Umfang 
der Verpflichtung. In den SS 1 bis 12 3SGebd. 
ſind im allgemeinen die für die Entſchädigung maß⸗ 
gebenden Normen und Gebührenſätze aufgeſtellt; die 
83 13 und 14 enthalten Sonderbeſtimmungen. Immer 
iſt es die Staatskaſſe, die zur Entſchädigung verpflichtet 
iſt. Dadurch iſt den Verwaltungen der Kaſſen des 
Reichs und der Bundesſtaaten das Recht verſagt, auf 
Grund der 3SGebd., im befonderen auf Grund des 
§ 14, zu beſtimmen, welche Entſchädigungen fie leiſten 
wollen und welchen öffentlichen Beamten fie Tage— 


gelder und Reiſekoſten gewähren wollen. Das Geſetz 


und feine Begründung ſpricht allgemein von öffent- 
lichen Beamten; es wird kein Unterſchied gemacht 
zwiſchen unmittelbaren und mittelbaren Beamten; der 
§ 14 iſt mithin auf alle öffentlichen im unmittelbaren 
oder mittelbaren Dienſte des Reichs oder eines Bundes- 
ſtaates ſtehenden Beamten anzuwenden. Für die Ans 
wendbarkeit des 8 14 find die für Dienſtreiſen geltenden 
Vorſchriften maßgebend; ſetzt hiermit das Geſetz gels 
tende, d. i. bereits beſtehende Vorſchriften voraus, ſo 
können auf Grund des § 14 Vorſchriften für Dienſt⸗ 
reiſen nicht erlaſſen werden. Aus der Begründung 
des Entwurfs, daß es keinen Unterſchied begründet, 
ob der Beamte über ſeine Wahrnehmungen auf Ver— 
langen ſeiner Dienſtbehörde oder auf Aufforderung 
eines anderen ſtaatlichen Organs Auskunft gibt, iſt 
der geſetzgeberiſche Wille zu entnehmen, daß der Be— 
amte, der auf Veranlaſſung eines Richters oder 
Staatsanwalts zum Zwecke ſeiner Vernehmung eine 
Dienſtreiſe unternimmt, nicht ſchlechter geſtellt ſein ſoll, 
als wenn er eine ſolche auf Verlangen ſeiner Dienſt— 
behörde ausführt. Da auch hier ganz allgemein von 
einer Dienſtbehörde ohne Ausſcheidung von ſtaatlichen 
oder gemeindlichen Behörden die Rede iſt, ſo folgt von 
ſelbſt, daß die von den Gemeinden, Diſtrikten uſw. 
für Dienſtreiſen ihrer Beamten erlaſſenen Vorſchriften 
als ſolche i. S. des § 14 zu gelten haben, falls die 
Gemeinde, der Diſtrikt uſw. ſolche Vorſchriften erlaſſen 
darf. Die Berechtigung kann nur auf geſetzlicher 
Grundlage beruhen, als welche der § 14 nicht gelten 
kann. Würden die für Dienſtreiſen der mittelbaren 
Beamten von der vorgeſetzten Dienſtesbehörde er— 
laſſenen Vorſchriften nicht die Eigenſchaft von Vor— 
ſchriften i. S. des $ 14 beanſpruchen können, fo würden 
die mittelbaren Beamten entgegen dem Willen des 
Geſetzgebers von der Wohltat des 8 14 ausgeſchloſſen 
ſein. Was insbeſondere die bayer. Gemeindebeamten 
betrifft, ſo kann z. Z. die ſtaatliche Verwaltung wegen 
des im Art. 1 der beiden GemO. den Gemeinden eins 
geräumten Rechtes der Selbſtverwaltung für Dienſt— 
reiſen der Gemeindebeamten Vorſchriften gar nicht er— 
laſſen. In einer — nicht veröffentlichten — Entſchließung 
der beteiligten Miniſterien iſt denn auch ausgeſprochen 


1) Vgl. auch dieſe Zeltſchrift 1911 S. 468. 
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worden, daß der Anregung einer unmittelbaren Stadt, 
durch miniſterielle Vorſchrift allgemein die den Polizei⸗ 
mannſchaften bei Dienſtreiſen zu gewährenden Tages 
gelder und Reiſekoſten zu regeln, nicht Folge gegeben 
werden konnte, weil der 8 14 die Erlaſſung ſolcher 
Vorſchriften nicht ermöglicht, anderſeits ſolche Vor⸗ 
ſchriften nur von den Gemeindevertretungen auf Grund 
ihres Selbſtverwaltungsrechts erlaſſen werden können. 
Durch die miniſterielle Entſchließung und die geſetz⸗ 
geberiſchen Maßnahmen der preußiſchen Regierung 
vom 20. Juli 1899 iſt die Anſchauung derjenigen Ges 
richte als unbegründet abgelehnt worden, welche 
glaubten, es ſei nicht in der Abſicht des Geſetzgebers 
gelegen, daß durch Beſchlüſſe von Kommunalverbänden 
die Staatskaſſe belaſtet werde. Die geſetzliche Grund» 
lage für die Befugnis zur Erlaſſung von Vorſchriften 
über die Gewährung von Tagegeldern und Reiſekoſten 
der Gemeindebeamten in Bayern bei auswärtigen 
Dienſtreiſen bilden die rechtsrh. GemO. in den Art. 1, 

„77, 84, 85, 129 und 132 und die pfälz. GemO. 
in den Art. 1, 55, 64, 71, 75. 

Sollen die von den Gemeinde- oder ſonſtigen 
Körperſchaften erlaſſenen Vorſchriften rechtsbindende 
Vorſchriften i. S. des § 14 fein, fo müſſen fie auf 
einem den formalen geſetzlichen Vorſchriften ent- 
ſprechenden Beſchluſſe beruhen und die bei auswärtigen 
Dienſtreiſen zu gewährenden Tagegelder und Reiſe— 
koſten überhaupt im allgemeinen regeln. Auf die 
Vorſchriften, nach denen Beamten Tagegelder und Reiſe⸗ 
koſten nur für Reiſen innerhalb ihres Amts⸗ oder 
Dienſtbezirks erhalten, findet der 8 14 keine Anwendung, 
wenn der Beamte außerhalb des Amts- oder Dienſt⸗ 
bezirks als Zeuge oder Sachverſtändiger vernommen 
wird. Als Vorſchriften i. S. des 8 14 können auch 
diejenigen nicht erachtet werden, die ausſchließlich für 
die Bemeſſung der Höhe von Gerichtsgebühren gelten 
ſollen oder für letztere andere Sätze als für Dienſt⸗ 
reiſen in kommunalen Angelegenheiten vorſehen. Eine 
Entſcheidung nach dem 8 14 kann demnach nur er⸗ 
folgen, wenn dem nach 8 17 zuſtändigen Gericht oder 
Richter die Vorſchriften vorgelegt werden. Im Polizei⸗ 
dienſte der Gemeinde verwendete Beamte ſind als 
mittelbare Staatsbeamte öffentliche Beamte i. S. des 
814. Zu den im Polizeidienſte der Gemeinde ver— 
wendeten Beamten zählen regelmäßig die Schutzleute 
aller Grade, die Polizeidiener, Flurwächter uſw. (Beſchl. 
vom 20. Nov. 1912, Beſchw.⸗Reg. Nr. 769/12). Ed. 


2836 
II. 


Zur Auslegung des § 72 RAGED. Aus den 
Gründen: Nach dem § 72 RAGebdO. erhöhen ſich 
im Falle der Verteidigung mehrerer Beſchuldigter 
durch einen gemeinſchaftlichen Verteidiger die Gebühren 
um 10, d. h. der Verteidiger erhält neben der vollen 
Gebühr der Inſtanz noch deren Hälfte, mithin im 
Gangen 1¼ Gebühr, nicht für jeden weiteren Beſchul— 
digten /1o (Sydow-Buſch Note 2 zu 872 RAGeb O.). 
Nach dieſer klaren Vorſchrift ſetzt die Anwendung des 
8 72 das Vorhandenſein mehrerer Beſchuldigter voraus. 
Demnach kann die Entſtehung mehrerer Beſchuldigter 
nicht daraus abgeleitet werden, daß gegen einen Be— 
ſchuldigten die Hauptverhandlung wegen mehrerer auf 
Grund der 85 3, 4 oder 236 StPO. verbundener 
Strafſachen durchgeführt wird (Fürſt⸗Roth, Note 5 zu 
§ 63 RAGeb O.). Die Bezugnahme des Beſchwerde— 
führers auf die Erläuterungen von Quednau und 
Walter⸗Joachim iſt verfehlt, weil dieſe nur jene Fälle 
im Auge haben, in denen bei einer ſtrafbaren Hand— 
lung mehrere Perſonen beteiligt ſind und die getrennt 
behandelten Strafſachen auf Grund der 88 3, 4 oder 
236 StPO. zum Zwecke gleichzeitiger Verhandlung 
verbunden und die mehreren Beſchuldigten durch einen 
gemeinſchaftlichen Verteidiger verteidigt werden. (Be— 
ſchluß vom 6. November 1912, Beſchw.-Reg. Nr. 706/12). 

2837 Ed. 
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Oberlandesgericht München. 


Unfallanſprüche einer Witwe. Der Lokomotiv⸗ 
führer K. der bayer. Staatseiſenbahnen erlitt 1883 im 
Bahnhof Kufſtein zufolge Betriebsunfalls eine Stirns 
hautquetſchung; nach mehrtägiger Unterbrechung nahm 
er ſeinen Dienſt wieder auf und blieb bis 1899 im 
aktiven Fahrdienſt. In dieſem Jahre mußte er wegen 
Sehſtörungen penſioniert werden und erhielt die 
Normalpenſion angewieſen, da die Aerzte einen Zu⸗ 
ſammenhang mit dem Unfall von 1883 nicht nachge⸗ 
wieſen hatten. Inzwiſchen erblindete K. zufolge Seh⸗ 
nervenatrophie; nunmehr gelang auch die Glaubhaft⸗ 
machung des Kauſalzuſammenhangs, ſo daß 1903 die 
Eiſenbahnverwaltung mit K. einen Vergleich ſchloß, 
wonach feine Penſion auf 100% feines letzten Dienſt⸗ 
einkommens ergänzt und ihm entſprechende Erhöhung 
zufolge Gehaltsvorrückung bis 1920 (dem vorausſicht⸗ 
lichen natürlichen Penſionsjahr) vorbehalten wurde; 
daneben wurde ihm Erſatz der Heilungskoſten zu⸗ 
geſichert. Andererſeits verzichtete K. auf alle weiteren 
Anſprüche für feine Perſon, während die Rechte der 
Hinterbliebenen „für den Fall vorzeitigen Ablebens 
durch den Unfall“ vorbehalten wurden. Im Jahre 
1911 ſtarb K. an Magenkrebs. Die kinderlos hinter⸗ 
bliebene Ehefrau, die den K. im Jahre 1896 geheiratet 
hatte und beim Vergleich von 1903 zwar anweſend 
war aber ihn nicht mitſchloß, beanſpruchte an Stelle 
der ihr als Penſion eingewieſenen 30% der Unfall⸗ 
penſion ihres Mannes eine Penſion in der Höhe, als 
ob ihr Mann bis zu feinem Tode dienſtesaktiv ges 
blieben wäre; dies ſei der Sinn des Vergleichs von 
1903, gleichviel ob ein urſächlicher Zuſammenhang 
des Todes mit dem Unſall beſtehe oder nicht. Das 
Armenrecht wurde verweigert und die Beſchwerde zu⸗ 
rückgewieſen. 

Aus den Gründen: Zutreffend hat das Erſt⸗ 
gericht den urſächlichen Zuſammenhang zwiſchen dem 
jetzigen Ableben des K. und dem Unfall vermißt 
und die vorgelegten Briefe (früher behandelnder 
Aerzte) für ungeeignet erklärt, das 1910 aufgetretene 
Magenleiden (Krebs) mit der Kopfquetſchung von 
1883 in Verbindung zu bringen. Iſt aber der 
Ehemann der Klägerin nicht „vorzeitig“ zufolge 
Betriebsunfalles, ſondern an einer damit nicht zu⸗ 
ſammenhängenden Krankheit (Magenkrebs) geſtorben, 
ſo ſtehen ihr weder aus dem von der Bahnverwaltung 
mit ihrem Ehemann allein geſchloſſenen Vergleiche 
von 1903 nach deſſen klarem Wortlaut, noch nach dem 
Haftpflichtgeſetze oder aus der bayer. Beamtenfürſorge— 
BD. Anſprüche zu. Ihr gebührt dann, gleichgültig 
ob und welche Unfallpenſion ihr Ehemann bezogen 
hat, nur Sterbegeld und Witwenpenſion nach den 
Normalſätzen (VO. vom 26. Juni 1894 8$ 30 ff. mit 
Beamten. Art. 212, 72, 74) und dieſe ſind ihr an⸗ 
gewieſen. Die angeblichen Aeußerungen fiskaliſcher 
Beamter bei dem Abſchluſſe des Abkommens von 1903 
hinſichtlich der günſtigen Stellung der künftigen Hinters 
bliebenen konnten ſich wohl nur auf den Fall beziehen, 
daß ſeinerzeit der Zuſammenhang zwiſchen Tod (nicht 
bloß Erblindung) und Unfall nachgewieſen würde, 
wobei allerdings den Anſprüchen der Witwe (im 
Gegenſatz zu ſonſtigen Hinterbliebenen) immer noch 
8 2 Abſ. 4 Beamtenfürſorge. mit 8 45 Abſ. 4 VO. 
von 1894 entgegenſtände, weil die Ehe erſt nach dem 
Unfall geſchloſſen wurde. Uebrigens iſt die Frage, 
ob ohne Beſchleunigung des Ablebens durch den Unfall 
aus dem Haftpflicht. auf Erſatz der Beeinträchtigung 
der Witwenpenſion zufolge vorzeitiger Penſionierung 
des Verletzten geklagt werden kann, auch abgeſehen 
von 88 8, 12 (nun 10, 14) Beamtenfürjorge®. bereits 
vom RG. verneinend entſchieden (EiſenbE. Bd. 23 
S. 366; IW. 1906 S. 571); die Begründung 
paßt auch für die ältere Faſſung des 8 3 HaftpflG. 
Uebrigens wäre wohl zunächſt das Oeſterreich. Haftpfl®. 
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anwendbar geweſen, da fi der Unfall in Kufſtein 
ereignet hat (Reindl, Haftpfl®. S. 31); aus dieſem 
könnte aber ohne Beſchleunigung des Todes durch den 
Unfall ebenſowenig wie aus den vom Kläger ohnehin 
nicht herangezogenen Beſtimmungen des bürgerlichen 
Rechts ein Erſatzanſpruch einer Witwe hergeleitet 
werden, die den Verletzten erſt zwölf Jahre nach dem 
Unfalle geheiratet hat. Wie bereits erwähnt, ſtünde 
aber gerade im Falle des vorzeitigen Todes zufolge 
Unfalls den Anſprüchen der Witwe gegen den Be— 
triebsunternehmer 88 8, 12 (nun 14, 15) Beamten⸗ 
fürforge®. mit Art. 30 EG. BGB. entgegen, auch 
wenn ihr eine Unfallpenſion nicht gebührt. Dieſe Vor⸗ 
ſchriften ſind anwendbar, weil ſich zwar der Unfall 
vor ihrer Einführung ereignete, die Penſionierung aber 
erſt unter ihrer Geltung erfolgte. (Beſchl. vom 15. April 
1912; Beſchw.⸗Reg. Nr. 240/12 J). N. 
2033 


Oberlandesgericht Nürnberg. 


Anfechtung des Meiſtgebots bei der Zwangsver⸗ 
ne wegen Irrtums; Beſchwerde im Zwanasver⸗ 
eigerunges verfahren; neuer ſelbſtändiger Beſchwerde⸗ 
"Ye für die weitere Beſchwerde; e e 
erſtoß als neuer Beſchwerdegrund (SS 71, 81, 83 Nr. 1, 
96 ff. 3VG., § 568 11 ZPO) Aus den Gründen: 
Nach § 96 3G. iſt auf die weitere ſofortige Be— 
ſchwerde gegen die Entſcheidung über den Zuſchlag 
mangels beſonderer Beſtimmungen der §8 97 bis 104 
3VG. gemäß 8 577 ZPO. die Vorſchrift des § 568 
Abſ. II ZPO. anzuwenden. Hiernach iſt gegen die 
Entſcheidung des Beſchwerdegerichts keine weitere Be— 
ſchwerde zuläſſig, ſoweit ſie nicht einen neuen ſelb— 
ſtändigen Beſchwerdegrund enthält. Nach der über— 
einſtimmenden Rechtslehre und Rechtſprechung braucht 
der neue ſelbſtändige Beſchwerdegrund nicht ſchon aus 
den Entſcheidungsformeln des erſten und des beſchwerde— 
gerichtlichen Beſchluſſes hervorzugehen, ſondern er 
kann auch aus den Gründen entnommen werden. 
Letzterer Fall bildet jedoch die Ausnahme. Er liegt 
noch nicht vor, wenn die tatſächliche oder rechtliche 
Begründung der gleichmäßig entſcheidenden Beſchlüſſe 
verſchieden iſt, ſondern nur, wenn der beſchwerdegericht— 
liche Beſchluß den Beſchwerdeführer in anderer Rich— 
tung als der erſte Beſchluß beeinträchtigt, der Be— 
ſchwerdebeſchluß alſo ſachlich nicht bloß den ange— 
fochtenen Beſchluß beſtätigt. Hierbei iſt die Frage zu 
prüfen, ob das Beſchwerdegericht eine weſentliche Vor— 
ſchrift des Verfahrens verletzt und ſo Anlaß zu einer 
neuen Beſchwerde gegeben hat. 

Der Beſchwerdeführer hat ſein Meiſtgebot von 
13000 M am folgenden Tage wegen Irrtums nach 
§ 119 BGB. angefochten und behauptet, er habe aus 
Mißverſtändnis angenommen, die erſte Hypothek zu 
40000 M ſei vom Erſteher nicht zu übernehmen, ſein 
Meiſtgebot zu 13000 M h erhöhe ſich nur um das „bar 
zu berichtigende geringſte Gebot“ von 9075.93 M. Es 
iſt anerkannt, daß ein derartiges Mißverſtändnis das 
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Meiſtgebot auf Grund der Anfechtung wegen Irrtums, 


unwirkſam machen kann (ss 119, 121, 142 BGB., 
ss 71, 81, 83 Nr. 1 3VG.); das Notariat hat ſich 
mit ſeinem den Zuſchlag verſagenden Beſchluſſe auf 
dieſen Standpunkt geſtellt. In dem von B. als be— 
teiligtem Gläubiger eingeleiteten und von dem Meiſt— 
bietenden fortgeſetzten Erinnerungs- und Beſchwerde— 
verfahren war daher nur die Frage nach den Voraus— 
ſezungen des 8 119 BGB. zu beantworten. Dieſe 
Frage haben das Vollſtreckungsgericht und das Be— 
ſchwerdegericht gleichmaͤßig zum Nachteil des Be— 
ſchwerdefuhrers verneint. Dem Amtsgericht erſchien 
der „vom Meiſtbietenden geltend gemachte Irrtum 
über die Tragweite ſeines Gebotes bei der an ſich un— 


zweideutigen und äußerlich richtigen Faſſung und 
wegen der ſozialen Stellung und des Bildungsgrades 
des Meiſtbietenden als unbeachtlich und unentſchuld⸗ 
bar“. Das Landgericht hat die ſofortige Beſchwerde 
zurückgewieſen, da es aus tatſächlichen Erwägungen 
„den behaupteten Irrtum, den es an ſich für rechtlich 
beachtlich erklärte, nicht für dargetan erachtete“. Es 
kann dahingeſtellt bleiben, in welcher Richtung das 
Vollſtreckungsgericht den Irrtum für unbeachtlich hielt, 
ob es — entgegen der herrſchenden Anſicht — die 
Anfechtbarkeit des Meiſtgebots wegen Irrtums für 
unzuläſſig erachtete oder ob es einen Irrtum im Be⸗ 
weggrund oder in der Berechnung der Folgen des 
Meiſtgebots annahm oder ob es überzeugt war, es 
ſei nicht anzunehmen, daß der Meiſtbietende ſein 
Gebot bei Kenntnis der Sachlage und bei verſtändiger 
Würdigung des Falles nicht gelegt haben würde. 
Offen bleibt auch die Frage, ob das Amtsgericht den 
Irrtum für erwieſen erachtete oder nicht. Jedenfalls 
hat es die Vorausſetzungen des 8 119 BGB. verneint. 
Dasſelbe hat, wenn auch ausdrücklich nur aus tatſäch⸗ 
lichen Gründen, das Beſchwerdegericht getan. Hier— 
durch iſt der Beſchwerdeführer gegenüber dem erſten 
Beſchluſſe nicht neu beſchwert, die beiden Entſcheidungen 
erklären fein Meiſtgebot als nicht wegen Irrtums an⸗ 
fechtbar. Die Entſcheidung des LG. enthält ſonach 
keinen neuen ſelbſtändigen Beſchwerdegrund. (Beſchl. 
des II. 35. vom 31. Oktober 1912, Beſchw.⸗Reg. 337/12). 
2824 Br. 


Landgericht Kaiſerslautern. 


Bei der Umwandlung der wegen Forſtfrevels gegen 
Jugendliche erkannten Geldſtrafen in Haftſtrafen darf 
nach Art. 4 Abi. 2 des rev. Forſt StG. für die Pfalz 
(Art. 53 Abſ. 2 bayer. Ferſt G.) die Hälfte des Straf- 
maßes nicht überſchritten werden, das gegen Erwachſene 
zuläſſig wäre. Aus den Gründen: Nach Art. 4 
Abſ. 2 des rev. Forſt StG. für die Pfalz darf, wenn 
eine Haftſtrafe von Perſonen über 12 aber unter 18 
Jahren verwirkt iſt, die Hälfte des ſonſt zuläſſigen 
höchſten Strafmaßes nicht überſchritten werden. Da— 
durch ſoll den Jugendlichen eine beſondere Rechts— 
wohltat erwieſen werden. Das ForſtStG. ſieht in der 
Regel an erſter Stelle Geldſtrafen vor. Die Abſicht 
des Geſetzes würde nicht erreicht werden, wenn die 
Wohltat den Jugendlichen nur in den ſeltenen Fällen 
gewährt würde, bei denen ſchon an erſter Stelle auf 
Haftſtrafe erkannt, nicht aber in der überwiegenden 
Mehrzahl der Fälle, in denen die Haftſtrafe erſt bei 
der Umwandlung der Geldſtrafen feſtgeſetzt werden 
kann. Man muß alſo annehmen, daß auch bei der 
Umwandlung der gegen Jugendliche ausgeſprochenen 
Geldſtrafen nur auf die Hälfte der ſonſt (bei Er— 
wachſenen) zuläſſigen, einem feſten Maßſtabe unter— 
worfenen Haftſtrafe erkannt werden darf. 

Dieſe Auslegung iſt auch nach der Entſtehungs— 
geſchichte begründet. Während nach Art. 5 pfälz. 
ForſtStch. vom 28. Dezember 1831 gegen Perſonen 
unter 16 Jahren Gefängnisſtrafe überhaupt nicht ein— 
treten ſollte, wurde in Art. 3 Geſ. vom 23. Mai 1846 
beſtimmt: „Perſonen unter 16 Jahren können, wenn 
ſie zurechnungsfähig ſind, zwar zur Gefängnisſtrafe 
verurteilt werden, jedoch iſt dieſelbe höchſtens bis zur 
Hälfte der Dauer des Gefängniſſes auszuſprechen, das 
ſie treffen würde, wenn ſie das 16. Jahr ſchon erreicht 
gehabt hätten.“ Dieſelbe Beſtimmung wurde mit 
folgendem Wortlaut in den Entwurf des bayer. ForſtG. 
vom Jahre 1851 aufgenommen (Art. 44 Abſ. 2): „Iſt 
eine Arreſtſtrafe von Perſonen unter 16 Jahren ver— 
wirkt worden, ſo kann dieſelbe nur bis zur Hälfte der— 
jenigen Dauer zuerkannt werden, welche den Straf— 
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fälligen treffen würde, wenn er das 16. Lebensjahr 
ſchon zurückgelegt hätte“ (Verh. d. K. d. Abg. 1851 
Beil. 51 S. 608). Die Motive bemerken dazu (a. a. O. 
S. 626), daß Forſtfrevler unter 16 Jahren zwar nicht 
ſtraflos gelaſſen werden können, daß aber gleichwohl 
eine mildere Beſtrafung zugelaſſen werden müſſe, eine 
Beſtimmung darüber ſei aber nur für die Fälle er⸗ 
forderlich, in denen der jugendliche Forſtfrevler eine 
Arreſtſtrafe verwirkt habe; denn, wenn von einem 
ſolchen Frevler eine Geldſtrafe verwirkt werde, fo 
werde ſie in der Mehrzahl der Fälle den zivilverant⸗ 
wortlichen Perſonen zur Laſt fallen; wo dies nicht der 
Fall ſei, werde zumeiſt Art. 45 angewendet werden, 
der die Umwandlung regelt. Darnach ſollte gegen 
Jugendliche immer nur die Hälfte der gegen Erwachſene 
zuläſſigen Freiheitsſtrafe ausgeſprochen werden können, 
gleichviel, ob auf die Freiheitsſtrafe ſofort oder erſt 
bei der Umwandlung erkannt wird. Den letzteren 
Fall ſehen die Motive ausdrücklich vor, indem ſie bei 
Nichtzahlung der Geldſtrafe auf Art. 45 verweiſen und 
damit ausſprechen, daß im Falle der Umwandlung 
die Jugendlichen wieder bevorzugt werden ſollen. An 
dieſem Ergebnis wird durch den ſpäteren Verlauf 155 
Geſetzgebung nichts geändert. Der Art. 52 Abſ. 2 
Geſ. vom 28. März 1852 erhielt allerdings die Faſſung: 
„Iſt eine Arreſtſtrafe von Perſonen unter 16 Jahren 
verwirkt worden, ſo kann die Hälfte des ſonſt zu⸗ 
läſſigen höchſten Strafmaßes nicht überſchritten werden.“ 
Dieſe Faſſung wurde aber nur gewählt, um „größere 
Deutlichkeit“ zu erzielen (Verh. d. K. d. Abg. 1851 
Beil. Bd. 3 S. 68). Diüurch Art. 35 AG. StPO. wurde 
der Kreis der jugendlichen Perſonen weiter gezogen 
und in Art. 47 dieſes Geſetzes beſtimmt, daß an die 
Stelle von Art. 5 (jetzt Art. 4) pfälz. Forſt StG. der 
Art. 52 (nun 53) bayer. ForſtG. trete. Die Aende⸗ 
rung iſt freilich unglücklich ausgefallen und wohl 
daran ſchuld, daß das Geſetz vielfach mißverſtanden 
wird; der Sinn ſollte der gleiche bleiben. Die hier 
vertretene Meinung wird auch in einer on 
des Landgerichts Bamberg (Bay ZfR. 1910 S. 123), 
ferner von Schiedermair (die ſtrafrechtlichen Reben⸗ 
geſetze Bayerns, S. 227 Anm. 8 zu Art. 54 ForſtG.) 
gebilligt; Schiedermair dehnt 15 ausdrücklich auf das 
pfälz. Recht aus (a. a. O. S. 298 Anm. 1 zu Art. 5 
Forſi St G.). (Beſchluß vom 27. November m. 
2535 Kr. 


Nachſchrift des Einſenders. Die Praxis 
der bayeriſchen Gerichte iſt ſeit der Veröffentlichung 
der Entſcheidung des LG. Bamberg in dieſer Zeitſchrift 
(Jahrgang 1910 S. 123) geſpalten. Die meiſten Ge- 
richte ſind der Auffaſſung in der Entſcheidung des LG. 
Bamberg beigetreten; nur einzelne Gerichte haben die 
frühere Praxis beibehalten, zum Nachteile der jugend— 
lichen Forſtfrevler und kaum im Einklange mit der 
Abſicht des Geſetzes. Die neue Entſcheidung des LG. 
Kaiſerslautern möge dazu beitragen, daß die frühere 
Praxis endgültig aufgegeben wird. 


Landgericht Kempten. 


Bedentung der Zuſicherung: „Eins und zweiſpännig 
gut im ſchweren Zug.“ Der Beklagte hat dem Kläger 
einen älteren Schimmel verkauft und für „ein- und 
zweiſpännig gut im ſchweren Zug“ Gewähr' geleiſtet. 
Nach der Hehan ping des Klägers war das Pferd 
nicht gut im ſchweren Zug. Die Klage wurde abge— 
wieſen, weil nicht nachgewieſen ſei, daß der Gaul 
„ſtätig“ ſei. Es wurde Berufung eingelegt mit der Be— 
gründung: Das AG. habe die Zuſicherung falſch aus— 
gelegt, daß der Schimmel gut im ſchweren Zug ſei; 
zwiſchen Zugunſähigkeit infolge geiſtiger Mängel — 
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fog. Stätigkeit — und folder infolge körperlicher 
Fehler hätten die Vertragsteile nicht unterſchieden 
und unterſcheiden wollen und auch die Verkehrsan⸗ 
ſchauung treffe keine ſolche Unterſcheidung. Dem Käufer 
ſei es nur darauf angekommen, ein Pferd zu erhalten, 
das gut ziehe, das habe der Beklagte auch gewußt. 
Der Vertragswille ſei dahin gegangen, daß der Kläger 
ein gutes, brauchbares Zugpferd bekomme. Der Be⸗ 
klagte wendete ein: Nach dem Vertragswillen und nach 
der Verkehrsanſchauung habe er nur zuſichern wollen, 
daß der Schimmel im Zuge nicht widerſetzlich ſei, 
höchſtens noch, daß er nach ſeinem Körperbau und 
ſeinem Alter arbeitstauglich ſei, niemals aber habe er 
auch dafür haften wollen, daß das Pferd nicht etwa 
einen körperlichen Fehler habe, der vielleicht nur vor⸗ 
übergehend ſei. Wenn einem Pferde etwas erhebliches 
fehle, ziehe es meiſtens nicht. Bei anderer Auffaſſung 
würde eine Gewähr „Gut im Zuge“ faſt der Zus 
ſicherung gleichkommen, daß es „um und um recht ſei“; 
eine ſolche ſei aber nicht vereinbart geweſen. Das 
LG. gab der Klage ſtatt. 
Gründe: Der Ausdruck „Ein⸗ und zweiſpännig gut 

im ſchweren Zug“ kann nur dahin ausgelegt werden, 
daß der Kläger ein im ſchweren Zug brauchbares 
Pferd kaufen und ſich dafür Gewähr leiſten laſſen 
wollte und daß der Beklagte dieſe Gewähr auch ge- 
leiſtet hat. Wollte der Kläger ein für ſchwerere Laſten 
brauchbares Zugpferd haben, ſo konnte und mußte es 
ihm gleichgültig ſein, ob der Gaul etwa nicht ziehe, 
weil er ſich trotz körperlich ausreichender Eigenſchaften 
aus irgend einem Grunde ſtörriſch zeige, oder weil er 
zwar ziehen möchte, hieran aber durch irgend ein 
körperliches Gebrechen gehindert werde. Es kann alſo 
nicht darauf ankommen, ob der Fehler der ſog. „Stätig⸗ 
keit“ nachgewieſen werden kann, ſondern nur darauf, 
ob erwieſen iſt, daß der Schimmel bei der Uebergabe 
und hernach im ſchweren Zug nicht brauchbar war, 
weil er eben ſchwerere Laſten überhaupt nicht oder 
doch nicht mit Sicherheit zog. Auf welche Urſachen 
dieſer Mangel zurückzuführen iſt, hält das Gericht bei 
der ganz allgemein und uneingeſchränkt gefaßten ver⸗ 
e Zuſicherung für gleichgültig. Es iſt klar, 
daß ein Pferd, das entweder überhaupt nicht zieht 
oder plötzlich das Weiterziehen verweigert, ohne daß 
ihm eine übermäßige Leiſtung zugemutet wurde, eben 
nicht gut im Zug genannt werden kann. (Urt. vom 
7. Mai 1912, Ber.⸗Reg. 45 F 12). 

2740 Mitgeteilt von Rechtsanwalt Dr. Stölzle in Kempten. 


Aus der Rechtſprechung 
des bayeriſchen Verwaltungsgerichtshofs. 


Der Beſitz einer realen Roſoglisbrennergerechtſame 
in München gewährt auf keinen Fall von ſelbſt die Be⸗ 
fugnis die Noſogliobranntweine an einer anderen Stätte 
als der ihrer Erzeugung auezuſchänken. — Zur Bes 
gründung iſt im weſentlichen Folgendes ausgeführt: 
Bei Beurteilung der Frage, ob — die Erſtreckung der 
Brennereigerechtſame auf den Ausſchank vorausge— 
ſetzt — dieſes Schankrecht in jedem beliebigen An— 
weſen oder nur im Brennereianweſen ausgeübt werden 
darf, iſt davon auszugehen, daß ein vom Brennerei— 
anweſen unabhängiges Ausſchankrecht jedenfalls einer 
Bindung des Ausſchankes an die Erzeugungsſtätte 
gegenüber eine Erweiterung des Ausſchankrechts und 
damit des Brennereirechts bedeuten würde. Eine ſolche 
Erweiterung des Realrechts hätte jedenfalls vom An— 
fang des vergangenen Jahrhunderts an rechtsgültig 
nicht mehr ſtattfinden können, weder durch Verleihung 
oder unvordenkliche Verjährung noch durch Herkommen. 
(Vgl. Eingang ſowie Ziff. 9 und 18 VO. vom 1. Dezem⸗ 
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ber 1804, die Handwerksbefugniſſe betr., Reg Bl. 1805 
S. 43; VO. vom 10. Juni 1805 RegBl. S. 733; VO. 
vom 11. Februar 1807 Reg Bl. S. 297; Min. vom 
30. Juli 1810, Döllinger VSamml. 14 S. 1077; Art. 1, 
3 und 4 Gew. vom 11. September 1825, GBl. S. 127; 
Samml. 5 S. 286; 25 S. 104, 106, 108 /9, 197; 26 
S. 281/2). Das Ausſchankrecht muß daher ſchon in 
früherer Zeit begründet geweſen ſein, wenn es in dem 
bezeichneten Umfang als Ausfluß der Brennereigerecht— 
ſame geltend gemacht werden will. — Ein Brennerei- 
recht ſchließt dem Wortlaute nach die Befugnis zum 
Ausſchanke nicht ohne weiteres in ſich (Samml. 5 
S. 285). Auch ſpricht die Vermutung allein nicht für 
die Realität des Schankrechts als Ausfluß der Brannt- 
weinfabrikation (BifR A. 19 S. 270). Die Roſoglio⸗ 
brenner (auch Weinbranntweiner genannt) waren be— 
rechtigt, Branntwein aus Weinhefe ſowie aus zucker— 
haltigen Subſtanzen zu bereiten, alſo feinere Brannt— 
weine und Liköre (d. h. Roſoglio) zu bereiten (vgl. 
Samml. 26 S. 277/8 und Schlichthörle, die Gewerbe— 
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bis 129, 394—395 (ſ. auch 389/90), Bd. 2 S. 209/10, 
557/61). Die Roſogliobrennerei iſt ihrem Weſen nach 
eine Unterart der Branntweinbrennerei im weiteren 
Sinn (vgl. Kreittmayr, Anm. zum Bays R. von 1756 
Teil 2 Kap. 88 XXIV (e): „Branntwein, welcher nicht 
aus Bier- oder Weingeläger gebrannt wird, iſt. .. 
verboten .. .). Sie fiel deshalb unter die den 
Branntweinverkauf im Kleinen ſehr einſchränkenden 
Beſtimmungen in Art. I und 2 der „Branntweinord— 
nung“, 3. Buch V. Titel der Landes- und Polizeiord⸗ 
nung für die Fürſtentümer Ober- und Niederbayern 
vom Jahre 1616 (vgl. hiezu Samml. 25 S. 193 ſowie 
Reger Entſch. 27 S. 269. Daß das Verbot des Aus- 
ſchanks in Art. 1 auch ſpäter noch auf die Brenner 
bezogen wurde, zeigt die Ausführung in Kreittmayrs 
Anm. zum Bayeè R. von 1756 Teil 2 Kap. 8 8 XXIV (g): 
„wer Branntwein auf den Verkauf brennt, der ſoll 
ſolchen vermöge der Polizeiordnung Art. 1 nur unter 
den Reifen zu ganzen, halben oder Viertel-Eimern 
oder wenigſtens maßweiſe verſchleißen und zwar, wenn 
es nicht in ganzen Fäſſern geſchieht, an jene, welche 
den Verſchleiß in minuto hergebracht haben, z. B. 
Wirte, Fragner, Höckler uſw. (Aufſchlagsordnung p. 19 
8 10)“. Nicht minder heißt es in der BO. vom 11. Fe⸗ 
bruar 1807 (Reg Bl. S. 297), daß die Bewilligung zum 
Branntweinbrennen niemanden zu deſſen minuto-Ver— 
ſchleiß berechtige, und die Branntweinbrenner ſich wie 
bis dahin des miunto-Verſchleißes enthalten ſollen. — 
Nun behauptet der Beſchwerdeführer 

a) in München habe ſich ein von der Landes— 
polizeiordnung von 1616 abweichendes Herkommen da— 
hin gebildet, daß die Branntweinbrenner und Roſoglio— 
brenner zum Ausſchank des eigenen Erzeugniſſes be— 
rechtigt waren. — Die Frage, ob das möglich war 
und geſchehen iſt, kann unentſchieden bleiben, da es 
ſich nicht um die Genehmigung zum Ausſchank an der 
Erzeugungsſtätte handelt; 

b) nirgends ergebe ſich ein Anhaltspunkt für eine 
einſchränkende Auslegung des Geſetzes dahin, daß der 
Ausſchank nur an der Erzeugungsſtätte ſtattfinden 
dürfe; eine ſolche Einſchränkung hätte ausdrücklich 
vom Geſetzgeber feftgelegt werden müſſen; deshalb 
müſſe eine verallgemeinernde Auslegung Platz greifen, 
nach der in jedem Haus ausgeſchänkt werden dürfe. 
In dieſer Hinſicht kommt in Betracht: Wie die frag— 
liche Roſogliobrennergerechtſame entſtanden iſt und 
mit welchem Umfange, dafür fehlen aktenmäßige An— 
haltspunkte. Daß ſie auf dem Wege unvordenklicher 
Verjährung vor Beginn des 19. Jahrhunderts die Aus— 
dehnung auf das Schankrecht in dem unter b bezeich— 
neten Umfang erlangt gehabt hätte, wird nicht be— 
hauptet und kommt nach Lage der Sache auch nicht 
in Frage. Hiernach könnte es ſich nur um ein in 
München entſtandenes Herkommen handeln, nach dem 
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das Roſogliobrennrecht ſich auf das Ausſchankrecht 
erſtreckt und dieſes auf von der Erzeugungsſtätte ge⸗ 
trennte Anweſen ausgedehnt iſt. Ein ſolches örtliches 
Gewohnheitsrecht hätte aber nur auf Grund einer 
während eines genügend langen Zeitraumes und zwar 
vor Beginn des vorigen 1 ſtattgehabten 
gleichmäßigen Uebung entſtehen können. Nun konnte 
aber aus der Zeit vor 1825 kein Fall feſtgeſtellt werden, 
wo in München Roſogliobrenner auf Grund ihrer 
Gerechtſame ihre Erzeugniſſe in anderen Anweſen als 
denen der Erzeugungsſtätte ausgeſchänkt haben. Hier— 
nach fehlt eine ganz weſentliche Vorausſetzung für die 
Annahme, daß das behauptete Herkommen ſchon vor 
Beginn des 19. Jahrhunderts beſtanden habe. In der 
hieraus ſich ergebenden Nichtanerkennung des bean— 
ſpruchten Umfanges des Realrechts liegt nicht, wie die 
Beſchwerde meint, eine „reſtriktive Auslegung“ des 
Rechtes oder gar „des Geſetzes“. Denn der Begriff 
des Brennereirechts umfaßt, wie ſchon erwähnt, das 
Schankrecht überhaupt nicht und auch durch ein Geſetz 
war den Brennern ein ſolches nicht eingeräumt. Der 
in der Beſchwerde anderſeits vertretenen „verallge— 
meinernden Auslegung“ aber ſtünde der allgemeine 
Rechtsgrundſatz entgegen, daß jede Ausnahme stric- 
tissimae interpretationis iſt (vgl. Samml. 11 S. 51, 
Kreittmayr Anm. zum Bay LR. Teil 2 Kap. 8 § 20 2e). 

Verfehlt iſt der Hinweis der Beſchwerdeführer auf 
das Schankrecht der Bierbrauer. Ein Ausſchankrecht 
der Bierbrauer ſtand im Gegenſatze zu dem der Brannt— 
wein⸗ und Roſogliobrenner an ſich längſt feſt; es war 
ihnen in der Bierordnung von 1616, Landes- und 
Polizeiordnung 3. Buch 2. Titel Art. 13 ausdrücklich 
eingeräumt (vgl. auch Kreittmahr Anm. zum Bays R. 
2. Teil 8. Kap. $ 22 16 d) und iſt nur — bis zum 
Gew. vom 30. Januar 1868 — je nach Ortsgebrauch 
verſchieden beurteilt worden (Nahr, Anm. 6 zu Art. 9 
Gew. von 1868). Daß das Ausſchankrecht der Bier— 
brauer bis zum Anfange des 19. Jahrhunderts auf die 
Brauſtätte beſchränkt war, kann nicht bezweifelt werden 
im Hinblick darauf, daß ſchon wegen der notwendigen 
Gewerbeeinrichtungen die Ausübung der (deshalb 
„radizierten“) Braurechte an die Brauſtätte gebunden 
war (vgl. Schlichthörle a. a. O. Bd. 1 Einl. S. XLIX 
und S. 85 ſowie Samml. Bd. 11 S. 7ff. und Bd. 24 
S. 268 /9) ... (folgen weitere Belege, beſonders auch 
aus der Entſtehungsgeſchichte des Art. 9g b 1 Gew. 
von 1868). Erſt durch dieſe Geſetzesbeſtimmung iſt 
das bis dahin auf die Brauſtätte beſchränkt geweſene 
Schankrecht der Bierbrauer erweitert und ihnen er— 
möglicht worden, ihr Bier anderswo in der Stadt 
auszuſchänken. Bei den Branntweinbrennern dagegen 
und den Roſogliobrennern fehlt die geſetzliche Grund— 
lage für eine ähnliche Erweiterung ihres angeblichen 
Schankrechts. Eine ſinngemäße Anwendung der Be— 
ſtimmung in Art. 9 b 1 auf dieſe Gewerbe iſt nicht 
zuläſſig. Dem ſtünde der Grundſatz entgegen, daß 
Ausnahmen nicht ausdehnend auszulegen ſind. Es iſt 
aber auch während der ausgedehnten Verhandlungen 
beider Kammern über dieſe Beſtimmung kein Wort 
zugunſten des Ausſchankes dieſer Gewerbe gefallen. 
Dagegen hatten die Motive zu dem Geſetzentwurf, der 
das Schankrecht der Brauer beſeitigen wollte, aus— 
drücklich bemerkt, es ſei nur folgerichtig, wenn die 
Grundſätze, die bisher für die Branntweinbrenner ge— 
golten hätten, auf die Bierbrauer angewendet würden 
(Verh. des beſ. Ausſch. 1866/69 1. Abt. Beil. Bd. S. 77; 
es folgen weitere Belege aus den RRKVerh. 1867/68 
Bd. 3 S. 318, 319). — Die Geſetzgebungsverhand— 
lungen von 1867,68 beſtätigen, daß bei den Brauern 
früher Brauſtätte und Schankſtätte zuſammengehörten 
und mit der Wohnſtätte (Behauſung) vereinigt waren. 
Auch bei den Brennern waren Erzeugungs-, Wohn— 
und Schankſtätte vereinigt, und es waren jedenfalls 
nicht von den Erzeugungsſtätten getrennte Schank— 


| ftätten gemeint, wenn die Polizeidirektion am 20. Fe— 


bruar 1816 berichtet (Schlichthörle a. a. O. Bd. 1 
S. 390 /1), daß die Branntweinbrenner in München 
auch an „in ihr Haus“ kommende Gäſte ſchänken, und 
wenn Schlichthörle a. a. O. Bd. 2 S. 209 darlegt, daß 
die Roſogliobrenner ihre Ware „im Haus“ ausſchänken 
können (vgl. ebendort Bd. 1 S. 128 und Samml. 26 
S. 279 f. bezüglich der Branntweinbrenner i. e. S.). 
Im übrigen kann nur wiederholt werden, daß der 
Ausſchank des eigenen Erzeugniſſes als Ausfluß der 
Brennerei den Roſogliobrennern durch das Geſetz 
überhaupt nicht erlaubt, ſondern verboten war. — 
Allerdings ſcheint der Inhaber des Brennereirechts 
alsbald nach deſſen Erwerbung Branntwein ausge⸗ 
ſchänkt zu haben und der Ausſchank ſpäteſtens von 
1896 an in einem von der Erzeugungsſtätte getrennten 
Anweſen erfolgt zu ſein. Allein wenn die Polizeibe⸗ 
hörde dieſen Ausſchank trotz Mangels einer Konzeſſion 
geduldet hat, ſo kann hieraus eine rechtliche Befugnis 
zu ſolchem Ausſchank als Ausfluß des Brennereirechts 
für deſſen Inhaber ſowenig erwachſen ſein, wie aus 
einer förmlichen Konzeſſionierung früherer Inhaber 
(Samml. 25 S. 107/8 und 26 S. 282). E. 
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Pücheranzeigen. 


Aufhauſer, Dr. Georg, in München. Die Feuers 
beſtattung und das in Bayern geltende 
öffentliche, ſtaatliche und kirchliche Recht. 
8°. VIII u. 92 S. München 1912, J. Schweitzer Ver⸗ 
lag (Arthur Sellier). Mk. 2.70. 


In ausführlicher Darſtellung werden zunächſt die 
amtlichen Kundgebungen und Verhandlungen wieder 
gegeben, die bis jetzt in Bayern über die Frage der 


Zuläſſigkeit der Leichenverbrennung zu verzeichnen 


waren. Die bekannten Entſcheidungen, die der Ver⸗ 
waltungsgerichtshof am 20. Dezember 1911 in der 
Münchner und in der Nürnberger Krematoriumsſache 
erließ, werden wörtlich abgedruckt; in dieſer bequemen 
Darbietung des Materials bis auf die neueſte Zeit 
ſcheint mir der Wert der Abhandlung zu beſtehen. 
Der Verfaſſer legt dann in völliger Uebereinſtimmung 
mit einer früheren Veröffentlichung dar, daß nach dem 
geltenden Recht die Leichenverbrennung in Bayern 
ohne weiteres erlaubt iſt und ſtellt feſt, inwieweit die 
zu ihrem Vollzug wünſchenswerte Regelung durch 
analoge Anwendung beſtehender Beſtimmungen ge— 
troffen werden kann und inwieweit zu dieſem Zweck 
neue Rechtsnormen geſchaffen werden müßten. Die 
Grundlage für ſolche findet er nur in einem Vorgehen der 
Geſetzgebung (Feuerbeſtattungsgeſetz) oder in oberpoli— 
zeilichen Vorſchriften. Den Städten, die gemeindliche 
Krematorien errichten, ſpricht er das Recht ab, die 
Benützung in einer örtlichen Satzung nach Art. 40, 84 
der Gemeindeordnung zu regeln, wobei er aber ſicher 
im Irrtum iſt. Zur Begründung führt er nur an, 
dadurch werde eine neue Beſtattungsart eingeführt, 
was den Gemeinden nicht zuſtehe, (während doch das 
Anerkenntnis, daß die Leichenverbrennung ohne Ein— 
ſchränkung erlaubt iſt, zwingend nach geltendem Recht 
zu der Folgerung führen muß, daß ihre Einführung 
jedem Rechtsſubjekt, vor allem alſo auch den Ge— 
meinden, erlaubt iſt); Satzungs-Beſtimmungen ſeien 
nur zuläſſig, wenn der Betrieb der Gemeindeanſtalt 
durch Geſetz oder Verordnung geſtattet worden ſei 
(dieſe zweifellos unrichtige Behauptung beruht offen— 
bar auf einer Verwechslung mit dem hier nicht zu— 
treffenden Fall des Art. 159 Abſ. 1 Ziff. 6 Gem O.); 
die zur Aufbringung des ſachlichen Schulbedarfs und 
zur Tragung der örtlichen Armenlaſt verpflichteten 
Gemeinden dürften ja auch nicht das Schul- oder 
Armenweſen allgemein regeln (das dürfen ſie deshalb 
nicht, weil ſie Geſetzesrecht nicht ändern können, während 
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ſolches über die Leichenverbrennung eben nicht vor⸗ 
handen iſt !). Aus der darauf folgenden Unterſuchung, 
ob das Beſtattungsweſen ein Gegenſtand gemiſchter 
Natur im Sinne des Religionsedikts ſei, iſt für die 
Rechtsfrage, die der Verfaſſer nach der Einleitung 
allein beantworten wollte, nur die Feſtſtellung von 
Bedeutung, daß bei allenſallſiger Zulaſſung der wahl⸗ 
weiſen Leichenverbrennung „der Staat in ſeinen An⸗ 
ordnungen vollkommen frei iſt“, ſich alſo durch den 
Widerſpruch der katholiſchen Kirche nicht hindern zu 
laſſen braucht. Aufhauſer ſchildert dann noch in be⸗ 
. Abſchnitt die Stellung der katholiſchen und 
ie der proteſtantiſchen Kirche zur Einäſcherung der 
Leichen und behandelt ſchließlich in einem Nachtrag 
die Frage, ob die Staatsregierung berechtigt wäre, 
den Betrieb eines Krematoriums in Bayern einfach 
einzuſtellen, was er unter Hinweis auf die Aufgaben 
der Präventivpolizei ohne weiteres bejaht. Der ein⸗ 
zige Grund, den er dafür angibt, iſt der, daß Be⸗ 
ſtrafung dann eintreten könne, wenn die Verbrennung 
unter Außerachtlaſſung der beſtehenden allgemeinen 
Vorſchriften (z. B. vor Eintragung des Sterbefalls 
in das Sterberegiſter) erfolgen oder wenn mit der 
Aſche des Verbrannten beſchimpfender Unfug verübt 
würde; ich will das nicht ernſthaft widerlegen. 

Nürnberg. Rechtsrat Dr. Fiſcher. 


Sammlung von Entſcheidungen der Gerichte auf Grund 
des Weingeſetzes vom 7. April 1909. Herausgegeben 
vom Kaiſerlichen Geſundheitsamte. Heft I. Bear⸗ 
beiter Regierungsrat Dr. Günther. VIII, 94 Seiten. 
Berlin 1912, Kommiſſionsverlag von Jul. Springer. 


Das WeinG. vom 7. April 1909 hat bei der 
Schwierigkeit des behandelten Gegenſtandes in noch 
höherem Grade als ſonſt ein neues Geſetz zu zahl⸗ 
reichen Streitfragen Anlaß gegeben. Weinbau und 
Weinhandel ebenſo wie Weinkontrolleure und Ge— 
richte haben daher ein dringendes Intereſſe daran, 
baldmöglichſt die Ergebniſſe der Rechtſprechung hin⸗ 
ſichtlich ſolcher Zweifelsfragen kennen zu lernen. 
Weder die amtliche Sammlung der Reichsgerichtsent⸗ 
ſcheidungen in Strafſachen, die ſich naturgemäß auf 
die allerwichtigſten Erkenntniſſe beſchränken muß, noch 
die als Beilage zu den Veröffentlichungen des Kaiſer— 
lichen Geſundheitsamts abgedruckten Auszüge aus 
gerichtlichen Entſcheidungen betr. den Verkehr mit 
Nahrungsmitteln, Genußmitteln und Gebrauchsgegen— 
ſtänden vermögen dieſem Bedürfniſſe hinreichend und 
raſch Rechnung zu tragen. Bei den letztgenannten 
Veröffentlichungen entſtehen infolge der großen Menge 
der Entſcheidungen und der hiedurch notwendigen 
Gruppierung nach Stoffgebieten unvermeidliche erheb— 
liche Verzögerungen. Welche Nachteile aber ſich aus 
der Unkenntnis wichtiger Entſcheidungen ergeben 
können, darauf haben erſt kürzlich die Weinfachkreiſe 
der Moſel in den Fachzeitſchriften hingewieſen. Soll 
doch nach ihrer Aufſtellung die Moſelgegend infolge 
der verzögerten Bekanntgabe der Reichsgerichtsent— 
ſcheidungen vom 25. April und 5. Mai 1911 im Herbſt 
1911 einen Schaden von vielen Tauſenden von Mark 
erlitten haben. Dieſem Mißſtande ſoll die vorliegende 
Sammlung abhelfen. Sie beſchränkt ſich auf die Ent- 
ſcheidungen zum Weingeſetze und will alle wichtigen 
gerichtlichen Urteile mit Ausnahme der ſchöffengericht— 
lichen berückſichtigen. Die Anordnung iſt überſichtlich 
und ſchließt ſich den Paragraphen des Geſetzes an, ſo 
daß jedes Heft gewiſſermaßen einen kleinen Kommentar 
darſtellt. Der Name des Bearbeiters, Regierungsrat 
Dr. Günther, einer der Verfaſſer des vorzüglichen 
Kommentars zum WeinG. von Günther und Marſchner, 
bürgt dafür, daß die Auswahl der Entſcheidungen 
ſachgemäß vor ſich geht, was auch das vorliegende 
Heft I beweift. Dem am Schluſſe des Vorwortes der 
Sammlung geäußerten Wunſche kann man ſich nur 
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anſchließen, dem Wunſche nämlich, daß die beſchleunigte 
Bekanntgabe der Ergebniſſe der Rechtſprechung den 
Fachkreiſen ein weiteres Hilfsmittel zur Auslegung 
der geſetzlichen Vorſchriften an die Hand geben und 
damit gleichzeitig zum einheitlichen Vollzug des Reichs⸗ 
weingeſetzes beitragen möge. 


München. Landgerichtsrat Zoeller. 


Hedemann, Dr. Juſtus Wilhelm, Profeſſor an der 
Univerſität Jena und akademiſcher Rat am gemein— 
ſchaftl. Thür. Oberlandesgericht. Die Fort⸗ 
ſchritte des Zivilrechts im XIX. Jahr⸗ 
hundert. Erſter Teil, die Neuordnung des Ver⸗ 
kehrslebens. 151 S. Carl Heymanns Verlag, 
Berlin 1910. 


Hedemann zeigt die Fortſchritte des Zivilrechts 
in Deutſchland, Oeſterreich, Frankreich und der Schweiz 
ſeit dem preußiſchen ALR. Erſtaunlich iſt ſchon ſein 
literariſcher Geſichtskreis, ſeine Kenntnis und Ber 
wertung der Rechtsliteratur der vier trotz aller poli- 
tiſchen Gegenſätze nahe verwandten Kulturſtaaten. 
Erfreulicher aber noch iſt die wahrhaft großzügige 
Auffaſſung. Hedemann kann ſich natürlich nicht wie 
Gierke, der ſich in ſeinem allüberragenden Privatrecht 
auf das deutſche Recht beſchränkt, mit jeder Materie 
befaſſen; er will ja Fortſchritte zeigen, alſo nur die 
bedeutſame Vorwärtsentwickelung. Auch da, wo in 
einer Materie die Fortſchritte ſo groß ſind, daß ſie 
mitgeteilt zu werden verdienen, kann er nicht auf die 
Einzelheiten eingehen. Er beſchränkt ſich bewußt auf 
die großen, leitenden fortſchriitlichen Ideen. Dieſe 
Ideen liegen aber nicht für jeden handgreiflich zutage. 
Sie zu erſchließen vermag nur, wer ſelbſt ideenreich, 
wer ſelbſt ein Juriſt von fortſchrittlichem Geiſt im 
beſten Sinne des Wortes iſt. Das iſt Hedemann. 
Darum iſt es eine Freude und ein Genuß, das Werk 
zu ſtudieren. Darum kann man es als notwendig 
und bis jetzt wohl auch einzigartig bezeichnen. Darum 
ſehen wir auch jeiner Fortführung mit mehr Intereſſe 
entgegen als ungezählten anderen Werken. Der vor» 
liegende erſte Teil bringt die Neuordnung des Ver— 
kehrslebens. Im erſten Abſchnitt ſchildert H. die An⸗ 
erkennung der freien Perſönlichkeit: die Bewegungs— 
freiheit des Einzelnen (Gewerbe- und Handelsfreiheit, 
Zinsfreiheit uſw.), den Schutz der Freiheit gegen ſich 
ſelbſt (Verträge über das ganze zukünftige Vermögen, 
ungebührliche Lahmlegung der Arbeitskraft, Mißbrauch 
der Konkurrenzklauſel), die Freiheit der Vereinsbildung, 
den Schutz der Perſönlichkeit. Der zweite Abſchnitt 
zeigt die Schranken der Perſönlichkeit. Die folgenden 
Teile, auf die wir wohl nicht mehr lange zu warten 
brauchen, ſollen die Neuordnung der Bodenbeherrſchung, 
des Arbeitsrechts und des Familienrechts behandeln. 

Jena. Dr. Bodel. 


Oeſchey, Dr. Rudolf, Bayeriſches Ausführungs⸗ 
geſetz vom 2. Nov. 1912 zur Reichs ver⸗ 
ſicherungsordnung; Textausgabe mit An— 
merkungen und Sachregiſter. C. H. Beckſche Ver⸗ 
lagsbuchhandlung Munchen. 46 S. Preis Mk. 1.50. 
Das Werkchen will den Geſetzestext in handlicher 
Form bieten; Anmerkungen, vorwiegend aus den 
Geſetzgebungs materialien geſchöpft, ſollen die Anwen— 
dung erleichtern. Eine einführende Einleitung und 
ein Inhaltsverzeichnis vervollſtändigen das Büchlein. 
Innerhalb dieſer ſelbſt geſteckten Schranken wird das 
Werkchen ſeinen Zweck erfüllen. W. 


Mandel, Dr. Ernſt, Die ſogenannten äußeren 
Bedingungen der Strafbarkeit im gel⸗ 


Eigentum von J. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier) München und Berlin. 
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tenden Recht und nach dem Vorentwurf. 82 Seiten 
München und Berlin 1912. J. Schweitzer Verlag 
(Arthur Sellier). Mk. 2.20. 


Wenn auch den Darlegungen über ſcheinbare und 
wirkliche Strafbarkeitsbedingungen nicht überall zu 
folgen ſein wird, ſo enthält doch die Schrift nicht 
nur eine ziemlich eingehende Verarbeitung der ein⸗ 
ſchlägigen Literatur, ſondern auch manche beachtens⸗ 
werte, ſelbſtändige Auffaſſung der behandelten Fragen. 
Der Sprache wäre hie und da mehr Einfachheit und 
Klarheit zu wünſchen. H. 


Deutſcher Inriſtenkalender 1913. Begründet und heraus⸗ 
gegeben von Dr. Arthur Kallmann, Rechtsanwalt 
in Berlin. Otto Liebmann, Berlin. Mk. 3.20. 


Der Kalender gibt Gedenktage an, bringt kurze 


Rechtsſprüche, Abriſſe aus der Geſetzgebung u. dgl. 


Daß durch die letzteren juriſtiſches Wiſſen vermittelt 
werden könnte, möchte ich bezweifeln. Dagegen ſieht 
man ſich immer gern die netten Bilder an und läßt 
ſich den gut ausgeſtatteten Kalender als eine hübſche 
Spielerei wohl gefallen. von der Pfordten. 


Geſetzgebung und Verwaltung. 


Die Aufſicht über private Verſicherungsunterneh⸗ 
mungen führen nach 8 2 PVG. die Landesbehörden, 
wenn ſich der Geſchaͤftsbetrieb des Unternehmens nach 
der Satzung oder den ſonſtigen Geſchäftsunterlagen 
auf das Gebiet eines Bundesſtaats beſchränkt. In 
Bayern iſt die Aufſicht der Kreisregierung, K. d. J., 
übertragen (VO. vom 23. Juni 1901. GVBl. 1901 
S. 461). Nach § 3 Abſ. 1 PVG. kann die Auſfſicht 
über die genannten Unternehmungen auf Antrag des 
Bundesſtaats mit Zuſtimmung des Bundesrats durch 
Kaiſerliche Verordnung der Reichsbehörde (d. i. dem 
Kaiſerlichen Aufſichtsamte für Privatverſicherung) über— 
tragen werden. Von dieſer Möglichkeit iſt nun auf 
den Antrag Bayerns für einen Teil der bayerifchen 
Verſicherungsunternehmungen Gebrauch gemacht wor— 
den (Kaiſerl. BO. vom 25. November 1912, RGBl. 
Nr. 65 S. 561). Der Kreisregierung bleibt die Auf— 
ſicht über eine Anzahl kleinerer Verſicherungskaſſen 
und über einige Unternehmungen, die mit bayeriſchen 
Staatsverſicherungsanſtalten im Wettbewerbe ſtehen 
(3. B. Viehverſicherungsvereine). 


Neue Vorſchriften über die Konkursſtatiſtik enthält 
die Bek. des Bundesrats vom 7. November 1912, die 
in der Nr. 53 des Zentralbl. f. d. Deutſche Reich auf 
S. 821 ff. und im IM Bl. 1912 S. 324 ff. abgedruckt 
wird. Das IM Bl. bringt ferner auf S. 331] ff. 
neue bayeriſche Ausführungbeſtimmungen (Bek. vom 
3. Dezember 1912). Die Vorſchriften ſind vereinfacht 
worden. Zählkarten nach Muſter A (für Anträge auf 
Eröffnung eines Konkursverfahrens) werden jetzt nur 
noch ausgefüllt, wenn das Verfahren eröffnet oder die 
Eröffnung wegen Mangels einer hinreichenden Maſſe 
abgelehnt wird. Es werden alſo z. B. die Fälle nicht 
mehr gezählt, in denen der Eröffnungsantrag zurück— 
genommen oder aus anderen Gründen als wegen 
ungenügender Maſſe abgelehnt wird. Auch die Zähl— 
karte nach Muſter B (für ein beendetes Konkursver— 
fahren) wird vereinfacht. Die Aenderungen ſind un— 
bedeutend und werden deshalb hier nicht weiter erörtert. 
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Chrennotwehr. 


Von Joſeph Ederer, Rat am Oberſten Landesgericht 
in München. 


Der ſtrafrechtliche Schutz der Notwehr iſt in der 
Rechtslehre und Rechtſprechung von jeher der Gegen⸗ 
ſtand zahlreicher und lebhafter Erörterungen geweſen; 
nur die Frage, ob eine Beleidigung ſelbſt wieder 
als Notwehrhandlung gegen eine Beleidigung ver⸗ 
wertet werden kann, hat wenig, ich will nicht ſagen 
keine Beachtung gefunden. 

Da in einem vor kurzem der Entſcheidung des 
Strafſenats des Oberſten Landesgerichts unterſtellten 
Falle mir als Berichterſtatter die Aufgabe zugefallen 
war, dieſer Frage näher zu treten, und der Senat 
in ſeiner Entſcheidung — Urteil v. 9. November 1912 
Rev.⸗Reg. Nr. 477 (1912) — meine Anſchauungen 
und ihre Begründung vollſtändig zugrunde gelegt 
hat, dürfte deren Bekanntgabe nicht unangebracht ſein. 

1. Nach dem Art. 72 des bayeriſchen StGB. 
vom 10. November 1861 ſetzt der Begriff „Notwehr“ 
einen bereits begonnenen oder unmittelbar 7 
rechtswidrigen und gewalttätigen Angriff auf 
Perſon, Beſitz uſw. voraus. Daß unter den Angriff 
auf die Perſon auch der Angriff auf die Ehre fällt, 
war ſchon in der Begründung (S. 60) des im Jahre 
1855 vorgelegten Entwurfs eines StGB. hervor: 
gehoben (Stenglein, bayer. StGB. S. 552 J. Teil). 

Von den Erläuterern des StGB. vom 10. No⸗ 
vember 1861 erachten Stenglein (a. a. O. S. 552) 
und Hocheder (Bd. 1 S. 355) den Ausdruck „ge— 
walttätig“ als gleichbedeutend mit „tätlich“; ſie 
ſchließen infolgedeſſen eine Notwehr im Sinne des 
Art. 72 gegen bloß wörtliche oder ſymboliſche An: 
griffe auf die Ehre aus. 

Der Rechtslehrer Dr. Dollmann dagegen (Die 
Geſetzgebung des Königreichs Bayern, Teil III Bd. 4 
S. 515) läßt Notwehrhandlungen nach Art. 72 auch 


gegen wörtliche Injurien mit Einſchluß der Ver— | 


leumdung zu, „ſoferne nach den Umſtänden eine Ver: 
hinderung derſelben oder ihrer Fortſetzung durch 
Selbſthilfe zu bewirken iſt“; er fügt aber bei, „daß 
bei Verbalinjurien, welche ſich nicht als Androhung 


von Tätlichkeiten auffaſſen laſſen, freilich meiſt die 
Notwehr deshalb unzuläſſig ſein wird, weil die 
Rechtsverletzung im Momente vollbracht und dem 
Beleidigten kaum Raum zur Abwehr offen iſt.“ 
„Warum aber“, fo äußert Dollmann, „ſoll es un: 
erlaubt ſein, jemanden, der mich auch nur mit Worten 
injurieren will, in dem Augenblick auf den Mund 
zu ſchlagen und ihm die Luſt zu nehmen oder durch 
einen ſolchen Schlag die bevorſtehende Schmähung 
zu hindern. Demgegenüber betont aber die Be⸗ 
gründung des Entwurfs ausdrücklich, daß „auch 
Angriffe auf die Ehre unter den Begriff des „gewalt⸗ 
tätigen Angriffs“ fallen, ſobald ſie aus dem Kreiſe 
der bloßen Verbalinjurien heraus — und in jenen 
der Tätlichkeit übertreten“. 


2. Nach dem $ 41 des StGB. für die preußiſchen 
Staaten vom 14. April 1851 iſt Notwehr die Ver⸗ 
teidigung, welche erforderlich iſt, um einen gegen⸗ 
wärtigen rechtswidrigen Angriff von ſich ſelbſt oder 
andern abzuwenden. Der Entwurf zum (preuß.) 
StGB. vom Jahre 1827 verſtand unter einem 
rechtswidrigen Angriffe jedes unrechtmäßige körper⸗ 
liche oder tätliche Einwirken, weil ohne dieſes eine 
körperliche oder tätliche Gegenwirkung als Vertei⸗ 
digung nicht denkbar ſei. 

Von den durch die Immediatkommiſſion vom 
Jahre 1843 aufgenommenen Worten: „Angriff 
‚gegen Perſon, Ehre oder Vermögen““ wurde bei 
der Reviſion vom Jahre 1845 das Wort „Ehre“ 
wieder weggelaſſen, da in dem Ausdrucke „gegen 
die Perſon“ auch ſchon hinlänglich der Schutz der 
Ehre als in dem Begriffe der Perſon eingeſchloſſen 
ausgedrückt ſei und ein Angriff durch Verbal— 
injurien nicht zur Notwehr gehöre (Goltdammer, 
Mat. S. 363). 

Auch die preußiſche Rechtſprechung verſtand unter 
„Angriff“ nur einen körperlichen Angriff und rechnete 


wörtliche Aeußerungen nicht hierher (Oppenhoff zu 
§ 41 des preuß. StGB. S. 80 Note 3). 


Der § 41 des preuß. StGB. ging mit einer 


unweſentlichen Aenderung der Faſſung als § 53 in 
das RStGB. über. 
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In den Motiven zu diefem Paragraphen (im 
Entwurfe $ 51) (Sten Ber. über die Verh. des 
Reichstags des nordd. Bundes I. Leg.⸗Per. Seſſion 
1870 3. Bd. S. 57) heißt es: 

„Als Notwehr erachtet demgemäß 8 51 die: 
jenige Verteidigung, welche erforderlich iſt, um 
einen gegenwärtigen rechtswidrigen Angriff auf 
Leib, Leben, Ehre oder Vermögensgegenſtände 
von ſich ſelbſt oder anderen abzuwenden. Einer 
ſpeziellen Aufführung dieſer Objekte des Angriffs 
bedurſte es bei der Allgemeinheit des Ausdruckes 

„Angriff“ ebenſowenig als der beſonderen Her⸗ 
vorhebung des Requiſits, daß der Angriff ein 
unverſchuldeter ſei, da das letztere bereits durch 
das „rechtswidrige“ mitgedeckt iſt.“ 

Hiernach ſteht außer Zweifel, und auch die Rechts⸗ 
lehre und die Rechtſprechung ſind darüber einig, 
daß gegen einen gegenwärtigen, rechtswidrigen Angriff 
auf die Ehre Notwehrhandlungen zuläſſig ſind. Mei⸗ 
nungsverſchiedenheit herrſchte eine geraume Zeit nur 
darüber, ob die Notwehr auf einen tätlichen 
Angriff auf die Ehre, auf die ſogenannten Real⸗ 
injurien beſchränkt iſt. 

Dieſe Bedenken ſind gewichen. Die Rechtslehre 
und die Rechtſprechung erkennen nunmehr an, daß 
eine durch Notwehr gebotene Verteidigung auch 
gegen einen wörtlichen ſymboliſchen 1 auf die 
Ehre (die ſog. Verbalinjurien) zuläſſig iſt. In der 
vergleichenden Darſtellung des deutſchen und aus— 
ländiſchen Strafrechts (Allg. Teil Bd. II S. 278) 
aͤußert Oetker: „Erledigt, hoffentlich für immer, 
iſt die Kontroverſe über die Ehrennotwehr. Um 
drohenden Angriff und Fortſetzung eines Angriffs 
auf die Ehre abzuwenden, ſteht Notwehr im vollen 
Umfange 85 (ſ. weiter Schütze, Deutſches Straf: 
recht 2. Aufl. S. 109; Olshauſen Note 12 zu 853, 
9. Aufl. S. 236, Hälſchner, Deutſches Strafrecht 
Bd. 1 S. 485, Meyer⸗Allfeld (7. Aufl.) zu § 53 
Note 14 S. 183: Binding, Handbuch des Straf: 
rechts Bd. 1 S. 744/745; Frank, Das StGB. Nr. I 
zu $ 53 (S. 123 der 8. Aufl.); GerS. Bd. 56 
S. 48; 3StW. Bd. 12 S. 443; Bd. 14 S. 362; 
Oppenhoff Note 5 zu § 53 StGB.). 

Berner führt im 8 59 des Lehrbuchs des deutſchen 
Strafrechts (S. 112 der 18. Aufl.) aus: „Auch zum 
Schutze der Ehre iſt Notwehr erlaubt, ſoweit ſie 
möglich iſt; ſie iſt aber nicht nur bei gewalttätigen 
Angriffen auf die Ehre, ſondern unter Umſtänden 
auch bei wörtlichen und ſymboliſchen Injurien möglich; 
man darf ſich nur nicht unter den Akten der Notwehr 
ausſchließlich körperliche Verletzungen des rechts— 
widrigen Angreifers denken. Eine beleidigende De— 
monſtration hindern, die vorrätigen Exemplare einer 
Schmähſchrift wegnehmen, die Fenſterlaͤden vor dem— 
jenigen ſchließen, der uns aus dem Zimmer durch 
beleidigende Fratzen höhnt, die Türe verſchließen, 
um die Worte eines aufgeregten Injurianten nicht 
ins Publikum dringen zu laſſen; dies Alles und 
manches Andere ſind ganz geeignete Mittel zur 
Ehrennotwehr.“ 
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3. Das Reichsgericht hat in dem Urteile vom 
24. November 1890 (RG St. Bd. 21 S. 168) die 
Auffaſſung vertreten und begründet, daß Notwehr 
auch zur Abwehr von — wörtlichen — Beleidi⸗ 
gungen ſtatthaft iſt; es hat in dem der Entſcheidung 
unterſtellten Falle den Zuruf: „Ruhe, Ruhe eines 
in der Kirche anweſenden, durch den Prediger von 
der Kanzel herab mit Schmähworten angegriffenen 
Zuhörers als zuläſſige Notwehrhandlung erachtet, 
weil Beleidigungen bereits erfolgt und weitere zu 
erwarten waren, denen Halt geboten werden ſollte. 
An dieſer Auffaſſung hat das Reichsgericht auch 
fernerhin feſtgehalten, ſo in dem Urteile vom 14. De⸗ 
zember 1896, in dem ausgeführt iſt, daß der Be⸗ 
griff der Notwehr gegen eine Beſchimpfung als 
gegen einen Angriff auf die Ehre nicht ſchlechthin 
ausgeſchloſſen iſt und in dem Urteile vom 16. Mai 
1907 (RG St. Bd. 29 S. 240; BIN. Bd. 72 
S. 942). 

Der Strafſenat des Oberſten Landesgerichts ver: 
tritt die gleiche Anſchauung (Bay OObLGSt. Bd. 2 
S. 325; Bd. 4 S. 400). 

4. Von dieſer Anſchauung aus iſt auch die Frage 
grundſätzlich (theoretiſch) zu bejahen, ob eine Be⸗ 
leidigung als Notwehrhandlung gegen eine Beleidi⸗ 
gung in Betracht kommen kann. Frank (StGB. 
für das Deutſche Reich, 8. bis 10. Aufl. S. 339) 
bemerkt, daß Beleidigung als Notwehrhandlung 
wenigſtens denkbar und dann zweifellos nach $ 53 
StGB. ſtraflos iſt, daß fie aber eher als Notſtands— 
handlung vorkommen wird. Aus den zugänglichen 
Erläuterungen zu den Strafgeſetzbüchern und aus 
den Sammlungen der Entſcheidungen der Oberſten 
Gerichtshöfe iſt nicht zu entnehmen, daß ein der⸗ 
artiger Fall Gegenſtand der Erörterung oder der 
gerichtlichen Entſcheidung geweſen iſt. 

Von der Möglichkeit der Zuläſſigkeit einer Be⸗ 
leidigung als Notwehrhandlung gegen eine Beleidi— 
gung ſcheiden von ſelbſt alle nicht mündlich erfolgten 
Beleidigungen aus, weil in dem Augenblick, in dem 
die eine Beleidigung enthaltende Schrift (im weiteſten 
Sinne des Wortes) des Angreifers in die Hand des 
Angegriffenen gelangt, die Beleidigung beendet und 
infolgedeſſen für ihn kein Raum mehr für eine Ab: 
wehrhandlung gegeben tft. - 

Dei der Natur einer Beleidigung, namentlich 
wenn fie in einem Schimpfwort oder in mehre⸗ 
ren raſch aufeinanderfolgenden beſchimpfenden Aus⸗ 
drücken beſteht, liegen der Beginn und das Ende 
zeitlich ſo nahe beieinander, daß dem Angegriffenen 
die Zwiſchenzeit zur Abwehr des Angriffs fehlt. 
Immerhin iſt je nach den Umſtänden des Einzel⸗ 
falls und bei den perſönlichen oder ſonſtigen Be— 
ziehungen zwiſchen dem Angreifer und dem Ange— 
griffenen denkbar, daß der Angegriffene zur Abwehr 
von unmittelbar bevorſtehenden oder bereits be— 
gonnenen, aber noch weiter zu erwartenden Schmäh— 


ungen durch einen Zwiſchenruf, der nicht in der Ab: 


| 


ſicht zu beleidigen erfolgt, aber einen beleidigenden 


Ausdruck, ein Schimpfwort, enthält, den Angreifer 
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an der Fortſetzung feiner Beleidigungen hindern, 
ihn „mundtot“ machen kann (Olshauſen Note 13 
Abſ. 2 zu $ 53 StGB. 9. Aufl.). 

Die Möglichkeit einer ſolchen Annahme hängt 
von der mit beſonderen Schwierigkeiten verbundenen 
Feſtſtellung ab, ob der Wille des Angegriffenen nur 
auf Abwehr des Angriffs, oder auf Aufhebung der 
Wirkungen des Angriffs oder auf Vergeltung durch 
eine Beleidigung ſeinerſeits gerichtet war. 

Offenſichtlich aus der Erwägung heraus, daß 
der insbeſondere durch eine mündliche Ehrverletzung 
Angegriffene auf dem Wege der Notwehr den An⸗ 
griff in der Regel nicht verhindern kann, find ihm 
durch das StGB. andere Mittel und Wege er⸗ 
ſchloſſen worden, einerſeits um ſeine Rechte gegen 
den beendigten Angriff zu wahren, anderſeits um 
die meiſtens in der Erregung ohne nähere Ueber⸗ 
legung erfolgte Gegenbeleidigung in einem milderen 
Lichte erſcheinen zu laſſen. 

Die eine Handhabe bietet der $ 193 StGB. 
Erfüllt die Aeußerung des Angegriffenen den Tat⸗ 
beſtand einer Beleidigung des Angreifers, der gegen 
jenen eine — vollendete — Beleidigung begangen 
hat, ſo iſt ſie nicht rechtswidrig und darum nicht 
ſtrafbar, wenn ſie innerhalb des Rahmens diefer 
geſetzlichen Beſtimmungen erfolgte und das Vor⸗ 
handenſein einer Beleidigung weder aus der Form 
noch aus den Umſtänden, unter welchen ſie geſchah, 
hervorgeht. Die andere Wohltat iſt dem Ange⸗ 
griffenen durch den 8 199 StGB. eingeräumt, wo⸗ 
nach der Richter beide Beleidiger oder einen ſtraffrei 
erklären kann, wenn eine Beleidigung auf der Stelle 
erwidert wird. Der § 199 ſetzt auf Seite des An⸗ 
greifers wie auf Seite des Angegriffenen eine als 
Beleidigung ſtrafbare, mithin beiderſeits vor⸗ 
ſätzlich und rechtswidrig begangene Handlung 
voraus. Darnach ergibt ſich hinſichtlich der gegen⸗ 
ſeitigen Beleidigungen Folgendes: 

1. Eine Beleidigung kann als Notwehrhand⸗ 
lung im Sinne des $ 53 StGB. gegen eine rechts— 
widrige unmittelbar bevorſtehende oder bereits be⸗ 
gonnene, aber noch nicht beendigte Beleidigung in 
Betracht lommen. 

2. Eine gegenüber einer — vollendeten — Be⸗ 
leidigung bei dem Vorhandenſein der Vorausſetzung 
des § 193 StGB. begangene Beleidigung iſt nicht 
rechtswidrig und darum nicht ſtrafbar. 

3. Eine Anwendung des $ 199 StGB. fett 
zwei gegenüberſtehende vollendete ſtrafbare Beleidi: 
gungen voraus. Eine nach dem $ 193 ſtrafloſe 
Beleidigung eignet ſich nicht zur Aufrechnung nach 
8199 StGB. 

Dieſe drei Rechtsſchutzmittel ſind in ihrem Weſen 
vollſtändig voneinander verſchieden und darum 
ſtrenge auseinanderzuhalten. 

Oetker (a. a. O. S. 398) drückt dies in den 
Worten aus: 

„Die Retorſionshandlung (d. i. des 8 199 
StGB.) als Akt der Widervergeltung ſchaut 
alſo in die Vergangenheit und ſcheidet ſich 
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dadurch ſcharf von der Notwehrhandlung, die 
gegenwärtigen oder zukünftigen Angriffen be⸗ 
gegnen will“. 

Was für 8 199 gilt, trifft auch für $ 193 zu. 

Der Vorentwurf zum Strafgeſetzbuch bringt hin⸗ 
ſichtlich des 8 53 keine Aenderung; die hierfür an⸗ 
geführten Gründe erſcheinen mir durchſchlagend; 
der $ 53 hat bei ſeiner allgemeinen, glücklichen 
Faſſung längſt die Feuerprobe beſtanden und wird 
ſich auch in der Zukunft bewähren. 

Ueber die Vorausſetzungen zur Anwendung der 
88 193, 199 StGB. mich näher zu äußern, iſt 
nicht der Zweck dieſer Zeilen; treffliche Auskunft 
hierüber iſt zu erholen in dieſer Zeitſchrift Jahr⸗ 
gang 6 und 8 S. 165 ff., 172 ff. und in der ver: 
gleichenden Darſtellung des deutſchen und ausländi⸗ 
ſchen Strafrechts Bd. 2 S. 254 ff., S. 398 ff. Eines 
darf dabei aber nicht vergeſſen werden: 

Noch ſo große Rechtsgelehrſamkeit und noch ſo 
genaue Kenntnis der Rechtſprechung werden den 
Richter nicht zum geeigneten Schutz⸗ und Schirm⸗ 
herrn der angegriffenen Ehre des bei ihm Recht⸗ 
ſuchenden machen, wenn er nicht an dem Maßſtabe 
der jeweils geltenden Anſchauungen über Ehre, 
Anſtand und Sitte mit klarem Blicke zu erkennen 
und mit warmem Herzen zu fühlen vermag, ob 
und inwieweit der Ehre des Angegriffenen zu nahe 
getreten worden iſt. 


Unter welcher Vorausſetzung 
müſſen verwendete Fideikommißkapitalien 
refundiert werden? 

Von Oberlandesgerichtsrat Kreß in Augsburg. 


Die nähere Unterſuchung dieſer Frage er⸗ 
ſcheint mir geboten; denn auf meine Anfrage, wie 
es in dieſer Beziehung bei den übrigen bayeriſchen 
Fideikommißbehörden gehalten werde, erhielt ich 
drei verſchiedene Antworten. Ich unterſtellte fol⸗ 
genden Fall: Ein Fideikom mißbeſitzer hat zu den 
drei von ihm ſeinerzeit übernommenen Scheunen mit 
einem Aufwande von 10 000 M eine neue Scheune 
gebaut, wodurch der rentierliche Wert des Fidei— 
kommißgrundvermögens um den gleichen Betrag 
erhöht worden iſt. Auf ſein Anſuchen erhält er 
zur Tilgung des Koſtenaufwandes aus den vor— 
handenen Fideikommißkapitalien den Betrag von 
10000 M. Muß er refundieren? 


Die eine Antwort bejahte die Frage unbedingt 
— mit folgender Begründung: Handle es ſich — 
wie im unterſtellten Falle — um die Koſten einer 
außerordentlichen Erneuerung, ſo werde regel— 
mäßig ein Fall vorliegen, in dem zur Deckung der 
Koſten eine Fideikommißſchuld 1. oder 2. Kl. aufge⸗ 
nommen werden dürfe (53 56 Ziff. 5, 59 mit 
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er f 5 ; f 5 i iſt das Wort auch in 8 64 und 
. 8 5 erg = 8864 wi 69 6d == | E es ont im Edit noch vorkommt (88 29, 53 
eee ene a 59, 62 87), gebraucht. Der Geſetzgeber hat alſo 
Anders könne es auch dann nicht gehalten werden. 59, 62, 87), gek Beftattung der Verwendung 
ER Rn dei 8 Sgedrückt, daß in der Geſtattung der N 
wenn Fideikommißkapitalien dem Fideikommißbe e italien nicht das Zugeſtänd⸗ 
; 3ge⸗ von Fideikommißkapitalien nicht da geſtal 
ſitzer zur Beſtreitung ſolcher Ausgaben hinau 18 li ten die Kapitalien nicht refundiert 
8 254; Becher, nis liege, es brauchten die Kap 
geben würden (Roth⸗Becher, Zivilr. 8 254; zu werden, daß mit der Geſtattung auf Rück⸗ 
Landeszivilr. S. 950 ff.) — um fo mehr, als der zahl i0 ichtet werden wollen. Hätten 
er „ f ng nicht habe verzichtet we g 
J]jJJ%))VVVVVC | ‚aablun) der unbedingten Refundierungs⸗ 
CCCCECCGCCCGGCCCCCW% Ir Dekan aunenae 
erhalte. inzunehmen iſt, daß er für das von 
l * an Side dnmigbeſter ihm Gewolte bie 3 5 9 
allen Fällen, g a 1 brauch entſprechende Wort⸗ 
0 8 n 56 Ed. er⸗ liegende, dem Sprachgebrauch e 
VV[[ff ſſung wählt, zweifellos dahin ausgedrückt haben: 
wähnten Zwecken verwende, Refundierung ſtattfinden fa e TORE bet werden 
pitalien können verwen 
müſſe, wie ſich auch aus 8 64 Ed. ergebe. In dem Ji eikommißk Rückzahlung nach Maß⸗ 
8 Fibeibommißßeſther dann, wenn 0 89 69 be en Ergän: 
daraus, daß ein Fideikommißbeſitzer dann, wen. u iſt aber geſagt: 
C 
ſchuld abſtoßen wolle, refundieren müſſe; 3 ich der im 8 69 beſtimmten 
jet aber auch die Sachlage bezüglich des zum Scheunen— | 2 ee f fo affen bar: „vorbehaltlich 
* ir folgender der Rückzahlung, wie ſie im 8 69 beſtimmt 
10 10 19 9 = a ie, d. l. vorbehaltlich der Rückzahlung unter 
eſcheid: Wenn es ſi einen Neu den Be ungen und Vorausſetzungen, 
dann brauche der Fideikommißbeſitzer nicht zu refun⸗ | den Beding bee iind. 
dieren; denn hier werde das 5 9 15 0 N 8 1 Ferwee 
nur anders angelegt; die Scheune 5 f ie Fideikommißkapital in je dem Falle zurückzuzahlen? 
en re 1 Mitteln eine Keineswegs; nach dem klaren Wortlaute iſt nur 
Bender e e Jemen eh ine die Subſtanz des Fideikommiſſes ver⸗ 
neue Scheune zu bauen. Anders liege die Sache, an 05 de anden die Nefunbierungerilict 
wenn die Ausbeſſerung einer baufälligen Scheune | min ern de = eißt dort ausdrüdfih: Mit 
a cone ee der and, fare, die en der en eee fe 
aus eigenen Mitteln beſtreiten, alſo. N indernd andlung iſt ein Plan zu 
nor 1 1 8 Ueber⸗ . er 155 1 der Subſtanz desſelben ge⸗ 
ieſe Auffaſſung trifft n i 5 f änzt werden ſollen. 
1; d iſt, ob ſchehenen Verminderungen ergaͤnz f 
SL : | Was verſteht das Edikt — inſonderheit 5 69 
durch die Verwendung von Fideikon⸗ 5 die Subſtanz des Fideikom⸗ 
C 
ommiſſes i. S. 3 a | 
1 1 Fideit niß 5 | bite verwendet den Ausdruck „Sub— 
Kapitalien für das . an des Fideiken bergen in Doppelte 
5 8 nen Sinne: Es ſpricht von Subſtanz 15 91 Fir 
unden hat. at en Früchten 
Die Gründe, die meine Ueberzeugung ſtützen, | She are 10 26. 28 5 sr 69). 
find folgende: N u Sue 85 iſſes“ iſt ihm aber auch 
1. Vor allem der einen klaren Sinn one | 223 15 . 955 
Wortlaut des § 64 Ed. — der maßgebenden und, ande 23, 39, 49, 56°, 70, 72, 73, 75, 
von dem nur ergänzenden $ 70 1 5 nn oc Sinne heit das: Edit harte 
ne. 80 tonmißiapiialen un “ we | Veränderungen der Subſtanz des 1 
wendung der Fide b er: Veräui der Subſtanz des Fidei⸗ 
4 (8 49), „Veräußerung der l del 
Rückzahlung d. i. Refundierung ſpricht. Nach 8 6 „„ : „die Subſtanz des Fidei⸗ 
5 Tide! ißkapitalien fü kommiſſes“ (§ 52), von: „die Subſtanz 
können Fideikommißkapitalien für Aufwendungen, | KR 
| idei ld 1. Kl. kommiſſes vermindernden Handlungen“, „ 
zu deren Deckung eine Fideikommißſchu 1. 2 Hera 5 geschehe en Ver 
3 1 1 1 151 | n 8 5 0 1 
5 | = | der geminderten Subſtanz“, von „Ver yerunge 
kommißſchuld 2. Kl. handelt. eingezogen und ver S "(8 75). Angenommen: Ein Fidei— 
wendet werden — F N ie 1000 115 Grundſtücke und 
5 69 beſtimmten R i lt“, vor- 100 000 AI Kapitalien. Wenn nun ein Komplex 
6 a den 55 den Be: von 100 Tagw. um 30000 M verkauft und der 
tlich“ verbinde = ) Ve⸗ El e 5 
ge ber „Verwahrung gegen ein Zugeſtändnis“. Betrag den Fideikommißkapitalien zugeſchlagen 


wird, oder wenn umgekehrt 100 Tagw. um den 
den Fideikommißkapitalien entnommenen Betrag 
von 30000 M angekauft und dem Fideikommiß 
einverleibt werden, liegt darin eine „Verminde⸗ 
rung der Subſtanz“ im Sinne des Ediktes? Ent⸗ 
ſchieden nicht; denn die Subſtanz hat wohl eine 
„Veränderung“, aber keine Verminderung er⸗ 
fahren. Dies ergibt der § 49 Ed., der genau 
zwiſchen „Veräußerungen“ d. ſ. Verminderungen 
und „Veränderungen“ unterſcheidet und ſogar als 
Beiſpiel einer ſolchen „Veränderung“ den Ankauf 
eines Gutes aus den vorhandenen Fideikommiß⸗ 
kapitalien anführt. Dagegen ſpricht nicht 8 70 
Ed., wo von eingezogenen Fideikommißkapitalien 
und ſonſtigen Subſtanzverminderungen die Rede 
iſt; denn § 70 regelt nur jene Fälle, in denen 
die Wiederherſtellung einer durch Einziehung eines 
Fideikommißkapitals oder „ſonſt“ verminderten 
Subſtanz vorgeſchrieben iſt, ſtempelt aber 
keineswegs ſchlechthin eine jede ſolche Einziehung 
zu einer Subſtanzminderung. 


Dieſe liegt vielmehr nur dann vor, wenn der 
in dem Erträgniſſe, in der Rente aus⸗ 
gedrückte fideikommiſſariſche Vermögens— 
wert gemindert worden iſt, iſt alſo dann 
ausgeſchloſſen, wenn ein Gegenwert an die Stelle 
des verwendeten Kapitals tritt, wenn z. B. der 
Pächter des Fideikommißgrundbeſitzes für die neue 
Scheune einen um 400 M, d. i. der 4 prozentige 
Zins aus 10000 M, höheren Geſamtpachtzins 
bezahlt. 

Dies Ergebnis entſpricht auch dem das ganze 
— gemeine, preuß. und bayer. — Fideikommißrecht 
beherrſchenden Surrogationsprinzip. Der 
für das Fideikommißkapital angekaufte Grund: 
beſitz, der aus dem Verkaufe von Fideikommiß⸗ 
grundbeſitz erzielte Erlös tritt nach dem Grund— 
ſatze: res succedit in locum pretii uſw. an die 
Stelle des ausgeſchiedenen Fideikommißbeſtandteils 
(Ramdohr, Preuß. Fideikommißrecht S. 260, 271, 
317). Auf dieſem Grundſatze beruhen auch die 
Beſtimmungen der $$ 49, 68 Ed. (v. W. in 
BlfRA. 40 S. 547). 


3. Eine allgemeine, uneingeſchränkte Refun⸗ 
dierungspflicht iſt auch unvereinbar mit der Stellung, 
welche der Fideikommißbeſitzer dem Fideikommiß 
gegenüber einnimmt. Er iſt nicht an die dem 
Nießbraucher des BGB. gezogenen Schranken ge— 
bunden. Er darf als Nutzungseigentümer (§ 44) 
die Subſtanz des Fideikommiſſes verändern, um— 
geſtalten, den Grundſtückswert verringern, den Kapi— 
talwert erhöhen — ſelbſtverſtändlich unter Ein- 
haltung der für dieſe Fälle gegebenen beſonderen 
Vorſchriften (88 48, 49, 52, 65, 66 Ed.). Er 
braucht das Fideikommiß nicht zu vermehren, er 
muß es lediglich ſeinem Nachfolger „ohne irgend— 
eine aus feinem Verſchulden herrührende Schmäle— 


rung hinterlaſſen“ (§S 73 Ed. ObLG. 21. X. 07, | 
BayzR. 1908 ©. 22). Dieſe „Schmälerung“ ift funden hat, wird nicht behauptet. 


nach dem Ausgeführten gleichbedeutend mit einer 
Verminderung des Fideikommißerträgniſſes. 

Wird von dem Fideikommißbeſitzer verlangt, 
daß er die 10000 M, die er zum Scheunenneubau 
verwendet hat, dem Fideikommiß wieder erſetzt, ſo 
hat er in Wirklichkeit das Fideikommiß zwar aus 
den Früchten (8 69), aber der Wirkung nach doch 
aus eigener Taſche vermehrt, denn dieſe Früchte 
ſind ſein Eigentum. Das Fideikommiß hat nach 
wie vor die Zinſen aus den 10000 M und dazu 
die infolge des Neubaues erhöhte Fideikommißrente. 

Ganz verfehlt iſt der Einwand, als Gegenwert 
beziehe ja der Fideikommißbeſitzer die erhöhte Fidei⸗ 
kommißrente. Dieſe bezieht ſein Nachfolger auch, 
nur mit dem Unterſchiede, daß er ſie umſonſt hat, 
während ſein Vorgänger dafür bar bezahlt hat! 
Dieſen Einwand hatte ſchon Kreittmayr in Anm. III 
S. 1264 ſchlagend entkräftet. 

Folge des Satzes, daß der Fideikommißbeſitzer 
das Fideikommiß nur zu erhalten, nicht zu ver: 
mehren braucht, iſt das ihm eingeräumte Recht, 
wegen der von ihm vorgenommenen Verbeſſerun⸗ 
gen der Fideikommißſubſtanz Erſatz zu begehren 
(Gerber, Privatr. (13) S. 230; v. W. in BlfRA. 40 
S. 548). 

Und auf dieſem Satze beruht wieder die Vor⸗ 
ſchrift des 8 75 Ed., welche hinſichtlich der Frage 
der Erſatzpflicht des Fideikommißfolgers für Ver⸗ 
beſſerungen der Subſtanz durch den Fideikommiß⸗ 
vorbeſitzer die Beſtimmungen des bürgerlichen Rechtes 
über die gegenſeitigen Verhaͤltniſſe des Eigentümers 
und Nutznießers als maßgebend erklart. Zwar 
darf ſich der Fideikommißfolger ſoviele fünfpro⸗ 
zentige Raten zuguterechnen, als der Fideikommiß⸗ 
vorbeſitzer zu entrichten gehabt hätte, wenn er zur 
Deckung der Koſten der Verbeſſerungen eine Fidei⸗ 
kommißſchuld aufgenommen haben würde. Allein 
es darf aus dieſer vereinzelten, nur im Intereſſe 
des Fideikommißfolgers gegebenen Vorſchrift nicht 
ein allgemeiner Grundſatz, etwa des Inhalts ab— 
geleitet werden: Für Verbeſſerungen der Subſtanz, 
deren Koſten durch Aufnahme einer Fideikommiß— 
ſchuld (SS 56, 59, 60 Ed.) hätten beſtritten werden 
können, kann der Fideikommißbeſitzer keinen Erſatz 
verlangen, folgerichtig muß er auch ein zu dieſem 
Zwecke verwendetes Fideikommißkapital refundieren; 
denn damit wäre der Grundjaß umgeſtoßen, daß 
kein Fideikommißbeſitzer die rentierliche Subſtanz 
des Fideikommiſſes zu vermehren d. i. zu ver— 
beſſern braucht, daß er ſie nur zu erhalten und 
ſeinem Nachfolger lediglich ungeſchmälert zu hinter— 
laſſen hat (S 73). Daß dies Sinn und Zweck der 
Beſtimmung des $ 75 nicht war, liegt auf der Hand. 

4. Die Vertreter der unbedingten Refundie⸗ 
rungspflicht berufen ſich darauf, daß die Verwen— 
dung eines Fideikommißkapitals nach der Abſicht 
des Geſetzgebers der Aufnahme einer Fideikommiß— 
ſchuld gleich zu behandeln ſei. Daß dieſe Abſicht 
im Geſetze irgendwie unmittelbar Ausdruck ge— 
Daß ſie aus 


den Beſtimmungen über die Fideikommißſchulden 
und deren Tilgung ebenſowenig wie aus 8 75 ge: 
folgert werden kann, wurde bereits dargelegt. Der 
Geſetzgeber kann gar nicht beabſichtigt haben, wirt⸗ 
ſchaftlich grundverſchiedene Dinge einer Regel zu 
unterwerfen. Es würde allerdings auf die Geſamt⸗ 
rente des Fideikommiſſes ohne Einfluß ſein, ob 
der Fideikommißbefitzer zur Deckung der Koſten 
der neuen Scheune eine Fideikommißſchuld auſnimmt 
oder Fideikommißkapitalien verwendet. Die Rente 
würde ſich im erſteren Falle um den zu zahlenden 
Jahreszins, im letzteren Falle um den Zins aus 
dem verwendeten Kapitale mindern, das Defizit 
würde aber durch die infolge des Neubaues ein⸗ 
getretene Erhöhung der Geſamtrente ausgeglichen 
werden. Allein, im erſteren Falle bleibt 
die Laſt der Fideikommißſchuldz; daher iſt 
hier Refundierung in Geſtalt der Tilgung der 
Schuld vorgeſchrieben. Dieſer Unterſchied iſt auch 
vom Ob“LG. in einer neueren Entſcheidung ſcharf 
hervorgehoben (Samml. 12 S. 76). 

5. Die Rechtſprechung vertrat ſtets den Stand: 
punkt, daß Refundierung im Falle der Aus⸗ 
gleichung nicht ſtattzufinden habe. 

Ein Erk. des vorm. bayer. ObG H. vom 21. März 
1873 (Samml. 3 S. 252) behandelt den Fall 
der Verwendung von Fideikommißkapitalien zur 
Deckung von Bauausgaben: Herſtellung von Neu⸗ 
bauten an Stelle „ruinos“ gewordener und „Haupt⸗ 
reparaturen“. Es wird ausgeführt, daß die hierauf 
verwendeten Kapitalien der Fideikommißſubſtanz 
nicht entzogen ſeien, ſondern in der Erhaltung 
und Verbeſſerung der zur Fideikommißſtiftung ge⸗ 
hörigen Nutzungsgegenſtände einen Gegenwert ge⸗ 
funden hätten. Es beſtehe kein Anhaltspunkt 
dafür, daß durch die aufgewendete Bauſumme der 
Rentenbezug des Nutznießers geſchmälert worden 
ſei. Wenn aus einer Bemerkung am Schluſſe 
dieſes Erk. auf Refundierung zu ſchließen wäre, 
ſo hätte dieſe wohl darin ihren Grund gehabt, 
daß es ſich in dieſem Falle nicht um Erhöhung, 
ſondern um Wiederherſtellung der früheren 
Fideikommißrente handelte. 

Im Erk. des ObLG. vom 25. Juli 1877 
(Samml. 6 S. 786) wird die Verwendung eines 
Fideikommißkapitals zur Tilgung von Fideikommiß⸗ 
ſchulden für zuläſſig erklärt, „weil der Wert des 
Fideikommiſſar⸗Grundvermögens um denſelben Be: 
trag erhöht wird, um welchen es von Schulden 
entlaſtet wird und daher nicht entfernt davon die 
Rede ſein kann, daß das gedachte Subſtanzkapital 
durch die beantragte Verwendung den Tyidei: 
kommißfolgern entzogen würde, welchen vielmehr der 
erhöhte Wert des Grundvermögens und die ver: 
mehrte Rente aus ihm zugute kommt.“ 

Das Urt. des ObLG. vom 29. März 1894 
(Bln A. 59 S. 351) erklärt die Refundierung des 
für die Herſtellung von Entwäſſerungsanlagen beim 
gräfl. Palais — Fideikommißbeſtandteile — auf— 
gewendeten Fideikommißkapitals für notwendig; 
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denn dieſe Verwendung mindere die Subſtanz des 
Fideikommiſſes, deren Erganzung geſetzlich beſtimmt 
ſei, weshalb Refundierung des Kapitals geboten 
ſei. Die Behauptung, es ſei durch die Bauanlage 
und die dadurch geſchaffene Werterhöhung des 
Anweſens eine dem Koſtenaufwande entſprechende 
Mehrung des Fideikommißvermögens bewirkt 
worden, treffe hier nicht zu, da dem dauernden 
Kapitalrentenverluſte in Anbetracht der Unfrucht⸗ 
barkeit der Neuanlage für jenes Gebäude mit Rück⸗ 
ſicht auf deſſen Beſtimmung als Palais des Fidei⸗ 
kommißbefitzers ein entſprechender Gegenwert nicht 
gegenüberſtehe. 

In dem Falle, der mit Erk. des ObL G. vom 
17. September 1907 (Samml. 8 S. 420) ent⸗ 
ſchieden wurde, iſt die Refundierung eines zur 
Tilgung einer Fideikommißſchuld 1. Kl. verwendeten 
Fideikommißkapitals aus den im Urt. vom 25. Juli 
1877 (oben!) verwerteten Gründen für nicht not⸗ 
wendig erklärt. 

6. Auch die Praxis hat nach den mir vor⸗ 
liegenden Belegen früher den Standpunkt einge⸗ 
nommen, daß im Falle des Ausgleichs des Kapital⸗ 
rentenverluſtes durch die an Stelle des verwendeten 
Kapitals erworbenen Werte nicht zu refundieren 
ſei. Auf dieſem Standpunkte ſtehen ſieben fidei⸗ 
kommißgerichtliche Beſchlüſſe, die in der Zeit vom 
Jahre 1862 bis 1896 in einer Fideikommißſache 
ergangen find. In einem in einer anderen Sache 
gefaßten Beſchluſſe wird Refundierung nur deshalb 
gefordert, weil eine dauernde Erhöhung des 
Nutzungswertes der ganzen Gütermaſſe infolge der 
verwendeten Fideikommißkapitalien nicht angenom⸗ 
men wurde. Der Grundſatz ſelbſt aber wurde als 
richtig anerkannt. 

7. Schließlich wäre vielleicht auch ein prak⸗ 
tiſcher Geſichtspunkt noch der Erwähnung wert. 
Der Fideikommißbeſitzer ſoll nach vernünftigen 
Grundſaͤtzen wirtſchaften — geradeſo wie der 
moderne gebildete, erfahrene Kaufmann; das iſt 
er doch ſich ſelbſt und ſeiner Familie und vor 
allem ſeinen Nachfolgern im Fideikommiß ſchuldig. 
Welchem richtigen Kaufmann wird es denn aber 
einfallen, die Vermögenswerte, mit denen er arbeitet, 
der Art nach immer im alten Beſtande zu er⸗ 
halten? Das iſt ja eben die Kunſt des Kauf⸗ 
manns, dieſe Werte je nach der Marktlage herum⸗ 
zuwerfen; der günſtige Austauſch dieſer Werte unter 
geſchickter Benützung der jeweiligen Konjunktur — 
das iſt ja eben das Geſchäft. Aber auch der Fidei⸗ 
kommißbeſitzer ſoll und muß Geſchäftsmann ſein. 
Da bietet ſich z. B. ihm die günſtige Gelegenheit, 
ſich mit ſeinem Grundbeſitz an ein benachbartes 
Elektrizitätswerk anſchließen zu können. Die elek⸗ 
triſche Beleuchtung und Kraftanlage erhöht den 
Wert des Fideikommiſſes um viele Tauſende. Dem 
Fideikommißbeſitzer ſteht zur Deckung der Koſten 
ein Fideikommißkapital — zur Verfügung — aber 
nur gegen Rückerſatz! Darauf geht er nicht ein, 
weil er nicht einzuſehen vermag, weshalb er die 


dauernde Werterhöhung aus eigener Taſche be⸗ 
zahlen ſoll. Zur Aufnahme einer Fideikommiß⸗ 
ſchuld kann er ſich wegen des herrſchenden teueren 
Geldpreiſes auch nicht entſchließen und ſo bleibt 
es bei Petroleumlampe und Laterne! 

Ergebnis: Die Refundierungspflicht — in 
den hier gezogenen Schranken — entſpricht, die 
unbedingte Refundierungspflicht widerſpricht 

1. dem Geſetze und den anerkannten fidei⸗ 
kommißrechtlichen Grundſätzen und 

2. den Grundſätzen einer vernünftigen Wirt⸗ 
ſchaſtspolitik. 


Der Begriff des Ortes im Rechts inn, insbe⸗ 
ſondere im Einn des polizeiſtrafgeſetzbuchs. 
Von Rechtsrat Dr. Karl H. Fiſcher in Nürnberg. 


(Schluß). 
II. 
Die mehrfache Bedeutung, welche dem Begriff des 


Zeitſchrift für Rechtspflege i für Rechtspflege in Bayern. 1913. Nr. 2. 


Art. 30 („Bewohner eines Ortes“), Art. 49 („Tag⸗ 
löhner, welche am Orte keinen feſten Wohnſitz 
haben“), und Art. 152 Abſ. 1 („der öffentliche 
Verkehr innerhalb der Orte“). Ein beſonders 
gutes Beiſpiel dafür, mit welcher Skrupelloſigkeit 
die beiden Begriffe des Wortes unmittelbar neben⸗ 
einander gebraucht werden, bietet hierunter nament⸗ 
lich Art. 30: „Wer . . . Beſorgnis von Gefahren, 
Not oder Unglücksfällen unter den Bewohnern 
eines Ortes [= einer Ortſchaft] verbreitet oder 
zu verbreiten ſucht oder an ee Orten 
[= Oertlichkeiten] einen Zuſammenlauf, ver⸗ 
urſacht oder zu verurſachen ſucht. 

Weiter finden ſich gerade im Polizeiſtrafgeſetz 
buch zahlreiche Stellen, wo zwar Ort gleichfalls 
dem Verwaltungsbezirk gleichgeſtellt wird, wo aber 
dieſer nicht die Ortſchaft, ſondern (auch beim Vor⸗ 
handenſein mehrerer Ortſchaften) nur den höheren 
Verband, die Gemeinde, bezeichnen kann. Sehr 
häufig ſpricht das Geſetz davon, daß beſtimmte 
Teile der Geldſtrafen, die auf Grund einzelner 
Vorſchriften erkannt werden, „in die Armenkaſſe 
des Ortes der Uebertretung“ (Art. 73 Abſ. 4, 74 
Abſ. 2, 83 Abſ. 5, 91, 96, 110, 158 Abſ. 5 


Ortes danach im allgemeinen anhaftet, iſt ins: — hier nur ſubſidiär —) oder in die „des Ortes 


beſondere auch bei ſeiner Verwendung im baye⸗ 
riſchen Polizeiſtrafgeſetzbuch vom 26. De⸗ 
zember 1871 zu finden, das übrigens auch die 
Bezeichnung „Ortſchaft“ ſelbſtändig neben Ort kennt 
(Art. 34 Abſ. 1, Art. 94 — hier jedoch in einem 
ungewöhnlichen Sinn: „Städte, Märkte, Dörfer 
und ſonſtige Ortſchaften“ —, Art. 111 und 
Art. 124). Es wird zweckmäßig ſein, die Fälle 
vorweg zu bertrachten, bei welchen ein Zweifel 
kaum beſtehen kann. 


1. Der Sinn der Beſtimmung weiſt klar auf 
Oertlichkeit in Art. 69 Abſ. 1 („Orte, wo die 
Gefahr der Anſteckung anderer Tiere beſteht“), 
Art. 79 (Baden „an verbotenem Ort“) und 
Art. 84 („Orte, wo Perſonen oder fremdes Eigen: 
tum beſchädigt werden können“). Auf dasſelbe 
führt die Zuſammenſetzung der ſchon in Ziff. I 1 
behandelten Art „öffentliche Orte“ in Art. 30, 33 
Abſ. 1 („in Wirtſchaftslokalitäten oder an anderen 
öffentlichen Orten“) und Art. 80 Abi. 1 („auf 
Straßen oder anderen öffentlichen Orten“),“) ſowie 
„öffentliche Wege, Plätze und Verſammlungsorte“ 
in Art. 55 Abſ. 1. 

Dagegen bedeutet, ebenfalls nach dem Sinn 
der einzelnen Beſtimmungen, der Ausdruck Ort 
ſo viel wie Verwaltungsbezirk — und zwar nach dem 


oben Ausgeführten kleinſten Verwaltungsbezirk, alſo 


in zuſammengeſetzten Gemeinden Ortſchaft — in 
Art. 1 Ziff. 5 (konfeſſionell „gemiſchte Orte“), “ 


6) Bgl. dagegen den beſchränkten Begriff „öffentliche 
Straßen und Plätze“ in Art. 36 Ziff. 1 und 2, 37 Abſ. 1 
Ziff. 1, 51, 111 und 152 Abſ. 1. 

6) S. dazu das oben (Ziff. 1 2 Abſ. 2) angeführte 
Urteil des bayeriſchen Oberſten Landesgerichts vom 
22. März 1905. 


der Betretung“ (Art. 77, 147 Abſ. 1) fließen, 
oder daß mit dem Ergebnis rechtswidriger Tätig: . 
keit dasſelbe geſchieht (Art. 52 Abſ. 3, 125 Abſ. 3 

Satz 2 und 147 Abſ. 2 — in der letzteren Be⸗ 
ſtimmung wird von der Armenpflege des Ortes 
nicht von der Armenkaſſe geſprochen —). Ganz ähn⸗ 
lich lautet § 16 Abſ. 2 PreßG. vom 7. Mai 1874 
(Verfall zugunſten der „Armenkaſſe des Ortes der 
Sammlung“); beſonders bezeichnend iſt dagegen der 
Gegenſatz in den ſchon oben (Ziff. I 2 Ab}. 4) ange: 
führten Art. 84 EinkStG. und Art. 8 UmlG. Die 
Bedeutung von Ort gleich Gemeinde in den an— 
geführten Vorſchriften des Polizeiſtrafgeſetzbuches 
geht zwingend daraus hervor, daß nach den Ein: 
gangsworten des Art. 153 Abſ. 2 der Gemeinde: 
ordnung die Armenpflege Sache der Geſamtgemeinde, 
nie Sache der einzelnen Ortſchaft iſt, wovon auch ver⸗ 
tragsmäßig begründete Ausnahmen, wie allgemein 
anerkannt iſt, unzuläſſig ſind; ſo wenig wie von 
der ortſchaſtsweiſen Armenpflege kann daher vom 
Beſtand der Armenkaſſe einer Ortſchaft die Rede 
ſein, jo daß „Armenkaſſe eines Ortes“ die gemeind— 
liche Armenkaſſe oder, richtiger ausgedrückt, den 
zur Beſtreitung der Armenlaſt beſtimmten Teil 
des Vermögens und der Einkünfte der Gemeinde 
bedeuten muß. Weiter enthält das Polizeiſtraf— 
geſetzbuch nicht wenige Verbindungen von Ort mit 


| einer anderen Bezeichnung, welche nichts anderes 


beſagen können. Vor allem gilt das ſchon von 
dem ſo häufig gebrauchten Ausdruck „Ortspolizei“ 
mit ſeinen verſchiedenen Zuſammenſetzungen, da 


ſich nach bayeriſchem Recht der „Ortspolizeibezirk“ 
(ſo ausdrücklich Art. 3 Abſ. 1, 121 Abſ. 2) not⸗ 


| 


wendig auf den Gemeindebezirk zu erſtrecken hat, 
ſich nicht auf den Ortſchaftsbezirk beſchränken darf, 


| & 
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da es ſohin bloß eine gemeindliche, keine ort: halb des Gemeinde bezirkes befindlichen Beſitzer 


ſchaftliche Ortspolizeibehörde gibt (Art. 153 Abſ. 2 
der Gemeindeordnung). Ebenſo können nur die Ge⸗ 


meindebehörden gemeint ſein, wenn Art. 6 Abſ. 2 


von den „Ortsbehörden in Städten und Märkten 
mit magiſtratiſcher Verfaſſung“ oder Art. 58 in 
Uebereinſtimmung mit dem auch ſonſt üblichen 


Sprachgebrauch von der „Ortsſchulbehörde“ ſpricht. 


2. Nicht ſo glatt liegt die Sache zunächſt bei 
Art. 61 Abſ. 1, der durcheinander folgende Aus⸗ 
drücke verwendet: „Sterbeort“, „Ort der Beerdi⸗ 
gung“, „anderer Ort als ein öffentlicher Kirchhof“, 
„Vorſchriften über Zeit, Ort und Art der Beerdi⸗ 
gung“, „Begrabnisplatz“. Gerade die Tatſache, 
daß das letzte Wort, ſcheinbar in bewußtem Gegen: 
ſatz zu den vorher gebrauchten Bezeichnungen, die 
Oertlichkeit mit einem anderen Worte wie „Ort“ 
benennt, köunte vielleicht zu der Auffaſſung führen, 
hierunter ſei durchweg Verwaltungsbezirk zu ver⸗ 
ſtehen. Das iſt aber nicht möglich. „Anderer 
Ort als ein öffentlicher Kirchhof“ ſetzt den Ort 
räumlich dem Kirchhof gleich, ſo daß jedenfalls hier 
an der Bedeutung von Oertlichkeit kein Zweifel 
möglich tft. Dasſelbe wird auch, ſchon im Hin: 
blick auf die in Ziff. I 1 gewonnene allgemeine 
Regel, von der Zuſammenſetzung „Zeit, Ort und 
Art der Beerdigung“ zu gelten haben. Daß „Ort 
der Beerdigung“ ebenfalls in gleichem Sinn auf— 
zufaſſen iſt, ergibt die — mit dem Wortlaut nach 
dem oben Angeführten nicht in Widerſpruch 
ſtehende — Entſtehungsgeſchichte des Geſetzes, die 
ich an anderer Stelle („Die Leichenverbrennung 
und das bayeriſche Recht“ S. 37/8) eingehend 
dargelegt habe; hierauf muß ich verweiſen, weil 


das hier zu weit führen würde. Anders iſt es aber 


mit dem Begriff des Sterbeortes. Zu deſſen Aus— 
legung kann ſelbſtverſtändlich nicht die Bedeutung 
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von im Gemeindebezirk gelegenen Gebäuden und 
Gewerbebetrieben“ in Art. 3 Abſ. 1 Ziff. 3 
EinfSt®. vom 14. Auguſt 1910; „Verbringung 
geſchlachteter Tiere aus dem Gemeinde bezirk“ 
in 8 6 Buchſt. A der jetzt gegenſtandsloſen 
Allerhöchſten Verordnung vom 27. November 1875 
über die Rückvergütung von Aufſchlägen, GVBl. 
S. 690; „in dem Gemeindebezirk des Wohn— 
fies“ in 8 42 b Abſ. 3 GewO. oder „Recht, in 
dem Gemeinde bezirk ſich aufzuhalten“ in Art. 14 
Abſ. 1 Buchſt. b Heimat®. vom 16. April 1868 
oder „die in dem Gemeinde bezirk befindlichen 
Hilfsbedürftigen“ in Art. 13 Ziff. 1 Armen G. vom 
29. April 1869, insbeſondere — wegen der ſachlichen 
Beziehung und der zeitlichen Nähe der Entſtehung — 
„Beerdigung der im Gemeinde bezirk verſtorbenen 
mittelloſen Fremden“ in Ziff. 3 ebenda). Wenn 
auch die verſchiedenen Begriffe des Ortes, wie ge— 
zeigt, gerade in Art. 61 grundſatzlos verwendet 
werden, ſo iſt doch ohne einen Anhaltspunkt, der 
vollkommen fehlt, die Annahme ganz unmöglich, 
daß auch der viel prägnantere Begriff des Sterbe⸗ 
ortes unmittelbar nacheinander in doppeltem Sinn 
gebraucht würde. Damit iſt erwieſen, daß in 
Art. 61 Abſ. 1 Ziff. 1 unter dem Sterbeort nicht 
die Oertlichkeit, das Sterbehaus zu verſtehen iſt, 
ſondern der Verwaltungsbezirk, innerhalb deſſen 
der Sterbefall erfolgt iſt, und zwar nach der oben 
gefundenen Regel der kleinſte vorhandene, alſo im 
allgemeinen die Ortſchaft und die Gemeinde bloß 
dann, wenn eine Unterabteilung nach Ortſchaften 
nicht beſteht. Da von der Verbringung einer Leiche 


von dem Sterbebezirk an einen andern als den 


verwertet werden, welche der Begriff „Ort des 


Todes“ in $ 59 Abſ. 1 Ziff. 2 PerſonenſtaudsG. 
vom 6. Februar 1875 hat (ſ. oben Ziff. Il); es 
ſteht nicht nur entgegen, daß es ſich um völlig 
verſchiedene Geſetze handelt, die ebenſo zeitlich wie 
inhaltlich getrennt ſind, ſondern namentlich, daß 
die für das Perſonenſtandsgeſetz ausſchlaggebende 
Erwägung (}. oben) hier ganz wegfällt. Auf den 
richtigen Weg verhilft die Ausdrucksweiſe in Art. 61 
Abſ. 1 Ziff. 3 „Verbringung von Leichen vom 


Sterbeort an den außerhalb desſelben be: 


findlichen Begräbnisplag“. Schon dem gewöhn— 
lichen Sprachgebrauch iſt es durchaus fremd, von 
einem Platz außerhalb einer Oertlichkeit zu reden; 
noch viel mehr trifft das für die Geſetzesſprache 
zu, welche „innerhalb“ und „außerhalb“ aus— 
ſchließlich auf Verwaltungsbezirke bezieht (vgl. z. B. 
„innerhalb des Gemeinde bezirks oder jelbjtändigen 


Gutsbezirks“ in § 4 des Geſetzes vom 6. Juli 
1904, betr. die Bekämpfung der Reblaus; „außer- 


halb des Gemeinde bezirks der gewerblichen 
Niederlaſſung oder des Wohnortes“ in SS 42 


Abſ. 1, 44 Abſ. 1, 55 Abſ. 1 Gewd.; „die außer: | 


ordnungsgemäßen Begräbnisplatz nur geſprochen 
werden kann, ſalls die Leiche den Sterbebezirk 
wirklich verläßt, iſt daher die unterſuchte Be⸗ 
ſtimmung dann nicht anwendbar, wenn ſie zwar 
nicht an der gewöhnlichen, hiefür beſtimmten Oert— 
lichkeit beerdigt wird, aber innerhalb des Sterbe— 
bezirks verbleibt, alſo z. B. in einer Kathedrale 
oder in einem Park oder Garten beigeſetzt oder 
in einem Krematorium verbrannt wird; die gegen— 
teilige Anſicht, welche ich früher an der angeführten 
Stelle vertreten habe, kann ich nach einer noch— 
maligen Prüfung, die im Zuſammenhalt mit den 
übrigen in Betracht kommenden Vorſchriften erfolgte, 
nicht aufrecht erhalten. 

In Art. 128 ſpricht das Polizeiſtrafgeſetzbuch 
vom „Wohnort“, bei deſſen Wahl oder Verände— 
rung da8 ärztliche Perſonal den durch Verordnung 
feſtgeſetzten Verpflichtungen zu entſprechen hat. 
Wenigſtens die eine der hiezu erlaſſenen Ver— 
ordnungen, nämlich S 2 VO. vom 4. Juni 1899, 
die gewerblichen Verhältniſſe der Hebammen betr., 
(GVBl. S. 413) läßt erkennen, was hier unter 
dem Wohnort gemeint iſt; denn wenn dort be— 
ſtimmt wird, jede Hebamme, „welche in einer 
Gemeinde ſich niederlaſſen wolle, habe die Wahl 
ihres Wohnortes anzuzeigen . ..“, Jo kann 


doch hier kein Zweifel darüber beitehen, daß Wohn: 
ort (ebenfo wie in 8 1 Hauſier St., |. oben Ziff. J 2) 
ſoviel wie deſſen Gemeindebezirk bedeutet, alſo 
weder Oertlichkeit (das Wohnhaus) ) noch Ortſchaft, 
daß daher der Umzug innerhalb der Gemeinde 
auch dann nicht nach dieſer Beſtimmung anzeige⸗ 
pflichtig iſt, wenn er von einer Ortſchaft in eine 
andere erfolgt. Die übrigen Vollzugsverordnungen 
zu Art. 128 enthalten zwar die Bezugnahme auf 
die Gemeinde nicht; bei der gemeinſamen Grund⸗ 
lage und dem inneren Zuſammenhang iſt aber 
anzunehmen, daß die Auslegung die gleiche zu 
ſein hat. Für die Gleichſtellung von Wohnort 
mit dem Bezirk der Gemeinde ſtatt der Ortſchaft 
ſpricht auch, daß in allen Fällen die Anzeige nicht 
der Orts⸗, ſondern der Diſtriktspolizeibehörde zu 
erſtatten iſt; es wäre mindeſtens ungewöhnlich, 
wenn der erſteren ein derartiger Vorgang, der ſich 
innerhalb der Gemeinde abſpielt, entzogen würde, 
während ſich das für den Fall der Aenderung des 
Wohnortes bei der oben vertretenen Auffaſſung von 
ſelbſt erklärt. Daß unter dem Ort im Sinn des 
Art. 128 jedenfalls nur der Verwaltungsbezirk, 
nicht die Oertlichkeit zu verſtehen iſt, ergibt ſich auch 
als Auffaſſung des bayeriſchen Oberſten Landes— 
gerichts aus der Entſcheidung in Strafſachen vom 
22. Mai 1901 (Samml. Bd. 1 S. 381, Inn MBl. 
1901 S. 263, Seuff Bl. Bd. 67 S. 235, Reger 
Bd. 21 S. 238); im übrigen unterſucht das Urteil 
den Begriff nach einer hier nicht intereſſierenden 
Richtung. 

Wieder anders muß dieſer in Art. 146 Abſ. 3 
ſein, wo von der „Markung des Marktortes“ die 
Rede iſt; denn da je nach dem Umfang und der 
Beſtimmung des Marktes in einer aus mehreren 
Ortſchaften zuſammengeſetzten Gemeinde — ins— 
beſondere, wenn dieſe räumlich zuſammenhängen — 
ſowohl die Gemeinde als auch die Ortſchaft Markt— 
ort ſein kann, liegt ein Fall vor, wo „Ort“ als 
ein Oberbegriff verwendet wird, der Gemeinde und 
Ortſchaft zugleich umfaßt (weitere ſolche Fälle ſ. oben 
Ziff. J 2 Abſ. 1). 
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Endlich gebraucht das Polizeiſtrafgeſetzbuch das 


Wort aber auch noch in einem viel weiteren Sinn 
in dem erſt mit Geſetz vom 6. Juli 1908 ge— 
ſchaffenen Art. 22 b durch Zulaſſung von orts— 
polizeilichen Vorſchriften „zum Schutz von Orts— 
bildern“. Hierunter fällt nach dem klaren Zweck 
der Vorſchrift zweifellos auch das Bild, welches 
eine einzelne Oertlichkeit gewährt, die mit einem 
Verwaltungsbezirk gar nichts zu tun hat.“) Auf 


) Siehe dagegen für das Forſt (g. das in Ziff. Il 
Abſ. 2 angeführte Urteil. 

s) Dieſe Seite hat auch offenbar die Begründung 
zu dem Geſetz vom 6. Juli 1908 beſonders im Auge, 
wenn ſie erklärt: „Unter Ortsbild ſoll die Anſicht des 
Ortes von außen und von innen (Straßen- oder 
Platz-Bild, Faſſadenbild) verſtanden werden“ (Ver⸗ 
handlungen der Kammer der Abgeordneten, 35. Land— 
tagsverſammlung 1907/08, 1. Seiſion Beil. Bd. II Nr. 373 
S. 953); faſt wörtlich wiederholt in Ziff. II Abſ. 3 Satz 2 


| 
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der andern Seite will jedoch das Gele ganz in 
gleicher Weiſe das Bild ſchützen, das ſich gerade 
durch den Zuſammenſchluß einer Reihe von Oert⸗ 
lichkeiten zu einem Ganzen, zu einer Ortſchaft oder 
einer Gemeinde ergibt. Demgemäß handelt es 
ſich hier ausnahmsweiſe um einen Sammelausdruck, 
welcher die drei andern Bedeutungen enthält, in 
welchen ſich das Wort ſonſt findet. 

3. Danach zeigt ſich, daß allein im Polizei⸗ 
ſtrafgeſetzbuch der Begriff „Ort“ wirr durcheinander 
in vierfach verſchiedener Weiſe vorkommt, ein Um⸗ 
ſtand, der nicht etwa nur einen Schönheitsfehler 
der Geſetzesſprache darſtellt, ſondern auch die Aus⸗ 
legung erheblich erſchwert. 


III. 

Die vorigen Ausführungen, die auf einer nicht 
ſehr erquicklichen Sammlung des weit zerſtreuten 
Materials beruhen, haben einen doppelten Zweck. 
Sie wollen einen bisher ganz vernachläſſigten Rechts⸗ 
begriff durch Unterſuchung ſeiner einzelnen An⸗ 
wendungsfälle klären und damit zur Auslegung des 
geltenden Rechts beitragen; ſie wollen aber auch 
diejenigen, die an der Geſetzgebung mitwirken, auf 
dieſes juriſtiſche Aſchenbrödel aufmerkſam machen und 
anregen, künftig zur Vermeidung von Schwierig⸗ 
keiten oder Unklarheiten für den Vollzug auch bei 
Verwendung des Begriffes „Ort“ in der Geſetzes⸗ 
ſprache mit der Folgerichtigkeit und Sorgfalt zu 
verfahren, welche ſonſt die neueren Geſetze im all⸗ 
gemeinen vor den älteren auszeichnet. 


Das baheriſche Ausſührungsgeſetz zur 
Reichs verſicherungsorduung. 


Von Jakob Woeber, Regierungsaſſeſſor in München. 
(Schluß.) 

Die Gemeinden und die Gemeindever— 
bände (Diſtrikte, Bürgermeiſtereien) ſind ver⸗ 
pflichtet, ihren Beamten, die nach dem AVG. ver: 
ſicherungspflichtig ſind, zum Zweck der Befreiung 
von dieſer Pflicht die Anwartſchaft zu gewähren, 
die in $ 9 jenes Geſetzes bezeichnet iſt. Die Ver: 
pflichtung beſteht nicht, wenn die Gemeinde oder 
der Gemeindeverband für den Beamten Beiträge 
zu einer Verſicherungsunternehmung entrichtet oder 
dem Beamten ſolche Beiträge erſetzt (Art. 57 AG.). 


Dieſe Vorſchrift für die Gemeinden und Ge— 
meindeverbände ſoll nach der Abſicht des Geſetz⸗ 


der Bekanntmachung des Staatsminiſteriums des Innern 
vom 11. Juli 1911 über den Schutz der Orts- und Land- 
ſchaftsbilder gegen verunſtaltende Reklame (Inn MBl. 
S. 463). Aehnlich ſpricht auch die — aber nicht zu 
dieſer Vorſchrift erlaſſene — Bekanntmachung des Staats- 
miniſteriums des Innern vom 8. Juni 1910 (Inn MBl. 
S. 391) von „Orts- und Straßenbildern“. 


gebers nur eine Uebergangsbeſtimmung fein, da 
beabſichtigt iſt, dieſe Frage endgültig und einheit⸗ 
lich im künftigen Gemeindebeamtengeſetz zu löſen. 

Die Vorſchrift erſtreckt ſich nur auf die Ver⸗ 
ſicherungspflicht nach dem AVGG.; die Kranken⸗ 
und Invalidenverſicherung nach der RVO. wird 
dadurch nicht berührt. Nach der RVO. bleiben 
die Angeſtellten der Gemeinden und Gemeinde⸗ 
verbände verſicherungspflichtig, ſoweit dieſe Ange⸗ 
ſtellten begrifflich überhaupt darunter fallen. 

Die Pflicht, welche den Gemeinden und Ge⸗ 
meindeverbänden in Art. 57 AG. auferlegt iſt, 
um ihre Beamten von der Verſicherungspflicht nach 
dem AVG. zu befreien, iſt eine Pflicht nicht gegen: 
über dem einzelnen Beamten, ſondern eine Pflicht 
gegenüber dem Staate. Es kann daher nicht der 
einzelne Beamte die Erfüllung dieſer Pflicht in 
einem Streitverfahren erzwingen, die Erfüllung 
der Pflicht kann vielmehr im Weigerungsfalle nur 
im Wege ſtaatsauſſichtlichen Zwanges herbeigeführt 
werden. Der einzelne Beamte kann allenfalls das 
aufſichtliche Verfahren anregen, eine Parteirolle 
kommt ihm dabei nicht zu. 

Art. 57 ſpricht nicht von Angeſtellten, ſondern 
nur von Beamten. Die Pflicht der Gemeinden 
und Gemeindeverbände zur Gewährleiſtung der 
Anwartſchaft beſteht daher nur für Beamte, nicht 
auch für andere Angeſtellte, aber auch für Beamte 
nur dann, wenn fie nach dem AVG. verſicherungs⸗ 
pflichtig ſind. Beamter einer Gemeinde oder 
eines Gemeindeverbandes iſt ein Angeſtellter dann, 
wenn ſich das Dienſtverhältnis nicht nach bürger— 
lichem, ſondern nach öffentlichem Rechte bemißt. 


Im einzelnen wird dabei nur von Fall zu Fall 


entſchieden werden können. Wenn ein Dienſteid 
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Gemeinde ſolche Beiträge erſetzt. Dieſe letztere 
Klaſſe wird durch die Verſicherung bei einer Ver⸗ 
ſicherungsunternehmung nicht verſicherungsfrei, es 
können aber nach den 88 390 - 393 AWG. unter 
Umſtänden gewiſſe Beitragserleichterungen eintreten. 


Die in 89 AWG. verlangte Anwartſchaft 
können die Gemeinden ihren Beamten durch eine 
entſprechende Satzung oder auch durch Gründung 
oder Erweiterung einer gemeindlichen Penſions⸗ 
anſtalt gewähren. Wird zur Gewährung der An⸗ 
wartſchaft eine Gemeindeanſtalt errichtet oder er⸗ 
weitert, dann bemeſſen ſich die Anſprüche der 
gemeindlichen Beamten an dieſe Anſtalt nach Art. 8 
Ziff. 31 VGH. und ſind verwaltungsrechtlicher 
Natur. Im übrigen handelt es ſich um eine geſetzliche 
Ergänzung der Gehalts- und Lohnanſprüche; die 
Anſprüche aus der Anwartſchaft gehören daher 
wie die Gehalts- und Lohnanſprüche ſelbſt vor die 
bürgerlichen Gerichte. 


Die Beſtimmungen der RVO. und des AVG. 


über den Bezug von Waiſengeld und Sterbegeld 
machten auch eine Aenderung des bayeriſchen 


geleiſtet worden iſt, wird regelmäßig ein Beamten: 


verhältnis anzunehmen ſein; doch können auch 


Ausnahmen vorkommen, insbeſondere läßt der 


Mangel einer Vereidigung keinen ſicheren Schluß 


darauf zu, daß kein Beamtenverhältnis vorliege. 
(S. Min Bek. vom 11. November 1912, M ABl. 


S. 1078 f.). 


Gegenüber den Beamten ſind die Gemeinden 


und Gemeindeverbände zur Gewährleiſtung der 
Anwartſchaft verpflichtet. Dagegen hindert die 
Gemeinden nichts, die Anwartſchaft auch dann zu 
gewaͤhrleiſten, wenn fie nicht dazu verpflichtet find. 


Sie können dies gegenüber ſolchen Angeſtellten 


tun, die zwar nicht Beamte, aber verſicherungs— 
pflichtig nach dem AVG. find; ſie können es aber 
auch gegenüber ſolchen Angeſtellten tun, die über— 
haupt nicht unter das ABG. fallen. 

Nach dem AWG. find alſo die Verhältniſſe 
der gemeindlichen Angeſtellten zu beurteilen, die 
nicht Beamte ſind und bezüglich deren die Ge— 
meinde oder der Gemeindeverband nicht freiwillig 
die Anwartſchaſt gewährleiſtet hat; aber auch die 


gemeindlichen Beamten fallen unter das AV G., 


für welche die Gemeinde Beiträge zu einer Ver— 
ſicherungsunternehmung entrichtet oder denen die 


Beamtengeſetzes erforderlich. Es hat durch 
Art. 53 AG. der Art. 206 BGG. folgende Faſſung 
erhalten: 


„Auf die weiblichen Beamten finden die Vorſchriften 
dieſes Geſetzes mit folgenden Aenderungen Anwendung: 
1. Auch die unehelichen Kinder erhalten Sterbegehalt 

(Art. 72). 

2. das Waiſengeld wird jedem ehelichen oder durch nach— 
gefolgte Ehe legitimierten Kinde, deſſen Vater nicht 
mehr lebt, und jedem unehelichen Kinde gewährt. Es 
beträgt 12 vom Hundert des Ruhegehalts, zu deſſen 
Bezug die Mutter berechtigt geweſen iſt oder berechtigt 
geweien fein würde, wenn fie am Todestag in den 
Ruheſtand getreten wäre, jedoch mindeſtens 90 M. 
Dieſes Waiſengeld wird ehelichen und legitimierten 
Kindern auch dann gewährt, wenn der Vater noch 
lebt, jedoch erwerbsunfähig iſt und die Mutter den 
Lebensunterhalt der Familie ganz oder überwiegend 
aus ihrem Dienſteinkommen beſtritten hat oder wenn 
ſich der Vater ohne geſetzlichen Grund von der häus— 
lichen Gemeinſchaft ferngehalten und ſeiner väterlichen 
Unterhaltspflicht entzogen hat. Die Gewährung des 
Waiſengeldes beginnt bei ehelichen und legitimierten 
Kindern mit Beginn des Monats, in dem der Vater 
geſtorben oder erwerbsunfähig geworden iſt oder ſich 
ohne geſetzlichen Grund von der häuslichen Gemeinſchaſt 
entfernt und ſeiner Unterhaltspflicht entzogen hat. Die 
Gewährung beginnt jedoch keinesfalls vor dem in 
Art. 82 beſtimmten Zeitpunkte. 

Bei der Berechnung des Waiſengeldes darf als Ruhe- 
gehalt der Mutter kein höherer Betrag als 75 vom 
Hundert ihres penſionsfähigen Dienſteinkommens (Art. 39 
Abſ. 2) zugrunde gelegt werden. 

Im Falle der Verehelichung nach Verſetzung in den 
Ruheſtand kann den weiblichen Beamten auf ihren Antrag 
eine einmalige Abfindung bis zum fünffachen Betrage 
des Ruhegehalts gewährt werden. Die Anſprüche der 
Kinder auf Waiſengeld werden hiervon nicht berührt. 
Das Waiſengeld wird in dieſem Falle mit Beginn des 
Monats gewährt, in dem die Mutter geſtorben iſt.“ 


Die „Begründung“ macht zu dieſer Abände— 
rung des BG. folgende Bemerkungen: 

„Es unterliegt erheblichen Zweifeln, ob der 
Art. 206 BG., der die beſondere Rechtsſtellung 


der weiblichen Beamten regelt, in der jetzigen 
FJaſſung ausreicht, um die weiblichen Beamten 
von der Verſicherungspflicht nach dem 4. Buche 
der RVO. und nach dem AVG. zu befreien. 
Art. 206 iſt deshalb zweckmäßig jo zu ändern, 
daß ſeine Faſſung den Erforderniſſen des § 1234 
RVO. und des § 9 AV. unter allen Umſtänden, 
wie auch die oberſten Verſicherungsbehörden ent⸗ 
ſcheiden mögen, genügt. Da ſowohl die RVO. 
wie das AVG. auch den unehelichen Kindern 
weiblicher Verſicherter die Waiſenrente zuſpricht, 
kann die entſprechende Aenderung des BG. nicht 
umgangen werden. 

Der Entwurf gewährt entſprechend 8 1259 
RVO. und 8 29 AVG. das Waiſengeld nur 
den vaterloſen Kindern, jedoch wie bei 
männlichen Beamten bis zum Ablauf des Monats, 
in dem das 21. Lebensjahr vollendet wird (Art. 85 
BG. ), während die Waiſenrente nach dem 4. Buche 
der RVO. nur bis zur Vollendung des 15. und 
die Waiſenrente nach dem AVG. nur bis zur 
Vollendung des 18. Lebensjahres zu gewähren iſt. 
Das Waiſengeld wird jedoch auch bei Leb⸗ 
zeiten des Vaters dann gewährt, wenn die 
Vorausſetzungen des 8 1260 RVO. und des $ 20 
AVG. vorliegen. Das Waiſengeld ſoll dagegen 
nicht gewährt werden, wenn die Vorausſetzungen 
des 8 1261 RVO. und des 931 AVG. gegeben 
ſind, um zu verhindern, daß ein pflichtvergeſſener 
Vater ſich ſeiner Unterhaltspflicht entzieht und den 
Unterhalt dem Staate zuweiſt. Dieſer Beſchränkung 
hinſichtlich des §S 1261 RVO. und des § 31 AVG. 
ſteht vom Standpunkte der Reichsverſicherungs⸗ 
geſetze kein Bedenken entgegen, da es nicht not⸗ 
wendig iſt, daß der Kreis der nach den Reichs⸗ 
verſicherungsgeſetzen zur Waiſenrente berechtigten 
Perſonen ſich mit dem Kreiſe der Perſonen deckt, 
die nach dem Beamtenrechte einen Rechtsanſpruch 
auf Waiſengeld beſitzen. Ebenſo iſt auch volle 
Uebereinſtimmung hinſichtlich der Höhe und des 
Umfangs der einzelnen Leiſtungen nicht erforderlich. 

Da in Art. 73 BGG. neben den ehelichen 
Kindern auch die legitimierten Kinder ausdrücklich 
aufgeführt find, könnte man, wenn dieſes nicht 
auch in Art. 206 Abſ. 1 Ziff. 2 geſchieht, zur 
Auslegung kommen, daß hier zu den ehelichen die 
legitimierten Kinder nicht zu zählen ſind und daß 
daher uneheliche Kinder einer Beamtin, die durch 
nachgefolgte Ehe legitimiert worden ſind, beim 
Tode der Mutter das Waiſengeld auch zu Leb⸗ 
zeiten des Vaters erhalten. Uneheliche Kinder 
einer Frau ſind jedoch, wenn die Mutter mit 
dem natürlichen Vater ſich verheiratet hat, nicht 
mehr vaterlos im Sinne des § 1259 RVO. und 
und des 8 29 AVG. Legitimation durch Ehe— 
lichkeitserklärung, die nach Art. 73 BG. bei männ⸗ 
lichen Beamten ebenfalls Anſpruch auf Waiſengeld 
gewährt, kann bei einem weiblichen Beamten gemäß 
5 1723 Abſ. 1 BGB. nicht in Frage kommen. 


Abſ. II dieſes Entwurfes iſt die notwendige 
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Folgerung aus Art. 74 Abſ. I Satz 2 BG., da⸗ 
mit nicht die Kinder weiblicher Beamter hinſichtlich 
der Bemeſſung des Waiſengeldes beſſer geſtellt 
ſind als die Kinder männlicher Beamter. Die 
Beſtimmung hat praktiſche Bedeutung, wenn einer 
Beamtin Hilfloſenpenſion nach Art. 89 Abſ. 3 BG. 
gewährt worden iſt. 

Sollte eine Doppelwaiſe ſowohl aus dem 
Rechte ihres Vaters wie ihrer Mutter Anſprüche 
auf Waiſengeld erheben können, weil beide Eltern⸗ 
teile als Beamte Rechte erworben haben, ſo ſind 
die Bezüge nach beiden Richtungen, ſowohl aus 
dem Rechte des Vaters wie aus dem Rechte der 
Mutter zu gewähren; denn die beamtengeſetzliche 
Hinterbliebenenverſorgung wird wie der Ruhegehalt 
„nicht gewährt aus ſozialer Fürſorge, ſondern iſt 
als bereits verdiente Lohn⸗ oder Gehaltszahlung 
anzuſehen“ (Begr. z. RVO. S. 409, 410). Haben 
ſonach beide Elternteile als Beamte Rechte zu⸗ 
gunſten ihrer Hinterbliebenen erworben, ſo ſind 
die Leiſtungen (Waiſengelder) als bereits von 
beiden Elternteilen verdiente Gehaltszahlungen 
unverkürzt nebeneinander zu gewähren. 


4. Zuſtändigkeitsſtreitigkeiten. 


Mit Rückſicht darauf, daß durch die Ver⸗ 
ſicherungsbehörden beſondere Verwaltungsgerichte 
geſchaffen ſind, beſtand Anlaß, das Geſetz über 
die Entſcheidung von Kompetenzkonflikten vom 
18. Auguſt 1879 abzuändern, das Geſetz wurde 
auch auf die Zuſtändigkeitsſtreitigkeiten zwiſchen 
den Gerichten und den Verſicherungsbehörden für 
anwendbar erklärt; zur Erledigung ſolcher Streitig⸗ 
keiten wurden hauptamtliche Mitglieder des Landes⸗ 
verſicherungsamtes in den Gerichtshof für Kompe⸗ 
tenzkonflikte berufen; zur Erhebung des Kompe⸗ 
tenzkonfliktes ſind in Angelegenheiten der Reichs⸗ 
verſicherung auch die Oberverſicherungsämter und 
das Landesverſicherungsamt befugt (Art. 58 und 
und 59 AG.). 

Auch zwiſchen den eigentlichen Verwaltungs⸗ 
rechtsſachen und den Verſicherungsangelegenheiten 
erfolgte eine Abgrenzung. Wenn die Entſcheidung 
einer Verwaltungsſtreitſache von der Entſcheidung 
einer Verſicherungsbehörde abhängig iſt, ſo kann 
die Verſicherungsſache von den Verwaltungsbe⸗ 
hörden nicht incidenter behandelt werden. Die 
Verwaltungsbehörden müſſen vielmehr ihr Ver⸗ 
fahren bis zur endgültigen Entſcheidung der Ver: 
ſicherungsbehörden ausſetzen. Die Entſcheidung 
der . bindet (Art. 60 und 
61 AG.). 


5. Sonſtige Vorſchriften. 


Abgeſehen von den erforderlichen Uebergangs— 
vorſchriften enthält dieſer Abſchnitt insbeſondere 
einige Aenderungen des Gebührengeſetzes. 

Als juriſtiſche Perſonen würden die Verſiche— 
rungsträger (Krankenkaſſen, Berufsgenoſſenſchaften, 
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Verſicherungsanſtalten) an fih von den Beſtim⸗ 
mungen des bayer. Gebührengeſetzes über das 
Gebührenäquivalent (Art. 258 Geb. ff.) 
getroffen. Gemäß Art. 63 AG. find fie mit Rück⸗ 
ſicht auf ihren gemeinnützigen Zweck davon befreit. 
Die Befreiung beſchränkt ſich jedoch auf die Grund⸗ 
ſtücke und Gebäude, die unmittelbar zur Erfüllung 
öffentlicher Aufgaben dienen. Dazu gehören alle 


Grundſtücke und Gebäude, ſoweit die Verſicherungs⸗ 


träger ſie im Vollzuge der Aufgaben beſitzen, die 
ihnen durch die RVO. entweder als Pflichtleiſtungen 
oder als freiwillige Leiſtungen zugewieſen ſind. 
Darunter fallen z. B. Krankenhäuſer, Erholungs⸗ 
heime, Anſtalten aller Art mit allen Grundſtücken, 
die wie die umgebenden Waldungen dem Zweck 
der Anſtalt dienen, dann die Dienſtgründe und 
die Dienftgebäude der Verſicherungsträger, die 
Dienſtwohnungen, die von den Verſicherungsträgern 
den Organen oder Angeſtellten eingeräumt ſind 
und zu dem Zwecke in Beziehung ſtehen, auf den 
ſich die Steuerfreiheit gründet. Dagegen gehören 
hierzu nicht Grundſtücke und Gebäude, die lediglich 
als Kapitalanlage dienen (Entwurf S. 65). 

Für Schuldbekenntniſſe und Beſtellungen von 
Hypotheken zugunſten von Darlehen, welche die 
Landesverſicherungsanſtalten und Sonderanſtalten 
zur Beſchaffung oder Verbeſſerung von Klein: 
wohnungen der minderbemittelten Bevölkerung an 
gemeinnützige Bauvereinigungen gewähren, werden 
Gebühren zur Staatskaſſe nicht erhoben. Das 
gleiche gilt für Rangänderungen zugunſten der zu 
beſtellenden Hypotheken dieſer Art mit Einſchluß 
der Berichtigung der Hypotheken-, Grundſchuld— 
und Rentenſchuldbriefe, für die Eintragung und 
Löſchung ſolcher Hypotheken und deren Umſchreibung 
auf den Eigentümer des belaſteten Grundſtücks 
ſowie für Erklärungen, welche die Aufhebung einer 
Hypothek, Grundſchuld oder Rentenſchuld zugunſten 
der zu beſtellenden Hypotheken der bezeichneten 
Art betreffen. 

Als gemeinnützig gelten nicht Bauvereinigungen, 
die ſatzungsgemäß die Einzahlungen der Mitglieder 
mit mehr als 4 vom Hundert verzinſen oder den 
Mitgliedern im Falle der Auflöſung mehr als die 
Einzahlung ausantworten (Art. 64 AG.). 

Art. 64 gilt entſprechend für die Herſtellung 
von Wohngebäuden zur Anſiedelung landwirtſchaft— 
licher Arbeiter (Art. 2 Abſ. III, Art. 14 Abſ. II 
LKultꝗi G. i. d. F. vom 24. März 1908, GVBl. 
S. 235) (Art. 65 AG.). 

Art. 64 will für Hypotheken, welche die Ver— 
ſicherungsanſtalten einſchließlich der Sonderan— 
ſtalten nach SS 1360 ff. RVO. den gemeinnützigen 
Kleinwohnungsbauvereinigungen gewähren, die 
gleiche Gebührenbegünſtigung gewaͤhren, die auf 


Grund des Art. 31 Abſ. I Satz 2 LKultRG. i. 


d. F. vom 31. März 1908 (GVBl. S. 235) 
bereits für jene Hypotheken beſteht, die ſolche Ver: 
einigungen durch Vermittlung der Gemeinden von 
der Landeskultur⸗Rentenanſtalt erhalten. Die Be: 
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ſtimmung ſchließt ſich im weſentlichen an die Vor⸗ 
ſchrift des Art. 31 Abſ. J Satz 2 des bezeichneten 
Geſetzes an. Auch der Begriff Kleinwohnungs⸗ 
bauten iſt im gleichen Sinne wie im Art. 1 
Abſ. I LKultRG. zu verſtehen. 

Die Beſtimmung in Art. 65 dehnt die Ver⸗ 
günſtigung in Art. 64 auf volkswirtſchaftlich gleich⸗ 
gelagerte Fälle aus. 


Kleine Mitteilungen. 


Das Fehlen eines Anſpruchs des Agenten auf Buch⸗ 
einſicht — eine Lücke im Geſetze. — Die Rechtsſtellung 
des Agenten) hat der Geſetzgeber ziemlich ungünſtig 
geſtaltet. In der früheren Geſetzgebung war aller⸗ 
dings dieſes Gebiet nicht eigens geregelt. Aber der 
Agent ſtellte ſich dabei bedeutend beſſer. Man ließ 
allgemein den Geſichtspunkt von Treu und Glauben 
im Handelsverkehr gelten und gewährte ihm gerade 
das ſo wichtige Recht auf Vorlegung der Geſchäfts⸗ 
bücher. Dieſe unmittelbare Einſicht in die Bücher iſt 
für den Agenten aber äußerſt wichtig. Sonſt hängen 
ſeine Anſprüche in der Luft. 

Der gleiche Gedanke trat auch ſchon in den Reichs⸗ 
tagsverhandlungen zutage. Vgl. die Mat. zum HGB. 
für das Deutſche Reich und dem EG. (1. Leſung des 
HGB. im Plenum S. 190), wo Abgeordneter Baſſer⸗ 
mann ausführt: 

„Der Wunſch, die Proviſionsrechnungen viertel⸗ 
jährlich — ſtatt halbjährlich — zu erteilen, der Wunſch, 
Einſicht in die betreffenden Kundenkonti bei den 
Handelshäuſern zu bekommen, das ſind Dinge, die 
ſich in der Kommiſſion noch werden erwägen laſſen. 
Mir ſcheinen prima vista dieſe Wünſche durchaus nicht 
unbillig zu ſein“. 

Doch kam es trotzdem nicht zu einer Regelung im 
Geſetze, die die Sicherung des Agenten verbürgen würde. 

8 91 HGB. beſtimmt zwar: „Der Handlungs⸗ 
agent kann bei der Abrechnung mit dem Geſchäftsherrn 
die Mitteilung eines Buchauszugs über die durch ſeine 
Tätigkeit zuſtande gekommenen Geſchäfte fordern. Das 
gleiche Recht ſteht ihm in Anſehung ſolcher Geſchäfte 
zu, für die ihm nach 8 89 die Proviſion gebührt.“ 
Gemeint ſind mit der Heranziehung des 8 89 die ſo— 
genannten „direkten“, d. h. die ohne Mitwirkung des 
Bezirksagenten — ein ſolcher kommt hierfür nur in 
Frage — abgeſchloſſenen Geſchäfte. 

Wie ſieht es aber in Wirklichkeit aus? 

Dem Handlungsagenten fehlt jede Möglichkeit zu 
prüfen, ob der Buchauszug richtig, ob die Zahlung 
des Kunden bereits eingegangen iſt; insbeſondere fehlt 
dem Bezirksagenten jegliche Unterlage dafür, ob die 
Angaben des Geſchäftsherrn über die „direkten Ge— 
ſchäfte“, richtig und vollſtändig ſind. Wenn der Ge⸗ 


1) Vgl. die Vegriffsbeſtimmung in 8 82 des Ent⸗ 
wurfs, die auch in das HGB. ſelbſt 8 84 — übers 
gegangen iſt: „Wer ohne als Handlungsgehilfe an⸗ 
geſtellt zu fein ſtändig damit betraut ift, für das 
Handelsgewerbe des andern Geſchäfte zu vermitteln, 
oder im Namen des andern abzuſchließen“. 


ſetzgeber dem Bezirksagenten ein Recht auf Mitteilung 
eines Buchauszuges gewährt, ſo muß er ihm auch die 
zur Durchführung ſeiner Forderung notwendigen Maß⸗ 
nahmen geſtatten. 


Gerade der Bezirksagent, dem man wohl mit Rück⸗ 
ſicht auf ſeine umfangreichere und verantwortungs⸗ 
vollere Tätigkeit den Anſpruch auf Vergütung auch 
für direkte Geſchäfte ausdrücklich zugewieſen hat, ſieht 
ſich den größten Schwierigkeiten gegenüber. Dagegen 
hilft auch nicht 8 45 HGB.), wonach im Laufe eines 
Rechtsſtreites das Gericht auf Antrag oder von Amts 
wegen die Vorlegung der Handelsbücher einer Partei 
anordnen kann. Denn erſtens ſind die Beziehungen 
zwiſchen dem Geſchäftsherrn und dem Handlungs⸗ 
agenten ſchon äußerſt getrübt, wenn nicht gar ganz 
abgebrochen, ſobald es zu einem Rechtsſtreit überhaupt 
kommt, und zweitens find nach der Rechtſprechung die 
Bücher nur vorzulegen, wenn durch ſie über be⸗ 
ſtimmte Einzelpoſten Beweis angetreten wird. Die 
allgemeine Begründung eines Antrages auf Bücher⸗ 
vorlegung damit, der Auszug ſei unrichtig, genügt nicht. 
(Vgl. die Entſch. des RG. in der JW. 96,699 ). 

Wie ſoll aber der Agent von den Abſchlüſſen 
„direkter Geſchäfte“ zwiſchen Geſchäftsherrn und 
Kunden Kenntnis haben? Berechtigt iſt ein Anſpruch 
auf Vergütung aber um ſo mebr, als es ſich ſehr 
häufig um Kunden handelt, die der Agent neu erworben 
hat und die nun nachbeſtellen. Wollte man dem Agenten 
aber dieſes Recht verſagen, ſo würde man ihm gewiß 
Nachteile zufüegn; iſt doch ſein Kundenkreis immer 
beſchränkt und mit der Zeit wird es ſchwer fallen, 
in gleichbleibendem Gebiete immer wieder neue Kunden 
zu erwerben. 


Keineswegs ſoll nun behauptet werden, daß der 
Geſchäftsherr abſichtlich dem Agenten die geſetzliche 
Proviſion entziehen wolle; aber ein Verſehen in dieſer 
Richtung iſt ſehr leicht möglich; insbeſondere deshalb, 
weil die Angeſtellten, welche die Bücher führen und die 
Proviſionsauszüge herausſchreiben, von den beſonderen 
Aufgaben und Berechtigungen des einzelnen Agenten 
zuweilen keine ſichere Kenntnis haben. 


Man wende nicht ein, man könne unmöglich dem 
Agenten eine Einſicht in die Geſchäftsbücher gewähren, 
da man ſonſt Gefahr laufe, innere Vorfälle preis— 
zugeben. Die gewöhnlichen Kundenkonti enthalten 
keinerlei ſolche geheim zu haltende Einträge, und der 
Agent muß eben ſeine Anſprüche nachprüfen können. 
Er ſteht dem Geſchäftsherrn als gleichwertiger, ſelb— 
ſtändiger Kaufmann gegenüber. Man gewährt ihm 
ja auch kein Vorzugsrecht im Konkurſe des Geſchäfts— 
herrn und rechnet ihn hierin auch nicht unter die 
eigentlichen Angeſtellten in S 61 Nr. 1 KO. Warum 
will man ihm auf der anderen Seite nicht geben, was 
ſeine ſelbſtändige Stellung als notwendige Gegen— 
leiſtung erfordert? 

Bei der Beſtellung des Agenten muß der Geſchäfts⸗ 
herr prüfen, ob er dem Manne Vertrauen ſchenken 
darf oder nicht. Hat er ihn aber einmal erwählt, ſo 
muß er ihm auch das Recht gewähren, die Abſchlüſſe, 
Lieferungen uſw. in den Geſchäftsbüchern nachzuſehen. 
Das trifft beſonders bei den Bezirksagenten zu. 


) In dieſem Sinne die Motive zum HGB. (vgl. 
Hahn, Die geſamten Materialien zu den Reichs-Juſtiz— 
geſetzen 6. Bd. S. 250). 
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Inſofern befteht alfo eine Lücke im Geſetze. Die 
Schwierigkeiten ſchwinden, wenn man etwa den 8 91 
GB. dahin ergänzt, daß auf alle Fälle dem Bezirks⸗ 
agenten das Recht gegeben wird, wenn auch nur ein⸗ 
mal im Jahre, Vorlegung der Geſchäftsbücher zur 
Ueberprüfung ſeiner Anſprüche zu verlangen. 


Rechtsanwalt Dr. Neumond in Ludwigshafen a. Rh. 


Aus der Aechtſprechung. 


Reichsgericht. 
A. Zivilſachen. 
1 


Parteifähigkeit gewerkſchaftlicher Verbände (einer 
„Zahlſtelle“, eines „Gewerkſchaftskartells“) und deren 
Haftung für den durch einen Boykott angerichteten 
Schaden, insbeſondere im Fall eines Boylotts, den fie 
unternommen haben, um den Arbeitsnachweis in ihre 
a. zu bekemmen. Aus den Gründen: Das 

eſen eines nicht rechtsfähigen Vereins hat das RG. 
in einer dauernden Verbindung einer größeren Anzahl 
von Perſonen zur Erreichung eines gemeinſamen 
Zweckes erblickt, wenn dieſe ſich eine die weſentlichen 
Merkmale korporativer Organiſation enthaltende Ge— 
ſtaltung gegeben hat, die einen Geſamtnamen führt 
und bei der ein Wechſel des Mitgliederbeſtandes natur- 
gemäß ſtattfindet (RG. 76, 27). Dieſe Erforderniſſe 
hat das OLG. hier an der Hand der Statuten bei 
beiden Beklagten ohne Rechtsirrtum als erfüllt ange⸗ 
ſehen. Die Mitgliedſchaften (Zahlſtellen) des Verbandes 
der und Berufsgenoſſen Deutſchlands werden 
an Orten errichtet, an denen der Verband mindeſtens 
15 Mitglieder zählt. Sie haben ſich ſelbſtändig eine 
Organiſation zu geben, insbeſondere einen Vorſtand 
zu wählen, neben welchem eine Mitgliederverſammlung, 
die in beſtimmten Zeiträumen einzuberufen iſt, beſteht. 
Die Zahlſtellen ſind ſelbſtändig Träger von Ver— 
mögensrechten; ein Teil der Verbandsbeiträge verbleibt 
ihnen für ihre eigenen beſonderen Aufgaben. Sie haben 
neben den Verbandsgeſchäften gemeinſame örtliche 
Aufgaben zu erledigen. Die Angehörigen der Mit— 
gliedſchaften ſind allerdings ſtets auch Mitglieder des 
Verbandes, ihr Vorſtand iſt zugleich Vertreter und 
Vertrauensmann des Verbandes; eine derartige An— 
gliederung eines Vereins an einen anderen iſt aber 
unbedenklich ſtatthaft (RG. 73, 96). Das Gewerk⸗— 
ſchaftskartell B. iſt nach den Statuten eine Kommiſſion 
der am Orte beſtehenden Zahlſtellen der gewerkſchaft— 
lichen Zentralverbände und ſolcher Ortsvereine, für 
deren Beruf ein Zentralverband nicht beſteht. Es ſetzt 
ſich zuſammen aus Vertretern der Verbände und 
Vereine. Zur Zeit des fraglichen Boykotts gehörten 
ihm 45 Verbände und Vereine an. Sein Beſtand 
wird durch den Ein- und Austritt von Mitgliedern 
nicht berührt. Es hat eine eigene Organiſation. Die 
Beſchlüſſe werden in der Mitgliederverſammlung ge— 
faßt; die Ausführung der Beſchlüſſe und die Erledi— 
gung der Geſchäfte liegt dem Ausſchuß ob. Das Kartell 
hat ſich die Förderung der gemeinſamen örtlichen Auf— 
gaben und der Intereſſen der Gewerkſchaften zum 
Zweck geſetzt. Es beſitzt eigenes Vermögen; nach außen 
tritt es unter ſeinem Geſamtnamen auf. Bei dieſer 
Lage der Verhältniſſe durfte das Berufungsgericht das 
Gewerkſchaftskartell ebenſo wie die Mitgliedſchaft B. 
unbedenklich als nicht rechtsfähige Vereine anſehen, 
die nach 8 50 Abſ. 2 ZPO. verklagt werden können 
(Gruchot Bd. 54 S. 649). 


29« 2 „4 


Der Reviſion ift zuzugeben, daß die Anwendung 
des 8 823 Abſ. 1 BGB. im vorliegenden Falle erheb⸗ 
lichen Bedenken unterliegt. Allerdings können Stö— 
rungen und Beeinträchtigungen, welche ſich unmittelbar 
gegen den Beſtand des Gewerbebetriebes richten, als 
eine unter 8 823 Abſ. 1 BGB. fallende Rechtsverletzung 
angeſehen werden. Insbeſondere iſt auch in dem vom 
Berufungsrichter angeführten Urteil des erkennenden 
Senats (RG. 76, 46) ausgeführt, daß bei der Boy⸗ 
kottierung einer Gaſtwirtſchaft in dem Eindringen der 
Veranſtalter des Boykotts oder der von ihnen auf⸗ 
geſtellten Poſten in die Wirtſchaft, in der Drohung 
mit Gewalt für den Fall ihres Betretens, in dem 
Auſpflanzen der Boykottpoſten vor der Türe des Lokals, 
endlich in tätlichen Einwirkungen auf die Beſucher zu 
dem Zweck, ſie vom Eintritt abzuhalten, unbedenklich 
ein unmittelbarer Eingriff in den Gewerbebetrieb des 
Wirtes und, wenn zu dieſer Beeinträchtigung kein 
Recht beſtand, eine nach 8 823 Abſ. 1 BGB. zum 
Schadenserſatz verpflichtende Handlung zu finden ſei. 
Hier dagegen haben ſich die Beklagten darauf be— 
ſchränkt, durch Bekanntmachungen in Zeitungen und 
Flugblättern die Arbeiterkundſchaft von den Geſchäften 
der Kläger fernzuhalten. Einen großen Teil der Kund— 
ſchaft haben die Kläger noch behalten, wenn ſie auch 
geltend machen, daß ihre Geſchäfte ſchließlich nicht mehr 
rentabel geblieben ſeien. Da die Kläger überdies auf 
die Kundſchaft der ferngebliebenen Arbeiter kein Recht 
hatten, kann es immerhin fraglich erſcheinen, ob jene 
Einwirkung der Beklagten ſchon einen an ſich rechts— 
widrigen Eingriff in ein geſchütztes Rechtsgut der 
Kläger enthielt (JW. 1909, 1090. Die Frage kann 
aber auf ſich beruhen bleiben, weil es hier nicht 
erforderlich iſt, auf den 8 823 Abſ. 1 BGB. zurückzu⸗ 
greifen, vielmehr die Beſtimmung des 8 826 BGB. den 
Klägern in ausreichendem Maße Schutz gewährt. Das 
OLG. erachtet die Anwendung dieſer Vorſchrift hier 
um deswillen für ausgeſchloſſen, weil die beklagten 
nicht rechtsfähigen Vereine für die von ihren Vor— 
ſtänden ausgegangene und geförderte Boykottierung 
nur auf Grund des $ 831 BGB. verantwortlich ge— 
macht werden könnten, 8 831 aber ein objektiv rechts— 
widriges Tun des zu einer Verrichtung Beſtellten 
vorausſetze, das durch Hinzutreten eines Verſchuldens 
des Geſchäftsherrn zu einer unerlaubten Handlung 
werde; er ſei deshalb in allen denjenigen Füllen 
unanwendbar, wo ein Handeln erſt durch die ſub— 
jektive Willensrichtung der beſtellten Perſon überhaupt 
rechtswidrig werde, wie nach 8 826 BGB. oder nach 
8 823 Abſ. 2 BGB. in Verbindung mit 8 263 StGB. 
Das OLG. bezieht ſich hierfür auf die in Warneyers 
Jahrb. Erg Bd. 1909 Nr. 484 abgedruckte Entſch. des 
Rah. vom 7. Juni 1909 Rep. VI 344. 08. In dieſer hat 
ſich der erkennende Senat allerdings in dem ange— 
gebenen Sinne ausgeſprochen; allein dieſe Anſicht hat 
der Senat in dem Urteil vom 12. April 1911 Rep. VI 
(576/10) (JW. 1911 S. 585427) wieder aufgegeben. 
In letzterem Urteil iſt ausgeführt, die Erſatzpflicht des 


Geſchäftsherrn für den von dem Beſtellten in Aus- 


führung der ihm übertragenen Verrichtung zugefügten 
Schaden finde zwar darin ihre Grenze, daß der Ge— 
ſchäftsherr nicht für ſchuldhafte Vermögensbeſchädi— 
gungen durch ſeinen Angeſtellten hafte, für die er, 
wenn er ſie ſelbſt begangen hätte, nicht haften würde, 
weil eben das BGB. eine allgemeine Haftung für 
ſchuldhafte Vermögensbeſchädigungen nicht kenne; im 
übrigen trete aber, da das Geſetz nicht unterſcheide, 
die Erſatzpflicht des Geſchäftsherrn für ſeinen Ange— 
ſtellten nach Maßgabe des § 83! unbeſchränkt ein. 
Eine andere Frage ſei es, ob eine vorſätzliche oder 
argliſtige Handlung des Angeſtellten noch als von 
dem Rahmen der dem Beſtellten übertragenen Ver— 
richtung umſpannt angeſehen werden könne, ſofern 
nicht gerade der Geſchäftsherr den Auftrag dazu ge— 
geben habe, oder die Handlung in ſeiner Willens— 
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richtung liege. Begrifflich ſei dies nicht ausgeſchloſſen, 
weil es nach 8 831 nur darauf ankomme, ob der Be⸗ 
ſtellte den Schaden (objektiv) in Ausführung der Ver⸗ 
richtung zugefügt habe, und nicht, in welcher Abſicht 
er die Verrichtung ausgeführt habe. Es ſei deshalb 
im einzelnen Fall zu unterſuchen, ob die vorſätzliche 
Handlung noch in den Kreis der Maßnahmen falle, 
welche die Verrichtung darſtellen, ob ſie innerlich mit 
ihr zuſammenhänge und nicht etwa nur bei Gelegen⸗ 
heit der Verrichtung vorgenommen ſei. An dieſer 
Auffaſſung iſt feſtzuhalten. Geht man von ihr aus, ſo 
ſtehen der Anwendung des $ 826 BGB. grundfäßliche 
Bedenken hier nicht entgegen. Die Mitglieder der 
Zahlſtelle waren mit ihrem Vorſitzenden über die Ver⸗ 
hängung und Durchführung des Boykotts durchaus 
einverſtanden und billigten namentlich auch den Inhalt 
und die Verbreitung der Flugblätter. Ebenſo hatte 
das Gewerkſchaftskartell die Unterſtützung des Boykotts 
beſchloſſen und war mit deſſen Förderung durch den 
von ihm beſtellten Ausſchuß und mit den gewählten 
Mitteln einverſtanden. Hiernach lag die Verhängung 
des Boykotts und die Art ſeiner Durchführung durchaus 
in der Willensrichtung der Beklagten, fo daß für einen 
Entlaſtungsbeweis aus 8 831 BGB., den fie übrigens 
auch nicht angetreten haben, kein Raum blieb. Es fragt 
ſich daher nur noch, ob die tatſächlichen Vorausſetzungen 
für die Anwendung des 8 826 BGB. hier gegeben find. 

Das Berufungsgericht geht hier im Einklang mit 
der Rechtſprechung des Reichsgerichts davon aus, daß 
der Boykott im wirtſchaftlichen Kampf kein unerlaubtes 
Mittel iſt, ſofern der dadurch erſtrebte Zweck berechtigt 
iſt, die Art ſeiner Durchführung ſich in den Grenzen 
des Zuläſſigen hält und der durch den Boykott an⸗ 
gerichtete Schaden, der nicht zur völligen Vernichtung 
des Gegners führen darf, in keinem Mißverhältnis 
zu dem erſtrebten Ziele ſteht. Der Vorderrichter ge⸗ 
langt von dieſem Standpunkt aus zu dem Ergebnis, 
daß der Zweck des Boykotts, die Meiſter zur Unter⸗ 
werfung unter die Forderung der ausſchließlichen 
Benutzung des Verbandsarbeitsnachweiſes zu zwingen, 
ſittenwidrig war. Mit Recht hat er dies Verlangen 
zunächſt ſchon aus dem Grunde für ſittenwidrig erklärt, 
weil dadurch alle nicht der Organiſation angehörenden 
Geſellen grundſätzlich von der Einſtellung bei den 
Meiſtern ausgeſchloſſen würden. Mag es auch einer 
Intereſſengemeinſchaft nicht verwehrt ſein, für die 
Unterbringung ihrer Mitglieder zu ſorgen, ſo darf ſie 
doch die Geſchäfte der Meiſter nicht mittels des Boy: 
kotts auf das ſchwerſte ſchädigen, bloß um ihre Organi— 
ſation zu ſtärken und die nicht organiſierten Geſellen 
zu benachteiligen. Das wahre Ziel und der eigentliche 
Zweck der Bewegung war nämlich, wie der Berufungs- 
richter feſtſtellt und die Beklagten auch gar nicht in 
Abrede ſtellen, die Ausbreitung und Stärkung der 
Der Verband der ..... und Berufs⸗ 
genoſſen Deutſchlands hatte bis dahin keine nennens— 
werten Erfolge in B. aufzuweiſen. Von 600 bis 700 


Geſellen gehören ihm höchſtens 150, nach Angabe der 


Kläger ſogar noch viel weniger als Mitglieder an. 
Der Geſellenausſchuß ging mit dem Innungsvorſtand 
Hand in Hand. Dies Verhältnis ſollte nach der Ab— 
ſicht der Beklagten aufhören. Zu dieſem Zweck wünſchte 
die beklagte Mitgliedſchaft des Deutſchen 
bandes den Arbeitsnachweis ausſchließlich in ihre 
Hände zu bekommen. Beherrſchte ſie dieſen, ſo waren 


ſämtliche Geſellen gezwungen, ſich ihr anzuſchließen, 


wenn ſie in B. Arbeit finden wollten. Damit wäre 
aber zugleich auch die Macht der Innung gebrochen 
geweſen und die beklagte Mitgliedſchaft in die Lage 
gekommen, den Meiſtern die Arbeitsbedingungen vor— 
zuſchreiben. Zur Austragung derartiger wirtſchaftlicher 
und ſozialer Machtfragen darf aber der Boykott nicht 
verwendet werden. Es war hier den Beklagten nicht 
darum zu tun, eine möglichſt ſachdienliche Einrichtung 
des Arbeitsnachweiſes zu treffen, welche den Intereſſen 
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der Unternehmer und der Arbeiter in gleicher Weiſe angewendeten Mitteln herleiten, werden von der 
gerecht wurde, oder irgendwelche in der bisherigen | Revifion zu Unrecht beanſtandet. Der Berufungsrichter 
Art der Arbeitsvermittlung hervorgetretenen Miß⸗ geht zutreffend von den in mehrfachen Entſcheidungen 
ſtände zu beſeitigen. In dem Rundſchreiben an die des RG. (Gruchot 54, 647; RG. 66, 384; JW. 1912 
Meiſter wird kein Wort davon erwähnt, daß ſich ſolche S. 749) näher entwickelten Grundſätzen aus: wer 
Mißſtände ergeben hätten. Beſtimmte Fälle über die mit Flugblättern oder Veröffentlichungen in der Preſſe 
Zurückſetzung von Verbandsgeſellen bei der Einſtellung einen Boykott begründet und dafür die Unterſtützung 
von Arbeitern ſind auch im Prozeß nicht angeführt weiterer Kreiſe anruft, muß den Sachverhalt wahr⸗ 
worden. Kann es daher ſchon fraglich fein, ob hier heitsgemäß darlegen und die Perſonen, an welche er 
überhaupt irgendwelche beſtimmten günſtigeren Arbeits⸗ ſich wendet, in die Lage ſetzen, ſich ein eigenes Urteil 
verhältniſſe angeſtrebt wurden, zu deren Erlangung in der Sache zu bilden und ihr Verhalten danach 
ſich eine Arbeitseinſtellung nach 5 152 GewO. gerecht⸗ einzurichten, ſoweit es ſich nicht um Streitfragen all⸗ 
fertigt hätte, ſo durften die Beklagten zu der ſcharfen gemeiner Natur oder um ſonſt dem Publikum bereits 
und gefährlichen Waffe des Boykotts nicht greifen, allgemein bekannte Verhältniſſe handelt. Die hier 
wenn ſich nicht ſchwere Mißſtände und unerträgliche ſtreitigen Fragen, die mit dem Arbeitsnachweis und 
Nachteile, die ſich auf andere Weiſe nicht beheben ließen, der Beſchäftigung der organiſierten geſellen zu⸗ 
ergeben hatten. Von ſolchen war aber hier überhaupt ſammenhingen, waren unter der Arbeiterbevölkerung 
nicht die Rede. Das allgemeine Intereſſe der Arbeiter- des in Betracht kommenden Stadtviertels keineswegs 
verbände, ihre Organiſation auszudehnen und ihre allgemein bekannt. Beſprechungen der Streitpunkte 
Macht zu erweitern, kann keinen Grund abgeben, den in der Preſſe oder in öffentlichen Verſammlungen hatten 
Unternehmern plötzlich und willkürlich den Geſchäfts⸗ nicht oder doch nur in ganz unzulänglicher Weiſe 
betrieb zu unterbinden, ihnen die Kundſchaft abzu⸗ ſtattgefunden. Ihrer ſonach beſtehenden Pflicht zur 
ſchneiden und ihnen dadurch den ſchwerſten Vermögens: Aufklärung find die Kläger aber nicht nachgekommen. 
ſchaden zuzufügen oder fie gar dem geſchäftlichen Ruin Das an die Arbeiter, Bürger und Hausfrauen gerichtete 
zu überliefern. Eine derartige ſachlich nicht gerecht⸗ Flugblatt enthält zwar bei der Aufzählung der Wünſche 
fertigte willkürliche Maßregelung und gefliſſentliche [ der Mitgliedſchaft des ..... verbandes unter Nr. 4 
Schädigung der Arbeitgeber durch die Organiſationen die hier in Rede ſtehende Forderung, Benutzung des 
unter Mißbrauch ihres Einfluſſes auf ihre Angehörigen Verbandsarbeitsnachweiſes; aber gerade der Kernpunkt 
und deren Geſinnungsgenoſſen verſtößt gegen das des Streites wird verſchleiert, da nichts davon er⸗ 
Anſtandsgefühl aller billig und gerecht Denkenden. wähnt iſt, daß die Meiſter ſich ausſchließlich an den 
Es kommt dazu, daß im vorliegenden Fall die Meiſter Verbandsarbeitsnachweis wenden ſollten. Ohne Grund 
Mitglieder einer Zwangsinnung und durch deren beſchwert ſich die Reviſion endlich auch noch darüber, 
Statut bei Vermeidung von Ordnungsſtrafen gebunden daß das Berufungsgericht die in dem Aufruf und in einem 
waren, den Innungsarbeitsnachweis zu benutzen. Unter der Flugblätter enthaltenen Ausdrücke zum Teil für 
dieſen Umſtänden war es beſonders frivol, wenn eine unzuläſſig erklärt hat. Der Vorderrichter hat nicht 
Organiſation, die nur einen geringen Teil der Gefellen | überfehen, daß im wirtſchaftlichen und politiſchen 
umfaßte, den Meiſtern, die mit dem größten Teil der Kampfe die Preſſe, die auf die große Maſſe einzuwirken 
Geſellen in vollem Einvernehmen lebten, zumutete, ihren ſucht, ſich ſtarker und übertreibender Ausdrücke zu 
Innungsnachweis aufzugeben und die ſich daran an- bedienen pflegt, ohne daß das Volksempfinden darin 
ſchließende Verhängung und rückſichtsloſe Durchführung einen Verſtoß gegen die guten Sitten erblickt (RG. 
des Boykotts war nach jeder Richtung verwerflich. 76, 40). Es iſt ihm aber nicht entgegenzutreten, wenn 
Endlich kommt noch in Betracht, daß die Frage des | er ausführt, daß das eine Flugblatt durch feine maß: 
Arbeitsnachweiſes ein ſchwieriges ſoziales Problem iſt, los übertriebene und gehäſſige Darſtellung von den 
deſſen befriedigende Löſung bisher noch nicht gelungen angeblich in den Betrieben vorhandenen Mißſtänden, 
iſt. Arbeitgeber wie Arbeitnehmer legen der Geſtaltung die mit der Frage des Arbeitsnachweiſes nicht im ent— 
des Arbeitsnachweiſes große Bedeutung bei und be- fernteſten Zuſammenhange jtehen, in aufreizender Form 
mühen ſich, darauf Einfluß zu gewinnen oder ihn aus⸗ die Leidenſchaften der Volksklaſſen aufzuſtacheln ſuche 
ſchließlich in ihre Hände zu bekommen. Mehrfach hat und dadurch den Boykott zu einer unerlaubten Hand— 
auch Schon eine Ausgleichung der widerſtrebenden lung ſtempele. (Urt. des VI. 35. vom 26. Sept. 1912, 
Intereſſen beider Gruppen durch Einrichtung paritä- VI 32/1912). E. 
tiſcher Arbeitsnachweiſe mit Erfolg ſtattgefunden. 

Daneben ſind Beſtrebungen im Gange, unparteiiſche, 

gemeinnützige oder kommunale Arbeitsnachweiſe zu 

ſchaffen und dieſen zur ausſchließlichen Geltung zu 

verhelfen. Auch hier muß dasſelbe gelten, was der 

erkennende Senat bereits in dem Urteil vom 13. Mai 

1912 (Rep. VI 357. 11., Warneyer 1912 Nr. 306) aus⸗ 

geſprochen hat, nämlich, daß es unerträglich und des— 

halb ſittlich unerlaubt iſt, wenn eine Gruppe einſeitig 

Beteiligter es unternehmen dürfte, derartige bedeutungs— 

volle und weittragende Fragen der Wirtſchafts- und 

Sozialpolitik vermöge der in ihre Hand gegebenen 

Machtmittel zum Schaden anderer Volksteile auf dem 

Wege des Zwanges und der Geſchäftsſperre gewaltſam 

zu löſen. Mit Recht hat die Vorinſtanz es als Ver⸗ | 

ſtoß gegen die guten Sitten betrachtet, daß die Be— 

klagten verſuchten, durch Androhung und Verhängung 

des Boykotts den Willen der Innungmitglieder zu 

beugen, ſie zur ausſchließlichen Benutzung des Ver— 
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5 1571 Abſ. 1 Satz 2 BGB. greift Platz auch bei 
Scheidungsgründen aus der Zeit vor dem 1. Jannar 1900 
und in die zehnjährige Ausſchlußfriſt iſt die vor dieſem 
Zeitpunkt liegende Zeit einzurechnen. Aus den 
Gründen: Auszugehen iſt von Art. 201 Abſ. 1 EG., 
wonach die Scheidung vom Inkrafttreten des BGB. 
an nach deſſen Vorſchriften erfolgt. Danach ſind 
Scheidungsgründe, die zwar das alte Recht kannte, 
das BGB. aber nicht übernommen hat, von deſſen 
Inkrafttreten an nicht mehr geeignet, eine Scheidungs— 
klage zu ſtützen. Dasſelbe muß wegen der Vorſchrift 
in 8 1571 Abſ. 1 Satz 2 auch von Scheidungsgründen 
gelten, die das BGB. zwar übernommen hat, ſeit 
deren Eintritt aber zehn Jahre verſtrichen ſind, mag 
auch ein Teil dieſer Friſt ſchon vor dem Inkrafttreten 
des BGB. verſtrichen ſein. Hier wie dort handelt es 
bandsarbeitsnachweiſes zu zwingen und damit zu- ſich, wie Habicht (Einwirkung? S. 603 Anm. 1) zus 
gleich eine erhebliche Machtverſchiebung zugunſten der treffend ausführt, um eine vom Geſetz vorgenommene 
organiſierten Arbeiterſchaft herbeizuführen. Aber auch objektive Begrenzung des Kreiſes der Scheidungs— 
die Ausführungen des angefochtenen Urteils, welche | gründe, hier um eine Begrenzung in zeitlicher Rich⸗ 
die Rechtswidrigkeit und Unzuläſſigkeit des Boykotts | tung, dort um eine Begrenzung nach der inneren Be: 
aus der Art ſeiner Durchführung, beſonders aus den ſchaffenheit der Scheidungsgründe. Für den Fall, daß 


| 
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ſich die einen Scheidungsgrund bildende Tatſache ſchon 
vor dem Inkrafttreten des BGB. ereignet hat und die 
Friſt, innerhalb deren ſie geltend gemacht werden 
mußte, vom alten Recht anders beſtimmt war als auf 
zehn Jahre, iſt keine beſondere Beſtimmung gegeben, 
die die Anwendung des 8 1571 Abſ. 1 Satz 2 aus: 
ſchlöſſe. War die altrechtliche Friſt ſchon beim Inkraft— 
treten des BGB. abgelaufen, hatte mithin die be: 
treffende Verfehlung ſchon unter der Herrſchaft des 
alten Rechts aufgehört einen klagbaren Scheidungs— 
grund zu bilden, ſo behält es dabei nach Art. 201 
Abſ. 2 EG. ſein Bewenden, mögen auch zehn Jahre 
noch nicht verſtrichen fein (vgl. die Entſch. des Senats 
vom 11. Januar 1904 IV 255/1903 JW. 115 Nr. 14.). 
Anderenfalls aber hat nach Art. 201 Abſ. 1, da eine 
ſonſtige Ausnahme von dieſer Vorſchrift nicht gegeben 
iſt, $ 1571 Abſ. 1 Satz 2 Anwendung zu finden. Die 
Vorſchriften in Art. 169 EG. über die Verjährung, 
von denen hier die in Abſ. 2 Satz 1 von Bedeutung 
wäre, kommen, an ſich wenigſtens, nicht in Betracht, 
da es ſich in 8 1571 nicht um Verjährungs⸗, ſondern 
um Ausſchlußfriſten handelt und zwiſchen beiden Arten 
von Friſten immerhin ſo weſentliche Verſchiedenheiten 
beſtehen, daß der Gedanke ausgeſchloſſen iſt, Art. 169 
habe nach der Abſicht des Geſetzgebers auch auf die 
Vorſchriften des BGB. über die Ausſchlußfriſten bezogen 
werden ſollen (RG. 48, 157 f., insbeſondere 163 / 164 und 
66, 249 f.). Nun hat allerdings der Senat bereits aus— 
geſprochen (Urteile vom 25. Juni 1900 JV 113/00 Bd. 46 
S. 156 f. und das ſchon angeführte Urt. vom 11. Januar 
1904), daß auf die ſechsmonatige und die dreimonatige 
Friſt des S 1571 Art. 169 entſprechend anzuwenden ſei. 
Allein bei der zehnjährigen Friſt des 8 1571, um die es 
ſich hier handelt, liegt die Sache weſentlich anders als 
bei den beiden kurzen Ausſchlußfriſten. Bei dieſen 
bietet ſich, worauf in dem Urteile vom 25. Juni 1900 
auch beſonders hingewieſen iſt, für eine entſprechende 
Anwendung des Art. 169 inſofern ein Anhalt, als in 
§ 1571 Abſ. 4 auf ihren Lauf einige Verjährungs— 
vorſchriften, nämlich die der 88 203 und 206 BGB. 
für entſprechend anwendbar erklärt find. Bei der 
zehnjährigen Friſt des § 1571 Abſ. 1 Satz 2 aber iſt 
das nicht der Fall, ſie iſt vielmehr eine Ausſchlußfriſt, 
auf deren Lauf nicht einmal Stillſtand der Rechts: 
pflege von Einfluß ſein ſoll. Auf ſie kann deshalb 
Art. 169 keine Anwendung finden. Die Kommiſſion 
für die zweite Leſung des Entwurfs eines BGB. ſcheint 
zwar die entſprechende Anwendbarkeit der Uebergangs— 
vorſchriften über die Verjährung auch auf die zehn— 
jährige Ausſchlußfriſt angenommen zu haben; als die 
Frage aufgeworfen wurde, wie es ſich mit den Aus— 
ſchlußfriſten verhalte, wenn die einen Scheidungsgrund 
bildende Tatſache ſich vor dem Inkrafttreten des BGB. 
ereignet habe, äußerte ſie die Anſicht, in dieſer Be— 
ziehung bedürfe es der Aufnahme einer geſetzlichen 
Vorſchrift nicht, da Wiſſenſchaft und Rechtſprechung 
unter Anwendung des dem heutigen Art. 169 ent— 
ſprechenden damaligen Art. 102 zu einer ſachgemäßen 
Entſcheidung gelangeu würden (Prot. VI S. 547 unter 
III). Allein damals war, wie in 8 1447 Abſ. 3 des 
erſten Entwurfs die urſprünglich vorgeſehen geweſene 
dreißigjährige Friſt, ſo auch die in das Geſetz über— 
gegangene zehnjährige Friſt des § 1466 Abſ. 4 des 
zweiten Entwurfs den kurzen Friſten in der Tat völlig, 
auch in der entſprechenden Anwendbarkeit einzelner 
Verjährungsvorſchriften, gleichgeſtellt. Das iſt aber 
nach dem Vorbilde von § 1556 Abſ. 4 des revidierten 
Entwurfs zweiter Leſung, der ſog. Bundesratsvorlage, 
und des § 1554 Abſ. + der ſog. Reichstagsvorlage im 
Geſetz anders geworden, und deshalb läßt ſich die 
Anſicht der zweiten Kommiſſion jetzt nicht mehr gegen 
die vom Oberlandesgerichte vertretene Meinung ver— 
werten. 
15/1912). E. 
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(Urt. des IV. 35. vom 26. Sept. 1912, IV 
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III. 

1. Unterlaſſungsklage zum Schutze gegen widerrecht⸗ 
liche Störungen und Eingriffe, insbeſondere gegen Ehren: 
kränkungen; kaun der, gegen den ſich ein anderer eines 
Schadenerſatzanſpruchs wegen abſichtlicher Tänſchung be: 
rühmt, auf Unterlaſſung dieſer Behauptung klagen ? 

2. Saum eine Partei Ausſetzung des Verfahrens bis 
zum Ausgang eines anderen Verfahrens beanspruchen, 
durch das fie Stoff zur Stellung neuer Beweidanträge 
zu gewinnen hofft? Aus den Gründen: Dem 
Beklagten iſt durch die Urteile der Vorinſtanzen bei 
Vermeidung einer Strafe von 300 M für jeden Zuwider⸗ 
handlungsfall verboten, ſich des Beſtehens von Schadens⸗ 
erſatzanſprüchen auf Grund unrichtiger Angaben des 
Klägers über die Geſchäftslage des H. fernerhin zu be⸗ 
rühmen. Die Faſſung dieſes Verbots gibt inſofern 
Anlaß zu Bedenken, als dem Beklagten die künftige 
Behauptung von Anſprüchen gegen den Kläger nicht 
unterſagt werden konnte. Denn die Aufſtellung und Ver- 
breitung der bloßen Behauptung, daß ihm ein Schadens⸗ 
es ſatzanſpruch gegen den Kläger zuſtehe, würde einen 
Eingriff des Beklagten in ein vom Geſetz als ſchutz— 
bedürftig anerkanntes Recht des Klägers nicht enthalten 
und demgemäß die Erhebung einer Klage auf künftige 
Unterlaſſung dieſer Behauptung nicht gerechtfertigt 
haben; dem Intereſſe des Klägers wäre vielmehr durch 
die Feſtſtellung des Nichtbeſtehens der Anſprüche des 
Beklagten Genüge geſchehen, ſei es durch Verurteilung 
auf eine negative Feſtſtellungsklage, ſei es durch Ab— 
weiſung des vom Beklagten gerichtlich geltend gemachten 
Anſpruchs. Das Berufungsgericht hat aber, wie die 
Begründung ſeines Urteils erkennen läßt, dem Beklagten 
auch nicht ſowohl das bloße Behaupten eines Schadens— 
erſatzanſpruchs gegen den Kläger verbieten, als viel- 
mehr die Verbreitung ſeiner Behauptung über das an— 
gebliche, den Grund des vermeintlichen Schadenserſatz— 
anſpruchs bildende Verhalten des Klägers unterſagen 
wollen. Denn das Verbot iſt damit begründet worden, 
daß der Beklagte ſich eines den Kläger ſchädigenden 
Verſtoßes gegen ein Schutzgeſetz i. S. des 8 823 BGB., 
nämlich gegen $ 186 StGB., ſchuldig machen würde, 
wenn er die nicht erweislich wahre Tatſache fernerhin 
behaupten wollte, der Kläger habe ſich ihm gegenüber 
des Betruges oder des Verſtoßes gegen die guten Sitten 
ſchuldig gemacht. Es kann hiernach in Frage kommen, 
ob das von den Vorinſtanzen ausgeſprochene Verbot 
in einer entſprechend eingeſchränkten Faſſung aufrecht 
zu erhalten iſt. Das iſt zu verneinen. Eine Unter— 
laſſungsklage zum Schutze gegen widerrechtliche Störun— 
gen und Eingriffe iſt nach allgemeiner Anſicht zunächſt 
da gegeben, wo die Beeinträchtigung eines Rechtes zu 
beſorgen iſt, das unter den Begriff des „ſonſtigen 
Rechtes“ i. S. des 8 823 Abſ. 1 BGB. fällt. Die Ehre 
gehört aber weder zu den im 8 823 Abſ. 1 BB. auf: 
gezählten Lebensgütern noch zu den „ſonſtigen Rechten“ 
i. S. dieſer Vorſchrift; die Beſorgnis ihrer künftigen 
Beeinträchtigung vermag daher einen quaſinegatoriſchen 
Anſpruch auf Unterlaſſung nicht zu begründen, ſoweit 
er einen Eingriff in ein abſolutes Recht des Klägers 
vorausſetzt. Eine Klage auf Unterlaſſung wird ferner 
allgemein zugelaſſen, wenn ein Eingriff in den all— 
gemeinen Rechtskreis eines andern ſubjektiv und ob— 
jektiv den Tatbeſtand einer unerlaubten Handlung er— 
füllt und einen den Kläger dauernd ſchädigenden Zu— 
ſtand geſchaffen hat, vorausgeſetzt, daß dieſer Zuſtand 
durch den Zwang zur Unterlaſſung weiterer Störungen 
beſeitigt wird, die Unterlaſſung alſo die Wiederher— 
ſtellung des früheren Zuſtandes i. S. des 8 249 BGB. 
bedeutet (RGRKomm. BGB. Vorbem. 6b vor 8 823). 
Ob aus dieſem Geſichtspunkte bei dem Vorliegen be— 
fonderer Umſtände eine Klage auf Unterlaſſung künfti— 
ger Ehrenkränkungen begründet werden könnte, mag 
dahingeſtellt bleiben. Hier jedenfalls fehlt es an der 
notwenden Vorausſetzung, daß durch eine unerlaubte 
Handlung ein dauernd ſchädigender Zuſtand geſchaffen 


iſt, deſſen Befeitigung mit der Unterlaſſungklage ge⸗ 
fordert werden könnte. Die Behauptungen, durch welche 
ſich der Kläger in ſeiner Ehre gekränkt fühlt, ſind von 
dem Beklagten bisher lediglich in zwei Briefen an den 
Kläger zur Begründung des darin erhobenen Schadens⸗ 
erſatzanſpruchs aufgeſtellt. Hierdurch iſt weder für den 
Kläger ein Schaden entſtanden, noch gar ein dauernder 
ſchädigender Zuſtand geſchaffen. Das RG. hat freilich 
wiederholt eine Unterlaſſungsklage auch über die vor⸗ 
ſtehend angegebenen Grenzen hinaus zugelaſſen und 
angenommen, daß eine Unterlaſſungsklage ſchon dann 
gegeben iſt, wenn ein objektiv widerrechtlicher Eingriff 
in irgendein geſetzlich geſchütztes Rechtsgut zu be⸗ 
fürchten iſt, gleichviel, ob der Eingriff den Tatbeſtand 
einer unerlaubten Handlung erfüllt oder nicht (RG. 
Bd. 60 S. 6; Bd. 61 S. 366). Dieſer auch in neueren 
Entſcheidungen feſtgehaltene Grundſatz iſt jedoch dahin 
eingeſchränkt worden, daß die Unterlaſſungsklage dann 
verſagt worden iſt, wenn das öffentliche Recht einer 
zivilrechtlichen Verfolgung entgegenſteht. Dies iſt ins⸗ 
beſondere in den Fällen angenommen worden, wo die 
zu unterlaſſende Handlung durch ein Strafgeſetz unter 
öffentliche Strafe geſtellt iſt (NG. Bd. 77 S. 217). 
Hiernach wäre gegen eine Verbreitung ehrenkränkender, 
unter die 88 185 bis 187 StGB. fallender Behauptun— 
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gen ein Schutz durch eine zivilrechtliche Unterlafjungs: | 


klage nicht gegeben. Das RG. hat zwar die Frage 
aufgeworfen, ob etwa eine Unterlaſſungsklage in den 
Fällen zuzulaſſen ſei, wo die Strafverfolgung voll- 
ſtändig der Willkür der verletzten Privatperſon über: 
laſſen iſt. Einer Entſcheidung dieſer bisher offen ge— 
laſſenen Frage bedarf es gegenwärtig aber ebenſo 
wenig wie einer Prüfung nach der Richtung, ob eine 
Weiterverbreitung der Behauptungen des Beklagten 
Nachteile für den Erwerb des Klägers herbeiführen 
und aus dieſem Grunde nach 8 824 BGB. eine Unter⸗ 
laſſungsklage rechtfertigen könnte. Die Unterlaſſungs— 
klage ſetzt in jedem Falle voraus, daß ein objektiv 
widerrechtlicher Eingriff in ein geſetzlich geſchütztes 
Recht zu befürchten iſt, ſie bezweckt den Schutz gegen 
drohende widerrechtliche Beeinträchtigungen eines 
Rechtes. Der Kläger muß daher zur Begründung des 
Unterlaſſungsanſpruchs Tatſachen darlegen, welche einen 
künftigen Eingriff in ſein geſchütztes Recht wahrſcheinlich 
machen (RG. Bd. 77 S. 217; Bd. 78 S. 210) und die 
Verurteilung auf die Unterlaſſungsklage erfordert die 
Feſtſtellung einer auf Tatſachen ſich gründenden Wahr— 
ſcheinlichkeit für eine künftige Beeinträchtigung. Eine 
derartige Feſtſtellung hat das Berufungsgericht nicht 
getroffen. Wie bereits hervorgehoben, hat der Be— 
klagte vor der Klageerhebung ſeine Behauptung nur 
in den an den Kläger gerichteten Briefen vom 16. und 
29. September 1909 zur Begründung ſeines Schadens— 
erſatzanſpruchs aufgeſtellt. Dazu war der Beklagte, 
wenn er von der Richtigkeit der Behauptung überzeugt 
war, durchaus berechtigt; denn er konnte nicht erwarten, 
daß der Kläger den Anſpruch als berechtigt anerkennen 
werde, ſo lange ihm nicht der Grund des Anſpruchs 
dargelegt wurde. Daß der Beklagte nur dieſen Zweck 
verfolgt hat, erhellt auch aus der Faſſung des Schreibens 
vom 29. September 1909, indem er erklärt, er glaube 
nachweiſen zu können, daß der Kläger in verſchiedenen 
näher bezeichneten Beziehungen bewußt unrichtige An— 
gaben gemacht habe, und halte den Kläger danach für 
ſchadenserſatzpflichtig. Wenn der Beklagte in demſelben 
Schreiben dem Kläger ankundigt, er wolle gegen ihn, 
falls er keine Entſchädigung erhalte, in jeder Weiſe 
vorgehen, ſo kann dieſe Redewendung ihrem Zuſammen— 
hange nach nur dahin verſtanden werden, daß der Be— 
klagte alle ihm offenſtehenden gerichtlichen Maßregeln 
ergreifen und gegen den Kläger nicht nur im Klage— 
wege, ſondern auch im Strafverfahren vorgehen wolle. 
Daß er dem Kläger auch mit einer Veröffentlichung 
ſeiner Behauptungen hätte drohen wollen, iſt nicht 
erſichtlich. Der Umſtand, daß der Beklagte die DEN 
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vom 16. und 29. September 1909 durch einen Rechts⸗ 
anwalt hat ſchreiben laſſen, kann nichts für die Zu⸗ 
läſſigkeit der Unterlaſſungsklage beweiſen. Der Be⸗ 
klagte war berechtigt, ſich bei einem Rechtsanwalt Aus⸗ 
kunft über die Rechtslage zu holen, bevor er mit 
Anſprüchen hervortrat. Daß er ihm zur Information 
Mitteilung von dem angeblichen Verhalten des Klägers 
gemacht hat, vermag ebenſowenig wie die Aufſtellung 
der Behauptungen zu ſeiner Rechtsverfolgung oder 
Verteidigung im Prozeß die Annahme zu rechtfertigen, 
daß er auch nicht beteiligten Perſonen gegenüber ſeine 
Behauptungen verbreiten werde. Die Aufrechterhaltung 
ſeiner Behauptungen im Prozeß auch nach der Beweis⸗ 
aufnahme kann dem Beklagten nicht zum Vorwurfe 
gemacht werden, da ſie jedenfalls bisher nicht in 
zweifelsfreier Weiſe als unrichtig nachgewieſen ſind, 
das Berufungsgericht ſie vielmehr im weſentlichen nur 
als nicht erwieſen angeſehen hat. Der Kläger ſelbſt 
hat die Beſorgnis einer Weiterverbreitung der Behaup⸗ 
tungen nicht näher dargelegt und nicht einmal be⸗ 
hauptet, daß dieſe Beſorgnis überhaupt beſteht. Bei 
dieſer Sachlage erweiſt ſich ſeine Unterlaſſungsklage 
auch dann als unbegründet, wenn bei dem Vorliegen 
einer Beſorgnis der Weiterverbreitung die Zuläſſigkeit 
einer Unterlaſſungsklage zu bejahen wäre. 

Nachdem der Beklagte ſich auf die in den Händen 
des H. befindlichen Geſchäftsbücher zum Beweiſe der 
Wertloſigkeit des Geſchäfts bezogen hatte, hat auf 
feinen Antrag das Berufungsgericht gemäß 8 431 ZPO. 
vm 7. Juli 1910 eine Friſt bis zum 31. Dezember 1910 
zur Vorlegung der Bücher beſtimmt und dieſe Friſt 
am 30. Januar 1911 bis Ende Februar 1911 verlängert. 
Da die Vorlegung der Bücher innerhalb der Friſt nicht 
erfolgte, ſo hätte der Beklagte keinen Grund zur Be— 
1 gehabt, wenn die durch die Bezugnahme auf 

ie Bücher unter Beweis geſtellten Behauptungen als 
nicht bewieſen angeſehen und dementſprechend erkannt 
worden wäre. Im Termin vom 5. Oktober 1911 hat 
H. dem Berufungsgerichte die Bücher vorgelegt und 
ſie demnächſt auch dem Sachverſtändigen zu der vom 
Berufungsgericht angeordneten Erſtattung eines Gut- 
achtens überlaſſen, jedoch dem Beklagten die Einſicht— 
nahme in die Bücher verweigert. Der Beklagte hat 
ſich im Termin vom 5. Oktober 1911 unter Vorbehalt 
weitergehender Anſprüche mit dem eingeſchlagenen 
Verfahren einverſtanden erklärt, jedoch gegen H. auf 
Geſtattung der Einſichtnahme in die Bücher Klage er— 
hoben und gebeten, den Ausgang dieſes Prozeſſes ab— 
zuwarten, um ihm Gelegenheit zu geben, darzulegen, 
daß und inwieweit die Bücher gefälſcht ſeien und daher 
das Gutachten des Sachverſtändigen auf unrichtigen 
tatſächlichen Grundlagen beruhe. Daß das Berufungs— 
gericht dieſem Antrage nicht entſprochen, ſondern über 
die Berufung entſchieden hat, ohne den Ausgang des 
Prozeſſes gegen H. abzuwarten, iſt rechtlich nicht zu 
beanſtanden. Die Möglichkeit, daß es dem Beklagten 
bei eigener Prüfung der Bücher gelingen könnte, 
Fälſchungen oder Unrichtigkeiten nachzuweiſen, deren 
Feſtſtellung auf die Entſcheidung hätte von Einfluß 
ſein können, mag zugegeben werden und iſt auch vom 
Berufungsgerichte nicht in Abrede geſtellt worden. 
Eine geſetzliche Vorſchrift, auf Grund deren das Be— 
rufungsgericht verpflichtet geweſen wäre, dem Antrage 
des Beklagten ſtattzugeben, beſteht jedoch nicht. Der 
Antrag bezweckte, dem Beklagten Gelegenheit zu geben, 
tatſächliches Material zur Stellung neuer Beweisan— 
träge zu gewinnen. Eine Ausſetzung des Verfahrens 
oder eine Friſtbeſtimmung zu dieſem Zwecke iſt dem 
Geſetze nicht bekannt, das Geſetz ſchreibt vielmehr eine 
Friſtbeſtimmung im § 356 ZPO. nur vor, wenn der 
Aufnahme des Beweiſes ein Hindernis von ungewiſſer 
Dauer entgegenſteht, nicht aber auch für den Fall, 
daß es ſich um ein der Antretung des Beweiſes ent— 
gegenſtehendes Hindernis handelt. Das Urteil ſagt, 
es habe nicht der geringſte Anlaß beſtaͤnden, dem Be— 


klagten Gelegenheit zu geben, feine Anführungen tat⸗ 
ſächlich noch näher zu begründen, zumal ihm ſchon 
vorher ausreichend Zeit gewährt worden ſei, ſeine An⸗ 
ſprüche zu verfolgen. Hiegegen iſt vom rechtlichen 
Standpunkt nichts einzuwenden. (Urt. des VI. = 
vom 3. Oktober 1912, VI 153/1912. 
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B. Strafſachen. 
I. 


Borjchriiten über das Verhalten bei der „Schieß⸗ 
arbeit“ in Bergwerken find in der Regel keine Vor⸗ 
ſchriften über den „Verkehr mit Sprengſtoffen.“ Aus 
den Gründen: Polizeiliche Vorſchriften über die 
beim Sprengen zu beobachtenden Sicherungsmaßregeln 
gehören nicht zu den Vorſchriften über den „Verkehr 
mit Sprengſtoffen“ i. S. des 89 Abſ. 2 des SprengSt®. 
Allerdings ſchließt die Stellung einer Vorſchrift inner— 
halb des die Vorſchriften für die Schießarbeit ent— 
haltenen Abſchnittes nicht aus. daß fie ihrem Inhalte 
nach über die Ordnung der beſtimmungsmäßigen 
Verwendung des Sprengſtoffs, über die Regelung des 
Verhaltens bei der Schießarbeit, hinausgeht und den 
„Verkehr mit Sprengſtoffen“ regelt. Soweit dies der 
Fall iſt, wird dann die Vorſchrift die Eigenſchaft einer 
Vorſchrift über den Verkehr mit Sprengſtoffen haben 
und die Grundlage einer Verurteilung aus 8 I Abſ. 2 
bilden können. So wird der Ortsälteſte, wenn es ihm 
durch die Verordnung unterſagt iſt, den Sprengſtoff 
überhaupt aus der Hand zu geben, der Zuwiderhand— 
handlung einer Vorſchrift über den Verkehr mit 
Sprengſtoffen ſchuldig erachtet werden können, wenn 
er trotzdem einem anderen Bergmann den Spreng— 
ſtoff, ſei es auch nur zum Zwecke der Beſetzung des 
Bohrlochs in die Hand gegeben und ſo überlaſſen hat. 
Allein hierum handelt es ſich nicht. Nach dem feſt— 
geſtellten Sachverhalte war der Sprengſtoff ſchon von 
dem Angeklagten in das Bohrloch verbracht, die Zünd— 
ſchnur war ſchon entzündet, der Schuß hatte verſagt. 
Es handelte ſich jetzt nicht um die Uebergabe des 
Sprengſtoffes von Hand zu Hand, nicht um die Ueber— 
laſſung zur Verwahrung i. S. des Verkehrs, fondern 
nur um die Uebertragung der Wache bei einem Gegen— 
ſtande, um davon zu erwartende Gefährdungen zu 
verhüten. Eine Vorſchrift des Inhalts, daß die not— 
wendige Wache bei einem ſolchen Verſager ſtets der 
Ortsälteſte ſelbſt halten muß, und daß er dieſe Wache 
keinem anderen überlaſſen darf, würde zwar eine polis 
zeiliche Sicherheitsvorſchrift zum Schutze gegen Unfälle 
bei den Sprengarbeiten ſein, nicht aber könnte ſie 
nach ihrem Inhalte als eine Vorſchrift über den Ver— 
kehr mit Sprengſtoffen erachtet werden. $ 9 Abſ. 2 
durfte darum nicht angewendet werden. (Urt. d. V. 
StS. vom 29. Okt. 1912, 5 D 370/12). — — —ın. 
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II. 


Herſtellung von Haustrunk. Aus den Gründen: 
Die Beſtimmung in $ 11 Abſ. 2 Wein., wonach auf 
die Herſtellung von Haustrunk die Vorſchriften des 
S 4 F entſprechend' anzuwenden find, will die Zube— 
reitung von „Haustrunk“ ähnlich wie die des Weins 
hinſichtlich der dazu verwendbaren Stoffe einſchränken; 
es ſoll der Gefahr vorgebeugt werden, die nach der 
früher geſammelten Erfahrung im Falle völliger Frei— 
gabe der Haustrunkbereitung beſtand, daß unter dem 
Vorwand und dem Anſchein der Herſtellung eines für 
den eigenen Haushalt beſtimmten Getränkes eine Nach— 
ahmung oder Verfälſchung von Wein ſtattfinde. Da— 
raus ergibt ſich, daß die Beimiſchung von Stoffen 
„zu“ 
Sinn des Geſetzes als aus der Traube oder ihren 
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„Haustrunk! — das Wort immer im engeren | 


Beſtandteilen gewonnenes für den Verbrauch im eigenen 


Haushalt beſtimmtes Erzeugnis aufgefaßt, — ſoweit 
verboten iſt, als es bei dem Wein der Fall iſt. Das 
folgt nicht nur aus dem Wortlaut des § 11 Abſ. 2, 
ſondern wird auch beſtätigt in der Bek. des BR. vom 
9. Juli 1909, wonach zuſammenfaſſend „zu 88 4, 11, 
12“, die Stoffe bezeichnet find, die bei der Gewinnung 


von Wein in anerkannter Kellerbehandlung verwendet 


und zugeſetzt werden dürfen. Die Verwendung der 
hier nicht geſtatteten Stoffe, alſo jeder fremdartige 
Zuſatz, iſt nach dem allgemeinen Grundſatz des 8 4 
bei der Weinbereitung verboten und gerade ber all» 
gemeine Grundſatz im § 11 für die Herſtellung von 
Haustrunk ohne Einſchränkung übernommen, ohne daß 
für richterliches Ermeſſen Raum bliebe. Hiernach darf 
der aus den Rückſtänden der Weinbereitung ge⸗ 
wonnene Treſterwein, der als Haustrunk beſtimmt 
und als ſolcher bezeichnet iſt, auch nachträglich nicht 
mit Obſtwein vermiſcht werden. (Urt. des I. StS. 
vom 11. Juli 1912, I D 594/12). — — — n 
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Oberſtes Landesgericht. 
A. Zivilſachen. 


Wird im Verfahren der freiwilligen Gerichtsbarkeit 
die Weigerung eines Standesbeamten für nuberechtigt er: 
klärt, die Cheſchließungserklärung wegen zivilrechtlicher 
Ehehinderniſſe entgegenzunehmen, fo bat die 1 
Heimatgemeinde kein Beſchwerderecht (GF. 
PStG. 8 11; Heim. Art. 32; ZPO. 88 632, Be 
Aus den Gründen: Nach 811 Abſ. 3 PStch. kann 
der Standesbeamte, wenn er die Vornahme einer 
Amtshandlung abgelehnt hat, dazu auf Antrag der 
Beteiligten durch das Gericht angewieſen werden. Nach 
8 20 859. Steht die Beſchwerde gegen den gericht: 
lichen Beſchluß jedem zu, deſſen Recht beeinträchtigt 
iſt. Ein Recht i. S. dieſer Vorſchrift iſt aber nicht 
ein nur wirtſchaftliches Intereſſe (RJ A. Bd. 11 S. 269, 
BayObèe G3. 11 S. 359). Das Beſchwerderecht der 
Gemeinde W. hängt daher davon ab, ob in ein Recht 
der Gemeinde eingegriffen wird. Das iſt zu verneinen. 
Die Gemeinde beſorgt, daß K. R. bei der Ver— 
ſchwendungsſucht ſeiner Braut in Vermögensverfall 
geraten und mit ſeiner Familie der Armenpflege zur 
Laſt fallen werde. Allein wenn die Gemeinde auch 
ein berechtigtes Intereſſe daran haben mag, daß die 
Ehe nicht zuſtande komme, ſo erwächſt ihr daraus doch 
noch kein Recht, der Eheſchließung durch Geltend— 
machung von Ehehinderniſſen des BGB. entgegenzu— 
treten. Die rechtsrheiniſchen bayeriſchen Gemeinden 
können allerdings gegen die Eheſchließung ihrer männ— 
lichen Angehörigen aus beſtimmten Gründen Einſpruch 
erheben. Deshalb bedarf ein im rechtsrheiniſchen 
Bayern heimatberechtigter Mann zur Verehelichung 
eines diſtriktspolizeilichen Verehelichungszeugniſſes. Die 
Einſpruchsgründe find im Art. 32 (früher 36) Heim. 
(i. d. F. der Bek. vom 30. Juli 1899) feſtgeſtellt und 
umgrenzt. Sie ſind öffentlichrechtlich. Aus anderen 
Gründen ſteht der Heimatgemeinde das Recht des Ein— 
ſpruchs nicht zu. Aus dieſem begrenzten Einſpruchs— 
rechte der Heimatgemeinde folgt nicht, daß die Heimat— 
gemeinde auch zivilrechtliche Ehehinderniſſe geltend 
machen könnte. Daß der Geſetzgeber die Heimatge— 
meinde auf die öffentlichrechtlichen Einſpruchsgründe 
beſchränken wollte, ergibt ſich aus der Rechtsentwicke— 
lung. Nach dem Art. 34 HeimG. ält. F. war die Aus— 
ſtellung des Verehelichungszeugniſſes auch bedingt durch 
die nach Art. 35 angeſtellten Ermittelungen über das 
Nichtvorhandenſein zivilrechtlicher Ehehinderniſſe. Er— 
hob ein Beteiligter auf Grund zivilrechtlicher Beſtim— 
mungen einen Einſpruch und wies er nach, daß er ihn 
bei Gericht erhoben habe, ſo war das Verehelichungs— 


zeugnis zu verweigern; ebenſo, wenn die Verwaltungs⸗ 
behörde von ſich aus annahm, daß ein bürgerlichrechtliches 
Ehehindernis beſtehe. Das Verehelichungszeugnis durfte 
alſo nicht erteilt werden, wenn ein zivilrechtliches 
Ehehindernis beſtand. Die Heimatgemeinde hatte aber 
nach Art. 40 das Recht der Beſchwerde gegen die Aus⸗ 
ſtellung des Verehelichungszeugniſſes nur, wenn ein 
von ihr auf Grund des Art. 36 erhobener Einſpruch 
zurückgewieſen wurde; ſie war alſo nicht beſchwerde⸗ 
berechtigt, wenn das Verehelichungszeugnis erteilt 
wurde, obwohl nach ihrer Anſicht ein zivilrechtliches 
Chehindernis vorlag. Im geltenden Heim. ſtellt 
das Verehelichungszeugnis nur feſt, daß das öffentlich⸗ 
rechtliche Einſpruchsrecht der Gemeinde nicht beſteht. 
Vom Standpunkte des heutigen Heimatrechts kann von 
einem Rechte der Heimatgemeinde bürgerlichrechtliche 
Ehehinderniſſe geltend zu machen noch weniger die 
Rede fein. Wohl mag die Gemeinde den Standesbe⸗ 
amten auf zivilrechtliche Ehehinderniſſe aufmerkſam 
machen; allein eine Beſchwerde hat die Gemeinde 
ebenſowenig als ein nichtbeteiligter Dritter. Ein Be⸗ 
ſchwerderecht iſt nicht einmal dem Staatsanwalt ein⸗ 
geräumt, obwohl dieſer gemäß 58 632, 634 ZPO. im 
öffentlichen Intereſſe die Nichtigkeit der Ehe durch 
Klage geltend machen kann. Ob die Aufſichtsbehörde 
das Beſchwerderecht hat, kann dahingeſtellt bleiben. 
(Beſchl. des I. ZS. vom 15. Nov. 1912, Reg. III 37/12). 
2838 W. 


B. Strafſachen. 


1 


Die Gebührenſätze des 8 8 38Gebd. find unüber⸗ 
ſchreitbare Höchſtſfäge. Aus den Gründen: Das 
LG. geht davon aus, daß 88 3SGebdO., wie das dort 
gebrauchte Wort „ſoll“ ſagt, eine Ueberſchreitung der 
Sätze von 5 M für Aufwand und von 3 M für Nacht- 
quartier nicht grundſätzlich verbietet. Dieſe Anſicht 
geht fehl. Die Motive zu dem Entwurfe (Verh. d. 
Reichst. 1878 L. III S. 683) ſagen: „Mit dem § 366 
ZPO. und 8 70 StPO. find die Prinzipien für die 
Feſtſetzung der Gebühren feſtgelegt und es kann ſich 
im weſentlichen nur noch um eine Feſtſtellung von 
Maximal⸗ und Minimalſätzen handeln, ſoweit dem 
richterlichen Ermeſſen hiebei eine Grenze gezogen werden 
kann. Der Entwurf ſchließt ſich genau an die Vor⸗ 
ſchriften des preuß. Geſetzes vom 1. Juli 1875 an. Es 
laſſen ſich allerdings Fälle denken, in denen die im 
Entwurfe in Ausſicht genommenen Maximalſätze für 
Berfäumnis und Aufwand (82 und 88) hinter der 
wirklichen Einbuße an Erwerb und dem entſtandenen 
Aufwand zurückbleiben; die Beſchränkungen dieſer Ent— 
ſchädigungen auf ein beſtimmtes Maß ſind aber für 
die leichtere Handhabung des Geſetzes nicht zu ent⸗ 
behren; diejenigen, für die die Maximalſätze nicht aus— 
reichen, werden zu den Wohlhabenderen gehören und 
dieſe ſind ein ſolches Opfer zu bringen imſtande.“ 
Hieraus ergibt ſich, daß die in 88 ZSGebO. erwähnten 
Sätze abſolute Maximalſätze find, die auch aus „Billig- 
keitserwägungen“ nicht überſchritten werden können. 

Auf dieſem Standpunkt ſteht auch die Eingabe 
der Aelteſten der Berliner Kaufmannſchaft vom 4. April 
1907 an den Reichskanzler, in der eine Abänderung 
für wünſchenswert bezeichnet wird, weil u. a. auch die 
Höchſtſätze des 58 für Aufwand zu gering find. Ebenſo 
iſt bei Beſprechung der Reſolution des Abg. Dr. 
Brunſtermann über die Aenderung der ZSGebO. von 
dieſem und anderen Abgeordneten geltend gemacht 
worden, daß die nach 8 8 zuläſſigen Höchſtſätze von 
5 M für Aufwand und von 3 M den Verhältniſſen 
nicht mehr entſprechen. Der Vertreter des Reichs— 
juſtizamtes hat auch anerkannt, daß dieſe Beſtimmungen 
der Verbeſſerung bedürfen. (Beſchl. vom 12. Sept. 
1912). Ed. 
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II. 

Die Gaſſenſchenke des Bierbrauers in feinem An. 
weſen, in dem gleichzeitig ſein Pächter eine genehmigte 
Schankwirtſchaft ausübt, iſt keine Schankwirtſchaft, ſon⸗ 
dern ein Kleinhandel mit Getränken; Sonntagsruhe: 
Verhältnis des $ 41 a zu 5 105 Gew. Begriff des 
fortgeſetzten Vergehens und feine Anwendung auf die 
58 105 b und 139 e und f Gewo. Aus den Gründen: 
Auf Grund eines Pachtvertrages betreibt G. als Pächter 
mit Wiſſen und Willen des angeklagten Verpächters 
B., eines Bierbrauers, mit Erlaubnis der Diſtrikts⸗ 
verwaltungsbehörde auf Grund des 8 33 Gew. die 
Schankwirtſchaft auf dem gepachteten Gaſthofe zur 
goldenen Gans; deshalb iſt der gleichzeitige Betrieb 
einer Schankwirtſchaft in Räumen des gleichen Gaſt⸗ 
hofs durch B. rechtlich nicht möglich (VGH. 4 S. 106, 
Os GGMünchenSt. 8 S. 223). B. läßt nach den Feſt⸗ 
ſtellungen in dem gleichen Gaſthof in einem von den 
Wirtſchaftsräumen des G. getrennten Raume ſelb⸗ 
ſtändig auf eigene Rechnung und unter ſeinem Namen 
durch die von ihm entlohnte Frau D. Bier vom Faß 
ausſchließlich über die Gaſſe ausſchenken. Hierin kann 
weder eine ſelbſtändige, von B. betriebene Schank— 
wirtſchaft noch ein Ausfluß der von G. ausgeübten 
Schankwirtſchaft erblickt werden; erſtere Annahme trifft 
nicht zu, weil es an dem zum Begriffe der Schank⸗ 
wirtſchaft erforderlichen Merkmale „des Genuſſes auf 
der Stelle“ fehlt; letztere Annahme iſt ausgeſchloſſen, 
weil die Schankwirtſchaft und die damit verbundene 
Gaſſenſchenke des G. mit dem Gaſſenausſchank des B. 
weder in örtlicher, wirtſchaftlicher, noch in rechtlicher 
Beziehung ſteht. Den Gaſſenausſchank des B. hat das 
LG. mit Recht als einen Kleinhandel mit Getränken, 
mithin als einen zwar nicht genehmigungspflich— 
tigen, aber im übrigen den Beſtimmungen der 
GewO. unterworfenen Handelsgewerbebetrieb aufgefaßt 
(Os GMünchenSt 8 S. 223, Obs GSt. 3 S. 182, Land⸗ 
mann, GewO. Bd. I S. 305, 435, Bd. II S. 311, 697, 
6. Aufl.). Die Strafkammer hat demnach zutreffend 
darin ein Zuwiderhandeln gegen die §§ 139 e, f und 
146 a GewO. erblickt, daß B. an Werktagen, die nicht 
Samstage waren, die Gaſſenſchenke über die erlaubte 
Zeit hinaus offen ließ. a 

Die Annahme der Strafkammer, daß in dem Offen— 
halten der Gaſſenſchenke am Sonntage über 2 ½ Uhr 
nachmittags hinaus ein Zuwiderhandeln gegen die 
§§ 41a und 105 b GewO. liegt, begegnet Bedenken. 
Nach § 146 a GewO. wird beſtraft, wer den 8S 105 h 
bis 105 g oder den dazu erlaſſenen Anordnungen zus 
wider Arbeitern an Sonn- und Feſttagen Beſchäftigung 
gibt oder dem § 41a zuwiderhandelt. Nach der zum 
Schutze der Arbeiter geſchaffenen Beſtimmung des 
§ 105 b Abſ. 2 darf der Handelsgewerbetreibende feine 
Gehilfen, Lehrlinge und Arbeiter am erſten Weih— 
nachts⸗, Oſter⸗ und Pfingſttage überhaupt nicht, im 
übrigen an Sonn- und Feſttagen nicht länger als 
fünf Stunden, in A. nur in der Zeit von 7 bis 9 Uhr 
vormittags und von ½ 11 Uhr vormittags bis Z 3 Uhr 
nachmittags beſchäftigen. Läßt demnach der Ge— 
werbetreibende ſeine Gehilfen über die feſtgeſetzten 
Stunden hinaus beſchäftigen, ſo iſt er nach den 88 105 b, 
146 a Gew. ſtrafbar. 

Der 8 41a verdankt feine Entſtehung einem Vor— 
ſchlage der Reichstagskommiſſion und iſt — ohne den 
Satz 2 des Abſ. 1 — erſt durch die Novelle vom 1. Juni 
1891 eingefügt worden. Er ſoll verhüten, daß die 
Geſchäfte, welche ohne Gehilfen, Lehrlinge und Ar— 
beiter ausgeübt werden, an Sonntagen uneingeſchränkt 
während des ganzen Tages in offenen Verkaufsſtellen 
betrieben werden können und dadurch gegenüber den 
mit größerem oder geringerem Hilfsperſonal arbeitenden 
Geſchäften einen ihnen nicht zukommenden Vorzug er— 
halten. Darnach trifft S4 a die Gewerbetreibenden, 
die in Perſon ohne Hilfsperſonal in offenen Verkaufs— 
ſtellen an Sonn- und Feiertagen ihr Gewerbe betreiben. 
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Da nach den Feſtſtellungen B. nicht ſelbſt in Perſon 
in der Gaſſenſchenke Bier an die Kunden verkaufte, 
ſondern dieſen Gewerbebetrieb durch ſeine Gehilfin, 


die Frau D., ausüben ließ, find nur die 88 105 b und 


146 Gew., nicht auch der 8 41a anwendbar. 
Durch die gleichzeitige Anwendung der letzteren Ge— 
ſetzesſtelle iſt B. jedoch nicht beſchwert. 

Das L. erblickte in dem Tun des Angeklagten 
eine fortgeſetzte ſtrafbare Handlung, da ſein Auftrag 


an die Frau D., ein für allemal Bier zu verabreichen, 


ſo lange Leute kommen, mehrere Handlungen umfaſſe, 
die eine Einheit bilden und demſelben rechtswidrigen 
Vorſatz entſprungen ſeien. Dieſe Anſchauung iſt nicht 
bedenkenfrei. Das Reichsgericht nimmt ſtändig an, 
daß trotz der Mehrheit der äußeren Tätigkeiten, deren 
jede den vollen Tatbeſtand des Geſetzes enthält, 
eine einheitliche Tat angenommen werden kann, wenn 
der Richter mit Rückſicht auf die Einheit des Vorſatzes, 
die Gleichartigkeit und den äußeren Zuſammenhang 
der Handlungen, ſowie auf die Einheit des verletzten 
Rechtsguts die Ueberzeugung gewinnt, daß die mehreren 
Tätigkeiten ein innerlich zuſammenhängendes Ganzes 
bilden (RGSt. 18, 320). Man iſt im allgemeinen 
darüber einig, daß zum Begriffe des fortgeſetzten Ber: 
brechens mehrere ſelbſtändige, aber gleichartige gegen 
dasſelbe Strafgeſetz gerichtete Handlungen gehören. 
Man fordert ferner zwar nicht eine völlige Gleichheit 
der mehreren Tätigkeiten, ſondern nimmt an, daß eine 
Verſchiedenheit in den Umſtänden den Begriff des 
fortgeſetzten Verbrechens nicht aufhebt, ſelbſt wenn 
mit Rückſicht hierauf die einzelnen Tätigkeiten ver- 
ſchiedenen Unterabteilungen innerhalb derſelben geſetz— 
lichen Vorſchrift zu unterſtellen wären. Im Zuſammen— 
hange mit dieſem Merkmale ſteht auch das Merkmal 
der Einheit des verlegten „Rechtsguts“. Das Reichs— 
gericht hat dieſes Erfordernis wiederholt betont und 
es iſt Rathenau (Gers. Bd. 56 S. 124 8 3, S. 133) 
beizutreten, daß trotz einzelner Ausnahmen an dem 
Erforderniſſe feſtzuhalten und daß die Frage im Einzel— 
falle an der Hand der einzelnen Tatbeſtände zu be— 
antworten iſt. Als eine Ausnahme bezeichnet Rathenau 
(S. 131) die Fälle, in denen zwar auch „Individual- 
rechte“ verſchiedener Perſonen verletzt ſind, aber die 
Verletzung ſich nicht ſo ſehr gegen die einzelne Perſon 
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richtet als gegen das Staatliche Gebot oder Verbot,, 


in denen alſo ein beſtimmtes Rechtsgut nur in ver— 
ſchiedenen Trägern verletzt wird. Hiernach iſt es 
rechtlich unbedenklich, daß das LG. ein fortgeſetztes 
Vergehen angenommen hat auf Grund der Feſtſtellung, 
daß der Angeklagte an 7 Werktagen die Verkaufsſtelle 
für den geſchäftlichen Verkehr nicht von 8 Uhr abends 
an geſchloſſen hat. 

Die Vorſchriften der 88 139 e, 139 regeln den 
Ladenſchluß zugunſten der Gehilfen in offenen Ver— 
kaufsſtellen, die tägliche Arbeitszeit (S 1396). Dagegen 
regelt 8 105 b die Sonntagsruhe der gewerblichen 
Arbeiter im Handelsgewerbe überhaupt und die Dauer 
ihrer Beſchäftigung an Sonn- und Feſttagen. Die 
allgemeinen Beſtimmungen über den Ladenſchluß ſind 
für die Sonn- und Feſttage nur inſoferne von Be— 
deutung, als die gemäß § 105 b Abſ. 2 von den zu: 
ſtändigen Behörden gejtatteten Ausnahmen ſich mit 
ihnen nicht in Widerſpruch ſetzen dürfen. Wenn nun 
auch anzuerkennen iſt, daß Ladenſchluß und Sonntage: 
ruhe dem Zwecke des Arbeiterſchutzes dienen, ſo wird 
man trotz der Gemeinſchaftlichkeit des geſetzgeberiſchen 
Gedankens nicht ſagen können, daß die Vorſchriften 
des S 105 b und der SS 139 e, f einheitlich find. Daher 
iſt es rechtlich kaum ſtatthaft, die Zuwiderhandlungen 
gegen dieſe beiden Vorſchriften als auf Verletzung 
einer Vorſchrift ruhend als ein fortgeſetztes Vergehen 
aufzufaſſen (Urt. vom 21. September 1912, Rev.⸗-Reg. 
Nr. 331 12). Ed. 
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Die Gewähr für Trächtigkeit.) 
1 


Bei Zuſicherung der Trächtigkeit allein ohne nähere 
Zeitangabe verjährt der Wandelungs⸗ oder Schadenserſatz⸗ 
auſpruch in ſechs Wochen vom Tage der Ablieferung an ge⸗ 
rechnet. Wie aus dem ſchriftlichen Vertrag vom 7. Mai 
1910 hervorgeht, hat der Beklagte dafür Gewähr ge⸗ 
leiſtet, daß die Kuh trächtig ſei. Der Kläger ſtützt ſeinen 
Schadenserſatzanſpruch darauf, daß die Zuſicherung der 
Trächtigkeit unrichtig war, da die Kuh bisher nicht 
gekalbt habe. Der Erſtrichter hat der Klage ſtatt— 
gegeben, geſtützt auf die Ausführungen bei Meisner, 
Viehgewährſchaft 2. Aufl. S. 142, deſſen Anſicht dahin 
geht, daß die Verjährung mit der Kenntnis des Käufers 
von der Nichtträchtigkeit beginnt und daß äußerſtenfalls 
der Beginn der Verjährungsfriſt um den der Höchſtdauer 
der Trächtigkeit gleichkommenden Zeitraum vom Tage 
der Uebergabe an gerechnet hinausgeſchoben ſei. Das 
LG. kann ſich dieſer Anſicht nicht anſchließen und zwar 
aus folgenden Gründen: Es iſt zunächſt davon aus— 
zugehen, daß der Geſetzgeber Streitigkeiten beim Vieh— 
handel und Unſicherheiten beim Viehkaufsgeſchäft nach 
Möglichkeit einſchränken will. Aber auch der Wort⸗— 
laut der „Gewähr für Trächtigkeit“ ſpricht gegen die 
Auslegung des Erſtrichters, denn in ihr iſt nur die 
einſache Gutſage eines beſtimmten zur Zeit der Gut⸗ 
ſage vorhandenen Abſchnittes der Trächtigkeit zu er⸗ 
blicken, d. h. die Zuſicherung, daß das Tier aufge⸗ 
nommen hat; dabei wird immerhin an die Möglichkeit 
gedacht, daß das Tier kein Junges zur Welt bringen 
werde. Die tägliche Erfahrung lehrt auch, daß z. B. 
das Verkalben bei Kühen durchaus nicht ſelten iſt. 
Dafür ſpricht auch das Verhalten der beiden ſpäteren 
Erwerber der Kuh, die vorſichtigerweiſe 100 M am 
Kaufpreis für den Fall zurückbehalten haben, daß die 
Kuh nicht trächtig ſein ſollte oder nicht mit dem Kalbe 
kommt. Es wäre Sache des Klägers geweſen, ſich 
durch die Vereinbarung einer Friſt zu ſchützen. 

Im Viehhandel wird daher und zwar in der 
Regel auch im Preis unterſchieden zwiſchen dem Fall, 
in dem der Verkäufer nur für Trächtigkeit Gewähr 
leiſtet, und dem Fall, in dem der Käufer dafür Ges 
währ leiſtet, daß die Kuh bis zu einer beſtimmten 
Friſt mit dem Kalbe kommt. Im letzteren, nicht aber 
im erſteren Falle kann von einer „Gewährfriſt“ ge— 
ſprochen werden. Auf Grund der tierärztlichen Er— 
fahrungen kann erſt im letzten Drittel d. i. zwiſchen 
dem ſechſten und neunten Monat mit Sicherheit die 
Trächtigkeit feſtgeſtellt werden, im fünften und ſechſten 
Monat nur mit Wahrſcheinlichkeit. Es fehlt alſo an 
dem unerläßlichen Hauptmerkmale jeder Friſtbeſtim— 
mung, nämlich an der ſicheren Beſtimmbarkeit der da— 
mit etwa ins Auge gefaßten beſonderen Gewährfriſt. 
Es gibt eben keine wechſelnde Gewährfriſt. Iſt aber 
in der Zuſicherung der Trächtigkeit nicht die Verein— 
barung einer Gewährfriſt zu erblicken, ſo iſt 8 492 
BGB. anzuwenden, da es ſich um die Zuſicherung 
einer Eigenſchaft des Tieres handelt. Danach beginnt 
die Verjährung mit der Ablieferung des Tieres und 
muß innerhalb ſechs Wochen nach dem Tage der Ab— 
lieferung Klage geſtellt werden. Eine Mängelanzeige 
iſt in dieſem Fall überhaupt nicht erforderlich. Der 
Käufer oder ſonſtige Erwerber muß ſich innerhalb 
dieſer Friſt vergewiſſern, ob das Tier trächtig iſt 
oder nicht. 

Nur wenn die Gewährſchaft dahin geht, daß ein 
junges Tier innerhalb einer gewiſſen Zeit geboren 


1) Die Bewahr für Trachtigleit ſpielt in der Praris eine ſebr 
bedeutſame Rolle. Literatur und Rechtſprechung ſind our dieſem Ge— 
biete nicht einbeitlich. Es dürfte im Jatereſſe der Einbeitlichkeit der 
Nechtſprechung liegen, wenn ich zwei ſebr lebrreiche Urteile aus dieſem 
Gebiete verb ffentliche. 


wird, find die 88 483 bis 485 BGB. anzuwenden, ins» 
beſondere auch was die Mängelanzeige anlangt. Des⸗ 
halb kann ſich das LG. der Anſchauung Meisners 
(2. Aufl. S. 142) nicht anſchließen, die dahin geht, daß 
bei Gewährleiſtung auf Trächtigkeit ſchlechthin ohne 
Vereinbarung eines Termins oder einer Friſt für das 
Werfen die Verjährung mit der Kenntnis des Käufers 
beginnt, und daß äußerſten Falles der Beginn der 
Verjährungsfriſt um den der Höchſtdauer der Trächtig⸗ 
keit gleichkommenden Zeitraum hinausgeſchoben ſei und 
zwar im Zweifel vom Tage der Uebergabe an gerechnet. 
Das Gericht teilt vielmehr die herrſchende Meinung, 
die dahin geht, daß eine Gewährfriſt nicht vereinbart 
iſt, wenn nur im allgemeinen für Trächtigkeit, oder 
Trächtigkeit von einer beſtimmten Anzahl von Wochen 
oder Monaten Gewähr geleiſtet iſt, und daß hiernach 
die Verjährung mit der Ablieferung des Tieres be⸗ 
ginnt. In dieſem Falle muß innerhalb ſechs Wochen 
nach dem Tage der Ablieferung Klage geſtellt werden 
(88 490, 492 BGB.; Stölzle, Viehkauf 4. Aufl. S. 431; 
Keuter und Sauer, Die Gewährleiſtung bei Viehver⸗ 
äußerungen 1900 S. 187; Komm. der Reichsgerichts⸗ 
räte zum BGB 8 492 Anm. 3 und 4; BlfRA. Bd. 75 
S. 778, Bd. 76 S. 237; Bay gf R. 1907 S. 30; OL GRſpr. 
Bd. 23 S. 31; JW. 1902, 119; 1906, 374; RG. 61. 
1 Vers des LG. Aſchaffenburg vom 3. Mai 1912, 
1911). 


II. 


Gewährleiſtung für ein Kalb. Der Kläger bringt 
vor: Der Beklagte habe am 1. Mai 1911 eine hell⸗ 
gelbe Kuh i. W. von 460 M an den Kläger gegen eine 
andere Kuh i. W. von 360 M vertauſcht, wobei ſich 
der Kläger verpflichtet habe, eine Tauſchaufgabe von 
100 M zu zahlen. Die Beklagte habe u. a. für „ein 
Kalb“ gewährt, die Kuh könne aber kein Kalb bringen, 
ſie ſei überhaupt nicht trächtig. Der Kläger habe da⸗ 
von erſt vor einigen Wochen Kenntnis erhalten. Wegen 
Mangels der zugeſicherten Eigenſchaft verlange der 
Kläger die Wandelung. Falls der Beklagte die ein⸗ 
getauſchte Kuh nicht mehr zurückgeben könne, werde 
Werterſatz mit 360 M verlangt. Der Beklagte be= 
hauptete, daß die Wandelungseinrede verjährt ſei, da 
ſie innerhalb ſechs Wochen nach der Uebergabe ge— 
bracht werden müſſe. Er gab zu, daß der Mangel 
am 17. Oktober 1911 angezeigt wurde und erkannte 
an, daß die Kuh nicht trächtig iſt. 

Gründe: Die Gewährſchaft „für ein Kalb“ ent⸗ 
hält die beſtimmte Zuſicherung, daß die Kuh überhaupt 
trächtig iſt und weiter, daß ſie nach Ablauf der 
Trächtigkeitszeit ein Kalb bringen, d. h. auch mit Er⸗ 
folg trächtig ſein werde. Der Beklagte hat damit die 
Haftung dafür übernommen, daß die Kuh nicht ver— 
kalben werde, m. a. W., daß keine Frühgeburt ein- 
treten werde, und daß die Kuh auch kein totes Kalb 
zur Welt bringen werde. Dieſe Auslegung des Ver— 
tragswillens entſpricht ſowohl den Verhältniſſen als 
auch dem Grundſatze von Treu und Glauben im Ver— 
kehr, da hier die Parteien beim Vertragsſchluſſe das 
endgültige regelmäßige Ergebnis der Trächtigkeit aus— 
drücklich in ihre Abmachungen eingeſchloſſen hatten. 
Mit dieſer beſtimmten Uebernahme der Haftung iſt 
aber die Geltung der vom Tage der Uebergabe an 
laufenden ſechswöchigen Verjährungsfriſt unmöglich, 
die am 5. Juni 1911 abgelaufen wäre. Soll die Zu— 
ſicherung überhaupt einen Wert für den Käufer haben, 
ſo muß ihr die Bedeutung beigelegt werden, daß die 
Parteien zugleich den Beginn der Verjährungsfriſt 
vom Tage der Uebergabe an ausſchließen wollten. 
Denn ſonſt hätte der Beklagte eine für den Käufer 
beſtimmende, wertvolle und für den Preis maßgebende 
Zuſicherung gegeben, für welche nicht haften zu wollen 
er ſich insgeheim vorbehielt. Für die an Viehkäufen 
beteiligten Perſonen wäre es unverſtändlich, daß ein 
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Verkäufer, welcher für eine erſt ſpäter als ſechs Wochen 
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ihr Ende erreichende Trächtigkeit Gewähr geleiſtet hat, 
ſchon nach ſechs Wochen von der Uebergabe an die 
Verjährung der Anſprüche einwenden dürfte, die auf 
das Nichtvorhandenſein der zugeſicherten Eigenſchaft 
geſtützt werden. Das würde gegen Treu und Glauben im 
Verkehr verſtoßen und argliſtigen Verkäufern zuſtatten 
kommen, welche dieſe Auslegung kennen und mit ihr rech⸗ 
nen. Weil der auf den Mangel geſtützte Anſpruch in dem 
beſonderen Falle der Trächtigkeitszuſage und der des 
Kalbens regelmäßig erſt nach dem Ablaufe der Höchſt⸗ 
dauer der Trächtigkeit geltend gemacht werden kann, 
da er vorher nicht erweislich iſt, muß die Zuſage den 
Ausſchluß der mit der Uebergabe beginnenden ſechs— 
wöchigen Verjährungsfriſt in ſich ſchließen. Einer 
ausdrücklichen Verabredung bedarf es nicht. Sie kann 
auch ſtillſchweigend getroffen werden (vgl. RG. 62, 
433). Die Anhaltspunkte für dieſe ſtillſchweigende 
Vereinbarung ſind hier darin gegeben, daß der Ver⸗ 
käufer „für ein Kalb“ einzuſtehen verſprach, alſo da» 
für, daß nach der tatſächlich gegebenen Lage ein 
Junges in einem Zeitpunkte erſcheinen werde, der erſt 
ſpäter als ſechs Wochen nach der Uebergabe liegt 
(vgl. Gruchot, 55. Jahrg., 7. Abh. S. 229). (Urt. des 
LG. Würzburg vom 5. März 1912, 234 F 11). 
2740 Mltgeteilt von Rechtsanwalt Dr. Stölzle in Kempten. 


Landgericht Memmingen. 


Zenanispflicht des Bankiers in Stenerſachen. Ein 
württembergiſches Kameralamt hat das Amtsgericht 
M. im Strafverfahren gegen G. wegen „Kapitalſteuer⸗ 
gefährdung“ auf Grund des RG. vom 9. Juni 1895 
über den Beiſtand bei Einziehung von Abgaben und 
Vollſtreckung von Vermögensſtrafen (RGBl. S. 256) 
erſucht, den Bankier H. zur Vorlegung von Buchaus⸗ 
zügen über die Geſchäfte des G. mit der Bank zu ver⸗ 
anlaſſen und ihn über die Richtigkeit und Vollſtändig⸗ 
keit ſeiner Angaben eidlich zu vernehmen. Der Bankier 
verweigerte jede Angabe. Das Amtsgericht verhängte 
über ihn eine Geldſtrafe, weil nach dem Geſetze vom 
9. Juni 1895 (insbeſondere 8 8) in dem eingeleiteten 
Strafverfahren die Zeugen nach der StPO. und zwar 
eidlich zu vernehmen ſind und dem Zeugen ein 
Zeugnisverweigerungsrecht nach den danach anzu— 
wendenden 88 48 ff. StPO. nicht zuſteht. Auf Be- 
ſchwerde des Bankiers H. hob das Landgericht den 
Strafbeſchluß auf. 

Aus den Gründen: Nach 8 3 des Gef. vom 
9. Juni 1895 wird der erſuchte Beiſtand nicht gewährt, 
wenn zu einem der in 8 81 des Gef. angeführten Zwecke 
eine Handlung beantragt wird, welche nach dem für 
die erſuchte Behörde geltenden Rechte zu dieſem Zwecke 
nicht vorgenommen werden darf. Zu dieſen in 81 
angeführten Zwecken gehört die Durchführung des Ver— 
waltungsſtrafverfahrens wegen Zuwiderhandlung gegen 
die Vorſchriften über die Erhebung von Steuern. In 
einem von einer bayeriſchen Steuerbehörde eingeleiteten 
Verwaltungsſtrafverfahren wegen Hinterziehung von 
Kapitalrentenſteuer darf nach dem EinkStG. vom 14. 
Auguſt 1910 zwar gleichfalls Erſuchen um eidliche 
Vernehmungen ſtattfinden. Abgeſehen aber davon, 
daß dieſes Erſuchen nicht vom Rentamte, ſondern 
von der eigentlichen Veranlagungsbehörde, dem Steuer— 
ausſchuſſe, ausgehen muß (Art. 34, 36, 45), iſt nach 
Art. 47 dieſes Geſezes dem Auskunftszwange dadurch 
eine Schranke geſetzt, daß die zu vernehmenden Perſonen 
die Auskunft nach der ZPO., alſo in viel weiterem 
Umfange verweigern dürfen, wie nach $ 8 des Gef. 
vom 9. Juni 1895. Dieſe Einſchränkung iſt das für 
die erſuchte Behörde geltende Recht und nach dieſem 
darf die Vernehmung bei Weigerung des Zeugen nicht 
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ſtattfinden und nicht erzwungen werden, wenn dem 
Zeugen ein Verweigerungsrecht nach der ZPO. zuſteht. 
(Letzteres wurde im Hinblick auf 8 383 Nr. 5 ZPO. 
bejaht). (Beſchl. vom 6. Juni 1912, BeſchwReg. Nr. 46). 


2694 M. 


Vücheranzeigen. 


J. von Standingers Kommentar zum Bürgerlichen 
l mit dem Einführungsgeſetze. 7 /8. neu⸗ 
bearbeitete Auſlage. München 1912. J. Schweitzer 
Verlag (Arthur Sellier). Bd. J. Allgemeiner 
Teil erläutert von Dr. Theodor Loewenfeld, Geh. 
Juſtizrat, Univ.⸗Profeſſor, Rechtsanwalt in Mün⸗ 
chen, und Dr. Erwin Wiezler, Univerſitätsprofeſſor 
in Freiburg i. Br. XIV, 807 Seiten Mk. 19.50; in 
Halbfranz geb. Mk. 22.— Bd. II. Recht der 
Schuldverhältniſſe. Erläutert von Profeſſor 
Dr. L. Kuhlenbeck und Oberlandesgerichtsrat Dr. 
Kober. 2 Teile. VIII, VIII, 1943 Seiten. Geh. 
Mk. 47.—; geb. Mk. 52.—. Bd. III. Sachenrecht, 
erläutert von Dr. K. Kober, K. Oberlandesgerichts⸗ 
rat in München. VIII, 1167 Seiten. Geh. Mk. 28.—; 
geb. Mk. 30.50. 

Daß es dem Kommentare von Staudinger ge— 
lungen iſt, ſich im Wettbewerb um die Gunſt der 
Praxis erfolgreich durchzuſetzen, ſteht jetzt wohl feſt. 
Seine führende Stellung hat er vor allem dadurch 
erlangt, daß es ihm ſtets gelungen iſt, rechtzeitig auf 
dem Platze zu ſein. Schon das bedeutet unter den 
heutigen Verhältniſſen eine große Leiſtung. Denn die 
bei dem Umfange des Geſetzes unvermeidlich gewordene 
gemeinſame Arbeit mehrerer Verfaſſer ſetzt die großen 
Werke über das bürgerliche Recht allerlei widrigen 
Zufälligkeiten aus und nur ſtetige Aufmerkſamkeit und 
unermüdlicher Fleiß der leitenden Perſonen kann einen 
ſo großen Betrieb im Gange erhalten. Die Heraus— 
geber haben es aber auch verſtanden, den überreichen 
Stoff ſo zu verarbeiten, wie es die Bedürfniſſe der 
Richter, Rechtsanwälte und Rechtsjünger in unſerer 
ſchnellebigen Zeit fordern. Eine Gliederung von be— 
wundernswerter Klarheit, unterſtützt von einer vor— 
trefflichen Druckanordnung, ſorgt dafür, daß die Fülle 
des Gebotenen den Leſer nicht erdrückt. Die Dar— 
ſtellung iſt überall klar und einfach. 

Wenn ich der uneingeſchränkten Anerkennung der 
Vorzüge des Werkes eine leiſe Mahnung anfüge, ſo 
darf ich wohl erwarten, daß man ſie nicht der Tadel— 
ſucht zuſchreiben wird, ſondern dem Wunſche, das für 
die Rechtſprechung unentbehrlich gewordene Buch auf 
der Höhe erhalten zu ſehen. Man gewinnt hier und 
dort den Eindruck, als werde bei der Verwertung der 
neueren Literatur und Rechtſprechung etwas zu raſch 
verfahren. Die zahlreichen neuen Einzelſchriften und 
Entſcheidungen werden ja vollzählig und überſicht— 
lich angeführt. Zuweilen aber müßte ihre genauere 
Durchſicht doch dazu führen, daß manche Bemerkungen 
geändert oder ergänzt werden, indem die frühere An— 
ſchauung entweder aufgegeben oder unter Widerlegung 
laut gewordener Bedenken genauer begründet wird. 
An manchen Stellen iſt das ſchon in muſtergültiger 
Weiſe geſchehen, jo z. B. in dem überhaupt ganz vor— 
trefflich durchgearbeiteten, wiſſenſchaftlich und praktiſch 
gleich vorzüglichen erſten Bande. Anderswo aber 
ſcheint doch zuweilen das Streben nach ſorgfältiger 


Stoffſammlung gegenüber dem nach wiſſenſchaftlicher 
Es muß 
ja freilich zugegeben werden, daß ſo Vielerlei und 


Vertiefung etwas zu ſtark hervorzutreten. 


auch ſo viel Minderwertiges zuſammengeſchrieben wird, 
daß man ſich nicht mehr mit jeder gegenteiligen Mei— 
nung gründlich auseinanderſetzen kann. Auch mag 
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wohl die raſche Aufeinanderfolge der Auflagen nicht 
allen Herausgebern genügend Zeit gelaſſen haben. 
Aber der heutzutage ſehr naheliegenden Gefahr einer 
Veräußerlichung muß ſich ein großer Kommentar zu 
erwehren ſuchen und es würde mich freuen, wenn 
dieſe Zeilen dazu beitragen ſollten, daß die Gefahr 
rechtzeitig erkannt und in einer neuen Auflage kräftig 
bekämpft würde. von der Pfordten. 


Büdeker, Franz, Gerichtsvollzieherinſpektor beim Amts- 
gericht Berlin⸗Mitte. Entſcheidungen über 
Gerichtsvollzieherdienſt. Syſtematiſche Zu⸗ 
ſammenſtellung wichtiger Entſcheidungen, insbeſon⸗ 
dere des Reichsgerichts und der Oberlandesgerichte, 
mit ausführlichem Sachregiſter. Berlin, Reinhold 
Kühn. Lieferung 1-5. Mk. 14.—. 


Der Herausgeber hat die den Gerichtsvollzieher⸗ 
dienſt — mit Ausnahme des Wechſelproteſtweſens — 
berührenden, in den verſchiedenen Entſcheidungsſamm⸗ 
lungen und Fachzeitfihriften verſtreut ſich vorfindenden 
Entſcheidungen vornehmlich des RG. und der OLG. 
in einen Band von 756 Seiten vereinigt und nach 
folgenden Hauptgeſichtspunkten geordnet: Haftpflicht 
des Gerichtsvollziehers, Umfang der Geſchäftstätigkeit, 
Regiſter⸗ und Aktenführung, Beſchwerderecht des Ges 
richtsvollziehers, Koſtenſachen, Armenſachen, Zuſtel⸗ 
lungen im Parteibetriebe, Zwangsvollſtreckung in das 
bewegliche Vermögen, unpfändbare Gegenſtände, Be— 
ſtandteile und Zubehör. Die Sammlung iſt mit 

roßem Fleiße hergeſtellt, ſie iſt außerordentlich reich⸗ 

haltig und bildet für den Gerichtsvollzieher im Amte 
und für den Anwärter zur Vorbereitung auf den Dienſt 
ein ſehr wertvolles Mittel zur Belehrung, dann auch 
für Richter und Anwälte ein brauchbares Nachſchlage— 
buch, insbeſondere im Gebiete der Mobiliarzwangs— 
vollſtreckung. Ob ſich übrigens nicht noch bei den 
verſchiedenen größeren Vollſtreckungsgerichten bisher 
nicht veröffentlichte Beſchlüſſe der Untergerichte hätten 
finden laſſen, die es verdienten, ans Licht gezogen und 
der Praxis zugänglich gemacht zu werden, mag dahin— 
geſtellt bleiben. Nicht zweckmäßig erſcheint mir die dem 
Wortlaute nach erfolgte Uebernahme der teilweiſe ſehr 
ausführlich gehaltenen Entſcheidungen namentlich des 
Reichsgerichts in Zivil- und in Strafſachen; der wört— 
liche Abdruck hat dazu beigetragen, daß das Buch 
ziemlich umfangreich und wohl infolgedeſſen auch etwas 
teuer geworden iſt, ſo daß der Zweck vielſeitiger 
Verbreitung insbeſondere in Gerichtsvollzieherkreiien 
einigermaßen in Frage geſtellt ſein dürfte. Ich hätte 
es für geeigneter gehalten, wenn die Entſcheidungen 
überarbeitet, hiebei klar und überſichtlich gefaßt und 
unter Ausſcheidung alles Unweſentlichen in eine recht 
einfache und kurze Form gebracht worden wären, etwa 
nach Art der Sammlung von Liſiecki-Drewes oder der 
vom deutſchen Richterbunde herausgegebenen Reichs— 
gerichtsentſcheidungen in kurzen Auszügen. Dies hätte 
den Bedürfniſſen der Praxis wie der Dienſtvorbereitung 
genügt und ließe eher den wünſchenswerten Abſatz 
erhoffen; zum eingehenderen Studium in einem ein— 
zelnen Falle ſind ſchließlich die Sammlungen ſelbſt 
unſchwer zu erreichen. Fur Neuauflagen wäre zur 
Erleichterung der Ueberſicht zu empfehlen, den ein— 
zelnen Entſcheidungen die Paragraphen der einſchlä— 
gigen geſetzlichen Beſtimmungen voranzuſtellen oder 
beizufügen. Oe. 


Loffmann, Dr. A., Geh. Oberregierungsrat, Dr. E. 
Trautvetter, Geh. Regierungsrat, Dr. N. Kloß, Geh. 
Finanzrat und Dr. W. Cuno, Regierungsrat. Kom— 
mentar zu den Zoll- und Steuergeſetzen. 
XVIII, 941 Seiten. Berlin 1912, Verlag von Otto 
Liebmann. Geh. Mk. 25.—; gebd. Mk. 27.50. 


Dieſes 23 Geſetze erläuternde Werk bildet einen 
Teil der neuen Auflage des Stengleinſchen Kommen— 
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tars zu den ſtrafrechtlichen Nebengeſetzen, über deren 
Fortſchreiten wir in dieſen Blättern ſchon mehrmals 
berichtet haben. Das Zoll⸗ und Steuerrecht iſt nun 
geſondert herausgegeben worden, weil es ein in ſich 
abgeſchloſſener Rechtsſtoff iſt, der mit den übrigen in 
die Sammlung aufgenommenen Geſetzen nur loſe zu⸗ 
ſammenhängt. Auch iſt es ſelbſtverſtändlich, daß bei 
einem Finanzgeſetze die ſtrafrechtlichen Vorſchriften 
immer nur einen verhältnismäßig untergeordneten 
Teil bilden und nicht erläutert werden können, ohne 
daß der finanzrechtliche Teil eingehend betrachtet wird. 
Die Veranſtaltung einer Sonderausgabe war deshalb 
ein Bedürfnis. Das Werk iſt um deswillen beſonders 
wertvoll, weil der Praktiker in einem handlichen Bande 
die geſamten Zoll⸗ und Steuergeſetze vereinigt findet, 
die unter ſich durch zahlreiche innere Beziehungen ver⸗ 
knüpft ſind. Damit wird das zeitraubende Hin⸗ und 
Herblättern in verſchiedenen einzelnen Ausgaben ers 
ſpart. Daß die Erläuterungen vortrefflich ſind und 
jeden wünſchenswerten Aufſchluß bieten, haben wir 
ſchon früher hervorgehoben. 
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Schiederm air, J., Landgerichtsrat in München. Die 
ſtrafrechtlichen Nebengeſetze Bayerns. X, 
937 Seiten. München und Berlin 1912, J. Schweitzer 
Verlag (Arthur Sellier). Geb. Mk. 21.—. 


Der Verfaſſer führt uns über Landſtrecken, die 
noch recht wenig durchgeackert ſind und auf denen 
deshalb manche zähe Dornenhecke wuchert. Schwierig: 
keiten bot ſchon die richtige Auswahl der abzudruckenden 
Vorſchriften. Nicht alle Geſetze konnten unverkürzt 
aufgenommen und vollſtändig erläutert werden: das 
Werk hätte ſonſt einen übergroßen Umfang erhalten. 
Anderſeits war es auch wohl nicht möglich, nur die 
eigentlichen Strafvorſchriften wiederzugeben, da dieſe 
häufig den ſtrafbaren Tatbeſtand gar nicht enthalten 
oder doch für ſich allein nicht ganz verſtändlich ſind. 
Der Verfaſſer hat einen glücklichen Ausweg gefunden; 
er geht in der Regel von den Strafvorſchriften aus 
und bringt die damit zuſammenhängenden Geſetzes— 
ſtellen in den Erläuterungen; ferner hat er häufig in 
„allgemeinen Bemerkungen“ einen Ueberblick über das 
Geſetz vorausgeſchickt. So iſt das Buch ſo vollſtändig 
geworden, als es bei Stand und Art der bayeriſchen 
Geſetzgebung eben möglich war. 

An den Erläuterungen fällt ſofort angenehm die 
Selbſtändigkeit auf, mit der der Verfaſſer die Literatur 
und Rechtſprechung geprüft hat. Er hat ſich nirgends 
auf ein bloßes Wiedergeben beſchränkt, ſondern kurz, 
aber entſchieden Stellung genommen, wo er Zweifel 
hegte. Dieſe Art der Behandlung iſt immer erfreulich, 
ſelbſt wenn man nicht immer die Anſicht des Ver— 
faſſers teilen kann, der zuweilen eine leichte Neigung 
zum Formalismus zeigt. 

Die bayeriſche Rechtſprechung kann jedenfalls recht 
zufrieden ſein, daß ſie nun einmal einen landesrecht— 
lichen „Stenglein“ erhält, der feinem großen Vorbild 
durchaus ebenbürtig iſt. 


Geſetzgebung und Verwaltung. 


Die Oberpolizeilichen Vorſchriften vom 28. Dezember 
1912 über die Feuerbeſtattung und die Bekanntmachung 
hies vom gleichen Tage. G BBl. 1912 S. 1297, 1299. Durch 

ie Entſcheidungen des Verwaltungsgerichtshofs vom 
20. Dezember 1911 und vom 13. November 1912, betr. 
die Erbauung einer Einäſcherungsſtätte in Nürnberg, 
iſt ausgeſprochen, daß der Feuerbeſtattung in Bayern 
kein geſetzliches Hindernis entgegenſteht. Deshalb er— 
wies ſich die polizeiliche Regelung der Feuerbeſtattung 
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als notwendig, die das Staatsminiſterium des Innern 
in den jetzt erlaſſenen Vorſchriften getroffen hat. Sie 


gehen von dem Grundſatz aus, daß durch die Ein⸗ 


führung der Feuerbeſtattung in einer Gemeinde die 
Möglichkeit von der Erdbeſtattung Gebrauch zu machen 
nicht eingeſchränkt werden darf. 

Unter Strafſchutz ſtehen nur die oberpolizeilichen 
Vorſchriften, nicht die Vorſchriften der Vollzugsbekannt⸗ 
machung und der ihr beigegebenen Anweiſung über 
das Verfahren bei der amtsärztlichen Leichenbeſichti⸗ 
gung und bei der Ausſtellung der amtsärztlichen Be⸗ 
ſcheinigung für die Feuerbeſtattung. Als authentiſche 
Interpretation ſind dieſe Vorſchriften aber auch für 
die Frage der Strafbarkeit einer Zuwiderhandlung 
gegen die oberpolizeilichen Vorſchriften von Bedeutung. 

Nach Art. 61 Abſ. J Nr. 3 Pol StGB. können ober⸗ 
polizeiliche Vorſchriften über Zeit, Ort und Art der 
Beerdigung erlaſſen werden. In Uebereinſtimmung 
mit einem Rechtsgutachten des Strafſenats beim Oberſten 
Landesgerichte gehen die neuen Vorſchriften davon 
aus, daß der Begriff „Beerdigung“ in dieſer Geſetzes⸗ 
ſtelle auch die Feuerbeſtattung umfaßt. 

Die Feuerbeſtattung zerfällt in 2 Akte, in die 
Verbrennung der Leiche und in die Verfügung über 
die Leichenaſche. Für die Verbrennung kommen Rück⸗ 
ſichten der Geſundheitspolizei und der Strafrechtspflege, 
für die Verfügung über die Aſche Rückſichten der Pietät 
und der Strafrechtspflege in Betracht. Dementſprechend 
befaſſen ſich die oberpolizeilichen Vorſchriften in den 
88 1 bis 3 mit der Einäſcherung von Leichen, in 8 4 
mit der Verfügung über die Aſche. Vorausſetzung der 
Einäſcherung iſt eine Einäſcherungsſtätte, die von der 
Kreisregierung geprüft und als vorſchriftsmäßig be⸗ 
funden wurde. In einer andern Einäſcherungsſtätte 
dürfen menſchliche Leichen nicht verbrannt werden. 
Zuwiderhandlungen gegen dieſes Verbot ſind nach Art. 61 
Abſ. I Pol StGB. ſtrafbar, weil es ſich um eine Vor⸗ 
ſchrift über den Ort der Beſtattung handelt. 8 1 
oberpol. Vorſchr. und der hiezu gehörige Teil der 
Vollzugsbekanntmachung ſetzen des Näheren ausein— 
ander, welche Bedingungen bei der Anlage einer Ein⸗ 
äſcherungsſtätte zu erfüllen ſind und wie der Betrieb 
zu geſtalten iſt. Für die Allgemeinheit iſt dabei von 
Intereſſe, daß nur Gemeinden Einäſcherungsanlagen 
betreiben dürfen, daß alſo von anderen juriftifchen 
Perſonen, von Vereinen, Privaten uſw. menſchliche 
Leichen nicht verbrannt werden dürfen. Dieſe Vor— 
ſchrift betrifft die Art der Feuerbeſtattung und fällt 
ſomit unter den Rahmen des Art. 61 Abſ. I Nr. 3 
Pol StGB. 

Mit der Zeit und der Art der Leichen verbrennung 
befaſſen ſich die 88 2 und 3 oberpol. Vorſchr., die 
von den Vorausſetzungen der Verbrennung im ein— 
zelnen Falle handeln. Sie ſchließen ſich eng an die 
5 7—9 des Preuß. Geſetzes vom 14. September 1911, 

etr. die Feuerbeſtattung, an. Die Feuerbeſtattung iſt 

erſt zuläſſig, wenn ſie von der Ortspolizeibehörde des 
Einäſcherungsorts ſchriftlich genehmigt iſt. Die Ge— 
nehmigung muß verſagt werden, wenn nicht beſtimmte 
Nachweiſe erbracht ſind. 

Unter dieſen Nachweiſen iſt von beſonderer Wichtig— 
keit für die Anforderungen der Strafrechtspflege die 
amtsärztliche Beſcheinigung über die Todesurſache (82 
Abſ. II Nr. 2), wofür die Nr. II der Vollzugsbekannt⸗— 
machung und die ihr beigegebene Anweiſung ſehr ein— 
gehende Vorſchriften enthält. Zuſtändig iſt in der 
Regel in erſter Linie der Landgerichtsarzt, in zweiter 
Linie der Bezirksarzt. Gewinnt der Amtsarzt Ans 
haltspunkte für die Annahme eines nicht natürlichen 
Todes, ſo hat er den Weg zu beſchreiten, der in 89 
Abſ. II oberpol. Vorſchr. vom 20. November 1885, 
betr. die Leichenſchau und die Zeit der Beerdigung 
vorgeſchrieben iſt, nämlich unverzüglich Anzeige und 
Befundbericht an die Ortspolizeibehörde zu erſtatten 
und die weitere Verfügung über die Leiche zunächſt 


der Staatsanwaltſchaft und dem Richter nach § 1157 
StPO. zu überlaſſen. Die nach 8 157 Abſ. II StPO. 
erteilte Beſtattungsgenehmigung des Staatsanwalts 
oder Richters erſetzt die in 8 2 Abf. II Nr. 4 oberpol. 
Vorſchr. vorgeſehene ortspolizeiliche Beſcheinigung 
darüber, daß kein Verdacht einer ſtrafbaren Handlung 
bekannt ſei, nicht aber die amtsärztliche Beſcheinigung 
über die Todesurſache. Der Amtsarzt muß alſo die 
Leichenbeſichtigung und die Leichenöffnung ſowie die 
Erteilung der Beſcheinigung nötigenfalls auch nach 
der Erteilung der ſtaatsanwaltſchaftlichen oder richter⸗ 
lichen Genehmigung vornehmen, wenn die Feuerbe⸗ 
ſtattung erfolgen ſoll. 

Eine weitere wichtige Vorausſetzung der Genehmi⸗ 
gung der Feuerbeſtattung iſt, daß der Wille des Ver- 
ſtorbenen, ſeine Leiche einäſchern zu laſſen, nachgewieſen 
werden muß. Nach 8 3 oberpol. Vorſchr. muß dieſer 
Wille in einer letztwilligen Verfügung oder vor einer 
zur Führung eines öffentlichen Siegels berechtigten 
Perſon (3. B. dem Bürgermeiſter) erklärt fein. Die 
Anordnung iſt nur wirkſam, wenn der Verſtorbene 
ſie nach vollendetem 16. Lebensjahre getroffen hat. 
Vorher erſetzt der Antrag des Inhabers der elter- 
lichen Gewalt die Anordnung. 

Endlich iſt Vorausſetzung für die Genehmigung 
der Feuerbeſtattung die Beibringung der amtlichen 
Sterbeurkunde und der Beſcheinigung der Ortspolizei— 
behörde des Sterbeorts oder des letzten Wohnorts 
des Verſtorbenen darüber, daß vom Verdacht einer 
ſtrafbaren Handlung nichts bekannt iſt, mit der ſchon 
erwähnten Einſchränkung im Falle des § 157 StPO. 

§ 4 oberpol. Vorſchr. regelt die Verfügung über 
die Aſche aus Rückſichten auf die Strafrechtspflege und 
die Pietät. Es iſt nicht geſtattet, die Aſche einer Leiche 
an andern Orten zu verwahren als eine Leiche ſelbſt 
(Art. 61 Abſ. I Nr. 2 Pol StGB.). Das Verbot trifft 
den Ort der Beſtattung und fällt ſomit unter den 
Strafſchutz des Art. 61 Abſ. I Pol StGB. Verboten 
wäre alſo auch die Verſtreuung der Aſche in den 
Wind u. dgl. 

Die S8 5 und 6 oberpol. Vorſchr. halten die bis⸗ 
herigen Vorſchriften über die Beförderung von Leichen 
und über die Behandlung von Leichen der an an— 
ſteckenden Krankheiten verſtorbenen Perſonen aufrecht 
und beſtimmen den Termin, an dem die neuen Vor— 
ſchriften in Kraft treten (14. Januar 1913). 
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Die Bekanntmachung vom 23. Dezember 1912 (JMBl. 
S. 354) über die Verſicherungspflicht der im Juſtiz⸗ 
Bienfte beſchäftigten Perſonen erſetzt hinſichtlich der 
Invaliden- und Hinterbliebenenverſicherung (4. Buch 
der RO.) die Bek. vom 31. Dezember 1900 (JM Bl. 
1901 S. 3) und regelt zugleich die Verſicherungspflicht 
nach dem AngVG. Hinſichtlich der Invaliden- und 
Hinterbliebenenverſicherung tritt keine Aenderung gegen— 
über dem bisherigen Zuſtande ein. Hiernach ſind auch 
künftig alle etatsmäßigen Beamten, die juriſtiſch vor— 
gebildeten bezahlten Hilfsarbeiter und Grundbuch— 
kommiſſäre, die Gerichtsſchreibergehilfen, die Notariats— 
gehilfen, die Inzipienten, die probeweiſe verwendeten 
Perſonen des Soldatenſtandes und die aus dem Sol— 
datenſtande ſchon ausgeſchiedenen probeweiſe ver— 
wendeten Militäranwärter verſicherungsfrei. Alle dieſe 
Gruppen von Beſchäftigten ſind auch von der Ver— 
ſicherungspflicht nach dem Ang. befreit, ſoweit fie 
überhaupt unter dieſes Geſetz fallen. Um die Ver⸗ 
ſicherungsfreiheit der Gerichtsſchreibergehilfen und No— 
tariatsgehilfen nach $ 9 Abſ. I Ang. herbeizu— 
führen, wurden ihnen in Ziff. I der Bek. auf Grund 
des Art. 51 des AG. RVO. die in $ 9 des Ang G. 
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bezeichneten Leiſtungen (Ruhegeld und Hinterbliebenen⸗ 
renten) zugeſichert; hiebei wurde zugleich die in der 


Bekanntmachung vom 31. Dezember 1900 zum Zwecke 


der Befreiung von der Invalidenverſicherungspflicht 
gegebene Zuſicherung entſprechend dem 8 1234 der 
RVO. auf Witwen⸗ und Waiſenrenten ausgedehnt. 
Die nach § 9 Abſ. III und 8 10 Abſ. II des Ang VG. 
erforderliche Feſtſtellung der Oberſten Verwaltungs⸗ 
behörde, daß dei den in Betracht kommenden Gruppen 
die in 89 Abſ. I diefes Gef. bezeichnete Anwartſchaft 
gewährleiſtet iſt oder die Vorausſetzungen des 8 10 
Abſ. I Nr. 1 vorliegen, iſt in Ziff. II der Bek. ge⸗ 
troffen. Die übrigen im niederen Juſtizdienſte Be⸗ 
ſchäftigten, die zu den in $ 1226 RVO. bezeichneten 
Perſonen gehören, unterliegen auch künftig der In— 
validen⸗- und Hinterbliebenenverſicherung, nicht aber 
der Verſicherungspflicht nach dem Ang VG. Dies gilt 
namentlich für die in Ziff. IV der Bek. aufgeführten 
aushilfsweiſe verwendeten Perſonen. Die Koſten für 
die Beſchaffung der Beitragsmarken werden bei ihnen 


n ganz auf die Staatskaſſe übernommen. 
5 


Gerichtskoſtenweſen. Zur Regelung des Koſten⸗ 
weſens in militärgerichtlichen Strafſachen wurden neue 
Ausführungsbeſtimmungen zu 8 469 M St. mit 
Erlaß des Kriegsminiſteriums vom 29. Dezember 1912 
getroffen (VBl. des Kriegsminiſteriums 1913, 35). 
Dieſe zunächſt nur für die Militärſtrafbehörden er⸗ 
heblichen Beſtimmungen ſind in zwei Punkten auch 
für die Zivilgerichte nicht ohne Intereſſe. Zunächſt 
iſt nämlich unter Ziff. Li und k bemerkt, daß Militär⸗ 
perſonen, die als Angeſchuldigte vor ein Zivilgericht 
geladen werden, unter Verabfolgung von Militärfahr— 
karten marſchmäßig befördert und abgefunden werden, 
wogegen Militärperſonen, die in Unterſuchungsſachen 
bei Zivilgerichten als Zeugen oder Sachverſtändige 
geladen ſind, aus Militärfonds nicht entſchädigt werden, 
ſondern von den Zivilgerichten nach der Gebühren— 
ordnung für Zeugen und Sachverſtändige ſchadlos zu 
halten ſind. Auch die Entnahme von Militärfahrkarten 
iſt in dieſem Falle unzuläſſig. Ziff. 2b des Erlaſſes 
beſtimmt ſodann, daß im gegenſeitigen Verkehr zwiſchen 
Zivil- und Militärgerichten Koſten der Rechtshilfe 
von der erſuchenden Behörde nicht erſtattet werden. 
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Auslieferungsverkehr mit Dänemark. Nach einer 
neuen Vereinbarung findet die Auslieferung jetzt auch 
ſtatt: „wegen Körperverletzung, wenn Tatumſtände 
vorhanden oder Folgen eingetreten ſind, die nach dem 
Rechte des einen oder des anderen Teils die Straf— 
barkeit erhöhen“ (Bek. vom 29. November 1912, IM Bl. 
S. 323). Dieſe Vereinbarung entſpricht der neuen 
Faſſung des Art. 1 Ziff. 15 des deutſch-luxemburgiſchen 
Aus! Vertr. (ſ. R Bl. 1912 S 491). Wir werden darauf 
zurückkommen. 8. 
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Die Herren Einſender werden erſucht, Abhand— 
lungen und Mitteilungen nicht an den Herausgeber 
perſönlich zu ſchicken, ſondern an die Leitung, München, 
Lenbachplatz 1 zu adreſſieren, weil ſonſt Verzöge— 
rungen unvermeidlich ſind. 
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i in über di d dem Studenten jederzeit zugänglich fein. 
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Jeform der Vorbildung der Furiſten. a 1 jeweils 1 — 8 

. ergehen urchführung eines ganzen Prozeſſes 
r (mit Benützung der üblichen Formulare) vorbereitet 
Das Kgl. Staatsminiſterium der Juſtiz hat 


werden. 
neben anderen auch den Münchener Rechtsprakti⸗ 


' | Neben der Teilnahme an den Vorleſungen ift 
kantenverein aufgefordert, ſich gutachtlich über die nach dem Gutachten eine möglichſt frühzeitige und 
theoretiſche Vorbildung der Juriſten zu äußern. 


orbild! häufige praktiſche Anwendung des Gelernten zu 

Das dem Miniſterium am 1. Juli v. J. über: verlangen und demgemäß find auf allen Rechts⸗ 
reichte, nunmehr veröffentlichte Gutachten) be: gebieten (mit Ausnahme des Völker⸗ und Kirchen- 
deutet einen beachtenswerten Beitrag zur Reform rechts und der geſchichtlichen Fächer) praktiſche 
der juriſtiſchen Vorbildung, ſowohl in dem, was Uebungen abzuhalten. Nicht weniger als 4 Uebungen 
es ſagt, als auch in dem, was es verſchweigt. im Zivilrecht, 2 im Straf: und Strafprozeß⸗, 3 im 
I. Vollkommene Zuſtimmung verdienen m. E. Verwaltungsrecht werden verlangt. Sie müſſen 
die Grundgedanken des Abschnittes I, die dahin gehen, insgeſamt konverſatoriſch geſtaltet werden und dem 
daß ſich die Vorſchläge einer Vor⸗ und Zwiſchen⸗ Wiſſen und der Gewandtheit der Teilnehmer entſpre⸗ 
praxis mit Erfolg nicht durchführen laſſen, daß chend von leichteren zu ſchwereren Fallen übergehen. 
ſich die Reform daher innerhalb der gegebenen Man wird dieſen Anforderungen im allgemeinen 
Einteilung in Univerfitätsftudium und nachfolgende zuſtimmen müflen; im einzelnen rufen fie Bedenken 
Praxis vollziehen müfle, daß Kürzung des vier⸗ wach. So wird der Zweck der Veranſchaulichung 
jährigen Univerfitätsſtudiums ausgeſchloſſen ſei, wohl der Vorleſungen weit wirkſamer als durch Anlage 
aber das Studium an einer auswärtigen Univerfität | und Bereitſtellung einer Sammlung für die 
bis zur Dauer von zwei Semeſtern auf dieſe Studierenden dadurch erreicht werden, daß die 
Studienzeit angerechnet werden dürfe. Vorleſungen ſich fortlaufend auf gedruckte Samm⸗ 
II. Ebenſo richtig bezeichnet m. E. der Ab- lungen ſtützen, die fi zugleich in den Händen 
ſchnitt II als hauptfächlichſte und vordring⸗ der Hörer befinden (wie der „Rechtsatlas von 
lichſte Forderung der Reform, daß die An⸗ P. Krückmann für das geſamte bürgerliche Recht, 
ſcaulich keit im juriſtiſhen Unterricht bedeutend | Die „Aftenftüe Fir Ginführung ic das Mrogeß- 
gefördert und den praktiſchen Bedürfniſſen recht“ von Fr. Stein und Rich. nn ). So 
dabei Rechnung getragen werden müſſe. einleuchtend es ferner ſcheinen mag, die Vorleſungen 
Deshalb ſollten vor allem die Vorleſungen über Zivil, Straf- und Verwaltungsprozeß durch 
jo geſtaltet werden, daß in ihnen der wirt: Durchfährung eines ganzen Prozeſſes vorzubereiten, 
ſchaftliche Zweck und Erfolg der Rechts- ſo wird die Wahl doch große Schwierigkeiten 
ſätze betont wird, um dem jungen Juriſten machen; es muß ein Prozeß einfachster juriſtiſcher 
die Bedeutung und Tragweite des Rechts klar zu Struktur benützt werden, ſonſt würde die maffen- 
machen. Im Intereſſe der Anſchaulichkeit und der | Halt erforderliche Erklärung aus den dem Hörer 
Einficht in die praktiſche Verwertung und Durch⸗ unbekannten Rechtsgebieten die Erreichung des 
führung follte eine Sammlung von Prozeßakten, Zweckes vereiteln oder doch ſehr verzögern und er⸗ 
Urkunden, Grundbuchblättern uſw. angelegt werden ſchweren. In wirkſamſter Weiſe würde die an⸗ 
u geftrebte unmittelbare Anſchauung gewonnen, wenn 


) Monatsblätter des Bayer. Rechtspraktikanten⸗ Lehrer und Hörer einer beſonders intereſſanten 
Verbandes, 5. Jahrg. Nr. 3, S. 21 ff. öffentlichen Verhandlung (zunächſt vor einem Straf: 


58 Zeitſchrift für Rechtspflege in Bayern. 1913. Nr. 3. 


gericht) anwohnen würden und hinterher der Lehrer 
durch geeignete Frageſtellung den Hörer veranlaſſen 
würde, über das, was er im Gerichtsſaal geſehen 
und gehört, Rechenſchaft abzulegen und ſich ſo 
ſelbſt ein auf eigene Anſchauung gegründetes Bild 
von der Gerichtsverfaſſung und dem Verfahren 
machen würde. An dieſe lebendige und lebensvolle 
Grundlage könnte der Dozent in ſeiner Vorleſung 
fortgeſetzt mit Erfolg anknüpfen. Iſt das richtig, 
ſo iſt auch richtig, daß dieſe vorbereitenden Kon⸗ 
verſatorien von dem Dozenten gehalten werden, 
welcher über die damit vorbereitete Diſziplin lieſt. 
Ebenſo ſollten grundſätzlich die praktiſchen Uebungen 
von Dozenten gehalten werden, um ſo mehr, als 
dieſe Uebungen nach den Vorſchlägen des Gutachtens 
in Zukunſt die Vorleſungen (durch Entwicklung 
der einzelnen Konſequenzen der Rechtsvorſchriſt, 
Entſcheidung der damit zuſammenhängenden Streit⸗ 
fragen) entlaften, d. h. ergänzen ſollen. Dagegen 
glaubt der Rechtspraktikantenverein die Zuziehung 
von Praktikern für beiderlei Uebungen nicht ent⸗ 
behren zu können. Daran iſt aber grundſätzlich 
nur richtig, daß der akademiſche Lehrer praktiſch 
durchgebildet ſein und mit der Praxis Fühlung 
haben ſollte, und außerdem iſt das Verlangen überall 
dort berechtigt, wo dem unzweifelhaft gegebenen 
Bedürfnis nach praktiſcher Einführung und Durch⸗ 
arbeitung des Rechtsſtoffes durch die akademiſchen 
Lehrkräfte nicht genügt wird. 

Vielleicht entſpricht dieſe meine Ausführung 
den eigentlichen Abſichten des Rechtspraktikanten⸗ 
vereins. Auch wird der Gedanke, daß alle Vor⸗ 
leſungen ſchon im Intereſſe der Gegenſeitigkeit des 
Unterrichts die Ergänzung durch konverſatoriſche 
Uebungen wünſchenswert machen, ſowie, daß prak⸗ 
tiſche Uebungen im Kirchen- und Völkerrecht auch 
die Ausbildung des Juriſten weſentlich fördern 
können, kaum einem Widerſpruch begegnen, wenn 
auch der Verein nur diejenigen Uebungen als 
Zwangsübungen eingeführt wiſſen will, welche für 
die künftige Berufstätigkeit vor allem in Betracht 
kommen. Daß endlich zum Zwecke erfolgreicher 
Durchführung der Uebungen eine Beſchränkung der 
Teilnehmerzahl anzuſtreben iſt, muß trotz aller Be: 
denken und Schwierigkeiten, welche ihrer Durch: 
ſetzung entgegenſtehen, anerkannt werden. Der 
Rechtspraktikantenverein nennt als Höchſtzahl 40 
und kommt damit der außer Wirkſamkeit ge: 
ſetzten bayer. Verordnung von 1893 nahe, welche 
höchſtens 50 Teilnehmer zulaſſen wollte. 

III. Große Bedenken ruft der dritte der Reform 
der hiſtoriſchen Vorleſungen gewidmete Abſchnitt 
(111) hervor. So richtig m. E. die Grundgedanken 
ſind, den Anfänger ſofort in das geltende Recht 
einzuführen und den hiſtoriſchen Unterricht zu— 
gunſten des geltenden Rechts einzuſchränken, ſo un⸗ 
richtig es iſt, die ſog. hiſtoriſchen Fächer 
(römiſche Rechtsgeſchichte und Syſtem des römiſchen 
Privatrechts, deutſche Rechtsgeſchichte und Syſtem 
des deutſchen Privatrechts) ohne Unterſchied als ein⸗ 


| 


führende, propädeutiſche Dilziplinen zu ftreichen 
und ſie durch zwei (je vierſtündige) Vorleſungen 
über römiſches und über deutſches Privatrecht in 
geſchichtlicher Entwickelung zu erſetzen, die erſt 
am Ende der Studiumszeit zu hören wären. Dieſer 
Vorſchlag würdigt jedenfalls nicht, daß die Vor⸗ 
leſungen über Syſtem des römiſchen Privatrechts 
und die Grundzüge des deutſchen Privatrechts als 
weſentlich dogmatiſch⸗ſyſtematiſche Vorleſungen be⸗ 
ſtimmt ſind, vorbereitend eine Ueberſicht über die 
Grundlagen und damit die Grundzüge unſeres 
geltenden Privatrechts darzubieten. Damit iſt feſt⸗ 
geſtellt, daß die Bedeutung, welche den beiden 
Vorleſungen nach Tradition und, Lehrplan zu: 
kommen ſoll, ihnen nach Meinung unſeres heran⸗ 
wachſenden Juriſtengeſchlechtes nicht zukommt; 
dagegen iſt nicht feſtgeſtellt, daß ihnen dieſe 
Bedeutung (bei zweckentſprechender Beftaltung) nicht 
zukommen kann. 

Im Gegenſatz zu der angeſtrebten Beſchränkung 
der hiſtoriſchen Fächer ſoll eine geſchichtliche Vor⸗ 
leſung über die Grundzüge der bayeriſchen Ver⸗ 
waltung leinſchließlich Kirchenrecht) neu eingeführt 
werden. So nützlich eine ſolche Vorleſung auch 
ſein kann, namentlich ſür das Verſtändnis der 
ſozialen Seite unſerer Rechtsordnung, ſo bleibt 
doch fraglich, ob eine derartige geſchichtliche Ent⸗ 
wicklung nicht zweckmäßiger, wie das in Lehrbüchern 
geſchieht, als Einleitung in das Verwaltungsrecht 
dargeboten werden ſoll. Nach dem Gutachten des 
Rechtspraktikantenvereins ſollte dieſe Vorleſung. 
wie die Vorleſungen über römiſches und deutſches 
Privatrecht in geſchichtlicher Entwicklung, an den 
Schluß des Univerſitätsſtudiums gelegt werden (aljo 
erſt nach der Vorleſung über Verwaltungsrecht! ). 

IV. Auch für die Vorleſungen über das geltende 
Recht werden Aenderungen vorgeſchlagen. 

So ſoll die Lehre von den Handelögejchäften 
wegen ihres engen Zuſammenhanges mit dem Recht 
der Schuldverhältniſſe überhaupt im bürgerlichen 
Recht dargeſtellt werden. Derſelbe Grund aber 
ſpricht dafür, auch die anderen Inſtitutionen des 
Handelsrechts, alſo das ganze Handelsrecht, als 
Teil des bürgerlichen Rechts darzuſtellen. Gegen 
eine ſolche Belaſtung des allgemeinen bürgerlichen 
Rechts mit Sonderprivatrecht ſprechen doch über⸗ 
wiegende Gründe. Man wird es alſo bei der be— 
ſtehenden Praxis belaſſen und dem hervorgehobenen 
Bedürfnis durch vergleichende Verweiſungen auf die 
verwandten Einrichtungen entſprechen. Ferner ſoll 
im Intereſſe eines Ueberblickes über die 
geſamte Zwangsvollſtreckung die Lehre 
von der Zwangsvollſtreckung ins bewegliche und 
unbewegliche Vermögen mit dem Konkurs in einer 
(vierſtündigen) Vorleſung verbunden werden. Un⸗ 
bedingt kann man ſich dafür nicht ausſprechen, 
weil auch die vorherrſchende Praxis erſt den ganzen 
Zivilprozeß, dann das Konkursrecht und das Kon— 
kursverfahren (als Son derrecht) darzuſtellen hand: 
greifliche Vorzüge hat. 
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Dagegen halte ich die Forderung, entſprechend 


der rieſenmäßig gewachſenen Aufgabe der Staats⸗ 


verwaltung die Vorleſung über Verwaltungsrecht 
bedeutend zu erweitern und einzelne Materien, wie 
namentlich das Verſicherungsrecht zum Gegenſtand 
ſelbſtändiger Vorleſung zu machen (letzteres geſchieht 
ſchon jetzt nicht ſelten) für durchaus berechtigt, ob⸗ 
gleich im Lehrplan unſerer bayeriſchen Univerſitäten 
die Gleichberechtigung des öffentlichen Rechts mit 
dem Privatrecht nicht erſt anzuſtreben iſt, (wie das 
Gutachten meint), ſondern bereits erreicht iſt.“) 


V. Für die philoſophiſchen Vorleſungen wird die 
Abſchaffung des Zahlzwanges angeſtrebt. Obgleich 
dieſes Zwangsmittel keine Garantie dafür bietet, 
daß die belegten Vorleſungen auch gehört werden, 
ſo iſt es doch für manche eine wirkſame Mahnung 
ſich eine allgemeine Bildung zu verſchaffen und 
inſoferne empfiehlt ſich die Abſchaffung nicht. Da⸗ 
gegen verdient der eventuelle Vorſchlag des Gut⸗ 
achtens, daß überhaupt die Vorleſungen über 
Gebiete, welche zu dem juriſtiſchen Studium in 
enger Beziehung ſtehen, wie gerichtliche Medizin, 
Psychiatrie, Kriminalpſychologie, Kriminaliſtik, 
Soziologie uſw. als philoſophiſche gezählt werden, 
nachdrücklichſt unterſtützt zu werden.“) 


VI. Sehr bemerkenswert iſt der Abſchnitt VI 
über die juriſtiſchen Prüfungen. 

An der juriftiichen Zwiſchenprüfung wird feſt⸗ 
gehalten, aber ihr Gegenſtand ſoll in Zukunft 
fein: der allgemeine Teil des bürger⸗ 
lichen Rechts, der als Grundlage des geſamten 
bürgerlichen Rechts ſchon im erſten Semeſter gehört 
werden ſoll, ſodann der allgemeine Teil des 
Strafrechts (als Grundlage des beſonderen Teils), 
die theoretiſche Nationalökonomie, als Grund⸗ 
lage der praktiſchen Nationalökonomie und der Finanz⸗ 
wirtſchaft, und endlich das Staatsrecht, als Grund⸗ 
lage des Verwaltungsrechts, kurz die wichtigſten 


und inſofern die praktiſchſten Diſziplinen der Rechts⸗ 


und Wirtſchaftswiſſenſchaft. Wenngleich dieſe Aus⸗ 
wahl gewichtige Bedenken gegen das Zwiſchenexamen 
nicht zu beſeitigen vermag,) jo würde doch dadurch 
die theoretiſche Schlußprüfung entlaſtet und weſent⸗ 
lich auf die anderen ſpezielleren Diſziplinen be⸗ 
ſchränkt, das Studium der ſchon geprüften allge⸗ 
meinen Diſziplinen aber gleichwohl fortgeſetzt. 
Anderſeits könnte ein Examen in dieſen Fächern 
wirkſam die Erreichung der Zwecke ſichern, welche 
den Rechtspraktikantenverein zur Feſthaltung am 
Zwiſchenexamen beſtimmen: frühzeitige Entfernung 
der ungeeigneten Elemente wie die Schaffung einer 
ſoliden Grundlage für das weitere Studium. 


2) Vgl. E. Grueber in der KrVI Schr., 3. Folge 
XIV. Bd. S. 8f. 

) Schon jetzt werden nach den Münchener Satzungen 
Statiſtik und Wirtſchaftsgeſchichte als philoſophiſche Vor⸗ 
leſungen angerechnet. 

9) Vgl. E. Grueber, Die Vorbildung der Juriſten 
und ihre Reform, Nürnberg 1910, S. 17f. 


Indeſſen iſt ein ganz weſentlicher Punkt über⸗ 
ſehen. Die vorgeſchlagenen juriſtiſchen Gegenſtände 
der Prüfung behandeln trotz ihrer Wichtigkeit nur 
Teilgebiete der Rechtswiſſenſchaft, welche fortgeſetzt 
die Bezugnahme auf andere Teile nötig machen. 
Sie ſetzen daher eine enzyklopädiſche Kenntnis des 
ganzen Rechtsgebietes voraus, wie ſie unſere „Ein⸗ 
führung in die Rechtswiſſenſchaſt“ °) zu bieten be⸗ 
ſtimmt iſt, die eben darum allen anderen Vor⸗ 
leſungen vorausgehen muß. Mit dieſer theo⸗ 
retiſchen Einführung, welche merkwürdiger⸗ 
weiſe im Gutachten nicht einmal erwähnt wird, 
muß ſich vom Anfang des erſten Semeſters an eine 
praktiſche Einführung verbinden, die zweck⸗ 
mäßig darin beſteht, daß der Lehrer in Anknüpfung 
an die jedem von Hauſe aus bekannten Rechts⸗ 
verhaltniſſe des täglichen Lebens die Teilnehmer 
durch geeignete Frageſtellung veranlaßt, ſelbſt die 
juriſtiſchen Begriffe herauszufinden und klarzu⸗ 
ſtellen.“) Derartige, auf praktiſche Selbſtbetätigung 
abzielende Uebungen müſſen den Intentionen des 
Rechtspraktikantenvereins inſoferne entſprechen, als 
ſie ja ſo frühzeitig wie nur möglich, am erſten Tage 
des erſten Semeſters beginnen ſollen. 

An die theoretiſche und praktiſche Einführung, 
welche die erſten 4—5 Wochen des erſten Semeſters 
in Anſpruch nehmen dürften, müſſen ſich Vorleſungen 
über die Grundzüge des Privatrechts als Vorbe⸗ 
reitung für das bürgerliche Recht anſchließen. 
Derartige Vorleſungen, die ſog. Inſtitutionen, 
waren ja ſchon in den Zeiten der römiſchen Republik 
notwendig geworden, wurden ſeitdem als notwendig 
empfunden und ſind heutzutage noch unentbehr⸗ 
licher, weil unſer bürgerliches Recht in dem un⸗ 
geheuern Detail ſeiner Beſtimmungen dem Ver⸗ 
ſtändnis die größten Schwierigkeiten bereitet. 
Unpädagogiſch wäre es, wenn dieſe Vorleſungen 
lediglich die Grundzüge des bürgerlichen Rechts 
darbieten würden, ſie müſſen vielmehr die Grund: 
gedanken des römiſchen, ſowie die des deutſchen 
Rechts, in ihrer, im modernen Recht insbefondere 
im bisherigen gemeinen und unſerem heutigen 
bürgerlichen Recht fortwirkenden Kraft und Be: 
deutung und zwar in ſyſtematiſchem Zuſammen⸗ 
hang zur Darſtellung bringen. Dieſer Aufgabe 
könnte eine einzige, römiſches und deutſches Recht 
verbindende Vorleſung genügen“) und Einrichtung 
einer einzigen Vorleſung iſt in der Tat, in Ueber⸗ 
einſtimmung mit neueren Strömungen unſerer 
Rechtswiſſenſchaft, auf dem 2. Preußiſchen Richter⸗ 
tag (von Landgerichtsdirektor Grimm-Wiesbaden) 
gefordert worden. Da aber unſere Lehrer des 
Zivilrechts meiſt nur Romaniſten oder nur Ger— 


) E. Grueber, Einführung in die Rechtswiſſenſchaft, 
3. Aufl., Berlin 1912, S. 1—4. 

6) Darüber E. Grueber, „Der Rechtsunterricht und 
die juriſtiſchen Prüfungen“, Ziff. X in der Ztſchr. für 
Hochſchulpädagogik Bd. III S. 89 f. und Einführ. S 15271. 

7) Vgl. S. Hell, Die Syſtematik des römiſchen und 
deutſchen Privatrechts, 1912. 


maniſten find, fo wird die übliche Scheidung von 
römiſchem und deutſchem Privatrecht vorerſt noch 
beizubehalten ſein. Wie dem aber auch ſein 
möge, jedenfalls müſſen im Anſchluſſe an dieſe 
Vorleſungen, vor allem an die Vorleſungen über 
römiſches Privatrecht, Uebungen abgehalten werden, 
welche den Hörer befähigen ſollen, die Grundſaͤtze 


auf die Mannigfaltigkeit der Lebensverhältniſſe 


anzuwenden und ihm damit zugleich zu einer ver⸗ 
tieften wiſſenſchaftlichen Erkenntnis des ganzen Pri⸗ 
vatrechts zu verhelfen.“) Da nun die Einführungs⸗ 
vorleſung und⸗übung, die Vorleſung über römiſches 
Privatrecht (ohne oder mit Einſchluß des deutſchen 
Privatrechts) und die dazugehörigen Uebungen 
insgeſamt ins erſte Semeſter fallen, könnte der 
Studierende im zweiten Semeſter mit vollem Ver⸗ 
ſtändnis den allgemeinen Teil des bürgerlichen 
Rechts hören, ſowie ſich mit Erfolg an den dar⸗ 
an ſich anſchließenden Uebungen beteiligen. In 
gleicher Weiſe könnte er im zweiten oder dritten 
Semeſter Allgemeinen Teil des Strafrechts oder 
Staatsrecht hören und Uebungen darüber mitmachen 
und wäre gleichwohl in der Lage und zwar auf 
Grundlage einer allgemein juriſtiſchen wie volks⸗ 
wirtſchaftlichen Vorbildung nach Schluß des dritten 
Semeſters das Zwiſchenexamen abzulegen. Dieſes 
Examen aber würde nicht nur das Wiſſen und 
Können auf dem Gebiete der vier grundlegenden 
Disziplinen feſtzuſtellen haben, ſondern auch Wiſſen 
und Können auf propädeutiſchem Gebiet der Ein⸗ 
führung und des geſamten Privatrechts. 


Wie das Zwiſchenexamen in Zukunft geſtaltet 
werden ſoll, darüber enthält das Gutachten nichts; 
jedenfalls würde eine nur mündliche Prüfung 
ſeiner Aufgabe nicht genügen können. Dagegen 
wird für das Schlußexamen m. E. mit vollem 
Recht eine Teilung in zwei Hälften, Juſtiz und 
Verwaltung, vorgeſchlagen, mit der Maßgabe, daß 
die eine Prüfung am Ende des ſechsten, die andere 
am Ende des achten Semeſters ſtattfinden ſoll. 
Zudem wird zutreffend betont, daß ſich das bis— 
herige Verhältnis der Bewertung der ſchriftlichen 
und mündlichen Prüfung nicht bewährt hat. 
Aber die jetzt beſtehende Unſicherheit wird auch 
die Mittel, welche das Gutachten vorſchlägt (Bil— 
dung einer Zenſurkommiſſion für jede Arbeit, 


Zeitſchrift für Rechtspflege in Bayern. 1918. Nr. 3. 


Zurückweiſung der Kandidaten, welche die Mehr⸗ 


zahl der ſchriftlichen nicht genügend bearbeitet 
hat) nicht beſeitigen können. Dazu waͤre m. E. 
nötig, daß die ſchriftliche Prüfung zur eigentlichen 
Grundlage gemacht und demgemäß Rechenſchaft 


über das ganze Wiſſen und Können verlangen; 


würde, daß die Ergebniſſe dieſer Prüfung möglichſt 
genau Giffermäßig) feſtgeſtellt würden und daß 
darauf eine mündliche Prüfung ſtattfände, deren 
Aufgabe es wäre, einmal jedem Kandidaten hin— 
e Gelegenheit zu bieten, ſich auch mündlich 

8 gl. Itſchr. für Hochſchulpädagogik a. a. O. Ziff XI 
und XII S. 88 f. 


| 
| 


——— Gene — — — m 
— — — 


zu bewahren, und zweitens jeden etwa verbleibenden 
Zweifel über das Ergebnis der ſchriftlichen Prüfung 
völlig zu beſeitigen.“) 

VII. Vorſtehende Ausführungen ſtimmen in 
erheblichem Umfange mit dem Inhalt des Gut: 
achtens überein; vielleicht iſt es ihnen beſchieden 
ein noch weiter gehendes Einverftändnis anzubahnen. 
Jedenfalls muß ich dem abſchließenden Gedanken 
des Gutachtens, daß ſich die Reform auch im 
Rahmen der gegenwärtigen Einrichtungen durch⸗ 
führen läßt, wenn nur die Anſchaulichkeit im Unter⸗ 
richt weſentlich gefördert und dabei den praktiſchen 
Bedürfniſſen Rechnung getragen würde, vollſtändig 
zuſtimmen. Ein anſchaulicher Unterricht aber ſetzt 
einen Lehrer voraus, der ihn zu erteilen vermag ; 109 
ein Unterricht, der den praktiſchen Bedürfniſſen 
entſpricht, verlangt einen Dozenten (nicht einen 
Praktiker), der praktiſch durchbildet und mit der 
Praxis Fühlung hat;) ein Unterricht endlich, der 
den gewaltigen, vom Rechtspraktikantenverein hervor⸗ 
gehobenen Bedürfniſſen nach (praktiſcher) Unter⸗ 
weiſung auch des Einzelnen entſpricht, erfordert 
Bereitſtellung einer entſprechend großen Anzahl 
von akademiſchen Lehrern, vor allem aber Ent⸗ 
feſſelung der ſchon vorhandenen Lehrkräfte und ſo 
erſcheint die Reform des juriſtiſchen Unterrichts 
auch abhängig von der Reform unſerer Univerſi⸗ 
täten.) Das aber find Zuſammenhänge, auf die 
hier einzugehen nicht möglich iſt, auf die aber hin⸗ 
zuweiſen Pflicht iſt. 


Der Verſchnitt von Bein mit Traubeumaiſche.) 
Von Profeſſor Dr. P. Kuliſch in Colmar i. Elſ. 


Bei der Erörterung der Fragen, die mit der 
Zuläſſigkeit des Verſchnittes von voller oder teil⸗ 
weiſe entmoſteter Traubenmaiſche zuſammenhängen, 
iſt man nach meiner Beurteilung teilweiſe von 
Vorausſetzungen ausgegangen, die zu althergebrachten 
Gewohnheiten der Weinbereitung in einem gewiſſen 
Widerſpruch ſtehen. Es erſcheint mir daher zweck⸗ 
mäßig, zunächſt die hier in Betracht kommenden 
techniſchen Geſichtspunkte zu erörtern. 

Der Saft der Beere iſt nicht in allen Teilen 
des Beerenkörpers von gleicher Zuſammenſetzung 


) Vgl. E. Grueber, Das römiſche Recht als Teil 
des Rechtsunterrichts der engliſchen Univerſitäten, Hame 
burg 1889, S. 42— 49; und in der Ztſchr. für Hochſchul⸗ 
pädagogik a. a. O., Ziff. XVII S. 91f. 

10) E. Grueber, Vorbildung S. 8 Anm. 1, Nach— 
richten vom Verein „Recht und Wirtſchaft“ Nr. 3, 22. Ja⸗ 
nuar 1912, S. 28. 

11) Vgl. E. Grueber, „Zur Reform der deutſchen 
Univerſitäten“ im Arch. f. R.⸗ u. W.⸗Philoſ. V. Bd. S. 576 ff., 
zugleich eine Beſprechung der unter demſelben Titel er: 
ſchienenen Schrift von Dr. H. Waentig, Wirkl. Geh. Rat 
und Minifterialdireftor a. D. (früher Univerſitätsreferent 
im Kgl. ſächſ. Kultusminiſterium). 

1) Siehe Zoeller, dieſe Zeiiſchrift, 1912, S. 450. 


(Unterſchiede zwiſchen dem Saft ber Hülfen, Kern: | (Edelfäule). 


Zeitſchrift für Rechtspflege in Bahern. 1913. Nr. 3. 


partien und des eigentlichen Beerenfleiſches). Dieſe 


Unterſchiede können auch bei der Saftgewinnung 
in der Weinbereitung deutlich in Erſcheinung treten. 
Der Vorlauf, Preßmoſt und Nachdruck, d. h. die 
ohne Kelterdruck, beim erſten Zupreſſen der Kelter 
und nach dem Aufarbeiten des Treſterkuchens ge⸗ 
wonnenen Saftanteile, ergeben ſämtlich Wein, aber 
von deutlich verſchiedener Art und Zuſammenſetzung.“) 
Unter botaniſchen wie techniſchen Gefichtspunkten 
ſind ſie aber alle „Saft der Beere“. Zum „Saft 
der friſchen Weintraube“ i. S. des § 1 des Geſetzes 
vom 7. April 1909 gehört ſogar der Saftanteil 
der häufig noch grünen Beerenſtiele. Bei ſehr 
gerbſtoffarmen, im Geſchmack platten Rotweinſorten 
kann die Auslaugung des Gerbſtoffs aus den 
Beerenſtielen ſogar eine Verbeſſerung bedeuten, 
die vielfach ausgenutzt wird (Unterlaſſung des 
„Entrappens“). 

Die Unterſchiede zwiſchen den nacheinander 
ablaufenden Moſtanteilen ſind im weſentlichen 
folgende: 

Im Nachdruck kann der Zuckergehalt weſentlich 
geringer ſein, auch der Säuregehalt iſt, entgegen 
einer vielfach verbreiteten falſchen Anſicht, in der 
Regel deutlich niedriger. Der Gehalt an ſonſtigen 
Extraktſtoffen, insbeſondere Milchzucker, Mineral⸗ 
ſtoffen und Gerbſtoff, nimmt mit dem Vorſchreiten 


der Preſſung im Safte zu, weil immer mehr Treber⸗ 


beſtandteile in den Saft übergehen. Durchaus un: 
zutreffend iſt die Anſchauung, als ob mit dem Ueber⸗ 
gang von Treberbeſtandteilen in dem Wein dieſer 
unter allen Umſtänden geringer würde. Nach den 
Unterſuchungen von Portele gibt z. B. der Preßmoſt 
einen weſentlich harmoniſcheren Wein als der Vor⸗ 
lauf. Unbeſtritten iſt, daß in den Beerenhäuten 
das Bukeit vorwiegend vorhanden iſt; daher wird 
eine gewiſſe Auslaugung der Beerenhäute bei der 
Weingewinnung gerade für gewiſſe Bukettweine 
gewünſcht (leichtes Angaͤren der Rieslingweine im 
Rheingau vor der Kelterung; Ausnutzung des in 
den Schalen ſitzenden Buketts der Muskatellertraube, 
3. B. durch Vergärenlaſſen des Moſtes der Mus⸗ 
katellerſorten auf den Beeren). Die aus den Trebern 
ſich ergebende hohe Farbe und Herbe kann bei 
Weißweinen einen groben Fehler bedeuten, bei 
den Rotweinen dagegen iſt deren Auslaugung aus 
den Trebern oft geradezu wertbeſtimmend. Die 
Anſicht, daß die Saftanteile der Treber etwas 
minderwertiges oder wertloſes darſtellen, iſt daher 
nur mit ſehr großen Einſchränkungen zutreffend. 


Durch Angärung des Beerenſaftes auf den Beeren 
wird die lebende Pflanzenzelle der letzteren abge⸗ 
tötet, ebenſo durch Froſt und Fäulnis der Traube 


9 Vergleiche z B.: Ueber die Unterſchiede zwiſchen 
Vorlauf, Preßmoſt und Nachdruck der Trauben, von Dr. 
P. Kuliſch. Weinbau und Weinhandel, 1893, S. 115 ff. 
Ferner von demſelben: Ueber die chemiſche Zuf ammen⸗ 
ſetzung der Schaumweine. Zeitſchr. für ang. Chemie, 
1898, Heft 25 und 26. 
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Dadurch wird der Uebergang der 
Saftbeſtandteile der Treber in den Wein weſent⸗ 
lich erleichtert. Man iſt bei der Weingewinnung 
oft gar nicht in der Lage, ſelbſt unerwünſchten 
Uebergang von Treberbeſtandteilen in den Wein 
zu verhindern (zu ſtarke Angärung von Weißwein⸗ 
maiſchen bei Verhinderung rechtzeitiger Kelterung). 

Die Ausnutzung der Treberbeſtandteile für die 


| Weinbereitung findet, je nach dem Charakter der 


Weine, in ſehr verſchiedenem Maße ſtatt: Moſel⸗ 
weine werden ohne jede Angärung zur Erzielung 
einer hellen (grünen!) Farbe ſofort gekeltert. 
Schwaches Angären iſt, abgeſehen von manchen 
Edelweinen, bei weichen Traubenſorten von Vorteil 
(Verwertung des Gerbſtoffs der Treber zur Klärung 
und zum Ausbau der Weine). Am weitgehendſten 
werden die Treberbeſtandteile bei Rotwein aus⸗ 
genutzt: Aus den blauen Trauben mit farbloſem 
Saft und gefärbter Schale, wie ſie zur Rotwein⸗ 
bereitung ganz überwiegend angebaut werden, kann 
ein ſolcher überhaupt nur durch Vergärung des 
Saftes auf der Beere und dadurch ermöglichte 
Auslaugung der Treber gewonnen werden. Bei 
Schillerwein ergibt ſchwache Angärung ein Mittel⸗ 
ding zwiſchen Rot⸗ und Weißwein. Der beſondere, 
prickelnd⸗herbe Charakter der Schillerweine, auch 
der Lothringer „Vins gris“, kann nur durch Aus⸗ 
laugung erheblicher Mengen von Treberbeſtand⸗ 
teilen gewonnen werden, die in dieſem Falle nicht 
nur die Eigenart, ſondern auch deren beſonderen 
Wert mitbeſtimmen. 

Eine abſichtliche Trennung der verſchiedenen 
Moſtanteile einer Traubenmenge iſt vielfach zweck⸗ 
mäßig und zur Erzielung gewiſſer Weinarten ge⸗ 
radezu unentbehrlich. Auch von ganz friſch ab⸗ 
gekelterten Rotweintrauben kann der aus dieſen 
gewonnene Clarett (möglichſt wenig gefärbter Wein 
aus blauen Trauben), der vorwiegend zur Schaum⸗ 
weinbereitung benutzt wird, aber auch als Wein 
in manchen Gegenden (3. B. Lothringen) eine ge: 
wiſſe Rolle ſpielt, in der geforderten hellen Farbe 
nur gewonnen werden, wenn man die Trauben 
ſehr unvollſtändig auspreßt. Die zurückbleibenden 
Clarettweintreſter, die wegen ihres höheren Saft⸗ 
gehaltes eine nur teilweiſe entmoſtete Maiſche dar⸗ 
ſtellen, werden durch Preſſung, gegebenen Falles 
nach Vergärung als Rotwein, zu Wein weiter 
verarbeitet. Bei manchen fehlerhaften Trauben, 
z. B. den durch Froſt abgetöteten, läßt man den 
Nachdruck für ſich, um in der Hauptmenge des 
gewonnenen Weines den Froſtgeſchmack zu ver: 
mindern. Der Nachdruck iſt zwar in dieſem Falle 
ein Wein geringerer Güte, aber doch zweifellos 
Wein. In der Rotweinbereitung zieht man bis— 
weilen, z. B. bei Portugieſer-Trauben, einen Teil 
des Saftes der Beeren vor der Gärung der Maiſche 
behufs Weißweinbereitung ab, um in der zurück— 
bleibenden, teilweiſe entmoſteten Maiſche den Ge— 
halt an Trebern und damit die Herbe und Farbe 
des erzielten Rotweins zu erhöhen. Daß man den 


Nachdruck einer beſtimmten Traubenmenge der 
Weine für ſich läßt oder zu einem anderen Wein 
gibt, iſt eine häufig geübte und unter Umſtänden 
wirtſchaftlich überaus zweckmäßige Maßnahme. 
Auch der Fall iſt in der Praxis ſehr häufig, daß 
man die teilweiſe ausgepreßten Trauben mehrerer 
Keltern nach dem Aufrebbeln auf einer anderen 
Kelter vereinigt und dort fertig preßt. Bei Weiß⸗ 
weinen wird dieſer Nachdruck im allgemeinen ge⸗ 
ringer ſein, bei Rotwein kann er durch Farbe 
und Herbe ſogar der wertvollere Saftanteil werden. 
In dieſem letzteren Falle haben wir Weingewinnung 
aus teilweiſe entmoſteten Trauben und gleichzeitigen 
FE verſchiedener Weine dieſer Art auf der 
elter. 

Selbſt bei allerfeinſten Weinen kann die Ge⸗ 
winnung der in den teilweiſe ausgepreßten Trauben 
vorhandenen Beſtandteile eine große Rolle ſpielen. 
Die größten Rofſinenausleſen hochedler Rheinwein⸗ 
Ausleſen laſſen ſich wegen der Dickflüſſigkeit ihres 
Moſtes unmittelbar nur ganz unvollſtändig aus⸗ 
preſſen. Es iſt daher vielfach empfohlen und in 
den beſten Kellern tatſächlich geübt, daß man auf 
die Rückſtände von der Kelterung ſolcher Roſinen⸗ 
ausleſen einen weniger konzentrierten Moſt auf⸗ 
gießt und nach Erweichung der Trockenbeeren das 
ganze nochmals keltert. Damit kommen wir ſchon 
zur unmittelbaren Verwertung der „Treſter“ zur 
Verbeſſerung anderer Weine und zwar mit einem 
Beiſpiel, bei dem man an eine Weinfälſchung ſicher⸗ 
lich nicht denken wird. Verfahren, wie ſie in dem 
Tatbeſtande des Reichsgerichtsurteils vom 6. No⸗ 
vember 1911 gegeben ſind (Herſtellung des Grünen), 
ſind nicht nur in Württemberg üblich. In Baden 
und im Elſaß ſind ſeit alters und ohne jede Be⸗ 
anſtandung durch die Weinkontrolle bis heute den 
Moſten gewiſſer weicher Traubenſorten, wie Gutedel, 
ganze Beeren von Edelgewaͤchſen oder auch teil⸗ 
weiſe ausgepreßte Trauben, alſo „Treber“ von 
ſolchen beigegeben, um durch Ausziehung des Buketts 
der Beere den Weingeſchmack und durch Anreicherung 
an Gerbſtoff die Haltbarkeit der Weine zu erhöhen. 

Aus dieſen Darlegungen ergibt ſich, daß ſelbſt 
die vollſtändigſte Ausnutzung der Treberbeſtand— 
teile bei Rotweinen, wie das Reichsgericht in ſeinem 
Urteil vom 6. November 1911 ganz zutreffend 
hervorhebt,) nicht gegen das Geſetz verſtößt. Von 
dieſem äußerſten Fall der Ausnutzung bis zur 
tunlichſten Vermeidung des Uebergangs von Treſter— 
beſtandteilen in den Wein gibt es viele Zwiſchen— 
ſtufen. Es iſt ferner in der Praxis der Wein— 
bereitung ſchlechterdings kaum zu erreichen, daß 
in eine beſtimmte Moſtmenge immer nur Treber— 
beſtandteile der zugehörigen Traubenmenge gelangen 
und daß in der fertigen Miſchung die Saftanteile 
der Beere genau in dem in dieſer gegebenen Ver— 
hältnis vorhanden ſind. In einem großen Kelter— 


)) Günther, Sammlung von Entſch. auf Grund des 
Weingeſetzes, Heft J. S. 3, Abſ. 1. 
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haus, wo nebeneinander eine ganze Reihe von 
Keltern bedient wird, find unabſichtliche Ver⸗ 
ſchiebungen in dieſem Verhältnis gar nicht zu ver⸗ 
meiden, alſo der Verſchnitt mit dem Saft teilweiſe 
entmoſteter Traubenmaiſche ſchon gegeben, ganz 
abgeſehen von der gewollten Verſchiebung bei der 
Abſonderung des Nachdrucks. 

Unter dieſen Umſtänden wird man auch große 
Bedenken tragen müſſen, teilweiſe entmoſtete Trauben 
nicht als ein „Erzeugnis des Weinbaus“ i. S. 
des § 2 anzuſehen, wenn nur deren Saft in ſonſt 
geſetzmäßiger Weiſe, insbeſondere ohne Verwendung 
von Waſſer, gewonnen wird. Eine ſolche Anſchauung 
würde in der praktiſchen Weinbereitung den Ver⸗ 
ſtoß gegen das Geſetz zur Regel machen. Will man 
folgerichtig vorgehen, wird man auch die Verwendung 
von Trebern im Wein oder Moſt nicht als Zuſatz 
fremder Stoffe anſehen können. Sachlich iſt es 
ganz dasſelbe, ob man die Treſter der gleichen 
Trauben durch Angärung bis aufs Aeußerſte aus⸗ 
nützt oder den Saft von Trebern anderer Trauben 
im Wein verwertet. 

Ich komme daher zu dem Ergebnis, daß wir 
unter techniſchen Geſichtspunkten eine Grenze zwiſchen 
den leichter ablaufenden Saftanteilen der Beere 
und den in den Trebern feſter haftenden, alſo 
auch der in den ausgepreßten Trebern noch vor⸗ 
handenen Stoffe, garnicht ziehen können. Die in 
Trebern bei einer gewiſſen Behandlungsweiſe noch 
zurückbleibenden Saftanteile gehören zum Saft 
der friſchen Weintraube i. S. des § 1, ebenſo 
wie die zuerſt in der Kelter ablaufenden. Es hieße 
dem Geſetz Zwang antun, wenn man hier einen 
Unterſchied machen wollte. Die etwa gewählte 
Grenze könnte jedenfalls nur rein willkürlich ſein. 
Vorausgeſetzt iſt natürlich, daß der Saft in einer, 
dem Geſetz nicht ſonſt zuwiderlaufenden Weiſe ge⸗ 
wonnen wird. 

In der Auslaugung der Treberbeſtandteile 
durch anderen Wein kann ich daher von meinem 
Standpunkt aus keine geſetzwidrige Ausnutzung 
finden. Die Anſicht, welche das Reichsgericht in 
dem Urteil vom 6. November 1911 vertritt, daß 
der Uebergang von Extraktſtoffen anderer Trauben⸗ 
maiſche in den Wein nicht einen Zuſatz fremder 
Stoffe bedeutet, ſelbſt wenn dadurch eine Extrakt⸗ 
erhöhung herbeigeführt wird, ſcheint mir eine durch: 
aus ſinngemäße, mit den Verkehrsanſchauungen 
übereinſtimmende Auslegung des Geſetzes zu ſein. 
Die vom Reichsgericht ausdrücklich offen gelaſſene 
Frage, ob auch Treber ein Erzeugnis des Wein— 
baus i. S. des $ 2 ſeien, glaube ich aus den 
angeführten Gründen ebenfalls bejahen zu müſſen. 
Zwiſchen Trebern und teilweiſe entmoſteter Maiſche 
gibt es keinen grundſätzlichen Unterſchied. Auch 
Treber find meines Erachtens kein fremder Stoff, 
deſſen Verwendbarkeit in der Weinbereitung von 
einer ausdrücklichen Zulaſſung in § 4 abhaͤngig 
wäre. Vorausgeſetzt wird hierbei immer, daß die 
Treberbeſtandteile nicht in der Abſicht und mit der 
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Wirkung einer Täuſchung ausgenutzt werden. Das 
von Zöller als weſentlich angeſehene Moment der 
Entfernung der teilweiſe ausgepreßten Trauben 
von der Kelter, gilt in der Praxis keineswegs als 
ſolches. Aufrebbeln der „Treber“ auf der gleichen 
Kelter und ſogar Umlagerung auf eine andere 
find häufig geübt, ohne daß man daran gedacht 
hätte, das Ergebnis der weiteren Preſſung gegen⸗ 
über der erſten irgendwie unterſchiedlich zu be⸗ 
urteilen. 

Nach meiner Anſicht konnte auch kaum aus 
8 3 des Geſetzes vom 24. Mai 1901 ein Verbot 
der Ausnutzung von Treberbeſtandteilen durch ge⸗ 
eignete Berührung mit Moſt oder Wein abgeleitet 
werden, wofern ſie nur ohne gleichzeitige Ver⸗ 
wendung von Waſſer oder Zuckerwaſſer erfolgte. 
Das Verbot (Abſ. 1 des § 3) eines Aufguſſes von 
Zuckerwaſſer auf Trauben, Traubenmaiſche oder 
ganz oder teilweiſe entmoſtete Trauben ſollte nur 
die mit Waſſer mögliche weitgehende Ausnutzung 
der Treberbeſtandteile verhindern. Dieſe war eine 
zur Nachmachung von Wein ſehr geeignete und 
daher unter der damaligen Herrſchaſt der chemiſchen 
Grenzzahlen ganz beſonders gefährliche Ausnutzung 
der Treberbeſtandteile, weil dadurch weit mehr 
Extraktſtoffe für den Wein gewonnen wurden, als 
durch Berührung mit Moſt oder Wein. Es be⸗ 
ſteht alſo ein großer Unterſchied zwiſchen der Aus⸗ 
laugung der Treber mit Wein und der mit Zucker⸗ 
waſſer. Für Rotwein mußte die Vergärung mit 
Zuckerwaſſer auf der vollen Rotweinmaiſche zuge⸗ 
laſſen werden, weil bei der Zuckerung auf den 
Hülſen die dadurch herbeigeführte Erhöhung des 
Alkoholgehaltes eine beſſere Auslaugung der Farbe 
und Herbe gewährleiſtet. Der Zuſatz von Zucker⸗ 
waſſer iſt auf die volle Traubenmaiſche, im Gegen⸗ 
ſatz zur teilweiſe entmoſteten, beſchränkt, wiederum 
weil die Benutzung entmoſteter Rotweintrauben 
die Möglichkeit einer zur Nachmachung geeigneten 
1 der Treberbeſtandteile ſehr erweitert 
ätte. 

Dafür, daß man mit $ 3 Abſ. 1 des 1901er 
Geſetzes die Verwertung der Treberbeſtandteile im 
übrigen, ſoweit ſie durch Berührung mit Moſt 
oder Wein möglich iſt, irgendwie habe beſchränken 
wollen, fehlt in der Entſtehungsgeſchichte des Ge⸗ 
ſetzes jede Handhabe. Eine in dieſer Hinſicht 
weitende Auslegung der Geſetzesbeſtimmungen würde 
gerade in dieſer Frage außerordentlich bedenklich 
ſein, weil damit in ſeit alters geübte, zweckmäßige 
oder gar notwendige Behandlungsweiſen einge⸗ 
griffen wird. Ich teile daher auch die von Windiſch!) 
bezüglich der Zuläſſigkeit gewiſſer Verfahren ge: 
aͤußerten Zweifel keineswegs, abgeſehen davon, daß 
Windiſch ſelbſt hierin mir nicht ganz folgerichtig 
zu ſein ſcheint. | 

Wenn man mit Zoeller aus der Reichsgerichts⸗ 
entſcheidung vom 23. Juni 1904 herausleſen will, 


) Vergleiche die Anſührungen bei Zoeller. 


daß der erkennende Senat, ohne weitere Prüfung 
der tatſächlichen Verhältniſſe, den Zuſatz von 
Clarettweintreſtern zu voller Rotweinmaiſche als 
Zuſatz extrakterhöhender Stoffe i. S. der Ziff. 6 
des § 3 des 1901 er Geſetzes hat als unzuläflig 
bezeichnen wollen, ſo halte ich dieſe Entſcheidung 
für verfehlt. Gerade die Clarettweintreſter ent⸗ 
halten noch erhebliche Mengen von „Saft der 
Weintraube ($ 1 des Geſetzes). Die durch alkoholiſche 
Gärung aus dieſen gewonnenen Weinmengen ſind 
nach meiner Anſicht genau jo Wein i. S. des $ 1 
des 1901 er Wein GG., wie die bei der Rotwein⸗ 
gärung aus den Trebern ausgelaugten Saftanteile 
das gewonnene Erzeugnis nicht des Charakters 
von Wein entkleiden. Jedenfalls hat man bei 
Abfaſſung des § 3 Ziff. 6 des 1901 er Wein. 
nur an ſolche extrakterhöhenden Stoffe gedacht, 
die nicht dem Wein entſtammen, aber nicht an 
Stoffe, die aus der Traube oder deren Teilen 
durch Beſonderheiten der Saftgewinnung in den 
Wein übergehen und, ſoweit Auslaugung von 
Trebern ſtattfindet, in jedem Falle den Extrakt⸗ 
gehalt erhöhen. Mit Recht weiſt Zoeller darauf 
hin, daß die vorliegende Reichsgerichtsentſcheidung 
und die betreffend die Extrakterhöhung durch Ver⸗ 
wendung von Hefepreßwein nicht übereinſtimmen. 
Die aus dem Hefepreßwein durch Auspreſſen ge⸗ 
wonnene, überaus extraktreiche Flüſſigkeit ver⸗ 
dankt ihre Beſonderheit nicht der Traube und 
einzelnen ihrer Teile, ſondern dem Umſtande, daß 
die abſterbende Hefe aus ihrem Zellinhalt Extrakt⸗ 
ſtoffe an die Weinmengen abgibt, welche die dick⸗ 
flüſſige Weinhefe noch durchſetzen. Auch nach ihrer 
chemiſchen Natur ſind dieſe Stoffe viel mehr „fremde“ 
als die Extraktbeſtandteile aus Trebern. 

Zoeller kommt, wie mir ſcheint, weniger auf 
Grund von rechtlichen Gründen als von Bedenken, 
die ihm Nahrungsmittelchemiker geäußert haben, 
bezüglich der Zuläſſigkeit der Treſterverwendung 
zu einem anderen Schluß wie ich. Die Bedenken 
vom Standpunkt des Nahrungsmittelchemikers find 
ja gewiß nicht ganz von der Hand zu weiſen. 
Der Saft der Treber iſt ſicherlich oft der geringere 
Teil des Saftes der Weintraube; auch Fälſchungen 
ſind mit Hilfe der Treber möglich. Es muß 
doch aber hervorgehoben werden, daß die Treber⸗ 
ausnutzung erſt wirklich gefährlich wird, wenn 
ſie mit Waſſer, nicht mit Wein geübt wird; auch 
liegen die Verhältniſſe unter dem heutigen Geſetz 
weſentlich anders als früher. Mit der Ausſchaltung 
der Grenzzahlen tritt die Beurteilung der Weine 
durch die chemiſche Analyſe gegenüber den ſonſtigen 
Nachweiſen der Verfälſchung (Buchführung, Keller— 
kontrolle) unverkennbar in den Hintergrund. Man 
überſieht überdies bei dieſer Frage leicht, daß auch 
ſchon unter dem 1901er Geſetz die Ausnützung 
der Treberbeſtandteile in dem jetzt allenfalls ſich 
ergebenden Umfang möglich war, immer voraus— 
geſetzt, daß ſie nicht unmittelbar durch Waſſer oder 
Zuckerwaſſer erfolgte. Auch nach dem 190er Se: 
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ſetz ſtand nichts im Wege, zunaͤchſt einen Wein 
ſehr ſtark auf Trebern angären zu laſſen und damit 
die Treberbeſtandteile auszunutzen, ſoweit dies durch 
Berührung mit Wein möglich war, und hinterher 
den betreffenden Wein mit Zuckerwaſſer zu ver⸗ 
gären. Der § 3 Ziff. 1 verbot ja nur den Auf⸗ 
guß von Waſſer oder Zuckerwaſſer auf Trauben, 
Treſter oder entmoſtete Maiſche unmittelbar. Manche 
Gebiete Süddeutſchlands lieferten den Zuckerungs⸗ 
betrieben nur Weine, die nach der dort üblichen, 
ruͤckſtändigen Kellerbehandlung auf Trebern ſtark 
angegoren waren. Danach enthielt auch das 1901 er 
Geſetz in dieſer Hinficht ſchon die Lücke, welche 
etwa jetzt mit der Zulaſſung der Treber im Sinne 
meiner Ausführungen etwa entſteht. Mir iſt nicht 
bekannt geworden, daß dieſe Frage unter dem 
1901 er Geſetz jemals Gegenſtand der gerichtlichen 
Erörterung geweſen ſei, da einerſeits über die 
rechtliche Beurteilung des obigen Verfahrens kaum 
ein Zweifel beſtand, andererſeits — und darauf 
iſt wohl das Hauptgewicht zu legen —, die damit 
gegebene Ausnutzung der Treſterbeſtandteile wirt⸗ 
ſchaftlich nicht lohnend war und daher zu Miß⸗ 
bräuchen kaum Anlaß geben konnte, weil der Nutzen 
der Extraktvermehrung in den meiſten Fällen durch 
die aus übermäßiger Berührung mit Trebern ſich 
ergebende ungünſtige Beeinfluſſung des Weines 
aufgewogen wurde. 

Zoellers Ausführungen laſſen deutlich durch⸗ 
fühlen, daß er ſelbſt die hier in Betracht kommende 
Frage für ungelöft hält, wie die entmoſtete Maiſche 
gegen die Treber abgegrenzt werden ſoll. Solange 
das aber nicht möglich iſt, ſcheint es mir auch 
nicht ganz folgerichtig zu ſein, einerſeits mit dem 
Reichsgericht den Verſchnitt mit teilweiſe entmoſteter 
Maiſche anzuerkennen, aber die Treſterverwendung 
nur im Wein für unzuläſſig zu erklären. 

Auch die Einordnung der Treber unter die 
Rückſtände der Weinbereitung in 8 11 ſcheint mir 
hier nicht durchſchlagend zu ſein. Zu den Rückſtänden 
der Weinbereitung gehört z. B. auch die Hefe, und 
doch iſt es zweifellos zuläſſig, aus der flüſſigen 
Weinhefe durch Preſſung noch Wein zu gewinnen, 
der Wein im Sinne des Geſetzes iſt. Man wird 
natürlich darauf hinweiſen, daß der Geſetzgeber 
aber doch für nötig befunden hat, den Zuſatz von 
Hefe aus 8 4 durch Bundesratsverordnung zu 
beſchränken. Hefe kann aber auch viel eher als 
fremder Stoff angeſehen werden, während der Zu: 
ja fremder Stoffe mit den Trebern i. S. des 8 4 
des Geſetzes vom 7. April 1909 ſofort nicht in 
Frage kommt, wenn man Treber als ein Zeil: 
erzeugnis i. S. des § 2 anſieht. 

Zur Frage, ob nach $ 2 des jetzt geltenden 
Wein G. der Verſchnitt von Traubenmaiſche unter 
ſich und mit Moſt oder Wein geſtattet ſei, ent⸗ 
ſprechen die Ausführungen des Reichsgerichts in dem 
Urteil vom 6. November 1911 ganz meiner Auf: 
faſſung. Der möglichſt umfaſſende Ausdruck „Er: 
zeugnis“ iſt zweifellos gewählt in der Abſicht, die 


hier in Betracht kommenden Stoffe im weiteſten 
Umfange einzubeziehen. „Erzeugnis“ des Wein⸗ 
baues iſt nach meiner Anſicht auch die teilweiſe 
entmoſtete Maiſche, da der in ihr zurückgebliebene 
„Saft der Traube“ (§ 1) dieſen Charakter nicht 
dadurch verliert, daß gewiſſe Saſtanteile davon 
genommen werden. 

Auch den Ausführungen Zoellers zur Be⸗ 
gründung ſeines nunmehr in dieſer Frage ein 
genommenen Standpunktes kann ich mich im all⸗ 
gemeinen anſchließen, insbeſondere, ſoweit ſie das 
Verhältnis der 88 12, 13 und 14 zu $ 2 betreffen. 
Nachdrücklich unterſtützen möchte ich aber ſeine Ein⸗ 
wendungen gegen den Standpunkt Gallis,“) daß 
das 1901 er Wein GG. nur den Verſchnitt von Wein 
mit Wein zugelaſſen, alſo Verſchnitte von Moſt 
und Maiſche verboten habe. Wäre dieſer Stand⸗ 
punkt richtig, ſo würden meine oben gemachten 
Ausführungen über die bisherige Uebung der 
Weinbereitung natürlich weſentlich an Gewicht ver⸗ 
lieren, weil damit eine ganze Reihe der von mir 
erwähnten Behandlungsweiſen des Weines ſchon 
nach dem 1901er Geſetz unzuläſſig geweſen wären. 
Inſofern hat die vorliegende Streitfrage auch für 
jetzt noch eine gewiſſe Bedeutung, da wir bei der 
Auslegung des Geſetzes nicht an der gar keinem 
Zweifel unterliegenden Tatſache vorübergehen dürfen, 
daß gewiſſe bisher geübte, wirtſchaftlich zweckmäßige 
oder gar notwendige Maßnahmen nunmehr unter 
Umſtänden ausgeſchloſſen werden ſollen. 

Der irrtümliche Schluß Gallis ſcheint mir in 
erſter Linie darauf zu beruhen, daß, in Anlehnung 
an die Konſtruktion des 1909 er Geſetzes, welches 
alle Zuſätze ausſchließt, die nicht ausdrücklich er⸗ 
laubt find, auch die Aufführungen in $ 2 in dem 
1901er Geſetz als erſchöpfend und ausſchließend 
benutzt werden. Der Eingangsſatz des § 2 ſagt 
aber klar, daß die Beurteilung der Weine be⸗ 
züglih der Verfälſchung nach dem Nahrungs⸗ 
mittelgeſetz im allgemeinen aufrecht erhalten und 
nur beſtimmte Verfahren ausdrücklich geſtattet werden 
ſollen. Schon deshalb dürfen die Aufzählungen 
des § 2 nicht als ausſchließend benützt werden. 

Im einzelnen fallen z. B., wie Zoeller mit 
Recht hervorhebt, gewiſſe Behandlungsweiſen der 
Weine mit Trebern oder teilweiſe entmoſteten Trauben 
zweifellos unter den Begriff der „anerkannten Keller⸗ 
behandlung“ i. S. des damaligen Geſetzes (Behand⸗ 
lung von Weinen mit Trebern zur Klärung und 
Bekämpfung von Krankheiten durch Gärung von 
Moſten auf ganzen oder teilweiſe entmoſteten Beeren). 
Für Süddeutſchland würde, glaube ich, kein Sach⸗ 
verſtändiger, der die Verhältniſſe der dortigen Wein⸗ 
bereitung kennt, die Zugehörigkeit dieſer Verfahren 
zur anerkannten Kellerbehandlung haben beſtreiten 
können. 

Bei der Faſſung der Verſchnittbeſtimmung in 
§ 2 ift ſeinerzeit der engere Begriff „Verſchnitt“ 
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ſchnitt“ im Weinverkehr bisher vorwiegend für die 
Vermiſchung des faſt fertigen Erzeugniſſes gebraucht 
wurde. Für Moſt und gar Trauben oder Maiſche 
ift fie auch jetzt noch nicht üblich. Das Wort „Ver: 
miſchung“ iſt meines Erachtens abſichtlich als der 
weitere Begriff gewählt, um die zu enge Auslegung 
dieſer Beſtimmung zu verhüten. Jedenfalls unter⸗ 
liegt es, auch darin muß ich Zoeller vollſtändig 
beiſtimmen, nicht dem geringſten Zweifel, daß man 
in der Weinbereitung unter dem 1901er Geſetz 
auch die während der Entſtehung des Weines voll⸗ 
zogene Vermiſchung von Wein mit Wein, alſo in 
Form von Maiſche und Moſt, ganz allgemein für 
zuläſſig gehalten und geübt hat. 

Auch hier erſcheinen mir bei den Ausführungen 
Gallis die grundſätzlichen Verſchiedenheiten beider 
Geſetze nicht genügend beachtet zu ſein. Es find 
die im 1909 er Geſetz ſcharf herausgearbeiteten Be⸗ 
griffe von Maiſche, Moſt und Wein in unberech⸗ 
tigter Weile in die Auslegung des 1901er Geſetzes 
hineingetragen. Wollte man z. B. mit Galli da, 
wo $ 2 des 1901er Geſetzes nur die Behandlung 
von Wein zuläßt, die entſprechenden Zuſaͤtze bei 
Moſt als ausgeſchloſſen anſehen, ſo kaͤme man zu 
dem ſeltſamen Schluß, daß auch die Zuckerung nur 
an Weinen, nicht am Moſt, vorgenommen werden 
dürfe, denn auch bei der Zuckerung ſpricht der 8 2 
nur von Wein und ſeiner Veränderung. 

Die auffallende Tatſache, daß in den 88 12, 
13 und 14 die Traubenmaiſche bezüglich der An⸗ 
wendbarkeit anderer Paragraphen, insbeſondere des 
§ 2, gegenüber dem Moſt und Wein verſchieden 
behandelt iſt, kann bei der großen Tragweite dieſes 
Umſtandes und der Wiederkehr derſelben Beſtim⸗ 
mung in mehreren Paragraphen wohl kaum ein 
Verſehen ſein. Ich glaube vielmehr, daß man bei 
der Abfaſſung des Geſetzes den beſonderen Schutz 
der Traubenmaiſche i. S. der Ausführungen Zoellers 
für weniger dringend gehalten und die ſonſt aus 
dem Geſetz ſich ergebenden Handhaben zum Schutz 
der aus der Maiſche entſtehenden Weine gegen 
Verfälſchung als ausreichend angeſehen hat. 

Zweifellos beſteht ja auch zwiſchen Wein und 
Moſt einerſeits und Maiſche andererſeits inſofern 
ein weſentlicher Unterſchied, als Moſt und Wein 
unmittelbar zum Genuß geeignete Getränke ſind, 
während die Maiſche nur einen Rohſtoff darſtellt, 
von dem noch nicht einmal feſtſteht, ob er zu Moſt 
oder Wein verarbeitet wird. Traubenmaiſche kann 
z. B. unmittelbar zu Branntwein, likörartigen 
Getränken, Eſſig ulm. verarbeitet werden, in welchem 
Falle ſelbſt die Beſtimmungen des Weingeſetzes 
über weinhaltige Getränke nicht ohne weiteres in 
Betracht kommen. 

Die Frage, ob auch Maiſche durch Verſchneiden 
mit Deſſertwein verfälſcht werden kann, iſt unter 
techniſchen Geſichtspunkten ohne weiteres zu be: 
jahen. Es beſteht z. B. kein techniſches Hindernis, 
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einen rheinheſſiſchen Edelwein dadurch nachzumachen, 


daß man zu einer gewöhnlichen Weißweinmaiſche 
einen hochſüßen, aber nicht alkoholreichen Samos 
zuſetzt. Ich kann aber die ſich hieraus ergebende 
Gefahr nicht ſehr hoch einſchätzen, weil der aus 
Traubenmaiſche gewonnene Wein gegen den Ver⸗ 
ſchnitt mit Deſſertwein mittelbar genügend geſchützt iſt. 

Wofern aus der Maiſche Moſt oder Wein ge⸗ 
wonnen wird, greifen ſofort die für Moſt oder 
Wein einſchlägigen Beſtimmungen des Weingeſetzes 
Platz. Die in dieſer Hinſicht von Zoeller gemachten 
Ausführungen über die verſuchte Fälſchung von 
Moſt oder Wein bei geſetzwidriger Anwendung der 
für dieſe verbotenen Behandlungsweiſen auf Maiſche 
treffen meines Erachtens durchaus das Richtige. 
Wenn man aus Rückſichten auf die Faſſung der 
88 12, 13 und 14 das Verbot des Verſchnittes 
von Weißwein mit Deſſertwein aus $ 3 nicht ohne 
weiteres als gegeben anſehen wollte, muß man 
jedenfalls den durch Verſchnitt von Weißweinmaiſche 
mit Deſſertwein gewonnenen Wein, ſofern er nicht 
als ausländiſcher Deſſertwein in den Verkehr kommt, 
ſchon deshalb beanſtanden, weil die beſonderen Dar⸗ 
ſtellungsverfahren der Deſſertweine, z. B. der Zuſatz 
von Sprit, eingedickten Moſtſtoffen und Trocken⸗ 
beeren aus 8 4 und $ 1 verboten find. Zweifellos 
iſt ein ſolches Getränk ganz gleichartig zu beurteilen, 
mag der Zuſatz unmittelbar zum Wein und Moſt 
oder in doppelter Hinſicht mittelbar zur Trauben⸗ 
maiſche in Form von Deſſertwein gegeben ſein. 


Ein Beitrag zur Bekämpfung des 
ſchweizeriſchen Saccharinſchmuggels. 


Von Dr. Karl Haß, II. Staatsanwalt in München. 


Staatsanwalt Bender in Freiburg i. B. hat 
vor einigen Jahren im 41. Bande des Archives 
für Kriminal-Anthropologie und Kriminaliſtik eine 
längere ſehr beachtenswerte Abhandlung über den 
Saccharinſchmuggel und ſeine Bekämpfung ver— 
öffentlicht. In der Zwiſchenzeit hat die Organi— 
ſation des Saccharinſchmuggels bedeutende Fort— 
ſchritte gemacht. Aber auch die Technik feiner Be: 
kämpfung iſt ausgeſtaltet worden. Es dürfte viel⸗ 
leicht berechtigt ſein, die beiderſeitigen Neuerungen 
hier in Kürze zu beſprechen; die Ausführungen 
des Staatsanwaltes Bender werden hierbei als 
bekannt vorausgeſetzt. 

I 


Die Ausbreitung des Saccharinſchmuggels. 


Ich beſchränke meine Erörterungen auf den 
ſchweizeriſchen Saccharinſchmuggel. Die Schweiz iſt 
allerdings nicht das einzige Land, von dem aus der 
Schmuggel nach Deutſchland betrieben wird. Der 
ſchweizeriſche Saccharinſchmuggel erfordert aber 
deswegen beſondere Beachtung, weil er in den letzten 


Jahren einen ungeheueren Umfang angenommen 
hat und eine Quelle des Verderbens für weite 
Bevölkerungskreiſe der Schweiz und Süddeutſch⸗ 
lands geworden iſt. Der größte Teil des in der 
Schweiz maſſenhaft erzeugten Saccharins wird in 
das Ausland geſchmuggelt. Zahlreiche Saccharin⸗ 
Tablettenfabriken dienen faſt ausſchließlich dem 
Schmuggel. Eine beſondere Induſtrie ſtellt Aus⸗ 
rüſtungsgegenſtände für Schmuggler her. In vielen 
Städten der Oſtſchweiz leben zahlreiche Familien 
nur vom Saccharinſchmuggel; nach zuverläſſigen 
Erhebungen befaſſen ſich mit ihm in Zürich allein 
über 600 Perſonen. Angelockt durch den hohen 
Reingewinn von 100 — 200 % haben ſich in 
den letzten Jahren auch zahlreiche ſchweizeriſche 
Kapitaliſten dem Saccharinſchmuggel zugewendet. 

Ein beſonderes Merkmal der Ausbreitung des 
Saccharinſchmuggels in der Schweiz iſt die Grün⸗ 
dung von Schmuggel-Großbetrieben. Es handelt 
ſich hierbei um weiterverzweigte, vorzüglich eingerich⸗ 
tete und planmaͤßig arbeitende Unternehmungen. 
Das von ihnen bei einer einzigen Schmugglerfahrt 
nach Deutſchland eingeſchwärzte Saccharin hat 
mitunter einen Wert von vielen Tauſend Mark. 


Die Hauptbeteiligten dieſer Großbetriebe ſind: 


1. Der ſchweizeriſche Kapitaliſt oder Geldgeber; 
der „Hintermann.“ Er gewährt gegen hohe Ge⸗ 
winnanteile die zum Betriebe erforderlichen Kapi⸗ 
talien. Von ſeinem Gelde werden große Saccha⸗ 
rinmengen angeſchafft, Automobile gekauft, die 
Schmuggler ausgerüſtet und mit Reiſevorſchuß 
verſehen. 

2. Der ſchweizeriſche Unternehmer und der deutſche 
„Importeur.“ Dieſe beiden haben die Leitung 
des ganzen Unternehmens in der Hand. Sie 
treffen insbeſondere genaueſte Vereinbarungen, 
wann und wo die ſchweizeriſchen Schmuggler den 
Handlangern des deutſchen Importeurs die Schmugg— 
lerware zu übergeben haben. 

3. Der ſchweizeriſche oder deutſche Lagerhalter. 
In der Regel hat der ſchweizeriſche Unternehmer 
oder der deutſche Importeur in einer großen Stadt 
Süddeutſchlands einen mit weitgehenden Voll— 
machten ausgeſtatteten Vertrauensmann, den Lager— 
halter. Dieſer übernimmt das eingeſchmuggelte 
Saccharin zu vorübergehender Aufbewahrung, ge— 
währt oder verſchafft den Schmugglern Unter— 
ſchlupf, leiſtet an ſie Zahlungen für die Ware 
und befördert je nach der Weiſung ſeines Auf— 
traggebers die Ware durch Gehilfen, mittels Bahn 
oder Poſt im ganzen oder in Teilbeträgen weiter. 

Es gibt 2 Hauptarten dieſer Großbetriebe: 

1. Unternehmungen mit Einzel-Schmuggel— 

betrieb; 

2. Unternehmungen mit Automobil-Schmuggel⸗ 

betrieb. 

Die erſteren beſchäftigen viele Träger und 
Traͤgerinnen, oft 20 und mehr. Dieſe ſchwärzen 


kleine Mengen, in der Regel je 10 — 12 Kilo, in 
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Schmugglerweſten,⸗Röcken u. dgl. über die deutſche 
Grenze; ſie reiſen allein, höchſtens zu zweien oder 
zu dreien. Die Träger und Trägerinnen werden 
durch beſondere Kontrolleure überwacht und unter⸗ 
ſtützt. Auch dieſe ſchmuggeln ſelbſtverſtändlich bei 
ihren Geſchäftsreiſen. 

Infolge dieſer großen Anzahl von Angeſtellten 
iſt der Betrieb umſtändlich und teuer. Die Gefahr 
aber iſt niedrig; denn wenn einzelne Träger feſt⸗ 
genommen werden und das von ihnen beförderte 
Saccharin beſchlagnahmt wird, iſt der Geldverluſt 
verhältnismäßig gering. 

Die Durchführung von Unternehmungen mit 
Automobilſchmuggelbetrieb iſt ſehr einfach. Der 
Unternehmer kauft mit dem Gelde des Kapitaliſten 
ein ſtarkes Touren⸗Automobil und belädt es je 
nach ſeiner Tragfähigkeit mit Saccharin bis zu 
1500 Kilo. Die Leitung des Autos überträgt 
er einem erfahrenen und verwegenen Führer; 
dieſem gibt er zum Schutze der Ware einen oder 
zwei Begleiter mit. Der Führer des Automobiles 
verſucht, durch Schnelligkeit den deutſchen Zoll⸗ 
und Polizeibehörden zu entkommen; in der Regel 
gelingt ihm dies auch. Stellt ſich aber dem Auto 
ein Zoll⸗ oder Polizeibeamter entgegen, jo wird er 
von dem Führer niedergerannt oder die Begleiter 
des Autos verſuchen, ihn durch Schüſſe abzuhalten. 

Schon dieſe kurzen Darſtellungen laſſen er⸗ 
ſehen, daß ſich der ſchweizeriſche Saccharinſchmuggel 
zu einem blühenden Gewerbe entwickelt hat. Dieſes 
für die ſchweizeriſchen Kapitaliſten und Unternehmer 
ſehr gewinnbringende Gewerbe hat höchſt bedauer⸗ 
liche ſoziale Folgeerſcheinungen: die Unternehmer 
verwenden zum Schmuggel nicht nur ſittlich ver⸗ 
kommene Perſonen, an denen nichts mehr zu ver⸗ 
derben iſt; ſie ſuchen durch die Zuſicherung ver⸗ 
hältnismäßig erheblicher Belohnungen auch ehrliche 
aber wirtſchaftlich ſchwache Beamte, Kaufleute und 
Arbeiter in ihr Treiben hineinzuziehen. Viele 
von dieſen werden ein Opfer der Verführung, der 
ſie unter dem Drucke ungünſtiger wirtſchaftlicher 
Verhältniſſe nicht zu widerſtehen vermögen. So 
wurde in der letzten Zeit in Münchener Prozeſſen 
erwieſen: die Verführung bayeriſcher Beamter des 
niederen Eiſenbahndienſtes, eines in feſter gut be⸗ 
zahlter Stellung befindlichen Kaufmannes, einer 
Briefträgersfamilie mit 5 Kindern, eines unbe: 
ſcholtenen Arbeiters, der für 7 Kinder zu ſorgen 
hat. Alle dieſe Verführten ſind durch den Schmuggel 
in ungeheueres Elend geſtürzt worden. Hierbei 
iſt zu berückſichtigen, daß durch die ſtrengen Straf— 
beſtimmungen des Geſetzes — Zuſatzſtraſe von 
mindeſtens einem Monate Gefaͤngnis bei Banden⸗ 
ſchmuggel! — gerade die Verführten am ſchwerſten 
betroffen werden. 

Niemals aber gelingt es, die Hauptſchuldigen, 
d. i. die ſchweizeriſchen Kapitaliſten und Unter— 
nehmer, zur Verantwortung zu ziehen. Sie ſind 
vorſichtig genug nicht nach Deutſchland zu kommen. 
In der Schweiz aber können ſie ſich ungeſtört 
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ihres durch den Schmuggel erworbenen Reichtums 
erfreuen. 

So bietet der ſchweizeriſche Saccharinſchmuggel 
ein ſeltſames Bild: Auf der einen Seite hunderte 
von ſchweizeriſchen Staatsangehörigen, die offen⸗ 
kundig und unbehelligt in bandenmäßigem Zu⸗ 
ſammenſchluſſe die Geſetze des benachbarten Deutſchen 
Reiches jahraus jahrein übertreten und hierdurch 
zu Wohlſtand und Reichtum gelangen; auf der 
anderen Seite neben einigen deutſchen Hauptſchul⸗ 
digen viele deutſche Staatsangehörige, die durch 
die ſchweizeriſchen Unternehmer und deutſchen Im⸗ 
porteure zum Schmuggel verführt, hierdurch dem 
ehrlichen Erwerbsleben entfremdet und mit ihren 
Familien ins Unglück geftürzt werden. 


II. 
Die Bekämpfung des Saccharinſchmuggels. 


Staatsanwalt Bender führt in ſeiner erwähnten 
Abhandlung lebhaft Klage darüber, daß viele 
deutſche Behörden den Saccharinſchmuggel nicht 
tatkräftig genug bekämpfen. Dies iſt nun anders 
geworden. Man ſpricht nicht mehr davon, daß es 
ſich bei dem Saccharinſchmuggel ja „nur“ um Ver⸗ 
fehlungen gegen ein „Finanzgeſetz“ „gegen ein 
„agrariſches Intereſſenſchutzgeſetz“, gegen eine „Art 
polizeilicher Maßnahmen“ handle. Die immer 
mehr zutage tretenden entſittlichenden Wirkungen 
des Saccharinſchmuggels haben die zu ſeiner Be⸗ 
kaͤmpfung berufenen deutſchen Behörden zu tat: 
kräftigem Einſchreiten veranlaßt. 

Die wichtigſte Neuerung iſt die Gründung von 
Zentralſtellen zur Bekämpfung des Saccharin⸗ 
ſchmuggels. 

Dieſe Zentralſtellen find: 

1. Kgl. Oberzolldirektion Berlin, Nachrichten⸗ 
ſtelle für den Süßſtoffverkehr. 

2. Kgl. Polizeidirektion Dresden, Abteilung C. 

3. Stadtpolizeiamt Stuttgart, Nachrichtenſtelle 
zur Bekämpfung des Süßſtoffſchmuggels. 

4. Großherzoglich badiſche Staatsanwallſchaft 
Freiburg i. B., Nachrichtenſtelle zur Bekämpfung 
des Süßſtoffſchmuggels. 

5. Kgl. Polizeidirektion München, Nachrichten⸗ 
ſtelle zur Bekämpfung des Süßſtoffſchmuggels. 

Dieſen deutſchen Zentralſtellen ſteht zur Seite: 

6. Die auch für deutſche Behörden ſehr wichtige 
Zentralevidenzſtelle für Saccharinverkehr bei der 
K. K. Finanzbezirksdirektion Wien. 

Alle dieſe untereinander in fortlaufender Ver: 
bindung ſtehenden Zentralſtellen führen Schmuggler⸗ 
verzeichniſſe; ſie haben Sammlungen von Photo— 
graphien und, was beſonders wichtig iſt, von 
Handſchriften; des weiteren Sammlungen von 
Saccharinſorten der verſchiedenſten Herkunft, von 
Preisverzeichniſſen und anderes reichhaltiges Mate⸗ 
rial. Sie können für viele Unterſuchungen wert: 
volle und oftmals unentbehrliche Aufſchlüſſe er: 
teilen. Es empfiehlt ſich daher, bei der Aufdeckung 
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der erſten Fäden eines Schmuggelunternehmens 
der zunächſt gelegenen Zentrale, im Bedarfsfalle 
aber mehreren oder allen gleichzeitig unverzüglich 
Kenntnis zu geben und von ihnen bei jeder neuen 
Spur Auſſchlüſſe einzuholen. 

Auf Grund des zwiſchen Deutſchland und 
Oefterreih: Ungarn abgeſchloſſenen Zollkartelles 
leiſten außer der als Zentralevidenzſtelle ſehr wichtigen 
Finanzbezirksdirektion Wien auch alle übrigen öſter⸗ 
reichiſchen Finanzdirektionen und Finanzbezirks⸗ 
direktionen unverzügliche und weiteſtgehende Rechts⸗ 
hilfe. Je nach Lage des Falles iſt es auch zweck⸗ 
mäßig, die eine oder andere öſterreichiſche Polizei⸗ 
behörde um ſchleunigſte Forſchung zu erſuchen; 
man wird in allen Fällen eiſrige Unterſtützung finden. 

Auch die ſchweizeriſchen Behörden haben, ob: 
wohl Verfehlungen gegen das Vereinszoll⸗ und 
Süßſtoffgeſetz keine Auslieferungsvergehen im Rechts⸗ 
verkehre zwiſchen der Schweiz und Deutſchland 
bilden, der Staatsanwaltſchaft München auf Er: 
ſuchen ſchon manchen wertvollen Aufſchluß über 
Saccharinſchmuggler erteilt; dies gilt insbeſondere 
von dem in allen Angelegenheiten überaus raſch, 
eingehend und zuverläſſig arbeitenden Polizei⸗ 
kommando Zurich. 

Ich möchte mir erlauben, noch einen Punkt 
hervorzuheben, den Regierungsaſſeſſor Dr. Harſter 
der Polizeidirektion München auch ſür den inter⸗ 
nationalen Fahndungsverkehr beſonders betont: 
Es iſt unerläßlich, alle wichtigen Mitteilungen 
und Erſuchen an in⸗ und auslaͤndiſche Behörden 
auf dem kürzeſten und ſchnellſten Wege, d. i. durch 
Fernſprecher und Telegraph, weiterzugeben und 
von ihnen für alle Nachrichten den gleichen kürzeſten 
und ſchnellſten Weg von vornherein zu erbitten; 
denn bei der Bekämpfung des Saccharinſchmuggels 
hängt der Erfolg in den meiſten Fällen von der 
Schnelligkeit der Verfolgung und dem gleichzeitigen 
und verſtändnisvollen Zufammenarbeiten aller von 
der verfolgenden Behörde um Unterſtützung er: 
ſuchten Polizei⸗ und Zollbehörden ab. 


Kleine Mitteilungen. 


Zeuguisverweigerung und Eidesleiſtung im Zivil; 
prozeß. Können im Zivilprozeß die Perſonen, die auf 
das Recht der Zeugnisverweigerung verzichtet haben, 
die nachträgliche Beeidigung verweigern, wenn das 
Gericht fie angeordnet hat? (ZPO. 8 393 Abſ. 1 
Ziff. 3 und Abſ. 2). Die vorſtehende Frage, die in 
der Praxis und von den meiſten Kommentatoren be— 
jaht wird, verneint Gaupp-Stein (f. 10. Aufl. 8. 393 
Anm. III Ziff. 2 und Fußnote 23) mit doppelter Bes 
gründung: 1. Die Pflicht, die einmal gemachte Aus— 
ſage nachträglich zu beeidigen, (falls das Gericht die 
Beeidigung anordnet), ergebe ſich aus dem Gegenſatze 
des § 393 Abſ. 2 ZPO. und des 8 57 StPO.; letzterer 
erkenne ausdrücklich das Recht an, die Beeidigung zu 
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verweigern. 2. Spreche für die Beeidigungspflicht die 
Erwägung, daß das Geſetz zwar Anlaß habe, die An⸗ 
gehörigen aus dem ſeeliſchen Zwieſpalte des Ausſage⸗ 
zwanges zu befreien, nicht aber ihnen ein Vorrecht 
der Lüge zu gewähren. 

Beide Gründe ſind m. E. nicht ſtichhaltig. 

Zu 1: Allerdings enthält die StPO. in 8 57 
Abſ. 2 die ausdrückliche Vorſchrift, daß die zeugnis⸗ 
verweigerungsberechtigten Perſonen auch nach der Ver⸗ 
nehmung die Beeidigung des Zeugniſſes verweigern 
können. Die ZPO. enthält eine ſolche Beſtimmung 
nicht. Allein daraus darf nicht ohne weiteres ge⸗ 
folgert werden, daß der Geſetzgeber einen tatſächlichen 
Gegenſatz gewollt und beabſichtigt hat. Hierbei 
iſt insbeſondere zu berückſichtigen, daß weder der Ent⸗ 
wurf der ZPO. noch der Entwurf der StPO. eine 
ſolche Beſtimmung enthalten haben (ſ. Entw. z. StPO. 
§ 46 Abſ. 3, Hahn, Materialien z. StPO. III, 1 S. 9; 
Entw. z. ZPO. 8 345 Abſ. 2, Hahn, Materialien 
z. ZPO. II, 1 S. 46). Erſt bei der Beratung des 
Entwurfes der StPO. durch die Kommiſſion wurde 
von ihr der 8 46 a (jetzt 8 57 StPO.) geſchaffen 
(ſ. Hahn a. a. O. S. 593). 

Dagegen hat ſich die Kommiſſionsberatung der 
ZPO. mit dieſer Frage überhaupt gar nicht beſchäftigt 
(ſ. Hahn, Mat. z. ZPO. II, 1 S. 632). 

Daraus folgt, daß nun allerdings ſachlich zwiſchen 
der StPO. und ZPO. ein Gegenſatz beſteht, es fehlt 
aber an jedem Anhaltspunkte dafür, daß der Geſetz⸗ 
geber einen ſolchen Gegenſatz beabſichtigt hat. Letzteres 
könnte man nur dann annehmen, wenn bei den Be⸗ 
ratungen der ZPO. ausgedrückt worden wäre, daß 
man die Beſtimmungen die StPO. über das Recht, 
die Beeidigung zu verweigern, in die ZPO. nicht auf⸗ 
nehmen wolle. 

Anderſeits läßt ſich m. E. aus dem Vergleiche der 
StPO. und ZPO. unſchwer nachweisen, daß der ®e- 
ſetzgeber dieſen Gegenſatz ſicher nicht gewollt hat. 

Denn es fehlt zunächſt an jeglichem Grunde, wes⸗ 
halb die StPO. dem bevorrechteten Zeugen das Recht 
gewähren ſollte, die Beeidigung zu verweigern, die 
ZPO. dagegen nicht. Im Gegenteile, wenn im Straf— 
prozeſſe der bevorrechtete Zeuge dieſes Recht hat, dann 
iſt es ihm im Zivilprozeſſe erſt recht zuzubilligen, 
und zwar aus folgendem Grunde: 

Bei der Beratung des Entwurfes der StPO. 
wurde insbeſondere hervorgehoben (ſ. Hahn a. a. O. 
S. 591), daß im Strafprozeſſe, in welchem es ſich um 
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das öffentliche Intereſſe handle, bei der Beichränfung | 


der Zeugnispflicht nicht dieſelben Grundſätze gelten 


könnten, wie im Zivilprozeſſe, und mit Rückſicht hierauf | 


wurde auch der Antrag abgelehnt, daß im Straf: 
prozeſſe der Zeuge dann die Antwort verweigern dürfe, 
wenn die Beantwortung ihm oder einem Angehörigen 
„zur Unehre“ (oder „Schande“ gereichen würde (ſ. Hahn 
a. a. O. S. 590 und 593). Dieſe Beſtimmung, die in 
der ZPO. in der Faſſung von „Unehre“ aufgenommen 
worden iſt, hat alſo die StPO. abgelehnt. Letztere 
iſt demnach bei der Bevorrechtung der Zeugen ſtrenger 
als die ZPO. Es wäre nun geradezu ein Widerſpruch, 
wenn die ſtrengere StPO. dem bevorrechteten Zeugen 
das Recht geben würde, die Beeidigung zu verweigern, 
während die mildere 3PO. dem Zeugen dieſes Recht 
verſagen würde. Dabei iſt insbeſondere noch zu be— 
rückſichtigen, daß im Zivilprozeſſe gar nicht das Be— 
dürfnis, einen bevorrechteten Zeugen zu beeidigen, in 


dem Maße beſteht, wie im Strafprozeſſe, da im erſteren 
bei der Zeugnis⸗ oder Beeidigungsverweigerung der 
Richter das Recht der freien Beweiswürdigung hat. 
Es wird deshalb in der Praxis des Eideszwanges 
meiſt gar nicht bedürfen. Der Richter wird vielfach 
ohne weiteres wiſſen, was er von der Ausſage eines 
Zeugen zu halten hat, der Zeugnis gibt und hinterher 
die Beeidigung ſeiner Ausſage verweigert. 

Gegen die Anſicht von Gaupp⸗Stein kommt dann 
weiter in Betracht, daß die Erhebung eines Zeugniſſes 
die Vernehmung und Beeidigung umfaßt (ZPO. 
8 391). Es iſt deshalb nur logiſch, daß das Zeugnis⸗ 
verweigerungsrecht jeden dieſer beiden Teile trifft in 
der Art, daß der Zeuge in jedem Zeitpunkte nach 
einer oder beiden Richtungen hin von dieſem Rechte 
beliebig Gebrauch machen kann (RG. in SeuffArch. 
Bd. 45 S. 370). 

Aber auch die praktiſche Seite ſpricht gegen die 
Anſicht von Gaupp⸗Stein, da es in den meiſten Fällen 
gar nicht möglich wäre, die nachträgliche Beeidigung 
zu erzwingen. Denn die Vernehmung und Beeidigung 
wird ſich vielfach folgendermaßen abſpielen: Der be⸗ 
vorrechtete Zeuge wird zunächſt unbeeidigt vernommen 
(ZPO. 8 383). Nach feiner Vernehmung wird ihm 
ſeine Ausſage vorgeleſen. Dann wird mündlich ver⸗ 
handelt über die Frage, ob der Zeuge nachträglich zu 
beeidigen ſei und gegebenen Falles Gerichtsbeſchluß er⸗ 
laſſen, daß der Zeuge nachträglich zu beeidigen ſei. 
In vielen Fällen wird ſich dieſer Beſchluß nicht un⸗ 
mittelbar an die Vernehmung des Zeugen anſchließen, 
ſondern es wird ein neuer Termin zur Beeidigung 
des Zeugen erforderlich werden. Man denke hierbei 
nur an die Fälle, daß der Zeuge durch einen beauf⸗ 
tragten oder erſuchten Richter vernommen worden iſt, 
oder daß das Gericht nach der unbeeidigten Ver⸗ 
nehmung des Zeugen die Verkündung der Entſcheidung 
vertagt. Wenn nun in einem neuen Termine der 
Zeuge beeidigt werden ſoll, ſo kann dies doch nur ſo 
geſchehen, daß dem Zeugen ſeine frühere Ausſage vor⸗ 
geleſen und er befragt wird, ob ſie tatſächlich richtig 
ſei und er ſie beſchwören könne. Die Beantwortung 
ins beſondere der erſteren Frage gehört aber wieder 
zur Vernehmung des Zeugen, der in dieſem Beit- 
punkte zweifellos berechtigt iſt, die Antwort auf dieſe 
Frage zu verweigern. Tut der Zeuge dies, ſo iſt die 
Möglichkeit, die Beeidigung zu erzwingen, hinfällig. 
Aber auch wenn die Beeidigung im gleichen Termine 
wie die Vernehmung vorgenommen werden wollte, 
könnte der Eideszwang auf Schwierigkeiten ſtoßen. 
Denn der Zeuge wird auch in dieſem Falle noch ein— 
mal gefragt werden, ob ſeine Ausſage richtig ſei und 
er ſie beſchwören könne. Die Antwort auf erſtere 
Frage wäre wiederum ein Beſtandteil der BZeugen- 
vernehmung und der Zeuge könnte dieſe Antwort ver— 
weigern. Auch hier würde die Möglichkeit einer nach⸗ 
träglichen Beeidigung entfallen. Oder der Zeuge 
bräuchte vor der Beeidigung nur zu erklären, ſeine 
Ausſage ſei in einem oder mehreren Punkten nicht 
richtig, er verweigere aber die Berichtigung, weil er 
nunmehr von ſeinem Zeugnisverweigerungsrechte Ge— 
brauch mache. Auch in dieſem Falle wäre der Mög⸗— 
lichkeit der Beeidigung der Boden entzogen. 

Zu 2: Vorrecht der Lüge: Dieſer Grund ent⸗ 
fällt, wenn man den oben geſchilderten Vergleich 
zwiſchen Straf- und Zivilprozeßordnung zieht. Denn 
wenn die ſtrengere StPO. trotz des öffentlichen In⸗ 


— 


tereſſes (f. oben) dieſes „Vorrecht der Lüge“ ausdrück⸗ 
lich gewährt und ſogar noch vorſchreibt, daß der Zeuge 
über das Recht der Beeidigungsverweigerung aus⸗ 
drücklich zu belehren iſt (8 57 Abſ. 2 StPO.), dann 
iſt doch nicht erſichtlich, warum die mildere ZPO. 
über den Standpunkt der StPO. hinausgehen ſollte. 
Wenn die Motive zum Entw. der StPO. fagen: „Es 
ſei vorzuziehen, lieber auf ein Beweismittel zu ver⸗ 
zichten, als einen nahen Angehörigen des Beſchuldigten 
der Verſuchung auszuſetzen, zugunſten des letzteren 
einen Meineid zu leiſten“ (ſ. Motive 3. Entw. d. StPO. 
zu 8 42; Hahn, Mat. z. StPO. Bd. III, 1 S. 107), dann 
trifft dieſer Geſichtspunkt doch zweifellos im erhöhten 
Maße bei der milderen ZPO. zu. 

Mit dem Zwange gegen einen bevorrechteten 
Zeugen, ſeine Ausſage nachträglich zu beeidigen, würde 
man zweifellos in manchen Fällen den Zeugen ſörmlich 
in einen Meineid hineintreiben, obwohl, wie ſchon 
erwähnt, im Zivilprozeß faſt gar kein Bedürfnis be⸗ 
ſteht, die Eidesleiſtung zu erzwingen, da der Richter 
bei der ihm zuſtehenden freien Beweiswürdigung 
meiſtens ohnehin weiß, was er von der unbeeidigten 
Ausſage eines bevorrechteten Zeugen zu halten hat, 
der hinterher die Beeidigung verweigert. 

Landgerichtsrat Hagen in Kempten. 


Zum Tatbeftaude der Hehlerei. Begeht Hehlerei 
oder ein ſonſtiges Delikt, wer eine Sache erwirbt, die, 
wie er weiß, durch ſtrafbare Handlung erlangt iſt, 
und ſich zum Erwerbe nur durch Furcht beſtimmen 
läßt, ſpäter aber die Sache für ſich verwendet? 

Das Reichsgericht, IV. Strafſenat, hat dieſe Frage 
in ſeinem Urteile vom 13. Juni 1911 verneint 
(RG Str. XLV S. 65). 

Der Angeklagte G. hatte von dem Mitangeklagten 
M. ein Stück Fleiſch von einem, wie er geſehen, kurz 
vorher durch M. gewilderten Rehe nur angenommen, 
um den ihm als gewalttätig bekannten M. los zu 
werden, da ihm das Alleinſein mit M. unheimlich war, 
alſo nicht „ſeines Vorteils wegen“ i. S. des §S 259 StGB.; 
denn er hatte damals noch nicht die Abſicht gehabt, 
das Fleiſch für ſich zu verwenden. 

Nach der herrſchenden Lehre und der Recht⸗ 
ſprechung des Reichsgerichts braucht der erftrebte Vor⸗ 
teil zwar kein Vermögensvorteil zu ſein. Aber nach 
dem erwähnten RGurteil kann auch nicht jedes per⸗ 
ſönliche Intereſſe, das den Beweggrund bildete, ſomit 
nicht jeder ſubjektive Vorteil („irgendwelcher Art“: 
StGB. 8 49 a Abſ. 3), als ein „Vorteil“ i. S. 8 259 
angeſehen werden.) Wenn dem auch zuzuſtimmen iſt, 
ſo erwartete man jetzt doch eine naheliegende, genaue 
Antwort darauf, warum der Vorteil, einen läſtigen 
oder gar gewalttätigen Menſchen loszuwerden,“) vor 
dem man ſich fürchtet, kein „Vorteil“ i. S. 8 259 iſt. 
Statt deſſen fährt das RGuUrteil fort: „Die Ent⸗ 
ſcheidung in dieſer Richtung gehört dem tatſächlichen 
Gebiet an.“ 


) Bgl. Gudewill, Das Delikt der Partiererei nach 
dem geltenden Recht (Breslau 1909) S. 64ff.; v. Cleric, 


Der rechtswidrige Vorteil im Strafrecht ꝛc. (Zürich 


1910) S. 141 ff., 154 ff., insbeſ. 160 ff. 
. gl. auch 88 52, 54 StGB. 
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Letzteres iſt nicht bedenkenfrei. Der „Vorteil“ iſt 
zwar der Sprache des täglichen Lebens entnommen, 
aber dadurch, daß er als Merkmal eines geſetzlichen 
Tatbeſtands verwendet wird, zum Rechts begriff 
geworden“) und als ſolcher keineswegs bloß tatſäch⸗ 
licher Aus legung und Feſtſtellung fähig. Was der 
Rechtsbegriff „Vorteil“ umfaßt oder ausſchließt, iſt im 
weſentlichen Rechtsfrage und nicht Tatfrage. Die 
Reviſionsinſtanz muß daher zum Rechtsbegriff und 
zur Rechtsfrage klare Stellung nehmen und darf nicht 
die endgültige „Entſcheidung in dieſer Richtung“ dem 
Tatrichter überlaſſen. Dem ſteht nicht entgegen, daß 
das Ergebnis dieſer Entſcheidung im vorliegenden 

Falle richtig war. | 


Nicht zu beanſtanden iſt, daß in der Verwendung 
des Fleiſches, zu der ſich G. ſpäter entſchloß, kein 
nochmaliges „Anſichbringen“ i S. des 8 259 StGB. 
erblickt wurde; in ähnlicher Weiſe wird auch bei bloßem 
Mitgenießen geſtohlener ꝛc. Sachen dieſes Tatbeſtands⸗ 
merkmal der Partiererei verneint. Allein bei der Un⸗ 
anwendbarkeit des 8 259 auf den feſtgeſtellten Sach⸗ 
verhalt war weiter zu prüfen, ob dieſer Sachſtand 
nicht die Anwendung einer anderen Strafvorichrift 
rechtfertige. Die zu Anfang angeführte RGEntſch. 
hat die Frage ohne weiteres Eingehen verneint. 
Dieſe kurzhändige, bedingungsloſe Verneinung iſt miß⸗ 
verſtändlich und ſteht mit der ſonſtigen Rechtſprechung 
des Reichsgerichts in Widerſpruch. 

Zur Annahme einer vollendeten Unterſchlagung 
des Fleiſches i. S. 8 246 StGB. fehlt nach bisheriger 
Rechtſprechung allerdings das Tatbeſtandsmerkmal 
„fremd“ = im Eigentum eines anderen ſtehend. (Näheres 
hierüber ſ. Seuff Bl. 1912 S. 81 ff.). Allein, daß man 
hier im Gegenſatze zu anderen (Seuff Bl. a. a. O. 
S. 82 Nr. 2 angeführten) RGeEntſch. den Unter⸗ 
ſchlagungsverſuch am untauglichen Gegenſtand, falls 
G. das Fleiſch für eine „fremde“ und nicht 
herrenloſe Sache hielt, kurzerhand außer Betracht 
gelaſſen hat, fällt um ſo mehr auf, als der Angeklagte 
ſich zur nachträglichen Zueignung des in ſeinem Be⸗ 
ſitze befindlichen Fleiſches kaum durch Furcht vor dem 
Mitangeklagten M. wird haben beſtimmen laſſen. 


Darnach konnte hier wie in anderen Fällen die 
ſpätere Verwendung des ſtraflos erlangten Fleiſches 
von ſtrafrechtlicher Bedeutung ſein. 


Nach dem Inkrafttreten der Strafgeſetznovelle vom 
19. Juni 1912 kämen jetzt neben dem 8 246 StGB. 
die 88 248 a und 370 in Betracht, die beide das for⸗ 
male Erfordernis der „Fremdheit“ der unterſchlagenen 
Gegenſtände nicht enthalten, alſo auch auf die Unter⸗ 
ſchlagung herrenloſer Sachen ohne weiteres anwend⸗ 
bar ſind und in dieſem Falle den Strafantrag des 
Okkupations(Jagd)berechtigten erfordern. Vielleicht 
beſeitigt eine auf dem betretenen Wege fortſchreitende 
Rechtsentwicklung die in Seuff Bl. a. a. O. geichilderten 
Schwierigkeiten, ſoweit es nicht ſchon durch die letzte 
Strafgeſetznovelle geſchehen iſt. 
II. Staatsanwalt, Privatdozent Dr. Doerr in München. 


3) Dies verkennt auch v. Cleric a. a. O. S. 141 
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Aus der Kechtſprechung. 
Reichsgericht. 


A. Rechtshilfeſachen. 


Umfang der Rechtshilſepflicht. Kann das Prozeß 
gericht das Nechtshilfegericht um Beiorduung eines 
Rechtsanwalts zu einer Beweisaufnahme erſuchen? 
Zwiſchen den Parteien ſchwebt bei dem LG. in B. ein 
bürgerlicher Rechtsſtreit. Dem Kläger iſt das Armen⸗ 
recht bewilligt und der Rechtsanwalt Dr. G. in B. 
beigeordnet worden. Im Verlaufe des Rechtsſtreits 
ordnete das LGS. eine Beweisaufnahme an. Um die 
Vernehmung von vier Aerzten wurde das AG. in St. 
erſucht. Bei dieſem beantragte der Kläger, ihm auf 
Grund des Armenrechts zur vorläufig unentgeltlichen 
Wahrnehmung ſeiner Rechte bei der Beweisaufnahme 
einen Rechtsanwalt beizuordnen. Das AG. gab 1 
zunächſt anheim, eine Entſcheidung des Prozeßgerichts 
herbeizuführen. Auf Veranlaſſung des Klägers be⸗ 
ſchloß das LG., das AG. in St. zu erſuchen, dem Ans 
trage des Klägers zu entſprechen. Dieſes Erſuchen 
lehnte das AG. ab. Gemäß 8 160 Abſ. 1 Satz 1 GVG. 
ſuchte der Kläger die Entſcheidung des OLG. nach. 
Seinen Antrag lehnte das OLG. ab, weil Gegenſtand 
des Rechts hilfeerſuchens nur eine Handlung fein könne, 
die der erſuchende Richter an und für ſich ſelbſt vor⸗ 
nehmen könnte, die Beiordnung eines Rechtsanwalts 
in St. aber nach den Vorſchriften in den SS 34, 36 
NAD. das erſuchende Gericht und fein Vorſitzender nicht 
anordnen könnten. Die Beſchwerde blieb erfolglos. 

Aus den Gründen: Es mag dahingeſtellt bleiben, 
ob das AG. recht hat, wenn es meint, nach SS 34, 36 
RAD. ſei die Beiordnung eines Rechtsanwalts durch 
den um die Vernehmung auswärtiger Zeugen erſuchten 
Richter unzuläſſig. Denn ſelbſt wenn dem nicht ſo 
ſein ſollte, würde die Ablehnung des Erſuchens aus 
dem vom OLG. angeführten Grunde gerechtfertigt ges 
weſen fein. Von Rechtshilfe i. S. der SS 157 bis 160 
GVG. kann nur die Rede ſein, wenn das Erſuchen 
eine Amtshandlung betrifft, die an ſich das erſuchende 
Gericht vorzunehmen berechtigt wäre, die es aber aus 
Zweckmäßigkeitsgründen einem anderen Gericht über— 
trägt. Keinesfalls wäre aber das LG. in B. berechtigt 
geweſen, dem Kläger zur vorläufig unentgeltlichen 
Wahrnehmung ſeiner Rechte bei der Beweisaufnahme 
in St. einen Rechtsanwalt in St. beizuordnen. Die 
Beiordnung hätte vielmehr, wenn ſie überhaupt zu— 
läſſig geweſen ſein ſollte, nur durch das AG. in St. 
erfolgen können, alſo zur eigenen Zuſtändigkeit dieſes 
AG. gehört. In einem ſolchen Falle aber kann ein 
Rechtshilfeerſuchen mit der Wirkung des § 159 GVG. 
niemals ergehen. Wollte man anderer Anſicht ſein, 
ſo würde ſich nicht nur der Rechtsmittelzug verſchieben, 
indem AG., OLG. und RG. an die Stelle von AG., 
LG. und OLG. träten, ſondern auch an die Stelle des 
dem erſuchten Gericht in den Grenzen ſeiner Zuſtändig— 
keit zuſtehenden eigenen ſachlichen Ermeſſens gemäß 
s 159 GVG. das Ermeſſen des erſuchenden Gerichts 
treten, beides Folgen, die vom Geſetze nicht beabſichtigt 
ſein können. Wird ein Gericht von einem anderen 
Gericht um eine Amtshandlung erſucht, die zu ſeiner 
eigenen Zuſtändigkeit gehört, ſo liegt nicht ein Rechts— 
hilfeerſuchen im Sinne und mit den Folgen der SS 157 
bis 160 GVG. vor, ſondern nur eine Anregung, über 
die das erſuchte Gericht nach ſeinem eigenen, durch 
§ 159 GG. nicht beſchränkten ſachlichen Ermeſſen zu 
befinden hat. Hielt fi) daher das AG. in St. nicht 
für befugt, dem Kläger für die Beweisaufnahme einen 
Rechtsanwalt beizuordnen, ſo durfte es das Erſuchen 
ablehnen, ohne daß gegen die Ablehnung die Rechis— 


behelfe des 5 160 GVG. gegeben waren. (Beſchl. d. 
IV. 3S. v. 12. Dezember 1912, IV B 8/2). 
2871 . 
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B. Zivilſachen. 
I. 


Inwieweit hat der Vermieter für das Verſchulden 
einer Baufirma und ihrer Angeſtellten einzuſtehen, der 
er allgemein die Ausbeſſerungen in den Mieträumen 
übertragen hat? Kommt es darauf an, ob der Mieter 
ſelbſt von den Angeſtellten der Firma die Vornahme 
der Ausbeſſerung verlangt hat? Die Klägerin hat dem 
Beklagten Räume zu Kontor⸗ und Lagerzwecken ab⸗ 
gemietet. In den Räumen befindet ſich die Verteilungs⸗ 
leitung der Hauszentralheizung. Ein Zweigſtrang dieſer 
Leitung iſt gebrochen. Durch das Ausſtrömen von 
Waſſer und Dampf iſt der Klägerin ein Schaden ent- 
ſtanden. Mit der Klage verlangt ſie Erſatz dieſes 
Schadens. Das LG. hat fie zurückgewieſen, das OLG. 
aber den Anſpruch für gerechtfertigt erklärt. Die 
Reviſion blieb erfolglos. 

Aus den Gründen: Nach den Feſtſtellungen 
lag die Urſache des Rohrbruchs darin, daß das Zweig⸗ 
rohr in der Wand faſt ohne Spielraum mit hartem 
Zement eingemauert war und daß es ſich deshalb bei 
Erwärmung nicht ausdehnen konnte. Dieſe Art der 
Einmauerung war ein ſchwerer techniſcher Fehler. Das 
OLG. hat weiter angenommen, daß der Maurer F. 
das Rohr bei einer Ausbeſſerung der Wand einge⸗ 
mauert hat, und daß F. von der Firma S., der General⸗ 
bevollmächtigten des Beklagten, die mit der Beauf⸗ 
ſichtigung des Neubaus und der Inſtandhaltung des 
Gebäudes betraut war, aufgeſtellt war, um Putzmängel 
in dem Mietgebäude zu beſeitigen. Hiernach iſt der 
Schaden auf einen Mangel der Mietſache i. S. des 
8 537 BGB. zurückzuführen. Wenn auch das gebrochene 
Rohr als Beſtandteil des Verteilungsnetzes nicht zu 
den der Klägerin vermieteten Gegenſtänden zählen 
mag, fo war es doch in den Mieträumen feſt an⸗ 
gebracht und der durch die vollſtändige Einmauerung 
in eine Wand der Mieträume hervorgerufene mangel— 
hafte Zuſtand behaftete die Mieträume mit einem 
Fehler, der die Gefahr der Ueberſchwemmung in ſich 
ſchloß und deshalb die Tauglichkeit der Räume zum 
vertragsmäßigen Gebrauch hinderte. 

Das OLG. hat die Schadenserſatzpflicht des Be⸗ 
klagten gemäß dem zweiten in 8 538 BGB. aufge⸗ 
führten Falle darauf geſtützt, daß der Mangel infolge 
eines vom Beklagten zu vertretenden Umſtandes ent— 
ſtanden ſei, und es hat ausgeführt: der Beklagte ſei 
verpflichtet geweſen, die Mietſache in einem zu dem 
vertragsmäßigen Gebrauche geeigneten Zuſtand zu er- 
halten. Dieſem Zuſtand habe aber die durch den 
Rohrbruch herbeigeführte Ueberſchwemmung wider— 
ſprochen. Was auch der Anlaß geweſen ſei, aus dem 
F. tätig geworden ſei, auf jeden Fall habe er die 
ſeiner Dienſtherrin an Stelle des Beklagten obliegende 
Verpflichtung zur Inſtand haltung der Mietſache erfüllt; 
ſeine Arbeit ſei in den Rahmen der ihm geſtellten 
Aufgabe gefallen, die Wände in den Fällen zu ver— 
putzen, die ihm geeignet erſchienen. Wenn er hierbei 
ein Verſehen begangen habe, fo belaſte das die Be— 
klagte. Die Reviſion verneint ein Verſchulden des F., 
da ihm als einfachem Maurer kein Vorwurf zu machen 
ſei, daß er die Notwendigkeit des Spielraums nicht 
gekannt habe, ſowie ein Verſchulden der Firma S., 
da ſie zu einer näheren Anweiſung des F. keinen Anlaß 
gehabt habe. Allein Erfüllungsgehilfen des Beklagten 
i. S. des 8 278 BGB. waren die Firma S., ſowie 
deren Maurer F., erſtere als ſeine Generalbevoll— 
mächtigte, die außerdem mit der allgemeinen baulichen 
Ueberwachung des Hauſes betraut war, letzterer kraft 
des Auftrags, Putzmängel auszubeſſern und zwar ohne 
Rückſicht darauf, ob nach den Vorſchriften des Miet- 
rechts die Beſeitigung dieſer Mängel Sache des Ver— 
mieters oder Mieters war. Die Auffaſſung war die, 
daß die Beſeitigung im erſten Jahr nach dem Haus— 
bau im Rahmen der Inſtandhaliungspflicht des Ver— 


-" Wi tı_iks 13 Er 14 


tt ri da 44 


— —— — 


mieters liege. Dafür, daß den F. ein Verſchulden bei 
Herſtellung der Arbeit treffe, ſind dem angefochtenen 
Urteile ſichere Anhaltspunkte nicht zu entnehmen. Wenn 
auch in der Neuzeit die Anlage von Zentralheizungen 
häufig iſt und deshalb auch den einfachen Baus 
arbeitern das techniſche Erfordernis eines Spielraums 
der Heizungsrohre bei Wanddurchbrüchen geläufig ſein 
wird, ſo lagen doch keine Umſtände vor, die den Schluß 
rechtfertigen würden, daß von %. die Kenntnis der 
Notwendigkeit des Spielraums bei Anwendung der 
erforderlichen Sorgfalt erwartet werden durfte. Da⸗ 
gegen trifft die Firma S. ein Verſchulden, wenn ſie 
ohne Unterweiſung den F. allgemein mit der Her⸗ 
ſtellung von Ausbeſſerungsarbeiten beauftragt hat. 
Sie wußte, daß im Gebäude ein weitverzweigtes Netz 
von Leitungsröhren war; ſie kannte als Baufirma die 
Notwendigkeit des Spielraums. Da es nahelag, daß 
die Ausbeſſerungen auch an den Durchbrüchen der 
Rohre durch die Wände der Mieträume vorkommen 
würden, und da ſie bei F. die Erkenntnis für die Not⸗ 
wendigkeit des Spielraums nicht ſicher vorausſetzen 
konnte, ſo mußte ſie bei Erteilung des Auftrags den 
F. über Art und Maß ſolcher Ausbeſſerungen, ſowie 
über das Belaſſen eines Spielraums belehren. Sie 
durfte dem F. nicht den allgemeinen Auftrag erteilen, 
nach ſeinem Gutdünken die von den Mietern erbetenen 
Ausbeſſerungen vorzunehmen. Sie mußte vielmehr 
entweder den F. im allgemeinen über die Vorſichts⸗ 
maßregeln bei den Ausbeſſerungsarbeiten, namentlich 
bei den Wanddurchbrüchen der Heizungsrohre belehren 
oder dafür ſorgen, daß die Ausbeſſerungen erſt auf 
Grund ihrer Anweiſungen vorgenommen würden. Hier⸗ 
gegen hat ſie gefehlt und ſo die mangelhafte Arbeit 
des F. verurſacht. Das Verſchulden der Firma wurde 
nicht aufgehoben, wenn die Klägerin die Arbeit von 
F. verlangt hätte. Mit einem ſolchen Verlangen hätte 
die Klägerin nur von der Ermächtigung der Haus⸗ 
verwaltung Gebrauch gemacht, ſich wegen der Aus⸗ 
beſſerungen an F. zu wenden und die Arbeit auf Rech⸗ 
nung des Vermieters von dieſem vornehmen zu laſſen. 
Die Klägerin durfte ſich darauf verlaſſen, daß F. die 
Arbeit ſachgemäß und ohne Gefährdung der Heizungs⸗ 
anlage ausführen werde. (Urt. des III. ZS. vom 
18. Okt. 1912, III 55/12). — — n. 
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Ueberſchüſſe der Zwangsverwaltung dürfen nicht 
zur Berſteigerungsmaſſe gezogen und an Hypsthekglänbiger 
überwieſen werden. Eine ſolche Ueberweiſung iſt um: 
wirkſam; 3 836 300. kaun nicht auf fie augewendet 
werden. Das Haus B. ſtraße 27, das dem Sch. gehört, 
war vom 1. Januar 1908 ab an eine G. m. b. H. ver⸗ 
mietet. Der Verwalter im Konkurſe über das Ver— 
mögen dieſer Geſellſchaft kündigte den Mietvertrag zum 
1. Oktober 1908. Inzwiſchen war auch über das Vers 
mögen des Sch. der Konkurs eröffnet und die Zwangs⸗ 
verſteigerung und Zwangsverwaltung des Grundſtücks 
eingeleitet. Der Zwangsverwalter zog die Mietfor⸗ 
derung nicht ein. Am 21. November 1908 wurde das 
Grundſtück dem Erſteher zugeſchlagen und die Zwangs- 
verwaltung aufgehoben. Auf Grund von Abtretungs— 
erklärungen der erſten ausgefallenen Hypothekengläu— 
biger macht die Klägerin die Mietforderung für die 
Zeit von Eröffnung des Konkurſes des Mieters bis 
1. Oktober 1908 als Maſſeſchuld gegenüber der Kon— 
kursmaſſe der G. m. b. H. geltend. Am Schluſſe des 
Protokolls über die Verteilung des Verſteigerungs— 
erlöſes ſeien nämlich „die etwaigen noch vorhandenen 
Beitände der Immobiliarmaſſe“, darunter jene Miet— 
forderung, ausdrücklich den Rechtsvorgängen der 
Klägerin überwieſen worden, die weder betreibende 
Gläubiger noch dem Verfahren beigetreten waren. 
Die Klage wurde vom LG. und vom OLG. abgewieſen. 
Die Reviſion blieb erfolglos. 


e 
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Gründe. Das OLG. führt aus: Durch die Ueber⸗ 
weiſung in dem Verteilungstermine hätten die Rechts⸗ 
vorgänger der Klägerin die Mietforderung nicht erwor⸗ 


ben. Die Mietzinsforderungen würden vom Zwangs⸗ 


verſteigerungsverfahren nicht berührt, vielmehr nur 
von der Beſchlagnahme im Zwangsverwaltungsver⸗ 
fahren ergriffen. Der Zwangsverwalter habe die Miet⸗ 
forderungen geltend zu machen und die Ueberſchüſſe 
auf die im HK 10 Nr. 1 bis 5 ZVG. bezeichneten An⸗ 
ſprüche zu verteilen, auf die der nicht die Zwangs⸗ 
verſteigerung betreibenden Hypothengläubiger nur inſo⸗ 
weit, als laufende Beträge wiederkehrender Leiſtungen 
zu berichtigen ſeien. Ueberſchüſſe der Zwangsverwal⸗ 
tung ſeien weder zu Kapitalzahlungen an die nicht 
betreibenden Gläubiger zu verwenden, noch an die 
Teilungsmaſſe im Zwangsverſteigerungsverfahren ab⸗ 
zuführen. Sie ſtänden vielmehr dem Grundſtücks⸗ 
eigentümer zu; deſſen Gläubigern bleibe es überlaſſen, 
ſeinen Anſpruch im Wege der Zwangsvollſtreckung in 
Forderungen zu pfänden und ſich überweiſen zu laſſen. 
Ein im Gerichtsbrauche etwa vorkommendes, dem 
Preußiſchen Geſetze vom 13. Juli 1883 (§ 150 Abſ. 2) 
folgendes Verfahren widerſpreche dem jetzigen Rechts⸗ 
zuſtande. f 

Die Angriffe der Reviſion ſind unbegründet. Die 
Reviſion erkennt ſelber an, daß der Zwangsverſtei⸗ 
gerungsrichter nicht befugt war, die in der Zwangs⸗ 
verwaltungsmaſſe befindliche Mietforderung an die 
Hypothekgläubiger zu überweiſen. Er durfte ſie auch 
nicht der Zwangsverſteigerungsmaſſe zuweiſen. Nach 
§ 21 Abſ. 2 38G. umfaßt die Beſchlagnahme des 
Grundſtücks (8 20) nicht die Miet⸗ und Pachtzinsfor⸗ 
derungen. Sie unterliegen der Beſchlagnahme nur in 
der Zwangsverwaltung (8 148). Aber auch die Zwangs⸗ 
verwaltung erſtreckt ſich auf dieſe Forderungen nur 
inſoweit, als ſich die Hypothek auf ſie erſtreckt (Jäckel⸗ 
Güthe 4. Aufl. 8 148 Anm. 4 S. 586). Der 8 155 Abſ. 2 
beſtimmt, daß die Ueberſchüſſe auf die im 8 10 Nr. 1 
bis 5 bezeichneten Anſprüche verteilt werden, auf die 
Anſprüche der 2., 3. und 4. Klaſſe jedoch nur ſoweit, 
als laufende Beträge wiederkehrender Leiſtungen zu 
zahlen ſind. Hiernach haben die Hypothekgläubiger 
als Gläubiger der vierten Klaſſe (8 10 Nr. 4) auch im 
Zwangsverwaltungsverfahren keinen Anſpruch auf Be— 
friedigung wegen ihrer Kapitalsforderung, falls ſie 
nicht als betreibende Gläubiger nach $ 10 Nr. 5 auch 
mit dieſer Forderung zum Zuge kommen. Im 3G. 
iſt abweichend vom Preußiſchen Geſetze vom 13. Juli 
1883 die Selbſtändigkeit des Zwangsverſteigerungs⸗ 
und die des Zwangsverwaltungsverfahrens auch für 
die Verteilung durchgeführt. Die in der Zwangsver⸗— 
waltung erzielten Ueberſchüſſe werden nicht mehr zur 
Verteilungsmaſſe im Verſteigerungsverfahren abge— 
führt und nicht mehr mit dieſer zuſammen verteilt 
(Preuß. Gef. 8 150 Abf. 2, RZ. Bd. 59 S. 90 Abſ. 2, 
Fiſcher⸗Schäfer ZVG. Anm. 2b zu § 107). Ein Ueber: 
ſchuß, der ſich bei der Verteilung in der Zwangsver— 
waltung ergibt, iſt an den Schuldner auszuzahlen 
und kann von ſeinen Gläubigern nur gepfändet werden. 
Er fließt zur Konlursmaſſe, wenn die Zwangsverwal— 
tung während des Konkurſes ſtattgefunden hat. Hier 
in dieſem Falle gebührte der Ueberſchuß aus der Zwangs⸗ 
verwaltung alſo der Konkursmaſſe des Sch. Hat der 
Vollſtreckungsrichter ihn in die Verſteigerungsmaſſe 
und noch dazu an die Hypothekengläubiger überwieſen, 
ſo iſt das unrechtmäßig geſchehen. 

Die Reviſion meint nun: wenn der Vollſtreckungs- 
richter auch mit Unrecht die Ueberweiſung vorgenommen 
„und der Schuldner gegen den Teilungsplan keinen 
Einſpruch“ erhoben habe, ſo ſeien die Rechtsvorgänger 
der Klägerin Gläubiger der Forderung geworden, wie 
ſie bei Zahlung des Barbetrages Eigentümer des 
Geldes geworden wären. Dem kann nicht beigetreten 
werden. Wenn der Vollſtreckungsrichter einen Ver— 

teilungsplan aufſtellt und dem Gläubiger einen Be— 


trag aus den Einkünften des Grundſtücks überweiſt, 
ſo handelt er nicht als rechtsgeſchäftlicher Vertreter 
des Schuldners ſondern als Vertreter der Staatsge⸗ 
walt. Weiſt er dem Gläubiger etwas zu, was dieſer 
nicht zu beanſpruchen hat, ſo iſt die Zuteilung un⸗ 
wirkſam. Sie wird auch nicht dadurch wirkſam, daß 
der Schuldner nicht widerſpricht, dem der Ueberſchuß 
gebührt. Es kann dahingeſtellt bleiben, ob unter Um⸗ 
ſtänden darin eine Abtretungserklärung zu finden iſt, 
daß er zuſtimmt oder den Widerſpruch unterläßt. Hier 
ſind keine ſolchen Umſtände geltend gemacht, ja es iſt 
nicht einmal behauptet, daß die „Schuldner“, d. h. der 
Verwalter im Konkurſe des Sch. bei der Verteilungs⸗ 
verhandlung zugegen oder vertreten geweſen find, und 
es iſt nicht erſichtlich, inwiefern der Konkursverwalter 
berechtigt geweſen ſein ſollte, über den Zwangsverwal⸗ 
tungsüberſchuß, alſo ein zur Konkursmaſſe gehörendes 
Vermögensſtück, durch Abtretung zu verfügen. 

Die Reviſion beruft ſich auf die Beſtimmung des 
8 836 ZPO., wonach die Ueberweiſung die förmlichen 
Erklärungen des Schuldners erſetzt, von denen nach 
den Vorſchriften des bürgerlichen Rechts die Verech⸗ 
tigung zur Einziehung der Forderung abhängt. Dieſe 
Beſtimmung ſoll gemäß 8 869 ZPO. auf die von der 
Klägerin behauptete Ueberweiſung anwendbar ſein. 
Allein dieſe Annahme trifft nicht zu. Die Vorſchrift 
des 8 836 iſt gegeben mit Rückſicht auf die Beſonder⸗ 
heiten der Zwangsvollſtreckung in Forderungen, eine 
unmittelbare oder auch nur entſprechende Anwendung 
auf die Zwangsvollſtreckung in Grundſtücke iſt weder 
angezeigt noch zugelaſſen. Am wenigſten iſt dies ge⸗ 
ſchehen durch den 8 869 ZBO., der nur darauf verweiſt, 
daß die Zwangsverſteigerung und die Zwangsver⸗ 
waltung durch ein beſonderes Geſetz geregelt werden. 
In dieſem beſonderen Geſetze iſt die Regelung erſchöpfend 
geſchehen. Uebrigens mag auch hervorgehoben werden, 
daß der 8 836 eine Pfändung vorausſetzt, hier aber 
nicht von einer Pfändung oder Beſchlagnahme die 
Rede iſt. Die im 5 118 Abſ. 2 33G. vorgeſehene 
„Uebertretung“ könnte die Wirkung der Ueberweiſung 
(8 836 ZPO.) nur haben, wenn und ſoweit die For⸗ 
derung gegen den Erſteher auf die Berechtigten über⸗ 
tragen wird ($ 118 Abſ. 1). Die Rechtsvorgänger der 
Klägerin waren aber nicht berechtigt, wegen ihrer 
Kapitalsforderung aus den Einkünften des Grund— 
ſtücks Befriedigung zu verlangen (Urt. des III. 38S. 
vom 11. Oktober 1912, III. 34/12). 
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III. 


Begriff der häuslichen Gemeinſchaſt i. S. des § 2028 
B. Anwendung des 8 2028 auf Miterben. Aus den 
Gründen: Der Streit dreht ſich darum, ob die An⸗ 
ſchauung des OLG. zu billigen ſei, daß ſich der Beklagte 
zur Zeit des Erbfalls mit dem Erblaſſer in häuslicher 
Gemeinſchaft befunden habe. Der Beklagte wohnte 
nicht in Th., wo der Erblaſſer geſtorben iſt, ſondern 
in N.; dagegen kam er aus Anlaß der letzten Krank— 
heit ſeines Vaters beſuchsweiſe in deſſen Wohnung. 
Ueber die Dauer ſeines Aufenthalts in dieſer Wohnung 
beſtand Streit; das OLG. hat feſtgeſtellt, daß er 
mehrere Tage und Nächte vor dem Tode des Erb— 
laſſers deſſen Wohnung geteilt und ſich zur Zeit des 
Todes darin aufgehalten habe. Die Reviſion meint, 
dieſer Sachverhalt reiche nicht aus, um die Annahme 
des Beſtehens häuslicher Gemeinſchaſt zu begründen; 
aber dieſer Angriff kann keinen Erfolg haben. Daß 
etwa das erwähnte Verhältnis ſprachlich nicht als 
häusliche Gemeinſchaft bezeichnet werden könnte, läßt 
ſich nicht ſagen. Im übrigen darf aber der in 8 2028 
BGB. gegebene Begriff der häuslichen Gemeinſchaft 
im Rechtsſinn nicht zu eng ausgelegt werden; es wäre 
insbeſondere nicht gerechtfertigt, die Anwendbarkeit 
der Vorſchrift über ihren Wortlaut hinaus dahin ein— 


zuſchränken, daß nur auskunftspflichtig fein ſollte, wer 
geradezu in den Hausſtand des Erblaſſers aufgenommen 
war. Weder aus der Entſtehungsgeſchichte der Vor⸗ 
ſchriſt noch aus ihrem Zwecke kann ein Anhalt für 
einſchränkende Auslegung entnommen werden. Die 
Beſtimmung des § 2208 wurde — entgegen dem 1. Ent: 
wurf zum BGB., vgl. Mot. Bd. 5 S. 587 — von der 
Kommiſſion für die 2. Leſung eingefügt mit der Be⸗ 
gründung, daß das Bedürfnis nach einer ſolchen 
Auskunftspflicht in der Praxis des Gemeinen Rechts 
hervorgetreten fei (vgl. Prot. Bd. 5 S. 715 f., Gutten⸗ 
tagſche Ausgabe). Schon jene Praxis hatte die Aus⸗ 
kunftspflicht der Hausgenoſſen nicht einſchränkend be⸗ 
handelt; das in der Begründung des Kommiſſions⸗ 
vorſchlags angeführte Reichsgerichtsurteil Bd. 8 S 161 ff. 
war zwar einer allzuweitgehenden Ausdehnung der 
Auskunftspflicht entgegengetreten, hatte fie aber gleich⸗ 
wohl außer bei häuslicher Gemeinſchaft auch noch für 
„analoge Verhältniſſe“ gelten laſſen. Da es ih um 
eine aus Zweckmäßigkeitsrückſichten eingeführte Vor⸗ 
ſchrift handelt, muß bei ihrer Auslegung Gewicht 
auf den Zweck gelegt werden, der erreicht werden ſoll. 
Auskunftspflichtig ſoll ſein, bei wem man nach den 
räumlichen und perſönlichen Beziehungen zwiſchen ihm 
und dem Erblaſſer eine Kenntnis i. S. des 8 2028 
vermuten kann. Wann letzteres der Fall iſt, das kann 
nicht nach allgemein gefaßten Regeln, ſondern nur 
unter Berückſichtigung aller Umſtände des Einzelfalles 
entſchieden werden, und es muß inſoweit dem Tat⸗ 
richter ein nicht eng bemeſſener Spielraum gelaſſen 
werden. War etwa ein Erblaſſer vor ſeinem Ableben 
ſchwer krank und deshalb außerſtande, ſeine Angelegen⸗ 
heiten ſelbſt zu beſorgen, ſo wird, wer ſich unter 
dieſen Umſtänden auch nur kürzere Zeit hindurch als 
ſeine Vertrauensperſon in ſeiner Wohnung aufhielt, 
mehr mit deſſen Vermögensangelegenheiten vertraut 
geworden fein, als ein anderer, der mit dem Erblaſſer 
lange Zeit den Hausſtand teilte, während dieſer noch 
alle ſeine Angelegenheiten ſelbſt beſorgte. Zieht man 
in dieſem Sinne die vom OLG. feſtgeſtellten Umſtände 
in Betracht, ſo iſt es nicht zu beanſtanden, daß das 
OLG. die Vorausſetzungen des § 2028 als gegeben 
erachtet hat. Daß nach $ 2028 auch Miterben wegen 
Auskunftserteilung in Anſpruch genommen werden 
können, hat der Beklagte nicht beſtritten. Der Senat 
trägt kein Bedenken, die Anwendung des § 2028 auf 
Miterben gutzuheißen. (Urt. d. VI. 3S. vom 26. Okt. 
1912, IV 219/12). 
2370 


C. Strafſachen. 
1 


Kaun im Falle des 3 1497 RBO. bei Annahm⸗ 
mildernder Umſtände eine Gefängnisſtrafe ansgeſprochen 
werden? B. war wegen Vergehens nach 8 1497 RBO. 
unter Annahme mildernder Umſtände zu einem Monat 
Gefängnis verurteilt worden. Das RG. hob das 
Urteil auf aus folgenden Gründen: Unter der 
aleichen Strafe i. S. des 8 1497 kann nur die in 
8 1496 angedrohte Gefängnisſtrafe nicht unter drei 
Monaten und die Nebenſtrafe des Ehrverluſtes ge— 
meint ſein, nicht etwa nur die Strafart des Gefäng— 
niſſes. Bei mildernden Umſtänden „darf“ auf Geld— 
ſtrafe bis 300 M oder Haft erkannt werden. Der Ge— 
brauch des Wortes „darf“ entſpricht der im StGB. 
getroffenen Anordnung, wonach dann, wenn bei Ver— 
gehen mildernde Umſtände vorliegen (SS 187, 189, 
246, 263, 313, 340), auf eine regelmäßig nur der Art 
nach mildere Strafe erkannt werden kann, dagegen 
kommt damit nicht zum Ausdruck, daß der Richter 
auch die für den Regelfall vorgeſehene Strafart, alſo 


die Gefängnisſtrafe, anwenden dürfe, ohne an die für | 


den Regelfall vorgeſehene Strafhöhe gebunden zu ſein, 
und er ſonach bis zum Mindeſtmaß auch dieſer Strafart 
herabgehen dürfe; dies wäre nur anfällig, wenn in 
dem Geſetz eine den 88 187, 340 Abſ. 1 
ſprechende Anordnung getroffen wäre; ſo aber ſteht 
dem Richter nur Geld⸗ oder Haftſtrafe zur Verfügung. 
Ob dies dem Willen des Geſetzgebers entſpricht, iſt 
gleichgültig; für ein Verſehen ſpricht entſchieden der 
Umſtand, daß nunmehr mit Rückſicht auf die geſetzliche 
Höchſtdauer der Haft die Möglichkeit entfällt, auf eine 
Freiheitsſtrafe von mehr als ſechs Wochen und weniger 
als drei Monaten zu erkennen; für die Auslegung der 
Geſetzesbeſtimmung kommt dies gegenüber dem Wort⸗ 
laut nicht in Betracht. Die Rechtslage iſt vielmehr 
ähnlich geſtaltet wie in den Fällen, in denen das 
StGB. mildernde Umſtände bei Verbrechen zuläßt, 
beſonders dann, wenn als ordentliche Strafe Zucht⸗ 
haus in einer beſtimmten Mindeſthöhe angedroht iſt; 
ſowenig in ſolchen Fällen bei Zulaſſung mildernder 
Umſtände anſtatt der dann zwingend vorgeſchriebenen 
Gefängnis⸗ oder Feſtungsſtrafe auch noch auf Zucht⸗ 
hausſtrafe in geringerer als in der für den Regelfall 
angedrohten Mindeſthöhe bis herab zum geſetzlichen 
Mindeſtbetrage von einem Jahr erkannt werden darf 
(vgl. 88 87, 90, 92, 1151, 118, 125, 146, 226, 228, 
2391, 244 1 l. S., 250. 260 Stch B.), ebenſowenig kann 
hier auf Gefängnis von 1 Tag bis zu 3 Monaten 
erkannt werden. (Urt. des J. StS. vom 23. Dez. 1912, 
I 1345/12). 


as) Mitgetellt von Staatsanwalt Spaett in Traunſtein. 


II. 


Gibt es einen ſtraſbaren Verſuch zu einem Ber: 
brechen nach 3 5 Sprengit®.? Aus den Gründen: 
Mit Unrecht macht der Angeklagte geltend, eine Be⸗ 
ſtrafung wegen Verſuchs eines Verbrechens nach 8 5 
SprengſtG. könne um deswillen nicht ſtattfinden, weil 
85 an fi ſchon eine Verſuchshandlung unter Strafe 
ſtelle und begrifflich ein Verſuch dieſer Verſuchshand⸗ 
lung nicht möglich ſei. In Wirklichkeit bedroht 8 5 
Sprengft®. nicht ein nur verſuchtes, ſondern ein voll— 
endetes Verbrechen, nämlich ein Gefährdungsverbrechen. 
Seine Anwendung ſetzt den Eintritt des Verbrechens— 
erfolgs, nämlich die Herbeiführung der Gefährdung 
voraus. Dies hebt das Gefährdungsverbrechen über 
den Verſuch hinaus und ermöglicht zugleich die Be— 
ſtrafung wegen Verſuchs des Gefährdungsverbrechens. 
Wer durch Handlungen, die einen Anfang der Aus— 
führung bilden, die vom Geſetz vorausgeſetzte Ge— 
fährdung herbeizuführen verſucht, den erſtrebten Ge— 
fährdungserfolg aber nicht erreicht, kann nicht wegen 
vollendeten Gefährdungsverbrechens, wohl aber wegen 
Verſuchs eines ſolchen beſtraft werden. Dieſer Fall 
liegt hier vor. Der Verurteilung wegen Verſuchs eines 
Gefährdungsverbrechens ſteht nicht im Wege, daß in 
dem Gefährdungsverbrechen zugleich die Tatbeſtands— 
merkmale eines Verſuchs eines Verletzungsverbrechens 
enthalten fein können, z. B. in der vorſätzlichen Lebens- 
gefährdung durch Anwendung von Sprengſtoffen die 
Tatbeſtandsmerkmale des Mordverſuchs oder Tot— 
ſchlagsverſuchs. Denn nicht der Verſuch des verſuchten 
Mordes oder Totſchlags fol nach 8 5 SprengſtG. im 
Zuſammenhalt mit 8 43 StGB. geahndet werden, ſon— 
dern der Verſuch der Lebensgefährdung durch Spreng— 
ſtoffanwendung. Die Verurteilung in letzterem Sinn 
iſt alſo unbedenklich. Fraglich kann hiernach nur ſein, 
ob nicht der Fall der Verletzung mehrerer Strafgeſetze 
durch ein und dieſelbe ſtrafbare Handlung vorliegt 
(8 73 StGB., RG St. 30, 216, 219). (Urt. des V. StS. 
vom 20. Dez. 1912, 5 D 1500/1912). E. 
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III. 


3* m Zwecke des beſſeren Fortkommens i. S. des 
% 363 StS. hat nicht gehandelt, wer die Abſicht 
gehabt hat, ſich ein Jahr früher dem ihm unbequemen 
Schulunterricht zu entziehen. Er hat in ein konkretes 
öffentliches Recht eingreifen wollen, nämlich in den 
Anſpruch des Staates auf Beſuch der Volksſchule. Die 
Abſicht, ein konkretes, öffentliches oder privates Recht 
zu verletzen, ſchließt das Vorhandenſein des bloßen 
9 07 beſſeren Fortkommens aus (RGSt. 20, 232; 
31, 297; 38, 147). (Urt. des V. StS. vom 17. Sept. 
1912, 5 D 686/1912). 
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IV. 


Zn den 1 17 „geeignet die menſchliche Geſund⸗ 
heit zu beſchädlgen“ ($ 12 Nahr Mittel.) und „ver: 
ſälſchen“ (& 10 55 a. O.). Aus den Gründen: Der 
Angeklagte hat in ſeiner Bäckerei zu der Herſtellung 
von ſüßem Schwarzbrot 3—4 Tage altes Brut in der 
Weiſe verwendet, daß es in Waſſer aufgeweicht und 
mit dem friſchen Brotteig vermengt wurde. Dabei 
ſind mit dem alten Brote auch Schimmelpilze in den 
Teig gelangt. Das LG. hat aber die Anwendbarkeit 
ſowohl des 8 12 Ziff. 1 wie des $ 14 Nahr Mittel. 
were weil nach dem Gutachten des Sachverſtändigen 
nur eine größere Menge von Schimmelpilzen „ge— 
bg iſt, die menſchliche Geſundheit zu beſchädigen“, 
von einer derartigen Menge jedoch nach dem Geſamt— 
ergebnis der Beweisaufnahme keine Rede ſein könne. 
Dieſe Begründung läßt nicht erkennen, ob der Vorder— 
richter berückſichtigt hat, daß eine gemäß § 12 des Ges 
ſetzes in Betracht kommende Gefährdung der Geſund— 
heit vorliegen würde, ſelbſt wenn erſt ein fortgeſetzter 
Genuß des wenige Schimmelpilze enthaltenden Schwarz— 
brotes eine Schädigung der Geſundheit hätte herbei⸗ 
führen können (RGSt. 39, 90, 92). Jedenfalls hat 
das LG. den Begriff der Verfälſchung i. S. des 8 10 
verkannt; es ſieht eine ſolche deshalb nicht für gegeben 
an, weil keine ſubſtanzielle Verſchlechterung in Frage 
ſtehe, vielmehr jeder Anlaß zu der Annahme fehle, 
daß das ſüße Schwarzbrot des Angeklagten weniger 
nahrhaft geweſen ſei als Schwarzbrot, bei deſſen An— 
fertigung altes Brot keine Verwendung gefunden hat. 
Statt deſſen war zu prüfen, was nach den berechtigten 
Erwartungen des verzehrenden Publikums als normale 
Beſchaffenheit eines ſüßen Schwarzbrotes gilt, und ob 
das Brot des Angeklagten dem entſprochen hat, zumal, 
wenn bei der Herſtellung, und ſei es auch nur in 
geringer Menge, mit Schimmelpilzen behaftete Brot— 
reſte verwendet worden find. Vgl. die bereits ange— 
führte Entſcheidung ſowie Bd. 23 S. 409, 411/12 a. a. O. 
(übereinſtimmend auch das Urt. des IV. StS. vom 
10. Januar 1899, D 4681/98). (Urt. des V. St S. vom 
24. Sept. 1912, 5 D 417/1912). E. 
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Oberſtes Landesgericht. 


A. Zivilſachen. 
I. 


Anerkennung eines ruſſiſchen Eheſcheidungsurteils 
in Deutſchland. S. iſt preußiſcher Staatsangehöriger 
und römiſch-katholiſch. 1879 ließ er ſich in Moskau 
nieder. Dort heiratete er 1883 die Luiſe B, eine 
ruſſiſche Staatsangehörige evangeliſchen Bekenntniſſes. 
Die Trauung wurde in Moskau vollzogen. Da die 
Frau 1897 den Mann verließ, wurde die Ehe 1901 
durch Urteil des evangeliſch-lutheriſchen Konſiſtoriums 
in Moskau wegen Verſchollenheit der Frau geſchieden. 
S. hat nunmehr ſeinen Wohnſitz in M. (Bayern), ſeine 
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geſchiedene Frau lebt in Moskau. Am 16. Juni 1911 
[9108 er durch notarielle Urkunde mit dem Vormunde 
es unehelich geborenen Wilhelm W. in M. mit Ein⸗ 
willigung der Mutter einen Vertrag, in dem er den 
Knaben an Kindes Statt annahm. Das Vormundſchafts⸗ 
gericht genehmigte den Vertrag. Dagegen verſagte 
das Amtsgericht die Beſtätigung, weil das Erfordernis 
in 8 1746 Abſ. 1 BGB. nicht erfüllt ſei. Die von ©. 
1883 geſchloſſene Ehe beſtehe auch für das Inland zu 
Recht. Das Scheidungsurteil aber ſei zwar nach 
ruſſiſchem Recht rechtskräftig, für das Inland aber 
ohne Wirkung, da gegenüber Rußland die Gegenſeitig⸗ 
keit nicht verbürgt ſei und für den Kläger ein Gerichts⸗ 
ſtand im Inland nach 8 606 Abſ. 2 ZPO. begründet 
geweſen wäre (8 328 Abſ. 1 Nr. 5 und Abſ. 2 ZPO.). 
S. habe daher noch als verheiratet zu gelten. Die 
Einwilligung der Frau ſei aber nicht beigebracht. Das 
LG. wies die Beſchwerde zurück. Das Ob. hat auch 
die weitere ſofortige Beſchwerde zurückgewieſen. 
Gründe: Die 1883 geſchloſſene Ehe iſt auch für 
das Inland gültig. S. konnte als Preuße nach den 
damals für ihn maßgebenden Beſtimmungen in Moskau 
in der nach ruſſiſchem Rechte vorgeſchriebenen Form 
die Ehe ſchließen (Art. 98 EG. z. BGB.; Koch, Allg R., 
8. Aufl. Bd. 3 S. 75 Anm. 19). Die Trauung durch 
den Oberpaſtor der evangeliſchen P.⸗Kirche in Moskau 
genügte den Vorſchriften des ruſſiſchen Rechts (Art. 61ff. 
des ruſſ. Zivilkodex i. d. Ueberſ. von Klibanski, Handb. 
des gef. ruſſiſchen ZR. 1911 Bd. I S. 28 ff.). Das Ehe⸗ 
ſcheidungsurteil beſitzt für das Inland keine Rechts⸗ 
kraftwirkung, obwohl es nach ruſſiſchem Recht rechts⸗ 
kräftig iſt. Allerdings enthalten die Art. 1273 bis 1280 
der ruſſ. ZPO. von 1864 Vorſchriften, aus denen die 
Gegenſeitigkeit gefolgert werden könnte. Sie ſind aber 
nach Art. 1273 nur anzuwenden, wenn ein Gegen⸗ 
ſeitigkeitsvertrag vorliegt, und ein ſolcher beſteht nicht 
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a ſohin gegenüber Rußland die Gegenſeitigkeit nicht 
verbürgt iſt, kann nach $ 328 Abſ. 1 Nr. 5 ZPO. das 
Urteil eines ru Ken Gerichts nicht anerkannt werden. 
Auch aus 8 328 Abſ. 2 kann keine Ausnahme gefolgert 
werden, da für S. nach 8 606 Abſ. 2 ZPO. im In⸗ 
lande ein Gerichtsſtand begründet war. 8 606 Abf. 2 
hat allerdings ſeine jetzige Faſſung erſt durch die Nov. 
vom 17. Mai 1898 erhalten; nach der früheren Faſſung 
wäre für S. als Kläger kein Gerichtsſtand in Deutſch⸗ 
land begründet geweſen. Da die Frau den S. 1897 
verlaſſen hat und das ruſſiſche Urteil 1901 ergangen 
iſt, wäre es möglich, daß S. die Scheidungsklage ſchon 
vor dem 1. Januar 1900 erhoben hat. Allein hierauf 
kommt es nicht an; maßgebend iſt der Zeitpunkt des 
Urteils, in 05 Zeitpunkte galt ſchon die jetzige 
Faſſung des 8 606 Abſ. 2, fo daß S. feine Klage vor 
dem ruſſiſchen Gerichte hätte zurückziehen oder doch 
in Deutſchland von neuem hätte klagen können. (Beſchl. 
des I. ZS. vom 22. Nov. 1912, Reg. III 89/1912). W. 
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11. 


Wird bei der Zwangsverſteigerung eines Grund: 
ſtücks der Zufchlag verſagt, jo ſteht dem Notare für 
die Tätigkeit bei der Verſteigerung neben der Ge: 
bühr des Art. 52 Abl. 1 die Zeitgebühr nach Art. 19 
Abi. 1, nicht aber die Gebühr des Art. 52 Abf. 2 
Not ebd. zn. Aus den Gründen: Nach Art. 52 
Abſ. 2 und Art. 23 NotGebO. erhält der Notar für 
die Verſteigerung ſelbſt einſchließlich der Beurkundung 
und der Erteilung des Zuſchlags die im Art. 23 be⸗ 
ſtimmte Gebühr, nämlich die anderthalbfache Werts» 
gebühr. Nach dem Wortlaut und dem Sinne dieſer 
Beſtimmung kann dieſe Gebühr nur bei Erteilung des 
Zuſchlags gefordert werden. Mit dem Beſchluſſe, durch 
den der Zuſchlag erteilt wird, wird erſt die Verſteige— 
rung des Grundſtücks durch den Eigentumserwerb des 
Erſtehers vollendet (§ 90 ZUG.) Das in den SS 66 


bis 73 3G. geregelte Verfahren, das mit dem Auf⸗ 
rufe der Sache beginnt und mit dem dreimaligen Auf⸗ 
rufe des letzten Gebotes endet, und der Zuſchlag bilden 
ein Ganzes, ſie bilden „die Verſteigerung“, für die die 
Gebühren zu zahlen find (Obs G. ZS. Bd. 7 S. 60). 
Der Zuſatz: „einſchließlich der Beurkundung der Ber; 
ſteigerung und der Erteilung des Zuſchlags“, bedeutet 
nicht, daß der Notar neben der Vergütung für ſeine 
Tätigkeit bei der Verſteigerung nicht auch noch für die 
Beurkundung und für die Erteilung des Zuſchlags 
weitere Geſchäftsgebühren beanſpruchen könne, ſondern 
daß er die Gebühren nach Art. 23 nur erhält, wenn 
der Zuſchlag erteilt wird. Unzutreffend iſt die Anſicht 
des LG., daß die Faſſung des Zufatzes ungenau ſei 
und richtiger lauten ſollte: „einſchließlich der Ent⸗ 
ſcheidung über den Zuſchlag“. Gerade die Faſſung: 
-einſchließlich der Erteilung des Zuſchlags“ nicht: „ein⸗ 
ſchließlich der Erteilung oder Verſagung des Zuſchlags 
oder einſchließlich der Entſcheidung über den Zuſchlag! 
zeigt klar, daß der Anſpruch auf die Gebühr nur dann 
beſtehen ſoll, wenn Verſteigerung und Zuſchlag zu⸗ 
ſammenkommen. 

Auch bei freiwilligen Verſteigerungen kann die im 
Art. 23 Not®ebD. feſtgeſetzte Gebühr nur angeſetzt 
werden, wenn der Zuſchlag erteilt wird. Dies ergibt 
ſich aus den Vorſchriften der Abſ. 2 und 3 des Art. 23. 
Wenn der Zuſchlag auf die für die einzelnen Grund⸗ 
ſtücke gelegten Gebote erteilt wird, iſt hiernach die Ge⸗ 
bühr nach den Einzelpreiſen und bei der Verſteigerung 
von beweglichen on die Gebühr ſtets aus dem 
Geſamterlöſe zu berechnen. Von dem „Erlöſe“ kann 
aber nur bei einer vollendeten Verſteigerung geſprochen 
werden. Auch nach Art. 10 und Art. 105 Abſ. 2, 3 
Geb., die dem Art. 52 Abſ. 2 und dem Art. 23 
NotGebdO. entſprechen, iſt der Zuſchlag Vorausſetzung 
für die Erhebung der Gebühren (Pfaff⸗Schmidt, Geb. 
Anm. 2 zu Art. 155). 

Das LG. führt aus, daß die sun des Zus 
ſchlags die forgfältige Prüfung der Sach⸗ und Rechtslage 
fordere, und daß es unbillig wäre, dem Notare die 
höhere Vergütung des Art. 52 Abſ. 2 für feine mühe⸗ 
volle Arbeit nur wegen des zufälligen Umſtandes zu 
verſagen, daß der Verſteigerungsantrag zurückgenommen 
wurde. Allein nach der NotGebO. können die Ge⸗ 
bühren (abgeſehen von der Zeitgebühr) nur für voll⸗ 
endete Geſchäfte erhoben werden. Vollendet iſt aber 
die Verſteigerung erſt mit der Erteilung des Zuſchlags. 
Die Sache liegt nicht anders, als wenn ſonſt ein mühe⸗ 
volles Notariatsgeſchäft nicht vollendet wird (Kaiſen⸗ 
berg, NotGebO. Anm. 2 zu Art. 23 und Anm. 2 zu Art. 19). 
Der Notar kann aber gemäß Art. 19 Abſ. 1 der NotGebO. 
die Zeitgebühr verlangen, da das Geſchäft zwar be⸗ 
gonnen, aber ohne Schuld des Notars nicht vollendet 
wurde. (Beſchl. des II. 38. vom 25. November 1912, 
Reg. VI Nr. 11/1912). W. 
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B. Strafſachen. 


Wie lange dauern die Nechte des zugelaſſenen Neben⸗ 
klägers? Zu einem Strafverfahren wegen flörper: 
verletzung wurde der Verletzte G. in 1. und 2. Inſtanz 
als Nebenkläger zugelaſſen. 
Angeklagten zur Gefängnisſtrafe und zur Zahlung einer 
Buße an G. Der Angeklagte legte Berufung im Straf— 
maß ein, die Strafkammer verwarf die Berufung und 
legte dem Angeklagten die Koſten einſchließlich der 
notwendigen Auslagen des Nebenklägers auf. Der 
Angeklagte begründete die Reviſion damit, daß durch 
die Beſchränkung ſeiner Berufung auf das Strafmaß 
die Berechtigung des G., in 2. Inſtanz als Neben: 
kläger aufzutreten, erloſchen ſei und er deshalb nicht 
zur Erſtattung der Auslagen des Nebenklägers hätte 
verurteilt werden dürfen. Die Reviſion wurde verworfen. 


Das Sch. verurteilte den 
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Aus den Gründen: G. durfte trotz der Ein- 
ſchränkung der Berufung auf den Strafausſpruch noch 
als Nebenkläger auftreten und Anträge ſtellen. G. 
war nach §8 443, 435 StPO. befugt, ſich der öffent⸗ 
lichen Klage in jeder Lage des Verfahrens als Neben⸗ 
kläger anzuſchließen. Der zugelaſſene Nebenkläger hat 
nach 8 437 StPO. die Rechte des Privatklägers; er 
iſt nach dem 8 425 wie die Staatsanwaltſchaft in dem 
Verfahren zuzuziehen uud zu hören; er kann ſich nach 
dem 8 441 unabhängig von dieſer der Rechtsmittel 
bedienen. Abgeſehen von den Fällen des 8 442 endigt 
dieſe Stellung erſt mit dem Ende des Prozeſſes. Ins⸗ 
beſondere kommt nichts darauf an, ob der Verletzte 
den Antrag auf Zuerkennung einer Buße nicht ſtellt 
oder ihn zurücknimmt oder ob er ihn ſtellt und ihm 
ſtatigegeben wird. Die Befugnis, fi an dem Ver⸗ 
fahren zu beteiligen, bleibt dem Nebenkläger ohne 
Rückſicht auf das Schickſal des Bußeanſpruchs. Die 
Frage, ob ſich der Verletzte noch als Nebenkläger ans 
ſchließen kann, nachdem der Anſpruch auf Buße unter⸗ 
gegangen oder über ihn rechtskräftig entſchieden iſt, 
kommt hier nicht in Betracht. Die Berufung des Be⸗ 
ſchwerdeführers auf Roſenfeld (Nebenklage S. 126) 
geht fehl. Dieſer Schriftſteller verneint die Frage 
keineswegs, ſpricht ſich vielmehr dahin aus, daß die 
Gründe für den Untergang der Bußeberechtigung die 
vor dem Untergang erworbene Stellung des Neben⸗ 
klägers unberührt laſſen, ſpätere Ereigniſſe auf die 
prozeſſuale Lage nicht zurückwirken. (Urt. vom 11. Mai 
1912, Rev.⸗Reg. Nr. 170/12). Ed. 
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Oberlandesgericht München. 


Umfang der Bollftredungstoften nach 5 788 390. 
Durch Urteil des RG. wurden die Koſten der Be⸗ 
rufungs⸗ und Reviſionsinſtanz dem beklagten Poſt⸗ 
fiskus auferlegt. Sie wurden durch Entſcheidung des 
Gerichtsſchreibers des LG. M. vom 23. Auguſt 1912, 
die am nächſten Tage dem Anwalt des Fiskus zu⸗ 
geſtellt wurde, auf 271,90 M feſtgeſetzt. Mit Zuſchrift 
vom 9. September 1912 erſuchte der Anwalt der Klägerin 
unter ausdrücklicher Bezugnahme auf Art. 9 AG. z. ZPO. 
das Verkehrsminiſterium, es wolle der Poſtſiskus an⸗ 
gehalten werden, den feſtgeſetzten Betrag ſowie 5 M 
Koſten der Zwangsvollſtreckung zu zahlen. Da die 
Oberpoſtdirektion M. die Erſtattung dieſer Koſten ab⸗ 
lehnte, beantragte der Anwalt die Feſtſetzung der Koſten 
„der Vollſtreckung ' und feines neuen Feſtſetzungsantrages 
auf 6,50 M. Der Gerichtsſchreiber wies den Antrag 
zurück, das LG. ſetzte aber auf Erinnerungen die der 
Klägerin weiter zu erſtattenden Koſten auf 6,50 & feit. 
erf e Beſchwerde des Poſtfiskus blieb ohne 

rfolg. 

Aus den Gründen: Auf die Zuſtellung des 
Feſtſetzungsbeſchluſſes vom 23. Auguſt 1912 mußte der 
e alsbald Zahlung leiſten. Da es bis zum 

September nicht geſchah, war die Zuſchrift an das 
Verkehrsminiſterium begründet. Sie iſt nicht nur ein 
bloßes „Beſchleunigungsgeſuch“, ſondern eine Ma: 
nahme zur Zwangsvollſtreckung i. S. des Art. 9 AG. 
z. ZPO. Der Anwalt der Klägerin kann alſo dafür 
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die geſetzliche Gebühr beanſpruchen, und da der Fiskus 


ausdrücklich deren Erſtattung abgelehnt hat, iſt auch 
das Intereſſe des Klägers an beſonderer Feſtſetzung 
der Vollſtreckungskoſten gegeben (Willenbücher, Koſten— 
feſtſ., 7. Aufl. S. 107). Zuſtändig iſt der Gerichts— 
ſchreiber des Prozeßgerichts 1. Inſtanz. Daß die 
Zwangsvollſtreckung nicht den Vorſchriften der ZPO. 
unterliegt und deshalb auch die Gebühr nicht durch 
die RA GGebO. beſtimmt wird (8 31 Abſ. 2 RAGEbO.), 
ſondern durch landesgeſetzliche Beſtimmungen, iſt für 
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75 


die Zuſtändigkeit zur Feſtſetzung der Vollſtreckungs⸗ 
koſten nach 8 788 ZPO. ohne Bedeutung.!) Es genügt, 
daß die Vollſtreckung zugunſten eines Anſpruchs be⸗ 
trieben wird, der ſeine Grundlage in einem Koſten⸗ 
feſtſetzungsbeſchluß, alſo in einem reichsgeſetzlichen 
Vollſtreckungstitel hat (8 794 Nr. 2a ZPO.) Maß⸗ 
gebend für die Berechnung iſt allerdings nicht, wie 
das 88. angenommen hat, die bayeriſche BO. über 
die Gebühren der RA. in den Angelegenheiten der 
Rechtspflege, ſondern die bayeriſche VO. über die Ge⸗ 
bühren der RA. in den Angelegenheiten der Verwaltung 
und der Verwaltungsrechtspflege (JM Bl. 1902 S. 489). 
Nach Art. 3 Abſ. 1 dieſer VO. berechnet ſich die Gebühr 
für den Antrag an das Miniſterium auf 3 M und die 
Schreibgebühr (Pauſchſatz) im Hinblick auf Art. 13 
der VO. und 8 76 Abſ. 1 und 2 der RAGebd., die 
gemäß Art. VI des RG. vom 1. Juni 1909 (RGBl. 
S. 475) in der durch Art. IV dieſes Geſetzes geſchaffenen 
Faſſung anzuwenden iſt, auf 2 M. Die Gebühr für 
den eee und die Schreibgebühr 
(Pauſchſatz) mit 1 M und mit 50 F find im Hinblick 
auf die Vorſchriften der für ihre Berechnung maß⸗ 
gebenden NAGEbO. nicht zu beanſtanden. Hiernach 
betragen die dem Anwalt der Klägerin zuzubilligenden 
Gebühren 6,50 M. (Beſchl. vom 23. Okt. 1912, Beſchw.⸗ 
Reg. Nr. 676/12 J). N. 
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Oberlandesgericht Nürnberg. 


Klage der Frau gegen den Daun auf Nechunngs⸗ 
legung über die Verwaltung des Geſamtgauts nach Be: 
endigung der Gütergemeinſchaft (S5 1443, 1456, 1471, 
1472, 260 BGB.). Aus den Gründen: Das Os. 
kann der Anſchauung des Beklagten nicht beipflichten, 
die Klägerin habe auch nach der Beendigung der Güter- 
gemeinſchaft kein durch Klage erzwingbares Recht, von 
ihm Rechnungslegung über die Verwaltung des Ge⸗ 
ſamtguts zu verlangen. Wenn auch während der Ehe 
das Geſamtgut der alleinigen Verwaltung des Be⸗ 
klagten unterworfen war, ohne daß er dafür ſeiner 
Frau verantwortlich war (SS 1443, 1456 BGB.), fo 
änderte ſich doch dieſes Vertrauens verhältnis, als am 
13. Dezember 1911 mit der Scheidung der Ehe die 
Gütergemeinſchaft beendigt wurde. Von dieſem Zeit⸗ 
punkt an ſteht bis zur Erledigung der Auseinander- 
ſetzung die Verwaltung des Geſamtguts den beiden 
Ehegatten gemeinſchaftlich zu (8 1472 BGB.). Während 
dieſes Schwebezuſtands kann die Klägerin weder über 
ihren Anteil am Geſamtgut im ganzen noch über ein⸗ 
zelne Gegenſtände verfügen, wohl aber kann ſie zur 
Vorbereitung des Auseinanderſetzungsverfahrens von 
dem Beklagten verlangen, daß dieſer aus ſeiner bis 
dahin ausſchließlichen tatſächlichen Gewalt die Geſamt⸗ 
gutsſachen zum Zwecke der Einräumung des Mit⸗— 
beſitzes an ſie herausgebe (Planck, BGB. 8 1472 
Anm. 5). Auf den Beklagten, der hiernach einen „ns 
begriff von Gegenſtänden herauszugeben“ hat, iſt 8 260 
BGB. anzuwenden (OL GRſpr. 6, 162, 164; 9, 152; 
24, 13). Die Klägerin hat nicht nur ein klagbares 
Recht auf Auseinanderſetzung, ſondern auch ein Wahl— 
recht wegen deren Art (88 1471, 1476 1, 1478 BGB.). 
Sie kann deshalb verlangen, daß der Beklagte Aus— 
kunft erteilt und ein Verzeichnis des Beſtands des 
Geſamtgutes z. Z der Beendigung der Gütergemein— 
ſchaft vorlegt. Dieſes Verzeichnis muß erſehen laſſen, 
was beide Ehegatten beim Eintritt der Gütergemein— 
Schaft beſaßen und während ihres Beſtehens erwarben, 
was bei der Auflöſung noch vorhanden war, aus 


1) Auch die landesgeſetzlich beſtimmten Gebübren für die Boll: 
ſtreckung in Grundſtücke muſſen unter Umſtänden nach 8 78 BL. 
feſtgeſetzt werden. Beim. des Einſ. 
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welchen Beſtandteilen ſich das Vermögen zuſammen⸗ 

ſetzte, welchen Wert es beſaß und wie groß die Ge⸗ 

ſamtgutsverbindlichkeiten waren. (Urt. des II. 38S. 

vom 1. Okt. 1912, Ber.⸗Reg. L 218/1912). B- r. 
2525 


Aus der RNechtſprechung 
des bayeriſchen Verwaltungsgerichtshofs. 


Der Bürgermeifter iſt im allgemeinen nicht ver. 
pflichtet, bei Glatteis für die Beftrenung der öffentlichen 
Wege außerhalb der Ortihalt zu ſorgen. Aus den 
Gründen: Die ortspolizeiliche Vorſchrift der Ge⸗ 
meinde L. über die Pflicht der angrenzenden Haus⸗ 
eigentümer zur Beſtreuung bei Glatteis iſt nicht an⸗ 
wendbar, da ſie nur für Straßen innerhalb der Ort⸗ 
ſchaft gilt. Eine entſprechende Vorſchrift, welche die 
angrenzenden Grundbeſitzer zur Beſtreuung der außer⸗ 
halb der Ortſchaft gelegenen Wege verpflichten würde, 
beſteht nicht. Auch die Gemeinde iſt — von beſonderen 
hier nicht gegebenen Ausnahmefällen abgeſehen — nicht 
allgemein verpflichtet, ihre außerhalb der Ortſchaft 
gelegenen Wege zu beſtreuen. Eine ſo weitgehende 
Verpflichtung kann insbeſondere auch nicht auf 8 6 
MBek. vom 4. Januar 1872 (RBl. S. 73) geſtützt 
werden. Für den Bürgermeiſter lag um ſo weniger 
Grund vor, die Beſtreuung des fraglichen Wegs beim 
Gemeindeausſchuß anzuregen, als dieſer Weg im Winter 
im weſentlichen nur für die Holzabfuhr mit Schlitten 
und für den Zugang zur ... mühle und den . .. häuſern 
notwendig iſt, nach Th. dagegen die Diſtriktsſtraße zur 
Verfügung ſteht. Nach dem Gutachten des Amts⸗ 
technikers würde überdies das Streumittel ſofort wieder 
weggeſchwemmt oder mit neuem Eiſe bedeckt werden. 
Es kann deshalb nicht anerkannt werden, daß der 
Bürgermeiſter ſich der ihm zur Laſt gelegten Ver⸗ 
letzung feiner ihm nach Art. 138 Abſ. J und V GemO. 
obliegenden Amtspflichten 15013 gemacht habe. (Entſch. 
des I. Senats vom 7. Juni 1912). | E. 
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Geſetzgebung und Verwaltung. 


Die Veröffentlichung gerichtlicher Bekanntmachungen 
iſt durch eine Min Bek. vom 13. Dezember 1912 (JM Bl. 
1912 S. 341 ff.) neu geregelt worden. Die Anwendung 
der neuen Vorſchriften wird durch einen kurzen Webers 
blick über ihren weſentlichen Inhalt und über die vers 
ſchiedenen Arten gerichtlicher Bekanntmachungen er— 
leichtert werden. 

1. In zahlreichen geſetzlichen Vorſchriften iſt an⸗ 
geordnet, daß gerichtliche Verfügungen (Ladungen, Auf— 
forderungen, Eintragungen uſw.) in dem „für Bekannt- 
machungen des Gerichts beſtimmten Blatte“ zu vers 
öffentlichen find. In den 88 1 und 2 der Min Bek. vom 
13. Dezember 1912 wird hierzu folgendes verfügt: 

a) Gewiſſe Veröffentlichungen werden dem mit 
der Bayeriſchen Staatszeitung verbundenen Bayeriſchen 
Staatsanzeiger zugewieſen, nämlich die „Einrückungen“ 
nach § 204 Abſ. 2 Satz 2 ZPO. (vgl. auch § 948, §S 1009 
Abſ. 1, § 1020 Satz 3 3PO.), nach § 76 Abſ. 1 KO. 
und § 320 Satz 2 StPO. & 2 MinBek). 
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b) Zur Veröffentlichung der übrigen Bekannt- 


machungen wird für jedes Gericht jährlich ein öffent— 
liches Blatt beſtimmt (das eigentliche „Amtsblatt“ des 
Gerichts); das Blatt wählt bei den Amtsgerichten der 
Vorſtand, bei den höheren Gerichten das Präſidium 


— — — — — 
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(8 1 MinBel.) In dieſes Blatt werden alſo z. B. 
Bekanntmachungen nach 8 66 BGB., 8 1652 BGB., 
8 39 3G. u. a. eingerückt. 

2. Die Eintragungen im Handelsregiſter werden 
außer durch den Deutſchen Reichsanzeiger durch, minde⸗ 
ſtens ein anderes Blatt“ bekannt gemacht ($ 10 
Abſ. 1 Satz 1 HGB.). Dieſes Blatt wählt das Regiſter⸗ 
gericht aus (8 11 HGB.). Das gleiche gilt für die 
Eintragungen im Genoſſenſchaftsregiſter (8 156 Gen.). 
Die Ausführungsvorſchriften hierzu ſind im weſentlichen 
unberührt geblieben (88 3, 4 Min Bek. vom 13. Dezember 
1912). Neu iſt folgendes: 

a) Die Wahl des Blattes war bisher in einem 
oder in mehreren Tagesblättern ſowie im Kreisamts⸗ 
blatt öffentlich bekannt zu geben. (8 170 der Bek. vom 
25. Dezember 1899, IM Bl. S. 892). Dieſe Anordnung 
iſt jetzt aufgehoben. Das für die Veröffentlichungen 
bezeichnete Blatt wird nur noch durch Anſchlag an 
die Gerichtstafel bekannt gemacht. 

b) Die Redaktion der Bayeriſchen Staatszeitung 
erhält vom Regiſtergericht einen Abdruck der Bekannt⸗ 
machungen; die Bekanntmachungen werden koſtenfrei 
auch in der Bayeriſchen Staatszeitung veröffentlicht. 

3. In mehreren geſetzlichen Vorſchriften iſt es dem 
Ermeſſen des Gerichts überlaſſen, ob es Verfügungen 
außer im Amtsblatte noch in einem anderen Blatte 
veröffentlichen will (ſ. z. B. 8 204 Abſ. 3, $ 1009 Abſ. 2 
BO. 8 76 Abſ. 2 KO., 8 320 Satz 2 StPO., $ 40 
Abſ. 2 3BG.). In dieſen Fällen wählt das Gericht 
nach freiem Ermeſſen auch das Blatt, das es zu der 
weiteren Veröffentlichung benützen will. Für ſeine 
Wahl wird abgeſehen von der Koſtenfrage ausſchließlich 
die Rückſicht auf möglichſt wirkſame Verbreitung maß⸗ 
gebend ſein. 

Soweit Veröffentlichung im Bayeriſchen Staats⸗ 
anzeiger vorgeſchrieben iſt (f. oben 1a), kann für die 
weitere Bekanntmachung das eigentliche Amtsblatt 
(oben 1b) oder ein anderes Blatt beſtimmt werden. 

4. Denkbar find ſchließlich Fälle, in denen das 
Gericht oder der Staatsanwalt Ausſchreibungen in 
öffentlichen Blättern anordnet, die nicht durch Geſetz 
oder Verordnung vorgeſchrieben, aber nach den Um⸗ 
ſtänden des Falles notwendig oder doch zweckmäßig 
ſind (man denke an Ausſchreibungen im Ermittelungs⸗ 
verfahren oder in der Vorunterſuchung). In dieſen 
Fällen hat die Juſtizbehörde bei der Wahl des Blattes 
freie Hand. 
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Mitteilung. 


Einen Unterrichtskurs für Gerichts⸗ und Polizei⸗ 
photographie hält die Lehr⸗ und Verſuchsanſtalt für 
Photographie, Chemigraphie, Lichtdruck und Gravüre 
zu München vom 13. bis 22. März 1913. Der Kurs 
iſt für Gerichtsbeamte aller Art, insbeſondere aber 
für Beamte des Polizei-, namentlich des Erkennungs⸗ 
und Sicherheitsdienſtes offen. Nähere Auskunft er⸗ 
teilt die Direktion der Lehr- und Verſuchsanſtalt für 
Photographie, Chemigraphie, Lichtdruck und Gravüre 
zu München, Blumenſtr. 33. 
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Die Herren Einſender werden erſucht, Abhand⸗ 
lungen und Mitteilungen nicht an den Herausgeber 
perſönlich zu ſchicken, ſondern an die Leitung, München, 
Lenbachplatz 1, weil ſonſt Verzögerungen unvermeid- 
lich ſind. 
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Verantwortl. Herausgeber: Th. von der Pfordten, 
K. I. Staatsanwalt im Staatsminiſterium der Juſtiz. 


Eigentum von J. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier) München und Berlin. 


Druck von Dr. F. P. Datterer & Cie. (Inh. Arthur Sellier) München und Freiſing. 
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Nr. 4. München, den 15. Februar 1913. 9. Jahrg. 
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ie örtli zwiſchen d Verbänden der Arbeitgeb 
FF, ̃ Zara 


e 0 = 0 RG. 76, 5 aft. 
. n f gerade die Arbeitnehmervereinigungen betrifft. 
za a ee een ſo beſteht der kleinere Teil aus örtlichen Vereini⸗ 
gungen oder Kartellen, in denen die Arbeitgeber 
des betreffenden Orts ohne Rückſicht auf die Art 
ihrer Beſchäftigung zuſammengefaßt ſind. Weitaus 
die meiſten Arbeiter gehören aber den großen ge⸗ 
werkſchaftlichen Zentralverbänden, z. B. dem deut⸗ 
ſchen Metallarbeiterverband, dem deutſchen Holz⸗ 
arbeiterverband uſw., an. Sowohl die örtlichen 
Kartelle wie die gewerkſchaftlichen Zentralverbände 
fallen unter den Begriff der nicht rechtsfähigen 
Vereine. Die gewerkſchaſtlichen Zentralverbände 
ſtanden und ſtehen den örtlichen Kartellen feindlich 


| 

Je größer die Bedeutung der Tarifverträge 
und der um ſie geführten Tarifkämpfe wird, deſto 
wichtiger iſt es, feſtzuſtellen, welche rechtliche Be⸗ 
deutung den örtlichen Verwaltungsſtellen der Ar: 
beiterverbände zukommt. Auf dieſen Verwaltungs— 
ſtellen ruht die Hauptlaſt des Kampfes und ſie 
kommen für örtliche Verträge als Kläger und 
Beklagte, beſonders häufig aber für Schadens⸗ 
erſatzforderungen als Beklagte in Frage. Vgl. die 
bei Warneyer Rſpr. 5 Nr. 305 und 428 ſowie 
6 Nr. 54 mitgeteilten Entſcheidungen. gegenüber, weil ſie, wohl mit Recht, für die Ver⸗ 

Für den Abſchluß des Tarifvertrags muß be- tretung der einzelnen Berufsarten durch das ganze 
griffsgemäß — Lotmar, Arbeitsvertrag 1, 706 — Reich oder große Teile ſeines Gebiets das Recht 
auf der Seite der Arbeitnehmer eine Vereinigung in Anſpruch nehmen, allein die Arbeitsverhältniſſe 
ſtehen, da der Einzelvertrag gerade ausgeſchloſſen zu überſchauen, die Arbeitskämpfe zu führen ꝛc.; 
werden ſoll. Für dieſe Vereinigungen kommt die Gewerkſchaftskartelle ſind infolge deſſen mehr 
regelmäßig nur die Form des „nichtrechtsfähigen und mehr von dieſem Gebiete abgedrängt und 
Vereins“ in Frage, da ſie ſo zialpolitiſche Ziele mit den großen Verbänden verknüpft worden. 
verfolgen, die Verwaltungsbehörde gegen die Ein— Aber auch die großen gewerkſchaftlichen Verbände 
tragung des Vereins gemäß § 61 BGB. Einſpruch bedürfen zur Durchführung ihrer Zwecke der Zu— 
erheben könnte und dieſe Eintragung von den Ar— | ſammenfaſſung ihrer Mitglieder an den einzelnen 
beitern auch gar nicht erſtrebt wird. Das Weſen Orten in örtlichen Verwaltungsſtellen, Zahlſtellen, 
eines „nicht rechtsfähigen Vereins“ erblickt die feſt- Ortsvereinen oder wie dieſe Vereinigungen ſonſt 
ſtehende Rechtſprechung des Reichsgerichts in „einer genannt werden mögen. Sie haben auf den Rat 
dauernden Verbindung einer größeren Anzahl von oder die Veranlaſſung des Verbandes die ortlichen 
Perſonen zur Erreichung eines geneinſamen Zweckes, Tarifkämpfe auszufechten und örtliche Verein— 
wenn dieſe ſich eine die weſentlichen Merkmale barungen abzuſchließen. Es beſteht kein Zweifel 
korporativer Organiſation enthaltende Geſtaltung darüber, daß es möglich iſt, die Einrichtung in 
gegeben hat, die einen Geſamtnamen führt und der Weiſe zu treffen, daß ſich der gewerkſchaftliche 
bei der ein Wechſel des Mitgliederbeſtandes natur- Verband, als Vereinsverband, aus einzelnen, die 
gemäß, nicht vermöge beſonderen Ausnahmerechts, Mitglieder eines Orts umfaſſenden „Mitglied— 
ſtattfindet“). RGZ. 60, 90; 74, 371; 76, 27. ſchaften“ zuſammenſetzt und daß die einzelne Mit: 

Dieſe Kennzeichen treffen, wie auf die meiſten gliedſchaft als, wiederum nicht rechtsfähiger, Sonder: 
Arbeitgeberverbände Deutſchlands — vgl. z. B. verein erſcheint. RG. im Recht 1912 Nr. 2130, 
für die Feingoldſchläger⸗Vereinigung Deutſchlands Gruch. 56, 790. 
RG. 60, 94 —, fo insbeſondere für die deutſchen Aber z. B. Schall in der ausgezeichneten Ar— 
Arbeitnehmervereinigungen zu und auch für die beit, Das Privatrecht der Arbeitstarifverträge, in 


Iherings Jahrbüchern 52 (1907) S. 1 f., beſonders 
S. 41 prüft die Frage auf Grund der einzelnen 
Satzungen und kommt zu dem Schluſſe, daß nach 
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den ihm bekannten Satzungen der freien Gemerkt: 


ſchaften die Ortsvereine nicht ſelbſt auch als nicht 
rechtsfähige Vereine angeſehen werden können und 
daß daher niemals der Ortsverein, ſondern immer 
nur der Zentralverband als Vertragspartei anzu⸗ 
ſehen ſei. Die Ortsvereine hätten keine ſelb⸗ 


ſtändigen Satzungen, keine beſonderen Zwecke neben 
denen des Verbands und auch kein eigenes Ver⸗ 
mögen, da ſie die Einnahmen, ſoweit ſie ihrer 


nicht bedürften, an den Verband abzuliefern hätten. 
Wäre das alles (heute noch) richtig, ſo wäre wohl 
Schall beizuſtimmen. Tatſächlich aber muß auch 
hier unterſchieden werden. 

I. Die Regelung im deutſchen Metallarbeiter⸗ 
verband iſt nach der vom 1. Juli 1911 an gül⸗ 


ö 
| 
| 
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tigen Satzung die folgende: Der Verband hat jeinen | 


Sitz in Stuttgart und den Zweck, die Ehre ſowie 


die materiellen und geiſtigen Intereſſen ſeiner 


Mitglieder nach Maßgabe des $ 152 GewO. zu 
wahren und zu fördern, insbeſondere durch Rege— 
lung der Arbeitszeit und der Entlohnung in 
kollektiven Arbeitsverträgen. Nach § 33 der Sat: 
zung kann der Vorſtand, der den Verein nach $ 25 
vertritt, für beſtimmte Bezirke örtliche Verwaltungs— 
ſtellen errichten, aufheben und andern angliedern, 
wobei folgendes beſtimmt wird: Die örtliche Ver— 
waltung wird von 5 Mitgliedern geführt, die vom 
Vorſtand überwacht werden. Das erſte der Ver— 
waltungsmitglieder überwacht und leitet die Ge— 
ſamtortsverwaltung (Bevollmächtigter) und hat je 
nach den vereinsgeſetzlichen Beſtimmungen die ver— 
langten Anzeigen und Eingaben an die Behörden 
zu beſorgen und etwa verlangte Auskünfte zu er— 
teilen. 
und die drei übrigen haben die Kontrolle und die 
Reviſion auszuüben. Bei örtlichen Verwaltungs— 
ſtellen von über 200 Mitgliedern kann die ört— 
liche Verwaltung durch einen zweiten Bevollmäch— 
tigten und zweiten Kaſſier verſtärkt werden. Der 
Geſchaͤftskreis der örtlichen Verwaltung erſtreckt 
ſich auf 

a) die Entgegennahme der Beitritts- und Aus— 
trittserklärungen, 

p) die Erhebung und den Erlaß der Beiträge, 

e) Durchführung von Lohnbewegungen und 
Strikes nach den Satzungs-Beſtimmungen und 
den Weiſungen des Vorſtands und des Bezirks— 
leiters, 

d) Begutachtung von 
Rechtsſchutzanträgen, 

e) Pflege der Kollegialität und Regelung von 
Streitigkeiten, 

1) Belehrung der Mitglieder und Leitung der 
Agitation am Orte. 

Die örtliche Verwaltungsſtelle erledigt ihre 
Aufgaben in der Regel in den hierzu von der Orts— 
verwaltung einzuberufenden Mitgliederverſamm— 


Unterſtützungs- und 


Der zweite führt die Ortskaſſe (Kaſſier) 


lungen. Dieſe haben auch die Mitglieder der 
Ortsverwaltung vorzuſchlagen. 

Die Ortsverwaltung darf von den erhobenen 
Verbandsbeiträgen Pfennigbetraͤge für ihre Zwecke 
zurückbehalten, muß aber über die Verwendung 
dem Vorſtand Nachweis führen, wobei die Ver⸗ 
wendung für andere als Verbandszwecke ausge⸗ 
ſchloſſen iſt. Die Bücher der Verwaltung ſind 
nach Vorſchrift des Vorſtands einzurichten uſw. 

Es kann kein Zweifel beſtehen, daß dieſe Rege⸗ 
lung des Metallarbeiterverbands und der Ver⸗ 
bände, die den gleichen Vorſchriften unterſtehen, 
bezweckt und erreicht, daß die Ortsverwaltungen 
nicht eigene Vereine bilden, ſondern daß ſie nur 
Gehilfen des Verbandsvorſtands ſind, den ſie 
an Ort und Stelle vertreten und nach deſſen 
Weiſungen ſie zu handeln haben. Er kann die 
Verwaltung errichten und aufheben oder andern 
Verwaltungen angliedern, ſo daß es an einer 
jeden Möglichkeit mangelt, freie Vereine neben 
dem Hauptvereine zu bilden. Die Mitglieder 
der Verwaltung werden, nur auf Vorſchlag der 
Mitgliederververſammlungen, vom Hauptvorſtand 
ernannt. Der Geſchäftskreis der Verwaltung zeigt, 
daß ſie entweder für den Hauptvorſtand auftritt — 
das erſte Verwaltungsmitglied heißt bezeichnender— 
weiſe „der Bevollmächtigte“, offenbar des Vor— 
ſtands — oder nach den Weiſungen des Vorſtands 
(und des Bezirksleiters) handelt. Es gibt nur 
eine Verbandskaſſe für Verbandszwecke, aus dieſer 
Kaſſe dürfen die für Verbandszwecke aufgewendeten 
Koſten der Ortsverwaltung unter Rechnungs— 
ſtellung an den Vorſtand nach vorgeſchriebener 
Buchführung beſtritten werden. So iſt die Zen— 
tralifierung vollſtändig durchgeführt. Der Ver— 
band wollte, offenbar in Erinnerung an die durch 
die Ortsvereine herbeigeführten Hemmungen, die 
Ortsverwaltungen nicht zu ſelbſtändigen Gebilden 
werden laſſen, die den Weg des Hauptverbands 
kreuzen könnten, er wollte ſeine eigene Macht kräf— 
tigen durch die Hilfe der Ortsverwaltungen, aber 
ohne deren Mitbewerb um die Macht. 

II. Auf dieſe Verbände paßt vollkommen, was 
Schall allgemein von den Ortsvereinen der freien 
Gewerkſchaften geſagt hat, aber doch iſt die Be— 
hauptung in ihrer Allgemeinheit nicht richtig. 
Als Beiſpiel einer zweiten Gruppe ſei die Ein— 
richtung angeführt, wie fie beim deutſchen Holz 
arbeiterverband zur Zeit des Erſcheinens der Schall— 
ſchen Abhandlung beſtand. Nach RGZ. 73, 92f. 
(20. Januar 1910) ſtellten ſich die tatſächlichen 
Verhältniſſe in folgender Weiſe dar. Der Ber: 
band iſt in Gaue eingeteilt und für Orte, an 
denen ſich eine größere Anzahl von Mitgliedern 


befinden, ſind beſondere Lokalverwaltungen einge— 


richtet. Für dieſe wird an Orten, wo ſich weniger 
als 15 Mitglieder befinden, durch den Verbands— 
vorſtand ein Vertrauensmann beſtellt und der Vor— 
ſtand kann die zur Beſorgung der örtlichen Ge— 
ſchaͤfte nötigen Beamten auch da ernennen, wo 15 
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und mehr Mitglieder arbeiten. Inſoweit würde 
die Einrichtung der beim Metallarbeiterverbande 
entſprechen. Es können aber an ſolchen Orten 
mit Zuſtimmung des Verbandsẽvorſtands auch 
„Zahlſtellen“ eingerichtet werden. Ihr gehören 
als Mitglieder alle Perſonen an, die Mitglieder 
des Holzarbeiterverbands find und an dem be: 
treffenden Orte wohnen, ohne daß es einer Bei⸗ 
trittserklärung oder einer Aufnahme bedürfte. 
Die Leitung der Geſchäfte iſt, ſoweit nicht ein 
Beſchluß der nach Stimmenmehrheit entſcheidenden 
Generalverſammlung der Mitglieder eingeholt 
wird, einem als „Lokalverwaltung“ bezeichneten 
Vorſtand übertragen, der alljährlich von der Ge⸗ 
neralverſammlung gewählt wird und aus einem 
Vorſitzenden, deſſen Stellvertreter, einem Kaſſier, 
einem Schriftführer und Beiſitzern beſteht. Neben 
den Verbandsbeiträgen können auch Beiträge für 
die Sonderbedürfniſſe der „Zahlſtelle“ erhoben 
werden. Bei Auflöſung oder Schließung einer 
Zahlſtelle fällt das vorhandene Vermögen und 
Inventar dem Geſamtverbande zu. 

In dem durch das Reichsgericht a. a. O. eut⸗ 
ſchiedenen Falle hatte das Landgericht die Klage 
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Einzelverein und als Gehilfe des Geſamtvereins⸗ 
vorſtands muß ſich am deutlichſten offen baren in 
den Befugniſſen der Generalverſammlung der 
Ortsverwaltung, die dort freie Befugnis der Vor⸗ 
ſtandswahl und der Geldbeſchaffung haben muß, 
während ſie hier in der Hauptſache nur eine be⸗ 
gutachtende und beratende Stellung einnehmen 
kann. Hierin hat auch das Oberlandesgericht 
Hamburg die Unterſcheidung gefunden, welches 
in einer Entſcheidung vom 14. Mai 1908 — Recht 
1908 Sp. 421 Nr. 2452 — die Ortsabteilung des 
Verbands der Hafenarbeiter und verwandter Be⸗ 
rufsgenoſſen Deutſchlands für keinen ſelbſtändigen 
Verein erklärt hat. Die Ortsmitgliedſchaft konnte 
bei dieſem Verbande zur Leitung der Geſchäfte 
einen Vorſtand wählen, fie hatte auch Reviſoren 
zur Ueberwachung der örtlichen Kaſſengeſchäfte, es 
fehlte ihr aber die Freiheit des Wirkungskreiſes, 
da ihre örtlichen Verwaltungsbeamten die Anord⸗ 
nungen des Verbandsvorſtands auszuführen hatten, 
und das eigene Vermögen, da die ihr belaſſenen 
20 % der Einnahmen Eigentum des Verbands 
verblieben. In beiden Beziehungen wurde dar⸗ 
getan, daß z. B. die Zahlſtellen des Holzarbeiterver⸗ 


gegen die Zahlſtelle des Holzarbeiterverbands ab: | bands viel weitergehende Rechte, freie Wirkungsmacht 


gewieſen, weil dieſe kein ſelbſtändiger Verein, 
ſondern nur ein Organ des Holzarbeiterverbands 
ſei. Oberlandesgericht und Reichsgericht haben 
ſich aber mit Recht für die entgegengeſetzte An⸗ 
ſicht entſchieden. Die Satzungen des Verbandes 
böten die Möglichkeit, daß eine Zahlſtelle auch als 
ein beſonderer Verein eingerichtet werde, der die 
an dem betreffenden Orte wohnenden Verbands⸗ 
mitglieder umfaſſe, und daß dieſe Zahlſtelle ſich 
nicht auf Beſorgung der ihr als Lokalverwaltung 
des Verbands obliegenden, für dieſen vorzunehmenden 
Geſchäfte beſchränke, ſondern zur Förderung der 
Intereſſen ihrer Mitglieder auch andere, die be⸗ 
ſonderen örtlichen Verhältniſſe betreffende An⸗ 
gelegenheiten in den Bereich ihrer Tätigkeit ziehe. 
Zu dieſem Zwecke beſitze ſie eigenes Vermögen, 
das erſt bei ihrer Auflöſung dem Hauptverbande 
zufalle, und könne eigene Beiträge erheben. Es 
find dies Verhältniſſe, wie ſie Kohler in ſeinem 
Lehrbuch Bd. 1 §S 178 — vgl. auch das But: 
achten von Dr. Zimmermann in den Verh. des 
29. Deutſchen Juriſtentages Bd. III S. 200 — 
als „Verbindung von Vereinen“ darſtellt, wobei 
die Mitglieder der Einzelvereine auch Mitglieder 
des Geſamtvereins, die Einzelvereine zugleich Or— 
gane des Geſamtvereins ſind und Geſamtvereine 
wie Gliedervereine ihr eigenes Vermögen beſitzen. 
Der Einrichtung des deutſchen Holzarbeiterverbandes 
entſpricht z. B. auch die des Verbandes der Bäcker 
und Berufsgenoſſen Deutſchlands, und auch für 


| 
| 
| 


| 


ihn hat das RG. mit Recht die gleiche Entſchei⸗ 
dung erlaſſen. Warneyer, Aſpr. 5 Nr. 423. Ob 
auch dasſelbe Urteil hinſichtlich der Gewerkſchaft der 


Schneider zutrifft (Gruchot 56, 790), iſt fraglich. 


Der Unterſchied zwiſchen der Ortsverwaltung als 


innerhalb ihres Kreiſes und eigenes Vermögen, 
nach der Reichsgerichtsentſcheidung beſaßen, während 
die örtlichen Verwaltungsſtellen des Metallarbeiter⸗ 
verbands noch mehr eingeengt ſind wie die der 
Hafenarbeiter. a 

Von der Löſung der Frage, ob die örtliche 
Verwaltungsſtelle einen ſelbſtändigen Verein dar⸗ 
ſtellt, hängt dann weiter die Entſcheidung ab, wer 
berechtigt und verpflichtet iſt und wer klagen kann 
oder zu verklagen iſt, wobei freilich niemals ver: 
geſſen werden darf, daß die Ortsverwaltung doch 
in jedem Falle auch ein Organ des Hauptvereins 
bildet. Wenn daher die Ortsverwaltung z. B. 
eine Tarifvereinbarung geſchloſſen hat, ſo kann ſie 
das in Vollmacht des Hauptvorſtandes oder ledig: 
lich für den Ortsverein getan haben, die dann, 
je nachdem, zunächſt unmittelbar berechtigt und ver: 
pflichtet ſind. Aber auch wenn nur der Orts— 
verein gehandelt hat, muß doch immer die Frage 
geprüft werden, ob er nicht erkennbar für den 
Hauptverband abſchließen wollte und abgeſchloſſen 
hat und ob nicht auch letzterer Rechte und Pflichten 
aus dem Vertrage erworben hat. Vgl. Zimmer— 
mann a. a. O. S. 200. 

Der Vertrag zugunſten Dritter ſpielt im Tarif— 
weſen ohnehin eine größere Rolle, als man ge: 
wöhnlich zugeben will. Aber für das geltende 
Recht wird man doch nicht anerkennen können, 
daß in jedem Falle als Subjekt des von der Zahl— 
ſtelle, dem Ortsverein, abgeſchloſſenen Ortstarif— 
vertrags der Berufsverein erſcheint, der für einen 
Teil ſeiner Mitglieder handelt, wie es Roſenthal, 
die geſetzliche Regelung des Tarifvertrags in der 
Feſtgabe für Laband Bd. 2 (1908) S. 165 vor⸗ 
ſchlägt. Erſchwert wird die Entſcheidung dadurch, 
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daß Berechtigte und Verpflichtete aus dem Tarif: dings wird der Verein wie ein rechtsfähiger be⸗ 


vertrage überhaupt nicht zweifellos feſtſtehen und 
daß den Berufsvereinen die Rechtsperſönlichkeit 


handelt und der Vorſtand iſt dann der geſetzliche 
Vertreter, was für den Vorſtand des Hauptvereins 


mangelt. Was den erſten Punkt betrifft, jo würden wie des etwaigen Ortsvereins gilt. Iſt ein Orte: 
verein verklagt, ohne daß ein ſolcher beſteht, dann 
horn, Wölbling), da es ſich um nicht rechtsfähige 
nicht ſagen kann, daß die Klage zwar nicht gegen 
den nicht vorhandenen Ortsverein, aber gegen die 


nach der Vertretungstheorie (Bail, Baum, Schal⸗ 


Beruſsvereine handle, überhaupt nicht dieſe, ſondern 
nur die wirklich von den Verhandelnden vertretenen 
Einzelperſonen berechtigt und verpflichtet. Dieſe 
Theorie wird dem wirklichen Willen der Parteien 
nicht gerecht und übertreibt den Mangel der 
Rechtsfähigkeit. Nach der entgegengeſetzten, der 
„Verbandstheorie“ (Hüglin, Meſchelſohn, Oert⸗ 


allein der verhandelnde Verein oder Verband als 
Träger der Rechte und Pflichten, was aber dem 
Willen der Parteien ebenſowenig entſpricht. Auch 
der dritten, die beiden erſteren vereinigenden, Lehre 
(Lotmar, Rundſtein, Schall, Zimmermann, 
Kobatſch, Ettinger) wird man nicht dahin bei⸗ 
ſtimmen können, daß in jedem Falle der Verband 
und alle Mitglieder berechtigt und verpflichtet ſeien, 
man wird das aber als Auslegungsgrundſatz, als 
beim Fehlen entgegengeſetzter Erklärungen zu ver— 
mutenden Willen der Parteien annehmen können. 
Und ſo wird auch bei Abſchluß durch den Orts— 
verein der erkennbare Willen der Parteien vor 
allem zu unterſuchen fein. Vgl. aber Rundſtein 
im Archiv f. Bürg. R. 36 S. 264. 


mangelt es am richtigen Beklagten, ſoweit man 


Perſonen, die ihn bilden ſollen, erhoben iſt. JW. 
1908 S. 209. Das wird nicht der Fall ſein, 
wenn es ſich um Pflichten handelt, die durch den 
„Bevollmächtigten“ für den Hauptverein einge⸗ 


gangen worden ſind, wird aber häufiger vor⸗ 
mann, Brenner, Rosner, Sinzheimer) erſcheint 


kommen können, wenn ſich die Ortsverwaltung, 
etwa im Tarifkampfe, ſchadenserſatzpflichtig gemacht 
hat. Tatfrage wird es dann ſein, ob im Einzel⸗ 
falle der Hauptvorſtand, der etwa einen Boykott 
angeordnet hat, mit dem Hauptvereine haftet oder 
ob die Rechtsverletzungen nur die Vertreter des 
Ortsvereins oder dieſen treffen. Vgl. RG. 26. Sep⸗ 
tember 1912 und 18. April 1912, Warneyer, 
Rſpr. a. a. O. 

So ergibt ſich auch bei der Betrachtung dieſes 
Ausſchnitts aus dem Rechte der Arbeit als die 


wichtigſte Aufgabe der Rechtswiſſenſchaft, die tat: 


Was ſodann den Rechtsſtreit betrifft, jo find 


hier allerdings die Vorſchriften der SS 21 ff. BGB. 
und 50 3] O. anzuwenden, aber niemals darf 
der § 54 BGB. überſehen werden. Den nicht 
rechtsfähigen Vereinen iſt nicht etwa die Rechts— 


fähigkeit in dem Sinne aberkannt, daß das Recht 


nur Rechte der Einzelnen, aber kein Körperſchafts— 
recht anerkennt — wäre das der Fall, dann wäre 


die „Vertretungstheorie“ berechtigt —, ſondern im . 


Gegenteil im Falle des § 54 iſt ein Verein als 
vorhanden vorausgeſetzt — vgl. Gierke, Vereine 
ohne Rechtsfähigkeit, 2. Aufl. S. 10 f. — und der 
Wille der Vereinsmitglieder iſt dahin auszulegen, 
daß, ſoweit vertraglich Vereinsrecht vereinbart 
werden kann, das Geſellſchaftsrecht durch das Ver⸗ 
einsrecht erſetzt werden ſoll. Eckſtein in Iherings 
Jahrb. Bd. 55 (1909) S. 244. Will dann aller: 


rechts des Rheins betr., 


dings der Verband oder der Ortsverein die durch 


Vertrag erworbenen Rechte klagend geltend machen, 
ſo müſſen die den Verband oder den Ortsverein 


bildenden Einzelperſonen die Klage erheben, der 


Vorſtand kann nur als Bevollmächtigter auſtreten. 
Iſt für die Ortsverwaltung als eigenen Verein 
geklagt, alſo namens der den Ortsverein bildenden 
Perſonen, ſo kann die Klage nicht auf die den 
Hauptverband bildenden Perſonen ausgedehnt 
werden. Iſt umgekehrt die Ortsverwaltung nur 
Vertretung des Hauptvorſtands, ſo müſſen die den 


Verband bildenden Perſonen klagen, was allerdings 


oft ganz unmöglich iſt. 


Iſt die Beklagtenrolle in Frage, dann aller: 


ſächlichen Verhältniſſe zu klären und den wahren 
Willen der Parteien zu erforſchen. 


Aenderungen des Brandverſicherungsgeſetzes. 


Von Carl Auguſt v. Entuer, Oberregierungsrat bei der 
K. Verſicherungskammer in München. 


Durch das Finanzgeſetz für 1912/13 hat das 
Gele vom 3. April 18759. Juni 1899, die Brand: 
verſicherungsanſtalt für Gebäude in den Landesteilen 
verſchiedene Aenderungen 
erfahren, die im Nachſtehenden kurz beſprochen 
werden ſollen. 


I. (Exploſionsverſicherung). 


Nach Art. 34 BrVG. wurden bisher nur jene 
Schäden aus Mitteln der Gebäudebrandverſiche— 
rungsanſtalt vergütet, die an verſicherten Gebäuden 
oder Zugehörungen durch Brand oder behufs 
Löſchung eines Brandes, dann durch Blitz mit 
oder ohne Entzündung entſtanden ſind. Die durch 


eine Erploſion an den verſicherten Gebäuden und 


Zugehörungen entſtandenen Trümmerſchaͤden wurden 
nicht vergütet; nur wenn die Exploſion die Folge 
eines bereits ausgebrochenen Brandes war, wurden 
ſie gleichwie die Brandſchäden behandelt. 

Die Verſicherungstechnik hat von jeher zwiſchen 
Brandſchäden und Exploſionsſchäden grundſätzlich 
unterſchieden, wenngleich im einzelnen Schadens: 
falle die auf Brand und die auf Exploſion zurück— 
zuführenden Schäden manchmal ſehr ſchwer oder 
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gar nicht auszuſcheiden waren. Auch das RG. Beiträge, in die Haftung der Gebäudebrandver⸗ 


über den Verſicherungsvertrag vom 30. Mai 1908 
beachtet dieſen Unterſchied, indem es in $ 82 als 
Schadensurſachen, welche die Haftung des Ver⸗ 
ſicherers begründen, Brand, Erplofion und Blitz⸗ 
ſchlag aufführt, wobei es dem Verſicherer über⸗ 
laſſen bleibt, im Verſicherungsvertrage zu beſtimmen, 
in welchem Umfange er die Haftung für Exploſion 
übernehmen will. | 

Eine Folge der Unterſcheidung zwiſchen Brand: 
ſchaden und Exploſionsſchaden war, daß Exploſions⸗ 
ſchäden bis zum Erlaſſe des VVG. auch im 
übrigen Reichsgebiete nicht entſchädigt wurden, 
wenn die Verſicherung nur gegen Brand, nicht 
auch ausdrücklich gegen Exploſionsſchaden abge: 
ſchloſſen war. 

Das bayer. BrVG. hat nun, wie eingangs 
ausgeführt, den Exploſionsſchaden nicht erwähnt 
und daher den Exploſionstrümmerſchaden an ſich 
nicht als vergütungsfähig anerkannt. Da ſich aber 
im Laufe der Zeit das Bedürfnis geltend machte, 
auch ſolche Trümmerſchäden bei der Gebäudebrand⸗ 
verſicherungsanſtalt in Deckung zu geben, ſo ergab 
ſich vom Jahre 1889 an, von welchem Jahre ab 
für diejenigen Gebäude, die nach ihrer Verwendungs⸗ 
art einer Exploſionsgefahr und damit einer erhöhten 
Feuersgefahr unterliegen, ein Zuſchlag von 2 °/oo 
feſtgeſetzt worden war, die Uebung, bei ſolchen 
Gebäuden auch die Schäden zu vergüten, die nur 
als Explofionstrümmerſchäden anzuſehen waren. 
Die weitere Folge war, daß auch zahlreiche Ge: 
bäudebefißer, deren Gebäude nicht unter den genannten 
Zuſchlag fielen, dieſen freiwillig entrichteten, um 
gegen die Folgen reiner Exploſionstrümmerſchäden 
geſchützt zu ſein. Dieſe freiwillige Exploſionsver⸗ 
ſicherung hatte beſondere Bedeutung für die zahl⸗ 
reichen Ofenexploſionen. 


Da aber auch dieſe freiwillige Exploſionsver⸗ 


ſicherung noch nicht vollſtändig den Bedürfniſſen 
entſprach, ſo wurde durch das Finanzgeſetz vom 


| 


2. November 1912, GVBl. S. 1121 ff., der Art. 34 


Abſ. 3 folgendermaßen geändert: 

„Beſchädigungen durch Blitz mit oder ohne 
Entzündung ſowie durch Exploſion von Leucht⸗ 
gas aller Art, auch wenn es nicht zu Beleuch— 
tungszwecken dient, von Beleuchtungskörpern, 
von Haushaltungs⸗Heizeinrichtungen, von Damp]: 
keſſeln (Dampferzeugern, Dampfgefäßen) und 
Exploſionsmotoren begründen ebenfalls den Ent— 
ſchädigungsanſpruch an die Anſtalt, Beſchädi— 
gungen durch Exploſionen anderer Art nur dann, 
wenn eine Exploſionsverſicherung abgeſchloſſen 
war. Die Beſtimmungen hierüber erläßt das 
Staatsminiſterium des Innern.“ 

Durch dieſe geſetzliche Vorſchrift ſind nunmehr 
nach dem Vorgange der meiſten anderen Feuer— 
verſicherungsanſtalten die Exploſion von Leucht— 
gas, von Beleuchtungskörpern und von Haus— 


haltungsheizeinrichtungen ohne weiteres, d. h. ohne 


beſondere Verabredung und ohne Erhöhung der 


ſicherungsanſtalt einbezogen worden. 
Die Ausdehnung der Haftung auf Exploſionen 
von Dampfkeſſeln und Exploſionsmotoren entſpricht 


der allgemeinen großen Verbreitung dieſer Anlagen 


auch in nicht induſtriellen Bezirken. Weiter zu 
gehen und allgemein alle Erplofionen, beſonders 
auch die Exploſionen von Sprengmitteln einzu⸗ 
ſchließen, empfahl ſich vorläufig nicht. Dagegen 
ſoll es den Gebäudebeſitzern ermöglicht werden, ſich 
gegen die Folgen ſolcher Exploſionen durch eine 
beſondere Exploſionsverſicherung zu ſchützen. 

Im Vollzuge der obengenannten neuen Geſetzes⸗ 
beſtimmung hat nunmehr auch das Kgl. Staats⸗ 
miniſterium des Innern mit Bek. vom 19. November 
1912 (MABl. S. 1228) beſtimmt, daß Gebäude, 
Zugehörungen und ſonſtige mit dem Grund und 
Boden feſt verbundene Gegenſtände, ſoweit ſie bei 
der Landesbrandverſicherungsanſtalt brandverſichert 
ſind, auf Antrag des Eigentümers oder Nutznießers 
auch gegen Explofionsſchäden anderer als der im 
Art. 34 Abſ. 3 BrVGG. bezeichneten Art gegen 
einen Zuſchlag von 20 Pfg. auf je 1000 M der 
Brandverſicherungsſumme verſichert werden können. 
Auf die Exploſionsverſicherung ſind die Beſtim⸗ 
mungen des BrVG. anzuwenden. Die gegen⸗ 
wärtig mit dem Zuſchlage nach Nr. 67 des amt⸗ 
lichen Verzeichniſſes feuergefährlicher Anlagen (Art. 60 
Ziff. 1 BrVG.) belegten Gebäude und Zuge⸗ 
hörungen bleiben, ſolange nicht die Aufhebung des 


Zuſchlags beantragt wird, gegen Exploſionsſchaͤden 


aller Art verſichert, im übrigen wurde die Nr. 67 
außer Wirkſamkeit geſetzt. 
Daß ſich durch die Erweiterung der Haftung 


der Anſtalt für gewiſſe Exploſionsſchäden von ſelbſt 


im gleichen Maß das Monopol der Gebäude⸗ 
brandverſicherungsanſtalt erweitert, möchte der Voll⸗ 
ſtändigkeit halber noch bemerkt werden. Die Er⸗ 
weiterung iſt im Hinblick auf $ 120 BrVG. vom 
12. Mai 1901 zuläſſig. 


II. (Fahrläſſige Brandſtiftung). 

Nach Art. 35 Br. wirkt die Verſicherung 
nur in den Brandfällen unbeſchränkt und unbe: 
dingt, „bei welchen dem Verſicherten weder eine 
vorſätzliche noch fahrläſſige Brandſtiftung im Sinne 
des Strafgeſetzbuches zur Laſt liegt“. Nach Art. 36 
Abſ. 1 verliert den Entſchädigungsanſpruch, wer 
in Anſehung des erlittenen Brandſchadens eines 
Vergehens der Brandſtiftung als ſchuldig erkannt 
iſt, wenn auch nur wegen leichter Fahrläſſigkeit. 
In Art. 44 und 46 ſind Maßregeln vorgeſehen, 
die gegebenenfalls den Rückerſatz der geleiſteten 
Brandentſchädigung ſichern ſollen. Die gegenwärtige 
Rechtsanſchauung geht aber dahin, daß die Brand: 
verſicherung den Verſicherten auch gegen die ſchlimmen 
Folgen ſeiner eigenen Unvorſichtigkeit ſchützen ſoll. 
Nach §S 61 VVG. iſt der Verſicherer von der 
Verpflichtung zur Entſchädigung nur dann frei, 
wenn der Verſicherte den Verſicherungsfall vor: 


ſätzlich oder durch grobe Fahrläſſigkeit herbeigeführt 
hat. Eine leichte Fahrläſſigkeit verwirkt ſonach 
den Entſchädigungsanſpruch nicht. | 

Dieſe zunächſt für die Privatgeſellſchaften 
geltende Beſtimmung hat auch die Mehrzahl 
der öffentlichen Feuerverſicherungsanſtalten ange: 
nommen. Um der nunmehrigen Rechtsanſchauung 
Rechnung zu tragen, wurde dem Art. 35 folgender 
dritter Abſatz angefügt: 

„Iſt ein Brand durch leichte Fahrläſſigkeit 
verurſacht worden, ſo kann die Anſtaltsver⸗ 
waltung die in dieſem Geſetze für fahrläſſige 
Brandſtiftung angedrohten Folgen ganz oder 
teilweiſe erlaſſen.“ 

Dieſe Faſſung des neuen Abſatzes ermöglicht 
es nun, die nachteiligen Folgen dem Grade des 
Verſchuldens anzupaſſen. Außerdem beſeitigt die 
neue Beſtimmung eine weitere Härte des Geſetzes. 
Sie geſtattet nämlich auf den Rückerſatz einer 
ſchon früher ausbezahlten Brandentſchadigung und 
auf die hiefür beſtehenden Sicherheiten zu verzichten. 
In zahlreichen Fällen wurde nämlich die Ent⸗ 
ſchädigung trotz der Verurteilung des Gebäude: 
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beſitzers wegen fahrlaſſiger Brandſtiſtung gemäß | 


Art. 46 BrBG. zugunſten eines Miteigentümers 
(Ehegatten) oder eines Hypothekgläubigers ausbe⸗ 
zahlt, der Anſpruch auf Rückerſatz gegen den Ge⸗ 
bäudebeſitzer aber aufrecht erhalten und durch eine 
Sicherungshypothek geſichert. Solche Sicherungs⸗ 
hypotheken erſchweren aber häufig den Grund— 
ſtücksverkehr und die Aufnahme weiterer Hypotheken. 
Nach der bisherigen Rechtslage war jedoch die 
Anſtaltsverwaltung zum Verzichte auf den Rückerſatz 
und auf die Sicherheitshypothek nicht befugt, ſelbſt 
wenn die Verurteilung nur wegen einer leichten 
Fahrläſſigkeit erfolgte. Dielen Mangel des bis— 
herigen Rechts hilft die neue Beſtimmung ab. 


III. (Mit Grund und Boden verbundene 
Gegenſtändeẽ). 

Eine weitere Aenderung hat der Art. 6 BrVG. 
erfahren. Es wurden ihm die folgenden Abſätze 
angefügt: 

„III. Auch ſonſtige Gegenſtände, die mit dem 
Grund und Boden feſt verbunden ſind, können 
verſichert werden. Die näheren Beſtimmungen 
über die Aufnahmefähigkeit, die Beiträge und 
die ſonſtigen Verſicherungsbedingungen erläßt 
das Staatsminiſterium des Innern. 

IV. Werden nur einzelne Einrichtungen oder 
Gegenſtände der in Abſ. 1 und 3 bezeichneten 
Art oder Teile von ſolchen zur Verſicherung 
beantragt, ſo kann die Aufnahme abgelehnt 
werden.“ 

Abſatz III ermöglicht nun die Beſeitigung von 
Zweifeln, die bei der Verſicherungsanmeldung von 
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leitungen mit den teils auf Maſten teils in eigenen 
Häuschen oder Umhüllungen untergebrachten Trans⸗ 
formatoren. Sodann fallen hierunter die frei⸗ 
ſtehenden Windmotoren, die Jauchepumpen, Göpel⸗ 
werke, die Laderampen, Kohlenpodien, Stege und 
Brücken zu Schneidſägen, Kalköfen, Bedürfnis⸗ 
anſtalten, Wetterhaͤuschen uſw. Auch die Schwimm⸗ 
und Badeanſtalten, ſelbſt wenn ſie auf verankerten 
oder durch Ketten und Seile mit dem Ufer feſt⸗ 
verbundenen Flößen errichtet find, find hierher zu 
rechnen, wodurch dem Wunſche der Stadtverwal⸗ 
tungen auf Brandverſicherung ihrer ſtädtiſchen 
Badeanſtalten entſprochen werden kann. Wenn auch 
viele dieſer Gegenſtäͤnde weniger der Feuersgefahr 
ausgeſetzt ſind, ſo ſind doch Beſchädigungen durch 
Blitz und insbeſondere durch Maßnahmen des 
Löſchgeſchäftes bei benachbarten Bränden ausgeſetzt, 
ſo daß ihre Verſicherungsfähigkeit erwünſcht er⸗ 
ſcheint. Dem Verſicherungszwange unterliegen ſie 
nicht, auch wenn ſie im Eigentum der in Art. 3 
BrVG. genaunten juriſtiſchen Perſonen ſich befinden. 

Abſ. IV gibt aus Gründen der Billigkeit der 


Anſtaltsverwaltung das Recht der Ablehnung, wenn 


der Verſicherungsnehmer nur einen Teil der 
maſchinellen Einrichtungen und der in Abſ. 3 ge⸗ 
nannten Gegenſtände der Landesanſtalt anbietet, 
den günſtigeren Teil dagegen bei den Privatge⸗ 
ſellſchaften verſichert oder überhaupt unverſichert 
läßt. Die Frage, ob die Vorausſetzungen des 
Ablehnungsrechtes gegeben ſind, iſt eine Rechts⸗ 
frage und kann mit Einſpruch ausgetragen werden. 
Die Frage, ob von dem Ablehnungsrechte Ge: 
brauch zu machen iſt, iſt eine Ermeſſensfrage und 
kann nur mit Auſſichtsbeſchwerde zur Entſcheidung 
des Staatsminiſteriums des Innern gebracht werden. 


Das Ortskirchenvermögen und ſeine 
Verwaltung. 


Ein zivilrechtlicher Streifzug durch die 
Kirchengemeindeordnung für das König— 


| reich Bayern vom 24. September 1912. 


Gegenſtänden auftauchten, die zwar als Immobilien 


zu erachten ſind, aber weder als Gebäude noch 
als Gebäudezugehörungen angeſehen werden können. 
Hierher gehören vor allem die elektriſchen Frei— 


Von Dr. Ernſt Langheinrich, Bezirksamtsaſſeſſor 
in Bad Kiſſingen. 
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Zweck und Ziel der neuen bayeriſchen Kirchen: 
gemeindeordnung iſt: die Verwaltung des Ver— 
mögens der ortskirchlichen Stiftungen und Kirchen⸗ 
gemeinden der öffentlichen Kirchengeſellſchaften des 
Königreiches und die Befriedigung ihrer örtlichen 
Kirchenbedürfniſſe durch ein einheitliches Geſetz neu 
zu regeln. 

Oeffentliche Kirchengeſellſchaften find nach der 
Verfaſſungsurkunde (S 24 RelEd.) nur die katho⸗ 
liſche, die proteſtantiſche (evangeliſch lutheriſche) und 
die reformierte Kirche, ferner die durch Vermiſchung 


der beiden a entſtandene evangeliſch⸗unierte 
Kirche der Pfalz. Wo die KG. von proteſtan⸗ 
tiſcher Kirche ſchlechthin ſpricht, find darunter die 
reformierte und die evangeliſch⸗unierte Kirche mit⸗ 
verſtanden. Die reine reformierte Kirche beſteht 
nur noch in wenigen Gemeinden des rechtsrheiniſchen 
Bayerns. 

Die Rechtsverhältniſſe der Privatkirchengeſell⸗ 
ſchaften (88 32, 26, 27 ReleEd.) bleiben völlig 
unberührt. Als ſolche find zurzeit anerkannt die 
Mennoniten, Herrenhuter, Iſraeliten (dieſe ſchon 
vor dem Erlaß der Verfaſſungsurkunde), die Angli⸗ 
kaner (Weber III S. 544), die Irvingianer (auch 
katholiſch⸗apoſtoliſche Gemeinde genannt; Weber V 
S. 611), die biſchöflichen und wesleyaniſchen 
Methodiſten (Weber XVI S. 138, Kult Min ABl. 
1883 S. 97, 1885 S. 152), die Altkatholiken 
(Kult Min ABl. 1890 S. 89, 93, 111, 273), die 
Deutſchkatholiken (Weber III S. 732), die Freien 
Kirchengemeinden (Weber III S. 733), die Adven⸗ 
tiſten vom ſiebenten Tag (Kult Min ABl. 1907 
S. 242) und die Griechen (ſ. Seydel III S. 492 
Anm. 32, S. 493 Anm. 33). 

Die Kirchengemeindeordnung gilt grundſätzlich 
für das ganze Königreich, alſo ſowohl für das 
rechtsrheiniſche Bayern, wie für die Pfalz. Ein 
Vorbehalt beſteht nach Art. 103 Abſ. 1 KGO. 
jedoch inſoferne, als für die proteſtantiſche 
levangeliſch⸗unierte) Kirche der Pfalz die KG. 
erſt dann in Kraft geſetzt werden ſoll, wenn die 
pfälziſche Generalſynode zu den eine Abänderung 
der Vereinigungsurkunde vom 10. Oktober 1818 
(Weber I S. 738) enthaltenden Beſtimmungen ihre 
Zuſtimmung im Sinne des § 17 Abſ. V der Ver⸗ 
einigungsurkunde mit Landesherrlicher Beſtätigung 
G 19 des ProtEd.) erklärt haben wird. Bis zu 
dieſem Zeitpunkt gilt für die proteſtantiſche Kirche 
der Pfalz das bisherige Recht (vgl. Art. 110 Abſ. I, 
111 Abſ. 1 KGO.; eine Ausnahme gilt nur hin⸗ 
ſichtlich der Umlagenerhebung: Art. 111 Abſ. II, 
110 Abſ. V KG.). 

Die KG0O. bringt grundſätzlich für alle öffent: 
lichen Kirchengeſellſchaften diesſeits und jenſeits des 
Rheins (Art. 97 KG.) gleiches Recht. Dieſer 
Grundſatz erleidet nur wenige, jedoch zum Teil 
nicht unerhebliche Ausnahmen. 

Zivilrechtlich ſind hier insbeſondere folgende 
von Bedeutung: 

1. Die Angelegenheiten des katholiſchen orts⸗ 
kirchlichen Stiftungsvermögens find den Kirchen: 
verwaltungen, die des proteſtantiſchen den Kirchen⸗ 
gemeinden anvertraut (Art. 6 Ab}. I und II). 

2. Bei katholiſchem Ortskirchenvermögen iſt 
möglichſt darauf hinzuwirken, daß neu zugehendes 
Grundſtockvermögen Eigentum der Kirchenſtiftung, 
nicht der Kirchengemeinde wird. Im Zweifels⸗ 
falle wird dies vermutet (Art. 1 Abſ. VI KGdO.). 

3. Kirchengemeindeverſammlungen und Kirchen: | 
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Wo ſie zur Beſchlußfaſſung berufen wären, ift 
nur die Kirchenverwaltung als ortskirchlicher Ver⸗ 
tretungskörper zuſtändig (Art. 101 Abt. III KG O.). 

Ueber dieſe Beſonderheiten (Ziff. 1—3) wird 
ſpäter näher zu handeln fein. 

Die KG.. ſchafft nicht völlig neues Recht. 
Sie hält die bisherige Organiſation der kirchlichen 
Vermögensverwaltung im allgemeinen aufrecht, 
baut dieſe aber in weſentlichen Punkten nach dem 
Vorbilde der Gemeindegeſetzgebung von 1869 
weiter aus. 

Ein großes Verdienſt der KGO. iſt, daß fie 
die bisher in einer Unzahl von Geſetzen, Verord⸗ 
nungen und Miniſterialerlaſſen zerſtreuten, zum 
großen Teile nur analog anwendbaren Einzel: 
vorſchriften in überſichtlicher Weiſe zufammenfaßt 
und nach gehöriger Sichtung und Verbeſſerung 
geſetzlich feſtlegt. Dadurch iſt nunmehr der Rechts⸗ 
ſprechung eine unantaſtbare Grundlage gegeben, 
die bisher vielfach auf kirchenrechtlichem Gebiete 
geradezu rechtsſchöpferiſch auftreten mußte. Zu 
bedauern bleibt nur, daß die KGO. hinſichtlich 
der bisherigen Vorſchriften nicht völlig reinen 
Tiſch gemacht hat. Die Beſtimmung des Art. 112 
Abſ. 10, wonach nur alle entgegenſtehenden 
geſetzlichen, insbeſondere partikularrechtlichen Be⸗ 
ſtimmungen, dann alle entgegenſtehenden oder 
durch die KGO. und die hiezu ergehenden Vor⸗ 
ſchriften erſetzten Verordnungen, Inſtruktionen und 
generaliſierten Entſchließungen außer Kraft treten, 
zwingt, da dieſe nicht zuſammengeſtellt ſind, auch 
in Zukunft vielfach zur Vergleichung des bisherigen 
Rechtes. Es iſt, als ob die KGO. es nicht über 
ſich vermocht hätte, dem juriſtiſchen Scharfſinn fein 
bisheriges fruchtbarſtes Schulgebiet mit einem 
Schlage zu entreißen. 


II. 


Die Kirchengemeindeordnung regelt nur die 
Vermögensangelegenheiten der katholiſchen und pro: 
teſtantiſchen Kirchenſtiftungen und Kirchen— 
gemeinden (ſ. die Eingangsworte der KG.), 
nicht die Vermögensangelegenheiten der öffentlichen 
Glaubensgeſellſchaften als ſolcher. Die Frage, ob 
z. B. die katholiſche Kirche als ſolche in Bayern 
Vermögen erwerben und beſitzen kann (vgl. Rel Ed. 
88 28, 54 und Meurer, Begriff und Eigentümer 
der heiligen Sachen Bd. II ©. 97 ff.) bleibt daher 
offen. Auch die Vermögensangelegenheiten der 
weiteren kirchlichen Verbände, der Bistümer und 
Erzbistümer ac. werden in der KG.O. nicht be⸗ 
handelt. Die KGO. behandelt nur das Vermögen, 
welches ortskirchlichen Charakter hat, das Orts⸗ 
kirchenvermögen. Als ſolches gilt nach Art. 5 KGO. 
das ortskirchliche Stiftungsvermögen, dann ein 
etwaiges Kirchengemeindevermögen. 

Ortskirchlichen Charakter hat in der Regel nicht 
das Vermögen der Dom-, Kollegiatſtifts- und 


gemeindebevollmächtigte beſtehen in der Pfalz weder Kloſterkirchen (vgl. Bear. z. KO.: Verh. d. K. d. 


für die katholiſche noch für die proteſtantiſche Kirche. Abg. 1907/08 Beil. Bd. I Beil. V S 


404); es 
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fällt daher inſoweit auch nicht unter die KGO. 
Soweit jedoch bei Domkirchen Vermögen ortskirch⸗ 


liche ie ſchon beſteht, finden 
die Beſtimmungen der KGO. Anwendung. Die 
Hofkultusſtiftungen und das Pfründevermögen end⸗ 
lich find ausdrücklich von dem Geltungsbereich der 
KSD. ausgenommen (Art. 5 Abſ. II). 


III. 


Die Eigentumsrechte am Ortskirchenvermögen 
bleiben nach ausdrücklicher Vorſchrift des Art. 1 
Abſ. Wa. a. O. unberührt. Die KO. greift in 
die beſtehenden, durch die VerfUrk. (Titel IV 89 
u. 10, Rel Ed. 88 46, 47) gewährleiſteten Eigen: 
tumsverhältniſſe in Anſehung des Ortskirchen⸗ 
vermögens weder konſtitutiv noch deklaratoriſch ein 
und ſtellt auch hinſichtlich des bereits vorhandenen 
Vermögens keine Vermutung zugunſten des einen 
oder anderen Vermögensträgers auf. Die Eigen: 
tumsfrage iſt alſo im Streitfalle außerhalb der 
KG.. zu löſen. In der Regel werden die Zivil: 
gerichte hierfür zuſtändig ſein. 

Als Eigentumstraͤger am Ortskirchenvermögen 
kommen in Betracht: Kirchenſtiftung, ortskirchliche 
Spezial⸗(Kultus⸗)ſtiftung oder Bruderſchaft (reli- 
giöſe Vereine ꝛc.) einerſeits und Kirchengemeinde 
anderſeits. Demzufolge iſt zu unterſcheiden: orts⸗ 
kirchliches Stiftungsvermögen und Kirchengemeinde⸗ 
vermögen (Art. 5 Abſ. I KGO.). 

Als Hauptvertreterin des ortskirchlichen Stif: 
tungsvermögens, an welche ſich die Spezialſtif— 
tungen nur anlehnen, erſcheint die Kirchen- 
ſtiftung (hierüber Näheres unten). In ihrem 
Eigentum ſteht der weitaus größte Teil des Orts⸗ 
kirchenvermögens. Nach rechtsgeſchichtlicher Ent— 
wicklung beſteht im Verhältnis zur Kirchengemeinde 
geradezu eine Vermutung, wenn auch nur eine 
praesumtio hominis, keine praesumtio juris für 
das Eigentum der Kirchenſtiftung. Die KGO. 
ſpricht deshalb auch in Art. 5 Abſ. I nur von 
„etwaigem“ Kirchengemeindevermögen und Art. 1 
Abſ. VI KGO. trifft Vorſorge, daß auch in Zu: 
kunft das Ueberwiegen des Kirchenſtiftungseigen— 
tums geſichert bleibt. Allerdings gilt letztere Vor— 
ſchrift entſprechend der geringeren Bedeutung der 
katholiſchen Kirchengemeinde in der katholiſchen 
Kirchenverfaſſung nur für die katholiſche Kirche. 

Art. 1 Abſ. VI beſtimmt: „Bei katholiſchem 
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die Staatsaufſichtsbehörden ꝛc.). 


„Für die Notare 


bewendet es bei der Vorſchrift des Art. 27 Not. 
lichen Charakters vorhanden iſt und eine ortskirch⸗ Hiernach hat der Notar vor der Beurkundung 


einer rechtsgeſchäftlichen Erklärung den wahren 
Willen der Beteiligten zu ermitteln; hegt er 
Zweifel, ob die Beteiligten die Bedeutung und 
die Folgen des beabſichtigten Geſchäftes völlig er: 
kannt haben, ſo hat er ihnen die nötige Belehrung 


zu erteilen. Der Notar wird alſo, wenn von ihm 
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eine Zuwendung an das katholiſche Ortskirchen⸗ 
vermögen, z. B. in einem Teſtamente beurkundet 
werden ſoll, ſich allerdings zu vergewiſſern haben, 
ob die Zuwendung an die Kirchengemeinde oder 
die Kirchenſtiftung erfolgen ſoll; er wird auch die 
Beteiligten darüber aufzuklären haben, daß nach 
der Abſicht der KGO. die Zuwendung an die 
Stiftung geſchehen ſoll. Eine Einwirkung aber, 
daß die Zuwendung in dieſem Sinne erfolgt, ſteht 
ihm nicht zu. Gleiches gilt von den Gerichten, 
ſoweit ſie, wie bei einem Vergleiche, in Betracht 
kommen können.“ 

Abſ. VI Satz 2 will jagen: „Im Zweifels⸗ 
falle iſt zu vermuten, daß der Stifter uſw.“ die 
Abſicht hat oder gehabt hat, der „Kirchen— 
ſtiftung“ zuzuwenden. Hier iſt vor allem 
der Rechtsgrundſatz zu beachten: Reichsrecht bricht 
Landesrecht. Die in Abſ. VI Satz 2 ausge⸗ 
ſprochene Vermutung gilt daher nur, ſoweit nicht 
bereits durch Reichsrecht z. B. das BGB. eine 
Vermutung begründet iſt (vgl. 3.8.8 891 BGB:; 
„was in Abſ. VI vom Eigentum geſagt iſt, gilt 
ſelbſtverſtändlichauch von anderen Vermögensrechten“ 
[Begr. a. a. O.). Ebenſo bleiben entgegenſtehende 
Auslegungsregeln des BGB. unberührt (vgl. z. B. 
dort 88 133, 157, 2084). Der Richter wird 
alſo in der freien Auslegung einer Willenserklärung 
durch die Vermutung des Satzes 2 nicht beengt. 


Es können jedoch trotz der reichsgeſetzlichen Regeln 


Ortskirchenvermögen iſt möglichſt darauf hinzu⸗ 


wirken, daß neu zugehendes Grundſtocksvermögen 
Eigentum der Kirchenſtiftung, nicht der Kirchen— 
gemeinde wird. Im Zweifelsfalle wird dies vermutet.“ 

Die Begr. (a. a. O. S. 396) bemerkt hiezu: 
„Die Vorſchrift des Abſ. VI (Satz 1; Satz 2 
war im Entwurf noch nicht enthalten) wendet ſich 
nur an die mit dem Vollzuge der Kirchengemeinde— 
ordnung befaßten Organe“ (alſo an die ortskirchlichen 
Vertretungskörper. Kirchenverwaltungsvorſtände, 
die mit der beabſichtigten Stiftung befaßt werden, 


noch Zweifel beſtehen. Es kann z. B. „für die 
Kirche“, oder „für Errichtung einer Hilfspriefter: 
ſtelle“ eine Summe ausgeſetzt ſein. In dieſem 
Falle kann die Vermutung des Abſ. VI Bedeutung 
gewinnen, da hier nur ortskirchliche Vermögens— 
träger als Empfänger in Betracht kommen. 
Trotz der Vorſchrift des Abi. VI beſtehen 
jedoch Kirchenſtiftung (einſchließlich der ortskirch— 
lichen Spezialſtiftungen ꝛc.) und Kirchengemeinde 
als gleichberechtigte ortskirchliche Vermögensſubjekte 
nebeneinander. Beide Vermögensmaſſen ſind nach 
der Abſicht der KG. ſcharf voneinander zu unter⸗ 
ſcheiden. Die Kirchengemeinde iſt nicht etwa, wie 
früher vielfach in unklarer rechtlicher Vorſtellung 
behauptet worden iſt, Eigentümerin des ortskirch⸗ 


lichen Stiftungsvermögens. Sie hat Verfügungs— 


recht darüber nur, weil und inſoferne ihr deſſen 
Verwaltung anvertraut iſt (ſo in der proteſtantiſchen 
Kirche: Art. 6 Ab}. II KGO.), oder inſoferne ſie 
das Verwaltungsorgan wählt (ſo in der katholiſchen 
Kirche: Art. 6 Abſ. I KGO.). Freilich dient das 
Vermogen beider Rechtsſubjekte im weſentlichen 
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den gleichen Zwecken. Die KGO. läßt deshalb einem Verwaltungsrechtsſtreit zwiſchen Gläubiger 
auch gemeinſame Haushaltführung zu (Art. 60 und Kirchengemeinde feſtgeſtellt werden. Dem 
Abſ. II). Rechte und Pflichten der beiden Rechts⸗ | Gläubiger, deſſen Forderung unbeſtritten oder 
ſubjekte ſind jedoch nicht die gleichen; insbeſondere | rechtskräftig feſtgeſtellt iſt, bleibt vielmehr nur die 
gilt dies für das Baulaſtrecht. Für das Unvermögen Möglichkeit, falls die Kirchengemeinde die Bereit⸗ 
der Kirchenſtiftung zu einer ihr obliegenden Bau⸗ ſtellung der erforderlichen Mittel verweigert, die 
fallwendung haftet nicht ohne weiteres die Kirchen Staatsaufſichtsbehörde anzurufen, welche ihrerſeits 
gemeinde, ſondern der nach Baulaſtrecht in zweiter | verpflichtet iſt, nötigenfalls nach Art. 74 Abſ. V 
und dritter Linie Baupflichtige (vgl. Art. 12 und 112 bis VII KO. mit aufſichtlichem Zwange vorzu⸗ 
Abſ. II KGO.). Ebenſowenig beſteht kraft Geſetzes gehen. Dieſes Verfahren ſpielt ſich jedoch nur 
eine gegenſeitige, allgemeine, unmittelbare, zivil⸗ zwiſchen der Staatsaufſichtsbehörde und der Kirchen⸗ 
oder öffentlichrechtliche Haftung der beiden Rechts⸗ gemeinde ab. Dem Gläubiger kommt hiebei keine 
ſubjekte für die beiderſeitigen Verbindlichkeiten. Parteiſtellung zu. 
Die Kirchenſtiftung haftet für Verbindlichkeiten der Soweit nicht dieſe geſetzliche Haftung der 
Kirchengemeinde kraft Geſetzes überhaupt nicht. Kirchengemeinde für die Verbindlichkeiten der Kirchen⸗ 
Sie kann nur u. U. mit ſtaatsaufſichtlicher Ge: ſtiftung, ſondern nur eine Haftung aus ausdrück⸗— 
nehmigung und Zuſtimmung der kirchlichen Ober: licher Haftungsübernahme durch geſetzmäßige Ber 
behörde für Verbindlichkeiten der Kirchengemeinde ſchlüſſe ꝛc. in Frage kommt (f. oben), kann ſelbſt⸗ 
freiwillig einſpringen (Art. 13 Abſ. IV), allenfalls verſtändlich ein unmittelbares Erkenntnis auf dem 
auch eine Haftung für Verbindlichkeiten der Kirchen: Zivilprozeßwege gegen die Kirchengemeinde erſtritten 
gemeinde eingehen, letzteres aber nur, wenn die werden. Alsdann kommt eine Mitwirkung der 
betreffende Verbindlichkeit den Zwecken der Kirchen- Staatsaufſichtsbehörde bei der Verwirklichung des 
ſtiftung nicht fremd iſt (Art. 9 Abſ. VI KGO.) Anſpruchs nur nach Maßgabe des Art. 74 Abſ. VIII 
und wenn der Beſtand des Kirchenſtiftungsvermögens | in Betracht. Hierüber Näheres ſpäter. 
nicht gefährdet wird (Art. 9 Abſ. 1 KGO. und $47 | Die nach Art. 60 Abſ. II KGO. zur Regel 
RelEd.). Dies gilt auch für ſonſtige ortskirchliche gemachte gemeinſame Haushaltführung für Kirchen⸗ 
Stiftungen. ſtiftung und Kirchengemeinde hat nur formelle 
Umgekehrt iſt die Rechtslage teilweiſe anders. Bedeutung, bewirkt alſo keine Verſchiebung der 
Hier iſt zwiſchen Kirchenſtiftung und dem ſonſtigen Eigentumsverhältniſſe. Die Kaſſen bleiben ge: 
ortskirchlichen Stiftungsvermögen zu unterſcheiden. trennt. Einnahmen der Kirchengemeinde, wie 
Für die Verbindlichkeiten des letzteren haftet z. B. Umlagen, ſind deren alleiniges Eigentum. 
die Kirchengemeinde nur nach Art. 12 Abſ. II Soviel über das gegenſeitige Verhältnis von 
und III, alſo nur, wenn die Verpflichtung hiezu ortskirchlichem Stiftungsvermögen und Kirchen— 
in beſonderen Rechtsverhältniſſen, Herkommen oder | gemeindevermögen. 
f 115 Beſchlüſſen begründet iſt (Art. 13 Im einzelnen iſt über beide Vermögensgruppen 


noch zu ſagen: 

Auch hinſichtlich der Verbindlichkeiten der ee . 
Kirchenſtiftung beſteht grundſätzlich nur dieſe ber | A. Das ortskirchliche Stiftungsvermögen. 
ſchraͤnkte Haftung. Soweit deren Vorausſetzungen J. 
nicht gegeben ſind, kann alſo der Gläubiger nicht Das ortskirchliche Stiftungsvermögen iſt als 
ohne weiteres bei Unvermögen der Kirchenſtiftung ſolches keine Vermögenseinheit, keine juriſtiſche 
den Zugriff auf das Vermögen der Kirchengemeinde Perſon, ſondern nur ein Sammelbegriff für die 
nehmen. Es kann jedoch eine mittelbare ge: einzelnen ortskirchlichen Stiftungen, welche eigene 
ſetzliche Haftung der Kirchengemeinde in Frage Rechtsperſönlichteit haben. 
kommen. Der Bedarf der Kirchenſtiftung zur Die AGD. (Art. 5 Abſ. II) unterſcheidet: 
Einlöſung ihrer Verbindlichkeiten iſt Ortskirchen⸗ 1. Kirchenſtiftungsvermögen (Fabrikgut) ein: 
bedürfnis (Art. 12 Abſ. I Eingang) („Bedarf für ſchließlich der bei der Kirchenſtiftung be— 
Erfüllung der in . .. ſonſtigen Geſetzen BGB. ꝛc. ſtehenden Fonds, 
feſtgeſtellten Verpflichtungenh, muß alſo bereit: ſonſtige örtliche Kultusſtiftungen und -fonds. 
gehalten werden. Das Grundſtockvermögen der 3. das Vermögen der Bruderſchaften und ähn— 
Kirchenſtiftung darf nicht angegriffen werden, lichen Vereinigungen im Kirchengemeinde— 


D 


ſoweit nicht die Möglichkeit des Erſatzes beiteht bezirk, ſoweit es als örtliches Stiftungs— 
und Genehmigung nach Art. 9 Abſ. III erteilt vermögen erſcheint oder ſeither ihm gleich— 
iſt. Reichen die in Art. 13 Abſ. I bezeichneten geachtet worden iſt. 

Einnahmen zur Deckung nicht aus, ſo muß die Zu 1. Die Begriffe „Kirchenſtiftungsvermögen“ 


Kirchengemeinde den Fehlbetrag decken und „ortskirchliches Stiftungsvermögen“ decken ſich 
(Art. 18 Abſ. II und ID. Dieſe Haftung der nicht. Das erſtere iſt nur ein Teil, eine beſtimmte 
Kirchengemeinde iſt jedoch öffentlich- rechtlicher Erſcheinungsform des letzteren. Zwar wird ge: 
Natur, kann alſo zivilrechtlich nicht begehrt oder meinhin die „Kirchenſtiftung“ als Trägerin des 
erzwungen werden. Sie kann auch nicht in geſamten ortskirchlichen Stiftungsvermögens be— 
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zeichnet, die Ausdrucksweiſe der KGO. nötigt je: 
doch zur Unterſcheidung. Die Begriffsmerkmale, 
welche Krick (Kirch VR. 4. Aufl. Bd. III S. 1) auf: 
geſtellt hat, genügen darum ebenfalls nicht mehr. 

Krick definiert: „Unter Kirchenſtiftung verſteht 
man eine dem Kultus einer öffentlich aner⸗ 
kannten Religionsgeſellſchaft gewidmete Anſtalt 
einſchließlich des ihr zu dieſem Zwecke zugewen⸗ 
deten Vermögens an Rechten und liegenden und 
beweglichen Gütern.“ Nun kann dieſer Anſtalt 
(der Kirche) aber auch Vermögen zugewendet ſein, 
das ſelbſt wieder als ſelbſtändiges Rechtsſubjekt, 
als Stiftung erſcheint. Dieſes gehört nach Art. 5 
Abſ. II KGO. nicht zur Kirchenſtiftung, ſondern 
zu den ſonſtigen örtlichen Kultusſtiftungen im 
Sinne der Ziff. 2 daſelbſt. 

Ferner kann eine Stiftung als Kirchenſtiftung 
im Sinne der KGO. zu bezeichnen ſein, ohne 
daß eine zu Kultuszwecken beſtimmte „Anſtalt“ 
vorhanden iſt. Denn eine Kirchenſtiſtung kann 
ſchon vor Erbauung der Kirche errichtet werden 
(vgl. 8 3 VollzBek. vom 19. Okt. 1912 [Kult MBl. 
S. 747). 

Welches ſind aber nun die Unterſcheidungs⸗ 
merkmale? 

Die Löſung ergibt fi) aus dem Wort „Kirchen: 
ſtiftung“ ſelbſt. Kirchenſtiftung iſt die durch Stiftung 
einer Kirche, eines Gotteshauſes entſtandene Stiftung. 

Dabei kann es dahingeſtellt bleiben, in welcher 
Weiſe rechtsgeſchichtlich die „Kirchenſtiftung“ ge: 
worden und wie die einzelne Kirche in vorver— 
gangener Zeit zur Rechtsperſönlichkeit gelangt iſt. 
Jedenfalls ſteht das Kirchengebäude im Mittel— 
punkte der „Kirchenſtiftung“. Eine ortskirchliche 
Stiftung, die nicht ein Kirchengebäude in ihrem 
Vermögen beſitzt, iſt niemals eine Kirchenſtiftung, 
ſondern nur eine örtliche Kultusſtiftung i. S. des 
Art. 5 Abſ. II Ziff. 2; eine Stiftung letzterer Art 
liegt z. B. auch vor, wenn zur Ausſchmückung 
einer im Eigentum eines Gutsherrn ſtehenden 
Kirche u. dgl. eine Stiftung mit ſelbſtändiger 
Rechtsperſönlichkeit errichtet wird. Nach der Abſicht 
der KGOO. genügt es aber auch ſchon zur Be: 
gründung einer Kirchenſtiftung, daß nur ein Kapital, 
ein Bauplatz uſw. ſtiftungsmäßig mit der Be— 
ſtimmung, der Erbauung einer Kirche zu dienen, 
feſtgelegt wird (vgl. § 3 VollzV O. vom 19. Of: 
tober 1912). 
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So wird man die Kirchenſtiftung im Sinne 


der KGO. kurz zu definieren haben als diejenige 
ortskirchliche Stiftung, welche die gottesdienſtliche 
Anſtalt, das Kirchengebäude als Eigentum begreift 
oder als Eigentum aufzunehmen beſtimmt if. 
Welchen Zwecken das der Kirchenſtiftung ſonſt ge— 
hörige Vermögen außer der Unterhaltung uſw. der 


Kirche noch zu dienen beſtimmt iſt, bleibt gleiche 


gültig. Es iſt ſelbſtverſtändlich, daß die Kirchen— 
ſtiftung hiedurch als Mittelpunkt des ortskirchlichen 
Stiftungsvermögens, als natürlicher Sammelpunkt 
des der Kirche gewidmeten Vermögens erſcheint. 


Alles Vermögen, das der Ortskirche zugewendet 
wird, fließt ihr zu, wenn nicht ausdrücklich eine 
andere Stiftung als empfangsberechtigt erklärt, 
oder eine neue Stiftung mit ſelbſtändiger Rechts⸗ 
perſönlichkeit errichtet wird (vgl. auch die obenbe⸗ 
ſprochene Anweiſung und Vermutung des Art. 1 
Abſ. VI KGO.). 

Was von der Kirchenſtiftung gilt, gilt auch 
von der Kirchenfabrik. Beider Begriffe decken 
ih. Da die KG. übrigens die Bezeichnung 
Kirchenfabrik nicht aufgenommen hat — in Art. 5 
Abſ. II Ziff. 1 dient das Wort „Fabrikgut“ nur 
zur Erläuterung —, fo iſt gemäß Art. 97 KGO. 
künftig auch in der Pfalz „Kirchenſtiftung“ dafür 
zu ſetzen. 

Bei den Kirchenſtiftungen können wie inner⸗ 
halb anderer ortskirchlicher Stiftungen ausgeſchiedene 
Fonds beſtehen. Dieſe find Vermögensanſamm⸗ 
lungen für beſtimmte Zwecke, die im Eigentum 
der Kirchenſtiftung ꝛc. ſtehen, daher ſelbſtändige 
Rechtsperſönlichkeit nicht beſitzen und je nachdem 
auch verbrauchbar ſind. Weiteres hierüber ſpäter. 

Ausdrücklich ſind als zum Kirchenſtiftungsver⸗ 
mögen gehörig bezeichnet: Die Kaplanei⸗(Koope⸗ 
ratoren-) Stiftungen, ſoweit ſie nicht Benefizien 
ſind, dann die Expoſiturſtiftungen einſchließlich 
etwaiger Kaplanei-(Kooperatoren-) und Expofitur⸗ 
hausbaufonds ($ 2 VollzBek. vom 19. Oktober 
1912 a. a. O.). Ä 

Zu 2. Zum ortskirchlichen Stiftungsvermögen 
gehören ferner ſonſtige örtliche Kultusſtiftungen 
(Art. 5 Abſ. II Ziff. 2). 

8 Die Abgrenzung dieſes Begriffes bietet Schwierig: 
eiten. 

Das Recht, die Stiftung zu verwalten, iſt kein 
Merkmal der Zugehörigkeit. Wie aus Art. 6 
Abſ. J und II KG O. zu entnehmen iſt, zählt die 
KG. auch ein unter beſonderer Verwaltung d. h. 
nicht unter Verwaltung eines ortskirchlichen Ber: 
tretungskörpers ſtehendes Vermögen u. U. zum 
ortskirchlichen Stiſtungsvermögen und andererſeits 
rechnet die KGO., wie die ſonſt nicht erforderliche 
Beſtimmung des Art. 5 Ab}. IV beweiſt, ein unter 
Verwaltung eines ortskirchlichen Vertretungskörpers 
ſtehendes Vermögen dann nicht zum ortskirchlichen 
Stiftungsvermögen, wenn es zu anderen als Kultus— 
zwecken (Unterrichts-Wohltätigkeitsſtiftungen uſw.) 
beſtimmt iſt. 

Daraus iſt erſichtlich, daß die KGO. im 
Stiftungszwecke das entſcheidende Merkmal ſieht. 

Eine örtliche Kultusſtiftung i. S. des Art. 5 
Abſ. II Ziff. 2 iſt alſo eine örtliche Stiftung, 
welche den Kultus- (d. i. den gottesdienſtlichen) 
Zwecken einer der drei öffentlichen Glaubendgeſell— 
Ihalten zu dienen beſtimmt iſt. 

Durch dieſe Begriffsbeſtimmung wäre ſtreng ge— 


nommen die in meiner Handausgabe der KGO. zu 


Art. 5 Abſ. II Ziff. 2 gegebene zu erſetzen. Praktiſch 
wird jedoch ſtets auch das unter Verwaltung eines 
ortskirchlichen Vertretungskörpers ſtehende Stif— 


tungsvermögen, das Wohltätigkeitszwecken u. a. 
dient, als ortskirchliches Stiftungsvermögen er⸗ 
ſcheinen und als ſolches behandelt werden, da 
Art. 5 Abſ. IV vorbehaltlich beſonderer (d. i. vor⸗ 
nehmlich Stiftungs⸗) Beſtimmungen die Vorſchriften 
über Verwaltung des ortskirchlichen Stiftungsver⸗ 
mögens für entſprechend anwendbar erklärt. 

Was von öffentlichen Kultusſtiftungen gilt, gilt 
auch von örtlichen Kultusfonds. Der allgemeine 
Begriff „Fonds“ im Sinne der KG. iſt oben 
zu 1 erläutert. 

Wenn die KG. alle örtlichen Stiftungen zu 
den Kultusſtiſtungen und damit zum ortskirch— 
lichen Stiftungsvermögen rechnet, die gottesdienſt⸗ 
lichen Zwecken dienen, ſo wird ſofort die Frage 
nach dem Geltungsbereich der KGO. hinſichtlich 
ihrer Verwaltung brennend. 

Hierüber iſt zu ſagen: 

Die Verwaltung des ortskirchlichen Stiftungs⸗ 
vermögens iſt in der katholiſchen Kirche grund: 
ſaͤtzlich der Kirchenverwaltung, in der proteſtantiſchen 
grundſätzlich der Kirchengemeinde anvertraut (Art. 6 
Abſ. I und II KGO.). Damit follte nichts Neues 
geſchaffen, ſondern nur der beſtehende Zuſtand 
ausdrücklich anerkannt werden. (Die Streitfrage, 
ob nach bisherigem Recht die Kirchenverwaltung 
ſelbſtändig das ortskirchliche Stiftungsvermögen 
zu verwalten hatte oder als Organ der Kirchen: 
gemeinde, ſcheidet hier aus). Keinesfalls ſollten 
bisherige Verwaltungs rechte aufgehoben werden. 
Darum in Art. 6 Abſ. I und II der ausdrückliche 
Vorbehalt: „. .. wenn nicht durch beſondere Ge: 
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ſetze oder Stiftungsbeſtimmungen eine andere Ver⸗ 


waltung angeordnet iſt.“ 

Soweit Kirchenverwaltung und Kirchengemeinde 
mit der Verwaltung örtlicher Kultusſtiftungen 
betraut ſind, gelten ausnahmslos die Vorſchriften 
der KGO. und der hiezu ergangenen Vollzugs⸗ 
beſtimmungen. Dieſe Vorſchriften gelten entſprechend 
auch für die Verwaltung des Stiftungsvermögens, 
das nicht „Kultus“⸗Stiftung, aber der Kirchenver— 
waltung oder einer beſonderen Verwaltung orts— 
kirchlichen Charakters (z. B. dem Pfarrer mit oder 
ohne Beiſitzer) zur Verwaltung anvertraut iſt. 


| 
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Gem., nicht der KGO. auszuüben ſei, wohl nicht 
als ſchlechthin unzuläſſig zu bezeichnen ſein. 

Welche Vorſchriften anzuwenden ſind, wenn 
eine Kultusſtiftung durch Geſetz oder Stiftungs⸗ 
beſtimmung einer anderen Verwaltung zugewieſen 
iſt, hängt von den Umſtänden ab. 

Als Geſetzesbeſtimmungen, durch die eine andere 
Verwaltung angeordnet ſein kann, kommen die 
88 96 und 136 der VI. Verf Beil. (Vorbehalt für 
Standes⸗ und Gutsherren) in Betracht (vgl. hierüber 
meine KG. Bem. 2 zu Art. 6 Abi. I). Da dieſe 
die Verwaltung nach den (jeweils) „beſtehenden 
Verordnungen und allgemeinen Verwaltungsvor⸗ 
ſchriften mit Vorbehalt der Unterordnung unter 
die obere Kuratel ſelbſt“ zu führen haben (88 96 
mit 136 a. a. O.), ſo gelten für ſie gegebenenfalls 
die für die Verwaltung der Kultusſtiftungen d. i. 
des Ortskirchenvermögens gegebenen Vorſchriften 
der KGO., ſoweit nicht eben das Beſtehen ihres 
Verwaltungsrechtes dieſe ausſchließt oder nach 
Art. 62 Abſ. V bejondere Beſtimmungen erlaſſen 
werden. Insbeſondere gelten hier die Vorſchriften 
der KGO. über die Staatsaufſicht (Art. 73 ff.). 

Dasſelbe gilt, wenn durch Stiftungsbeſtimmungen 
eine beſondere Verwaltung angeordnet iſt, es ſei 
denn, daß etwa die Verwaltung einer bürgerlichen 
Gemeinde oder Ortſchaft anvertraut iſt. Dann 
ſind ſelbſtverſtändlich die Beſtimmungen der Ge: 
meindeordnung maßgebend. 

Zu beachten iſt ſchließlich noch, daß der Vor⸗ 
behalt des Art. 6 Abſ. I und II nur für beſondere 
Verwaltungen gilt, welche auf beſonderen Geſetzen 
oder Stiftungsbeſtimmungen beruhen, nicht dagegen 
für ſolche, die z. B. nur herkömmlich oder tat⸗ 
ſächlich beſtehen (vgl. Art. 106 Abſ. II). An die 
Stelle ſolcher Verwaltungen treten kraft Geſetzes 
die Kirchenverwaltung oder die Kirchengemeinde 
mit der Folge, daß die Beſtimmungen der KGO. 
für die Verwaltung maßgebend werden. 

Verſchieden von der Verwaltung einer Kultus— 
ſtiftung als ſolcher iſt die Verwaltung einzelner 


zugehöriger Vermögensſtücke. Es bleiben demnach 
die dem Staate, bürgerlichen Gemeinden, Schul: 


Allerdings find hier abweichende Beitimmungen 


zugelaſſen („ſoweit nicht ein anderes beſtimmt iſt“); 
ſolche können vom Stifter oder durch Miniſterial— 
vorſchrift (Art. 62 Abſ. V KG.) angeordnet fein. 
Die Abweichungen können aber nur die Verwaltung 


ſelbſt, d. i. das Kaſſa⸗ und Rechnungsweſen, die 


Haftung uſw. betreffen, nicht aber die Staatsauf— 
ſicht (Art. 73 ff. KGO.). Letztere kann weder 
ausgeſchloſſen noch beſchränkt werden, denn die 
hierauf bezüglichen Beſtimmungen der AGO. be: 


verbänden oder Ortſchaften vermöge beſonderer 
Rechtsverhältniſſe hinſichtlich ſolcher etwa zuſtehenden 
Verwaltungsrechte unberührt. Es gilt das ins— 
beſondere für Wohngebäude der weltlichen Kirchen: 
diener (Schul- und Mesnerhäuſer uſw.; vgl. 
Begr. S. 405). 

Zu 3. „Eine kirchliche Bruderſchaft iſt die 
freiwillige, von der kirchlichen Autorität errichtete 
und unter deren Aufſicht ſtehende Vereinigung 


von Gläubigen zu einem beſonderen frommen oder 


ruhen im letzten Grunde auf der Verfaſſungs⸗ 


Urkunde (Tit. IV SS 9 u. 10; vgl. auch Art. 6 AG. 
BGB. und Seydel JI S. 726 Note 23, Kahr GemO. 
Bd. I S. 697). Es wird aber in den Fällen des 
Art. 5 Abſ. IV eine Stiftungsbeſtimmung dahin, 
daß die Staatsaufſicht nach den Vorſchriften der 


chriſtlich mildtätigen Zweck. Sie werden in der 
Regel bei einer beſtimmten Kirche oder einem be— 
ſtimmten Altare errichtet, von welchen ſie nur mit 
Erlaubnis des Biſchofs anderswohin transferiert 
werden können“ (Krick I S. 531). 

Als „ähnliche Vereinigungen“ kommen Kon— 
gregationen, Bündniſſe, religiöſe Vereine uſw. (nicht 
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Orden und ordensähnliche Kongregationen) in Be⸗ 
tracht (Begr. S. 404). 


Vorausſetzung der Unterordnung unter Art. 5 


Abſ. II Ziff. 3 iſt in jedem Falle, daß die Bruder⸗ 
ſchaft und ſonſtige Vereinigung innerhalb eines 
Kirchengemeindebezirkes beſteht und über dieſen 
nicht hinausgreiſt. 

Die Rechtsverhältniſſe dieſer Vereinigungen an 
ſich regelt die KGO. nicht. Sie befaßt ſich alſo 
insbeſondere nicht mit den Vorausſetzungen ihrer 
Errichtung, ihrer Rechtsfähigkeit uſw. In dieſer 
Beziehung bleiben vielmehr vollftändig die bisherigen 
Vorſchriften und Rechtsverhältniſſe maßgebend (vgl. 
das nähere bei Krick, Verw. des kath. Pfarramtes 
S. 531, Stingl desgl. S. 497 ff.). Die KGO. 
erklärt auch nicht etwa das Vermögen der Bruder⸗ 
ſchaften uſw. ſchlechthin als ortskirchliches Stiftungs⸗ 
vermögen. Sie zählt vielmehr das Bruderſchaſts⸗ 
vermögen uſw. hiezu nur, „inſoweit es als örtliches 
Stiftungsvermögen erſcheint oder ſeither ihm gleich⸗ 
geachtet worden iſt“. Es ſoll in die beſtehenden 
Verhältniſſe möglichſt wenig eingegriffen werden 
(Begr. S. 404). Bei Bruderſchaften uſw., die 
zur Zeit des Inkrafttretens der KGO. ſchon be⸗ 


ſtanden haben, iſt alſo zunächſt auf die bisherige 
auf die Tatſache des Beſtehens, nicht auf einen 


Ordnung zurückzugehen. 


Wie bisher, ſo ſind auch künftig unter den 


Bruderſchaften uſw. zwei Hauptgruppen zu unter⸗ 
ſcheiden: ſolche, welche landesherrliche Genehmigung 
erhalten haben, oder wenn dieſe nicht nachweisbar 
iſt, doch vor dem 27. April 1849 errichtet worden 


find (vgl. MinE. vom 27. April 1849, die geiſt⸗ 


lichen Bündniſſe betr.; Stingl a. a. O. S. 500), 
und ſolche, welche dieſe Genehmigung nicht beſitzen 
und erſt nach dem 27. April 1849 errichtet worden 
ſind. Die vermögensrechtliche Stellung der letzteren 
bemißt ſich gänzlich nach bürgerlichem Recht (Krick 
a. a. O. S. 540). Sie können zwar Rechtsfähig⸗ 
keit nach 88 21 ff. BGB. erwerben. Ihr Ber: 
mögen gehört aber niemals zum „ortskirchlichen 
Stiftungsvermögen“, weshalb auch die Beſtim— 
mungen der KG. auf ihre Verwaltung keine 
unmittelbare Anwendung finden. Rechtlich aus— 
geſchloſſen iſt jedoch nicht, daß das Vermögen ſolcher 
Bruderſchaften einer Kirchenverwaltung anvertraut 
iſt oder wird. Alsdann finden die Vorſchriften der 
KO. über Verwaltung des ortskirchlichen Stif— 
tungsvermögens entſprechende Anwendung 
(Art. 5 Abſ. III KO.). 

Für das Gebiet der KGO. kommen in der 
Hauptſache nur die Bruderſchaften in Betracht, 
welche landesherrliche Genehmigung beſitzen und 
welche dieſen gleichſtehen (ſ. oben). Dieſe ſind als 
Körperſchaften des öffentlichen Rechtes i. S. des 
§ 89 BGB. juriſtiſche Perſonen (vgl. Krick a. a. O. 
S. 529, Staudinger BGB. Ben. 2 zu § 89). 

Als ſolche können ſie naturgemäß Eigentümer 
von Vermögenswerten ſein. Deren Verwaltung 
kommt zunächſt den Bruderſchaftsorganen zu. Ueben 


dieſe die Verwaltung ſelbſt aus, Jo finden die Vor: | 


K Go.). 


ſchriften der KGO. keine Anwendung. Hat jedoch 


vor dem Inkrafttreten der KGO. eine Kirchen⸗ 


| R 


verwaltung die Verwaltung beſorgt oder wird künftig 
die Verwaltung einer ſolchen übertragen, ſo finden 
die Vorſchriften der KGO. über Verwaltung des 
ortskirchlichen Stiftungsvermögens entſprechende 
Anwendung, bis mit Genehmigung der Staats⸗ 
aufſichtsbehörde eine andere Regelung erfolgt 
(Art. 5 Abſ. III KGO.). 

Das Vermögen der Bruderſchaften uſw. kann 
aber auch — und das iſt der wichtigſte Fall — 
als Stiftungsvermögen erſcheinen, d. h. es können 
in Verbindung mit einer Bruderſchaft uſw. — zur 
Erfüllung ihrer Aufgaben — Stiftungen beſtehen. 
Soweit ſie ſelbſtändig Rechtsfähigkeit beſitzen — 
was im Zweifelsfall des Nachweiſes bedarf — ge: 
hören ſie zum örtlichen Stiftungsvermögen und 
darum (Art. 5 Abſ. II Ziff 3) zum „ortskirch⸗ 
lichen Stiftungsvermögen“. Ihre Verwaltung wird 
nach den Vorſchriften der KGO. wie bisher im 
Regelfalle von der Kirchenverwaltung geführt (Art. 6 
Abi. I KGO., Krick a. a. O. S. 543). Soweit 
jedoch ordnungsgemäß eine „beſondere Verwaltung“ 
beſteht — hier kommt es im Gegenſatz zu der Aus: 
nahmebeſtimmung des Art. 6 Abſ. 1 KGO. nur 


beſtimmten Rechtsgrund (Geſetz, Stiftungsbeſtim⸗ 
mung uſw.) an — bleibt dieſe unberührt (Art. 5 
Abſ. II Ziff. 3 Satz 2 KG.) und es finden 
dann nur diejenigen Beſtimmungen der KGo. 
über die Vermögensverwaltung Anwendung, die 
nicht durch das Beſtehen der beſonderen Ver⸗ 
waltung ausgeſchloſſen ſind. Als ſolche beſondere 
Verwaltungen kommen in Betracht Verwaltungen, 
die nur aus einem oder mehreren Geiſtlichen be: 
ſtehen, Bruderſchaftsverwaltungen, gemeindliche oder 
ortsgemeindliche Verwaltungen. Sie ſind in jedem 
Falle der Staatsaufſicht unterworfen (vgl. Verflrk. 
Tit. IV SS 9 und 10, RelEd. 88 46, 47, 75), welche 
ſich je nachdem nach der KGO. oder den Ge: 
meindeordnungen bemißt. 

Soweit die in Verbindung mit einer Bruder⸗ 
ſchaft uſw. beſtehenden Stiftungen nicht ſelbſtändig 
Rechtsfähigkeit beſitzen, ſteht ihr Vermögen ſtreng 
genommen im Eigentum der Bruderſchaften uſw. 
In der Regel wird es ſich hier um belaftete Zu: 
wendungen (insbeſondere Gottesdienſtſtiftungen) 
handeln. Solche Stiftungen gehören daher nicht 
ohne weiteres zu dem ortskirchlichen Stiftungs— 
vermögen. Soweit ſie aber vor dem Inkrafttreten 
der KGD. dem örtlichen Stiftungsvermögen „gleich— 
geachtet“ und gleich dieſem behandelt worden ſind, 
ſollen ſie auch in Zukunft das Schickſal der in Ver— 
bindung mit Bruderſchaften ulm. beſtehenden rechts⸗ 
fähigen Stiftungen teilen (Art. 5 Abſ. II Ziff. 3 
(Fortſetzung folgt). 
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Kleine Mitteilungen. 


Zuſtändigkeit, wenn während eines Zwangs ver⸗ 
ſteigerungsverſahrens das beſchlagnahmte Grundſtüdk 
einem andern Gerichtsbezirk zugeteilt wird. Nach 8 1 
ZVG. iſt für die Zwangsverſteigerung eines Grund⸗ 
ſtücks als Vollſtreckungsgericht das Amtsgericht zu⸗ 
ſtändig, in deſſen Bezirk das Grundſtück liegt. Dieſe 
früher in der ZPO. (8 755 ä. F.) geregelte örtliche 
Zuſtändigkeit iſt ausſchließlich (8 802 ZPO.). Wird 
nach der Anordnung der Zwangsverſteigerung der 
Gerichtsbezirk geändert und wird das beſchlagnahmte 
Grundſtück einem andern Gerichtsbezirk zugeteilt, dann 
wird das Vollſtreckungsgericht, das in jeder Lage des 
Verfahrens ſeine Zuſtändigkeit von Amts wegen zu 
prüfen hat, vor die Entſcheidung geſtellt, ob es zur 
weiteren Durchführung des Verfahrens und zu den 
weiteren Verrichtungen zuſtändig bleibt, die durch die 
ZPO. dem Vollſtreckungsgericht zugewieſen find. 
Auch der Notar, der in Bayern gemäß 8 13 EG. ZVG. 
und Art. 25 AG. ZVG. an die Stelle des Voll⸗ 
ſtreckungsgerichts tritt und richterliche Befugniſſe aus⸗ 
übt, daher auch dem gleichen örtlichen Zuſtändigkeits⸗ 
zwang unterliegt, hat ſeine Zuſtändigkeit ſelbſtändig 
zu prüfen und ſich darüber ſchlüſſig zu machen, ob er 
zur Erteilung des Zuſchlags für das nicht mehr im 
Gerichtsbezirk gelegene Grundſtück zuſtändig iſt. 

Die Frage, die in den Kommentaren z. ZVG. 
nicht behandelt iſt, läßt ſich aus dem ZVG. nicht be⸗ 
antworten. Es ſind vielmehr die Beſtimmungen und 
Grundſätze der Zivilprozeßordnung anzuwenden, die 
ja für alle Fragen maßgebend ſind, die im ZVG. nicht 
gelöſt find, wie ſich aus der Faſſung des 8869 3P Ot ergibt. 

Nach 8 764 ZPO. iſt für die Vollſtreckung in 
das bewegliche Vermögen Vollſtreckungsgericht das 
Gericht, in deſſen Bezirk das Vollſtreckungsverfahren 
ſtattgefunden hat oder ſtattfinden ſoll. Die örtliche 
Zuſtändigkeit kann daher für die verſchiedenen Voll- 
ſtreckungshandlungen wechſeln, wenn die Pfandgegen⸗ 
ſtände in einen anderen Gerichtsbezirk verbracht werden 
oder wenn der Schuldner den Wohnſitz wechſelt. 
Die Analogie der Rechtshängigkeit des 8 266 JI Nr. 2 
ZPO. trifft daher hier nicht zu: vielmehr beſtimmt 
die Sachlage die Zuſtändigkeit. Dies trifft indeſſen 
nur zu, wenn und inſoweit es ſich um ſelbſtändige 
Einzelvorgänge der Vollſtreckung handelt. Anders 
dagegen, wenn die verſchiedenen einzelnen Voll— 
ſtreckungshandlungen beſtimmt ſind, der Abwicklung 
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eines einheitlichen Vollſtreckungsaktes zu dienen, wenn 


ſich alſo die Abwicklung eines einheitlichen Voll— 
ſtreckungsaktes in einzelnen unſelbſtändigen Hand— 
lungen vollzieht. Beiſpielsweiſe verbleibt dem Gericht, 
welches als Wohnſitzgericht die Pfändung einer For- 
derung verfügt hat, die Zuſtändigkeit auch für die 
Ueberweiſung der Forderung, ſollte auch der Schuldner 
zwiſchen der Pfändung und Ueberweiſung feinen Wohn— 
ſitz gewechſelt haben. Denn mit der Pfändungsver⸗ 
fügung hat der einheitliche Vollſtreckungsvorgang der 


Forderungspfändung begonnen und die Zuſtändigkeit 


des beim Beginn der Vollſtreckung zuſtändigen Gerichts 
wird hier nach Analogie von 8 263 ZPO. durch eine 
Veränderung der die Zuſtändigkeit begründenden Um— 
ſtände nicht berührt (Seuffert zu $ 764 3PO.; ſ. auch 
RG. 35 ©. 406). 

Bei der Zwangsvollſtreckung in das unbewegliche 
Vermögen beginnt die Vollſtreckung mit der Anord— 


nung der Zwangsverſteigerung ($ 15 ZVG.). Auch 
hier handelt es ſich um die Abwickelung eines einheit⸗ 
lichen Vollſtreckungsvorgangs, um die zwangsweiſe 
Veräußerung eines Grundſtücks. Die einzelnen Voll⸗ 
ſtreckungshandlungen während des Verfahrens find 
unſelbſtändig, ſie dienen nur dem Vollzug der Zwangs⸗ 
veräußerung. In Anwendung der ſoeben entwickelten 
Grundſätze gilt daher auch hier, daß die Zuſtändigkeit 
des beim Beginne des Vollſtreckungsaktes zuſtändigen 
Gerichts nicht durch den Umſtand berührt wird, daß 
das Grundſtück einem anderen Gerichtsbezirk zugeteilt 
wird. Es bleibt deshalb zur Durchführung des Ver⸗ 
fahrens das Gericht zuſtändig, welches die Verſteige⸗ 
rung angeordnet hat, wie auch der Notar, dem die 
Verſteigerung übertragen wurde. 

Dieſer Standpunkt entſpricht auch dem Bedürfnis 
der Praxis. Denn andernfalls würden eine Reihe 
von Unzuträglichkeiten geſchaffen. Man ſtelle ſich vor: 
Der Notar müßte den Zuſchlag verſagen; es müßte 
das ganze Verfahren neu durchgeführt werden, neue 
Friſten müßten geſetzt werden und neue Veröffent⸗ 
lichungen erfolgen. Es entſtünden alſo neben der 
Verzögerung des Verfahrens eine Maſſe Mehrkoſten. 

Für den weiter möglichen Fall, daß ſich der Ge⸗ 
richtsbezirk nach dem Eingang des Antrags aber vor der 
Anordnung der Zwangsverſteigerung ändert, wird ört⸗ 
lich zuſtändig das Gericht ſein, in deſſen Bezirk das 
Grundſtück im Zeitpunkte der Anordnung liegt. Denn 
an den Zeitpunkt der Einreichung des Antrags ſind 
keine Wirkungen geknüpft (fo auch Jäckel⸗Güthe ZVG 
zu 8 1; a. M. Stöbel in Buſchs Zeitſchr. Bd. 32 S. 79 
jedoch ohne nähere Begründung). 

Dieſe Folgerung ergibt ſich auch aus dem Ver⸗ 
gleich mit der Vollſtreckung in das bewegliche Ver⸗ 
mögen. Wenn ſich zur Zeit der Erteilung des Pfän⸗ 
dungsauftrags durch den Gläubiger die zu pfändenden 
Gegenſtände noch im Bezirk des angegangenen Ge⸗ 
richts befinden, in der Zwiſchenzeit bis zum Vollzug 
des Auftrags aber die Sachen in einen anderen Ge⸗ 
richtsbezirk verbracht worden ſind, ſo iſt für die Voll⸗ 
ziehung der Pfändung der Gerichtsvollzieher und 
damit das Gericht des Ortes zuſtändig, an dem die 
Sachen verbracht worden ſind. 

Amtsrichter Otto Schmitt in Augsburg. 


Amtsdeutſch im Bermeſſungsweſen. Die neuerdings 
öfter zutage tretenden Bemühungen um Reinigung 
der Amtsſprache ſind m. E. warm zu begrüßen. 
Meine rege Anteilnahme hieran möchte ich dadurch 
ausdrücken, daß ich auf eine offenſichtliche Unrichtig— 
keit hinweiſe, die meines Wiſſens bisher nicht öffent— 
lich gerügt worden iſt. 

In einer Unzahl von geometriſchen Meſſungs⸗ 
verzeichniſſen iſt der Vermerk zu leſen: „Von Amts 
wegen zu umſchreiben“. Richtig müßte der Ver— 
merk aber doch lauten: „Von Amts wegen umzu— 
ſchreiben“. Ebenſo falſch aber andererſeits doch auch 
wieder folgerichtig lautet dann die Vergangenheits— 
form gewöhnlich „umſchrieben“ ſtatt „umgeſchrieben“. 
Die Urſachen dieſer Unrichtigkeiten dürften in der 
Hauptſache die Macht der Gewohnheit und das ſchlechte 
Beiſpiel ſein. Daß ſie bei den unteren Behörden 
kräftig fortwuchern, iſt auch nicht zu verwundern, 
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wenn ſolche dem Sinne nach falſche Zeitwortformen 
ſogar hohe Stellen vor- oder nachſchreiben, die doch ge⸗ 
wiß berufen wären, auch in dieſer Beziehung mit 
gutem Beiſpiel voranzugehen! (Vgl. Fin MBl. 1905 


S. 72). 
Notar Göß in Schwabach. 


Aus der Rechtſprechung. 


Reichsgericht. 


A. Zivil ſachen. 
1 


Der Känſer mn ſich nach 5.166 Abſ. 1 und 5 439 
Abi. 1 BEB. nur die Kenntnis eines rechtsgeſchäftlichen 
Vertreters anrechnen laſſen, nicht die Kenntnis jedes 
„Beauftragten“, z. B. nicht die ſeines „Vermittlers“. 
Der Kläger hat fein Landgut an den Beklagten ver- 
kauft. Auf den Kaufpreis ſind noch 4446 M rückſtändig. 
Der Kläger hat dieſen Betrag eingeklagt. Der Be- 
klagte hat die Abweiſung beantragt, weil auf dem 
Gute eine Rentenbankrente ruht, deren Ablöſungs— 
ſumme der Klageforderung gleichkommt. Da er bei 
dem Vertragsſchluß von der Rente keine Kenntnis ge- 
habt habe, hält er ſich für befugt, dieſe Summe vom 
Kaufpreis abzuziehen. Der Kläger hat behauptet, daß 
der Beklagte die Kenntnis gehabt habe. Das LG. hat 
den Beklagten verurteilt. Der Beklagte hat Berufung 
eingelegt und der Kläger hat neu geltend gemacht, 
daß der Beklagte die Kenntnis des Landwirts K. gegen 
ſich gelten laſſen müſſe, der ſein Beauftragter geweſen 
ſei. Das OLG. hat die Entſcheidung von einem richter⸗ 
lichen Eide des Beklagten darüber abhängig gemacht, 
daß er keine Kenntnis von der Rente gehabt habe. 
Die Reviſion blieb ohne Erfolg. 

Aus den Gründen: Das OLG. geht davon 
aus, daß die Rentenbankrente weder eine öffentliche 
Abgabe oder andere öffentliche Laſt i. S. des 8 436 
BGB. noch eine der im 8 439 Abſ. 2 BGB. aufge⸗ 
führten Laſten ſei und daher für die Haftung des 
Klägers für die Rente allein der Abſ. 1 des 8 139 in Be⸗ 
tracht komme. Entſcheidend ſei, ob der Beklagte bei dem 
Vertragsſchluſſe das Vorhandenſein der Rente gekannt 
habe, da der § 464 BGB. nur Sachmängel treffe. Diefe 
Ausführungen ſind nicht zu beanſtanden. Das OLG. 
verkennt nicht, daß der Beklagte auch die feſtgeftellte 


Kenntnis des K. von der Rente gemäß 8 166 BGB. 


gegen ſich gelten laſſen müßte, wenn K. ſein Vertreter 
geweſen wäre. Es erachtet aber 8 166 nicht für an⸗ 


wendbar, da K. weder bei dem Vertrage noch bei den 


Vorverhandlungen den Beklagten rechtsgeſchäftlich ver— 
treten, auch keinen Auftrag zu ſolcher Vertretung ge— 
habt habe. Dies ergebe ſich in einer die Eideszu— 
ſchiebung nach 8 446 ZPO. unzuläſſig machenden Weiſe 


aus der Bekundung des Beklagten in einem anderen 


Rechtsſtreit, die von dem Kläger ſelbſt für ſeine Be— 
hauptungen angeführt worden ſei. Die Reviſion er— 
hebt hiergegen Angriffe, überſieht indeſſen, daß der 
Kläger den K. nirgends als den „rechtsgeſchäftlichen 
Vertreter“ ſondern nur als den „Beauftragten“ des 
Beklagten bezeichnet hat. Obſchon ſich der Kläger über 
Art und Umfang des Auftrags nicht näher ausge— 
ſprochen hat, ſo mag doch unterſtellt werden, daß der 
Auftrag auf Vermittelung des Ankaufes gegangen iſt, 
nichts iſt aber dafür beigebracht, daß der Beklagte den 
K. ermächtigt hatte, ihn rechtsgeſchäftlich zu vertreten, 
und daß dieſer den Willen im Namen des Beklagten 
zu handeln erkennbar ausgedrückt hätte. 


der Kläger die Erforderniſſe des Handelns als Be— 
vollmächtigter gar nicht behauptet, ſo fällt in das 
Gewicht, daß das ſich nach innen erſtreckende Auftrags⸗ 
verhältnis von dem nach außen wirkenden Vollmachts⸗ 
verhältnis rechtlich ſtreng zu unterſcheiden iſt (RG. 
Bd. 71 S. 222); es gibt ebenſo Vollmachten ohne 
Auftrag wie auch Aufträge ohne Vollmacht (ſ. Stau⸗ 
dinger Vorbem. 1 vor § 662 BGB.). Wenn K. über⸗ 
haupt hier das Geſchäft vermittelt hat, ſo iſt er doch 
nach dem Vorbringen des Klägers nicht mehr als bloßer 
Vermittler geweſen. Die Kenntnis eines ſolchen, der 
alſo keine rechtsgeſchäftliche Vertretung hatte, bindet 
aber den Beklagten nicht (ſ. RR. Komm. 8 166 Anm. 2). 
Das OLG. hätte daher das Verlangen des Klägers, 
daß der Beklagte ſich die Kenntnis des K. anrechnen 
müſſe, ſchon einfach mit dem Hinweiſe darauf zurück⸗ 
weiſen können, daß der Kläger ein die Vorausſetzungen 
des § 166 BGB. erfüllendes Rechtsverhältnis gar 
nicht behauptet hatte. (Urt. des V. ZS. vom 27. No: 
vember 1912, V 263/12). 
2878 


— — n. 


II. 


Als wichtiger Grund zur Kündigung eines Geſell⸗ 
ſchaftsvertrags kaun auch die Befürchtung von Vermögens⸗ 
verluſten gelten. Aus den Gründen: Die Beklagte 
hat behauptet, daß die Fortſetzung des Vertragsver⸗ 
hältniſſes ihr in Zukunft nicht nur keinen Vorteil 
bringen werde, ſondern ſo ſchwere Verluſte, daß ihr 
der wirtſchaftliche Zuſammenbruch drohe. Demgegen⸗ 
über erklärt das OL G., wenn das der Fall ſei, fo habe 
ſich die Beklagte bei Eingehung des Vertrags ver: 
rechnet und die Folgen hiervon habe ſie zu tragen. 
Dieſe Anſicht wird indeſſen der Vorſchrift des 8723 BGB. 
nicht gerecht. Schon der Art. 125 HGB. a. F. und 
für die ſtille Geſellſchaft der Art. 262 a. a. O. geſtatteten 
dem Geſellſchafter aus „wichtigen Gründen“ das Ge⸗ 
ſellſchaftsverhältnis durch vorzeitige Kündigung auf⸗ 
zulöſen. Das Geſetz ſelbſt zählte einzelne ſolcher Gründe 
auf, ohne daß damit andere Gründe ausgeſchloſſen 
wurden. Was im Einzelfalle als wichtiger Grund an- 
zuſehen war, blieb dem freien richterlichen Ermeſſen 
überlaſſen, und das ROH. erkannte für die ſtille Ge⸗ 
ſellſchaft in der Entſch. Bd. 12 S. 100 an, daß unter 
Umſtänden auch der mangelnde Gewinn eines Unter— 
nehmens zur vorzeitigen Kündigung berechtige, ſofern 
es ſich als ein unbilliges Verlangen darſtelle, daß ein 
Inhaber das Handelsgewerbe mit Schaden fortführen 
ſolle. Dieſelbe Beurteilung muß auch für die Vor— 
ſchrift des $ 723 BGB. gelten. Wie dort, fo hat auch 
hier der Richter freies Ermeſſen walten zu laſſen, und 
dabei iſt entſcheidend, ob nach den geſamten Umſtänden 
des Falls dem Geſellſchafter das Verbleiben in der 
Geſellſchaft billigerweiſe noch zugemutet werden kann. 
Unter dieſem Geſichtspunkte können auch die dem Ver— 
tragsabſchluſſe vorausgegangenen Beſprechungen und 
Verhandlungen eine gewiſſe Bedeutung gewinnen. Das 
Berufungsgericht lehnt die Anwendung des 8 723 
grundſätzlich ab, ohne daß es in eine nähere Würs 
digung der Umſtände des Falls überhaupt eingetreten 
iſt. Dies iſt rechtsirrig. (Urt. des V. 35. vom 
11. Dezember 1912, V 248/12). — — ½· n. 
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III. 


Die Aufhebung der ehelichen Lebensgemeinſchaft be: 
ſeitigt nicht die Pflicht der Frau, aus dem Vorbehalte: 
gut dem Mann einen Beitrag zur Beſtreitung des ehe⸗ 
lichen Anſwands zu leiſten. Aus den Gründen: 
Nach §8 1371, 1427 BGB. hat die Frau, die Vorbe— 
haltsgut beſitzt, dem Manne einen angemeſſenen Bei— 
trag zur Beſtreitung des ehelichen Aufwands zu leiſten; 


dieſe Verpflichtung iſt für den Streitfall auch durch 


Hat ſomit 


Vertrag feſtgelegt. Der Streit dreht ſich darum, ob 
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dieſe Verpflichtung der Frau wegfalle, wenn die Ve⸗ 
liche Lebensgemeinſchaft aufgehoben ſei. Das OLG. 
glaubt die Beitragspflicht der Beklagten verneinen zu 
ſollen, weil nach den Umſtänden des Falles von einem 
ehelichen Aufwande keine Rede ſein könne: Gemein⸗ 
ſchaftliche Kinder ſeien nicht vorhanden, die Beklagte 
habe den Kläger anfangs September 1910 verlaſſen 
und lebe ſeitdem von ihm getrennt, der Hausſtand der 
Parteien ſei länger als ein Jahr hindurch aufgelöſt, 
die gemeinſchaftliche Wohnung geräumt, die Möbel be⸗ 
fänden fi nicht mehr im Beſitz des Klägers, der eine 
Junggeſellenwohnung bezogen habe; der Lebenszu⸗ 
ſchnitt ſei ein ganz anderer geworden, als ihn die 
eheliche Lebensgemeinſchaft der Parteien mit ſich ge⸗ 
bracht habe. Dabei läßt aber das OLG. außer acht, 
daß dieſe ganze Aenderung des Lebenszuſchnittes un⸗ 
verkennbar erſt die Folge der Einſtellung der Beitrags⸗ 
leiſtung geweſen iſt und deshalb nicht die Berech⸗ 
tigung des Verhaltens der Frau dartun kann. 
Es iſt vielmehr mit der bisherigen Rechtſprechung 
des Senats daran feſtzuhalten, daß ebenſo, wie beim 
geſetzlichen Güterſtande das dem Manne zuſtehende 
Verwaltungs- und Nutznießungsrecht am eingebrachten 
Gute der Frau durch die Aufhebung der ehelichen 
Lebensgemeinſchaft nicht beeinträchtigt wird, auch die 
Verpflichtung der Frau zur Leiſtung eines Beitrags 
zur Beſtreitung des ehelichen Aufwandes fortbeſteht, 
wenn die Frau, ſei es auch mit Recht, die Herſtellung 
der Gemeinſchaft verweigert. 


wohl nicht allgemein zu verſtehen, ſondern nur unter 
Anwendung auf den damaligen Fall, bei welchem 
wegen des Vorhandenſeins gemeinſchaftlicher Kinder 
noch von einem ehelichen Aufwande habe geſprochen 
werden können, ſo iſt dem gegenüber auf das inzwiſchen 
ergangene Urteil vom 13. Januar 1908 VI 479/07 bins 
zuweiſen (JW. 1908 S. 110 Nr. 9, Seuff A. 63/278). Diefe 
Entſcheidung iſt, was allerdings aus dem abgedruckten 
Teil des Urteils nicht erſichtlich iſt, auf der Grund⸗ 
lage ergangen, daß gemeinſchaftliche zum Haushalte 
gehörige Kinder nicht vorhanden waren, und auch für 
dieſen Fall iſt daran feſtgehalten worden, daß die 
Aufhebung der Gemeinſchaft ohne Einfluß auf die Ver⸗ 
pflichtung der Frau zur Beitragsleiſtung iſt (Urt. des IV. 
35. vom 1. Dezember 1912, IV 343/12). 
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IV. 


Wer iſt „Halter“ eines Kraftfahrzeugs, insbeſondere 
eines zu Probefahrten überlaſſenen Fahrzengs? Aus 
den Gründen: Wie das Reichsgericht ſtändig an⸗ 
genommen hat, iſt Halter eines Kraftfahrzeuges die 
Perſon, die das Fahrzeug für ihre Zwecke und in 
ihrem Intereſſe im Gebrauch und zu ihrer Verfügung 
hat (vgl. RG. 78, 179; 79, 312; JW. 1912 Nr. 43 
S. 89). Entſcheidend für die Frage ſind demnach nicht 
die rechtlichen, ſondern die wirtſchaftlichen Verhältniſſe. 
Wie die amtliche Begr. zu 81 des Entwurfs (8 7 des 
Geſetzes über den Verkehr mit Kraftfahrzeugen vom 
3. Mai 1909) hervorhebt, iſt Fahrzeughalter, „wer das 
Kraftfahrzeug für eigene Rechnung im Gebrauch hat, 
insbeſondere den Führer anſtellt, die Betriebsmittel 
beſchafft und die Reparaturen vornehmen läßt, ohne 
daß es dabei einen Unterſchied begründet, ob er Eigen= 
tümer des Fahrzeugs iſt oder als Nießbraucher, Pächter, 
Mieter, Entleiher uſw. das Fahrzeug verwendet.“ 
(Druckſ. des RT. Nr. 988, Seſſ. 1907/09 S. 12). Von 
dieſer rechtlichen Grundlage aus hat das OLG. zu— 
treffend angenommen, daß die Beklagte Halterin des 
Kraftfahrzeuges iſt, deſſen Benutzung den Unfall ver— 
urſacht hat. Es hat feſtgeſtellt, daß der Kraftwagen 
der Beklagten gehörte und von ihr der Feuerwehr 
für 3 bis 3 ½ Wochen zu Probefahrten überlaſſen war, 


Wenn das OLG. meint, 
die Begründung des Urteils NZ. Bd. 67 S. 1 ff. ſei 


indem die Beklagte darauf rechnete, nach Beendigung 
der Probefahrten werde die Feuerwehr den Kraft⸗ 
wagen kaufen. Der bei der Beklagten angeſtellte 
Chauffeur war ausſchließlich mit der Führung des 
Kraftwagens bei den Probefahrten beauftragt. Der 
Wagen hatte auch kein beſonderes Feuerwehrerkennungs⸗ 
zeichen; ebenſowenig der Chauffeur als Führer des 
Wagens. Die Koſten für Ausbeſſerung während der 
Probezeit hatte die Beklagte zu tragen und ihr Ober⸗ 
monteur prüfte den Kraftwagen während dieſer Zeit. 
Auf Grund dieſer Feſtſtellungen konnte das OLG. 
annehmen, daß der Wagen auch während der Probe⸗ 
fahrten im Intereſſe der Beklagten gebraucht wurde 
und unter ihrer Verfügung ſtand, ſo daß ſie auch 
während der auf Veranlaſſung der Feuerwehr ver⸗ 
anſtalteten Probefahrten die „Halterin“ des Kraft⸗ 
wagens war. Mit der Auffaſſung, daß die bloße Be⸗ 
nutzung eines Kraftwagens zu Probefahrten, insbeſondere 
auch eine ſolche für einen kürzeren Zeitraum wenn 
auch zu wiederholten Probefahrten, dem Benutzer die 
Eigenſchaft eines Halters des Kraftwagens i. S. des 
8 7 KraftzG. nicht notwendig verleiht, ſteht in Ein⸗ 
klang die Vorſchrift in 8 56 Abſ. 1 Satz 2 RStem p. 
vom 15. Juli 1909, wonach: „Probefahrten nicht als 
Ingebrauchnahme im Sinne dieſer Vorſchrift gelten“ 
ſollen. Auch in der Rechtslehre wird überwiegend 
angenommen, daß der Ueberlaſſende der Halter des 
Sahrzeuges ift, wenn bei einer Probefahrt fein Perſonal 
enutzt wird. (Urt. des VI. 8S. vom 16. Dez. 1912, 
VI 419/12). 
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V. 


Form ver Abtretung von Geſchäftsanteilen einer 
G. m. b. H. bei einem Wahlſchuldverhältniſſe. Aus den 
Gründen: Das weſentlichſte Bedenken erhebt ſich 
gegen die Auffaſſung des OL G., daß die Tilgungsab⸗ 
rede der Formvorſchrift des 8 15 Abſ. 4 GmbHG. 
nicht unterliege. Dieſe Vorſchrift iſt anzuwenden, wenn 
eine Vereinbarung auf Abtretung eines Gejchäftsan- 
teils vor der Eintragung der Geſellſchaft getroffen 
wird (vgl. Staub⸗Hachenburg 8 15 Anm. 23, 41); es 
werden ihr von der Rechtſprechung des Reichsgerichts 
alle Vereinbarungen unterſtellt, die auf Abtretung von 
Geſchäftsanteilen gerichtet ſind. Selbſt auf Verträge 
wird die Vorſchrift bezogen, die auf Verpflichtung zur 
Abnahme von Geſchäftsanteilen gerichtet ſind, auch 
wenn ſie dem Geſellſchafter freie Hand laſſen, die An⸗ 
teile zu veräußern oder zu behalten, wie z. B. bei 
Rückkaufsabreden mit der Geſellſchaft oder Dritten. Für 
den gegenwärtigen Fall, (in welchem allerdings von 
einer Verpflichtung des anderen Vertragsteiles zur, Ab— 
nahme“ nicht wohl geſprochen werden könnte), beſteht 
durchaus kein Anlaß zu jener Rechtſprechung in Gegen⸗ 
ſatz zu treten. Vielmehr rechtfertigt ſich hier die An- 
wendung der Formvorſchrift ſchon aus dem Wort— 
laute des Geſetzes. Handelt es ſich um eine eigentliche 
Alternativobligation, ein Wahlſchuldverhältnis i. S. 
von 8 262 BGB., fo ſind von vornherein die beiderlei 
Leiſtungen, alſo auch die Abtretung der Geſchäftsan— 
teile, geſchuldet (in obligatione), wenngleich nur die 
eine oder die andere zu bewirken (in solutione) iſt. 
Eher möchte zweifelhaft ſein, ob gleiches im Falle 
einer bloßen kacultas alternativa gälte, einer ſog. 
Löſungsbefugnis, alſo wenn der Beklagte erſt im Er— 
füllungsabſchnitte berechtigt wäre, an Stelle der eigent— 
lich geſchuldeten Leiſtung die andere (Abtretung der 
Geſchäftsanteile) zu ſetzen, obſchon auch in einem 
ſolchen Falle ſich noch ſagen ließe, daß die Verein— 
barung die Abtretung von Geſchäftsanteilen zum Gegen— 
ſtand habe. (Urt. des VI 35. vom 21. Nov. 1912 
VI, 201/12). —_—— —ı. 
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VI.. 

Aufnahme von Rechtsbegriffen in den zugeſchsbenen 
Eid. Aus den Gründen: Die Reviſion beanſtandet 
mit Recht den vom LG. dem Beklagten auſerlegten 
zugeſchobenen Eid, der dahin geht, daß der Beklagte 
ſich vor der Auflaſſung ſeinem Vater gegenüber nicht 
„verpflichtet“ habe, der Klägerin von dem Reſtkauf⸗ 
preis 15000 M zu zahlen. Mit Recht beſchwert ſich 
die Reviſion darüber, daß in den Eid ein Rechtsbegriff 
aufgenommen ſei. Die Eideszuſchiebung über Rechts- 
begriffe und Urteile iſt allerdings nicht unter allen 
Umſtänden ausgeſchloſſen, ſondern da ausnahmsweiſe 
zuläſſig, wo ſie ſich nach der Befähigung des Schwur⸗ 
pflichtigen und der Lage des Falles auf etwas Tat⸗ 
ſächliches richtet (JW. 1908 S. 435 Nr. 12). Aber 
eine ſolche Eideszuſchiebung geht doch da über das 
ihr nach 8 445 ZPO. zugängliche Gebiet hinaus, wo 
gerade zwiſchen den Parteien Streit über die Bedeutung 
des Rechtsbegriffs beſteht (Warneyer, Erg.⸗Bd. 1909 
Nr. 429). Es handelt ſich hier ferner um einen zu⸗ 
geſchobenen Eid; bei einem ſolchen hat die zuſchiebende 
Partei ein Recht darauf, daß das Gericht ſich genau 
an die Beweisbehauptung hält und nichts Weſentliches 
daran ändert (Stein, ZPO. $ 462 I Abſ. 2). Die 
Klägerin hat unter Eid die Behauptung geſtellt, zwiſchen 
ihrem Vater und dem Beklagten ſei bei den Kauf— 
verhandlungen mündlich vereinbart worden, daß der 
Beklagte als ferneren Gegenwert für die Ueberlaſſung 
des Gutes 15000 M an die Klägerin zu zahlen und 
bis zur Zahlung mit 5% verzinſen ſolle; ſie iſt damit 


ſeiner Behauptung entgegengetreten, daß er nur dem 


Vater zugeſagt habe, nach Möglichkeit für die in Not 
geratene Schweſter zu ſorgen, ohne eine Verbindlich— 
keit zu übernehmen. Dieſe Faſſung des Eides bezeichnet 
weit klarer die Tatſache, auf die ſich die Klage ſtützt, 
nämlich die Uebernahme einer rechtlichen Verpflichtung; 
denn ſie löſt die Rechtsgrundlage in ihre tatſächlichen 
Beſtandteile auf. (Urt. des V. 38S. vom 14. Dezember 
1912, V 340 12). 
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B. Strafſachen. 
1 


Veröffentlichungsauerdnung nach 5 200 StG B. bei 
Zuſammentreffen der öffentlichen Beleidigung mit anderen 
ftrafbaren Handlungen. Aus den Gründen: Zu 
beanſtanden iſt, daß die auf Grund des $ 200 StGB. 
dem Beleidigten zugeſprochene Befugnis zur öffent— 
lichen Bekanntmachung der Verurteilung ſich nicht auf 
das Vergehen der öffentlichen Beleidigung beſchränkt. 
Es kann dem Angeklagten zur Beſchwerde gereichen, 
wenn durch die Veröffentlichung mitgeteilt wird, daß 
er auch wegen eines gegen andere Perſonen begangenen 
Vergehens gegen die 53 152, 153 GewoO. verurteilt 
worden iſt. Da die Höhe der erkannten Geldſtrafe 
durch die Verurteilung wegen des Vergehens gegen 
die GewO. beeinflußt iſt, war die Veröffentlichung 
zugleich auf die Verurteilung wegen öffentlicher Be. 
leidiguug „zu einer Geldſtrafe“ zu beſchränken. (Urt— 
des V. StS. vom 10. Dez. 1912, 5 0 1308/12). .. 
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Beleidigung eines Geiſtlichen durch Berlaſſen der 
Kirche vor ſeiner Predigt? Aus den Gründen: 
Allerdings wird von der Strafkammer einerſeits der 
Angeklagte für berechtigt erklaͤrt, ſich aus der Kirche 
zu entfernen, wenn er die Predigt des ihm mißliebigen 
Paſtors F. nicht anhören wollte, andrerſeits darin, 
daß er vor der Predigt Fis aus der Kirche heraus— 
ging, eine Beleidigung des Paſtors gefunden und da— 


für Rechtspflege in Bayern. 1913. Nr. 4. 
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bei geſagt, es enthalte den Ausdruck der ſchärfſten 
Mißachtung, wenn jemand einen Raum verlaſſe, um 
einen anderen nicht zu ſehen und zu hören. Es iſt 
aber, was die Reviſion verſchweigt, des weiteren die 
abſichtlich geräuſchvolle und aufſehenerregende Art, 
wie der Angeklagte damals die Kirche verließ, ein⸗ 
gehend dargelegt, eine derartige Entfernung ausdrück⸗ 
lich als über das Recht des Angeklagten hinausgehend 
bezeichnet und aus ihr der bewußte Wille des Ange⸗ 
klagten gefolgert, ſeine Mißachtung dem Paſtor zu 
zeigen. Hierin liegt zugleich die von der Reviſion 
vermißte Feſtſtellung, daß die Ehrenkränkung rechts⸗ 
widrig war; des Ausſpruches, daß der Angeklagte 
auch das Bewußtſein der Rechtswidrigkeit hatte, be⸗ 
durfte es nicht. Der feſtgeſtellte Sachverhalt recht⸗ 
fertigt die Verurteilung aus den 88 185, 200 
StGB. (Urt. des V. StS. vom 26. Nov. 1912, 5 D 
672/12). E. 
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III. 


Zuſtändig zur Aufnahme der Neviſions⸗Begründung 
des freien Angeklagten iſt nur der Gerichtsſchreiber 
des Gerichts, deſſen Urteil angefochten wird (8 385 
Abſ. 1 und 2 StPO., RGSt. 7, 174). Die Zuſtändig⸗ 
keit des Gerichtsſchreibers bei dem Amtsgericht S. 
konnte nicht dadurch begründet werden, daß das Land⸗ 
gericht M., gegen deſſen Entſcheidung die Reviſion 
gerichtet iſt, das Amtsgericht S. erſucht hatte, dem 
Angeklagten Gelegenheit zu geben, ſeine Reviſions⸗ 
rechtfertigung zu Protokoll zu erklären. (Beſchl. des 
V. StS. vom 6. Dez. 1912, 5 D 1524/12). E. 
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Zu 8 377 Nr. 1 StPO. 55 61, 62, 63, 65 und 
69 GBG.: Ordnungsmäßige Beſetzung einer Straf⸗ 
kammer. Aus den Gründen: Den Vorſitz in 
der Hauptverhandlung hat der Landgerichtsrat Sch. 
geführt. Das wird als eine Verletzung des 8 377 
Nr. 1 StPO., ſowie der SS 61, 62, 63, 65, 69 GG., 
des Art. 7 der preuß. Verfaſſung und des $ 16 GG., 
ſowie der preuß. Ausführungsbeſtimmungen, ins— 
beſondere des Geſ. vom 24. April 1878, bezeichnet; 
eine vorübergehende Verhinderung habe nicht vor— 
gelegen, vielmehr handle es ſich um eine ſtändige 


Einrichtung des Landgerichts zu C.; der Landgerichtsrat 


— 


Sch. führe ſtändig jeden Samstag den Vorſitz in der 
2. Strafkammer; er habe ein eigenes Zimmer mit der 
Aufſchrift „ſtellvertretender Vorſitzender der 2. Straf— 
kammer“ und bearbeite die auf den Samstag fallenden 
Sachen als eigene Geſchäftsaufgabe. Dieſe Rüge konnte 
keinen Erfolg haben. Nach dem amtlichen Geſchäfts— 
plane des LG. für 1912 iſt der Vorſitz in der 2. Straf— 
kammer dem Landgerichtsdirektor L. übertragen und 
die drei wöchentlichen Sitzungstage find auf Dienstag, 
Donnerstag und Samstag feſtgeſetzt. Unter den ſtän— 
digen Mitgliedern der Kammer ſteht an erſter Stelle 
der LGRat Geh. Juſtizrat Sch.; er iſt hiernach das 


dem Dienſtalter nach älteſte Mitglied der Kammer, 


das gemäß 8 65 GVG. im Falle der Verhinderung 
des ordentlichen Vorſitzenden den Vorſitz in der Kammer 
zu führen hat. Für die „Samstagſitzung“ iſt nach dem 
Geſchäftsplane der Kammer als fünftes ſtändiges Mit— 


glied der Landrichter Dr. K. zugeordnet, der auch in 


der Hauptverhandlung am 9. März 1912, einem Sonn- 
abend, mitgewirkt hat. Dieſer Umſtand beſtätigt die 
Behauptung der Reviſion, daß das älteſte Mitglied, 
der Geh. Juſtizrat Sch., in den Samstagſitzungen ſtaͤn— 
dig den Vorſitz zu führen hat. Dieſe Einrichtung kann 
aber nicht, wie die Reviſion meint, als unzuläſſig be— 
anſtandet werden. Der Geſchäftsplan für die 2. Straf— 
kammer iſt erſichtlich ſo aufgeſtellt, daß der Kammer— 
vorſitzende nicht an allen drei Sitzungstagen der Woche, 


ſondern nur an zweien den Borfig zu führen hat. Ob 
die Annahme einer Verhinderung des ordentlichen 
Vorſitzenden der Kammer, auch am dritten Sitzungs⸗ 
tage jeder Woche den Vorſitz zu führen, gerechtfertigt 
iſt, hat das Reviſionsgericht nicht nachzuprüfen. Es 
handelt ſich dabei um Fragen tatſächlichen Ermeſſens. 
Wenn die Verhinderung von vornherein für die Dauer 
des ganzen Geſchäftsjahres beſtand, ſo war es nicht 
unzuläſſig, vielmehr im Intereſſe eines geregelten 
Dienſtes geboten, ſchon bei Beginn des Geſchäftsjahres 
zu beſtimmen, welche Sitzungen in der Woche der 
Landgerichtsdirektor perſönlich abhalten und für welche 
er als regelmäßig verhindert zu erachten ſein werde. 
Die Beſtimmungen des GVG. und des preuß. AG. 
ſtehen einer ſolchen Einrichtung des Geſchäftsplanes 
nicht entgegen (RGSt. Bd. 25 S. 389). Von einer Ge⸗ 
ſetzesverletzuug im Sinne des 8 377 Nr. 1 StPO. kann 
hiernach keine Rede ſein. Die Reviſion iſt ferner der 
Anſicht, das Geſetz ſei auch dadurch verletzt, daß der 
Landrichter W. nach dem Geſchäftsplane keiner Kammer 
zugeteilt ſei, weder einer Zivilkammer, noch einer 
Strafkammer; dadurch werde die Zuteilung der Richter 
auf die einzelnen Kammern beeinflußt und der An- 
geklagte ebenſo, wie durch die nicht vorſchriftsmäßige 


Beſetzung des Vorſitzes, feinem geſetzlichen Richter ent⸗ 


zogen. Tatſächlich iſt der Landrichter Dr. W. bei der 
Geſchäftsverteilung für das Geſchäftsjahr 1912 keiner 
Kammer zugeteilt worden, weil er mit der Leitung 
der amtlichen Uebungen für die Referendare betraut 
und außerdem durch Mitwirkung bei den Geſchäften 
der Juſtizverwaltung in Anſpruch genommen iſt. Dieſe 
Anordnung, die auf einer Entſchließung des Präſidiums 
beruht, verſtößt nicht gegen das Geſetz. Im übrigen 
wird auf die Begründung verwieſen, mit der die gleiche 
Rüge in der Strafſache 5 D 696/12 gegen B. und Ge⸗ 
noſſen von dem erkennenden Senat erledigt worden 
it.) (Urt. des V. StS. vom 18. Oktober 1912, 5 D 
505/12). E. 


Oberſtes Landesgericht. 


A. Zivilſachen. 
I. 


Liegt in der Uebernahme der Verpflichtung, das 
dienende Grundſtück von dem herrſchenden durch einen 
Jaun oder eine Mauer abzugrenzen, unter allen Um⸗ 
Händen die Verpflichtung des Eigentümers zu einer 
dem 5 1018 568. widerſtrebenden Leiſtung? Iſt die 
mangelhafte Faſſung des Eintragungsantrags in einer 
Noetariatsurkunde immer ein Grund zur Ablehnung? 
(DaB Ae. 8 553). Darf eine Grunddienſtbarkeit auf 
Antrag des Verpflichteten auf deſſen Grundſtück einge⸗ 
tragen werden, wenn die dingliche Einigung mit dem 
Berechtigten noch sffenſteht? (B B. 8 873; G80. 
88 19, 20). Zwiſchen dem Grundſtücke der Eheleute 
S., Pl.⸗Nr. 556 und dem Grundſtücke des Dr. B., 
Pl.⸗Nr. 554, liegt das von Dr. B. an die Stadt: 
gemeinde L. verkaufte und im Grundbuch als deren 
Eigentum eingetragene Weggrundſtück Pl.-Nr. 554 ½, 
Eingang von der Straße zum Fluſſe P. Pl.⸗Nr. 556 
it von Pl.⸗Nr. 554 ½ durch einen Holzzaun abgegrenzt, 
der von den Eheleuten S. und dem Dr. B. gemein⸗ 
ſchaftlich hergeſtellt und unterhalten wurde. Am 
8. Oktober 1912 vereinbarten die Eheleute S. und 
Dr. B. zu Urkunde des Notariats L., daß der jeweilige 


—— ͤ 


1) Tiefe am 18. Oktober 1912 ergangene Entſcheidun eht 
davon aus, daß es keine geſetzliche Vorſchrift gibt, c 11865 
Mitglied eines VG. einer Kammer zugetellt werden müßte und die 
Kammern nur. wenn dies geſcheben, vorſchriftsmäßig beſett ſeien; 
eine ſolche Vorſchrift ſel namentlich auch in & 62 GN. nicht ge⸗ 


Zeitſchrift für Rechtspflege in Bayern. 1913. Nr. 4. 


Eigentümer von Pl.⸗Nr. 556 verpflichtet iſt, dieſes 
Grundſtück von der der Stadtgemeinde L. gehörigen 
Pl.⸗Nr. 554 ½ zugunſten des jeweiligen Eigentümers 
von Pl.⸗Nr. 554½½ durch einen Zaun oder eine Mauer 
abzugrenzen und den Zaun oder die Mauer für ewige 
eiten zu unterhalten; die Herſtellungs⸗ und Unter⸗ 
altungskoſten ſollten von den Eigentümern des Grund⸗ 
ſtücks Pl.⸗Nr. 556 allein getragen werden. Zugleich 
erklärten die Eheleute S., daß ſie den Eintrag der 
Grunddienſtbarkeit an der Pl.⸗Nr. 556 zugunſten des 
jeweiligen Eigentümers von Pl.⸗Nr. 554 ½ bewilligen 
und beantragen. Das GBA. lehnte die Eintragung 
ab, die Beſchwerde des Dr. B. und der Eheleute S. 
wurde zurückgewieſen. Auf die weitere Beſchwerde 
wurden die Entſcheidungen aufgehoben und die Sache 
an das GBA. zurückverwieſen. 

Gründe: Nach der Anſicht des LG. geht die von 
den Eheleuten S. zugunſten der Pl.⸗Nr. 556 einge⸗ 
gangene Verpflichtung inſofern über den zuläſſigen 
Inhalt einer Grunddienſtbarkeit hinaus, als der Eigen⸗ 
tümer des dienenden Grundſtücks dieſes von dem 
herrſchenden Grundſtück auch durch einen Zaun oder 
eine Mauer abgrenzen ſoll. Damit ſei dem Eigen⸗ 
tümer des dienenden Grundſtücks eine Leiſtung auf⸗ 
erlegt; die Verpflichtung zu einer Leiſtung könne aber 
nach 8 1018 BGB. nicht Gegenſtand einer Dienſtbar⸗ 
keit ſein. Es müßte daher den Antragſtellern über⸗ 
laſſen bleiben, den Eintragungsantrag zu berichtigen 
und zu erneuern. Dem kann nicht beigepflichtet werden. 
Allerdings iſt die Faſſung der Notariatsurkunde nicht 
einwandfrei. Die Worte „durch einen Zaun oder eine 
Mauer abzugrenzen“ laſſen die Deutung zu, daß nicht 
bloß die Duldung des Zaunes oder der Mauer, ſondern 
auch die Errichtung einer ſolchen Anlage dem Inhaber 
des dienenden Grundſtücks auferlegt ſei. Wäre dies 
richtig, ſo würde damit die Verpflichtung zu einem 
Tun begründet ſein, das nicht mehr in den Rahmen 
einer Dienſtbarkeit fällt. Allein wenn man die Ur⸗ 
kunde in ihrem Zuſammenhang prüft, fo iſt dieſe Aus- 
legung nicht begründet; ſie haftet zu ſehr an dem 
buchſtäblichen Ausdruck. In der Ziff. II der Urkunde 
iſt ausdrücklich davon die Rede, daß der im Eigentum 
der Gemeinde ſtehende Weg Pl.⸗Nr. 554 ½ durch einen 
auf Pl.⸗Nr. 556 befindlichen Holzzaun von dieſem 
Grundſtück abgegrenzt iſt und daß dieſer Zaun von 
den Eigentümern der beiden Grundſtücke auf gemein— 
ſchaftliche Koſten hergeſtellt und bisher unterhalten 
wurde. Es kann ſich daher bei der Uebernahme der 
Verpflichtung, das Grundſtück Pl.-Nr. 554 ½ von dem 
Grundſtück Pl.-Nr. 556 durch einen Zaun abzugrenzen, 
nicht darum handeln, daß dieſer Zaun erſt errichtet 
wird, ſondern nur, daß er bleibt und erhalten wird; die 
Verpflichtung zur Unterhaltung aber iſt in 8 1021 
ausdrücklich vorgeſehen; ſie gehört zum Inhalt der 
Grunddienſtbarkeit und bildet eine geſetzlich zuläſſige 
Erweiterung, nicht eine ſelbſtändige Verpflichtung. 
Durch die Vereinbarung iſt auch nicht dem Eigentümer 
des dienenden Grundſtücks die Verpflichtung zur Er— 
richtung einer Mauer auferlegt worden. Es iſt dem 
Eigentümer unbenommen, den Holzzaun zu laſſen; 
deſſen Erſetzung durch eine Mauer liegt in ſeinem 
Belieben; ſie bildet für ihn ſonach keine Belaſtung, 
ſondern eine Erleichterung, falls er das Beſtehen einer 
Mauer dem Holzzaune vorzieht. 

Allerdings ſollen die Notare die Urkunden ſo ab— 
faſſen, daß der Vollzug keinen Schwierigkeiten be— 
gegnet, ſie ſollen insbeſondere darauf bedacht ſein, die 
Eintragungsbewilligung oder den Eintragungsantrag 
ſo zu faſſen. daß fie für fi allein eine genügende 
Grundlage für die Eintragung bildet (DAG BAe. § 553). 
Allein wenn die Faſſung dieſer Vorſchrift nicht ent— 
ſpricht, ſo ergibt ſich daraus doch nicht ohne weiteres 
das Recht oder die Pflicht, die Eintragung zurückzu— 
weiſen. Kann der wirkliche Wille des Erklärenden un— 


neben. Die Entſcheidung wird in der amtlichen Sammlung erſcheinen. | zweideutig feſtgeſtellt werden, ſo hat ihn der Grund: 
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buchrichter feſtzuſtellen; an die Wortfaſſung der Ein: 
tragungsbewilligung iſt er nicht gebunden. 

Zwar iſt die Grunddienſtbarkeit nicht zwiſchen 
dem Eigentümer des herrſchenden und dem Eigentümer 
des dienenden Grundſtücks vereinbart, ſondern zwiſchen 
den Eheleuten S. und Dr. B., dem früheren Eigen- 
tümer der Pl.⸗Nr. 554 ½, und es geht aus der Urkunde 
auch nicht hervor, ob Dr. B. als Bevollmächtigter der 
Stadtgemeinde oder etwa als Vertreter ohne Ver⸗ 
tretungsmacht handelte; allein wenn damit auch die 
Frage des Zuſtandekommens der dinglichen Einigung 
noch offen iſt (8 873 BGB.), fo ſteht dies doch der 
Eintragung nicht im Wege. Von dem Falle des 8 20 
GBO. abgeſehen erfolgt die Eintragung, wenn ders 
jenige ſie bewilligt, deſſen Recht von ihr betroffen 
wird (8 19 &BD.). Der Grundbuchrichter hat nicht 
zu prüfen, ob die für den dinglichen Rechtserwerb not⸗ 
wendige Einigung vorliegt, ſondern nur, ob die Voraus- 
ſetzungen erfüllt ſind, von denen das Grundbuchrecht 
die Eintragung abhängig macht. (Beſchl. des I. 38. 
vom 10. Dez. 1912, Reg. III 90/1912). W. 
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Vorausſetzungen für die Anwendung des 5 302 
Abſ. 4 H6B.; „Beteiligte“ und „verteilbares Ber: 
mögen“ i. S. diefer Borſchriſt. Umfang der Prüfungs: 
pflicht des Regiſtergerichts beim Antrag auf Erneuerung 
der Liquidation einer Aktiengeſellſchaft, Beſchwerderecht 
der Beteiligten bei Bewilligung oder Abweiſung des 
Autrags (5 12, 20 856.). Die Aktiengeſellſchaft W. 
beſchloß 1909 die Auflöfung. Die Gläubigeraufforderung 
nach 8 297 HGB. erfolgte vorſchriftsgemäß. Der Liqui— 
dator Kaufmann L. verkaufte den geſamten Grund— 
beſitz an die offene Handelsgeſellſchaft R. und den Kauf— 
mann H. Der Reinerlös wurde an den einzigen be— 
kannten Gläubiger, die Aktiengeſellſchaft A. in R., aus: 
bezahlt, deren Forderung dadurch teilweiſe befriedigt 
wurde. Am 28. Auguſt 1911 wurde die Aktiengeſell— 
ſchaft W. im Regiſter gelöſcht. Am 15. Februar 1912 
beantragten die Käufer beim Regiſtergericht die Liqui— 
dation wieder aufzunehmen und L. neu als Liqui— 
dator zu beſtellen; es habe ſich nämlich herausgeſtellt, 
daß in Nebengebäuden des Grundbeſitzes der Haus— 
ſchwamm vorhanden ſei; wegen dieſes Mangels ſolle 
gegen die aufgelöſte Aktiengeſellſchaft auf Schadens— 
erſatz geklagt werden. Das Regiſtergericht wies aber 
den Antrag ab, weil $ 302 Abſ. 4 HGB. nicht anzu: 
wenden ſei, wenn nur ein Paſſivpoſten vorhanden ſei. 
Auf ſofortige Beſchwerde hob das LG. den Beſchluß 
auf und wies das Regiſtergericht an, die beantragten 
Maßnahmen zu treffen. Das LG. nahm u. a. an, daß 
der Aktiengeſellſchaft nach 8 241 HGB. ein Erſatz⸗ 
anſpruch gegen den Liquidator zuſtehe, falls ſie für 
ſeine Handlungen einſtehen müſſe. Dieſer Anſpruch 
ſei ein Vermögen i. S. des 8 302 Abſ. 4 HGB. Hie⸗ 
gegen legten die Aktiengeſellſchaft A. und der Liqui— 
dator L. weitere Beſchwerde ein. Das Obs G. wies 
das Rechtsmittel der Aktiengeſellſchaft A. als unzu— 
läſſig und jenes des L. als unbegründet zurück. 

Gründe: Die Aktiengeſellſchaft A. iſt nicht be— 
ſchwerdeberechtigt. Sie iſt Gläubigerin der Aktien— 
geſellſchaft W. Ein Gläubiger einer aufgelöſten Aktien— 
geſellſchaft, der ganz oder teil weiſe befriedigt iſt, braucht 
nichts mehr von dem herauszugeben, was er zur Be— 
friedigung erhalten hat, auch wenn die Liquidation 
wieder aufgenommen wird. Er wird alſo nicht be— 
einträchtigt, wenn infolge der Aufdeckung weiterer 
Vermögensſtücke der Liquidator neu beſtellt wird. Die 
Gläubiger und Aktionäre der aufgelöſten Aktiengeſell— 
ſchaft ſind allerdings Beteiligte i. S. des 8 302 Abſ. 4 
HGB. und können die Erneuerung der Liquidation 
beantragen, haben deshalb auch das Beſchwerderecht 


gegen die Ablehnung der Erneuerung. Dagegen fehlt | 


—— mm 5 „FFP ht an auf BA ER Fr — He, 


mE Zeitſchrift für Rechtspflege in Bayern. 1913. Nr. 4. 


es ihnen, wenn die Erneuerung angeordnet wird 
(8 20 GF G.). 

L. iſt als Liquidator entlaſſen worden, weil 
angenommen wurde, daß die Liquidation beendet 
ſei. Sein Amt als Liquidator lebt nicht von ſelbſt 
wieder auf, wenn die Liquidation wieder aufgenommen 
wird; er muß vielmehr neu beſtellt werden. Allein 
die Liquidation iſt i. F. des $ 302 Abſ. 4 HGB. noch 
nicht beendet; die Aktiengeſellſchaft gilt noch als 
fortbeſtehend. Deshalb muß der bisherige Liquidator 
wenigſtens für die Frage, ob die Liquidation zu er⸗ 
neuern iſt, als Vertreter der aufgelöſten Geſellſchaft 
angeſehen werden. Sonſt würde es in le Ab⸗ 
ſchnitte des Verfahrens an einem Vertreter fehlen, der 
die Angelegenheiten der Geſellſchaft wahrnimmt. Der 
Geſellſchaft kann daran liegen, daß die Liquidation 
nicht wieder aufgenommen wird. L. kann daher als 
Beteiligter i. S. des 8 302 Abſ. 4 HGB. nicht nur 
gegen den die Erneuerung ablehnenden, ſondern auch 
gegen den fie anordnenden Beſchluß für die aufgelöſte 
Geſellſchaft Beſchwerde einlegen. 

Die weitere Beſchwerde des Liquidators iſt aber 
unbegründet. Nach 8 302 Abſ. 4 HGB. hängt die Er⸗ 
neuerung der Liquidation davon ab, daß ſich nach⸗ 
träglich noch weiteres Vermögen herausſtellt. Auch 
ein Erſatzanſpruch der aufgelöſten Geſellſchaft gegen 
den Liquidator oder gegen einen Beamten der Geſell⸗ 
ſchaft iſt ein ſolches Vermögen. Auch darüber herrſcht 
kein Streit, daß ein zu verteilendes Vermögen i. S. 
des Geſetzes auch vorhanden ſein kann, wenn das nach— 
träglich ermittelte Vermögen tatſächlich nicht an die 
Aktionäre verteilt wird, weil Schulden damit gedeckt 
werden müffen; denn die Vorſchrift des 8 302 Abſ. 4 
ſoll nicht bloß den Aktionären als Rechtsbehelf dienen, 
ſondern auch den Gläubigern, überhaupt jedem Be: 
teiligten. 

Es iſt freilich zweifelhaft, ob der Liquidator L. 
ſich einer Argliſt gegen die Antragſteller ſchuldig 
gemacht hat, ob alſo ein Rückgriffsanſpruch der Aktien- 
geſellſchaft gegen ihn begründet iſt. Das LG. geht 
davon aus, daß der Richter der freiw. Gerichtsb. nicht 
feſtzuſtellen habe, ob ein Anſpruch der Aktiengeſell— 
ſchaft gegen den Liquidator beſteht; es müſſe genügen, 
daß der Anſpruch beſteht, wenn die tatſächlichen An— 
gaben der Antragſteller zutreffen. Dieſer Anſicht kann 
nicht unbedingt beigetreten werden. 8 302 Abſ. 4 läßt die 
Wiederaufnahme der Liquidation zu, wenn verteilbares 
Vermögen aufgefunden wird. Das Gericht der freiw. 
Gerichtsb. muß prüfen, ob die Vorausſetzung vorliegt 
(S 12 GG.). Auch iſt feine Entſcheidung über die 
Wiederaufnahme für den Prozeßrichter bindend. Schon 
deshalb reicht nicht die bloße Behauptung von Tat— 
ſachen hin, aus denen das Vorhandenſein von verteil— 
barem Vermögen folgen würde, vielmehr müſſen die 
Tatſachen ſelbſt feſtſtehen. Sonſt könnte unter den 
nichtigſten Vorwänden Wiederaufnahme beanſprucht 
werden. Auch iſt kein verteilbares Vermögen vor— 
handen, wenn die Ausſichtsloſigkeit der Rechtsverfolgung 
feſtſteht. Denn ein wertloſes Vermögensſtück iſt kein 
verteilbares Vermögen. 

Hier iſt ein Rechtsſtreit darüber anhängig, ob die 
Angaben der Antragſteller richtig ſind, und gerade, 
um dieſen Rechtsſtreit gegen die Aktiengeſellſchaft führen 
zu können, wird die erneute Liquidation beantragt. 
Mit Rückſicht hierauf hat das LG. keine Ermittelungen 
über die Richtigkeit der Angaben der Antragſteller 
angeſtellt. Das iſt bedenkenfrei. Denn für die Auf— 
nahme der Vorſchrift des $ 302 Abſ. + war maßgebend, 
daß ſonſt ein Gläubiger nach der Beendigung der 
Liquidation ſeinen Anſpruch gegen die Aktiengeſell— 
ſchaft nicht geltend machen könnte, obgleich noch Ver— 
mögen vorhanden iſt, auf das er zur Befriedigung 
greifen könnte. 

Die Beſchwerde meint, ein Rückgriffsanſpruch der 
Geſellſchaft gegen den Liquidator komme hier gar nicht 
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in Frage, weil ſich die Klage unmittelbar gegen L. 
richte. Das iſt nicht richtig, weil die Klage der An⸗ 
tragſteller ſich gegen L. perſönlich und als Liquidator 
richtet. Auch wollen die Kläger L. nur inſoweit per⸗ 
ſönlich in Anſpruch nehmen, als die Klage gegen die 
Geſellſchaft nicht ausführbar ſein ſollte. Es iſt zudem 
nicht ausgeſchloſſen, daß die gegen den Liquidator 
perſönlich geſtellte Klage abgewieſen wird, während 
die Klage gegen die Geſellſchaft Erfolg hat. Daß L. 
zahlungsunfähig und aus dieſem Grunde die Herbei⸗ 
ſchaffung eines Vermögens unmöglich ſei, iſt nicht be⸗ 
hauptet. Iſt aber die eng möglich, ſo 
durfte das Regiſtergericht den durch 8 302 Abſ. 4 er⸗ 
öffneten Weg nicht verſagen. (Beſchl. des I. ZS. vo 

15. Nov. 1912, Reg. III 58 und 59/1912). W. 
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B. Sit rafſache n. 


Zuläſſigkeit der Geflügeliperre bei Ansbruch der 
Manl- und Klauenſenche. Aus den Gründen: 


2 23. Junk 1880 
Der Abſ. 1 des $ 21 Vieh. vom 1. Nai ar (all) 


und der Abſ. 1 des § 21 des am 1. Mai 1912 in 
Kraft getretenen ViehSG. vom 26. Juni 1909 (neu) 
haben folgenden, gleichen Wortlaut: „Verbot des ge⸗ 
meinſchaftlichen Weideganges von Tieren aus den 
Viehbeſtänden verſchiedener Beſitzer und der Benutzung 
beſtimmter Weideflächen, ferner der gemeinſchaftlichen 
Benutzung von Brunnen, Tränken und Schwemmen 
und des Verkehrs mit ſeuchenkranken oder verdäd- 
tigen Tieren auf öffentlichen oder gemeinſchaftlichen 
Straßen und Triften“. Der Abſ. 2 des 8 21 (alt) 
lautet: „Verbot des freien Umherlaufens der Hunde“. 
Der Abſ. 2 des § 21 (neu) beſtimmt: „Verbot des 
freien Umherlaufens der Haustiere mit Ausnahme 
der Katzen und des Geflügels“. In dem Entwurfe 
des neuen Vieh SG. war zu § 21 Abſ 2 vorgefchlagen, 
das Wort „Hunde“ durch das Wort „Haustiere“ zu 
erſetzen, und zur Begründung ausgeführt: „Nicht nur 
frei umherlaufende Hunde können die Verſchleppung 
des Anſteckungsſtoffes von Tierſeuchen vermitteln, 
ſondern alle außerhalb des Gehöftes frei 
umherlaufenden Tiere überhaupt, namentlich 
die Katzen, die Schweine und das Geflügel. Es emp⸗ 
fiehlt ſich deshalb, die in Abſ. 2 ausgeſprochene Zu— 
läſſigkeit des Verbotes des freien Umherlaufens von 
Hunden auf alle Haustiere auszudehnen“ (Verh. des 
Reichstags XII. Leg Per. I. Seſſ. Anl. Bd. Nr. 243/1908 
Nr. 484 S. 63). Einige Kommiſſionsmitglieder äußerten 
das Bedenken, daß die Durchführung des $ 21 ſchwierig 
ſei, da Tauben und anderes Geflügel ſich gar nicht 
oder ſehr ſchwer einſperren laſſen. Der Antrag, daß 
hinter die Worte: „Haustiere“ geſetzt werde „mit Aus⸗ 
nahme der Katzen und des Geflügels“ wurde trotz des 
Widerſpruchs der Regierung in der Kommiſſion und 
ſpäter im Reichstag angenommen. Aus dem Wort- 
laute der Beſtimmungen des 8 21 Abſ. 2, alt und neu, 
aber auch aus dem Entwurf und den Verhandlungen 
in der Kommiſſion und im Reichstag ergibt ſich, daß 
das Freiumherlaufen des Geflügels nicht auf Grund des 
§ 21 Abſ. 2 (neu) verboten werden kann. Hinſichtlich 
des Geflügels hat mithin der § 21 Abſ. 2 des neuen 
Geſetzes gegenüber dem 8 21 Abſ. 2 des alten Geſetzes 
keine Aenderung gebracht. 

Wie der $ 22 (alt), fo geſtattet der $ 22 (neu) 
die Sperre des Stalles, des Gehöftes uſw. gegen den 
Verkehr mit Tieren und mit Gegenſtänden, die Träger 


des Anſteckungsſtoffes fein können; nach beiden Ge⸗ 


ſetzesſtellen verpflichtet die Sperre eines Stalles, eines 
Gehöftes den Beſitzer, die Einrichtungen zu treffen, 
die zur wirkſamen Durchführung der Sperre angeord— 
net werden. Dagegen iſt durch die Beſtimmung in 
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8 22 Abſ. 2 (neu) die Vorſchrift des Abſ. 2 des 8 22 
(alt) weggefallen, wornach das Gehöfte erſt geſperrt 
werden durfte, wenn der Ausbruch der Seuche durch 
das Gutachten des beamteten Tierarztes feſtgeſtellt 
war. Nach der neuen Beſtimmung iſt hiernach die 
Sperrung des Gehöftes erleichtert worden. Mithin 
find die Beſtimmungen in den 88 22 und 21 Abſ. 2 
alt und neu hinſichtlich des Geflügels und der Gehöft⸗ 
ſperre unverändert geblieben. Nach dem 8 22 (alt) 
wie nach 8 22 (neu) beantwortet ſich die Frage gleich⸗ 
mäßig, ob mit der Sperre des verſeuchten Gehöftes 
die Abſperrung des Geflügels inſoweit verbunden 
werden darf, daß es das verſeuchte Gehöft nicht ver⸗ 
laſſen kann. 

In 8 18 (alt) iſt beſtimmt, daß im Falle der 
Seuchengefahr und für die Dauer der Gefahr vor⸗ 
behaltlich der in dieſem Geſetze bezüglich einzelner 
Seuchen erteilten beſonderen Vorſchriften, je nach 
Lage des Falles und nach der Größe der Gefahr unter 
Berückſichtigung der Verkehrsintereſſen, die in den 
88 19 bis 29 aufgezählten Schutzmaßregeln polizeilich 
angeordnet werden können. Nach den 88 2, 30 des 
alten Vieh SG., dem 81 der Inſtruktion des BR. vom 
27. Juni 1895 und der bayer. VO. vom 23. März 1881 
ſind zur Anordnung dieſer Maßregeln innerhalb der 
geſetzlichen Schranken in Bayern die Diſtriktspolizei⸗ 
behörden zuſtändig. Da durch das Gutachten des be⸗ 
amteten Tierarztes der Ausbruch der Maul⸗ und 
Klauenſeuche unter den Viehbeſtänden des St. feſt⸗ 
geſtellt worden war, konnte der Stadtmagiſtrat als 
Diſtriktspolizeibehörde nach dem § 22 Abſ. 1 und 2 
(alt) die Sperre des Gehöftes anordnen und nach 
Abſ. 4 den S. anweiſen, die zur wirkſamen Durch⸗ 
führung der Sperre weiter angeordneten Einrichtungen 
zu treffen. 

Nach dem Wortlaut und dem Sinne des 8 22 (alt) 
ſoll durch die Gehöftſperre verhindert werden, daß 
der Anſteckungsſtoff aus dem Gehöfte durch Tiere und 
die ſog. Zwiſchenträger hinausgetragen werde. Der 
§ 22 Abſ. 1 trifft alle Tiere ausnahmslos. Da das 
Geflügel beſonders geeignet iſt, die Verſchleppung des 
Anſteckungsſtoffes von Tierſeuchen zu vermitteln, ſo 
wäre es unvereinbar mit dem Zwecke der Beſtimmung 
des § 22 (alt), wonach die Seuche auf das verſeuchte 
Gehöft beſchränkt und ihre Weiterverbreitung hint- 
angehalten werden ſoll, wollte man annehmen, daß 
auf Grund des 8 22 wegen der Beſtimmung des § 21 
Abſ. 2 die „Geflügelſperre“ nicht angeordnet werden 
könnte. Es hieße dem Geſetzgeber die Abſicht unter— 
ſchieben, daß er das, was er auf dem Wege des § 22 
erreichen will, durch den § 21 Abſ. 2 verhindern will. 
Die einzelnen Schutzmaßregeln find in den 8S 19 bis 
29 aneinander gereiht; ihre Anwendung bemißt ſich 
je nach Lage des Falles und nach der Größe der Ge— 
fahr; nach dieſem Maßſtabe ſind auch die einzelnen 
Maßregeln zu beurteilen. Durch dieſe wurden auch 
die Schranken gezogen, die den Polizeibehörden zum 
Schutze des Eigentums und der Verkehrsintereſſen 
auferlegt werden müſſen. Daraus ergibt ſich, daß die 
bei größerer Seuchengefahr und unter beſtimmten 
Vorausſetzungen anwendbaren Maßregeln bei einer 
geringeren Seuchengefahr nicht angewendet werden 
dürfen. In dieſem Verhältniſſe ſtehen die Schutz— 
maßregeln des $ 22 (alt) zu denen des 8 21 (alt). 
Die ſtrengeren Maßregeln des $ 22 haben eine größere 
Gefahr, die milderen Maßregeln des S 21 eine ge— 
ringere Gefahr zur Vorausſetzung; die Gebote und 
Verbote des 8 22 eignen ſich nicht für die Fälle des 
§ 21 und umgekehrt: das was nach § 21 — hier das 
freie Umherlaufen des Geflügels außerhalb des Ge— 
höftes — noch erlaubt iſt, kann nach S 22 verboten 
werden oder m. a. W. durch die minder ſtrenge Maß— 
regel des 8 21 kann die ſtrengere Maßregel des 8 22 
nicht beeinflußt werden. Die Annahme, daß die Be— 
ſtimmung des § 21 Abſ. 2 die Geflügelſperre nach dem 
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§ 22 ausfchließe, hätte nur eine Berechtigung, wenn 
ſie die Eigenſchaft einer allgemeinen, alle Fälle der 
Seuchengefahr umfaſſenden Vorſchrift hätte. Das Gegen⸗ 
teil ergibt ſich jedoch aus der Anlage des Geſetzes, 
wonach der 8 21 nur die Anordnung einzelner Schutz⸗ 
maßregeln für einen beſtimmten Grad der Seuchen⸗ 
gefahr zuläßt. 
Die Zuläſſigkeit der Geflügelſperre nach 8 22 (alt) 
hat auch den Oberſten Gerichten und Verwaltungs⸗ 
behörden nie Anlaß zu Zweifeln gegeben. Das bayer. 
St Min. des Innern hat durch die nicht veröffentlichte 
Entſchließung vom 27. Mai 1907 Nr. 11725 zur wirk⸗ 
ſameren Bekämpfung der Maul⸗ und Klauenſeuche auf 
Grund des § 1 der BR.⸗Inſtruktion die Polizeibehörden 
angewieſen, für jeden verſeuchten Ort einen Sperr⸗ 
bezirk zu bilden und hierfür mehrfache Beſtimmungen 
etruffen, darunter auch die — für die verſeuchten Ge⸗ 
öfte —, daß Geflügel ſo einzuſperren iſt, daß es das 
Gehöft nicht verlaſſen kann“. Die gleiche Beſtimmung 
findet ſich jetzt auch im 8 162 Abſ. 16 der Bek. vom 
25. Dezember 1911 (RGBl. 1912 S. 4 ff.), betr. die 
AusfVorſchr. des BR. zum neuen ViehSG. und im 
8 174 Abſ. ic der bayer. Min Bek. vom 17. April 1912 
zu dem genannten Geſetz (GVBl. 1912 S. 403). Alle 
dieſe Anordnungen (alt und neu) ſind getroffen auf 
Grund des § 22 alt und neu, ein deutlicher Beweis 
dafür, daß die höchſten Verwaltungsbehörden ſie auf 
Grund der 88 22 alt und neu für zuläſſig erachteten, 
und dafür, daß hinſichtlich des Geflügels die Beſtim⸗ 
mungen in den 88 21 und 22 alt und neu die gleichen 
nd. Der Strafſenat des ObLG. hat in dem Urt. vom 
1. Januar 1909 (Samml. Bd. 9 S. 162) die Zuläſſig⸗ 
keit der in der Minc vom 27. Mai 1907 vorgeſehenen 
Maßregeln als in dem Geſetze und in der BR.⸗In⸗ 
ſtruktion begründet ausdrücklich anerkannt und in dem 
Urt. vom 28. November 1911 Rev.⸗Reg. Nr. 491/1911 
und in dem Beſchluſſe vom 25. Januar 1911 Beſchw.⸗ 
Reg. Nr. 958 1911 ausgeſprochen, daß auf Grund des 
8 22 des alten Vieh SG. die Geflügelſperre angeordnet 
werden kann. Konnte mithin auf Grund des § 22 
(alt) das Freiumherlaufenlaſſen des Geflügels außers 
halb des geſperrten Gehöftes verboten werden, ſo iſt 
dieſes Verbot auch zuläſſig nach dem § 22 (neu). (Urt. 
vom 19. November 1912, Rev.-⸗Reg. Nr. 424/1912). 
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Pücheranzeigen. 


A. Negers Dienſtbuch für bayeriſche Staatsverwaltungs— 
und Gemeindebeamte. Herausgegeben von J. von 
Windſtoßer, Kgl. Miniſterialrat a. D. XXXII. Jahr- 
gang 1913. 383 Seiten. Ansbach 1913, C. Brügel 
& Sohn. Mk. 1.50. 

Dieſer Kalender, der ähnlich angelegt iſt wie der 
Bayeriſche Juriſtenkalender, aber zugeſchnitten iſt auf 
die beſonderen Bedürfniſſe der inneren Verwaltung, 
wird wegen ſeiner Zuverläſſigkeit und ſeines reichen 
Inhalts gute Dienſte tun. Hervorheben möchten wir 
die gedrängten, gemeinverſtändlichen Unterweiſungen 
für die Bürgermeiſter und die recht zweckmäßige Ueber— 
ſicht über die Rechtſprechung der jüngſten Zeit. 


Geſetzgebung und Verwaltung. 


Der Verkehr mit Kraftfahrzeugen (Bek. vom 27. Ja⸗ 
nuar 1913, IM Bl. S. 5). Die Rückſicht auf die großen 
Gefahren des Verkehrs mit Kraftfahrzeugen und auf 
ſeine ſtets wachſende Wichtigkeit gab Anlaß, auf die 


| 


j 
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Schwierigkeiten hinzuweiſen, die bei der Feſtſtellung 
von Zuwiderhandlungen gegen die Vorſchriſten über 
den Verkehr mit Kraftfahrzeugen, insbeſondere der 
Beweisſicherung, entgegentreten. Den ſtaatsanwalt⸗ 
ſchaftlichen Behörden wird deshalb beſondere Be⸗ 
ſchleunigung und Sorgfalt bei den Ermittelungen und 
raſche Durchführung des Strafverfahrens aufgetragen. 
Für die Erholung von Gutachten wird auf die für 
die Prüfung von Kraftfahrzeugen und deren Führern 
anerkannten Sachverſtändigen und auf den polytech⸗ 
niſchen Verein in München aufmerkſam gemacht und 
bemerkt, daß ſich zur erſchöpfenden Aufklärung unter 
Umſtänden auch die Anhörung von Mitgliedern der 
W empfiehlt. 
850 


. Die wirtſchoftliche Verwaltung der Gerictsgeſäng⸗ 
niffe. Im 8 11 Abſ. 6 der Bek. vom 23. April 1883 
(JMBl. S. 179) war beſtimmt, daß für die erſten 
300 Hafttage im Monate dem Gefängniswärter je 
8 Pfg. vergütet werden. Es iſt beabſichtigt, die 
Vorſchriften der Bek. vom 23. April 1883 zu ändern, 
weil ſie den Zeitverhältniſſen nicht mehr ganz ent⸗ 
ſprechen. Das erfordert jedoch umfaſſende Vorarbeiten. 
Um den vordringlichſten Wünſchen der Gefängnis⸗ 
wärter zu genügen, hat das Staatsminiſterium der Juſtiz 
in der Bek. vom 29. Januar 1913 (JMBl. S. 6) au: 
nächſt die Vergütung von 8 Pfg. auf 12 Pfg. erhöht. 
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Der Auslieferungs⸗ und ſtrafrechtliche Nechtshilfe⸗ 
verkehr mit Panama, dem jetzt ſelbſtändigen Freiſtaate, 
verliert im Laufe d. Js. feine vertragliche Grundlage 
(vgl. Bek. vom 25. Januar 1913, IM Bl. S. 4). Panama, 
das bisher als Departement des Freiſtaates Kol umbia 
an deſſen Verträgen teilnahm, hat den Deutſch⸗Ko⸗ 
lumbiſchen Freundſchafts,⸗ Handels» und Schifffahrts⸗ 
vertrag vom 23. Juli 1892 (RGBl. 1894 S. 471), ſoweit 
er es angeht, zum 9. Juli 1913 gekündigt. 8. 

28 


Deutſch⸗belgiſches Abkommen über Unfallverſicherung. 
Das Abkommen vom 6. Juli 1912 (RG Bl. 1913 S. 23) 
ruht auf dem Vorbehalte des 8 157 RVO. Für die 
Juſtizbehörden kommt zunächſt der Art. 9 in Betracht, 
der die „zuſtändigen Verwaltungs- und Gerichtsbehör— 
den“ zum Beiſtand und zur Rechtshilfe „nach Maß⸗ 
gabe der für Zivil- und Handelsſachen geltenden Be— 
ſtimmungen“ verpflichtet. Damit iſt das Haager Ab⸗ 
kommen über den Zivilprozeß vom 17. Juli 1905 ges 
meint. Die Vorſchriften dieſes Abkommens ſind deshalb 
entſprechend anzuwenden. 
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Sprachecke 
des Allgemeinen Deutſchen Sprachvereins. 


Demſelben zufolge. „Der Vorſitzende erſtattete den 
Jahresbericht. Demſel ben zufolge trat der Verein 
am 2. Auguſt in ſein ſechſtes Lebensjahr.“ Herrliches 
Kanzleideutſch, dem man noch immer, wenn auch nicht 
mehr allzuhäufig, begegnen kann. Weshalb denn nicht: 
„Nach ihm oder: „Danach“, oder deutlicher: „Aus 
ihm (dieſem) ergibt ſich (erſehen wir), daß .. .“? Denn 
offen und ehrlich: iſt der Jahresbericht die Urſache 
oder Veranlaſſung, daß der Verein in ſein ſechſtes Jahr 
getreten iſt? Man merke ſich doch endlich einmal. 
daß „derſelbe“ ſowohl wie „zufolge“ gar zu leicht 
lächerlich wirken können. 


Verantwortl. Herausgeber: Th. von der Pfordten, 
K. I. Staatsanwalt im Staatsminiſterium der Juſtiz. 
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Die Weiterentwickelung der Etrafrechtsreform. 


Von Miniſterialrat Dr. K. Meyer in München, 
Mitglied der Strafrechtskommiſſion. 


Die Reform des Strafrechts hat eine weitere 
Etappe zurückgelegt. Die Strafrechtskommiſſion 
hat Ende Januar die erſte Leſung des Entwurfs 
beendigt und hofft, ihre Arbeiten im Auguſt ab⸗ 
zuſchließen. Damit iſt ein großer Schritt getan, 
freilich nur einer von den vielen, die noch zu 
machen find. Die Aufgaben des großen Reform⸗ 
werkes wachſen, je weiter die geſetzgeberiſchen 
Verhandlungen fortſchreiten. Nach Abſchluß der 
Kommiſſionsberatungen die Aufſtellung eines Ein: 
führungsgeſetzes durch eine kleine Kommiſſion, dann 
der Entwurf eines Strafvollzugsgeſetzes,) das auch 
den Vollzug der ſichernden Maßnahmen zu um⸗ 
faſſen hat, und ſchließlich neben einer Novelle zum 
Militärſtrafgeſetzbuch die Umſetzung der neuen 
materiellrechtlichen Inſtitute in das Prozeßrecht, 
entweder in einer völlig neuen Prozeßordnung, oder 
in einer Novelle zur StPO., ein Weg, den die 
öſterreichiſche Geſetzgebung in ihrer Regierungs⸗ 
vorlage beſchritten hat, der aber in Deutſchland 
wohl nicht mehr gangbar iſt, weil dem Reichstag 
ſchon einmal der Entwurf einer neuen Strafprozeß⸗ 
ordnung vorgelegen hat. 


Nach den vorliegenden Erklärungen ſoll der 
Entwurf eines neuen Strafgeſetzbuchs im Jahre 1917 
an den Reichstag gelangen. Darnach wird die 
neue Strafprozeßordnung zu verabſchieden ſein. 
Alſo im Intereſſe einer einheitlichen ineinander⸗ 
greifenden Reform auf dem Gebiete des Strafrechts: 
Strafgeſetz und Strafprozeßordnung vorausſichtlich 
in. getrennter Verabſchiedung und mit gleichzeitigem 
Inkrafttreten. Dazu treten die dem Bundesrat 
und den Einzelregierungen vorbehaltenen Aus— 
führungsvorſchriften und insbeſondere die Aus: 


) Hoffentlich iſt dem Entwurf ein beſſeres Schickſal 
beſchieden als dem erſten Entwurf eines Strafvollzugs- 
geſetzes, der am 19. März 1879 dem Bundesrat vorge— 
legt wurde, aber nicht an den Reichstag gelangte. 


München, den J. März 1913. 


| 


9. Jahrg. 


tspflege 


Verlag von 
3. Schweitzer Verlag 
(Arthur Seller) 
München und Berlin. 


Zeitung und Geſchäftsſtelle: München. Lenbachplatz 1. 
Anzelgengebübr 30 Big. für die balbgeſpaltene Petttzelle 
oder deren Raum. Bei Wiederbolungen Ermäßigung. Stellen⸗ 
anzeigen 20 Big. Beilagen nach Uebereinkunft. 


97 
führungsgeſetze der Einzelſtaaten mit der not⸗ 


wendigen Durchſicht des Landesſtrafrechts. 
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Doch ich kehre zur Gegenwart zurück und wende 
mich den bisherigen Beſchlüſſen?) der Strafrechts⸗ 
kommiſſion zu. Die Kommiſſion hatte bei ihren 
Arbeiten in erſter Leſung vor allem die ſehr um⸗ 
fangreiche Kritik zum Vorentwurf und den mit 
einer ausführlichen Begründung ausgeſtatteten 
Gegenentwurf zu berückſichtigen. Es ſoll hier nun 
eine kurze Ueberſicht über die weſentlichſten Be⸗ 
ſchlüſſe der Kommiſſion gegeben werden, inſoweit 
ſie in grundlegenden oder doch beſonders wichtigen 
Fragen den Vorentwurf geändert haben. 


Der Vorentwurſ') iſt ſeinerzeit in der Kritik als 
eine ausgezeichnete Grundlage für die weitere geſetz⸗ 
geberiſche Behandlung der Strafrechtsreform er⸗ 
achtet worden. Er hat die Ziele der Reform, die 
in der wiſſenſchaftlich⸗legislativen Einigung hervor⸗ 
getreten waren, in einer überraſchenden Ueberein⸗ 
ſtimmung mit dem Schweizer Vorentwurf von 1908 
und dem Oeſterreichiſchen Vorentwurf von 1909 


verwirklicht.“) Dieſe Verwirklichung der Reform⸗ 
gedanken im Vorentwurf hat die Kommiſſion in 


erſter Leſung grundſätzlich gebilligt. Man kann 
ohne Uebertreibung ſagen, der Grundgedanke des 
Vorentwurfs hat geſiegt. Wie dieſer verpflichten 
ſich auch die bisherigen Kommiſſionsbeſchlüſſe nicht 
auf eine beſtimmte Strafrechtstheorie. Der einzig 
mögliche Weg, um ein praktiſch brauchbares, 
modernes und allen Intereſſen gerecht werdendes 
Strafgeſetzbuch zuſtande zu bringen. N 

Ferner hat die Kommiſſion in Uebereinſtimmung 
mit dem Vorentwurf von einer weitergehenden 
Einarbeitung der Nebengeſetze abgeſehen. Sie hat 
insbeſondere die Strafbeſtimmungen der Konkurs- 
ordnung nicht eingearbeitet und ihre Aenderung 


2) Die Beſchlüſſe find im Reichsanzeiger und in der 
Deutſchen Juriſten⸗Zeitung veröffentlicht. 

) Hierzu meine Ueberſicht über den Vorentwurf in 
der DJ Z. 1909 S. 1281 ff., und van Calker in dieſer 
Zeitſchrift 1910 S. 45 ff. 

) Hierzu meine Gegenüberſtellung der drei Ent- 
würfe in den Annalen des Deutſchen Reichs 1910 S. 32 ff. 
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der Reform des Konkursrechtes vorbehalten. Ledig⸗ 
lich 8 48 AuswG. wurde bei dem Tatbeſtand des 
Mädchenhandels einbezogen. Dagegen wurde das 
Reichsgeſetz vom 9. April 1900, betr. die Be⸗ 
ſtrafung der Entziehung der elektriſchen Arbeit 
wieder ausgearbeitet.?) Die Bayeriſche Praxis hatte 


ſich, ehe dieſes Notgeſetz erlaſſen wurde, damit 


abgefunden, die elektriſche Energie, ebenſo wie Gas 
und Druckluft, als bewegliche Sache zu behandeln. 
Die Frage der Einarbeitung der Nebengeſetze wird 
im weiteren Fortgange der geſetzgeberiſchen Verhand⸗ 
lungen zur Frage der Durchſicht werden. Die 
Nebengeſetze müſſen dem allgemeinen Strafgeſetz, 
z. B. hinſichtlich der Verſchuldungsformen, ent⸗ 
weder im Einführungsgeſetz oder in einem beſonderen 
Geſetz, angepaßt werden. 

Ebenſowenig hat die Kommiſſion eine Aus⸗ 
ſcheidung des ſog. Polizeiunrechts von dem Kri⸗ 
minalſtrafrecht vorgenommen, dagegen den wiſſen⸗ 
ſchaftlichen Anforderungen inſoweit eine Konzeſſion 


gemacht, als nach dem Vorbilde des Gegenentwurfs 


und ausländiſcher Geſetzentwürfe, wie des Schweizer 
Vorentwurfs, ein eigener Allgemeiner Teil für die 
Uebertretungen geſchaffen wurde. Darin zeigt ſich 
eine gewiſſe, für bayeriſche Verhältniſſe erfreu⸗ 
liche Rückläufigkeit. In Bayern kannte die Straf⸗ 
geſetzgebung von 1861 eine Scheidung von Polizei⸗ 
und Kriminalſtrafrecht.). Das Polizeiſtrafgeſetz⸗ 
buch von 1861 enthielt in Art. 1 bis 45 einen 
eigenen Allgemeinen Teil. Dieſe Entwickelung hat 
die Einführung des Strafgeſetzbuchs von 1870 
zerſtört. Preußen und andere Bundesſtaaten haben 
kein eigenes kodifiziertes Polizeiſtraſrecht, wie Bayern, 
Württemberg. Baden und Heſſen. Jür fie bildet 
der 29. Abſchnitt des StBG., Uebertretungen, in 
gewiſſem Sinne ein Polizeiſtrafgeſetzbuch. 

Die Kommiſſionsbeſchlüſſe haben durchweg die 
vom Vorentwurf gebrachten neurechtlichen In⸗ 
ſtitute, richterlich bedingte Strafausſetzung, richter⸗ 
liche Rehabilitation, dann die Berückſichtigung der 
verminderten Zurechnungsfähigkeit als obligatori⸗ 
ſchen Strafmilderungsgrund. die Reform des 
Jugendſtrafrechts, ferner die Einführung der ſichern⸗ 
den Maßnahmen, Arbeitshaus im weſentlichen 
im Anwendungsgebiet des Vorentwurfs, Wirts- 
hausverbot, Unterbringung in eine Trinkerheil⸗ 
ſtätte und Verwahrung gemeingefährlicher Geiſtes⸗ 
kranker übernommen. In der Verwahrung ſicher⸗ 
heitsgefährlicher, oft vorbeſtrafter Verbrecher iſt 
die Kommiſſion zwecks energiſcherer Bekämpfung 
des Verbrechertums beträchtlich über die Regelung 
des Vorentwurfs hinausgegangen, wie ich bei 
den Beſchlüſſen zum Allgemeinen Teil berühren 
werde. Auch an der Löſung der ſozialpoliti— 
ſchen Aufgaben, die die neuzeitliche Entwickelung 


) Die Nr. 5 des 8 12 LorE. wurde geſtrichen. 

) Das bayer. StGB. von 1861 (Art. 68) kannte 
ſchon die verminderte Zurechnunge fähigkeit als obliga— 
toriſchen Strafmilderungsgrund. Auch hier brachte das 
StGB. von 1870 einen Rückſchritt. 
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dem Strafrecht zuweiſt, z. B. an einer allgemeinen 
Beſtimmung über den Schadenserſatz, einer ſtär⸗ 
keren ſtrafrechtlichen Repreſſion gegen die Trunk⸗ 
ſucht, hat die Kommiſſion feſtgehalten. 

Sie hat ferner entſprechend dem Gange der 
Rechtsentwickelung die Regelungen übernommen, 
die dem Richter größeres Vertrauen entgegen⸗ 
bringen, ihn freier ſtellen und ihm größere In⸗ 
dividualiſierung des Einzelfalles, namentlich auf 
dem Gebiete der Strafzumeſſung ermöglichen. 
Insbeſondere ſind die beſonders ſchweren und die 
beſonders leichten Fälle beibehalten, die dem Richter 
ein unbeſchränktes Strafmilderungsrecht geben und 
ihn ermächtigen, in den im Geſetze beſonders be: 
ſtimmten Fallen von Strafe überhaupt abzuſehen. 
Die Tatbeſtaͤnde und Strafrahmen ſind durch 
Vereinfachung der Kaſuiſtik und Weglaſſung der 
Mindeſtſtrafdrohungen noch elaſtiſcher geſtaltet 
worden. Dadurch tritt ſachlich keine Abſchwächung 
des Strafſchutzes ein. Zudem iſt die Gelditrafe 
durchweg höher bemeſſen und durch die Aufnahme 
einer Strafbeſtimmung gegen Komplott und Banden⸗ 
bildung bei Verbrechen vor Strafſchutz weſentlich 
verſtärkt worden. 

Lag die Ausarbeitung des Vorentwurfs in der 
Hand von Praktikern, ſo gehören dieſer Kom miſ⸗ 
ſion drei hervorragende wiſſenſchaftliche Theoretiker 
(von Frank, von Hippel und Kahl) an. Dies 
kommt der wiſſenſchaftlichen Vertiefung des Ganzen 
wie der Durchbildung einzelner Materien und der 
ſyſtematiſchen Einteilung des ganzen Entwurfs zu⸗ 
gute. Der Allgemeine und der Beſondere Teil ſind 
neu eingeteilt worden. Ich folge jedoch bei der 
Gegenüberſtellung der weſentlichſten Abaͤnderungen 
hier noch der Einteilung bes Vorentwurfs, der 
veröffentlicht und bei der bisherigen Veröffent⸗ 
lichung dem Beſchluſſe zugrunde gelegt wurde. 


A. Allgemeiner Teil. 


I. Für Verbrechen und Vergehen.“ 
Die Dreiteilung iſt beibehalten. Verbrechen ſind 
die mit dem Tode, mit Zuchthaus oder mit Ein⸗ 
ſchließung von mehr als fünf Jahren bedrohten 
Handlungen; Vergehen ſind dagegen mit Gefängnis, 
mit Einſchließung bis zu fünf Jahren oder mit 
Geldſtrafe von mehr als 500 M und Uebertre⸗ 
tungen mit Haft bis zu drei Monaten oder mit 
Geldſtrafe bis zu 500 M bedroht. 

In den Beſtimmungen über das Strafgeſetz 
und die ſtrafbare Handlung ſind Begriffsbeſtim⸗ 
mungen über Zeit und Ort der Begehung auf: 
genommen, erſtere im Sinne der Taͤtigkeitstheorie, 


) Neueinteilung in 12 Abjtnitte: 1 Das Straf⸗ 
geſetz. 2. Die ſtrafbare Handlung. 3. Vorausſetzungen 
der Strafbarkeit. 4. Verſuch. 5. Teilnahme. 6. Zu⸗ 
ſammentreffen mehrerer Geſetzes verletzungen. 7. Straf⸗ 
antrag. 8. Hauptſtrafen und Schadenserſatz. 9. Neben⸗ 
ſtrafen und Maßregeln der Beſſerung und Sicherung. 
10. Strafbemeſſung. 11. Verjährung. 12. Wieder⸗ 
einſetzung. 
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letztere im Sinne der Erfolgtheorie.“). Sind hier 
Definitionen nicht zu vermeiden und auch an anderer 
Sielle entſprechend dem Vorgange neuerer Geſetze 
zur Erleichterung der Rechtsanwendung, Erläute⸗ 


tretungen geworden. Die kurzzeitigen Freiheits⸗ 
ſtrafen wurden beibehalten. Der Vorentwurf hatte 
in 8 18 für gewiſſe Falle Schärfungen der Zucht: 
haus- und Gefängnisſtrafe vorgeſchlagen. Sie find 
rungen z. B. über den Begriff Angehörige, Jugend⸗ abgeſchwaͤcht und nur im Anfang der Strafzeit 
liche, Urkunde uſw. zu geben, ſo wird doch andrer⸗ und nur mit Beſchränkungen, insbeſondere nur für 
ſeits hiervon kein zu reichlicher Gebrauch gemacht Gewalttätigkeitsdelikte, zugelaſſen, jedoch nunmehr 
werden dürfen. Das Geſetz ſoll kein lehrbuch⸗ auch gegen Jugendliche möglich, eine Regelung, 
artiges Ausſehen erhalten. So iſt es immerhin | die ſchon angefochten iſt.“) Die vorläufige Ent: 
eine offene Frage, ob das Geſetz ſelbſt Begriffs: laſſung ift durch die Schutauffiht für die Ent⸗ 
beſtimmungen über die Verſchuldungsformen, Vor: laſſenen weiter ausgebaut worden. Bei Gefängnis 
ſatz und Fahrläſſigkeit, zu geben hat oder ob dieſe oder Einſchließung ſoll die Verbüßung von minde⸗ 
Umgrenzung nicht wie bisher der Wiſſenſchaft und ſtens 6 Monaten genügen. 
Rechtſprechung überlaſſen werden ſoll. Der Vor⸗ Sind bei der Geldſtrafe die Reformen (Friſten, 
entwurf ſowohl wie die jetzige Kommiſſion haben Teilzahlungen und Tilgung durch freie Arbeit) 
dieſe Frage bejaht und Vorſatz, eventuellen Vor⸗ beibehalten, ſo iſt andrerſeits ihr Mindeſtbetrag 
lag, Fahrläſſigkeit (bewußte und unbewußte) be⸗ wieder auf drei Mark ermäßigt, dagegen bei ber 
grifflich umgrenzt. Dieſe Regelung iſt mehrfach kumulativen Geldſtrafe (fakultative Nebenſtrafe, 
angefochten worden.“ wenn die Tat auf Gewinnſucht beruht) der Höchſt⸗ 
Bei der räumlichen Geltung des Strafgeſetzes betrag auf 50000 M erhöht worden. Doch iſt 
iſt gegenüber dem Vorentwurf im internationalen | auf einem anderen Gebiete ein Beſchluß gefaßt 
Strafrecht namentlich nach einer Richtung eine worden, der unter Umſtänden eine Rückwirkung 
weſentliche Aenderung eingetreten. Der Vorent⸗ | auf die Geldſtraſe äußern kann. 
wurf hatte den inländiſchen Strafanſpruch mög. Die richterlich bedingte Strafausſetzung würde 
lichſt unabhängig von dem Rechte des Auslandes zwar mit mehrfachen Verbeſſerungen grundſätz⸗ 
zu geſtalten verſucht und war darin zu weit ge⸗ lich nach dem Vorentwurf übernommen. Allein 
gangen. Soweit nicht Weltverbrechen, Landesverrat, in einem weſentlichen Punkte iſt abgewichen. Bei 
Majeſtätsbeleidigungen in Betracht kommen, ſollen der im Verwaltungswege eingeführten bedingten 
ſtrafbare Handlungen eines Deutſchen im Auslande, Begnadigung iſt die Strafausſetzung auch zuläͤſſig 
die nach unſerem Rechte als Verbrechen und Ver- bei Erſatzfreiheitsſtrafen, die an Stelle uneinbring: 
gehen anzuſehen find, grundſätzlich im Inlande licher Geldſtrafen treten. Der Vorentwurf hatte 
nur dann verfolgbar ſein, wenn die Tat nach dem in § 41 dieſe Regelung für die richterliche be⸗ 
Rechte des ausländiſchen Begehungsorts mit Strafe dingte Strafausſetzung übernommen. Die Kom⸗ 
bedroht iſt. Bei Begehung in ſtaatenloſen Gebieten miſſion hat dieſe Vorſchrift wegen der Schwierig⸗ 
genügt die Strafbarkeit nach den Geſetzen des Reichs. keiten. die dieſer Regelung entgegenſtehen, geſtrichen. “) 
Im Strafenſyſtem iſt die Todesſtrafe beibe: Die Frage wird jedenfalls in zweiter Leſung noch 
En A 50 a ingeit = einmal geprüft werben. 
un Leben des statjerd oder eines anderen Dunbes- An den ſichernden Maßnahmen des Wirtshaus⸗ 
fürſten oder des Regenten eines Bundesstaates) verbots = des 1 auf das nig Beh 
ſchlechthin angedroht, nicht aber beim Mord, wo neben der Gefängnisſtrafe, Sondern auch an Stelle 
mildernde Umſtände zugelaſſen find. Damit iſt einer Befängnisftrafe bis zu drei Monaten er: 
die Regelung des Vorentwurfs übernommen, und kannt werden kann, find bisher grundsätzliche 


wie dieſer hat auch die jetzige Kommiſſion die Aenderungen nicht vorgenommen worden. Dagegen 
ee ee Der ee bejabk 1 ſind für die Unterbringung in eine Trinkerheil⸗ 

Bei den Freiheitsſtrafen iſt die Kommiſſion ſtätte wichtige Neuerungen beſchloſſen worden, ſo 
iu bier Freiheitaſtrafen zurückgekehrt. Der Vor“ die widerrufliche Entlaſſung und deren Zurücknahme 
entwurf hatte die Feſtungshaft ausgeſchieden und innerhalb der 2 jährigen Höchſtverwahrungsdauer, 
mit der Haft vereinigt. Dieſe Ordnung ft Auf de Auferfegung Beftinumier Be pflicht ungen an ber 
gegeben und wieder eine custodia honesta in | Entlaſſenen, z. B. Anſchluß an einen Abſtinenz 
Form der Einſchließung eingeführt. Dagegen iſt oder einen Mäßigkeitsverein, endlich die Stellung 
die Haft wieder die Freiheitsſtrafe für die Ueber⸗ unter Schutzaufſicht. 


) Darnach gilt eine ſtrafbare Handlung ohne Rück⸗ Sind ferner die allgemeinen Vorſchriften über 
ſicht auf den Eintritt des Erfolgs als zu der Zeit be» Einziehung, dann das richterliche Aufenthaltsverbot 
gangen, wo der Täter gehandelt hat oder hätte handeln (Erſatz für die Polizeiauſſicht) weſentlich nicht 


Oel, d. 0 ie ſich *** 3 geändert worden, ſo iſt doch hinſichtlich der Ehren— 


Teil verwirklicht hat oder nach dem Vorſaße des Täters ſtrafen zur ſchärferen Differenzierung neu vorge⸗ 

verwirklichen ſollte. Ben 
) So neuerdings von Olshauſen, Kritiſche Be— 10) p. Liſzt, Mitteilungen der Int. Krim. Vereinigung 

merkungen zu den Beſchlüſſen der Strafrechtskommiſſion Bd. 19 S. 389. 

(Allgemeiner Teil) S. 31. 1 DIZ. 1911 S. 896. 
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ſchrieben, daß neben Todesſtrafe und Zuchthaus⸗ 
ſtrafe auf den Verluſt der bürgerlichen Ehrenrechte 
zu erkennen iſt, während nach dem Vorentwurf 
darauf erkannt werden kann. Mit den Ehren⸗ 
ſtrafen berührt ſich das Inſtitut der Rehabilitation. 
Die im Vorentwurfe neu aufgenommene richter⸗ 
liche Rehabilitation 1 in verlorene 
Rechte und Löſchung der Beſtrafung) wurde für 
Jugendliche beträchtlich erweitert. Iſt einem Jugend⸗ 
lichen, der vorher eine Freiheitsſtrafe nicht erlitten 
hatte, Löſchung einer Beſtrafung bewilligt und 
hat er ſich ſeit der Löſchung weitere zehn Jahre 
gut geführt, ſo kann das Gericht ihm vollſtändige 
Tilgung der Verurteilung bewilligen, jo daß fie 
in ihren Folgen als nicht geſchehen zu erachten 
iſt. Alſo materiellrechtliche Wirkung. Die Strafe 
kann z. B. zur Begründung des Rückfalls nicht 
mehr herangezogen werden. Zugleich wurde all⸗ 
gemein in Ergänzung der Vorſchriften über die 
bedingte Strafausſetzung beſtimmt, daß jemandem, 
der wegen eines Verbrechens oder Vergehens zum 
erſtenmal zu Freiheitsſtrafe verurteilt war, die 
bedingte Strafausſetzung bewilligt werden kann, 
wenn die Strafe gelöſcht iſt. 

Eingangs habe ich ſchon erwähnt, daß auch 
die Kommiſſionsbeſchlüſſe Begriffsbeſtimmungen 
über Vorſatz und Fahrläſſigkeit gegeben und die 
Erfolgshaftung beſeitigt haben. In der ſchwie⸗ 
rigen Frage des Rechtsirrtums haben ſie bisher 
entſprechend dem Vorentwurf an der Unterſchei⸗ 
dung zwiſchen nichtſtrafrechtlichem und ſtraſrecht⸗ 
lichem Irrtum und an deſſen grundſätzlicher Un⸗ 
entſchuldbarkeit feſtgehalten, jedoch über den Vor⸗ 
entwurf hinausgehend für den Fall, daß der Täter 
die Handlung für erlaubt hält, weil er ſich über 
das Strafgeſetz irrt, obligatoriſche Strafmilderung 
vorgeſchrieben. Ich möchte der fakultativen Stra}: 
milderung des Vorentwurfs den Vorzug geben. 


Zu den nicht glücklichen Regelungen des Vor⸗ 
entwurfs gehörte die Behandlung der Unzurech⸗ 
nungsfähigkeit als perſönlichen Strafausſchließungs⸗ 
grund, um hierdurch die ſelbſtändige Verant⸗ 
wortlichkeit der Teilnehmer an der Tat des Un⸗ 
zurechnungsfähigen herbeizuführen, ferner die ob⸗ 
jektive Faſſung des Tatbeſtandes des Verſuchs, 
obwohl die Begründung des Vorentwurfs die ge— 
ſetzgeberiſche Verwirklichung der ſubjektiven Theorie 
gewollt hatte, und ſchließlich die Regelung der 
Teilnahme, wo der Mittäterbegriff geſtrichen war. 
Die Kommiſſion hat die Unzurechnungsfähigkeit 
wieder zum Schuldausſchließungsgrund gemacht 
und die Faſſung des geltenden Geſetzes verbeſſert.“) 
Sie hat ferner die ſubjektive Theorie in der Faſ— 
fung des Verſuchs“) zum Ausdruck gebracht und 


12) Nicht ſchuldhaft handelt, wer zur Zeit der Tat 
wegen Bewußtſeinsſtörnng oder wegen krankhafter Stö— 
rung der Geiſtestätigkeit nicht die Fähigkeit beſitzt, das 
Ungeſetzliche der Tat einzuſehen oder ſeinen Willen dieſer 
Hinſicht gemäß zu beſtimmen. 
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1) Wer den auf Begehung einer ſtrafbaren Hands 


daran feſtgehalten, daß in beſonders leichten Fällen 
beim Verſuch von Strafe abgeſehen werden kann. 
Und ſchließlich hat ſie wieder eine Definition der 
Mittäterſchaft gegeben, den Unterſchied zwiſchen 
Mittäterſchaft und Beihilfe entſprechend der bis⸗ 
herigen Rechtſprechung nach der ſubjektiven Theorie 
beſtimmt, nämlich, ob der Handelnde den Täter⸗ 
willen handelte, und die Strafbarkeit der Teil⸗ 
nehmer an der Tat eines Unzurechnungsfähigen 
durch die ausdrückliche Vorſchrift ſicher geſtellt, 
daß Mittäter, Anflifter und Gehilfen auch dann 
ſtrafbar ſind, wenn ein anderer Mittäter oder der 
Täter nicht ſchuldhaft handelt. 

Bei den Jugendlichen hat die Kommiſſion die 
Heraufſetzung der Altersgrenze der abſoluten Straf⸗ 
unmündigkeit vom vollendeten 12. auf das 14. Le⸗ 
bensjahr gebilligt. Dieſe Frage hat eben auch 
die Reichstagskommiſſion beſchäftigt, die mit der 
Jugendgerichtsnovelle befaßt iſt. Bei den mehr⸗ 
fachen Aenderungen des § 69 des Vorentwurfs 
ſtellte die Strafrechtskommiſſion zunächſt die dort 
aufgegebene Stufe der relativen Strafunmündig⸗ 
keit inſofern wieder her, als Jugendliche, die zur 
Zeit der Tat 14 aber noch nicht 18 Jahre alt 
waren, ſtraflos bleiben ſollten, wenn ſie wegen 
zurückgebliebener Entwicklung oder mangels der 
erforderlichen geiſtigen oder ſittlichen Reife nicht 
die Fahigkeit beſaßen, das Ungeſetzliche der Tat 
einzuſehen oder ihren Willen dieſer Einſicht ge⸗ 
mäß zu beſtimmen. Die Kommiſſion hat ferner 
Erziehungsmaßregeln neben der Strafe oder an 
Stelle der Strafe dann zugelaſſen, wenn ſolche 
Maßregeln nach der Beſchaffenheit der Tat, dem 
Charakter und der bisherigen Führung des Täters 
ausreichend erſcheinen. Der Strafrichter kann die 
Erziehungsmaßregeln nur anordnen; er kann aber 
die Auswahl und die nähere Beſtimmung der Er⸗ 
ziehungsmaßregeln auch ſelbſt treffen. Neu be⸗ 
ſtimmt iſt beſonders, daß jugendliche Perſonen, 
ſowohl verurteilte wie wegen mangelnder Einſicht 
freigeſprochene, durch Beſchluß des Gerichts bis 
zur Dauer von zwei Jahren, jedoch nicht über das 
20. Lebensjahr hinaus, unter Schutzaufſicht geſtellt 
werden können.“) 

In den Fällen ausgeſchloſſener Rechtswidrig⸗ 
keit (Notwehr und Notſtand) wurde der Tatbeſtand 
der Notwehr im weſentlichen nach dem Vorent⸗ 
wurf übernommen, der des Notſtands dagegen mehr⸗ 
fach geändert. Die Schwierigkeiten der Materie 
und insbeſondere der Zuſammenhang mit dem 
Bürgerlichen Rechte (BGB. §§ 228, 904) veran: 
laßten eine wiederholte Beratung. Es iſt anzu: 
nehmen, daß in zweiter Leſung noch eine weitere 
Verbeſſerung beſchloſſen wird. Deshalb möchte 


lung gerichteten Vorſatz durch Handlungen betätigt, welche 
die Tat zur Aueführung bringen ſollen, iſt, wenn ſie 
nicht vollendet wird, wegen Verſuchs zu beitrafen. 

19) Es iſt noch möglich, daß die jetzt beratene Jugend- 
gerichtsnovelle zu Aenderungen dieſer materiellrechtlichen 
Regelungen führen kann. 
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Richters die Unterbrechungswirkung genommen. 
Die Friſten für die Verfolgungsverjährung ſollen 
vor ihrem Ablauf auf Antrag der Staats⸗ 
anwaltſchaft durch Beſchluß des Gerichts ver⸗ 
längert werden können. Die Verlängerung beträgt 
bei Verbrechen zehn, bei Vergehen drei Jahre, bei 
Uebertretungen ſechs Monate. Es wird ſich fragen, 
ob es bei dieſer Sonderregelung für die Verfolgungs⸗ 
verjährung in zweiter Leſung bleiben wird. 


II. Für Uebertretungen. In dieſem All⸗ 


ich auf die Beſchlüſſe !“) im einzelnen verweilen, 
und hier nur folgendes anführen. Das Eigen: 
tum“) wurde aus der Zahl der notſtands⸗ 
fähigen Güter geſtrichen, dagegen mit dem Vor⸗ | 
entwurf die Beſchränkung der Nothilſe zugunſten 
von Angehörigen aufgegeben. Die Vorſchrift wurde 
dann ſo gefaßt, daß ſie auch den ärztlichen Ein⸗ 
griff deckt, und in ihren beiden Einzeltatbeſtänden 
(Nottat und Nothilfe zugunflen eines Anderen) 
durch eine Beſtimmung über den Notſtandsexzeß 
erganzt. gemeinen Teil find die für die Uebertretungen 
Sind die Vorſchriſten über den Strafantrag unmittelbar oder entsprechend anwendbaren Bor: 
und über das Zuſammentreffen mehrerer Straf- ſchriften aus dem Allgemeinen Teil für Verbrechen 
geſetze, wo der Unterſchied zwiſchen Ideal⸗ und und Vergehen zuſammengefaßt. Auf die große 
Realkonkurrenz beibehalten wurde, im weſentlichen Neuerung des Vorentwurfs (9 301 Abſ. 1), daß bei 
übernommen, ſo haben auch die Beſtimmungen Uebertretungen in beſonders leichten Fällen von 
über Strafzumeſſung grundſätzliche Zuſtimmung Strafe abgeſehen werden kann, werde ich bei Er⸗ 
gefunden. Nur in einem allerdings ganz wichtigen wähnung der Beichlüffe zum Beſonderen Teil der 
Punkte find fie geändert worden. Die allgemeinen Uebertrelungen zurückkommen. (Fortſetzung folgt). 
Vorſchriften über die Strafzumeſſung, dann die 
beſonders ſchweren und beſonders leichten Fälle 
mit dem unbeſchränkten richterlichen Strafmilde⸗ 
rungsrecht, dieſe wichtige Erweiterung des Impe⸗ 
riums des Strafrichters, die Begriffsbeſtimmung !) 
über die im beſonderen Teil einzeln angedrohten 
mildernden Umſtände, dann die obligatoriſche An⸗ 
rechnung der Unterſuchungshaft und ſchließlich 
die allgemeine Rückfallsſchärfung (ungleichartiger 


Das Ortslirchenvermögen und ſeine 
Verwaltung. 


Ein zivilrechtlicher Streifzug durch die 


Rückfall ohne Uebergang von Gefängnis in Zucht⸗ sh Bay nn ge A : 15 1 N 
haus) find beibehalten. Dagegen wurde die Rege⸗ u 
lung in $ 89 des Vorentwurfs aufgegeben, die | Von Dr. Gruft Langheinrich, Bezirksamtsaſſeſſor 
gegen oft vorbeſtrafte, gewerbs⸗ und gewohnheits⸗ in Bad Kiſſingen. 


mäßige Verbrecher nur ſchwere Freiheitsſtrafen, (Fortſetzung). 

aber keine ſichernde Verwahrung zuließ. Aehnlich II 

wie in Art. 38 der Oeſt. Entwurfs ift nunmehr u j 

gegen ſolche für die Rechtsſicherheit gefährliche Ver⸗ Zum ortskirchlichen Stiftungsvermögen gehören 


brecher eine der Strafe nach folgende, zeitlich nicht auch die „Stiftungsverbände“ (Art. 5 Abi. V 
begrenzte Sicherungshaft eingeführt. Alſo die 5 „ nach . 
ſchärfſte Maßnahme zur Unſchädlichmachung ſolcher dem bi herigen Rechte an. Der 
Verbrecher. Hat die Verwahrung zwei Jahre ge: | „Stiftungsverband“ iſt jedoch eine Schöpfung der 
dauert, ſo hat auf Antrag des Verwahrten das | N delt 8 die Einfüh 
Gericht über ihre Fortdauer zu entſcheiden. Soll | 3 han 9 ha 175 5 N ie Ein a 
fie über zwei Jahre ausgedehnt werden, ſo iſt die Ein as 15 17 e o Rechtszuſt 13 ie 
er Dabei | Dee Ger. Der Arad der Eiftunge 
u . : 
Die Kommiſſion trat ſchließlich grundſätzlich | verbände iſt abgeſchloſſen. Neue Stiftungsverbände 
den Vorſchlägen des Vorentwurfs bei, daß bei der als ſolche A 3 ſollen 05 8855 a 97 
Verjährung (Strafverfolgungs⸗ und Strafvoll: ſchaffen werden (vgl. meine . Dem. 5 un 
ſtrekungsverjährung) die Friſten durch Unter⸗ zu Art. 3 und Bem. 2 zu Art. 5 Abſ. V). 
brechungshandlungen nicht ins zeitlich Unbegrenzte Unter „Stiftungsverband“ hat man nach Art. 5 
Aach fir de Sollirefunwerführung Bei ben | Den mehr. in übrigen grfonkert eribeicienhe 
ichtung für die Vollſtreckungsverjährung bei den | de ehrere, e 
Vorſchriften des Vorentwurfs, traf aber für die Kirchenſtiſtungen desſelben Bekenntniſſes zum Zwecke 
domg t den Un eine abweichende Regelung. einer „En folder 1 Ba 
arnach iſt den Unterſuchungshandlungen des | find“. Ein ſolcher Verband beſteht für die katholiſchen 
— Pfarreien in Bamberg (katholiſche allgemeine Stadt: 
2 8085 ar. 1355 und 1522. pfarrfonds), für die proteſtantiſchen Pfarreien inner: 
DTENTIDUT 2 
dude fr en andes fate; Hint n, dg ger 
1) Hierzu im einzelnen DI. 1911 S. 1519. | Pfarrfonds und gemeinſchaftliche Singkaſte), dann 
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hinſichtlich der proteſtantiſchen Kirchenſtiftungen im 
ehemals Ansbachiſchen Amte Stauf (Begr. S. 402). 

Eigene Rechtsperſönlichkeit kommt den Stiftungs⸗ 
verbänden als ſolchen nicht zu. Die einzelnen, dem 
Verbande angehörigen Stiftungen behalten ihre 
Rechtsperſönlichkeit; ihr Vermögen darf nicht etwa 
zuſammengeworfen oder den etwaigen beſonderen 
Stiftungszwecken entfremdet werden. Lediglich zur 
Vereinfachung der Verwaltung d. h. der Ver⸗ 
waltungsorgane werden dieſe mehreren Stiftungen 
einer Kirchenſtiftung gleichgeachtet. Rechtsgeſchaͤfte 
müſſen deshalb für jede der zugehörigen Stiftungen 
geſondert abgeſchloſſen, Rechnung muß für jede 
Stiſtung beſonders geführt werden uſw. 

Dem Stiftungsverband als ſolchem kann alſo 
auch nichts zugewendet werden. Gleichwohl wäre 
aber etwa ein Vermaͤchtnis an die Adreſſe des 
Stiftungsverbandes nicht als ungültig zu be⸗ 
handeln. Der Stiftungsverband iſt kein Rechts⸗ 
begriff, der vor die zugehörigen Stiftungen tritt. 
Er iſt nur eine Sammelbezeichnung für die zu⸗ 
gehörigen Stiftungen. Iſt alſo z. B. der Stiftungs⸗ 
verband als Erbe eingeſetzt, ſo ſind die zugehörigen 
Einzelſtiftungen als erbberechtigt anzuſehen, im 
Zweifel zu gleichen Teilen. 

Die Geſamtheit der an einem Stiftungsverband 
beteiligten Kirchengemeinden gilt als Geſamtkirchen⸗ 
gemeinde (Art. 5 Abſ. V Satz 2 KG.). Soll 
dieſer Geſamtkirchengemeinde ein Vermögen in 
Stiftungsform zugewendet werden, jo iſt, wenn 
nicht eine Zuſtiftung, d. h. eine Zuwendung an 
eine ſchon beſtehende Stiftung beabſichtigt iſt, eine 
neue Stiftung zu errichten. Dieſe gehört dann 
ſofort dem Stiftungsverbande an. 

Erhalten Geſamtkirchengemeinden, die auf dem 
Wege des Art. 3 geſchaffen worden find, Stiftungs— 
vermögen, ſo iſt es ebenſo zu behandeln, wie wenn 
es Stiftungsvermögen einer gewöhnlichen Kirchen: 
gemeinde (Pfarrkirchengemeinde uſw.) wäre. 
terminus „Stiftungsverband“ iſt hier nicht an- 
zuwenden. 

Aus Art. 5 Abſ. V Satz 1 und 2 KG. er: 
gibt ſich die Folge, daß die Verwaltung der im 
Stiftungsverband vereinigten Stiftungen je nach 
der Konfeſſion der zugehörigen Geſamtkirchen— 
gemeinde der Geſamtkirchenverwaltung oder der 
Geſamtkirchengemeinde ſelbſt anvertraut iſt (Art. 6 
Abſ. J und II KG.), daß alſo die Verwaltungs— 
geſchäfte von der Kirchenverwaltung der Geſamt— 
kirchengemeinde (Art. 6 Abſ. J und II, 36 Abi. I 
Ziff. 2, 53 KG.), nicht etwa von den Kirchen— 
verwaltungen der am Verband beteiligten Einzel: 
kirchengemeinden zu führen ſind. 


III. Rechtliche Natur und Entſtehung 
der ortskirchlichen Stiftungen. 


Das bayeriſche Staatsrecht unterſcheidet zwiſchen 
öffentlichen Stiftungen und reinen Privatſtiftun— 
gen. 
Stiftungen gezählt, welche nicht ausſchließlich 


Der 
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privaten Zwecken dienen (vgl. AG. BGB. Art. 6), 
alſo insbeſondere alle Stiſtungen, welche „ganz 
oder doch teilweiſe öffentliche Zwecke, nämlich einen 
der in Tit. IV. 8 10 der VerflUrk. genannten drei 
Zwecke des Kultus, des Unterrichts und der Wohl⸗ 
tätigkeit oder ſogenannte gemeinnützige (dem all: 
gemeinen Wohle dienende) Zwecke verfolgen“ (Entſch. 

d. VGH. Bd. 21 S. 59; vgl. die Erkl. d. Min. 
im Juſtizgeſetzgeb.⸗Ausſch. d. K. d. RR. 1899 NV. 
Prot. S. 252 ff., teilweiſe abgedruckt bei Henle⸗Schnei⸗ 
der AG. BGB. Vorbem. 1 vor Art. 5). Die zum 
ortskirchlichen Stiftungsvermögen i. S. des Art. 5 
KG. gehörigen Stiftungen find alſo ausnahmslos 
als „öffentliche“ Stiftungen anzuſehen, ſo daß 
die Regel des Art. 6 AG. BGB. auf fie Anwen⸗ 
dung findet; die erforderlichen Vollzugsanweiſungen 
gibt die KGO. 

Der Begriff der „öffentlichen“ Stiftung des 
bayer. Rechts iſt jedoch nicht gleichbedeutend mit dem 
Begriff einer Stiftung des öffentlichen Rechts i. S. 
des 8 89 BGB. Die Frage, ob die ortskirchlichen 
Stiftungen i. S. des Art. 5 KGO. hiezu gehören, 
bedarf deshalb geſonderter Unterſuchung. 

Das BGB. ſelbſt beſtimmt den Begriff der 
Stiftungen des öffentlichen Rechts nicht. Da jedoch 
auch das Landesrecht nicht befugt fein kann, zu be: 
ſtimmen, welche Stiftungen als öffentlich rechtliche i. S. 
des BGB. anzuſehen ſind, ſo muß auf die Be⸗ 
griffsausſcheidung zurückgegangen werden, welche das 
BGB. bei der Erlaſſung der betreffenden Vorſchrif⸗ 
ten im Auge gehabt hat (vgl. BlfAPr. Bd. 50 
S. 342 und Reichsrats-Ausſch. 1899 a. a. O. S. 
252). Hienach iſt als eine öffentlich-rechtliche Stif: 
tung nur eine Stiftung anzuſehen, welche „nach 
ihrer beſonderen Beſchaffenheit dem Organismus 
des Staates oder der Kirche dergeſtalt eingefügt 
iſt, daß ſie aus dieſem Grunde unter die Katego— 
rie der öffentlich-rechtlichen Stiſtungen fällt“ (vgl. 
Prot. der Kommiſſion für die 2. Leſung des Entw. 
eines BGB. S. 586). Dieſe Vorausſetzungen find 
jedenfalls bei der „Kirchenſtiftung“ gegeben. 

Außer dieſen ſind jene ortskirchlichen Stiftungen 
zweifellos öffentlich-rechtlicher Natur, welche vom 


Staate oder einer ſonſtigen Körperſchaft des öffent⸗ 
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lichen Rechts (3. B. einer öffentlichen Kirchengeſell⸗ 
ſchaft, einer Kirchengemeinde ꝛc.) errichtet werden. 

Aber auch die ſonſtigen örtlichen Kultusſtiftun— 
gen in dem oben feſtgeſtellten engen Sinn des 
Art. 5 KGO. wird man als üffentlich:rechtliche 
Stiftungen anzuſehen haben; denn ſie ſind nicht 
nur in den innerkirchlichen, ſondern durch die 


KG). auch in den äußerlichen vermögensrechtlichen 
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Zu den öffentlichen Stiftungen werden alle Ä 


Organismus der Kirche (vgl. $ 28 RelEd.) einge: 
gliedert, fördern, ja ermöglichen teilweiſe erſt die 
Erfüllung ihrer öffentlichen Aufgaben und gelangen 
erſt durch dieſe Verbindung zum wirklichen Daſein 
(vgl. BlyAPr. Bd. 50 S. 345; KO. Art. 5 und 
13 Abſ. I.). Einen derartigen organiſchen Zuſam⸗ 
menhang herzuſtellen, liegt durchaus in der Zu— 
ſtändigkeit der Landesgeſetzgebung; der reichsrecht— 


liche Begriff der Stiftung des öffentlichen Rechts 
hat alſo ihm zu folgen (vgl. Meurer, KVR. Bd. I 
S. 177 Note 1, II S. 80 ff.). 

Die öffentlichen Stiftungen zu anderen als 
Kultuszwecken, deren Verwaltung nur den Kirchen⸗ 
verwaltungen oder einer beſonderen Verwaltung 
ortskirchlichen Charakters anvertraut iſt (Art. 5 
Abſ. IV KO.), haben mit dem Organismus der 
Kirche an und für ſich nichts zu tun. Das Ver⸗ 
waltungsrecht allein ſtellt eine ſolche Verbindung 
nicht her. Solche Stiftungen werden daher regel⸗ 
mäßig keinen öffentlich⸗ rechtlichen Charakter haben, 
es müßte denn ſein, daß eine derartige Verbindung 
mit einer andern Körperſchaft des öffentlichen Rechts 
beſteht. 
zu Fall. 

Die Frage, ob Stiftung des bürgerlichen oder 
öffentlichen Rechtes iſt übrigens auch für die orts⸗ 
kirchlichen Stiftungen von geringer Bedeutung (vgl. 
hiezu Henle⸗Schneider a. a. O. Vorbem. 3 vor Art. 5 
und 88 46 —48 RelEd.). Wenn auch die Ent: 
ſtehung einer Stiftung des bürgerlichen Rechts ſich 
lediglich nach den Vorſchriften des BGB. (§8 80 ff.), 
die einer Stiftung des öffentlichen Rechts nach 
öffentlichem Recht und zwar nach Landesrecht be⸗ 
mißt, ſo ſind doch die formellen Vorausſetzungen 
tatſächlich die gleichen. 

Die Entſtehung einer ortskirchlichen Stiftung 
hat — wie auch ſchon vor dem Inkrafttreten der 
KGO. — eine doppelte Vorausſetzung; ſie erfordert: 

a) einen Akt des bürgerlichen Rechts (das Stif⸗ 
tungsgeſchäft), 

b) einen Akt des öffentlichen Rechts: die könig⸗ 
liche Genehmigung (vgl. Seydel 2. Aufl. Bd. II S. 
716, Kahr a. a. O. Bd. I S. 673 ff., Henle⸗Schnei⸗ 
der a. a. O. Vorbem. 2 vor Art. 5, KGO. Art. 7). 

Die Form und Gültigkeit des Stiftungs- 
2 5 bemißt ſich lediglich nach bürgerlichem 

echt. 
Die königliche Genehmigung iſt nach Inſtruk⸗— 
tion des Geſuches ſeitens der Kreisregierung durch 
das Kultusminiſterium zu erholen (vgl. meine 
KO. Bem. 7 zu Art. 7 Abſ. J, gleichgültig, wem 
die Verwaltung ſtiftungsgemäß zukommt. 

Erſt durch die königliche Genehmigung entſteht 
die Stiftung als juriſtiſche Perſon (Art. 7 Abſ. II 
vgl. Staudinger a. a. O. Bem. V 3 zu 

0). 

Die königliche Genehmigung muß in jedem 
Falle und ausdrücklich erfolgen. 

Es bedürfen ihrer alſo auch ortskirchliche Stif— 
tungen der gewöhnlichen Erſcheinungsform (Slirchen: 
ſtſtungen; vgl. Meurer, KR. Bd. J S. 79) und 
es kann in Zukunft die Genehmigung nicht als 
implicite mit Genehmigung der Pfarreierrichtung 
uſw. erteilt gelten, wie nach älterem Recht vielfach 
angenommen werden durfte. 

Das Vorhandenſein einer Kirchengemeinde oder 
einer Kirche iſt nicht Vorausſetzung der Errichtung 
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oder des Beſtandes einer ortskirchlichen Stiftung 


| Zeit 
Hier bedarf es der Entſcheidung von Fall | 


| 


(vgl. oben AT zu 1). 
Die Frage, ob eine nach dem Inkrafttreten 
der KGO. errichtete ortskirchliche Stiſtung Rechts: 
fähigkeit erlangt hat, wird alſo künftig leicht zu 
beantworten ſein: es bedarf des vollen Nachweiſes 
der königlichen Genehmigung. Hinſichtlich der 
älteren ortskirchlichen Stiftungen wäre dieſe Frage 
vielfach weit ſchwieriger zu beantworten. Die KGO. 
trifft aber wenigſtens für die wichtigeren Vorſorge 
durch die Vorſchrift des Art. 7 Abſ. III, welche 
lautet: 
„Die Pfarr⸗ und Tochterſtiftungen, welche zur 
des Inkrafttretens der Kirchengemeindeord⸗ 
nung mit ausgeſchiedenen Einnahmen und Aus⸗ 
gaben bereits beſtehen, werden als rechtsfähige 
Stiftungen anerkannt.“ 

Bei den unter dieſe Beſtimmung fallenden Stif⸗ 
tungen bedarf es alſo künftig keiner Nachforſchung 
über die Erlangung der Rechtsfähigkeit mehr. Da⸗ 
gegen bedarf es im einzelnen Fall jorgfältiger Feſt⸗ 
ſtellung, ob die Vorausſetzungen des Art. 7 Abſ. III 
zutreffen. 

Pfarrkirchenſtiftung heißt die Kirchenſtiftung, 
in deren Eigentum die Pfarrkirche ſteht. Pfarr⸗ 
kirche iſt die Kirche, welche ſich am Sitz der Pfarrei 
befindet und in welcher der regelmäßige pfarrliche 
Gottesdienſt für die Pfarrei (den Pfarrſprengel, 
die Pfarrkirchengemeinde; vgl. meine KGO. Bem. 
4 2 zu Art. 1 Abſ. D abgehalten wird. Tochter⸗ 
kirchenſtiftung heißt die Kirchenſtiftung, in deren 
Eigentum die Tochterkirche ſteht. Unter Tochter⸗ 
kirche (mag dieſe ein wirkliches Kirchengebäude oder 
ein Betſaal ꝛc. fein) verſteht die KGO. die Kirche, 
welcher die Angehörigen der Tochterkirchengemeinde 
zur — wenn auch beſchränkten — Kultusübung 
zugewieſen find (vgl. Begr. S. 399). Es gehören 
alſo nicht hiezu Kirchen, um die ſich eine Kirchen: 
gemeinde i. S. des Art. 1 Abſ. 1 KGO. nicht ge: 
bildet hat. Solche bezeichnet die KGO. als Neben⸗ 
kirchen oder Kapellen (vgl. meine KGO. Bem. 1 5 
zu Art. 1 Abſ. J). Die Feſtſtellung, ob eine Tochter⸗ 
„ vorliegt, erfordert alſo zugleich Nach⸗ 
forſchung, ob eine Tochterkirchengemeinde beſteht 
(näheres hierüber in Bem. J 4 c zu Art. 1 Abi. I 
meiner KGO.). Das Vorrecht des Art.7 Abſ. III 
gilt auch nur für ſelbſtändige Tochterkirchenſtiftun— 
gen, d. h. für ſolche, welche z. Zt. des Inkrafttretens 
der Kirchengemeindeordnung bereits mit ausge— 
ſchiedenen Einnahmen und Ausgaben beſtehen. Eine 
mit dem Pfarrkirchenſtiftungsvermögen vereinigte 
Vermögensmaſſe, deren Renten zwar für eine 
Tochterkirche beſtimmt ſind, die aber bisher keinen 
eigenen Etat hatte, müßte alſo trotz Art. 7 Abſ. III 
KED. ihre ſelbſtändige Rechtsperſönlichkeit erſt 
beweiſen. 

Rückwirkende Kraft kommt dem Anerkenntnis 
des Art. 7 Abſ. III nicht zu. Soweit alſo zur 
Entſcheidung von Rechtsverhältniſſen der Beſitz der 
Rechtsperſönlichkeit vor dem 1. Januar 1913 von 
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Bedeutung ift, iſt auf die bisherigen Beweisbehelfe 
zurückzugehen. In dieſer Beziehung iſt für das 
Gebiet des gemeinen und des bahyeriſchen Rechts 
insbeſondere auf die Entſch. d. VGH. Bd. 23 S. 149 
zu verweiſen. Vgl. auch Begr. S. 406. 

Für Nebenkirchen⸗ und Kapellen : Stiftungen 
gilt, wie hervorgeht, das Anerkenntnis des Art. 7 
Abſ. III nicht. Ihre Rechtsfähigkeit iſt jedoch nicht 
ſchon deshalb in Zweifel gezogen. Es bedarf hier 
nur in Zweifelsfällen der Nachprüfung der Rechts⸗ 
fähigkeit, wobei dieſelben Geſichtspunkte maßzugeben 
haben, die auch bei Beurteilung der Rechtsfähigkeit 
der Pfarr: und Tochterkirchenſtiftungen heranzuziehen 
waren (ſ. o.). 

Das ortskirchliche Stiftungsvermögen kann 
Mehrung nicht nur durch ſelbſtändige Stif⸗ 
tungen, ſondern auch durch Stiftungszuflüſſe, ſog. 
Zuſtiftungen erfahren (Art. 7 Abſ. 1 KGO .). Zu⸗ 
ſtiftungen find Vermögenszuwendungen an bereits 
beſtehende Stiftungen mit der (ausdrücklichen oder 
ſtillſchweigenden) Anordnung, daß ſie deren Zweck⸗ 
beſtimmung teilen oder mit der Auflage, daß die 
Renten zu einem beſtimmten verwandten Zweck 
verwendet werden (vgl. Kahr I S. 764). 

Zivilrechtlich fallen ſie regelmäßig unter den 
Begriff der Schenkung (BGB. 88 516 ff.), der 
Erbeinſetzung (BGB. §8 1937, 2087 ff.) oder des 
Vermächtniſſes (BGB. 88 1939, 2147 ff.). Soweit 
ſolche Zuſtiftungen nicht mit Laſten (Auflagen) 
verbunden find, beſtehen für die ortskirchlichen 
Stiftungen irgendwelche Erwerbsbeſchränkungen 
nicht. Ueber die Annahme entſcheidet in der Regel 
lediglich das Verwaltungsorgan, d. i. — ſoweit 
nicht eine beſondere Verwaltung beſteht, vgl. 
Art. 5 Abſ. II Ziff. 3, Art. 6 Abſ. Lund II KGO. 
— die Kirchenverwaltung (Art. 53 Abſ. 1—1III 
KO.) nach pflichtmäßigem Ermeſſen. Dies gilt 
jedoch nicht in allen Fällen. Zwar zur Annahme 
einer unbelaſteten Zuſtiftung, die Schenkung i. S. 
des 8 516 BGB. iſt, iſt die Kirchenverwaltung 
unbedingt allein zuſtändig. Die Ablehnung einer 
ſolchen Schenkung kann jedoch je nach dem Stand 
des Ortskirchenvermögens dauernd Einfluß auf die 
Leiſtung von Kirchenumlagen haben. Dann läge 
ein außerordentlicher, finanziell wichtiger Rechtsakt 
i. S. des Art. 23 Abſ. II vor und es wären zur 
Ablehnung nur die Kirchengemeindeverſammlung 
bzw. die Kirchengemeindebevollmächtigten vorbehalt— 
lich ſtaatsaufſichtlicher Genehmigung zuſtändig 
(Art. 6 Abſ. I und II, 65, 68, 23 Abſ. II KGO.). 
Die gleiche Zuſtändigkeit beſteht unter den gleichen 
Vorausſetzungen, wenn eine als Erbſchaft oder 
Vermaͤchtnis anzuſehende Zuſtiftung ausgeſchlagen 


werden ſoll (vgl. BGB. SI 1942, 2176). Dies 
ſind jedoch wohl ſehr ſeltene Fälle. Der Anfall 


der Erbſchaft uſw. voll zieht ſich kraft Geſetzes, 
bedarf alſo keiner poſitiven Mitwirkung der Stif— 
tungsorgane. Auch ausdrückliche Annahme würde 
eine Aenderung in der Zuſtändigkeit regelmäßig 
nicht bedingen. Staatsaufſichtlicher Genehmigung 


Zeitſchrift für Rechtspflege in Bayern. 1913. Nr. 5. 


bedarf es ſelbſt dann nicht, wenn die Zuſtiftung 
in Grundſtücken beſteht; denn Art. 7 iſt gegenüber 
Art. 75 Abſ. I Ziff. 1 lex specialis. 

Steine Zuſtiftung dagegen mit Laſten verknüpft, 
ſo bedürfen die ortskirchlichen Stiftungen zu ihrer An⸗ 
nahme ſtaatsaufſichtlicher Genehmigung. Ob es ſich 
hiebei um einmalige oder bleibende (ſ. Art. 69 GO.) 
Laſten handelt, iſt gleichgültig (Art. 73 KGO .). Die 
Kirchenverwaltung hat ſich der auſſichtlichen Ge⸗ 
nehmigung vor Abgabe einer Erklärung zu ver⸗ 
gewiſſern. Wird eine vorher abgegebene Erklärung 
nicht nachträglich genehmigt, ſo iſt ſie unwirkſam 
(Art. 78 Abi. II KGO.). Den Anfall einer Erb: 
ſchaſt kann, da ſich dieſer kraft Geſetzes vollzieht, 
der Mangel ſtaatsauffichtlicher Genehmigung freilich 
nicht hindern (ogl. BGB. § 1942, EG. BGB. 
Art. 86, AG. BGB. Art. 7 ff.). Die Staatsauf⸗ 
ſichtsbehörde kann jedoch je nach Umftänden dem 
Vollzug der Auflage entgegentreten — dann kann 
gegebenenfalls nach den Vorſchriften des bürgerlichen 
Rechtes die Herausgabe der Zuwendung gefordert 
werden — und in jedem Falle die Kirchenverwaltung 
für den dem ortskirchlichen Stiftungsvermögen aus 
der nicht rechtzeitigen (88 1944 BGB.) Einholung 
der ſtaatsaufſichtlichen Genehmigung etwa erwachſen⸗ 
den Schaden haftbar machen (Art. 59, 79, auch 
84 KG.). 

Die Befugniſſe der kirchlichen Behörden hin⸗ 
ſichtlich der Errichtung neuer ortskirchlicher Stif⸗ 
tungen und der Annahme von Zuſtiftungen, die 
mit Laſten verknüpft ſind, bleiben nach Art. 7 
Abſ. I Satz 2 KGO. unberührt. Welcher Art 
dieſe Befugniſſe ſind: ſiehe die Nachweiſungen in 
Bem. 7 zu Art. 7 Abſ. I meiner KGO. Die Be 
achtung der den kirchlichen Behörden zuſtehenden 
Rechte iſt jedoch nur eine Pflicht der Verwaltungs⸗ 
behörden und läßt die Wirkſamkeit der getroffenen 
Verfügung unberührt. Eine neue katholiſche orts⸗ 
kirchliche Stiftung erhält alſo Rechtsfähigkeit durch 
K. Genehmigung, auch wenn ein Benehmen zwiſchen 
Kreisregierung und Ordinariat nicht ſtattgefunden 
hat und eine Zuſtiftung wird durch Annahme 
ſeitens des Verwaltungsorgans und Genehmigung 
der Staatsaufſichtsbehörde erworben, auch wenn 
z. B. bei einer katholiſchen Gottesdienſtſtiftung die 
kanoniſche Konfirmation nicht eingeholt iſt. 

Wird die Auflage dadurch unvollziehbar, ſo 
bemißt ſich der etwaige Anſpruch auf Herausgabe 
der Zuwendung lediglich nach bürgerlichem Recht. 


IV. Der Sitz des ortskirchlichen Stiftungs— 
vermögens. 

„Als Sitz des ortskirchlichen Stiftungsvermögens 

gilt, ſoferne nicht ein anderes beſtimmt oder her⸗ 

gebracht ift, der Ort der beſtehenden oder zu er: 


richtenden Kirche, zu welcher das Vermögen in 


a — — 


Beziehung ſteht“ (Art. 6 Abſ. III KG.). 

Der Ort, an dem die Verwaltung geführt 
wird, iſt alſo in der Regel für die Beſtimmung 
des Sitzes des ortskirchlichen Stiftungsvermögens 


0 
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nicht maßgebend. Die Regel des Art. 6 Abſ. III 
kann jedoch durch ausdrückliche Stiftungsbeſtim⸗ 
mungen und durch das Herkommen ausgeſchloſſen 
ſein oder werden. Ob ein ſolches Herkommen be⸗ 
ſteht, wird im einzelnen Fall nicht immer leicht 
feſtzuſtellen ſein. Die Tatſache allein, daß die 
Verwaltung an einem beſtimmten Orte geführt 
wurde, iſt kein ausreichender Anhaltspunkt hiefür, 
da der Ort der Verwaltung und des Sitzes auch 
nach bisherigem Recht nicht notwendig zuſammen⸗ 
fallen mußten (vgl. auch die Faſſung des $ 17 
Abſ. J Satz 2 ZPO.: „Als Sitz gilt, wenn nicht 
ein anderes erhellt, der Ort, wo die Ver⸗ 
waltung geführt wird“). Wenn ſich daher nicht 
auch aus ſonſtigen Umſtänden ergibt, daß Ort 
der Verwaltung und Sitz des Vermögens zuſammen⸗ 
fallen ſollten, ſo iſt von nun an die Regel des 
Abſ. III maßgebend. Die Begründung erwähnt 
bei Beſtimmung des Sitzes der Kirchengemeinden, 
(wofür der Ort der Kirche regelmäßig beſtimmend, 
abweichendes Herkommen aber ebenfalls zulaͤſſig 
fein ſoll [Art. 2 KGO.)], den Fall, daß die Kirche 
eines größeren Orts in einem anſtoßenden kleinen 
Ort erbaut ſein kann, während der größere Ort 
als Sitz herkömmlich gilt. Hier wird mit großer 
Wahrſcheinlichkeit auch als Sitz des der Kirche zu⸗ 
gehörigen Stiftungsvermögens der größere Ort 
herkömmlich angeſehen worden ſein. 

Die Löſung der Frage, zu welcher Kirche das 
Stiftungsvermögen „in Beziehung ſteht“, kann 
im einzelnen Fall kaum ſchwierig ſein. Selbſt⸗ 
verſtändlich kann ein Vermögen, das zu mehreren 
Kirchen in Beziehung ſteht (3. B. eine Pfarrkirchen⸗ 
ſtiftung, aus welcher Leiſtungen an eine Jilial⸗ 
kirchenſtiftung zu machen find), nur einen Sitz 
haben. Beſtimmend iſt in ſolchen Fällen der Ort 
der Kirche, zu welcher die engſten Beziehungen 
beſtehen. 

„Bei den beſtehenden Stiftungsverbänden gilt 
als Sitz der hergebrachte Ort“ (Art. 6 Abſ. IV 
KO.). Dieſer wird regelmäßig mit dem Ort 
der Verwaltung zuſammenfallen. 

Durch die Beſtimmungen des Art. 6 Abſ. III 
und IV iſt der Sitz der ortskirchlichen Stiſtungen 
erſchöpfend geregelt. Für die Aushilfsvorſchrift 
des $ 17 Abſ. I Satz 2 3P O. iſt daneben kein 
Raum mehr. 

Für die Verwaltung des ortskirchlichen Stif⸗ 
tungsvermögens iſt ſein Sitz nicht unmittelbar maß: 
gebend. Daraus, daß z. B. der Ort H. als Sitz 
anzuſehen iſt, kann alſo nicht geſchloſſen werden, 
daß die Kirchenverwaltung in H. das zuſtändige 
Verwaltungsorgan iſt. Zwar wird dies regelmäßig 
zutreffen. Das Verwaltungsrecht bemißt ſich 


ab | | 
er unabhängig vom Sitz nach zum Teil ſchon über die Erſtattungsfähigkeit der Einzelpoſten zu be⸗ 


erörterten und 
Grundſätzen. 

Dagegen bemißt ſich nach dem Sitz der orts⸗ 
lirchlichen Stiftungen die Zuſtändigkeit der Auf: 


ſpäter noch näher zu erörternden 


| 
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Abſ. II wird die Staatsaufſicht für das ortskirch⸗ 
liche Stiftungsvermögen mit dem Sitz in unmittel⸗ 
baren Städten durch die vorgeſetzte Kreisregierung, 


ſonſt durch das vorgeſetzte Bezirksamt ausgeübt. 


Dieſe Behörden ſind zuſtändig, ſoweit nicht ein 
anderes ausdrücklich beſtimmt iſt, wo die KGO. 
ſchlechthin von der Staatsaufſichtsbehörde oder von 
ſtaalsaufſichtlicher Genehmigung ſpricht. Die Wir⸗ 
kung des Art. 73 Abſ. II KGO. zeigt praktiſch 
3. B. folgender Fall: Eine Pfarrkirchen verwaltung 
in unmittelbarer Stadt verwaltet neben dem Pfarr⸗ 
kirchenſtiftungsvermögen ein beſonderes Filialkirchen⸗ 
vermögen (vgl. Art. 36 Abſ. III Ziff. 2 KGO.). 
Erſteres hat nach der Regel des Art. 6 Abſ. III 
ſeinen Sitz in der unmittelbaren Stadt, letzteres 
in der Filialkirchengemeinde. Gehört letztere nicht 
mehr zum Stadtbezirk, ſo beſchränkt ſich die un⸗ 
mittelbare Aufſicht der Kreisregierung auf Ver⸗ 
waltung der Pfarrkirchenſtiftung, während hinſicht⸗ 
lich der Filialkirchenſtiftung das betreffende Bezirks⸗ 
amt Aufſicht zu üben hat (vgl. Begr. S. 405). 

Dieſe Zuſtändigkeit gilt auch für alle Ver⸗ 
waltungsſtreitigkeiten auf dem Gebiet der KGO., 
zu deren Entſcheidung die Staatsaufſichtsbehörde 
in erſter Inſtanz berufen iſt (Art. 80, 81 KO.). 

Nach dem Sitz der ortskirchlichen Stiftungen 
bemißt ſich zufolge 8 17 ZPO. ihr allgemeiner 
Gerichtsſtand in bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten. 

(Fortſetzung folgt). 


Kleine Mitteilungen. 


Die Entiheidung im Koſtenpunkt bei Zurücknahme 
der Klage (8 271 Abi. 3 ZPO) Der Fall iſt nicht 
ſelten, daß nach Zurücknahme der Klage (8 271 ZPO.) 
und nach Erſtattung der weſentlichſten Koſten an den 
Beklagten zwiſchen den Parteien Streit über die Er⸗ 
ſtattungsfähigkeit von einzelnen Poſten entſteht, z. B. 
über die Erſtattung von Reiſegebühren, von Gebühren 
eines Korreſpondenzanwaltes uſw. Hier kann dem 
Beklagten im Hinblick auf 8 103 Abſ. 1 ZPO. das 
Recht auf das Koſtenurteil nach 8 271 Abſ. 3 Satz 2 
ZPO. nicht verſagt werden. Dieſes Recht beſteht aber 
nur dann, wenn die Poſten, deren Erſtattung der Be⸗ 
klagte verlangt, auch erſtattungsfähig find. Andern⸗ 
falls fehlt ihm das Rechtsſchutzbedürfnis; ſein Antrag 
iſt in dieſem Falle durch Beſchluß zurückzuweiſen, der 
nach 8 99 Abſ. 3 ZPO. mit der ſofortigen Beſchwerde 
angefochten werden kann. Die Koſten dieſes durch 
ein ſelbſtändiges, erfolglos gebliebenes Angriffsmittel 
(8 96 ZPO.) veranlaßten Beſchluſſes hat der Beklagte 
als unterlegener Teil nach 8 91 ZPO. zu tragen. 

Daraus ergibt ſich aber für das Prozeßgericht 
die Notwendigkeit, vor Erlaſſung der Koſtenentſcheidung 
ausnahmsweiſe über die Höhe der Prozeßkoſten und 


finden, entgegen dem Grundſatze der Prozeßordnung, 
daß die Erörterung über die Koſtenhöhe dem beſonderen 
Verfahren der Koſtenfeſtſetzung vorbehalten bleiben ſoll. 

Dieſe Notwendigkeit war Anlaß, nach einer Recht⸗ 


ſichtsbehörden und der Gerichte. Zufolge Art. 73 fertigung der Ausnahme oder nach einem Umweg zu 
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ſuchen, auf welchem die Entſcheidung nach 8 271 Abſ. 3 
ZPO. zurückgeſtellt werden kann bis zur Erledigung 
des Koſtenfeſtſetzungsverfahrens. Als ſolchen ſchlägt 
neuerdings Neumillers Kommentar zur ZPO. 
8 103 Anm. zu Abſ. 1 S. 75 vor, entweder gegen das 
Koſtenurteil, daß unter allen Umſtänden als Grund⸗ 
lage für das Koſtenfeſtſetzungs verfahren beſchafft werden 
muß, die ſofortige Beſchwerde einzulegen und deren 
Verbeſcheidung bis zur rechtskräftigen Erledigung des 
Feſtſetzungsverfahrens ausſetzen zu laſſen oder um⸗ 
gekehrt über die Koſten des „Anerkenntniskoſtenurteils“ 
erſt nach Rechtskraft des Feſtſetzungsbeſchluſſes zu ent⸗ 
ſcheiden im Wege eines „Koſtenteilurteiles“. 

Dieſe beiden Vorſchläge unterliegen abgeſehen von 
5 des Verfahrens den ſtärkſten Be⸗ 

nken. 

Das Prozeßgericht kann unter keinen Umſtänden 
den Einwand des Klägers, er habe ſeiner Verpflichtung 
zur Koſtentragung bereits in vollem Umfange genügt, 
mit der Verweiſung in das Koſtenfeſtſetzungsver fahren 
übergehen und ein Koſtenurteil nach $ 271 Abſ. 3 ZPO. 
erlaſſen, nur damit es erlaſſen iſt und dem Kläger 
Zeit zur Koſtenfeſtſetzung bleibt, oder die Möglichkeit, 
ſeine Einwendungen in Form der Beſchwerde vor einer 
willigeren Inſtanz vorzubringen. 

Dann iſt es ſehr zweifelhaft, ob das Beſchwerde⸗ 


verfahren bezüglich des Koſtenurteils ſich bis zur Er⸗ 


ledigung des Koſtenfeſtſetzungsverfahrens ausſetzen läßt; 
8 148 ZPO. bietet hiezu keine Handhabe, weil es an 
einem „anderen anhängigen Rechtsſtreit“ fehlt. 

Ebenſo angreifbar iſt der zweite Vorſchlag. Das 
Prozeßgericht kann die Behauptung des Klägers, er 
ſchulde dem Beklagten keine Koſten mehr, in keinem 
Falle als Anerkenntnis ſeiner Koſtenpflicht erachten 
und demgemäß ein Anerkenntniskoſtenurteil erlaſſen, 
fo wenig wie gegenüber einem Beklagten ein Aner- 
kenntnisurteil möglich iſt, der gegen den eingeklagten 
Anſpruch Bezahlung einwendet. 

Das Prozeßgericht wird ſich alſo der Notwendig⸗ 
keit nicht entziehen können, die ſachliche Koſtenfrage zu 
prüfen. Es ſind in der Rechtſprechung und Literatur 
Rechtfertigungsverſuche gemacht worden, die ſich aber 


damit begnügen, feſtzuſtellen, daß es ſo ſein muß, 


anſtatt zu begründen, warum es ſo ſein darf. (Vgl. 
das Urteil des OLG. Darmſtadt vom 7. September 
1908 in der „Rechtſprechung der OLG.“ Bd. 19 S. 97 
und die Streitfrage Oegg-Collard im Jahrgang 1905 
dieſer Zeitſchrift S. 289 und 299). 

Die Zuläſſigkeit einer ſachlichen Prüfung der 
Koſtenanſätze ergibt ſich aber mit Sicherheit aus der 
zu 8 304 ZPO. ergangenen Rechtſprechung. Darnach 
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Prüfung des Prozeß⸗ und der des Sachverhältniſſes 
auch nicht immer feſtzuhalten. Denn das erkennende 
Gericht muß gegebenenfalls, insbeſondere bei Ein⸗ 
wendungen gegen die Zuſtändigkeit, gegen die Zuläſſig⸗ 
keit des Rechtsweges und bei der Einrede der Rechts⸗ 
hängigkeit (8 274 Abſ. 2 Nr. 1. 2 und 4 8PO.) oſt 
ſehr weit in die ſachliche Würdigung des Streitver⸗ 
hältniſſes eindringen, ſelbſt bei der Weigerung des 
Beklagten, ſich auf die Hauptſache einzulaſſen ($ 275 
ZPO.), um eine Entſcheidung über die prozeßhindernde 
Einrede treffen zu können. 

Darnach iſt es einwandfrei, wenn das Prozeßgericht 
vor der Erlaſſung des Koſtenurteils im Streitfalle 
die Zuläſſigkeit der einzelnen Koſtenanſätze prüft. Die 
„quaestio quanti“ läßt ſich auch hier nicht von der 
„quaestio an“ trennen, ſo wenig wie im Falle des 
8 304 ZPO. 

Rechtsanwalt Dr. Friedrich Schmitt in München. 


Ablehnung von Sachverſtändigen in Strafverfahren 
auf Grund des Weingeſetzes. Durch die Bekanntmachung 
des Staatsminiſteriums des Innern vom 19. Juli 1909 
(GVBl. S. 438, JM Bl. S. 432) find für den Vollzug 
des Weingeſetzes die ſachverſtändigen Beamten der 
öffentlichen Unterſuchungsanſtalten für Nahrungs⸗ und 
Genußmittel mit Einſchluß der beſonderen für den 
Vollzug des Weingeſetzes im Hauptamte beſtellten 
Sachverſtändigen, alſo die ſogen. Weinkontrolleure. 
als Hilfsbeamte der Staatsanwaltſchaft bezeichnet 
worden. Dieſe wohlgemeinte Maßregel hat eine ſehr 
mißliche Folge nach ſich gezogen. Durch die Ent⸗ 
ſcheidung des Reichsgerichts vom 3. Oktober 1912 (ab⸗ 
gedruckt in Nr. 1 dieſes Jahrgangs S. 23 und in der 
IW. 1912 S. 1068) wurde ein landgerichtliches Urteil 
aufgehoben, weil ein Weinkontrolleur trotz der Ab⸗ 
lehnung durch die Verteidigung in der Hauptverhand⸗ 
lung als Sachverſtändiger vernommen worden war 
und das Urteil auf ſeinem Gutachten beruhen konnte 
(SS 74, 22 ff. StPO.). Das Urteil führt unter anderem 
aus: „Nicht etwa erft dann wird der Weinkontrolleur 
als Hilfsbeamter der Staatsanwaltſchaft tätig, wenn 
er Anordnungen trifft, die im Geſetz der Staatsanwalt⸗ 
ſchaft und ihren Hilfsbeamten ausſchließlich vor⸗ 
behalten ſind, ſondern er iſt als Beamter der 
gerichtlichen Polizei tätig, ſobald er zwecks ſtrafrecht⸗ 
licher Verfolgung eines ſolchen Vergehens Schritte 
unternimmt, das ſich gegen Beſtimmungen richtet, deren 


Befolgung der Weinkontrolleur auch in ſeinem eigent⸗ 


gehören zur Verhandlung über den Grund des An- 


ſpruches u. a. auch die Erörterungen über die Einrede 
der Aufrechnung (RGZ. Bd. 52 S. 28, Bd. 61 S. 410) 
und insbeſondere die Einrede der wenn auch nur teil— 
weiſen Tilgung des Klageanſpruches durch Zahlung 
(RG.Z. Bd. 31 S. 361; IW. 1906 S. 115 Nr. 16 und 
1909 S. 225 Nr. 20). Uebrigens ergibt ſich die Not: 
wendigkeit, die Erſtattungs fähigkeit von Koſten außer- 


halb des Koſtenſeſtſetzungsverfahrens zu prüfen, für . 


das Prozeßgericht auch im Falle des § 274 Abſ. 2 Nr. 6 
mit 8 271 Abſ. 4 ZPO. Denn zur Begründung dieſer 
Einrede verlangt das Reichsgericht in der Sammlung 
Bd. 6 S. 360 Spezifizierung des verlangten 
Koſtenbetrages. Auch die Analogie des Ver— 
fahrens bei prozeßhindernden Einreden kann heran— 
gezogen werden; dort iſt die Grenze zwiſchen der 


lichen Amt zu überwachen berufen iſt.“ Dieſes Er⸗ 
kenntnis des Reichsgerichts, das ich allerdings für 
durchaus zutreffend erachte, eröffnet eine für den Voll⸗ 
zug des Weingeſetzes ſehr unerfreuliche Ausſicht. Es 
iſt kaum abzuſehen, wie Strafverfahren auf Grund 
des Weingeſetzes ſachgemäß erledigt werden könnten, 
wenn die amtlichen Sachverſtändigen in dieſer Weiſe 
mattgeſetzt werden können, die im Vorverfahren die 
erforderlichen Analyſen gemacht oder Zungenproben 
vorgenommen haben. Der Uebelſtand iſt umſo ſchlimmer, 
als es in derlei Verfahren oft ſchwer hält, nichtamtliche 
Sachverſtändige zu finden, welche die erforderlichen 
Kenntniſſe mit der nötigen Unbefangenheit vereinigen. 
Gegenüber dieſen ſchweren Nachteilen können die Vor— 
teile kaum in die Wagſchale fallen, welche die Be— 
zeichnung jener Beamten als Hilfsbeamte der Staats⸗ 
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anwaltſchaft bietet. Es möchte ſich empfehlen, die Be⸗ 
kanntmachung vom 19. Juli 1909 alsbald zu ändern, 
und die genannten Beamten ihrer Eigenſchaft als Hilfs⸗ 
beamte der Staatsanwaltſchaft wieder zu entkleiden. 
An prozeſſualen Schwierigkeiten in jener Richtung iſt 
ohnedies kein Mangel, insbeſondere kann die Frage zu 
ſolchen führen, ob ein Beamter einer ſtädtiſchen Unter⸗ 
ſuchungsanſtalt als örtlicher Polizeibeamter zu erachten 
ſei (vgl. auch 88 21—23, 29 Nr. 5 WeinG. und dazu 
Stenglein, Nebengeſ. S. 721, 728). ) 
Landgerichts rat Dittmann in Nürnberg. 


Zu 8 367 Abſ. 1 Nr. 8 mit Abſ. 2 StGB. In der 
„München⸗Augsburger Abendzeitung“ vom 27. Januar 
1913 iſt eine Entſcheidung des Ob“ G. veröffentlicht, die 
ſich mit der Frage der Zuläſſigkeit einer Einziehung 
gem. 8 367 Abſ. 1 Nr. 8 mit Abſ. 2 StGB. beſchäftigt. 
Ein Automobiliſt hatte mit einer ſog. Knallfixepiſtole 
geſchoſſen und einen Vorübergehenden verletzt. Die 
Vorinſtanzen verurteilten aus 8% 230, 367 Nr. 8 StGB. 
und erkannten auf die Einziehung der Piſtole. Das 
Obe G. erklärte die Einziehung für unzuläſſig, weil 
„es ſich nicht einmal um eine Waffe, geſchweige denn 
um eine verbotene Waffe handle, wie Abſ. 2 voraus: 
jebt“. Im übrigen wurde die Reviſion verworfen 
und die Piſtole als „Schießwerkzeug“ im Sinne des 
§ 367 Nr. 8 behandelt. 

Die Begründung kann — wenn ſie richtig wieder: 
gegeben wurde — zu Zweifeln Anlaß geben. Hätte 
die letzte Inſtanz die Einziehung auf Grund des 8 367 
Abſ. 2 gelten laſſen, wenn der Täter mit einer 
Browningpiſtole geſchoſſen hätte? Wenn ja, dann 
ginge meines Erachtens die Entſcheidung fehl. 

Abſ. 2 des 8 367 ſpricht die Zuläſſigkeit der Ein⸗ 


ziehung aus in den Fällen der Nr. 7 bis 9 hinſichtlich 


„der verfälſchten oder verdorbenen Getränke oder Eß⸗ 
waren“ (Nr. 7), „ingleichen der Selbſtgeſchoſſe, Schlag⸗ 
eiſen oder Fußangeln“ (Nr. 8), ſowie der „verbotenen 
Waffen“ (Nr. 9). Er ſchließt ſich im Wortlaut voll 
ſtändig an die einzelnen Nummern des Abſ. 1 an und 
kann daher mit den „verbotenen Waffen“ nicht das 
Feuergewehr und andere Schießwerkzeuge oder die 
Feuerwerkskörper der Nr. 8 treffen, da dieſe in Nr. 8 
nicht als verbotene bezeichnet ſind, ſondern er bezieht 
ſich mit dieſem Ausdruck ausſchließlich und folgerichtig 
in ſeiner ſonſtigen Aufzählung nur auf die in Nr. 9 
behandelten „einem geſetzlichen Verbot zuwider“ 
geführten Stoß-, Hieb⸗ oder Schußwaffen. 

Das Ob“ G. hätte ſomit — wenn es dieſe Auf— 
faſſung teilt — deutlicher die Einziehung abgelehnt, 
„weil nach Abſ 2 des $ 367 StGB. die Einziehung 
der Feuergewehre und anderen Schießwerkzeuge nach 
der Nr. 8 nicht möglich iſt und Nr. 9 nicht in Frage 
kommt“. 

Danach wäre auch Olshauſen (1912 S. 1506 zu 
9 367 Abſ. 2) deutlicher, wenn er ſagen würde: „der 


— 


) Anm. des Herausgebers. Der Vorſchlag des 
Herrn Einſenders geht vielleicht doch etwas zu weit. 
Es beſteht immerhin die Möglichkeit, rechtzeitig noch 
andere Sachverſtändige beizuziehen. Darauf hat auch 
die Bekanntmachung vom 15. April 1911 aufmerkſam 
gemacht (JM Bl. S. 181). Die Weinkontrolleure können 
1 auch als ſachverſtändige Zeugen in Betracht 

men. 
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Ausdruck ‚verbotene Waffen‘ bezieht ſich nur auf 
Nr. 9 „nicht auf Nr. 8“ ſtatt: „im Falle der Nr. 8 
dürfen die „Schießwerkzeuge“, weil fie nicht mitauf⸗ 
gezählt ſind, nicht eingezogen werden“. 

Soweit alſo beim Schießen eine Einziehung nicht 
auf Grund der 88 40, 295 StGB. oder des Art. 39 
P StGB. in Verbindung mit der Allerh. VO. vom 
19. November 1887 möglich iſt, muß dem Täter ſein 
Schießzeug gelaſſen werden. Beſonders wird das in 
die Erſcheinung treten bei Neujahrsſchießereien; hier 
kann ja eine vorübergehende Wegnahme zum Zwecke 
der Verhinderung weiterer ſtrafbarer Handlungen als 
vorbeugende Polizeimaßregel die Lücke ausfüllen (Art. 20 
Abſ. 1 PStGB., Art. 102 AG. StPO.). 

Amtsanwalt Schaffert in Forchheim. 


Aus der Lechtſprechung. 


Reichsgericht. 
A. Zivilſachen. 
I. 


Verteilung der Nutzungen nach § 101 Nr. 2 868. 
(Aktien mit Gewinnanteilſcheinen; Stückfinſen). Dem 
Kläger iſt durch den Tod ſeiner Eltern Vermögen an— 
gefallen. Nach Verfügung der Erblaſſer ſteht ihm ſein 
Erbteil aber „nicht zur freien Verſügung, vielmehr 
nur zum unbeſchränkten Zinsrecht“ zu. Er wird von 
Teſtamentsvollſtreckern verwaltet. Teſtamentsvoll— 
ſtrecker ſind die Beklagten. Zum Erbteile des Klägers 
gehörten Aktien einer Handelsgeſellſchaft. Am 4. Ja⸗ 
nuar 1911 verkauften die Beklagten auf Ende Januar 
1911 einen größeren Poſten dieſer Anteile einſchließlich 
der Gewinnanteilſcheine für 1910 zum Kurſe von durch— 
ſchnittlich 170,50 % Dem Kläger zahlten fie nur 4% 
Stückzinſen aus, die ſie neben dem Kurswerte von den 
Käufern erhielten, den Reſt des Erlöſes ſchrieben ſie 
in voller Höhe dem Stamme des Erbteils zu. Anfangs 
April 1911 wurde der Gewinn für die Anteile der 
Handelsgeſellſchaft auf 9% für das Geſchäftsjahr 1910 
feſtgeſetzt, das ſich mit dem Kalenderjahre deckt. Der 
Kläger iſt der Anſicht, daß ihm noch weitere 5% für 
1910 als Nutzungen gebührten. LG. und OLG. wieſen 
ihn ab. Das RG. hob auf. 

Gründe: Das OLG. iſt der Anſicht, daß beim 
Verkaufe von Aktien mit Gewinnanteilſcheinen nur die 
4% Stückzinſen, die der Verkäufer neben dem Kurs— 
werte der Aktien vom Käufer erhält (§ 4 der Bek. des 
BR. vom 28. Juni 1898, RGBl. S. 915) ), Vergütung 
für die Mitlieferung der Gewinnanteilſcheine ſeien und 
daß daher derjenige, dem die Nutzungen der Aktien ge— 
bührten, nur Anſpruch auf die Stückzinſen habe. Die 
Reviſion bekämpft dieſe Anſicht mit Recht. Zwar iſt 
es richtig, daß beim Verkaufe von Aktien mit Gewinn— 
anteilſcheinen die 4% Stückzinſen, die der Käufer neben 
dem Kurswerte der Aktien zu zahlen hat, eine Ver— 
gütung für die Mitlieferung der Gewinnanteilſcheine 
bilden. Aber ſie bilden nicht die einzige Vergütung. 
Ein Teil der Vergütung ſteckt vielmehr ſchon im Kurs— 
werte. Der Kurs von gewinnanteilsberechtigten Ak— 
tien iſt, wenn der zu erwartende Gewinn an der Börſe 
auf mehr oder weniger als 4% geſchätzt wird, mins 
deſtens annähernd um den Betrag des Unterſchiedes 
höher oder niedriger, als er ſonſt ſein würde. Das 
zeigt ſich deutlich darin, daß die Aktien ſofort um ſo 


1) Jetzt Bek. vom 21. November 1912 Rl. S. 5.7. 
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viel ſteigen oder fallen, wie der erwartete Gewinn die 
Stückzinſen überſteigt oder hinter ihnen zurückbleibt, 
ſobald der Gewinnanteilſchein vom Stücke getrennt 
wird, ſei es am Schluſſe des Geſchäftsjahres, ſei es 
erſt bei der Auszahlung des Gewinnes (8 8 der Bek. 
des BR.). Demgemäß iſt der Kurs von Aktien, die mit 
Gewinnanteilſcheinen gehandelt werden, insbeſondere, 
wie im Streitfalle, mit Gewinnanteilſcheinen für ein 
bereits völlig abgelaufenes Geſchäftsjahr, ſo zu ver⸗ 
ſtehen, daß auf die Aktie ſelbſt, wenn ein höherer 
Gewinn als 4% erwartet wird, nur der Kurswert ab⸗ 
züglich des Unterſchieds ee der Gewinnſchätzung 
und 4% entfällt, der Reſt jedoch neben den Stückzinſen 
die Vergütung für die Mitlieferung des Gewinnanteil⸗ 
ſcheines darſtellt. Iſt dem aber ſo, dann hat derjenige, 
dem die Nutzungen der verkauften Aktien gebührten, 
während das Eigentum an den Aktien einem anderen 
zuſtand, auch nicht nur die Stückzinſen, ſondern weiter 
den Teil des erzielten Kurswertes zu beanſpruchen, 
der neben den Stückzinſen die Vergütung für die Mit⸗ 
lieferung des Gewinnanteilſcheins bildet. Das ergibt 
ih aus 8 101 Nr. 2 Halbſ. 2 BGB., einer Vorſchrift, 
die nicht nur im Verhältniſſe mehrerer aufeinander: 
folgender Nutzungsberechtigter, ſondern überall anzu- 
wenden iſt, wo jemand Früchte bis zu einer beſtimmten 
Zeit oder von einer beſtimmten Zeit an zu beziehen 
berechtigt iſt, und die daher auch in Fällen der vor⸗ 
liegenden Art maßgebend ſein muß. 

Im Grunde ſcheint auch das OLG. gar nicht anderer 
Anſicht zu ſein. Es meint nur, bei der Frage, inwie⸗ 
weit für den Kurs von Aktien die jeweilige Ausſicht 
auf einen höheren oder niedrigeren Gewinnanteil mit: 
beſtimmend ſei und der in Börſenkreiſen erwartete 
Gewinnanteil in dem Kurſe mit zum Ausdrucke komme, 
handle es ſich um mehr oder minder unſichere Ver⸗ 
mutungen und Schätzungen, und es fehle jeder Anhalt 
dafür, welcher Teil des jeweiligen Kurſes auf den erwar⸗ 
teten Gewinn und welcher Teil auf die Aktien ſelbſt 
entfalle. Damit ſpricht das OLG. einen ſog. Erfahrungs- 
ſatz aus, den das Reviſionsgericht prüfen kann, deſſen 
Richtigkeit aber ſehr zu bezweifeln iſt. Mit Recht weiſt 
die Reviſion darauf hin, daß namentlich bei den Ak⸗ 
tien der Großbanken die Gewinnſchätzungen der Börſe 
regelmäßig zutreffen, und das gilt ganz beſonders dann, 
wenn das Geſchäftsjahr voll ſtändig abgelaufen iſt, 
deſſen Gewinn in Frage kommt. Man wird in der 
Annahme kaum fehlgehen, daß der Gewinnanteil für 
1910, der anfangs April 1911 auf 9% feſtgeſetzt wurde, 
an der Börſe auch ſchon am 4. Januar 1911 auf 9% 
geſchätzt wurde. Hatte aber das OLG. Zweifel, fo 
hätte es von der ihm durch 8 139 erteilten Befugnis 
Gebrauch machen und dem Kläger zu Ausführungen 
Gelegenheit geben ſollen. 

Die zurzeit in Deutſchland beſtehende Einrichtung, 
wonach beim Verkaufe von Aktien mit Gewinnanteil— 
ſcheinen der Verkäufer für die Mitlieferung der Gewinn— 
anteilſcheine eine beſondere Vergütung in Geſtalt von 
Stückzinſen erhält, iſt übrigens außerhalb Deutſch— 
lands meiſt unbekannt. Im Ausland werden Stückzinſen 
regelmäßig nicht vergütet, vielmehr wird der Anteil 
des Verkäufers am Gewinn ausſchließlich im Kurſe 
ausgedrückt. Die Auffaſſung des Os G. würde dahin 
führen, daß der Kläger für die ihm entgangenen 
Nutzungen gar keine Vergütung zu beanſpruchen gehabt 
hätte, wenn es ſich um Aktien gehandelt hätte, die an 
einer ausländiſchen Börſe hätten verkauft werden 
müſſen. Auch das ſpricht für die Unrichtigkeit dieſer 
Auffaſſung. Folgt man dagegen der hier vertretenen 
Anſicht, fo hat der Kläger fur 1910 neben den 4% 
Stückzinſen, die ihm bereits vergütet ſind, von dem 
Kauſpreiſe noch ſo viel zu verlangen, wie der zur Zeit 
des Verkaufs an der Börſe erwartete Gewinn 4% übers 
ſtieg. An ſich aber auch nicht mehr! Die Reviſion 
ſcheint zwar weiter gehen zu wollen und anzunehmen, 
daß dem Kläger der Unterſchied zwiſchen der Höhe der 
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Stückzinſen und dem ſpäter auf 9% feſtgeſetzten Gewinn 
ür 1910, alſo ſchlechthin noch 5% gebührten, obwohl 
en Gewinnanteil für das Geſchäftsjahr 1910 nicht die 
Beklagten, ſondern die Käufer der Aktien bezogen haben. 
Ohne weiteres iſt das aber nicht anzunehmen. Die 
Vorſchrift in 8 101 Nr. 2 Halbſ. 2 BGB., auf die es 
ankommt, bezieht ſich immer nur auf die wirklich be⸗ 
zogenen Früchte, nicht aber auch auf Früchte, die unter 
Umſtänden bezogen worden wären. (Urt. des IV. 38. 
vom 14. November 1912, IV 218/12). 
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II. 


Inwieweit haftet eine Gemeinde für einen Unfall 
bei dem Betrieb einer ihr gehörigen Straßenbahn, deren 
Leitung ſie einem andern übertragen hat? Aus den 
Gründen: Zur Begründung ſeines Anſpruchs hat 
der Kläger ausgeführt, der Unfall ſei darauf zurück⸗ 
zuführen, daß bei Glatteis an gefährlichen Stellen 
bloßes Streuen mit Sand oder Salz nicht genüge, 
ſondern der Wagen anzuhalten ſei; weil die Beklagte 
eine ſolche Vorſchrift nicht erlaſſen habe, treffe ſie ein 
Verſchulden, für das fie nach 88 823, 831 BGB. hafte. 
Zutreffend hat zunächſt das Berufungsgericht dargelegt, 
daß der Schmerzensgeldanſpruch weder auf das Haftpfl®. 
noch auf den Beförderungsvertrag geſtützt werden könne. 
Es hat jedoch auch eine Haftung aus unerlaubter Hand⸗ 
lung verneint und dies hinſichtlich des 8 823 Abſ. 1 
BGB. damit begründet, daß nach dem Vertrage der 
Beklagten mit der Aktiengeſellſchaft E. die Leitung des 
Betriebs der Bahn ausſchließlich der Aktiengeſellſchaft 
zugeſtanden und die Beklagte mit der Ausführung des 
Betriebs nichts zu tun gehabt habe; falls alſo der 
Unfall durch allgemeine oder beſondere Vorkehrungen 
habe verhindert werden können, ſo hätten dieſe nicht 
der Beklagten, ſondern der Aktiengeſellſchaft obgelegen, 
es könne deshalb auch nur eine Haftung der letzteren 
in Frage kommen. Die Grundlage dieſer Ausführungen 
iſt rechtsirrtümlich. Nach dem Vertrag der Beklagten 
mit der Aktiengeſellſchaft übernahm letztere für ihre 
und der Beklagten gemeinſchaftliche Rechnung die Lei⸗ 
tung des Betriebs der ſtädtiſchen Straßenbahn. Der 
Aktiengeſellſchaft wurde in 8 2 das Recht eingeräumt, 
den Betrieb innerhalb der geſetzlichen und vertrag— 
lichen Beſtimmungen nach ihrem Ermeſſen zu führen, 
das Perſonal anzuſtellen und zu entlaſſen, Gehälter 
und Löhne feſtzuſtellen, für den Betrieb Anſchaffungen 
zu machen und entbehrliche Gegenſtände zu verkaufen, 
überhaupt alles zu tun und ausführen zu laſſen, was 
nach ihrer Anſicht zu einem ordnungsgemäßen Betrieb 
notwendig iſt und wird. Die Stadt iſt am Gewinn 
beteiligt; einen Verluſt hat ſie allein zu tragen. Sie 
blieb Eigentümerin der elektriſchen Straßenbahn und 
war berechtigt, unbeſchadet der Rechte der Aktiengeſell⸗ 
ſchaft über die Bahn und den damit zuſammenhängen⸗ 
den Betrieb zu verfügen. Sie war auch Unternehmerin 
des Betriebs, da er weſentlich auf ihre Rechnung 
ging. Die Beklagte hat denn auch ihre Haftung aus 
dem HaftpflG. hinſichtlich der anderen Anſprüche des 
Klägers grundſätzlich nicht beſtritten. Als Unter⸗ 
nehmerin war jedoch die Beklagte nach allgemeinen 
Grundſätzen verpflichtet, dafür zu ſorgen, daß durch 
ihren Betrieb dem öffentlichen Verkehr keine Gefahren 
erwuchſen. Statt der Beſorgung des Betriebs durch 
eigene Organe konnte ſie den Betrieb und deſſen Lei— 
tung an Dritte als ſelbſtändige Unternehmer oder als 
Beſtellte i. S. des 8 831 BGB. übertragen. Eine ſolche 
Uebertragung befreite ſie jedoch keineswegs grund— 
ſätzlich und ohne weiteres von der Pflicht, für die 
Sicherheit des Verkehrs zu ſorgen. Die Beklagte hatte 
auf eine gehörige Auswahl der Perſon zu achten, der 
der Vetrieb übertragen wurde. Aber auch nach der 
Uebertragung konnte für den Unternehmer die Pflicht 
beſtehen, fortlaufend Aufſicht und Kontrolle zu üben, 


unter Umſtänden auch der beſtellten Perſon Unter⸗ 
weiſungen zu erteilen; dies würde beſonders dann 
der Fall ſein, wenn es ſich um die Beſeitigung von 
Mißbräuchen oder dauernden Gefahren handelte. Die 
Aufſichtspflicht des Unternehmers kann ſich bei größeren 
Betrieben, wie dem der Straßenbahn einer verkehrs⸗ 
reichen Stadt, wohl darauf beziehen, ob die erlaſſenen 
Dienſtanweiſungen geeignet ſind, den durch den Be⸗ 
trieb für den öffentlichen Verkehr entſtehenden Ge⸗ 
fahren vorzubeugen und ob ſie mit den Verfügungen 
der Polizeibehörden im Einklang ſtehen. Das Be⸗ 
rufungsgericht hat ſomit inſoweit rechtlich geirrt, als 
es ein Berfchulden der Beklagten ſchon deshalb für 
ausgeſchloſſen erklärt hat, weil die Beklagte die Lei⸗ 
tung der Aktiengeſellſchaft übertragen hatte. Viel⸗ 
mehr mußte es an der Hand der geſamten Umſtände 
des Falles prüfen, ob die Beklagte die ihr trotz der 
Uebertragung verbliebene Aufſichtspflicht gehörig er⸗ 
füllt habe, ob ſie nicht ſelbſt — erforderlichenfalls 
unter Zuziehung von Sachverſtändigen — auf die Er⸗ 
laſſung einer Unfällen der vorliegenden Art vor⸗ 


beugenden Vorſchrift hätte hinwirken müſſen, ob die 


Aktiengeſellſchaft und deren geſetzliche Vertreter eine 
ſo große Gewähr an Sachkunde und Zuverläſſigkeit 
boten, daß die Beklagte zu der Annahme berechtigten 
Grund hatte, die Aktiengeſellſchaft werde zur Sicher⸗ 
ſtellung des Verkehrs alles das tun, was an ſich ihr 
ſelbſt als der Unternehmerin obgelegen hätte. Nur 
dann hätte ſich eine ſolche Erörterung erübrigt, wenn 
in dem Mangel der Vorſchrift, bei Glatteis die Wagen 
anzuhalten, überhaupt kein Verſchulden zu erblicken 
wäre. Ein ſolches Verſchulden hat jedoch das Be⸗ 
rufungsgericht angenommen. (Urt. des III. ZS. vom 
6. November 1912, III 176/1912). E. 
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III. 


Haftung einer Gemeinde, die eine Rodelbahn her: 
ſtellt. Aus den Gründen: Das OLG. entbindet 
die Beklagte von aller Verantwortung, weil ihr ver⸗ 
faſſungsmäßiger Vertreter, der juriſtiſch vorgebildete 
Beigeordnete G., der ſelber die techniſchen Kenntniſſe 
für die Anlage der Bahn oder ihre Prüfung nicht be⸗ 
ſeſſen, ſeine volle Schuldigkeit damit getan habe, daß 
er den ſtädtiſchen Gartendirektor E. mit der felb- 
ſtändigen Ausführung der Rodelbahn beauftragte. 
Eine geeignetere Perſönlichkeit als E., der an ſich ver⸗ 
läſſig und nach feiner glaubhaften Ausſage ſelbſt 
Rodler geweſen ſei, und dem auch die Verwaltung der 
ſtädtiſchen Waldungen unterſtand, habe Beklagte in D. 
überhaupt nicht finden können. Daß ſie vielleicht von 
weither einen in der Anlage ſolcher Bahnen erfahrenen 
Techniker kommen ließ, ſei ihr nicht zuzumuten. Mit 
Recht greift die Reviſion dieſe Ausführungen an. Wenig 
erheblich iſt zwar, daß nach dem Vorbringen der Re— 
viſion der Beigeordnete G. kein Juriſt, ſondern Hoch— 
bauingenieur ſein ſoll. Jedenfalls gebricht es an zu— 
reichender Begründung, daß E. als Gartendirektor 
und Verwalter der ſtädtiſchen Waldungen zur Anlage 
einer Rodelbahn beſonders geeignet war. Als Zeuge 
hat er bekundet, daß er in ſeiner Jugend dort, wo 
das Gelände Gelegenheit dazu gab, gerodelt, daß er 
aber früher nie eine Rodelbahn angelegt habe. Hat 
er aber ſelbſt in der Jugend auf einer kunſtmäßigen 
Rodelbahn nie gerodelt und auch nie eine errichtet, 
ſo kann er unmöglich als ſachverſtändig und geeignet 
angeſehen werden. Eine künſtliche Rodelbahn iſt etwas 
anderes als ein Parkweg oder ein Waldpfad. Ihre 
Herſtellung erfordert fachliche Kenntniſſe und Erfah— 
rungen. Der Beklagten war gewiß nicht anzuſinnen, 
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wie das Berufungsgericht meint, daß ſie ſich einen 


Techniker aus der Schweiz verſchreibe. Unweit von 
D. gibt es Gebirgsgegenden genug, wo küuünſtliche 


Rodelbahnen eingeſehen und von wo Belehrung und 


Rat von Fachleuten erholt werden konnten. 


Zum 
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mindeſten hätte die Beklagte einen erfahrenen und 
undigen Rodler zuziehen müſſen, der ſich in D. wohl 
unſchwer gefunden hätte. Wollte die Beklagte die 
mit der ſachgemäßen Herrichtung der Bahn verbundenen 
Mühen und Koſten nicht aufwenden, ſo mußte ſie das 
ganze Beginnen aufgeben. Sie durfte aber dem Pu⸗ 
blikum keine ordnungswidrige und ſicherheitsgefährliche 
Bahn übergeben. Die Beklagte hatte ferner, wenn die 
Bahn nicht vorher von ſachkundiger Seite beſichtigt 
und geprüft wurde, für eine Aufſicht nach der Eröff⸗ 
nung ſorgen ſollen, um zu erfahren, ob die Einrich⸗ 
tungen der Bahn genügten und ſich erprobten. An 
einer ſolchen Maßnahme hat es anſcheinend gefehlt. 
(Urt. d. VI. 35. vom 14. Nov. 1912, IV 253/12). 
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IV. 


Anſchlußbernfung gegen ein über Klage und Wider: 
klage entſcheidendes Urteil; iſt fie gegen den Über die 
eine von beiden entſcheidenden Teil des Urteils auch 
daun noch zuläffig, wenn die Berufung durch Teilurteil 
zurückgewieſen iſt, ſoweit ſie gegen dieſen Teil des Ur⸗ 
teils gerichtet war? — Nener Anſchlußbernfungsantrag 
uach Zurückweiſung des erſten. Aus den Gründen: 
Das Berufungsgericht hat die Anſchlußberufung der 
Klägerin, mit der dieſe ihre Verurteilung zur Wider⸗ 
klage angefochten hat, für unzuläſſig erklärt, weil be⸗ 
reits vorher durch Teilurteil die Berufung des Be⸗ 
klagten zur Widerklage rechtskräftig zurückgewieſen, 
die Entſcheidung über die Widerklage damit erledigt 
und eine Berufung über ſie nicht mehr anhängig ge⸗ 
weſen ſei; inſoweit eine Berufung nicht mehr anhängig 
ſei, könne auch eine Anſchlußberufung nicht erhoben 
werden. Die hiergegen erhobene Rüge einer Verletzung 
des § 521 ZPO. iſt gerechtfertigt. Zwar muß ſich die 
Anſchlußberufung gegen dasſelbe Urteil richten wie 
die Hauptberufung, aber ſie braucht nicht denſelben 
Anſpruch wie dieſe zu betreffen, da ſowohl die Beru⸗ 
fung als auch die Anſchließung das ganze Urteil, 
gegen das ſie eingelegt ſind, ergreifen und die Anträge 
der Parteien gemäß $3 536, 537 ZPO. nur die Grenzen 
beſtimmen, innerhalb derer der Rechtsſtreit in der 
zweiten Inſtanz zu verhandeln und zu entſcheiden iſt. 
Danach kann ein Urteil, das ſowohl über die Klage 
als auch über die Widerklage entſcheidet, von dem 
Kläger mit der Anſchlußberufung angefochten werden, 
ſoweit es der Widerklage entſprochen hat, wenn auch 
der Beklagte mit der Berufung nur die Entſcheidung 
über die Klage angreift (RG. Bd. 46 S 373). Die 
Anſchließung iſt ferner, was in Rechtſprechung und 
Literatur ebenfalls anerkannt iſt, grundſätzlich noch 
ſolange zuläſſig, als das Verfahren über die Haupt- 
berufung ſchwebt (RG. Bd. 12 S. 410). Die Zuläſſig⸗ 
keit der Anſchlußberufung ſetzt, wie ſich aus dieſen beiden 
Sätzen ergibt, nicht voraus, daß eine Berufung über 
denjenigen Anſpruch, gegen den ſich der Anſchlleßungs— 
antrag richtet. alſo hier über die Widerklage, anhängig 
oder noch anhängig iſt, ſondern es genügt die An⸗ 
hängigkeit der Berufung gegen dasſelbe Urteil, welches 
durch die Anſchließung angefochten wird (RG Bd. 25 
S. 309), und die Zuläſſigkeit einer Anſchlußberufung 
zur Widerklage iſt nicht dadurch bedingt, daß der 
Gegner gegen die Entſcheidung zur Widerklage Haupt— 
berufung erheben kann, ſondern nur dadurch, daß er 
gegen das über die Widerklage entſcheidende Urteil 
eine an ſich zuläſſige Berufung erhoben und dieſe nicht 
zurückgenommen hat (ZPO. 8 522 Abſ. 1). Iſt z. B. 
der Widerklage völlig entſprochen und der Beklagte 
daher durch die Entſcheidung über die Widerklage 
nicht beſchwert, ſo kann er ſie nicht mit der Berufung 
anfechten; trotzdem kann ſich der Kläger der gegen die 
Entſcheidung zur Klage eingelegten Berufung des Be— 
klagten anſchließen und die Entſcheidung über die 
Widerklage angreifen (RG. Bd. 46 S. 373). Ob für 
den Fall des Verzichts des Beklagten auf die Berufung 
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gegen die Entſcheidung zur Widerklage etwas anderes 
gilt, wie in dem Urteile Bd. 55 S. 276 angenommen 
iſt, bedarf hier nicht der Nachprüfung; auf andere 
Fälle als den des Verzichts bezieht ſich dieſe Ent⸗ 
ſcheidung nicht. Aus den Vorſchriften der 88 318, 322 
ZPO. find ebenfalls keine Bedenken gegen die Zuläſſig⸗ 
keit der Anſchlußberufung herzuleiten, da durch das 
Teilurteil nur die Berufung des Beklagten zur Wider: 
klage zurückgewieſen, alſo nur die teilweiſe Abweiſung 
der Widerklage für gerechtfertigt erklärt, dagegen nicht 
geprüft iſt, ob die Verurteilung der Klägerin auf die 
Widerklage zu Recht erfolgt iſt. Schließlich ſteht der 
Zuläſſigkeit der Anſchlußberufung auch nicht entgegen, 
daß die Klägerin durch das Teilurteil bereits mit 
ihrem erſten — eine über das Urteil des LG. hinaus- 
gehende Verurteilung der Beklagten bezweckenden — 
Anſchließungsantrage rechtskräftig abgewieſen war, 
als ſie den zweiten ſtellte mit dem ſie eine teilweiſe 
Aufhebung ihrer auf die Widerklage erfolgten Ver⸗ 
urteilung anſtrebt. Dabei kann dahingeſtellt bleiben, 
ob die neue Anſchließung wirklich als ſolche oder nur 
als eine Erweiterung des erſten Anſchließungsantrages 
anzuſehen iſt, ob eine wiederholte Anſchließung übers 
haupt möglich iſt oder auf Grund der einmal erfolgten 
Anſchließung, da dieſe das ganze Urteil ergreift, über 
den urſprünglichen Anſchließungsantrag hinausgehende 
weitere Anträge erhoben werden können. Sowohl 
nach dieſer wie nach jener Auffaſſung iſt trotz der 
rechtskräftigen Abweiſung des erſten Anſchlußantrags 
der neue Antrag zuläſſig; denn neue Anträge können 
in der Berufungsinſtanz, ſoweit fie nicht nach 8 529 
Abſ. 2 ZPO. oder nach den angezogenen $$ 318, 322 
unzuläſſig ſind, bis zum Schluſſe der letzten münd⸗ 
lichen Verhandlung geſtellt werden; bis dahin iſt alſo 
gemäß 8 268, $ 529 Abſ. 2 ZPO. eine Erweiterung 
des Anſchließungsantrages zuläſſig. (Urt. des III 38. 
vom 1. Oktober 1912, III 115/1912). E. 
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. 1. Haftet ein Kaufmann für die Berbindlichkeiten 
eines Geſchäftes, das mit ſeiner Billigung nach außen 
hin als feine Zweigniederlaſſung aufgetreten iſt ? 2. Nach 
dem Rechte welches Staates richtet ſich die Verjährung 
von Anſprüchen, die gegen den inländiſchen Kaufmann 
aus der Beſorgung eines Auftrags für das als feine 
Zweigniederlaſſung auftretende ausländiſche Geſchäft er⸗ 
hoben werden? Aus den Gründen: 1. Das Be⸗ 
rufungsgericht nimmt als erwieſen an, daß das unter 
der Firma der Beklagten betriebene Geſchäft in Rotter— 
dam eine Zweigniederlaſſung des Beklagten ſei, und 
lehnt einen Beweisantrag der Beklagten, der dieſe 
Annahme widerlegen ſollte, mit der Begründung ab, 
daß jedenfalls das Rotterdamer Geſchäft durch die zu 
ſeiner Leitung berufenen Perſonen nach außen hin als 
Zweigniederlaſſung der Beklagten aufgetreten ſei, und 
die Beklagte dies fortgeſetzt geduldet und gutgeheißen 
habe. Dieſe Begründung entſpricht einem allgemeinen 
Grundſatze des Handelsrechtes, wonach jeder ſich ſo 
behandeln laſſen muß, wie er in ſeinen Erklärungen 
und Handlungen im Handelsverkehr auftritt. Dieſer 
Grundſatz iſt durch Treu und Glauben, durch die Sicher— 
heit des Handels geboten und auch abgeſehen von ein— 
zelnen, ausdrücklichen Geſetzesvorſchriften wiederholt 
anerkannt und angewendet worden. Wer im Handels— 
verkehr als Kaufmann auftritt, gilt als Kaufmann, 
auch wenn die Vorausſetzungen der Kaufmannseigen— 
ſchaft bei ihm nicht vorliegen (RG. 65, 413, auch 50, 429 
und 31, 37). Wer als Geſellſchafter einer offenen HG. auf— 
tritt, haftet nach den für dieſe geltenden Vorſchriften, 
auch wenn in Wahrheit eine ſolche Geſellſchaft nicht 
beſteht (vgl. die bei Staub zu 8 123 Anm. 9 HGB. 
erwähnten Entſcheidungen). Für den Fall einer Ein— 
tragung in das Handelsregiſter iſt der Grundſatz in 
den 88 > und 15 HGB. noch beſonders anerkannt. Er 
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iſt auch auf Fälle der vorliegenden Art unbedenklich 
anzuwenden. Wenn der Inhaber der Hauptnieder⸗ 
laſſung für die Geſchäfte der Zweigniederlaſſung haften 
ſoll, ſo handelt es ſich nur um eine beſondere Art der 
Vertretung. Wie das Berufungsgericht aus den von 
der Beklagten und dem Rotterdamer Geſchäft überein⸗ 
ſtimmend benützten, auf eine Zweigniederlaſſung unzwei⸗ 
deutig hinweiſenden Briefformularen mit Recht folgert, 
hat die Bellagte fortgeſetzt geduldet, daß das Rotterdamer 
Geſchäft gegenüber Dritten als ihre Zweigniederlaſſung 
auftrat; ſie muß ſich darum auch gefallen laſſen, daß 
ſie für die von dem Rotterdamer Geſchäft abgeſchloſſenen 
Verträge fo behandelt wird, als wäre dieſes Geſchäft 
eine Zweigniederlaſſung von ihr. Das erfordern Treu 
und Glauben und es wäre geradezu argliſtig, wenn 
ſich die Beklagte bei ſolchem Verhalten darauf berufen 
wollte, daß das Rotterdamer Geſchäft in Wahrheit 
keine Zweigniederlaſſung, ſondern das ſelbſtändige 
Unternehmen einer anderen Geſellſchaft ſei. Das Be⸗ 
rufungsgericht, das das Schuldverhältnis allgemein 
dem holländiſchen Recht unterſtellt, hat den Grundſatz 
offenbar als auch für dieſes Recht geltend angewendet. 
Das iſt für die Reviſionsinſtanz maßgebend. Wenn 
die Beklagte behauptet und mit Beweis vertritt, den 
Klägern ſei bekannt geweſen, daß das Rotterdamer 
Geſchäft ein ſelbſtändiges Rechtsgebilde geweſen ſei, 
ſo iſt dieſe Behauptung nach ihrer derzeitigen Faſſung 
zu ullgemein und unbeſtimmt gehalten, als daß fie er: 
heblich ſein könnte. Auch die Zweigniederlaſſung iſt 
ein Rechtsgebilde und eine gewiſſe Selbſtändigkeit der 
Betriebsführung iſt geradezu weſentliche Vorausſetzung 
für die Annahme einer Zweigniederlaſſung (vgl. Staub 
§ 13 Anm. 5 HGB. und die dort erwähnte Recht⸗ 
ſprechung). Aber auch wenn die Behauptung dahin zu 
verſtehen oder durch Ausübung des Fragerechtes nach 
8 139 ZPO. dahin zu ergänzen wäre, die Kläger hätten 
vor oder bei Erteilung der Aufträge gewußt, daß das 
Rotterdamer Geſchäft einer anderen Geſellſchaft gehöre, 
ſo würde dies doch die Haftung der Beklagten noch 
nicht ausſchließen. Wenn die Beklagte trotz dieſes Um⸗ 
ſtandes das Rotterdamer Geſchäft als ihr Zweiggeſchäft 
auftreten ließ, ſo konnten die Kläger nach Treu un 
Glauben davon ausgehen, daß fie die von dort abge— 
ſchloſſenen Geſchäfte gegen ſich gelten laſſen wolle, wie 
wenn es ſich um eine ihr gehörige wirkliche Zweig⸗ 
niederlaſſung handle. Die Beklagte dürfte nur dann 
die Haftung ablehnen, wenn ſie ſelbſt oder der Leiter 
des Rotterdamer Geſchäftes vor oder bei der Erteilung 
der Aufträge den Klägern erklärt hätte, daß die Be— 
klagte für dieſe Aufträge nicht aufkomme. Eine ſolche 
Behauptung hat aber die Beklagte nicht aufgeſtellt. 

2. Das Berufungsgericht hat den Einwand der 
Verjährung ohne Rechtsirrtum zurückgewieſen. Seine 
Annahme, daß das Schuldverhältnis, einſchließlich der 
Haſtung der Beklagten und folglich auch der Ver— 
jährung, nach holländiſchem Rechte zu beurteilen ſei, 
entſpricht den Umſtänden des Falles. Die Kläger 
wohnen in Holland, wurden dort auftragsgemäß als 
Rechtsanwälte tätig und hatten, wie das Berufungsgericht 
mit Recht und ohne Widerſpruch mit ſeinen ſonſtigen 
Ausführungen hervorhebt, den Auftrag nicht von der 
Beklagten aus Duisburg, ſondern von dem als ihre 
Zweigniederlaſſung auftretenden Geſchäfte in Rotter— 
dam erhalten. Aus der Natur des Rechtsgeſchäftes 
war daher zu folgern, daß es im ganzen Umfange, 
auch für die Verpflichtungen der Beklagten, nach 
holländiſchem Rechte zu beurteilen ſei. Das Berufungs— 
gericht ſtellt aber feſt, daß nach dieſem Rechte im vor— 
liegenden Falle nicht die dem 8 196 Nr. 15 BGB. ent⸗ 
ſprechende kurze, ſondern die allgemeine Verjährung 
von 30 Jahren Platz greift. Art. 30 EG. BGB. ſteht 
der Anwendung des holländiſchen Rechtes nicht ent— 
gegen. Von einem Verſtoß gegen die guten Sitten 
kann nicht die Rede fein. Aber auch ein Verſtoß 
gegen den Zweck des deutſchen Rechtes könnte, wie 
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das RG. wiederholt — ſo in Entſch. 60 296, 63 18, 
73 366 — ausgeſprochen hat, nur dann angenommen 
werden, wenn die dem deutſchen und dem ausländiſchen 
Geſetze zugrunde liegenden ſtaatspolitiſchen und ſozialen 
Anſchauungen ſo verſchieden wären, daß die Anwen⸗ 
dung des ausländiſchen Geſetzes unmittelbar die Grund⸗ 


lagen des deutſchen ſtaatlichen oder wirtſchaftlichen 


Lebens angreifen würde. Das iſt hier nicht anzunehmen, 
wo nicht die Verjährung des Anſpruches überhaupt aus⸗ 
geſchloſſen werden, ſondern nur an die Stelle der kurzen, 
die längere gewöhnliche Verjährungsfriſt treten ſoll. 
(Urt. des III. ZS. vom 22. November 1912, III 173 / ai 
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B. Strafſachen. 


1 


Wann handelt der Täter „ans Not“ i. S. des § 248 a 
Sts.? Aus den Gründen: Der durch das Geſetz 
vom 19. Juni 1912 in das StGB. eingeſtellte 8 248 a 
beruht auf dem Gedanken, daß der ſtärkſte Antrieb, 
der einen ſonſt rechtſchaffenen Menſchen aus den geſetz⸗ 
lichen Bahnen reißen könne, die Not ſei und ſie weit⸗ 
gehender Berückſichtigung bedürfe (Begründung, Reichst.⸗ 
Druckſ. 12. LP. II. Seſſ. 1909 / 10 Nr. 6 S. 17). Alſo 
wer unter dem Antrieb der Not geringwertige Gegen- 
ſtände entwendet, ſoll nach den milderen Beſtimmungen 
des § 248 a beſtraft werden. Das iſt nicht notwendig 
ſchon dann der Fall, wenn der Täter zur 77 der Tat 
in Not war. Unter dem Antriebe der Not handelt 
nur, wer durch die Tat der Not ſteuern will, nicht 
aber, wer durch die Tat ſich Sachen oder Genüſſe ver⸗ 
ſchaffen will, deren Entbehrung nicht als wirtſchaftliche 
Not angeſehen werden kann, die hier allein in Frage 
kommt. Das verkennt der Verteidiger, wenn er ſchon 
aus der Tatſache, daß der Angeklagte zur Zeit der Tat 
außer Arbeit und nicht im Beſitz nennenswerter Bar⸗ 
mittel war, folgern will, daß der Angeklagte i. S. des 
Geſetzes „aus Not“ gehandelt habe. Daraus folgt noch 
nicht einmal, daß er „in Not“ gehandelt hat. Die 
Strafkammer ſtellt feſt, daß der Angeklagte nicht aus 
Not gehandelt hat, weil er Wohnung und Koſt bei 
ſeiner Mutter hatte, alſo für dieſe dringendſten Lebens⸗ 
bedürfniſſe geſorgt war, und er ſelbſt nicht behauptete, 
daß er aus Not gehandelt habe. Sie nimmt alſo an, 
daß der Angeklagte überhaupt nicht in Not war, 
woraus notwendig folgt, daß er nicht aus Not ge— 
handelt hat, und dann ſtellt ſie weiter feſt, daß er aus 
Hang zum Stehlen gehandelt hat und zur Beſchaffung 
von Mitteln zum Wirtshausbeſuch u. dgl. Dagegen 
ſind Bedenken nicht zu erheben, insbeſondere auch nicht 
dagegen, daß die Strafkammer als ein Beweisanzeichen 
den Umſtand verwertet, daß der Angeklagte ſich ſelbſt 
nicht auf Not berufen hat. Unzutreffend iſt die Auf- 
ſtellung des Verteidigers, für den Begriff der Not 
genüge die einfache Tatſache, daß ein erwachſener groß— 
ſtädtiſcher Arbeiter auf Wohnung und Koſt bei ſeiner 
Mutter angewieſen ſei. Sie iſt jedenfalls unrichtig, 
wenn die Mutter dem Sohne tatſächlich Wohnung und 
Koſt in einer Weiſe gewährt, daß er daran nicht 
Not leidet, wenn auch zuzugeben iſt, daß dadurch die 
Annahme einer Not des Sohnes auch nicht ausgeſchloſſen 
wird. (Urt. des I. StS. vom 5. Dezember 1912, 10 
898/1912). E. 
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II. 


Verhältnis des 5 370 Nr. 5 StGB. zu anderen ſtraf⸗ 
baren Handlungen, namentlich zu $ 350 StB. Aus 
den Gründen: Die Vertreter der Meinung, daß der 
Ausdruck „Entwenden* im 8 370 Nr. 5 StGB. auch 
das Unterſchlagen umfaſſe, waren nicht darüber einig, 
ob unter dieſer Vorausſetzung 8370 Nr. 5 auch auf 
Unterſchlagungen im Amt anzuwenden ſei. Trotz⸗ 
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dem iſt dieſe Frage in dem Geſetz vom 19. Juni 1912 
nicht ausdrücklich entſchieden, und auch in der Begrün⸗ 
dung zu den entſprechenden Entwürfen von 1909 wird 
fie nicht erörtert. Das RG. hat für die „Entwendung“ 
i. S. des 8 370 Nr. 5 StGB. in ſtändiger Rechtſpre⸗ 
chung angenommen, daß ſie nichts anderes ſei, als 
ein privilegierter Diebſtahl und daß ſie alle Tatbe⸗ 
ſtandsmerkmale des Diebſtahls enthalte (vgl. Entſch. 
Bd. 24 S. 38 und die dort angeführten Urteile). 8 370 
Nr. 5 iſt daher überall anzuwenden, wo ſonſt wegen 
Diebſtahls zu beſtrafen wäre, wenn ſeine Vorausſetzun⸗ 
gen nicht vorlägen. Dies gilt auch, wenn die Entwen⸗ 
dung unter den erſchwerenden Umſtänden des § 243 
StGB. begangen worden iſt. Dagegen bleibt $ 370 
Nr. 5 ausgeſchloſſen, wo ſelbſtändige Straftaten anderer 
Art vorliegen, mögen ſie auch den Tatbeſtand des 
Diebſtahls vorausſetzen, wie Raub und räuberiſcher 
Diebſtahl (88 249, 252 StGB.). Vgl. Entſch. Bd. 6 
S. 325, Bd. 13 S. 391, Bd. 43 S. 175. Ebenſo iſt bei 
der Unterſchlagung zu entſcheiden. 8 370 Nr. 5 in 
ſeiner jetzigen Faſſung ſcheidet aus dem Tatbeſtand des 
§ 246 StGB. eine privilegierte Unterſchlagung aus, 
ebenſo wie §5248 a. Wo die Vorausſetzungen des 8 370 
Nr. 5 gegeben ſind, kann nicht aus 8 246 beſtraft 
werden, auch nicht aus Abſ. 2, wenn die Sache dem 
Täter anvertraut war. 8 350 StGB. ſetzt nun aller⸗ 
dings auch eine Unterſchlagung voraus, aber es handelt 
ſich dabei nicht um einen ſachlich erſchwerenden Um⸗ 
ſtand, der zu dem Tatbeſtand des 8 246 hinzutritt 
wie z. B. das Anvertrautſein, ſondern es handelt ſich 
außerdem noch um die Verletzung eines ganz anderen 
Rechtsguts, um das Recht des Staates auf Pflichttreue 
und Ehrlichkeit feiner Beamten. 8 350 bedroht mit 
. ein Vergehen im Amt, das als Unterſchlagung 
in die Erſcheinung tritt. Deshalb kann bei dieſer 
Straftat von dem Erfordernis eines Strafantrags 
etwa aus 8 247 oder 8 248 a StGB. keine Rede fein. 
Dementſprechend muß auch der Angeklagte nach 8 264 
StPO. darauf hingewieſen werden, wenn er ſtatt aus 
8 350 aus 8 246 StGB. beſtraft werden ſoll (Entſch. 
Bd. 17 S. 293). Hiernach iſt 8 350 StGB. auch in 
ſolchen Fällen anzuwenden, in denen ein Beamter 
Nahrungsmittel oder Genußmittel oder andere Ge— 
genſtände des hauswirtſchaftlichen Verbrauchs von 
unbedeutendem Wert oder in geringer Menge zum als⸗ 
baldigen Verbrauch unterſchlägt. In dem Urt. des 
erk. Senats vom 10. Febr. 1902 (Entſch. Bd. 35 S. 115) 
findet ſich ein Satz, der dieſer Entſcheidung anſcheinend 
widerſpricht. Es heißt dort: „Da nicht eine Entwen⸗ 
dung, ſondern eine Unterſchlagung vorlag, iſt die Straf- 
beſtimmung des 8 370 Nr. 5 StGB. mit Recht außer 
Betracht geblieben.“ Der Fall lag ebenſo wie hier; 
ein Packmeiſter hatte aus einem Bierfaß. das er in 
amtlicher Eigenfhaft empfangen und in Verwahrung 
hatte, Bier getrunken. Der Satz kann aber nicht ſo 
verſtanden werden, als ob 8 370 Nr. 5 hätte ange⸗ 
wendet werden müſſen, falls Unterſchlagungen gering— 
wertiger Gegenſtände zum alsbaldigen Verbrauch unter 
8 370 Nr. 5 fielen; denn zur Entſcheidung dieſer Frage 
lag damals nicht die geringſte Veranlaſſung vor. Eben— 
ſowenig follte damit gejagt fein, daß 8 370 Nr. 5 anzu- 
wenden geweſen wäre, wenn nicht eine Unterſchlagung, 
ſondern eine Entwendung vorgelegen hätte; denn es 
ſtand damals ein Diebſtahl nicht in Frage. Vielmehr 
ſollte nur ausgeſprochen werden, daß $ 370 Nr. 5 StGB. 
ſchon deshalb nicht in Betracht komme, weil er Unter— 
ſchlagungen nicht umfaſſe. (Urt. des I. StS. vom 21. De⸗ 
zember 1912, 1 D 825/1912). E 
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III. 

Das Vergehen nach z 108 Abſ. II StG B. iſt mit 
der Einlegung des Wahlzettels in die Urne vollendet. 
Einfluß der Ungültigkeitserklärung einer Wahl auf die 
Wahlhandlung. Gründe: Für die Frage, ob der 


112 


Angeklagte ein unrichtiges Ergebnis der Wahlhand⸗ 
lung herbeigeführt hat, iſt es unerheblich, ob die von 
ihm abgegebene ungültige Stimme mitgezählt worden 
iſt oder nicht. Wie das RG. bereits mehrfach aus⸗ 
i hat (vgl. RGSt. 5, 47; 7, 145; 20, 423; 
7, 381), verſteht $ 108 St. unter „Wahlhandlung“ 
nur den eigentlichen Wahlakt, der ſich durch Aus⸗ 
übung des Wahlrechts durch die Wähler vollzieht. 
Das Ergebnis des Wahlaktes liegt vor, ſobald die 
Wahlausübung vollendet iſt; unrichtig iſt es dann, wenn 
hierbei geſetzwidrig verfahren iſt; die Herbeiführung 
des unrichtigen Ergebniſſes vollzieht ſich in dem Augen⸗ 
blicke, in dem die geſetzwidrige Handlung ausgeführt 
wird. Die Auszählung der Stimmen iſt lediglich die 
ſpätere Ermittelung des bereits vorliegenden Wahl⸗ 
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ergebniſſes. Mit der Abgabe des Wahlzettels durch 


eine dazu nicht befugte Perſon und ſeine Ein⸗ 
legung in die Urne wird daher das Vergehen nach 
8 108 Abſ. 2 StGB. vollendet. Höchſtens für die 
Strafzumeſſung hätte es Bedeutung haben können, 
wenn die von dem Angeklagten für ſeinen Bruder 
abgegebene Stimme nicht mitgezählt, die Tat alſo 
unſchädlich geweſen ſein ſollte. Die Nichtberückſichtigung 
dieſes Geſichtspunktes kann jedoch die Strafe nicht zu⸗ 
ungunſten des Angeklagten beeinflußt haben, da auf 
die niedrigſte geſetzlich zuläſſige Strafe erkannt iſt. 
Die Tatbeſtandsmerkmale des 8 108 Abſ. 2 StGB. 
ſind rechtlich einwandfrei feſtgeſtellt. Gemeindewahlen 
werden „in einer öffentlichen Angelegenheit“ vorge⸗ 
nommen, fallen alfo unter das Geſetz gl. Goltd Arch. 
Bd. 48 S. 435). Daraus, daß die Wahl des Stadt⸗ 
verordneten L. vom Bezirksausſchuſſe für ungültig er⸗ 
klärt wurde, ergibt ſich nur, daß das e 
an Mängeln litt, die die Anfechtung der Wahl 
des Genannten begründeten. Solche Mängel nehmen 
aber der Wahlhandlung nicht die Eigenſchaft einer 
ſolchen (RG St. 6, 351). Die gegen den Angeklagten 
feſtgeſtellte unberechtigte Abgabe eines Stimmzettels 
für einen anderen iſt vorſätzliche Herbeiführung eines 
unrichtigen Ergebniſſes der Wahlhandlung. (Urt. des 


V. StS. vom 3. Januar 1913, V D 815/1912). P. 
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IV. 


Iſt araliſtiges Berſchweigen eines Mangels i. S. 
der 59 460, 476 StG ſtrafrechtlicher Betrua? Gründe: 
Die Beſchwerden über Verletzung des materiellen Rechts 
und der Vorſchriften des 8 266 StPO find unbegründet. 
Der feſtgeſtellte Sachverhalt rechtfertigt die Verurteilung 
des Angeklagten wegen Betrugs. Der Angeklagte ver— 
ſchwieg beim Verkauf ſeiner Stute bewußt, daß ſie an 
Kehlkopfpfeifen leide; im Rechtsſtreit über die Wand⸗ 
lungsklage des Käufers aber behauptete er, daß er den 
Käufer vor dem Kauf von dem Mangel in Kenntnis 
geſetzt habe; in der Berufungsinſtanz trat er durch 
ſeinen Knecht als Zeugen hierfur auch Beweis an. Der 
Angeklagte bewirkte dadurch, daß der Rechtsſtreit vom 


zu fördern oder zu erhalten. 


geklagte in dieſer Abſicht geſchwiegen habe. 
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Berufungsgerichte rechtskräftig zu feinen Gunſten ent⸗ 
ſchieden wurde, weil der benannte Zeuge die Behaup⸗ 


tung des Angeklagten wahrheitswidrig unter Eid als 
richtig beſtätigte. 

Das L Sieht in dem Verhalten des Angeklagten 
beim Verkauf „ein argliſtiges Verſchweigen“ 
Mangels i. S. der SS 460, 476 BGB., aber noch keinen 


einen Betrug i. S. des Strafgeſetzes in der Verleitung 


eines a 


N 


Betrug i. S. des 8 263 StGB. Dagegen erblickt es 


des Gerichts durch den Angeklagten zu der ihm gün⸗ 


ſtigen Entſcheidung im Rechtsſtreit. 

Tiefe beiden Annahmen des LG. widerſprechen 
ſich nicht. J. S. der SS 460, 476 BGB. verſchweigt 
der Verkäufer einen Mangel „argliſtig? ſchon dann, 


wenn er den Mangel kennt und beim Verkauf zur 


Förderung ſeiner Verkaufsabſichten darüber ſchweigt, 
obwohl er weiß oder doch damit rechnet, daß der 


Käufer den Mangel nicht kennt und auf deſſen Nicht⸗ 
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vorhandenſein Wert legt. Ein Unterdrücken der Wahr⸗ 


heit oder ein falſches Vorſpiegeln iſt für den Beariff 
des argliftigen Verſchweigens nicht weſentlich (RG. 
62, 149). Dagegen iſt ein ſolches Unterdrücken oder 
Vorſpiegeln unentbehrlich für den Begriff des ſtraf⸗ 
rechtlichen Betrugs. Daher kann ſehr wohl ein Ver⸗ 
halten, das den Tatbeſtand des Betrugs i. S. des 8 263 
StGB. noch nicht erfüllt, ein „argliſtiges VBerſchweigen“ 
i. S. der 88 460, 476 BGB. fein. Fehl geht aber auch die 
Rüge, daß das LG. bei ſeiner Annahme den Begriff des 
„argliſtigen Verſchweigens“ verkannt und insbeſondere 
nicht beruͤckſichtigt habe, daß zum argliſtigen Verſchweigen 
auch die Abſicht, den Käufer zu täuſchen, gehöre. Aller⸗ 


dings liegt es im Weſen der Argliſt, daß der Ver⸗ 


käufer geſchwiegen haben muß, um dadurch den Irr⸗ 
tum des Käufers über den Mangel entſtehen zu laſſen, 
Allein der Zuſammen⸗ 
hang der Urteilsgründe läßt auch darüber keinen 
Zweifel, daß nach der Ueberzeugung des L. der An⸗ 
Hiernach 
ſind die Vorausſetzungen des Wandlungsanſpruchs 
ausreichend und rechtsirrtumsfrei feſtgeſtellt. (Urt. des 


V. StS. vom 17. Januar 1913, V D 1167/13). P. 
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V. 


Kann ein Vergehen der Beleidigung mit einem 
Vergehen gegen die 35 152, 153, 154a GewD. in Tat: 
einheit zuſammentreffen ? Aus den Gründen: Die 
Annahme der Strafkammer, daß im vorliegenden Falle 
mit den Vergehen der Beleidigung ein ſolches gegen 
die SS 152, 153, 154 a GewO. in Tateinheit zuſammen⸗ 
treffe und deshalb 8 73 StGB. anzuwenden ſei, iſt 
nicht rechtsirrig. Die Aeußerung: „Pfui Streikbrecher“ 
war gegen zwei arbeitswillige Bergleute gerichtet, von 
denen aber nur einer Strafantrag geſtellt hat. Nur 
inſoweit die Aeußerung dieſem gegenüber eine Ve 
leidigung enthält, kann deshalb eine härtere Strafe 
aus 8 185 StGB. eintreten und fällt damit 8 153 
Gew. wegen feines ſubſidiären Charakters fort. So⸗ 
weit dagegen in der Aeußerung eine Ehrenkränkung 
desjenigen Arbeitswilligen liegt, der keinen Strafan⸗ 
trag geſtellt hat und hinſichtlich deſſen ſomit eine Be⸗ 
ſtrafung aus § 185 nicht in Frage kommen kann, ſteht 
die Subſidiarität des $ 153 GewO. feiner Anwendung 
nicht entgegen und muß nach 8 73 StB. entſchieden 
werden, welches Geſetz anzuwenden iſt. Dieſer Auf— 
07150 ſtehen die Entſcheidung des III. StS. (Bd. 44 

S. 1) und die dort angeführten Entſcheidungen nicht 
entgegen. (Urt. des V. Sts. vom 29. Nov. 1912, 5 D 
1129/12). E. 
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Oberſtes Landesgericht. 


A. Zivilſachen. 
I. 


Sind die Art. 5 ff. G36. auch auf Tan IMverIreBe 
ne Aus den Gründen: Art. 5 Abſ. 1 
GIB. ſagt: „Wer ſich verpflichtet, das Eigentum an 
geſchloſſen bewirtſchafteten landwirtſchaftlichen Grund⸗— 
ſtücken an einen Güterhändler zu übertragen, iſt be— 
rechtigt, innerhalb einer Woche nach dem Abſchluſſe 
des Vertrags von dieſem zurückzutreten.“ Daß die 
Verpflichtung nicht bloß in einem Kaufvertrage, ſondern 
auch in einem Tauſchvertrage übernommen werden 
kann und daß jedem ſich irgendwie Verpflichtenden 
das Rücktrittsrecht zuſteht, kann ſchon wegen des Wort: 
lauts nicht zweifelhaft ſein. Allerdings ſind in den 
Verhandlungen und auch in der Begründung nicht 
ſelten die Ausdrücke „Verkauf, Verkäufer, verkaufen“ 
auch da gebraucht, wo man die Ausdrücke „Veräuße. 
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rung, Veräußerer, veräußern“ hätte erwarten ſollen. 
Es geſchah das offenbar nur der Kürze halber und 
weil der Fall des Verkaufs der häufigere iſt. In dem 
Geſetzestexte ſelbſt aber iſt ſcharf ie In 
den Art. 1 bis 4 ſind hinſichtlich des hierin geregelten 
Vorkaufsrechts die Ausdrücke „verkaufen, Verkäufer, 
Kaufpreis, Kaufvertrag“ gebraucht, während von dem 
Art. 5 an die allgemeinen Ausdrücke „Eigentum über- 
tragen, veräußern, zertrümmern, Veräußerung“ ange⸗ 
wendet ſind. Damit iſt klar ausgedrückt, daß, von 
den Art. 1 bis 4 abgeſehen, die übrigen Vorſchriften 
nicht bloß auf Kaufverträge, ſondern auf Verträge über 
die Veräußerung jeder Art anzuwenden ſind, wenn 
ſie die Uebertragung des Eigentums an geſchloſſen 
bewirtſchafteten landwirtſchaftlichen Grundſtücken auf 
einen Güterhändler zum Gegenſtande haben. Das G3. 
wollte Maßregeln zur Abwehr der der landwirtſchaft⸗ 
lichen Bevölkerung durch die gewerbsmäßige Güter⸗ 
jertrümmerung zugehenden Schäden ſchaffen; als eine 
ſolche Maßregel bezeichnen die Motive die durch den 
Art. 5 (Entw. Art. 7) vorgeſehene Einführung des Rück⸗ 
trittsrechts „für jeden Grundeigentümer, der ein land⸗ 
wirtſchaftliches Anweſen an einen gewerbsmäßigen 
Güterhändler „veräußert“. Wenn der Geſetzgeber eine 
ſolche Maßregel überhaupt für notwendig erachtet, 
treffen die Gründe für Veräußerungsverträge jeder 
Art, nicht nur für Kaufverträge zu; eine Beſchrän⸗ 
kung der Maßregel auf Kaufverträge würde die Um⸗ 
gehung erleichtern und den Zweck der Maßregel ver⸗ 
eiteln. Die Faſſung des Art. 5 ſchließt ſich offenſicht⸗ 
lich an 8 313 BGB. an, umfaßt alſo wie dieſer Ver⸗ 
aͤußerungsverträge aller Art. (Beſchl. des I. ZS. vom 
3. Januar 1913, Reg. III 102/1912). W. 
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II 


Arreſthyvotheken dürfen nur für Forderungen über 
300 M eingetragen werden. (8 PO. 88 932, 928, 8 866 
Abſ. 3 S. 23. Aus den Gründen: Die Entſchei⸗ 
dung hängt davon ab, ob 8 866 Abſ. 3 Satz 2 ZPO., 
wonach eine Zwangshypothek nur für eine For⸗ 
derung über 300 M eingetragen werden kann, auch 
auf die Arreſthypothek anzuwenden iſt. Hierüber be⸗ 
ſteht Streit (vgl. BlfR A. Bd. 66 S. 341 und Gaupp⸗ 
Stein, 8. /9. Aufl. Bd. 11, Note 16 zu § 932 ZPO.). Zweifel 
find aus folgenden Urſachen entſtanden: 1. In 8 932 
Abſ. 2 ZPO. werden zwar die 88 867, 868 auf die 
Vollziehung des Arreſtes für anwendbar erklärt, nicht 
aber der § 866 Abſ. 2 Satz 2. 2. Ueber die Urſache 
dieſer Abweichung findet ſich weder in den Beratungen 
der Reichstagskommiſſion noch in jenen des Reichstags⸗ 
plenums eine Aufklärung, obwohl die Vorſchrift des 
8866 Abſ. 3 erſt im Reichstage beſchloſſen wurde. 3. Die 
Beſchränkung von Zwangshypotheken auf Forde— 
rungen von mehr als 300 M iſt deshalb erträglich, 
weil für die auf Grund Urteils vollſtreckbaren For⸗ 
derungen von 300 M und darunter noch die Vollſtrek⸗ 
kungsmaßregeln der Zwangsverſteigerung und Zwangs 
verwaltung zu Gebote ſtehen. Ein dinglicher Arreſt 
zugunſten einer 500 M nicht überſteigenden Forderung 
gegen einen Schuldner, deſſen greifbares Vermögen 
nur in Grundbeſitz beſteht, kann aber gar nicht voll- 
zogen werden, wenn die Vollziehung des Arreſtes in 
den Grundbeſitz des Schuldners auf Forderungen über 
300 M beſchränkt iſt. Die Vertreter der Meinung, die 
die Frage verneint (insbeſondere Gaupp-Stein a. a. O.), 
legen das Hauptgewicht auf die Umſtände unter 3. 

Der Senat bejaht die Frage. Die Beſchränkung 
der Zuläſſigkeit der Zwangshypotheken auf Forde— 
rungen über 300 M wurde damit begründet, daß für 
die auf den Perſonalkredit hin gewährten kleineren 
Darlehen der Anſpruch auf Realkredit nicht gewährt 
und daß eine Ueberfüllung des Grundbuchs mit ſo 
kleinen Hypotheken verhütet werden ſollte. Dieſe Gründe, 
welche nur die Lage des Schuldners und die Führung 
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des Grundbuchs berückſichtigen, mögen nach heutigen 

Anſchauungen bedauerlich ſein, ſie gelten aber für 
Arreſthypotheken ebenſo wie für Zwangshypotheken 
und ermöglichen zugunſten der erſteren keine andere 
Auslegung als hinſichtlich der letzteren. Nach $ 928 
ZPO. der den früheren § 808 unverändert wieder⸗ 
gibt, ſind auf die Vollziehung des Arreſtes die Vor⸗ 
ſchriften über die Zwangsvollſtreckung entſprechend 
anzuwenden, ſoweit nicht die 88 929 ff. abweichende 
Beſtimmungen enthalten. Abweichungen enthält nur 
$ 932. Daß in dem 8 932 die SS 867, 868 ausdrücklich 
als anwendbar erklärt ſind, der § 866 Abſ. 3 Satz 2 
aber nicht, wird mit Recht dadurch erklärt, daß 8 932 
nur die Art der Vollziehung des Arreſtes regelt, nicht 
aber die Zuläſſigkeit. „Die Vollziehung des Arreſtes 
durch Eintragung einer Sicherungs hypothek ift nicht 
ganz ſo geregelt wie die Zwangsvollſtreckung durch 
Eintragung einer Sicherungshypothek. Mit Rückſicht 
auf die Abweichung war eine Beſtimmung geboten, 
daß die Vorausſetzungen und Wirkungen beider Ein⸗ 
tragungen im übrigen gleich ſind: dagegen fehlte es an 
einer dringenden Veranlaſſung, die Vorausſetzung der 
Zuläſſigkeit, die ſchon durch S 928 gedeckt war, durch 
die Bezugnahme auf den 8 866 Abſ. 3 Satz 2 zu wieder⸗ 
holen“ (ſ. RG. 60 S. 279). Wenn die ee 
des 8 866 Abſ. 3 Satz 2 für die Arreſthypotheken nicht 
gelten würde, könnte zur Sicherung der künftigen Voll⸗ 
ſtreckung eines Urteils durch einen Arreſt mehr er⸗ 
wirkt werden als durch die Vollſtreckung des Urteils, 
und hierdurch die Vorſchrift des § 866 Abſ. 3 Satz 2 ums 
gangen werden. Gaupp⸗Stein wendet ein, daß der 
Arreſt auch ein Mehreres als das Urteil vorausſetzt, 
nämlich die Gefährdung des Anſpruchs. Dem kann 
nicht beigetreten werden. Das Mehrerfordernis des 
Arreſtes gegenüber dem Urteile wird ſchon dadurch 
wieder ausgeglichen, daß ein Urteil vom Gerichte 
ſchwerer erlangt werden kann und einen größeren Auf⸗ 
wand des Gläubigers an Zeit und Geld erfordert als 
ein Arreſt. Eine Erſchwerung der Vorausſetzung für 
die Erlangung eines Arreſtes würde den Wert der 
Einrichtung des dinglichen Arreſtes weit mehr herab⸗ 
drücken als die Beſchränkung der Vollziehung des 
dinglichen Arreſtes in den Grundbeſitz der Schuldners 
auf den zugunſten von Forderungen über 300 M ange 
ordneten Arreſt. Der Vorzug, den die Zwangsver⸗ 
ſteigerung und Zwangsverwaltung für die auf Grund 
eines Urteils vollſtreckbaren Forderungen von 300 M 
und darunter gegenüber den auf Grund eines ding— 
lichen Arreſtes vollſtreckbaren Forderungen im gleichen 
Betrage gewährt, kann nicht ſehr hoch veranſchlagt 
werden. Wie ſchon bei der Beratung der Vorſchriften 
im Reichstage bemerkt wurde, iſt nicht anzunehmen, 
daß die Gläubiger von ſo kleinen Forderungen von 
der Zwangsverſteigerung und Zwangsverwaltung häufig 
Gebrauch machen werden. (Beſchl. des I. JS. vom 
28. Dez. 1912, Reg. III 101/1912). | W. 
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B. Straffaden. 


Was verſteht man unter Privatpoſtbetrieb i. S. 
des Bolt. und des Geſetzes vom 20. Dezember 1899 
beir. einige Aenderungen der Beſtimmungen über das 
Poſtweſen; zur Frage des fubjeftiven Verſchuldens bei 
einer Verfehlung gegen Art. 3 dieſes Geſetzes. L. be⸗ 
treibt ſeit 29 Jahren auf ſeinen Namen und auf ſeine 
Rechnung ein Botengefhäft mit dem Sitz in F. zum 
Teil auf folgende Weiſe: Er ſucht regelmäßig ſeine 
Kunden, ungefähr 15 Kaufleute in F. auf, die ihre 
Waren von Firmen in N. beziehen, nimmt die von jenen 
gefertigten, in eine unverſchloſſene Briefhülle gelegten 
und meiſt nur mit der Namensadreſſe — ohne Straße 
und Hausnummer — verſehenen Beſtellzettel entgegen 
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und fährt mit ihnen in der Regel unter Benützung 
der Eiſenbahn nach N. In der gleichen Weiſe be⸗ 
fördert L. Druckſachen i. S. des 8 12 der bayer. Poſt O. 
vom 27. März 1900. Bei ſeiner jeweiligen Ankunft 
am Bahnhof in N. wird er von ſeiner Frau und vier 
dauernd in feinem Geſchäft angeſtellten Perſonen emp⸗ 
fangen; feine Frau nimmt die Beſtellzettel und Druck⸗ 
ſachen in Empfang, ſortiert ſie und weiſt einen Teil 
den vier Bedienſteten zu, während ſie einen Teil felbſt 
behält. Dieſe fünf Perſonen händigen hierauf die Bes 
ſtellzettel den N.er Kaufleuten, deren Geſchäftsräume 
ihnen bekannt ſind, und die Druckſachen den Adreſſaten 
aus. Für die Zuſtellung eines Beſtellzettels erhält 
L. 6 Pfennig, einer Druckſache 10 Pfennig. Das Ob G. 
billigte die Verurteilung des L. wegen eines Vergehens 
wider das RG. vom 20. Dezember 1899, betr. einige 
Aenderungen von Beſtimmungen über das Poſtweſen, 
ne der Frau L. wegen eines Vergehens der Beihilfe 

ierzu. N 
Aus den Gründen: Das Geſetz vom 20. De⸗ 
zember 1899 wollte keineswegs nur die Privatpoſt⸗ 
anſtalten größeren Umfangs, ſondern alle felbitän= 
digen, gewerblichen Beförderungsunternehmungen be— 
ſeitigen, deren Geſchäftsbetrieb eine Konkurrenz gegen— 
über der Staatspoſt iſt, mag auch im Einzelfalle 
die Konkurrenz in ihrer Wirkung noch ſo gering ſein 
(Reichst. 1898799 Nr. 116 S. 29 bis 31, Nr. 314 
S. 30, 34 und 36; Aſchenhorn S. 307ff.). Der Art. 3 
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Geſ. vom 20. Dezember 1899 verbietet den organiſierten 


Privatpoſtbetrieb, d. i. eine Einrichtung, welche den 
Betrieb als den einer Privatpoſtanſtalt erſcheinen läßt. 
Der Betrieb einer ſolchen Anſtalt ſetzt nach den Ent— 
ſcheidungen des Reichsgerichts (RG St. Bd. 35 S. 123, 
143, 193) eine poſtmäßig eingerichtete Organiſation 
voraus, welche an Stelle der Staatspoſt dem Publikum 
oder doch größeren Verkehrskreiſen zu dienen beſtimmt 
iſt. Dieſe Begriffsbeſtimmung iſt, wie Aſchenhorn 
S. 310 zutreffend hervorhebt, nicht zu eng aufzufaſſen, 
da es mit dem Begriff einer Anſtalt wohl vereinbar 
iſt, daß der Unternehmer nur von einzelnen beſtimmten 
Geſchäftsleuten Aufträge zur Beförderung von Sen— 
dungen entgegennimmt. Wie bei dem Begriffe „Brief“ 
iſt es auch bei dem Begriff „Anitalt“ aus den gleichen 
Gründen nicht möglich, eine allgemeine, allſeits be— 
friedigende Begriffsbeſtimmung zu geben. Es muß, 
— wie Stenglein Neben. Bd. I S. 83 — mit Recht 
betont, in jedem Einzelfalle das Geſamtbild des ein— 
zelnen Unternehmens — es ſind genannt Firma, Dienſt— 
lokal, Dienſtzeit, Sammelkaſten, Tarif, Freimarken, 
Ausdehnung des Verkehrskreiſes — ins Auge gefaßt 
werden, um zu entſcheiden, ob das Merkmal einer 
poſtähnlichen Organiſation gegeben iſt. Die Vorinſtanzen 
haben auf Grund der Feſtſtellungen, daß der Angeklagte 
regelmäßig in F. bei Kaufleuten Beſtellzettel ein— 
ſammelt, Druckſachen zur Beförderung annimmt, die 
Sendungen unter Benützung der Eiſenbahn nach N. 
bringt, in einem Raume des Bahnhofs mit Hilfe 
ſeiner Frau die Briefichaften und Druckſachen ſortiert, 
an ſeine Frau und die zur Zuſtellung der Sendungen 
angeſtellten Perſonen verteilt, und hierauf dieſe Per— 
ſonen die Sendungen den Adreſſaten zuſiellen, ohne 
Rechtsirrtum als erwieſen angenommen, daß das nach 
dem 1. April 1900 fortdauernde Unternehmen des L. 
eine Verkehrsanſtalt i. S. des Art. 3 Gef. vom 20. De- 
zember 1899 darſtellt. Auch die Bejahung des inneren 
Tatbeſtandes gibt zu einem Bedenken keinen Anlaß. 
Abſ. 1 des Art. 3 Geſ. vom 20. Dezember 154) ent— 
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hält an ji) Normen über ſtaatsrechtliche Verhältniſſe.“ 


Durch die Beſtimmung in Abſ. 2, wonach Zuwider— 
handlungen gegen die Vorſchriften des Abj 1 beſtraft 
werden, wurden die Normen des Abſ. 1 zum unaus— 
lösbaren Beſtandteil eines Strafgeſetzes (RG St. Bd. 37 
S. 391). Die ſtrafrechtlichen Normen aber ſoll und 
muß jedermann kennen; ihre Unkenntnis ſchützt nicht 
vor Strafe, ebenſowenig der — von den Angeklagten 


behauptete — gute Glauben d. i. die irrige Meinung, 
daß ihr Tun nicht unter die Beſtimmungen des Art. 3 
falle, weil ihre Meinung nur den Irrtum über Inhalt 
und Bedeutung des Strafgeſetzes enthält. Ob die Be- 
hauptung der Beſchwerdeführer richtig iſt, daß auf 
ihre Anfrage ein höherer Poſtbeamter den Betrieb für 
zuläſſig erklärt habe, kann mangels einſchlägiger Seit: 
ſtellungen dahingeſtellt bleiben: es mußte den An⸗ 
geklagten überlaſſen bleiben, ſich die Kenntnis des 
Strafgeſetzes und der ſich darnach bemeſſenden Gewiß⸗ 
heit der Zuläſſigkeit des Betriebs zu verſchaffen. Straf⸗ 
freiheit kann ſelbſt dann nicht eintreten, wenn der 
Täter durch Dritte, denen er eine beſondere Kenntnis 
des Geſetzes zutrauen konnte, unrichtig beraten worden 
iſt (Aſchenhorn S. 228 und 229, RGSt. Bd. 30 S 429, 
Bd. 37 S. 391; Obs G. Bd. 10 S. 317; Ob. in 
StS. Bd. 3 S. 182, Bd. 4 S. 313; OLG. München 
Bd. 1 S. 503; Oppenhoff zu Teil 1 Abſchnitt IV Note 7 
des StGB.). Der Frage nach dem Mangel des ſub⸗ 
jektiven Verſchuldens könnte nur dann näher getreten 
werden, wenn von den Vorinſtanzen als erwieſen an⸗ 
genommen worden wäre, daß L. von der zuſtändigen 
Poſtbehörde die Erlaubnis zum Betriebe ne Anſtalt 
erhalten hätte. (Urt. vom 5. Oktober 1912, Rev.⸗Reg. 
Nr. 312/1912). Ed. 
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Oberlandesgericht München.“ 


I. 

Berichtigung von Parteiverſehen (8 319 ZBO.). 
Die Klage lautete auf Anerkennung der Fiſchereirechte 
des Klägers in dem Bache Pl.-Nr. 481 ½ und 483 / 
des Beklagten; das LG erließ abgekürztes Verſäumnis⸗ 
urteil nach Antrag. Nach Umfluß der Einſpruchsfriſt 
beantragte der Anwalt des Klägers Berichtigung des 
Urteils dahin, daß ſtatt „483“ zu leſen ſei „423 ½7; 
erſtere Bruchnummer gebe es laut jetzt vorgelegter 
Zeugniſſe nicht; ihre Anführung beruhe auf einem 
Kanzleiirrtum, da die Ziffer im Kataſterplan undeutlich 
geweſen ſei. Das LG. entſprach dem Antrag; das 
OLG. wies ihn auf Beſchwerde des Gegners ab. 

Aus den Gründen: Der Senat ſchließt ſich in 
der Streitfrage der Berichtigung von Parteiverſehen 
der Meinung an, daß derartige Berichtigungen durch 
8 319 ZPO. nicht ermöglicht werden (vgl. RG. 45, 
364). Dies muß um fo mehr für abgekürzte Ber» 
ſäumnisurteile gelten; denn hier beſteht der gericht⸗ 
liche Ausſpruch lediglich in dem Urteilsſatz, daß „nach 
Antrag erkannt wird“ und hierin iſt irgendeine Un⸗ 
richtigkeit nicht enthalten. Außerdem beruht die Ver— 
urteilung auf der geſetzlichen Annahme, daß der aus— 
gebliebene Beklagte den Inhalt der ihm zugeſtellten 
Klage zugeſteht. Eine nachträgliche einſeitige Aenderun 
des zugeſtandenen Klageinhalts durch den Kläger os 
Erlaſſung des Urteils iſt unzuläſſig, vollends wenn, 
wie hier, bereits vor dem Berichtigungsantrag, die 
Rechtskraft eingetreten war. Als Beſchwerdewert kommt 
der Koſtenaufwand für eine neue Klage in Betracht 
(Ss 3 3PO.; 16 GG). (Beſchl. vom 20. Sept. 1912, 
Beſchw.-⸗Reg. Nr. 623/12). N. 
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II. 


Voll zugskoſten bei Arreſtaufhebung nach 8 931 390. 
Durch Beſchluß des LG. wurde auf den Antrag des 
Klägers dinglicher Arreſt in das Vermögen des Be— 
klagten angeordnet, im Vollzuge dieſes Arreſtes die 
Pfändung mehrerer Forderungen des Beklagten ver— 
fügt, der Beklagte aber für berechtigt erklärt, gegen 
Hinterlegung einer Sicherheit die Aufhebung des voll— 
zogenen Arreſtes zu beantragen. Nachdem der Be— 
klagte die Sicherheit hinterlegt hatte, wurde der ent— 
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ſprechend 8 929 Abſ. 3 ZPO. vollzogene Arreſt 
durch Beſchluß des LG. vom 4. März 1912 gemäß 


8934 ZPO. aufgehoben. Der Beklagte machte nun im | 
Wege der Erinnerungen gegen den Koſtenfeſtſetzungs⸗ 
beſchluß des Gerichtsſchreibers geltend, daß die Koſten 


des Arreſtvollzugs im Hinblick auf den Beſchluß vom 
4. März 1912 nicht vom Beklagten, ſondern vom Kläger 
zu tragen ſeien, da der Kläger keinen die Feſtſetzung 
dieſer Koſten rechtfertigenden Titel habe. Die Erin⸗ 
nerungen wurden vom LG. zurückgewieſen, die ſofortige 
Beſchwerde blieb ohne Erfolg. 

Aus den Gründen: Gemäß 8 788 Abſ. 2 ZPO. 
find allerdings die Koſten der Zwangsvollſtreckung 
dem Schuldner zu erſtatten — alſo vom Gläubiger 
zu tragen —, wenn das Urteil, aus dem die Voll⸗ 
ſtreckung erfolgt, aufgehoben wird. Dies findet ent⸗ 
ſprechende Anwendung bei der Aufhebung anderer 
Titel, insbeſondere eines Arreſtbefehls, der — ebenſo 
wie im ordentlichen Verfahren das Urteil — im Arreſt⸗ 
verfahren die Grundlage für die Feſtſetzung der Voll⸗ 
ſtreckungskoſten bildet. Durch den auf 8 934 ZPO. 
gegründeten Beſchluß des LG. iſt aber nicht der Arreſt⸗ 
befehl, ſondern nur eine Vollſtreckungsmaßregel auf⸗ 
gehoben worden. Hiedurch wird die Verpflichtung des 
Schuldners zur Tragung der Koſten der Vollſtreckung 
ebenſowenig berührt, wie durch die Aufhebung von 
Vollſtreckungsmaßregeln gegen Sicherheitsleiſtung ge⸗ 
mäß 88 707, 719 ZPO. Der Titel, aus welchem die 
Vollſtreckung (d. i. die Forderungspfändung) erfolgte, 
— der Arreſtbefehl — beſteht heute noch zu Recht. 
Die Berufung des Beſchwerdeführers auf Gaupp⸗Stein 
Anm. III Note 30 zu 8 788 ZPO. iſt unzutreffend, da 
dort nur die Aufhebung des Arreſtbefehls der Auf⸗ 
hebung des Urteils gleichgeſtellt iſt (Beſchl. vom 27. De⸗ 
zember 1912; Beſchw.⸗Reg. Nr. 769/12). N. 

2356 


Oberlandesgericht Bamberg. 


Wenn Ehegatten getrennt leben, hängt der An: 
lpruch auf Entrichtung einer Geldrente oder eines Unter: 
ee gemäß § 1361 88. nicht von einer Auf⸗ 
orderung zur Herſtellung des ehelichen Lebens ab. Die 
Klägerin war von ihrem Ehemann mißhandelt und 
beſchimpft worden und hat ihn deshalb am 25. Ok⸗ 
tober 1909 verlaſſen; zur Herſtellung des ehelichen 
Lebens hat er ſie nicht aufgefordert. Im Juni 1911 
erhob fie gegen ihren Mann auf Grund des § 1361 
DB. Klage auf Gewährung des Unterhalts durch 
Entrichtung einer Geldrente oder Zahlung eines Unter: 
haltsbeitrags. Der Klage gab das LG. teilweiſe ſtatt; 
die Berufung des Beklagten wurde zurückgewieſen. 

Aus den Gründen: Die Klägerin verweigert 
die Wiederherſtellung der ehelichen Gemeinſchaft, weil 
ſie ſich vor weiteren Mißhandlungen und Bejchimp- 
fungen fürchtet. Allerdings hat ſie der Mann bisher 
nicht aufgefordert, die Gemeinſchaft wieder herzuſtellen. 
Allein eine ſolche Aufforderung iſt nach dem Wortlaute 
des § 1361 86. auch nicht erforderlich, um den 
Begriff der Verweigerung im Sinne dieſer Vorſchrift 
zu erfüllen. Nach der Faſſung des Geſetzes genügt 
vielmehr, daß ſich ein Ehegatte bewußt und abſichtlich 
der Erfüllung der in 8 1353 Abſ. 1 BGB. beſtimmten 
Verpflichtung zur ehelichen Lebensgemeinſchaft ent- 
zieht; auch hierin liegt begrifflich eine „Verweigerung“ 
und zwar des Gehorſams gegen ein geſetzliches Gebot, 


und nichts deutet in dem Wortlaute des § 1361 darauf 


hin, daß hier nur die Verweigerung der Herſtellung 
des ehelichen Lebens trotz der Aufforderung eines 
Ehegatten gemeint iſt. Der gegenteiligen, namentlich 
in Staudingers Kommentar zum BGB. zu den §§ 1360 
und 1361 vertretenen Anſicht kann der Senat nicht 


— 
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Verhalten das Getrenntleben verſchuldet, ja vielleicht 
abſichtlich herbeigeführt hat, könnte ſich nach dieſer 
Anſicht feiner Unterhaltsverpflichtung nach $ 1361 da⸗ 
durch entziehen, daß er einfach den andern Ehegatten 
nicht auffordert. Dieſes Ergebnis würde weder der 
Billigkeit noch der Abſicht des Geſetzgebers entſprechen; 
es wird auch dadurch nicht annehmbarer, daß man 
den unterhaltsberechtigten Gatten darauf verweiſt, die 
Scheidungsklage oder die Klage auf Wiederherſtellun 

des ehelichen Lebens zu erheben und auf dem dur 

die SS 627 und 940 ZPO. geſchaffenen Wege Unter⸗ 
halt auf die Dauer des Rechtsſtreits im Wege der 
einſtweiligen Verfügung zu erlangen. Denn es kann 
und fol kein Ehegatte zur Erhebung der Scheidungs⸗ 
klage gezwungen werden. Das gilt aber hier auch 
für die Klage auf Wiederherſtellung des ehelichen 
Lebens, da der Klägerin nicht zugemutet werden kann, 
ſich neuen Mißhandlungen und Beſchimpfungen aus⸗ 
zuliefern. Sonach kann es ſich für die Anwendbarkeit 
des § 1361 zugunſten der Klägerin nur noch darum 
handeln, ob ſie mit Recht die Herſtellung der ehelichen 
Gemeinſchaft verweigert. (Urt. des I. 35. vom 
4. Januar 1913, Ber.⸗Reg. L 224/11). 8. 
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Aus der RNechtſprechung 
des bayeriſchen Verwaltungsgerichtshofs. 


Oeffentliche Eiſenbahnlinien bewirken keine Trennung 
des als Siaenjagdbezirk in Betracht kommenden Grund: 
befited. Aus den Gründen: Auf dem Eiſenbahn⸗ 
körper darf die Jagd nicht ausgeübt werden. Er iſt 
weder ein zur Jagdausübung geeigneter Jagdgrund 
noch ein zur Jagdpflege und Wildernährung tauglicher 
Grundbeſitz (BGH. 8, 325; 30, 45). Auch darf der 
Bahndamm nur an den hiezu beſtimmten Brücken und 
Uebergangen überſchritten werden (EiſenbBetrO. vom 
13. April 1905, GVBl. S. 251 ff.). Oeffentliche Straßen 
und Wege bilden gleichfalls keinen Jagdgrund. Da 
fie nach Art. 2 Abſ. 2 Jagd. den Zuſammenhang der 
Eigenjagdbezirke nicht unterbrechen, ſo iſt nicht ein⸗ 
zuſehen, warum vom Bahnkörper nicht das gleiche 
gelten ſoll. Zur Jagdausübung ungeeignete Flächen, 
wie öffentliche Wege und Straßen, auf denen auch 
eine Jagdhege und der Regel nach ein Aufenthalt des 
Wildes nicht in Betracht kommen, können nicht als 
fremder Jagdgrund gelten und werden als nicht vor⸗ 
handen gedacht, ſo daß der rechts und links liegende 
Grundbeſitz zuſammenrückt (VGH. 8, 325; 28, 28; 30, 
45 und VGHE. vom 28. Dez. 1906 Nr. 7111/1906). 
Dieſer dem Art. 2 Abſ. 2 Jagd. offenbar zugrunde 
liegende Gedanke trifft auch bei öffentlichen Eiſenbahn⸗ 
linien und Bahndämmen mit den Zubehörungen der 
Schienenſtrecken zu. Sonſt könnte ein Jagdausübungs⸗ 
recht mit der Entſtehung einer den Bezirk durch⸗ 
ſchneidenden Eiſenbahnlinie untergehen. Die Eiſen⸗ 
bahnlinien unterliegen zwar nicht den Grundſätzen 
des öffentlichen Wegerechts (Kahr, Gem O. 1. 350) und 
auch nicht in dem Maße wie öffentliche Wege dem 
allgemeinen Gebrauchsrechte. Das hindert aber nicht 
fie vom Standpunkte des Jagdrechts und der Jagd⸗ 
ausübung ebenſo wie öffentliche Wege als zur Jagd— 


mausübung und Jagdpflege ungeeignete Gründe, als 


Verkehrs wege zu behandeln. Daß das Geſetz von 
1850 und die Geſetzgebungsverhandlungen die Eiſen— 
bahnen nicht erwähnen, liegt offenbar an der damals 
noch geringen Entwicklung des Eiſenbahnnetzes. Das 
Gleiche iſt bei anderen älteren deutſchen Jagdgeſetzen 
der Fall, während neuere ausdrücklich beſtimmen, daß 


Eiſenbahnlinien gleich Wegen und Gewäſſern den Zu— 
beitreten. Ein Ehegatte, der durch ſein ehewidriges 


ſammenhang von Eigenjagdbezirken nicht unterbrechen. 


1 


Eine entgegengeſetzte Entſcheidung des preußiſchen Ober⸗ 
verwaltungsgerichts (Samml. 29, 298) ſtützt fich auf die 
Kammerverhandlungen zu dem preußiſchen Jagdaus⸗ 
übungsgeſetz von 1850. Die Verhandlungen zu dem 
BayJagdG. bieten keinen ſolchen Stützpunkt. Die 
Schienenwege können nicht mit den Privatwegen ver⸗ 
glichen werden; ſie ſind für den öffentlichen Verkehr 
beſtimmt; für den Fortbeſtand einer dem öffentlichen 
Verkehr dienenden Eiſenbahnſtrecke beſtehen gewiſſe 
zum Teil geſetzliche Garantien; auch ein öffentlicher 
Weg kann ſchließlich dieſer Eigenſchaft entkleidet werden. 
Wollte man die Eiſenbahnlinien Privatwegen und 
damit Jagdgründen gleichachten, die durch Privat⸗ 
verfügung ohne weiteres dem Verkehr entzogen werden 
können, ſo müßten ſie auch als geeignet anerkannt 
werden, eine Verbindung von Jagdgründen herzu⸗ 
ſtellen, was dem Geſetze augenſcheinlich widerſpräche 
(VGH. 30, 45; § 4 preuß. Jagd BO. vom 15. Juli 1907). 
Daß die Bahndämme nicht betreten und nur an be⸗ 
ſonderen Uebergangſtellen überſchritten werden dürſen, 
iſt ohne Bedeutung. — Uebereinſtimmend Pollwein, 
Jagd. (7) S. 41, 43, 55, 283, 292; Wirſchinger, 
BayJagdR. S. 52 und 209. Eine ähnliche Beurteilung 
liegt den Entſch. des BayObGH. (Entſch. in StS. 5, 
174) und des VGH. Ne 30 Abſ. N zugrunde. Ensch 
des I. Senats vom 4. Okt. 1912). 
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Bürjeranzeigen. 


Marx, Alexander, Firmenrechtliche Grundbe⸗ 
10 ffe. München 1912, J. Schweitzer Verlag. 
0 — 


Der Verfaſſer beſchränkt ſich nicht darauf über 
Streitfragen zu berichten, ſondern nimmt ſelbſt Stellung. 
Eine geradezu treffliche Ueberſicht gewähren die Kapitel 
über „Ausſchließlichkeit der Firma“ (S. 34, 102, 110); 
über Firmenzwang für juriſtiſchen Perſonen (S. 104); 
über die Wirkungen des Firmenübergangs (S. 151 f.). 
In dem Kapitel über Mehrheit der Firmenführung 
(S. 121) kommt der Verfaſſer zu dem Ergebnis, daß 
eine Aktiengeſellſchaft oder Geſellſchaft m. b. H. nicht 
offener Handelsgeſellſchafter ſein könne; mit dem 
Bay Obs G. 13, 71; Holdheim 1911 S. 216; Moll 
dortſelbſt 1904 S. 150 iſt die gegenteilige Meinung 
wohl für richtig zu erachten (vgl. Handausgabe zum 
HGB. von Frankenburger 3. Aufl. S. 96). Das Rechts⸗ 
verhältnis des Firmengebrauchs im Immobiliarſachen— 
recht, die Rechtsſtellung des Nießbrauchers und Pächters 
eines Handelsgeſchäftes werden eingehend behandelt 
(S. 122 f., 124 f., 201 f.). Auch die Statutenkolliſion 
wird berückſichtigt (S. 130 f.). Bei der Frage der Ueber- 
tragung einer Zweigniederlaſſung mit der Firma 
(S. 162) ſcheinen dem Verfaſſer die Entſcheidungen in 
RIA. 11, 188 und des BayObsc, 12, 656 und 13, 245 
entgangen zu ſein. Das Firmenrecht wird im An— 
ſchluß an Ihering als „konkretes Recht“ eigener Art 
bezeichnet im Gegenſatz zu Kohler, der es mit Recht 
als Perſönlichkeitsrecht bezeichnet. Gerade in neuerer 
Zeit wird auch vom Reichsgericht das im BGB. nicht 
beſonders behandelte Perſönlichkeitsrecht ſcharf betont; 
ſ. RG Z. 79, 399 ff. In dieſem Zuſammenhang iſt zu 
erwähnen, daß in den Kapiteln über „Firmenwahrheit'?, 
über „Firmenzuſätze“ (S. 56, 59ff., 83) vielleicht mehr 
als dies geſchehen iſt, der durch das Geſetz über UnlW. 
gewährte Schutz hätte betont werden können. Eingehen— 
der iſt auf den Zuſammenhang mit dieſem Schutz auf 
S. 218 hingewieſen. Im übrigen ſind Theorie und 
Rechtſprechung genau verwertet und überſichtlich dar⸗ 


— . — 


| 


Eigentum von J J. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier) München und Berlin. 


geſtellt (ſ. z. B. 191 ff. über Fortdauer der „Kontinuität“ 
des Geſchäftsbetriebs) Die Schrift bildet eine wert⸗ 
volle Bereicherung der Sonderdarſtellungen über das 
Firmenrecht und wird beſonders bei Verfolgung des 
Firmenſchutzes ausgezeichnete Dienſte leiſten. 
München. Juſtizrat Dr. Frankenburget. 


Peil, Willy, Erſuchen um Rechtshilfe im inter⸗ 
nationalen Verkehr. 130 Seiten. München 1913, 
Eugen Rentſch Verlag. 


In ſehr hübſcher Ausſtattung erſcheint hier die 
Darſtellung erweitert, die der Verfaſſer über den gleichen 
Gegenſtand im ahrbuch für den internationalen 
Rechtsverkehr“ 1912 S. 448 ff. veröffentlicht hat. Der 
Verkehr in Strafſachen mit Ausnahme des Aus⸗ 
lieferungsverfahrens iſt nun berückſichtigt. Ein Vor⸗ 
zug iſt es, daß. wenn auch nur kurz, auch auf die 
Erledigung ausländiſcher Erſuchen im Inland einge⸗ 


gangen wird. Zugrunde gelegt ſind die preußiſchen 
Vorſchriften, die ſich mit den bayeriſchen nicht durch⸗ 
weg decken. 

München. Amtsrichter Sauerländer. 


Bayeriſche Kirchengemeindeordnung vom 24. September 
1912. Textausgabe mit Sachregiſter. 74 Seiten. 
München 1913, C. H. an al En 
Oskar Beck. Gebd. Mk. 


Das Gefangenen⸗Trausportweſen in Dentſchland. Ein 
praktiſches Handbuch für Land⸗ und Amtsgerichte, 
Staatsanwaltſchaften, Gefängniſſe, Landratsämter, 
Polizeibehörden, Amtsvorſteher und ſonſtige Ver⸗ 
waltungsbehörden. Nach den jetzt beſtehenden Be: 
ſtimmungen zuſammengeſtellt von Hübner, Rech⸗ 
nungrat, Oberſekretär bei der Staatsanwaltſchaſt, 
und Renkel, Polizeiſekretär in Guben. VII und 
317 S. Gr. 8. Guben, Albert Koenig. Gebd. Mk. 3.—. 


Das Buch behandelt die Vorſchriften über die 
Anordnung und Ausführung der Transporte, ſowie 
über die dafür nötigen Zahlungsanweiſungen. Dieſe 
ſind ſo zerſtreut und in den einzelnen Bundesſtaaten 
ſo verſchieden, daß ihre vollſtändige Zuſammenſtellung 
notwendig iſt und von jedem auf dieſem Gebiete ar: 
beitenden Beamten mit Freuden begrüßt werden wird. 
Das Buch behandelt den Stoff bis in die einzelnen 
Punkte; es zieht die bis in die neueſte Zeit ergangenen 
Geſetze, Miniſterial-Erlaſſe und ſonſtigen Verfügungen 
her und wird bei den Behörden und Beamten will⸗ 
kommen ſein. 


Geſetzgebung und Verwaltung. 


Der Verkehr mit Arzneimitteln: Die Bekanntm. des 
Staatsminiſteriums des Innern vom 19. Januar 1913, 
veröffentlicht in deſſen Amtsblatt S. 107, weiſt darauf 
hin, daß die auf Grund des Art. 72a StGB. ergangene 
VO. vom 15. März 1901 (GBl. 157), die den Verkehr 
mit den Arzneimitteln regelt, welche dem freien Ber- 
kehr überlaſſen ſind, auch auf die ſog. Schrankdrogerien 
(Drogenſchränke) Anwendung findet, wie ſie von kleineren 
Krämereien und ähnlichen Geſchäſtsbetrieben bisweilen 
geführt werden. 
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die grundbuchmäßige Behandlung der 
Miteigeutumsanteile. 


Von Miniſterialrat Hermann Schmitt im Staats⸗ 


miniſterium der Juſtiz in München. 


Nach 8 3 GB. erhält jedes Grundſtück im 
Grundbuch eine beſondere Stelle. Die herrſchende 
Meinung legt dieſe Vorſchrift dahin aus, daß ein 
im Miteigentum mehrerer Perſonen ſtehendes 
Grundſtück in das Grundbuch nicht in der Weiſe 
eingetragen werden dürfe, daß die einzelnen An⸗ 
teile der Miteigentümer auf verſchiedenen Grund⸗ 
buchblättern vorgetragen werden; es ſoll vielmehr 
nur geſtattet ſein, für das Grundſtück als Ganzes 
ein Blatt anzulegen. Die Anwendung dieſes 
Grundſatzes hat, wie einer Bekanntmachung des 
Württembergiſchen Juſtizminiſteriums vom 2 Ja⸗ 
nuar 1913 (Württ. JM Bl. S. 1) zu entnehmen 
iſt, in Württemberg in den Fällen, in denen das 
gemeinſchaftliche Grundſtück in einer engen wirt⸗ 
ſchaftlichen Beziehung zu den anſtoßenden Grund⸗ 
ſtücken fteht, zu erheblichen Unzuträglichkeiten ge: 
führt. Es handelt ſich hier namentlich um gemein⸗ 
ſchaftliche Hofräume, Einfahrten und andere Grund: 
ſtücke, die Miteigentum der Eigentümer der an⸗ 
ſtoßenden Anweſen und den wirtſchaftlichen Zwecken 
dieſer Anweſen zu dienen beſtimmt ſind. Ganz 
zutreffend wird dargelegt, daß bei Beachtung der 
herrſchenden Meinung dieſe wirtſchaftliche Be⸗ 
ziehung bei der Darſtellung im Grundbuch nicht 
zum Ausdruck gelangt, daß dieſer Umſtand im 
Grundſtücksverkehr Weiterungen nach ſich ziehen 
kann und daß auch die Führung des Grund: 
buchblatts für das gemeinſchaftliche Grundſtück bei 
emer großen Zahl von Anteilen und bei Ver⸗ 
ſchiedenheit ihrer Größe, ſowie im Falle der Ein: 
tragung vieler Belaſtungen Schwierigkeiten bietet. 

Um dieſen Mißſtänden abzuhelfen, hat man in 
Württemberg zunächſt eine Einwirkung dahin ver⸗ 
ſucht, daß bei der Neubildung von Hofräumen und 
Einfahrten, die mehreren Gebäuden zu dienen haben, 


München, den 15. März 1913. 
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die Begründung von Miteigentum tunlichſt ver⸗ 
mieden und ſtatt deſſen bei Hofräumen deren reeller 
Abteilung, bei Einfahrten oder Zuweiſung der 
Grundfläche an einen Beteiligten als Alleineigen⸗ 
tümer unter Beſtellung von Grunddienſtbarkeiten 
für die übrigen Beteiligten der Vorzug gegeben 
werde. Die Beteiligten lehnten das an ſie ge⸗ 
ſtellte Anſinnen jedoch häufig ab; auch begegnete 
die Beſtellung der Dienſtbarkeiten, namentlich in 
größeren Städten mit reger Bautätigkeit, großen 
Schwierigkeiten, ſo daß unter Umſtänden auch er⸗ 
hebliche wirtſchaftliche Nachteile für die Beteiligten 
zu befürchten ſind. Bei dieſer Sachlage ſieht ſich das 
Württembergiſche Juſtizminiſterium notgedrungen 
zu der Erklärung veranlaßt, daß zwar in der 
Regel an dem der herrſchenden Meinung ent⸗ 
ſprechenden Grundſatz feſtgehalten werden, daß jedoch 
von Aufſichtswegen bis auf weiteres keine Er⸗ 
innerung erhoben werden ſolle, wenn Grundbuch— 
ämter in beſonderen Fällen den Anteil des ein— 
zelnen Miteigentümers an einem Hofraum oder 
einer Einfahrt auf das Grundbuchblatt des Mit⸗ 
eigentümers eintragen, welches das Grundſtück ent⸗ 
hält, zu dem der Anteil wirtſchaftlich gehört. Dabei 
wird auf $ 220 der Bay DAnw. für die Grund: 
buchämter r / Rh. verwieſen. 

Dieſe Bezugnahme auf die Bayeriſchen Vor⸗ 
ſchriften gibt Anlaß, das in Bayern übliche, von 
der herrſchenden Meinung abweichende Verfahren zu 
erörtern und ſeine rechtliche Zuläſſigkeit darzutun. 

Nach § 220 DAnw. werden die Anteile der 
Miteigentümer an einem Grundſtück, an dem das 
Eigentum mehreren nach Bruchteilen zuſteht, im 
Grundbuch unter gewiſſen Vorausſetzungen den 
Grundſtücken gleich behandelt und zwar: 

a) wenn die Anteile im Sachregiſter (dem amt⸗ 


lichen Verzeichnis der Grundſtücke) durch die Bei⸗ 


fügung eines Sternes zur Plannummer, durch die 
rechneriſche Ausſcheidung des dem Anteil des Mit⸗ 
eigentümers entſprechenden Teiles der Grundſtücks— 
fläche und durch die Beifügung der kataſtermäßigen 


Haus⸗ oder Beſitznummer oder eines ſonſtigen 
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Unterſcheidungsmerkmals beſonders bezeichnet find, “) 
oder 

b) wenn es ſich um größere Gemeinſchafts⸗ 
verhältniſſe handelt, die Anteile im Anhang zum 
Sachregiſter ausgeſchieden und in einer jede Ver⸗ 
wechſlung ausſchließenden Weiſe beſchrieben find *) 
und wenn überdies zur Eintragung der Anteile 
auf verſchiedenen Blättern ein beſtimmter Anlaß 
beſteht, beiſpielsweiſe wenn die Führung eines 
Blattes für das Grundſtück als Ganzes Verwirrung 
beſorgen läßt. Daneben laßt $ 220 DAnw. noch 
einen dritten Fall zu: 


c) wenn für das Grundflüd als Ganzes ein 
Blatt geführt wird, kann der Anteil eines Mit⸗ 
eigentümers auf einem Sonderblatt eingetragen 
werden, ſofern dazu ein beſtimmter Anlaß gegeben 
iſt; nicht erforderlich iſt hier, daß die einzelnen 
Miteigentumsanteile, wie im Falle unter a, mit 
Sternplannummern bezeichnet oder, wie im Falle 
unter b, in einem Anhange zum Sachregiſter be⸗ 
ſonders vorgetragen find. Der Zuſammenhang 
zwiſchen dem Blatte für ganze Grundſtück und den 
Blättern für die Anteile der Miteigentümer iſt 
jedoch durch wechſelſeitige Verweiſungen zu erhalten. 

Gegen das zuletzt beſchriebene Verfahren (unter c) 
kann begründeterweiſe überhaupt nichts einge⸗ 
wendet werden; denn unter allen Umſtänden iſt 
der Vorſchrift in 8 3 GBO. genügt, für das 
Grundſtück als Ganzes ein Blatt geführt; die da⸗ 
neben für die einzelnen Anteile beſtehenden Blätter 
bilden, wie die wechſelſeitigen Verweiſungen er⸗ 
kennen laſſen, nur unſelbſtändige Ergänzungen zu 
dem Hauptblatte. Die Einrichtung der Grund⸗ 
buchblätter iſt der Landesjuſtizverwaltung anheim⸗ 
gegeben, dieſe kann alſo auch anordnen oder zu⸗ 
laſſen, daß aus Zweckmaͤßigkeitsgründen, zur Er: 
leichterung der Ueberſicht oder zur Hintanhaltung 
von Verwirrung einzelne Teile des Grundbuch⸗ 
blattes von den übrigen räumlich getrennt werden, 
wenn nur der ſachliche Zuſammenhang zwiſchen 
den getrennten Teilen erſichtlich gemacht wird. 


Aber auch gegen die Anlegung ſelbſtändiger 
Grundbuchblätter für die einzelnen Anteile nach 
dem Verfahren unter a und b können Bedenken 
nicht geltend gemacht werden. Beſonderes Gewicht 
muß auf die Feſtſtellung im Berichte °) der 16. Kom⸗ 


1) Die Plannummer wird im Kataſter wie im Sach⸗ 
regifier je mit Stern⸗Bezeichnung fo oft wiederholt, als 
Anteile vorhanden ſind; dieſe ſind z. B. beſchrieben: 

Pl.⸗Nr 322* zu 0,006 ha, Hofraum, ½ Anteil zu 
H8.⸗Nr. 30 in X, ganze Fläche 0,012 ha, gemeinſchaft⸗ 
lich mit H8.⸗Nr 31 in X. 

Pl.⸗Nr. 322“ zu 0,006 ha, Hofraum, ½ Anteil 
zu Hs. Nr. 31 in X., ganze Fläche 0,012 ha gemein⸗ 
ſchaftlich mit H8.⸗Nr. 30 in K. 

) Die Beſchreibung eines Anteils im Grundbuch 
lautet beiſpielsweiſe: „½¼ Anteil an Pl.⸗Nr. 233, Hofraum 
mit Einfahrt, zu 0,015 ba.“ Die weitere Beſchreibung 
ſindet ſich im Anhang zum Sachregiſter. 

) Hahn-Mugdan, Materialien zu den Reichsjuſtiz— 
geſetzen V S. 206. 
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miſſion des Reichstags über den Geſetzentwurf zu 
einer GBO. gelegt werden. Hiernach wurde an⸗ 
läßlich der Beratung des § 5 GBO. die Anfrage 
eines Kommiſſionsmitglieds, ob die Eintragung 
des Miteigentums an einem gemeinſchaftlichen Hof 
oder einer Einfahrt, die ſich zwiſchen zwei Nachbar⸗ 
häuſern befinde, auf das Grundbuchblatt eines jeden 
der beiden Grundſiücke als deren Beſtandteil 
möglich ſei, aus der Mitte der Kommiſſion ohne 
Widerſpruch unter der Vorausſetzung bejaht, daß 
Hof wie Einfahrt eine ſelbſtändige, kataſtermäßig 
bezeichnete Flache bilde und die ideelle Eigentums⸗ 
quote daran feſtſtehe. Mit der Bejahung der 
Frage hat man in einer jeden Zweifel ausſchließenden 
Weiſe anerkannt, daß ein Miteigentumsanteil gleich 
einem Grundſtück eine beſondere Stelle im Grund⸗ 
buch erhalten darf. 

Mit Unrecht verweiſt dieſer Feſtſtellung gegen⸗ 
über das Kammergericht in ſeiner Entſcheidung 
vom 16. Mai 1904) auf den Wortlaut und auf 
den Sinn des 8 3 GBO. Wenn in 8 3 auch 
nicht ausdrücklich geſagt iſt, daß für Miteigen⸗ 
tumsanteile beſondere Grundbuchblätter angelegt 
werden dürfen, ſo iſt aus dieſer Vorſchrift doch 
auch nicht das Gegenteil herauszuleſen; dies um 
ſo weniger, als ſchon die Regelung, die das Mit⸗ 
eigentum zu Bruchteilen im Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buch geſunden hat, einer ſolchen Auslegung wider⸗ 
ſpricht. Wenn der Miteigentümer nach 88 747, 
1095, 1106, 1114 BGB. über ſeinen Anteil am 
Grundſtück wie über ein Grundſtück verfügen, ihn 
veräußern, mit einem Nießbrauch, einem Vorkaufs⸗ 
recht, mit Reallaſten und Hypotheken belaſten darf, 
wenn nach $ 864 Abſ. 2 ZPO. auch die Zwangs⸗ 
vollſtreckung in den Bruchteil eines Grundſtücks 
zuläſſig iſt, muß es geſtattet ſein, dieſe Selb⸗ 
ſtändigkeit des Anteils unter Umſtänden auch bei 
der Grundbuchführung zur Geltung kommen zu 
laſſen in der Weiſe, daß für den Anteil wie für 
ein Grundſtück ein beſonderes Blatt angelegt wird. 

Im übrigen kann auch nicht zugegeben werden. 
daß $ 3 GBO. beabſichtigt, eine Löſung im Sinne 
der kammergerichtlichen Entſcheidung vorzuſchreiben. 
8 3 wollte in erſter Linie, wie die Denkſchrift“) 
zum Entwurfe der GBO. hervorhebt und wie 
ſchon in den Motiven“) zu 8 6 des erſten Ent: 
wurfs einer GBO. ausdrücklich bemerkt wird, nur 
eine Vorſchrift wiederholen, die ſich ſchon in den 
Geſetzen mehrerer Bundesſtaaten insbeſondere in 
§ 120 Abſ. 1 bayer. HypG. und in 8 7 preuß. 
GBO. fand; hier wie dort ſollte die Vorſchrift 
zum Ausdruck bringen, daß für jedes einzelne 
Grundſtück ein beſonderes Blatt anzulegen, daß 
grundſätzlich auf einem Blatte nur ein Grundſtück 
vorzutragen ſei; daneben aber war in Bayern 


) Jahrbuch der Entſch. d. KG. 28 A S. 68 = RIA. 4 
S. 230 = OL GRſpr. 9 S. 328. 

) Hahn-Mugdan, Mat. z. d. RJuſtizg. V S 149. 

6) Entwurf e. GBO. ꝛc., Amtliche Ausgabe 1889, 
S. 32. 
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wie in Preußen ’) die Anlegung von Blättern für 
Miteigentumsanteile zugelaſſen und geſtattet über 
Miteigentumsanteile zu verfügen, ohne daß zuvor 
ein Blatt für das Grundſtück als Ganzes angelegt 
werde. Durch § 3 ſollte überdies, wie man aus 
den Ausführungen in der Denkſchrift ſchließen muß, 
auch verhütet werden, daß ein und dasſelbe Grund⸗ 
ſtück an mehreren Stellen gebucht wird und ſich 
widerſprechende Eintragungen in das Grundbuch 
Aufnahme finden. Durch das in dieſer Richtung 
dem 8 3 zu entnehmende Verbot der Doppel⸗ 
buchung kann aber die Anlegung beſonderer Blätter 
für einzelne Miteigentumsanteile nicht betroffen 
werden; denn die Gefahr, welcher das Verbot 
vorbeugen will, kommt hier überhaupt nicht in 
Betracht; jeder Anteil kann nach geſetzlicher Vor⸗ 
ſchrift für ſich beſonders belaſtet werden, jeder An: 
teil iſt ſelbſtändig Gegenſtand dinglicher Rechte, 
ſich widerſprechende Eintragungen ſind nach der 
Natur der Sache ausgeſchloſſen. 

Die Entſcheidung des Kammergerichts ſucht die 
Feſtſtellung des Kommiſſionsberichts zu 85 GBO. 
noch durch die Behauptung zu entkräften, daß 
nach den Protokollen?) der Kommiſſion für die 
zweite Leſung des Entwurſs eines BGB. bei der 
Beratung über $ 787 des erſten Entwurfs (nun 
9 890 BGB.) die gegenteilige Meinung zur Gel: 
tung gekommen ſei. Auch in dieſem Punkte kann 
den Ausführungen des Kammergerichts nicht bei⸗ 
gepflichtet werden. Für die Auslegung des 8 3 
GBO. können die Verhandlungen zu $ 890 BGB. 
an ſich und ohne weiteres nicht maßgebend ſein. 
Selbſt wenn man annimmt, daß die Kommiſſion 
die Verbindung eines Miteigentumsanteils mit 
einem Grundſtück durch Vereinigung oder Zu⸗ 
ſchreibung als unzuläſſig betrachtet wiſſen wollte, 
würde dadurch die Entſcheidung der Frage nicht 
beeinflußt, ob nicht aus einem anderen Anlaſſe 
ein Miteigentumsanteil für ſich und geſondert von 
den anderen Anteilen auf einem Grundbuchblatt 
vorgetragen werden darf. 


Bei den Kommiſſionsverhandlungen über 8 787 
des erſten Entwurfs iſt übrigens gar nicht zum 
Ausdruck gekommen, daß man die Vereinigung 
eines Miteigentumsanteils mit einem Grundſtück 
oder die Zuſchreibung eines Anteils zu einem 
Grundſtück für unzuläſſig und mit den grund: 
legenden Vorſchriften des Bürgerlichen Rechtes über 
das Miteigentum für unvereinbar halte. Aus der 
Mitte der Kommiſſion wurde damals beantragt, 
auszuſprechen, daß der Anteil eines Miteigentümers 
an dem gemeinſchaftlichen Grundſtücke nach $ 787 
mit einem Grundſtücke des Miteigentümers ver— 
einigt werden könne; der Antrag bezweckte aber 
weiter noch, eine Vorſchrift dahin zu erwirken, 


) Turnau⸗Förster, II GBO. 8 3 Anm. 7. 
) Protok. der Kommiſſion, herausgegeben im Auftr. 
8.997 von Achilles, Gebhard und Spahn, Bd. III 
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daß, wenn ein gemeinſchaſtliches Grundſtück im 
Miteigentum der Eigentümer anderer Grundſtücke 
ſtehe und mittels einer gemeinſchaftlichen Einrichtung 
dazu beſtimmt ſei, dem Vorteil dieſer Grundſtücke 
zu dienen, die Aufhebung der Gemeinſchaft nicht 
verlangt werden könne, wenn der Anteil eines 
Miteigentümers mit deſſen Grundſtück vereinigt 
ſei und der Miteigentümer ein Intereſſe an dem 
Fortbeſtand der gemeinſchaſtlichen Einrichtung habe. 
Die Verhandlungen bezogen ſich auf den Antrag 
im ganzen; die Ablehnung des Antrags erfolgte 
mit der Begründung, daß die vorgeſchlagene Ge⸗ 
ſtaltung nach mehreren Richtungen hin verwickelt 
und ſchwierig ſchiene und daß das gleiche Ergebnis 
wenigſtens für die regelmäßigen Fälle im weſent⸗ 
lichen auch auf einem anderen Wege erreicht werden 
könne. Bei dieſer Sachlage kann zwiſchen den 
Ausführungen in den beiden Kommiſſionen ein 
Widerſpruch nicht geſunden werden. Keinesfalls 
geht es an, alles Gewicht auf die Verhandlungen 
über § 787 zu legen und das Ergebnis der Ber: 
handlungen über 8 5 GBO. einfach bei Seite zu 
ſchieben, zumal nach den Erfahrungen in Württem⸗ 
berg feſtſteht, daß ſich die Mitglieder der zur 
Beratung des $ 787 berufenen Kommiſſion zum 
mindeſten darin getäuſcht haben, daß die Vorteile 
der Verbindung eines Miteigentumsanteils mit einem 
Grundſtück auch auf anderem Wege zu erreichen 
ſeien. Dabei darf noch auf einen Vorgang auf⸗ 
merkſam gemacht werden, der der Allgemeinheit 
vielleicht weniger bekannt iſt. Der urſprüngliche 
Redaktor des Sachenrechts⸗Entwurfs, Reinhold 
Johow, hatte in ſeiner der Kommiſſion für die erſte 
Leſung des Entwurfs eines BGB. vorgelegten 
Begründung!) bei Würdigung der Frage, was als 
zuläſſiger Gegenſtand der Hypothek erachtet werden 
könne, ausdrücklich ausgeſprochen, daß für den 
Anteil eines Miteigentümers im Grundbuch ein 
Blatt nicht angelegt werden könne; allein die 
Kommiſſion hat dieſen Satz, der, wenn ſie ihn 
ohne weiteres hatte billigen wollen, für die Aus⸗ 
legung und die weitere Geſtaltung doch wichtig 
genug geweſen wäre, in die amtlich veröffentlichten 
Motive zu § 1063 des Entwurfs erſter Leſung 
(nun $ 1114 BGB.) 4e) nicht übernommen, obwohl 
die Ausführungen an dieſer Stelle ſich ſonſt im 
weſentlichen mit den Ausführungen der Begründung 
des Redaktors decken; in den amtlichen Motiven 
wird nur hervorgehoben, es müſſe dafür geſorgt 
werden, daß das Grundbuch über die Größe des 
Anteils jedes Miteigentümers Auskunft gibt. Wenn 
man ſich hier über die Frage der grundbuchmäßigen 
Behandlung der Miteigentumsanteile nicht ein⸗ 
gehender ausgeſprochen hat, iſt dies vermutlich aus 
dem Grunde geſchehen, weil man bei der Beratung 
des materiellen Rechtes der Entſcheidung über die 


) Begründung des Redaktors zum Entwurfe eines 
BGB., Sachenrecht Bd. III ©. 558. 

1) Motive zum Entw. e. BGB., Amtliche Ausgabe 
1896, Bd. III S. 638. 
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Fragen der Grundbucheinrichtung im einzelnen 
nicht vorgreifen wollte; aber man wird aus dieſer 
Tatſache doch auch ſchließen dürfen, daß ſchon die 
erſte Kommiſſion die Anlegung eines beſonderen 
Grundbuchblatts für einen Miteigentumsanteil 
nicht für unzuläſſig und mit den Grundſätzen des 
5 Rechtes unvereinbar hielt. Es wird 
auf eine andere Tatſache Gewicht gelegt 
Se dürfen: Die zur zweiten Leſung des Ent⸗ 
wurfs eines BGB. berufene Kommiſſion hatte ſich 
außer bei der Beratung des 8 787 noch einmal 
mit der Frage beſchaftigt. Bei der Beratung des 
8 1063 des erſten Entwurfs (nun 8 1114 BGB.) 
war nämlich der Antrag geſtellt worden, dieſe 
Vorſchrift ganz zu ſtreichen, alſo die Beſtellung 
einer Hypothek nicht nur an einem Miteigentums⸗ 
anteil, ſondern auch an dem Bruchteil eines Mit⸗ 
eigentumsanteils zuzulaſſen !); dabei wurde be⸗ 
merkt, bei der Beratung der Grundbuchordnung 
werde es ſich fragen, ob etwa durch eine dem § 26 
des Entw. einer GBO. (nun dem 8 6 GBO.) 
ahnliche Ordnungsvorſchrift die Eintragung einer 
Belaſtung auf dem Bruchteil des Miteigentums⸗ 
anteils von der Bildung eines beſonderen Grund⸗ 
buchblattes abhängig gemacht werden ſolle. Der 
Antrag wurde abgelehnt mit der Begründung, 
die praktiſche Rückſicht auf die Erleichterung der 
Grundbuchführung und der Zwangsverſteigerung 
gebiete, die hypothekariſche Belaſtung des Bruchteils 
eines Grundſtücks nicht in weiterem Umfange zu⸗ 
zulaſſen, als es das praktiſche Bedürfnis erfordere; 
dieſes aber verlange nur die Zuläſſigkeit der Be⸗ 
laſtung des Anteils eines Miteigentümers. Davon 
aber, daß die Anlegung eines Grundbuchblattes 
für einen Miteigentumsanteil überhaupt nicht zu: 
läſſig ſein ſolle, war nicht die Rede; Schwierig⸗ 
keiten für die Grundbuchführung ſürchtete man 
nur von der Anlegung eines Blattes für den 
Bruchteil eines Miteigentumsanteils, nicht von der 
Anlegung eines Blattes für dieſen ſelbſt. 
Uebrigens darf man, wenn man die Kommiſſions⸗ 
verhandlungen über 3 787 des Entw. eines BGB. 
und jene über $ 5 des Entw. einer GBO. gegen: 
einander abwägt, nicht unberückſichtigt laſſen, daß 
die Verhandlungen der Kommiſſion über die Grund⸗ 
buchordnung erſt im Jahre 1897 ſtattgefunden 
haben, während die Verhandlungen über $ 787 
in eine frühere Zeit fallen. Sollte man bei den 
letzteren Verhandlungen über die Zuläſſigkeit der 
Verbindung eines Miteigentumsanteils mit einem 
Grundſtück durch Vereinigung oder Zuſchreibung 
noch im Zweifel geweſen ſein, ſo müßte dieſer 
doch durch die einige Jahre nachfolgenden Kom— 
miſſionsverhandlungen über $ 5 GBO. als be— 
ſeitigt gelten; denn der aus der Mitte der Kom— 
miſſionsmitglieder heraus vertretenen Meinung 
haben auch die anweſenden 8 Regierungsvertreter 


1) Prot. der Kommiſſ., herausgegeben im 2, 
RIA. von Achilles, Gebhard u. Spahn, Bd. III S. 
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nicht widerſprochen. Daß keiner von dieſen mit 
der an ſich ſo wichtigen Frage, die hier doch 
nicht zum erſten Male aufgetaucht war, vertraut 
geweſen ſei, wird man wohl nicht behaupten wollen. 
Dem Schweigen der Regierungsvertreter in der 
Kommiſſionsſitzung muß um ſo größere Bedeutung 
beigelegt werden, als es die Regierung auch bei 
den nachfolgenden Verhandlungen im Reichstag 
unterließ, auf dieſe Frage zurückzukommen und 
5 Stillſchweigen in der Kommiſſion anders zu 
euten. 


Demgegenüber wirken auch die Ausführungen 
der die herrſchende Meinung!) vertretenden Kommen: 
tare zur Grundbuchordnung nicht überzeugend. 
Während Meikel (Anm. 3 zu $ 3) ſich im weſent⸗ 
lichen darauf beſchränkt, auf die Entſcheidung des 
Kammergerichts und die Literatur zu verweiſen 
und die aufgeworfene Frage als ſtrittig zu be⸗ 
zeichnen), hebt Predari (Anm. 3 zu $ 3) hervor, 
daß ſowohl das materielle Recht wie die Grund⸗ 
bucheinrichtung einer Uebernahme der Bruchteile 
von Grundſtücken auf verſchiedene Grundbuchblätter 
widerſtreben. Auf das bürgerliche Recht darf man 
ſich aber gewiß nicht berufen, denn, wie dargetan, 
iſt der Miteigentumsanteil gerade im materiellen 
Recht dazu beſtimmt, eine durchaus ſelbſtaͤndige 
Rolle zu ſpielen; ebenſowenig iſt die Grundbuch⸗ 
einrichtung als ſolche geeignet zur Begründung der 
herrſchenden Meinung zu dienen. Dafür trete ich 
den Beweis durch die Grundbucheinrichtung und 
Grundbuchführung in Bayern an; jedenfalls kann 
das Grundbuch ſo eingerichtet werden, daß auch 
ein für einen Miteigentumsanteil angelegtes Blatt 
allen Anforderungen gerecht wird, die man an ein 
Grundbuchblatt zu ſtellen berechtigt iſt. Güthe 
(Anm. 21 zu § 3), Turnau⸗Foerster (Bd. II 
Anm. 7 zu 83) und Achilles⸗Strecker (Anm. 2 
zu 8 5) meinen, daß für einen Bruchteil ein Blatt 
nicht angelegt werden dürfe, weil man unter einem 
Grundſtück nur eine begrenzte Bodenfläche zu ver⸗ 
ſtehen habe, Bruchteile eines Grundſtücks aber 
nicht zu den Grundſtücken gehören. Dieſe Meinung 
wäre wohl berechtigt, wenn § 3 etwa dahin ge⸗ 
faßt wäre, daß nur das Grundſtück als ſolches 
im Grundbuch eine beſondere Stelle erhalten ſolle. 
Eine Auslegung in dieſem Sinne entbehrt einer 
rechtlichen und tatſächlichen Unterlage; es liegen 
nicht die geringſten Anhaltspunkte vor, welche 
erkennen ließen, daß man die der Landesjuftiz⸗ 
verwaltung in 8 1 Abſ. 2 GBO. eingeräumte Be⸗ 
fugnis in jo weitgehender Weiſe hätte einſchränken 
wollen. Andere Vertreter der herrſchenden Meinung 


K Die gegenteilige Meinung wird nur von v. Henle⸗ 
Schmitt, Das Grundbuchweſen in Bayern, GBO. 8 3 
Anm. 1 vertreten. Die herrſchende Meinung vertreten 
auch Uns GBO. 85, Krech. GBO. 8 3, Mainhardt, 

GBO. 

18 118 der Stellungnahme Meikels zu 8 5 GBO. 
darf jedoch geſchloſſen werden, daß er ſich der von der 
bayeriſchen Praxis vertretenen Auffaſſung anſchließt. 
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wie Oberneck (GBR. I S. 69) und Fuchs⸗ 
Arnheim (II Anm. 2a zu 83) verweilen mit 
beſonderer Betonung darauf, daß nach dem Wort⸗ 
laut des 8 3 das Grundſtück im Grundbuch nur 
eine Stelle, nur ein Grundbuchblatt erhalten 
dürfe, ohne den in der Denkſchrift ausgeſprochenen 
Zweck zu berückſichtigen; nur innerhalb des durch 
den Zweck der Vorſchrift gegebenen Rahmens kann 
zugegeben werden, daß bei der Auslegung des 5 3 
der Nachdruck auf dem Worte eine liegen ſoll. 
Nach der herrſchenden Auffaſſung würde die Landes⸗ 
juſtizverwaltung dem Geſetze Rechnung tragen, 
wenn ſie für das im Miteigentum mehrerer Per⸗ 
ſonen ſtehende Grundſtück zwar die Anlegung eines 
Blattes vorſchreibt, zugleich aber geſtattet, daß 
eben dieſes Blatt nach der Zahl der Miteigen⸗ 
tumsanteile in Abteilungen (Zeilblätter) zerlegt 
und daß für jeden Miteigentumsanteil eine be⸗ 
ſondere Abteilung geführt wird. Die Berechtigung 
der Landesjuſtizverwaltung, die Anlegung folcher 
Teilblätter zu geſtatten, kann nach $ 1 Abi. 2 
GBO. ſchlechterdings nicht zweifelhaft fein; daraus 
aber muß vernünftigerweiſe weiter gefolgert werden, 
daß es nach 8 1 Abſ. 2 überhaupt Sache der 
Landesjuſtizverwaltung iſt, zu beſtimmen, in welcher 
Weiſe die Miteigentumsanteile gebucht werden 
ſollen, ob die für die einzelnen Anteile angelegten 
Blätter jeweils eine beſondere Nummer führen 
ſollen oder unter einer einzigen Nummer an einer 
Stelle zu vereinigen ſind. Es iſt auch wirklich 
nicht einzuſehen, welch zwingender Anlaß beſteht, 
die Teilblätter, die an ſich vollkommen ſelbſtändig 
find und keine Beziehungen zueinander haben, 
unter einer Blattnummer an einer Stelle des 
Grundbuchs zuſammenzufaſſen; unter Umſtänden 
erweiſt ſich dieſes Verfahren ſogar als ſehr un⸗ 
zweckmäßig; beiſpielsweiſe müßte, ſobald die Um⸗ 
legung eines Teilblattes erforderlich wird, auch 
die Umlegung der übrigen Teilblätter erfolgen, 
ſelbſt wenn für dieſe ein Bedürfnis zur Umlegung 
nicht gegeben iſt. N 

Nicht überſehen darf man aber auch, daß an 
die Anlegung von beſonderen Blättern für die 
Miteigentumsanteile für die Beteiligten keine Nach⸗ 
teile geknüpft find. Die Vorſchrift des § 3 Satz 1 
GBO. iſt nur eine Ordnungsvorſchrift. Die Wirk: 
ſamkeit einer Eintragung iſt alſo durch die Be⸗ 
obachtung dieſer Vorſchrift nicht bedingt, ſolange, 
wie Güthe (GBO. Einl. Anm. 28 —30) richtig 
ſagt, überhaupt eine Eintragung im Sinne des 
Geſetzes vorliegt. Vom Standpunkte der herrſchen⸗ 
den Meinung aus kann die Anlegung von be⸗ 
ſonderen Anteilblättern nur dahin aufgefaßt werden, 
daß das Grundſtück im Grundbuch nicht eine, 
ſondern mehrere Stellen erhalten hat. Eine ſolche 
Doppelbuchung könnte nur zur Folge haben, daß 
die Vermutung des $ 891 BGB. und der gute 
Glaube im Sinne des 8892 BGB. nicht Platz 
greifen, ſoweit der Inhalt eines Grundbuchblatts 
dem Inhalte eines anderen Blattes widerſpricht; 
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vgl. auch RGZ. Bd. 56 S. 58. Dieſe Nachteile 
find aber im gegebenen Falle nicht zu befürchten, 
weil, wie ſchon oben ausgeführt, ſich widerſprechende 
Eintragungen gar nicht vorkommen können. 

Der Behauptung, daß der Miteigentumsanteil 
im Bürgerlichen Recht und im Prozeßrecht als 
ſelbſtändiges Objekt angeſehen wird, wird man 
vielleicht entgegenhalten, daß dieſe Auffaſſung in: 
ſoferne nicht zutrifft, als der Bruchteil eines Grund: 
ſtückes mit einem Erbbaurecht und mit einer Dienſt⸗ 
barkeit überhaupt nicht belaſtet werden kann. 
Diefe Beſchränkung hat ihren Grund nur in der 
Natur dieſer Rechte, die eben nur an einem Grund⸗ 
ſtück als einem Teile der Erdoberfläche ausgeübt 
werden können; ſie beeinträchtigt jedoch den ſelbſt⸗ 
ſtändigen Charakter eines Anteils nicht, über den 
nach wie vor wie über ein Grundſtück als Ganzes 
verfügt werden kann. Auch in dieſen Fällen bietet 
die grundbuchmäßige Behandlung der Miteigen⸗ 
tumsanteile keine Schwierigkeiten. Erbbaurechte 
und Dienſtbarkeiten werden auf allen Anteils⸗ 
Blättern in gleicher Weiſe vorgetragen und zwar 
in einer Faſſung, die erkennen läßt, daß nicht 
der Miteigentumsanteil, ſondern das Grundſtück. 
als ſolches belaſtet iſt, beiſpielsweiſe 

„Fahrtrecht an Pl.⸗Nr. 38 für die je⸗ 
weiligen Eigentümer der Pl.⸗Nr. 40 und 41, 
H8.⸗Nr. 16 und 17 nach der näheren Be⸗ 
zeichnung in der Eintragsbewilligung uſw.“ ) 
Bei jeder Eintragung wird auf die übrigen Ein⸗ 
tragungen verwieſen. Durch dieſe Verweiſungen 
mögen theoretiſch die für die einzelnen Anteile be: 
ſtehenden Blätter ihre Selbſtandigkeit verlieren; 
man wird ſie nur als Teile eines Blattes für das 
ganze Grundſtück betrachten können; aber keine 
reichsgeſetzliche Vorſchrift hindert, dieſe Teilblätter 
als ſolche getrennt fortzuführen und ihnen die 
Blattnummer zu belaſſen, die fie bei der Anlegung 
oder Umlegung erhalten haben. 

Nach alledem muß man annehmen, daß die 
Frage, ob für einen Miteigentumsanteil ein Grund⸗ 
buchblatt angelegt werden darf, nicht als eine 
Rechtsfrage, ſondern nur als eine grundbuch⸗ 
techniſche Zweckmäßigkeitsfrage zu beurteilen iſt, 
deren Beantwortung nach $ 1 Abſ. 2 GBO. aus: 
ſchließlich der Landesjuſtizverwaltung zuſteht.“) 
Dieſe allein wird zu erwägen haben, aus welchen 
Gründen und unter welchen Vorausſetzungen für 
Miteigentumsanteile beſondere Blätter anzulegen 
find. Aber auch die Frage, ob ein Miteigentums⸗ 
anteil mit einem Grundſtück durch Vereinigung 
oder Zuſchreibung im Sinne des 8 890 BGB. 
verbunden werden kann, ſtellt ſich nicht als eine 
eigentliche Rechtsfrage dar; ihre Beantwortung 
hängt zu allernächſt davon ab, ob die Landes⸗ 


10) Alſo nicht: „Fahrtrecht an Pl.⸗Nr. 38 ““, auch nicht: 
„Fahrtrecht an / Anteil von Pl.-Nr. 38.“ 

15) Vgl. v. Henle im Recht 1900 S. 443, S. 68, 
1909 S. 384. 


geſetzgebung, der nach Art. 119 Nr. 3 EG. BGB. 
die Befugnis zuſteht, eine Vereinigung oder Zu⸗ 
ſchreibung zu unterſagen oder zu beſchränken, eine 
Verbindung überhaupt zuläßt, dann aber davon, 
ob die Landesjuſtizverwaltung in ihrer Grundbuch⸗ 
einrichtung es ermöglicht hat, die Verbindung eines 
Miteigentumsanteils mit einem Grundſtück dar⸗ 
zuſtellen. Tatſächlich wird dieſe Frage, auch in 
den Kommentaren zum BGB. nicht als Rechtsfrage 
erörtert. Planck Bd. III 8 890 Anm. 3 a) ver: 
neint wohl die Zuläſſigkeit, begründet dieſe Meinung 
jedoch nur durch Verweiſung auf die Protokolle 
der 2. Leſung Bd. III S. 327f., erwähnt aber 
auch kurz die abweichende Meinung des Kommiſſions⸗ 
berichtes zur GBO.; Staudinger (Bd. III 8 890 
Anm. IVc) beſchränkt ſich darauf, die Anſicht des 
Kammergerichts und die ihr widerſprechenden Vor⸗ 
ſchriften der bayeriſchen Dienſtanweiſung anzuführen, 
ohne ſelbſt Stellung zu nehmen.“) 

Freilich iſt auch in $ 890 nur von Grund: 
ſtücken die Rede. Der Umſtand jedoch, daß auch in 
§ 5 GB. nur von der Verbindung eines Grund: 
ſtücks mit einem anderen Grundſtück geſprochen 
wird, gleichwohl aber bei den Verhandlungen der 
Kommiſſion der Miteigentumsanteil einem Grund⸗ 
ſtück gleichgeſtellt wurde, gibt uns die Gewißheit, 
daß es der Wille der Geſetzgebung war, den Mit⸗ 
eigentumsanteil wie im materiellen Recht und im 
Prozeßrecht ſo auch bei der grundbuchmäßigen 
Behandlung dem Grundftüde grundſätzlich gleich⸗ 
zuſtellen. Es iſt tatſächlich auch nicht einzu⸗ 
ſehen, warum der Geſetzgeber dem Miteigentums⸗ 
anteil im Grundbuchverfahren eine andere Be: 
handlung hätte zuteil werden laſſen ſollen. Wenn 
für andere gedachte Größen, für Erbbaurechte und 
für jedes andere landesrechtlich dem Grundſtücke 
gleichſtehende Recht die Anlegung eines Grundbuch⸗ 
blattes zuläſſig iſt, warum ſoll das Miteigentumsrecht 
ausgeſchloſſen ſein? Wenn die Landesgeſetzgebung eine 
Vereinigung und Zuſchreibung im Sinne des $ 890 
BGB. überhaupt zuläßt, wenn Erbbaurechte und 
andere grundſtücksgleiche Rechte auf diefe Weiſe mit 
einem Grundſtück verbunden werden können, wenn 
ein Grundſtückim Grundbuchamtsbezirk Memel mit 
einem Grundſtück im Grundbuchamtsbezirk Lindau 
zu einem Grundſtücke vereinigt oder einem ſolchen 


16) Dieſen ſchließen ſich an: Fiſcher⸗Henle, BGB. 
§ 890 Anm. 4, Achilles ⸗Greiff, BGB. 8 890 Anm. 1, 
beide lediglich unter Verweiſung auf die Entſch. d. KG. — 
Crome, Syſt. d. Bürg. R. III S. 94 bezeichnet ohne nähere 
Begründung ideelle Anteile nicht als buchungsfähig. 
Ebenſo Willenbücher, LiegenſchR. S. 290. 

Goldmann-Lilienthal, BGB. Bd. II S. 120, Anm. 23 
erachten die Zuſchreibung oder Vereinigung eines im 
Miteigentum mehrerer Perſonen ſtehenden Grundſtücks 
zu oder mit anderen Grundſtücken, welche Alleineigen— 
tum eines der Miteigentümer ſind, für unzuläſſig, wo— 
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für ſie ſich auch auf die Entſch. d. KG. 28 A S. 68 be⸗ 


rufen. Dieſer Anſicht pflichten auch wir in Bayern bei; 
einer Verbindung ſolcher Grundſtücke würde auch unſere 
Grundbucheinrichtung hindernd im Wege ſtehen. Um 
dieſe Frage handelt es ſich in der Entſch. d. KG. aber nicht. 
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Grundſtücke zugeſchrieben werden kann,) warum 
ſollte es die Reichsgeſetzgebung nicht zulaſſen, daß 
ein Miteigentumsanteil, der mit einem Anweſen 
wirtſchaftlich verbunden iſt und ganz das Schickſal 
dieſes Anweſens teilt, ſeinen Wert erhöht und 
von ihm ohne Schädigung überhaupt nicht ge: 
trennt werden kann, dem Anweſen als Beſtandteil 
zugeſchrieben wird? Bei Würdigung dieſer Fragen 
genügt es nicht, lediglich auf eine Aeußerung in 
der Kommiſſionsverhandlung zu verweiſen, die 
zudem anders gedeutet werden kann. Die Grund⸗ 
buchführung kann ſich mit der herrſchenden Meinung 
nicht zufrieden geben; denn gerade bei den Grund⸗ 
buchblättern iſt eine Verwirrung zu beſorgen, auf 
denen die Grundſtücke als Ganzes mit jämtlichen 
Miteigentümern und mit verſchiedenen Anteils⸗ 
belaſtungen vorgetragen ſind. Aber auch das 
wirtſchaftliche Leben drängt nach einer anderen 
Löſung. In dieſem Sinne begrüßen wir den 
Schritt der Württembergiſchen Juſtizverwaltung. 


Bedeutung des Ausbleibens des 
Schwurpflichtigen im Eidesleiſtungs⸗Termin. 
Von Kammergerichtsrat Wienſtein in Berlin. 


Die Auslegung der 88 465 —468 ZPO. kann 
wohl trotz zahlreicher Verſuche bisher keineswegs 
als abgeſchloſſen gelten. Wenn neuerdings Fuchs 
(Seuff Bl. Jahrg. 77 S. 403—411, 443 —456) 
die Anſicht vertritt, daß die Notfriſt des 8 466 nicht 
vor Stellung des Antrages aus 8 465 zu laufen 
beginne, jo wird ſeinen für dieſes wichtige Ergebnis 
vorgetragenen Gründen wohl beizuſtimmen ſein. 
Bedenken erregen aber manche im Verlauf ſeiner 
Erörterung geäußerten Meinungen und hierüber 
eine Ausſprache herbeizuführen wird in Anbetracht 
der großen Bedeutung des Gegenſtandes nicht über⸗ 
flüſſig ſein. Es handelt ſich darum, wie hier die 
mit dem Jahre 1900 in Kraft getretene Geſetz⸗ 
gebung in Einklang zu bringen iſt mit dem Syſtem 
der ZPO., und in welcher Weiſe für die Auslegung 
unſerer Paragraphen der frühere Rechtszuſtand ver⸗ 
wertbar iſt. 

Bedenklich ſcheint mir die vielfach und auch 
bei Fuchs ſich findende weitgehende Anwendung 
des Satzes, daß das Eidesverfahren ein Akt der 
Beweisaufnahme ſei. Dabei werden die Beſonder⸗ 
heiten dieſes Beweismittels nicht genügend beachtet. 
Ein Zeuge oder Sachverſtändiger, welcher unent⸗ 
ſchuldigt ausbleibt oder die Erfüllung der ihm ge⸗ 
ſetzlich obliegenden Pflichten verweigert, wird be: 
ſtraft, und das Gericht ſorgt hierdurch und durch 


1) Vgl. Achilles ⸗ Strecker, GBO. S. 158 Anm. 20 
zu §5; dann Biermann, Sachenrecht S. 75 8 890 Aum. 1. 
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wiederholte Ladung dafür, daß er ſeine Pflicht er⸗ 
füllt (vgl. 88 380, 381, 390, 409 3PO.). Die 
Parteien können höchſtens mittelbar die von Amts 
wegen einſetzende Tätigkeit des Gerichts unterſtützen. 
Ganz anders beim Parteieide. Der Partei bleibt 
es überlafjen, ob fie ihn leiſten will, und es wird 
nicht einmal ihr perſönlich die Ladung zum Schwur⸗ 
termin zugeſtellt, wenn ſie durch einen Anwalt 
vertreten iſt (8 176 ZPO.). Mit Recht wird die 
Zuteilung eines Eides regelmäßig als ein Vorteil 
für die Partei angeſehen, und demgemäß iſt es 
Sache der Partei, ihr Intereſſe in der Eidesleiſtung 
zu wahren. Dazu wird ſie um ſo mehr gedrängt, 
als die bei andern Beweismitteln dem Richter zu⸗ 
ſtehende freie Beweiswürdigung hier ausſcheidet 
und vielmehr dem Gewiſſen der Partei eine Ent⸗ 
ſcheidung überlaſſen wird. Mit der ſo hervor⸗ 
tretenden Bedeutung des Eides ſtimmt es überein, 
daß er als Beweismittel regelmäßig da fortfällt, 
wo bei der zutreffenden Entſcheidung ein öffentliches 
Intereſſe obwaltet (vgl. 88 670 Ab}. 2, 679 Ab]. 1, 
684 Abſ. 4, 686 Abſ. 4, 975, 617 Abſ. 2, 3, 
640, 641, 581 ZPO.). 

Mit der Bedeutung des Parteieides ſcheint es 
mir nun nicht vereinbar, den 8 368 ZPO. in der 
Weiſe zu verwerten, wie dies vielfach und auch bei 
Fuchs geſchieht. Die Frage iſt, ob ein neuer Be⸗ 
weisaufnahmetermin „erforderlich“ wird, wenn im 
erſten Termin der Schwurpflichtige unentſchuldigt 
ausgeblieben und kein Antrag aus 8 465 geſtellt 
worden iſt. Es bedarf kaum der Erwähnung, 
daß das Wort „unentſchuldigtes Ausbleiben“ in 
Anwendung auf den Schwurpflichtigen nicht den 
gleichen Sinn hat, in welchem es vom Geſetz auf 
Zeugen angewendet wird. Man geſtatte aber das 
Wort auch im uneigentlichen Sinne, wie eben die 
ZPO. ſich das Wort „Schwurpflichtiger“ geſtattet, 
und wie in Wiſſenſchaft und Praxis von der „be⸗ 
weispflichtigen Partei“ die Rede iſt, während tat⸗ 
ſächlich die ſog. Pflicht nur darin hervortritt, daß 
ihre Vernachläſſigung nicht Strafe ſondern einen 
prozeſſualiſchen Nachteil zur Folge hat. — Man 
wird nun beim Ausbleiben des Schwurpflichtigen 
keineswegs einen neuen Termin ohne weiteres als 
erforderlich vorausſetzen dürfen, da vorerſt keines⸗ 
wegs feſtſteht, ob nicht etwa der Schwurpflichtige 
ausbleiben wollte, obgleich er unbehindert war, zu 
erſcheinen. Es iſt auch gar nicht zu erſehen, auf 
Grund welcher Vorſchrift das Prozeßgericht einen 
neuen Termin von Amts wegen beſtimmen könnte; 
erſt durch einen Antrag wird ein neuer Termin 
im Sinne des 8 368 erforderlich. Dem Schwur⸗ 
pflichtigen wird es überlaſſen bleiben müſſen, ſein 
Ausbleiben nach 8367 Abſ. 2 ZPO. zu entſchuldigen. 
Wörtlich verſtanden würde allerdings § 465 ohne 
Zulafſung einer Ausnahme den Antrag geſtatten, 
den Eid als verweigert anzuſehen. Es wird ſich 
aber wohl kaum ein Gericht finden, welches auch, 
wenn beiſpielsweiſe der Anwalt des Schwurpflichtigen 
eine ausreichende Krankheitsbeſcheinigung vorlegt, 
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den 8 465 wörtlich anwenden und nicht vielmehr 
einen weiteren Schwurtermin, allenfalls auch Eides⸗ 
leiſtung vor dem beauftragten oder erſuchten Richter 
anordnen würde. Bei unentſchuldigtem Ausbleiben 
aber wird für den beauftragten Richter keine Ver⸗ 
anlaſſung gegeben ſein, einen neuen Schwurtermin 
zu beſtimmen, und ebenfowenig für das Prozeß⸗ 
gericht im Falle, daß kein Antrag aus 8 465 
geſtellt wird. Ich meine, daß man ſo zu einem 
befriedigenderen Ergebnis kommt, als wenn man 
der Anſicht Steins (vgl. Anm. V zu 8 465) folgt, 
welcher im Verfahren vor dem Prozeßgericht den 
3 368 in der Weile anwenden will, daß ein 
weiterer Termin von Amts wegen zu beſtimmen 
wäre, ſich aber durch 8 467 Abſ. 2 gehindert ſieht, 
in gleicher Weile den 8 368 auf den Termin vor 
dem beauftragten Richter anzuwenden. Man wird 
wohl der erörterten Bedeutung des Eidesbeweiſes 
beſſer gerecht, wenn man in 8 467 Abſ. 2 eine 
Anordnung erblickt, welche eine zweckentſprechende 
Abkürzung des Verfahrens in einem beſonderen 
Falle bewirken ſoll, im übrigen aber die allgemeine 
Gültigkeit des Grundſatzes vorausſetzt, daß ein 
weiterer Termin ohne Antrag nicht zu beſtimmen iſt. 
Zweifellos iſt es zu billigen, wenn Fuchs unter 
anderm auch den alten $ 430 ZPO. für fein Er⸗ 
gebnis verwertet, daß heute der Antrag, den Eid 
als verweigert anzuſehen, geſtellt ſein muß, damit 
die Notfriſt des § 466 in Lauf geſetzt wird (S. 449 
a. a. O.). In Anknüpfung an das alte Recht 
wird aber auch die Frage zu entſcheiden ſein, ob 
beim Ausbleiben des Schwurpflichtigen und ſeines 
etwaigen Prozeßvertreters dem Gegner auch die 
Möglichkeit gegeben iſt, ein Verſäumnisurteil zur 
Sache zu beantragen. Unter dem alten Rechts⸗ 
zuſtand herrſchte hierüber Meinungsverſchiedenheit. 
Mir ſcheint nicht, daß die Ausſchließung des Ver⸗ 
ſäumnisurteils zur Sache mit durchſchlagenden 
Gründen verteidigt worden iſt. Für die Zulaſſung 
würde die Erwägung ſprechen, daß zunächſt der 
Schwurpflichtige, welcher unentſchuldigt ausbleibt, 
keinen Schutz verdient. 

Ich möchte aber auch annehmen, daß das Er⸗ 
gebnis kein anderes iſt, wenn man an die ſonſt 
für die Beweisaufnahme geltenden Vorſchriften 
denkt. § 367 Abſ. 1 will offenbar auf die Ver⸗ 
meidung wiederholter Anberaumung von Beweis⸗ 
terminen hinwirken. Daß 8 370 380. nicht 
wörtlich ſo zu verſtehen iſt, daß nur unter Vor⸗ 
ausſetzung der Erledigung der Beweisaufnahme 
der gleiche Termin zur mündlichen Verhandlung 
beſtimmt fei, ergibt ſich daraus, daß das Gericht 
ſogleich in die Verhandlung eintreten und dem: 
nächſt beſchließen kann, von der Beweiserhebung 
abzuſehen. Hier läßt ſich allerdings einwerfen, daß 
das angegebene Verfahren durch ausdrückliche Ge— 
ſetzesvorſchrift zugelaſſen iſt. Aber auch für den 
Fall, daß es zur mündlichen Verhandlung gemäß 
§ 360 ZPO. wegen Ausbleibens einer Partei nicht 
kommt, wird ſich kaum behaupten laſſen, daß eine 
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beſchloſſene Beweiserhebung unter allen Umſtänden 
durchgeführt werden müſſe. Man nehme an, daß 
die geladenen Zeugen ausbleiben. Sollte es nun 
unmöglich fein, das Verſaäͤumnisurteil gegen den 
Beweisführer zu erlaſſen, welches doch ergehen 
müßte, wenn die Beweiserhebung ſtattgefunden und 
ein dem Beweisführer möglichſt günſtiges Ergebnis 
5 (vgl. Skonietzki, ZPO. Anm. 4 zu 
332). | 


Ich möchte aber ferner ein Verſäumnisurteil 
gegen den Beweisführer auch dann für möglich 
halten, wenn das Gericht — vielleicht geſtützt auf eine 
inzwiſchen ergangene höchſtrichterliche Entſcheidung 
— ſeinen Beweisbeſchluß als unrichtig erkannt und 
deshalb von der Ladung des Zeugen abgeſehen oder 
die erſchienenen Zeugen unvernommen entlaſſen hat. 
Man wird hierzu gedrängt, weil anderenfalls der 
Beweisführer durch wiederholtes Ausbleiben eine 
dem Gegner höchſt beſchwerliche Verzögerung der 
Entſcheidung bewirken könnte. Aber auch das iſt 
zu bedenken, daß, wenn inzwiſchen etwa das Gericht 
die Unbegründetheit der Klage eingeſehen haben 
ſollte, über deren Behauptungen Beweiserhebung 
beſchloſſen war, das ſtarre Feſthalten am Beweis⸗ 
beſchluß zum Nachteil des Beklagten ausſchlagen 
kann, gegen welchen nun der Rechtsſtreit in der 
Schwebe bleibt, während anderenfalls die Klage 
durch ſog. kontradiktoriſches Verſäumnisurteil ab⸗ 
gewieſen werden könnte. 

Es laßt ſich vermuten, daß auf einem Gebiete, 
wo die Meinungen der Geſetzesausleger weit aus⸗ 
einandergehen und wo auch höchſtgerichtliche Ent⸗ 
ſcheidungen nicht eingewirkt haben, auch in die 
praktiſche Handhabung des Geſetzes verſchiedene 
Meinungen Eingang gefunden haben. Wenn trotz⸗ 
dem ſchädliche Einwirkungen des jetzigen Rechts⸗ 
zuſtandes nicht bekannt geworden ſind, ſo berechtigt 
dies wohl zu der Annahme, daß die ſchlimmen 
Wirkungen, welche ſtellenweiſe von den $S 465 ff. 
befürchtet wurden, nicht eingetreten ſind, und zu 
der Hoffnung, daß ſie nicht eintreten werden. Auch 
wenn die hier vertretenen Anſichten durchdringen 
ſollten, würde kaum ein Schaden zu beſorgen ſein, 
dagegen in erwünſchter Weiſe dem weſentlichen 
Zwecke der jetzt geltenden Beſtimmungen, nämlich 
der Beſchleunigung der Eides-Beweisaufnahme, 
Rechnung getragen werden. 


Die Beiterentwickelung der Strafrechtsreform. 


Von Miniſterialrat Dr. K. Meyer in München, 
Mitglied der Strafrechtskommiſſion. 
(Fortſetzung.) . 
B. Beſonderer Teil. 

I. Für Verbrechen und Vergehen. Es 
würde eine Regiſtratur und eine Wiederholung der 
veröffentlichten Beſchlüſſe werden, wenn ich hier 
abſchnittweiſe nach dem Vorentwurf alle Aende⸗ 
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rungen wiedergeben würde. Zudem beſteht gerade 
in der Ausgeſtaltung des Beſonderen Teils, in der 
Zahl der geſchützten Rechtsgüter, eine gewiſſe Ueber: 
einſtimmung unter den Strafgeſetzen der Kultur⸗ 
ſtaaten. Der Vorentwurf iſt hierin über das 
geltende Recht im weſentlichen nicht hinausgegangen. 
Die Kommiſſionsbeſchlüſſe find ihm, von Einzel: 
heiten abgefehen, beigetreten. Einzeländerungen 
in der Verſchuldung, im Tatbeſtand und in der 
Strafdrohung, die ja in zweiter Lefung wieder 
geändert werden können, hier zu beſprechen, würde 
zu weit führen. Viele von der Praxis begrüßte 
Neuerungen, wie die Zulaſſung mildernder Um⸗ 
ſtände beim Meineid, bei der unternommenen 
Meineidsverleitung und bei der gewerbs⸗ und ge: 
wohnheitsmäßigen Hehlerei, dann der Wegfall der 
beſonderen Rückfallsſchärfungen bei Diebſtahl, Be⸗ 
trug und Hehlerei als durch die allgemeine Rück⸗ 
fallsſchärfung (kein Uebergang von Gefängnis in 
Zuchthaus) und durch den Schärfungsgrund bei 
gewerbsmäßiger oder gewohnheitsmäßiger Begehung 
entbehrlich oder die Zuſammenfaſſung der Täuſchungs⸗ 
mittel beim Betrug in argliſtige Täuſchung und 
die allgemeine Faſſung der Untreue hat die Kom⸗ 
miſſion beibehalten. Einzelne Abſchnitte, wie der 
über die Verbrechen und Vergehen im Amte) 
ſind von einzelnen Aenderungen abgeſehen, z. B. 
daß bei der Rechtsbeugung der direkte Vorſatz 
ausdrücklich erſordert und der Tatbeſtand der 
Richterbeſtechung auch auf ſchon begangene Hand⸗ 
lungen ausgedehnt worden iſt, weſentlich nicht ver⸗ 
aͤndert. Manche aus dem Vorentwurf über⸗ 
nommenen Grundſätze, z. B. das Prinzip der 
konkreten Gefahr,“) bas den gemeingefährlichen 
Delikten und insbeſondere der Brandſtiftung zu⸗ 
grunde gelegt wurde, werden bei der Wichtigkeit 
dieſer Tatbeſtände in zweiter Leſung noch einmal 
nachzuprüfen ſein, damit nicht eine Minderung 
des Rechtsſchutzes eintritt. Manche Fragen ſind 
noch zurückgeſtellt. Ueber die Frage der Beſtrafung 
der falſchen uneidlichen Ausſage, für die ſchon im 
Bayeriſchen Rechte“) die notwendige Regelung 
gegeben war, wird erſt in zweiter Leſung die 
Entſcheidung fallen. In anderen Fragen z. B. 
in der kaſuiſtiſchen Geſtaltung der unterlaſſenen 
Verbrechensanzeige (Vor E. 8 174), in der Faſſung 
der falſchen Anſchuldigung (VorE. 8 171) und in 
der zweiaktigen Ausgeſtaltung des Tatbeſtandes 
der Urkundenfälſchung (Vor E. § 282) iſt die Kom: 
miſſion wieder zum geltenden Rechte zurückgekehrt. 
Die in den letzten Jahren zum StGB. ergangenen 
Novellen, die über die Majeſtätsbeleidigung mit 
der Dreiteilung der ſubjektiven Verſchuldung „in 
der Abſicht der Ehrverletzung, böswillig und mit 
Ueberlegung und vor allem die Novelle vom 


9 Die Ausdehnung des Beamtenbegriffs auf den 
ſog. ä Amtsträger iſt beibehalten. Vorentwurf 
8 12 Nr. 3: Bear. S. 21. 

10 Dig. 1909 S. 1294 und 1912 S. 825. 

1) Bayer. StGB. von 1861, Art. 200. 
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19. Juni 1912 mit ihren einzelnen Vorſchriften 
Entwendung, Notbetrug, Kindermißhandlung uſw. 
find ſachlich übernommen. 

Der Beſondere Teil für Verbrechen und Ver⸗ 
gehen wird neu eingeteilt werden. Er ſoll ent⸗ 
ſprechend dem geltenden Rechte und dem Vorentwurf 
mit den Abſchnitten über Hoch⸗ und Landesverrat 
beginnen. Der Abſchnitt über Verbrechen und 
Vergehen gegen die öffentliche Ordnung iſt in den 
Abſchnitten über Angriff gegen die Staatsgewalt 
und über Friedensſtörung aufgegangen. 

Im einzelnen möchte ich dieſe kurze Ueberſicht 
nach zwei Richtungen geben, inſoweit grundſätzliche 
Aenderungen am Vorentwurf vorgenommen oder 
neue Strafvorſchriften oder ſonſt eine weſentliche 
Verſtärkung des Strafſchutzes beſchloſſen wurden. 
Ich ſtelle hier die beiden am ſchwerſten beahndeten 
Delikte des Allgemeinen Strafgeſetzes voran. 

Beim Hochverrat (VorE. 8 100) iſt die Kom: 
miſſion dem Vorentwurf grundſätzlich geſolgt; ſie 
hat die Aufgabe des Unterſchieds zwiſchen Mord 
und Totſchlag gebilligt, jedoch die Faſſung dahin 
verbeſſert, „wer es unternimmt, den Kaiſer uſw. 
zu töten“. Dagegen iſt bei den Verbrechen und 
Vergehen gegen das Leben (Vork. 88 212 ff.) an 
der Unterſcheidung zwiſchen Mord und Totſchlag 
feſtgehalten, das Erfordernis der Ueberlegung iſt 
aber nicht allein mit der Ausführung, ſondern 
mit der Tat als Ganzes verbunden. Es iſt die 
Faſſung gewählt „wer vorſätzlich und mit Ueber⸗ 
legung einen Menſchen tötet“. Wie im Vorent⸗ 
wurf ſind beim Mord mildernde Umſtände zu⸗ 
gelaſſen. Im Tatbeſtand des Totſchlags iſt für 
beſonders ſchwere Fälle Zuchthaus nicht unter fünf 
Jahren oder lebenslanges Zuchthaus angedroht. 
Infolgedeſſen wurde $ 214 StGB. als entbehr⸗ 
lich geſtrichen. Der Grundtatbeſtand der Abtreibung 
iſt zum Vergehen gemacht nnd nur für beſonders 
ſchwere Fälle Zuchthaus bis zu fünf Jahren vor⸗ 
geſehen. Zugleich wurde hier eine Sonderbeſtimmung 
aufgenommen, nach der die Tötung der Frucht 
ſtraflos ſein ſoll, wenn ſie von einem Arzte mit 
Einwilligung der Schwangeren vorgenommen wird, 
um von dieſer eine erhebliche auf andere Weiſe 
nicht zu beſeitigende Gefahr für Leib oder Leben 
abzuwenden. 
zuprüfen fein. Das ärztliche Operationsrecht wird 
einheitlich geregelt werden müſſen, entweder all⸗ 
gemein beim Tatbeſtande des Notſtands (Nothilfe) 
oder durch einen beſonderen einheitlichen Zatbe: 
ſtand über eigenmächtige ärztliche Behandlung, 
ähnlich wie in $ 279 des Gegenentwurfs und in 
9 325 des Oeſterreichiſchen Entwurfs. Daß bei 
der fahrläſſigen Tötung und bei der fahrläſſigen 
Körperverletzung die Abſätze 2 der 88 222, 230 
StB. (beſondere Hervorhebung der Berufspflicht 
uſw.) geſtrichen wurden, wird in der Praxis der⸗ 
einſt nicht unliebſam empfunden werden. 

Bei der Körperverletzung ſowohl wie bei der 
Beleidigung iſt zum erſten Male im Strafrecht 


Dieſe Sondervorſchrift wird nach⸗ 
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ausdrücklich der Grundſatz der Einwilligung berück⸗ 
ſichtigt und beſtimmt, daß das Antragsrecht aus⸗ 
geſchloſſen iſt, wenn der Verletzte in die Ver⸗ 
letzung eingewilligt hat. 

Die Kommiſſion hat ferner den Zweikampf ent⸗ 
ſprechend dem geltenden Recht als Sonderdelikt be⸗ 
handelt, dabei aber an der grundſaͤtzlich ſchärferen 
Repreſſion des Vorentwurfs (Gefängnis bei frevent⸗ 
licher Verſchuldung) feſtgehalten. Sie iſt andrer⸗ 
ſeits über die Vorſchrift des $ 224 VorE. hinaus: 
gegangen und hat ſtudentiſche Schlägermenſuren 
für ſtraflos erklärt. 

Habe ich hier einige Aenderungen bei den Tat⸗ 
beſtänden angeführt, die Leib und Leben ſchützen 
ſollen, ſo möchte ich weiter eine Neuregelung er⸗ 
wähnen, die einheitlich für mehrere Tatbeſtände 
in verſchiedenen Abſchnitten in Betracht kommt. 
Ueber den Vorentwurf hinaus iſt das rechtswidrige 
Verhalten!) bei einzelnen Tatbeſtänden, die in 
einem gewiſſen inneren Zuſammenhange ſtehen, 
für ſtrafbar erklärt worden. Der Vorentwurf 
hatte den Tatbeſtand der Nötigung (8 240) nicht 
mehr auf die Widerrechtlichkeit der Nötigungs⸗ 
mittel, ſondern auf die Widerrechtlichkeit des ver⸗ 
folgten Zweckes abgeſtellt. Die Kommiſſion gab 
dieſe Regelung auf und faßte in einem geſetzgebe⸗ 
riſchen Mittelweg den Tatbeſtand der Nötigung 
dahin „wer vorſätzlich einen anderen durch Gewalt 
oder durch Drohung mit einem rechtswidrigen 
Verhalten zu einer Handlung, Duldung oder Unter⸗ 
laſſung nötigt, zu der dieſer rechtlich nicht ver: 
pflichtet iſt“. Dielen Tatbeſtand ergänzt der über 
die Bedrohung, der ebenfalls gegenüber dem Vor⸗ 
entwurf (§ 241) geändert iſt und lautet „wer einen 
anderen durch Gewalt oder Bedrohung mit einem 
anderen rechtswidrigen Verhalten in ſeinem Frieden 
ſtört“. Der Tatbeſtand der Hinderung Wahl⸗ 
berechtigter (Vor E. 8 119) iſt ein Unterfall der 
Nötigung. Er enthält nunmehr die gleichen Zwangs⸗ 
mittel wie dieſe „Gewalt oder Bedrohung mit 
einem rechtswidrigen Verhalten“ und zugleich einen 
neuen Abſatz, wonach in gleicher Weiſe beſtraft 
wird „wer einen anderen wegen der Art der Aus⸗ 
übung des Wahlrechts oder wegen Nichtausübung 
des Wahlrechts in wirtſchaftlichen Verruf erklärt“. 
Der Tatbeſtand der Erpreſſung ſchließlich, der eine 
zu weitgehende Anwendung erfahren hat und ſchon 
im Vorentwurf (8 275) und dann in dem Ent: 
wurf einer Strafgeſetznovelle durch die Ausgeſtaltung 
zum Vollendungsdelikt eingeengt wurde, iſt hin⸗ 
ſichtlich der Erpreſſungsmittel noch weiter ein⸗ 
geſchränkt worden. Neben der Vermögensbeſchädi⸗ 
gung erfordert er Gewalt und Drohung mit einem 
rechtswidrigen Verhalten als Begehungsmittel. Die 
Drohung mit einem nicht rechtswidrigen Verhalten 
ſoll nur dann ſtrafbar ſein, wenn die Drohung 
den Gewohnheiten des redlichen Verkehrs wider— 


1) DIR. 1912 S. 1376 und 1913 S. 197. 
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ſpricht. Für beſonders ſchwere Fälle iſt Zucht: 
haus bis zu zehn Jahren vorgeſehen. 

Ehe ich noch zwei weitere Abſchnitte des Be⸗ 
ſonderen Teils berühre und dann zu den neu vor⸗ 
geſchlagenen Straſvorſchriften übergehe, möchte ich 
noch eine grundſaͤtzliche Aenderung des geltenden 
Rechtes erwähnen. Der Grundſatz der obligatoriſchen 
unterſchiedsloſen Einziehung iſt bei den Münz⸗ 
delikten, wo die Münzverringerung in der Geld⸗ 
fälſchung aufgegangen iſt, und bei den Jagd⸗ und 
Fiſchereidelikten in dem bisherigen Umfang auf⸗ 
gegeben.“) So iſt z. B. bei den letzteren Tat⸗ 
beſtänden eine Beſtimmung aufgenommen, daß die 
Einziehung unzuläffig iſt, wenn die rechtswidrige 
Benützung der Sache nachweislich ohne Schuld 
des Eigentümers erfolgt iſt. 

In dem Abſchnitt über Beleidigung, einer der 
ſchwierigſten Materien der Strafrechtsreform, ſtrich 
die Kommiſſion den Abſ. 2 des § 259 VorkE. 
(Beſchränkung des Wahrheitsbeweiſes), fügte aber 
dafür zum Schutze des Privatlebens eine neue 
Vorſchrift ein, die mit Gefängnis bis zu 2 Jahren 
oder mit Geldſtrafe bis 5000 M denjenigen be⸗ 
droht, der vorſätzlich den Frieden des Privatlebens 
eines anderen dadurch ſtört, daß er böswillig über 
Angelegenheiten des häuslichen oder Familien⸗ 
lebens, die das öffentliche Intereſſe nicht berühren, 
öffentlich eine ehrenrührige Tatſache behauptet oder 
mitteilt. Bei dieſem auf zurücknehmbaren Antrag 
verfolgbaren Tatbeſtand darſ der Wahrheitsbeweis 
nur auf Antrag des Verletzten erhoben werden. 
Die Kommiſſion hat ferner verſucht, den Be⸗ 
ſtrebungen der Preſſe auf Ausdehnung des $ 193 
StGB. entgegenzukommen, und dieſer Vorſchrift 
(Vor E. § 263) einen neuen Abſ. 2 hinzugefügt, 
der den Täter auch dann für ſtraflos erklärt, 
wenn er zur Wahrnehmung eines ihn nicht nahe 
angehenden öffentlichen Intereſſes handelt und ſich 
dabei nachweislich in entſchuldbarem guten Glauben 
an die Wahrheit der Behauptung oder Mitteilung 
befunden hat. Die Strafloſigkeit ſoll aber fort⸗ 
fallen, wenn die Aeußerung zur Wahrnehmung 
des Intereſſes offenbar ungeeignet oder unnotig 
war. Dieſe Vorſchrift iſt jedoch ſchon in der 
Oeffentlichkeit wegen des Zuſatzes über den Wegfall 
der Strafloſigkeit angefochten worden. Sie wird 
in zweiter Leſung einer beſonderen Nachprüfung 
bedürſen. 

Bei den Verbrechen und Vergehen wider die 
Sittlichkeit (Vor E. SI 243 ff.) iſt insbeſondere 
8 250 (widernatürliche Unzucht) beibehalten, die 
Ausdehnung auf das weibliche Geſchlecht jedoch 
aufgegeben. Dagegen wurde zum ſtärkeren Schutze 
der Minderjährigen den beiden im Vorentwurſe 
vorgeſehenen erſchwerenden Umftänden ?') ein dritter 
binzugelügt nämlich die Begehung durch einen 


) StGB. 88 150, 152, 295, 296 a. VorE. 88 160, 
162, 298. DIE. 1912 ©. 658 und 1913 S. 200. 
2%) Pore. & 250 Ubi. 2. 
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Volljährigen unter Verführung eines unter 18 Jahre 
alten Minderjährigen. Außerdem ſoll mit Gefängnis 
bis zu 2 Jahren beſtraft werden, wer ſich zu der 
Tat (widernatürliche Unzucht i. S. des $ 250 
Abſ. 1 VorE.) gewerbsmäßig anbietet oder bereit 
erklärt.“) Ebenſo iſt beim Mädchenhandel (VorE. 
8 253) ein erweiterter Schutz geſchaffen. Die 
Vorſchrift, in die 8 48 AuswG. eingearbeitet iſt, 
bedroht nicht nur wie der Vorentwurf denjenigen, 
der ein Gewerbe daraus macht, weibliche Per⸗ 
ſonen der Unzucht zuzuführen, ſondern auch den, 
der aus der vorſätzlichen Beförderung ſolcher 
Zuführung ein Gewerbe macht. Ferner wurde 
zur ſtärkeren Bekämpfung des Zuhaͤlterunweſens 
im Tatbeſtand der Zuhälterei (Vor E. 8 254) für 
beſonders ſchwere Fälle Zuchthaus bis zu 5 Jahren 
angedroht. Dagegen hat die Kommiſſion aus 
8 257 Nr. 3 Vor E. (StGB. 8 184 Nr. 3) die 
Gegenſtände, die zur Verhütung von Geſchlechts⸗ 
krankheiten beſtimmt find, herausgehoben und 
einer Sonderregelung unterſtellt. Ihre Ankündi⸗ 
gung, Anpreiſung oder Ausſtellung dem Publi⸗ 
kum gegenüber ſoll nur dann ſtrafbar ſein, wenn 
ſie in einer Weiſe erfolgt, die geeignet iſt, 
Aergernis zu erregen.“) Auch dieſe Sondervor⸗ 
ſchriſt wird einer Nachprüfung bedürfen. 
(Schluß folgt.) 


Kleine Mitteilungen. 


Kann das Armenrecht für die Wechſelproteſterhebung 
bewilligt werden? Die Frage iſt zu bejahen. „Der 
Proteſt ſoll dazu dienen, zu konſtatieren, daß gewiſſe 
Rechtshandlungen, welche die Wechſelordnung für die 
Entſtehung oder Ausübung eines Wechſelanſpruchs er⸗ 
fordert, zur gehörigen Zeit, am gehörigen Ort, der 
gehörigen Perſon gegenüber im Auftrage des Legiti⸗ 
mierten durch den Proteſtbeamten vorgenommen ſind“ 
(Rehbein⸗Mansfeld, WO., 8. Aufl. S. 147, ROG. 
Bd. 21 S. 168). 

Der Wechſelproteſt iſt ſonach nicht die Beurkundung 
eines Rechtsgeſchäftes im Sinne des 8 167 GF G. vom 
17. Mai 1898 (Staub, WO., 6. Aufl. S. 262, Stranz. 


Wo., 10. Aufl. S. 303). Folglich ſcheidet auch die Ans» 


wendbarkeit des Art. 141 EG. BGB. aus. Aber der 
Wechſelproteſt iſt trotzdem eine Handlung der frei⸗ 
willigen Gerichtsbarkeit. Denn ein Reichsgeſetz, nämlich 
die WO. — Art. 87, RG. vom 30. Mai 1908 (Rehbein⸗ 
Mansfeld, 8. Aufl. S. 2) — ſieht die Erledigung der 
Angelegenheit durch ein Gerichtsorgan vor, ohne einen 
Streit zwiſchen den Beteiligten vorauszuſetzen und ohne 
die Anwendung zivilprozeſſualer Normen vorzuſchreiben 
(Carlebach⸗Pfäfflin, Kommentar zum GF G. S. 2 und 
S. 420, Jaſtrow, Geſ. d. Reiches und Preußens 
über freiwillige Gerichtsbarkeit, 4. Aufl. S. 6, Rehbein⸗ 
Mansfeld a. a. O. S. 149). 


10 Da 2 1912 S. 1373. 
e) DIZ. 1912 S. 1374. 
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Folglich iſt nach 8 1 des Geſ. vom 17. Mai 1898 
für die Frage des Armenrechts bei dem Wechſelproteſt 
der 8 14 des Geſ. vom 17. Mai 1898 maßgebend. 


Wenn alſo in Bayern ein Wechſel durch einen 
Notar proteſtiert werden ſoll, ſo ſchlägt Art. 53 des 
NotG. ein. Soll er durch einen Gerichtsvollzieher 
proteſtiert werden (Art. 66 Ziff. 1 AG. GVG. und die 
Motive hierzu; Verh. d. K. d. Abg. 1878/79, Beilagen⸗ 
band V, Beilage C, S. 155, teilweiſe abgedruckt bei 
Habel, AG. GVG. S. 99, GVGebOO. vom 24. Juni 1878 
— 20. Mai 1898 — 88 18 und 21), ſo entſcheidet der 
Amtsrichter der freiwilligen Gerichtbarkeit. Dabei iſt 
zu beachten, daß bei der Geringfügigkeit der Gebühren 
ſchon ein hoher Grad von Vermögensloſigkeit vor⸗ 
handen ſein muß, um die Bewilligung des Armen⸗ 
rechts zu rechtfertigen (D. R. Z. 1912 — Sp. 819.) Die 
vorſtehenden Rechtsſätze gelten auch für den Scheck⸗ 
proteſt (8 16 des Geſ. vom 11. März 1908). Für den 
durch einen Poſtbeamten (8 1 des Gef. vom 30. Mai 
1908) aufgenommenen Wechſelproteſt gibt es kein 
Armenrecht, da die Poſt nur Portofreiheit, kein 
Armenrecht kennt (Geſ. vom 5. Juni 1869 und bayer. 
VO. vom 22. Dezember 1907). 


Oberamtsrichter Dr. Haberſtumpf in München. 


Aus der Rechtſprechung. 


Reichsgericht. 
A. Zivilſachen. 
1 


Der Auſpruch auf die Bertragsftrafe wird nicht da- 
durch ausgeſchloſſen, daß der Gläubiger zunächſt Erfüllung 
verlangt hat. Ausden Gründen: Auf dieſem Stand— 
punkt ſteht die herrſchende Meinung in der Rechtslehre 
(Oertmann Anm. 2 a, Planck Anm. 1 Abſ. 2, Schollmeyer 
Anm. 1b, Staudinger Anm. II, 1 zu §S 340, Enneccerus, 
Lehrbuch § 261, III, 1, a). Seine Richtigkeit ergibt 
ſich deutlich aus der Entſtehungsgeſchichte des S 340 
Abſ. 1 BGB. Die Beſtimmung des Entw. II $ 420 
lautete: „Hat der Schuldner für den Fall, daß er eine 
ihm obliegende Leiſtung nicht bewirken werde, dem 
Gläubiger eine andere Leiſtung als Strafe verſprochen 
(Konventionalſtrafe), ſo hat der Gläubiger eintretenden 
Falles die Wahl, ob er die Hauptleiſtung oder die 
Strafleiſtung verlangen will“. Sie nahm hinſichtlich 
des wahlweiſen Anrechts auf Erfüllung oder Vertrags⸗ 
ſtrafe ein alternatives Schuldverhältnis mit Wahlrecht 
des Gläubigers an (Mot. II S. 276). Daraus wäre 
zu folgern geweſen, daß der Gläubiger, der die Er— 
füllung verlangte, an ſeine Wahl gebunden ſei, alſo 
nicht mehr die Strafe an Stelle der Erfüllung ver- 
langen könne. In der II. Kommiſſion wurde jedoch der 
Standpunkt der „Alternativobligation“ abgelehnt und 
das im Geſetze dadurch ausgedrückt, daß nach § 340 
Abſ. 1 Satz 2 der Gläubiger den Anſpruch auf Er— 
füllung verliert, wenn er die Strafe verlangt. Die 
Aufnahme dieſer Beſtimmung beweiſt, daß der Gläubiger, 
der den Anſpruch auf Erfüllung wählt, nicht den An⸗ 
ſpruch auf die Strafe verliert, wie es beim alternativen 
Schuldverhältniſſe der Fall wäre. (Urt. des III. ZS. 
vom 7. Januar 1913, III 234/12). 

2914 
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„ Zuläſſigkeit von Kartellbildungen. Unerlaubte 
Mittel zur Erwirkung von Beitrittserklärungen. Aus 
den Gründen: Der beklagte Verband iſt ein ſog. 
„Kartell“, d. h. eine Vereinigung von Gewerbetreibenden 
gleichartiger oder verwandter Gewerbezweige zur Aus⸗ 
ſchaltung oder Milderung des Wettbewerbs unter ſeinen 
Mitgliedern oder, wie das Reichsgericht (RG. 28, 244) 
ſich in beſonderer Beziehung zu einem einzelnen Zwecke 
des Kartells ausgedrückt hat, „eine Vereinigung von 
Gewerbegenoſſen zu dem in gutem Glauben verfolgten 
Zwecke, einen Gewerbebetrieb durch Schutz gegen Ent⸗ 
wertung der Gewerbeerzeugniſſe und die ſonſtigen aus 
Preisunterbietungen einzelner hervorgehenden Nach— 
teile lebensfähig zu erhalten“. Daß die Bildung ſolcher 
Vereinigungen an ſich zuläſſig iſt und nicht gegen die 
Rechtsordnung, insbeſondere auch nicht gegen den im 
81 Gew. aufgeſtellten Grundſatz der Gewerbefreiheit 
verſtößt, iſt unter der Herrſchaft des bis zum 1. Januar 
1900 geltenden Rechts vom Reichsgericht wiederholt 
ausgeſprochen worden (vgl. RG: 28, 238; 38, 155, 
insbeſ. 158). Auch unter der Herrſchaft des jetzt 
geltenden bürgerlichen Rechts iſt die Bildung ſolcher 
Vereinigungen an und für ſich nicht zu beanſtanden; 
insbeſondere kann auch in einem derartigen Zuſammen⸗ 
ſchluß von Gewerbegenoſſen nicht etwa ein Verſtoß 
gegen § 138 BGB. erblickt werden. Hat ſich auch die 
deutſche Geſetzgebung im allgemeinen über die Er⸗ 
laubtheit oder Unerlaubtheit von Kartellen nicht aus⸗ 
geſprochen, fo läßt doch das Reichsgeſetz vom 25. Ok⸗ 
tober 1910 über den Abſatz von Kaliſalzen deutlich er⸗ 
kennen, daß die Rechtsordnung der Bildung von Kar⸗ 
tellen grundſätzlich nicht widerſtreitet, es zielte gerade 
darauf ab, durch ein Geſetz die Bildung oder Erhaltung 
eines Kartells für einen beſtimmten Gewerbebetrieb 
herbeizuführen. Aus dem erſten Teil der amtlichen 
Denkſchrift über das Kartellweſen vom 28. November 
1905 (Druckſ. des RT. Nr. 4, 11. Leg.⸗Per. 2. Seſſ. 
1905/06) ergibt ſich, daß im deutſchen Reiche für eine 
große Zahl von gewerblichen Betrieben und Unter- 
nehmungen, insbeſondere für einige der wichtigſten 
Induſtriezweige (wie Kohle, Eiſen, Stahl uſw.) ſich 
zahlreiche Kartelle gebildet haben, ein Beweis, daß 
dieſe Art des Zuſammenſchluſſes von Gewerbegenoſſen 
einem wirtſchaftlichen Bedürfnis entſpricht. Iſt alfo 
die Kartellierung an ſich nicht zu beanſtanden, ſo kann 
auch der ſatzungsmäßige Zweck des Verbandes, durch 
den Zuſammenſchluß dieſer Fabrikanten deren gemein— 
fame Intereſſen und zwar durch gemeinſchaftliche 
Stellungnahme zu den Forderungen der Lieferanten 
und Abnehmer zu fördern, als ſittenwidrig im Sinne 
des § 138 BGB. nicht angeſehen werden. 

Die angefochtene Entſcheidung gibt dagegen zu 
Bedenken Anlaß, weil das OLG. die Frage mit un— 
zutreffender Begründung verneint hat, ob auch die 
von dem Verbande angewendeten Mittel, um den 
Beitritt der Kläger zu dem Verbande herbeizuſühren, 
gegen die guten Sitten verſtoßen. Wie nämlich das OLG. 
ausführt, ſucht der Verband „durch Arbeiter-, Kunden- 
und Lieferantenſperre die Außenſeiter zum Beitritt 
und zur Unterwerfung unter die Bedingungen ſeiner 
Satzung und ſatzungsmäßigen Beſchlüſſe zu zwingen“. 
Dieſe überaus weitgehenden Zwangsmaßregeln, die 
geeignet ſind, den völligen wirtſchaftlichen Zuſammen— 
bruch der Kläger herbeizuführen, hält das OLG. an⸗ 
ſcheinend um deswillen für zuläſſig, weil der Verband 
dieſe gegen die ‚Außenſeiter“ nur ſolange anwenden 
will, als ſie dem Verband nicht beitreten, wobei es 
betont, daß der Beklagte ſich ausdrücklich bereit erklärt 
habe, die Kläger nach wie vor ohne Eintrittsgebühr 
aufzunehmen. „Die beabjichtigte Schädigung der Kläger“, 
führt das OLG. weiter aus, „wird alſo von dem be— 
klagten Verbande nur als Druckmittel für die Abgabe 
der Beitrittserklärung gebraucht“. In dieſem letzteren 
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Satze tritt die irrtümliche Anſicht des OLG. offen⸗ 
ſichtlich zutage. Es hat die Zuläſſigkeit der von dem 
Beklagten angewendeten Mittel an ſich gar nicht un⸗ 
terſucht, ſondern deren Zuläſſigkeit nur bejaht, weil 
fie nur als Druckmittel zur Herbeiführung einer Bei⸗ 
trittserklärung der Kläger angewendet worden find, 
weil alſo der erſtrebte Zweck erlaubt ſei. Das OLG. 
überſieht ſomit, daß auch ein erlaubter Zweck mit un⸗ 
erlaubten Mitteln verfolgt werden kann, und daß 
ſchon die Verwendung unerlaubter Mittel die Anwend⸗ 
barkeit des S 826 BGB. rechtfertigen kann, auch wenn 
dieſe einem an ſich erlaubten Zwecke dienen. Dem 
Verband iſt es an ſich nicht verwehrt, möglichſt viele 
Gewerbegenoſſen als Mitglieder zu gewinnen, aber 
er hat doch kein Recht darauf, daß alle Gewerbe⸗ 
genoſſen und insbeſondere auch die Kläger dem Ber- 
bande beitreten. Die bloße Tatſache, daß die Kläger 
ſich weigern, die von ihnen geforderte Beitrittserklärung 
abzugeben, verleiht dem Beklagten nicht die Befugnis, 
mit unerlaubten Mitteln einen Druck auf die freie 
Willensentſchließung der Kläger auszuüben, um ſie 
auf dieſe Weiſe zum Beitritt zu zwingen. (Urt. d. 
VI. 3S. vom 7. Nov. 1912, VI 151/12). — — gn. 
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Verletzt der Nichter eine Amtspflicht, der eine im 
Privatklageverfahren notwendige Juſtellung nicht an: 
ordnet? Urſächlicher Zuſammenhang. Auf eine Privat⸗ 
klage der Klägerin wurde D. am 13. Juli 1905 wegen 
Beleidigung zu einer Geldſtrafe verurteilt. 
geklagte war bei der Verkündung des Urteils nur durch 
einen Verteidiger vertreten. Das Urteil wurde ihm 
nicht zugeſtellt. Der Vorſitzende verfügte, offenbar in 
der Meinung, eine Zuſtellung ſei nicht erforderlich, 
am 13. Juli 1905 auf dem Sitzungsprotokoll die Wieder⸗ 
vorlegung der Akten nach einer Woche. Durch eine 
richterliche Verfügung vom 23. Juli 1905 wurde die 
Rechtskraft des Urteils feſtgeſtellt und die Vollſtreckung 
angeordnet. Der Verurteilte bezahlte Strafe und Koſten, 
veranlaßte aber fünf Jahre ſpäter die nachträgliche 
Zuſtellung und legte unter Bezugnahme auf die in— 
zwiſchen eingetretene Verjährung Berufung ein. Um 
größeren Schaden zu vermeiden, ließ ſich die Klägerin 
auf einen Vergleich ein. Nun verlangt ſie den Erſatz 
ihres Schadens, weil der Amtsrichter ſchuldhaft nicht 
für die Zuſtellung des Urteils geſorgt habe. LG. und 
OLG. wieſen ab. Das RG. hob auf. 

Aus den Gründen: Das OL. ſtellt feſt, daß 
nur die Verfügung vom 13. Juli 1905, nicht auch die 
vom 23. Juli 1905 von dem Vorſitzenden herrührt, 
und beſtätigt die Abweiſung der Klage, weil die Ver— 
fügung vom 13. Juli keine Entſcheidung über die 
Rechtskraft treffe, ſondern nur vorbereiten ſolle, für 
den Schaden alſo nicht urſächlich geweſen ſei. Dieſe 
Begründung trifft aber nur für den Schaden zu, der 
durch die Vollſtreckung entſtanden iſt, alſo für den 
Schaden des Verurteilten. Der Schaden der Klägerin 
beruht auf der Unterlaſſung der Zuſtellung, die er— 
forderlich war, um die Rechtskraft herbeizuführen 
(StPO. 8 355 Abſ. 2). 
die Rechtskraft feſtſtellen und die Vollſtreckung an— 
ordnen wollte, nach 88 481, 355 Abſ. 2 StBD. auch 
die Zuſtellungsfrage zu prüfen und erforderlichen Falles 
die Nachholung der Zuſtellung zu veranlaſſen. Allein 
das ſchließt nicht aus, daß vor jhm eine andere Amts— 
perſon die gleiche Pflicht Hatıd und daß die Nicht: 
erfüllung dieſer Pflicht den durch das Unterbleiben 
der Zuſtellung entſtandenen Schaden mitverurſacht 
hat. Da die Zuſtellung des Urteils an den Angeklagten 
erforderlich iſt, um die Rechtskraft herbeizuführen, iſt 
ſie nicht erſt bei der Prüfung des Rechtskraft, ſondern 
alsbald nach der Herſtellung des Urteils anzuordnen. 
Wer fie anzuordnen hat, beſtimmt die StPO. nicht 
ausdrücklich. Aus 8 36 StpO. ergibt ſich aber als 
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Nun hatte der Richter, der 
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Regel, daß die Zuſtellung von der Staatsanwaltſchaft 
oder vom Richter anzuordnen oder zu „veranlaſſen“ 
iſt. Der Gerichtsſchreiber wirkt nur bei der Ausführung 
mit. Infolgedeſſen kann dahingeſtellt bleiben, ob nach 
den für die Zuſtändigkeit der Gerichtsſchreiberei in 
Zuſtellungsſachen maßgebenden Vorſchriften der Ge⸗ 
richtsſchreiber für die Ausführung der von Amts wegen 
erforderlichen Zuſtellungen auch dann zu ſorgen hat, 
wenn die Zuſtellung nicht ausdrücklich angeordnet iſt. 
Denn eine ſolche Verpflichtung des Gerichtsſchreibers 
befreit den Beamten, der die Zuſtellung anzuordnen 
hat, nicht von der Pflicht, die Sache richtig zu be⸗ 
handeln. Da die Amtsanwälte — abgeſehen etwa von 
Ladungen — für die Veranlaſſung von Zuſtellungen 
in der Regel nicht in Anſpruch genommen werden 
ſollen, kommt für die Anordnung von Urteilszuſtellungen 
im ſchöffengerichtlichen Verfahren nur der Richter in 
Betracht. Pflicht des Vorſitzenden war es daher, als⸗ 
bald nach der Herſtellung des Urteils zu prüfen, ob 
eine Zuſtellung erforderlich war, und dann die Zu⸗ 
ſtellung zu veranlaſſen. Dieſer Verpflichtung hat er 
zuwidergehandelt. Er hat alſo durch ſein Verhalten 
als Beamter die ihm — und zwar auch der am 
Privatklageverfahren beteiligten Klägerin gegenüber — 
obliegende Amtspflicht verletzt und dadurch den Schaden 
mitverurſacht. (Urt. des III. ZS. vom 4. Dezember 
1912, III 207/12). 
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IV. 


Form des in Dentſchland errichteten Teflaments 
eines Oeſterreichers. Eine öſterreichiſche Staatsangehörige 
errichtete in Deutſchland ein Teſtament, indem ſie dem 
Notar die Teſtamentsſchrift mit der Erklärung über⸗ 
gab, ſie enthalte ihren letzten Willen, dabei waren zwei 
Zeugen zugezogen worden, von denen der eine der 
Vater der eingeſetzten Erbin iſt. Er konnte daher nach 
§ 2235 BGB. nicht als Zeuge mitwirken. Das NE. 
führte über die Frage der Gültigkeit des Teſtaments 
folgendes aus: 

Die Beerbung der It richtete ſich gemäß Art. 25 CG. 
BGB. nach öſterreichiſchem Rechte. Mithin iſt auch das 
öſterreichiſche internationale Privatrecht für die Form 
der letztwilligen Verfügung maßgebend. Auch für das öſter⸗ 
reichiſche internationale Privatrecht gilt aber unzweifel⸗ 
haft die in Art. 11 Abſ. 1 Satz 2 EG. BGB. enthaltene 
Regel, wonach für die Form eines Rechtsgeſchäfts die 
Beobachtung der Geſetze des Ortes genügt, an dem das 
Rechtsgeſchäft aufgenommen wird. Dieſe Regel iſt zwar 
im Oeſt ABGB. nicht ausdrücklich ausgeſprochen, aber 
nur deshalb nicht, weil ſie als allgemein bekannt und 
unbeſtritten gültig vorausgeſetzt wurde (Unger, Syſtem 
des OeſtAPrivR. 5. Auflage Bd. 1 § 23 S. 207 f.). 
Die Klägerin wäre mithin Erbin geworden, wenn das 
von dieſer errichtete Teſtament nach deutſchem Recht 
gültig errichtet worden wäre. Nach deutſchem Recht 
wäre es aber in gültiger Form errichtet geweſen, wenn 
nicht der zugezogene Zeuge M. als Zeuge nach S 2235 
BGB. von der Mitwirkung ausgeſchloſſen geweſen wäre. 

Das OLG. iſt ſchon auf Grund des Art. 11 Abſ. 1 
Satz 2 EG. BGB. zu der Annahme gelangt, daß die Ans 
wendung der durch das BGB. vorgeſchriebenen Form 
für die Gültigkeit des Teſtaments genügt hätte, ohne 
hierbei auf das öſterreichiſche Recht zurückzugehen; 
dieſes wird vielmehr nur für die Frage herangezogen, 
ob der nach deutſchem Rechte hier vorliegende Nichtig— 
keitsgrund auch nach öſterreichiſchem Rechte beſteht. 
Das iſt nicht richtig. Die von dem Bundesrate der 
Mehrzahl der im EI. BGB. enthaltenen Normen des 
deutſchen internationalen Privatrechts (vgl. Art. 13, 
14, 15, 18, 19, 20, 22, 24) gegebene Faſſung unter: 
ſcheidet ſich von den früheren Entwürfen dadurch, daß 
nur eine Abgrenzung gegenüber dem deutſchen Rechte, 
nicht aber eine Grenzziehung zwiſchen allen möglichen 
Geſetzgebungen vorgenommen wird. Art. 11 EG. BGB. 
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gehört zu den wenigen Ausnahmefällen (Art. 7, 11, 21), 
in denen die alte Faſſung beibehalten worden ift. Dies 
mag für Art. 11 ſeinen Grund darin haben, daß wohl 
in allen Rechtsgebieten übereinſtimmend der in Art. 11 
aufgeſtellte Satz gilt, 2 daß ſachlich das 1 Er⸗ 
gebnis vorliegt wie bei der anderen Faſſung. Es iſt 
aber daran feſtzuhalten, daß das für die Form der 
Rechtsgeſchäfte maßgebende Recht von dem inter⸗ 
nationalen Rechte des Staates beſtimmt wird, nach 
deſſen Recht das den Gegenſtand des Rechtsgeſchäfts 
bildende Rechtsverhältnis zu beurteilen iſt. Sollte das 
für das Rechtsverhältnis maßgebende Recht den Satz 
locus regit actum nicht kennen, ſo müßte nach dem dem 
deutſchen Rechte zugrunde liegenden Grundſatze das 
für das Rechtsverhältnis maßgebend Recht und nicht 
Art. 11 EG. BGB. entſcheiden. (Urt. des III. ZS. vom 
17. 3 1912, III 151/12). 
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Nochmalige Beeidigung 3 in der Be⸗ 
rufungsinſtanz. Still ſchweigender Verzicht darauf. Aus 
den Gründen: Der Reviſion iſt zuzugeben, daß nach 
dem Geſetze die Beeidigung des Sachverſtändigen S. 
im Rechtszuge der Berufung ne geſchehen müſſen. 
Durch 8 410 ZPO. ä. F. war beſtimmt, daß die Sach⸗ 
verſtändigen ſtets beeidigt werden mußten, wenn nicht 
beide Streitteile darauf verzichteten. Nach der Faſſung 
des Abänderungsgeſetzes vom 1. Juni 1909 ſind für 
die Beeidigung von Sachverſtändigen dieſelben Er⸗ 
forderniſſe gegeben, wie für Zeugen. Zeugen ($ 391 
Abi. 1) und Sachverſtändige (88 402, 410 ZPO.) find 
regelmäßig zu beeidigen. Von den Ausnahmen kommen 
die des 8 393 für den Sachverſtändigen S. hier nicht 
in Betracht. Seine Beeidigung durfte alſo nur unter⸗ 
bleiben, wenn beide Teile auf fie verzichteten (SS 391 
Abf. 2, 402). Der Kläger hatte im erſten Rechtszuge 
auf die Beeidigung ſchlechthin, der Beklagte nur für 
dieſen Rechtszug und unter der Bedingung verzichtet, 
daß der Widerklage ſtattgegeben werde. Der auf die 
88055 beſchränkte Verzicht war zuläſſig (JW. 1903, 

. Er kann rechtliche Wirkungen äußern nur 
Waerhald der ihm durch den Erklärenden geſteckten 
Grenzen, alſo nur für den erſten Rechtszug. Die Gut⸗ 
achten des S. kamen daher für das OLG. zunächſt nur 
als unbeeidigte in Betracht. Einen Verzicht für den 
zweiten Rechtszug hatte der Beklagte ausdrücklich nicht 
erklärt. Deshalb hätte das Berufungsgericht an ſich 
dem Geſetze gemäß den S. beeidigen müſſen. Es iſt 
auch nicht richtig, wenn das OLG. ſagt, die Beſchränkung 
auf den erſten Rechtszug würde eine Beeidigung im 
zweiten nur nötig machen, wenn eine nochmalige Ver⸗ 
nehmung angeordnet worden wäre. 

Allein die Beeidigung iſt nachgiebiges Prozeßrecht. 
Sie gehört zu den Prozeßvorſchriften, deren Verletzung 
unter den Vorausſetzungen des § 295 Abſ. 1 nicht mehr 
gerügt werden kann. Liegen dieſe Vorausſetzungen 
vor, dann kann die Rüge auch im Reviſionsverfahren 
nicht mehr erfolgen, der Zweck des 8 295 iſt gerade, 
die Zahl der formellen Reviſionsbeſchwerden zu ver: 
mindern (JW. 1900 S. 310 ). Es kann auf ſich be⸗ 
ruhen, ob ſie hier gegeben ſind, ob namentlich der An⸗ 
geklagte den Prozeßverſtoß im Berufungsverfahren zu 
rügen überhaupt Gelegenheit gehabt hätte, obwohl die 
Entſcheidung, daß die Beeidigung unterbleiben ſolle, 
erſt nach Schluß der Berufungsverhandlung, nämlich 
im angefochtenen Urteile ſelbſt erging. Denn auch ohne 
Anwendung des 8 295, ohne die Annahme, daß er auf 
die Rüge des Prozeßverſtoßes verzichtet habe, iſt dahin 
zu entſcheiden, daß der Beklagte mit feinem Reviſions— 
angriffe keinen Erfolg haben kann. Auf die Beeidigung 
des Sachverſtändigen ($$ 391 Abſ. 2, 402) konnte nicht 
bloß ausdrücklich verzichtet werden. Die Gutachten 
waren für den erſten Rechtszug zwar prozeſſual fehler- 
los, für den zweiten aber mit dem Mangel der unter— 


— — — — 


bliebenen Beeidigung behaftet. 


Der Beklagte kannte 
dieſen Mangel. 


Die Gutachten wurden in der Be⸗ 
rufungsverhandlung vorgetragen, ohne daß der Be⸗ 
klagte ſich ihrer Benutzung als Beweisſtoff durch den 
Gegner und der Verwertung durch das Gericht 
wider Ae Er beantragte nicht etwa die Beeidigung 
des Sachverſtändigen, vielmehr nur ſeine wiederholte 
Vernehmung und zwar vor dem Prozeßgerichte. Darin 
liegt die Kundgebung, daß auch er trotz fehlender Be⸗ 
eidigung die Gutachten als Beweisſtoff betrachtet und 
betrachtet wiſſen wolle, und damit ein neuer Verzicht 
auf die Beeidigung, und zwar nunmehr für das Be⸗ 
rufungs verfahren. (Urt. des III. 38S. vom 22. Ja⸗ 
nuar 1913, III 300/1912). 
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VI. 


‚Suläffigteit einer Berufung, die wegen nachträg⸗ 
licher Erled nung der Hanptſache auf den 5 
beſchränkt wird. M. hat von der Bank E. M. 

Darlehen erhalten und dafür Hypothek beſtellt. 


ein 
Das 
damit belaſtete Grundſtück iſt zunächſt auf die Klägerin 
und von dieſer auf die Beklagte im Wege der Auf⸗ 
laſſung übergegangen. Die Darlehensſchuld iſt bei 
M. verblieben, da die Gläubigerin E. M. die Klägerin 
nicht als Schuldnerin annahm. Die Klägerin hat jedoch 
bei dem Erwerb des belaſteten Grundſtücks im inneren 
Verhältnis zu M. die Schuld übernommen und auch 
in einem von dem Konkursverwalter des M. gegen ſie 
angeſtrengten Prozeſſe anerkannt, daß ſie die Gläubigerin 
. wegen der Darlehensforderung zu befriedigen 
habe, worauf am 19. Dezember 1910 Urteil gegen ſie 
erging. Im nunmehrigen Prozeſſe behauptet die 
Klägerin, daß die Beklagte ihr gegenüber zur Be⸗ 
friedigung der Darlehensgläubigerin verpflichtet ſei. 
Gegen das abweiſende Urteil des LG. hat ſie recht⸗ 
zeitig am 30. Auguſt 1911 die Berufung ohne Be⸗ 
ſchränkung des Umfangs eingelegt und in der Berhands 
lung beantragt, die Hauptſache für erledigt zu erklären 
und im Koſtenpunkt zu entſcheiden. Das Berufungs⸗ 
gericht hat die Berufung für zuläſſig erklärt und 905 
RG. hat dies gebilligt. 

Aus den Gründen: Nach 5 99 ZBO. iſt die 
Anfechtung der Entſcheidung im Koſtenpunkt unzuläſſig, 
wenn nicht gegen die Entſcheidung in der Hauptſache 
ein Rechtsmittel eingelegt wird. Vorausgeſetzt iſt hiebei, 
wie das Reichsgericht ſchon mehrfach ausgeſprochen 
hat, daß die Einlegung des Rechtsmittels zur Haupt⸗ 
ſache zuläſſig iſt; ſie muß insbeſondere von einer 
Partei ausgehen, die in dem für die Zuläſſigkeit maß⸗ 
gebenden Zeitpunkt der Einlegung des Rechtsmittels 
noch durch die Entſcheidung zur Hauptſache beſchwert 
iſt und ſo einen ernſtlichen Antrag zur Hauptſache 
ſtellen kann. Iſt dies nicht der Fall, hat ſich vor Ein⸗ 
legung der Berufung die Hauptſache erledigt, dann 
iſt die Berufung unzuläſſig. Dieſe Sachlage war aber 
hier am Tage der Einlegung der Berufung nicht ge⸗ 
geben, wie das Berufungsgericht rechtlich bebentenftei 
angenommen hat. Zutreffend hat es dargelegt, daß 
die Ende Juni 1911 erfolgte Abtretung der Darlehens⸗ 
forderung von der bisherigen Gläubigerin E. M. an 
den Gutsbeſitzer H. nur den Uebergang dieſer ne 
rechte bewirkte, daß fie aber für das auf 8 415 Abf. 3 
BGB. beruhende Schuldübernahmeverhältnis zwiſchen 
den jetzigen Prozeßparteien, ſowie zwiſchen M. und 
der Klägerin nur die Bedeutung hatte, daß es ſich 
künftighin um die Verpflichtung zur Befriedigung des 
H. an Stelle der Firma E. M. handelte. Sachlich iſt 
alſo die Hauptſache des nunmehrigen Prozeſſes durch 
die erwähnte Abtretung nicht erledigt worden. Hat 
ſich erſt nach der Einlegung des Rechtsmittels die 
Hauptſache erledigt und deshalb der Rechtsmittelkläger 
ſeinen Antrag auf den Koſtenpunkt beſchränkt, ſo iſt 
das Rechtsmittel zuläſſig, da die durch die geſetzmäßige 
Einlegung des Rechtsmittels einmal begründete Zu— 
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läſſigkeit durch die ſpätere ſachliche Erledigung nicht 
beſeitigt wird. Das Berufungsgericht hat nun aber 
darüber nicht entſchieden, ob hier nach Einlegung der 
Berufung der Anſpruch der Klägerin ſachlich erle— 
digt worden ſei. Es iſt zwar feſtgeſtellt, daß im 
Oktober 1911 zwiſchen dem Konkursverwalter des M. 
und der Klägerin ein Vergleich abgeſchloſſen worden 


iſt, in dem erſterer auf die Rechte des M. gegen die 


Klägerin aus dem Anerkenntnisurteil vom 19. De⸗ 
zember 1910 verzichtet hat. Mit Rückſicht hierauf hat 
ſich die Klägerin auf den Standpunkt geſtellt, daß auch 
die Hauptſache des nunmehrigen Prozeſſes erledigt 
ſei. Die Beklagte hat jedoch widerſprochen und das 
Berufungsgericht hat die Frage offen gelaſſen. Eine 
Entſcheidung war aber auch für die jetzt allein zu be⸗ 
urteilende Frage der Zuläſſigkeit der Berufung nicht 
erforderlich. Würde allerdings feſtſtehen, daß der 
Anſpruch nach Einlegung der Berufung nicht ſach— 
lich erledigt worden iſt, dann hätte die Klägerin 
ihre Berufung nicht auf den Koſtenpunkt beſchränken 
können, da hierin eine Zurücknahme des Rechts- 
mittels hinſichtlich der Hauptſache gelegen wäre, 
die die Unzuläſſigkeit des ganzen Rechtsmittels zur 
Folge gehabt hätte. Hier war jedoch die Erledigung 
der Hauptſache zwiſchen den Parteien ſtreitig. Es lag 
daher auch noch ein ſtreitiges Rechtsverhältnis vor, 
über das eine ſachliche Entſcheidung ergehen konnte. 
Wenn nun die Klägerin gemäß ihrer Auffaſſung, daß 
durch den Vergleich die Hauptſache des nunmehrigen 
Prozeſſes erledigt ſei, den Antrag geſtellt hat, die 
Hauptſache für erledigt zu erklären und im Koſten— 
punkt zu erkennen, ſo enthält dieſes Geſuch nicht bloß 
einen Antrag im Koſtenpunkt, ſondern auch einen ſolchen 
zur Hauptſache. Die Beſtimmung des 8 99 Abſ. 1 
ZPO. trifft daher nicht zu, vielmehr hat das Be⸗ 
rufungsgericht die Berufung mit Recht für zuläſſig 
befunden. (Urt. des III. ZS. vom 6. Dez. 1912, III 
223/1912). E. 
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B. Strafſachen. 
J. 


Kann jemand, der Suͤßſtoff von Bayern nach Oeſter⸗ 
reich eingeſchmnggelt hat und dafür beſtraft worden iſt, 
auch noch wegen des Beſitzes des Süßſtoffes auf Grund 
des 5 8 Süßſtoff G. beftraft werden? Aus den Gründen: 
Die Angeklagte iſt verurteilt worden, weil ſie Süßſtoff 
in einer Menge von mehr als 50 g im Beſitz gehabt 
hat, den fie in F. von einem Schmuggler erhalten hatte. 
Sie hat den Süßſtoff von F. nach Salzburg gebracht und 
iſt dort wegen dieſes Schleichhandels von Bayern nach 
Oeſterreich beſtraft worden. Ob ſie die Strafe verbüßt 
hat, iſt aus dem Urteil nicht zu erſehen. Aber ſelbſt 
wenn die Behauptung des Verteidigers richtig iſt, daß 
die Strafe in Oeſterreich vollzogen worden ſei, iſt 8 7 
StGB. nicht anwendbar, weil die beiden Urteile nicht 
dieſelbe Handlung zum Gegenſtand haben. Der Ver— 
teidiger ſcheint anzunehmen, daß überhaupt nur eine 
Handlung im natürlichen Sinne vorliege, ſo daß ein 
Fall des 8 73 StGB. gegeben ſei. Allein dies iſt nicht 
richtig. Das Einbringen des Sacharins nach Oeſter— 
reich ſetzt zwar voraus, daß die Angeklagte vorher in 
Deutſchland im Beſitz des Sacharins war, aber daraus 
folgt nicht, daß der Beſitz des Süßſtoffs im Inland 
dieſelbe Handlung iſt, wie deſſen Einbringung nach 
Oeſterreich. Ganz abgeſehen davon, daß § 8 SüßſtoffG. 
gar keine Handlung mit Strafe bedroht, ſondern einen 
Zuſtand, den bewußten Beſitz von Süßſtoff, genügt die 
Tatſache, daß von mehreren Tatigkeiten die eine zum 
Zweck der anderen vorgenommen wird, nicht dazu, 
beide als eine und dieſelbe Handlung im natürlichen 
Sinn auffaſſen zu können. Vielmehr müjjen die Tätig 
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keiten, durch die der Tatbeſtand der verſchiedenen ſtraf⸗ 
baren Handlungen hergeſtellt wird, dergeſtalt zu⸗ 
fammenfullen, daß mindeſtens ein Teil der einheitlichen 
Handlung zur Herſtellung des Tatbeſtandes beider 
Delikte mitwirkt — vgl. Entſch. 32, 137 (139, 140), 
32, 384 (385). Das iſt aber hier nicht der Fall. So⸗ 
bald die Angeklagte die Grenze erreicht hatte, war ſie 
nicht mehr im Inland im Beſitz des Sacharins, und 
erſt von dem Ueberſchreiten der öſterreichiſchen Grenze 
ab begann der Schleichhandel, wegen deſſen ſie in 
Oeſterreich beſtraft worden iſt. Es kann zweifelhaft 
erſcheinen, ob ebenſo zu entſcheiden wäre, wenn die 
Angeklagte wegen des Schleichhandels nach Oeſterreich 
nicht in Oeſterreich nach dortigem Geſetz, ſondern im 
Deutſchen Reich auf Grund des 8 2 des deutſchen Ge⸗ 
ſetzes vom 9. Juni 1895 betr. Ausführung des Zoll⸗ 
kartells mit Oeſterreich verurteilt worden wäre. Denn 
abweichend von dem 8 203 des öſterreichiſchen Gefäll⸗ 
StGB. bedroht der angeführte § 2 ſchon jedes Unter⸗ 
nehmen der Kontrebande nach Oeſterreich. Allein dies 
bedarf keiner Erörterung, weil 8203 a. a. O., auf Grund 
deſſen die Angeklagte beſtraft worden iſt, mit Strafe 
nur die Uebertretung des Einfuhrverbotes ſelbſt be 
droht. Auch eine fortgeſetzte Handlung liegt nicht vor, 
weil verſchiedene Rechtsgüter verletzt ſind. Für die 
verbotswidrige Einfuhr von Süßſtoff in das Deutſche 
Reich und von da nach Oeſterreich hat dies der er⸗ 
kennende Senat bereits in dem Urteil vom 28. März 
1912, 1 D 196/12 nachgewieſen. Es gilt aber auch für den 
ungerechtfertigten Beſitz von mehr als 50 g Sacharin, 
der nur dann nicht beſtraft wird, wenn der Süßſtoff 
nicht verbotwidrig hergeſtellt oder eingeführt, ſondern 
von einer zur Abgabe befugten Perſon bezogen worden 
iſt, deſſen Beſtrafung alſo deshalb erfolgt, weil ver⸗ 
mutet wird, daß der Süßſtoff verbotwidrig hergeſtellt 
oder eingeführt worden ſei. (Urt. des I. StS. vom 
25. November 1912, 1 D 887/12). E. 
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II 


1. Fortgeſetztes Vergehen; kann das Gericht die 
Verhängung einer Orduungsſtrafe aus 8 152 BZNG. 
für Zuwiderhandlungen gegen dieſes Geſetz mit der 
Begründung ablehnen, daß dieſe Verfehlungen und andere, 
für die es gleichzeitig eine Deſrandationsſtraſe ans: 
ſpricht, znſammen ein fortgeſetztes Vergehen bilden ? 
2. Trans portkontrolle im Grenzbezirk; Tragweite der 
Ansnahmebeftimmung in § 120 0 Doll. us den 
Gründen: 1. Der Erſtrichter verſtößt gegen die Rechts⸗ 
grundſätze über den Fortſetzungszuſammenhang auf 
dem Gebiete des Strafrechts, indem er es ablehnt den 
Angeklagten zu einer Ordnungsſtrafe nach 8 152 VZolld. 
zu verurteilen. Er teilt die Anſchauung der Anklage, 
daß „dem Angeklagten nicht mehrere ſelbſtändige, je⸗ 
weils für ſich die Vorausſetzung eines Zollvergehens 
erfüllende verbrecheriſche Handlungen zur Laſt liegen, 
ſondern nur ein fortgeſetztes Zollvergehen“. Den Grund 
dafür findet er darin, daß die ganze Tätigkeit des 
Angeklagten bei der Kaffeeeinfuhr dem Willensentſchluſſe 
des Angeklagten entſprungen ſei, ſich durch günſtigen 
Einkauf und Verkauf holländiſcher Waren eine dauernde 
Erwerbsquelle zu verichaffen, und zwar ſowohl in den 
Fällen, in denen Zollhinterziehung angenommen iſt, 
als auch in den Fällen, in denen Zollhinterziehung 
wegen Fehlens der Hinterziehungsabſicht verneint iſt. 
Er lehnt es ab, dieſe einheitliche, in den Hinter⸗ 
ziehungsfällen ſchon mit Defraudationsſtrafe geahndete 
wegen Unterlaſſung der vorgeſchriebenen 
Buchführung in den nicht als Defraudationen erach— 
teten Einfuhrfällen mit Ordnungsſtrafe zu belegen. 
Die Begründung zeigt, daß das LG. die Vorausſetzungen 
des Fortſetzungszuſammenhangs im ſtrafrechtlichen 
Sinne verkennt. Hauptvorausſetzung für einen ſolchen 
Zuſammenhang iſt ein einheitlicher „verbrecheriſcher“ 
d. h. auf die Begehung einer einheitlichen Straftat ges 


Beitfchrift für Rechtspflege in Bayern. 1918. Nr. 6. 


richteter Vorſatz. Der „Willensentſchluß, ſich durch 
günſtigen Einkauf und Verkauf holländiſcher Waren 
eine dauernde Erwerbsquelle zu verſchaffen“, iſt übers 
haupt kein Vorſatz ſolcher Art. Den Vorſatz der Zoll⸗ 
hinterziehung aber, der ein ſolches einigendes Band 
für den Fortſetzungszuſammenhang bilden könnte, hat 
das LG. gerade für die vor dem 22. Oktober 1910 
liegenden Einfuhrfälle, auf die es hier ankommt, ver⸗ 
neint. Die Begründung, mit der das LG. die An⸗ 
wendung des 8 152 VZollG. abgelehnt hat, ift alfo 
rechtsirrig. 

2. Der Angeklagte H. hat Kaffee zur Weiter⸗ 
verſendung mit der Eiſenbahn von der Uebernahme⸗ 
ſtelle an den Bahnhof geſchafft. In dem Grenzbezirke, 
in dem dieſe Transporte erfolgten, war die Transport- 
kontrolle nach den 88 119 ff. VZoll G. eingeführt; dem⸗ 
zufolge durften dort auch Kaffeetransporte nur mit 
Legitimationsſchein erfolgen, ſoweit ſie der Kontroll⸗ 
vorſchrift unterſtanden, wenn nicht der Transport⸗ 
führer den Strafvorſchriften der SS 135, 136 Nr. 5 d 
und 152 Voll G. verfallen ſollte. Das LG. nimmt 
auch an, daß der Angeklagte H. bei feinen Trunsporten 
einen Legitimationsſchein nicht hatte, hält aber die 
angeführten Geſetzesſtellen um deswillen nicht für an⸗ 
wendbar, weil der Transport von der Uebernahme⸗ 
ſtelle zum Bahnhof innerhalb ein und derſelben ge⸗ 
ſchloſſenen Ortſchaft des Grenzbezirks i. S. des § 120 
BZoll S. von Haus zu Haus erfolgt und darum nicht 
legitimationsſcheinpflichtig geweſen ſei. Für dieſe An⸗ 
ſchauung beruft ſich das LG. auf die Ausführungen, 
die über dieſe Frage Havenſtein in der 2. Auflage 
ſeines Kommentars zur Zollgeſetzgebung des Reichs 
und zwar in Anm. 2 zu 8 120 VZollG. gemacht hat. 
Allein dieſen Ausführungen, die ſich gegen die Entſch. 
des 3. StS. vom 29. Mai 1884 (Entſch. 10, 413) und 
gegen die ſachlich damit übereinſtimmende Entſch. des 
4. StS. vom 29. September 1903 (Entſch. 36. 369, 371) 
richten, kann nicht beigetreten werden. In einem 
Grenzbezirk, für den die Trans portkontrolle angeord⸗ 
net iſt, dürfen die ihr unterworfenen zullpflichtigen 
Waren innerhalb der gefchloſſenen Ortſchaft vom Ab- 
gangsort zum Bahnhof trotz der Ausnahmebeſtimmung 
in 8 120 Zoll. nur mit Legitimationsſchein trans: 
portiert werden, wenn die Waren nicht am Bahnhof 
verbleiben, ſondern von dort mit der Bahn weiter⸗ 
geführt werden ſollen. An dieſem ſich aus den früheren 
Entſcheidungen ergebenden Satze hält auch der jetzt 
erkennende Senat feſt. (Urt. des V. StS. vom 19. No⸗ 
vember 1912, 5 D 709/1912). E. 
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III. 


Sind die 36 317, 318, 318 a StG. auf eine Be: 
ſchädigung oder Veränderung anzuwenden, durch die 
der Täter uur die bei ihm eingerichtete Sprechſtelle aus 
dem Verkehr ausſchaltet? Aus den Gründen: 
Wie eine von den öffentlichen Fernſprechämtern ge— 
leitete und für die Bewohner eines Ortes zur all— 
gemeinen Benutzung eingerichtete Fernſprechanlage 
(Ortsfernſprechnetz) als Ganzes zu öffentlichen Zwecken 
dient, ſo iſt das auch bei den einzelnen Sprechſtellen 
als Teilen der Anlage der Fall. Wenn dem einzelnen 
Teilnehmer eine Sprechſtelle zur eigenen und beliebigen 
Benutzung überlaſſen iſt, um ihm unmittelbar den Ge— 
brauch der Anlage zu ermöglichen, ſo ergibt ſich daraus 
nicht etwa auch ſeine Befugnis, durch Einwirkung auf 
die Anlage als ſolche den Anſchluß völlig aufzuheben, 
die Sprechſtelle vom Fernſprechnetz zu löſen und den 
Betrieb der Geſamtanlage als ſolcher dadurch zu ver— 
hindern, daß er den Verkehr nach der ihm eingerichteten 
Stelle endgültig mittels Beſchädigung oder Veränderung 
der hier aufgeſtellten und ihm zum Gebrauch anver— 
trauten „Teile und Zubehörungen“ der Anlage uns 
möglich macht. Die im Urteil feſtgeſtellte abſichtliche 
Zerſtörung des Fernſprechapparates und des ſonſtigen 
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Zubehörs durch den Angeklagten ift daher aus 8 317, 
318 a StGB. ſtrafbar, ſofern der Angeklagte als Folge 
vorausſah und wollte, daß ſeine Sprechſtelle im Fern⸗ 
ſprechverkehr nicht mehr zu benutzen war. Eine ſolche 
Geſtaltung des Vorſatzes hat aber der Tatrichter für 
erwieſen erachtet. Die in der Reviſionsſchrift als not⸗ 
wendig bezeichnete Feſtſtellung, daß eine „andere Fern⸗ 
ſprechleitung oder die Zentralſtelle gefährdet oder ge⸗ 
hindert wurde“, war hiernach entbehrlich, weil eben 
der Betrieb der Anlage als ſolcher, des einheitlichen 
Ganzen, dadurch verhindert war, daß der Verkehr nach 
und von einer einzelnen amtlich eingerichteten Sprech⸗ 
ſtelle aufgehoben und unmöglich gemacht worden war. 
Zu dieſer Störung iſt der Teilnehmer am Fernſprech⸗ 
netz ebenſowenig befugt wie ein Dritter, der durch die 
Störung des Geſamtbetriebs mittels Außerbetriebſetzung 
auch nur einer einzelnen Fernſprechſtelle ſich des Ver⸗ 
gehens gegen §§ 317, 318 a StB. ſchuldig macht. 
Der Teilnehmer verfügt über die Einrichtungen der 
Anlage nur ſoweit, als dieſe ihm nach den maßgeben⸗ 
den Beſtimmungen vertragsmäßig zur Benutzung über⸗ 
laſſen ſind; danach ſteht es ihm auch frei, ſeine Sprech⸗ 
ſtelle ſeinerſeits nicht zu Geſprächen zu benutzen und 
den Empfang von Geſprächen abzulehnen, indem er 
den Anruf unbeachtet läßt; daraus erwächſt ihm aber 
nicht, wie die Reviſionsſchrift anzunehmen ſcheint, 125 
das Recht, Anrufe von anderen Teilnehmern dur 

Beſchädigung oder Veränderung von Teilen der Anlage 
zu verhindern, oder gar die Sprechſtelle aus der An⸗ 
lage überhaupt auszuſchalten, indem er durch abſicht⸗ 
liche Beſchädigungen ihrer Teile und Zubehörſtücke 
bewirkt, daß die Sprechſtelle nicht mehr als Teil der 
Anlage benützbar iſt, die Zentrale 1 0 nicht imſtande 
iſt, ihrer Vertragspflicht entſprechend Geſpräche mit 
jener Stelle zu vermitteln. Je nachdem dieſer Erfolg 
der Verhinderung oder einer ſonſtigen Gefährdung des 
Betriebs als ſolchen vom Vorſatz des Täters umfaßt 
iſt oder nicht, wird die Beſchädigung einzelner Teile 
der Anlage aus SS 317, 318 a StGB. oder gegebenen⸗ 
falls, wenn die Betriebsſtörung nur vorherſehbar, 
aber nicht gewollt war, nach 88 318, 318 a StGB. 
ſtrafbar fein. (Urt. des I. StS. vom 14. Nov. 1912, 
1 D 972/912). E. 
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IV. 


Was verſteht man unter „Sache“ i. S. des $ 23 
Abſ. 2 Stßpo.? Aus den Gründen: An der Er⸗ 
laſſung des angefochtenen Urteils hat der LZGRat M. 
teilgenommen, der in einem früheren, durch rechts— 
kräftiges Urteil vom 13. November 1909 beendigten 
Strafverfahren gegen die jetzigen Mitangeklagten K. 
und St. und 2 Genoſſen die Vorunterſuchung geführt 
hat. Das Gericht hat die Tat des K., die den Gegen— 
ſtand des derzeitigen Strafverfahrens bildet, als die 
nämliche erachtet, wegen derer K. in dem früheren 
Verfahren zu Strafe verurteilt worden iſt, und hat 
demzufolge die neue Strafverfolgung gegen K. für un— 
zuläſſig erklärt. Der Angeklagte St. iſt in dem früheren 
Verfahren der Begünſtigung des damaligen Mitan— 
geklagten Z. beſchuldigt geweſen, der mit K. gemein- 
ſchaftlich gehandelt hat, und iſt damals von dieſer 
Anklage freigeſprochen worden. In dem jetzigen Ver— 
fahren iſt ihm gemeinſchaftliches Handeln mit K. und 
Genoſſen, zu denen auch Z. zu zählen iſt, zur Laſt 
gelegt; er iſt auch in dieſer Beziehung nunmehr frei— 
geſprochen worden. Bei dieſer Sachlage iſt die Reviſion 
des Staatsanwalts begründet, ſoweit ſie wegen der 
Mitwirkung des LGRats M. bei der Erlaſſung des 
neuen Urteils Verletzung des 8 23 Abſ. 2 StPO. 
rügt. Nach dieſer Geſetzesſtelle darf der Unter— 
ſuchungsrichter in den Sachen, in welchen er die Vor— 
unterſuchung geführt hat, nicht Mitglied des erkennenden 
Gerichts ſein. Unter „Sache“ iſt hier dasſelbe ge— 
meint, wie mit dem ſonſt im Geſetz gebrauchten Aus— 
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druck „Strafſache“ „ iſt zunächſt jedes Verfahren 
zu verſtehen, welches die ſtrafrechtliche Verfolgung 
einer Perſon wegen einer beſtimmten Tat zum Gegen⸗ 
ſtand hat, ſodann aber auch im Falle der Verbindung 
mehrerer Strafſachen das Verfahren wegen der ver⸗ 
bundenen „Straffälle“ in ihrer Geſumtheit (vgl. SS 2 ff., 
insbef. 8 5 StPO.; Entſch. 17, 173). Das gegen⸗ 
wärtige Verfahren iſt nun allerdings rein förmlich 
betrachtet ein anderes als das frühere und es iſt die 
dem jetzigen Hauptverfahren vorausgegangene Vor⸗ 
unterſuchung nicht von dem LGRat M, ſondern von 
einem anderen Richter geführt worden. Allein ſeinem 
inneren Weſen nach iſt das jetzige Verfahren dasſelbe 
wie das frühere, ſoweit es ſich um die Strafverfolgung 
des K. und des St. handelt; die „Strafſache“ iſt in» 
ſoweit hier wie dort die nämliche. Bei K. iſt das 
ohne weiteres klar, aber auch bei St. trifft das zu, 
da die ihm früher zur Laſt gelegte Begünſtigung ſich 
auf die gleiche Tat bezogen haben ſollte, wegen derer 
er nun als Mittäter angeklagt iſt. Es wäre auch gegen 
ihn die neuerliche Strafverfolgung als unzuläſſig zu 
erklären geweſen (Entſch. 44, 28; 30, 31 u. a.). Bei 
dieſer teilweiſen ſachlichen Gleichheit des ſrüheren und 
des jetzigen Verfahrens muß trotz der förmlichen Ver⸗ 
ſchiedenheit nach Sinn und Zweck des 8 23 Abſ. 2 StPO. 
angenommen werden, daß zwiſchen der früheren und 
der jetzigen Strafſache bei der Anwendung dieſer 
Geſetzesſtelle kein Unterſchied zu machen, vielmehr 
die frühere Vorunterſuchung der neuen gleichzuſtellen 
und in gleichem Sinne wie dieſe zum jetzigen Haupt⸗ 
verfahren in Bezug zu bringen iſt. Aus der durch 
die Verbindung der verſchiedenen Strafſachen ge⸗ 
ſchaffenen Einheitlichkeit des gegenwärtigen Verfahrens 
ergibt ſich dann weiter mit Notwendigkeit, daß der 
frühere Unterſuchungsrichter nicht nur in der Richtung 
gegen K. und St., ſondern auch gegen ihre jetzigen 
itangeklagten kraft Geſetzes von der Ausübung des 
Richteramts ausgeſchloſſen war und daher das Urteil 
gegen ſämtliche Angeklagte aufgehoben werden muß 
(8 377 Nr. 2 StPO.). (Urt. des I. StS. vom 16. De⸗ 
zember 1912, 1 D 955/12). E. 
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Oberſtes Landesgericht. 


Zivilſachen. 
I. 


Kann ein unverheiratetes Kind von den Eltern ver: 
langen, daß ſie ihm Unterhalt in anderer Art als durch 
Entrichtung einer Geldrente gewähren? (BGB. 8 1612). 
Zwiſchen Georg K. und ſeiner volljährigen Tochter 
beſteht Streit wegen der Gewährung des Unterhalts. 
Georg K. beſtimmte, daß ſeine Tochter die elterliche 
Wohnung zu verlaſſen habe und zur Beſtreitung ihres 
Unterhalts monatlich 90 M erhalten ſolle. Die Tochter 
iſt mit der Gewährung des Unterhalts durch eine Geld— 
rente einverſtanden, fie bezeichnet aber monatlich 90 M 
als zu gering. Sie hat auf Zahlung von monatlich 
120 M geklagt. Beim Vormundſchaftsgericht beantragte 
je gemäß 8 1612 Abſ. 2 BGB. anzuordnen, daß ihr 

ater ihr bis zur rechtskräftigen Erledigung des Rechts- 
ſtreits den Unterhalt wie bisher durch Verpflegung 
zu gewähren habe, weil ſie mit monatlich 90 M nicht 
leben könne. Das AG. wies den Antrag zurück. Auf 
die Beſchwerde hob das LG. den Beſchluß auf. Georg K. 
legte weitere Beſchwerde mit dem Erfolg ein, daß 
das Obs. den Beſchluß des LG. aufhob und die Bes 
ſchwerde der Tochter zurückwies. 
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Aus den Gründen: Im g 1612 Abſ. 1 Satz | 
BGB. iſt der Grundſatz aufgeſtellt, daß der Unterhalt 


durch Entrichtung einer Geldrente zu gewähren iſt. 
Nach S 1612 Abſ. 1 Satz 2 kann der Verpflichtete vers 


langen, daß ihm die Gewährung des Unterhalts in 
anderer Art geſtattet wird, wenn es beſondere Gründe 
rechtſertigen. Bezüglich der Eltern, die einem unver⸗ 
heirateten Kinde Unterhalt zu gewähren haben, iſt im 
8 1612 Abſ. 2 Satz 1 eine Ausnahme gemacht; fie 
können beſtimmen, in welcher Art und für welche Zeit 
im voraus der Unterhalt gewährt werden ſoll. Aus 
beſonderen Gründen kann nach 8 1612 Abſ. 2 Satz 2 
das Vormundſchaftsgericht auf Antrag des Kindes dieſe 
Beſtimmung ändern. Die Vorſchrift des 8 1612 Abſ. 2 
lautet zwar allgemein. Auch gilt der 8 1612 Abſ. 2 
Satz 2 bei der Leiſtung des Unterhalts durch Zahlung 
einer Geldrente inſoweit, als die im Abſ. 2 Satz 
zugelaſſene Beſtimmung des Elternteils ſich auf die 
Zeit bezieht, für welche die Geldrente im voraus zu 
entrichten iſt, die Beſtimmung des Elternteils alſo von 
der im § 1612 Abſ. 3 durch die Verweiſung auf den 
8 760 getroffenen Regelung abweicht, daß eine Geld⸗ 
rente drei Monate voraus zu zahlen iſt. Im übrigen aber 
greift die im 8 1612 Abſ. 2 Satz 2 vorgeſehene Befugnis 
des Vormundſchaftsgerichts zur Aenderung nur ein, 
wenn der Elternteil eine andere Art der Unterhalts- 
gewährung als durch Entrichtung einer Geldrente wählt. 

§ 1612 Abſ. 2 macht zugunſten der Eltern eine 
Ausnahme von der Beſtimmung in 8 1612 Abſ. 1. 
Dieſe Vergünſtigung wäre vereitelt, wenn das Bormund⸗ 
ſchaftsgericht auch die Beſtimmung der Eltern ändern 
könnte, daß der Unterhalt durch Entrichtung einer Geld⸗ 
rente gewährt werden ſoll; die Eltern wären dann 
ſchlechter geſtellt, als bei der Regel in 8 1612 Abſ. 1. 
Wenn ferner die Eltern gemäß Abſ. 2 des 8 1612 bes 
ſtimmen können, in welcher Art der Unterhalt gewährt 
werden ſoll, fo folgt daraus, daß es bei der in Abſ. 1 
vorgeſehenen Entrichtung einer Geldrente bleibt, wenn 
und ſolange ſie keine ſolche Beſtimmung getroffen haben. 
Wie das Reichsgericht in dem in der JW. 1903 3. Beil. 
Nr. 59 abgedruckten Urteile zutreffend ausführt, iſt dem 
auf den $ 1612 Abſ. 1 begründeten Anſpruche des Kindes 
gegenüber kein Raum für ein Eingreifen des VBormund⸗ 
ſchaftsgerichts auf Grund des Abſ. 2 Satz 2. Denn 
dieſe Vorſchrift dient allein dem Zwecke, um des Kindes 
willen eine von den Eltern etwa getroffene Anordnung 
über die Unterhaltsgewährung zu ändern; ſie ſetzt 
voraus, daß der Elternteil eine Beſtimmung über den 
Unterhalt des Kindes getroffen hat, und kann daher 
nicht angewendet werden, wenn keine ſolche Beſtimmung 
des Elternteils vorliegt. Wenn die Eltern über die 
Art der Gewährung des Unterhalts nichts beſtimmen, 
hat alſo das Kind nur den Anſpruch auf den Unter⸗ 
halt in Form einer Geldrente und kann nicht das 
Vormundſchaftsgericht anrufen. Folgerichtig kann es 
aber nicht anders ſein, wenn die Eltern dieſe Art der 
Unterhaltsgewährung ausdrücklich beſtimmten. Es 
würde an jedem inneren Grunde fehlen, wenn ſich das 
Kind gegen die Unterhaltsgewährung durch Zahlung 
einer Geldrente an das Vormundſchaftsgericht wenden 
könnte, falls dieſe Art der Unterhaltsgewährung auf 
einer Beſtimmung der Eltern beruht, dagegen nicht, 
wenn ſie kraft Geſetzes in Ermangelung einer Beſtimmung 
der Eltern von ſelbſt eintritt. Denn ſchutzbedürftig 
könnte das Kind doch nur wegen der Art ſeines Unter⸗ 
halts, nicht aber deswegen ſein, weil die Leiſtung des 
Unterhalts durch Geldzahlung von den Eltern ange— 
ordnet worden iſt. 

Bei Schaffung des $ 1612 Abſ. 2 ging man nur 
davon aus, daß die Eltern ſtatt einer Geldrente die 
Naturalverpflegung zur Wahrung ihres Einfluſſes auf 
das Kind beſtimmen können und daß das Kind gegen 
einen möglichen Mißbrauch dieſes Rechtes zu ſchützen 
iſt. Würde das Vormundſchaftsgericht auch die Be 
ſtimmung ändern können, daß der Unterhalt durch eine 
Geldrente zu gewähren iſt, ſo könnte es die Eltern 
tatſächlich zwingen, ein volljähriges Kind bei ſich zu 
behalten, das jene nicht mehr in ihrem Hauſe dulden 
wollen. Dies würde der Auffaſſung widerſtreiten, von 
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der aus das BGB. das Rechtsverhältnis zwiſchen den 
Eltern und einem volljährigen Kinde regelt. Dieſe 
Vorſchriften gehen davon aus, daß das Kind jederzeit 


das Elternhaus verlaſſen kann, um ſich ſelbſt den 


Unterhalt zu erwerben, und daß auch die Eltern jeder⸗ 
zeit das Kind von dem gemeinſchaſtlichen Haushalt aus⸗ 
ſchließen können. 8 1612 Abſ. 2 enthält eine gewiſſe Ab⸗ 
weichung hiervon, indem er den Eltern die Macht gibt, das 
Kind vor die Wahl zu ſtellen, entweder im Elternhauſe 
zu verbleiben oder ſeinen Unterhaltsanſpruch zu ver⸗ 
lieren, indem ſie Gewährung des Unterhalts in Form 
der Naturalverpflegung anordnen. Die Gründe, die 
den Geſetzgeber zu dieſe Abweichung veranlaßten, ſprechen 
dafür, daß die Abweichung nur zugunſten der Eltern gilt. 

Bedenken könnte zwar erregen, daß der 8 1612 
Abſ. 2 nicht nur von volljährigen, ſondern auch von 
minderjährigen Kindern gilt. Allein minderjährigen 
Kindern gegenüber reichen die Vorſchriften über die 
elterliche Gewalt vollkommen aus, um in den Fällen 
Abhilfe zu ſchaffen, in denen die Gewährung des Unter⸗ 
halts durch eine Geldzahlung das Wohl des Kindes 
gefährden könnte. (Beſchl. des I. ZS. vom 28. Dez. 
1908, Reg. III 98/1912). W. 
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Kann der Teſtamentsvoll flrecker die Einziehung des 
Erbſcheins beantragen? Wie ift die Teſtamentsbeſtim⸗ 
mung aufzufaſſen: „Was nach Abzug aller Legate uſw. 
übrig bleibt, fol zu fremmen und wohltätigen Zwecken 
verwendet werden“? Liegt in der Zuwendung einer be: 
ſtimmten Summe eine Erbeseinſetzung? (BGB. 88 2364, 
2361, 2353, 2147 ff., 2193, 1940, 2087, 2084). Der 
Pfarrer W. hinterließ ein eigenhändiges Teſtament, 
in dem er beſtimmte: „Mein letzter Wille iſt, daß nach 
meinem Tode meinen Rücklaß nachbenannte Perſonen 
und Anſtalten erben ſollen, und zwar ſollen bekommen: 
1. Meine Schweſter Anna R. 6000 M, 2. deren 4 Kinder 
je 1000 M zuſammen 4000 M, 3.— 26. (andere Perſonen, 
Anſtalten, Vereine uſw. verſchiedene Beträge).“ Die aus⸗ 
geſetzten Summen betragen zuſammen 31000 M. In 
einem Nachtrage „vermachte“ er noch verſchiedene Gegen⸗ 
ſtände und beſtimmte: „Was nach Abzug aller Legate, 
Koſten und Abgaben noch übrig bleibt, ſoll zu frommen 
und wohltätigen Zwecken verwendet werden.“ Bei den 
Nachlaßverhandlungen wurde K. als Teſtamentsvoll⸗ 
ſtrecker aufgeſtellt; es wurde ſeſtgeſtellt, daß geſetzliche 
Erbin die Jalbbärüge Schweſter des Erblaſſers Anna R. 
it. Dieſe erklärte, fie erachte ſich mangels einer Erb- 
beſtimmung im Teſtament als Erbin kraft Geſetzes und 
nehme die Erbſchaft an. Auf ihren Antrag wurde Erb— 
ſchein erteilt, daß Pfarrer W. auf Grund Geſetzes von 
feiner halbbürtigen Schweſter Anna R. ausſchließlich 
beerbt wurde, ferner daß K. zum Teſtamentsvollſtrecker 
ernannt wurde. Der Teſtamentsvollſtrecker beantragte 
„diefen Erbſchein aufzuheben“, da der Erblaſſer über 
den Nachlaß erſchöpfend verfügt habe. Das Nachlaß⸗ 
gericht lehnte den Antrag ab. Das LG. wies die Be⸗ 
ſchwerde zurück. Auch die weitere Beſchwerde wurde 
zurückgewieſen. 

Aus den Gründen: Gegen den die Einziehung 
eines Erbſcheins ablehnenden Beſchluß iſt die gewöhn⸗ 
liche Beſchwerde zuläſſig. Beſchwerdeberechtigt iſt jeder, 
deſſen rechtliches Intereſſe durch den unrichtigen Erb— 
ſchein verletzt wird (8 29 GG.). In der Rechtſprechung 
(JA. 2, 163) und in der Rechtslehre (Planck, BGB. 
3. Aufl. Erl. 4g zu § 2353) wird die Anſicht vertreten, 
daß der Teſtamentsvollſtrecker zum Antrag auf Erb— 
ſchein berechtigt iſt. Steht ihm dieſe Befugnis zu, ſo 
kann er auch die Einziehung eines nach ſeiner Meinung 
unrichtigen Erbſcheins beantragen ($ 2361 BGB.) und 
er hat das Beſchwerderecht. Ob der Teſtamentsvoll— 
ſtrecker die Erteilung eines Erbſcheins beantragen darf, 
kann jedoch dahingeſtellt bleiben. Denn die Ermäch— 
tigung des Teſtamentsvollſtreckers zur Beſchwerde und 
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weiteren Beſchwerde gegen den die Einziehung ab⸗ 
lehnenden Beſchluß ergibt ſich ſchon daraus, daß der Teſta⸗ 
mentsvollſtrecker nach $ 2364 Abſ. 2 von dem Beſitzer 
eines unrichtigen Erbſcheins deſſen Herausgabe an das 
Nachlaßgericht verlangen kann ($ 2362 Abſ. 2). Das 
mit iſt ein privatrechtlicher Anſpruch des Teſtaments⸗ 
vollſtreckers darauf anerkannt, daß der Beſitzer eines 
unrichtigen Erbſcheins dieſen an das Nachlaßgericht 
herausgibt; es iſt alſo anerkannt, daß das Recht des 
Teſtamentsvollſtreckers verletzt wird, wenn ein un⸗ 
richtiger Erbſchein erteilt iſt. Hieran ändert nichts, 
daß in § 2364 der § 2361 nicht erwähnt iſt. Denn 
das hat feinen Grund offenbar darin, daß § 2361 nur 
die Einziehung eines unrichtigen Erbſcheines von Amts 
wegen trifft, 8 2364 aber einen privatrechtlichen An⸗ 
ſpruch gewährt. 

Der weiteren Beſchwerde iſt aber der Erfolg zu 
verſagen. Allerdings kann der Anſicht des L. nicht 
beigetreten werden, daß die Abſicht einer den geſamten 
Nachlaß erſchöpfenden Verteilung in den letztwilligen 
Verfügungen nicht rechtswirkſam ausgedrückt ſei, weil 
die Beſtimmung im Nachtrage: „Was nach Abzug aller 
Legate, Koſten und Abgaben noch übrig bleibt, ſoll 
zu frommen und wohltätigen Zwecken verwendet 
werden“, mangels Bezeichnung eines Empfangsberech⸗ 
tigten kein Vermächtnis i. S. der §8§ 2147 ff. BGB. ſei. 
Wenn auch in dieſer Beſtimmung kein Vermächtnis 
erblickt werden kann, ſo enthält ſie doch eine wirkſame Auf⸗ 
lage i. S. des 81940. Nach 8 2193 kann der Erblaſſer bei 
der Anordnung einer Auflage, deren Zweck er beſtimmt 
hat, dem Beſchwerten, oder einem Dritten die Beſtim⸗ 
mung der Perſon überlaſſen, an die geleiſtet werden 
ſoll. Dieſe Beſtimmung hat der Erblaſſer dem Teſta⸗ 
mentsvollſtrecker überlaſſen; er hat unmittelbar an die 
u des Teſtamentsvollſtreckers die Auflage an⸗ 
gereiht. 

Der Erblaſſer hat hiernach wohl über den ge⸗ 
ſamten Nachlaß verfügt, aber keinen Erben eingeſetzt. 
Unbegründet iſt die Annahme des Beſchwerdeführers, 
der Erblaſſer habe feine Stieſſchweſter Anna R. und 
ihre 4 Kinder als Erben eingeſetzt, allerdings mit der 
Beſchränkung auf die ihnen ausgeſetzten 10 000 M. In 
dem Teſtamente hat der Erblaſſer als ſeinen letzten 
Willen erklärt, „daß nach ſeinem Tode ſeinen Rücklaß 
nachbenannte Perſonen und Anſtalten erben follen“, 
und hat für die einzelnen Perſonen und „Anſtalten“ 
Summen ausgeſetzt. Damit hat er nur beſtimmen 
wollen, daß den Perſonen und Anſtalten Vermächtniſſe 
zufallen ſollen. Wenn in dieſer Verfügung Einſetzung 
von Erben i. ©. des § 1922 BGB. erblickt werden 
könnten, dann müßte man auch annehmen, daß die 
übrigen Perſonen außer der Anna R. und ihrer Kinder 
und die Anſtalten und Vereine Erben wären, denen 
Zuwendungen gemacht wurden; für eine Beſchränkung 
auf Anna R. und ihre Kinder würde kein Grund be— 
ſtehen. Es iſt die Auslegungsbeſtimmung des $ 2087 
Abſ. 2 anzuwenden. Wenn dem Bedachten nur einzelne 
Gegenſtände zugewendet ſind, iſt hiernach im Zweifel 
nicht anzunehmen, daß er Erbe ſein ſoll, auch wenn 
er als Erbe bezeichnet iſt. Auch die Zuwendung einer 
beſtimmten Summe iſt im Zweifel keine Erbeinſetzung. 
(Beſchl. des I. ZS. v. 21. Dez. 1912, Reg. III ö 
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Oberlandesgericht Nürnberg. 


Rechtshilfe im Verfahren zur Bereinigung der 
Handelsregiſter. Auf Grund der Mitteilung des Handels- 
gremiums R. ſtellte das AG. A., das auch das Handels— 
regiſter für den Bezirk des AG. R. führt (S 125 IL 
GF G.; SS 1 und 2 Bek. v. 24. Dez. 1899, JIM Bl. 1899 


S. 815), in den Bereinigungsaften zum Firmenregiſter 
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für R. feſt, daß drei Firmen erlofchen ſeien; zugleich 
erſuchte es das AG. R. um Entgegennahme der Löſchungs⸗ 
erklärungen der drei in R. wohnenden Firmeninhaber. 
Das AGG. R. lehnte ab, da nach $ 12 HGB. für die 
Anmeldungen zum Handelsregiſter entweder eine pers 
ſönliche Erklärung bei dem Regiſtergerichte oder eine 
öffentlich beglaubigte Erklärung verlangt ſei, wofür 
in Bayern nach Art. 1 Not. nur die Notare zuſtändig 
ſeien. Das OLG. erklärte die Ablehnung des Erſuchens 
für ungerechtfertigt. 

Aus den Gründen: Die Führung der Firmen⸗ 
regiſter gehört zu den Angelegenheiten der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit, die durch Reichsgeſetz den AG. übers 
tragen find (SS 8 und 29 HGB., SS 1 und 125 ff. G G.); 
es gelten daher die Vorſchriften des 1. Abſchnitts des 
GGG. namentlich § 2, wonach ſich die Gerichte nach 
SS 158 bis 169 GVG. Rechtshilfe zu leiſten haben. 
Nach § 159 II GVG. darf das Erſuchen eines nicht 
vorgeſetzten Gerichts, abgeſehen von dem Mangel der 
örtlichen Zuſtändigkeit, nur abgelehnt werden, wenn 
die vorzunehmende Rechtshandlung nach dem Rechte 
des erſuchten Gerichts verboten iſt; Vorausſetzung für 
die Rechtshilfe iſt überdies das Vorhandenſein einer 
zur Rechtshilfe geeigneten Amtstätigkeit. Nach § 12 
HGB. und $ 128 (im Gegenſatz zu $ 11) GG. find 
die Anmeldungen zur Eintragung in das Handelsregiſter, 
alſo auch die Anmeldungen des Erlöſchens einer Firma 
nach $ 31 II HGB., perſönlich bei dem Regiſtergericht 
d. i. zum Protokoll des Regiſterrichters zu bewirken 
oder zum Protokoll des Gerichtsſchreibers des Regiſter— 
gerichts zu erklären oder öffentlich beglaubigt einzu— 
reichen. Es kann dahingeſtellt bleiben, ob den Gerichten 
durch Reichsgeſetz die gerichtliche Beurkundung von 
ſolchen Anmeldungen übertragen iſt oder nicht und ob 
das Regiſtergericht mittels der Rechtshilfe eine ſolche 
Beurkundung von einem anderen Gerichte ſchlechthin 
verlangen kann oder nicht (RG. 57, 397 und 58, 97, 
anders RGZ. 67, 417); denn hier handelt es ſich nicht 
um eine von den Beteiligten ausgehende Beurkundung, 
für deren Form die Beteiligten ſelbſt zu ſorgen haben, 
ſondern es liegt ein von amtswegen eingeleitetes Ver— 
fahren zur Bereinigung des Handelsregiſters vor, um 
den anſcheinend unrichtigen Inhalt des Regiſters zu 
berichtigen (SS 14, 31 HGB.; ss 132, 141 GG., DIZ. 
1903, 150). Dieſes Verfahren hat das Regiſtergericht 
einzuleiten, ſobald es glaubhaft erfährt, daß eine ein— 
getragene Firma erloſchen iſt (SS 25, 40 ff. der Bek. 
v. 24. Dez. 1899). Die dem Regiſtergerichte im § 12 
GG. auferlegte Verpflichtung zu Ermittlungen macht 
es ihm auch möglich, nicht ſofort das Ordnungsſtraf— 
verfahren einzuleiten, ſondern zunächſt die Beteiligten 
wegen der Löſchungserklärungen zu vernehmen oder 
durch die AG. ihrer Wohnſitze vornehmen zu laſſen. 
Das Erſuchen des Regiſtergerichts an ein anderes AG. 
um Entgegennahme der Löſchungserklärungen ergeht 
in ſolchen Fällen in der allgemeinen nach SS 1, 125 ff. 
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GG. den Gerichten übertragenen Angelegenheit der 


Handelsregiſterfuhrung, die Vernehmung ſelbſt liegt 
ſachlich in der Zuſtändigkeit des erſuchenden und des 
erſuchten Gerichts; ſie kann daher nicht verweigert 
werden, da ſie nach dem Rechte des erſuchten Gerichts 
nicht verboten iſt. Damit, daß das erſuchende Gericht 
ſelbſt die Amtshandlung vorzunehmen habe, kann das 
erſuchte Gericht das Erſuchen nicht ablehnen, wenn 
dieſes im übrigen zuläſſig iſt. Mit dem Erſuchen iſt 
auch nicht die „öffentliche Beglaubigung“ einer An— 
meldung angeſonnen. 
ſolche Amtstätigkeit im Auge, ſondern die perſönliche 
Entgegennahme der Anmeldung durch das Wohnſitz— 
gericht der Beteiligten anſtelle des Regiſtergerichts i. S. 
des $ 12 I (1. Satz) HGB. und im Rahmen der den 
AG. zugewieſenen Amtstätigkeit zur Berichtigung der 
Handelsregiſter. Die Entgegennahme der Anmeldung 
fordert auch nicht eine dem Regiſtergerichte allein vor» 
behaltene mitwirkende Tätigkeit, wie es z. B. die Er⸗ 


Das Erſuchen hatte nicht eine 
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öffnung eines Teſtaments iſt, die dem Nachlaßgerichte 
regelmäßig allein vorbehalten iſt; das Regiſtergericht 
hat zudem ſchon von Amts wegen die Unterlagen für 
die Entgegennahme der Anmeldung feſtgeſtellt. Im 
übrigen iſt die vor oder von dem erſuchten Gerichte 
vorgenommene Amtshandlung grundſätzlich geradeſo 
zu bewerten, wie wenn ſie vor oder von dem erſuchenden 
Gerichte ſelbſt vorgenommen wäre. Dieſer Grundſatz 
trägt den Bedürfniſſen des Lebens allein Rechnung, 
ohne die Sicherheit des Rechtsverkehrs zu gefährden. 
(Beſchl. d. II. ZS. v. 16. Dez. 1912, BeſchwReg. 374/12.) 
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Erteilung der Bollſtreckungsklanſel nach $ 726 ZRO. 
Aus den Gründen: Der Notar G. verweigerte die 
Erteilung der Vollſtreckungsklauſel zu einer Urkunde 
für eine Hypothekforderung, die einen Monat nach 
Kündigung zahlbar war, weil der Vorfchriit des 8 726 
ZPO. nicht genügt ſei. Dem § 7261 ZPO. genügt 
jedoch die privatſchriftliche Kündigung, die mit den 
Vollmachten laut Poſtübergabsurkunde des Gerichts- 
vollziehers und Poſtzuſtellungsurkunde dem Schuldner 
vorſchriftsmäßig zugeſtellt worden iſt. Der Zuſtellungs⸗ 
nachweis iſt eine öffentliche Urkunde. Damit iſt nach⸗ 
gewieſen, daß die Kündigung des Vertreters der Gläu⸗ 
biger dem Schuldner zugegangen iſt. Die Kündigungs⸗ 
erklärung ſelbſt und die Vollmachten bedurften nicht 
der öffentlichen Beglaubigung. Es genügt, wenn der 
Gerichtsvollzieher die Herkunft dieſer Schriftſtücke und 
ihre Unterſchriften prüft (Neumiller 1 zu 8 726 
ZPO.; Bay f. 1906 S. 191). Die abweichende Ent⸗ 
ſcheidung des Obs. in Bd. VI S. 457 der Sammlung 
verwechſelt die keiner beſonderen Form unterworfen 
Kündigung mit ihrem Nachweiſe und iſt mit Grund 
und Zweck des 8 726 ZPO. und mit 8 1671 88. 
unvereinbar. Wie die Begründung der Novelle zu 
8 726 ergibt, ſollten die Nachweiſe vereinfacht und 
um des Rechtsverkehrs willen erleichtert und billiger 
geſtaltet werden (Sydow-Buſch Bem. 6 ns 726). Die 
Anwendbarkeit des 8 167 1 ZPO. ergibt ſich aber aus 
dem Verhältnis dieſer Vorſchrift zu den in 8 795 
auch für Notariatsurkunden im allgemeinen ange⸗ 
führten Vorſchriften der 88 724— 793 über vollſtreck⸗ 
bare Ausfertigungen und Zwangsvollſtreckungen. Art. 45 
NotG. erklärt denn auch „die Beſtimmungen der ZPO.“ 
für maßgebend. Die Unhaltbarkeit der erwähnten Ent⸗ 
ſcheidung ergibt ſich auch aus naheliegenden Folge⸗ 
rungen (ſ. Bay ZfR. a. a. O.). Es beſtand kein Be 
dürfnis, ſo alltägliche Handlungen wie die Kündigung 
zu erſchweren, zumal 8 797 1 ZPO. den Schuldner 
genügend ſchützt. (Beſchl. vom 13. Dez. 1912). Fr. 
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Pücheranzeigen. 


Warſchauer, Erich, Das Rechtsgefühl des Volkes 
mit beſonderer Berückſichtigung des ſchwurgericht⸗ 
lichen Gedankens. 142 S. Hannover 1912, Hel⸗ 
wingſche Verlagsbuchhandlung. 3.50 Mk. 


Die Vorarbeiten zu einer größeren Arbeit über 
das Schwurgericht haben den Verfaſſer angeregt, zu— 
nächſt die rechtsphiloſophiſche Stütze dieſer Einrichtung. 
das ſog. Rechtsgefühl des Volkes, unter die Lupe zu 
nehmen. Er geht davon aus, daß das Weſen des 
Rechtsgefühls darin beſteht, kein Gefühl zu ſein, ſondern 
nur ſo zu heißen, und berichtet in einem unterhaltenden 
Abſchnitt, welche Bedeutung man dieſem Gefühl in 


Zeitſchrift für Rechtspflege in Bayern. 1913. Nr. 6. 


—— 2 ͤ——ä i —z—ͤ —— —— lꝙr.t—— — — ͤ —WWꝝ——̃ — 


in den Anfängen des franzöſiſchen Schwurgerichts 
beilegte. Während das Rechtsgefühl des Einzelnen, 
wenn auch nicht als Rechtsquelle, anerkannt wird, wird 
das als ſolches unfaßbare und unerkennbare Rechts⸗ 
gefühl des Volkes, d. h. der auf das Recht gerichtete 
Teil der öffentlichen Meinung, in ſeinen Aeußerungen 
(Anfeindung „notwendiger“ Geſetzesmängel, Vorwürfe 
der Weltfremdheit und der Klaſſenjuſtiz) zum Gegen⸗ 
ſtand der Kritik gemacht. Dabei wird dargetan, daß 
das Schwurgericht nicht aus den Nöten befreit, ſondern 
nur neue Nöte bringt. Iſt doch die öffentliche Meinung 
nichts Einheitliches, ſondern ein Vielfaches: ſoviel 
öffentliche Meinungen als Parteien. Der feſſelnde und 
friſch geſchriebene Beitrag zu dem verworrenen Pros 
blem des Rechtsgefühls macht auf das angekündigte 
Werk über das Schwurgericht geſpannt. 


München. Amtsrichter Sauerländer. 


Wolf, Dr. B., Landrichter in Berlin. Handkommen⸗ 
tar zum Bürgerlichen Geſetzbuch unter Be⸗ 
rückſichtigung der geſamten Rechtſprechung der oberen 
Gerichte des Deutſchen Reichs, in Verbindung mit 
Dr. E. Neukirch, Rechtsanwalt in Frankfurt a. M., 
Dr. A. Noſeumeyer, Rechtsanwalt in Frankfurt a. M., 
Dr. H. Telgmann, Rechtsanwalt in Wiesbaden. 
Zweite verbeſſerte und vermehrte Auflage. XI, 
802 Seiten. Halle a. d. S. 1913, Buchhandlung des 
Waiſenhauſes. Gebd. Mk. 18.—. 


Die neue Auflage zeigt einen bedeutenden Fort⸗ 
ſchritt gegenüber der erſten, insbeſondere ſind die Nach⸗ 
weiſungen aus der Rechtſprechung jetzt weit umfang⸗ 
reicher geworden und recht überſichtlich geordnet. 
»Beſondere Anerkennung verdient das mit großer Sorg⸗ 
falt bearbeitete, ausführliche Sachregiſter. Das Werk 
tritt in der jetzigen Form den übrigen Handkommen⸗ 
taren würdig an die Seite. 


Schmitt, Dr. jur. Carl, Geſetz und Urteil. Eine 
Unterſuchung zum Problem der Rechtspraxis. IV, 
124 S. Berlin 1912, Otto Liebmann. Mk. 3.50. 


Schmitt ſtellt die Frage: wann iſt eine richter⸗ 
liche Entſcheidung heute richtig? Er antwortet: wenn 
anzunehmen iſt, daß ein anderer Richter — gedacht 
als der „empirifhe Typus des modernen rechtsge⸗ 
lehrten Juriſten“ — ebenſo entſchieden hätte. Zur Be⸗ 
gründung wird etwa folgendes ausgeführt: „Der Kern 
des Rechts beſtehe in der Rechtsbeſtimmtheit, in der 
Vorausſehbarkeit und Berechenbarkeit der Entſcheidun⸗ 
gen. Die Tatſache der Regelung ſei immer wichtiger 
als ihr Inhalt; ſie gehöre geradezu zum Inhalt des 
Rechts. So erkläre ſich die Einſetzung von Kollegial⸗ 
gerichten, der Inſtanzenzug und das Erfordernis der 
Entſcheidungsbegründung als Mittel zur Herbeiführung 
einer rechtlichen Durchſchnittsauffaſſung. Selbſtver⸗ 
ſtändlich könne das Richtigkeitskennzeichen nicht auf ge⸗ 
fühlsmäßige Vorgänge im Einzelnen oder auf ſeine ſub⸗ 
jektive Ueberzeugung verweilen. Die Kollegialverfaſſung 
erſtrebe auch nicht etwa eine größere Angleichung an 
das Rechtsgefühl der Geſamtheit, ſondern nur eine 
möglichſte Objektivierung der Gründe. Dieſe ſollten nicht 
davon überzeugen, daß die Entſcheidung ein Einzelfall 
des geſetzgeberiſchen Willens ſei oder daß ſie einem Ge— 
erechtigkeitsideal entſpreche, ſondern davon, daß auch 
ein anderer Richter ſo entſcheiden müſſe. Denkbar ſei 
daher als Entſcheidungsgrund u. a. auch die Verwei— 
ſung auf eine einleuchtende, unmittelbar anwendbare 
Geſetzesſtelle. Allein dies ſei nicht der einzig mög— 
liche Entſcheidungsgrund, ſowenig die Eskimos Kauka— 
ſier ſeien, weil beide Menſchen ſind. Nur die Rechts— 
beſtimmtheit als Richtigkeitskennzeichen mache es mög— 
lich, mit der Geſetzesautorität das unvermeidliche Richten 
praeter et contra legem zu vereinbaren. Ihre Be— 
deutung trete auch hervor in der tatſächlich bindenden 
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Wirkung früherer Entſcheidungen, wenn es nur auf 
die Entſcheidung überhaupt ankomme.“ Dieſe Gedan⸗ 
kengänge führen tiefer, als ſich hier andeuten läßt. 
Man kann leicht gegen ſie einwenden: das Richtig⸗ 
keits kennzeichen, das auf andere Richter verweiſe, fei 
nichtsſagend, weil es vom Inhalt der Entſcheidung 
abſehe; jeder Irrtum könne ſo Wahrheit werden. 
Allein nach Schmitt iſt eine Entſcheidung richtig, nicht 
weil, ſondern wenn ein anderer Richter ſich ihr an⸗ 
ſchließen muß. Es wird alſo, ſo erwünſcht es wäre, 
nicht geſagt was das Recht und warum etwas recht 
iſt. Die Löſung klingt an die erkenntnistheoretiſche 
Lehre von der „Konventionalität aller Grundbegriffe“ 
an, allein ſie läßt ſich nicht damit abtun, daß man 
ihr das Fehlen eines Inhalts vorwirft, den ſie nicht 
zu haben behauptet. Die Stärke des Buches liegt aber 
m. E. überhaupt nicht in der Frage oder in der Ant⸗ 
wort, ſondern in dem kritiſchen Teil, der die Antwort 
vorbereitet. Da wird zu den hergebrachten und einigen 
neuen Richtigkeitskennzeichen Stellung genommen. Es 
wird dargetan, daß der in der höchſten Not ſo gern 
angerufene 8 1 GG. die Bindung an das Geſetz, an den 
Willen des Geſetzgebers oder den des Geſetzes im ge⸗ 
wöhnlichen Sinne ein taugliches Richtigkeitskennzeichen 
ebenſowenig abgibt, wie wenn man in dem Geſetze 
Kulturnormen ſieht oder einen freirechtlichen Begriff 
damit verbindet, und daß auch die, voluntariſtiſche“ Lehre 
nicht weiter hilft, die durch die Auseinanderſetzung 
der pſychologiſchen Entſtehung einer Entſcheidung ein 
Richtigkeitskennzeichen gewinnen will. Ich muß ge⸗ 
ſtehen, daß ich nicht alles geleſen habe, was man heute 
über dieſen Gegenſtand leſen kann. Von dem mir Be⸗ 
u aber halte ich das, was Schmitt fagt, für das 

eſte. 


München Amtsrichter Sauerländer. 


Göbel, Dr. Hermann, Direktor am Landgericht I zu 
Berlin. Das Strafgeſetzbuch für das Deutſche 
Reich nebſt dem Einführungsgeſetz in kurzen Erläute⸗ 
rungen. XII, 417 S. Leipzig 1913, C. L. Hirſchfeld. 

Ob gerade ein Bedürfnis für dieſe neue Handaus⸗ 
gabe des StGB. beſtand, mag dahingeſtellt bleiben. 

Das Buch wird ſich aber raſch Freunde erwerben und 

in der ſtrafrechtlichen Literatur einen geachteten Platz 

erobern. Aehnlich angelegt wie die Handausgabe des 

StGB. von Henle⸗Schierlinger unterſcheidet es ſich von 

ihr dadurch, daß der Stoff noch mehr beſchränkt iſt. Mit 

ſicherem Blick iſt in den ſcharf gefaßten, knappen und 
klaren Erläuterungen das Wichtigſte für die Praxis 
überſichtlich zuſammengetragen. Literaturangaben find 
ganz weggelaſſen, dagegen die Entſcheidungen der 

Reviſionsgerichte, namentlich des Reichsgerichts, reich- 

lich angeführt. Das Buch wird dem Praktiker gute 


Dienſte leiſten. 


Munchen. Amtsrichter Dr. Dürr. 


Geſetzgebung und Verwaltung. 


Das zur Bekämpfung des Mädchenhandels am 
4. Mai 1910 in Paris geſchloſſene Abkommen (RGBl. 
1913 S. 31 ff.) haben am 8. Auguſt 1912 Frankreich, 
Großbritannien, die Niederlande, Oejterreich-Iingarn, 
Rußland und Spanien und am 23. Auguſt 1912 Deutſch⸗ 
land ratifiziert. Es iſt für Deutſchland alſo am 
23. Februar 1913 in Kraft getreten (Art. 9 Abſ. 3 
des Abkommens). 

Das Abkommen beſtimmtzunächſt, daß der Mädchen— 
handel (Art. Lund 2 führen die Tatbeſtände im einzelnen 
auf) beſtraft werden ſoll (vgl. hierzu auch das Schluß— 
protokoll), auch wenn die Tatbeſtandsmerkmale in vers 
ſchiedenen Ländern verwirklicht worden ſind. Die inner— 
ſtaatliche Geſetzgebung ſoll nach dieſem Grundſatz um— 
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geſtaltet werden, wenn fie ihm noch nicht entſpricht 
(Art. 3). Ihre Geſetze teilen ſich die Vertragsſtaaten 
gegenſeitig mit (Art. 4). Dieſe Vereinbarung über die 
Tatbeſtände iſt die Grundlage für eine Erweiterung 
des Auslieferungsverkehrs (Art. 5), durch welche ſich 
die internationale Bekämpfung des Mädchenhandels 
vorteilhaft von dem jetzigen Stand der Pornographie⸗ 
bekämpfung unterſcheidet. Nach Art. 5 des Abkommens 
ſollen nämlich die in Art. Lund 2 vorgeſehenen ſtraſbaren 
Handlungen ohne weiteres zu denen gehören, deret— 
wegen die Auslieferung nach den Vereinbarungen der 
Vertragsſtaaten ſtattſindet. Der Art. 6 wendet ſich 
dann zum Rechtshilfeverkehr. Deutſchland hat das 
Abkommen unter dem Vorbehalt dieſes Artikels 
ratifiziert, er ſcheidet alſo zunächſt aus. Nach Art. 7 
teilen ſich die Vertragsſtaaten die Beſtrafungen 
wegen Mädchenhandels im Sinne des Abkommens 
dann mit, wenn die Tatbeſtandsmerkmale auf ver⸗ 
ſchiedene Länder entfallen. Dieſe Strafnachrichten 
werden ſich die nach Art. 1 des Abkommens vom 18. Mai 
1904 (RGBl. 1905 S. 695) errichteten Behörden (in 
Deutſchland alſo das K. Polizeipräſidium in Berlin, 
vgl. Bek. vom 28. Juli 1905 [JM Bl. S. 789] zu Art. 1) 
unmittelbar überſenden. Dann folgen die Schluß⸗ 
beſtimmungen und das Schlußprotokoll. 

Von den zur innerſtaatlichen Geltung erforderlichen 
Ausführungsanordnungen (vgl. Laband, Reichsſtaats⸗ 
recht $ 62; das Abkommen iſt im Gegenſatz etwa zu 
den Haager Privatrechtsabkommen dem Reichstag zur 
Genehmigung nicht vorgelegt worden) iſt bisher nur 
die über den Auslieferungsverkehr getroffen worden. 
$ 1 des Ausführungsgeſetzes vom 14. Auguſt 1912 
(RGBl. 1913 S. 14) beſtimmt, daß die in Art. 1 und 2 vor⸗ 
geſehenen Tatbeſtände ohne weiteres zu denen gehören 
ſollen, deretwegen die Auslieferung nach den Verträgen 
des Reichs mit Vertragsſtaaten ſtattzufinden hat. Für 
welche fremde Staaten dieſe Erweiterung des reichs⸗ 
vertraglichen Auslieferungsverkehrs zurzeit gilt, iſt 
aus der Reichskanzlerbekanntmachung vom 7. Februar 
1913 (RG Bl. S. 45) zu erſehen, die ſich auf $ 2 des 
Ausführungsgeſetzes ſtützt und deren Inhalt in Ziff. I 
der bayeriſchen Bek. vom 22. Februar 1913 (JM Bl. S. 8) 
aufgenommen worden iſt. Danach werden die Reichs— 
verträge mit Großbritannien, den Niederlanden und 
Spanien durch den Art. 5 des Abkommens erweitert. 
Nach Ziff. II der angeführten bayer. Bek. gilt die Ab⸗ 
rede des Art. 5 auch für den Auslieferungsverkehr mit 
Frankreich, Oeſterreich-llngarn und Rußland. Die nicht 
erwähnten Verkragsſtaaten haben das Abkommen noch 
nicht ratifiziert. 

Die ſtrafrechtliche Bedeutung des $ 1 des Ausfüh— 
rungsgeſetzes iſt nicht ohne weiteres feſtzuſtellen. Geht 
man davon aus, daß Art. 1 und 2 des Abkommens nur 
für Deutſchland, dagegen nicht geſetzesgleiche in Deutſch— 
land gelten, ſo ergibt ſich zunächſt, daß die in Deutſch— 
land ſtrafbaren Tatbeſtände, ſoweit fie etwa an lim: 
fang hinter den in Art. Lund 2 vorgeſehenen zurückſtehen 
ſollten, durch das Abkommen nicht auf dieſen Um— 
fang gebracht worden ſind; das Deutſche Reich wäre 
nur verpflichtet, ſeine Geſetze dem Abkommen anzupaſſen 
(Art. 3). Dieſe Frage kann praktiſche Bedeutung ge— 
winnen. Prof. v. Liſzt hat in einer Reichstagsrede 
(Verhandlungen Bd. 283 S. 270 4) einen der denkbaren 
Zweifelsfälle hervorgehoben. Es ergibt ſich weiter, 
daß der § 4 StGB. durch den Satz des Abkommens: 
„auch wenn die Tatbeſtände in verſchiedenen Ländern 
verwirklicht worden find“ nicht geändert worden iſt. 
Der Staatsanwalt wird alſo nicht etwa durch das 
Abkommen zur Strafverfolgung eines Deutſchen ver— 
pflichtet, der ſich im Auslande des Maͤdchenhandels 
ſchuldig gemacht hat ſondern dieſe Verfolgung ſteht 
nach wie vor im freien Ermeſſen G 4 Nr. 3 Stch B.). 
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Die Bedeutung dieſes Zwieſpalts iſt nicht groß, immer⸗ 
hin wird er z. B. zur Folge haben, daß die Bek. vom 
7. Dezember 1902 (JMBl. S. 1074) über den Straf: 
verfolgungsverkehr mit den Vertragsſtaaten Groß⸗ 
britannien und den Niederlanden für den Mädchen⸗ 
handel nicht ipso jure außer Kraft getreten iſt. Ferner 
kann ein Ausländer, der in Deutſchland und im Aus⸗ 
land den Mädchenhandel betrieben hat, auch in Zu⸗ 
kunft nur wegen der inländiſchen Taten (8 4 Abſ. 1 
StGB.) in Deutſchland verfolgt werden. Wegen der 
ausländiſchen findet aber die Auslieferung ſtatt (8 1 
AusfG. und Bek. vom 22. Februar 1913). Wenn man 
nun bedenkt, daß die Auslieferung grundſätzlich nur 
wegen ſolcher Tatbeſtände begehrt und gewährt werden 
kann, die im Inland — nicht notwendig ſtrafrechtlich 
verfolgbar aber — ſtrafbar ſind, ſo könnte man ſchließen: 
Das Ausführungsgeſetz erklärt in 8 1 die Tatbeftände 
der Art. 1 und 2 zu Auslieferungsdelikten, alſo auch für 
ſtrafbar; die etwaigen Verſchiedenheiten zwiſchen dem 
Umfang der nach dem Abkommen und der nach den 
beſtehenden Strafgeſetzen ſtrafbaren Tatbeſtände ſind 
alſo, was die Grenze nach unten betrifft, ausgeglichen. 
Dem ſteht aber das Bedenken gegenüber, daß das Ab⸗ 
kommen keine beſtimmte Strafdrohung enthält; auch 
das Schlußprotokoll gibt nur Andeutungen. Gibt es 
nun eine Strafe, die wegen der Tatbeſtände des Ab⸗ 
kommens, ſoweit ſie über die beſtehenden Geſetze hinaus⸗ 
gehen, verhängt werden könnte? Oder iſt zu 8 1 des 
Ausführungsgeſetzes hinzuzudenken: ſoweit ſie N den 
beſtehenden Geſetzen ſtrafbar find ? 
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Der Fahndungsverkehr mit Dänemark iſt durch eine 
Vereinbarung erleichtert worden, wonach die deutſchen 
Juſtizbehörden ſich wegen der Ausſchreibung auszu⸗ 
liefernder Juſtizflüchtlinge unmittelbar an die Redaktion 
des däniſchen Fahndungsblattes Politiefterretninger 
in Kopenhagen wenden können. Das ws N 
die Bek. vom 26. Februar 1913, IM Bl. S 
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Sprachecke 
des Allgemeinen Deutſchen Sprachvereins. 


Das arme Gericht! „Das Gericht wolle erkennen, 
der Beklagte ſei ſchuldig, mir für die von mir für ihn 
an die in dem von ihm zur Bearbeitung übernommenen 
Steinbruche beſchäftigt geweſenen Arbeiter vorge⸗ 
ſchoſſenen Arbeitslöhne Erſatz zu leiſten“. So lautet 
das Klagebegehren eines Rechtsanwaltes aus jüngſter 
Zeit. Das arme Gericht, das aus dieſem Fürdievon⸗ 
mirfürihnandieindemvonihmkauderwelſch klug werden 
muß! Am richtigſten wäre es, wenn es dem Rechts⸗ 
anwalt darauf ſchriebe, er ſeiſes der Würde der deutſchen 
Sprache und der Würde des Gerichtes ſchuldig, ſich 
für die von ihm am dem für ihn zur Anbringung von 
Klagebegehren zuſtändigen Gerichte anzubringenden 
Klagebegehren der Dienſte eines des Deutſchen nicht 
unkundigen jungen Mannes zu bedienen, der ihm für 
das für die von ihm für ihn für ſeine Kunden in An⸗ 
wendung zu bringenden Schriftſätze erforderliche ver⸗ 
ſtändliche Deutſch mit im beſten Sinne wohlgemeintem 
Rate an die Hand zu gehen die Fähigkeit und Möglich: 
keit hätte. Denn es bleibt dabei: Wurſt, wieder Wurſt! 
Und wer mir in unverſtändlichem Deutſch ſchreibt, der 
verdient, daß ich ihm mit Gleichem diene. 
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Die Einrichtung des Nechtsſtudiums zöſiſchen Rechtsfakultäten.)) Vor einigen Monaten 


| 
| 2 
2 ferner veröffentlichteeiner meiner geſchätzten Münchner 
an den franzöſiſchen Univerſitäten. A Prof. * 5 5 
1912, S. 205 — 207) einen Aufſatz über „Das 
eee eee Rechtsſtudium in Frankreich“ (Beitrag zu den Zu⸗ 
(Vortrag, gehalten am 7. März 1913 in ſammenſtellungen des bayeriſchen Juſtizminiſte⸗ 
der Juriſtiſchen Geſellſchaft zu München.) riums). Aber das Buch von Savigny iſt durch 
Es liegt mir zunächſt die dringende und an⸗ 
| 
| 
| 


die namentlich im Jahre 1895 und auch in den 
genehme Pflicht ob, der Münchner Juriſtiſchen 


Jahren 1898 und 1905 getroffenen Neuerungen 

ob. 5 veraltet und Herr Prof. Neumeyer beſchaͤftigt ſich 
Geſellſchaft meine innigſte Dankbarkeit für die große 
Ehre auszusprechen, die ſie mir heute erwies, indem 


nur mit zwei Einzel: Fragen, naͤmlich mit den⸗ 
jenigen der Wahlfächer, d. h. der Fächer, unter 

fie mir die günftige Gelegenheit bietet, in einer 

ihrer Sitzungen das Wort zu ergreifen. Mein 


denen die Juriſten für die Prüfungen wählen 
herzlichſter Dank richtet ſich auch an ihren ge⸗ 


können, und mit der Stellung des internationalen 
Privatrechtes im franzöſiſchen Rechtsunterricht. Es 

ehrten Vorſitzenden, Herrn Oberlandesgerichtsrat 

Rohrer, für ſein wohlwollendes Entgegenkommen 


iſt alſo noch möglich, das gewaͤhlte Thema hier 
und für die freundlichen Worte, mit denen er 


mit Nutzen zu beſprechen, und es wird Sie viel⸗ 
leicht beſonders intereſſieren, darüber in einer kurzen 
mich Ihnen vorgeſtellt hat. Ich will auch nicht zuſammenfaſſenden Darſtellung durch einen fran⸗ 
vergeſſen. mich bei meinem eo und ſehr zöſiſchen Rechtslehrer unterrichtet zu werden. 
ſympathiſchen Kollegen, Herrn Geh. Hofrat Grueber, Uebrigens, als ich mich für dieſes Thema ent⸗ 
zu bedanken für die freundliche Einladung, die er mir ſchied, ſchloß ich ſofort jeden Gedanken aus, Ihnen 
vor einigen Jahren zukommen ließ, in Ihrer an: unſere franzöſiſche Einrichtung als Vorbild dar⸗ 
gelegenen Geſellſchaft einen Vortrag zu halten. zulegen. Sie iſt aus einer langen nationalen 
Erft heute gelingt es mir, dieſer Einladung Folge Entwicklung entftanden, fteht mit dem Ganzen 
leiſten zu können. Möge ich ihre liebeuswürdige unſeres Gemeinlebens in Einklang, iſt uns an⸗ 
Gaſtfreundſchaft in gebührender Weiſe erwidern, gemeffen, gilt für uns und nicht für andere. Es 
„ u 1 oder nicht gut Be. werfen ſich aber auf dem Gebiet des Rechtsunter⸗ 
untes und auch Nützliches vorführe. richtes überall gleiche Fragen auf und es iſt immer 
Unter den verſchiedenen Themata, an die ich lehrend zu erfahren, wie ſie von anderen Völkern 
gedacht hatte, wurde mir dasjenige der Einrichtung gelöſt worden ſind. Ich werde Ihnen alſo unſere 
des Rechtsſtudiums an den franzöſiſchen Univerſi⸗ franzöſiſche Organiſation von einem ſtreng franzö⸗ 
nn mit 127 on nn 1 ſiſchen Standpunkte aus darlegen. 
rde in icht auf die bevorſtehende dteſom Otrdnungsmägßig iſt es, Sie zunächſt mit unſerem 
des deutſchen Rechtsſtudiums deutſche Juriſten am Prüfungs- und Vorleſungsweſen vertraut zu machen 
meiften intereifieren. Dieſer Aufforderung kam ich und dann in einer beſonderen Betrachtung einige 
9 . . Hauptfragen näher zu beſprechen, die Sie in Rück⸗ 
Waenden Sachen au precelt ſicht auf die heutige Debatte über die Reform 
Diele Frage iſt eigentlich ber deutſchen . 1) Die franzöſiſchen Rechtsfakultäten im Rahmen 
18 nicht unbekannt. Namentlich ſchrieb im Jahre der neueren Entwicklung des franzöſiſchen Hochſchul— 
1 Leo von Savigny eine eingehende und im weſens. Berlin 1891, Puttkammer & Mühlbrecht. 8°. 
ganzen gut unterrichtete Monographie über die fran- ! VIII und 223 S. 
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des deutſchen Rechtsunterrichtes am meiſten intereſ⸗ 
ſieren können. 
I. 

Die franzöſiſche Einrichtung beruht auf dem 
Grundſatze des Lernzwanges. Namentlich müſſen 
unſere Studenten jedes Jahr eine Prüfung ab— 
legen, deren Beſtehen die Vorausſetzung für das 
Aufſteigen in den nächſten Kurſus iſt, und vor 
jeder Prüfung müſſen ſie auch beſtimmte Vor⸗ 
leſungen hören, deren Inhalt den ausſchließlichen 
Gegenſtand dieſer Prüfung bildet. Dadurch ſind 
unſer Prüfungs- und Vorleſungswefen eng ver⸗ 
bunden und ſollen hier in ihrem Zuſammenhang 
dargeſtellt werden. 

Es ziemt ſich zunächſt von den Prüfungen zu 
ſprechen, da ſie das ganze Syſtem beherrſchen. 

Zwei Arten von Prüfungen beſtehen an den 
franzöſiſchen juriſtiſchen Fakultäten: 1. Die einen 
ſind reine akademiſche Prüfungen. die zur Er⸗ 
teilung von rein akademiſchen Graden führen, von 
den einzelnen Univerſitäten mit Genehmigung des 
Unterrichtsminiſteriums geſchaffen werden und keine 
Berechtigung für den Antritt juriſtiſcher Berufs— 
ſtellungen gewähren. Zu dieſer Kategorie gehören 
das Doctorat en Droit d' Université, das ſpeziell 
für Ausländer in Betracht kommt, und die ver: 
ſchiedenen Zeugniſſe (certificatsd’&tudes pratiques, 
d’etudes de sciences penales, politiques, ad minis- 
tratives, économiques uſw.), welche die erfolg⸗ 
reiche Abſolvierung beſtimmter Studien feſtſtellen; 
2. die anderen ſind auch gewiſſermaßen akademiſche 
Prüfungen, inſofern ſie nur von Univerſitäts⸗ 
profeſſoren abgehalten werden und die Erteilung 
von Graden begründen, die gewöhnlich alte akade⸗ 
miſche Namen tragen, wie Baccalauréat, Licence, 
Doctorat; aber dieſe Prüfungen werden vom Staat 
für alle Univerſitäten gleichmäßig geregelt, führen 
auf Grund eines von der Prüfungskommiſſion 
abgegebenen Befähigungszeugniſſes zur Erteilung 
von ſtaatlichen Graden, welche die Berechtigung 
für den unmittelbaren Antritt beſtimmter juriſtiſcher 
Berufe und für die Zulaſſung zu beſonderen Karriere— 
prüfungen gewähren. Wegen dieſer praktiſchen Vor⸗ 
teile ſind dieſe Prüfungen diejenigen, die den ge— 
wöhnlichen Studiengang unſerer franzöſiſchen Ju— 
riſten beſtimmen. Nur dieſe find hier zu berüd- 
ſichtigen. 


Vier Grade werden nach Beſtehen dieſer zweiten 


Art von Prüfungen erteilt: Die Capacite en 
Droit, das Baccalaureat en Droit, die Licence 
en Droit und das Doctorat en Droit d'Etat 
(ſo genannt im Gegenſatz zu dem vorerwähnten 
Univerſitätsdoktorat). 

Der niedrigſte Grad iſt derjenige der Capacité 
en Droit. Es befähigt für ſich allein zum Berufe vom 
Avoué ) und vom Juge de Paix (ungefähr Amts— 


2) Der Avone iſt eine dem deutſchen Reckte fremde 


Einrichtung; dieſer Beruf hat im franzöſiſchen Rechte ſeinen 


richter), und wird auch, obgleich nicht gefordert, 
von künftigen Notaren, Gerichtsvollziehern, Ge⸗ 
richtsaktuaren und den höheren Schriftführern 
(cleres) der Avoués und Notare angeftrebt. Er ſetzt 
nicht den Beweis einer Gymnaſialbildung voraus, 
fordert zwei Jahre Univerſitätsſtudium und jedes 
Jahr das Ablegen einer Prüfung. Das Beſtehen 
der erſteren Prüfung iſt die Bedingung der Zu⸗ 
laſſung zu dem zweiten Studienjahre; der Grad 
wird nach Beſtehen der zweiten Prüfung erlangt. 
Die Kandidaten zu dieſem Grade bilden nur eine 
kleine Zahl unſerer Studenten; ſie rekrutieren ſich 
nur unter denjenigen, die kein Abiturientenzeugnis 
vorlegen können. 

Die meiſten unſerer Studenten verfolgen die 
Grade des Baccalaureates und des Licenciates. 
Es erklärt ſich dadurch, daß die Licenciatwürde 
für die meiſten juriſtiſchen Berufsſtellungen ge 
fordert wird und daß das Baccalaureat nur eine 
Durchgangsſtufe zu dem Licenciat iſt. Die Licence 
en Droit befähigt ohne weiteres zur Advokatur, ge 
währt die Fähigkeit zum Eintritt in das Richteramt 
und wird für die Zulaſſung zu gewiſſen Karriere⸗ 
prüfungen (3. B. Prüfungen für den Antritt ge⸗ 
wiſſer Verwaltungsämter, für die diplomatiſche 
und Konſulatskarriere) gefordert. Die Kandidaten 
zu der Licence müſſen vor dem Beginn des Rechts⸗ 
ſtudiums das Reifezeugnis (diplöme de bachelier 
de l'enseignement secondaire) vorlegen, dann drei 
Jahre auf der Univerfität ſtudieren und jedes Jahr 
eine Prüfung ablegen, deren Beſtehen die Voraus⸗ 
ſetzung für das Aufſteigen in den folgenden Kurſus 
iſt. Der Grad des Baccalaureates wird nach Be⸗ 
ſtehen der zweiten Prüfung, alſo nach glücklicher 
Abſolvierung des zweiten Jahres, erlangt. Er 
gewährt dieſelben Rechte wie die Capacité en 
Droit, wird aber niemals für ſich angeſtrebt; er 
wird nur von denjenigen benutzt, die aus irgend 
einem Grunde ihre Licenciatſtudien aufgeben. Er 
iſt regelmäßig nur eine Vorſtufe für die Licence. 
Nach Abſolvierung des dritten Jahres und Beſtehen 
der dritten Prüfung wird der Kandidat Licencie 
en Droit. 

Die meiſten unſerer Studenten ſchließen ihr 
akademiſches Rechtsſtudium mit der Licence. Nur 
eine kleine Anzahl unſerer Licenciés, ungefahr 
15 bis /s nach den mir bekannten Ziffern,) be 
reiten ſich für das Staatsdoktorat vor. Kraft der 
Reform vom Jahre 1895 beſtehen an den fran⸗ 
zöſiſchen Rechtsfakultäten zwei Arten Staatsdok⸗ 
torate: das Doctorat &s sciences juridiques und 
das Doctorat &s sciences politiques et &conomi- 
ques, was ſie am beſten mit der Münchner Ein⸗ 
teilung in juriſtiſche und ſtaatswirtſchaftliche Fakultät 
vergleichen können. Der Doktorgrad wird nach 


diejenige vor dem Kaſſationshof, für die Zivilſachen die 


Verfertigung der prozeſſualen Schriftſtücke und die münds 


Grund darin, daß in allen Inſtanzen, ausgenommen | 


liche Verhandlung verſchiedenen Organen anvertraut ſind: 
die erſtere dem Avoue; die zweite dem Avocat. 
) Dieſe Ziffern gelten namentlich für Grenoble. 
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Ablegen zweier mündlicher Prüfungen und der 
erfolgreichen öffentlichen Verteidigung einer abge⸗ 
druckten Inauguraldiſſertation erreicht und fordert 
durchſchnittlich 2 bis 3 Jahre Univerſitätsſtudium. 
Nach Erlangung eines der beiden Doktorgrade 
kann der zweite durch Ablegen einer einzigen münd⸗ 
lichen Prüfung und erfolgreichen öffentlichen Ver⸗ 
teidigung einer zweiten abgedruckten Inaugural⸗ 
diſſertation erreicht werden. Das Doktorat wird 
nur als Vorausſetzung der Lehrtätigkeit gefordert; 
die Lehramtskandidaten müſſen ſogar die beiden 
Doktorgrade erlangt haben. 

Dieſe Einrichtung der Prüfungen beſtimmt faſt 
die ganze Geſtaltung des Rechtsunterrichtes an 
unſeren Fakultäten, da die Examinanden vor jeder 
jährlichen Prüfung feſtbeſtimmte Vorleſungen hören 
müſſen, über deren Stoff fie geprüft werden. Die 
Organiſation unſeres Rechtsunterrichtes iſt am beſten 
aus dem Vorleſungsverzeichnis einer franzöſiſchen 
Rechtsfakultät erſichtlich. 


I. Licence en Droit. 
A. 1. Jahr (Baccalauréat, I. Teil). 


85 wöch. 
1. Römiſches Recht, I. Teil?) einjähr. e 
2. Franzöſ. Rechtsgeſchichte“ = 1 
3. Nationalökonomie, I. Teil 5 " 3 
5 Bürgerliches Recht, I. Teil N 8 3—4 / 


5. Franz. Staatsverfaſſungsrecht einſem. Vorleſ. 3 
Konverſatorien (Conferences) im ee 
an dieſe Vorleſungen. . 2—3 
B. 2. Jahr (Baccalauréat, I. Teth. St. wöch. 
1. Nationalökonomie, II. Teil einjähr. Vorleſ. 3 


2. Bürgerliches Recht, II. Teil = „ 3—4½ 
3. Strafrecht 17 * 3 
4. Verwaltungsrecht „ 3 
45. Römiſches Recht, II. Teil“) einſem. „ 3 
*6. Völkerrecht 3 


Konverſatorien e im Anſiuß 
an dieſe Vorleſungen . 2— 
C. 3. Jahr (Licence). 
1. Bürgerliches Recht, III. Teil einjähr. Vorleſ. 3 —4½ 


2. Handelsrecht 5 „ 38 
3. Zivilprozeß einſem. „ 3 
4. In duſtrierecht 1 „5 3 
45. Vollſtreckungs verfahren 9 5 3 
26. Handelsrecht (ergänz. Vorleſ.) „ „ 3 
7. Staatsrecht (allgem. Lehren) „ „ 3 
*8. Finanzrecht . „ 3 

49. Seehandelsrecht (an gewiſſen 
Univerſitäten) 8 „ 3 

*10. Kolonialrecht (an gewiſſen 

Univerſitäten) 3 


Konverſatorien (Conferences) im Anſcuß 
an dieſe Vorleſungen „ 


) Die Vorleſung ſollte eigentlich die römiſche Rechts⸗ 
geſchichte, den römiſchen Zivilprozeß und das ganze 
Syſtem des römiſchen Privatrechts umfaſſen; aber ein 
Teil des Syſtems des römiſchen Privatrechts und manch— 
mal auch der römiſche Zivilprozeß werden auf das zweite 
Jahr verlegt. 

) Dieſe Vorleſung umfaßt auch regelmäßig die 
Grundzüge des älteren franzöſiſchen Privatrechts. 

) Die mit einem Stern verſehenen Vorleſungen 
ſind Wahlfächer d. h. Fächer, unter denen die Kandidaten 
für die Prüfung zu wählen haben: und zwar im 2. Jahre 
eins der beiden Wahlfächer; im 3. Jahre 2 Wahlfächer. 
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II. Doctorat en Drolt. 
A. Doctorat ès sciences juridiques. 
a) Vor der erſten mündlichen Prüfung. 
1. Pandektenvorleſung) . . 40 St. im ganzen 
2. Geſchichte des franzöſ. Privat⸗ 
rechts!) 5 40 „ „ 1 


3. Eingehende Konverſatorien 
im römiſchen Privatrechte) 2 St. wöchentl. 


b) Vor der zweiten mündlichen Prüfung. 


Eingehende Konverſatorien im bürgerlichen Rechte 
und oft auch über andere judizielle Fächer: Straf⸗ 
recht, Handelsrecht, gewöhnlich in der Zahl von 
2 Stunden wöchentlich für jedes Fach.“ 


B. Doctorat ès sciences politiques et 
économiques. “) 


a) Vor der ſtaatswiſſenſchaftlichen Prüfung. 


1. Geſchichte d. franz. Staatsrechts 40 St. im ganzen 
2. Vergleichendes e 

ſungsrecht . 40 „ „ = 
3. Völkerrecht e 5 
4. Verwaltungsrecht 40 „ „ m 


b) Vor der volkswirtſchaftlichen Prüfung. 
1. e der National⸗ 


ökonom 40 St. im ganzen 
2. Geſchichte Ber boltämirtfcafte 
lichen Theorien 40 „ „ se 
3. Finanzwiſſenſchaft . 40 „ „ = 
4. Gewerbeökonomie und Geer 
gebung!) ; 3 5 
75. Agrarpolitik 3 5 
56. Kolonialrecht 40 „ „ 5 


IIL. Capaelté en Droit. 


1. Elementarvorleſung über 
bürgerliches Recht, I. Teil einjähr. Vorleſ. 3 St. wöch. 
2. Elementarvorleſung über 


bürgerliches Recht, II. Teil 5 35 m 
8. . über 
Staatsrecht a „ 3, „ 


e) Unter dieſem Namen wird an den franzöſiſchen 
Univerſiiäten eine eingehende Vorleſung über ein bes 
ſonderes Thema des röm. Rechtes mit Erläuterung der 
Quellen gehalten. 

7) Vorleſung über ein beſonderes Thema des älteren 
franz. Privatrechtes mit Erläuterung der Quellen. 

e) Dieſe Konverſatorien haben den Zweck, den 
Studenten bei der hier erforderlichen Geſamtreviſion des 
römiſchen Rechtes zu unterſtützen. 

) Dieſe zweite Prüfung bezieht ſich in der Tat auf 
das ganze bürgerliche Recht und auf ein anderes vom 
Studenten gewähltes judizielles Fach. 

0) Alle für dieſes Doktorat gehaltenen Vorleſungen 
beziehen ſich auf ein vom Dozenten frei gewähltes 
ſpezielles Thema. Es kommt regelmäßig vor, daß die 
Kandidaten nur über den Stoff dieſer Vorleſungen ge— 
prüft werden. An gewiſſen Univerſitäten wird von dem 
Examinator die Geſamtreviſion des Faches gefordert. 

11) Der Kandidat wird nur über eins dieſer Wahls 
fächer ſeiner Wahl gemäß geprüſt. Seine Wahl wird 
ſogar dadurch erweitert, daß er für die Prüfung unter 
den an der philoſophiſchen Fakultät gehaltenen Vor— 
leſungen über Philoſoph'e, Geſchichte oder Volkswirt— 
ſchaftslehre eine Vorleſung wählen darf, inſofern ſie 
von dem Univerſitätsſenat (Conseil de l'Université) als 
den im Text erwähnten Vorleſungen der juriſtiſchen 
Fakultät gleichwertig anerkannt worden iſt. 
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IV. Ergänzende Borleſungen und Uebungen 
(verſchieden nach den Univerſitäten). 
In Grenoble 
1. Geſetzgebung über Eintra⸗ 
gungsweſen (enregistrement) einjähr. Vorleſ. 1 St. wöch. 

2. Notariatsgeſetz gebung. ja 5 3 
3. Redeübungen „ Uebgn. 1, „ 

An der juriſtiſchen Fakultät in Grenoble werden 
außerdem ſpezielle Vorleſungen, namentlich über römi⸗ 
ſches Recht gehalten, um den deutſchen Juriſten die 
Möglichkeit zu gewähren, dem Studium dieſes Faches 
dort in rechtsgültiger Weiſe obzuliegen. 


(Fortfetzung folgt.) 


Vie Beiterentwickelung der Etrafrechtsreform. 


Von Miniſterialrat Dr. K. Neher in München, 
Mitglied der Strafrechtskommiſſion. 


(Schluß). 


Wie ſchon erwähnt, ſind auch neue Straf⸗ 
beſtimmungen von der Kommiſſion vorgeſchlagen 
worden. Dieſer Mehrung ſteht eine Minderung 
inſoweit gegenüber, als zwei Vorſchriften des Vor⸗ 
entwurfs ausgeſchieden wurden. 8 234 (StGB. 
5 234, Sklavenraub) wurde als durch das Sklaven⸗ 
raubsgeſetz vom 28. Juli 1895 überflüffig geſtrichen; 
5 147 (StGB. $ 145 a, Inhaberpapiere) wurde 
dem Bankgeſetz überwieſen. Von den Neuregelungen 
umfaſſen zwei den ganzen beſonderen Teil. Ein⸗ 
gangs habe ich ſchon hervorgehoben, daß eine 
Vorſchrift beſchloſſen wurde, die mit Gefängnis 
denjenigen bedroht, der mit einem anderen die Be⸗ 
gehung eines Verbrechens verabredet (Momplott) 
oder ſich mit einem anderen zur fortgeſetzten Be⸗ 
gehung von, wenn auch im einzelnen noch nicht 
beſtimmten Verbrechen verbindet (Bande). Die 
auf den freiwilligen Rücktritt bezügliche Vorſchrift 
beim Verſuch ſoll entſprechende Anwendung finden, 
Einſchließung bis zu 5 Jahren ſtatthaft ſein, wenn 
ſie als Strafe des beabſichtigten Verbrechens zu⸗ 
gelaſſen iſt.“) Zwecks ſtärkerer Bekämpfung der 
Trunkſucht hatte der Vorentwurf in 8 6470) 
eine allgemeine Vorſchrift vorgeſchlagen. Sie wurde 
in der Kritik als unzureichend angefochten und 
iſt nunmehr geſtrichen. Dafür iſt neben den 
ſichernden Maßnahmen des Wirtshausverbots und 
der Unterbringung in einer Trinkerheilſtätte und 
neben den nun vereinigten Straſbeſtimmungen in 
in 88 306 Nr. 3 und 309 Nr. 6 VorE. (gefähr: 
liche und grobe Trunkenheit) entſprechend dem Gegen⸗ 
entwurf § 190 und dem Oeſterr. Entw. 8 242 ein 
Sondertatbeſtand dahin beſchloſſen worden, daß der— 
jenige mit Gefängnis bis zu ſechs Monaten oder mit 


1 DIZ. 1912 S. 655. 

26) § 64: War der Grund der Bewußtloſigkeit ſelbſt— 
verſchuldete Trunkenheit und hat der Täter in dieſem 
Zuſtand eine Handlung begangen, die auch bei fahr: 
läſſiger Begehung ſtrafbar iſt, fo tritt die für die fahr⸗ 
läſſige Begehung angedrohte Strafe ein. 


Geldſtrafe bis zu 1000 Mk. beſtraft wird, der ſich 
mi oder fahrläſſig in einen die Zurechnung 
nach § 23 Allgemeiner Teil ausſchließenden Zuſtand 
von Trunkenheit verſetzt, wenn er in dieſem Zu⸗ 
ſtand eine Tat begeht, die ihm ſonſt als Ver⸗ 
brechen oder Vergehen anzurechnen iſt. In beſonders 
leichten Fällen kann von Strafe abgeſehen werden. 
Neben der Freiheitsſtrafe kann auf Wirtshaus⸗ 
verbot, auf Unterbringung des Verurteilten in einer 
Trinkerheilanſtalt oder in einem Arbeitshauſe er⸗ 
kannt werden. Die Verfolgung ſoll nur auf An⸗ 
trag eintreten, wenn die begangene Handlung nur 
auf Antrag zu verfolgen iſt. 

Zu dieſen beiden ſich über den ganzen be⸗ 
ſonderen Teil erſtreckenden Vorſchriften treten Neu⸗ 
beſtimmungen oder Wiederaufnahmen von Be: 
ſtimmungen aus dem geltenden Recht, die der Vor⸗ 
entwurf nicht übernommen hatte. Er hatte z. B. 
den Kanzelparagraphen (StGB. $ 130 a), der aus 
politiſch erregter Zeit ſtammt, geſtrichen, weil er 
im weſentlichen durch den neuvorgeſchlagenen Tat⸗ 
beſtand der Aufwiegelung (VorE. $ 131) gedeckt ſei. 
Die Kommiſſion hat ihn wieder eingeſtellt. Der 
Vorentwurf hatte ferner den 8 265 StGB. (be: 
trügeriſche Brandſtiftung) geſtrichen. Er wurde 
nach dem geltenden Recht und entſprechend dem 
praktiſchen Bedürfnis, jedoch als Vergehenstatbeſtand 
mit der Strafbarkeit des Verſuchs, wieder über⸗ 
nommen. 

Neue Vergehenstatbeſtände wurden gegen die 
öffentliche Ankündigung von Abtreibungsmitteln *°) 
und in einem Ausſchnitt aus §S 270 Preuß StGB. 
von 1850 und ähnlich der Vorſchrift in Art. 335 
Bay StGB. von 1861 gegen die Beeinträchtigung 
von Verſteigerungen bei Zwangsvollſtreckungen ge⸗ 
ſchaffen.“) Ferner wurde in Anlehnung an eine 
jetzt ſchon in Wiſſenſchaft und Rechtſprechung ver⸗ 
tretene Anſicht und zur Befriedigung eines hervor⸗ 
getretenen Bedürfniſſes beim Widerſtande gegen die 
Staatsgewalt eine weitere Vorſchrift getroffen, 
wornach jemand, der Widerſtand gegen eine Behörde 
oder einen Beamten eines ausländiſchen Staates 
begeht, ſofern dem Reiche ſchon zur Zeit der Tat die 
Gegenſeitigkeit verbürgt war, mit Gefängnis bis 
zu zwei Jahren oder mit Geldſtrafe bis zu 3000 Mk. 
beſtraft werden kann. Die Verfolgung ſoll nur auf 


0) Darnach ſoll mit Gefängnis oder mit Geldſtrafe 
bis zu 2000 Mk. beſtraft werden, wer öffentlich, wenn 
auch verſchleiert, Mittel oder Gegenſtände zu einer nach 
§ 217 ſtrafbaren Abtreibung oder Tötung der Leides— 
frucht ankündigt oder anpreiſt, oder in gleicher Weiſe 
ſich oder einen andern bereit erklärt, eine ſolche Ab— 
treibung oder Tötung der Leibesfrucht vorzunehmen oder 
zu befördern. 

0) DI3. 1913 S. 199: Mit Gefängnis bis zu einem 
Jahre oder mit Geldſtrafe bis zu 2000 Mk. wird beitraft, 
wer einem anderen Geſchenke oder andere Vorteile an— 
bietet, verſpricht oder gewährt, um ihn davon abzuhalten, 
bei einer nach den Vorſchriſten über die Zwangsvoll— 
ſtreckung oder Zwangsverſteigerung ftattfindenden Ver⸗ 
ſteigerung mitzubieten oder weiterzubieten. In beſonders 
leichten Fällen kann von Strafe abgeſehen werden. 
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zurücknehmbaren Antrag der ausländiſchen Re⸗ 
gierung eintreten.“) Weil es verſchiedene Freiheits⸗ 
entziehungen gibt, die nicht unter den Tatbeſtand 
der Gefangenenbefreiung fallen (Vor E. § 129, 
StGB. 88 120, 121, 347) 5) iſt eine Ergänzungs⸗ 
vorſchrift beſchloſſen, die mit Gefängnis bis zu 
einem Jahre oder Geldſtrafe bis zu 1000 Mk. den: 
jenigen bedroht, der außer den Fällen des $ 129 
vorſätzlich eine auf amtliche Anordnung in einer 
Anſtalt verwahrte Perſon aus der Verwahrung 
befreit oder ihr Entweichen befördert. Landes⸗ 
rechtliche Beſtimmungen, die über dieſen Tatbeſtand 
hinausgreifen, ſollen dadurch nicht berührt werden. 


Schließlich ſind auch einzelne Tatbeſtände er⸗ 
weitert worden. So hatte ſchon der Vorentwurf 
beim Widerſtand gegen die Staatsgewalt ($ 126) 
den Forſt⸗ und Jagdwiderſtand (StGB. 88 117 ff.) 
unter Erſtreckung des Schutzes auf die Fiſcherei 
einbezogen. Nun ſind den dort bezeichneten Be⸗ 
amten die zum Feldſchutz berufenen hinzugefügt 
worden, weil dieſe nicht allgemein, insbeſondere 
nicht in allen Bundesſtaaten, als Vollſtreckungs⸗ 
beamte anzuſehen ſind.“) Der Vorentwurf hatte 
in 8 173 (StGB. 8 138, unwahre Entſchuldigung) 
die Schöffen und Geſchworenen nicht mehr auf: 
genommen. Die Kommiſſion hat ſie wieder ein⸗ 
gefügt und iſt damit wieder zum geltenden Recht 
zurückgekehrt. 


II. Für Uebertretungen. Die Kommiſſion 
übernahm hier die große Neuerung des § 310 
Abſ. 1 VorE., wornach bei Uebertretungen in be: 
ſonders leichten Fällen von Strafe abgeſehen werden 
kann und ſtellte die Vorſchrift in den Allgemeinen 
Teil der Uebertretungen ein. Der Vorentwurf 
hatte die Uebertretungen nicht nach Materien, 
ſondern nach der Höhe der Strafdrohungen geordnet. 
Die nunmehrige Einteilung entſpricht grundſätzlich 
der Anordnung des Beſonderen Teils für Verbrechen 
und Vergehen. Der Beſondere Teil für Ueber⸗ 
tretungen bringt darnach die Materien in der 
gleichen Reihenfolge, ſo daß zwiſchen den beiden 
Beſonderen Teilen eine gewiſſe Uebereinſtimmung 
in der Einteilung beſteht. 

Eine Reihe von Uebertretungen hatte der Vor⸗ 
entwurf ausgeſchieden.“) Davon hat die Kommiſſion 
die 88 365 (Polizeiſtunde), 360 Nr. 12 (Pfand⸗ 
leiher)0, 367 Nr. 16 (öffentliche Verſteigerungen) 
und $ 369 Nr. 1 (unbefugte Anfertigung von 
Schlüſſeln) — dieſe Vorſchrift in der Faſſung der 
Novelle vom 19. Juni 1912 — wieder eingeſtellt. 
Die Vorſchriſt des §S 367 Nr. 7 (Nahrungsmittel: 
polizei) bleibt dem Nahrungsmittelgeſetz überwieſen; 
die 88 361 Nr. 5 und 8 (Verarmung durch Spiel, 
Trunkſucht und Unterkommensauftrag) und 360 


— — — 


20 DI. 1912 S. 426. 

22) Es iſt hier der Begriff der Gefangenſchaft nicht 
geceben. DIEB. 1912 S. 427. 

) DI. 1912 S. 425. 

) DJ. 1909 S. 1298 ff. 
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Nr. 9 (Errichtung von Verſicherungsanſtalten) ſind 
ebenfalls nicht mehr übernommen. 


In grundſätzlicher Abkehr vom Vorentwurf 
und in Uebereinſtimmung mit den Vorſchlägen 
des Gegenentwurfs ſind mehrfach Uebertretungen 
zu Vergehen gemacht worden. So 8 305 Nr. 1 
und 2 (StGB. 8 361 Nr. 3 und 4, Bettel und 
Landſtreicherei)h, 8 305 Nr. 5 (StGB. § 361 
Nr. 1 und 2, Ortsverbot und Ausweiſung), $ 306 
Nr. 1 (StGB. § 361 Nr. 10, Unterhaltspflicht). 
Dabei iſt dieſe Vorſchrift, die ſchon der Vorentwurf 
anders gefaßt hatte, aus ſozialpolitiſchen Gründen 
noch weiter verbeſſert worden. Mit Gefängnis bis 
zu ſechs Monaten oder mit Geldſtrafe bis zu 1000 M 
ſoll derjenige beſtraft werden, der ſich böswillig 
ſeiner geſetzlichen Unterhaltspflicht derart entzieht, 
daß der Unterhaltsberechtigte in Not gerät oder 
aus fremden Mitteln unterſtützt werden muß. 
Neben Gefängnis kann auf Unterbringung des Ver⸗ 
urteilten in einem Arbeitshaus erkannt werden. 


Sind auch die Vorſchläge des Vorentwurfs 
für die Uebertretungen im weſentlichen übernommen, 
ſo hat die Kommiſſion doch in einzelnen Tat⸗ 
beſtänden vielfache Aenderungen beſchloſſen. Dieſe 
hier im einzelnen anzuführen, würde zu weit gehen. 
In manchen Tatbeſtänden wurde die Verſchuldungs⸗ 
form ſchärfer herausgearbeitet. Andere Vorſchriften 
find erweitert, z. B. die ſalſche Namensangabe (VorE. 
8 307 Nr. 2; StGB. § 360 Nr. 8). Der Tat: 
beſtand lautet: wer vorſätzlich einem Beamten über 
ſeinen Namen, Stand, Gewerbe oder Wohnort, 
ſeine Wohnung oder Staatsangehörigkeit eine un⸗ 
richtige Angabe macht. Die Tat ſoll nur ſtraf⸗ 
bar ſein, wenn der Beamte zuſtändig war. Ich 
habe ſchon erwähnt, daß die Beſtimmungen des 
Vorentwurfs über gefährliche und grobe Trunken⸗ 
heit vereinigt und dabei ſchärfer gefaßt worden 
find”). An der Auflöſung des Begriffs „grober 
Unfug“ (VorE. § 306 Nr. 10 und 11) wurde feſt⸗ 
gehalten. In ſcharfer Abgrenzung der Kaſuiſtik 
wurde jedoch die Beſtimmung des § 306 Nr. 10 
in zwei Tatbeſtände, ſalſcher Notruf und beun⸗ 
ruhigende falſche Nachrichten, aufgeteilt. Zur Siche⸗ 
rung der Preſſe iſt hier wie im Vorentwurf“) 
der eventuelle Vorſatz ausgeſchloſſen und der Tat⸗ 
beſtand nun dahin gefaßt: „wer wiſſentlich falſche 
Nachrichten oder Gerüchte verbreitet und dadurch 
vorſätzlich die Gefahr der Beunruhigung in der 
Bevölkerung herbeiführt“. Auch der Tatbeſtand 
der Nothilfe, der ſog. Liebesparagraph (VorE. 
8 308 Nr. 8, StGB. $ 360 Nr. 11), wurde er: 
weitert. Ueber das geltende Recht hinaus iſt nun— 


5) Mit Haft oder mit Geldſtrafe bis zu 500 M ſoll 
beſtraft werden, wer ſich durch eigenes Verſchulden in 
Trunkenheit verſetzt, wenn er in dieſem Zuſtande die 
öffentliche Ordnung gröblich ſtört oder andere Perſonen 
gefährdet. Neben der Haft kann auf Wirts hausverbot 
oder Unterbringung des Verurteilten in einer Trinker— 
heilanſtalt oder in einem Arbeitshauſe erkannt werden. 

26 DIZ. 1909 S. 1299. 
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— 


mehr auch unter Strafe genommen, wer es vor⸗ 
ſätzlich unterläßt, einen anderen aus einer Lebens⸗ 
gefahr zu retten, obwohl er ihn ohne eigene Gefahr 
retten kann. Die Tat ſoll jedoch nur ſtrafbar ſein, 
wenn der Gefährdete in der Gefahr das Leben 
verloren hat. | 

Natürlich können dieſe Beſchlüſſe, die ich hier 
zum Allgemeinen und Beſonderen Teile zuſammen⸗ 
gefaßt habe, in zweiter Leſung noch mehrfach ge⸗ 
aͤndert werden. Weitere Aenderungen ſind noch 
möglich, nachdem der fertiggeſtellte Entwurf den 
Regierungen zur Aeußerung zugegangen iſt. Auf 
die Beratung im Bundesrate folgt dann die parla⸗ 
mentariſche Erledigung im Reichstag. Alſo erſt 
eine Etappe; die Hauptetappe muß erſt erreicht 
werden. Aber der Grundriß des neuen Straf⸗ 
Dan ift durch den Vorentwurf wie durch 
die Beſchlüſſe erſter Leſung wohl ſchon unverrückbar 
beſtimmt. 

Jenſeits der Aufgaben dieſer Kommiſſion liegt 
die Aufſtellung des Einführungsgeſetzes zu einem 
neuen Strafgeſetzbuch und des Entwurfs einer 
neuen Strafprozeßordnung. Für das Einführungs⸗ 
geſetz werden, wie ich an anderer Stelle “) ſchon 
vorgelegt habe, vor allem zwei Fragen in Betracht 
kommen, das Verhältnis des neuen Strafgeſetzes 
zum Landesſtrafrecht und dann die Ueberleitungs⸗ 
vorſchriften. Die Weiterentwicklung des Landes⸗ 
ſtrafrechts darf nicht gehemmt werden. Die Ma⸗ 
terien des $ 2 Einf G. z. StGB. dürfen nicht 
unitariſch beſchraͤnkt werden. Eine Durchſicht des 
Landesſtrafrechts wird notwendig werden. Einzelne 
landesrechtliche Tatbeſtände find jetzt ſchon ein⸗ 
bezogen; ) andere bisher reichsrechtliche Leber: 
tretungstatbeſtände find ausdrücklich dem Landes⸗ 
ſtrafrecht überwieſen.) Die Ueberleitungsvor⸗ 
ſchriften werden, weil es ſich um die Durchführung 
eines Strafgeſetzbuchs mit vielen neurechtlichen In⸗ 
ſtituten handelt, beſonders eingehend ſein müſſen. 
Das Bayer. Geſetz vom 26. Dezember 1871 (GVBl. 
S. 82 ff.), das die Ueberleitung des Landesſtraf⸗ 
rechts zum Reichsſtrafrecht vollzog, galt ſeinerzeit 
als muſtergültig und kann jetzt noch in gewiſſem 
Sinne als Vorbild dienen.“) 

Die Umſetzung des neuen Strafrechts in das 
Verfahren wird zu tiefgreifenden Aenderungen des 
Strafprozeſſes führen und namentlich durch die 
Geſtaltung der Strafzumeſſung, insbeſondere durch 
die Einführung der beſonders ſchweren und be⸗ 
ſonders leichten Fälle erneut die Frage der ftraf: 
gerichtlichen Organiſation, Schwurgerichte oder große 
Schöffengerichte, zur Diskuſſion ſtellen. Ich habe 


2) DIZ. 1912 S. 32ff. 

5) Falſcher Notruf, Art. 30 Pol StGB. in $ 306 
Nr. 10 VorE.; Waffentragen, Art. 39 Pol StGB. in § 308 
Nr. 5 VorE. 

0 StGB. § 368 Nr. 1, 2 und 9 (Feldpolizei); 
DIE. 1909 S. 1298. 

„%) Hierzu Träger in der Vergl. Darſtellung, Allge- 
meiner Teil Bd. 6 S. 409. 
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hierauf an anderer Stelle aufmerkſam gemacht 
und möchte mich darauf beziehen.“) Doch das 
ſind weite Zukunftsausblicke. Im günſtigſten Falle 
vor 1920 werden ein neues Strafgeſetz und eine 
neue Strafprozeßordnung kaum in Kraft getreten 
ſein. Eine Aenderung der ſtrafgerichtlichen Organi⸗ 
ſation (Bildung kleiner Strafkammern bei Durch⸗ 
führung der Schöffenorganiſation, appellmäßige 
Ausgeſtaltung der Berufungsſenate) löſt auch Per⸗ 
ſonalfragen aus, wohl eine Zukunftshoffnung für 
unſere bayeriſchen Juriſten. Denn die nachfolgende 
Reform des Zivilprozeſſes, die vielleicht dem Oeſter⸗ 
reichiſchen Zivilprozeß folgend die Offizialmaxime 
verſtärken und die Ueberſpannung des Verhand⸗ 
lungsprinzips beſeitigen wird, läßt möglicherweiſe 
für große Hoffnungen keinen Raum. 

In dieſen Ausführungen habe ich mehrfach 
bayeriſche Regelungen berührt. Ich ſtehe nun ſeit 
Jahren in der ſtrafrechtlichen Reformbewegung und 
habe es in den Beratungen der Vorkommiſſion 
wie in denen der jetzigen Strafrechtskommiſſion zu⸗ 
weilen als einen Vorzug empfunden, daß unſer 
bayeriſcher Rechtszuſtand drei Einrichtungen vor 
dem anderer Bundesſtaaten voraus hat. Poſitiv, 
daß wir ein kodifiziertes Landesſtrafrecht beſitzen, 
für das grundſaͤtzlich der Allgemeine Teil des StGB. 
gilt,“) und daß wir ferner eine juriſtiſche Amts⸗ 
anwaltſchaft befiten, die nun mit der übrigen 
Staatsanwaltſchaft vereinigt iſt. Negativ, daß die 
kriminelle Strafgewalt in Bayern bei den Gerichten 
verblieben iſt und daß wir keine polizeilichen Straf⸗ 
verfügungen“) kennen. 


Das Ortskirchenvermögen und ſeine 
Verwaltung. 


Ein zivilrechtlicher Streifzug durch die 
Kirchengemeindeordnung für das König⸗ 
reich Bayern vom 24. September 1912. 
Von Dr. Eruſt Langheinrich, Bezirksamtsaſſeſſor 
in Bad Kiſſingen. 
(Fortſetzung). 
B. Das Kirchengemeindevermögen. 


I. Begriff und Entſtehung der Kirchen- 
gemeinden. 


Die Kirchengemeinden i. S. der KGO. „ſind 
rechtsfähige, zur Befriedigung der örtlichen Kirchen⸗ 
bedürfniſſe organiſierte Beitragsverbände“. Das 
iſt die Begriffsbeſtimmung, welche die KGO. in 
Art. 1 Abſ. 1 KG0O. ſelbſt gibt. Damit iſt jedoch 
lediglich geſagt, unter welchem Geſichtspunkt die 


n 933. 1912 S. 997. 
) AG. StPO. vom 18. Auguſt 1879, Art. 4. 
) EBD. 88 453 ff. 
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Verhältniſſe der Kirchengemeinden Regelung durch 
die KG. finden ſollen. Das Weſen der Kirchen⸗ 
gemeinden iſt damit nicht erklart. Eine ſolche Er: 
klärung im Geſetz zu geben, lehnt die Begr. (S. 395) 
ausdrücklich ab. 

Grundlage des Kirchengemeindebegriffs iſt die 
innere Kirchenverfaſſung der Religionsgeſellſchaften 
— gleichgültig, welche Rolle der Kirchengemeinde als 
Ganzem innerhalb jeder Religionsgeſellſchaft zuge⸗ 
wieſen iſt. Denn die Kirchengemeinde iſt nichts anderes 
als der Kirchenſprengel, alſo eine Bezirkseinteilung, 
die von altersher in der katholiſchen und proteſtanti⸗ 
ſchen Kirche in erſter Linie aus ſeelſorgerlichen Gründen 
beſtanden hat, wenn auch die Anwendung der Bezeich⸗ 
nung Kirchengemeinde erſt einer |päteren Zeit ange⸗ 
hören mag. Dieſem Verhältnis entſprechend bezeichnet 
der VGH. (vgl. insb. Bd. 4 S. 23) die Kirchen⸗ 
gemeinde als die „Geſamtheit derjenigen Angehörigen 
eines und desſelben Bekenntniſſes, welche in An⸗ 
ſehung ihrer Kultusübung einer beſtimmten Kirche 
zugewieſen find.“ Die Beziehungen der Sprengel⸗ 
angehörigen zu ihrer Kirche waren aber von jeher 
nicht nur ſeelſorgerlicher, ſondern auch vermögens⸗ 
rechtlicher Art. Dieſer letztereren Beziehungen hat 
ſich die ſtaatliche Geſetzgebung ſchon frühzeitig be⸗ 
mächtigt (vgl. die Studie von Dyroff in den Annalen 
des deutſchen Reichs 1905 S. 641 ff.). Das 
Rel Ed. erklärte fie ausdrücklich als rein weltliche 
Angelegenheit und unterwarf ſie der ſtaatlichen 
Geſetzgebung (88 64, 65 RelEd.). Der Begriff 
des Kirchenſprengels iſt damit aus dem kirchlichen 
auch auf das weltliche Gebiet herübergezogen worden, 
hat hier aber unter der Bezeichnung Kirchengemeinde 
Organiſation nach weltlichen Geſichtspunkten er⸗ 
halten. Dieſe Organiſation neu zu ordnen, iſt 
die Hauptaufgabe der KGO. 

Die Kirchengemeinde der KGO. hat daher mit 
der Kirchengemeinde im innerkirchlichen Sinne (dem 
Kirchenſprengel) nur ſoviel zu tun, als ſie im all⸗ 
gemeinen auf ihr aufbaut und ihren Beſtand 
vorausſetzt. Die KGO. erklärt in Art. 1 Abſ. III 
und IV ausdrücklich, daß ſie die innerkirchliche 
Auffaſſung und die innerkirchlichen Aufgaben der 
Kirchengemeinden in keiner Weiſe berühren will. 

Die KG.. ſetzt alſo den Beſtand der Kirchen: 
gemeinde voraus. Darum trifft ſie auch keiner⸗ 
lei Anordnung über ihre Bildung, Umbildung und 
Auflöſung, ſondern verweiſt in dieſer Beziehung 
auf „die hierüber jeweils beſtehenden beſonderen 
Vorſchriften“ (Art. 2 Abſ. II; vgl. die Nachweiſungen 
der derzeitigen Rechtsquellen bei Dyroff, AGO. 
Bem. 4 ff. und und in meiner Ausg. Bem. 1 zu 
Art. 2 Abſ. II). Ob eine Kirchengemeinde über⸗ 
haupt zu Recht beſteht, beſtimmt ſich deshalb auch 
für die Zukunft in der Hauptſache außerhalb der 
Kirchengemeindeordnung. 

Eine Ausnahme hievon bilden die „Geſamt⸗ 
lirchengemeinden“ (über deren Begriff ſpäter), die 
erſt eine Schöpfung der KGO. ſind. Ihre Bil: 
dung, Umbildung uſw. iſt kein Gegenſtand ge— 


miſchter Natur i. ©. des 3. Kap. des RelEd. 
(ogl. dort 8 76 e) ſondern — da die Bildung der 
Geſamtkirchengemeinde nach rein finanziellen Ge⸗ 
ſichtspunkten erfolgt — eine rein weltliche Ange⸗ 
legenheit ($ 64 b Rel Ed.). Den kirchlichen Behörden 
kommt hiebei ein Mitwirkung nur in den von der 
Kd. gezogenen Grenzen zu. Die erforderlichen 
Vorſchriften trifft Art. 3 KG. Hienach lediglich 
beſtimmt ſich, ob eine Geſamtkirchengemeinde zu 
Recht beſteht oder nicht. 

Regelt die KGO. aber hinſichtlich der übrigen 
Kirchengemeinden (d. i. der Pfarr⸗, Mutter⸗ und 
Tochterkirchengemeinden) auch nicht grundſaͤtzlich und 
ausdrücklich die Vorausſetzungen ihres Beſtandes, ſo 
find doch gewiſſe Beſtimmungen für die Anerkennung 
ihres Beſtandes von Wichtigkeit. Eine ſolche Beſtim⸗ 
mung iſt z. B. die des Art. 2 Abſ. IKGO.: „Als Sitz 
der Kirchengemeinde gilt .. . vor Bereitſtellung einer 
Kirche der hiefür bei Bildung einer Kirchengemeinde 
in Ausſicht genommene Ort.“ Es geht daraus 
hervor, daß der Rechtsbeſtand einer Kirchengemeinde 
nicht ſchon deshalb verneint werden darf, weil 
keine Kirche oder Kirchenſtiftung vorhanden iſt 
(a. M. bisher VGHEntſch. Bd. 10 S. 219), fo daß 
alſo auch der Verluſt der Kirche durch Brand, 
durch Profanierung uſw. auf das Fortbeſtehen der 
Kirchengemeinde ohne unmittelbaren Einfluß iſt. 
Auch das iſt gleichgültig, ob dauernd eine wirkliche 
Kirche oder nur ein Betſaal zur Verfügung ſteht 
und ob letzterer Eigentum oder nur gemietet iſt. 

Die Frage, ob eine Kirchengemeinde überhaupt 
zu Recht beſteht, kann nie für ſich allein 
Gegenſtand eines Rechtsſtreits ſein. Insbeſondere 
beſteht hiefür allein keine Zuſtändigkeit des Ver⸗ 
waltungsgerichtshofes. Dieſe Frage, die zunächſt 
der Würdigung der Aufſichtsbehörde unterliegt, 
kann jedoch mitunter als Zwiſchenfrage eines Zivil⸗ 
oder Verwaltungsrechtsſtreits zu unterſuchen ſein. 
Zu dieſer Unterſuchung iſt ſowohl der Verwaltungs⸗ 
als der Zivilrichter befugt. Die Löſung iſt aber 
lediglich Entſcheidungsgrund und der Rechtskraft 
nicht fähig. Die Beweisbehelfe können je nach der 
Art der in Frage ſtehenden Kirchengemeinden ver⸗ 
ſchiedener Natur ſein. 

Die KGO. unterſcheidet (Art. 1 Ab}. Satz 2): 
Pfarr⸗, Mutter⸗ und Tochterkirchengemeinden, dann 
Geſamtkirchengemeinden. 

a) Die regelmäßige Erſcheinungsform iſt die 
Pfarrkirchenge meinde. Sie iſt die Geſamt⸗ 
heit der zu einer Pfarrei, einem Pfarrſprengel 
gehörigen Konfeſſionsgenoſſen. Jede Pfarrei bildet 
ohne weiteres auch eine Pfarrkirchengemeinde i. S. 
der KGO. Deren Rechtsbeſtand bedarf deshalb 
keiner weiteren Unterſuchung. 

Wie Pfarrkirchengemeinden ſind diejenigen 
Kirchengemeinden zu behandeln, welche ſich an die 
den Pfarreien gleichgeachteten, ſelbſtändigen ‘Pfarr: 
kuratien, Kuratbenefizien und ſtändigen Pfarr— 


vikariate anſchließen (Art. 36 Abſ. 1 Ziff. 1 KG O.). 
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Pfarrkirchengemeinden, welche den Pfarrer 
gemeinſam haben (verbundene Pfarrgemeinden 
Art. 17 KG.), bleiben ſelbſtändige Pfarrkirchen⸗ 
gemeinden. Sie ſind ſelbſtändige Rechtsſubjekte, 
nicht Teile eines höheren Gemeindeverbandes, ſtellen 
alſo insbeſondere nicht ohne weiteres eine Geſamt⸗ 
kirchengemeinde (Art. 3 KGO.) dar. 

Selbſtändige Kirchengemeinden können auch 
innerhalb einer Pfarrkirchengemeinde beſtehen. 
Sie ſind dann entweder Mutter⸗ oder Tochter⸗ 
gemeinden. Ueber die gegenſeitigen Beziehungen 
zwiſchen Pfarr-, Mutter: und Tochtergemeinden 
ſpäter. Sie können je nach den Umſtänden praktiſch 
ſo gering ſein, daß der Zuſammenhang nur noch 
theoretiſche Bedeutung hat. 

Eine Pfarrkirchengemeinde, welche eine Mutter⸗ 
und Tochtergemeinde umfaßt, iſt nicht ſchon des⸗ 
halb eine Geſamtkirchengemeinde. Es kann aber 
nach Maßgabe des Art. 3 KGO. ein derartiges 
Rechtsverhältnis geſchaffen werden. 

b) Muttergemeinde iſt die Pfarrgemeinde 
nach Abzug der Tochtergemeinde. Eine Mutter⸗ 
gemeinde kommt daher nur in Frage, wo eine 
Tochtergemeinde zu Recht beſteht. Wo letzteres der 
Fall iſt, beſteht auch die Muttergemeinde ohne 
weiteres als Kirchengemeinde mit ſelbſtändiger 
Rechtsperſönlichkeit. Zu unterſuchen iſt daher ledig⸗ 
lich der Rechtsbeſtand einer Tochterkirchengemeinde, 
deſſen Feſtſtellung freilich nicht immer einfach iſt. 
Nach außen wird es übrigens in den meiſten Fällen 
gleichgültig fein, ob gegebenenfalls die Pfarr- oder 
die Muttergemeinde auftritt. Näheres ſpäter. 

c) Tochtergemeinde iſt die Geſamtheit der 
innerhalb eines räumlich abgegrenzten Bezirkes 
hinſichtlich einer, wenn auch eingeſchränkten Kultus⸗ 
übung durch organiſatoriſchen Akt oder tatſächlich 
ſeit unfürdenklicher Zeit einer Filialkirche (das iſt 
einer anderen als der Pfarrkirche) zugewieſenen 
Konfeſſionsgenoſſen. 

Ein organiſatoriſcher Akt, durch den ausdrück— 
lich die „Filialkirchengemeinde“ geſchaffen worden 
iſt, wird aus älterer Zeit nur ſelten nachweisbar 
ſein. Zweifel über den Rechtsbeſtand einer Filial— 
kirchengemeinde können daher namentlich bei älteren 
Filialitätsverhältniſſen beſtehen. Eine ausdrückliche 
Zuweiſung eines Teils der Pfarrangehörigen zu 
einer anderen als der Pfarrkirche wird hier viel— 
fach nicht feſtzuſtellen ſein. Hier kommt es vor 
allem darauf an, ob die Konfeſſionsgenoſſen des 
in Frage ſtehenden Bezirkes ein gewiſſes Maß 
kirchlichen Eigenlebens führen, deſſen Mittelpunkt 
die Filialkirche wäre. Denn ohne eine gewiſſe kirch— 
liche Selbſtändigkeit iſt eine Kirchengemeinde von 
vornherein undenkbar. Das Mindeſtmaß feſtzu— 
ſtellen, hat der VGH. in einer Reihe von Erkennt— 
niſſen verſucht. (Vgl. Entſch. d. VGH. Bd. 4 S. 23, 
9 S. 297, 10 S. 214, 15 S. 230.) Die KGO. 
ſtellt jedoch weſentlich geringere Anforderungen. Sie 
geht von der Auffaſſung aus (vgl. insbeſ. Art. 16 
Abſ. III -V), daß das Beſtehen einer eigenen Filial— 


kirchengemeinde nicht nur dann möglich iſt, wenn die 
Kirche, welcher die Filialiſten (durch organiſatoriſchen 
Akt oder tatſächlich ſeit unfürdenklicher Zeit) zur 
Kultusübung zugewieſen find, in dem vom VGh. 
geforderten Maße den Mittelpunkt der geſamten 
Kultusübung für die Filialiſten zu bilden vermag, 
ſondern auch ſchon dann, wenn dieſe Kultusübung 
eine eingeſchränktere iſt, z. B. wenn das ganze 
Jahr hindurch nur an jedem dritten oder vierten 
Sonntag oder auch nur etwa zehnmal im Jahre 
in der Filialkirchengemeinde anſpruchsgemäß 
pfarrlicher Gottesdienſt (bei den Katholiken Meſſen 
mit applicatio pro populo, bei den Proteſtanten 
Predigtgottesdienſt) ſtattfindet. Eine beſtimmte 
Mindeſtgrenze ſetzt die KGO. nicht feſt, vereinzelte 
Kultusübungen bleiben jedoch ſelbſtverſtändlich außer 
Betracht. Nach der Begründung (S. 396) ſoll es 
im allgemeinen genügen, daß für den Filialbezirk 
überhaupt ein „rechtlich geordnetes kirchliches Eigen⸗ 
leben“ beſteht und es ſoll der Annahme einer Filial⸗ 
kirchengemeinde nicht entgegenſtehen, wenn im 
übrigen auch für die Filialiſten der Mittelpunkt 
der Kultusübung die Pfarrkirche iſt. 

Daß eine wirkliche Kirche vorhanden iſt, iſt 
auch hier nicht ausſchlaggebend. Es genügt eine 
Notkirche oder ein Betſaal, ſelbſt wenn dieſe nur 
gemietet ſind. 

d) Die „Geſamtkirchengemeinde“ iſt eine 
Neuſchöpfung der KGO. Sie entſteht durch Ver⸗ 
einigung mehrerer benachbarter Kirchengemeinden 
desſelben Bekenntniſſes zum Zwecke der gemeinſamen 
Befriedigung von Ortskirchenbedürfniſſen nach Maß⸗ 
gabe des Art. 3 KGOO. Die an Stiftungsverbänden 
beteiligten Kirchengemeinden (vgl. oben A. II und 
Art. 5 Abſ. V KG.) gelten ſeit dem Inkrafttreten 
der KGO. kraft Geſetzes als Geſamtkirchengemeinden 
(Art. 5 Abſ. Va. a. O.). Die Geſamtkirchenge⸗ 
meinde iſt alſo ein Verband von Kirchenge⸗ 
meinden. Nicht nur Pfarr-, ſondern auch Mutter⸗ 
oder Tochtergemeinden für ſich können in ihr ver⸗ 
einigt ſein (vgl. Dyroff, KGO. Bem. 2 d zu Art. 3). 
Im Verhältnis nach außen unterſcheidet ſich die 
Geſamtkirchengemeinde von anderen Kirchengemein⸗ 
den nicht. Alle auf die Kirchengemeinden bezüg⸗ 
lichen Beſtimmungen der KGO. und ihrer Voll: 
zugsvorſchriften finden gleichmäßig auch auf Ge: 
ſamtkirchengemeinden Anwendung, ſoweit ſich nicht 
ein Anderes aus Sondervorſchriften oder aus der 
Natur der Sache ergibt. 

e) Simultankirchengemeinden (vgl. 
Art. 90 KGoO.) kennt die KGO. ebenſowenig als 
das bisherige Recht (ſ. VGH. Bd. 24 S. 583, Bd. 29 
S. 389). Wo ein Simultanverhältnis vorliegt, 
beſtehen zwei Kirchengemeinden als ſelbſtändige 
Rechtsſubjekte nebeneinander. Sie haben nur in 
Anſehung des Simultangegenſtandes eine gemein: 
ſchaftliche Verwaltung. 

Die Zuweiſung zu beſtimmten Kirchen (vgl. 
die obenerwähnte Begriffsbeſtimmung der Kirchen— 
gemeinde durch den BGH.) geſchieht und iſt in 


Bayern geſchehen durch Abgrenzung von Bezirken 
(Pfarrſprengeln, Filialbezirken) nicht durch Zu⸗ 
ſammenfaſſung beſtimmter Perſonenklaſſen. Es gibt 
ſonach nur territoriale, nicht auch Perſonalkirchen⸗ 
gemeinden. Eine Ausnahme beſteht nur für die 
proteſtantiſche Pfarrei Erlangen⸗Neuſtadt, welche 
zwar zunächſt ebenfalls Territorialpfarrei, inſoferne 
aber auch Perſonalpfarrei iſt, als das ganze Uni⸗ 
verfitätsperſonal ohne Rückſicht auf die Wohnung 
ihr eingepfarrt iſt (vgl. Begr. S. 400). | 


II. Rechtliche Natur und Aufgabe der 
Kirchengemeinden. 


Die Begriffsbeſtimmung des Art. 1 Abſ. I 
(ogl. auch Art. 3 Abſ. J) KG. (ſ. oben D kenn⸗ 
zeichnet nicht völlig die Rechtsſtellung, die Aufgaben 
und Befugniſſe, welche die KGO. den Kirchen⸗ 
gemeinden tatſächlich zuweiſt (vgl. Durmayer in 
dieſer Zeitſchrift 1908 S. 37 ff.). Die Begr. (S. 391) 
ſagt daſelbſt, daß damit nur „ihr Hauptzweck, 
ihre primäre und vornehmſte Aufgabe“ hervorge⸗ 
hoben werden fol, und Dyroff (KGO. S. 183) 
gibt zu, daß fie theoretiſch idealen Anforderungen 
nicht entſpricht und gewählt worden iſt, um das 
Zuſtandekommen des Geſetzes zu erleichtern. Es 
ſoll auch, wie ſchon hervorgehoben, damit nicht 
das Weſen der Kirchengemeinden erklart, ſondern 
u. a. die Enthaltung von jeglichem Eingriff in 
innerkirchliche Verhältniſſe beſonders betont werden. 
Was die Kirchengemeinde in dem oben feſtgeſtellten 
weltlichen Sinn im übrigen iſt, und welche Stellung 
ihr im Rechtsverkehr zukommt, muß deshalb aus 
dem Geſetz (der KG O.) als Ganzen, aus den Ver⸗ 
fafſungsbeſtimmungen und ſonſtigen einſchlägigen 
Geſetzen herausgeleſen werden. 

Die Kirchengemeinde ſtellt ſich hienach — die 
Entwicklung im einzelnen muß ich mir im Rahmen 
dieſer Abhandlung verſagen — wie ſchon nach bis⸗ 
herigem Recht, als ein ſtaatlich geregelter Gemeinde⸗ 
verband dar, der öffentliche Aufgaben zu erfüllen 
hat und dem öffentlichen Organismus eingegliedert 
iſt. Sie iſt alſo ein Verband des öffentlichen 
Rechts (ſ. Begr. S. 401 mit Nachweiſungen). Daß 
ſie rechtsfähig, alſo juriſtiſche Perſon iſt, iſt im 
Art. 1 Abſ. I KGO. ausdrücklich ausgeſprochen. 
Die Kirchengemeinden ſind daher weiter juriſtiſche 
Perſonen, näher Körperſchaften des öffentlichen 
Rechts i. S. des 889 BGB. Die Rechtsfähigkeit 
erſtreckt ſich — da in Art. 1 Abſ. 1 KGO. ohne 
Einſchränkung ausgeſprochen — auf den öffentlichen 
und den bürgerlichen Rechtsverkehr. 

Ob Pfarr⸗, Mutter⸗, Tochter⸗ oder Geſamt⸗ 
kirchengemeinde, begründet keinen Unterſchied. 

Aus dieſer allgemeinen Rechtsfähigkeit der 
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Kirchengemeinde folgt zunächſt, daß fie gegenüber 


den von ihr umfaßten Perſonen ſelbſtändige Rechts: 
perſönlichkeit befitt. Sie iſt von dem Wechſel der 


Kirchengemeindeglieder unabhängig und beſteht ohne . 


Rückſicht auf die Mitgliederzahl fort, bis fie durch 


| 
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wird. Die Kirchengemeinde — fei fie Pfarr: x. 
oder Geſamtkirchengemeinde — iſt alſo nicht Geſell⸗ 
ſchaft oder Gemeinſchaft i. S. des BGB. (vgl. Dur⸗ 
mayer a. a. O. S. 38). Die Kirchengemeinde⸗ 
glieder als ſolche haben deshalb auch keinen andern 
Anſpruch an das Kirchengemeindevermögen, als daß 
es ordnungsgemäß verwaltet und ſachgemäß ver⸗ 
wendet wird, ein Anſpruch, der nur durch Anrufung 
der Staatsaufſichtsbehörden durchgeſetzt werden kann 
(vgl. Art. 60, 61, 73 ff. KGO.). Das Eigentum 
der Kirchengemeinde iſt für deren Glieder fremde 
Sache. Sondernutzungsrechte bedürfen beſonderen 
Titels. Andrerſeits find auch die Schulden der 
Kirchengemeinde nicht persönliche Schulden der 
Kirchengemeindeglieder. Eine Beitragspflicht be⸗ 
ſteht nur gegenüber der Kirchengemeinde und 
ruht auf vollkommen ſelbſtändiger, öffentlich⸗ 
rechtlicher Grundlage (Art. 20 ff. KGO.). Eine 
weitere Folge iſt, daß bei Aenderungen im Beſtand 
von Kirchengemeinden (bei ſog. Pfarrdismembra⸗ 
tionen, alſo z. B. bei Abtrennung eines Bezirkes 
und ſeiner Bewohner von einer Kirchengemeinde 
und Zuteilung zu einer anderen [j. Art. 2 Abſ. II 
KG.] die etwa veranlaßte Vermögensausein⸗ 
anderſetzung (vgl. Art. 10 KGO.) nur zwiſchen den 
beteiligten Kirchengemeinden, der verlierenden und 
der empfangenden, ſtattfindet, nicht zwiſchen der 
Kirchengemeinde und den ausſcheidenden Einzel⸗ 
perſonen. (Fortſetzung folgt). 


Kleine Mitteilungen. 


Der Brezelbnd. Eine Plauderei aus der 
Praxis.) In Fürth und wohl auch in anderen 
Städten pflegen viele Bäckermeiſter die von ihnen her⸗ 
geſtellten Brezeln in der Weiſe abzuſetzen, daß ſie junge 
Leute in Koſt und Wohnung nehmen und mit einem 
Korb voll Brezeln ausſchicken, um dieſe an das Publikum 
zu verkaufen. Dabei iſt es ſeit vielen Jahrzehnten orts⸗ 
üblich, daß die Brezeln zum Preiſe von 5 Pfg. für 
2 Stück verkauft werden. Wenn ausnahmsweiſe ein⸗ 
mal ein Käufer ein einzelnes Stück erwirbt, zahlt er 
dafür 3 Pfg. Das kommt aber faſt nie vor. Der 
Brezelausträger — meiſt „Brezelbub“ genannt, wenn 
ſich auch manchmal ſchon recht bejahrte Herren dar: 
unter befinden — erhält als Vergütung für ſeine Tätig⸗ 
keit außer freier Wohnung und Koſt einen jeweils zu 
vereinbarenden Prozentſatz vom Erlös, meiſt 20 oder 
25% ͤ‚manchmal auch 30°. Das übrige muß er ab— 
liefern und wird dann mit einem friſch gefüllten Korb 
wieder ausgeſandt. Gewöhnlich geht das eine Zeit- 
lang gut. Das Ende vom Liede iſt aber leider viel- 
fach, daß der Brezelbub in einer ſchwachen Stunde 
den Korb mit der zugehörigen Decke in die nächſte Ecke 
ſtellt oder wirft und ſich vom ganzen Erlös einen 
guten Tag macht oder damit verſchwindet. Dann wird 
die Sache kriminaliſch und leider auch rechtlich ſchwierig. 


) Vgl. dazu die Abhandlung von Matthias 


organiſatoriſchen Akt der Staatsgewalt aufgelöſt Mayr im Jahrg. 1909 S. 225 ff. 
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In der guten alten Zeit wurden dieſe Fälle auch 
beim Schöffengericht in Fürth — wie heute noch in 
vielen anderen Städten — als Unterſchlagung abge⸗ 
wandelt. Seit aber einmal ein findiger Schöffengerichts⸗ 
vorſitzender auf den Gedanken kam, ein Vergehen der 
Untreue und einen Fall nach 8 270 StPO. daraus zu 
machen, hat ſich hier die Praxis entwickelt, dieſe Ver⸗ 
fehlungen vor der Strafkammer als Vergehen der Un⸗ 
treue nach 8 266 Abſ. 1 Nr. 2 und Abſ. 2 StGB. ab⸗ 
zuurteilen. Nun iſt richtig, derartige Ueberweiſungen 
nach 8 270 StPO. tragen zur Hebung des Anſehens 
der Gerichte nicht bei, ſowenig als wenn man in den 
Zeitungen lieſt: Der Angeklagte war vom Schöffen⸗ 
gericht wegen Unterſchlagung zu drei Wochen Gefängnis 
verurteilt worden; auf ſeine Berufung hin hob die 
Strafkammer das Urteil wegen Unzuſtändigkeit des 
Schöffengerichts auf und verurteilte ihn wegen Untreue 
zur gleichen Strafe. Es zeigt ſich eben hier der Miß⸗ 
ſtand, daß die Zuſtändigkeit für Vergehen der Unter⸗ 
ſchlagung nach 8 246 und Vergehen der Untreue 
nach 8 266 Abſ. 2 Nr. 2 StGB. nicht gleichheitlich ge⸗ 
regelt iſt. Auch bei der Abänderung des GVG. durch 
das Geſetz vom 5. Juni 1905 hat man das leider über⸗ 
ſehen. (Der Entwurf zur neuen StPO. und zur Novelle 
zum GVG. von 1908 hatte in 8 23 Nr. 9 des letzteren 
Geſetzes wenigſtens eine leichte Ueberweiſungsmöglich⸗ 
keit für dieſe Fälle durch Anklage des Staatsanwalts 
zum Amtsgericht vorgeſehen). 

Und doch iſt in der Frage, ob im einzelnen Fall 
eine Handlung als Unterſchlagung oder Untreue auf⸗ 
zufaſſen ſei, bekanntlich oft ſehr ſchwer eine Einigung 
zu erzielen und dem gegenſeitigen Gehackel zwiſchen 
Amtsanwalt und Staatsanwalt, Schöffengericht und 
Strafkammer auf dieſe Weiſe Tür und Tor geöffnet. 
Als ich noch Ermittlungsrichter in Würzburg war, 
wurde allerdings die Schwierigkeit in vielen Fällen 
auf folgende Art behoben: 


Der Amtsanwalt legte die Anzeige dem Staats⸗ 
anwalt vor, „da Untreue vorliegen dürfte“ (3. B. bei 
einem Kellner, vgl. Olshauſen, Anm. 7 zu 8 246 StGB.). 
Der Staatsanwalt ſchickte die Anzeige ans Amtsgericht 
mit dem Erſuchen um Verhör des Beſchuldigten. Dieſen 
pflegte ich zu fragen: „Nun, Sie ſollen da als Bevoll⸗ 
mächtigter, um ſich einen Vermögensvorteil zu ver⸗ 
ſchaffen, über Vermögensſtücke Ihres Auftraggebers 
abſichtlich zu deſſen Nachteil verſügt baben. Verſtehen 
Sie das?“, worauf natürlich ſofort die Antwort „nein“ 
erfolgte. Weitere Frage: „Aber daß dies für Sie 
fremdes Geld war und daß Sie es Ihrem Herrn 
hätten abliefern müſſen, das werden Sie zugeben?“ 
Dieſe Frage wurde bejaht, das Protokoll erhielt ſolgende 
Faſſung: „Davon, daß ich hier als Bevollmächtigter, 
um mir einen Vermögensvorteil zu verſchaffen, über 
Vermögensſtücke meines Auftraggebers abſichtlich zu 
deſſen Nachteil verfügt haben ſoll, verſtehe ich nichts. 
Dagegen gebe ich zu, daß ich das Geld, das mich nichts 
anging und das ich hätte abliefern müſſen, mir an⸗ 
geeignet und für mich verbraucht habe und mir hierbei 
auch bewußt war, daß ich dies nicht tun dürfe.“ So 
erledigt, wanderten die Akten zurück an den Staats⸗ 
anwalt. Dieſer ſchrieb darauf: 


„I. Nach der Verantwortung des Beſchuldigten 
iſt nicht Untreue, ſondern Unterſchlagung an⸗ 
zunehmen. 

II. An Herrn Amtsanwalt zur Verfolgung aus 
8 246 StGB.“ 
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Mit einem ſchöffengerichtlichen Urteil wegen Unter⸗ 
ſchlagung löſte ſich dann die Sache zur Zufriedenheit 
aller Beteiligten in Wohlgefallen auf. 

Wenn freilich zu befürchten iſt, daß ein Vorſitzender 
wider den Stachel lökt, ſo iſt begreiflich, wenn ſich eine 
Praxis wie die hieſige bilden konnte. Bisher habe 
ich mich hier vergeblich bemüht, dagegen anzukämpfen. 
Der Weg der ſtaatsanwaltſchaftlichen Reviſion iſt, 
wenigſtens bei uns in Bayern (vgl. 8 74 der DV. für 
die StA.) ſehr dornenvoll, den Angeklagten iſt es meiſt 
gleichgültig, unter welchem rechtlichen Geſichtspunkt 
ſie verurteilt werden, und man behilft ſich lieber in 
leicht gelagerten Fällen mit einem Antrag auf Be⸗ 
währungsfriſt. 

Und doch hat die Frage nunmehr nach Schaffung 
des 8 248 a StGB. eine erhöhte grundſätzliche Bedeutung. 
Ich möchte ſie deshalb hier nochmals zur Erörterung 
ſtellen. Ich behaupte, daß nach den Grundſätzen, die 
das Reichsgericht in neueren Entſcheidungen, beſonders 
42, 211 und 43, 432 entwickelt hat, der Brezelausträger, 
wie ſchon ſein Name ſagt, richtig betrachtet nicht „Be⸗ 
vollmächtigter“ im Sinne des 8 266 Abſ. 2 StGB., 
ſondern nur „Bote“ iſt. Statt ſich ſelbſt an eine be⸗ 
lebte Straßenecke zu ſtellen und ſeine Brezeln, 2 Stück 
um 5 Pfg., abzuſetzen, ſchickt der Meiſter ſeinen Brezel⸗ 
buben, dem er auch Wohnung und Koſt gibt, mit einem 
Korb, auf dem zu allem Ueberfluß eine Tafel mit dem 
jedermann deutlich ſichtbaren Namen des Meiſters an⸗ 
gebracht iſt, voll Brezeln dorthin mit dem Auftrag, 
ſtatt ſeiner die Brezeln an jedermann aus dem Publikum 
auszubieten. Es fehlt dem Brezelbuben jede rechts⸗ 
geſchäftliche Selbſttätigkeit, der Meiſter läßt ſich nur 
durch ſeine rein mechaniſche Tätigkeit unterſtützen, be⸗ 
dient ſich ſeiner als Boten, als Werkzeug. Es iſt nicht 
anders, als wenn er ihn mit dem Korb voll Brezeln 
von Haus zu Haus ſchicken würde, überall die Brezeln 
in dieſer Weiſe anzubieten, oder als wenn er ihn mit 
5 Pfg. fortſchickte, um in einem Laden zwei Brezeln 
für den Meiſter zu holen. 

Das Publikum, das die Brezeln kauft, weiß auch, 
daß es ſie tatſächlich dem Meiſter abkauft, der den 
Brezelbuben ausgeſandt hat und deſſen Namen es, 
ſoweit es ſich überhaupt darum kümmert — die Er⸗ 
zeugniſſe manchen Meiſters erfreuen ſich beſonderer 
Beliebtheit — jederzeit durch einen Blick auf die Tafel 
am Korb oder durch Befragen des Brezelbuben er⸗ 
fahren kann. 

Nach allen dieſen Merkmalen iſt nicht Untreue, 
ſondern Unterſchlagung anzunehmen. Auch den prak⸗ 
tiſchen Bedürfniſſen des Lebens und der Unbedeutend⸗ 
heit dieſer Vorkommniſſe wird dieſe Auffaſſung allein 


erecht. 
a II. Staatsanwalt Güntzer in Fürth. 


Zeugnisverweigerungsrecht im Verfahren nach § 75 
KO. In der Praxis wird, wenn auch nicht häufig, 
ſo doch vereinzelt der Standpunkt vertreten, daß es im 
Verfahren nach 8 75 KO. kein Zeugnisverweigerungs⸗ 
recht gebe. Dieſer Anſicht hat ſich in der Literatur, 
ſoweit ich ſehe, nur Henke in Nr. 22 DIZ. Jahrg. 1912 
S. 1408 angeſchloſſen und zwar im Gegenſatz zu v. Völ⸗ 
derndorff und Sarwey, KO., je bei 8 67 daſelbſt ä. F. 

Henke ſucht ſeinen Standpunkt damit zu begründen, 
daß die 3PO. nicht in Ergänzung der KO., ſondern 
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nach 8 72 RD. nur „entiprechend” anzuwenden ſei, und 
daß ein Zeugnisverweigerungsrecht dem Sinne des 
5 75 KO. widerſpreche, da es ſich in der ZPO. nur 
um Parteien und Parteiprozeſſe handle, während der 
Konkurs eher (8 6) der Entmündigung gleichſtehe. 

Dieſem Standpunkt und ſeiner Begründung kann 
ich nicht beitreten. 

Das Konkursverfahren iſt ſeiner rechtlichen Natur 
nach — hierüber iſt man ſich in der Literatur einig — 
ein Prozeß verfahren. Es iſt eine Art „Zivil⸗ 
prozeß“. Denn es beſteht „in Feſtſtellung und in Ver⸗ 
wirklichung von privatrechtlichen oder doch ſolchen 
gleichbehandelten Anſprüchen auf Geldleiſtung unter 
Mitwirkung der Gerichte.“) Soweit dieſes Verfahren 
die Anſprüche der Gläubiger verwirklicht, hat es gleich⸗ 
zeitig die Natur einer Zwangsvollſtreckung. Da es das 
ganze Vermögen des Gemeinſchuldners ergreift, hat 
man es mit „Generalexekution“ bezeichnet. 

Das Konkursverfahren ift demnach ein beſonders 
geregeltes Prozeß⸗ und Vollſtreckungsverfahren, das 
ſich gegen den Gemeinſchuldner richtet.“) Der Gemein⸗ 
ſchuldner iſt deshalb für dieſes Prozeß⸗ und Voll⸗ 
ſtreckungsverfahren „Partei“, d. h. er ſpielt im Kon⸗ 
kursverfahren eine Rolle, der im Verfahren nach der 
ZPO. die des Beklagten im Zivilprozeß und die des 
Schuldners in der Zwangsvollſtreckung entſpricht. Be⸗ 
ftimmt demnach der 8 72 KO.: „Die Vorſchriften der 
ZPO. finden, ſoweit nicht aus den Beſtimmungen 
dieſes Geſetzes ſich Abweichungen ergeben, auf das 
Konkursverfahren entſprechende Anwendung“, ſo will 
damit geſagt werden, daß die Anwendung nur unterbleibt, 
„wenn ſie wegen der Eigenart des Konkursverfahrens 
unmöglich oder ſachwidrig iſt“.“) Irgendwelche An⸗ 
haltspunkte dafür, daß aus dieſem letzteren Grund die 
Anwendung des 8 383 ZPO. im Verfahren nach 8 75 
KO. ausgeſchloſſen wäre, ſind aber nicht vorhanden. 
Im Gegenteil: Denn hat der Gemeinſchuldner, wie 
oben ausgeführt, im Konkursverfahren die entſprechend 
gleiche Stellung, wie im gewöhnlichen Zivilprozeß der 
Beklagte und in der Zwangsvollſtreckung der Schuld⸗ 
ner, ſo iſt die Anwendung der Vorſchriften über das 
Zeugnisverweigerungsrecht auf Verwandte uſw. des 
Gemeinſchuldners nach dem Geſetze geradezu geboten. 
Denn der im Verfahren nach 8 75 KO. zu vernehmende 
Verlobte, Ehegatte oder Verwandte des Gemeinſchuld⸗ 
ners würde genau in den gleichen Widerſtreit geraten, 
wie der verwandte Zeuge des Beklagten im gewöhn⸗ 
lichen Zivilprozeß. 

Daß die Anwendung des $ 383 ZPO. auf 8 75 KO. 
nicht ausgeſchloſſen iſt, iſt auch mit zwingender Not⸗ 
wendigkeit aus der Literatur zu folgern. Die Kom⸗ 
mentatoren ſprechen in 8 72 der KO. übereinſtimmend 
von der Anwendung der zivilprozeſſualen Beſtimmungen 
über die Zeugenpflicht und die Eidespflicht gemäß 
89 375 ff. ZPO.“) Zu den Beſtimmungen über die 


0 So Dr. Hellmann, 1 des deutſchen Kon— 
kursrechts, Berlin 1907, & 36 S. 383. Ebenſo Wach, 
Lehrbuch des deutſchen er Aufl. S. 1 f., 
167 f., und Hellwig, Lehrbuch des deutſchen Zivilprozeß⸗ 
rechts 1 S. 54 Nr. III, I. 

) So auch Kohler, 1 des deutſchen Kon⸗ 
kursrechts, Stuttgart 1903, 8 6, V, VII und VIII. 

) Vgl. auch Jaeger, Komm. zur KO. 2. Aufl. Bem. 1,1 
und II zu § 72. 

3 Komm. zur KO., 6. Aufl. Bem. 2 
zu 8 72. 
) Jaeger, Komm. zur KO. 8 75 Bem. II, Wilmowsky, 


Zeugnispflicht gehören aber auch weſentlich die Aus⸗ 
nahmebeſtimmungen, die eine ſolche Pflicht verneinen, 
mithin der 8 383 ZPO. 

Der Einwand Henkes, die Zulaſſung der An⸗ 
wendung diefer Beſtimmung ſtehe im Widerſpruch mit 
der Ermittlung der Maſſe, iſt nicht beweiskräftig. 
Denn ebenſogut könnte man dartun wollen, daß das 
Zeugnisverweigerungsrecht der Verwandten des An⸗ 
geklagten im Strafprozeß unzuläſſig ſei, weil es mit 
der Ermittlung der Wahrheit im Widerſpruch ſtehe! 

Schließlich kann auch der Anſicht Henkes nicht 
beigepflichtet werden, der Konkurs ſtehe eher der Ent⸗ 
mündigung gleich (8 6). Entmündigung und Konkurs 
ſind ſo weſensverſchieden, daß man ſie nicht mitein⸗ 
ander vergleichen kann. Mit einem ſolchen Vergleich 
wäre aber auch für Henkes Anſicht gar nichts gedient. 
Denn es unterliegt keinem Zweifel, daß im Entmün⸗ 
digungsverfahren den Angehörigen des zu Entmündigen⸗ 
den ein Zeugnisverweigerungsrecht nach 8 383 Nr. 1—3 
3PO. zuſteht.“ 

Nach alledem muß dem Ehegatten, Verlobten 
und den Verwandten des Gemeinſchuldners, wenn ſie 
zur Aufklärung der das Verfahren betreffenden Ver⸗ 
hältniſſe nach 8 75 KO. vernommen werden ſollen, 
gemäß 8 72 KO. das ihnen nach 8 383 ZPO. zuſtehende 
Zeugnisverweigerungsrecht gewährt werden, ſofern nicht 
wiederum die Unterausnahme des $ 385 Nr. 3 und 4 
gegeben iſt. Denn die Bejahung der Frage der An⸗ 
wendbarkeit des $ 383 zwingt auch folgerecht zur An⸗ 
wendung von 8 385 Nr. 3 und 4 ZPO. 

Amtsrichter Dr. Stepp in Nürnberg. 


Aus der Nechtſprechung. 


Reichsgericht. 
A. Zivilſachen. 
J. 


Auslegung eines Vertrags, durch den ſich ein Bier: 
brauer gegenüber einem Wirte verpflichtet, fein Bier in 
einem beſtimmten Umkreiſe nicht in anderen „Wirt: 
ſchaften“ non zu laſſen. Kaun damit auch der 
Verkauf in einer Fabrikkantine verboten fein? Aus 
den Gründen: Die Behauptung, daß das Abkommen 
erloſchen ſei, weil die Beklagte verbotswidrig an die 
Fabrikkantine Bier geliefert habe, hat das OLG. zurück- 
gewieſen. Es führt aus, die Kantine könne nicht als 
eine „Wirtſchaft“ i. S. des Abkommens gelten; un— 
glaubhaft ſei die Aufſtellung des Klägers, nach der 
ausdrücklich getroffenen Verabredung habe ſich das 
Verbot auch auf Bierlieferung an eine Kantine er— 
ſtrecken ſollen. Die Reviſion rügt mit Recht eine Ver— 
letzung der Auslegungsgrundſätze. Das OLG. hält ſich 
nur an den allgemeinen Begriff „Wirtſchaft“ und meint, 
zu ihm gehöre nach der Verkehrsanſchauung, daß das 
Geſchäft „dem Publikum allgemein offen ſtehe und daß 
es von Leuten aller Berufskreiſe beſucht werden könne“. 
Gemäß 8 157 BGB. wäre jedoch zu prüfen geweſen, 
was die Parteien im gegebenen Falle unter dem Aus— 
drucke Wirtſchaft verſtanden haben, und vor allem, 
wie der Kläger, der Beklagten erkennbar, den Aus— 
druck aufgefaßt hat. Hierbei wäre aber unter Berück⸗ 


Kom) zur 90. 8 75 Bem. 1, Willenbücher, Komm. 
zur KO. 8 75 Bem. 2. 

e) Vgl. Gaupp-Stein, Komm. zur ZPO. Bem. III zu 
8 653 1115 Seuffert, Komm zur ZPO. Bem 3 zu 8 653. 
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ſichtigung der Grundſätze von Treu und Glauben vor: 
nehmlich der Zweck der Vertragsklauſel ins Auge zu faſſen 
geweſen. Der Zweck war nun ausgeſprochenermaßen 
der, vom Kläger, ſoviel an dem Geſchäftsbetriebe der 
Beklagten lag, eine ihm ſchädliche Konkurrenz fernzu⸗ 
halten, und demgemäß könnte auch der Ausdruck in einem 
weiteren Sinne verſtanden werden und zu verſtehen ſein. 
Denn iſt die Frage der Konkurrenz und die damit für 
den Betrieb des Klägers verbundene Gefahr das 
Weſentliche, dann fällt weniger Gewicht darauf, von 
wem das Konkurrenzgeſchäft beſucht wird, ob von der 
Allgemeinheit oder nur von den Mitgliedern eines 
geſchloſſenen Perſonenkreiſes, als darauf, ob durch das 
andere Geſchäft dem des Klägers tatſächlich eine in 
Betracht fallende Konkurrenz gemacht wird. Daß die 
Kantine dem Kläger keinen nennenswerten Abbruch tut, 
iſt nicht feſtgeſtellt. (Urt. d. V. ZS. vom 22. Februar 1913, 
V 363/12). 
2932 


II. 


Abhängigkeit des Erlaßvertrags vom fog. Grand: 
geſchäfte. (Verzicht des Käufers auf den Wandelungs⸗ 
anſpruch gegen das Verſprechen des Verkäufers den 
e zu beſeitigen.) Aus den Gründen: 

er Erlaß iſt ein ſogenannter abſtrakter, von ſeinem 
Rechtsgrunde losgelöſter Vertrag. Hiermit iſt aber 
nur geſagt, daß die ihm eigentümliche Wirkung, das 
Erlöſchen des Schuldverhältniſſes, unabhängig von dem 
Rechtsgrunde eintrete, auf dem er beruht, nicht dagegen, 
daß ihm ein Rechtsgrund nicht zugrunde liege, oder 
daß der Beſtand des ihm zugrunde liegenden Rechts⸗ 
grundes, oder das Rechtsgeſchäft, durch das dieſer 
Rechtsgrund geſchaffen iſt, den Fortbeſtand feiner Wir: 
kung auch nicht mittelbar beeinfluſſe. Regelmäßig liegt 
dem abſtrakten Rechtsgeſchäfte vielmehr ein Rechts⸗ 
grund und ein dieſen ergebendes anderes Rechtsgeſchäft, 
das Kauſal- oder Grundgeſchäft, zugrunde; das abſtrakte 
Geſchäft iſt die Erfüllung der durch das Grundgeſchäft 
begründeten Verpflichtung oder die auf Grund dieſes 
geſchuldete Leiſtung. Daraus ergibt ſich der Einfluß 
des letzteren auf das erſtere ohne weiteres. Namentlich 
ergibt die Nichtigkeit des Grundgeſchäfts und die damit 
gegebene Hinfälligkeit des Rechtsgrundes mit bezug 
auf das darauf beruhende abſtrakte Rechtsgeſchäft den 
Tatbeſtand des 8 812 BGB. und damit die Verpflich⸗ 
tung desjenigen, der mit dieſem Rechtsgeſchäft auf 
Koſten eines anderen etwas erlangt hat, das ohne 
Rechtsgrund Erlangte herauszugeben. Im übrigen 
beſtimmt ſich der Einfluß des Grundgeſchäfts auf das 
zur Erfüllung vorgenommene abſtrakte Rechtsgeſchäft 
nach den für jenes geltenden Beſtimmungen. 

Die Annahme, daß dem in Rede ſtehenden Erlaß 
ein Rechtsgrund mangle, iſt nach dem Sachverhalt 
ausgeſchloſſen; träfe ſie zu, ſo würde der Kläger den 
Erlaß und ſeine Wirkung ſchon auf Grund des 8 812 
BGB. beſeitigen können. Beruht der Erlaß aber auf 
einem Rechtsgrunde, alſo auf einer Verpflichtung des 
Klägers, ſo kann dieſe nur durch einen Vertrag be— 
gründet ſein, durch den ſich der Kläger verpflichtete, 
dem Beklagten gegenüber auf ſein Wandlungsrecht 
zu verzichten, während dieſer die Verpflichtung über— 
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nahm, den Schwamm im verkauften Hauſe auf ſeine 


Koſten zu beſeitigen. Bei dieſem gegenüber dem er— 
füllten Kaufvertrage ſelbſtändigen Abkommen über den 
Wandlungsanſpruch iſt jeder der beiden Teile ſeine 
Verpflichtung nur eingegangen, um dadurch die Ver— 
pflichtung des anderen zu erlangen. Es iſt ein gegen— 
ſeitiger Vertrag, auf den die 88 320—327 BGB. an⸗ 
zuwenden ſind, und gerade aus dieſen Paragraphen 
ergibt ſich der Einfluß des durch das Grundgeſchäft 
geſchaffenen Rechtsgrundes für den abſtrakten Erlaß— 
vertrag. Der Beklagte hat unſtreitig den Schwamm 
nicht beſeitigt und ſich auf die ſpätere Aufforderung 
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des Klägers unter Beſtreitung ſeiner Verpflichtung, 
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geweigert, weiteres zur Beſeitigung zu tun. Deshalb 
konnte der Kläger nach dem $ 326 von dem gegen⸗ 
ſeitigen Vertrage zurücktreten. Die Aufforderung iſt 
allerdings nicht unmittelbar auf die dem Beklagten 
obliegende Leiſtung der Schwammbeſeitigung, ſondern 
daß die Abgabe einer Erklärung des Beklagten gerichtet, 
daß er dazu bereit ſei; allein die hieraus und aus der 
Kürze der geſetzten Nachfriſt etwa herzunehmenden Be: 
denken ſind durch die Weigerung des Beklagten und 
ſein Beſtreiten der Verpflichtung beſeitigt. Daß ſich 
die Androhung, nach Ablauf der Friſt die Annahme 
der Leiſtung zu verweigern, auf die Schwammbeſeiti⸗ 
gung bezieht und daß ſich die in der Klageerhebung 
enthaltene Rücktrittserklärung nicht etwa auf den Kauf⸗ 
vertrag, ſondern auf den dem Erlaß zugrunde liegen⸗ 
den gegenſeitigen Vertrag bezieht, iſt angeſichts des 
auf den Kaufvertrag gegründeten Wandlungsverlangens 
nicht zweifelhaft. Durch den Rücktritt des Klägers 
wurde dann gemäß den nach dem 8 327 entſprechend 
anzuwendenden 88 346 ff. BGB. die Verpflichtung der 
Parteien begründet, einander die Leiſtungen auf 
Grund des gegenſeitigen Vertrags zurückzugewähren, 
auf ſeiten des Beklagten insbeſondere die Ver⸗ 
pflichtung ſich ſo behandeln zu laſſen, als wenn der 
Kläger auf das Wandlungsrecht nicht verzichtet hätte. 
Wäre aber die Beſeitigung des Schwammes unmöglich 
geworden, fo würde der Rücktritt auch nach dem $ 325 
begründet ſein, 1880 die Unmöglichkeit auf einen Um⸗ 
ſtand zurückzuführen iſt, den der Beklagte zu vertreten 
hat. Sollte die Unmöglichkeit auf einen Umftand zurüd: 
zuführen ſein, den weder der Beklagte noch der Kläger 
zu vertreten hat, ſo würde das vom Kläger Geleiſtete, 
nämlich der Erlaß, gemäß dem 8 323 Abſ. 1 und 3 nad) 
den Vorſchriften über die Herausgabe einer ungerecht⸗ 
fertigten Bereicherung zurückgefordert werden können. 
(Urt. d. V. 35. vom 22. Januar 1913, V 304/12). 
2933 
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III. 


Aus ſchluß des geſetzlichen Erbrechts des Ehegatten 
durch eine vor dem 1. Jaunar 1900 errichtete letztwillige 
Verfügung. Auslegung einer ſolchen Verfügung. Aus 
den Gründen: Das im 8 1931 BGB. gegebene 
geſetzliche Erbrecht beſteht für die Beklagte am Nach⸗ 
laſſe ihres nach Inkrafttreten des BGB. geſtorbenen 
Ehemannes nur dann nicht, wenn es durch die Erb⸗ 
verträge von 1871 und 1893 ausgeſchloſſen iſt. Dieſe 
Verträge find geſchloſſen unter der Herrſchaft des Ge: 
meinen Rechts, das kein geſetzliches Erbrecht der Ehe: 
gatten kannte, abgeſehen von dem hier nicht in Betracht 
kommenden Rechte der armen Witwe. Wäre der Be: 
klagten weder in den Verträgen noch ſonſt etwas 
zugewandt (und wäre fie auch nicht gemäß § 1935 
BGB. ausgeſchloſſen), ſo würde es keinem Zweiſel 
unterliegen, daß fie auf Grund des 8 1931 ihren 
Ehemann geſetzlich beerbt hat. Es fragt ſich, ob die 
Zuwendungen in den beiden Verträgen dieſes geſetz⸗ 
liche Erbrecht beſeitigen. Mit der Kraft, das geſetzliche 
Erbrecht zu überwinden, ſind nicht nur die nach In⸗ 
krafttreten des BGB. getroffenen, ſondern durch Art. 213, 
214 EG. BGB. auch die vorher ergangenen letztwilligen 
Verfügungen ausgeſtattet. Aber nicht jede Zuwendung 
in einer vor 1900 getroffenen Verfügung von Todes 
wegen beraubt den bedachten Ehegatten des geſetzlichen 
Erbrechts nach $ 1931. Es kommt darauf an, ob der 
Wille des Verfügenden dahin ging, den Bedachten 
unter allen Umſtänden auf das ihm Zugewandte zu 
beſchränken, ihm jedes weitere Recht an dem Nachlaſſe 
zu verſagen. Selbſtverſtändlich kann die Frage nicht 
dahin geſtellt werden, ob der Wille des Verfuͤgenden 
darauf gerichtet war, das geſetzliche Erbrecht des BON. 
oder auch nur darauf, ein durch mögliche Aenderung 
der Geſetzgebung entſtehendes geſetzliches Erbrecht aus: 
zuſchließen. Das eine konnte er nicht vorausſehen, 
an das andere hat er nicht gedacht. Vielmehr iſt ent 
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ſcheidend, ob der verfügende Ehegatte den Willen hatte, 
nur das in der Verfügung Zugewandte ſolle der Be⸗ 
dachte haben und ſonſt nichts. Dieſer Wille kann nur 
im Einzelfalle aus den Umſtänden durch Auslegung 
ermittelt werden. Liegt er vor, ſo iſt damit zwar 
nicht als ſein Ziel wohl aber als ſeine natürliche 
Folge der Ausſchluß des vom BGB. gegebenen geſetz⸗ 
lichen Erbrechts feſtgeſtellt. In Rechtslehre und Recht⸗ 
ſprechung herrſcht nahezu Einſtimmigkeit darüber, daß 
nur auf dieſem Wege die Entſcheidung gefunden werden 
kann, ob dem bedachten überlebenden Ehegatten jenes 
Erbrecht zuſteht (vgl. Planck Erl. 1 zu 8 1931 BGB., 
3d zu Art. 214 EG., Niedner EG. S. 470). 

Der Senat hat ſich im Urteile vom 25. April 
1911 in der Sache III 55 / 10 ebenfalls für die Maß⸗ 
geblichkeit des durch Auslegung zu ermittelnden Willens 
des verfügenden Ehegatten ausgeſprochen. Ebenſo hat 
der IV. ZS. in feiner Bd. 49 S. 44 abgedruckten Ent⸗ 
ſcheidung von 1901 betont (S. 48), es komme nur 
darauf an, im Wege der Auslegung feſtzuſtellen, in⸗ 
wieweit der Erblaſſer die Erbfolge in ſeinen Nachlaß, 
insbeſondere für den anderen Ehegatten, verfügend 
habe ordnen wollen. Dieſe Auffaſſung hat derſelbe 
Senat allerdings in einer Entſcheidung von 1909 
(JW. 1909 S. 220) nicht aufrechterhalten. Allein offen⸗ 
bar beruht die neuere Entſcheidung ebenfalls auf der 
Auslegung der Verfügung, und das Ergebnis iſt nur 
deshalb ein anderes, weil der alle über das Maß des 
Zugewandten hinausgehenden Anſprüche an den Nach⸗ 
laß ausſchließende Vertragswille als ein nach dem 
für beide Rechtsfälle maßgebenden franzöſiſchen Rechte 
unzuläſſiger Erbverzicht gedeutet wurde (vgl. darüber 
Adeneuer in JW. 1909 S. 647). 

Der Wille des verfügenden Ehegatten, die Rechte 
des anderen am Nachlaſſe in dem hier dargelegten 
Sinne zu beſchränken, ergibt ſich nicht ſchon ohne 
weiteres daraus, daß der Verfügende wußte, daß die 
Rechtsordnung dem anderen jeden Anſpruch verſagte 
und ihm deshalb eine beſtimmte Zuwendung gemacht 
hat. Damit iſt nicht ſchon die beſtimmte Abſicht aus⸗ 
geſprochen, unter allen Umſtänden den Bedachten auf 
das Maß des Zugewandten zu beſchränken. Deutlich 
würde dieſe Abſicht ausgedrückt ſein, wenn in der 
Verfügung über den ganzen außer dem Zugewandten 
vorhandenen Nachlaß Beſtimmung getroffen, dieſer 
Nachlaß aufgeteilt wäre. Wo die Verfügung den Be⸗ 
ſtand des Nachlaſſes nicht erſchöpft, muß der Wille 
des Verfügenden aus dem Verfügungsinhalte und den 
begleitenden Umſtänden entnommen werden. Dieſen 
Weg iſt das OLG. gegangen. 

Das Bay Obe. hat in einer Entſcheidung (abs 
gedruckt in der Bay 3fR. 1910 S. 160) ausgeſprochen: 
wenn unter der Herrſchaft eines das geſetzliche Erb- 
recht der Ehegatten nicht anerkennenden Rechts der 
eine Ehegatte dem überlebenden eine gewiſſe Zuwendung 
gemacht habe, fo könne darin „in der Regel nicht 
der Ausdruck des Willens gefunden werden, daß die 
Beteiligung des Bedachten an dem Nachlaſſe unter 
allen Umſtänden auf die Zuwendung beſchränkt „und 
er insbeſondere von einem geſetzlichen Erbrechte aus⸗ 
geſchloſſen ſein ſolle, an deſſen Einführung man noch 
gar nicht gedacht habe, als die letztwillige Verfügung 
errichtet wurde“. In dieſem Sinne ſei die Verfügung 
nur ausnahmsweiſe zu deuten, wenn beſondere Um— 
ſtände vorlägen, die entnehmen ließen, daß nach dem 
Willen des Erblaſſers mit der Zuwendung die Be— 
teiligung des anderen Ehegatten an dem Nachlaſſe 
ausſchließlich geordnet ſein ſollte. Ob im allgemeinen 
dieſer Anſicht beizupflichten ſein würde, kann uner— 
örtert bleiben. Denn die Tatſachen, die das OLG. 
heranzieht, müſſen als ſolche beſonderen Umſtände 
angeſehen werden, wie fie das BayObLG. als Voraus- 
ſetzung für die Willensfeſtſtellung erfordert. Das OLG. 
folgert den Beſchränkungswillen aus der Höhe der 

uwendung, aus der von ihm feſtgeſtellten Gebräuch— 
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lichkeit, die Fürſorge für die Witwe auf die Ver⸗ 
ſchreibung eines Altenteils zu beſchränken. Dieſe Aus⸗ 
legung iſt möglich, ſteht im Einklange mit dem Inhalte 
der Verträge und verſtößt nicht gegen geſetzliche Aus⸗ 
legungsregeln. 

Daß im Vertrage von 1871 das Eingebrachte 
einerſeits, die geſetzliche Hypothek und der Altenteil 
anderſeits einander gegenübergeſtellt ſind, ergibt noch 
nicht, daß der Altenteil ausſchließlich Gegenleiſtung 
für das Eingebrachte hat ſein ſollen. Für Aufrecht⸗ 
erhaltung des geſetzlichen Erbrechts der Beklagten läßt 
ſich auch nicht verwerten, daß für den Fall „beerbter 
Ehe“ die Verträge keine Erbeinſetzung enthalten. Es 
trat eben ſelbſtverſtändlich die geſetzliche Erbfolge der 
Kinder ein. Die Reviſion folgert aus dem Umſtande, 
daß die Leibzucht zur Verſorgung „im Alter oder 
Witwenſtande“ verſprochen ſei, es handle ſich danach 
nicht um eine endgültige Abfindung der Ehefrau vom 
Nachlaſſe des Mannes. Allein dieſe Folgerung iſt 
nicht ſchlüſſig, die Beſtimmung kann auch ſo gedeutet 
werden, daß der Altenteil nicht nur während des 
Witwenſtandes gewährt werden ſoll, ſondern auch im 
Falle der Wiederverheiratung oder wenn der Mann 
zu Lebzeiten den Hof an ſeine Kinder abgibt. 

Da die nicht bedürftige Witwe nach Gemeinem 
Rechte keine geſetzlichen Erbanſprüche an den ehe⸗ 
männlichen Nachlaß hatte, verbeſſerte jede Zuwendung 
aus dieſem Nachlaſſe ihre Stellung. Inſofern iſt es 
richtig, wenn die Reviſion ſagt, ſolche Zuwendungen, 
ſoweit ſie nicht bloß ein Entgelt für das Eingebrachte 
waren, hätten die Rechte der Frau nicht beſchränkt 
ſondern erweitert. Allein wenn auf Grund deſſen die 
Reviſion fragt, ob bei einem Ehemanne, der ſeine 
Frau durch eine Verfügung von Todes wegen be— 
günſtigt, zugleich der Wille als vorhanden und aus⸗ 
gedrückt anzunehmen ſei, daß ſich bei veränderter 
Geſetzgebung aus dieſer beabſichtigten Begünſtigung 
eine Benachteiligung ergebe, ſo iſt das kein ſtichhaltiger 
Angriff. Räumt der Ehemann der Frau Rechte ein, 
die ihr die Rechtsordnung verſagt, ſo beſtimmt er das 
Maß dieſer Begünſtigung. Die Beſtimmung des Maßes 
enthält zugleich die „Beſchränkung“ auf das beſtimmte 
Maß. Wenn der Ehemann ſeine Frau beſſer ſtellen 
will, als ſie nach der augenblicklichen Geſetzgebung 
ſteht, ſo braucht er ſie darum noch nicht ſo gut ſtellen 
zu wollen, wie dies irgendeine künftige Geſetzgebung 
vorſehen könnte. Ohne Rechtsirrtum nimmt das OLG. 
an, das in den Verträgen Zugewandte habe das Höchſt⸗ 
maß deſſen ſein ſollen, was die Beklagte aus Hof und 
Nachlaß erhalten ſollte. Nichts ſpricht dafür, daß der 
Erblaſſer bei Kenntnis der künftigen Geſetzesänderung 
dies Höchſtmaß etwa würde überſchritten haben. (Urt. 
des III. ZS. vom 1. Oktober 1912, III 19/12). 

2915 — — au. 
IV. 
„ Wettbewerbsverbot für einen nicht gegen feſte Be: 
züge angeſtellten Gewerbegehilfen; welche Grundſätze 
gelten hiefür, beſonders bei Beendigung des Dienſtver⸗ 
hältuiſſes durch den Dieunſtberechtigten? Aus den 
Gründen: Da der Kläger im chemiſchen Laboratorium 
des Beklagten als deſſen Gewerbegehilfe nicht gegen 
feſte Bezüge, ſondern gegen beſtimmte Anteile am 
Reingewinn, alſo gegen ſchwankende Bezüge angeſtellt 
ist, find auf ihn die Beſtimmungen der GewO. SS 133 aa 
bis 133 af nicht unmittelbar anzuwenden. Doch folgt 
die entſprechende Anwendung dieſer Beſtimmungen und 
der hiermit übereinſtimmenden Vorſchriften des § 74 
HGB. aus $ 138 BGB.; denn eine den Kläger nach 
Ort, Zeit und Gegenſtand in ſeiner Bewegungsfreiheit 
und ſeinem Fortkommen allzuſehr einengende Wett— 
bewerbsklauſel verſtößt wider die guten Sitten und 
iſt deshalb nichtig. Sinngemäß müſſen deshalb auch, 
wie der Berufungsrichter zutreffend ausführt, die Grund— 
ſätze des S 75 HGB. angewendet werden, die das RG. 
bereits vor der geſetzlichen Regelung der Wettbewerbs— 
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beſchränkung im HGB. in ſtändiger Praxis aufgeſtellt 
hatte, jedoch nicht wie im HGB. als zwingende, ſondern 
als durch Parteivereinbarung abänderbare Rechtsvor⸗ 
4 Nach der Vereinbarung der Parteien ſoll 
as Wettbewerbsverbot auch „nach etwaiger Aufhebung 
des Uebereinkommens“ durch den Prinzipal gelten: 
damit iſt die Beſtimmung des 8 75 HGB. außer Kraft 
geebt, daß der Prinzipal Anſprüche aus dem Wett⸗ 
ewerbsverbot der Regel nach nicht geltend machen 
kann, wenn er das Dienſtverhältnis kündigt. Auf 
dieſe Parteivereinbarung wollen das LG. und ihm 
folgend das OLG. die Fortdauer des Wettbewerbs⸗ 
verbots gründen; denn der Beklagte hat Ende 1910 
dem Kläger mit halbjähriger Kündigungsfriſt das Ver⸗ 
tragsverhältnis gekündigt. Der Berufungsrichter über: 
ſieht hierbei, daß das Dienſtverhältnis bereits am 
12. April 1911 durch die ſofortige Entlaſſung des 
Klägers ein vorzeitiges Ende erreicht hat. Der Be⸗ 
rufungsrichter führt zwar aus, daß der Beklagte ſeinen 
durch die ordnungsmäßige Kündigung des Vertrags⸗ 
verhältniſſes erworbenen Anſpruch auf Enthaltung des 
Klägers vom Wettbewerb während dreier Jahre dadurch 
nicht verloren haben könne, daß er das Vertragsver⸗ 
hältnis 2) Monate früher zu Unrecht gelöſt habe. 
Dieſe Anſicht iſt jedoch unzutreffend; durch die ſofortige 
Entlaſſung des Klägers zum 12. April 1911 wurde die 
Aufhebung des Dienſtverhältniſſes zum 1. Juli 1912 
überhaupt gegenſtandslos, und nur an dieſe Aufhebung 
konnte ſich die Wettbewerbsbeſchränkung anſchließen. 
Das Recht aus dem Wettbewerbsverbot entſteht auch 
nicht, wie der Berufungsrichter anzunehmen ſcheint, 
durch die Kündigung, ſondern — wenn auch zunächſt 
als ein bedingtes — mit dem Vertragsabſchluß. Die 
Kündigung beſtimmt nur den Zeitpunkt der Beendigung 
des Dienſtverhältniſſes und damit den Zeitpunkt, von 
dem an die Friſt für das Wettbewerbsverbot zu laufen 
beginnt. Bis zum Beginn ſeiner Wirkſamkeit kann 
das Wettbewerbsverbot noch wegfallen. Aufgelöſt 
wurde das Vertragsverhältnis dadurch, daß der Be⸗ 
klagte den Kläger am 11. April 1911 ſofort entließ. 
Es fragt ſich deshalb nur, ob auch in einem ſolchen 
Falle das Wettbewerbsverbot fortdauert. Das HGB., 
nach deſſen Sprachweiſe die ſofortige Entlaſſung eine 
Kündigung ohne Einhaltung einer Kündigungsfriſt iſt, 
will offenbar auch im § 75 Abſ. 1 Satz 2 unter dem 
Ausdruck „Kündigung“ die ſofortige Entlaſſung mit— 
begreifen. Daß die ſofortige Entlaſſung für die Forts 
dauer des Wettbewerbsverbots mindeſtens dieſelbe 
Wirkung haben muß, wie die Kündigung, verſteht ſich 
von ſelbſt; denn es liegt dem § 75 HGB. der Gedanke 
zu Grunde, daß der Prinzipal die Rechte aus dem 
Wettbewerbsverbote verlieren ſoll, wenn er ſeinerſeits 
den Anlaß zur Aufhebung des Dienſtverhältniſſes gibt 
oder ſeinerſeits ohne gerechten Anlaß es aufhebt oder 
kündigt (ſo auch RG. Z. Bd. 59 S. 79). Nun gelten aber 
die Beſtimmungen des HGB. nur dann, wenn nicht 
nach Vereinbarung das Wettbewerbsverbot auch für 
den Fall der ſofortigen Entlaſſung des Klägers gelten 
ſoll. Mit Recht weiſt der Kläger darauf hin, daß die 
Faſſung des Vertrages für eine ſolche Annahme keinen 
Anhalt bietet. Es geht nicht an, die Worte des Ver— 
trages: „Nach etwaiger Aufhebung des Uebereinkommens 
durch Herrn Dr. G.“ auch auf den Fall der ſofortigen 
Entlaſſung des Klägers durch den Beklagten zu be— 
ziehen; einer ſolchen Auslegung würde auch die Faſſung 
des Vertrages entgegenſtehen, insbeſondere die den 
fraglichen Worten vorhergehende Beſtimmung der Auf— 
löſung des Vertrages nach halbjähriger Kündigung. 
Der Berufungsrichter hätte hiernach prüfen müſſen, 
ob der Beklagte für die Entlaſſung des Klägers einen 
erheblichen, von ihm nicht verſchuldeten Anlaß hatte. 
Da er dieſe Frage nicht erörterte, hat er gegen die 
Vorſchriften des 3 133af GewO. und des § 75 HGB. 
verſtoßen. Auch die Frage bedarf noch der Erörterung 
durch den Berufungsrichter, ob nicht eine auch für den 


Zeitſchrift für Rechtspflege in Bayern. 1918. Nr. 7. 


— 222 ͤ lll... ͤd ——éP . —TTT———:.. —— — — ... — ——— 


Fall der ſofortigen Entlaſſung wirkſame Konkurrenz⸗ 
klauſel des von den Parteien vereinbarten Inhalts eine 
den Kläger in ſeiner Bewegungsfreiheit ungebührlich 
beengende Einſchränkung enthält nnd deshalb gegen die 
guten Sitten verſtößt. Denn, wie das RG. ſchon mehr⸗ 
fach ausgeſprochen hat, kann auch die engſtbegrenzte 
Wettbewerbsklauſel unter Berückſichtigung beſonders 
gearteter Umſtände eine unerträgliche Feſſel für den 
wirtſchaftlich Schwächeren fein; deshalb war zu prüfen, 
ob es für den Kläger nicht unverhältnismäßig ſchwierig 
war, nach ſeiner ſofortigen Entlaſſung alsbald eine 
angemeſſene Stelle außerhalb H.'s zu finden. (Urt. des 


III. ZS. vom 15. Nov. 1912, III 155/1912). E. 
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alt der Tatbeſtand des 8 717 Abſ. 2 30. unter 
den Begriff der unerlaubten Handlung i. S. des 5 852 
BGB. Aus den Gründen: Dieſe vom Reichsgericht 
bisher nicht entſchiedene Frage iſt zu bejahen. Daß 
die ſich mit den unerlaubten Handlungen beſchäftigen⸗ 
den 88 823—853 BGB. auch auf Tatbeſtände ange: 
wendet werden können, die kein Verſchulden des für 
den Schaden Verantwortlichen vorausſetzen und die 
in anderen Reichsgeſetzen geregelt ſind, hat das Reichs⸗ 
gericht ſtändig angenommen. Der Tatbeſtand des 
8 717 Abſ. 2 ZPO. in der durch Geſetz vom 17. Mai 1808 
abgeänderten Faſſung ſetzt kein Verſchulden voraus: 
trotzdem iſt er eine unerlaubte Handlung. Gleicher 
Anſicht Gaupp⸗Stein ZPO. 8 32 Anm. III, 8 945 Anm. I 
und Komm. von RER. Vorb. 1 und 2 vor 8 823 und 
Anm. 2 zu 8 852. Zwar macht von ſeiner geſetzlichen 
Befugnis Gebrauch, wer gegen ſeinen Schuldner ein 
vorläufig vollſtreckbares Urteil vollſtreckt, aber dieſe 
Befugnis hat — abgeſehen von dem Ausnahmefalle 
des durch Geſetz vom 22. Mai 1910 hinzugefügten Ab⸗ 
ſatz 3 des 8 717 ZPO. — ihre eigentliche Quelle darin, 
daß das mit vorläufiger Vollſtreckbarkeit zuerkannte 
Recht des Gläubigers auch wirklich beſteht. Wird das 
Urteil durch ein höheres Gericht aufgehoben, ſo zeigt 
ſich, daß das Recht eben nicht beſteht. Der eigentliche 
Rechtfertigungsgrund für die Vollſtreckung eines nur 
vorläufig vollſtreckbaren Urteils entfällt damit. Die 
Vollſtreckung iſt nunmehr ein dem Schuldner angetanes 
Unrecht. Mit dieſer Möglichkeit muß aber der Gläubiger 
von vornherein rechnen, wenn er von der vorläufigen 
Vollſtreckbarkeit Gebrauch macht. Er handelt auf die 
Gefahr hin, daß fein Vorgehen, wenn auch formell zu⸗ 
läſſig, doch der inneren ſachlichen Berechtigung ent⸗ 
behrt. Darin liegt etwas Unerlaubtes für den jenigen, 
der das Recht nicht auf ſeiner Seite hat. 

Hinſichtlich der Schadenserſatzpflicht aus 8 945 
3PO., wenn ein Arreſt oder eine einſtweilige Verfügung 
nachträglich als von Anfang an ungerechtfertigt er- 
achtet wird, hat der Senat bereits wiederholt ange⸗ 
nommen, daß es ſich hier um eine Haftung aus un⸗ 
erlaubter Handlung handle und daß die dreijährige 
Verjährung des § 852 BGB. Platz greife (RG3Z. 74 
S. 249, JW. 1911 S. 153 Nr. 10). Die Vorſchrift des 
§ 945 ZPO. beruht auf ähnlichen Erwägungen wie die 
des § 717 Abſ. 2 ZPO. Der Arreſt, die einſtweilige 
Verfügung und die vorläufige Vollſtreckbarkeit haben 
gemein, daß ſie Rechtsbehelfe ſind, die der Gläubiger 
vermöge ihrer Eigenſchaft als vorläufige nur auf ſeine 
Gefahr gebrauchen kann. Dieſe Erwägungen führen 
aber dazu, die dreijährige Verjährung auch auf den 
Schadenserſatzanſpruch aus § 717 Abſ. 2 ZPO. anzu⸗ 
wenden. (Urt. d. IV. 3 S. v. 25. Januar 1913, IV 389 12). 
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1) „Das Uebereinkommen des Herrn Dr. G. mit Herrn Dr. W. 
kann von jeder Seite nach dalbjäbriger Kündigung gelost werden. 
Nach etwaiger Aufbebung des Uebereinkommens durch Herrn Dr. s. 
und Herrn Dr. W. verpflichtet ſich letzterer, ſich weder unmitteldat 
noch mittelbar an einem hieſigen Handelelaboratorium zu beteilinen 
oder in einem ſolchen tätig zu ſein, innerhalb eines Zeitraumes don 
3 Jahren.“ 
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B. Strafſachen. 
I. 


Zu 5 193 St.: Wann iſt ein Redakteur zur Wahr: 
nehmung fremder Intereſſen berechtigt? us den 
Gründen: Die Strafkammer iſt der Anſicht, daß ein 
Auftrag von dritter Seite den Redakteur nur dann in 
den Stand ſetzt, „berechtigte Intereſſen wahrzunehmen“, 
wenn der Auftrag nach den beſonderen Umſtänden 
des Falles perſönliche Beziehungen des Redakteurs 
zu der von ihm verfochtenen Sache geſchaffen hat. 
Das iſt rechtsirrig. Wenn jemand durch Auftrag von 
anderer Seite mit Erledigung einer Angelegenheit be⸗ 
traut wird, ſo kann ihn ſchon der Auftrag allein er⸗ 
mächtigen, die darnach zu ermeſſenden berechtigten In⸗ 
tereſſen als fremde, ihm anvertraute wahrzunehmen. 
Es bedarf dazu weder des Nachweiſes, daß nach den 
beſonderen Verhältniſſen der Auftrag in ſeiner Perſon 
ſelbſt die mehrgedachten nahen Beziehungen zu der 
Angelegenheit hergeſtellt hat, noch auch der Feſiſtellung, 
daß ſolche Beziehungen ohnehin ſchon, d. h. auch ab⸗ 
geſehen vom Auftrage, gegeben waren. Der Redakteur 
iſt in dieſen Beziehungen, wie auch ſonſt, jedenfalls 
rechtlich nicht ſchlechter geſtellt, als ein anderer. Dem⸗ 
entſprechend iſt das Reichsgericht nach urſprünglichem 
Schwanken (vgl. insbeſondere Entſch. Bd. 5 S. 121; 
Rechtſpr. Bd. 5 S. 590, Bd. 6 S. 615) zu folgenden 
Grundſätzen gekommen: zur Annahme der Wahrneh⸗ 
mung berechtigter Intereſſen genügt es allerdings nicht, 
wenn ſich jemand, auch ohne beſonderen Beruf dazu, 
aus ſittlich billigenswerten Beweggründen zum Schutze 
fremder Intereſſen aufwirft; ein ſittlich an ſich billigens⸗ 
wertes Eintreten für fremde Intereſſen kann als Wahr⸗ 
nehmung berechtigter Intereſſen vielmehr nur gelten, 
wenn der Täter entweder zu der Angelegenheit perſön⸗ 
lich in naher Beziehung ſteht oder mit deren Ver⸗ 
tretung in dem angegebenen Sinne durch Auftrag be⸗ 
traut worden iſt; andererſeits reicht es für die An⸗ 
wendbarkeit des § 193 StGB. aus, wenn die eine oder die 
andere dieſer beiden Möglichkeiten gegeben iſt; vgl. 
Entſch. Bd. 24 S. 304, Bd. 25 S. 67, 355 (358), 363 
(365), Bd. 36 S. 422, Rechtſpr. Bd. 9 S. 395. Unter 
dieſen Geſichtspunkten hat die Strafkammer den Sach⸗ 
verhalt nicht geprüft. Ihre Feſtſtellungen legten eine 
ſolche Prüfung aber beſonders nahe. Der Student, 
der den veröffentlichten Artikel auf Grund ſeiner eigenen 
Wahrnehmungen verfaßt und dem Angeklagten zum 
Abdruck in deſſen Zeitung überbracht hatte, war aller⸗ 
dings nicht geeignet, den Angeklagten mit der Wahr⸗ 
nehmung der darin vertretenen Intereſſen wirkſam zu 
betrauen. Denn er ſtand für ſeine Perſon zu der be⸗ 
handelten . erſichtlich nicht in naher Be⸗ 
ziehung. Er kann daher im Verhältnis zum An⸗ 
geklagten nur als Zuträger des Stoffes in Betracht 
kommen. Allein der Angeklagte hat geltend gemacht, 
ſchon ſeit längerer Zeit hätten ſich „Leute“ bei ihm 
über die Verhandlung und Behandlung vor den Arbeiter⸗ 
ſchiedsgerichten, insbeſondere auch vor dem in D., bitter 
beklagt; er ſei mehrfach gebeten worden zu verſuchen, 
ob vielleicht durch einen Zeitungsartikel Abhilfe ges 
ſchaffen werden könne. Sodann hat der Zeuge St., 
Rechtsſchutzbeamter in E., bekundet, daß bei ihm viele 
Klagen der Arbeiter über die Schiedsgerichte in B. und 
D. eingelaufen ſeien, und daß er mit dem Angeklagten 
über dieſe Klagen häufig geſprochen und ihn gebeten 
habe, einen Artikel darüber zu bringen, ſowie daß ſich 
der Angeklagte ſtets ablehnend verhalten habe, da er 
erſt mehr Stoff ſammeln wolle. Dies machte die 
Prüfung und Erörterung notwendig, ob jene „Leute“, 
offenbar Arbeiter, die ihre Rechte vor den Schiedsgerichten 
geſucht hatten und darauf gegebenenfalls auch in Zukunft 
angewieſen waren, bei und mit ihren Klagen und Bitten 
gegenüber dem Angeklagten nicht unmittelbar eigene In⸗ 
tereſſen verfochten, ſowie ob St. nicht nach feiner Berufs» 
ſtellung und nach den möglichen rechtlichen Beziehungen, 
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in denen darnach die in ſeiner Ausſage erwähnten Arbeiter 
zu ihm ſtanden, oder vermöge beſonderen Auftrags 
zur Wahrnehmung ihrer Intereſſen als Fremder be⸗ 
rufen war und dieſe in den Verhandlungen mit dem 
Angeklagten auch gerade wahrnahm. Im Anſchluß 
daran war gegebenenfalls klarzuſtellen, ob der An⸗ 
eklagte durch dieſe Perſonen mit der Wahrnehmun 

ende berechtigter Intereſſen in Wirklichkeit oder doch 
nach ſeiner tatſächlichen Annahme (Entſch. Bd. 25 S. 355 
[357], Bd. 36 S. 422) durch Auftrag betraut worden war 
(ſ. namentlich Entſch. Bd. 24 S. 304ff.), ſowie ob er 
mit ſeiner Veröffentlichung dieſen Auftrag ausführte 
oder doch ausführen wollte. Der Umſtand, daß er 
den nötigen Stoff zur Veröffentlichung erſt ſpäter in 
dem Artikel des Studenten erhielt, würde einer ſolchen 
Annahme rechtlich nicht entgegenſtehen. Dieſe könnte 
vielmehr gerade nahe liegen, wenn die Erklärung, mit 
der der Angeklagte dem St. gegenüber eine Veröffent⸗ 
lichung ablehnte, dahin zu verſtehen wäre, daß er zu 
einer Veröffentlichung ſpäter bereit ſei, ſobald er den 
erforderlichen Stoff habe. ar: des V. StS. vom 
10. Januar 1913, 5 D 830/1912). E. 

2920 


II 


Zum Begriffe des Gewahrſams. Aus den Grün⸗ 
den: Zu beanſtanden iſt die Feſtſtelluug, daß der 
Angeklagte den Gegenſtand, den er ſich nach den Ur⸗ 
teilsgründen widerrechtlich aneignen wollte, in amt⸗ 
licher Eigenſchaft „empfangen“ habe. Er war, wie die 
Strafkammer feſtſtellt, als Aushilfsbedienſteter bei 
einem Poſtamt angeſtellt und hatte als ſolcher mit 
Unterſtützung eines Poſtſchaffners einen Kaſtenwagen 
mit Poſtpaketen zu beladen, auf den Hauptbahnhof zu 
fahren und dort mit dem Oberſchaffner in den Eiſen⸗ 
bahnwagen umzuladen. Daraus folgt nicht, daß er 
an den Paketen den Gewahrſam hatte, der ein Tat⸗ 
beſtandsmerkmal jeder Unterſchlagung, auch der i. S. 
des 8 350 StGB. iſt (vgl. Entſch. Bd. 37 S. 8). Den 
Gewahrſam hatte derjenige Beamte, der die Verfügungs⸗ 
gewalt über die Pakete für die Poſtverwaltung aus⸗ 
übte, und er verlor ihn nicht dadurch, daß er für ein⸗ 
zelne Verrichtungen wie z. B. für das Umpacken ſie 
dem Angeklagten zugänglich machte, und nicht fort⸗ 
während bei den Paketen unmittelbar anweſend war. 
Wenn der Angeklagte, der nur eine mechaniſche 
Hilfstätigkeit auszuüben hatte, ein Paket oder einen 
Teil ſeines Inhalts wegnahm, ſo nahm er es aus dem 
Gewahrſam des anderen weg. Die Tat fällt daher 
nicht unter 88 350, 43 StGB., fondern kann ſich je nach 
den Umſtänden, wie ſie bei der erneuten Verhandlung 
feſtzuſtellen find, als ein Vergehen gegen $ 133 StGB., 
als Diebſtahl oder als Uebertretung des $ 370 Nr. 5 
StGB. oder als Verſuch des Diebſtahls darſtellen. 
(Urt. des I. StS. oom 10. Oktober 1912, 1 D u 
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Oberſtes Landesgericht. 


A. Zivil ſachen. 
1 


Nechtsbeſtand einer im Gebiete des Bayer R. be: 
gründeten Dienſtbarkeit, auf beſtimmten Grund ſtücken 
eines Anderen den vorhandenen Spatſtein auszubeuten. 
(EG. BGB. Art. 184 mit Bayerè R. 71109 84 Nr. 1 
und e782). Laut notarieller Urkunde vom 10. Juli 1882 
ſchloſſen Georg und Johanna Z. in W. als Beſitzer 
der Grundſtücke Pl.⸗Nr. 870 a, b, e, 1103 der StG. S. 
für ſich und ihre Beſitznachfolger und laut notarieller 
Urkunden vom 9. und 10. Auguſt 1882 ſchloſſen An- 
dreas und Margarethe K. von W. als Beſitzer der 
Grundſtücke Pl.-Nr. 1100 a, b der StG. S. für ſich und ihre 
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Beſitznachfolger mit dem Bauunternehmer Peter W. von 
W. je einen „Dienſtbarkeitsvertrag“, worin dem W. gegen 
eine einmalige Entſchädigung das Recht eingeräumt 
wurde, auf den erwähnten Grundſtücken den Spatſtein 
für ſich auszubeuten und zu verwerten. Die einge⸗ 
räumten Rechte ſollten veräußerlich und vererblich ſein. 
W. trat 8890 Rechte mit notarieller Urkunde vom 
27. Juni 1889 kaufweiſe an St. ab. Die Berechtigungen 
und deren Abtretung wurden im Hypothekenbuch ein⸗ 
getragen; die Eintragungen gingen auch in das Grund» 
buch über. St. ſtarb im Jahre 1910 und wurde von 
ſeiner Witwe Katharine und ſeiner Tochter Eliſabeth R. 
beerbt. Dieſe verkauften durch notarielle Urkunde vom 
12. Juli 1912 die Ausbeuterechte und das Grundſtück 
Pl.⸗Nr. 915 der StG. D. um 7500 Mk. an B. Den 
Antrag der Vertragsteile, den Uebergang der Ausbeute⸗ 
rechte und des Grundſtücks auf den Käufer einzutragen, 
wies das GBA. zurück. Da die Ausbeutungsbefug⸗ 
niſſe nicht an den Beſitz eines herrſchenden Grund» 
ſtücks geknüpft ſeien, handle es ſich um beſchränkte 
perſönliche Dienſtbarkeiten. Nach dem auf Grund des 
Art. 184 EG. BGB. maßgebenden BayerèL R. könnten 
Dienſtbarkeiten dieſer Art auf Dritte nicht übertragen 
werden. Das Geſchäft ſei ſohin, ſoweit es die Aus⸗ 
beuterechte betrifft, wegen Verſtoßes gegen ein geſetz⸗ 
liches Verbot nichtig. Die Beſchwerde wurde zurüd: 
gewieſen. Auf die weitere Beſchwerde hob das Ob. 
die Entſcheidungen auf. 

Gründe: Die Rechtsauffaſſung der Vorgerichte 
wäre gerechtfertigt, wenn das reine römiſche Recht an⸗ 
gewendet werden müßte. Die römiſche Servitutenlehre 
wurde aber im deutſchen Rechte weſentlich geändert. 
Das deutſche Recht erkannte in weiteſtem Umfang die 
Möglichkeit an, den Inhalt einer Grunddienſtbarkeit 
als Perſonalſervitut (ſog. irreguläre Servitut des 
römiſchen Rechtes) zu beſtellen, und ließ überdies zu, 
ſolche Dienſtbarkeiten als veräußerliche und vererbliche 
Rechte zu begründen. Dieſe Rechtsentwicklung iſt für 
das Gebiet des gemeinen Rechtes im Anſchluſſe an 
die frühere oberrichterliche Rechtſprechung auch von 
dem Reichsgerichte ſtändig anerkannt worden (RGZ. 
Bd. 4 S. 131, 7 S. 164, 8 S. 207, 54 S. 246 u. a.). 
Insbeſondere iſt in der Entſcheidung Bd. 59 S. 289 
eingehend dargelegt, daß Gerechtſame, die die Aus— 
beutung der nicht unter das Bergrecht fallenden Boden- 
beſtandteile betreffen, als veräußerliche und vererbliche 
Perſonalſervituten begründet werden und nur in dieſer 
Form ihren wirtſchaftlichen Zweck erfüllen können. 
Auch für das Gebiet des Bayer. LR. wurde die Bes 
gründung veräußerlicher und vererblicher Ausbeute— 
rechte oberſtrichterlich ſtändig für zuläſſig erklärt, wenn 
auch unter verſchiedenen Geſichtspunkten (BlfR A. Bd. 29 
S. 237). Ebenſo ergab eine Umfrage bei mehreren 
Amtsgerichten im ehemaligen Rechtsgebiet des Bayer. 
L R., daß ſolche veräußerliche und vererbliche Ausbeute— 
rechte unbeanſtandet eingetragen wurden und daß die 
Eintragungen in das Grundbuch übergingen. 

Dieſe Rechtſprechung und Rechtsübung ſteht mit 
den Beſtimmungen des Bayer. LR. im Einklang. Die 
Bedeutung, die die ſog. irregulären Perſonalſervituten 
im Gebiete des LR. hatten, erhellt ſchon aus dem alten 
LR. von 1616. Dieſes ſtellt keinen allgemeinen Servi— 
tutenbegriff auf, regelt die Perſonalſervituten nicht und 
behandelt nur die Grunddienſtbarkeiten Tit. 26). Zu 
dieſen werden aber neben den den Prädialſervituten des 
römiſchen Rechtes entſprechenden Grunddienſtbarkeiten 
im „eigentlichen“ Sinne „weitläufiger“ auch jene Ge— 
rechtigkeiten gezählt, die zwar auf einem Grundſtücke 
laſten, jedoch mit einem herrſchenden Grundſtücke nicht 
verbunden ſind, ſohin die ſog irregulären Perſonal— 
ſervituten des gemeinen Rechtes. Das neue LR. von 
1755 geht von einem allgemeinen Servitutenbegriff aus 
und unterſcheidet zwiſchen Grund- und Perſonaldienſt— 
barkeit (LR. II 7 S l, S 2 Nr. 5, 6). Der Begriff der 
Grunddienſtbarkeit entſpricht vollſtändig dem der 


Zeitſchrift für Rechtspflege in Bayern. 1913. Nr. 7. 


— — V-j4.344—lç—. nn 


römiſchrechtlichen Prädialſervitut, wenn auch bei der 
Regelung des Verhältniſſes einzelne Grundſätze des 
römiſchen Rechtes als „Subtilitäten“ aufgegeben ſind. 
Dagegen wird die Perſonalſervitut weit über den Begriff 
der römiſchrechtlichen Perſonalſervitut ausgedehnt und 
hierunter jede Gerechtigkeit verſtanden, die „man ohne 
Abſicht auf ein gewiſſes Gut in alieno gaudiert, als 
da inſonderheit das Benutzungs⸗,Scharwerks⸗,Zehends⸗ 
und andere dergleichen Rechte ſind, wovon das nähere 
im folgenden 9., 10. und 11. Kapitul zu ſehen iſt (82 
Nr. 6). Kap. 9 handelt von der Nutznießung, Kap. 10 
von dem Zehentrechte, Kap. 11 von Fron⸗ und Schar⸗ 
werksdienſten. Damit iſt der Umfang der Perſonal⸗ 
ſervitut auf ſo verſchiedenartige Verhältniſſe erſtreckt, 
daß eine einheitliche Zuſammenfaſſung und Regelung 
von ſelbſt ausgeſchloſſen iſt. Dem entſpricht es, daß 
das Geſetz im Gegenſatze zu der allgemeinen Regelung 
der Dienſtbarkeiten für die Perſonalſervituten auf die 
bei den einzelnen Arten getroffenen Sondervorſchriften 
verweiſt (5 5 pr., 8 7 pr), und daraus ergibt ſich ohne 
weiteres, daß es nicht angeht, mit dem LG. eine für 
die der Nutznießung in c. 9 8 4 Nr. 7 (z. v. Anm. 2g 
hiezu) getroffene Sonderbeſtimmung zu verallgemeinern 
und auf Perſonalſervituten anderer Art anzuwenden. 
Daß die Perſonalſervitut der Nutznießung nur hinſicht⸗ 
lich der Ausübung, nicht hinſichtlich des Rechtes an 
Dritte übertragbar iſt, hat ſeinen Grund darin, daß 
dieſe Servitut in der Perſon und mit der Perſon des 
Berechtigten begrenzt iſt. Dagegen beſteht kein Grund, 
ſachlich begrenzte Nutzungsrechte auf die Lebensdauer 
einer beſtimmten Perſon zu beſchränken. Eine ſolche 
Beſchränkung wäre bei Rechten wie dem Zehentrechte 
ſchon nach ihrer rechtlichen Geſtaltung ausgeſchloſſen, 
kann aber auch den ſog. irregulären Perſonalſervituten 
gegenüber nicht allgemein und ausnahmslos ange⸗ 
nommen werden. Dies war zweifellos ſchon die Anſicht 
des Verfaſſers des neuen ZR. In der Anm. 3 d zu 
LR. II 7 82 iſt ausgeführt, daß servitutes personales 
zwar aktiv nur auf der Perſon des Berechtigten haften 
und mit ihr „regulariter exspirieren“, daß dies aber 
nur der Fall ift, „ſofern kein anderes spezialiter paktiert 
oder hergebracht iſt“. Ein ſolcher Ausnahmefall liegt 
hier vor. Es iſt hergebracht, daß Ausbeuterechte der 
in Frage ſtehenden Art als veräußerliche und vererb⸗ 
liche Rechte begründet werden können, und in den Be⸗ 
gründungsverträgen iſt die Vererblichkeit und Veräußer⸗ 
lichkeit der eingeräumten Berechtigung ausdrücklich ver⸗ 
einbart. Es beſteht ſohin kein Grund, die Uebertrag⸗ 
barkeit der von den Erben des St. veräußerten Be⸗ 
rechtigungen zu beanitanden. (Beſchl. des I. JS. v. 
10. Dez. 1912, Reg. III 73/1912). W. 
2891 


II. 


Wird die in einem Brandverſicherungsvertrage für 
die Anſprüche hieraus geſetzte Ausſchlußfriſt dadurch 
verändert, daß gegen den Verſicherten wegen Brandſtiftung 
und Betrugs ein Strafverfahren eingeleitet wird? Wirkt 
eine Verſäumung der Ansſchlußfriſt durch Verſchulden 
des Vertreters des Verſicherten gegen den Berfimerten? 
(VVG. S 12 mit Art. 4 Nr. 2 EG. VVG.; SS 278, 
157 BGB.). Der Kläger hatte ſeine Hauseinrichtung 
und Waren bei der Beklagten gegen Brandſchaden bis 
zur Höhe von 28900 M verſichert. Am 24. Dezember 
1908 wurden die verſicherten Gegenſtände durch Brand 
teils beſchädigt, teils vernichtet. Der Kläger wurde 
wegen Brandſtiftung und Betrugs in Unterſuchung 
gezogen. Am 28. Auguſt 1909 wurde das Verfahren 
wegen Brandſtiftung eingeſtellt, wegen Betrugs wurde 
er am 17. September 1909 freigeſprochen. Der durch 
den Brand entſtandene Schaden wurde von der Be— 
klagten auf 8513 M 20 Pfg. abgeſchätzt, was dem Kläger 
am 19. Februar 1909 mitgeteilt wurde. Er erkannte 
dieſe Schaͤtzung nicht an. Während des Strafverfahrens 
wurde die Regelung der Brandentſchädigung nicht weiter: 
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betrieben. Erſt am 20. September 1909 ließ der Kläger 
durch ſeinen Anwalt die Beklagte erſuchen ihm den 
Stand der Sache mitzuteilen. Die Beklagte ließ dem 
Kläger die 8813 M 20 Pfg. im Oktober und am 4. De⸗ 
zember 1900 ausbezahlen, enthielt ſich aber weiterer 
Gegenäußerungen. Am 23. März 1910 wurde Klage 
auf Zahlung einer weiteren Entſchädigung von 12232 

80 Pfg. erhoben. Die Beklagte wendete ein, daß die 
Klage verſpätet erhoben ſei, fie ſtützte ſich auf § 11 
Abſ. 4 der Verſicherungsbedingungen, wonach alle nicht 
innerhalb 6 Monaten nach dem Brande anerkannten 
oder durch Klage geltend gemachten Anſprüche auf Ent⸗ 
ſchädigung durch den bloßen Ablauf der Friſt erlöſchen. 
Das LG. wies aus dieſem Grunde die Klage ab. Aus 
dem gleichen Grunde wurde auch die Berufung des 
Be zurückgewieſen. Ebenſowenig hatte die Reviſion 
rfolg. 

Aus den Gründen: Der Kläger rügt Nicht⸗ 
anwendung des $ 12 VVG. Die Rüge iſt unbegründet. 
Nach Art. 1 EG. VBG. iſt dieſes Geſetz am 1. Januar 
1910 in Kraft getreten. Durch Art. 4 Nr. 2 EG. iſt 
allerdings einzelnen Beſtimmungen des $ 12 rück⸗ 
wirkende Kraft beigelegt. Hier iſt indeſſen der Ver⸗ 
ſicherungsfall am 24. Dezember 1908 eingetreten. Da⸗ 
mit hatte das Verſicherungsverhältnis ſein Ende er⸗ 
reicht und es handelt ſich nur mehr um die Abwickelung 
der aus dem Eintritte des Verſicherungsfalls ent⸗ 
ſprungenen Anſprüche. Soweit Art. 4 Abſ. 2 der Ans 
wendbarkeit des § 12 rückwirkende Kraft beilegt, be⸗ 
zieht er ſich nur auf Verſicherungsverhältniſſe, die beim 
Inkrafttreten des Geſetzes noch beſtanden. Uebrigens 
ſelbſt wenn $ 12 anzuwenden wäre, könnte er nur für 
Tatſachen gelten, die ſich nach dem 1. Januar 1910 
ereigneten; die Wirkung von Tatſachen, die in die 
frühere Zeit fallen, beſtimmt ſich ausſchließlich nach 
dem alten Rechte. Von einer unmittelbaren Anwendbar⸗ 
keit des 8 12 kann ſomit keine Rede fein. Es kann 
ſich vielmehr nur darum handeln, ob nicht die im 8 12 
aufgeſtellten Grundſätze als der nunmehr in Geſetzes⸗ 
ſorm gekleidete Ausdruck der bisherigen Rechtsent⸗ 
wickelung zu gelten haben und daher als Grundſätze 
des bisherigen Rechts angewendet werden können. 
§ 12 bildet allerdings den Abſchluß einer Rechts⸗ 
entwicklung. Seine Grundſätze gehen aber über das 
Ergebnis der bisherigen Rechtſprechung weit hinaus. 
Sie können nicht auf Anſprüche angewendet werden, 
die vor dem Inkrafttreten des Geſetzes entſtanden ſind, 
da ſie ſich nicht aus den Grundſätzen von Treu und 
Glauben allein ableiten laſſen, ſondern ein poſitives 
Recht enthalten. 

Der Hauptangriff der Reviſion richtet ſich gegen 
die vom LG. nach der Annahme des Klägers unter 
Verletzung des Rechtsbegriffes der Verſchuldung und 
der Beſtimmungen in den SS 157, 138, 313 Nr. 4, 139 
ZPO. getroffene Feſtſtellung des eigenen Verſchuldens 
des Klägers. Der Angriff kann aber keinen Erfolg 
haben, weil die angefochtene Feſtſtellung zur Anwendung 
der Verwirkungsklauſel gar nicht erforderlich war. 
Im Einklang mit der ſtändigen Rechtſprechung des 
Reichsgerichts hat das OLG. zutreffend angenommen, 
daß die Ausſchlußfriſt mit dem Zeitpunkte des Brands 
ereigniſſes begonnen hat und daß mit dem Wegfalle 
des Hinderungsgrundes keine neue Friſt zu laufen be⸗ 
gann, ſondern dem Verſicherten nur eine angemeſſene 
Friſt zur Klagerhebung freigelaſſen wurde. Einwand— 
frei hat das OLG. feſtgeſtellt, daß die Klage ohne 
jeden rechtfertigenden Grund nicht innerhalb der 
angemeſſenen Friſt erhoben iſt, auch wenn die Ver: 
ſäumung der Friſt bis zum Schluſſe des Briefwechſels 
als unentſchuldigt gelten kann. Einwandfrei iſt endlich 
die Annahme, daß die Verſpätung der Klage dem Vers 
treter des Klägers zur Verſchuldung anzurechnen iſt. 
Nicht gerechtfertigt iſt es aber, daß es das OLG. unters 
laſſen hat, den Kläger ohne weiteres für das Ver— 
ſchulden feines Vertreters haftbar zu machen. Aller: 
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dings wurde durch die Verwirkungsklauſel nicht eine 
Verbindlichkeit des Klägers geſchaffen, ſondern nur 
eine Bedingung ſeines Anſpruchs und es kann auf die 
Erfüllung der Bedingung § 278 BGB. nicht angewendet 
werden. Damit iſt aber die Frage nicht entſchieden, 
ob der Kläger für das Verſchulden ſeines Vertreters 
aufzukommen hat. Die Frage iſt durch Auslegung 
nach $ 157 BGB. zu löſen, da § 278 nicht herangezogen 
werden kann. Ausgehend von der Erwägung, daß der 
Verſicherungsvertrag von dem Grundſatze der Wahrung 
von Treu und Glauben beherrſcht wird, kam die Recht⸗ 
ſprechung bei der Auslegung der Verwirkungsklauſeln 
zu der Annahme, daß dem Ablaufe der Ausſchlußfriſt 
der verwirkende Erfolg zu verſagen iſt, wenn die Ver⸗ 
ſäumung der Friſt entſchuldigt iſt. Dieſe Vorausſetzung 
kann unbedenklich als gegeben erachtet werden, wenn 
den Verſicherten kein Verſchulden trifft, der dem Ver⸗ 
ſicherer ſelbſthandelnd gegenübertritt. Dagegen wäre 
es gegen den Verſicherer eine unbillige Härte, wenn 
der Verſicherte nicht für ein Verſchulden deſſen ein⸗ 
zuſtehen hätte, der zur Erfüllung der Anſpruchsbedingung 
an feiner Stelle ſteht (23. 1909 S. 742 ff. Nr. 4, Recht 
14 Nr. 4184, RG. Z. Bd. 58 S. 342). Im Falle der Ver⸗ 
tretung geſchieht den Anforderungen von Treu und 
Glauben Genüge, wenn dem Verſicherten auch für das 
Verſäumnis des Vertreters der Entſchuldigungsbeweis 
offengelaſſen wird. In dieſer Richtung hat aber der 
Kläger keinen Entſchuldigungsgrund vorgebracht; er 
macht ſogar ſelbſt ſeinen Vertreter für die Verzögerung 
verantwortlich. Der Kläger kann ſich ſohin nicht durch 
die Berufung auf ein Verſchulden ſeines Vertreters 


rechtfertigen. (Urt. des I. ZS. vom 29. Nov. 1912, 
Reg. I 118/1912). W. 
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B. Strafſachen. 


Was verſteht man nuter Treibjagd i. S. des & 3 
BD. vom 21. Mai 1897, die Feier der Sonn: und Feſt⸗ 
tage betr.? Der Angeklagte iſt Pächter der Gemeinde⸗ 
jagd F. Er veranſtaltete am Sonntag den 29. Ok⸗ 
tober 1911, am Sonntag den 12. November 1911 und 
am 8. Dezember 1911, dem Tage des Feſtes Maria 
Empfängnis, der für den katholiſchen Ort F. als Feier⸗ 
tag gilt, auf ſeinem Jagdgebiet eine Jagd, und zwar 
an den beiden Sonntagen mit 8 bis 10 Schützen, am 
8. Dezember mit 20 Jagdgäſten. Dabei liefen die ſämt⸗ 
lichen Schützen in einem Halbkreis aus und ſchloſſen 
dann zu einem Kreiſe zuſammen, wobei das in 
dieſem Kreis aufſtehende Wild geſchoſſen wurde. Treiber 
wurden nicht verwendet, ſondern nur zwei erwachſene 
Perſonen als Träger. Die Hunde wurden nur los⸗ 
gelaſſen um das angeſchoſſene Wild zu fangen. Die 
Jagden begannen jedesmal nach dem vormittägigen 
Gottesdienſt und dauerten in den Nachmittag hinein. 
Das Ob“. hat verneint, daß es ſich hier um Treib⸗ 
jagden i. S. der angeführten VO. handelt. 

Aus den Gründen: Der Begriff der „Zreib- 
jagd* iſt in der VO. nicht näher erläutert. Das Ver⸗ 
bot der Abhaltung von Treibjagden an Sonn- und 
Feſttagen tritt nicht zum erſten Male in dieſer Ver⸗ 
ordnung auf; es findet ſich gleichlautend ſchon in dem 
83 VO. vom 30. Juli 1862, die Feier der Sonn⸗ und 
Feſttage betr., in die es aus dem 8 1 VO. vom 1. Juni 
1850 (RBI. S. 425) herübergenommen wurde. Den 
Anlaß zu dieſer Verordnung gab die von den beiden 
Kammern des Landtags bei der Beratung des Jagd. 
von 1850 an die Krone geſtellte Bitte, daß das Ab— 
halten von Treibjagden während der ganzen Sonn— 
und Feiertage verboten werde. Die Verhandlungen 
der Kammern laſſen den Grund und den Zweck für 
das von ihnen angeregte Verbot der Treibjagden an 
Sonn- und Feiertagen deutlich erſehen. Es ſollte ver⸗ 
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hütet werden, daß durch die Ausübung der Jagd in 
Geſtalt von Treibjagden an Sonntagen ein größerer, 
namentlich aus Leuten jugendlichen Alters zuſammen⸗ 
geſetzter Perſonenkreis der Erfüllung der religiöſen 


Pflichten entzogen und daß durch den mit Treibjagden 


verbundenen beſonderen Lärm die ſonntägliche äußere 
Ruhe geſtört wird. Die Verhandlungen der Kammern 
bieten nicht den geringſten Anhaltspunkt für die An⸗ 
nahme, daß mit dem Begriffe „Treibjagd“ eine andere 
Auffaſſung verbunden worden iſt als die Auffaſſung, 
die zur Zeit der Erlaſſung des JagdG. von 1850 und 
der VO. vom 1. Juni 1850 hergebracht war. Da ſeit 
1850 keine Aeußerung der maßgebenden Stellen vor⸗ 
liegt, aus der hervorgeht, daß der Begriff der Treib⸗ 
jagd i. S. der VO. vom 30. Juli 1862 und 21. Mai 
1897 eine andere als die vor und im Jahre 1850 
landläufige Bedeutung haben ſolle, iſt auch zurzeit 
noch für das Verbot der Treibjagden an Sonn- und 
Feſttagen dieſe Bedeutung maßgebend. Hiernach er⸗ 
forderte aber der Begriff der Treibjagd die Beteiligung 
nicht bloß von Jägern, ſondern auch von Treibern, 
die das Wild aus ſeinem Stand oder Lager auf⸗ 
ſcheuchen, um es den Schützen zuzutreiben. Eine Treib⸗ 
jagd ohne Treiber kann nicht gedacht werden (RG. 
bei Reger 15, 82. — Vgl. auch Obs GSt. 2, 127; 10, 
189; OLG. München 5, 183). Nun iſt allerdings zu⸗ 
zugeben, daß die Verwendung von Treibern mit 
Jagdausrüſtung der Treibjagd an ſich nicht dieſe 
Eigenſchaft nimmt, falls im übrigen die Merkmale 
einer Treibjagd vorliegen. Nach den Feſtſtellungen 
der Strafkammer waren aber die zugezogenen zwei 
erwachſenen Perſonen nur als Träger des erlegten 
Wildes verwendet. Die Jäger allein liefen in einem 
Halbkreis aus und ſchloſſen ſich dann zu einem Kreiſe, 
wobei das aufſtehende Wild geſchoſſen wurde. Der 
Natur einer Keſſeljagd entſpricht es, daß die Jäger 
ſowohl während des Auslaufens als beim Engerziehen 
des Kreiſes das vor ihnen rege werdende Wild ſelbſt 
zu erlegen beſtrebt ſind. Die Abſicht des einzelnen 
Jägers geht nicht dahin, das Wild aufzuſcheuchen, von 
ſich weg und den anderen Jägern zuzutreiben. Wenn 
auch das vor dem einzelnen Jäger rege werdende 
Wild in dem einen oder anderen Falle von dieſem 
nicht mehr beſchoſſen werden kann und durch die Fort— 
bewegung dieſes Jägers veranlaßt in der Richtung 
gegen einen der anderen Jäger flieht, ſo iſt dieſes 
Zulaufen doch nicht auf eine zunächſt hierauf abzielende 
Tätigkeit des Jägers zurückzuführen und auch der Jäger, 
auf den dieſes Wild zuläuft, hat nicht nur dieſes 
Wild erwartet, ſondern zunächſt das von ihm auf— 
gejagte Wild zu erlegen beabſichtigt. Das Anlaufen 
des Wildes wird hier nicht durch die Tätigkeit des 
als Treiber tätigen Jägers, ſondern durch die Aus— 
übung der Jagd ſelbſt bewirkt. Eine Jagdveranſtaltung, 
bei der ſich die Jäger nur durch die Ausübung der 
Jagd das Wild gegenſeitig zutreiben, iſt aber ſchon nach 
der bisherigen Rechtſprechung des Ob G. keine Treib— 
jagd i. S. des 8 3 VO. vom 21. Mai 1897; ſie fällt 
vielmehr unter den Begriff der ſog. Geſellſchaftsjagd, 
die ebenſowenig wie die Einzeljagd an den Sonn— 
und Feſttagen verboten worden iſt (Obs G. Bd. 5 
S. 100 ff.). Die Tatſache, daß Hunde verwendet wurden, 
um das angeſchoſſene Wild zu ergreifen, kann den 
Jagden nicht die Eigenſchaft von Treibjagden ver— 
leihen; denn abgeſehen davon, daß nach dieſer Feſt— 
ſtellung die Hunde nicht die Aufgabe hatten, das Wild 
den Jägern zuzutreiben, iſt eine Jagd mit Hunden 
allein, ohne Beiziehung von Treibern, keine Treibjagd 


(Obs G. Bd. 5 S. 100). Die Entſcheidung des ObL G. 


vom 21. Juni 1910 geht, wie aus dem Zuſammen— 
hange klar zu erſehen iſt, von der Vorausſetzung der 
Beteiligung einer größeren Anzahl von Perſonen und 


S. 188, 190); ſie tritt nur der früher im Bd. 2 S. 127 
ausgeſprochenen Anſicht entgegen, daß eine Jagd, an 
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der ſich ein Jäger und zwei Treiber beteiligen, eine 
Treibjagd i. S. der BO. vom 21. Mai 1897 iſt, und 
überläßt es der Beurteilung im einzelnen Falle, ob 
nach der Zahl der an der Treibjagd teilnehmenden 
Jäger und Treiber und der ſonſt zur Veranſtaltung 
beigezogenen Perſonen eine Treibjagd im engſten Sinn 
angenommen werden kann oder doch eine Jagd, die 
ihr wegen der Beteiligung einer größeren Zahl von 
Jägern und Treibern und der Art ihrer Betätigung 
gleichkommt. Die bisherige Geſetzgebung Bayerns über 
die Feier der Sonn⸗ und Feſttage geht nicht davon 
aus, daß als Sonntagsentheiligung alle Handlungen 
und Veranſtaltungen zu verbieten ſind, die die ſonn⸗ 
tägliche Stille zu beeinträchtigen und das religidie 
Empfinden derjenigen zu ſtören geeignet ſind, die an 


ſolchen Tagen einer andächtigen Stimmung auch außer⸗ 


halb des Gottesdienſtes ſich hinzugeben gewohnt ſind. 
Eine Reihe von Veranſtaltungen iſt nicht unterſagt, 
mit denen naturgemäß die Erregung von Lärm ver⸗ 
bunden iſt und die höchſt werktäglicher Natur ſind. 
Auch bei dem Verbote der Treibjagden an den Sonn⸗ 
und Feſttagen iſt offenbar die Verordnung in Ueber⸗ 
einſtimmung mit der Begründung des Wunſches nach 
einem ſolchen Verbot von der Annahme ausgegangen, 
daß zum Schutze der Sonntagsfeier eine weitergehende 
Einſchränkung des Jagdbetriebs nicht veranlaßt iſt, 
weil durch dieſes Verbot gerade die Mißſtände be⸗ 
ne wurden, die mit der Abhaltung von Treib⸗ 
agden i. S. der Auffaſſung jener Zeit verbunden 
waren und ſich fühlbar machten. Hiernach kann der 
Strafkammer nicht in der Annahme beigetreten werden, 
daß der Angeklagte an den fraglichen drei Tagen eine 
Treibjagd i. S. des 83 VO. vom 21. Mai 1897 ver 
anſtaltet hat. Der Senat verkennt hiebei nicht, 
daß bei der Beteiligung einer größeren Zahl von 
Jägern Erwägungen naheliegen, die vom Standpunkte 
der Feier der Sonntage gegen die Abhaltung von 
Treibjagden an Sonntagen ſprechen, allein im Hinblick 
auf den Wortlaut des 8 3 VO. vom 21. Mai 1897 
und den nicht zu verkennenden Unterſchied zwiſchen 
einer Treibjagd und einer Jagd, wie ſie der Angeklagte 
veranſtaltet hat, hält der Senat an der im Urteile 
vom 24. Februar 1912 ausgeſprochenen Feſtſtellung 
des Begriffs der Treibjagd feſt.!) (Urt. vom 9. Juli 
1912, Rev.⸗Reg. Nr. 317/1912). Ed. 
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Oberlandesgericht München. 


Keine Gebührenfreiheit der Schutzgebiete (§ 98 Gg. ). 
Der, Deutſchoſtafrikaniſche Landesfiskus, vertreten durch 
das Reichskolonialamt“ war mit einer Klage gegen 
einen Privatunternehmer in M. (Bayern) teilweiſe unter⸗ 
legen und zur Tragung eines Zehntels der Koſten ver⸗ 
urteilt worden. Die Gerichtsſchreiberei forderte vom 
Reichskolonialamt 6.20 M Gerichtskoſtenanteil; deſſen 
Erinnerungen blieben erfolglos. 

Aus den Gründen: Der Kläger beanſprucht 
die in 8 98 GKG. dem „Reiche“ gewährte Gebühren⸗ 
freiheit, weil hier nicht der geographiſche Begriff 
des Art. 1 Verf., ſondern die Leitung durch eine 
Reichsbehörde (Art. 4 Nr. 1 RVerf., 81 SchutzGebG.) 
namens des Reichs maßgebend, ſonach der Rechts— 
ſtreit vom Reich angeſtrengt ſei. Die gegenteilige 
Anſicht von Rittmann GKG. (8 98) und des OLG. 
Hamburg (Recht 1909 Nr. 370) entſpreche nicht dem 
Begriffe der durch Beſitznahme gewonnenen Reichs— 
hoheit über die Schutzgebiete. Dieſen Darlegungen 
kann der Senat nicht beitreten. Für die Anwendung 
des 8 98 GKG. iſt nicht allein maßgebend, ob die 


zwar Jägern und Treibern aus (ſ. Samml. Bd. 10 Schußgebiete in gewiſſem Sinne Reichsgebiet oder In. 


land ſind (vgl. §88 26 KonſcG., 9 SchutzGebG.); denn 
y Siebe dieſe Zeitſchrift 8. Jahrg. Nr. 11 S. 242. 


— 


auch die in Art. 1 RVerf. aufgeführten Bundesſtaaten 
und die Reichslande Elſaß⸗Lothringen ſind Beſtand⸗ 
teile des Reichs und genießen doch in Bayern nicht 
Gebührenfreiheit, ebenſowenig wie der bayeriſche Fis⸗ 
kus in Preußen. Etwas anderes läßt auch die Be⸗ 
gründung zu $ 98 (Entw. 8 90) GKG nicht entnehmen 
(vgl. RTVerh. III. Leg.⸗P., II. Seſſ. 1878 Anl. Nr. 76 
S. 610). Der Sinn iſt offenbar der, daß das Reich 
jeweils kraft Geſetzes ebenſo gebührenſrei ſein ſoll wie 
der einheimiſche Fiskus; das entſpricht auch dem Weſen 
des Bundesſtaats. Andererſeits beruht die Regelung 
des gerichtlichen Koſtenweſens durchweg auf der Unter⸗ 
ſcheidung zwiſchen Partei und Vertreter; nicht die 
le des letzteren, fondern der erſteren ſind 
maßgebend, wenn es ſich z. B. um Vorſchuß oder 
Armenrecht handelt. Dies trifft auch zu, wenn mit 
dem Fiskus nicht zuſammenfallende Rechtsgebilde partei⸗ 
fähiger Art im Prozeſſe durch Staatsbehörden vertreten 
werden; mangels beſonderer Vorſchriften iſt dann das 
Koſtenrecht des Fiskus nicht anwendbar. In dieſer 
Richtung genügt der Hinweis auf die Reichsbank und 
die Verſicherungsanſtalten einerſeits (vgl. Pfafferoth, 
GK. 8 98 und JW. 1889 S. 402), den Reichsmilitär⸗ 
fiskus andererſeits; letzterer genießt auch dann in 
Bayern Gebührenfreiheit, wenn er durch eine preußiſche 
Behörde vertreten wird. Ein derartiger Fall der Un⸗ 
anwend barkeit des fiskaliſchen Vorrechts liegt auch hier 
vor. Nach dem RG. vom 30. März 1892 (RG Bl. S. 369 
mit 1908 S. 207) betr. die Einnahmen und Ausgaben 
der Schutzgebiete, haftet für die Verbindlichkeiten jedes 
Schutzgebiets nur das Vermögen dieſes Gebiets (8 5); 
daraus folgt die ſelbſtändige Rechtsperſönlichkeit jedes 
Schutzgebiets in vermögensrechtlicher Hinſicht (Gerſt⸗ 
meyer, Schutz Geb. S. 198 Anm.), wie ja auch der 
„Kläger“ ſelbſt ſich in ſeiner Klageſchrift bezeichnet hat. 
Kläger iſt alſo nicht der Reichsfiskus, ſondern der 
davon verſchiedene, wenn auch von Reichsbehörden ver⸗ 
tretene „Deutſchoſtafrikaniſche Landesfiskus“: dieſer iſt 
aber vor den bayeriſchen Gerichten ebenſowenig wie 
ein anderer deutſcher Bundesſtaat oder wie das Reichs⸗ 
land Elſaß⸗Lothringen von den Gebühren befreit. Das 
entſpricht auch der ſonſtigen Stellung der Schutzgebiete 
in Steuer- und Stempelſachen (Gerſtmeyer, Schutz Geb. 
Anm. 10 zu 8 9 S. 37). Daß die Schutzgebietsange⸗ 
hörigen koſtenrechtlich wie Inländer behandelt werden 
(BayJMBl. 1902 S. 532), iſt für die Streitfrage be⸗ 
langlos, wie ſchon der Hinweis auf den preußiſchen 
Fiskus ergibt. Daran wird auch nichts dadurch ge> 
ändert, daß der Rechtsſtreit aus einer Lieferung für 
die Schutztruppe entſtanden iſt; denn dieſe Truppe 
gehört nicht zum Reichsmilitärfiskus, wie auch die Klage 
nicht namens des letzteren geſtellt war. Auch aus 81 
Abſ. 3 des RG. vom 15. April 1911 (RGBl. S. 187) 
iſt nichts abweichendes zu entnehmen, da dort nur der 
Inhalt des 8 98 GKG. auf jede Art von Rechtspflege 
ausgedehnt wurde (Begr. S. 6; Sten B. d. RTVerh. 
1910/11 Bd. 273 Nr. 310). Ebenſowenig iſt ein ab⸗ 
weichendes Ergebnis zu gewinnen. Nach Art. 3 Geb. 
werden allerdings Gebühren nicht erhoben, wenn die 
Gebühr „aus der Reichskaſſe bezahlt“ werden müßte 
und dies könnte ſich nach 8 98 Abſ. 2 GKG. auch auf 
die hier ſtreitigen Gerichtsgebühren beziehen. Allein 
daß hier etwas anderes gemeint ſein ſollte als die 
ſachliche Zahlungspflicht, iſt nicht abzuſehen; dieſe 
trifft aber unzweifelhaft nicht die Reichskaſſe, ſondern 
eine davon verſchiedene Landeskaſſe. Daß dieſe Kaſſe 
einen Reichszuſchuß von etwa / der Etatsſumme be— 
zieht (RG Bl. 1912 S. 348), iſt belanglos; auch ähnliche 
Zuſchüſſe an die Gemeinden aus der Staats- oder 
Privinzialkaſſe ändern an der Perſon des Prozeß⸗ 
führenden nichts. (Beſchl. vom 14. Februar 1913, 
L. 723/12 J). N. 
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Oberlandesgericht Nürnberg. 


Zuftellung einſtweiliger Verfügungen vor dem Boll: 
928 im Falle der Erzwingung einer Handlung (55 936, 
928, 929, 887 ZPO.) Durch einſtweilige Verfügung 
des LG. wurde der Schuldner verurteilt, der Gläubigerin 
durch Hinterlegung von Geld in Höhe von 50000 M 
Sicherheit zu leiſten. Kurz darauf beantragte die 
Gläubigerin fie gemäß 8 887 zu ermächtigen, daß fie an 
Stelle des Schuldners auf deſſen Koſten dieſe hinterlege, 
ferner den Schuldner zur Vorauszahlung der Koſten 
zu verurteilen. Dieſen Antrag hat das LG. zurück⸗ 
gewieſen, die ſofortige Beſchwerde blieb ohne Erfolg. 

Aus den Gründen: Auf die Vollziehung der 
e. V. find nach 88 936, 928 ZPO. die Vorſchriften über 
den Arreſt und über die Zwangsvollſtreckung ent⸗ 
ſprechend anzuwenden, ſoweit nicht abweichende Be⸗ 
ſtimmungen beſtehen. Solche find im § 929 enthalten. 
Nach Abſ. 3 tft insbeſondere an ſich die Vollziehung 
der e. V. vor der Zuſtellung an den Schuldner zuläſſig. 
Eine ſelbſtverſtändliche Ausnahme beſteht, wenn die 
e. V. wegen ihres Inhalts zunächſt der Zuſtellung an den 
Schuldner bedarf, um ihre Wirkung zu äußern, nament⸗ 
lich wenn ſie den Gerichtsbefehl enthält, Geld als 
Sicherheit zu hinterlegen, alſo eine Handlung vorzu⸗ 
nehmen. In ſolchen Fällen bekundet der Gläubiger 
erſt durch die Zuſtellung, daß er von der e. V. Gebrauch 
machen will, erſt durch die Zuſtellung wird der Gerichts⸗ 
befehl wirkſam. Erſt dann läßt ſich auch feſtſtellen, ob 
der Schuldner die Verpflichtung zur Hinterlegung er⸗ 
füllt oder ob der Gläubiger nach 8 887 ZPO. vor⸗ 
gehen kann; denn ſolange der Schuldner von dem 
Gerichtsbefehl keine Kenntnis hat, kann ſeine Unter⸗ 
laſſung nicht als Nichterfüllung einer Verpflichtung 
nach 8 887 erachtet werden, es kann vor der Zuſtellung 
an den Schuldner nicht zu dem Verfahren nach 8 887 
kommen. Damit erledigt ſich die Annahme der Be> 
ſchwerdeführerin, es könne die Zuſtellung an den 
Schuldner entbehrt werden, weil dieſer nach 8891 ZPO. 
zu hören ſei und fo Kenntnis von dem Gerichtsbefehl 
erhalte, den er noch rechtzeitig befolgen könne. Denn 
menn das Verfahren nach 8 887 nicht eingeleitet werden 
darf, kann der Schuldner nach § 891 nicht gehört 
werden. Das LG. hat ſohin den Antrag nach 8 887 
mit Recht zurückgewieſen, da er mangels Zuſtellun 
der e. V. verfrüht war, zwar nicht nach der dur 
§ 929 ausgeſchalteten Vorſchrift des 8 750, wohl aber 
nach dem Inhalte der e. V. im Hinblick auf die Voraus⸗ 
ſetzung für das Verfahren nach $ 887. Nach der ge⸗ 
mäß 8 936 ZPO. auf e. V. jeder Art anzuwendenden 
zwingenden Vorſchrift des 8 929 mußte übrigens die 
nicht verkündete, der Gläubigerin zugeſtellte e. V. dem 
Schuldner jedenfalls binnen einem Monat zugeſtellt 
werden, um ihre Wirkſamkeit zu begründen und zu 
erhalten. Dieſe Zuſtellung iſt unterblieben und damit 
iſt jetzt der Vollzug jener Verfügung überhaupt und 
insbeſondere die Einleitung von Zwangsmaßregeln 
nach 8 887 zur Erzwingung der Hinterlegung unſtatthaft 
geworden. (Beſchl. des II. ZS. vom 13. Jan. 1913, 
Beſchw.⸗Nr. 7/1913). B. — r. 
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Vücheranzeigen. 


Fiſcher, Dr. Karl, Rechtsrat in Nürnberg. Das baye» 
riſche Feuerbeſtattungsrecht auf der Grund» 
lage der oberpolizeilichen Vorſchriften vom 28. Des 
zember 1912. München und Berlin, J. Schweitzer 
Verlag. Mk. 2.—. 

Bei dem lebhaften Intereſſe, das die Feuerbeſtattung 
in der Oeffentlichkeit findet, wird die Ausgabe der 
oberpolizeilichen Vorſchriften überall begrüßt werden. 
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Sie kommt mit ihren ſachlichen und eingehenden Er⸗ 
„ auch einem Bedürfnis der Behörden ent⸗ 
gegen, die ſich irgendwie mit der Feuerbeſtattung zu 
befaſſen haben. Die außerordentliche Vertrautheit des 
Verfaſſers mit dem Gegenſtande ermöglicht ihm eine 
erſchöpfende Behandlung der zahlreichen Fragen, die 
auf den verſchiedenen Gebieten für die Auslegung der 
Vorſchriften in Betracht kommen. Meiſtens wird man 
der Meinung des Verfaſſers zuſtimmen können; eine 
Ausnahme wird aber z. B. zu machen ſein hinſichtlich 
ſeiner Auffaſſung über den räumlichen Geltungsbereich 
des 84 der oberpol. Vorſchr. Fiſcher erachtet dieſe Vor⸗ 
ſchrift für anwendbar, gleichviel, ob die Einäſcherung 
innerhalb oder außerhalb Bayerns erfolgt, ſofern nur 
die Aſche nach Bayern verbracht wird. Die bayeriſchen 
Vorſchriften ſtellen aber ein einheitliches Ganzes dar, 
das nur die Feuerbeſtattung innerhalb Bayerns regelt. 
Daraus iſt zu folgern, daß es ih auch in 8 4 nur 
um die Aſche einer nach Maßgabe der vorhergehenden 
Vorſchriften, alſo innerhalb Bayerns eingeäſcherten 
Leiche handeln kann. — Sehr dankenswert iſt die dem 
Buche beigegebene Einleitung über die geſchichtliche 
Entwickelung des bayeriſchen Feuerbeſtattungsrechts, 
über die Möglichkeiten einer Regelung nach bayeriſchem 
Rechte und über die Grundlagen des außerbayeriſchen 
Feuerbeſtattungsrechts in Deutſchland. H. 


Olshanſen, Dr. Juſtus, Wirklicher Geheimer Rat. 
Strafgeſetzbuch für das Deutſche Reich, ein⸗ 
ſchließlich der Strafbeſtimmungen der Konkursord⸗ 
nung. 9. Aufl. 281 S. Berlin 1912, Franz Vahlen. 
Gebd. Mk. 1.50. 


Eine bekannte, für den Handgebrauch ſehr geeig⸗ 
nete Ausgabe. Die kurzen, beſtimmten Verweiſungen 
und Anmerkungen erleichtern den Ueberblick über das 
Geſetz und ſeine Nebengeſetze. 


Geſetzgebung und Verwaltung. 


Die Eiſenbahnban⸗ und Betriebsordnung v. 13. April 
1905 (GVBl. 251), deren SS 77—83 „die Beſtimmungen 
für das Publikum“ ſtrafrechtliche Bedeutung haben, 
weil Zuwiderhandlungen gegen ſie nach Art. 88 Abſ. 1 
und 2 PStG B. ſtrafbar find, wurde und zwar auch 
hinſichtlich der Beſtimmungen für das Publikum ge— 
ändert durch die Bekanntmachung des K. Staatminiſte⸗ 
riums für Verkehrsangelegenheiten vom 25. Februar 
1913 (GVBl. 85). 8 77 in der bisherigen Faſſung, 
durch den das Publikum verpflichtet wurde auch eine 
Reihe von Beſtimmungen der Eiſenbahnverkehrsordnung 
zu beachten, iſt eingeſchränkt und es ſind nach deſſen 
nunmehriger Faſſung von den Beſtimmungen der Eiſen— 
bahnverkehrsordnung nurmehr die „über die von der 
Mitnahme in Perſonenwagen ausgeſchloſſenen Gegen— 
ſtände“ hervorgehoben und ſonach lediglich dieſe Be— 
ſtimmungen der Eiſenbahnverkehrsordnung unter Straf— 
ſchutz geſtellt. $ 81 hat einen Zuſatz erhalten, den die 
für das Reich ergangene Eiſenbahnbau- und Betriebs— 
ordnung vom 4. November 1904 (RG Bl. 387) bereits 
enthielt; es iſt darnach in Zukunft auch in Bayern 
bei Strafe unterſagt, Gegenſtände aus dem Wagen zu 
werfen, durch die ein Menſch verletzt oder eine Sache 
beſchädigt werden könnte. Die Eiſenbahnverkehrs— 
ordnung gilt zurzeit in der Faſſung vom 25. Janur 1909 
(GVBl. 29); von der Mitnahme von Gegenſtänden in 
Perſonenwagen handeln die SS 27—29. 
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Fortbildungskurſe für Inſtizbeamte und Nechtöan: 
wãlte. 251 der Bekanntmachung vom 17. März 1913, 
JMBl. S. 11, beabſichtigt das StM. der Juſtiz für die 
höheren Juſtizbeamten, die Bewerber um Anſtellung 
im höheren Juſtizdienſt und die Rechtsanwälte — zu⸗ 
nächſt verſuchsweiſe — Fortbildungskurſe zu halten. 
Die Kurſe ſollen Vorträge und Beſichtigungen umfaſſen. 
Für die Vorträge ſind Fragen aus dem Gebiete der 
Rechts⸗ und Staatswiſſenſchaften und aus den Grenz⸗ 

ebieten, wirtſchaftliche und techniſche Fragen in Aus⸗ 
icht genommen. Jährlich ſollen zwei etwa vierzehn⸗ 
tägige Kurſe ſtattfinden, ein Frühjahrskurs für die 
Oberlandesgerichtsbezirke München und Augsburg und 
ein Herbſtkurs für die Oberlandesgerichtsbezirke Zwei⸗ 
brücken, Bamberg und Nürnberg. In dieſem Jahre 
wird der Frühjahrskurs vom 13. bis 24. Mai in München, 
der Herbſtkurs in der zweiten Hälfte des Oktober in 
Nürnberg gehalten. 

Zu jedem Kurs wird eine größere Zahl von 
Richtern, ſtaatsanwaltſchaftlichen Beamten und Straf⸗ 
anſtaltsbeamten abgeordnet. Soweit ſie außerhalb 
des Ortes wohnen, an dem der Kurs ſtattfindet, er⸗ 
halten ſie Erſatz ihrer Reiſekoſten (Fahrkarten 2. Klaſſe) 
und ein Tagegeld von 7 M. Neben ihnen läßt das 
StM. der Juſtiz auf Anmeldung hin zum ganzen Kurs 
oder auch zu einzelnen Vorträgen oder Beſichtigungen 
ſo viele Teilnehmer zu, als nach der Größe der Vor⸗ 
tragsräume möglich iſt. Die Koſten der Kurſe werden 
vollſtändig aus der Staatskaſſe beſtritten. Die Teil⸗ 
nehmer erhalten außerordentlichen Urlaub. Geſchäfts⸗ 
aushilfe kann allerdings nicht geſtattet werden. Den 
Vorſtänden der Juſtizbehörden iſt aber nahegelegt, den 
Beamten und Hilfsarbeitern die Teilnahme an den 
Kurſen möglichſt zu erleichtern. 

Der erſte Kurs verſpricht ſehr inhaltreich zu werden. 
Vorträge werden halten Univ.⸗Prof. Exzellenz Dr. Wach⸗ 
Leipzig über die Reform des deutſchen Zivilprozeſſes, 
Sen.⸗Präſ. Dr. v. Unzner⸗München über die praktiſche 
Durchführung der Zwangserziehung, Geh. Oberfinanz⸗ 
rat Dr. v. Lumm⸗-Berlin über die Stellung und die 
Aufgaben der Zentralnotenbanken, insbeſ. der Reichs⸗ 
bank im Zahlungs- und Kreditverkehr, Univ.⸗Prof. 
Dr. Röthlisberger⸗Bern über das Recht der Preſſe, 
Univ.⸗Prof. Dr. Marbe⸗Würzburg über forenſiſche 
Pſychologie, Univ.⸗Prof. Dr. Graetz⸗München über das 
Anwendungsgebiet der Elektrizität, Univ.⸗Prof. Dr. 
Groß⸗Graz über Kriminaliſtik, Profeſſor an der Handels⸗ 
hochſchule Dr. Haniſch⸗München über kaufmänniſche 
Bilanzen, Reg.⸗Aſſ. Dr. Harſter⸗München über den Er: 
kennungsdienſt in Bayern, Univ.-Prof. Dr. Kraepe lin⸗ 
München über die wichtigſten Formen der Geiſteskrank⸗ 
heiten, Geh. Oberreg.⸗Rat Dr. v. Engelberg⸗Karlsruhe 
über den modernen Strafvollzug. An die Vortrage 
ſchließen ſich Beſichtigungen der Zwangserziehungs⸗ 
anſtalt Rothenfeld, der Gefangenanſtalt Landsberg und 
der Heil⸗ und Pflegeanſtalt Eglfing, des Schwabinger 
Krankenhauſes und des ſtädtiſchen Elektrizitätswerks 
in München, der Einrichtungen der Polizeidirektion 
München für den Erkennungsdienſt und mehrerer Bud- 
und Kunſtdruckereien, ferner Führungen durch das 
Deutſche Muſeum an. 

Die Einrichtung der Fortbildungskurſe und ihre 
Ausgeſtaltung im einzelnen wird in den beteiligten 
Kreiſen ſehr beifällig beurteilt werden. Die Kurſe bieten 
vielen Gelegenheit, ohne alle Auslagen oder doch mit 
geringem Koſtenaufwand ſich für ihre berufliche Tätig— 
keit und für ihre Weiterbildung wertvolle Anregungen 
zu holen. Auf eine rege Beteiligung an den Kurſen 
kann gerechnet werden. 
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Die Eiurichtung des Lechtsſtudium⸗ | das beſte Syſtem zur Hervorbringung von Männern 


N ; 8 erſlen Ranges, wie der Staat und die Nation es 
an den franzöfiſchen Univerſitäten. fordern. 3 5 = aus 
ſind die franzöſiſchen Familienväter beſcheidener; 
Von Profeſſor Dr. J. Duquesne in Grenoble. fie meinen ſehr vorfichtig, ihre Sprößlinge werden 
(Vortrag, gehalten am 7. März 1913 in 5 er un a. 
11 ˖ ogar die größte Ausſicht, nur durchſchnittliche 
ieee Menſchen zu ſein, und dann waͤre es beſſer, wenn 
(Schluß). der ganze Rechtsunterricht für derartige Menſchen 
II. 1 901 a 179 0 1 5 an fie 
Nachdem ich Ihnen, meine Herren, durch Dar- möglichenfalls das Glück haben, gut begabte Jungen 
legung 1 1 zu bekommen, jo würden ſich dieſe mit allen dieſen 
die äußere Geſtalt unſeres Rechtsunterrichtes dar- Zwangseinrichtungen ſchließlich zurecht finden und 
gelegt habe, iſt es geboten, Sie jetzt mit dem inneren wie manche ihrer Vorgänger berühmte Gelehrte, 
Leben unſerer Rechtsfakultäten näher vertraut zu angeſehene Juriſten und Beamten oder tüchtige 
machen. Es ift mir aber unmöglich, innerhalb Politiker werden. . 3 
der Grenzen dieſes Vortrages alle Seiten des Dieſe Meinung teilen die meiſten Lehrer und 
Problems zu berückſichtigen. Ich werde mich damit zwar auch aus pädagogiſchen Gründen. Sie ſehen 
begnügen, die Hauptfragen zu betrachten, und ins⸗ in dieſen häufigen Prüfungen das wirkſamſte Vor⸗ 
beſondere diejenigen, die in Rückſicht auf die augen⸗ beugungsmittel gegen die Faulheit und den Zeit⸗ 
bliclich in Deutſchland beſprochenen Fragen Ihre verluſt. Sie glauben auch, daß der häufige Ge: 
Aufmerkſamkeit in Anſpruch nehmen können. | danke an die nächſte Prüfung den gleichmäßigen 
1. Die erſte Frage, die ich nicht übergehen Betrieb der verſchiedenen Fächer ſichert und den 
darf, obgleich der deutſche und der franzöſiſche | Studenten gegen die große Gefahr der zu frühen 
Standpunkt darüber ſehr auseinandergehen, ift | Spezialifierung und der darauf folgenden ein⸗ 
diejenige des feſten Studienganges und der häufigen ſeitigen Bildung ſchützt. Unſer Ideal iſt, daß die 
Prüfungen. Die ganze Frage ift von deutſcher franzöſiſchen Rechtabefliſſenen während ihrer Lizen⸗ 
Seite jo oft unterſucht worden, daß ich es für ganz tiatſtudien eine allgemeine juriſtiſche Bildung er: 
überflüffig halte, hier die Vorteile und die Nach⸗ halten; die Spezialiſierung ſoll eigentlich erſt mit 
teile dieſes Syſtems aufzuzählen. Es wird ſicher | dem Anfang der Doktoratſtudien durch die Wahl 
Sie mehr intereſſieren, die Anſichten der franzöſiſchen zwiſchen den judiziellen und den ſtaatswirtſchaft⸗ 
leitenden Kreiſe in dieſer Hinſicht und die Ergeb⸗ lichen Fächern beginnen ); die vollſtändige Spe⸗ 
niffe unſerer eigenen Erfahrung kennen zu lernen. zialifierung erfolgt erſt mit der Verfertigung der 
Die franzöſiſchen Familien und die meiſten Inauguraldiſſertation. Das einzige Korrektiv dieſer 
Lehrer halten an dem Grundſatze des Lernzwanges | Auffaſſung iſt, daß der Rechtsſtudierende ſchon 
und der häufigen Prüfungen feſt. während der Lizentiatſtudien in unſeren Conferences 
Die franzöſiſchen Familien find im allgemeinen mit der Benutzung der juriſtiſchen Quellen vertraut 
dieſer Anficht. Sicher ſtimmen ſie theoretiſch den m. 
berühmten Pädagogen darin bei: die Lernfreiheit 
wäre dem Erwerb einer weiten allgemeinen Bildung, 
der Erlernung der ſelbſtändigen Arbeit und den 
erſten Schritten auf dem Gebiet der wiſſenſchaft⸗ 
lichen Forſchung günſtig; kurz und gut, es wäre 


12) Eine beſchränkte Spezialiſie rung ift ſchon bei den 
Lizentiatſtudien infolge der Einrichtung der Wahlfächer 
möglich, aber das Syſtem der Wahlfächer, wie es in 
Frankreich organiſiert iſt, iſt mangelhaft, inſofern ge— 
wiſſe für die allgemeine juriſtiſche Bildung unentbehr— 
liche Disziplinen zu den Wahlfächern gehören. 
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gemacht werden muß; dieſer ſoll nicht nur den im franzöſiſchen Rechtsunterricht den propädeuti⸗ 
dogmatiſchen Unterricht paſſiv genießen, er ſoll | Ichen Disziplinen gewährte Stellung. In dieſer 
auch in exegetiſchen und praktiſchen Uebungen für Hinſicht iſt unſere Einrichtung der deutſchen ſehr 
die ſelbſtändige Arbeit aktiv vorbereitet werden, ähnlich. Die römiſche Rechtsgeſchichte und das 
jedoch mit der Beſchränkung, daß dieſe aktive Syſtem des römiſchen Privatrechtes (auf 2 oder 
Mitwirkung des Studenten auf dem Gebiet eines 3 Semeſter verteilt), die Geſchichte und das Syſtem 
beſtimmten Faches nicht zu viele Zeit in Anſpruch des älteren franzöſiſchen Rechtes (einjährige Vor⸗ 
nehmen darf, damit er von dem Studium anderer leſung) bilden die Grundlage des künftigen Rechts⸗ 
Fächer nicht abgehalten werde. ſtudiums. Intereſſant hervorzuheben iſt auch, daß 
So iſt unſer Ideal; aber es liegt in der Natur unſere Juriſten ſchon im erſten Jahre ihres aka⸗ 
des Ideales niemals erreicht zu werden. Gewiſſe demiſchen Studiums Vorleſungen über National: 
Nachteile der häufigen Prüfungen laſſen fih in | ökonomie, Staatsverfaſſungsrecht und über den 
der Tat bei uns fühlen. Der Hauptnachteil iſt erſten Teil des Bürgerlichen Rechts hören. Die 
unbeſtreitbar derjenige der Zerreißung des Lern⸗ Vorleſungen über Nationalökonomie und Staats⸗ 
ſtoffes auf mehrere Prüfungen: des Bürgerlichen | verfaſſungsrecht paſſen ſehr wohl für Anfänger, 
Rechtes auf 3, des römiſchen Rechtes auf 2, der | haben keinen zu abſtrakten Charakter und tragen 
Nationalökonomie auf 2. Es folgt daraus, daß ſicher dazu bei, das Intereſſe unſerer Juriſten für 
unſere Lizentiatſtudien keine allgemeine Beherrſchung ihr künftiges Studium zu erwecken. — Zu bemerken 
der Rechtswiſſenſchaft ſichern. Wünſchenswert iſt iſt auch, daß das Fach der Einführung in die 
es, daß die Zahl unſerer Prüfungen auf zwei Rechtswiſſenſchaft, welches an der Univerfität 
zurückgeführt wird und daß die Verteilung München in hervorragender Weiſe von mehreren 
der Disziplinen auf ſie nach der Art der baye⸗ Lehrern vertreten iſt, keine beſondere Stellung im 
riſchen Zwiſchenprüfung erfolgt. Zu der erſteren franzöſiſchen Rechtsunterrichte einnimmt. Es erklärt 
Prüfung könnten z. B. gehören: das ganze römiſche ſich dadurch, daß der Stoff dieſer Vorleſung bei 
Recht, das ältere franzöſiſche Staats- und Privat: uns in mehreren Vorleſungen dargeſtellt wird: 
recht, das Staatsverfaſſungsrecht, die National: die Grundbegriffe des Rechtes, die Entwicklung 
ökonomie und vielleicht auch das Völkerrecht; das und die Gliederung des Privatrechtes am Anfang 
Uebrige wäre in die zweite Prüfung verlegt. Eine der Vorleſung über das Bürgerliche Recht; die 
Beſchränkung der Zahl der Prüfungen wird von Entwicklung und die Gliederung des Staatsrechtes 
mehreren gewünſcht; aber die heutige Aufmerkj am Anfang der Vorleſung über das Staatsver⸗ 
ſamkeit der franzöſiſchen Juriſtenwelt iſt auf die faſſungsrecht. Die allgemeine Methodologie der 
Frage der Schärfung der jährlichen Prüfungen Rechtswiſſenſchaft bedarf eigentlich bei uns keiner 
gelenkt, und die Modifikation der Teilung der beſonderen Darſtellung, namentlich aus dem 
Prüfungen wird erſt nachher betrachtet werden. Grunde, daß der Studiengang der Juriſten fell 
Ein anderer ſehr oſt betonter Nachteil der beſtimmt iſt. 
häufigen Prüfungen iſt, daß der Student durch Uebrigens kann in Frankreich von der Ent: 
den Drang der Examina zur ſtändigen Erlernung laſtung der anderen Vorleſungen zur Gründung 
von Lehrbüchern beſtimmt iſt, jo daß er keine Zeit einer Vorleſung über Einführung in die Rechts⸗ 
für die ſelbſtändige Arbeit behält. Sicher läßt wiſſenſchaft keine Rede ſein. Wir willen durch 
ſich bei uns dieſer Nachteil merken, aber ich glaube, Erfahrung, daß die Disziplinen, die bei den 
daß er dem Syſtem der Lernfreiheit nicht ganz Prüfungen nicht ſpeziell vertreten ſind, von den 
fremd iſt. Die in Deutſchland laut gewordenen | Studenten vernadjläjligt werden. Da die Zahl der 
Klagen über die Blüte der juriſtiſchen Einpaukerei zu prüfenden Fächer nicht unendlich vergrößert 
leiſten dafür einen unleugbaren Beweis. Das einzig werden kann, ſo iſt es am zweckmäßigſten, daß 
Weſentliche in unſerem Syſtem iſt, daß die beiten | die Grundlehren der Rechtswiſſenſchaft in anderen 
Studenten durch die Drohung der jahrlichen Prüfung ſpeziell geprüften Disziplinen miteinbegriffen werden. 
von der Pflege des ſelbſtändigen Studiums nicht 3. Eine andere wichtige Frage, die in den letzten 
abgehalten werden. Dieſes Ergebnis wird an den Zeiten die deutſchen juriſtiſchen Kreiſe jehr beichäf: 
franzöſiſchen Univerſitäten teilweiſe dadurch erreicht, tigt hat, iſt diejenige der Verbindung von Theorie 
daß die erſte Hälfte des akademiſchen Jahres, und Praxis im Rechtsunterrichte. Ueber dieſen 
wo das Geſpenſt der Prüfung dem Kandidaten nicht Punkt meinen wir, wie die meiſten deutſchen Juriſten: 
ſo nahe bevorſteht, dazu benutzt wird, ihn zu die Aufgabe der Rechtsfakultäten ſei nicht die Juriſten 
ſelbſtändigen Arbeiten, namentlich in den Con- zu der Praxis unmittelbar vorzubereiten, ſondern 
ferences, aufzufordern. den Studenten die allgemeine Beherrſchung des 
Kurz, wenn unſer Prüfungsſyſtem geſchärft Rechtsſtoffes zu verſchaffen, ihre juriſtiſche Denk: 
und auf 2 Prüfungen nach dem Vorbild der kraft zu erwecken und fortzubilden, ſie ſchließlich 
bayeriſchen Zwiſchenprüfung zurückgeführt wäre, ſo in der Handhabung der Rechtsquellen und der 
könnten wir mit ihm zufrieden ſein. juriſtiſchen Technik zu üben. Bei der Verfolgung 
2. Eine 2. Hauptfrage, der ich hier nur eine dieſer Ziele aber muß der Rechtsunterricht in 
kurze Betrachtung widmen will, iſt diejenige der ! ftändigem Einklang mit den Angaben des wirk— 
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lichen Lebens und mit den Erfahrungen der 
Praxis ſtehen. 

Dieſer Standpunkt, das darf ich mit feſter 
leberzeugung betonen, wird an den franzöſiſchen 
Univerfitäten ſogar in den dogmatiſchen Vorleſungen 
im allgemeinen mit Erfolg bewahrt. Es erhebt 
ſich von franzöſiſcher Seite keine bedeutende Klage 
über den Mangel an Rückſicht auf die Rechtspraxis 
in dem Rechtsunterrichte. Dieſe Frage ſollte eigent⸗ 
lich für die verſchiedenen Fächer betrachtet werden, 
da die Gründe dieſes befriedigenden Zuſtandes 
nicht überall dieſelben ſind. Wenn ich mich auf 
das Bürgerliche Recht beſchränke, das in der Debatte 
bauptjächlich berückſichtigt wird, jo kann dieſe Lage 
des franzöſiſchen Rechtsunterrichtes namentlich aus 
dem Folgenden erklärt werden. 

Der Charakter des franzöſiſchen Code civil, 
der das Werk von Praktikern iſt, kann dazu bei⸗ 
getragen haben. Weiter iſt zu bemerken, daß die 
franzöſiſchen Rechtsfakultäten nach der Revolutions⸗ 
zeit von Napoleon eigentlich als Berufsſchulen 
wieder errichtet wurden, ſo daß ihre Hauptaufgabe 
lange die berufsmäßige Vorbereitung der Juriſten 
war. Daraus iſt die alte immer bewahrte Sitte 
entſtanden, in der dogmatiſchen Darſtellung des 
heutigen Rechtes die Erfahrungen der Rechtspraxis 
in Betracht zu ziehen. Dieſe Sitte wird heut⸗ 
zutage dadurch verſtärkt, daß durch eine jahrhundert⸗ 
lange Entwicklung manches in unſerem Code civil 
durch die Praxis veraltet, ergänzt oder ſogar 
umgeſtaltet worden iſt. Das Juriſtenrecht hat 
daher neben dem lf ges und auch ihm ent⸗ 
gegen neuen Rechtsſtoff geſchaffen. Der Lehrer 
muß alle dieſe Fortſchritte der Rechtspraxis in 
ſeine Darſtellung aufnehmen, und für manche 
Inſtitute des Bürgerlichen Rechts gibt der Lehrer 
die Normen des Code civil kurz an, während der 
Hauptteil des Vortrages ſich auf die Vorlegung 
und Würdigung der maßgebenden Gerichtsent⸗ 
ſcheidungen beſchränkt. Dieſer Sitte gemäß wird 
alſo regelmäßig an den franzöſiſchen Univerſitäten 
in dem dogmatiſchen Rechtsunterricht für die wichtig⸗ 
ſten Fragen große Rückſicht auf die feſt gewonnenen 
Ergebniſſe der Rechtſprechung genommen. Ich kann 
mich nur mit großer Freude und wirklichem Ge⸗ 
nuß an die Vorleſungen erinnern, die ich in meiner 
Studienzeit über die von der Rechtſprechung ge⸗ 
ſchaffenen Normen und Lehren gehört habe, ſei 
es z. B. bezüglich der Anſprüche auf Geldent⸗ 
ſchädigung im Falle der Zufügung eines ungerechten 
Schadens, ſei es für den Schutz des Mobiliar⸗ 
vermögens der Frau bei dem Dotalſyſtem, ſei es 
für die verſchiedenen Rechtsfragen, die durch die 
Entſtehung und Enwicklung des Verſicherungs⸗ 
weſens im Laufe des 19. Jahrhunderts aufge⸗ 
worfen wurden. 

Zur Erhaltung dieſer Sitte trägt auch bei, 
was Leo v. Savigny überſehen hat, die Verteilung 
des Lernſtoffes auf mehrere Prüfungen, da dieſe 
letzteren dadurch das an Tiefe gewinnen, was fie 
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an Breite verlieren. Es wird alſo möglich, in den 
Prüfungen für ſehr wichtige Rechtsinſtitute, über 
die Tendenz und die Konſtruktionen der Rechts⸗ 
praxis zu examinieren und dadurch wird auch er⸗ 
möglicht, daß der Lehrer in ſeiner Vorlefung dieſe 
Hauptfragen ausführlich mit genauer Betrachtung 
der Grundlinien der Rechtſprechung behandelt. 

Außer den dogmatiſchen Kurſen wird auch an 
den franzöſiſchen Univerſitäten dafür geſorgt, daß 
unſere Studenten durch eine gewiſſe Fühlung mit 
der Praxis. Intereſſe für das Rechtsſtudium ge⸗ 
winnen. Es geſchieht zunächſt in den ſog. Con- 
ferences, namentlich in den Conferences de Droit 
Civil oder de Droit Criminel für das Doktorat, 
in denen die Dozenten oft die grundlegenden Ge⸗ 
richtsentſcheidungen über eine wichtige Frage be⸗ 
ſprechen. Es erfolgt auch durch Einrichtung der 
ſog. Ecoles Pratiques oder Instituts Pratiques de 
Droit an gewiſſen Univerſitäten, z. B. in Bordeaux, 
Dijon, Lille, Poitiers, Toulouſe, wobei Praktiker 
und Profeſſoren praktiſche Vorleſungen und Uebungen 
halten, in denen die jungen Juriſten mit den 
Schriftſtücken des Prozeßverfahrens, der Notariats⸗ 
praxis und des Fiskalrechtes vertraut gemacht werden. 
Ich möchte Sie jedoch über die Bedeutung dieſer 
Conferences und Ecoles Pratiques de Droit für 
die praktiſche Bildung unſerer Juriſten nicht täuſchen: 
die Conferences dienen hauptſächlich zur Revifion 
des gelehrten Stoffes; die Ecoles Pratiques de 
Droit werden, ſoweit ich unterrichtet bin, von 
unſeren Kandidaten zu der Licence en Droit 
nicht immer mit Eifer beſucht und werden mehr 
von den Kandidaten zu den mittleren und niedrigeren 
juriſtiſchen Berufsſtellungen bezogen. Der Ein⸗ 
klang zwiſchen Theorie und Praxis wird an den 
franzöſiſchen Univerſitäten hauptſäͤchlich durch die 
herrſchende Tendenz des dogmatiſchen Unterrichtes 
geſichert. 

4. Die heutzutage in Deutſchland viel beſprochene 
Frage der Repetitorien hat in Frankreich die alte 
auch früher an den deutſchen Univerſitäten all⸗ 
gemein angenommene und neulich in Preußen wieder 
vorgeſchlagene Löſung erhalten: es beſtehen neben 
den dogmatiſchen Vorträgen ſog. Conferences 
(Konverſatorien, Repetitorien), deren Zweck iſt, die 
Aneignung des in der Vorleſung Dargebotenen zu 
erleichtern und zu ſichern. Dieſe Conferences 
werden heutzutage ausſchließlich von Univerſitäts⸗ 
profeſſoren abgehalten. Nur die Pariſer Rechts⸗ 
fakultät ließ ſich während mehrerer Jahre bei dieſer 
Arbeit regelmäßig von Aſſiſtenten helfen. Aber das 
Ergebnis war, daß dieſe Aſſiſtenten, obgleich ſehr 
tüchtig und ſtrebſam, die Studenten nicht in großer 
Zahl zu ihren Conferences anziehen konnten, und 
zwar, weil ſie keine Examinatoren waren. Schließ⸗ 
lich wurde voriges Jahr dieſes Hilfsmittel des 
Aſſiſtententums von der Pariſer Fakultät aufge⸗ 
geben und von ihr beſtimmt, daß diefe Con- 
ferences nur von den Univerſitätsproſeſſoren ge⸗ 
halten werden ſollten. 
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unſerer Vorleſungen und Uebungen für die Kandi⸗ 
daten zu dem Doktorat aufmerkſam machen. Sie 
dienen zur theoretiſchen und wiſſenſchaftlichen 
Fortbildung unſerer Licencies, die in der Lage 
find, ihr akademiſches Studium fortzuſetzen. Sie 
ſind ſicher der Teil der Organiſation unſerer 
Rechtsfakultäten, der faſt unbeſchränkt lobenswert 
iſt: Teilung der judiziellen und der ſtaatswirt⸗ 
ſchaftlichen Fächer; Geſamtreviſion der Hauptdis⸗ 
ziplinen jedes Gebietes, wenigſtens immer für das 
Doctorat es sciences Juridiques; eingehende und 
ſehr wiſſenſchaftliche Vorleſungen und Uebungen 
für Fortgeſchrittenere, die regelmäßig zu den Beſten 
unſerer Schüler gehören; für mehrere Einführung 
in die wiſſenſchaſtliche Forſchung; für einige Ver: 
fertigung einer Inauguraldiſſertation, die an wiſſen⸗ 
ſchaftlichem Wert und materiellem Umfang den 
deutſchen Habilitationsſchriften ſehr oft nahe oder 
gleichſteht. 


Mit dieſer für mein nationales Gefühl be⸗ 
friedigenden Feſtſtellung will ich dieſen Vortrag 
ſchließen. Es ſind manche Fragen, die innerhalb 
dieſes Vortrages nur kurz berührt werden konnten. 
Es würde mich jedoch ſehr freuen, wenn dieſe kurze 
Darſtellung Ihnen eine umfaſſende Ueberſicht über 
die franzöſiſchen Verhältniſſe auf dem Gebiet des 
Rechtsunterrichtes gegeben haͤtte. Möge ſie auch 
bei Ihnen einige für die naͤchſte Reform des deutſchen 
Rechtsſtudiums brauchbare Gedanken hervorgerufen 
haben. In dieſer nur mittelbaren und ſehr beſchrankten 
Weiſe den Intereſſen des deutſchen Rechtsunter⸗ 
richtes gedient zu haben, wäre für mich die allerbeſte 
Erwiderung auf die liebenswürdige Gaſtfreundſchaft, 
die ich heute in der Münchner Juriſtiſchen Geſell⸗ 
ſchaft und überhaupt zu allen Zeiten und überall 
auf deutſchem Boden genoſſen habe. 


Zwangsvergleich ohne Konkurs. 
Von Juſtizrat Dr. Hugs Cahn, Rechtsanwalt in Nürnberg. 


Mehreremal im Monat verſenden (empfangen, 
leſen) Rechtsanwälte (Kaufleute, Gewerbetreibende, 
Treuhänder) die Mitteilung, daß infolge der Zeit: 
läufte (Bau-, Bank-, Hypotheken-, Steuer⸗, Kriegs⸗ 
verhältniſſe) der Baumeiſter (Bankier, Holz-, Leder⸗, 
Zigarrenhändler) X. (G. m. b H., Kommandit— 
geſellſchaft) in Y). die Zahlungen eingeſtellt und 
daher den Entſchluß gefaßt habe, 35 (25, 15) "io 
ſeinen Gläubigern als einmalige (in Quoten zu 
leiſtende) Abfindung anzubieten oder aber um 
Stundung auf 3 (6, 12) Monate zu bitten. Iſt 
der Empfänger der Gläubiger, ſo ſchreibt, (ſpricht, 
telephoniert, telegraphiert) er entrüſtet dem Rechts— 
anwalt (Kaufmann, Gewerbetreibenden, Treu— 
händer), daß er gar nicht daran denke, auf dieſen 
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5. Schließlich will ich Sie noch auf die Einrichtung erhalte, (wenn ihm nicht die letzte Lieferung poſt⸗ 


wendend, zu 100 „% nebſt Zinſen, Speſen, Anwalts: 
und Gerichtskoſten vergütet werde), gehe er ſofort 
zum Rechtsanwalt (Gericht, Staatsanwalt, Bücher⸗ 
reviſor) und erwirke Urteil (Arreſt, einſtweilige Ver⸗ 
fügung, Verhaftung, Durchſuchung). Denn bei dem 
Empfänger des Schreibens ſei es ganz anders, wie 
bei den übrigen Gläubigern des Schuldners. Jene 
hätten ſich bei und mit ihm ein Vermögen gemacht. 
Der Hauptleidtragende und ohne jeden Nutzen 
Arbeitende ſei Sprecher (Abſender des Gegenwärtigen). 
Es unterliege keinem Zweifel, daß gröbliche Un⸗ 
richtigkeiten (Faͤlſchungen, Friſierungen, Schiebungen 
vorgekommen ſeien. Schreiber (Sprecher, Abſender) 
laſſe ſich ſolche aber nicht gefallen. Er laſſe ſich 
nicht betrügen. Er laſſe nicht mit ſeinen ſauer ver⸗ 
dienten Groſchen (mit der vom Abſender abgeſandten 
Ware) nach Belieben des Schuldners (Rechts⸗ 
anwalts, Treuhänders) umſpringen. Was in dem 
Rundſchreiben ſtehe, glaube er einfach nicht. Man 
kenne ſolche Redensarten. Die Aktiven ſeien zu 
gering angegeben. Die in der Bilanz vorkommenden 
Verwandten⸗Forderungen ſeien Schwindel. Bevor⸗ 
zugungen Dritter dulde er nicht, nur die eigene. 
Im Konkurs, den er im Ablehnungsfall beantrage, 
werde ſich alles (anders, beſſer) herausſtellen. 

Der Schuldner erhält die 25 (60, 80) Ant⸗ 
worten und ſeufzt (verzweifelt). Iſt er aber durch 
einen Rechtsanwalt (Treuhänder) vertreten, ſo rät 
ihm dieſer davon ab und ſpricht alſo: „Es gibt 
keinen Vorſchlag des Arrangements oder Mora⸗ 
toriums, welcher zunächſt den Beifall auch nur 
eines Gläubigers fände. Immer werden unehrliche 
Machenſchaften vermutet. Jeder meint, er ſei am 
übelſten daran, und habe deshalb Anſpruch auf 
Bevorzugung. Jeder möchte im Trüben fiſchen 
oder eine Extrawurſt. Aber was hilft das alles? 
Akkorde außerhalb des Konkurſes muß man ein: 
heitlich, gleichheitlich anbieten. Auſ Sondervorteile 
darf ſich der Schuldner nicht einlaſſen. Sonſt geht 
alles ſchief. Mögen doch die Unzufriedenen die 
Bücher einſehen! Mögen ſie die Inventur prüfen! 
Im Laufe der Zeit werden ſie ſchon ruhiger. Sie 
gewöhnen ſich allmählich an die ſchlechten Aus⸗ 
ſichten und ziehen eine bald, auch ſicher zu er⸗ 
haltende Dividende einem langwierigen (koſtſpieligen, 
unſicheren) Konkurs vor. Geduld!“ — 

An einem Abend kommen dann in einem Saale 
der Stadt 20 (30, 50) Gläubiger (gläubigerijche 
Vertreter) zuſammen. Nachdem der betreibende 
Schuldner (Anwalt, Treuhänder) die Urſachen des 
Unglücks bewegt, aber beileibe nicht erregt, dar⸗ 
geſtellt hat, bitten Lieferanten ums Wort, um 
darzulegen, daß die Erde nie einen gewiſſenloſeren 
Schuldner getragen habe, wie den Arrangeur. 
Die Kleingläubiger ziehen über die Großgläubiger, 
dieſe über die Hypothekengläubiger und jene über 
die Verwandten los. Zweckmäßig für den Schuldner 
iſt, jeden ausſprechen zu laſſen. Eine nicht ge: 


Vorſchlag einzugehen. Wenn er nicht 90 (80, 70) % haltene Philippica iſt für den Schuldner ſchädlicher, 
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als eine rechtzeitig an das Tageslicht gelangte. 
Nachdem man ſich ſattſam ausgelaſſen hat, beginnt 
der Arrangierende ſachte ſeine Ueberredungs⸗Arbeit. 
Er weiſt an Bilanzziffern, Briefen und Inventuren 
die Unbegründetheit der Angriffe nach. Freilich 
gibt er jedem Gläubiger grundſätzlich Recht. Nur 
im Einzelfall verkennt der Vorredner die Sach⸗ 
lage. Laſſen wir die Vergangenheit und denken 
wir an die Zukunft, in der der Schuldner alle 
entſchaͤdigen wird! Prüfen wir die Bücher, denken 
wir an die Schäden des Einzelvorgehens und Kon⸗ 
kurſes! Es wird entgegnet. Schon iſt die Stimmung 
milder. Man hat die Genugtuung, daß die Kon⸗ 
kurrenz ebenfalls Geld verliert. Geteiltes Leid iſt 
halbes Leid. Vielleicht rechnet der Gläubiger auch 
im ſtillen, daß der begehrte Nachlaß durch ſeinen 
Nutzen ausgeglichen werde. Nun iſt es Zeit, an 
die Bildung eines Glaͤubigerausſchuſſes zu gehen. 
Man redet hin und her und einigt ſich zunächſt grund⸗ 
ſätzlich auf den Ausſchuß, dann auf deſſen Mit: 
glieder. Diejenigen, welche am lauteſten nach Arreſt 
und Staatsanwalt riefen, ſind die von Natur und 
Uebung am erſten dazu Auserſehenen. Das Amt 
ehrt und beruhigt. Sauluſe werden zu Pauluſen. 
Sie verpflichten ſich, die unabſichtlich oder abſichtlich 
Ausgebliebenen hinterher beizubringen. Jetzt kommt 
der große Augenblick: der Bevollmächtigte des 
Schuldners verlieſt oder diktiert die Urkunde, welche 
die Anweſenden (mindeſtens zunächſt) binden, von 
Einzelmaßnahmen abhalten und ſo den außer⸗ 
gerichtlichen Vergleich — wenigſtens vorläufig — ge⸗ 
waͤhrleiſten ſoll. Man ſträubt ſich zum Teil. 
Man unterſchreibt zum Teil. Einige holen die 
Unterſchrift kurz darauf nach. Man hat ihnen 
ſeitens des Schuldners verbindlich (beſſer unverbind⸗ 
lich) ein kleines Sondervorteilchen geboten. Der 
und jener Mitarbeiter des Schuldners (etwa 
Gläubigerfomiteemitglied) hat den cunctator herum: 
gebracht. — 

Iſt nun die Arbeit getan? Wollte Gott, es 
wäre ſo. Von anſtrengenden und verantwortungs⸗ 
vollen Sitzungen des Komitees abgeſehen, geht die 
Kleinarbeit erſt an. Jeder Gläubiger hat ja ſeine 
außerordentlichen Wünſche (Gedanken, Vorſchläge, 
Bedingungen). Glaubt man ihn feſt zu haben, 
ſpringt er leicht vielleicht wieder ganz oder auf 
Zeit ab. Es kann ihn ein Widerſpenſtiger (Eigen⸗ 
ſinniger, Uebelwollender) verdreht gemacht haben. 
Er iſt über irgendetwas mit (ohne) Grund er: 
boſt. Vielleicht iſt er beleidigt, weil der Wett⸗ 
bewerber ſeiner Branche im Ausſchuß das große 
Wort führt. Welche Aufregungen für den Schuld: 
ner (ſeinen kaufmänniſchen, techniſchen, juridiſchen 
Helfer!) Kein Konkursverwalter hat ſolche Querelen, 
ſolche eigennützige Anregungen anzuhören (abzu: 
lehnen, anzunehmen, abzuändern). Es kann unter 
der gutberatenen Gläubigerſchaft das beſte Einver: 
nehmen herrſchen. Ein kleiner Gläubiger aber oder 

ten mehrere üben Druck aus. Sie wollen für 
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habens herausholen, verweigern die Mitarbeit, wider⸗ 
ſprechen oder ſchweigen ſich aus. Da die Gläubiger: 
mehrheit die gleichmäßige Befriedigung zur Vor⸗ 
ausſetzung des Nachlaſſes machte, iſt der Schuldner 
vor die Wahl geſtellt: offen (heimlich) jenen Drän⸗ 
gern eine Sondervergütung zu gewähren, oder die 
Verhandlungen aufzugeben! Hie und da glüdt in 
letzter Stunde der Ausgleich dennoch. Oefter ſcheitert 
er. Er glückte ſchon und wurde hinterher ange⸗ 
fochten, weil eben geheime Begünſtigungsabreden 
gewährt waren. (Jaeger. KO. Note 9 zu 8 181). 
So krankt unſer bisheriger „Präventiv⸗ 
akkord“ an den Akkordſtörern und⸗Stö⸗ 
rungen. 

Das Mißlingen des Arrangements nützt ſelten 
den Gläubigern. Freilich dann, wenn abſichtlich 
oder irrig der Arrangierende mit ungünſtigeren 
Umſtänden und Werten gerechnet hatte, als ſich 
durch Unterſuchung der Konkursverwaltung heraus⸗ 
ſtellt. Das ſind Ausnahmen. In der Mehrzahl 
der Fälle erleiden Schuldner, Maſſe und Gläu⸗ 
bigerſchaft durch Scheitern des Ausgleichs Einbuße. 
Der Konkurs wird eröffnet. Inventuren, Feſt⸗ 
ſtellungen, Formalien und Rechtsfragen halten die 
Konkursorgane auf. Selten kann das Geſchäft fort⸗ 
geführt werden. Geſchieht es doch, verſchlingt der 
unvorteilhafte Geſchäftsgang, dem meiſt die Sorg⸗ 
falt des Eigenbetriebs mangelt, beträchtliche Ein⸗ 
nahmen. Wird das Geſchäft geſchloſſen, liegen die 
ſeinem Zwecke beſtimmten Werte brach oder werden 
— wohl oder übel — raſch abgeſtoßen. Weil 
man nicht unnötige Miete zahlen will, weil man 
froh fein muß, einen Käufer für's Ganze oder 
weſentliche Teile zu erlangen, weil der Verwalter 
nicht zu viel Zeit der Aufſicht widmen kann, darf 
er nicht kleinlich ſein. Bieter ſind oft Gläubiger, 
welche die Not und Verlegenheit der Konkursver⸗ 
waltung ausnützen. Wagner („Der Schuldnach⸗ 
laß“) und andere wieſen längſt auf den Uebelſtand 
hin, der in der Art gefunden werde, wie das 
Warenlager verſilbert werde. Beim ſchleunigen 
Ausverkauf entſprächen die Preiſe nicht dem wahren 
Wert und ſeien oft niedriger, wie die Einkaufs⸗ 
preiſe. Auch bei der öffentlichen Verſteigerung müß⸗ 
ten die Gegenſtände zu jedem Preis losgeſchlagen 
werden. Jeder Schnellverkauf bedeute eine Ver⸗ 
ſchleuderung. Kleine Preiſe bedeuteten indes eine 
Minderung der Aktivmaſſe. Eine Folge der über⸗ 
eilten Verkäufe bilde überdies eine Schädigung für 
die Kaufleute gleicher Branche. 

Dann hat jeder Konkurs den Nachteil der 
großen Dauer. Nach der Statiſtik hat eine nicht 
kleine Zahl der öffentlichen Konkurſe 5, ja ſogar 
10 Jahre gedauert. Dieſer bedauerliche Umſtand 
ergibt Zinsverluſte und Entwertung der nicht ſo— 
gleich abgeſtoßenen Maſſe. Oft läßt ſich die Länge 
der Konkurſe aber nicht umgehen: der Verwalter 
muß pflicht⸗ und auftragsgemäß Anfechtungs- und 


andere Prozeſſe führen, die unter Umſtänden den 
ſich beſſere Bedingungen oder Abkauf des Gut- Inſtanzenweg betreten. Gehen ſolche Rechtsſtreite 
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zu ungunſten der Maſſe hinaus, ſteigert ſich die 
ohnedies nicht ſchmale Koſtenlaſt. Unter dieſen Um⸗ 
ſtänden ſind am Schluſſe des Konkurſes häufig 
weniger Prozente vorhanden, als der Arrangierende 
bot oder geboten hätte. 

Ein ganz weſentlicher Mißſtand des gericht⸗ 
lichen Konkursverſahrens beſteht auch darin, daß 
der wirklich ehrbare Gemeinſchuldner leicht Hab 
und Gut verliert. (Anders der gewiſſenloſe, der 
einen Teil ſeines Vermögens dem Zugriff des Kon⸗ 
kursverwalters zu entziehen verſteht.) Die voll⸗ 
kommene Aufreibung des anſtändigen Schuldners 
durch den Konkurs ſchädigt ihn und ſeine Glaͤu⸗ 
biger. Letztere büßen ſeine Nachzahlung und ſpätere 
Kundſchaft ein. Dies iſt um ſo empfindlicher, 
wenn der Gemeinſchuldner ein brauchbarer Menſch 
war, wenn er m. a. W.: unverſchuldet ins Un⸗ 
glück kam. Der Konkurs vernichtet zudem oft ſeine 
geſellſchaftliche Stellung. 

Wohl gibt es Zwangsͤvergleiche. Allein hier 
wird kein Freund (Verwandter, naheſtehender Groß⸗ 
gläubiger) mit ſeinem Angebot weſentlich weiter gehen, 
als es nach Lage der Maſſe unbedingt nötig iſt. 
Anders wäre es bei dem außergerichtlichen Ver⸗ 
gleich, durch den Schande, Entwertung, Einbuße 
des Geſchäfts und Konkurslänge vermieden würden. 
Den Naheſtehenden zu retten, ihm Daſein, Firma 
und Namen zu erhalten, ſeuert leichter den Gewähr⸗ 
leiſtenden an, ein Uebriges zu tun. 


Halten wir nach alledem Konkurs, Zwangs⸗ 
vergleich und Arrangement gegeneinander, ſo iſt 
erſtere Form der Abwickelung die einſchneidendſte 
und geſährlichſte, die zweite Form die ſchwerer und 
teurer durchführbare, die letztere die geſündeſte. Wird 
eine Abwickelung aufgeſchoben, weil etwa die Gläu⸗ 
bigerſchaft davor zurückſchreckt, den Konkurs anzu⸗ 
melden, jo können ihre und des Schuldners Ber: 
hältniſſe leicht größeren Schaden erleiden, als wenn 
ein rechtzeitiger und geſchickter außergerichtlicher 
Akkord eingeſetzt hatte. Denn durch den Schmebe: 
zuſtand (das Fortwurſteln) können bedeutendere Ver⸗ 
luſte entſtehen. Es kann erſt recht zum unent⸗ 
rinnbaren Zuſammenbruch kommen. 

Ein konkursloſes Abkommen iſt allerdings 
bloß in Fällen durchführbar, wenn der Schuldner 
zuverläſſig und ſeine Lage überſichtlich iſt. Mit 
einem derartigen Vertragsgegner laſſen ſich Stun⸗ 
dung und Sicherheit vereinbaren. Von einem Schul: 
dennachlaß ohne Konkurs hören viele Außen⸗ 
ſtehende nichts. Schon dieſe Tatſache gewährleiſtet 
größere Verſchwiegenheit bezüglich der geſchäftlichen 
und perſönlichen Verhältniſſe des Schuldners. Er 
büßt im Ehrenpunkte weniger ein. So kann die 
ſtille Abmachung der Quell geordneteren Fort— 
kommens werden. 

Der Haken liegt aber in der Schwierigkeit, 
ſämtliche Gläubiger unter einen Hut zu bringen, 


wie ich dies abſichtlich im Eingang nach dem Leben 
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vorerwähnten Aufſatz an, daß viele Gläubiger dem 
Arrangierenden trotzig den Satz entgegenhalten: 
„Wenn ich ſchon ſo viel verloren habe, dann ver⸗ 
liere ich auch noch mehr“. Wer ſich auf dieſen 
Standpunkt ſtellt, ſchädigt durch ſeine Verärgerung 
Schuldner und Gläubiger. Aber niemand kann 
ihn de lege lata zur Nachgiebigkeit zwingen. Die 
dem Schuldner wohlwollenden Beteiligten beklagen, 
daß Eigenbrödelei und Eigennutz einer Minder⸗ 
heit ein wackeres Daſein werſen kann. 
Die Folge dieſer Zuſtände iſt das Verlangen 
nach dem Zwangsvergleich außerhalb des Konkurſes. 
Haben wir ein Geſetz, welches die ablehnende Minder⸗ 
heit zwingt, ſich dem außergerichtlichen Vergleichs: 
vorſchlag des Schuldners zu fügen, ſo werden die 
Schäden des Konkursverfahrens, die Schattenſeiten 
des gerichtlichen Zwangsvergleichs und die Schwierig: 
keiten des „zwangloſen“ Arrangements mit einem 
Schlage ausgeſchaltet. Längſt wird de lege fe- 
renda ein Verfahren herbeigeſehnt, welches den 
Widerſtand der Minderheit lahmlegt. Viele Aus⸗ 
landsſtaaten haben ein Zwangsvergleichsverfahren 
zur Konkursverhütung: Belgien, Luxemburg, Hol⸗ 
land, Schweiz, Dänemark, Portugal, Spanien, Ru⸗ 
mänien, Italien. (S. Jaeger, Kommentar zur KO. 
1912, 8 173 Note 27; Staub⸗Könige, Kommen: 
tar zum HGB., Exkurs zu 8 350.) 1905 befür: 
worteten der deutſche Handels- und Anwaltstag 
die Neuerung. Die Kaufmannſchaft ſteht der Neue⸗ 
rung freundlich gegenüber. Dies bewies eine Ver⸗ 
ſammlung induſtrieller Verbände im Dezember 1912 
zu Berlin. Eine vom Lederhändlerverband veran⸗ 
ſtaltete, aber bislang nicht abgeſchloſſene Umfrage 
wird vorausſichtlich brauchbaren Stoff zutage för⸗ 
dern. Vor wenigen Monaten haben die Abgeord⸗ 
neten Dove und Belzer im Reichstage die Einfüh⸗ 
rung warm befürwortet. (I. Seſſ. 40. Sitzung der 
13. Legisl.⸗Per., vom 18. April 1912). Jetzt iſt 
ihr Antrag eingelaufen, welcher den Reichstag er⸗ 
ſucht, die Regierungen zur Vorlage eines Geſetz⸗ 
entwurfes anzuhalten. 
Den Anhängern eines Zwangsakkords ohne 
Konkurs ſtehen — was nicht verſchwiegen werden 
darf — gewichtige Warner gegenüber. Man macht 
geltend, daß eine Erleichterung des Zwangsvergleichs 
die Unehrlichkeit ſtütze. Zweifelhafte Leute könnten 
gewerbsmäßig einen billigen Akkord anſtreben. 
Man befürchtet überhaupt, der Zwangsvergleich 
ohne Konkursverfahren könne zum Schaden der 
Gläubiger mißbraucht werden. Das gerichtliche 
Konkursverfahren mit ſeiner Gründlichkeit, Klarheit 
und Auſſicht ſalle für den im Dunkeln arbeitenden, 
| gewiſſenloſen Schuldner weg. Man beſorgt, daß 
Gläubiger und Forderungen nicht ausreichend er: 
mittelt werden. So werde die Richtigkeit der 
Beſchlußfaſſung gefährdet. Machenſchaften von 
| Gläubigergruppen im Einvernehmen mit dem 

Schuldner wären nicht ausgeſchloſſen. Die Gegner 
| des Konkursabwendungsakkords erklären, deſſen 


beſchrieb. Auch Herr Kollege Wagner führt in dem Bedürfnis ſei überhaupt nur in dem mangelhaften 
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Konkursverfahren begründet, erledige ſich indes, 
wenn dieſes gebeſſert werde. 

Es wird nun keinem Zweifel unterliegen, daß 
der konkursloſe Zwangsvergleich eine ungerechtfertigte 
Benachteiligung von Gläubigern nicht im Gefolge 
haben darf. Es muß ein geſetzlicher Schutz gegen 
mißbräuchliche Benützung der neuen Einrichtung 
vorhanden ſein. Das ergibt die Notwendigkeit, 
den konkursloſen Zwangsvergleich unter richterliche 
Obhut zu nehmen. — 

Wagner hat unter Berückſichtigung dieſer Vor: 
ſichtsmaßregeln ein Sondergeſetz unabhängig von 
der Konkursordnung vorgeſchlagen. Eine Ver⸗ 
bindung mit dieſer will er vermieden ſehen, damit 
das konkursloſe Verfahren das Gepräge eines ehren: 
vollen Auswegs aus Zahlungsſchwierigkeiten erhalte. 
Berechtigt zum Antrage ſoll der Gemeinſchuldner 
ſein, der zum Antrage auf Konkurseröffnung be⸗ 
rechtigt wäre. Gegen ſeinen Willen ſoll das konkurs⸗ 
loſe Verfahren unmöglich ſein. Ein Gläubiger 
ſoll unmittelbar den Antrag auf ſolches nicht ſtellen 
können. Der Antrag auf Schuldnachlaß ſoll un⸗ 
zuläſſig ſein, wenn der Schuldner nicht im Beſitz 
der bürgerlichen Ehrenrechte, wenn er mit einer 
Zuchthausſtrafe beſtraft oder wenn er wegen eines 
Verbrechens verfolgt iſt. Desgleichen, wenn gegen 
den Gemeinſchuldner in den letzten 5 Jahren ein 
Konkursverfahren ſchwebte oder er in dieſer Zeit 
ſchon einmal Schuldnachlaß beantragte. 

Dieſe Grundſätze ſind von neueren Verfechtern 
des konkursloſen Vergleiches nicht durchwegs ge⸗ 
billigt worden. Daß das Verfahren auf Schuld⸗ 


nachlaß ein gewiſſes Vertrauen auf Ehrlichkeit des 


Gemeinſchuldners vorausſetzt, iſt oben erwähnt und 
wohl berechtigt. Allein jeden Schuldner, gegen 
den ein — etwa unbegründetes (angeberiſches) — 
Verfahren wegen eines Verbrechens ſchwebt, aus⸗ 
nahmslos des Vorrechts des konkursloſen Zwangs⸗ 
akkords berauben, hieße einem eigenartigen, bisher 
unbekannten Rechtsgrundſatz Geltung verſchaffen. 
Wie, wenn ſich ſpäter die Unſchuld herausſtellt? 
Wie, wenn der Betroffene in Vermögensangelegen⸗ 
heiten einwandfrei, aber vielleicht auf geſchlechtlichem 
oder von mir aus ſtaatspolitiſchem Gebiet ein 
Sünder iſt, wie wenn er ehrenhaft ſein Geſchäft 
betrieb, aber etwa wider ſeine Zeugenpflicht ſich 
ſchwer verfehlte? Eher ließe ſich noch die Un⸗ 
zuläjfigfeit der Wiederholung des Schuldnachlaß— 
verfahrens innerhalb 5 Jahre rechtfertigen. Aber 
auch in dieſer Verallgemeinerung kann eine un⸗ 
billige Härte liegen, worauf verſchiedentlich hin⸗ 
gewieſen wurde. Schon der Antrag des Schuld— 
nachlaſſes ſoll im angegebenen Zeitraum nicht vor⸗ 
gekommen ſein dürfen! Das geht doch zu weit. 
An dem Verfahren über den Schuldnachlaß 
ſollen nur die Nichtbevorrechtigten teilnehmen dür⸗ 
fen. Im Einzelfall läßt ſich nach meinen Erfah: 
rungen die Mitwirkung der Bevorrechtigten nicht 
ohne weiteres ausſchalten, wenn für ſie auch der 
konkursloſe Zwangsvergleich an ſich keine Wirkung 


hat. Dem Amtsgericht, in deſſen Bezirk der 
Schuldner Niederlaſſung oder Wohnſitz hat, ſoll 
Ueberſicht der Maſſe und Verzeichnis der Gläu: 
biger beigebracht, Vorlage der Bücher ermöglicht, 
Erbieten zum Offenbarungseid und Vorſchlag der 
Befriedigungsart unterbreitet werden. Der nach⸗ 
geſuchte Schuldnachlaß foll 60 vom Hundert nicht 
überfteigen dürfen. Mir erſcheint die ziffermäßige 
Abgrenzung recht willkürlich. Jeder Praktiker hat 
Arrangements erlebt, bei welchen die ehrlichſten 
Schuldner nicht mehr als 25°/o bieten konnten, 
während im Konkursfall 10 oder ſogar 5 Prozent 
herausgekommen wären. Würde dieſe — auch der 
Höhe nach recht ſcharfe Begrenzung zum Geſetz 
werden, ſo waͤre nach meinem Dafürhalten das 
konkursloſe Arrangieren ſchwerer, wie bisher. Auch 
beſtehen gewaltige Bedenken, den Offenbarungseid 
dieſer Einrichtung einzuverleiben. Wenn ſchon ſolche 
Beläſtigungen den Schuldner treffen, dann iſt zu 
einem Konkursverfahren, (das keineswegs den obli⸗ 
gatoriſchen Offenbarungseid vorſieht), kein großer 
Schritt mehr. 

Wagner ſieht dann zwei Vertrauensmänner vor, 
die das Gericht zu ernennen hat. Sie ſollen die 
Richtigkeit der Angaben des Gemeinſchuldners und 
ſeine Geſchäftslage prüfen. Sie ſollen die Annehm⸗ 
barkeit des Schuldnachlaſſes und die vorgefchlagene 
Sicherheit ins Auge faſſen. Von den Handels⸗ 
kammern kann die erforderliche Anzahl von Ver⸗ 
trauensmännern beſtimmt werden. Die Vertrauens⸗ 
männer dürfen weder Gläubiger, noch Schuldner 
des Gemeinſchuldners ſein. Ich habe das Gefühl, 
als wenn Wagners Apparat zu „gerichtlich“ waͤre, 
wenn ich mich ſo ausdrücken darf, zu bureaukra⸗ 
tiſch, weitſchweifig und die Geheimhaltung gefähr⸗ 
dend. Welche Gewaͤhr läge für die Vertrauens⸗ 
würdigkeit der — unbeeidigten — Vertrauens⸗ 
männer vor? Ihre Stellung, die Wagner als die 
eines ſachkundigen Beirats, Beraters des Schuld⸗ 
ners und Vermittlers des Gläubigers kennzeichnet, 
iſt — rein ideal gedacht — ſehr löblich. In Wirk⸗ 
lichkeit birgt dieſe dreiſache Natur viele Unzuträg⸗ 
lichkeiten in ſich.( Daß die Verſammlung vom Richter 
geleitet wird, iſt gutzuheißen, ebenſo, daß der Schuld⸗ 
ner in ihr erſcheinen und Auskunft erteilen muß. 
Daß er eidesſtattliche Verſicherungen geben und 
„auf Antrag eines Gläubigers“ (wie ſtreng!) den 
Offenbarungseid leiſten muß, kann nicht gutge⸗ 
heißen werden. Sind ſchon ſolche Demütigungen 
des Gemeinſchuldners veranlaßt, dann entſteht die 
wichtige Frage, ob nicht lieber gleich das durchwegs 
verläſſige, einheitliche, vorbereitete, prüfbare, den 
Leichtſinn nicht begünſtigende Konkursverfahren an 
Stelle der konkursloſen Einrichtung treten ſoll. 

Das Gericht ſoll nach Anhörung der Ver— 
trauensmänner über das Recht zur Abſtimmung 
entſcheiden. Dieſe Entſcheidung ſoll nicht anfecht⸗ 
bar ſein. Hiebei bemerkt Wagner (der trotzdem 
einen protokollierten Widerſpruch gegen die Ent⸗ 
ſcheidung zuläßt), daß durch die Feſtſtellung des 
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Abſtimmungsrechts noch nicht die Rechtsmäßigkeit Glaͤubigerſchaft eine viel zu große Gefahr. Ueber 
der Forderung rechtskräftig feſtgeſtellt ſein ſoll. jedem Konkursabwendungsvorſchlag hängt ſo ein 
Das ſei nicht der Zweck des Nachlaßſchuldverfah⸗ Damollesſchwert. 
rens. Wagner fährt fort: „Bleiben bei den Ver⸗ Dieſer Wankelmut der Wagnerſchen Vorſchläge 
handlungen eine erhebliche Anzahl von Forderungen entwertet ſie. 
oder bleibt eine ſehr große Forderung ſtreitig, ſo Der Gemeinſchuldner iſt verpflichtet, die durch 
wird zu erwägen ſein, ob ein ſolcher Fall über: den Schuldnachlaß ermäßigten und von ihm nicht 
haupt für das Schuldnachlaßverfahren ſich eignet, beſtrittenen Forderungen nach ihrem Betrag und 
das nur für Gemeinſchuldner in Betracht kommen nach ihrer Fälligkeit zu beſonderem Protokoll an⸗ 
kann, deren geſchäftliche Lage klar liegt.“ Es wird zuerkennen und ſich ihretwegen der ſofortigen 
ſich fragen, ob es bei dem Mangel an Klarheit Zwangsavollſtreckung zu unterwerfen. 
überhaupt einen Zweck hat, das Verfahren fortzu⸗ Jedem Gläubiger iſt auf ſeinen Antrag eine 
ſetzen. Kurz: der Entwurf ſchwankt, wie er Wider⸗ vollſtreckbare Ausfertigung des Protokolls zu er⸗ 
ſpruch, Beſtreitung und Vergleich in Einklang brin⸗ teilen; den Gläubigern, die wegen ihrer Forderung 
gen will. Ich will dieſen verwickelten Stoff im einen vollſtreckbaren Schuldtitel bereits erworben 
Rahmen des Aufſatzes nicht näher erörtern. Aber hatten, nur dann, wenn der ältere Schuldtitel dem 
es ſcheint mir einzuleuchten, daß hier nicht das Richter herausgegeben wird. Man kann ſehr 
letzte Wort geſprochen iſt. zweifeln, ob der vollſtreckbare Schuldtitel des 8 10 
Nachdem das Abſtimmungsrecht der Glaͤubiger des Entwurfs zu empfehlen iſt und ob es nicht 
feſtgeſtellt iſt, ſoll die Verſammlung über den Schuld: ohne ihn ginge. Ich meine: der Schuldner ſoll 
nachlaß beſchließen. Zur Annahme des Schuld: erſt dann die Früchte des Schuldnachlaßverfahrens 
nachlaſſes ſoll erforderlich ſein, daß die Mehrzahl einheimſen, wenn er dem abgeſchloſſenen Akkord 
der anweſenden Gläubiger zuſtimmt und daß die entſprechend ſeine Gläubiger nachweisbar befriedigt 
Geſamtſumme der Forderungen der zuſtimmenden haben wird. Dieſer würde den vollſtreckbaren 
Gläubiger / der Geſamtſumme aller beteiligten ] Schuldtitel erſetzen. 
Forderungen beträgt. Es ſind alſo die Konkurs⸗ Nur keinen gar ſo verwickelten Apparat des 
normen vorbildlich. Wagner meint mit Recht, es Gerichts und der Gerichtsſchreiberei! Mir ſchwebt 
würde zu Verwirrungen führen, wenn für die mehr ein dem Verfahren der freiwilligen 
Abſtimmung im Schuldnachlaßverfahren etwas Gerichtsbarkeit ähnliches, hinter ver— 
anderes gälte, wie für den Zwangsvergleich im ſchloſſenen Türen ſich abſpielendes Tor: 
Konkurſe. Auch die Konkursordnungs-Beſtin⸗ mularverfahren vor. Bei dem Wagner: 
mungen über den Ehegatten ſind beibehalten. Der ſchen Verſuch ſehe ich den Gemeinſchuldner 
angenommene Vergleich bedarf der gerichtlichen vom Regen in die Traufe kommen. 
Beſtätigung; vor der Entſcheidung ſind die Ver⸗ Das Gericht ſoll auch die Befugnis haben, ein 
trauensmänner zu hören. Die Beſtätigung iſt zu ausſichtsloſes Schuldnachlaßverfahren aufzuheben. 
verſagen: Das iſt nach der Begründung des Entwurfs er⸗ 
1. wenn die für das Verfahren über den Schuld: forderlich, weil die unabwendbare Eröffnung des 
nachlaß gegebenen Vorſchriften nicht beobachtet Konkurſes nicht verzögert werden ſoll. Gegen die 
ſind; Entſcheidungen des Gerichts iſt das Rechtsmittel 
2. wenn der Fall der Unzuläſſigkeit des Antrags der ſofortigen Beſchwerde gegeben. 
auf Schuldnachlaß nachträglich eingetreten iſt; So lange ein Verfahren auf Herbeiführung 
3. wenn ein dringender Verdacht vorliegt, daß eines Schuldnachlaſſes anhängig iſt, iſt die Kon: 
der Schuldnachlaß durch Begünſtigung eines kurseröffnung ausgeſchloſſen. Das iſt folgerichtig. 
Gläubigers oder ſonſt in unlauterer Weiſe Kann der Gläubiger Tatſachen glaubhaft machen, 
zuſtande gekommen iſt; wonach der Schuldner darauf ausgeht, waͤhrend des 
4. wenn bei dem Schuldnachlaß die Rechte der Schuldnachlaßverfahrens ſein Vermögen beiſeite zu 
Gläubiger nicht gleichmäßig feſtgeſetzt ſind und bringen, jo fol Antrag an den Richter auf Auf: 
die Beſſerſtellung einzelner Gläubiger der hebung und Klage nebſt einſtweiliger Verfügung 
Billigkeit nicht entſpricht; in dieſem Sinne zuläſſig ſein. 
5. wenn über die Abſtimungsberechtigung ein: Nachdem das Geſuch auf Schuldnachlaß zuge⸗ 
zelner Gläubiger erhebliche Zweifel obwalten; laſſen iſt, hat das Gericht auf Antrag des Gemein: 
6. wenn der Schuldnachlaß dem gemeinſamen ſchuldners die Einſtellung der Zwangsvollſtreckungen 
Intereſſe der nichtbevorrechtigten Gläubiger in das bewegliche Vermögen des Gemeinſchuldners 
widerſpricht. anzuordnen. Die Prozeſſe werden alſo nicht unter⸗ 
2. und 3. ſind zu ſtreng. Schon ein Ver- brochen, können aber ausgeſetzt werden. Es fragt 
dacht zerſtört nach Anſicht des Wagnerſchen Ent- ſich, ob nicht doch Vorſchriften über die Behandlung 
wurfes das Vertrauen zum Gemeinſchuldner. 4. iſt 1 Rechtsſtreite angezeigt wären. Die An: 
eine Kautſchuͤkbeſtimmung. Der Spielraum für träge auf Einſtellung der Vollſtreckung ſollen die 
das richterliche Ermeſſen iſt zu weit. Durch 5. Verwertung der Pfänder und damit eine nicht 
lauft der Schuldner und die bona fide handelnde mehr zu ändernde volle Befriedigung der ſie be 


treibenden Gläubiger verhüten. Das iſt logiſch. 
Aber man bedenke doch die Umwaͤlzung, welche das 
Schuldnachlaßverfahren im ganzen Verkehrsleben 
hervorrufen würde, wenn man ihm die Ausdeh⸗ 
nung im Wagnerſchen Sinn gäbe! Darum noch⸗ 
mals: mehr ein Verfahren in der Art des geraͤuſch⸗ 
loſen gerichtlichen Erbſchein⸗ oder auch Mahnver⸗ 
fahrens! Quieta non movere! 

Wenn der Gemeinſchuldner Vermögensſtücke bei⸗ 
ſeite ſchafft oder durch Verſchleuderung von Waren 
ſein Vermögen vermindert, oder durch Zahlungen 
einzelne Gläubiger bevorzugt, kann jeder Gläu⸗ 
biger im Wege der Klage verlangen, daß das Ver⸗ 
fahren aufgehoben wird. 

Zum Schutze der Glaͤubiger iſt hier ein außer⸗ 
ordentliches Rechtsmittel gegeben. Ich fürchte: das 
neue Verfahren würde die Rechtsſicherheit im Schul⸗ 
denbeitreibungsverkehr nicht erhöhen. Zu viele An⸗ 
träge und Gegenanträge würden geſchaffen. Dem 
Streit der Gläubigergruppen wäre erſt recht Tür 
und Tor geöffnet. 

Dazu kommt die Beſtimmung des § 28 des 
Wagnerſchen Entwurfs: Der beſtätigte Schuldnach⸗ 
laß kann von jedem Gläubiger im Wege der Klage 
gegen den Gemeinſchuldner angefochten werden: 

1. wenn an der Abſtimmung über den Ver⸗ 
gleich ein Gläubiger teilgenommen hat, der keine 
gültige Forderung gegen den Gemeinſchuldner hatte, 
oder wenn die Forderung eines bei der Ab⸗ 
ſtimmung beteiligten Gläubigers nicht in voller Höhe 
beſtand; es ſei denn, daß nach Richtigſtellung ſeiner 
Abſtimmungsberechtigung die vorgeſchriebene Mehr⸗ 
heit für den Vergleich beſtehen blieb, 

2. wenn der Schuldnachlaß durch ungerecht⸗ 
fertigte Begünſtigung eines Gläubigers oder durch 
Betrug oder ſonſt in unlauterer Weiſe zuſtande 
gekommen iſt. 

Durch dieſen Satz ſollen die rechtmäßigen Gläu⸗ 
biger geſchützt werden gegen den, der zu Unrecht 
an der Abſtimmung feilnahm. Es würde das vor 
allem vorkommen, wenn der Gemeinſchuldner einen 
Gläubiger fingiert, um durch ihn einen Schuld⸗ 
1 895 durchzuſetzen, den er ſonſt nicht erreichen 
würde. 

Falls es zu einer geſetzlichen Regelung eines 
Konkursabwendungsvergleichs käme, müßte ſelbſt⸗ 
verſtändlich vor allem die Ausdehnung des Ver⸗ 
fahrens auf Handelsgeſellſchaften und überſchuldete 
Nachläſſe in Betracht gezogen werden. Haben ſich 
doch die Nachlaßkonkurſe unter dem Erbrecht des 
BGB. ſchon verdoppelt. Die Abwendung der Kon: 
kurſe von Handelsunternehmungen und Erbmafſen 
würde erhebliche wirtſchaftliche Vorteile mit ſich 
bringen. Gerade das raſche Sinken der Werte im 
Konkursverfahren ſpricht für die Einführung auch 
auf dieſen Gebieten. 

Die Löſung der Frage gehört, wie Jäger (1912, 
zu 5 173, Anm. 16) ſich ausdrückt, zu den wid): 
tigſten, aber auch heikelſten Aufgaben der Reichs⸗ 
geſetzgebung. Daher kommt es wohl auch, daß 
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dieſe gegen alle Verſuche für eine grundſaͤtzliche 
Löſung ſich bis jetzt ablehnend verhielt. Und ſo 
dankenswerte Vorſchläge auch der Wagnerſche Ge⸗ 
ſetzgebungsentwurf enthält: gerade dieſer zeigt, wie 
der ganze Stoff noch im Argen liegt. Will die 
Bewegung für den Praͤventivausgleich erſtarken, 
ſo muß ſie die Beſtrebungen in eine einwandfreiere 
Form umſetzen. 


Das Ortskirchenvermögen und ſeine 
Verwaltung. 


Ein zivilrechtlicher Streifzug durch die 
Kirchengemeindeordnung für das König⸗ 
reich Bayern vom 24. September 1912. 


Von Dr. Ernft Laugheinrich, Bezirksamtsaſſeſſor 
in Bad Kiſſingen. 
(Fortſetzung). 

Als allgemein rechtsfähige Verbände find die 
Kirchengemeinden vermögens⸗, erwerbs⸗ und erb⸗ 
fähig. Sie ſind ferner handlungsfähig d. h. in der 
Lage, durch ihre Organe (Art. 53 KG.) rechtswirk⸗ 
ſame Handlungen vorzunehmen (vgl. auch Lindner: 
Hauck⸗Fiſcher GemO. S. 84 Note 7). Endlich ſind 
fie — weil rechtsfaähig — parteifähig (8 50 ZPO.) 
und — weil handlungsfähig — prozeßfähig (8 52 
3PO.). Sie haften aus den von ihnen abgeſchloſſenen 
Verträgen und außervertraglich aus dem Verſchulden 
ihrer Vertreter (vgl. meine KGO. Bem. 5 zu Art. 59 
Abſ. J. Die Kirchengemeinde kann ein Gewerbe 
oder die Landwirtſchaft betreiben (man nehme den 
Fall an, daß ſie gezwungen iſt z. B. ein von 
ihr beliehenes Mühlanweſen zu erſteigern und es 
in Ermangelung eines Pächters ſelbſt zu ver: 
walten). Ueberhaupt ſtehen die Kirchengemeinden 
im bürgerlichen Rechtsverkehr grundſätzlich den 
Privatperſonen gleich. Die Zuſtändigkeit der bürger⸗ 
lichen Gerichte in bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten 
beſteht auch gegenüber Kirchengemeinden. 

Amortiſationsgeſetzliche Beſtimmungen beſtehen 
für die Kirchengemeinden nicht(vgl. Art.7 AG. BGB.). 

Bei dieſer grundſätzlichen Gleichſtellung der 
Kirchengemeinden mit den Privatperſonen auf dem 
Gebiet des bürgerlichen Rechts iſt jedoch nicht zu- 
überſehen, daß die Kirchengemeinde nur begrenzte 
Handlungsfreiheit hat. Zwar hat auch die Kirchen⸗ 
gemeinde ein „Recht der Selbſtverwaltung nach 
Maßgabe des Geſetzes“ ähnlich den bürgerlichen 
(politiſchen) Gemeinden (vgl. Art. 1 Gem O.), wenn 
dies auch in der KGO. nicht ausdrücklich ausge: 
ſprochen iſt (ogl. meine KGO. Bem. II, 3 zu 
Art. 1 Abſ. J. Allein eben dieſe „Geſetze“, in 
erſter Linie, hier die KGD. ſelbſt, ſtecken dieſer 
Selbſtverwaltung ziemlich enge Grenzen. Die Lebens⸗ 
aufgabe der Kirchengemeinde iſt hienach die Be— 
friedigung der örtlichen Kirchenbedürfniſſe und bei 
proteſtantiſchen Kirchengemeinden auch die Ver⸗ 
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waltung des hiefür beſtimmten Kirchenſtiftungs⸗ 
vermögens. In der Erfüllung dieſer Aufgaben er⸗ 
ſchöpft ſich ihr Zweck. Die Kirchengemeinde kann 
ſich darüber hinaus nicht weitere Zwecke ſetzen, wie 
dies in gewiſſem Umfang der bürgerlichen Gemeinde 
möglich iſt (vgl. hierüber die Erkl. des Staats⸗ 
miniſters in den Verh. d. K. d. Abg. 1910 StenBer. 
Bd. XI S. 400 f.). Alle Rechtshandlungen der 
Kirchengemeinden auf dem Gebiete des bürger⸗ 
lichen Rechts müſſen ſich deshalb in dem vorgeſteckten 
Rahmen halten. Die Kirchengemeinden dürfen 
ſich nicht in Unternehmungen einlaſſen, welche die 
Erfüllung ihrer geſetzlichen Aufgaben gefährden 
oder ſie von ihrem eigentlichen Zwecke ablenken 
(vgl. Durmayer in dieſer Zeitſchr. 1908 S. 63). 
Dieſer Forderung auch im bürgerlichen Rechtsver⸗ 
kehr Geltung zu verſchaffen, dienen insbeſ. die 
Art. 1, 9, 60, 61, 73 - 79 KGO. 

Nach Art. 1 Abſ. II KGO. genießen die Kirchen: 
gemeinden die Vorrechte der öffentlichen Stiftungen, 
als welche z. Zt. insbeſondere der verfaſſungs⸗ 
mäßige Schutz nach Tit. IV 88 9 und 10 Verflrk. 
und nach 8 47 RelEd. in Betracht kommt. Dieſes 
Vorrecht iſt zugleich eine Laſt. Die Kirchengemeinden 
können ſchon hienach nicht frei über ihr Vermögen 
verfügen, müſſen es vielmehr mindeſtens in ſeiner 
„Subſtanz“ ſeinem ureigenſten Zweck erhalten. Die 
Beobachtung dieſer Vorſchrift ſichert eine Reihe 
beſonderer Beſtimmungen der KGO. 

Nach Art. 9 Abſ. I KG. find die Kirchen⸗ 
gemeinden verbunden, den Grundſtock ihres Ver⸗ 
mögens ungeſchmälert zu erhalten und veräußerte 
Beſtandteile des rentierenden Vermögens durch 
Erwerbung anderer rentierender Gegenſtände ſo⸗ 
fort oder mindeſtens allmählich nach vorher feſt⸗ 
geſtelltem Plan zu erſetzen. Beſchlüſſe, welche hier⸗ 
gegen verſtoßen, können vor Erteilung ſtaatsauf⸗ 
ſichtlicher Genehmigung nicht rechtsgültig vollzogen 
werden (Art. 9 Abſ. III, 78 Abſ. II KG.). 
Art. 9 Abſ. V verbietet ausdrücklich, Ortskirchen⸗ 
vermögen zu Eigentum oder Nutzung zu verteilen 
oder Erträgniſſe und Ueberſchüſſe zum Privatvor⸗ 
teile zu verwenden. Verfügungen, welche hiegegen 
verſtoßen, ſind nichtig (§S 134 BGB.) und werden 
auch durch ſtaatsaufſichtliche Genehmigung nicht 
gültig. Nur wohlerworbene Rechte (3. B. Holz: 
oder Streubezugsrechte, welche ſich aber in der 
Regel gegen die Kirchenſtiftung richten) bleiben 
vorbehalten. 

Nach Art. 9 Abſ. VI können die Kirchen: 
gemeinden bei Meidung der Nichtigkeit (§S 134 
BGB.) keine Haſtung für eine ihnen fremde 
Verbindlichkeit eingehen. Fremd iſt der Kirchen: 
gemeinde nicht nur die Verbindlichkeit eines an— 
deren Rechtsſubjekts, ſondern jede Verbindlichkeit, 
die nicht im Zuſammenhang mit der Erfüllung 
der ihnen nach der AGO. zugewieſenen Aufgaben 
(ſ. Art. 12) ſteht. Eine Kirchengemeinde kann 
daher vor allem keine Haftung für die Verbind— 
lichkeiten einer anderen Kirchengemeinde oder deren 
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Kirchenſtiftung übernehmen. (Das Verhältnis 
zwiſchen irgendwie zuſammengehörigen Kirchenge⸗ 
meinden: Pfarr: und Tochtergemeinden, Geſamt⸗ 
und Einzelkirchengemeinden ꝛc. wird unten noch 
beſonders beſprochen werden. Ueber das Verhältnis 
zur eigenen Kirchenſtiftung und den eignen orts⸗ 
kirchlichen Stiftungen vgl. oben S. 85). Die 
Kirchengemeinde kann aber auch nicht — um be⸗ 
ſonders in die Augen fallende Beiſpiele zu wählen — 
z. B. eine Sparkaſſe betreiben oder Darlehen aus 
der Landeskulturrentenanſtalt für die Pfarrange⸗ 
hörigen vermitteln (vgl. Art. 15 des Geſ., betr. die 
Landeskulturrenten⸗Anſtalt GVBl. 1908 S. 242). 

Privatrechtliche Verbindlichkeiten, die von der 
Kirchengemeinde zur Erhaltung und Verbeſſerung 
ihres Beſitzes eingegangen werden, find für ſie 
ſelbſtverſtaͤndlich an ſich keine fremden. Unter: 
nehmungen auf dieſem Gebiet, welche eine geſetz⸗ 
liche oder vertragliche vermögensrechtliche Haftung 
zur Folge haben, ſind ihnen nicht ſchlechthin ver⸗ 
wehrt. Nur wenn hierbei eine Haftung für die 
Schulden anderer in Frage kommt, iſt den Kirchen⸗ 
gemeinden die Beteiligung unterſagt. Kirchenge⸗ 
meinden dürfen daher niemals Mitglieder einer 
eingetragenen Genoſſenſchaft mit beſchränkter oder 
unbeſchränkter Haftpflicht werden. Denn die ein⸗ 
getragenen Genoſſenſchaften find jelbftändige Ber: 


mögensſubjekte (5 17 RG. vom ). Mel 1898 


die Erwerbs⸗ und Wirtſchaftsgenoſſenſchaften betr.) 
mit eigenen, alſo für die Genoſſen trotz allenfallſiger 
Solidarhaſtung zunächſt „fremden“ Rechten und 
Pflichten (vgl. auch 8 2 a. a. O.). Da die Haftung 
kraft Geſetzes (vgl. dort $ 23) mit dem Eintritt in 
die eingetragene Genoſſenſchaft entſteht, ſo iſt ſchon 
der Eintritt gemäß 8 134 BGB. mit Art. 9 Abſ. VI 
KGdO. ein nichtiges Rechtsgeſchäft. 

Dasſelbe gilt hinſichtlich aller ſonſtigen privat⸗ 
rechtlichen Vereinigungen, die eine Haftung für 
fremde Verbindlichkeiten mit ſich bringen können 
oder Zwecke verfolgen, die außerhalb des zur wirt⸗ 
ſchaftlichen Erhaltung und vernünftigen Verbeſſerung 
des Beſitzes (insbeſ. des Grundbeſitzes) erforder: 
lichen Maßnahmen liegen. 

Der Beteiligung der Kirchengemeinden an 
öffentlich rechtlichen Genoſſenſchaften dagegen wird 
Art. 9 Abſ. VII in der Regel nicht entgegenſtehen. 
Dieſe werden nur gebildet, wenn bei den betreffenden 
Unternehmen ein Intereſſe des Gemeinwohls oder 
doch ein gemeinwirtſchaftlicher Nutzen obwaltet (ugl. 
Art. 112 WG.) oder wenn wenigſtens ein wirt⸗ 
ſchaftliches Bedürfnis dafür beſteht (vgl. Art. 37, 
39 Fiſch G.). Die Kirchengemeinden handeln daher 
regelmäßig durchaus innerhalb ihrer Aufgabe ver: 
nünftiger Vermögensverwaltung, wenn ſie ſich an 
ſolchen Genoſſenſchaften beteiligen. Zudem haften 
ſie nur gegenüber der Genoſſenſchaft und nur mit 
den ſatzungsmäßigen Beiträgen (Art. 115 Abſ. II 
WG., Art. 42 FiſchG.). Die Staatsaufſichtsbe⸗ 
hörde iſt ohnehin an dem ganzen Gründungsver⸗ 
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fahren beteiligt und zu ſtändiger Aufſicht verpflichtet 
(vgl. Art. 132 WG., Art. 58 FiſchG., 88 40 ff., 
51 VollzBek. hiezu mit Art. 73 Abſ. II und III 
KG.). Endlich könnte die Beteiligung der Kirchen⸗ 
gemeinden u. U. auch erzwungen werden (vgl. 
Art. 111, 135 WG., Art. 38, 39 Fiſch G.), ohne 
daß aus Art. I Abſ. VI KGO. Weigerungsgründe 
abgeleitet werden könnten. 


Was von Art. 9 Abſ. VI KG0O. hinſichtlich 
der Kirchengemeinden geſagt iſt, gilt übrigens auch 
für die Kirchenſtiftungen und ſonſtigen ortskirch⸗ 
lichen Stiftungen. 

Endlich iſt durch Art. 23, 32 ff., 75 - 78 KGO. 
für alle wichtigeren vermögensrechtlichen Verfü: 
gungen der Kirchengemeinde (und der ortskirchlichen 
Stiftungen) das Erfordernis ſtaatsaufſichtlicher 
Genehmigung aufgeſtellt. Dieſe Einſchränkung iſt 
namentlich für den Grundſtücksverkehr von Bedeu⸗ 
tung. Beſchlüſſe der ortskirchlichen Vertretungs⸗ 
körper in ſolchen Angelegenheiten können ohne 
ſtaatsaufſichtliche Genehmigung nicht rechtsgültig 
vollzogen werden (Art. 78 Abſ. II KG.; 
näheres hierüber ſpäter). Die erforderliche Ueber⸗ 
wachung der Staatsaufſichtsbehörden fichern die 
Beſtimmungen über Vorlage der Voranſchlaͤge und 
Rechnungen, ferner die Beſtimmungen über Hand⸗ 
habung der Staatsaufſicht (Art. 61,66,73,74 KG.). 

Es iſt oben geſagt worden, daß die Kirchen⸗ 
gemeinden nur einen begrenzten Wirkungskreis 
haben und daß ſich alle Rechtshandlungen derſelben 
auf dem Gebiet des bürgerlichen Rechts innerhalb 
des vorgeſteckten Rahmens halten müſſen. Die 
rechtliche Tragweite dieſer Begrenzung zu erkennen, 
iſt auf dem Gebiete des Zivilrechtes nicht 
ſo ſchwierig, als man nach den Ausführungen 
Durmayers in dieſer Zeitſchrift 1908 S. 62 ff., 
81 ff. glauben möchte. Die Beſtimmungen der 
Art. 1, 9, 12 Abſ. J und II und 75 Abſ. I Ziff. 5 
laſſen ſich in ganz befriedigenden Zuſammenhang 
bringen. 

Nach Art. 1 iſt Zweck der Kirchengemeinden: 
die Befriedigung der „örtlichen Kirchenbedürfniſſe“. 
Nur in Erfüllung dieſes Zweckes, zu welcher im 
letzten Grunde auch die anvertraute Verwaltung 
des prot. ortskirchlichen Stiftungsvermögens ge: 
ſchieht, darf die Kirchengemeinde alſo tätig werden. 

„Oertliches Kirchenbedürfnis“ (Art. 1 Abſ. I 
KO.) iſt nun nicht dasſelbe, was Art. 12 unter 
Ortskirchenbedürfnis verſteht. „Ortskirchenbedürf— 
nis“ i. S. des Art. 12 iſt ein term. tech. und 
bezeichnet einen (Aufbring⸗)Pflichttitel. Was Art. 12 
„Ortskirchenbedürfniſſe“ nennt, ſind diejenigen „ört⸗ 
lichen Kirchenbedürfniſſe“, die teils überall in 
größerem oder geringerem Umfang gegeben ſind 
und erfüllt werden müſſen (Art. 12 Abſ. I), teils 
ſich auf beſondere Verhältniſſe gründen oder 
freiwillig erfüllt werden (Art. 12 Abſ. II). Oert⸗ 
liche Kirchen bedürfniſſe, die nicht notwendig erfüllt 
werden müſſen und auch nicht freiwillig erfüllt 


werden, liegen zunächſt „außerhalb des Kreiſes 
der Ortskirchenbedürfniſſe“ (ſ. Art. 75 Abſ. Ziff. 5). 

Bei den Ortskirchenbedürfniſſen i. S. des 
Art. 12 Abſ. I handelt es ſich um eine geſetz⸗ 
liche, durch die KG. feſtgeſtellte Pflicht der 
Kirchengemeinde. In deren Erfüllung, welche die 
Verwaltung und Nutzbarmachung des kirchenge⸗ 
meindlichen Vermögens (vgl. auch Art. 13 Abſ. I) 
und die Aufbringung des aus den in Art. 13 Abſ. I 
aufgezählten Mitteln nicht gedeckten Fehlbetrags 
durch Umlagen, Kirchengemeindedienſte und Anleihe 
umfaßt, ſind die Kirchengemeinden nur hinſichtlich 
einzelner Rechtshandlungen beſchränkt: vgl. Art. 9 
Abſ. Tund III, IV und V, VI, Art. 32 ff., Art. 75 ff.; 
darüber iſt oben eingehend gehandelt worden. 

Art. 12 Abſ. II ſieht nun eine Erweiterung 
der „Ortskirchenbedürfniſſe“ vor. Die hier ver⸗ 
meinten Ortskirchenbedürfniſſe haben ihren Urſprung 
jedoch nicht im Geſetz, der KGO. ſelbſt. Sie 
ſetzen beſondere Verpflichtungsgründe voraus, be⸗ 
ſtehen alſo nur in einem beſchrankten Kreis von 
Kirchengemeinden. Wo aber ſolche beſonderen 
Gründe Verbindlichkeiten einzelner Kirchengemeinden 
ſchaffen, iſt die Aufbringung des erforderlichen 
Bedarfs ebenfalls kraft Geſetzes „Ortskirchenbe⸗ 
dürfnis“ mit den oben feſtgeſtellten Folgen. 

Als ſolchen Titel, welche weitere Ortskirchen⸗ 
bedürfniſſe für die einzelnen Kirchengemeinden 
ſchaffen können, nennt Art. 12 Abſ. II u. a. „geſetz⸗ 
mäßige Beſchlüſſe“. Das bedeutet durchaus nicht 
die Eröffnung eines unbeſchränkten Wirkungskreiſes. 
Es muß ſich auch hier um Befriedigung eines 
„örtlichen Kirchenbedürfniſſes“ i. S. des Art. 1 
Abſ. I handeln. Solche Bedürfniſſe können je nach 
örtlichen Verhältniſſen außerhalb des engen Rahmens 
des Art. 12 Abſ. I noch in großer Zahl hervor: 
treten. Vielfach wird es ſich nur um ſreigebigere 
Erfüllung des nach Art. 12 Abſ. I unbedingt Not⸗ 
wendigen handeln. Auch das Selbſtverwaltungs⸗ 
recht der Kirchengemeinden vermag ſie über die 
ihr durch Art. 1 Abſ. I gegebene Beſtimmung nicht 
hinauszuheben. 

Das alles iſt jedoch auf dem Gebiet des Zivil⸗ 
rechts zunächſt gar nicht zu unterſuchen. Maß⸗ 
gebend iſt für die Auslegung des Titels der „geſetz⸗ 
mäßigen Beſchlüſſe“ i. S. des Art. 12 Abſ. II 
die Freiwilligkeit. — Die geſetzmäßigen Be⸗ 
ſchlüſſe in Erfüllung der unter Art. 12 Abſ. I 
fallenden Verpflichtungen fallen nicht unter Art. 12 
Abſ. II, ſondern nur Beſchlüſſe, welche jene Ver⸗ 
pflichtungen ergänzen oder erweitern wollen. 

Freiwillige Leiſtungen bedürfen aber ſtets 
der ſtaatsaufſichtlichen Genehmigung nach Art. 75 
Abſ. I Ziff. 5 KGOO. ohne Rückſicht auf ihren 
Umfang. Denn Leiſtungen, die nicht in Erfüllung 
des Art. 12 Abſ. I, der beſonderen Titel wie Her: 
kommen, beſonderen Rechtsverhältniſſe und nach 
früheren Beſchlüſſen (Art. 12 Abſ. II) gemacht 
werden müſſen, liegen zunächſt außerhalb des 
Kreiſes der „Ortskirchenbedürfniſſe“. Art. 75 Abſ. J 


Ziff. 5 hat keineswegs nur Leiſtungen außerhalb 
der „örtlichen Kirchenbedürſniſſe“ im Auge, alſo 
etwa nur ſolche, welche mit kirchlichen Intereſſen 
nur wenig oder gar nichts zu tun haben. 

Der Zivilrichter hat alſo nur zu prüfen, ob 
die aus Beſchlüſſen der zuſtändigen ortskirchlichen 
Organe abgeleitete Verbindlichkeit ſich als freiwillige 
Leiſtung in dem oben bezeichneten Sinne darſtellt 
und bejahendenfalls feſtzuſtellen, ob jene Beſchlüſſe 
die ſtaatsauſſichtliche Genehmigung erhalten haben. 
Iſt letzteres nicht der Fall, ſo liegt auch eine Ver⸗ 
bindlichkeit der Kirchengemeinde hieraus nicht vor 
(Art. 78 Abſ. II). Die Entſcheidung der Frage, ob 
ſtaatsaufſichtliche Genehmigung erteilt werden kann, 
liegt zunächſt bei der Staatsauffichtsbehörde. Dieſe 
urteilt, ob die beabfichtigte Leiſtung mit den Auf⸗ 
gaben der Kirchengemeinde überhaupt vereinbar iſt. 
(Art. 75 Abſ. I Ziff. 5, Art. 73,74). Dem Ermeſſen 
der Staatsaufſichtsbehörde ſind aber durch Art. 9 
Abſ. V und VI bindende Schranken geſetzt. Nur 
in dieſer Beziehung darf und muß daher der Zivil⸗ 
richter die Berechtigung der ſtaatsaufſichtlichen Ge: 
nehmigung nachprüfen. Welche Geſichtspunkte da⸗ 
bei Maß zu geben haben, iſt oben dargelegt. In⸗ 
wieweit der Zivilrichter auch zu prüfen hat, ob die 
Beſchlüſſe formell geſetzmäßig ſind und von den 
zuſtändigen Organen herrühren, iſt ſpäter bei Art. 63 
Abſ. IX KGO. noch beſonders zu beſprechen. 


Verhältnis der Kirchengemeinden unter⸗ 
einander. 


Die Kirchengemeinden können in gewiſſen Gren⸗ 
zen ſowohl öffentlich- rechtlich als privatrechtlich mit: 
einander in Beziehung ſtehen oder treten. 

Oefſentlich⸗rechtliche Beziehungen beſtehen zit: 
ſchen Pfarr-, Mutter: und Tochtergemeinden, zwiſchen 
verbundenen Pfarrgemeinden, zwiſchen Geſamt- und 
Einzelkirchengemeinden, endlich auch zwiſchen den an 
einem Simultaneum beteiligten Kirchengemeinden. 
Die KG. kennt auch nur dieſe Art öffentlich- recht⸗ 
licher Verbindungen von Kirchengemeinden. Höhere 
Verbände ähnlich den Diſtrikts- und Kreisgemein⸗ 
den (etwa als Diözeſangemeinden) beſtehen nicht. 
Die Kirchengemeinden können auch nicht ſelbſt außer: 
halb der Form der Geſamtkirchengemeinde Zweck— 
verbände auf öffentlich-rechtlicher Grundlage ſchaffen. 
Eine gewiſſe Ausnahme bildet lediglich eine Verein: 
barung nach Art. 57 Abſ. II KGO., wonach mehrere 
Kirchengemeinden einen gemeinſamen Kirchenſchrei— 
ber aufſtellen können. Dieſe Vereinbarung wird 
jedoch in der Regel nur in einem „Einverſtändnis“ 
über eine beſtimmte Perſon beſtehen; Dienſtver⸗ 
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mäß Art. 81 Abſ. I Satz 2 von den Auffichtsbe- 
hörden zu ſchlichten. 

Auf anderem Gebiet liegt das etwaige Zu⸗ 
ſammentreffen von Kirchengemeinden in öffentlich⸗ 
rechtlichen Genoſſenſchaften (Waſſer⸗, Fiſchereigenoſ⸗ 
ſenſchaften). Hier ſtehen ſie ſich nicht als öffentlich⸗ 
rechtliche Verbände, ſondern als Grundeigentümer 
uſw. gegenüber. 

Privatrechtlich können die Kirchengemeinden in 
mancherlei Beziehungen treten. Sie können Mit⸗ 
eigentum an Grundſtücken und Rechten haben, in 
einem Gemeinſchaftsverhaltnis ſtehen ulm. Ihre 
gegenſeitigen Rechte und Pflichten bemeſſen ſich 
dann ganz nach bürgerlichem Recht. Selbſtver⸗ 
ſtändlich gehen die Befugniſſe der privatrechtlich 
verbundenen Kirchengemeinden nicht weiter als die 
der einzelnen Kirchengemeinde für fich (vgl. den 
vorhergehenden Abſchnitt). (Fortſetzung folgt.) 


Kleine Mitteilungen. 


Beweisbeſchlüſſe ohne vorgängige mündliche Ber: 
handlung. Es iſt vielleicht zweckmäßig, auf eine Be⸗ 
ſtimmung hinzuweiſen, die — hauptſächlich in land⸗ 
gerichtlichen Prozeſſen — zur Abkürzung des Verfahrens 
beitragen kann, aber von der Praxis faſt gar nicht 
beachtet wird. 

8 489 ZPO. beſtimmt, daß eine vom Beweis⸗ 
führer beantragte Beweisaufnahme mit Zuſtimmung 
des Gegners (ohne mündliche Verhandlung: 8 49. 
Abſ. I) angeordnet werden kann, auch wenn die Voraus⸗ 
ſetzungen des 8 485 (Beſorgnis des Verluſtes oder der er⸗ 
ſchwerten Benützung des Beweismittels) nicht vorliegen. 

Die Beſtimmung ſteht zwar im Abſchnitt über 
die Sicherung des Beweiſes; ſie könnte aber bei ihrer 
allgemeinen Bedeutung beſſer unter die allgemeinen 
Beſtimmungen über Beweisaufnahme eingereiht werden. 
Mit der Beweisſicherung, deren Vorausſetzungen in 
den 88 485, 488 aufgezählt ſind, hat ſie nur wenig 
zu tun. Mit ihrer Aufnahme wurde der Zweck ver⸗ 
folgt, das Verfahren zu beſchleunigen und ſchon 
in oder vor dem erſten Verhandlungstermin eine 
Beweisaufnahme zu ermöglichen. Die gleiche Bedeutung 
kommt jetzt im amtsgerichtlichen Verfahren der Vor⸗ 
ſchrift des 8 501 Nr. 4 und 6 zu. Die Beſtimmung 
iſt aber nach ihrem Wortlaut, der keinerlei Beſchränkung 
enthält, in jedem Abſchnitt des Verfahrens — auch 
nach der erſten Verhandlung und nach einem gewöhn— 
lichen Beweisbeſchluß — anwendbar. 

Darüber ſind alle Kommentare einig. 

Der urſprüngliche Zweck der Vorſchrift kommt 
praktiſch ſelten in Frage. Eine Beweisaufnahme vor 
der erſten Verhandlung wird wohl nur dann ſtatt— 


finden, wenn die in den $$ 485, 488 beſtimmten Voraus⸗ 


trag und Gehalt werden regelmäßig von jeder 


Kirchengemeinde mit der betr. Perſönlichkeit ſelb— 
ſtändig vereinbart werden, ſo daß auch die Löſung 
des Dienſtverhältniſſes einſeitig geſchehen kann. Sei: 
nesfalls wird durch ſolche Vereinbarung ein Ver— 
band mit eigener Rechtsperſönlichkeit geſchaffen. 
Streitigkeiten aus ſolchen Vereinbarungen ſind ge— 


ſetzungen der Beweisſicherung gegeben find, alſo 
die beantragte Beweisaufnahme auch ohne Zuſtimmung 


des Gegners erfolgen muß. Eine Beweisaufnahme 


in der erſten Verhandlung (die Vernehmung von Zeugen 
und Sachverſtändigen) wird aber in gewöhnlichen 
Landgerichtsprozeſſen fchon deshalb zu den größten 
Seltenheiten gehören, weil ſie regelmäßig zur Ent— 


laſtung der mündlichen Verhandlung beauftragten 


— 


Richtern überlaſſen wird. Anders iſt es allerdings 
in Eheſachen; da findet die Vernehmung vieler Zeugen, 
insbeſondere über Ehebruch, vor dem Prozeßgerichte 
ſtatt. In dieſem Falle kann auch 8 489 mit Nutzen 
angewendet werden. Wenn z. B. die Parteien ein 
dringendes Intereſſe daran haben, daß der Rechts⸗ 
ſtreit gleich im erſten Verhandlungstermin erledigt 
werde, die Zeugen des Ehebruchs aber nicht frei⸗ 
willig vor Gericht erſcheinen wollen, gibt 8 489 ein 
Mittel, ſofort einen Beweisbeſchluß und die amtliche 
Ladung der Zeugen in die erſte Verhandlung herbei⸗ 
zuführen. 

Von viel größerer Bedeutung iſt jedoch der 8 489 
ſür die Fälle der ſog. Zwiſchenanträge. Nehmen 
wir an: es iſt bereits auf Grund mündlicher Ver⸗ 
handlung ein Beweisbeſchluß erlaſſen; der Beweis⸗ 
führer will vor oder nach der Erledigung des Be⸗ 
ſchluſſes über den gleichen Beweisſatz weitere Zeugen 
vernommen haben oder neue Tatſachen unter Beweis 
ſtellen. Häufig erfahren die Parteivertreter im Be⸗ 
weistermin vor dem beauftragten Richter, daß ganz 
andere Zeugen als die geladenen ſachdienliche Auskunft 
geben können oder daß neue beweiser hebliche Tatſachen 
in Betracht kommen. Wenn ſie in ſolchen Fällen 
darüber einig ſind, daß die Vernehmung der neuen 
Zeugen oder die Aufklärung der neuen Tatſachen nicht 
umgangen werden kann, ſteht nichts im Wege, unter 
Anwendung des 8 489 ohne weitere Verhandlung auf 
den Beweis zu erkennen. Damit werden unter Um⸗ 
ſtänden 6—8 Wochen erſpart. Dieſe vereinfachte Be⸗ 
weisanordnung iſt namentlich dann zweckmäßig, wenn 
nach Erledigung des Beweisbeſchluſſes bereits neuer 
Verhandlungstermin beſtimmt iſt und bis dahin eine 
mehrwöchentliche Friſt läuft, die zur Vernehmung 
neuer Zeugen, wenn ſofort darauf erkannt wird, aus⸗ 
reicht. Dann wird es möglich, im angeſetzten Ver⸗ 
handlungstermin gleich die Schlußverhandlung ſtatt⸗ 
finden zu laſſen. 

H. Meyer hat in ſeiner „Prozeßpraxis“ 7. Aufl. 
S. 3 und in der Zeitſchriſt „Das Recht“ Bd. 14 S. 411 
ebenfalls die Meinung vertreten, daß der 8 489 in 
der geſchilderten Weiſe zur Beſchleunigung des Ver⸗ 
fahrens angewendet werden kann. 

Der Beweisführer muß die Zuſtimmung des 
Gegners beibringen, die am zweckmäßigſten dem Be⸗ 
weisantrag beigeſetzt wird. Wenn das Gericht über 
die Perſon und Zuſtimmung des Gegners Zweifel 
hegt, (was wohl vor der erſten Verhandlung eintreten 
kann), wird es durch Einfordern des Nachweiſes der 
Klagezuſtellung und durch ſchriftliche oder telephoniſche 
Befragung des Gegners Aufklärung ſchaffen. 

Der Beweisführer muß ſich ferner darüber ver⸗ 
gewiſſern, ob die Zuſtellung des Beweisbeſchluſſes an 
den Gegner und die Ladung des Letzteren zum Bes 
weistermin von Amts wegen erfolgt oder nicht. Da 
nämlich $ 489 unter die Beſtimmungen über Beweis⸗ 
ſicherung eingereiht iſt, finden auf das weitere Ver— 
fahren die beſonderen Vorſchriften jenes Abſchnittes 
Anwendung. 

Nach 8 491 muß der Beweisführer regelmäßig 
unter Zuſtellung des Beſchluſſes und einer Abſchrift 
des Geſuchs den Gegner zum Beweistermin laden. 
Ueber die Anwendung dieſer Beſtimmung im einzelnen 
gehen aber die Anſichten der Kommentatoren ausein— 
ander. Es wird ein Unterſchied gemacht, ob der Be⸗ 
ſchluß von einem Kollegialgericht oder einem Amts— 
gericht erlaſſen und ob die Beweiserhebung dem Prozeß— 
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gericht oder einem beauftragten oder einem erſuchten 
Richter übertragen iſt. Bald wird die Zuſtellung und 
Ladung als Amtsſache, bald als Angelegenheit des 
Parteibetriebs erklärt. Die Unterſcheidung beruht auf 
§ 496 Abſ. 1, wonach im amtsgerichtlichen Verfahren 
die Zuſtellungen regelmäßig von Amts wegen er⸗ 
folgen müſſen. 

Der 8 491 hat wohl nur den Regelfall der Be⸗ 
weisſicherung im Auge gehabt, wo der Beweis auf 
einſeitigen Antrag des Beweisführers ohne Kenntnis 
und Zuſtimmung des Gegners angeordnet wird. 
Darauf deutet die Vorſchrift hin, daß dem Gegner 
auch eine Abſchrift des Geſuchs mitzuteilen iſt. In 
den Fällen des $ 489 iſt dieſe Mitteilung gewiß un⸗ 
nötig. Es dürfte nach den Umſtänden des einzelnen 
Falles zu entſcheiden ſein, was und wie zuzuſtellen 
iſt. Wenn das Verfahren anhängig, alſo dem Gerichte 
die Klagezuſtellung nachgewieſen oder gar ſchon münd⸗ 
lich verhandelt iſt, iſt es wohl zweckmäßig, auch den 
Gegner wegen ſeines unmittelbaren Intereſſes an dem 
mit feiner Zuſtimmung erlaſſenen Beweisbeſchluſſe 
in Anwendung des 8 329 Abſ. 3 von Amts wegen 
durch Zuſtellung zu verſtändigen und ihn ebenſo zu 
laden, ſoferne nicht die Beweisaufnahme in einer münd⸗ 
lichen Verhandlung vor dem Prozeßgericht erfolgt, 
zu der er ohnehin zu laden iſt. Jedenfalls wird wegen 
des 8 497 Abſ. 1 im Verfahren vor dem Amtsgericht 
als (Prozeß- oder) erſuchtem Gericht der Gegner ſtets 
von Amts wegen zu dem Beweistermin geladen 
werden müſſen. 

Immerhin wird es leicht möglich ſein, daß im 
einzelnen Fall eine Zuſtellung des Beſchluſſes und 
eine Ladung des Gegners von Amts wegen nicht er⸗ 
folgt. Es empfiehlt ſich daher, daß der Beweisführer 
hierüber rechtzeitig Erkundigung einzieht, um erforder⸗ 
lichenfalls ſelbſt das Verſäumte nachholen zu können. 

Natürlich fol 8 489 nur ausnahmsweiſe ange⸗ 
wendet werden, wenn eine beſondere Beſchleunigung 
geboten iſt. Eine mißbräuchliche Umgehung der Regel, 
Beweisbeſchlüſſe nur auf Grund mündlicher Verhand⸗ 
lungen zu erlaſſen, iſt leicht zu vermeiden, weil das 
Gericht nach freiem Ermeſſen dem Antrag ſtattgeben 
oder ihn zurückweiſen kann. 


Landgerichtsrat Zoller in München. 


Aus der Rechtſprechung. 
Reichsgericht. 
A. Zivilſachen. 
1 


Wird die Gemeinde Tierhalterin, wenn die Orts⸗ 
polizeibehörde aus ſeuchenpolizeilichen Gründen frei um: 
herlaufende Hunde einfangen läßt ? Hört der Eigentümer 
damit auf, Tierhalter zu fein? Aus den Gründen: 
Die Reviſion meint, daß der Beklagte F. die Tierhalter— 
eigenſchaft dadurch verloren habe, daß der Hund in 
N. wegen der dort beſtehenden Hundeſperre eingefangen 
wurde. Es ſei ihm dadurch die Möglichkeit genommen 
worden, den aus dem Halten des Hundes entſpringenden 
beſonderen Gefahren entgegenzuwirken und er ſei des— 
halb nicht haftbar für Schadensfälle während der Zeit, wo 
der Hund auf behördliche Anordnung gefangen gehalten 
wurde. Dieſen Ausführungen kann nicht beigetreten 
werden. Es kann nicht die Rede davon ſein, daß die 
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Tierhaltereigenſchaft auf die Stadtgemeinde N. über⸗ 
gegangen ſei. Dem ſteht ſchon entgegen, daß nicht die 
Stadtgemeinde über den Hund frei verfügen konnte, 
ſondern die Verfügung im weſentlichen der Polizei⸗ 
behörde zuſtand (vgl. 88 12 ff., 37, 38 Vieh SG. vom 
1. Mai 1894). Die Annahme der Tierhaltereigenſchaft 
der Stadtgemeinde würde auch mit dem Rechtsbegriff 
des Tierhalters in unvereinbaren Widerſpruch treten. 
Die Verantwortlichkeit für Tierſchäden iſt dem Tier⸗ 
halter auferlegt, weil durch das Halten des Tieres 
Gefahren für die Allgemeinheit geſchaffen werden und 
es billig iſt, daß der die Gefahren trägt, wer das Tier zu 
ſeinem Nutzen in ſeinem Wirtſchaftsbetriebe verwendet. 
Im Gegenſatz hierzu nimmt die Stadtgemeinde die 
während der Zeit der Hundeſperre frei umherlaufen⸗ 
den Hunde nur in Verwahrung, um die der Allgemein⸗ 
heit aus der möglichen Tollwut drohenden Gefahren 
zu beſeitigen. Wenn die Stadtgemeinde den Hund in 
Erfüllung der im öffentlichen Intereſſe ihr auferlegten 
Verpflichtung in Verwahrung nimmt, verwendet ſie 
ihn auch nicht für ſich in ihrem Betriebe. Fraglich 
kann nur ſein, ob nicht die Tierhaltereigenſchaft des 
F. erloſchen iſt, weil ſich die Stadtgemeinde aus polizei⸗ 
lichen Rückſichten des Hundes bemächtigt hat. Ein 
ſolcher Verluſt der Tierhaltereigenſchaft mag eintreten, 
wenn dem Eigentümer durch Einziehung oder Ver— 
nichtung des Tieres die Verfügungsgewalt vollſtändig 
entzogen wird, er kann jedoch hier nicht angenommen 
werden. Die Tötung des Hundes iſt polizeilich erſt 
angeordnet worden, nachdem der Kläger bereits ge⸗ 
biſſen war und ſich dadurch der Verdacht der Tollwut 
herausgeſtellt hatte. Bis dahin handelte die Stadt- 
gemeinde, indem ſie den Hund feſthielt, nicht bloß im 
Intereſſe der Allgemeinheit, ſondern zugleich im In⸗ 
tereſſe des Eigentümers, der hierdurch vor Schaden 
bewahrt wurde und der bei rechtzeitiger Meldung die 
Rückgabe des Hundes verlangen konnte. Ein ſolches 
(auf den Eigentümer Rückſicht nehmendes) polizeiliches 
Einſchreiten muß ſich der Tierhalter gefallen laſſen, 
ohne daß damit ſeine Haftung für die durch das Halten 
des Tieres von ihm geſchaffenen Gefahren aufgehoben 
wird. (Urt. d. IV. 35. vom 23. Januar 1913, IV 417/12). 
2987 — — n. 


II. 

Umfang der Sorgfalt, die der Negimentskemman⸗ 
denr bei der Aufſicht über den ſog. „Krüm perwagen⸗ 
betrieb“ aufwenden muß. Aus den Gründen: Die 
Ausführungen des OL G., die ſich auf die Haftung des 
Beklagten aus den SS 833 und 823 beziehen, find im 
allgemeinen nicht zu beanſtanden. Auch ſoweit das 
OLG. nicht lediglich der dem Reviſionsurteile vom 
27. April 1911 (RG. Bd. 76 S. 225 ff.) zugrunde ge— 
legten Beurteilung folgt, geht es von Rechtsanſichten 
aus, die mit dem Geſetze und der Rechtſprechung des 
Reichsgerichts übereinſtimmen. Seine Annahme ins— 
beſondere, daß der Regimentskommandeur in bezug 
auf den Krümperwagenbetrieb ſeiner Batterien ver— 
faſſungsmäßig berufener Vertreter der Heeresverwal— 
tung fei, iſt rechtlich bedenkenfrei (vgl. IW. 1911 S. 487 
Nr. 8, 1908 S. 543 Nr. 1). Ebenſo iſt zutreffend, was 
das OLG. von der Beaufſichtigungspflicht des Tier— 
halters und von der allgemeinen Kontrollpflicht des 
Regimentskommandeurs ſagt. Fraglich kann nur ſein, 
ob das OLG. nicht in der Anwendung der an ſich 
richtigen Rechtsſätze auf den Streitfall fehlgegangen iſt, 
vor allem ob es nicht die Anforderungen überſpannt, 
die an die im Verkehr erforderliche Sorgfalt zu ſtellen 
ſind. Das OLG. macht es dem Regimentskommandeur 
zum Vorwurf, daß er nicht auch die mit dem „Veteran“ 
(dem Krümvperpſerde, das den Unfall verurſacht hat) 
bekannten Kanoniere befragt hat oder hat befragen 
laſſen, wie ſich das Pferd in der Batterie benommen 
hatte. Das OLG. verkennt nicht, daß die Anforde— 


bei deſſen ſehr zahlreichen Aufgaben weit gehen. Es 
meint aber, eine Ueberſpannung liege nicht vor. Die 
Reviſion iſt anderer Anſicht, und ihr muß recht ge⸗ 
geben werden. 

Die Auswahl der Krümperpferde iſt zunächſt 
Sache des Batteriechefs. Der Regimentskommandeur 
hat nur die obere Leitung und Auffiht. Allgemeine 
Beſtimmungen darüber, wie dieſe zu handhaben iſt, 
beſtehen nicht. Hier hat nun der Regimentskom⸗ 
mandeur zunächſt bei einer der „gut ausgefallenen“ 
Probefahrten, die der Eröffnung des Krümperwagen⸗ 
betriebes vorausgegangen find, den, Veteran“ im Gange 
geſehen. Feſtgeſtelltermaßen hat er ferner, als der 
Betrieb bereits eröffnet war, aber noch vor dem Un⸗ 
falle, die Pferde eingeſpannt geſehen und von dem 
Batteriechef über ihre geſamten Verhältniſſe, nament⸗ 
lich über ihre bisherige Verwendung, Auskunft gefordert 
und dabei nicht nur das Ergebnis der Probefahrten 
erfahren, ſondern auch, daß die Unteroffiziere, die 
ſchon lange bei der Batterie geſtanden hatten, dem erſt 
zwei Monate vorher ins Regiment verſetzten Batterie: 
chef den „Veteran“ als geeignetes Wagenpferd be⸗ 
zeichnet hatten. Endlich hat der Batteriechef nach der 
Feſtſtellung des OLS. dem Regimentskommandeur bei 
einer ſpäteren Gelegenheit, aber ebenfalls noch vor dem 
Unfalle, berichtet, er habe gehört, daß der Wagen gut 
fahre und von den Offizieren gern benutzt werde. Das 
OLG. räumt ein, daß, wenn auch der Batteriechef die 
Pferde noch nicht hinreichend habe kennen können, doch 
die Unteroffiziere zu beurteilen vermocht hätten, ob 
ſich der „Veteran“ für den Krümperwagenbetrieb eignete 
oder nicht. Es meint aber, daß ſich der Regiments⸗ 
kommandeur auf die ihm durch den Batteriechef bekannt 
gewordene Auffaſſung der Unteroffiziere nicht habe ver⸗ 
laſſen dürfen, er habe vielmehr mit der „einmal feſt⸗ 
ſtehenden und menſchlich leicht zu erklärenden“ Tat⸗ 
ſache rechnen müſſen, daß Unteroffiziere gern geneigt 
ſeien, Pferde, die in der Batterie Schwierigkeiten machen, 
aus der Batterie herauszubekommen und ſo ſich und 
anderen den Dienſt zu erleichtern; er habe deshalb 
weitere Erkenntnisquellen heranziehen, vor allem ſich 
perſönlich oder durch zuverläſſige Dritte bei den Kano⸗ 
nieren erkundigen müſſen, die täglich mit den Pferden 
umgingen und am erſten von ihren Unarten betroffen 
würden. Allein mit dieſer Anforderung geht das OLG. 
zu weit. Aus dem Berufungsurteile läßt ſich nichts 
dafür entnehmen, daß der Regimentskommandeur dem 
Urteile der Unteroffiziere zu mißtrauen Anlaß gehabt 
hätte, daß er damit hätte rechnen müſſen, die Unter: 
offiziere hätten aus dem angegebenen Grunde ihrem 
Batteriechef die Neigung des „Veteran“ zum Durch— 
gehen pflichtwidrig verſchwiegen. Ebenſowenig dafür, 
daß der Regimentskommandeur hätte hoffen dürfen, 
durch Befragung der Kanoniere Zuverläſſigeres zu er— 
fahren als aus den Angaben der Unteroffiziere, die 
ſchon lange bei der Batterie geſtanden hatten, ins- 
beſondere des Wachtmeiſters. Dazu kommt, daß es 
nicht nur ganz unmilitäriſch, ſondern auch die Stellung 
des Batteriechefs zu gefährden geeignet geweſen wäre, 
wenn der Regimentskommandeur die Angaben des 
Batteriechefs perſönlich oder durch zuverläſſige „Dritte“ 
im Wege der Nachfrage bei Kanonieren nachgeprüft 
hätte oder hätte nachprüfen laſſen. Höchſtens hätte 
er dem Batteriechef aufgeben dürfen, ſich ſelbſt bei den 
Kanonieren, die mit den Pferden zu tun hatten, nach 
deren Benehmen zu erkundigen oder erkundigen zu 
laſſen. Aber auch das war ihm nicht zuzumuten, er 
konnte ſich vielmehr bei dem beruhigen, was er ſelbſt 
geſehen und was ihm der Batteriechef gemeldet hatte. 
Das OLG. hat zwar recht, wenn es ſagt, der Regiments⸗ 
kommandeur befinde ſich in einem Falle der vorliegen— 
den Art in keiner anderen Lage als der Leiter eines 
großen Privatbetriebs, etwa einer großen Aktiengeſell— 
ſchaft, und wenn es meint, die Allgemeinheit dürfe 


rungen, die es an den Regimentskommandeur ſtellt, nicht gerade den großen Betrieben gegenüber, die in 
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beſonderem Maße den Verkehr gefährdeten, am wenigſten 
geſchützt ſein. Indeſſen auch dem Leiter eines großen 
Brivatbetriebes wäre bei gleicher Sachlage wohl nicht 
zuzumuten geweſen, ſeine eigenen Wahrnehmungen und 
die Angaben ſeiner Aufſichtsbeamten durch Nachfrage 
bei unteren Bedienſteten auf ihre Richtigkeit hin nach⸗ 
zuprüfen oder nachprüfen zu laſſen, jedenfalls dann 
nicht, wenn er zu Mißtrauen keinen Anlaß 51125 
(Urt. d. IV. 38S. vom 12. Dezember 1912, IV 326/12). 
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III. 


1. Der Pflichtteilsanſpruch iſt unbeſchränkt abtret⸗ 
bar. 2. Wer ein gültiges Teſtament anerkennt, verzichtet 
damit nicht auf den Pflichtteilsaunſpruch. Aus den 
Gründen: 1. Indem das Geſetz im § 2317 Abſ. 2 BGB. 
den Pflichtteilsanſpruch ſchlechthin als übertragbar be⸗ 
zeichnet, will es offenſichtlich von den Vorausſetzungen 
abſehen, von denen es ſonſt die Abtretbarkeit einer For⸗ 
derung abhängig macht. Insbeſondere wird nicht ver⸗ 
langt, daß der Pflichtteilsanſpruch, um abtretbar zu ſein, 
der Pfändung unterworfen fein müſſe (8 400 BGB.), was 
nach 8 852 Abſ. 1 ZPO. allerdings nur zutrifft, wenn 
er durch Vertrag anerkannt oder rechtshängig geworden 
iſt. Bedürfte dieſe auch in der Wiſſenſchaft faſt all⸗ 
gemein anerkannte Auslegung des 8 2317 noch näherer 
Rechtfertigung, ſo genügt der Hinweis, daß die 2. Kom⸗ 
miſſion bei Beratung des Vorentwurfs einen aus ihrer 
Mitte geſtellten Antrag, die Uebertragung des Pflicht⸗ 
teilsanſpruchs nur zuzulaſſen, wenn er durch rechts⸗ 
kräftiges Urteil oder durch Anerkennung feſtgeſtellt ſei, 
ausdrücklich abgelehnt und ſich dafür entſchieden hat, 
die Uebertragbarkeit unbeſchränkt anzuerkennen (Prot. 
Bd. 5 S. 525/526). 

2. War der Pflichtteilsanſpruch erwachſen, ſo fehlt 
es an jedem Rechtsgrund, aus dem D. dieſen Anſpruch 
wieder verloren haben ſollte. Die Reviſion will dies 
daraus folgern, daß D. das väterliche Teſtament aus⸗ 
drücklich anerkannt habe. Allein das Anerkenntnis 
eines rechtswirkſamen Teſtaments durch die Nachlaß⸗ 
beteiligten iſt in der Regel bedeutungslos. Dies gilt 
um ſo mehr hier, wo gerade das väterliche Teſtament, 
d. h. die darin angeordnete Ausſchließung des Abkömm⸗ 
lings, ſeinen Pflichtteilsanſpruch geſchaffen hat. Mit 
Recht fordert deshalb das OLG. zur Befreiung des 
Erben von der Pflichtteilsſchuld eine Verzichts⸗ oder 
Erlaßerklärung des Berechtigten, findet ſie aber in den 
angeblichen Aeußerungen und Abmachungen des D. 
mit ſeiner Mutter nicht einmal ſchlüſſig behauptet. 
(Urt. d. IV. ZS. vom 21. Dezember 1912, IV 312/12). 
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IV. 


Welchen Einfluß haben die Nonkurseröffnung und 
tin Zwangsvergleich anf einen Auſpruch, der auf Be: 
freiung von einer Schuld und auf Bewirkung einer 
Lobes eklöſchnng gerichtet it? Aus den Gründen: 
as OLG. hat mit Recht angenommen, daß der An⸗ 
ſpruch auf Befreiung und auf Bewirkung der Löſchung 
durch den Konkurs über das Vermögen des Beklagten 
keine Umwandlung erfahren hat. Nach § 69 KO. find 
allerdings Forderungen, die nicht auf einen Geldbetrag 
gerichtet ſind, nach ihrem Schätzungswerte in Reichs— 
währung geltend zu machen. Dieſe Beſtimmung trifft 
jedoch nur den Fall, daß der Gläubiger ſeine Forde— 
rung im Konkursverfahren anmeldet und Befriedigung 
aus der Konkursmaſſe ſucht. Aus ihr ergibt ſich eben— 
ſowenig wie aus ſonſtigen Beſtimmungen der KO., 
daß eine nicht auf einen Geldbetrag gerichtete Forde— 
rung, die wie die Klageforderung nicht zur Befriedi— 
gung aus der Konkursmaſſe angemeldet worden iſt, 
zufolge der Konkurseröffnung fortan, auch nach Be— 
endigung des Konkursverfahrens, nur noch als Geld— 
forderung in der Höhe des Schätzungswertes geltend 
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gemacht werden kann. — Der Konkurs iſt durch einen 
Zwangsvergleich beendigt worden, wonach die Gläu⸗ 
biger 20% ihrer Forderungen erhalten ſollen. Un⸗ 
zutreffend iſt die Auffaſſung des OG., daß der Be⸗ 
freiungsanſpruch von dem Zwangsvergleich deswegen 
nicht getroffen werde, weil der Beklagte die Klägerin 
nur einheitlich von ihrer ganzen Verbindlichkeit befreien 
könne. Wie der Gläubiger einer Hypothekenforderung 
zum Teil befriedigt werden kann, ſo kann auch der 
Hypothekenſchuldner zu einem Teil von ſeiner Ver⸗ 
bindlichkeit befreit werden. Wäre der Zwangsvergleich 
wirkſam, ſo hätte er im Verhältnis zwiſchen den Par⸗ 
teien die Bedeutung, daß der Anſpruch auf Befreiun 
und Bewirkung der Löſchung ebenſo wie der Anſpru 
auf Zahlung nur noch in Höhe von 20% beſtünde 
und im übrigen als erlaſſen zu gelten hätte. (Urt. 
d. V. 3S. vom 8. Januar 1913, V 393 / 1912). 
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B. Strafſachen. 


Verſälſchung von Bier durch Zuſatz von Tröpfelbier 
und übergelanſenem Bier; iſt es von Belang, ob der 
Angeklagte einen ſolchen Zuſatz für erlaubt gehalten hat ? 
Aus den Gründen: Nach den Feſtſtellungen des 
Urteils iſt zwar nicht nachgewieſen, daß die Angeklagten 
Tröpfelbier, wohl aber daß ſie beim Füllen anderer 
Gläſer übergelaufenes Bier zum Auffüllen von 1 
verwendet haben. Gleichwohl ſind ſie von der Anklage 
des Vergehens gegen § 10 Nr. 1 und 2 Nahr Mittel G. 
freigeſprochen worden, und zwar die Angeklagte Sch., 
die nur auf Geheiß ihres Dienſtherrn, des Angeklagten 
F., gehandelt hatte, weil ſie habe annehmen können, 
daß ihr Tun geſtattet ſei, die beiden anderen Ange⸗ 
klagten aber, weil eine „Verfälſchung“ des Bieres nicht 
vorliege. Dieſe negative Feſtſtellung, welche auch für 
die Angeklagte Sch. zutreffen würde, iſt folgender⸗ 
maßen begründet: ſelbſt wenn Tröpfelbier mit ver⸗ 
wendet worden ſein ſollte, ſo ſcheine der Zuſatz doch 
ſtets ſo gering geweſen zu ſein, daß man wohl von 
Unſauberkeit in der Bedienung ſprechen, jedoch noch 
keine Verfälſchung annehmen könne; das Bier müſſe 
jedenfalls trinkbar geweſen ſein, wie ſich daraus ergebe, 
daß ſämtliche Zeugen weiter in der Wirtſchaft verkehrt 
hätten. Was hier in hypothetiſcher Form für einen 
Zuſatz von Tröpfelbier und übergelaufenem Bier ge⸗ 
ſagt wird, ſoll ſelbſtverſtändlich erſt recht für den aus⸗ 
ſchließlichen Zuſatz übergelaufenen Bieres gelten, der 
allein mit Sicherheit feſtgeſtellt iſt. Auch inſoweit 
bieten die Ausführungen des Vorderrichters jedoch keine 
Gewähr daſür, daß er von der richtigen Auffaſſung 
des Begriffs der Verfälſchung in § 10 Nr. 1 und 2 
Nahr Mittel S. ausgegangen iſt. Bedenken in dieſer 
Hinſicht erregt zunächſt die Hervorhebung der Trink⸗ 
barkeit des Bieres; denn für den Begriff der Verfälſchung 
eines Nahrungs- oder Genußmittels iſt noch weniger 
wie für den Begriff des Verdorbenſeins (vgl. RGSt. 
Bd. 5 S. 294) erforderlich, daß es ungenießbar ſei. 
Vor allem läßt das Urteil jede Erörterung darüber 
vermiſſen, ob nicht das in der Wirtſchaft verkehrende 
Publikum Anſtand genommen hätte, wenn ihm der 
Zuſatz übergelaufenen Bieres bekannt geweſen wäre. 
Statt deſſen wird entſcheidendes Gewicht dem Umſtande 
beigemeſſen, daß der Zuſatz verhältnismäßig ſehr klein 
geweſen ſein müſſe. Der Vorderrichter ſcheint hiernach 
verkannt zu haben, daß der ſolide Geſchäftsgebrauch 
und die danach berechtigten Erwartungen der Abnehmer 
und Verbraucher, nicht aber die Menge des zugeſetzten 
minderwertigen Stoffes dafür maßgebend ſind, welches 
die normale Beſchaffenheit eines Nahrungs- und Genuß— 
mittels iſt und ob eine Abweichung von der Norm 
als eine Verſchlechterung (Verfälſchung) ſich darſtellt 
(vgl. RGSt. Bd. 6 S. 53, Bd. 15 S. 161, Bd. 16 S. 317, 
Bd. 31 S. 73). Setzen die Abnehmer und Verbraucher 


172 


voraus, daß fie ein Bier ohne jede Veränderung fo er⸗ 
halten, wie es aus dem Zapfhahn fließt, ſo kann in 
dem Beimiſchen von Bier, das beim Füllen anderer 
Gläſer übergelaufen und dabei möglicherweiſe an fremden 
Gläſern oder Händen heruntergelaufen iſt, eine Ver⸗ 
fälſchung gefunden werden, auch wenn es ſich um ver⸗ 
hältnismäßig kleine Mengen handelt. Eine Verfälſchung 
ſetzt nicht den Zuſatz fremdartiger Stoffe voraus, ſondern 
kann auch durch Zuſatz minderwertiger Mengen des⸗ 
ſelben Nahrungs- und Genußmittels bewirkt werden 
(vgl. RGSt. Bd. 12 S. 400). Allerdings läßt ſich dieſe 
Frage nicht allgemein, wie die Reviſion meint, ſondern 
immer nur für den Einzelfall entſcheiden. — Hinſichtlich 
des inneren Tatbeſtands enthält das Urteil in bezug 
auf die Angeklagten Wilhelm und Joſefine F. über⸗ 
haupt keine Feſtſtellungen; was in bezug auf die An⸗ 
geklagte Sch. feſtgeſtellt ist, vermag ihre Seeifpredung 
nicht zu rechtfertigen. Zu dem nach § 10 Nr. 1 und 

Nahr Mittel. er elch Vorſatz gehört das Wiſſen 
und Wollen ſämtlicher Tatbeſtandsmerkmale, nicht aber 
auch die Kenntnis des geſetzlichen Verbots. Eine Un⸗ 
kenntnis oder ein Irrtum über das Strafgeſetz ent⸗ 
ſchuldigt nicht (vgl. RG St. Bd. 5 S. 295). Nur dann 
vermöchte deshalb die Annahme der Angeklagten Sch., 
daß die Verwendung übergelaufenen Bieres zum Nach⸗ 
füllen der Gläſer geſtattet ſei, ſie vor Beſtrafung zu 
ſchützen, wenn die Annahme ſich auf einen tatſächlichen 
Irrtum über den für die Beſtimmung der normalen 
Beſchaffenheit des Bieres maßgebenden ſoliden Geſchäfts⸗ 
gebrauch ſtützte. Daß dies der Fall geweſen ſei, läßt 
ſich jedoch aus den Urteilsgründen nicht entnehmen. 
(Urt. des V. StS. vom 14. Januar 1913, 5 D en. 
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Oberſtes Landesgericht. 
A. Zivilſachen. 
I. 


Darf der Antrag des Gläubigers eines Berſtorbenen 
auf Ausſtellung eines Erbſcheins ohne weiteres abge: 
wieſen werden? Welche Gründe können in Bayern be⸗ 
ſtehen, einem ſolchen Autrag ſtatt zugeben, obwohl er 
mangelhaft iſt? (ZPO. Ss 792, 291; BGB. SS 2354 
bis 2358, 1640; NachlG. Art. l, 3, 4 NachlO. S 51). 
Die verſtorbene Katharina W. hat ihren Ehemann und 
minderjährige Kinder hinterlaſſen. Nachlaßverhand— 
lungen wurden nicht gepflogen, da als gerichtsbekannt 
erklärt wurde, daß ſie kein Vermögen hinterließ. Der 
Agent S. legte dem Nachlaßgericht G. ein Urteil vor 
und beantragte die Erteilung eines Erbſcheins. Das 
Nachlaßgericht gab den Antrag dem S. zurück und fügte 
bei, daß Nachlaßverhandlungen nicht gepflogen wurden; 
ein Erbſchein könne ihm nicht erteilt werden, da er 
nicht Erbe ſei. Die Beſchwerde des S. wurde zurück— 
gewieſen. Auf die weitere Beſchwerde hat das Ob“ G. 
die Sache an das Nachlaßgericht zurückverwieſen. 

Aus den Gründen: Das Schreiben des S. an 
das Nachlaßgericht entſpricht allerdings nicht ganz 
den Er 5 eines Antrags auf Erbſchein nach 

SS 2354, 2356, 2357 BGB. Es konnte aber aus dem 
Schreiben und deſſen Beilagen ausreichend erſehen 
werden, daß S. einen Anſpruch auf Erteilung eines 
Erbſcheins über den Nachlaß ſeiner Schuldnerin hat 
und daß er die Erteilung an Stelle der Erben bean— 
ſprucht. Die übrigen Erforderniſſe konnte das Nachlaß— 
gericht zum Teil aus der Todesanzeige entnehmen. 
Dies gilt insbeſondere von den vom LG. vermißten 
Angaben des Todestags und des letzten Wohnſitzes der 
Erblaſſerin. Die Todesanzeige wird nach der Bek. vom 
10. Dezember 1902 (IJMBl. S. 213) auf Grund des 
Sterberegiſters erſtattet. Wenn ſie auch den Todestag 
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nicht mit der im 8 15 we en Wirkung 
beweiſt, fo iſt fie doch i. S. $ 2356 BGB. eine öffent: 
liche Urkunde, die den ar bezeugt. Für den 
Nachweis der Zeit des Todes können deshalb die 
bayeriſchen Nachlaßgerichte neben der amtlichen Todes» 
anzeige des Standesbeamten nur dann noch einen 
Auszug aus dem Sterberegiſter verlangen, wenn es 
beſondere Umſtände rechtfertigen. Die Angabe des 
letzten Wohnſitzes iſt ein Erfordernis des Antrags auf 
Erbſchein nur inſoferne, als ſich nach dem letzten Wohn⸗ 
ſitze die Zuſtändigkeit bemißt. An der Zuſtändigkeit 
des Amtsgerichts konnte aber um ſo weniger ein 
Zweifel ſein, als es ja ſchon die Unterlaſſung der Erben⸗ 
ermittelung verfügt hatte, alſo ſchon als Nachlaßgericht 
tätig geworden war. Der Todesanzeige kommt in 
bezug auf den letzten Wohnſitz und über die hinter⸗ 
laſſenen nächſten Angehörigen nicht die Bedeutung 
einer öffentlichen Urkunde zu, weil ſie dieſe Angabe 
nur auf Grund von Mitteilungen Dritter macht. Allein 
die Angaben wurden hier, da minderjährige Kinder 
vorhanden find, ergänzt und beftätigt durch die Er⸗ 
5 88 und Verfügungen des Vormundſchaftsgerichts 
ei der Entgegennahme und Prüfung des von dem über⸗ 
lebenden Ehegatten nach 8 1640 BGB. einzureichenden 
Verzeichniſſes des Vermögens der Kinder. Wenn feſt⸗ 
ſteht, daß keine Verfügung von Todes wegen vorhanden 
iſt und daß die Erblaſſerin als nächſte Angehörige 
ihren Ehemann und minderjährige Kinder hinterlaſſen 
hat, müßten die Verhältniſſe ſchon ſonderbar liegen, 
wenn das Nachlaßgericht den Beweis der Voraus⸗ 
ſetzungen für die Erteilung des Erbſcheins nicht nach 
8 2365 Abſ. 3 BGB. ohne weiteres als geliefert er: 
achten könnte, weil die Tatſachen bei on offenkundig 
ſind. Denn letzteres iſt wie im 8 291 ZPO. dahin 
zu verſtehen, daß es auch Tatſachen 0 von denen 
das Gericht vermöge ſeiner ſonſtigen amtlichen Tätig⸗ 
keit Kenntnis hat. Im übrigen hat das Nachlaßgericht 
nach 8 51 Abſ. III, IV NachlO. den Antragſteller in 
der Herbeiſchaffung der Urkunden ſoweit als möglich 
zu unterſtützen und es hat ſchon nach 8 2358 BG. 
von Amts wegen die erforderlichen Ermittelungen vor⸗ 
zunehmen und die geeigneten Beweiſe aufzunehmen. 
(Beſchl. d. I. 3ZS. vom 17. Januar 1913, Reg. III ö 
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II. 


Iſt das inländiſche Nachlaßßgericht mit dem ganze 
Nachlaß eines Deutſchen befaßt, der über ſein inländiſches 
und ausländiſches Bermögen durch verſchiedene Teſtamente 
verfügt hat? Muß bei der Berecunng der Gebühr für 
die Teſtamentseröffnung auch das ausländiſche Vermögen 
herangezogen werden? (BGB. 88 1922, 2253, 2258, 2353; 
EG. BGB. Art. 24, 28; Oeſterr. BOB. SS 531, 532, 300; 
NachlG. Art. 3; Nachl O. s$ 42, 49 ff.; Geb. Art. 110) 
In T. (Bayern) ſtarb der Fabrikbeſitzer H. Er war 
Deutſcher, ſeinen Wohnſitz hatte er in T. und in M. 
(Oeſterreich). Der in Grundſtücken und in beweglichem 
Vermögen beſtehende Nachlaß befindet ſich zum Teil 
in Deutſchland zum Teil in Oeſterreich. H. hatte in 
einem am 8. Dezember 1910 errichteten eigenhändigen 
Teſtamente ſeine Nichten zu Erben ſeines Nachlaſſes in 
Deutſchland eingeſetzt, ſeinen Neffen aber einen Anteil 
an mehreren Häuſern in D. vermacht. Zum Schluſſe 
bemerkt der Erblaſſer, daß er über ſein Vermögen in 
Oeſterreich ein beſonderes Teſtament in M. hinterlegen 
werde. Das Teſtament wurde vom AG. T. verkündet. 
In einem weiteren am 13. Juni 1911 in O. (Oeſter⸗ 
reich) errichteten Teſtamente hatte H. zu Erben ſeines 
Nachlaſſes in Oeſterreich ſeine Neffen eingeſetzt. Dieſes 
Teſtament wurde vom Bezirksgerichte M. „vorſchrifts⸗ 
mäßig kundgemacht“. Auf Erſuchen des bayeriſchen 
Nachlaßgerichts überſendete das Bezirksgericht M. eine 
beglaubigte Abſchrift des Teſtaments und bejtätigte, 
daß es nach dem öſterreichiſchen Geſetz gültig ſei. Das 
bayeriſche Nachlaßgericht erteilte ſodann den Nichten 
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Erbſchein des Inhalts, daß fie den H. auf Grund des 
Teſtaments vom 8. Dezember 1910 hinſichtlich ſeines 
Nachlaſſes in Deutſchland beerbt haben. Die Gebühr 
für die Eröffnung des Teſtaments (Art. 111 GebG.) 
berechnete der Gerichtsſchreiber aus 2440816 M mit 
2441 M. Dagegen erhob der Teſtamentsvollſtrecker in⸗ 
ſoweit Erinnerungen, als die Gebühr auch aus dem 
ausländiſchen Nachlaß erhoben wurde. Das Obs. 
hat ſie zurückgewieſen. 

Gründe: Art. 111 GebG. unterwirft Teſtamente 
ohne Rückſicht auf den Ort der Errichtung bei ihrer 
Eröffnung einer beſonderen Gebühr von 1% der Gegen⸗ 
ſtandsſumme. Dieſe Gebühr bildet nicht eine Gegen⸗ 
leiſtung für die Verkündung des Teſtaments, ſondern 
eine Vergütung für die geſamte Tätigkeit des Nachlaß⸗ 
gerichts bei der Prüfung des Teſtaments. Nicht bei⸗ 
zupflichten iſt den Ausführungen der Vorgerichte, daß 
für die Berechnung der Gebühr des Art. 111 der Wert 
des Nachlaßvermögens im Auslande außer Betracht 
bleiben müſſe. Nach Art. 24 Abſ. 1 EG. BGB. wird ein 
Deutſcher nach den deutſchen Geſetzen beerbt, auch wenn 
er ſeinen Wohnſitz im Auslande 15 Nach 8 1922 
8. geht mit dem Tod einer Perſon deren Vermögen 
als Ganzes auf die Erben über, auf den Anteil eines 
Miterben (Erbteil) ſind die Vorſchriften über die Erb⸗ 
ſchaft anzuwenden. Infolge des Grundſatzes der Geſamt⸗ 
nachfolge iſt es gleichgültig, ob ſich das Vermögen des 
Erblaſſers im Inland oder im Auslande befindet, da 
auch das Vermögen eines Deutſchen im Auslande nach 
deutſchen Geſetzen vererbt wird. Es geht alſo nicht 
an, zwiſchen einem inländiſchen und einem ausländiſchen 
Nachlaſſe rechtlich zu unterſcheiden. Daran wird auch 
nichts durch Art. 28 EG. BGB. geändert, demzufolge 
ſich die Vorſchrift des Art. 24, alſo die Beerbung na 
den deutſchen Geſetzen, nicht auf Gegenſtände erſtreckt, 
die ſich nicht im Gebiete des deutſchen Reichs befinden, 
wenn ſie nach den ausländiſchen Geſetzen nicht den 
dort im allgemeinen für die Beerbung einer Perſon 
maßgebenden Grundſätzen, ſondern beſonderen abweichen— 
den Vorſchriften unterliegen. Das iſt nach den öſter⸗ 
reichiſchen Geſetzen nicht der Fall. Auch das Oeſt BGG. 
verſteht in 8 531 unter „Verlaſſenſchaft oder Nachlaß“ 
den Inbegriff der Rechte und Verbindlichkeiten des 
Verſtorbenen, in dem $ 532 unter „Erbrecht“ das aus⸗ 
ſchließende Recht, „die ganze Verlaſſenſchaft oder einen 
in Beziehung auf das Ganze beſtimmten Teil“ in 
Befitz zu nehmen. 8 300 unterwirft allerdings un⸗ 
bewegliche Sachen den Geſetzen des Bezirks, in dem ſie 
liegen; daraus iſt die Rechtsfolge abzuleiten, daß ſich 
das Erbrecht hinſichtlich des in Oeſterreich gelegenen 
Immobiliarnachlaſſes eines Ausländers, hier eines 
Deutſchen, nach dem öſterreichiſchen Rechte beſtimmt. 
Das kann aber hier nicht zu Schwierigkeiten führen, 
weil das über ſolche Grundſtücke verfügende Teſtament 
vom 13. Juni 1911 den öſterreichiſchen Geſetzen genügt. 
Keineswegs wird durch dieſe Beſtimmung der im 
deutſchen wie im öſterreichiſchen Recht aufgeſtellte Grund» 
ſatz der Geſamtnachfolge berührt. 

So wenig wie zwiſchen einem inländiſchen und 
einem ausländiſchen Nachlaß iſt begrifflich zwiſchen 
einem Teſtament über den inländiſchen und einem 
Teſtament über den ausländiſchen Nachlaß zu unter— 
ſcheiden. Die beiden Teſtamente haben den Nachlaß 
zum Gegenſtande. Sie beſtehen nach dem ausdrücklichen 
Willen des Erblaſſers nebeneinander, ſie ergänzen ſich 
gegenſeitig. Das nach 8 73 GG. zur Behandlung 
des Nachlaſſes örtlich zuſtändige Amtsgericht T. hatte 
ſich deshalb mit beiden in gleicher Weiſe zu beſchäftigen. 
Nach Art. 3 NachlG. und 5 42 Abſ. 2 Nachl O. hatte 
das Nachlaßgericht von Amts wegen den Erben zu er— 
mitteln; nach $ 2353 BGB. hatte es auf Antrag den 
Erbſchein zu erteilen. Zu dieſem Zwecke hatte es ſich 
mit beiden Teſtamenten vertraut zu machen, nicht 
nur um die Perſon der eingeſetzten Erben, ſondern 
auch um das Verhältnis der beiden Teſtamente, ihre 
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gleichmäßige Geltung (88 2253, 2258 BGB.) feſtſtellen 
und namentlich prüfen zu können, ob die mit einzelnen 
Vermögensmaſſen bedachten als Erben bezeichneten 
Perſonen wirklich Erben und nicht nur Vermächtnis⸗ 
nehmer find. Für dieſe Tätigkeit iſt die in dem Art. 111 
Geb. beſtimmte Gebühr fällig geworden, gleichviel 
wo die Eröffnung erfolgte; ſie iſt zu erheben aus der 
Gegenſtandsſumme, über die in den Teſtamenten ver⸗ 
fügt iſt, alſo aus dem reinen Werte des geſamten 
Nachlaſſes. Dabei begründet es keinen Unterſchied, daß 
ſich das Nachlaßgericht mit den Nachlaßgegenſtänden 
im Auslande nicht weiter befaßt und den Erbſchein 
antragsgemäß auf die in Deutſchland befindlichen 
Nachlaßgegenſtände beſchränkt hat. (Beſchl. d. II. 3S. 
vom 8. Januar 1913, Reg. V 30/1912). W. 
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Tragweite der Körorduung. Im Januar 1912 
wurde in D. eine Pferdezuchtgenoſſenſchaft gegründet, 
um zur Deckung der Stuten der Mitglieder einen Hengſt 
anzukaufen und zu halten. Der Angeklagte iſt Mit⸗ 
glied der Genoſſenſchaft und hat die Haltung des Hengſtes 
und das Deckgeſchäft übernommen. Nachdem ein für 
die Genoſſenſchaft gekaufter Hengſt als untauglich ab⸗ 
gekört worden war, wurde im März ein anderer Hengſt 
für die Genoſſenſchaft gekauft; auch dieſer wurde an⸗ 
fangs April abgekört. Gleichwohl behielt ihn der An⸗ 
geklagte in Pflege und belegte damit vor und nach 
der Abkörung und vor und nach der Eintragung der 
Genoſſenſchaft Stuten von Genoſſenſchaftsmitgliedern, 
in zwei Fällen auch von Nichtmitgliedern. Der An⸗ 
geklagte wurde wegen Uebertretung der Körordnung 
verurteilt, ſeine Reviſion wurde verworfen. 

Aus den Gründen: Die Körordnung geſtattet 
nur, daß von den im Privatbeſitze befindlichen nicht 
gekörten Hengſten die Stuten des Hengſtbeſitzers gedeckt 
werden. Sie ſchreibt vor, daß Stuten, die nicht dem 
Hengſtbeſitzer gehören, nur von angekörten Hengſten 
gedeckt werden dürfen. Im Privatbeſitze ſtehen nicht 
nur die einer phyſiſchen Einzelperſon, ſondern auch die 
einer Perſonenmehrheit oder einer juriſtiſchen Perſon 
des bürgerlichen Rechtes gehörigen Sachen. Eine Ber- 
ſonenmehrheit iſt die in der Entſtehung begriffene, 
noch nicht eingetragene Genoſſenſchaft, eine juriſtiſche 
Perſon iſt die Genoſſenſchaft vom Zeitpunkte der Ein- 
tragung in das Genoſſenſchaftsregiſter. Sowohl bei 
der vor der Eintragung gegebenen Geſellſchaft des 
bürgerlichen Rechtes (SS 705 ff. BGB.), als auch bei 
der eingetragenen Genoſſenſchaft beſteht ein Gegenſatz 
zwiſchen dem Anteile des einzelnen Geſellſchafters oder 
Genoſſen am Vermögen der Geſellſchaft und zwiſchen 
dem Privatvermögen der Geſellſchaften und Ges 
noſſenſchaften. Ueber dieſes verfügt der Inhaber frei, 
über jenes kann der Geſellſchafter (Genoſſe) ebenſo 
wie über die einzelnen das gemeinſame Vermögen 
bildenden Sachen nur mit geſamter Hand verfügen. 
Man kann nicht ſagen, daß ihm dieſe Sachen gehören, 
ſondern höchſtens, daß ihm ein gedachter Anteil ge— 
hört. Deshalb iſt bei einer Zuchtgenoſſenſchaft das 
einzelne Mitglied weder vor noch nach der Eintragung 
Eigentümer des gemeinſam angeſchafften Zuchttiers, 
während die Muttertiere im Privateigentum ihrer Be— 
ſitzer ſtehen. Iſt aber der Eigentümer des Hengſtes 
ein anderer als der Eigentümer einer von dieſem Hengſte 
zu deckenden Stute, ſo iſt der Art. 1 des Körgeſetzes 
vom 26. März 1881 ohne weiteres anwendbar. 

Unzutreffend iſt die Aufſtellung, daß der Art. 1 
der Körordnung mit den Zwecken des GenG. und be— 
ſonders mit deſſen § 1 Nr. 6 unvereinbar ſei. Der 
Geſchäftsbetrieb der Zuchtgenoſſenſchaften unterliegt 
ebenſo wie jeder andere wirtſchaftliche Betrieb den 
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polizeilichen Beſchränkungen, insbeſondere den Geboten nicht wohl in 589 kam, zeigen die von den Landes⸗ 


und Verboten der Wohlfahrtspflege, wie ſie die Kör⸗ 
ordnung enthält; die im öffentlichen Intereſſe erlaſſenen 
Vorſchriften beſchränken allenthalben die Ausübung 
der Privatrechte und dürfen, wo es erforderlich iſt, 
auch in genoſſenſchaftliche Betriebe eingreifen. Gerade 
weil für Zuchtgenoſſenſchaften die Beſchaffung guter 
Zuchttiere ebenſo wichtig iſt wie für den Pferdebeſitzer, 
die Auswahl ſolcher Tiere aber beſondere Vorkenntniſſe 
und Erfahrungen erheiſcht, hat man allgemein das 
Erfordernis der Körung durch Organe aufgeſtellt, denen 
man dieſe Kenntniſſe und Erfahrungen zutrauen darf. 
(Urt. v. 14. Dez. 1912, Rev.⸗Reg. Nr. 527/1912). Ed. 
9 
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Oberlandesgericht München. 


Einzug der Gendarmeriepenſion wegen Anſtellung 
als Messner. Aus den Gründen: Es fragt ſich, 
ob auf den Kläger die Vorſchriften des §2 VO. vom 
16. Juli 1900 (GVBl. S. 892) zutreffen, wonach bei 
der Verwendung eines Gendarmeriepenſioniſten in 
einem anderen „öffentlichen Dienſte? das Dienſtein⸗ 
kommen aus dieſer Verwendung und die Gendarmerie— 
penſion zuſammen den Aktivbezug nicht überfchreiten 
dürfen. Dieſer $ 2 will die öffentlichen Mittel von 
übermäßiger Penſionszahlung entlaſten; er erſetzt die 
Vorſchriften der SS 14 ff. VO. vom 13. Oktober 1881 
(GVBl. S. 1289) und verfolgt einen ähnlichen Zweck, 
wie 8 36 Mannſch VG. und früher 8 106 MilPenj®. 
Jedoch iſt entſprechend der Zuſtändigkeit des Landes— 
rechts für die Gendarmerie der Begriff des öffentlichen 
Dienſtes weiter gefaßt wie im Reichsgeſetz und es 
fallen darunter, — wie durch MinE. vom 6. Januar 
1912 erläuternd ausgeſprochen wurde (Aeuß Min Bl. 
S. 32) — auch Bezüge aus öffentlichen Stiftungen 
insbeſondere Kultusſtiftungen. Der Hofdienſt iſt in 
dieſen Vorſchriften nirgends als öffentlicher Dienſt im 
Sinne der Penſionsvorſchriften genannt und es mag 
dahin geſtellt bleiben, ob die Entſcheidung des VGH. 
Bd. 30 S. 119 auch hieher zu beziehen wäre, wonach 
ein Hofſtallbedienſteter (Oberbereiter) im Sinne des 
Heimatgeſetzes als im öffentlichen Dienſte ſtehend an— 
zuſehen iſt. Denn ſachlich ergeben die Akten klar, daß 
der Kläger nicht, wie er behauptet, im Hofdienſt, ſondern 
im öffentlichen Kultusſtiftungsdienſt angeſtellt worden 
iſt, dieſe Anſtellung angenommen hat und auf grund 
dieſer Anſtellung feine Dienſte leiſtet und bezahlt er: 
hält. Es kommt daher auf die behauptete Eigenſchaft 
der Wallfahrtskapelle zu A. als einer capella regia 
und auf den etwaigen Rechtsinhalt einer ſolchen Eigen— 
ſchaft)) nichts an. Denn die Hofſtellen beanſpruchen 
offenbar gar kein Präſentationsrecht und haben ſich 
bei der Anſtellung des Beſchwerdeführers überhaupt 
nicht beteiligt. Der Kläger iſt vielmehr nach den all— 
gemeinen Normen für den katholiſchen niederen Kirchen— 
dienſt angeſtellt worden (VO. vom 30. Dezember 1810, 
RegBl. 1811 S. 17 ff.; FormVO. vom 17. Dezember 
1825 8 35). Hofdienſtſtellen werden nicht von der 
Kreis regierung beſetzt und können nicht von Gendarmerie— 
anwärtern beanſprucht werden. Die Kapelle zu A. 
findet ſich auch in der allerdings nicht erſchöpfenden 
Beilage zum Zivilliſtegeſetz (GBl. 1834 S. 29 fl.) 
nicht aufgeführt; von der Säkulariſation blieb ſie ver— 
ſchont, weil ſich letztere (RegBl. 1802 S. 778) nur auf 
Stifte und Klöſter, nicht aber auf Kultusſtiftungen 
erſtreckte. Daß übrigens ein Kurfürſtliches oder Her— 
zogliches Eigentum an der Kapellſtiftung und der Kapelle 


1) Rach LR. Tl. 1 Kap. VII S 42 Anm. Nr. 2 wird die Verwaltung 
der capellae regiae seu palatınae bei Hof durch das „Obriſt-Vof— 
meiſteramt“ gefubre und entfalt ſomit die Mitaufſicht des Biſchofs 
(cone. Trid. seas. 22 de reform. c. 8: „Don tamen yuae sub remum 
immediata protectione sunt“). Der Einſ. 


herrn dort wiederholt gemachten Anlehen. Außerdem 
wurden ſämtliche Hofkapellen und ihre Einrichtungen 
ſchon durch die Hausfideikommißpragmatik vom 20. Ok⸗ 
tober 1804 (Reg Bl. 1805 S. 165) ausdrücklich zu Staats⸗ 
gu! erklärt. Dagegen ift die Kapelle in der BO. vom 
. März 1817 (RegBl. S. 153) ausdrücklich genannt; 
auf dieſer VO. und dem Vorbehalt in 8 142 VollzBO. 
zum rev. GemEdikt von 1834 beruht der Beſtand 
der Kapellenſtiftungsadminiſtration bis heute, weil es 
ſich um eine umfaſſende in ihrer Bedeutung über den 
Ortsbereich weit hinausgehende allgemeine öffentliche 
Kultusſtiftung handelt. Hofkultusſtiftungen werden 
grundſätzlich nicht von ſtaatlichen Stiftungsadmini⸗ 
ſtrationen, ſondern von der Kgl. Hofkaſſa als funkt. 
Hofſtiftungsadminiſtration unter Oberaufſicht des 
mn Leu verwaltet (Kultus Mek. v. 9. Sep⸗ 
tember 1888, MA Bl. S. 256). Eben deshalb erfolgte 
1863 eine ausdrückliche, übrigens ſchon 1868 wider⸗ 
rufene Uebertragung der Verwaltung von 21 ſolcher 
Münchener Stiftungen (teils Fabrik⸗ teils Pfründe⸗ 
ſtiftungen) auf die Unterrichtsſtiftungsadminiſtration 
(vgl. Reg Bl. 1868 S. 59). Die Eigenſchaft der Kapellen⸗ 
ſtiftung als Hofkultusſtiftung wird auch in der Note 
des Kultusminiſteriums vom 3. Mai 1912 Nr. 20209 
verneint; die dortige Wendung „dürfte“ erklärt ſich 
nicht aus einer Unſicherheit der Rechtsauffaſſung. 
ſondern daraus, daß die ſchließliche Entſcheidung den 
Gerichten zuſteht. Daß in Bayern die Anſtellung als 
Mesner einer ſolchen öffentlichen Stiftung die Ein⸗ 
ziehung der Gendarmeriepenſion rechtfertigt, iſt bereits 
durch Urteil des ObsG. vom 2. Juli 1881 ausge⸗ 
ſprochen (ält. Samml. Bd. 9 S. 246). Es genügt, darauf 
Bezug zu nehmen, auch hinſichtlich der Entlohnung 
für geſtiftete Meſſen, da dieſe dem Mesner von der 
Stiftung zugewieſen und zu dem Gehalt gerechnet 
werden. Entſcheidungen für außerbayeriſches insbe⸗ 
ſondere preußiſches Recht kommen demgegenüber nicht 
in Betracht (vgl. übrigens Siber, Komm. zu $ 36 
MannſchVG.). Die ſeinerzeitige Verweigerung der 
Abgabe von Taxholz an die Kapelleangeſtellten gründete 
ſich nicht auf eine Verneinung der Anſtellung im öffent⸗ 
lichen Dienſte, ſondern vornehmlich auf die Möglich⸗ 
keit billigen Holzerwerbs im Verſteigerungswege. Die 
Verweigerung der Eigenſchaft eines etatmäßigen Be: 
amten an den Kapellmeiſter iſt angeſichts des Inhalts 
des Art. 189 BG. ohne Belang; denn der Begriff des 
öffentlichen Dienſtes nach der VO. vom 16. Juli 1900 
reicht weiter als der Geltungsbereich des Beamten⸗ 
geſetzes. (Beſchl. vom 11. Nov. 1912; Beſchw.⸗Reg. 
Nr. 662/12 1). N. 
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Vücheranzeigen. 


Meyers Orts⸗ und Verkehrs Lexikon des Deutſchen Neichs. 
Fünfte, vollſtändig neu bearbeitete und vermehrte 
Auflage. Auf Grund amtlicher Unterlagen von 
Reichs⸗, Landes⸗ und Gemeindebehörden herausge⸗ 
geben von Dr. E. Uetrecht. Mehr als 210 000 Artikel 
und Verweiſungen mit 51 Stadtplänen, 19 Um 
gebungs- und Ueberſichtskarten ſowie einer Verkehrs⸗ 
karte und vielen ſtatiſtiſchen Beilagen. 2 Bände in 
Leinen gebunden zu je Mk. 18.—. — Verlag des 
Bibliographiſchen Inſtituts in Leipzig und Wien. 

Etwas völlig Neues, in ſeiner erſchöpfenden Reich⸗ 
haltigkeit auf dieſem Gebiete noch nicht Vorhandenes 
bildet die ſoeben mit dem erſten Bande herausge— 
kommene fünfte Auflage des ehemaligen Neumannſchen 

Nachſchlagebuchs, von deſſen Anlage allerdings nichts 

weiter übriggeblieben iſt als die alphabetiſche An⸗ 

ordnung des Stoffes. Das auf gänzlich neuen Grund— 
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lagen aufgebaute Werk verzeichnet zum erſten Male 
in der Literatur ſämtliche im Deutſchen Reich gelegenen 
Wohnſtätten bis herunter zum Einzelgehöft. Bei jeder 
Siedelung ſind alle die mannigfaltigen Fragen, die 
ſowohl als ein Orts: als auch an ein Verkehrslexikon 
billigerweiſe geſtellt werden können, knapp, treffend 
und zuverläſſig beantwortet. Die topographiſche Lage 
und politiſche Zugehörigkeit, Einwohnerzahl nach den 
amtlichen Ergebniſſen der Volkszählung 1910, das zu⸗ 
ſtändige Gericht, Bezirkskommando, Standesamt, alle 
Reichs⸗, Landes⸗, Gemeindebehörden, Vertretungen 
fremder Mächte, Bildungsanſtalten, Muſeen, Wohl: 
fahrtseinrichtungen, Banken und Geſellſchaften, die 
Hauptzweige von Induſtrie und Handel, Garniſon, 
Servisklaſſe, die zum Ort gehörigen Wohnplätze: alle 
dieſe und noch viele andere Dinge ſind peinlich genau 
aufgeführt. Als Verkehrslexikon gibt das Werk auch 
darüber Auskunft, ob ein Ort Poſt⸗, Telegraphen⸗, 
Fernſprech⸗, Bahn⸗, Poſtwagen⸗, Auto⸗ und Schiffs⸗ 
verbindung beſitzt. oder wo ſich die zuſtändigen Ans 
ſtalten befinden. Ausführlich ſind auch die Waſſer⸗ 
ſtraßen des Deutſchen Reichs behandelt. Die Viel⸗ 
ſeitigkeit des Werkes, deſſen Angaben in die Millionen 
gehen, im Rahmen einer kurzen Beſprechung an Einzel⸗ 
heiten nachzuweiſen, iſt nicht möglich. Aber des bei⸗ 
gegebenen wertvollen Apparats von 51 Plänen der 
Großſtädte mit Straßenverzeichniſſen, 19 Ueberſichts⸗ 
karten, einer großen Verkehrskarte und vielen ſtatiſtiſchen 
Beilagen ſei hiermit noch beſonders gedacht. Das auf 
Grund amtlichen Materials bearbeitete Werk wird allen 
Verkehrs⸗, Verwaltungs- und ſonſtigen Aemtern, 
dem Induſtriellen, Kaufmann und Spediteur unent— 
behrlich ſein. Der zweite Band ſoll im Frühjahr 1913 
erſcheinen. 


Goldſchmit, Dr. Friedrich, Rechtsanwalt in München. 
Geſetz über das Lotterieſpiel vom 11. Ok⸗ 
tober 1912. 143 Seiten. München und Berlin 1913, 
J. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier). Gebd. Mk. 3.—. 


Das Buch enthält eine erläuterte Ausgabe des 
bayeriſchen Lotteriegeſetzes vom 11. Oktober 1912. Dem 
eigentlichen erläuternden Teil iſt ein Sonderabdruck 
des Geſetzestextes vorangeſtellt; den Schluß bilden der 
zwiſchen Preußen einerſeits und Bayern, Württem⸗ 
berg und Baden andrerſeits geſchloſſene Lotterievertrag 
vom 5. Juli 1911, die bayeriſche Lotterieverordnung 
vom 1. Juli 1867 und Auszüge aus den für das 
Lotterieweſen erheblichen Reichsgeſetzen. Das Geſetz, 
das, wie es bei den Sondergeſetzen häufig der Fall 
iſt, nicht wenig Zweifelsfragen bietet, iſt eingehend 
erläutert, ſo daß die Strafrechtspflege, die trotz deſſen 
kurzer Geltungsdauer ſich jetzt ſchon nicht ſelten mit 
ihm zu befaſſen hat, wirklich durch das Buch gefördert 
wird. Die zu den ähnlich geſtalteten Lotteriegeſetzen 
der anderen deutſchen Staaten aus früherer Zeit bereits 
vorliegende ſorgfältig verarbeitete Rechtſprechung und 
Literatur bot dem Verfaſſer die Möglichkeit die Punkte 
kennen zu lernen und zu erörtern, in denen ſich bei 
der Handhabung des Geſetzes die Zweifel ergeben. Der 
Abgrenzung der Wirkſamkeit und Anwendbarkeit des 
Geſetzes gegenüber dem Reichsrecht iſt die erforder⸗ 
liche Aufmerkſamkeit gewidmet, hervorgehoben ſoll hier 
werden, daß der Verfaſſer hinſichtlich des von den Los⸗ 
geſellſchaften handelnden Art. 10 zu dem Ergebnis 
kommt, daß er gegenüber dem Reichsvereinsgeſetz nur 
teilweiſe wirkſam iſt. In der durch die ſpäte Einigung 
der Geſetzgebungsfaktoren über das Geſetz veranlaßten 
Zweifelsfrage nach deſſen Geltungsbeginn iſt der Stand⸗ 
punkt vertreten, daß dieſes der Tag der Veröffent⸗ 
lichung, alſo der 12. Dezember 1912 ſei. 

München. Landgerichtsrat Schiedermair. 


Soergel, Dr. Haus Th., Rechtſprechung 1912 zum 
geſamten Zivils, Handels⸗ und Prozeß⸗ 
recht des Reiches und der Bundesſtaaten, 
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ins geſamt zu 445 Geſetzen, unter Mitwirkung von Land⸗ 
richter Dr. Scherling, Hilfsrichter am Oberlandes⸗ 
gericht Naumburg und Landrichter Dr. Becker in 
Düſſeldorf herausgegeben. 13. Jahrgang. (Stutt⸗ 
gart, Deutſche Verlagsanſtalt). Gebd. 10 Mk. 


Soergels Rechtſprechung bedarf keiner weiteren 
Empſehlung mehr. Sie wird wohl in keiner Gerichts⸗ 
bücherei und Anwaltskanzlei fehlen. Der bevorzugte 
Platz, den ſie unter den zahlreichen Sammlungen ge⸗ 
richtlicher Entſcheidungen einnimmt, iſt wohl verdient. 
Der 13. Jahrgang ſchließt ſich ſeinen Vorgängern würdig 
an. Beſonders erwähnt ſei, daß das Landesrecht in 
gleichem Maße wie das Reichsrecht berückſichtigt iſt. 

P, 


Leitner, Friedrich, Profeſſor an der Handelshochſchule 
Berlin. Das Bankgeſchäft und ſeine Technik. 
Unter Berückſichtigung der geſetzlichen Beſtimmungen. 
Dritte ergänzte Auflage. VIII. 708 S. Frankfurt a. M. 
1912, J. D. Sauerländers Verlag. 9.50 Mk; gebd. 11 Mk. 


Die kaufmänniſche Ausbildung der Juriſten ſpielt 
eine bedeutende Rolle bei den Beſtrebungen, den Nach⸗ 
wuchs mehr als bisher in das wirtſchaftliche Leben 
einzuführen. Wir haben es alle ſchmerzlich empfunden, 
daß es daran bisher gefehlt hat. Mit Beſichtigungen 
von Betrieben, mit Buchführungskurſen u. dgl. iſt es 
nicht getan. Darum iſt jedes Werk zu begrüßen, das 
als Führer in dem neuen Lande dienen kann. Das 
gilt auch von dem hier angezeigten Werke, das die 
techniſchen und die volkswirtſchaftlichen Grundlagen 
des Bankgeſchäfts darſtellt, dabei aber auch die geſetz⸗ 
lichen Vorſchriften nicht unbeachtet läßt und deshalb 
zur Einführung des Juriſten beſonders geeignet iſt. 
Freilich ſcheint mir, daß es ſchon eine gewiſſe Kennt⸗ 
nis der kaufmänniſchen Betriebsweiſen vorausſetzt, 
wenn man es mit Nutzen durcharbeiten will. 

von der Pfordten. 


Landmann, Nobert von, Kommentar zur Gwerbe⸗ 
ordnung. 6. neubearbeitete Auflage. 2. Bd. nebſt 
Anhang, Nachträgen und Sachregiſter. München 1912, 
C. H. Beckſche Verlagsbuchhandlung, Oskar Beck. 


Mit dem 2. Bd. liegt der bewährte Landmannſche 
Kommentar in neuer Bearbeitung vollendet vor. Die 
Vorzüge im einzelnen aufzuzählen iſt bei einem Werke 
überflüſſig, dem unter den Erläuterungen der Gewerbe⸗ 
ordnung ſeit längſtem die Führerrolle gebührt. Es 
ſoll an dieſer Stelle nur erneut auf die reiche Befruchtung 
hingewieſen werden, die der Auslegung des Reichs⸗ 
geſetzes durch eingehende Berückſichtigung des vielgeſtal⸗ 
tigen Vollzuges erwächſt, den es in den verſchiedenen 
Bundesſtaaten erfährt; die Vertiefung und Ausgeglichen⸗ 
heit der Darſtellung, die ſich aus dieſem Verfahren er⸗ 
gibt, iſt ein beſonderer Vorzug des Kommentars 
v. Landmanns. Die Neuauflage berückſichtigt durchweg 
den neueſten Stand der Geſetzgebung, Wiſſenſchaft und 
Rechtſprechung und wird der Theorie und Praxis des 
Gewerberechts die gleichen wertvollen Dienſte leiſten 
wie ihre Vorgänger. — — 2g — — 


Neichsgerichts⸗Eutſcheidungen in kurzen Auszügen. Her⸗ 
ausgegeben vom Deutſchen Richterbund. 1. Heft. 
Zivilſachen Bd. 76, 84 S. Nürnberg und Leipzig 1912, 
N. E. Sebald. —.75 Mk. 


Die auszugsweiſe Wiedergabe der in der amtlichen 
Sammlung veröffentlichten RGEntſch. will den Ueber⸗ 
blick über dieſe erleichtern und da, wo deren Studium 
auf Schwierigkeiten ſtößt, einen gewiſſen Erſatz dafür 
bieten. Der Herausgeber iſt daher beſtrebt, die in den 
Entſcheidungen ausgedrückten weſentlichen Gedanken 
verſtändlich und ohne Umſchweife auszuſprechen. So 
begrüßenswert ein ſolches Unternehmen auch iſt, ſo 
beſtehen doch Zweifel, ob es trotz der Billigkeit der 
einzelnen Hefte hinreichenden Abſatz findet. Jeden— 
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falls ift es bezeichnend für unſere Rechtſprechung, daß 
eine ſolche Kürzung obergerichtlicher Entſcheidungen in 
weiten juriſtiſchen Kreiſen (ſogar in Richterkreiſen ſelbſt) 
1 notwendig befunden wird. Vielleicht nimmt das 

eichsgericht Veranlaſſung, künftig bei der Abfaſſung 
ſeiner Urteile dieſe Notwendigkeit tunlichſt auszuſchalten. 
Hierdurch würde es dann im beſten Sinne erzieheriſch 
auf die Form der An der übrigen Gerichte 
wirken. Kurz, klar und bündig ſollten die Entſcheidungen 
ſein: das dunkel Geſagte iſt das dunkel Gedachte; klare 
Gedanken erfordern nicht viele Worte. 

München. Staatsanwalt Dr. Doerr. 


Laband, Dr. Paul, ord. Profeſſor des deutſchen Rechts 
an der Univerſität Straßburg. Deutſches Reichs⸗ 
nn recht. 6. Aufl. 488 Seiten. Tübingen 1912, 
a J. C. B. Mohr (Paul Siebeck). Preis 


Eine neue Auflage des „kleinen Laband“ bedarf 
bloß der Ankündigung, nicht der kritiſchen Würdigung. 
Die Meiſterwerke der Straßburger Exzellenz ſind ja 
jedem Juriſten bekannt, nicht bloß wegen ihrer wiſſen⸗ 
leaf unübertroffenen Höhe, ſondern auch wegen 

er Darſtellung. Wie find heute „welcher, derjenige, 
derſelbe“ uſw. verpönt! Bei Laband aber ſtören fie 
uns nicht! Die neue Auflage berückſichtigt die große 
Zahl wichtiger Reichsgeſetze der 3 Jahre, die ſeit dem 
Erſcheinen der 5. Auflage vergangen ſind. Dieſe Fort⸗ 
entwicklung des Reichsſtaatsrechtes machte faſt in allen 
Teilen eine Abänderung und Ergänzung, bei einzelnen 
Abſchnitten ſogar eine völlige Neubearbeitung er- 
forderlich. Die beſondere Schwierigkeit der Arbeit 
beſtand in dem Hauptzweck und Hauptvorzug des 
Buches: der Kürze. 

Aus dem neuen Inhalt der Auflage ſei nur er⸗ 
wähnt: Elſaß⸗Lothringen iſt durch das Reichsgeſetz 
vom 31. Mai 1911 nicht zum Bundesſtaat umgeſtaltet 
worden, ſondern Reichsland geblieben, weil eine ſelb⸗ 
ſtändige, von der Gewalt des Reiches verſchiedene 
Staatsgewalt nicht errichtet worden iſt. 

Jena. Rechtsanwalt Dr. Böckel. 


Wolff, Dr. jur. Oskar Anton, Das Recht der geſchiedenen 
Mutter nach dem Deutſchen Bürgerlichen Geſetzbuche. 
74 Seiten. München und Leipzig 1913, Verlag von 
Dunker & Humblot. Preis 2.— Mk. 

Das Schriftchen iſt offenbar eine Examensarbeit 
oder eine Diſſertation, wahrſcheinlich beides. Schon 
das Literatur⸗Verzeichnis und der erſte Satz der Ein⸗ 
leitung verraten den Anfänger. Der Verfaſſer bietet 
nur die Grundzüge; die Literatur berückſichtigt er nicht 
einmal in den neueſten Auflagen, die Rechtſprechung 
nur oberflächlich. 


Jena. Rechtsanwalt Dr. Böckel. 


Geſetzgebung und Verwaltung. 


Deutſch⸗ italienisches Abkommen über Arbeiter⸗ 
verſicherung (RG Bl. 1913 S. 171 ff.). Die große wirt⸗ 
ſchaftliche Bedeutung des Abkommens, das am 1. April 
d. Js. in Kraft getreten iſt, kann hier nicht gewürdigt 
werden. Für die Juſtizbehörden kommt allenfalls der 
Art. 13 in Betracht, der die Rechtshilfe gewährleiſtet 
und dafür auf die Beſtimmungen für Zivil- und 
Handelsſachen verweiſt. Gemeint iſt das Haager Ab— 
kommen über den Zivilprozeß vom 17. Juli 1905. 
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Sprachecke 
des Allgemeinen Deutſchen Sprachvereinz. 


per Adresse. Von einem dem Großkaufmanns⸗ 
ſtande angehörigen Mitgliede des Deutſchen Sprach⸗ 
vereins war der Vereinsleitung mitgeteilt worden, bei 
der deutſchen Poſtverwaltung beſtehe die Beſtimmung, 
daß Poſtanweiſungen, die nach der Wohnung des Haus⸗ 
wirts, des Mietherrn uſw. gerichtet ſeien, nur dann 
an dieſen ausgeliefert werden dürften, wenn fie die 
Aufſchrift „per Adresse“ trügen. Selbſt die einfache 
Bezeichnung „Adresse“ genüge nicht. Der Vorſitzende 
des Sprachvereins hat dieſe Beſchwerde an das Kaiſer⸗ 
liche Reichspoſtamt weitergegeben und darauf vom 
Staatsſekretär des Reichspoſtamts eine Antwort er 
halten, in der es heißt: 

„In der Faſſung vom 20. März 1900 enthält die 
Poſtordnung in 841 die Vorſchrift, daß in der Auf: 
ſchrift der Empfänger und der Beſtimmungsort deutlich 
und ſo beſtimmt bezeichnet ſein müſſen, daß jeder Un⸗ 
gewißheit vorgebeugt wird. Es ſteht daher nichts im 
Wege, Poſtſendungen z. B. mit der Aufſchrift zu ver⸗ 
ehen: „An A. abzugeben an B.“ Daß, wie Ihnen ein 

itglied des Sprachvereins ſchreibt, Poſtanweiſungen, 
die nach der Wohnung des Hauswirts, des Mietherrn 
uſw. gerichtet ſind, nur dann an dieſen ausgehändigt 
würden, wenn ſie die Aufſchrift „per Adresse“ tragen, 
dürfte auf einem Mißverſtändnis beruhen. Eine 
ſolche Vorſchrift beſteht nicht. Die Aushändi⸗ 
gung der Poſtſendungen regelt § 39 der Poſtordnung. 
wo unter VIII beſtimmt iſt, an wen, je nach der Faſſung 
der Aufſchrift, Einſchreibſendungen, Sendungen mit 
Wertangabe, Poſtanweiſungen und gewöhnliche Pakete 
zu beſtellen ſind. Wenn a. a. O., und zwar an letzter 
Stelle hinter rein deutſchen Ausdrücken, auch die Auf⸗ 
Eur „An A. unter (per) Adreſſe des B.“ aufgeführt 
ſt, ſo iſt dies lediglich deshalb geſchehen, um jeden 
Zweifel darüber fernzuhalten, welche Wirkung die Poſt⸗ 
verwaltung dieſer häufig vorkommenden Faſſung der 
Aufſchrift beilegt. Ob es bei einer Neubearbeitung 
der Poſtordnung möglich ſein wird, auch ohne An⸗ 
führung dieſer Aufſchriftform auszukommen, wird ſ. 3. 
geprüft werden.“ 

Der in vorſtehendem Schreiben angeführte § 39 
enthält unter VIII folgende Beſtimmungen: 

.. . lautet bei Einſchreibeſendungen, Sendungen 
mit Wertangabe, Poſtanweiſungen und gewöhnlichen 
Paketen die Aufſchrift ... 

„an A. zu Händen des B.“, 

„an A. abzugeben an B“, 

„an A. für B.“, 

„an A. unter (per) Adreſſe des B.“, 
ſo darf die Beſtellung ſowohl an den zuerſt genannten 
Empfänger (A), als auch an den zuletzt genannten (B“, 
deren Bevollmächtigten oder den ſonſtigen Empfangs⸗ 
berechtigten erfolgen.“ 

Hiernach hat der Beſchwerdeführer der Kaiſerlichen 
Poſtverwaltung unrecht getan; die Auswahl unter 
den deutſchen Aufſchriften iſt in der Tat groß genug. 
Allerdings ſoll nicht verſchwiegen werden, daß bei 
einigen Stichproben, die wir bei Geldbriefträgern an⸗ 
geſtellt haben, dieſe ihrer Sache nicht ſicher waren und 
auf die beſtimmte Frage, wie in ſolchen Fällen die 
Aufſchrift lauten muſſe, übereinſtimmend den „guten 
Rat“ gaben: am beſten und ſicherſten ſei es, „per 
Adresse“ zu ſchreiben. Der Geldbriefträger iſt aber 
in ſolchem Falle die wichtigſte, weil „entſcheidende“ 
Stelle, weshalb weiteſte Verbreitung dieſes Hinweiſes 
auf die vorſtehenden Beſtimmungen ſehr erwünſcht iſt. 


Verantwortl. Herausgeber: Th. von der Pfordten, 
K. I. Staatsanwalt im Staatsminiſterium der Juſtiz. 
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leber die Frage nach der Zubehöreigenſchaft 
der Baumaterialien. 
Von Kammergerichtsrat N Juſtizrat Dr. Th. Wolff 


Die Frage, ob die Baumaterialien Zubehö⸗ 
rungen des Grundſtücks find, auf welchem ſie ſich 
zum Zweck der Herſtellung oder Ausbeſſerung eines 
Gebäudes befinden, iſt zwar von allgemeiner Be: 
deutung, tatſächlich iſt fie aber in der Zwangs⸗ 
verſteigerung für den Fall von beſonderer Wichtig⸗ 
leit, daß die Baumaterialien dem Eigentümer des 
Grundſtücks deshalb nicht gehören, weil der Liefe⸗ 
rant oder der Bauhandwerker ſich das Eigentum 
daran bis zur Bezahlung des Kaufpreiſes oder 
des Werklohns vorbehalten hat. Im rechtsgeſchäft⸗ 
lichen Verkehr wird der Grundſtückseigentämer die 
Baumaterialien, an welchen ein Dritter ſich das 
Eigentum vorbehalten hat, regelmäßig von der Ver⸗ 
fügung über das Grundſtück ausſchließen, fo daß 
die Folge des 8 926 Abſ. 2 BGB. nicht eintritt, 
und die Hypothek erſtreckt ſich nicht auf dasjenige 
Zubehör, welches dem Eigentümer des Grundſtücks 
nicht gehört (8 1120 BGB.). Dagegen umfaßt 
die Zwangsverſteigerung nach 8 55 Abſ. 2 3G. 
alle, zur Zeit der Erteilung des Zuſchlags im Beſitz 
des Schuldners befindlichen, beweglichen Sachen, 
mögen fie dem Schuldner gehören oder nicht, wenn 
fie nur zu dem Grundſtück in einem feiner Beſtim⸗ 
mung entſprechenden räumlichen Verhältnis ſtehen; 
und der Erſteher erwirbt das tatſächliche Zubehör 
nach der beſtehenden Rechtſprechung (Wolff Anm. 7 
zu 8 55 3G.) ohne Rückſicht auf feinen guten 
Glauben und ohne Rückficht darauf, ob fein Wille 
auf den Erwerb gerichtet war oder nicht. 

Deshalb würde, wenn die Baumaterialien Zu⸗ 
behörungen des Grundſtücks ſind, die Folge ein⸗ 
treten, daß der Lieferant oder Bauhandwerker das 
Eigentum, trotzdem er es ſich vorbehalten hatte, 
an den Erſteher verliert, obgleich dieſer in der 
Zwangsverſteigerung das Grundſtück ohnehin unter 


dem Wert zu erſtehen pflegt. Der Lieferant oder Nr. 28) ſie bejaht haben. 


Handwerker kann ſich freilich gegen die Folge des 
8 55 durch die Erwirkung einer einſtweiligen Ver⸗ 
fügung ſchützen und, wenn er dies verjäumt, was 
häufig der Fall iſt, ſo kann er feinen Erſatzan⸗ 
ſpruch gegen den letzten Empfänger des Erlöſes 
ohne Rückficht auf deſſen Kenntnis von der Sad; 
lage geltend machen, weil nach $ 37 Nr. 5 3G. 
der Verſteigerungserlös an die Stelle des verſtei⸗ 
gerten Gegenſtands getreten iſt (Wolff Anm. 9 zu 
855 und Anm. 6 zu 8 37 3 G.). Die Folge 
würde dann ſein, daß der letzte Realberechtigte, 
der vielleicht ſeine Hypothek nur zum Teil gerettet 
hat, die Baumaterialien bezahlen müßte, welche 
der Erſteher gewinnt, auch wenn dieſer das Grund⸗ 
ſtück ohnehin unter dem Werte erworben hat. War 
das Eigentum nicht vorbehalten, ſo iſt es der 
Schuldner, der mit dem, in der Regel unter dem 
Wert verſteigerten, Grundſtück auch die Baumate⸗ 
rialien zugunſten des Erſtehers verliert. 

Dieſe Mißſtände beſtehen nicht mit der Ver⸗ 
neinung, wohl aber mit der Bejahung der aufge⸗ 
worfenen Frage, welche nicht nur die bloßen Bau⸗ 
materialien (Bauſteine, Holz uſw.), ſondern auch 
die fertigen Erzeugniſſe des Handwerks oder der 
Induſtrie, wie Fenſter, Türen, Oefen, Beleuch⸗ 
tungskörper, Heizungsanlagen uſw. betrifft. 

In der Literatur iſt dieſe, wie die einleitenden 
Worte zeigen, in volkswirtſchaftlicher Beziehung be⸗ 
deutſame Frage nach der Zubehöreigenſchaft der 
Baumaterialien überwiegend verneint, ſo von Tur⸗ 
nau⸗Förſter, Liegenſchaftsrecht (3. Aufl.) S. 36, 
von v. Staudinger Anm. 2 a zu 8 97 BGB., Planck 
Anm. 3 b zu 8 97 BGB., Oertmann Anm. h zu 
897 BGB., wogegen Dernburg, Bürgerliches Recht, 
Bd. 3 8 6 II 1 d und Türck in den BliRechtspfl. 
im Bez. des Kammergerichts, Jahrg. 18 (1907) 
S. 25 ff. die Frage bejahen. In der Rechtſprechung 
hat das Kammergericht in der Rſpr. d. OLG. 
4, 21; 22, 120 und in der DIzZ. 1909 S. 492 
die Zubehöreigenſchaft verneint, wogegen die Ober⸗ 
landesgerichte Breslau (DJ Z. 6, 240) und Marien: 
werder (Rſpr. 8,418 ff. und in Seuff Arch. Bd. 59 
Das Reichsgericht hat 
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in der Entſcheidung Bd. 77 S. 38 die verbrauch⸗ 
baren Sachen, in der Entſcheidung Bd. 66 S. 356 
und in der JW. 1907 S. 703 die Materialreſerve 
einer Glashütte und in einem Urteil vom 24. März 
1909 (im „Recht“ 1909 Nr. 1646) die Verſand⸗ 
gefäße und leeren Verpackungsgegenſtände einer Fa⸗ 
brik als Zubehörungen anerkannt, und die Gründe, 
auf welche ſich dieſe Entſcheidungen ſtützen, müſſen, 
wenn ſie richtig wären, unmittelbar zur Bejahung 
auch der Zubehöreigenſchaft der Baumaterialien füh⸗ 
ren. In der Entſcheidung in JW. 1910 S. 4 
Nr. 1 ſcheint das Reichsgericht aber dieſe Folge⸗ 
rung nicht gelten laſſen zu wollen, ſondern meint, 
daß die Gründe jener Entſcheidungen nur „eine 
gewiſſe Aehnlichkeit“ mit der Frage nach der Zu⸗ 
behöreigenſchaft der Baumaterialien haben, und hat 
die Frage der Zubehöreigenſchaft der Baumate⸗ 
rialien nicht beantworten wollen. 

Das römiſche Recht zählte die Baumaterialien 
nicht zum Zubehör des Grundſtücks. In der J. 19 
81 D. 19, 1 iſt den zum Eindecken eines Gebäu⸗ 
des auf das Grundſtück gebrachten Dachziegeln die 
Eigenſchaft der Zubehörungen oder Beſtandteile ver⸗ 
jagt, und das gleiche iſt in der J. 17 8 1 D. 19,1 
von den für einen Weinberg angefertigten Pfählen 
angenommen. Das preußiſche Allgemeine Land⸗ 
recht erklärte dagegen in den §8§ 88, 89 I, 2 die 
auf das Grundſtück gebrachten Baumaterialien ſo⸗ 
wie die von einem eingefallenen oder abgeriſſenen 
Gebäude noch vorhandenen Materialien für Zu⸗ 
behörſtücke des Grundſtücks. 

Für das Recht des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
iſt m. E. den Baumaterialien die Zubehöreigen⸗ 
ſchaft abzuſprechen. 

Der 897 BGB. bezeichnet die Zubehörſtücke 
als bewegliche Sachen, welche, ohne Beſtandteile 
der Hauptſache zu ſein, dem wirtſchaftlichen Zweck 
der Hauptſache zu dienen beſtimmt ſind und zu 
ihr in einem dieſer Beſtimmung entſprechenden 
räumlichen Verhältniſſe ſtehen. Indem hiernach 
die Zubehöreigenſchaft die Beweglichkeit der Sache 
vorausſetzt und die Zubehöreigenſchaft dann aus: 
geſchloſſen iſt, wenn die Sache Beſtandteil der 
Hauptſache iſt, find 1. die fortdauernde Beweg⸗ 
lichkeit und 2. die fortdauernde Selbſtändigkeit als 
die unumgänglichen Erforderniſſe des Zubehörs an— 
erkannt. Und da die bewegliche, ſelbſtändige Sache, 
wenn ſie ein Zubehörſtück ſein ſoll, dem wirtſchaftlichen 
Zweck der Hauptſache zu dienen beſtimmt ſein muß, 
ſo wird als weiteres notwendiges Erfordernis vor— 
ausgeſetzt, daß die Sache in dieſem Zuſtande 
der Beweglichkeit und Selbſtändigkeit und mit 
dieſen Eigenſchaften dem wirtſchaftlichen Zweck der 
Hauptſache dienen muß. Ein Bauſtein oder ein 
Fenſterflügel hat aber in ſeiner Eigenſchaft als beweg— 
liche, ſelbſtaͤndige Sache keine Bedeutung für das 
Grundſtück, auf welches er gebracht iſt. Hat der 
Bauſtein aber, ſolange er nicht eingebaut iſt, für 
das Grundſtück gar keine Bedeutung, ſo kann er 
deſſen wirtſchaftlichem Zweck nicht dienen. Da er 
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ein Zubehörſtück nur ſolange ſein kann, als er be⸗ 
weglich und als er ſelbſtändig iſt, und da er in 
dieſem Zuſtand dem Zweck des Grundſtücks nicht 
dienen kann, ſo kann er kein Zubehörſtück ſein. 
Sein Zweck iſt, eingebaut zu werden, erſt durch 
die Einfügung in das Bauwerk gewinnt er 
für das Grundftüd Bedeutung; ſobald er em: 
gebaut iſt, hört er auf, eine ſelbſtändige, beweg⸗ 
liche Sache zu ſein, und kann daher auch von dieſem 
Augenblick an nicht zum Zubehör gehören. Die 
Zubehöreigenſchaft fehlt ihm daher vor der Ein: 
fügung in den Bau, weil er dem Gebäude nicht 
dienen kann, und nach der Einfügung, weil er 
keine ſelbſtändige, bewegliche Sache mehr iſt. Die 
Beſtimmung, welcher er dienen ſoll, ſeine einzige 
Zweckbeſtimmung beſteht daher nur darin, Beſtand⸗ 
teil des Gebäudes zu werden, und dieſe Zweckbeſtim⸗ 
mung kann nur erreicht werden, wenn er die Eigen⸗ 
ſchaften der Selbſtändigkeit und der Beweglichkeit 
verliert, ohne welche es ein Zubehörſtück nicht geben 
ann. 
Die Zweckbeſtimmung einer Sache iſt ſubjek⸗ 
tiver Natur, ſie wird ihr vom Eigentümer, vom 
Beſitzer gegeben. Wenn aber objektiv die Mög: 
lichkeit ausgeſchloſſen iſt, daß eine Sache im Zu⸗ 
ſtand der Selbſtändigkeit und Beweglichkeit einem 
Grundſtück dienen kann, ſo kann auch der Eigentümer 
oder Befiter fie einer unmöglichen Zweckbeſtim⸗ 
mung nicht widmen. 
Außer der Beweglichkeit und Selbſtändigkeit 
ſetzt die Zubehöreigenſchaft voraus, daß dieſe beiden 
Eigenſchaflen dauernd vorhanden find. Der 8 789 
des erſten Entwurfs des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
forderte, daß das Zubehör beſtimmt ſein ſolle, der 
Hauptſache „bleibend“ zu dienen, und in den Mo⸗ 
tiven (Bd. 3 S. 62) zum § 789 iſt ausgeführt: 
„Damit eine Sache als Zubehör einer anderen 
angeſehen werden kann, iſt vor allem erforderlich. 
daß ſie derſelben bleibend zu dienen beſtimmt iſt.“ 
In der zweiten Kommiſſion (Prot. S. 3311, Mug⸗ 
dan Bd. 3 S. 495, 496) wurde die Frage ein⸗ 
gehend erwogen, „ob in der Begriffsbeſtimmung 
des Zubehörs beſonders zum Ausdruck gebracht 
werden ſolle, daß eine Sache, um als Zubehör 
einer anderen zu gelten, dauernd den wirtſchaſt⸗ 
lichen Zwecken derſelben zu dienen beſtimmt ſein 
müſſe“. Dieſe Frage wurde bejaht, weil „es zu 
weit gehe, ſolche Sachen, die den wirtſchaftlichen 
Zwecken nur vorübergehend zu dienen beſtimmt 
ſeien, als Zubehör aufzufaſſen“. Die Redaktions 
kommiſſion hat dies Erſordernis der dauernden 
Zweckbeſtimmung im erſten Satz des zweiten Ab: 
ſatzes des $ 97 BGB. durch die Vorſchrift zun 
Ausdruck gebracht, daß „die vorübergehende Be 
nutzung einer Sache für den wirtſchaftlichen Zweck 
einer anderen nicht die Zubehöreigenſchaft begründet“. 
Auch dies Erfordernis der Dauer fehlt dem 
Bauſtein, ſolange er nicht eingebaut iſt. Der Zu: 
ſtand, in welchem er ſich auf der Bauſtelle befindet. 
in welchem er alſo als ſelbſtändige, bewegliche Sache, 
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zu dem Grundſtück in einem räumlichen Verhältnis 
ſteht, iſt von Anfang an bis zu ſeiner Einfügung 
in den Bau als ein nur vorübergehender Zuſtand 
beabſichtigt. Denn er ſoll nicht auf dem Grund⸗ 
ſtück liegen bleiben, ſondern er ſoll aus dem Zu⸗ 
ſtande, in welchem er zu dem Grundſtück in einem 
bloß räumlichen Verhältnis ſteht, entfernt und Be⸗ 
ſtandteil des Grundſtücks werden, feine Zweckbe⸗ 
ſtimmung beſteht alſo darin, dauernd ein Subſtanz⸗ 
teil des Gebäudes zu werden, alſo für immer vom 
Zubehör ausgeſchloſſen zu bleiben. 

Das Oberlandesgericht in Marienwerder meint 
dagegen a. a. O., der wirtſchaftliche Zweck des fertig⸗ 
geſtellten Grundſtücks beſtehe darin, ſeiner Beſtim⸗ 
mung gemäß benutzt zu werden, als Zubehör des 
ſertig gebauten Grundſtücks müßten daher die Sachen 
dienen, welche dieſem wirtſchaftlichen Zweck zu dienen 
beſtimmt ſeien, der wirtſchaftliche Zweck des unfer⸗ 
tigen Grundſtücks beſtehe aber gerade darin, fertig⸗ 
geſtellt zu werden; Sachen, welche zum Zweck der 
Fertigſtellung des Baus dienten, ſeien daher dem 
wirtſchaftlichen Zweck der Hauptſache zu dienen 
beſtimmt. Dieſer Anſicht hat ſich Türck in den 
Blſqtechtspfl. im Bez. des Kammergerichts Bd. 18 
S. 25 ff. angeſchloſſen. Er führt aus, die Bau⸗ 
materialien büßten allerdings durch ihre Verbauung 
die Zubehöreigenſchaft ein, die Zubehöreigenſchaft 
von Baumaterialien, die auf der Bauſtelle liegen, 
könne daher überhaupt nur für die Zeit bis zu 
ihrer Verwendung in das Grundſtück in Frage 
kommen. Wenn ſie aber in dieſer Zeit dem wirt⸗ 
ſchaftlichen Zweck des Grundſtücks dienen, ſo könne 
ihre ſpaͤtere Verwendung zum Bau kein Hindernis 
für ihre Zubehöreigenſchaft bis dahin ſein. In 
dieſer Zeit habe nun das im Bau begriffene Grund⸗ 
ſtück feinen ſpaͤteren, erſt durch die Fertigſtellung 
zu erreichenden, wirtſchaftlichen Zweck, ſeiner Be⸗ 
ſchaffenheit als bebautes Grundſtück entſprechend 
benutzt zu werden, noch nicht verwirklicht. Ein im 


Bau begriffenes Grundſtück habe einen anderen und 


näherliegenden wirtſchaftlichen Zweck, als den der 
Benutzung, es habe zunächſt die Beſtimmung und 
damit den wirtſchaftlichen Zweck, fertig geſtellt 
zu werden. Die Zubehöreigenſchaft dürfe freilich 
nicht in der Verwendung ſelbſt gefunden werden, 
ſondern erfordere, daß die Baumaterialien in noch 
nicht verwendetem Zuſtande der Hauptſache dienen; 
eine ſolche, dem wirtſchaftlichen Zweck der Fertig⸗ 
ſtellung dienende und von ihrer Verwendung in 
das Grundſtück unabhängige. Beſtimmung hätten 
die Baumaterialien aber „ſchon dadurch, daß ſie 
zur Verwendung für das Grundſtück bereit ſtehen“; 
enn, wenn ſie nicht zur Verwendung bereit ſtän⸗ 
den, müßten ſie erſt herbeigeſchafft, und dadurch 
müßte der Bau unterbrochen werden. Denn ein 
Gebäude laſſe fich nicht in der Weile errichten, 
daß das zur Fertigſtellung erforderliche Material 
Stück ſür Stück im Augenblick der Verwendung 
herangeſchafft werde, es müßten vielmehr Vorräte an 

aumaterialien der verſchiedenſten Art in größerem 


Umfange bereit ſtehen, um je nach dem Fort⸗ 
ſchreiten des Baus verwendet zu werden. Andern⸗ 
falls müßte der Bau fortgeſetzte Unterbrechungen 
erleiden. So komme es, daß Baumaterialien, ehe 
ſie zur Verwendung gelangen, häufig kürzere oder 
längere Zeit auf der Bauſtelle liegen. Erfordere 
aber ein in der Fertigſtellung begriffener Bau, 
daß Vorräte an Baumaterialien für den Bedarf 
bereit ſtehen, ſo dienten dieſe Baumaterialien ſchon 
durch ihr Vorhandenſein, nicht erſt durch ihre Ver⸗ 
wendung dem Zweck der Fertigſtellung, und hierin 
liege ihre Zubehöreigenſchaft. 

Dieſen Ausführungen Türcks hat ſich das Reichs⸗ 
gericht in der oben erwähnten Entſcheidung Bd. 77 
S. 38 angeſchloſſen, indem es von den verbrauch⸗ 
baren Sachen, (auf welche in Anſehung der Zube⸗ 
höreigenſchaft die gleichen Grundſätze wie für die 
Baumaterialien angewendet werden müſſen, ange⸗ 
nommen hat, „daß derartige Sachen von dem 
Augenblick an, wo ſie zum Dienſt der Hauptſache be⸗ 
ſtimmt und zu ihr in das dazu erforderliche Verhältnis 
gebracht worden ſeien, dauernd im Dienft der Haupt: 
ſache verwendet würden; denn von da ab bis 
zu ihrer ſchließlichen Verwendung ſtän⸗ 
den ſie zu jederzeitiger Verwendung be⸗ 
reit und dienten mithin den Zwecken der 
Hauptſache.“ 

Alle dieſe Ausführungen können nicht richtig 
ſein. Der wirtſchaftliche Zweck eines angefangenen 
Gebäudes kann nicht in der Vollendung dieſes 
Baues beſtehen. „Der wirtſchaftliche Wert einer Sache 
iſt die Bedeutung, welche ſie für das Zweckbewußt⸗ 
ſein der wirtſchaftenden Menſchen hat“ (Roſcher, 
Nationalökonomie, Bd. 1 8 4), der wirtſchaftliche 
Zweck einer Sache beſteht daher in dem der Sache 
gegebenen Zweck, ein Bedürfnis des Beſitzers zu 
befriedigen, „mag dies Bedürfnis ein Natur⸗, An⸗ 
ſtands⸗ oder Luxusbedürfnis ſein“. Der wirtſchaft⸗ 
liche Zweck beſteht alſo in dem Vorteil, den die 
Sache dem Beſitzer gewährt, in dem Vorteil, der aus 
der Sache ſelbſt, mit oder ohne Zutun des Be⸗ 
ſitzers, entſteht. Der unvollendete oder noch gar 
nicht begonnene Bau befriedigt aber kein Bedürf⸗ 
nis; einem wirtſchaſtlichen Zweck des unvollendeten 
Baues kann daher eine Nebenſache nicht dienen, 
weil der unvollendete Bau einen ſolchen Zweck noch 
nicht hat. Die Anſicht, daß der wirtſchaftliche Zweck 
eines angefangenen Baues in der Vollendung be⸗ 
ſtehe, beruht auf einer Verwechſlung der Abſicht 
des Beſitzers mit dem wirtſchaftlichen Zweck der 
Sache: der Beſitzer beabſichtigt, durch die Fertig⸗ 
ſtellung des Baues ein Gebäude herzuſtellen, welches 
für ihn einen wirtſchaftlichen Zweck haben wird, aber 
der angefangene oder der nicht einmal angefangene 
Bau hat in ſich noch keinen wirtſchaftlichen Zweck; 
denn er gewährt dem Beſitzer noch keinen Vorteil, 
der Vorteil entſteht vielmehr erſt aus dem fer⸗ 
tigen Bauwerk. 

Aber ſelbſt wenn die Richtigkeit der entgegen⸗ 
ſtehenden Anſicht unterſtellt würde, wenn man alſo 
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annehmen wollte, daß der angefangene oder noch 
nicht angefangene Bau ſeinen wirtſchaftlichen Zweck 
in ſeiner Vollendung habe, ſo würde der Bauſtein 
zwar dieſem Zwecke dienen, er würde ihm aber nur 
durch ſeine Verwendung dienen. Durch ſeine Ver⸗ 
wendung hören aber feine Beweglichkeit und ſeine 
Selbſtändigkeit auf, ſeine Zweckbeſtimmung würde 
daher nur in der Vernichtung derjenigen Eigen⸗ 
ſchaften beſtehen, welche das Zubehör notwendig 
vorausſetzt. Ebenſowenig könnte von einem dauern⸗ 
den Dienſt die Rede ſein, die der Bauſtein der 
Hauptſache leiſtet, denn dauernd dient er lediglich 
nach ſeiner Verwendung, alſo als Beſtandteil des 
Bauwerks und vorher befindet er ſich nicht dauernd, 
ſondern nur proviſoriſch auf dem Grundſtück, das 
räumliche Verhältnis, in welchem er auf dem Grund⸗ 
ſtück bis zur Verwendung liegt, iſt daher nur ein 
vorübergehendes. 

Dies nimmt auch Türck an; in der Erkenntnis, 
daß die Zubehöreigenſchaft nicht in der Verwen⸗ 
dung geſunden werden könne, ſondern daß die Bau⸗ 
materialien in noch unbenutztem Zuſtande der 
Hauptfache dienen müſſen, ſucht er die dauernde 
Zweckbeſtimmung der Baumaterialien in der Tat⸗ 
ſache, daß ſie zum Zweck der Fertigſtellung des 
Gebäudes auf dem Grundſtück liegen, und meint 
unter Zuſtimmung des Reichsgerichts, daß dieſes 
Bereitliegen den Zuſtand der Zubehöreigenſchaft dar⸗ 
ſtelle. Dieſe Anſicht ſteht aber auf demſelben Boden, 
wie die eben erörterte Anſicht des OLG. Marien⸗ 
werder. Denn der Bauſtein, welcher bereit liegt, 
um verwendet zu werden, dient zur Verwendung 
in den Bau, denn nur dazu liegt er bereit. Wäre 
alſo der Bauſtein wegen ſeines Bereitliegens Zu⸗ 
behör, ſo beſtände dieſe Eigenſchaft in dem Zweck, 
ſie möglichſt bald zu verlieren. Das Bereitliegen 
kann daher nicht das Weſen des Zubehörs ſein. 
Um ſo weniger kann es dies ſein, weil das Be⸗ 
reitliegen kein dauerndes Verhältnis iſt; denn der 
Bauſtein wird nicht auf das Grunditüd gelegt, 
damit er dort liegen bleibt, er iſt vielmehr in der 
Abſicht dorthin gebracht, damit er dort nicht liegen 
bleibt, ſondern ſobald als möglich Beſtandteil des 
Gebäudes wird. 

In den oben angeführten Entſcheidungen Bd. 66 
S. 358 und Bd. 77 S. 39 behauptet das Reichs⸗ 
gericht, „die Anſicht, daß eine Sache, um als Zu— 
behör gelten zu können, dazu beſtimmt ſein müſſe, 
als bewegliche Sache dem wirtſchaftlichen Zweck 
der Hauptſache zu dienen, und daß dies ausge— 
ſchloſſen ſei, wenn ſie beſtimmungsgemäß Beſtand— 
teil werde und damit ihre Selbſtändigkeit verlieren 
ſolle, finde keine Stütze in dem Wortlaut des § 97.“ 
Für dieſe Behauptung, die dem Worlaut des § 97 
vollſtändig entgegenſteht, iſt keine Begründung ge— 
geben. Als zweiter Grund iſt vom Reichsgericht 


angeführt, der von ihm verworfenen Anſicht „ſtehe 


die Vorſchrift des § 98 Nr. 2 entgegen“, wonach 
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ſtück Beſtandteil werde, dennoch zum Zubehör ge⸗ 
rechnet werde“. Das Reichsgericht hätte auch auf 
die im § 98 Nr. 2 als Zubehörungen bezeichneten 
Früchte verweiſen können, welche ebenſo wie der 
Dünger nicht als bewegliche Sachen dem Landgut 
dienen, ſondern die Zweckbeſtimmung haben, zur Aus⸗ 
ſaat oder zur Beköſtigung des Wirtſchaftsperſonals 
zu dienen, und mit diser Zweckbeſtimmung erſt 
dann Bedeutung haben, wenn ſie durch die Aus⸗ 
ſaat Beſtandteile des Grundſtücks geworden find 
oder wenn ſie durch den Genuß ſeitens des Wirt⸗ 
ſchaftsperſonals ihr Daſein verlieren. 

Es iſt klar, daß die Vorſchrift des 8 98 Nr. 2, 
wenn darin die Zubehöreigenſchaft der Früchte und 
des Düngers als Beiſpiele aufgeführt wären, in 
unlösbarem Widerſpruch mit der Begriffsbeſtim⸗ 
mung der Zubehörungen des 8 97 ſtehen würde, 
daß ein Widerſpruch jedoch nicht beſteht, wenn der 
898 den Früchten und dem Dünger die Zube 
höreigenſchaft nur als Ausnahme von der Regel 
beigelegt hat. Das Reichsgericht führt aber aus, 
der Geſetzgeber habe die Vorſchrift des § 98 Nr. 2 
„nicht gegeben, um die Vorſchrift des 8 97 auf 
beſtimmte Fälle zu erweitern, ſondern lediglich um 
fie zu erläutern und zu verdeutlichen; dies ſei in der 
ausgeſprochenen Abſicht geſchehen, damit der Praxis 
gute Dienſte zu leiſten“ und „mithin ihr für die 
im einzelnen Fall zu treffende Entſcheidung eine 
Richtſchnur zu bieten“, das Geſetz ſelbſt habe da⸗ 
her den Begriff der Zubehöreigenſchaft dahin er: 
läutert, daß Sachen, deren Zweckbeſtimmung in 
der Vernichtung ihrer Selbſtändigkeit beſtehen, zu 
den Zubehörungen gehören. 

Dieſe Ausführungen können ſchon deshalb nicht 
richtig fein, weil der § 97, der die Zubehöreigen: 
ſchaft durch einen geſetzlichen Begriff feſtgelegt hat. 
ausdrücklich beſtimmt, daß die Zubehörungen nur 
bewegliche Sachen ſein und bleiben und daß ſie 
nicht Beſtandteile der Hauptſache ſein dürfen („ohne 
Beſtandteile der Hauptſache zu ſein“), und weil er 
im Abſ. 2 vorſchreibt, daß ſie dauernd der Haupt: 
ſache dienen müſſen. Es muß daher ſelbſt dann. 
wenn die Ausführungen des Reichsgerichts den Vor⸗ 
arbeiten des Geſetzes entſprächen, aus der aus⸗ 
drücklichen und unzweideutigen Vorſchrift des Ge⸗ 
ſetzes geſchloſſen werden, daß durch den § 98 Abſ. 2 
nicht eine Erläuterung, auch nicht eine Erweite⸗ 
rung des Begriffs des Zubehörs, ſondern nur Aus⸗ 
nahmen vorgeſchrieben werden ſollen, welche be: 
ſtimmte Sachen betreffen. Aber auch die Mate⸗ 
rialien des Geſetzes führen zu keinem anderen 
Ergebnis: 

Nachdem im $ 789 des erſten Entwurfs des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs der Begriff des Zubehörs 
ſo wie jetzt im $ 97 feſtgeſtellt war, beſtimmte der 
§ 791, deſſen Nr. 2 der Vorſchrift der Nr. 2 des 
jetzigen 3 98 entſpricht: „Unter den Voraus⸗ 
ſetzungen des § 789 gehören namentlich ... 


„der auf einem Landgut gewonnene Dünger, ob: | 2. zum Zubehör eines Landguts .. . die land: 
gleich er durch die Verwendung mit dem Grund: Twirtſchaftlichen Erzeugniſſe, ſoweit fie zur Fortfüh— 


rung der Wirtſchaft bis zu der Zeit erforderlich 
find, in welcher gleiche oder ähnliche Erzeugniſſe 
vorausfichtlich gewonnen werden, ingleichen der er⸗ 
forderliche Dünger. Durch das Wort „nament⸗ 
lich“ und durch die Worte „unter den Voraus⸗ 
ſetzungen des § 789“ wurde allerdings der An⸗ 
ſicht Ausdruck gegeben, daß der 8 791 nur eine 
Erläuterung des § 789, nicht eine Ausnahme ſein 
ſolle, und in den Motiven Bd. 2 S. 67 wurde 
erklart: „Der 8 791 bezweckt nicht eine Erweite⸗ 
rung, ſondern nur eine Verdeutlichung des Zu⸗ 
behörbegriffs.“ Daß hierdurch ein vollſtändiger lo⸗ 
giſcher Widerſpruch nur verdeckt wurde, ließ ſich 
ſchon aus der weiteren Ausführung der Motive 
entnehmen, daß „es einer Sonderbeſtimmung nur 
für das Inventar eines Landguts bedürfe“, und 
daß zu dieſem Inventar in den bisherigen Ge⸗ 
ſetzen, denen der Entwurf folge, auch die Früchte 
und die Dungmittel gerechnet würden. Denn, 
wenn es ſich nur um die Verdeutlichung des Zu⸗ 
behörbegriffs handelte, ſo bedurfte es der Sonder⸗ 
beſtimmung nicht, welche für nötig gehalten wurde. 
Der dem jetzigen § 98 entſprechend $ 791 des erſten 
Entwurfs betraſ unter Nr. 1, ebenſo wie der jetzige 
9 98 unter Nr. 1, die Zubehörungen eines gewerb⸗ 
lichen Gebaͤudes, einer Mühle, eines Brauhauſes, 
einer Fabrik, und die Beſtimmung, daß die „zum 
Betrieb“ dieſer Gebäude „dienenden Maſchinen und 
ſonſtigen Gerätſchaften“ Zubehörungen der Gebäude 
find, war allerdings nur ein Beiſpiel, die Vor⸗ 
ſchrift des 8 791 unter Nr. 1 konnte daher als eine 
Verdeutlichung des Zubehörbegriffs bezeichnet wer⸗ 
den. Die Nummern 1 und 2 hätten daher nicht 
zuſammengefaßt, ſondern in getrennten Paragraphen 
erörtert werden müſſen, da durch die Zuſammen⸗ 
faſſung beider Nummern eine Unſtimmigkeit entſtand, 
die einen logiſchen Widerſpruch enthielt. In der 
Beratung der zweiten Kommiſſion (Prot. S. 3319, 
3320) wurde beantragt, die Worte „unter der Vor⸗ 
ausſetzung des $ 789“ zu ſtreichen, weil „der $ 791 
nur Bedeutung habe, wenn man beſtimme, daß die 
dort bezeichneten Sachen, ſofern die Verkehrsſitte 
dem nicht widerſtreite, ſtets Zubehörſtücke ſeien, 
ohne daß es auf das Vorhandenſein der im § 789 
aufgeſtellten Kategorie ankomme.“ Die Mehrheit 
beſchloß aber, es in dieſer Beziehung bei dem Ent⸗ 
wurf zu belaſſen und zwar aus folgendem Grunde: 
„Der 8 791 wolle keine Erweiterung, ſondern nur 
eine Erläuterung des 8 789 aufſtellen; halte man 
dieſen Zweck feſt, ſo ſei eine Bezugnahme auf den 
9 789 nicht zu entbehren.“ Aber trotz dieſes 
Beſchluſſes und trotz ſeiner Begründung ſind in 
dem Geſetz die Worte „namentlich“ und „unter 
den Vorausſetzungen des § 97 (789)“ weggelaſſen, 
weil man den Widerſpruch endlich doch entdeckt 
haben muß. War aber die Bezugnahme auf den 
5789 (jebt § 97) nicht zu entbehren, wenn der 
9 98 nur eine Erläuterung und Verdeutlichung 
des § 97 ſein ſollte, und iſt die zu dieſem Zweck 
unentbehrliche Bezugnahme und iſt außerdem das 


Zeitſchrift für Rechtspflege in Bayern. 1918. Nr. 9 u. 10. 181 


— — ᷓ— k 


Wort „namentlich“ doch weggelaſſen, ſo iſt da⸗ 
durch ausgedrückt, daß der § 98 keine Erläuterung 
und keine Verdeutlichung des $ 97, ſondern eine 
pofitive Beſtimmung ſein ſoll, welche der Wille 
des Geſetzgebers unabhängig von dem 8 97 auf⸗ 
ſtellen wollte. 

Hiefür ſpricht überdies die Entwickelung der 
die Düngemittel betreffenden Vorſchrift. Wie ſchon 
erwähnt, ſollte nach 8 791 Nr. 2 des erſten Ent⸗ 
wurfs „der erforderliche Dünger“ als Zubehör 
gelten, und in den Motiven wurde hervorgehoben, 
daß es „ohne Belang ſei, ob dieſe Gegenſtände 
(die Früchte und die Dungmittel) auf dem Gute 
gewonnen ſeien oder nicht.“ Die zweite Kom⸗ 
miſſion änderte aber dieſe Vorſchrift, indem ſie 
als Zubehör „den vorhandenen, auf dem Gute ge⸗ 
wonnenen, Dünger“ beſtimmte. Sie glaubte „aus 
praktiſchen Gründen nicht nur dem zur Fortfüh⸗ 
rung erforderlichen, ſondern dem geſamten vor⸗ 
handenen auf dem Gute gewonnenen Dünger die 
Zubehöreigenſchaft beilegen zu ſollen, und meinte 
andererſeits, daß „die Vorſchrift ſich nicht auf den 
künſtlichen Dünger erſtrecken ſolle.“ 

Schon die angeführten Worte der Begründung 
dieſer Aenderung, nach denen man dem geſamten 
vorhandenen Dünger die Zubehöreigenſchaſt „bei⸗ 
legen“ wollte, zeigen, daß man unwillkürlich das 
ſachlich richtige Wort gebrauchte, mit welchem der 
Geſetzgeber eine pofitive Vorſchrift treffen wollte. 
Denn die Zubehöreigenſchaft, die von ſelbſt aus 
dem Begriff des Zubehörs folgte, braucht man einem 
einzelnen Gegenſtand nicht „beizulegen“. Haupt⸗ 
ſächlich iſt es aber das ſachliche Ergebnis, welches 
beweiſt, daß man nicht eine Schlußfolgerung ziehen, 
ſondern über die Frage nach der Zubehöreigenſchaft 


der Dungmittel eine beſondere poſitive Vorſchrift 


hat geben wollen. Denn, indem abſichtlich nicht 
bloß der erforderliche, ſondern der geſamte vor⸗ 
handene Dünger zum Zubehör erklärt iſt, wurde 
auch der Dünger als Zubehör erklärt, welcher für 
das Landgut nicht erforderlich iſt, insbeſondere der 
überflüſſige Dünger eines ſolchen Landguts, in 
welchem vorwiegend Viehwirtſchaft betrieben wird. 
Es iſt aber ſelbſtverſtändlich, daß der für das Land⸗ 
gut nicht erforderliche Dünger von einem verſtän⸗ 
digen Landwirt nicht für das Landgut verwendet, 
ſondern auf andere Weiſe verwertet wird. Dieſe 
anderweite Verwertung kann nur darin beſtehen, 
daß der Landwirt den überflüſſigen Dünger für 
ein anderes Grundſtück verwendet oder an einen 
Dritten veräußert, der den Dünger für ſein Grund: 
ſtück verwendet. In jedem Falle wird der über⸗ 
flüſſige Dünger, obgleich er zum Zubehör des Land— 
guts erklärt iſt, für dieſes Grundſtück nicht ver⸗ 
wendet und kann deshalb begrifflich nicht deſſen 
Zubehör ſein, wie auch das römiſche Recht den 
zum Verkauf beſtimmten Dünger nicht zum Zu— 
behör des Grundſtücks rechnete (J. 17 § 2 D. 19, 2: 
„Si vendendi causa comparatum est“). Beſtimmt 
das Geſetz aber ausdrücklich und zwar nicht ver: 
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ſehentlich, ſondern wohl überlegt, daß ein Gegen: 
ſtand, der dem Grundſtück niemals und in keiner 
Weiſe dienen kann, der für das Grundſtück alſo 
vollſtändig überflüſſig iſt, doch zu denjenigen Zu⸗ 
behörungen gerechnet werden ſoll, die begrifflich der 
Hauptſache dienen, ſo kann er nicht eine Schluß⸗ 
folgerung aus dem Zubehörgriff gezogen oder dieſen 
Begriff ausgelegt oder verdeutlicht, ſondern kann 
für dieſen Gegenſtand nur eine Ausnahme vor⸗ 
geſchrieben haben. Der Grund dieſer Ausnahme be⸗ 
ſteht, wie auch in den Motiven dargelegt iſt, in 
dem Schutz der Landwirtſchaft, für welche das 
Gutsinventar ohne Rückſicht darauf erhalten 
bleiben ſoll, ob einzelne Stücke die Eigenſchaft des 
Zubehörs haben oder nicht. 

Die Vorſchrift der Nr. 2 des 8 98 iſt daher 
nichts anderes als eine Sonderbeſtimmung, welche 
lediglich für die darin behandelten Gegenftände gilt. 

Muß hiernach angenommen werden, daß die auf 
dem Grundſtück befindlichen Baumaterialien nicht 
Zubehörungen des Grundſtücks find, jo muß das 
gleiche aus denſelben Gründen im Gegenſatz zu 
den angeführten Entſcheidungen des Reichsgerichts 
auch für die in dieſen Entſcheidungen erörterten 
Gegenſtände, insbeſondere für die verbrauchbaren 
Sachen, die Verſandgefäße und Verpackungsgegen⸗ 
ſtände gelten. 


Gehaltsverfügnugen zum Nachteile der 
Gläubiger. 


Von Rechtsanwalt Feßler in Regensburg. 


I. 


1. Nach dem jetzt geltenden Rechte kann der 
Arbeits⸗ und Dienſtlohn, der Dienft: und Ruhe⸗ 
gehalt, ſowie jede fortlaufende Unterhaltsrente von 
den Gläubigern in verſchiedenem Maße durch 
Pfändung in Anſpruch genommen werden. Das 
nähere hierüber beſtimmt zu einem Teile das Geſetz 
betreffend die Beſchlagnahme des Arbeits: und 
Dienſtlohnes vom 21. Juni 1869, kurz Lohn⸗ 
eee genannt; zum anderen Teil 
aber die ZPO. im erſten Titel des 8. Buches. 
Die bekannteſte der geſetzlichen Beſtimmungen iſt 
die, daß die Pfändung von Gehältern uſw. unter 
einem Betrag von 1500 M regelmäßig unzuläſſig iſt. 

2. Die Beſtrebungen der gegen Lohn oder 
Gehalt tätigen Erwerbskreiſe gehen ſchon lange 
darauf aus, daß dieſe Pfändbarkeitsgrenze hinauf: 
geſetzt wird, und es werden Beträge von 2000 
bis 3000 M als Grenze des gegen Pfändung ge— 
ſchützten Exiſtenzminimums erklärt. Noch bevor aber 
dieſen Beſtimmungen ein geſetzgeberiſcher Erfolg 
beſchieden war, hat ſich die Entwicklung ſelbſt ge— 
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holfen durch Erfindung der bekannten Vertrage, 


in denen ſich der Geſchäftsherr verpflichtet, dem 
Angeſtellten einen jährlichen Gehalt von 1500 A1 
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zu zahlen, der der Pfändung nicht unterliegt; ſeiner 
Ehefrau aber während der Dauer des Dienft: 
vertrages des Mannes einen Betrag. der regel⸗ 
mäßig den Gehalt des Mannes ſogar noch überſteigt. 

3. Das Reichsgericht hat Verträge ſolcher Art 
in einem berühmt gewordenen Urteil für gültig 
erklärt (RG Z. Bd 69 S. 59 ff.). Wie leicht er 
klärlich iſt, hat ſich dagegen alsbald Widerſpruch 
erhoben. Zwar find bisher nur zwei Urteile be⸗ 
kannt geworden, die eine andere Meinung zu ver⸗ 
treten ſuchen, eines vom Landgericht Beuthen — 
ſiehe Berliner Tagblatt Nr. 390 vom 4. Auguſt 1910 
— und eines vom Landgericht Frankenthal — 
BayziR. 1911 S. 143 ͤ ff. — und von dieſen 
beiden Entſcheidungen gehört die des Landgerichtes 
Frankenthal eigentlich nur wegen ihrer Begründung 
hierher. Dagegen iſt man unter dem Schlagwort 

„Gehaltsverfügungen zum Nachteile der Gläubiger“ 
in der Literatur mit heftiger Kritik hervorgetreten, 
(ſ. LZ. 1910 Sp. 833; 1912 S. 132, 207; JW. 
1911 Nr. 14 u. a.). 1) Da wurde behauptet, daß 
das Urteil des Reichsgerichts ſowohl in den Kreiſen 
der Beteiligten wie auch in juriſtiſchen Kreiſen das 
höchſte Bedenken hervorrufe, und daß zwiſchen dem 
Standpunkt des Reichsgerichts und dem Rechts⸗ 
gefühle nicht bloß des Juriſtenſtandes, ſondern 
aller gewerblicher Kreiſe ein Widerſtreit beſtehe. 

Man ſollte meinen, daß eine ſolche Kritik des 
zwingendſten Beweiſes bedürfte; der aber ſcheint 
mir bis jetzt noch nicht geführt worden zu ſein, 
wie im Nachfolgenden zu zeigen iſt. 

4. Das Uebel — um etwa im Sinne der 
Kritiker des Reichsgerichts zu ſprechen — ſitzt tiefer. 
Die Betrachtung darf nicht bei den „Gehalts⸗ 
verfügungen zum Nachteile der Gläubiger“ be: 
ginnen; dieſe müſſen vielmehr im Zuſammenhang 
mit einer anderen Erſcheinung des wirtſchaftlichen 
Lebens betrachtet werden, vor der die juriftilche 
Weisheit bis jetzt auch ſo ziemlich ratlos dageſtanden 
iſt. Ich meine die Fälle, in denen ein Gewerbe⸗ 
treibender oder ein Kaufmann ſein Geſchäft nicht 
auf ſeinen Namen betreibt, ſondern auf den Namen 
ſeiner Frau oder ſeines volljährigen oder vielleicht 
ſogar ſeines minderjährigen Kindes.“) Beide Er⸗ 
ſcheinungen beruhen auf demſelben ſittlichen Beweg⸗ 
grunde. Ein im wirtſchaftlichen Leben Schiffbrüchiger 
will im Intereſſe ſeiner eigenen Perſönlichkeit und 
noch mehr in dem ſeiner Familie ſich ein Aus⸗ 
kommen ſchaffen, das dem Zugriffe ſeiner Gläubiger 
nicht unterliegt. Dieſe Sorge für ſeine Familie 
iſt auch eine Sorge des öffentlichen Wohles, die 


1) In der Zwiſchenzeit ſeit Abfaſſung dieſes Auf⸗ 
ſatzes iſt der Streit in Rechtſprechung und Literatur 
nicht bloß nicht ſtillgeſtanden, vielmehr in größerem 
Umfange weitergeführt worden. Val. LZ. 1912 Sp. 506, 
633, 686, 709, 23.1913 Sp. 79. Das Reichsgericht hat 
ſeinen Standpunkt beibehalten. 

) Das Reichsgericht hat auch in einem ſolchen Falle 
die Rechtsgültigkeit des Verhaltens anerkannt. S. RG3 
Bd. 67 S. 169. 
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der Staat, die Gemeinde und jede öffentliche 
Körperſchaft an der Erhaltung der Familie hat. 
Dieſe Erhaltung iſt nur auf Grund eines be⸗ 
ſtimmten wirtſchaftlichen Unterbaues möglich. Das 
Kapital iſt aber verfolgungsſüchtig und es berück⸗ 
ſichtigt die Sorge um die Familie nur gezwungener⸗ 
weiſe. Das Geſetz erklärt derzeit die Beſchlag⸗ 
nahme von Lohn und Gehalt für unzuläffig nur 
bis zum Betrag vom 1500 M. Nun iſt es aber 
unbeſtreitbar, daß dieſe Einnahmeſtufe heute bei 
einer großen Zahl der Familien nicht mehr das 
Exiſtenzminimum darſtellt, daß vielmehr zur Er⸗ 
haltung der Familien höhere Beträge aufgewendet 
werden und aufgewendet werden müſſen. Es genügt 
auf die Einkommenſteuerſtatiſtik der verſchiedenen 
deutſchen Länder zu verweiſen, die das Aufſteigen 
der Steuerpflichtigen in die höheren Steuerklaſſen 
deutlich beweiſen. Dieſes Aufſteigen beruht aber 
volkswirtſchaftlich zum weitaus größten Teile auf 
der Tatſache, daß eben die Erwerbstätigen jeder 
Art heute mehr Einkommen aus ihrer Arbeit be⸗ 
ziehen müſſen, weil fie ſonſt ihr Auskommen nicht 
mehr finden. 

5. Wenn nun der Erwerbstätige Gefahr laufen 
muß, einen Teil des ihm für ſeine Familie nötigen 
Einkommens durch den Zugriff von Gläubigern 
zu verlieren, ſo ſucht er natürlich dieſem Uebelſtand 
— von ſeinem Standpunkte aus betrachtet — zu 
entgehen. Reichen die geſetzlichen Sicherungen 
nicht mehr aus, ſo ſucht die Sorge um die Familie 
eben neue Wege, um ſich der ihr unberechtigt er⸗ 
ſcheinenden Verfolgungsſucht des Kapitals zu ent⸗ 
ziehen, und im Widerſtreit der Pflichten für die 
Familie und der Anſprüche des Gläubigers muß 
eine weichen. 

Derſelbe Vorgang ſpielt ſich ſonſt auch im 
Rechts⸗ und Wirtſchaftsleben ab. Iſt die Rechts⸗ 
form ungenügend geworden, ſo ſucht der Verkehr 
nach neuen Formen, in denen er ſich wohler be⸗ 
findet, und der Staat bequemt ſich vielleicht erſt 
ſpät dazu, dieſe vom Verkehr ſchon längſt gefundenen 
und angewendeten Formen durch ſein Geſetz auch 
ſeinerſeits als Recht zu erklären. 

Unſere gegenwartige Volkswirtſchaft beruht 
durchaus auf dem Gedanken der Vertragsfreiheit — 
von Ausnahmen natürlich abgeſehen — und man 
preiſt das als eine der größten Errungenſchaften 
des wirtſchaftlichen Liberalismus. Wenn ſich nun 
der ſchiffbrüchige Gewerbetreibende oder der gegen 
Lohn oder Gehalt Erwerbstätige auf Grund der 
allgemeinen Vertragsfreiheit eine neue Form zur 
Sicherung eines ſtandesmäßigen Daſeins ſucht, wo 
iſt da der Widerſpruch gegen die guten Sitten? 
Der Verſtoß gegen das Rechtsgefühl? 

5. Da wird der Kritiker des Reichsgerichts 
einwenden, daß es unſittlich ſei und dem Rechts⸗ 
empfinden widerſpreche, wenn jemand ſeine Gläus 
biger nicht bezahle, und er denkt ſich das meiſt 
im Tone „nicht bezahlen will“. Nun mag es 
freilich vorkommen, daß unter den Erwerbstätigen, 


die ſich dieſer neuen Formen bedienen, ſolche find, 
die zahlungsunwillig ſind. Daß alle Schuldner 
zahlungsunwillig find, wäre aber doch eine ge⸗ 
wagte Behauptung. Die Mehrzahl ſind gewiß 
ſolche, die gerne ihre Gläubiger befriedigen wollten, 
wenn ſie nur die Mittel dazu hätten. Mit dieſer 
Mehrzahl müſſen wir rechnen, nicht aber mit jenen, 
die eben einfach nicht zahlen wollen. 

Der Kritiker des Reichsgerichts wendet aber 
weiter ein: Der Gläubiger dieſes Gewerbetreibenden 
oder ſonſt Erwerbstätigen hat ein Recht auf Be⸗ 
zahlung feiner Forderung. Das iſt freilich unbe⸗ 
ſtreitbar. Aber deswegen hat er noch lange kein 
Recht auf alles, was ſein Schuldner erwirbt oder 
erwerben kann. Einen ſolchen Rechtsanſpruch 
müßte ihm der Geſetzgeber erſt verleihen. Die 
Ausſchlagung einer Erbſchaft oder die Ablehnung 
einer Schenkung, die doch nur den Gläubigern zu⸗ 
fiele, iſt anerkannt rechtswirkſam. Warum ſpricht 
man da nicht von Erbſchaftsausſchlagung oder Ab: 
lehnung von Schenkungen zur Benachteiligung der 
Gläubiger? „Gehaltsverfügungen zum Nachteile 
der Glaͤubiger“ bedeutet vorerſt nichts weiter als 
eine Irreführung von Anfang an. Vielleicht kommt 
einmal eine Zeit, in der die Forderungen dieſer 
Gegner des Reichsgerichts erfüllt werden, und in 
der der Geſetzgeber dann beſtimmt, daß ein Schuld⸗ 
ner verpflichtet ſei, Erbſchaften und Schenkungen 
anzunehmen, auch wenn er nicht will. Alſo fort 
dann mit dem Grundſatz der Vertragsfreiheit. 
Jeder ſoll tun dürfen, was er mag, und wenn er 
nicht will, dann ſoll ihn — auf Antrag ſeiner 
Gläubiger — die Polizei dazu zwingen. 


II 


1. Schon auf Grund dieſer allgemeinen Er⸗ 
wägungen verdient die Anſicht des Reichsgerichts 
den Vorzug. Es ſtellt die Sorge um die Familie 
höher als das konkurrierende Recht des privaten 
Gläubigers. Im Widerſtreit der Pflichten muß 
die niedrigere weichen. Die Anſicht des Reichs⸗ 
gerichts wird aber noch in bemerkenswerter Weiſe 
geſtützt durch die Vorſchriften des geltenden Rechts. 
Gemäß § 1578 BGB. hat der allein für ſchuldig 
erklärte Mann der geſchiedenen Frau den ſtandes⸗ 
mäßigen Unterhalt zu gewähren, und ebenſo um: 
gekehrt die allein für ſchuldig erklärte Frau dem 
geſchiedenen Mann. Nach dieſen Beſtimmungen 
iſt aber die Unterhaltsfähigkeit nicht bloß nach 
den verfügbaren Einkünften, ſondern auch nach der 
Erwerbskraft des unterhaltspflichtigen Ehegatten zu 
bemeſſen, und zwar beſteht für den Unterhalts⸗ 
pflichtigen eine Rechtspflicht, ſeine Erwerbskraft 
auszunützen. Der Unterhaltspflichtige kann ſich 
ſeiner Unterhaltspflicht nicht dadurch entziehen, 
daß er es unterläßt, ſeine Erwerbsfähigkeit aus⸗ 
zunützen. Er iſt vielmehr zur Anſpannung ſeiner 
Kräfte und zur Nutzbarmachung ſeines Vermögens 
verpflichtet. (S. Komm. von Reichsgerichtsräten 
Erl. zu $ 1579). Auch nach den Vorſchriften 


über die Unterhaltsgewaͤhrung gegenüber Der: 
wandten beſteht eine ſolche Rechtspflicht, daß der 
Unterhaltspflichtige ſein Vermögen und ſeine Er⸗ 
werbskraft ausnütze. (S. Erl. zu $ 1603). 


Aehnliche Beſtimmungen zugunſten anderer 
Gläubiger kennt aber weder das BGB. noch ein 
anderes Geſetz. Das Ergebnis iſt daher fol⸗ 
gendes: Es beſteht in der Regel kein für die 
Rechtsordnung in Betracht kommender Anſpruch 
der Gläubiger darauf, daß ihr Schuldner ſeine 
wirtſchaftliche Tatigkeit in einer Form aus⸗ 
geſtalte, die es ihnen ermöglicht, ihre Hand 
auf den Ertrag zu legen. Nur der Unterhalts⸗ 
berechtigte hat einen Rechtsanſpruch darauf, daß 
der Unterhaltsverpflichtete ſeine Arbeitskraft zu 
ſeinen Gunſten ausnütze. 


Aus dieſer Erwägung heraus erweiſt ſich auch 
die Entſcheidung des Landgerichts Frankenthal — 
BayziR. 1911 S. 143 — als begründet. Denn 
hier handelte es ſich um Unterhaltsbeträge, zu 
deren Ungunſten der Schuldner eine benachteili⸗ 
gende Verfügung über ſeinen Gehalt getroffen hatte. 
Nur hätte das Gericht eine andere Begründung 
dafür geben ſollen und es hätte nach dem gelten⸗ 
den Rechte durchaus nicht nötig gehabt, ſich in 
feiner Begründung mit dem Urteil des Reichs⸗ 
gerichts zu meſſen. 


2. Angeſichts des geltenden Rechtszuſtandes 
erhebt ſich die Frage: Soll nun gegenüber dieſer 
neuartigen Erſcheinung des Rechts- und Wirt⸗ 
ſchaftslebens gar nichts geſchehen? Die Antwort 
auf dieſe Frage wird lauten: nicht der Staat iſt 
hier in erſter Linie als Helfer berufen. Er iſt 
überhaupt nicht dazu da, immer für das Schickſal 
des einzelnen oder einzelner Erwerbsgruppen als 
oberſter Beſchützer aufzutreten. Zuerſt müſſen ſich 
die beteiligten Kreiſe ſelbſt zu helfen ſuchen. (Vgl. 
hierher Walter Troeltſch, Ueber die neueſten Ver— 
aͤnderungen im deutſchen Wirtſchaftsleben S. 23), 
und ſie können das auch zu einem gewiſſen Teile 
ſicherlich. Politiſche und Standeszeitungen er— 
klären fortwährend, und auf Verſammlungen des 
Mittelſtandes, der ja vor allem betroffen iſt, hört 
man es zum Ueberdruß, daß das übermäßige und 
unberechtigte Kreditieren einen Krebsſchaden des 
Standes bilde. Warum kann es der Stand dann 
nicht laſſen? Wenn er übermäßig und unbe— 
rechtigt Kredit gibt, dann geſchieht ihm im Falle 
des Verluſtes ganz recht nach dem alten Grund— 
ſatz: Augen auf oder den Beutel auf. Durch 
Ausmerzung des beklagten Uebelſtandes werden 
die ſchlimmſten Wirkungen von ſelbſt verſchwinden. 


3. Daneben mag der Staat mit ſeiner Geſetz⸗ 
gebung eingreifen. Das Allheilmittel hat er frei— 
lich nicht in der Hand, denn er wird nie ſoweit 
gehen, und den Schuldner verpflichten, ſeine 
Arbeitskraft auch im Intereſſe ſeiner gewöhnlichen 
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barkeit zum Teile unmittelbar anſchließen. 


Erbſchaften auch gegen ſeinen Willen anzunehmen. 
Das einzige, was der Staat tun kann, wird eine 
Abänderung der geſetzlichen Vorſchriften über die 
Lohnbeſchlagnahme ſein. Soll dieſe nun in der 
Meile erfolgen, daß wie bisher eine feſte Grenze 
der Unpfändbarfeit von Gehalt uſw. feſtgeſetzt 
wird, daß man ſtatt des bisher geltenden Be: 
trages von 1500 M vielleicht 2000 oder 3000 M 
einſetzt? Damit wird nichts gebeſſert. Eine ſolche 
faſt rein ſchablonenhafte Begrenzung wird dem 
wirklichen Leben und ſeinen Anſprüchen nicht ge⸗ 
recht. Angenommen auch, es wird die Grenze 
der Unpfändbarkeit des Lohnes auf 3000 M er: 
höht, ſo werden damit vielleicht weder Gläubiger 
noch Schuldner zufrieden ſein. Es gibt Fälle, 
in denen eine Familie zur Erhaltung keine 
3000 M braucht, und es gibt ſolche, in denen 
ſie damit unter Berückſichtigung ihrer Standes⸗ 
verhältniſſe nicht ausreichen kann und wird. Das 
einemal wird dem Gläubiger eiwas genommen, 
worauf er nach einem allerdings etwas unbe⸗ 
ſtimmten Rechtsgefühle einen Anſpruch zu haben 
ſcheint; im anderen Falle wird der Familie etwas 
entzogen, was ihr ſowohl im eigenen privaten wie 
auch im öffentlichen Intereſſe der Gemeinden und 
insbeſondere des Staates bleiben ſollte; und dieſe 
Intereſſen gehen den privaten der Gläubiger ſicher⸗ 
lich vor. 

Dieſen üblen Wirkungen einer rein ſchablonen⸗ 
haften unabänderlichen Begrenzung der Pfändbarkeit 
kann nur dadurch begegnet werden, daß man die 
Grenze der Pfaͤndbarkeit anders beſtimmt, und das 
iſt ganz und gar nicht ſchwierig. Eine ſolche 
Beſtimmung müßte etwa lauten: „Der Arbeits 
oder Dienſtlohn, der Dienſt- oder Ruhegehalt ſo⸗ 
wie überhaupt alle regelmäßig wiederkehrenden Ein⸗ 
kommensbezüge des Schuldners ſind der Pfändung 
nur inſoweit unterworfen, als ſie nicht zur Er⸗ 
haltung eines angemeſſenen Hausſtandes des Schuld— 
ners erforderlich ſind.“ Die bisher weitergehende 
Pfändbarkeit zugunſten der Unterhaltsanſprüche 
wird natürlich bleiben müſſen. Abgeſehen davon, daß 
eine ſolche allgemeine Grenze den bisher etwas ver⸗ 
wickelten Rechtszuſtand außerordentlich vereinfacht, 
würde ſie vor allem geſtatten, daß alle Möglich⸗ 
keiten und Unterſchiede des täglichen Lebens berück⸗ 
ſichtigt werden können. 

Irgendwelche beachtbare Einwände laſſen ſich 
gegen eine ſolche Beſtimmung kaum erheben. Viel⸗ 
mehr ſpräche neben dem ſchon bemerkten Haupt: 
grunde der Berückſichtigung aller Verhältniſſe 
eine Reihe anderer Erwägungen dafür. Eine 
ſolche Beſtimmung würde ſich vor allem den 
übrigen geſetzlichen Beſtimmungen über Pfänd— 
In 


erſter Linie verweiſe ich auf den §S 810 3PO., 


| 


wonach der Pfändung durch den Gerichtsvollzieher 


nicht unterworfen ſind: Die Kleidungsſtücke, die 


Forderungsgläubiger auszunützen, ihn zu ver— | Betten, die Wäſche, die Haus- und Küchengeräte, 
pflichten, im Intereſſe dieſer Schenkungen und insbeſondere die Heiz- und Kochöfen, ſoweit dieſe 
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Gegenſtaͤnde für den Bedarf des Schuldners oder 
zur Erhaltung eines angemeſſenen Hausſtandes 
unentbehrlich find. Auch nach 8 1 KO. ſollen 
dieſe Sachen nicht zur Konkurs maſſe gezogen wer: 
den. Insbeſondere kommen aber eine ganze Reihe 
von Beſtimmungen des BGB. in Frage. Dieſes 
hat geradezu eine Begriffsbeſtimmung des ſtandes⸗ 
mäßigen Unterhalts in $ 1610: „Das Maß des 
zu gewaͤhrenden Unterhalts beſtimmt ſich nach der 
Lebensſtellung des Bedürftigen (ſtandesmäßiger 
Unterhalt). Der Unterhalt umfaßt den geſamten 
Lebensbedarf, bei einer der erziehungsbedürftigen 
Perſon auch die Koſten der Erziehung und der 
Vorbildung zu einem Berufe“. Der geſchiedene 
Ehegatte kann den ſtandesmäßigen Unterhalt von 
dem ſchuldigen Eheteil begehren (88 1578, 1579 
BGB.) und die Unterhaltspflicht der Verwandten 
bemißt ſich ebenfalls nach dem ſtandesmäßigen 
Unterhalt (88 1602, 1603 BGB.). Auch in 
anderen Beſtimmungen des BGB. iſt vom ſtandes⸗ 
mäßigen Unterhalt die Rede; ſo geſtattet 8 528 
den Widerruf einer ſchon vollzogenen Schenkung, 
wenn der Schenker außerſtande iſt, ſeinen ſtandes⸗ 
mäßigen Unterhalt zu beſtreiten. 

4. Ganz neue und ungewohnte Aufgaben find 
es alſo nicht, die dem Richter durch eine ſolche 
Beſtimmung zugewieſen würden, abgeſehen davon, 
daß ein ſolcher Einwand gegenüber einer vom 
Geſetzgeber anerkannten ſozialpolitiſchen Forderung 
überhaupt niemals erhoben werden ſollte. Nach 
einer Reihe von geſetzlichen Beſtimmungen hatte der 
Richter bisher ferner die Aufgabe, das Maß des 
ſogenannten notdürftigen Unterhalts des Schuld⸗ 
ners zu beſtimmen. (Vgl. z. B. BGB. 8 1611, 
3PO. 8 851, Lohnbeſchlagnahmegeſetz $ 4 a). Die 
Aehnlichkeit beider Aufgaben braucht nicht be⸗ 
ſonders hervorgehoben zu werden. 

Nun iſt freilich nicht zu beſtreiten, daß eine 
ſolche Beſtimmung für den Richterſtand eine ge⸗ 
wiſſe Mehrarbeit mit ſich bringen würde. Man 
darf aber ſicher damit rechnen, daß ſich nach 
einer Uebergangszeit auf Grund der ergehenden 
Entſcheidungen jedenfalls eine Art Beharrungs⸗ 
zuſtand herausbildete. Die Entſcheidungsgrund⸗ 
ſätze gäben alsbald ſowohl den Gläubigern wie 
auch den Schuldnern ein gewiſſes Augenmaß deſſen, 
was jeder von ihnen beanſpruchen kann, ſo daß 
die Zahl der wirklich ſtreitigen Fälle gering würde. 
Es müßte ja zudem der Gläubiger, der unbe⸗ 
rechtigte Anſprüche ſtellt, wie auch der Schuldner, 
der unbegründete Erinnerungen erhebt, die Koſten 
eines ihm ungünſtigen Gerichtsbeſchluſſes fürchten. 

Anderſeits würde die Entſcheidung über die 
Pländbarfeitsgrenze dem Richter auch einen be: 
ruflichen und perſönlichen Vorteil bringen. Er 
würde damit einen tiefen Einblick in die Lebens⸗ 
verhältniſſe der Bevölkerung gewinnen, es würde 
ſich damit ſein ſozialer Blick erweitern, und die 
Klagen über Weltfremdheit des Richtertums würden 
mehr und mehr ſchwinden. 


Auf alle Fälle iſt aber daran feſtzuhalten, daß 
das Geſetz nur eine grundſätzliche Regelung treffen 
kann und eine ſolche wird nur in der Richtung 
15 oben bezeichneten Vorſchlages gefunden werden 
önnen. 


Das Ortskircheuvermögen und feine 
Verwaltung. 


Ein zivilrechtlicher Streifzug durch die 
Kirchengemeindeordnung für das König⸗ 
reich Bayern vom 24. September 1912. 


Von Dr. Eruſt Langheinrich, Bezirksamtsaſſeſſor 
in Bad Kiſſingen. 
(Fortſetzung.) 
II. 


a) Pfarr⸗, Mutter: und Tochterkirchen⸗ 
gemeinden. 


Sowohl Pfarr⸗, als Mutter⸗ und Tochterkirchen⸗ 
gemeinden haben ſelbſtändige Rechtsperſönlichkeit. 
Sie können für ſich nach außen als ſelbſtändige 
Rechtsſubjekte auftreten, ſelbſtändige Verbindlich⸗ 
keiten eingehen. Es beſteht keinerlei geſetzliche gegen⸗ 
ſeitige Haftung. Auch freiwillig kann ſolche nicht 
übernommen werden (Art. 9 Abſ. VI KG.). 
Nach außen ſteht jede Kirchengemeinde für ſich 
allein. Soweit die Pfarrkirchengemeinde als ſolche 
nach außen auftritt, ſtehen Mutter⸗ und Tochter⸗ 
gemeinden nicht neben ihr, ſondern gehen in ihr 
auf. Der Gläubiger der Pfarrkirchengemeinde kann 
nicht Befriedigung aus dem Vermögen der Tochter: 
oder Mutterkirchengemeinde ſuchen. Wie der Be⸗ 
darf der Pfarrkirchengemeinde aufzubringen iſt, iſt 
eine rein innere Angelegenheit und dem Einfluſſe 
der Gläubiger entzogen. 

Die Leiſtungspflicht der Tochtergemeinde gegen⸗ 
über der Pfarrgemeinde iſt in Art. 16 KGO. geregelt 
und iſt — wie das Verhältnis zwiſchen beiden über: 
haupt — grundſätzlich öffentlich⸗rechtlicher Natur. 
Zwar ſind zivilrechtliche Verpflichtungsgründe nicht 
ausgeſchloſſen. Sie werden aber nur ausnahmsweiſe 
vorkommen. Ein zivilrechtlicher Verpflichtungsgrund 
iſt insbeſondere nicht ſchon dann gegeben, wenn die 
Leiſtungspflicht auf Vertrag, Vergleich uſw. geſtützt 
wird (Art. 16 Abſ. I); denn dieſe Rechtstitel können 
auch dem öffentlichen Rechte angehören (vgl. Kahr I 
S. 987). Sie find öffentlich- rechtlich ſtets dann, 
wenn fie auf der Grundlage der öffentlich recht⸗ 
lichen Beitragspflicht der Tochtergemeinde gegen⸗ 
über der Pfarrgemeinde geſchaffen worden ſind und 
nur beſtimmt ſind, dieſe (u. U. abweichend von der 
geſetzlichen Regel) beſonders zu ordnen. Das zu: 
grunde liegende öffentlich-rechtliche Verhältnis er: 
ſtreckt ſich in dieſem Fall auch auf dieſe bejon- 
deren Rechtstitel. Nur wenn der in Frage ſtehende 
Rechtstitel auf anderer Grundlage entſtanden iſt, 
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kann er zivilrechtlicher Natur ſein (vgl. hiezu meine 
KG. Bem. 5 zu Art. 16 Abſ. I). Dies gilt ins⸗ 
beſondere auch für die Baupflicht. Oeffentlich ⸗recht⸗ 
lich iſt ſtets die Hand⸗ und Spanndienſtpflicht der 
Tochtergemeinde gegenüber der Pfarrkirchenſtiftung 
(ogl. meine AGO. Vorbem. zu Art. 26). Die 
Leiſtungspflicht aus Art. 16 trifft die Tochter⸗ 
gemeinde als ſolche, nicht die Tochtergemeindeglieder 
(vgl. auch Art. 12 Abſ. III KGO.); fie muß alſo 
im Streitfall gegenüber der Tochtergemeinde 
feſtgeſtellt werden. Zwar werden Pfarrkirchen⸗ 
umlagen von den Tochtergemeindegliedern un⸗ 
mittelbar der Pfarrkirchengemeinde geſchuldet (Art. 20 
Abſ. XIII KG.). Die Umlagenſchuld des Einzel- 
nen ſetzt aber voraus, daß die Tochtergemeinde als 
folche nach Art. 16 KGO. in entſprechendem Um: 
fang leiſtungspflichtig iſt. 

Eine öſſentlich⸗ rechtliche Verbindlichkeit der Toch⸗ 
tergemeinde gegenüber der Muttergemeinde als ſolcher 
beſteht nach der KO. nicht. Hier kommen (abge: 
ſehen von dem Fall des Art. 57 Abſ. II KGO.: 
Aufſtellung eines gemeinſamen Kirchenſchreibers) 
lediglich zivilrechtliche Verpflichtungsgründe und auch 
dieſe wohl nur ganz ausnahmsweiſe in Betracht. 
Da die Muttergemeinde aber tatſäachlich nichts anderes 
iſt, als die Pfarrkirchengemeinde nach Abzug der 
Tochtergemeinde, ſo wird praktiſch die Leiſtung der 
Tochtergemeinde an die Pfarrgemeinde meiſt als 
Leiſtung an die Muttergemeinde erſcheinen. Dies 
darf jedoch nicht zur Verwirrung der rechtlichen 
Grundlagen führen. 

Die Muttergemeinde als ſolche iſt öffentlich⸗ 
rechtlich weder gegenüber der Tochtergemeinde noch 
gegenüber der Pfarrgemeinde beitragspflichtig. Ihre 
Angehörigen beteiligen ſich lediglich als Einzel⸗ 
perſonen und zwar als Pfarrgemeindeglieder an 
den Laſten der Pfarrkirchengemeinde. 


b) Geſamtkirchengemeinde. 


Daß die Geſamtkirchengemeinde ſelbſt juriſtiſche 
Perſon iſt, im allgemeinen alle Rechte und Pflichten 
einer wirklichen Kirchengemeinde und gleiche Organi⸗ 
ſation beſitzt, iſt oben ſchon hervorgehoben worden. 
Die einer Geſamtkirchengemeinde angehörenden Ein⸗ 
zelkirchengemeinden werden durch die Vereinigung 
ihrer Rechtsperſönlichkeit nicht beraubt (Art. 3 
Abſ. 1 KG.: „unbeſchadet ihres geſonderten Fort: 
beſtandes“). Sie erfahren nur eine Verminderung 
ihres Selbſtbeſtimmungsrechts und dies auch nur 
inſoweit, als die Zuſtändigkeit der Geſamtkirchen⸗ 
gemeinde ausdrücklich oder aus ihrer Zweckbeſtim— 
mung heraus (vgl. Art. 3 Abſ. I und II KGO.) 
begründet iſt. Die Einzelkirchengemeinde bleibt 
Eigentümerin ihres Vermögens, behält das Recht es 
zu verwalten und hat ihre eigene Organiſation. 
Sie bleibt auch Schuldnerin aus den von ihr ein— 
gegangenen Verbindlichkeiten. Die Geſamtkirchen⸗ 
gemeinde als ſolche hat kein unmittelbares Mit— 
beſtimmungsrecht oder Auſſichtsrecht hinſichtlich der 
Vermögensverwaltung der Einzelkirchengemeinde und 
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der Verwendung der Vermögenserträgniſſe. Es be: 
darf daher im allgemeinen nicht etwa der Zuſtimmung 
der Organe der Geſamtkirchengemeinden zu den 
Rechtsakten der Einzelkirchengemeinde. Nur wenn 
allgemeine Umlagengemeinſchaft i. S. des Art. 18 
Abſ. II KGO. beſteht und es ſich um neue Unter: 
nehmungen, Einrichtungen, Maßnahmen und Rechts⸗ 
akte i. S. des Art. 23 Abſ. II Ziff. 2 und 3 KG. 
handelt, deren Koſten ganz oder teilweiſe durch Um⸗ 
lagenmittel beſtritten werden ſollen oder die auf die 
Leiſtung von Kirchenumlagen dauernd Einfluß haben 
können, bedarf es neben ſtaatsaufſichtlicher Genehmi⸗ 
gung übereinſtimmender Beſchlüſſe der Organe der 
Geſamt⸗ und der betr. Einzelkirchengemeinde (vol. 
meine KGO. Art. 18 Abſ. II Bem. 2 b). Soweit 
die Geſamtkirchengemeinde als ſolche nach außen 
auftritt, ſtehen die Einzelkirchengemeinden nicht 
neben ihr, ſondern gehen in ihr auf. Für die Ver⸗ 
bindlichkeiten der Geſamtkirchengemeinde haftet nach 
außen nur ſie ſelbſt, nicht etwa auch die Einzel⸗ 
kirchengemeinde, welcher der Aufwand zugute 
kommt. Die Aufbringung der Mittel iſt eine rein 
innere Angelegenheit der Geſamtkirchengemeinde. 
Auch umgekehrt beſteht für den Fall, daß die Einzel⸗ 
kirchengemeinde ſelbſt z. B. eine Anleihe zur 
Deckung des durch gemeinſame Beſchlüſſe geſchaf⸗ 
fenen Ortskirchenbedürfniſſes (Art. 12 Abſ. II) auf⸗ 
nimmt, keine geſetzliche Haftung der Geſamtkirchen⸗ 
gemeinde gegenüber den Gläubigern der 
Einzelkirchengemeinde. Nur eine freiwillige 
Haftung nach außen könnte hier nötigenfalls ein⸗ 
gegangen werden, da hier keine fremde Verbind⸗ 
lichkeit vorliegt (Art. 9 Abſ. VI KG.). 

Die KG.. ſpricht in Art. 3 Abſ. I von „ge 
meinſamer Befriedigung von Ortskirchenbedürf⸗ 
niſſen und Art. 18 vom gemeinſamen Vermögen 
und „gemeinſamer“ Schuld. Dieſe Ausdrucksweiſe 
darf nicht irreführen. Die Befriedigung geſchieht 
durch die Geſamtkirchengemeinde als juriſtiſche Per⸗ 
ſon und das „gemeinſame“ Vermögen gehört ihr 
als juriſtiſcher Perſon. Aus dem Beiwort „ge: 
meinſam“ darf alſo weder „Geſamtverbindlichkeit“ 
noch „Miteigentum“ herausgeleſen werden, ſondern 
nur der Gegenſatz zu Recht und Pflicht der Einzel⸗ 
kirchengemeinde. In dieſem Sinne iſt die Bezeich⸗ 
nung „gemeinſam“ auch nicht ungerechtfertigt. Die 
Einzelkirchengemeinden ſtehen der Geſamtkirchen⸗ 
gemeinde anders gegenüber als die Einzelperſonen 
z. B. der Pfarrkirchengemeinde. Die Geſamt— 
kirchengemeinde iſt nichts anderes als ein Zwed: 
verband mit der Beſonderheit, daß ſie ſelbſt juri⸗ 
ſtiſche Perſon iſt. Bei Auflöſung der Geſamtkirchen⸗ 
gemeinde findet daher die Vermögensauseinander⸗ 
ſetzung zwiſchen ihr und den zugehörigen Einzel: 
kirchengemeinden ſtatt (Art. 10 KG.). 

Für das innere Verhältnis hinſichtlich der Auf: 
bringung des Bedarf gilt folgendes: 

Auseinanderzuhalten iſt, ob nur beſchränkte 
(Art. 18 Abſ. J) oder allgemeine (Art. 18 Abſ. ID 
Umlagengemeinſchaft beſteht. 


Bei beſchränkter Umlagengemeinſchaft 
hat die Geſamtkirchengemeinde als ſolche nur für 
die in Art. 18 Abſ. 1 bezeichneten Bedürfniſſe auf⸗ 
zukommen. Soweit ihr hiefür nicht eigene Ein⸗ 
nahmen der in Art. 13 Abſ. I bezeichneten Art 
zur Verfügung ſtehen, und nicht durch Grundſtocks⸗ 
angriff oder Anlehensaufnahme abgeholfen werden 
ſoll, muß ſie den Fehlbetrag durch Geſamtkirchen⸗ 
umlagen aufbringen. Dieſe werden aber von den 
umlagenpflichtigen Angehörigen der Einzelkirchen⸗ 
gemeinden der Geſamtkirchengemeinde unmittelbar 
geſchuldet (Art. 20 Abſ. XIV KG.), die Einzel⸗ 
kirchengemeinde als ſolche trifft keine Beitragspflicht; 
ſie kann nur freiwillig je nach ihrem Vermögens⸗ 
ſtand den auf ihre Angehörigen treffenden Umlagen⸗ 
betrag übernehmen und ihrerſeits aus eigner Ein⸗ 
nahme decken. Die ſich hieraus ergebenden Ver⸗ 
pflichtungen find rein öffentlich⸗ rechtlicher Natur. 
Auch wenn die Geſamtkirchengemeinde einzelne zu⸗ 
nächſt den Einzelkirchengemeinden obliegende 515 
ſtungen freiwillig übernimmt (Art. 12 Abſ. II 
vgl. meine KGO. Ben. 2 zu Art. 18 Abi. 5 
entſtehen nur öffentlich⸗rechtliche Verbindlichkeiten, 
es ſei denn — was ſelten genug der Fall ſein wird, 
aber geſetzlich zuläſſig iſt (vgl. Art. 9 Abſ. VI mit 
Art. 3 Abſ. I und Art. 18) — daß die Geſamt⸗ 
kirchengemeinde in privatrechtliche Verbindlichkeiten 
der Einzelkirchengemeinde gegenüber Dritten rechts⸗ 
förmlich einträte oder Haſtung hiefür übernähme. 

Die Aufbringung des Bedarfs für die Orts⸗ 
kirchenbedürfniſſe (Art. 12 KG.) der Einzelkirchen⸗ 
gemeinde, welche nicht von der Geſamtkirchenge⸗ 
meinde übernommen find, obliegt jener allein. Die 
Geſamtkirchengemeinde haftet geſetzlich hiefür nicht. 

Beſteht allgemeine Umlagengemein⸗ 
ſchaft (Art. 18 Abſ. II) ſo hat die Geſamtkirchen⸗ 
gemeinde für alle innerhalb ihres Bereiches ſich er⸗ 
gebenden Bedürfniſſe aufzukommen, welche Kirchen⸗ 
umlagen erfordern. Beitragspflichtig ſind ihr 
gegenüber wieder nur die umlagenpflichtigen Ange: 
hörigen der Einzelkirchengemeinden (Art. 20 Abſ. XIV 
KG.); Uebernahme des Umlagenteilbetrags durch 
eine Einzelkirchengemeinde iſt hier ausgeſchloſſen 
(vgl. meine KGO. Bem. 3 zu Art. 18 Abſ. I). 
Eine weitergehende geſetzliche Verpflichtung der 
Geſamtkirchengemeinde zur Deckung von Laſten 
der Einzelkirchengemeinden beſteht nicht. Die Ver⸗ 
pflichtung aus Art. 18 Abſ. II iſt rein öffent⸗ 
lich⸗ rechtlicher Natur und eine innere Angelegen⸗ 
heit der Geſamtkirchengemeinde. Sie kann von den 
Gläubigern einer Einzelkirchengemeinde nicht in 
Anſpruch genommen werden, es ſei denn durch 
Anrufung der Staatsaufſichtsbehörde im Aufſichts⸗ 
verfahren. 


c) Diean einem Simultaneumbeteiligten 
Kirchengemeinden. 


Die KG. nimmt die Simultanverhältniſſe 
als eine gegebene Erſcheinung hin und vermeidet es 
durchaus zur Frage ihrer Begründung, rechtlichen 
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Natur uſw. Stellung zu nehmen oder etwa die 
beiderſeitigen Rechte und Pflichten der beteiligten 
Kirchengemeinden grundſätzlich zu regeln. Sie be⸗ 
ſchränkt ſich vielmehr darauf, die Vorſchriften der 
KO. auf die Verwaltung des gemeinſamen Orts: 
kirchenvermögens, auf den Wirkungskreis der Ber: 
tretungskörper hinſichtlich der Simultankirche oder 
des ſonſtigen Gegenſtands des Simultaneums und 
der Befriedigung der gemeinſamen Ortskirchenbe⸗ 
dürfniſſe für entſprechend anwendbar zu erklären, 
aber auch hier nur unter dem Vorbehalt: ſoweit ſich 
nicht aus den Verfaſſungsbeſtimmungen, aus den 
Art. 91 und 92 KGO. oder aus der Natur des 
Simultanverhältniſſes ein anderes ergibt (Art. 90 
KG.). Hierüber wird bei Beſprechung der orts⸗ 
kirchlichen Vertretungskörper noch näher zu han⸗ 
deln ſein. 

Zu der beſtrittenen Frage nach dem Subjekt 
der Simultanberechtigung nimmt die KO. nur 
implicite Stellung (vgl. Art. 90 KGO.). In 
Uebereinſtimmung mit der bisherigen, auf 88 90 ff. 
des Rel. Ed. geſtützten Praxis geht fie davon aus, 
daß als „Subjekt der Simultanberechtigung an der 
Kirche und dem dazu gehörigen Vermögen, welche 
regelmäßig im Eigentum einer Simultankirchen⸗ 
ſtiftung ſtehen, die beim Simultaneum beteiligten 
Religiondparteien in ihrem örtlichen kirchlichen Ver⸗ 
bande, ſohin die betreffenden einzelnen Kirchen⸗ 
gemeinden erſcheinen“ (vgl. insbef. VGH. Bd. 19 
S. 309). Da alſo die Grundlagen der Simultaneen 
durch die KGO. nicht berührt werden, kann inſo⸗ 
weit auf die bisherige Literatur verwieſen werden. 
Zu erwähnen iſt nur noch, daß die Art. 90 ff. 
KG. ſowohl die auf einem Simultan rechte, 
als die auf einem Simultan zuſtande beruhenden 
Simultanverhältniſſe treffen wollen (Begr. S. 512). 


III. 


Verhältnis der Kirchengemeinden zu den 
bürgerlichen (politiſchen) Gemeinden. 


Von den bürgerlichen Gemeinden ſind die Kirchen⸗ 
gemeinden nunmehr völlig unabhängig. Der räum: 
liche Bereich einer Kirchengemeinde, auch ihr Per⸗ 
ſonenkreis kann ſich zwar mit dem einer bürger⸗ 
lichen Gemeinde decken, kann aber auch darüber 
hinausgreifen oder dahinter zurückbleiben. Auch 
jeder organiſche Zuſammenhang mit der bürger⸗ 
lichen Gemeinde, wie er bisher namentlich in der 
85 beſtand, iſt gelöſt (vgl. meine KGO. Einl. 

S. 3—6, ferner Art. 37 Abſ. I Ziff. 2, Art. 99, 
Art. 112 Abſ. IA, Ziff. 2, 3, B; aber auch Art. 103 
Abſ. I und II, Art. 111 KO.). Die bürgerlichen 
Gemeinden entſenden alſo keinen Vertreter mehr 
zur Kirchenverwaltung, ſie üben nicht mehr Finanz⸗ 
gewalt an Stelle der Kirchengemeinden; ſie haben 
aber auch kraft Geſetzes nicht mehr zu den Be: 
dürfniſſen der Kirchengemeinden beizutragen (gl. 
Art. 99 KG.). Die Verpflichtungen der bürger: 
lichen Gemeinden aus Art. 48 Abſ. V KGO. 
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(Stellung des ſachlichen Bedarfs und des Dienſt⸗ 

perſonals bei Wahlen) liegen auf anderem Gebiet; 

fie beruhen auf Zweckmäßigkeitserwägungen und 

„ auf Erſatz barer Auslagen (Art. 52 
. V). 


Das Fortbeſtehen oder die Neubegründung von 
Beziehungen zwiſchen Kirchengemeinden und bürger⸗ 
lichen Gemeinden wird durch dieſe Scheidung jedoch 
nicht ausgeſchloſſen. 

Vor allem bleiben die beſonderen (auf Ver⸗ 
trag, Herkommen, Gemeinſchaft des Bedürfniſſes 
und des Gebrauchs uſw.) beruhenden Verpflich⸗ 
tungen der bürgerlichen Gemeinden unberührt 
(Art. 99 Abſ. II, vgl. auch Art. 93 Abſ. III, 94 
KG.). Solche Verpflichtungen können auch neu 
begründet werden. 

Die Kirchengemeinden können mit den Ge⸗ 
meinden Vereinbarungen nach Art. 57 Abſ. II 
KSO. über Mitbenützung der gemeindlichen 
Kanzlei oder des Gemeindeſchreibers treffen. Ver⸗ 
einbarungen über die Mitbenützung der gemeind⸗ 
lichen Kanzlei ſind rein privatrechtlicher Natur. 
Die Mitbenützung des Gemeindeſchreibers wird ſich 
in der Weiſe vollziehen, daß die Gemeindebehörde 
dieſem außerdienſtliche Nebenbeſchäftigung geſtattet 
und die Kirchengemeinde mit ihm geſonderten Dienſt⸗ 
vertrag ſchließt. Bei Gemeindeſchreibern im Neben⸗ 
amt (Lehrer) bedarf es der Zuſtimmung der Ge⸗ 
meinden überhaupt nicht. 

Die freiwillige Beitragsleiſtung der Gemeinden 
zu den Bedürfniſſen der Kirchengemeinde, welche 
im Rahmen des Art. 159 oder 91 Ziff. 5 und 7 
der GO. zuläſſig iſt, hat durch Art. 93 und 94 
KGO. eine — allerdings nur auf die inneren 
Verhältniſſe der Gemeinden bezügliche — Neu⸗ 
regelung erfahren. (Fortſetzung folgt.) 


Der 79. Band der Entſcheidungen des Reichs⸗ 
gerichts in Zivilſachen. 
Von Eruſt Plum, Rechtsanwalt in Cöln. 


In der Nummer der Zeitſchrift Recht und 
Wirtſchaft vom Januar 1913 (S. 29) iſt u. a. 
die Auswahl der in der ſog. amtlichen Sammlung 
abgedruckten Urteile des Reichsgerichts getadelt. Die 
Klage ſteht nicht vereinzelt da. Eine gute Aus— 
wahl aus der großen Flut der Urteile iſt freilich 
nicht leicht. Jedenfalls aber dürfte der 79. Band 
den Tadlern unzureichender Ausleſe ſchwerlich ent— 
gegengehalten werden können. Würde nicht z. B. höch— 
ſtens ein verſchwindend kleiner Teil der Leſer das 
Urteil Nr. 34 vermiſſen (erklärt für eine reviſible 
Rechtsnorm den § 17 Nr. 2 der Dienſtanweiſung 
des preußiſchen Kriegsminiſters für die Remonte— 
depot⸗Adminiſtration vom 12. Juni 1897, wo: 
nach der Adminiſtrator das Depot nach außen’ ver: 
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tritt), oder die Urteile Nr. 29 und 59, die ſich 
wieder einmal mit der Auslegung des Mannſchafts⸗ 
verſorgungsgeſetzes beſchäftigen? Würde ferner die 
Bedeutung des 79. Bandes beeinträchtigt worden 
ſein, wenn wenigſtens das eine oder andere der 
ſich mit der Auslegung des preußiſchen Landrechts 
befaſſenden zum Teil mit faſt verwirrend zahl⸗ 
reichen Hinweiſen auf die frühere Rechtſprechung 
geſpickten Urteile Nr. 14, 89, 94 gefehlt hätte? 
Sind nicht weiter unter den 102 Urteilen, die der 
ganze Band enthält, 13, alſo /, ſtempelrechtliche 
Urteile der Stempelrechtsbelehrung etwas viel? 

Das Recht der Vereine im Sinne der 
88 21 BGB. wird durch das Urteil Nr. 96 in 
bemerkenswerter Weiſe geklärt. Iſt ein Vereins⸗ 
mitglied von der Mitgliederverſammlung in ein 
Vereinsorgan, z. B. den Ehrenrat, gewählt, wird 
er aber vom Vorſtande nicht als Ehrenratsmit⸗ 
glied anerkannt, ſo kann er nicht gegen den Ver⸗ 
ein klagen, ſondern muß die Mitgliederverſamm⸗ 
lung anrufen. Denn 

„es handelt ſich lediglich um eine die innere Ord⸗ 
nung des Vereins betreffende Angelegenheit. Die Auf⸗ 
rechterhaltung dieſer Ordnung und die innere Rege⸗ 
lung des Tuns und Treibens im Vereine bei der 
Verfolgung ſatzungsmäßiger Zwecke iſt fo wenig Auf⸗ 
gabe der Gerichte wie irgendwelcher anderer Staats⸗ 
behörden.“ 

In dem Urteile RG. 63, 269 iſt der Stand⸗ 
punkt vertreten: wer durch argliſtige Täu- 
ſchung zu einem Vertrage beſtimmt worden iſt, 
aber den Vertrag nicht innerhalb der Friſt des 
9 124 angefochten hat, kann nicht etwa auf Grund 
der 83 249, 826 von dem Vertragsgegner, der ihn 
getäuſcht hat, Aufhebung des Vertrages beanſpruchen 
und, was er zur Vertragserfüllung geleiſtet hat, 
zurückfordern. Denn 

„8 124 BGB. (enthält), inſofern er eine Auflöſung des 
durch Betrug zuſtande gekommenen Vertrages nur bei 
rechtzeitiger Anfechtung zuläßt, eine Spezialvorſchrift, 
die als ſolche nach allgemeinen Auslegungé regeln die 
Geltung der allgemein lautenden Vorſchriften der 88 249, 
826 BGB. einſchränkt. Wollte man das Gegenteil an⸗ 
nehmen, ſo würde 8 124 BGB. überhaupt gegenſtands⸗ 
los ſein, und daß dies im Sinne des Geſetzgebers ge⸗ 
legen haben ſollte, kann nicht angenommen werden.“ 

Das Urteil Nr. 44 ſteht hinſichtlich des durch 
Drohung zu einem Rechtsgeſchäſte gezwungenen 
auf dem entgegengeſetzten Standpunkte. Ein Schuld⸗ 
verſprechen war durch Drohung erzwungen, aber 
nicht innerhalb der Friſt des § 124 angefochten 
worden. Das Urteil führt aus: wegen des Friſt⸗ 
ablaufes könne freilich nicht mehr die ſchlechthin 
auch gegen Dritte wirkende Nichtigkeit des Schuld⸗ 
verſprechens herbeigeführt werden, aber trotz des 


Friſtablaufes behalte der widerrechtlich Bedrohte 


die infolge der Drohung ihm zuſtehenden bloß obli— 
gatoriſchen Rechte nach § 823 f. insbeſondere den 
Schadenserſatzanſpruch nach § 826, gegen den, der 
durch die Drohung ihm gegenüber eine unerlaubte 
Handlung begangen habe. Diele Auffaſſung des 


Urteils Nr. 44 ſcheint mir zutreffend zu ſein. Die 
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kurze Friſt des 8 124 iſt gerechtfertigt, weil die 
Anfechtung auch gegen Dritte wirkt. Aber kein 
Grund beſteht, weshalb dem Betrüger oder dem 
Drohenden gegenüber die Deliktshaftung kürzer 
dauern ſoll, als anderen unerlaubt Handelnden 
gegenüber. 

In dem die Auslegung des Gründungsver⸗ 
trages einer G. m. b. H. betreffenden Urteile Nr. 99 
beſtätigt das RG. feine ſchon RGZ. 67, 214 dar: 
gelegten wichtigen Grundſätze über das Maß, wo⸗ 
rin bei einem urkundenbedürftigen Rechtsgeſchäfte 
außerhalb der Urkunde liegende Umſtände, insbe: 
ſondere bei einem der gerichtlichen oder notariellen 
Form bedürftigen Rechtsgeſchäfte privatſchriftliche 
zen zur Auslegung herangezogen werden 
ürfen. 

Auch eine Reihe lehrreicher Urteile, die in das 
Kapitel der Rechtsgeſchäfte diesſeits und 
jenſeits der guten Sitten einſchlagen, ent⸗ 
hält der neue Band. Ich verweiſe auf die Er⸗ 
kenntniſſe Nr. 3, 12, 35, 52, 66 und 88, beſon⸗ 
ders auf die Nr. 3 über die Grenzen der Befugnis 
eines Aerztevereins, ſeinen Mitgliedern den beruf⸗ 
lichen Verkehr mit einem vereinsfremden Arzte zu 
unterſagen und dieſes Verbot zur Kenntnis Dritter 
zu bringen,“) und auf die Nr. 52 über die geſchäft⸗ 
liche Ausnutzung eines tatſächlichen Monopols. 

8 139 BG B. wird erörtert in den beiden nicht 
zu überſehenden Urteilen Nr. 73 und Nr. 102. 
In dem Falle der Nr. 73 iſt das RG. zu folgen⸗ 
dem Ergebniſſe gelangt: Haben die Parteien das 
Vertragsverhältnis fortgeſetzt, obſchon fie wußten, 
daß ein Teil des Vertrages nichtig war, ſo iſt an⸗ 
zunehmen, daß der Vertrag auch ohne den nich⸗ 
tigen Teil geſchloſſen ſein würde. In der Nr. 102 
wird eingehend die Frage geprüft, wann $ 139 in 
dem Falle anwendbar iſt, daß eines von mehreren 
gleichzeitig ſchloſſenen, untereinander in wirtſchaft⸗ 
lichem Zuſammenhange ſtehenden Rechtsgeſchaͤften 
nichtig iſt. Beſonders dieſe Sätze des Urteils find 
im Auge zu halten: 

„In einem Falle, wo ihrem Inhalte nach mehrere, 
von den Kontrahenten in verſchiedenen Urkunden ab⸗ 
gegrenzte Geſchäfte vorliegen, iſt die nicht ſelten ſchwie⸗ 
rige Tatfrage, ob es ſich nach der maßgebenden Willens⸗ 
meinung um ein zu einem Ganzen verbundenes Rechts⸗ 
geſchäft oder um eine Mehrheit von rechtlich ſelbſt⸗ 
ſtändigen Geſchäften handelt, unter Würdigung aller 
Umſtände des Falles zu entſcheiden. Für die Ent⸗ 
ſcheidung dieſer Frage werden die mit den Willens⸗ 
erklärungen der Parteien verfolgten wirtſchaftlichen und 
ſonſtigen Zwecke von erheblicher Bedeutung ſein. Allein 
ungeachtet ihrer wirtſchaftlichen Zuſammengehörigkeit 
und des gleichzeitigen Abſchluſſes ſteht es der Ver⸗ 
tragsfreiheit der Parteien anheim, ob ſie die mehreren 
Geſchäfte rechtlich als ſelbſtändige behandeln wollen 
oder nicht. Der wirtſchaſtliche Zuſammenhang und die 
Gleichzeitigkeit des Abſchluſſes der Geſchäfte genügen 
für ſich allein nicht, um ihre Einheitlichkeit im Sinne 
des 8 139 BGB. zu bewirken. Wenn und inſoweit 
nun mehrere Geſchäfte rechtlich und tatſächlich vonein⸗ 
ander unabhängig beſtehen können und dieſe von den 
Kontrahenten auch äußerlich als mehrere Geſchäfte in 


) Vgl. auch dieſe Zeitſchrift 1912 S. 211. 
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verſchiedenen Urkunden behandelt worden ſind, dann 
ſpricht ſchon die allgemeine Lebenserfahrung und des⸗ 
halb die Vermutung dafür, daß ſie auch nach dem Ver⸗ 
tragswillen der Parteien als verſchiedene ſelbſtändige 
Geſchäfte gelten ſollen. Die Beweis laſt dafür, daß 
hiervon abweichend die mehreren Geſchäfte dennoch als 
Ganzes, nur als ein einheitliches Geſchäft gewollt ſind, 
trifft diejenige Partei, welche dies behauptet.“ 

Die große Bedeutung des 5 162 BGB. 
für den Rechtsverkehr tritt in ein helles Licht in 
dem Urteile Nr. 21. Kläger hatte dem Beklagten 
ein Grundſtück notariell verkauft, der Kauf war 
davon abhängig gemacht worden, daß der Be⸗ 
klagte die Erlaubnis zum Betriebe eines Hotels 
auf dem Grundſtücke erhalte. Entgegen der münd⸗ 
lichen Verabredung mit dem Kläger hatte der Be⸗ 
klagte das Grundſtück nicht genügend zu einem 
Hotel ausgebaut und darum die Konzeſſion nicht 
erhalten. Die Klage auf Zahlung des Kaufpreiſes 
wies das Oberlandesgericht ab, indem es ausführte: 
über eine Verpflichtung, das Haus auszubauen ent⸗ 
halte der notarielle Vertrag nichts, eine nur münd⸗ 
liche Verpflichtung aber ſei wegen $ 313 BGB. 
ohne Bedeutung. Demgegenüber betont das RG.: 

„Betreffs der Anwendbarkeit des 8 162 Abſ. 1 
ſteht keineswegs in Frage, ob der 3 Verpflich⸗ 
tete ſich unredlich einer vertraglichen Verpflichtung 
entzogen und ob er etwas nicht getan hat, was er 
zu tun vertraglich gehalten war. Entſcheidend iſt 
vielmehr nur, ob er wider Treu und Glauben den 
Eintritt desjenigen Ereigniſſes verhindert hat, welches 
zur Bedingung gemacht worden war. War insbe⸗ 
ſondere der Eintritt des Ereigniſſes davon abhängig, 
daß der bedingt Verpflichtete eine Handlung vor⸗ 
nahm, ſo kommt es für die Anwendbarkeit des Ge⸗ 
ſetzes nicht darauf an, ob er zur Vornahme der Hand⸗ 
lung vertraglich verpflichtet worden iſt, ob alſo dem 
anderen Teile ein klagbarer Anſpruch auf die Leiſtung 
der Handlung entſtanden war. Es genügt vielmehr 
ſchon, wenn die Vornahme der Handlung nach den 
Geboten von Treu und Glauben erforderlich war. 
Dieſe Annahme wird aber nur dann unzuläſſig ſein, 
wenn es nach der Abſicht der Vertragsparteien in 
das freie Belieben des bedingt Verpflichteten geſtellt 
ſein ſollte, wie er ſich verhalten wolle, nicht auch 
dann, wenn die Parteien gerade davon ausgegangen 
ſind, die Entſcheidung über den Eintritt oder über 
den Ausfall der Bedingung ſei unter allen Umſtänden 
herbeizuführen.“ 


Das Urteil Nr. 67 ſtellt jet, daß 8 181 
BGB. ſich auch auf ſamilienrechtliche Geſchäfte 
bezieht. Der eine Gatte kann alſo namens des 
anderen mit ſich in eigenem Namen keinen Ehe⸗ 
vertrag ſchließen. Das Urteil meint ferner, $ 311 
BGB. gelte nicht für die Verpflichtung, ein 
fremdes Vermögen zu übertragen. Ob nicht 
dieſe Auslegung unter Umſtänden eine bequeme 
Handhabe gibt, die Formvorſchrift des § 311 zu 
umgehen? 

Wann wird eine Vertragsſtrafe verwirkt, 
wenn die geſchuldete Leiſtung in einem Unter: 
laſſen beſteht? Tritt nach § 339 die Ver⸗ 
wirkung mit der Zuwiderhandlung ein, ohne Rüd: 
ſicht darauf, ob den Schuldner ein Verſchulden 
trifft oder nicht? Die Frage iſt bekanntlich be⸗ 
ſtritten. In dem Urteile Nr. 8 bekennt ſich das 
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RG. zu dem wichtigen Satze, 8 339 enthalte 
nicht zwingendes, ſondern nachgiebiges Recht, da⸗ 
her ſei zu prüfen, ob der Vertrag der Parteien 
(ausdrücklich oder ſtillſchweigend) etwas über die 
Vorausſetzungen des Verfalls der Vertragsſtrafe 
ergebe. Mit dieſer Auslegung kann jedenfalls 
immer ein den Umftänden des einzelnen Falles 
Rechnung tragendes befriedigendes Ergebnis er⸗ 
zielt werden. 

Nach dem Urteile Nr. 85 kann gegen eine 
Hypothekenforderung zwar mit einer kleineren Ge⸗ 
genforderung, nicht aber auch mit einem Teile 
davon aufgerechnet werden. Der Rechts⸗ 
gedanke, der dem $ 266 und in allgemeiner Ge⸗ 
ſtalt dem $ 242 zugrunde liegt, führt das RG. 
zu der zutreffenden Auffaſſung, mit einem Teile 
einer Gegenforderung dürfe nicht aufgerechnet 
werden, wenn dadurch dem Gläubiger, gegen deſſen 
Forderung aufgerechnet werden ſoll, Beläftigungen 
erwachſen. 

„Beläftigungen erheblicher Art aber ergeben ſich für 
den Gläubiger einer Hypothekenforderung bei jeder 
ſtückweiſe erfolgenden Befriedigung, wenn es ſich um 
Befriedigung durch den Schuldner — Eigentümer 
handelt, aus den 88 1142 = 1145 BGB., denn fie 
vervielfältigt für ihn die insbeſondere in den 88 1144 
und 1145 Satz 2 bezeichneten Verpflichtungen.“ 

Ueber die Sicherheitsabtretung enthält 
das Urteil Nr. 41 folgende bemerkenswerte Aus⸗ 
führungen. Die Sicherheitsabtretung kann ge⸗ 
ſchehen in verſchiedenen Formen, die einen ver⸗ 
ſchiedenen rechtlichen Gehalt haben, aufſchiebend 
bedingt, auflöſend bedingt, unbedingt mit obliga⸗ 
toriſcher Rückgabeverpflichtung. Dieſe verſchiedenen 
Formen können ſich aus dem kauſalen Geſchäfte 
ergeben. Gilt Entſprechendes auch von der Eigen⸗ 
tumsübertragung zur Sicherheit? Kann hier auch 
das Kauſalgeſchaͤft entſcheiden, ob aufſchiebend oder 
auflöſend bedingte oder unbedingte Eigentums: 
übertragung mit Rückgabepflicht vorliegt? 

Das Urteil Nr. 69 fördert die Lehre von der 
Geſamtſchuld durch den wichtigen bisher (3. B. 
OLG. 8, 53) nicht unbeſtrittenen Satz: der Ge: 
ſamtſchuldner, der ſeine anteilmäßige Verpflichtung 
nicht erfüllt, haftet ſeinem Mitgeſamtſchuldner 
nicht nur für das, was der Mitgeſamtſchuldner 
über ſeinen Anteil hinaus geleiſtet hat, ſondern 
auch für ſonſtige Nachteile, z. B. für das Aus⸗ 
bleiben der Leiſtung des Gläubigers. Denn die 
Verpflichtung des einen Geſamtſchuldners gegen— 
über dem anderen iſt ihrem ganzen Umfange nach 
eine den gewöhnlichen Regeln folgende Schuld— 
verbindlichkeit im Sinne des BGB., die auch 
durch Klage verfolgbar iſt. Unter Umſtänden kann 
freilich ein die Schadenserſatzpflicht des ſäumigen 
Geſamtſchuldners nach § 254 Abſ. 2 beeinfluſſendes 
Mitverſchulden des Mitgeſamtſchuldners darin 
liegen, daß er nicht die ganze Schuld getilgt hat. 

8 826 gewährt einen Schadenserſatzanſpruch auch 
dem bloß mittelbar Geſchädigten. So entſcheidet 
das Urteil Nr. 12 eine wichtige Streitfrage. 
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„Die Vorſchrift des 8 826 BGB. iſt viel allge⸗ 
meiner gefaßt als 8 823. Hier werden nicht beſtimmte 
Perſonen bezeichnet, denen Rechtsanſprüche wegen ſitten⸗ 
widrigen Handelns gewährt werden. Schlechthin jeder, 
der durch ſolches Handeln Schaden leidet, kann ihn 
erſetzt verlangen, ſofern er ihm nur vorſätzlich zuge⸗ 
fügt worden iſt.“ 

Berückſichtigt man, daß auch eventueller Vor⸗ 
ſatz genügt, jo begründet 8 826 eine Schadenserſatz⸗ 
klage von außerordentlicher Tragweite. 

Ob der Entlaſtungsbeweis des 8 833 
Satz 2 auch auf Tiere Anwendung finde, die der 
Viehhändler zum Verkaufe oder der Metzger zum 
Schlachten hält, war bisher zweifelhaft geblieben. 
Nach dem Urteile Nr. 57 kann auch hier der Vieh⸗ 
händler oder der Metzger den Entlaſtungsbeweis 
175 (vgl. auch Jahrg. 1912 dieſer Zeitſchrift 

. 459). 


Die Partei tritt zu den Beamten der Ber: 
teilungsſtelle für Gerichtsvollzieher, deren Ver⸗ 
mittelung ſie in Anſpruch nimmt, in kein Vertrags⸗ 
verhältnis. Der Gerichtsvollzieher haftet ihr daher 
nur nach 8 839 BGB. So entſcheidet das Urteil 
Nr. 49 zutreffend, aber nicht zur Förderung der 
Zwangsvollſtreckung. 


Unter Nr. 25 findet ſich ein ſcharfſinniges Urteil 
über den ſich in der Rechtſprechung des Reichs⸗ 
gerichts nur ſelten findenden Notweg. Es be⸗ 
handelt die Frage, ob der Eigentümer einen Not⸗ 
weg beanſpruchen kann, weil er ohne einen ſolchen 
ſein Grundſtück nicht zu einem angemeſſenen Preiſe 
verpachten kann. 

In dem Falle des Urteils Nr. 74 hatte A 
dem B einen Lebensverſicherungsſchein „verpfaͤndet“, 
der Lebensverſicherungsgeſellſchaft jedoch die „Ver⸗ 
pfändung“ nicht anzeigt. B aber hatte der Geſellſchaft 
die Verpfändungsurkunde zur Kenntnis vorgelegt. 
Das RG. entſcheidet: eine wirkſame Verpfändung 
im Sinne des $ 1280 liege nicht vor. Auch könne 
nicht im Wege der Umdeutung (Kon verſion) 
nach $ 140 angenommen werden, daß B die For⸗ 
derung gegen die Lebensverſicherungsgeſellſchaft als 
Zeſſionar des A erworben habe oder daß er wenig⸗ 
ſtens zur Einziehung berechtigt worden ſei. Denn 
der Pfandgläubiger könne durch Vorlegung der 
Verpfändungsurkunde an den Schuldner der ver⸗ 
pfändeten Forderung die Anzeige des Gläu: 
bigers an den Schuldner nicht erſetzen. Um⸗ 
deutung könne nicht in Frage kommen, weil nur 
ein nichtiges, nicht aber auch ein wirkſames Rechts⸗ 
geſchäfſt umgedeutet werden könne. Daß $ 140 nur 
bei nichtigen, nicht auch bei unwirkſamen Rechts⸗ 
geſchaͤften anwendbar ſei, dürfte nicht unzweifelhaft 
ſein. Jedenfalls ſcheint mir das Ergebnis dieſer 
Auffaſſung vom wirtſchaftlichen Standpunkte nicht 
zu befriedigen. 

Ueber die Haftung des Gegenvormundes und 
der Hinterlegungsſtelle für Wertpapiere des Mün⸗ 
dels werden in der Nr. 2 ſtrenge Grundſaͤtze auf: 
geſtellt. 
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Eine vielerörterte erbrechtliche Streitfrage 
entſcheidet Nr. 46. Die Folgen des Verzuges treffen 
den Erben nicht, wenn er während der Ausſchlagungs⸗ 
friſt eine fällige Nachlaßverbindlichkeit nicht erfüllt, 
wohl aber, wenn er während der Verweigerungsfriſt 
des 8 2014 (bis zum Ablauf der erſten drei Monate 
nach Annahme der Erbſchaft, jedoch nicht über die 
Errichtung des Inventars hinaus) eine ſolche Ver⸗ 
bindlichkeit nicht erfüllt. 

Eheleute hatten in einem gemeinſchaftlichen Teſta⸗ 
mente ihre Kinder als Erben eingeſetzt und be⸗ 
ſtimmt, der Ueberlebende dürfe das Teſtament 
andern. Die überlebende Mutter hob die Erbein⸗ 
ſetung eines Kindes auf und wies dieſem ein Ver⸗ 
maͤchtnis zu. Entgegen dem Berufungsgerichte ent⸗ 
ſcheidet das RG.: der verſtorbene Vater habe die 
Mutter nicht zu einer Aenderung ſeines letzten 
Willens ermächtigen können, das hierauf gegründete 
Teſtament der Mutter fei wirkungslos. Das BGB. 
läßt nach § 2064, 2065 bei letztwilligen Verfügungen 
eine Vertretung des Erblaſſers weder im Willen 
noch in der Erklärung des Willens zu. Mag dieſer 
Grundſatz bei Vermächtniſſen und Auflagen ge: 
mildert ſein, für die Erbeinſetzung iſt er ſtreng 
ran fie muß auf dem eigenen von ihm 
ſelbſt erklärten Willen des Erblaſſers beruhen und 
kann einmal erklärt von anderen nicht willkürlich 
umgeſtoßen werden. 

Fragen der Haftung für ein Kraftfahrzeug 
werden eingehend und klärend erörtert in dem 
Urteile Nr. 76. 


Das Urteil Nr. 24 betrifft die ſonſt in Rechts⸗ 
lehre und Rechtſprechung faſt nicht behandelte Be⸗ 
deutung einer Verletzung der Abſtimmungs⸗ 
vorſchrift des 8 278 Ab. 2 HGB. Iſt bei 
Erhöhung des Grundkapitals einer Aktiengeſellſchaft 
mit mehreren Gattungen von Aktien entgegen $ 278 
Abſ. 2 von den Aktionären der verſchiedenen Gat⸗ 
tungen nicht geſondert abgeſtimmt, aber der Er⸗ 
höhungsbeſchluß eingetragen und durchgeführt, ſo 
kann der neue Aktionär nicht deswegen ſeine Aktionär⸗ 
eigenſchaft beſtreiten. 

Das Urteil Nr. 90 löſt eine Streitfrage des 
Börſengeſetzes. Der Börſentermingeſchäfts⸗ 
unfähige kann Anſprüchen aus Börſentermin⸗ 
geſchaften in nicht zugelaſſenen Wertpapieren den 
Spieleinwand auch dann entgegenſetzen, wenn er 
nach 8 54 BörſG. Sicherheit geſtellt hat. Das 
gilt auch für Börſentermingeſchäfte an auslän⸗ 
diſchen Börſen. 

Das Urteil Nr. 101 iſt bemerkenswert wegen 
der Freiheit, womit es 8 5 Abſ. 2 PatG. ent: 
gegen ſeinem Wortlaute nach ſeinem Zwecke dahin 
auslegt, daß es einer Enteignungserklärung des 
Reichskanzlers nicht bedürfe, ſondern ſchon die 
tatjächliche Benutzung der geſchützten Erfindung 
durch eine Reichsbehörde genüge, um einen Ent⸗ 
ſchaͤdigungsanſpruch zu begründen. 

Das ſog. Freskourteil findet ſich unter 
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Nr. 93. Der Kläger hatte im Treppenflure des 
Hauſes des Beklagten ein Freskogemälde, Felſen⸗ 
eiland mit Sirenen, gemalt. Der Beklagte hatte 
ohne Zuſtimmung des Klägers das Gemälde ſo 
übermalen laſſen, daß die urſprünglich nackten 
Sirenen bekleidet erſchienen. Der Kläger hat mit 
Erfolg die Beſeitigung der Uebermalung verlangt. 
„Der Eigentümer eines Kunſtwerks hat es in 
der Regel, wenn man von dem gewerbsmäßigen 
Händler abſieht, zu dem Zwecke erworben, um ſich an 
ſeinem Beſitze zu erfreuen, um den äſthetiſchen Ein⸗ 
druck, den das Kunſtwerk hervorzurufen geeignet iſt, 
auf ſich und andere, die bei ihm verkehren, wirken 
zu laſſen. Aendert ſich der Geſchmack des Eigen⸗ 
tümers, iſt er des Kunſtwerks aus irgendwelchen 
Gründen überdrüffig geworden, fo wird er es ver 
äußern, verkaufen, e n verſchenken, oder er 
wird es ſeinem und anderer Anblick durch Beſeitigung 
aus den gewohnten Räumen entziehen. Ja man wird 
ihm für den Regelfall auch das Recht nicht verſagen 
können, es völlig zu vernichten. Durch alle dieſe 
Handlungen greift er in die lünſtleriſche Eigenart des 
fortbeſtehenden Werkes und damit in das Perſönlich⸗ 
keitsrecht des Künſtlers nicht ein. Der Künſtler, der 
das Werk zu Eigentum veräußert, und dafür in der 
Regel ein Entgelt empfangen hat, muß von vorne⸗ 
herein mit dieſem möglichen Schickſale ſeines Werkes 
in der Hand des Beſitzes rechnen. Die Beklagte hat 
aber gerade das getan, was ſie auch als Eigentümerin 
nicht tun durfte, ohne mit dem Urheberrecht des 
Künſtlers in Widerſtreit zu geraten. Sie hat das Bild, 
das im Treppenhaus eines bewohnten Gebäudes an⸗ 
gebracht iſt, an ſeiner Stelle belaſſen, hat es weder 
vernichtet, noch ſeinen Anblick den in dem Hauſe 
verkehrenden Perſonen entzogen, ſondern hat in die 
künſtleriſche Eigenart des Bildes eingegriffen, indem 
ſie die auf den Bildern angebrachten nackten Frauen⸗ 
geſtalten durch Anbringung von Gewändern über⸗ 
malen ließ. Damit hat ſie das Werk des Künſtlers 
verändert und fein trotz Uebertragung des Eigen⸗ 
tums fortbeſtehendes Urheberrecht verletzt, das nach 
dem dem 8 12 a. a. O. zugrunde liegenden geſetz⸗ 
geberiſchen Gedanken das Werk des Künſtlers gegen 
jede ohne ſeine Einwilligung erfolgende Veränderung 
ſchützt.“ 

Radeberger Pilſener. Das Wort Pilſener 
kann bei der Bezeichnung nicht aus Pilſen ſtam⸗ 
menden Bieres verwertet werden, wenn durch Zu⸗ 
ſätze, insbeſondere durch die deutliche Angabe der 
Brauſtätte in einer jeden Zweifel ausſchließenden 
Weiſe klargeſtellt iſt, daß mit dem Worte Pilſener 
nur eine Beſchaffenheitsangabe, nicht eine Her⸗ 
kunftsangabe gemacht wird. In dieſem Falle 
liegt kein Verſtoß gegen $ 16 Waren 3G. oder 
8 5 UnlW. vor. Mit dieſer in der Nr. 58 be⸗ 
gründeten Auffaſſung hält das Reichsgericht an 
ſeiner früheren Anſicht feſt, ſtellt ſich aber in be⸗ 
wußten Gegenſatz zu der jetzigen Auffaſſung des 
Patentamts, die wegen der weiten Verbreitung 
des deutſchen Bieres auf dem Weltmarkte derartige 
Zuſätze nicht für genügend haͤlt, um dem Worte 
„Pilſen“ den täuſchenden Charakter zu nehmen. 

Eine Buße im Strafverfahren ſchließt 
weitere Entſchädigungsanſprüche nur gegenüber 
dem Verurteilten aus, nicht auch gegen andere 
nicht verurteilte Mittäter oder ſolche Perſonen, 
die dem Verletzten nur zivilrechtlich haften. Mit 


dieſem Satze wird in Nr. 33 eine bedeutſame 
Streitfrage entſchieden. 

Das das Gebiet des Zivilprozeſſes 
berührende Urteil Nr. 37 zeigt wieder die Gefahr, 
die für die Auslegung einer Geſetzesvorſchrift da⸗ 
durch entſteht, daß in dieſer auf andere Vorſchriften 
verwieſen wird. Es entſcheidet: das Urteil auf 
Herausgabe eines Grundſtückes kann gegen den, 
der das Grundſtück während des Prozeſſes er⸗ 
worben hat, nur dann nicht vollſtreckt werden, 
wenn dieſer weder den Mangel im Rechte ſeines 
Vorgaͤngers noch die Rechtshängigkeit des Heraus⸗ 
gabeanſpruchs gegen ſeinen Vorgänger kannte. 

Eine Hypothek kann gegen den eingetragenen 
Glaͤubiger nicht gepfändet werden, wenn ſie dieſem 
nur als Treuhänder von Baugläubigern zuſteht. 
Dieſe in dem trefflichen Urteil Nr. 26 begründete 
Auffaſſung, wonach gegen eine gleichwohl erfolgte 
Pfändung die Widerſpruchsklage nach 8 771 38 O. 
gegeben iſt, entſpricht in ihrem Grundgedanken 
der RGZ. 45, 80 ausgeſprochenen Anſicht, daß 
der Treugeber einen Ausſonderungsanſpruch im 
Sinne des $ 43 KO. hat. Das Urteil iſt ſehr 
zu beachten, da entſprechend zu entſcheiden ſein 
wird, auch wenn das Treuhandvermögen nicht 
in einer Hypothek beſteht, ſondern in einer ge⸗ 
wöhnlichen Forderung oder in dem formalen Eigen⸗ 
tum an einem Grundſtück oder an beweglichen 
Sachen. 

Im Widerſpruch mit der bisherigen Recht⸗ 
ſprechung z. B. Seuff A. 58, 125, OLG. 18, 
400) ſpricht das Urteil Nr. 56 aus: Der Gläu⸗ 
biger kann auch ihm ſelbſt gehörende im Gewahrſam 
des Schuldners befindliche Sachen pfänden, ebenſo 
wie er Dritten gehörende, im Gewahrſam des 
Schuldners befindliche Sachen pfänden kann. Der 
Gläubiger erwirbt hierdurch zwar zunächſt kein 
Pfändungspfandrecht. Der Schuldner kann eine 
Verletzung ſeines Beſitz⸗ und Benutzungsrechts 
durch Einwendung ($ 766) oder durch Klage 
($ 771) geltend machen. Verzichtet der Gläubiger 
auf ſein Eigentum, ſo erwirbt er auch ein Pfän⸗ 
dungspfandrecht. Auf ſein Eigentum verzichten 
aber kann der Gläubiger nicht nur vor der Pjän: 
dung, ſondern auch noch während der Vollſtreckung 
bis zur Verſteigerung. Ob in der Pfändung oder 
doch in der Verſteigerung der unter Vorbehalt 
des Eigentums verkauften Sachen durch den Ver: 
käufer ein Verzicht auf den Eigentumsvorbehalt 
liegt, hängt von den Umſtänden des einzelnen 
Falles ab. 

Um zum Konkursrecht überzugehen, ſo 
entſcheidet Nr. 5: Gibt der Konkursverwalter einen 
eingeklagten Anſpruch im Laufe des Rechtsſtreites 
dem Gemeinſchuldner frei, ſo kann dieſer den 
Rechtsſtreit fortſetzen, auch Berufung einlegen. 
Nr. 39 ſtellt feſt: Der Anſpruch der Aktiengeſell— 

) Vgl. auch dieſe Zeitſchrift Jahrg. 1906 S. 477, 
1907 S. 384, 1908 S. 13. 
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geſellſchaft aus der Aktienzeichnung oder Aktien⸗ 
übernahme iſt kein Anſpruch aus einem zweiſeitigen 
Vertrage im Sinne des $ 17 KO. Entgegen 
Jaeger KO. 8 17 Anm. 5 wird ferner entſchieden: 
Die Aktiengeſellſchaft kann im Konkurſe des 
Aktionärs die rückſtändige Einlage anmelden, ohne 
darauf beſchränkt zu ſein, den Ausfall geltend zu 
machen, den fie im Verluſtigkeitsverfahren (8 219 
HGB.) erlitten hat. Uebereinſtimmend mit der 
überwiegenden Lehre wird in Nr. 47 eine praktiſch 
nicht unbedeutſame Streitfrage dahin gelöft: 
Weigert ſich nach 8 17 KO. der Konkursver⸗ 
walter, einen zweiſeitigen Vertrag des Gemein⸗ 
ſchuldners zu erfüllen, ſo wirkt die Weigerung 
über die Beendigung des Verfahrens hinaus, jo 
daß auch dann nicht mehr Erfüllung, ſondern 
nur noch Schadenderſatz beanſprucht werden kann. 

Die Verkehrsſicherheit fordert eine ſtrenge Aus⸗ 
legung der Formvorſchrift des 8 177 G8. 
Jedenfalls zutreffend entſcheidet daher Nr. 87: 
Iſt in einer öffentlichen Urkunde nicht feſtgeſtellt, 
daß ſie den Beteiligten vorgeleſen, von ihnen ge⸗ 
nehmigt und von ihnen eigenhändig unterſchrieben 
iſt, ſo kann dieſer Mangel jedenfalls dann nicht 
mehr berichtigt werden, wenn ſchon eine Aus: 
fertigung der Urkunde erteilt worden iſt. 

Ein neugeborenes Kind kann 1 ½ Jahre alt 
ſein. Zu dieſer mit dem gewöhnlichen Sprach⸗ 
gebrauche nicht eben übereinſtimmenden Auffaſſung 
iſt das Urteil Nr. 84°) bei der Auslegung des 
§ 24 des Perſonenſtandsgeſetzes gelangt. 

„Im Sinne des Geſetzes liegt eine Eintragung 
der Findelkinder in das Geburtsregiſter in allen 
Fällen, wo das Kind noch in einem Alter iſt und 
unter Umſtänden gefunden wird, daß es rätlich er⸗ 
ſcheint, die Anhaltspunkte für die Ermittelung des 


Perſonenſtandes des Kindes für die Zukunft ſicher 
zu ſtellen.“ 


Kleine Mitteilungen. 


Sind Gehaltspfändungen zuläſſig, folauge das Dienſt⸗ 
einkommen eines Beamten die Summe von 1500 Mk. 
nicht überſteigt? Nach 5 850 Abſ. I Nr. 8 der ZPO. 
find der Pfändung nicht unterworfen: „Das 
Dienſteinkommen der... Beamten 8 800 
Abſ. II ſagt weiter: „Ueberſteigen in den Fällen Nr... 8 
das Dienſteinkommen, die Penſion oder die ſonſtigen 
Bezüge die Summe von fünfzehnhundert Mark für das 
Jahr, ſo iſt der dritte Teil des Mehrbetrags der 
Pfändung unterworfen.“ 8 850 Abſ. IV beſtimmt: 
„In den Fällen der beiden vorangehenden Abſätze iſt 
die Pfändung ohne Rückſicht auf den Betrag zuläſſig, 
wenn. . ..“ 
Aus dieſen Beſtimmungen geht hervor, daß ein 
Dienſteinkommen unter 1500 M der Pfändung (außer 
in den bez. Ausnahmefällen) nicht unterworfen 
iſt, daß alſo die Pfändung eines ſolchen Einkommens 


) Auch abgedruckt in dieſer Zeitſchrift Jahrg. 1912 
S. 378. 
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nicht zuläſſig iſt und deshalb auf Grund des 8 766 
ZPO. vom Schuldner und Drittſchuldner durch Ein⸗ 
wendungen gegen die Pfändung mit dem Antrag 
auf Aufhebung beim Vollſtreckungsgericht angefochten 
werden kann. 

Trotzdem werden von den Behörden Pfändungs⸗ 
beſchlüſſe in allen Fällen auch dann als zuläſſig be⸗ 
trachtet und vorgemerkt, wenn der Gehalt den Betrag 
von 1500 M zur Zeit der Pfändung nicht überſteigt. 
Es geſchieht dies mit Rückſicht auf die Beſtimmungen 
des BG., nach denen zu erwarten iſt, daß der Gehalt 
infolge Gehaltsvorrückungen den Betrag von 1500 M 
in abſehbarer Zeit überſteigen wird. Zur Begründung 
dieſer Maßnahmen führt man an, daß die Gehalts⸗ 
pfändung ſich nicht bloß auf gewiſſe Beträge eritrede, 
ſondern den Geſamtbezug des Beamten zum Gegen⸗ 
ſtand habe, nur bezüglich des Betrags beſchränkt ſei 
und in Wirkſamkeit trete, wenn der Gehalt 1500 M 
überſteige. | 

Dieſe Begründung iſt angeſichts des klaren Wort⸗ 
lautes des Geſetzes nicht ſtichhaltig. Sie geht davon 
aus, daß jedes Dienſteinkommen pfändbar iſt. Dies 
iſt nach 8 850 ZPO. nicht der Fall. Auch 8 833 ZPO. 
kommt nicht in Frage. Denn dieſe Beſtimmung ſetzt 
eine zuläſſige Gehaltspfändung voraus. 

Eine andere Frage iſt, ob nicht der Beamte nach 
bayer. Beamtenrecht — und nur dies ſoll unterſucht 
werden — einen Anſpruch auf künftige Erhöhung 
ſeines Gehaltes hat und ob nicht dieſer Anſpruch 
pfändbar iſt, ſoweit er auf Auszahlung eines 1500 M 
überſteigenden Gehalts geht. 

BGG. Art. 28 Abſ. II beſtimmt: „Bei befriedigender 
Dienſtleiſtung und tadelfreiem dienſtlichem und außer⸗ 
dienſtlichem Verhalten rückt er nach Maßgabe ſeines 
Dienſtalters in die für ſeine Klaſſe in die Gehalts⸗ 
ordnung vorgeſehenen höheren Dienſtaltersſtufen vor.“ 

Der Beamte hat hiernach einen Anſpruch auf 
Vorrückung unter gewiſſen Vorausſetzungen. Dieſer 
Anſpruch kann aber nach Art. 178 Nr. 5 nicht im Zivil⸗ 
rechtsweg geltend gemacht werden. Eine Ausnahme 
bilden die Richter oder, wie das BG. eigentümlicher⸗ 
weiſe ſagt, „die richterlichen Beamten“. Dieſe haben 
nach BG. Art. 183 Abſ. II Nr. 2 einen Anſpruch, d. h. 
einen Rechtsanſpruch auf Gehaltsvorrückung. Die 
übrigen Beamten haben nur die Möglichkeit, im Wege 
der Beſchwerde die ihnen verweigerte Gehaltsvor⸗ 
rückung zu erreichen. Dieſe „Möglichkeit“ kann aber 
keinen Gegenſtand einer Forderungspfändung bilden. 
Der Anſpruch des Beamten auf Auszahlung einer 
künftigen Gehaltsvermehrung iſt daher — außer beim 
Richter — nicht pfändbar. 

Ich halte daher die Pfändung eines Beamten⸗ 
gehaltes, der den Betrag von 1500 M nicht überſteigt, 
außer in den in der ZPO. bezeichneten Fällen, für 
unzuläſſig und anfechtbar. 

Oberpoſtaſſeſſor Korzendorfer in Regensburg. 


Zurücknahme der nach § 265 StPO. erhobenen An: 
klage. Die StPO. kennt neben der gewöhnlichen Art 
der Erhebung der öffentlichen Klage nach $ 168 noch 
eine beſondere, die im 8 265 geregelte Art. Dieſe hat 
ſich, wenn ſie auch nicht ſehr häufig vorkommt, in der 
Rechtsanwendung vollſtändig bewährt und iſt auch im 
Entwurfe der neuen StPO. beibehalten, ja ſogar in 
begrüßenswerter Weiſe erweitert worden (Prot. d. Kom. 
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f. Reform d. Strafproz. Bd. 1 S. 266, Bd. 2 S. 136, 
511; Entw. einer StPO. 5 257 Abſ. 2 und Begrün⸗ 
dung hiezu). 

Die Frage, ob die öffentliche Klage zurückgenommen 
werden kann, wenn ſie einmal vom Staatsanwalt er⸗ 
hoben iſt, iſt in den 88 154 und 451 StPO. behandelt. 
Für gewöhnlich — von dem Sonderfalle des 8 451 darf 
hier abgeſehen werden — iſt die Zurücknahme nach 
der Eröffnung der Unterſuchung, d. i. nach 
der Eröffnung oder der gerichtlichen Anordnung einer 
Vorunterſuchung (88 182, 200 StPO.) oder nach der 
Eröffnung des Hauptverfahrens (8 201 StPO.), nicht 
mehr möglich (Löwe 8 154 N. 1, RGSt. 42, 1; 45, 174). 
Da im außergewöhnlichen Verfahren des 8 265 weder 
ein Eröffnungsbeſchluß ergeht noch eine Vorunter⸗ 
ſuchung angeordnet werden kann (RGSt. 2, 36, Löwe 
8 243 N. 7a), trifft die Vorſchrift des 8 154 ihrem 
Wortlaute nach auf die in dieſem Verfahren erhobene 
Anklage nicht zu. Die StPO. gibt ſomit keine beſtimmte 
Antwort auf die Frage, ob eine ſolche öffentliche Klage 
wieder zurückgenommen werden kann. Die Kommen⸗ 
tatoren haben ſich bisber hiezu nicht geäußert, Ent⸗ 
ſcheidungen der oberen Gerichte hierüber liegen nicht 
vor. Es dürfte deshalb nicht ganz unnütz fein, die 
Frage kurz zu erörtern. 

Die Erwägung, aus der heraus der $ 154 die 
Zurücknahme der Klage von einem gewiſſen Prozeß⸗ 
abſchnitt an ausſchließt, trifft auch hier zu: es ent⸗ 
ſpricht der Würde des ſtrafrichterlichen Amtes, daß, 
wenn dieſes einmal mit einer Sache befaßt iſt, deren 
Fortgang nicht mehr dem einſeitigen Ermeſſen der 
Staatsanwaltſchaſt unterſtellt bleiben darf, daß viel⸗ 
mehr die Klage durch richterliche Entſcheidung erledigt 
werden muß (Mot. zur StPO. bei Löwe 8 154 N. 1). 
Wenn auch im Verfahren nach 8 265 kein Eröffnungs⸗ 
beſchluß ergeht und kein Gerichtsbeſchluß darüber not⸗ 
wendig iſt, daß dem Antrage des Staatsanwalts ent⸗ 
ſprochen und die weitere Straftat zur Verhandlung 
gezogen werden fol (RG St. 23, 39; a. M. Stenglein, 
StPO. zu 8 265 N. 2), jo geht doch die Ausdehnung 
der Anklage nicht formlos und äußerlich unerkennbar 
vor ſich: ſoll der Angeklagte einer neuen Straftat 
„beſchuldigt“ werden (8 265), ſo muß ihm nach der 
Vorſchrift des 8 136 StPO. — gleichgültig, ob vom 
Staatsanwalt oder vom Vorſitzenden (RGSt. 23, 36) — 
dieſe Tat unter Hervorhebung ihrer geſetzlichen Merk⸗ 
male und des anzuwendenden Strafgeſetzes bezeichnet 
werden, wie es für die Anklageſchrift der $ 198 und 
für den Eröffnungsbeſchluß der 8 205 StPO. verlangt 
(RGSt. 1, 432; 23, 36), und außerdem muß der Uns 
geklagte über den Antrag des Staatsanwalts gehört 
und zur Abgabe ſeiner Zuſtimmungserklärung ver⸗ 
anlaßt werden. Es ließe ſich nun die Meinung ver⸗ 
treten, daß dieſe in die äußere Erſcheinung tretenden 
Vorgänge, der Antrag des Staatsanwalts mit der 
Zuſtimmung des Angeklagten und die Faſſung der 
Beſchuldigung, die in das Sitzungs protokoll aufzu— 
nehmen find (Löwe § 265 N. 1), nicht allein hinſicht⸗ 
lich der Abgrenzung des Gebietes für die Verhandlung 
und Urteilsfindung, ſondern auch in anderer Beziehung 
den Eröffnungsbeſchluß erſetzen (vgl. RG St. 12, 164) 
und damit den prozeſſualen Vorgang darſtellen, der 
die weitere Geſtaltung des Verfahrens der ſtaats— 
anwaltſchaftlichen Verfügung entzieht, alſo die Zurück— 
nahme der Anklage unmöglich macht. Allein bei 
näherem Zuſehen erweiſt ſich dieſe Auffaſſung als 
unrichtig. In Wirklichkeit liegt nämlich nichts anderes 
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vor als im Falle der Klageerhebung nach 8 168: eine 
einſeitige Tätigkeit des Staatsanwalts, die mündliche 
Erhebung der öffentlichen Klage, ſelbſt wenn in Ab⸗ 
weichung von der Regel an Stelle des Staatsanwalts 
der Vorſitzende die Beſchuldigung gefaßt hat (Löwe 
8 265 N. 1): eine gerichtliche Entſcheidung, durch die 
die Sache dem Staatsanwalt aus der Hand genommen 
und zu einer Sache des Gerichts gemacht wurde. iſt 
nicht gegeben. Es kann deshalb nach dem Grundſatze 
des 8 154 die Zuläſſigkeit einer Klagezurücknahme für 
dieſen Fall nicht angezweifelt werden. 

Wie ſteht es aber, wenn das Gericht nach Aus⸗ 
dehnung der Anklage durch den Staatsanwalt und 
nach der Zuſtimmung des Angeklagten unnötigerweiſe 
einen ausdrücklichen Beſchluß erlaſſen hat, daß dem 
Antrage des Staatsanwalts entſprochen werde, oder 
wenn es tatſächlich die Verhandlung, vielleicht auch 
die Beweiserhebung auf den neuen Straffall erſtreckt 
hat? Liegt nicht wenigſtens in dieſem Fall eine gericht⸗ 
liche Entſcheidung oder eine Tätigkeit des Gerichtes 
vor, durch die nach Analogie des 8 154 die Zurück⸗ 
nahme der nach 8 265 erhobenen Anklage ausgeſchloſſen 
wird? So berechtigt auch rein äußerlich dieſe An⸗ 
nahme erſcheinen möchte, ſo erweiſt ſie ſich doch als 
unzutreffend, wenn die ſonſtigen Eigenheiten der außer⸗ 
gewöhnlichen Verfahrensart des 8 265 in Betracht 
gezogen werden. 


Im gewöhnlichen Verfahren muß das Gericht 
gemäß 8 201 nach Erhebung der öffentlichen Klage, 
wenn hinreichende Verdachtsgründe vorliegen, das 
Hauptverfahren eröffnen und gemäß 8 259 nach Er- 
öffnung des Hauptverfahrens eine dieſes abſchließende 
Entſcheidung erlaſſen. Hier dagegen iſt das Gericht 
nicht gezwungen, die neue Straftat zum Gegenſtande 
der Verhandlung und Aburteilung zu machen, auch 
wenn die geſetzlichen Vorausſetzungen vorhanden ſind, 
es entſcheidet nach freiem Ermeſſen und kann den An⸗ 
trag des Staatsanwalts trotz der Zuſtimmung des 
Angeklagten ablehnen (Löwe $ 265 N. 8). In gewiſſen 
Fällen muß es die Aburteilung der neuen Tat unter: 
laſſen, auch wenn es ſie zur Verhandlung gezogen hat, 
nämlich wenn ſich in der Verhandlung herausſtellt, 
daß die Tat ein Verbrechen iſt oder daß ihre Abur— 
teilung die Zuſtändigkeit des Gerichts überſchreitet 
(§ 265 Abſ. 2); es kann hier nicht etwa auf Unzuläſſig⸗ 
keit der Strafverfolgung erkannt — die Vorausſetzungen 
einer ſolchen Entſcheidung ſind nicht gegeben (Löwe 
§ 259 N. 4) —, die Einſtellung des Verfahrens aus⸗ 
geſprochen (ſ. $ 259) oder die Verweiſung vor das zu— 
ſtändige Gericht angeordnet werden (Löwe § 265 N. 6; 
RGSt. 12, 164; Rſpr. 3, 91). In welcher Form die 
Aburteilung abzulehnen iſt, iſt nicht vorgeſchrieben; 
das muß weder durch einen beſonderen Beſchluß, noch 
im entſcheidenden Teile des Urteils geſchehen, es 
genügt die Erwähnung in den Urteilsgründen. Wichtig 
iſt, daß der für das gewöhnliche Verfahren aufgeſtellte 
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gleichzeitigen Aburteilung der neuen Straftat not⸗ 
wendig. In der Regel aber wird das Gericht nicht 
auf den bloßen Antrag des Staatsanwalts die münd⸗ 
liche Verhandlung auf die neue Straftat erſtrecken 
und den Angeklagten erſt bei der Urteilsfällung nach 
ſeinem Einverſtändniſſe fragen, ſondern ſchon im vor⸗ 
aus die Einwilligung des Angeklagten feſtſtellen. Dieſe 
vorherige Zuſtimmung iſt wohl bis zur Urteilsfällung 
widerruflich. Die Straſprozeßordnung enthält hier⸗ 
über keine Beſtimmung. Die für andere prozeſſuale 
Willenserklärungen des Angeklagten aufgeſtellte Regel 
der Unwiderruflichkeit läßt ſich hier nicht heranziehen. 
Daß der Angeklagte z. B. ſeinen Verzicht auf die 
Geltendmachung von Ablehnungsgründen (3 25 StPO.), 
auf die Einhaltung der im 8 216 StPO. vorgeſchriebenen 
Friſt (Löwe 8 216 N. 2a), auf die Einlegung eines 
Rechtsmittels (Löwe 8 344 N. 5) nicht widerrufen kann, 
iſt einleuchtend: in dieſen Fällen gibt er eine tatſäch⸗ 
lich beſtehende, aus einer beſtimmten Prozeßlage ihm 
erwachſene Befugnis auf und der Widerruf der ab⸗ 
gegebenen Willenserklärung müßte das Wiederaufleben 
eines durch die Verzichtserklärung untergegangenen 
Rechtes zur Folge haben. Hier aber verzichtet der 
Angeklagte durch die Erklärung ſeiner Einwilligung 
nicht auf eine beſtehende, gegenwärtige Befugnis. 
ſondern er ſchafft ſür das Gericht die vorher nicht 
vorhandene Möglichkeit zu einer beſtimmten, von der 
Regel abweichenden Geſtaltung des Verfahrens. Darum 
auch die Verſchiedenheit in der Form der Erklärung: 
dort kann ſie ſtillſchweigend erfolgen oder ihr Unter⸗ 
bleiben über einen gewiſſen Punkt des Verfahrens 
hinaus ſteht der ausdrücklichen Erklärung gleich, hier 
aber iſt ausdrückliche, unzweideutige Zuſtimmung er⸗ 
forderlich und die bloße Unterlaſſung von Einwen⸗ 
dungen gegen die gleichzeitige Aburteilung der neuen 
Straſtat iſt nicht genügend (Löwe 8 265 N. 7a, Goltd Arch. 
47 S. 154). Aus der StPO. iſt kein Hindernis gegen 
die ſinngemäße Anwendung der Grundſätze des bürger⸗ 
lichen Rechts über Einwilligung zu entnehmen. Nach 
8 183 BGB. iſt die vorherige Zuſtimmung bis zur 
Vornahme des Rechtsgeſchäfts widerruflich, ſoweit nicht 
aus dem ihrer Erteilung zugrunde liegenden Rechts⸗ 
verhältniſſe ſich ein Anderes ergibt. Der Ausnahme⸗ 
fall iſt hier nicht gegeben. 

Kann ſonach die gleichzeitige Aburteilung der neuen 
Straftat nach Ausdehnung der Verhandlung vom Gericht 
unterlaſſen und vom Angeklagten verhindert werden, 
fo wäre nicht einzuſehen, warum der dritte Prozeß⸗ 
beteiligte, der Staatsanwalt, eine geringere Macht⸗ 
befugnis beſitzen und nicht die Möglichkeit haben ſollte, 
durch Zurücknahme ſeines Antrages auf gleichzeitige 
Aburteilung dieſe hintanzuhalten. Er kann hiefür im 
einzelnen Falle gewichtige Gründe haben, ſei es auch 
nur, daß die durchgeführte Verhandlung bezüglich der 
neuen Straftat keine genügende Aufklärung des Sach⸗ 
verhalts oder keine ausreichende Grundlage für eine 


Grundſatz des 8 259 durchbrochen iſt: das Gericht richtige Strafzumeſſung erbracht hat und daß eine 


kommt bezüglich einer ſeiner Aburteilung unterſtellten 
Straſtat nicht zu einer das Verfahren abſchließenden 
Entſcheidung. 

Den gleichen Ausgang der Sache kann auch der 
Angeklagte herbeiführen, der durch die vorherige Er— 
klärung feiner Zuſtimmung die Ausdehnung der Ver: 
handlung auf die neue Straftat veranlaßt hat. Nach 
§ 265 iſt die Zuſtimmung des Angeklagten nicht zur 
Ausdehnung der Verhandlung, ſondern zur 


weitere Verhandlung nach geeigneter Vorbereitung als 
geboten erſcheint. 


Landgerichtsrat Dr. Bezold in Augsburg. 
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Zahlung fremder Schulden. In Gruchots Beiträgen 
Bd. 50 S. 225 f. beſpricht Dr. Eugen Joſef folgenden 
Fall. A hat beim Buchhändler Schulden, aber kein 
Geld um ſie zu bezahlen. Als ſein Freund B eines 
Tages den Buchhändler trifft, ſagt ihm dieſer: „Der 
A iſt mir ziemlich viel ſchuldig; trotz wiederholter 
Mahnung bezahlt er nichts. Meine Geduld iſt jetzt 
zu Ende. Ich verklage ihn.“ Daraufhin begleicht B 
die Schuld des A. Dies teilt er ſodann dem A mit 
und erklärt ihm: „Ich ſtunde dir die Schuld, bis du 
5 zu Geld kommſt.“ 

A iſt in einem ſolchen Fall nach Joſef nicht ver⸗ 
pflichtet, dem B ſeine Auslagen zu erſtatten. Denn 
der bloße Wechſel des Gläubigers habe für A ſelbſt 
dann keinen Wert, wenn er nicht zahlen konnte. In 
ſolchem Falle liege wohl Stundung durch den Buch⸗ 
händler im Intereſſe des A, nicht aber der durch die 
Zahlung des Freundes bewirkte bloße Wechſel des 
Gläubigers. Es ſei für A eben gleichgültig, ob er 
eine fällige Schuld aus einem Kaufvertrage beim Buch⸗ 
händler oder eine fällige Schuld aus einer Geſchäfts⸗ 
beſorgung beim Freunde habe. Und dieſer Mangel eines 
Intereſſes am Eintritt eines neuen Gläubigers werde 
nicht dadurch beſeitigt, daß der Freund dem A erklärt, 
er wolle ihm die Forderung ſtunden; ſolche der Zahlung 
nachfolgende Handlungen des Geſchäftsführers gäben 
der Zahlung ſelbſt nicht die Merkmale eines unter 
5 683 fallenden Tatbeſtandes. 


Dieſer Entſcheidung iſt nicht beizutreten, und zwar 
aus folgenden Gründen: Gemäß $ 683 BGB. kann B 
Erſatz ſeiner Aufwendungen verlangen, wenn die Ueber⸗ 
nahme der Geſchäftsführung dem Intereſſe und dem. 
N Willen des A entſpricht. Welches Ge⸗ 
ſchäft hat nun B geführt? B wollte den A vor der 
Notwendigkeit bewahren, die fällige Schuld ſofort be⸗ 
zahlen oder eine Klage gewärtigen zu müſſen. Das 
konnte er, wenn er die Schuld nicht überhaupt aus 
der Welt ſchaffen wollte, nur dadurch erreichen, daß 
er eine Stundung der Schuld zuſtande brachte. Weil 
ſich aber der Buchhändler darauf wahrſcheinlich nicht 
eingelaſſen hätte, befriedigte 8 den Buchhändler und 
ſtundete ſeinerſeits dem A die Schuld. Die Herbei⸗ 
führung der Stundung war alfo der eigentliche Gegen⸗ 
ſtand der Geſchäftsbeſorgung und folgte ihr nicht erſt 
nach, wie Joſef meint. 

Die Uebernahme dieſer Geſchäftsbeſorgung lag im 
Intereſſe des A. Denn ſeine wirtſchaftliche Lage beſſerte 
ſich, wenn das Geſchäft ausgeführt wurde: Er brauchte 
ſeine Schuld nicht ſogleich zu tilgen, ſondern konnte 
ſich Zeit dazu laſſen. Das drohende Geſpenſt der 
Klage und der Zwangsvollſtreckung war geſchwunden. 

B durfte daher in verſtändiger Würdigung der 
Intereſſen des A bei der Uebernahme der Geſchäfs⸗ 
führung vermuten, daß ſein Vorgehen den Abſichten 
des A entſpreche. Mit anderen Worten: Die Ueber- 
nahme der Geſchäftsführung wurde dem mutmaßlichen 
Willen des A gerecht (vgl. Kuhlenbeckin IW. 1909 S. 124). 

B kann deshalb von A gemäß § 683 BGB. Erſatz 
ſeiner Auslagen verlangen. 


Rechtspraktikant Heckel in Fürth. 


Aus der nechſprechung 


Reichsgericht. 
A. Zivilſachen. 
I. 


Uebermittelung von Geld au den Wohnſitz des 
Gläubigers. ein en für deſſen Annahmeverzug. 
Keine Pflicht des uldners, zu hinterlegen. Der 
Kläger ſtützt ſeine Räumungsklage gegen den Pächter 
auf die Behauptung, der Beklagte ſei mit der Zahlung 
des Pachtzinſes länger als 14 Tage in Verzug ge⸗ 
weſen. Der Beklagte beſtreitet dies, er will ſich am 
12. Oktober 1912 zur Zahlung in das Haus des 
Klägers begeben haben, aber unverrichteter Sache zu⸗ 
rückgekehrt ſein, weil der Kläger ſeit dem 8. Oktober 
verreiſt geweſen ſei und er niemanden im Hauſe zu⸗ 
rückgelaſſen habe, der zum Empfang des Geldes be⸗ 
vollmächtigt geweſen ſei; auch nachher habe er noch 
mehrmals vergeblich den Verſuch gemacht, Zahlung 
zu leiſten; es habe ihm auf Befragen niemand Aus⸗ 
kunft darüber geben können, wann der Kläger von 
ſeiner Reiſe zurückkehren werde. Nach Rückkehr des 
Klägers habe er ihm den Pachtzins zahlen wollen, 
der Kläger habe jedoch die Annahme verweigert, da 
er inzwiſchen die Räumungsklage erhoben habe. Das 
OLG. wies die Klage ab, die Reviſion blieb erfolglos. 

Aus den Gründen: Mit Unrecht nimmt der 
Kläger an, der Beklagte ſei verpflichtet geweſen, ihm 
den Pachtzins durch die Poſt zu überſenden oder ihn 
zu hinterlegen. Die Hinterlegung iſt keine zn 
fondern ein Recht des Schuldners, um ſich bei A 
nahmeverzug des Gläubigers von ſeiner Verbindlich 
keit zu befreien. Wenn auch 8 270 BGB. vorſchreibt, 
daß der Schuldner Geld im Zweifel auf ſeine Koſten 
und Gefahr dem Gläubiger an deſſen Wohnſitz zu 
übermitteln hat, ſo iſt hierin zwar eine Ausnahme 
von der Vorſchrift des § 269 zu erblicken, daß regel⸗ 
mäßig der Wohnſitz des Schuldners Erfüllungsort iſt, 
bei Geldſchulden tritt nämlich die Ueberſendungspflicht 
des Schuldners an den Wohnſitz des Gläubigers hinzu. 
Durch dieſe Beſtimmung wird jedoch daran nichts 
geändert, daß der Schuldner zu beſtimmen hat, in 
welcher Weiſe er das Geld dem Gläubiger zukommen 
laſſen will, ob durch Vermittelung der Poſtanſtalt, 
einen Boten oder durch perſönliche Zahlung. Wählt 
er den letzteren Weg, ſo kann er auch beanſpruchen, 
daß der Gläubiger oder ein von ihm zum Empfang 
des Geldes Bevollmächtigter die Zahlung entgegen⸗ 
nimmt. Der Kläger kann auch nicht aus 8 299 BGB. 
das Nichteintreten ſeines Annahmeverzuges ableiten. 
Denn die Leiſtungszeit war beſtimmt; der Kläger 
mußte mit Rückſicht auf die Beſtimmung des 8 4 des 
Vertrages und auf die Gepflogenheiten, die ſich auf 
Wunſch des Klägers ſeit Jahren unter den Parteien 
herausgebildet hatten, erwarten, der Beklagte werde 
den mehrere Kilometer betragenden Weg zurücklegen, 
um ihm ſpäteſtens am 14. Oktober 1911 perſönlich 
Zahlung zu leiſten. Indem der Kläger am 8. Oktober 

1911 ſeine Reiſe antrat, ohne dafür Sorge zu tragen, 
daß es dem Beklagten möglich war, ſich mit Sicher⸗ 
heit ſeiner Zahlungspflicht zu entledigen, ſetzte er ſich 
nicht nur vorübergehend, ſondern dauernd außerſtande, 
die Leiſtung des Beklagten entgegenzunehmen. (Urt. 
des III. 35. vom 28. Februar 1913, III 509/12.) 
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II. 


Darf der Pächter den Viehſtand mindern, weil der 
Verpächter Mängel der Ställe uſw. nicht beſeitigt? 
Aus den Gründen: Das OLG. ſtellt feſt, daß der 
Kuhſtall kalt und zugig iſt, kein genügender Raum 
für das Jungvieh vorhanden und das Schweizer— 
zimmer unbenützbar iſt, ferner daß dieſe Mängel durch 


196 


den Brand und die damit verbundenen Löſchungs⸗ 
arbeiten entſtanden ſind, und die beklagten Pächter 
den Bauordnungen des Verpächters nicht zugeſtimmt, 
ſondern wiederholt widerſprochen haben. Die Ver⸗ 
pflichtung des Verpächters zur Beſeitigung ſolcher 
Mängel (88 581, 536, 582 BGB.) hängt nicht davon 
ab, daß der Pächter dem Verpächter Anzeige macht 
und die Beſeitigung ausdrücklich verlangt. Infolge⸗ 
deſſen iſt auch für die Anwendung des 8 320 BGB. 
belanglos, daß letzteres unterblieben iſt. Eine Schadens⸗ 
erſatzpflicht der Beklagten nach 88 581, 545 BGB. 
ſteht nicht in Frage, ſie wäre auch ausgeſchloſſen, da 
der Kläger die Mängel kannte und wußte, daß ihre 
Beſeitigung verlangt werde. Das OLG. ſtellt feſt, 
daß die erwähnten Mängel gerade die Viehhaltung 
empfindlich ſtören, und daß im zahn uch mit dieſer 
Störung die Minderung der Viehzahl nicht übermäßig 
iſt. Bei dieſer Sachlage kann unerörtert bleiben, ob 
es zur Anwendung des 8 320 BGB. genügt, daß die 
gegenüberſtehenden Leiſtungen auf demſelben Vertrag 
beruhen, oder ob ſie innerhalb des Vertragsverhält⸗ 
niſſes in einem engeren Zuſammenhange ſtehen müſſen 
(vgl. RG. 54 S. 123, Bd. 61 S. 128, Bd. 68 S. 22). 
Denn ein ſolcher engerer Zuſammenhang liegt hier 
zwiſchen den Mängeln des Kuhſtalles und des Schweizer⸗ 
zimmers und der Viehhaltung vor. Dieſer Zuſammen⸗ 
hang und die Feſtſtellung, daß die Minderung des 
Viehes nicht übermäßig ſei, rechtfertigen aber auch 
die Annahme, daß die Verweigerung auf Seite der 
Beklagten nicht gegen Treu und Glauben verſtößt 
($ 320 Abſ. 2 BGB.). (Urt. des III. 3S. vom 
14. Februar 1913, III 510/12). 
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III. 


Inwieweit darf der Notar die Vorbereitung eines 
Rechtsgeſchäfts dem Bureauvorſteher überlaſſen? Pflicht 
des Notars, die Beteiligten zu befragen, aufzuklären 
und zu belehren. Die Kläger haben von A. ein Grundſtück 
gekauft. Auf dieſem ruhten folgende Hypotheken: Nr. 2 
für B. 9000 u, Nr. 3 für denſelben 1500 M, Nr. 4 für 
Kr. 3000 M Höchſtbetragshypothek. Nach dem vom 
Notar beurkundeten Kaufvertrage beträgt der Kaufpreis 
12500 M. Die Hypothek von 9000 M follte in An⸗ 
rechnung auf den Kaufpreis übernommen werden, 
2000 M wurden ſofort an A. bezahlt, der Reſt von 
1500 M war fpäter zu entrichten. Weiter heißt es in 
dem Vertrage: „Die Erſchienenen beantragen die 
Löſchung der in Abt. III unter Nr. 3 und 4 ent⸗ 
haltenen Eintragungen.“ Die Urkunde war in der 
Weiſe zuſtandegekommen, daß der Bureauvorſteher des 
Notars mit den Erſchienenen verhandelt und die Schrift 
fertig entworfen, darauf den Notar herbeigerufen 
hatte, in deſſen Gegenwart die Urkunde vorgeleſen 
und unterſchrieben wurde. Die Höchſtbetragshypo⸗ 
thek von 3000 M ist noch heute eingetragen und 
wird von Kr. in Anſpruch genommen. Die Kläger, 
die an A. außer der Anzahlung von 2000 M auch die 
weiteren 1500 M bezahlt haben, behaupten, der 
Bureauvorſteher habe fie ſchuldhaft nicht über die 
auf dem Grundſtücke laſtenden Hypotheken unterrichtet. 
Das RG. führte über das Verſchulden des Notars 
folgendes aus: „Der Beklagte war als Urkundsbeamter 
in Anſpruch genommen, um das Kaufgeſchäft zwiſchen 
den Klägern und A. zu beurkunden. Seine Amtspflicht 
ging dahin, den erklärten Willen der Vertragſchließenden 
in klarer, gültiger Faſſung und Form urkundlich feſt— 
zulegen, der Urkunde den Inhalt zu geben, der dem 
Willen der Erſchienenen und dem Zwecke der Urkunden— 
errichtung entſprach. Um Willen und Zweck zu er— 
gründen, liegt ihm eine Art Fragepflicht amtlich ob, 
zu deren Ausübung immer inſoweit Anlaß gegeben 
iſt, als die dem Notar vorgetragenen Erklärungen 
Zweifel über Willen und Zweck Raum laſſen. Er muß 
alle Sorgfalt aufwenden, damit eine wirkſame Bes 
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urkundung über das zuſtande kommt, was die Parteien 
bezwecken. Abgeſehen davon erſtreckt ſich ſeine Amts⸗ 
pflicht noch auf mancherlei: Er hat Amtsverſchwiegen⸗ 
heit zu beobachten, ſeine Mitwirkung bei geſetzwidrigen 
Geſchäften zu verſagen, ſich über Ablehnung eines 
Auftrags ſofort zu erklären, bei Zweifeln über die 
Geſchäftsfähigkeit der Erſchienenen in beſtimmter Weiſe 
zu verfahren. Er muß auch feinen Bureaudienſt fo 
ordnen, daß Schädigungen der Beteiligten vermieden 
werden. Dagegen iſt der Notar, ſofern er lediglich 
als Urkundsbeamter in Anſpruch genommen wird, zu 
„einer weiteren Belehrung, als fie für das Zuſtande⸗ 
kommen einer rechtswirkſamen Beurkundung erforder⸗ 
lich iſt, nicht verpflichtet“ (vgl. Warneyer, Erg.⸗Bd. 
1911 S. 257). In welchem Umfange aber das 
Zuſtandekommen einer ſolchen Beurkundung eine 
Belehrung und Aufklärung erfordert, das ergibt ſich 
aus dem Weſen der dem Urkundsbeamten geſtellten 
Aufgabe: Ermittlung des Willens der Vertrags⸗ 
ſchließenden, Feſtſtellung des Vertragszwecks, Feſt⸗ 
legung der Vereinbarungen in gültiger, klarer Form 
und Faſſung. Von dieſem Geſichtspunkte aus braucht 
nicht erörtert zu werden, ob es an ſich ſtatthaft iſt, 
daß der Notar die geſamte Vorbereitung und Auf⸗ 
klärung hinſichtlich eines zu beurkundenden Rechts⸗ 
geſchäfts dem nicht rechtskundigen Bureauvorſteher 
überläßt. Es mag im Einzelfalle unbedenklich fein, daß 
bei einfachen Rechtsangelegenheiten der Notar ſo verfährt 
und von jeder eigenen ſachlichen Befragung der Erſchie⸗ 
nenen ſo lange abſieht, als ihm nicht ein äußerer Anlaß 
zu näherer Erforſchung des Willens der Erklärenden 
gegeben iſt. Hier lag aber ein ſolcher Anlaß vor. 
Der im Vertrage enthaltene Löſchungsantrag hinſicht⸗ 
lich der von den Käufern nicht mit übernommenen 
beiden Hypotheken mußte den rechtskundigen Beklagten 
alsbald ſtutzig machen. Er kannte die aus der Weiter⸗ 
haftung des Grundſtücks für dieſe Hypotheken den 
Käufern drohende Gefahr. Die Frage nach dem Vor— 
handenſein der dem Löſchungsantrage entſprechenden 
Löſchungsbewilligungen der Gläubiger mußte ſich ihm 
ohne weiteres aufdrängen. Es mußten in ihm die 
ſtärkſten Zweifel daran rege werden, ob die vom 
Bureauvorſteher verfaßte Niederſchrift den wirklichen 
Willen der Vertragſchließenden richtig wiedergab, ob 
die Erſchienenen ſich über die Bedeutung des als ihre 
Erklärung Niedergeſchriebenen völlig klar waren. Dieſe 
Zweifel durch ſachgemäße Befragung und Aufklärung 
zu beheben, war ſeine amtliche, ihm ſelber perſönlich 
obliegende Pflicht, ganz unbeſchadet der Tätigkeit des 
von ihm mit der Vorbereitung befugtermaßen oder 
mißbräuchlich betrauten Bureauvorſtehers. Dieſe Amts- 
pflicht hat er verletzt, dadurch, daß er den Vertrags⸗ 
entwurf ſich vorleſen und von den Beteiligten unter⸗ 
ſchreiben ließ, ohne das Geringſte zu veranlaſſen, um 
die Vertragsbeſtimmungen, die ihm bei gehöriger 
Sorgfalt ſofort als bedenklich auffallen mußten. den 
unerfahrenen Käufern in ihrer Bedenklichkeit zum Be— 
wußtſein zu bringen, und ohne ſich von der Ueber⸗ 
einſtimmung ihres wahren Willens mit den Erklärungen 
der Niederſchrift zu überzeugen.“ (Urt. d. III. ZS. vom 
20. Februar 1913, 1II 397/13). 
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IV. 

Zu §§ 812, 852 Abſ. 2 BGB.: Erlangung „an 
Koſten“ eines andern bedeutet nicht Erlangung aus deſſen 
Vermögen; dem argliſtig getäuſchten Veräußerer eines 
Grundſtücks haftet nach $ 852 Abſ. 2 BER. auch der 
Dritte, der bei der Täuſchung mitgewirkt und von den 
Erwerber anf dem Grundſtück Hypothek beſtellt erhalten 
hat. Die Klägerin war Eigentümerin eines Grund— 
ſtücks in R., der Beklagte M. Eigentümer eines Grund— 
ſtücks in Schl. Nachdem über den Austauſch dieſer 
Grundſtücke Verhandlungen gepflogen worden waren, 
verkaufte am 5. Mai 106 M. das Grundſtück in Schl. 
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der Klägerin, und am 9. Mai 1906 die Klägerin das 
Grundſtück zu R. der Frau des M. Auflaſſung und 
Eintragung al Frau M. ließ dem Beklagten 
W. auf dem R.er Grundſtück eine ann. 
hypothek von 6500 M eintragen. Am 14. Juli 1906 
focht die Klägerin in einem Brief an M. den Kauf des 
Grundſtücks zu Schl. auf Grund der 88 119, 123 BGB. 
wegen Irrtums und argliſtiger Täuſchung an, nament⸗ 
lich über die die Cel ſeien ihr falſche Angaben 
8 galt worden; die Eheleute M. und deren Gläubiger 
. hätten dabei, fo hat fie dann im Rechtsſtreit geltend 
gemacht, argliſtig zuſammengewirkt. Ende Juli 1906 
veräußerten die Beklagten M. das Grundſtück zu R.; 
der Beklagte W. entließ es aus der Pfandhaft für die 
Sicherungshypothek von 6500 M, während gleichzeitig 
die Eheleute M. die Wiedereintragung auf zwei neu⸗ 
erworbenen Grundſtücken bewilligten, in der Höhe von 
3000 M auf dem einen, von 3500 M auf dem andern 
und zwar als Darlehenshypotheken mit 5% Zinſen. 
Dieſe Beträge ſoll dann nach der Behauptung der 
Klägerin der Beklagte W. ausbezahlt erhalten haben. 
Aus den Gründen: Die abweiſende Ent⸗ 
ſcheidung des OLG. über den Bereicherungsanſpruch 
gegenüber dem Beklagten W. iſt unhaltbar. Das Os. 
will die Vorteile, die W. durch die Hypothek auf dem 
Grundſtück zu R. und deren fpäteren Erſatz (58 818, 
819 BGB.) erlangt hat, nicht als Bereicherung gelten 
laſſen, weil ſie nicht „auf Koſten der Klägerin“ erlangt 
ſeien. Nun war aber nicht nur der Kaufvertrag über 
das Grundſtück zu Schl. nichtig, ſondern auch der über 
das Grundſtück zu R., wenn die Anfechtung vom 
14. Juli 1906 begründet war. Denn es ſcheint zunächſt 
nach dem beiderſeitigen Parteivorbringen, daß ſich die 
Anfechtung auch auf das andere nicht ausdrücklich 
genannte Grundſtück beziehen ſollte und bezogen worden 
iſt; es kommt aber nicht darauf an, weil nach dem 
Parteivorbringen kaum ein Zweifel darüber obwalten 
kann, daß beide Kaufverträge ein einheitliches, untrenn⸗ 
bares Ganzes bilden ſollten. Die Nichtigkeit des einen 
Kaufs ergriff daher auch den andern, ohne Rückſicht 
darauf, ob die Anfechtung ſämtlichen am zweiten Kauf 
Beteiligten erklärt worden iſt (vgl. RG Z. 78, 41/3 und 
JW. 1912 S. 788 Nr. 1 ſowie die darin aufgeführten 
zahlreichen früheren Urteile). Daraus aber folgt, daß 
W. die Hypothek von 6500 M an einem Grundſtück 
erlangt hat, das nur formell der Frau M., in Wirk⸗ 
lichkeit der Klägerin zukam und das in die Hände der 
Frau M. durch dieſelbe unerlaubte Handlung gelangt 
war, an der nach der Behauptung der Klägerin auch 
der Beklagte W. beteiligt war. Der 8 748 des I. Ent» 
wurfs eines BGB. verlangte, daß die Bereicherung, 
deren Herausgabe gefordert wird, „aus dem Vermögen“ 
des Klagenden herrühren müſſe; die Kommiſſion für 
die zweite Leſung hat aber ſtatt deſſen die Faſſung 
‚auf Koſten des andern“ gewählt, weil man aner⸗ 
kannte, daß Bereicherungsfälle vorliegen und nicht 
unberückſichtigt bleiben könnten, wo eine Schädigung 
vorhanden ſei, ohne daß man ſagen könne, die Be— 
reicherung ſei dem Bereicherten „aus dem Vermögen“ 
des andern zugefloſſen (Prot. Bd. II S. 685). Eine 
ſolche Ausnahme muß auch hier angenommen werden. 
Wenn die Teilnehmer an einer unerlaubten Handlung 
den durch dieſe erlangten Gegenſtand aus einer Hand 
in die andere gehen laſſen, ſo kann es keinem Zweifel 
unterliegen, daß der allein Geſchädigte, „auf deſſen 
Koſten“ dieſe Schiebungen erfolgen, der durch die un— 
erlaubte Handlung Betroffene (Betrogene) iſt. Auch 
ſehlt es in einem ſolche Falle nicht an der von der 
Rechtſprechung geforderten unmittelbaren Beziehung 
zwiſchen dem Geſchädigten und dem Bereicherten; denn 
dieſe Beziehung wird ausreichend hergeſtellt durch die 
unerlaubte Handlung und den Umſtand, daß die Mit— 
beteiligten, die den Uebergang des Vermögenswertes 
in die Hände des Bereicherten vermitteln, nur die 
Rolle von Werkzeugen ſpielen. Maßgebend iſt in dieſer 


Hinſicht die Vorſchrift des 8 852 ne: 2 BGB., die die 
Bereicherungsklage gegen die Teilnehmer an einer un⸗ 
erlaubten Handlung ohne Einſchränkung zuläßt, wenn 
ſie auf Koſten des Verletzten etwas erlangt haben. 
Der urſächliche Zuſammenhang mit der unerlaubten 
Handlung genügt danach, um die Bereicherung zu einer 
ungerechtfertigten“ zu machen; die Rechtsgeſchäfte der 
Teilnehmer untereinander haben nicht die Bedeutung 
eines rechtlichen Grundes i. S. des 8 812 BGB. (Urteil 
des V. ZS. vom 11. Januar 1913, V 350/1912). 
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V 


Verhältnis des 6 117 Abſ. 2 Gew. zu 8 115 a GewO. 
und zu 62 LohndBG. Aus den Gründen: Die 
Reviſion bittet zu prüfen, ob hier die Vorſchriſt in 
5 115 a GewO. verb. mit 8 2 . oder die Vor⸗ 
ſchrift in 8 117 GewO. maßgebend ſei. Das OLG. er⸗ 
klärt 8 117 der GewO. für maßgebend. Es verkennt 
zwar nicht, daß, wenn eine Einrichtung der in 8 117 
Abſ. 2 erwähnten Art, nämlich eine Einrichtung „zur 
Verbeſſerung der Lage der Arbeiter oder ihrer Familien“, 
eine ſog. Wohlfahrtseinrichtung, ſelbſtändige Rechts⸗ 
perſönlichkeit habe, dann eine Anweiſung in der Ver⸗ 
abredung liege, wonach ein Teil des Lohnes an die 
Wohlfahrtseinrichtung gezahlt werden ſoll. Es hält 
aber eine ſolche Verabredung für gültig, trotz der Vor⸗ 
ſchrift in 8 2 Lohn BG. und trotz des in 8 115 a GewO. 
enthaltenen Verbots, Lohnzahlungen auf Grund einer 
Anweiſung an Dritte zu leiſten, weil 8 117 Abſ. 2 
GewO. gegenüber dem $ 2 Lohn. eine Sonder⸗ 
beſtimmung ſei, die der allgemeinen vorgehe. Die Auf⸗ 
faſſung des OLG. über das Verhältnis des 8 117 Abſ. 2 
GewO. zu 8 115 a GewO. und 8 2 Lohn BG. kann nur 
gebilligt werden. Sie findet ſchon im Wortlaute des 
8 117 0 2 eine Stütze, weil das Geſetz allgemein 
von Verabredungen zwiſchen den Gewerbetreibenden 
und den von ihnen beſchäftigten Arbeitern über die 
Verwendung des Verdienſtes zu gewiſſen Zwecken ſpricht, 
ohne zwiſchen fälligem und nicht fälligem, beſchlag⸗ 
nahmefähigem und nicht beſchlagnahmefähigem Lohne 
zu unterſcheiden. Dazu kommt, daß die gegenteilige 
Auffaſſung die Ausnahme des 8 117 Abſ. 2 zumeiſt 
bedeutungslos machen würde, da Verabredungen über 
die Verwendung des Lohns zugunſten von Wohlfahrts- 
einrichtungen ſtets eine Vereinbarung über noch nicht 
fälligen Lohn enthalten werden. Könnte noch ein 
Zweifel beſtehen, ſo würde er durch die Entſtehungs⸗ 
geſchichte des Geſetzes, betr. Abänderung der Gew., 
vom 1. Juni 1891 gehoben werden. In der RVerh. 
vom 6. Mai 1891 (Sten Ber. S. 2805 und 2806) führte 
der Bundesratskommiſſar bei einer Erörterung des 
Verhältniſſes aus, die nach 8 117 zuläſſigen Verab⸗ 
redungen hätten ſehr häufig den Inhalt, daß der Ar- 
beitgeber ſich das Recht vorbehalte, gewiſſe Prozente 
ſätze des Lohns an eine Wohlfahrtseinrichtung auszu— 
zahlen, die nicht notwendig eine des Unternehmers 
ſelbſt ſein müſſe, ſondern auch ſelbſtändig ſein könne; 
ſolche Verabredungen ſtänden nicht im Widerſpruche 
mit dem Lohn BG., weil fie eben in 8 117 ausdrücklich 
für gültig erklärt ſeien. In gleichem Sinne äußerten 
ſich die Abg. Dr. Gutfleiſch und Dr. Hartmann. Letzterer 
fügte die Bitte hinzu, wenn jemand gegenteiliger 
Meinung ſei, es auszuſprechen; wenn niemand eine 
gegenteilige Meinung ausſpreche, dürften die Ausleger 
der GewO. mit Recht annehmen, daß das Haus in 
Uebereinſtimmung mit den Vertretern der Regierungen 
das Geſetz ſo verſtanden wiſſen wolle, wie dargelegt 
worden ſei. Von keiner Seite wurde Widerſpruch er— 
hoben. Unter Hinweis auf dieſen beachtenswerten 
Vorgang hat denn auch das Reichsgericht in dem Ur— 
teile vom 24. Oktober 1911, VII 55/11 (Warneyer Erg. 
1912 Nr. 54) die Anſicht für zutreffend erklärt, daß 
die durch § 117 Abſ. 2 zugelaſſenen Verabredungen 
auch im Falle eines unter den 8 2 Lohn BBG. fallenden 
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Tatbeſtandes gültig ſeien. An dieſer Anſicht muß feſt⸗ 
gehalten werden; ſie herrſcht auch unter den Auslegern 
der GewO. In dem Urteile vom 24. Oktober 1911 
iſt ſchon darauf hingewieſen, daß einzelne Bemerkungen 
in dem Erkenntniſſe des III. StS. vom 13. Juni 1895 
(RGSt. Bd. 27 S. 289 f.) vielleicht auf eine abweichende 
Auffaſſung hindeuten könnten, daß ſie aber keinesfalls 
für die damalige Entſcheidung von Bedeutung geweſen 
ſeien. Das iſt zutreffend, die Einholung einer Ent⸗ 
ſcheidung der vereinigten Senate (8 137 GG.) daher 
auch jetzt nicht erforderlich. (Urt. d. IV. ZS. vom 3. Fe⸗ 
bruar 1913, IV 461/12). 
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B. Strafſachen. 
I. 


Verfehlung gegen 8 10 Nr. 1 Nahr Nittel. bei 
der Sant * 7 g n b d ur Auslegung 
des 3 Wein. vom 7 us 
den 950 7 Der e hat Kognakver⸗ 
ſchnitt hergeſtellt, der weſentlich weniger als 38% Als 
kohol hatte. Das LG. iſt davon ausgegangen, daß 
Kagnakverſchnitt mit fo geringem Alkoholgehalt ganz 
abgeſehen vom 8 18 Abf. 3 des am 1. September 1909 
in Kraft getretenen neuen Wein G. vom 7. April 1909 
den berechtigten Erwartungen des Verbraucherkreiſes 
weder vor noch nach jenem Zeitpunkt entſprochen 155 
Es hebt ferner die Einwendung des Angeklagten her- 
vor, daß ſeine Firma nur vor April 1909 Kognak⸗ 
verſchnitt hergeſtellt und dabei ſtreng auf Einhaltung 
des Mindeſtmaßes von 40% Alkoholgehalt gedrungen 
habe. Schon daraus ergibt ſich als Ueberzeugung 
des Gerichts, daß der Angeklagte ſich über die berechtigten 
Erwartungen des Verbraucherkreiſes hinſichtlich des 
Alkoholgehalts nicht im Unklaren oder im Irrtum 
befand, ſondern dieſen berechtigten Erwartungen be— 
wußt zuwiderhandelte. Dies iſt dann auch ſpäterhin 
noch im Urteil ausdrücklich ausgeſprochen. Da außer: 
dem feſtgeſtellt iſt, daß der Angeklagte fo verfuhr, um 
das kaufende Publikum zu täuſchen, fo find alle Vor⸗ 
ausſetzungen für Anwendung des $ 10 Nr. 1 Nahr. 
Mittel. gegeben. Mit Grund bemängelt der Be— 
ſchwerdeführer, daß das LG. auf Grund des 8 34 
Abſ. 3 WeinG. vom 7. April 1909 deſſen § 18 Abſ. 3 
um deswillen für anwendbar hält, weil der Angeklagte 
nur behauptet, nicht nachgewieſen hat, daß das Ge— 
tränk ſchon vor der Verkündung des neuen Wein— 
geſetzes hergeſtellt ſei. Im § 34 Abſ. 3 iſt beſtimmt, 
daß der Verkehr mit Getränken, die bei der Verkün⸗ 
dung des Geſetzes nachweislich bereits hergeſtellt waren, 
nach den früheren Beſtimmungen zu beurteilen iſt. 
Darnach dürfen ſolche Getränke, die nach dem neuen 
Geſetze nicht in Verkehr gebracht werden dürften, doch 
auch unter deſſen Herrſchaft ſtraffrei in Verkehr ge— 
bracht werden, wenn ſie nachweislich vor der Ver— 
kündung dieſes Geſetzes hergeſtellt waren und nach 
früherem Recht in Verkehr gebracht werden durften. 
Um einen Fall ſolcher Art handelt es ſich aber ſchon 
um deswillen nicht, weil dem Angeklagten nach dem 
Urteil überhaupt nicht das Inverkehrbringen ver— 
fälſchten Kognakverſchnitts, ſondern deſſen Verfälſchung 
zur Laſt liegt. Die Frage, ob der Angeklagte ver— 
fälſcht hat — und um dieſe allein handelt es ſich 
jetzt —, kann grundſätzlich nicht nach einem anderen 
Rechte beurteilt werden als nach dem zur Zeit der 
Herſtellung oder Veränderung des Getränks geltenden 
Rechte. An dieſem Grundſatz ändert auch 8 34 Abſ. 3 
des neuen Wein. nichts. Die Vorſchrift enthält 
keineswegs eine auch gegen den Herſteller als ſolchen 
gerichtete geſetzliche Beweisvermutung dafür, daß Ge— 
tränke, die nach dem Inkrafttreten des neuen Wein— 
geſetzes in Verkehr gebracht worden find, bis zum 
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Beweis des Gegenteils als nach dieſem Zeitpunkt Her- 
geſtellt zu gelten hätten. Sie konnte alſo auf den 
Fall, daß das beanſtandete Getränk vor dem 1. Sep⸗ 
tember 1909 hergeſtellt war, nicht angewendet werden. 
Auf der rechtsirrtümlichen Auffaſſung des LG. beruht 
aber die Entſcheidung nicht. Denn es iſt, wie ſchon 
hervorgehoben, rechtlich einwandfrei feſtgeſtellt, daß 
das beanſtandete Getränk, wie der Angeklagte wußte, 
wegen ſeines allzugeringen Alkoholgehalts den be⸗ 
rechtigten Erwartungen des Verbraucherkreiſes auch 
vor dem 1. September 1909 nicht entſprach, alſo auch 
nach früherem Rechte als verfälſcht zu gelten hatte. 
Die Frage, ob das Getränk unter der Herrſchaft des 
alten oder des neuen Geſetzes hergeſtellt worden iſt, 
war darum für die Entſcheidung des Falles belang⸗ 
los. (Urt. des V. Sts. vom 25. Februar 1913, 5 D 
898/1912). E. 
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II. 


Berſtözt es gegen 5 153 Gew., wenn man bei 
einem Lohnkampfe die Kunden des Arbeitgebers für den 
Fall mit Boykott bedroht, aß fie von dem Arbeitgeber 
weiterhin Waren beziehen? Aus den Oründen: 
Der Angeklagte hat die Kunden der Firma R. be⸗ 
ſtimmen wollen, den Warenbezug bei ihr für die Dauer 
des Lohnkampfs einzuſtellen, den die Arbeiter dieſer 
Firma mit ihr in Form eines Streikes ee er 
drohte ihnen zu dieſem Zwecke, daß die im Ber⸗ 
bande der Brauerei⸗ und Mühlenarbeiter vereinig⸗ 
ten Arbeiter ihrerſeits bei ihnen keine Mehl⸗ und Back⸗ 
waren mehr kaufen würden, wenn ſie der Auf⸗ 
forderung nicht nachkämen. Danach iſt die An⸗ 
nahme der Strafkammer berechtigt, daß der Ange⸗ 
klagte die Kunden der Firma R. durch Drohungen zu 
beſtimmen verſucht hat, den von den Arbeitern der 
Firma R. zur Erlangung günſtiger Lohn⸗ und Arbeits⸗ 
bedingungen getroffenen Verabredungen Folge zuleiſten; 
insbeſondere iſt der Begriff der Drohung i. S. des 
8 153 GewO. nicht verkannt. Drohung iſt die An⸗ 
kündigung eines künftigen Uebels, mit der eine Ein⸗ 
wirkung auf den Willen des Bedrohten bezweckt wird. 
Deshalb iſt es irrig, wenn der Verteidiger das Vor⸗ 
liegen einer Drohung darum bezweifelt, weil der 
Boykott über die Kunden der Firma R. noch nicht 
verhängt war. Daß der angedrohte Boykott für die 
Empfänger des Schreibens ein Uebel war, und daß 
die Drohung ſie beſtimmen ſollte, den Verabredungen 
der ſtreikenden Arbeiter Folge zu leiſten, erkennt der 
Verteidiger ſelbſt an, indem er ausführt, der Angeklagte 
habe die Abnehmer der Firma R. zum Anſchluß an 
die Lohnbewegung veranlaſſen und ſie bewegen wollen, 
ihrerſeits einen Druck auf die Firma R. auszuüben, 
um wirtſchaftliche Nachteile zu vermeiden. Das kann 
auch nach den Feſtſtellungen des Urteils nicht bezweifelt 
werden, und damit iſt der Tatbeſtand des §S 153 GewO. 
erfüllt. Darauf, ob der Boykott des Gegners im 
Lohnkampf oder eines Dritten außerhalb des Lohn⸗ 
kampfs Stehenden an ſich zuläſſig oder widerrechtlich 
iſt, kommt hier nichts an, weil hier nicht der Boykott 
als Kampfmittel gebraucht iſt, ſondern die Drohung, 
die der 8 153 GewO. unter Strafe ſtellt, wenn ſie als 
Mittel zu einem der dort angegebenen Zwecke gebraucht 
wird. Ob das, womit der Täter droht, widerrechtlich 
iſt oder nicht, iſt nach ſtändiger Rechtſprechung des 
RG. unerheblich; denn beſtraft wird die widerrechtliche 
Einwirkung auf den Willen eines anderen durch Drohung, 
und die Widerrechtlichkeit einer ſolchen Einwirkung iſt 
nicht ſchon dann ausgeſchloſſen, wenn die Zufügung 
des angedrohten Uebels nicht widerrechtlich iſt, ſondern 
erſt dann, wenn der Täter berechtigt iſt, den Willen 
des anderen zu beugen und ihm zu dieſem Zwecke 
das angedrohte Uebel zuzufügen. Davon iſt hier nicht 
die Rede. Ohne Grund beruft ſich der Verteidiger 
auf die Urteile des VI. ZS. vom 12. Juli 1906 (Entſch. 
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64, 52) und 2. Dezember 1907 (Gruchot Bd. 52 S. 1030). 
Erſteres behandelt keineswegs, wie der Verteidiger 
meint, den gleichen Fall wie hier, ſondern den davon 
grundverſchiedenen, daß die zur Erlangung günſtiger 
Arbeitsbedingungen vereinigten Arbeitnehmer den Ar⸗ 
beitgeber, ihren Gegner im Lohnkampf, durch die 
Drohung mit Boykott zu beſtimmen verſucht hatten, 
die Forderungen der Vereinigung zu bewilligen, und 
es iſt — wie ſpäter auch vom IV. StS., aber mit 
anderer Begründung (Entſch. 40, 226; 41, 365) — 
angenommen worden, daß das nicht unter 8 153 GewO. 
falle. Der Angeklagte dagegen hat dritte, am Lohn⸗ 
kampf unbeteiligte Perſonen durch Drohung mit Boykott 
beſtimmt oder zu beſtimmen verſucht, die vereinigten 
Arbeitnehmer im Lohnkampf gegen den Arbeitgeber 
zu unterſtützen, auf deren Seite am Kampfe teilzu⸗ 
nehmen und ihre Ziele zu fördern. Das iſt nach $ 153 
GewO. ſtrafbar, ſelbſt wenn es erlaubt iſt, dem Gegner 
den Boykott anzudrohen, um ihn zum Nachgeben zu 
zwingen. Denn während $ 152 GewO. die Koalitions⸗ 
freiheit gewährt, verbietet 8 153 den Koalitionszwang, 
insbeſondere auch den Zwang durch Drohung, der 
bezweckt, andere auf die Seite der Koalition zu ziehen, 
andere zu beſtimmen, an den Beſtrebungen der Koalition 
mittelbar oder unmittelbar teilzunehmen. Das mag 
nicht zutreffen, wenn der Boykott oder auch die Drohung 
mit Boykott als Kampfmittel gebraucht wird, um den 
Gegner zu zwingen, die Forderung der Koalition zu 
bewilligen, und deshalb mag auf dieſen Fall 8 153 
GewO. nicht anwendbar ſein; aber jeder Verſuch, 
andere durch die in 8 153 GewO. bezeichneten Mittel 
auf die Seite der Koalition zu zwingen oder zu be⸗ 
ſtimmen, ihre Maßnahmen, namentlich auch eine von 
ihr beſchloſſene Sperre zu unterſtützen, fällt nach Wort⸗ 
laut und Zweck des Geſetzes unter die Strafdrohung 
des 8 153 GewO. Aus dem Urteil des VI. 38S. iſt 
etwas anderes nicht zu entnehmen. Freilich muß, 
wenn im gewerblichen Lohnkampf der Boykott des 
Gegners, alſo auch die Warenabſatzſperre erlaubt iſt, 
das mit Notwendigkeit dahin führen, daß der Boykott 
die Ware des Gegners nicht nur in deſſen Hand, 
ſondern auch in der Hand eines anderen insbeſondere 
des Zwiſchenhändlers treffen darf. Er muß ſie ſogar 
dort treffen, wenn die Ware wie regelmäßig die der 
Fabriken, Brauereien, Mühlen uſw. nur durch Zwiſchen⸗ 
händler vertrieben wird, und es iſt ſehr wohl möglich, 
daß der Zwiſchenhändler, der ſeine Abnehmer unter 
den Boykottierenden zu ſuchen hat, unter dem Druck 
des Boykotts den Bezug der Waren einſtellt, weil er 
ſie nicht mehr abſetzen kann. Damit unterſtützt er die 
Koalition, indem er den Gegner durch Minderung des 
Warenabſatzes wirtſchaftlich ſchwächt, und inſofern 
leiſtet er im Sinne des Urteils in RGSt. 41, 365 der 
Koalition Folge. Fügt er ſich ſo den durch den Lohn⸗ 
kampf geſchaffenen tatſächlichen Verhältniſſen, Io iſt 
das eine unvermeidliche Folge des Lohnkampfes, deſſen 
Wirkungen nicht auf die Parteien beſchränkt bleiben 
können, ſondern darüber hinaus das wirtſchaftliche 
Leben in weitem Umkreis ergreifen und deshalb not⸗ 
wendig auch außerhalb des Kampfes Stehende treffen 
müſſen. Derartige notwendige Folgen des erlaubten 
wirtſchaſtlichen Kampfes können nicht anders beurteilt 
werden als der Kampf ſelbſt und ſie gewinnen des⸗ 
halb auch dann keine ſtrafrechtliche Bedeutung, wenn 
ſie den Kämpfenden bewußt oder ſogar von ihnen ge— 
wollt waren. Deshalb muß vom Standpunkt des 
VI. ZS. aus zugegeben werden, daß durch Verhängung 
der nennen und die darin liegende Drohung, 
die Sperre fortdauern zu laſſen, die Zwiſchenhändler 
ohne Verſtoß gegen 8 153 GewO. gezwungen werden 
können, der Koalition Folge zu leiſten. Strafbar iſt 
es aber auch von dieſem Standpunkt aus, wenn ſich 
die Koalierten nicht darauf beſchränken, die Tatſache 
des Boykotts auf den Zwiſchenhändler wirken zu laſſen, 
fondern eines der in 8 153 GewO. bezeichneten Mittel 
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anwenden, um die Zwiſchenhändler zu beſtimmen nicht 
mehr vom Gegner zu beziehen. Strafbar iſt es des⸗ 
halb namentlich auch, wenn ſie zu dieſem Zwecke den 
Boykott androhen, den ſie ungeſtraft verhängen können. 
Hier ur die Erwägung des VI. ZS. jedenfalls nicht 
zu, daß die Androhung des Boykotts als ein milderes 
Zwangsmittel nicht ſtrafbar ſein könne, wenn ſeine 
Anwendung als das härtere Mittel erlaubt ſei. Denn 
abgeſehen davon, daß die Einbildung des Bedrohten 
das in Ausſicht geſtellte Uebel nicht ſelten größer er⸗ 
ſcheinen läßt, als es in Wirklichkeit iſt, und deshalb 
Fälle denkbar ſind, in denen die Androhung des Uebels 
ein ſchärferes Zwangsmittel iſt als die Verhängung, 
iſt dabei ein erlaubter wirtſchaftlicher Kampf der in 
8 152 GewO. bezeichneten Art und der Boykott als 
erlaubtes Zwangsmittel vorausgeſetzt, mithin ein Recht 
des Drohenden den Willen des Gegners zu beugen. 
Zwiſchen den Koalierten und den Zwiſchenhändlern 
ibt es aber einen ſolchen Kampf nicht, die Zwiſchen⸗ 
handler können den Koalierten keine günſtigeren Lohn⸗ 
oder Arbeitsbedingungen gewähren, ſondern ihnen 
nur helfen ſolche vom Gegner zu erlangen. Zu der⸗ 
artiger Hilfe können ſie durch die Macht der Tatſachen 
er werden, durch die wirtſchaftlichen Wirkungen, 
ie der Kampf der Parteien auf ſie ausübt; aber ſie dürfen 
nicht durch die in 8 153 GewO. bezeichneten Mittel 
dazu genötigt werden; denn ſie ſtehen ohne Einſchrän⸗ 
kung unter dem Schutze dieſes Geſetzes, der dem Gegner 
im Lohnkampf nach der Anſicht des VI. 3S. gegen 
die Bedrohung mit erlaubten Kampfmitteln zu ver⸗ 
fagen iſt. Daß „andere“ i. S. des § 153 GewO. nicht 
bloß Berufsgenoſſen der Koalierten, ſondern auch un⸗ 
beteiligte Dritte ſein können, iſt in Entſch. 41, 365 
(369 ff.) nachgewieſen. Das weiter von der Reviſion 
angerufene Urteil (Gruchot Bd. 52 S. 1030) erörtert 
die Frage, ob es zuläſſig iſt, über Wirtſchaften die 
Sperre zu verhängen, um die Wirte zur Herabſetzung 
des Bierpreiſes zu beſtimmen. Dabei iſt, wie auch 
ſonſt häufig, ausgeſprochen, daß der Boykott als 
Kampfmittel nicht ſchlechthin unerlaubt ſei. Darauf 
kommt, wie dargelegt, für den vorliegenden Fall nichts 
an. (Urt. des J. StS. vom 19. Dezember 1912, 1 D 
390/1912). E . 
2921 
III. 


Macht ſich der zur Auszahlung der Darlehen bevoll: 
mächtigte Nechuer eines Darlehenskaſſenvereins der Un: 
treue ſchuldig, wenn er bei der Entnahme von Darlehen 
für ſich ſelbſt den ihr eingeräumten Kredit überſchreitet? 
Aus den Gründen: Der Angeklagte war als Buch⸗ 
und Kaſſenführer (Rechner) eines Darlehenskaſſenver⸗ 
eins bevollmächtigt. die Darlehen an die Darlehens⸗ 
nehmer aus der Kaſſe auszuzahlen. Er war auch be⸗ 
rechtigt, für ſich ſelbſt aus der Kaſſe bis zu 2500 M 
als Darlehen zu entnehmen. Statt deſſen hat er, als 
er in e geriet, viel mehr als 2500 M 
für ſich aus der Vereinskaſſe entnommen, nämlich 
mindeſtens 5000 M mehr, die dann auch in feinem 
Konkurs verloren gingen. Der Erſtrichter betrachtet 
als veruntreute Vermögensſtücke des Vereins das Geld 
des Vereins, das der Angeklagte unbefugt aus der Kaſſe 
nahm und ſich aneignete, und erblickt die ungetreue 
Verfügung darin, daß der Angeklagte das Geld un: 
befugt aus der Kaſſe und zu ſeinen eigenen Zwecken 
an ſich nahm. Fehl geht, was die Reviſion darüber 
fagt, ob die unbefugten Entnahmen „Darlehensent⸗ 
nahmen“ und als ſolche „nur Kreditüberſchreitungen“ 
waren und ob fie nur „vorübergehende“ oder „dau- 
ernde Kreditüberſchreitungen“ waren. Ohne Rechts- 
irrtum hat das LG. angenommen, daß durch die Ent⸗ 
nahme über die Grenze von 2500 M hinaus Dars 
lehensverträge nicht zuſtande gekommen ſind. Denn 
wenn auch angenommen werden kann, daß bis zu der 
Grenze von 2500 M durch die Entnahme der Dar, 
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lehensvertrag zwiſchen dem Berein und dem Anges 
klagten zuſtande kam, ſo kann doch nicht das Gleiche 
angenommen werden, bezüglich der unbefugten Ent⸗ 
nahmen über die Grenze von 2500 M hinaus, weil 
hier nach den Feſtſtellungen des LG. der Wille des 
Vereins, Darlehen zu geben, fehlte. Es kann ſich alſo 
bei dieſen Entnahmen nur darum handeln, ob der An⸗ 
geklagte dabei beabſichtigte, das Geld wie ein erhal⸗ 
tenes Darlehen zu behandeln, wie ein ſolches zu ver⸗ 
buchen, zu verzinſen und zurückzuzahlen. Dies ſcheint 
der Beſchwerdeführer mit den Worten zu meinen, daß 
nur eine Kreditüberſchreitung vorliege, und er ſcheint 
bei den Worten „vorübergehende Kreditüberſchreitung“ 
daran zu denken, daß ſolche Entnahmen in der Ab⸗ 
ſicht baldiger Rückerſtattung gemacht wurden. Allein 
der Beſchwerdeführer irrt, wenn er annimmt, eine 
Kreditüberſchreitung ſolcher Art, die hier vorliegen 
kann, könne keine Untreue i. S. des 8 266 Nr. 2 StGB. 
enthalten. Solche gegen den Willen des Vereins vor⸗ 
ſt andes erfolgte Entnahmen benachteiligten ſelbſt dann, 
wenn fie in der Abſicht als baldiger Rückerſtattung des 
Geldes vorgenommen wurden, den Verein erheblich, 
wenn der Entnehmende, wie der Angeklagte, wegen 
Vermögens verfalls zu der beabſichtigten Rückzahlung 
von vornherein außerſtande war. Dies iſt nach dem 
Zuſammenhang der Urteilsbegründung die Ueberzeu⸗ 
gung des LG. Das LG. hat ferner als erwieſen er⸗ 
klärt, daß der Angeklagte ſich bei der Entnahme des 
Geldes ſeines Unvermögens zur Rückerſtattung bewußt 
war. Darin liegt aber ohne weiteres die Feſtſtellung, 
daß der Angeklagte in dem Bewußtſein gehandelt hat, 
daß ſeine Verfügung das Vereinsvermögen notwen⸗ 
digerweiſe ſchädigte, alſo in der Abſicht, den 
Verein zu benachteiligen. (Urt. des V. StS. vo 

28. Februar 1913, 5 D 1014/1912). E. 
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Oberſtes Landesgericht. 
A. Zivilſachen. 


1 


er gegenſtändlich beſchräukter Erbſchein nach 
44 2353— 2369 des BGB. allgemein zuläſſig? Aus 
den Gründen: Es iſt ſtreitig, ob ein Erbſchein in 
der Beſchränkung auf einzelne Gegenſtände auch in 
anderen als den im $ 2369 BGB. erwähnten Fällen 
erteilt werden kann. Die Zuläſſigkeit wird z. B. von 
Staudinger (5. Aufl., Erl. V zu 8 2353) und von Leon⸗ 
hard (Erbrecht, Erl. III zu $ 2369) verneint; bejaht 
wird ſie z. B. von Brachvogel im Recht 1904 S. 6. 
Planck (3. Aufl., Vorb. 5 vor § 2353) läßt die Frage 
offen, ſcheint ſich aber der bejahenden Anſicht zuzu⸗ 
neigen. Nach dem Komm. von RGR. Erl. 4 zu § 2353 
iſt der beſchränkte Erbſchein nicht zuläſſig oder doch 
nicht mit dem öffentlichen Glauben der SS 2366 ff. aus: 
geſtattet. Das Kammergericht und das OLG. Colmar 
(Os Rſpr. 4, 397; 6, 315; 7, 446; 21, 351) vertreten 
die Unzuläſſigkeit, der erkennende Senat (Obe G3 S. 2,191) 
hat ſich für die Zuläſſigkeit ausgeſprochen. Das preu— 
ßiſche GKG. i. d. F. vom 25. Juli 1910 geht davon 
aus, daß ein gegenſtändlich beſchränkter Erbſchein un— 
zuläſſig iſt. Dem Bedürfniſſe des Verkehrs ſucht es in 
ſeiner urſprünglichen Faſſung für den Grundbuchver— 
kehr, ſeit der Nov. von 1910 auch für andere Fälle, 
in denen der Erbſchein zur Verfügung über einzelne 
Gegenſtände gebraucht und zu dieſem Zwecke einer 
öffentlichen Behörde überſendet werden ſoll, durch die 
Vorſchriften des § 81 Abſ. 5, 6 Rechnung zu tragen. 
Im Gegenſatze hiezu ſteht das bayr. Geb. Art. 96 
auf dem Standpunkte, daß ein gegenſtändlich beſchränkter 
Erbſchein allgemein erteilt werden darf (Obs G3 S. 6, 1); 
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die gleiche Auffaſſung liegt der bayer Nachl O. (85 55, 56) 
zugrunde. In der Begr. zu dem Entw. einer Nov. 
zum GKG. f. Elſaß⸗Lothringen iſt die Frage offen⸗ 
gelaſſen worden. 

Im BEL. iſt nicht ausdrücklich entſchieden, ob 
außerhalb der Fälle des § 2369 ein beſchränkter Erb⸗ 
ſchein erteilt werden darf. Es hat überhaupt keine 
näheren Beſtimmungen über den Inhalt des Erbſcheins 
aufgeſtellt, von den Vorſchriften der §8§ 2363, 2364 ab» 
geſehen. Eine mittelbare Entſcheidung läßt ſich nicht 
daraus ableiten, daß 8 2369 die Erteilung eines be: 
ſchränkten Erbſcheins von den dort beſtimmten beſonderen 
Vorausſetzungen abhängig macht. Nicht gerechtfertigt 
iſt der Schluß, daß der beſchränkte Erbſchein unzuläſſig 
iſt, wenn dieſe Vorausſetzungen nicht zutreffen. Denn 
die Vorſchriſt des 8 2369 gehört dem internationalen 
Privatrecht an. Sie will die Ausſtellung eines Erb⸗ 
ſcheins durch ein deutſches Gericht (8 73 Abſ. 3 G.) 
in den Fällen ermöglichen, in denen es an einem 
deutſchen Nachlaßgerichte fehlt. Ohne den 8 2369 könnte 
das deutſche Gericht keinen Erbſchein ausſtellen, für 
deſſen Vorausſetzungen und or das deutſche 
Recht maßgebend iſt, der aber die Erbfolge nach einem 
ausländiſchen Rechte bezeugt. 8 2369 wäre auch er⸗ 
forderlich, wenn das BGB. den beſchränkten Erbſchein 
ansdrücklich allgemein für die Fälle zugelaſſen hätte, 
daß ein deutſches Nachlaßgericht vorhanden iſt. Auch 
die Entſtehungsgeſchichte des B88. gibt keinen An: 
haltspunkt. 

Die Entſcheidung hängt davon ab, ob der gegen⸗ 
ſtändlich beſchränkte Erbſchein mit dem Weſen des Erb⸗ 
rechts oder des Erbſcheins im Widerſpruche ſteht oder 
nicht. Der Erbſchein iſt ein Zeugnis über das Erb⸗ 
recht. Er beſtätigt die Geſamtrechtsnachfolge. Dies 
gilt nicht nur für den allgemeinen, ſondern auch für 
den beſchränkten Erbſchein. Auch in dieſem wird nicht 
bezeugt, daß der Erblaſſer nur bezüglich der darin ange⸗ 
gebenen Gegenſtände von dem als Erben Bezeichneten 
beerbt worden iſt. Wenn vielmehr der als Erbe Be⸗ 
zeichnete nach dem anzuwendenden Rechte Geſamtrechts⸗ 
nachfolger iſt, beſtätigt auch der beſchränkte Erbſchein 
die Geſamtrechtsnachfolge. Der allgemeine und der 
beſchränkte Erbſchein unterſcheiden ſich nur dadurch, daß 
erſterer für den ganzen Nachlaß, letzterer für die darin 
angegebenen Gegenſtände wirkt (88 2365-2368; vgl. 
Planck, Vorbem. 5 vor $ 2353). Sie unterſcheiden ſich, 
wie ſich die Prot. 2. Leſ. Bd. 5 S. 693 für den Erb⸗ 
ſchein des 8 2369 ausdrücken, nicht nach ihrem Inhalte. 
ſondern nur nach ihrem Umfange. Aus dieſem Grunde 
hat auch die Kommiſſion 2. Leſ. den im 8 2079 des 
Entw. 1. Leſ. enthaltenen Satz als ſelbſtverſtändlich 
geſtrichen, daß auf den beſchränkten Erbſchein des 8 2369 
alle Vorſchriften über den gewöhnlichen Erbſchein an⸗ 
zuwenden ſind und hat es abgelehnt, einen Satz auf⸗ 
zunehmen, daß für den beſchränkten Erbſchein die Vor⸗ 
ſchriften über den guten Glauben des gewöhnlichen 
Erbſcheins gelten (Prot. 2. Leſ. Bd. 5 S. 696 F.). 

Wäre das Weſen des Erbſcheins ein Hindernis 
für die allgemeine Zulaſſung eines gegenſtändlich be- 
ſchränkten Erbſcheins, fo müßte der beſchränkte Erb» 
ſchein des 8 2369 etwas beſonderes ſein. Das dies 
nicht der Fall iſt, zeigt ſich auch aus Folgendem. Wenn 
der Erblaſſer ein Deutſcher war, kann 8 2369 nicht 
angewendet werden; denn hier gibt es ſtets ein all» 
gemein zuſtändiges deutſches Nachlaßgericht (873 Abſ. 1,2 
58.) War der Erblaſſer ein Ausländer, fo iſt nach 
der wohl herrſchenden Auslegung des 873 GG. der 
§ 2369 BGB. mit Rückſicht auf die Vorſchriften im 
8 73 Abſ. 1, 3 nur von Bedeutung, wenn der Erblaſſer 
zur Zeit ſeines Todes im Inlande weder Wohnſitz 
noch Aufenthalt hatte. Hatte er im Inlande Wohnſitz 
oder Aufenthalt, ſo wird auch für die Erbfolge nach 
dem ausländiſchen Erblaſſer der allgemeine Erbſchein 
des S 2353 ausgeſtellt, hatte er aber im Inlande weder 
Wohnſitz noch Aufenthalt, ſo wird für die Erbfolge 
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nach ihm der beſchränkte Erbſchein des 8 2369 erteilt. 
Wenn alfo z. B. ein Schweizer in Bayern ein Bank⸗ 
depot beſitzt, wird für die Erbfolge nach ihm ein all» 
gemeiner Erbſchein ausgeſtellt, wenn er ſich zur Zeit 
ſeines Todes zufällig in Deutſchland aufhielt; dagegen 
wird ein auf das Depot beſchränkter Erbſchein erteilt, 
wenn er zur Zeit ſeines Todes in Deutſchland weder 
Wohnſitz noch Aufenthalt hatte. Das Erbrecht, der 
Inhalt des Erbſcheins ſowie die Wirkung ſind beides⸗ 
mal gleich, verſchieden iſt nur der Umfang der Wir⸗ 
kung. Dies zeigt klar, daß der beſchränkte Erbſchein 
des 8 2369 keine dem Weſen nach verſchiedene Be⸗ 
ſtätigung über das Erbrecht iſt. Folgt man dagegen 
der Auslegung des 8 73 GG. durch das Kammerge⸗ 
richt (Jahrb. 36, 102) und das OLG. Colmar (ElſLoth Z. 
33, 146, 152), fo iſt allerdings ein allgemeiner Erb⸗ 
ſchein nach einem Ausländer überhaupt nicht zu erteilen, 
weil der Erbſchein nach 8 2353 nur ein nach dem 
deutſchen Rechte ſich beſtimmendes Erbrecht bezeuge; 
wenn der 8 2369 davon ſpreche, daß ein zur Erteilung 
des Erbſcheins zuſtändiges deutſches Nachlaßgericht 
fehlt, ſo ſei er dahin zu verſtehen, daß das Nachlaß⸗ 
gericht nach dem materiellen Rechte keinen Erbſchein 
für die Erbſchaft im Ganzen erteilen könne. Allein 
bei dieſer Auslegung iſt es möglich, daß der nach 8 2369 
erteilte Erbſchein eine Erbfolge bezeugt, die ſich nach 
deutſchem Rechte beſtimmt. Wenn z. B. ein Franzoſe, 
der ſich zur Zeit ſeines Todes im Elſaß aufhielt, ein 
Grundſtück im Elſaß beſaß, während ſich ſein beweg⸗ 
liches Vermögen in Frankreich befindet, ſo iſt für die 
Erbfolge in das Grundſtück das deutſche Recht maß⸗ 
gebend; der nach 8 2369 in Beſchränkung auf dieſes 
Grundſtück erteilte Erbſchein bezeugt alſo eine Erb⸗ 
folge nach deutſchem Rechte (vgl. die angef. Entſch. 
des OSG. Colmar). Es bedarf keiner Ausführung, 
daß der Erbſchein nach 8 2369 feinem Weſen nach 
völlig gleich ſein muß mit dem allgemeinen Erbſcheine 
des 8 2353, wenn er ſogar über deutſches Erbrecht aus⸗ 
geſtellt werden kann. 

Bezeugt der beſchränkte Erbſchein des § 2369 mög⸗ 
licherweiſe auch deutſches Erbrecht, ſo iſt erwieſen, daß 
ein beſchränkter Erbſchein nicht mit dem Weſen des 
deutſchen Erbrechts unvereinbar ſein kann. Dies erhellt 
auch daraus, daß das Reichsrecht auch in anderen 
Fällen ein Zeugnis über die Erbfolge in beſtimmte 
Gegenſtände zuläßt, dieſe Zeugniſſe aber ſachlich nichts 
anderes ſind, als beſchränkte Erbſcheine. Zu verweiſen 
iſt insbeſondere auf das Zeugnis, das nach 8 37 GBO. 
das Nachlaßgericht über die Erbfolge ausſtellt, wenn 
zum Nachlaß eine Hypothek gehört und dieſe bei der 
Auseinanderſetzung einem von mehreren Erben zuge⸗ 
wieſen wird, ferner auf das im 8 16 RSchuldbG. i. d. F. 
vom 31. Mai 1910 zugelaſſene Zeugnis des Nachlaß— 
gerichts, durch das der Rechtsnachfolger von Todes 
wegen ſeine Verfügungsbefugnis über eine Buchfor⸗ 
derung nachweiſt. Daß in dieſen beiden Fällen den 
Zeugniſſen der öffentliche Glaube fehlt, wie er dem 
Erbſchein eigen iſt, kommt hier nicht in Betracht. Auf 
Grund des Landesrechts können ſich noch andere Fälle 


ergeben, in denen eine beſchränkte Erbbeſcheinigung zu⸗ 


läſſig iſt. Z. B. nimmt das Kammergericht (Jahrb. 34, 333) 
an, daß dem Anerben eines Hofes in Hannover ein 
Erbſchein nach 8 2353 BGB. des Inhalts auszuſtellen 
iſt, daß er Anerbe des Hofes ſei. 

Gegen die allgemeine Zuläſſigkeit des beſchränkten 
Erbſcheins wendet man mitunter ein, daß das Nachlaß— 
gericht nicht zu ermitteln habe, ob der Gegenſtand zum 
Nachlaſſe gehört, in Beſchränkung auf den der Erb— 
ſchein ausgeſtellt werden ſoll. Dieſer Einwand ſetzt 
als bewieſen voraus, was zu beweiſen iſt. Wenn das 
Geſetz einen beſchränkten Erbſchein allgemein zuläßt, 
dann hat eben der Nachlaßrichter zu ermitteln, ob der 
Gegenſtand zum Nachlaſſe gehört, geradeſo, wie er 
dies in den Fällen des 8 2369 tun muß. Uebrigens 


darf nicht überſehen werden, daß der beſchränkte Erb⸗ 
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ſchein keineswegs bezeugt, daß der Gegenſtand zum 
Nachlaſſe gehört. Noch weniger bezeugt er, daß der 
Erbe über ihn verfügen kann. Die Bedürfniſſe des 
täglichen Lebens drängen dahin, dem Erben, deſſen 
Erbrecht im allgemeinen außer Zweifel iſt, für den 
einzelnen Fall einen Ausweis zu geben, der ihn eines 
umſtändlichen Beweisverfahrens überhebt. Das be⸗ 
weiſt z. B. die Erweiterung, die der $ 81 Abſ. 5, 6 des 
preuß. GKG. durch die Nov. von 1910 erfahren hat. 
Es ſei hier nur auf den Verkehr bei Hinterlegungs⸗ 
ſtellen (vgl. 8 25 bayer. HO.), bei Banken uſw. ver⸗ 
wieſen. Wollte man bei allen ſolchen Anläſſen einen 
unbeſchränkten Erbſchein fordern, ſo würde dadurch 
der zum Ausweis Verpflichtete ungebührlich belaſtet 
und es erwüchſen ihm Auslagen, die häufig mit ſeinem 
Intereſſe nicht mehr im richtigen Verhältniſſe ſtünden. 
(Beſchl. d. I. ZS. vom 10. Februar 1913, Reg. III 65/1912). 
2942 W. 


II 


Beſchränkung des Vaters in der Gewährung der 
Einſicht in die Vormund ſchaftsakten bei einem Verfahren 
nach 3 1666 BGB. (8 34 856.) Aus den Grün⸗ 
den: Das LG. hat ausgeführt, L. habe fein Intereſſe 
an der Akteneinſicht damit begründet, daß er die Per⸗ 
ſonen erfahren wolle, die Ungünſtiges über ihn berichtet 
haben ſollen. In dieſer Beziehung könne kein berech⸗ 
tigtes Intereſſe anerkannt werden; auch beſtehe Anlaß, 
die Namen vor ihm geheim zu halten. Er wolle dieſe 
Perſonen nur erfahren, um ihnen Unannehmlichkeiten 
zu bereiten; es ſei aber wichtig, daß die Perſonen vor 
jeder Beläſtigung geſchützt würden, die freiwillig ihre 
Dienſte der Oeffentlichkeit und dem Gemeinwohl zur 
Verfügung ſtellen, wie die Gemeindewaiſenräte, Armen⸗ 
pflegſchafsräte uſw. Dieſe Ausführungen ſind nicht be⸗ 
len Es handelt ſich um ein Verfahren, das die 
Entziehung oder Beſchränkung der elterlichen Gewalt 
zum Gegenſtand hat. In einem ſolchen Verfahren 
muß der Beſchwerdeführer nach 8 1673 BB. gehört 
werden. Es muß ihm Gelegenheit gegeben werden, die 
gegen ihn erhobenen Vorwürfe und die Ermittelungen 
kennen zu lernen, damit er ſich verteidigen kann. Das 
rechtliche Gehör kann verlangen, daß dem Elternteile 
auch die Namen der Perſonen bekannt gegeben werden, 
die über ihn ausgeſagt haben. Zu weit geht die An⸗ 
nahme, daß grundſätzlich die Namen ſolcher Perſonen 
geheim gehalten werden dürfen, die eine amtliche 
Stellung bekleiden. Die Sache liegt anders, wenn 
eine ſolche Perſon nur das Verfahren anregt, andere 
Perſonen aber über die Tatſachen ausſagen, auf Grund 
deren entſchieden wird. Wenn jedoch z. B. der Waiſen⸗ 
rat über ſeine eigenen Wahrnehmungen ausſagt und 
das Vormundſchaftsgericht auf Grund dieſer Ausſage 
entſcheidet, kann es für die Verteidigung geboten ſein, 
auch ſeinen Namen zu erfahren. 

Dagegen laſſen die übrigen Ausführungen des 
LG. keinen Rechtsirrtum erſehen. Nach 8 34 GG. 
kann die Einſicht jedem geſtattet werden, ſoweit er ein 
berechtigtes Intereſſe glaubhaft macht. Die Gewährung 
iſt hiernach in das Ermeſſen des Gerichts geſtellt; es 
kann die Einſicht verweigern, wenn Umſtände vorliegen, 
die die Geheimhaltung beſtimmter Verhältniſſe recht— 
fertigen, auch wenn ein berechtigtes Intereſſe glaub— 
haft gemacht iſt. Die Einſicht iſt auch nur ſoweit zu 
gewähren, als das berechtigte Intereſſe reicht. Dieſe 
Grundſätze ſind richtig angewendet. Dem L. wurden 
die Polizeianzeige und die Berichte des Gemeinde— 
waiſenrats wörtlich verleſen und ihm Gelegenheit 
gegeben, ſich über die Beanſtandungen zu äußern, 
was er auch getan hat. Die Namen der Berichterſtatter 
will er nur erfahren, um ihnen Unannehmlichkeiten 
zu bereiten, um gegen ſie, wie er in ſeiner Eingabe 
ſagt, Beleidigungsklage zu erheben. Ein berechtigtes 
Intereſſe iſt nur ein nach vernünftiger Erwägung durch 
die Sachlage gerechtfertigtes Intereſſe; dieſem Intereſſe 


des L. iſt durch die wörtliche Verleſung der Berichte 


Genüge geleiſtet; ein berechtigtes Intereſſe, die Namen 

der Berichterſtatter zu erfahren, um ihnen Unan⸗ 

nehmlichkeiten zu bereiten, kann nicht anerkannt werden. 

(Beſchl. des I. ZS. vom 14. Februar 1913, Reg. III 

8/1912). W. 
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III 


Die Notare können von dem Staatsanwalte, dem 
fie anf Antrag in einer Straſſache Abſchrift einer Ur⸗ 
kunde erteilen, nicht Gebühren oder Erſatz von Auslagen 
verlangen (Not G. Art. 22 Abf. 2; NotGebO. Art. 3; 
NotGeſchO. 8 190). Aus den Gründen: Nach Art. 3 
NotbO. werden Gebühren nur in Parteiſachen erhoben, 
ad nicht anderes beſtimmt iſt. In dem auf Grund 

es Art. 22 Abſ. 2 Not. erlaſſenen 8 190 der NotGeſchoO. 

iſt beſtimmt, daß den Dienſtaufſichtsbeamten und den 
mit der Ueberwachung des Hinterlegungs⸗ und Ges 
bührenweſens der Notare beauftragten Finanzbeamten 
die Einſicht der Urkunden und Akten nach Maßgabe 
der Art. 65. 66 Not., den Steuerbehörden nach Maß⸗ 
gabe der Steuergeſetze, den Staatsanwälten, Unter⸗ 
ſuchungsrichtern und Gerichten uſw. nach Maßgabe der 
5 zu geſtatten iſt. Die Befugnis zur Ein⸗ 
icht umfaßt nach $ 200 a. a. O. auch den Anſpruch 
auf eine beglaubigte Abſchrift. Der Staatsanwalt 
kann nach 8 159 StPO. von allen öffentlichen Be 
hörden Auskunft verlangen. Er kann hiernach in 
gleicher Weiſe wie die Gerichte von den öffentlichen 
Behörden auch die Vorlegung von Urkunden fordern; 
es iſt ihm auf Grund der Vorſchriften der StPO. die 
Einſicht zu geſtatten und auf Verlangen eine beglaubigte 
Abſchrift zu erteilen. Hieraus ergibt ſich, daß die be⸗ 
glaubigte Abſchrift von Amts wegen zu erteilen iſt. 
Mit Unrecht glaubt der Notar aus Art. 3 Abſ. 2 
Not®ebOD. folgern zu können, daß für ihn die Erteilung 
der Abſchrift nicht eine Handlung von Amts wegen ſei, 
weil die Abſchrift auf Antrag der Staatsanwaltſchaft 
erteilt wurde. Art. 3 Abſ. 2 bezieht ſich auf die im 
Abſ. 1 bezeichneten Sachen und beſtimmt, daß für die 
zur Erledigung von Parteiſachen nach der Dienſt⸗ 
ordnung von Amts wegen vorzunehmenden Amts⸗ 
handlungen keine Gebühren angeſetzt werden dürfen. 
Daraus iſt nicht zu folgern, daß eine Amtshandlung, 
die von einer Behörde beantragt wird, nicht von 
Amts wegen vorzunehmen iſt. Der Staatsanwalt kann 
im öffentlich⸗ rechtlichen Intereſſe die Einſicht und die 
Erteilung einer Abſchrift verlangen und der Notar 
muß nach den SS 190, 200 GeſchO. dieſem Verlangen 
nachkommen. Es handelt ſich daher auch für ihn um 
eine von Amts wegen vorzunehmende Handlung. Selbſt— 
verſtändlich muß ein Antrag des Staatsanwalts vor— 
hergehen. Dies iſt aber auch der Fall, wenn der 
Dienſtaufſichtsbeamte und der mit der Ueberwachung 
des Hinterlegungs- und Gebührenweſens beauftragte 
Finanzbeamte Abſchriften verlangt. Daß in dieſen 
Fällen die Abſchrift von Amts wegen zu erteilen iſt, 
kann keinem Zweifel unterliegen. 

Die in den Beſchlüſſen des Senats vom 30. Januar 
1912 (Bay 3R. 1912 S. 113) behandelten Sachen waren 
anders gelagert. Dort handelte es ſich um die An— 
wendung des Geb. Die in jenen Fällen verlangten 
Abſchriften hatte das Gericht nicht von Amts wegen zu 
erteilen. Für die Gerichte beſteht für die Erteilung 
von Abſchriften keine ähnliche Vorſchrift wie nach den 
ss 190, 200 GeſchO. für die Notariate. Nicht zu— 


treffend iſt auch die Berufung des Notars darauf. 


daß nach der Eutſchließung des Jin. vom 17. Februar 
1911 Nr. 3696, den Vollzug des G33. betr., die Be— 
zirksämter nicht verlangen können, daß ihnen gebühren— 
frei Abſchriften von Urkunden erteilt werden, die über 
Kaufgeſchäfte gewerbsmäßiger Güterhändler aufge— 
nommen worden ſind. Der Notar hat bei der Ans 


zeige von Verkäufen an gewerbsmäßige Händler (Art. 2, 
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G3.) nicht von Amts wegen mitzuwirken. Der Güter: 
händler hat die Anzeige zu erſtatten. Nach Art. 2 
Abſ. 2 Satz 2 wird der Anzeige durch die Vorlegung 
einer Abſchrift des Vertrages genügt. Nach 8 11 
Abſ. 1 der Bek. vom 24. Auguſt 1910 betr. den gewerbs⸗ 
mäßigen Handel mit ländlichen Grundſtücken, darf 
das Notariat, das den Vertrag beurkundet hat, auf 
Antrag des Güterhändlers für dieſen die vorgeſchriebene 
Anzeige erſtatten, der Notar kann aber nach Abſ. 4 
von dem Güterhändler für die Anzeige Schreibgebühren 
und Erſatz der Poſtgebühren verlangen. Hieraus ergibt 
ſich, daß die Anzeige für den Notar nicht eine von 
Amts wegen vorzunehmende Handlung iſt und daß 
das Bezirksamt, wenn es weiteren Aufſchluß durch 
Einſicht der Urkunde will, den Güterhändler zur Vor⸗ 
legung einer Abſchrift zu veranlaſſen hat und von 
dem Notar nicht die gebührenfreie Erteilung der Ab⸗ 
ſchrift verlangen kann. (Beſchl. des II. 35. vom 
24. Febr. 1913, Reg. VI 14/1912). W. 
2962 


B. Strafſachen. 
1 


Zum Begriffe „Gegenſtände des hauswirtſchaftlichen 
Gebrauchs“ i. S. der Strafgeſetz⸗Novelle vom 19. Ini 
1912 (8 370 Nr. 5 StGB.). Der Angeklagte entwendete 
von einem Strohvorrate einige Bund i. W. von 1 bis 
2 M; er füllte damit in einem feiner Betten den 
Raum unter dem Strohſack aus. Die Vorgerichte 
verurteilten ihn wegen Diebſtahls nach $ 242 StG. 
Sie nahmen an, daß er nicht aus Not gehandelt habe, 
daß darum 8 248 a StGB. nicht Platz greife und daß 
8 370 Nr. 5 nicht anwendbar ſei, weil der Angeklagte 
nicht zur Befriedigung eines augenblicklichen Bedürf⸗ 
niſſes gehandelt habe. Die Reviſion wurde verworfen. 

Aus den Gründen: Schon nach dem Wort⸗ 
ſinne kann man Stroh, das als menſchliche Lager⸗ 
ſtätte verwendet wird, nicht unter die Gegenſtände des 
haus wirtſchaftlichen Verbrauchs zählen, die im 8 370 
Nr. 5 neben den Nahrungs» und Genußmitteln genannt 
werden; das Stroh wird durch dieſe Verwendung wohl 
in ſeiner Brauchbarkeit für andere Zwecke beeinträchtigt 
und damit im Werte verringert, aber ſeine Beſtand⸗ 
teile werden nicht verändert; es wird gebraucht, aber 
nicht verbraucht. Aus dem gleichen Grunde kann man 
von dem, der Stroh ſtiehlt, um es für längere Zeit 
als Lagerſtätte zu benützen, nicht ſagen, daß er Stroh 
zum alsbaldigen Verbrauch entwendet habe. Auch der 
Geſetzgeber hat unter den Gegenſtänden des hauswirt⸗ 
ſchaftlichen Verbrauchs im 8370 Nr. ö nur ſolche verſtan⸗ 
den wiſſen wollen, die durch den beſtimmungsmäßigen 
Gebrauch aufgezehrt werden. In der Begr. des Entw. 
zu dem Geſ. v. 19. Juni 1912 (vgl. Verh. des Reichst. 
Bd. 270 Aktenſt. Nr. 6 S. 28) wird ſcharf unterſchie⸗ 
den zwiſchen Gegenſtänden, die verbraucht, und Gegen⸗ 
ſtänden, die gebraucht werden. Es wird dort die Be: 
ſchränkung des Tatbeſtandes im 8 370 Nr. 5 auf Nah- 
rungs- und Genußmittel als ungerechtfertigt bezeich— 
net und ausgeführt, daß das nach der bisherigen Faſſung 
vorzugsweiſe in Betracht kommende „Motiv“ von Huns 
ger und Durſt oder das durch den Anblick eines Nah⸗ 
rungs- und Genußmittels hervorgerufene Gelüſt aller: 
dings beſondere Berückſichtigung verdiene, daß dies 
aber kaum minder der Fall ſei, wenn es ſich um andere 
Gegenſtände des gewöhnlichen Verbrauchs handele, und 
demnach der Wunſch alsbaldiger Befriedigung des Be— 
dürfniſſes den Beweggrund bilde. Deshalb werden den 
Nahrungs- und Genußmitteln andere Gegenſtände des 
hauswirtſchaftlichen Verbrauchs gleichgeſtellt, falls ſie 
zum Zwecke des alsbaldigen Verbrauchs entwendet wer— 
den. Daran wird die Bemerkung geknüpft, daß durch 
dieſe Ausdehnung nicht nur Holz, Kohlen und ſonſtige 


Brennſtoffe, ſondern auch andere Gegenſtände betroffen 
werden, die wie z. B. Beleuchtungsmittel im gewöhn⸗ 
lichen Leben als Gegenſtände des Verbrauchs ange⸗ 
ſehen werden, daß aber Verbrauchbarkeit im Rechts⸗ 
finne nicht genüge. Im Anſchluſſe hieran wird zur 
Rechtfertigung der als 8 248 a vorgeſchlagenen Beſtim⸗ 
mung erörtert, daß es unter gewiſſen Vorausſetzungen 
einer Milderung auch für den Diebſtahl von ſolchen 
geringwertigen Gegenſtände bedürfe, die nicht dem 
Berbraude, ſondern dem Gebrauche dienen. Der Ges 
ſetzgeber behandelt darnach die Gegenſtände des Ver⸗ 
brauchs und des Gebrauchs verſchieden. Die Entwen⸗ 
dung von Verbrauchsgegenſtänden in geringer Menge 
oder von unbedeutendem Werte ſoll nach 8 370 Nr. 5 
geſtraft werden, wenn ſie zum alsbaldigen Verbrauche 
geſchieht. Die Entwendung von geringwertigen Ge⸗ 
brauchsgegenſtänden, die regelmäßig ein längere Zeit 
anhaltendes Bedürfnis befriedigen, ſoll gleichfalls mil⸗ 
der beſtraft werden, als der gewöhnliche Diebſtahl, 
wenn die Tat auf Not zurückzuführen iſt. Zu den 
Gegenſtänden des Gebrauchs werden im Entwurfe Klei⸗ 
dungsſtücke gerechnet. Daß Betten oder Beſtandteile 
von Betten wie Kleidungsſtücke nicht verbraucht ſon⸗ 


dern gebraucht werden, iſt unzweifelhaft. (Urt. v. 
21. Januar 1913, Rev. Reg. Nr. ee): 
2954 Ed. 


II. 


Der Nebenkläger verliert nicht dadurch das Necht auf 
a des Arm eurechts, daß er zugleich Mitange⸗ 
klagter iſt. Aus den Gründen: Da der gen a | 
nach feinem Anſchluſſe die Rechte des Privatklägers hat 
($ 437 Abſ. 1 StPO.), fo kanndas dem Privatkläger 14 
8419 Abſ. 3 zustehende Recht auf Bewilligung des Armen 
rechts auch dem Nebenkläger nicht vorenthalten werden. 
Daran ändert ſich nichts, wenn bei der Verbindung 
zuſammenhängender Strafſachen eine Perſon in der 
einen Strafſache Verletzter — Nebenkläger — in der 
anderen Täter — Angeklagter — iſt. Durch die Ver⸗ 
bindung mehrerer Strafſachen darf der davon Bes 
troffene keine Einbuße an den Rechten erleiden, die 
ihm bei getrennter Verhandlung zuſtehen würden, 
da die Verbindung aus Zweckmäßigkeitsgründen er⸗ 
folgt und von dem Willen des Beteiligten unabhängig 
iſt. Es bedarf keiner Ausführung, daß bei getrennter 
Verhandlung mehrerer Strafſachen dem als Neben⸗ 
kläger zugelaſſenen, von dem Anderen Verletzten un⸗ 
eingeſchränkt die Rechte zuſtehen, die durch den An⸗ 
ſchluß an die öffentliche Klage erworben ſind. Hier⸗ 
nach kann die Verbindung der Verfahren keinen Ein⸗ 
fluß auf die rechtliche Stellung des Nebenklägers aus⸗ 
üben, auch wenn er Mitangeklagter iſt, und es kann 
die Anſicht nicht gebilligt werden, die behauptet, daß 
in einem ſolchen Verfahren hinſichtlich der Bewilligung 
des Armenrechts die Stellung des Nebenklägers in 
der gleichzeitigen Rolle als Mitangeklagter aufgehe 
(f. Löwe Anm. 3 zu $ 419 StPO.). Die Stellungen 
des Nebenklägers und des Mitangeklagten find grund- 
verſchieden und ebenſo ſcharf zu ſcheiden wie die des 
Angeklagten und gleichzeitigen Widerklägers. Es iſt 
auch nicht erfindlich, warum in ſolchen Fällen die 
Bewilligung des Armenrechts, die ſich doch hauptſächlich 
in der einſtweiligen Befreiung des Nebenklägers von 
den Koſten äußert, einen hemmenden oder nachteiligen 
Einfluß auf das Verfahren ausüben ſollte. Nicht durch 
die Bewilligung des Armenrechts, ſondern durch die 
Zulaſſung der Nebenklage können möglicherweiſe 
Schwierigkeiten entſtehen; ſie dürfen jedoch nicht zu 
einer Verneinung des Rechtes des Nebenklägers führen 
und können nach Lage des Falles z. B. durch die 
Trennung der Strafſachen behoben werden. (Beſchl. 
v. 25. Januar 1913, Beſchw.⸗Reg. Nr. 26/1913). 

2955 Ed 
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Oberlandesgericht München. 


Ordnungsſtrafen nach $ 179 G88. Zu einer amts⸗ 
gerichtlichen Streitverhandlung war das perſönliche 
Erſcheinen der Parteien angeordnet; nach deren An⸗ 
hörung wurde vertagt. Unmittelbar nach der Ver⸗ 
kündung rief der Kläger dem Beklagten zu, er wolle 
mit ſeinem Schwindel die Sache nur hinausziehen. 
Der Beklagte verwahrte ſich erregt und verſetzte dem 
Kläger einen leichten Schlag; der Kläger erwiderte 
mit einem heftigen Schlag ins Geſicht. Darauf wurden 
beide getrennt. Das Gericht verhängte gegen jede 
Partei eine Ordnungsſtrafe von 50 M. Die Beſchwerde 
des Klägers hatte teil weiſen Erfolg. 

Aus den Gründen: Die Beſchwerde iſt nicht 
zu beanſtanden (8 183 GV.); insbeſondere genügt 
die allgemeine Prozeßvollmacht des Anwalts (8 81 
ZPO.) Auch beſteht kein Bedenken, die beſtraften Hand⸗ 
lungen als „in der Sitzung“ (8 179 GBG.) begangen 
anzuſehen; denn bei der Art des großſtädtiſchen amts⸗ 
geri tlichen Sitzungsdienſtes gehört dazu auch die Zeit 
von der Verkündung in der einen Sache bis zum Auf⸗ 
ruf des nächſten Falles; auch in ee Zeit fordert 
die Würde des Gerichts ſofortige Ahndung jeder Un⸗ 
gebühr. Sachlich iſt davon auszugehen, daß der Kläger 
den Ausdruck „Schwindel“ gebraucht hat. Damit hat 
der Kläger ſich eines ſo ſcharfen an der Grenze der for⸗ 
mellen Beleidigung ſtehenden Ausdrucks bedient, daß, 
wie die nachfolgenden Tätlichkeiten auch beweiſen, die 
öffentliche Ordnung offenſichtlich gefährdet war; dies 
hat der Senat vor kurzem auch bei dem Ausdrucke 
„Lüge“ angenommen (Bay ZR. 1912 S. 338). Einen 
zweiten Verſtoß gegen die Ordnung hat der Kläger 
dadurch begangen, daß er den gegen ihn gerichteten 
Schlag des Beklagten mit einem Gegenſchlag erwiderte. 
Von Straffreiheit ſolcher jeder Rückſicht auf die dem 
Gerichte ſchuldige Achtung und Selbſtbeherrſchung ent⸗ 
behrenden Handlungen kann keine Rede ſein. Wohl 
aber ſteht dem Kläger als Milderung ſeine offenbare 
Erregung über die Einwendungen des Beklagten zur 
Seite, die er als Verſchleierung der Geſchäftsinhaber⸗ 
ſchaft zwecks Abſchüttelung unbequemer Zahlungsver⸗ 
pflichtungen anſehen konnte; ferner entlaſtet ihn, daß 
nicht er, ſondern der Beklagte mit den Tätlichkeiten 
begonnen hat. Mit Rückſicht hierauf erſchien eine 
Herabſetzung auf 20 M angemeſſen, woraus die Teilung 
der Beſchwerdekoſten und die Gebührenfreiheit für die 
nicht dem Beſchwerdeführer überbürdete Gerichtskoſten⸗ 
hälfte folgt. Die eigenen Anwaltskoſten bleiben mangels 
eines Gegners dem Kläger zur Laſt (88 45, 47 GG.; 
41 RAGebdO.). Koſten erſter Inſtanz find nicht ent⸗ 
ſtanden (Beſchl. vom 13. Nov. 1912; Beſchw.⸗Reg. 
Nr. 1 N. 


Oberlandesgericht Bamberg. 


Die rechtlichen Borausſetzungen der 5 
nach T. III Tit. 31 566 8 und 17 des Frank. LR. Die 
Eltern des Klägers lebten infolge findervererbter Ehe 
in allgemeiner Gütergemeinſchaft nach Würzburger 
Recht. Der Vater ſtarb 1881 ohne letztwillige Ver⸗ 
fügung. Die Mutter verwaltete das auf fie überge⸗ 
gangene in der Hauptſache aus mehreren Anweſen be— 
ſtehende Geſamtgut unter Beihilfe ihrer erwachſenen 
Söhne. 1892 und 1893 trat ſie ihren Grundbeſitz ſamt 
dem lebenden und toten Inventar bis auf wenige Aus— 
zugsäcker an ihre älteren Söhne und Töchter ab. Hier— 
bei wurde ausdrücklich beſtimmt, daß die Uebernehmer 
veſtimmte Beträge, die fie ſich an den Uebergabsſchil— 
lingen als Heimſteuer anrechnen durften, bei der Erb— 
teilung nach dem Tode der Mutter auszugleichen hätten. 
Der Kläger und eine weitere Tochter erhielten ihre 
Ausſtattung in Bargeld und beweglichen Sachen, jedoch 
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gleichfalls unter dem Vorbehalt der Ausgleichung der 
näher beſtimmten Beträge. 1905 klagte der Kläger 
gemäß T. III Tit. 31 §§ 8 und 17 Fränk. LR. gegen 
ſeine Mutter mit dem Antrage ſie zu verurteilen, mit 
ihm Grundteilung zu pflegen und ihm den danach zu⸗ 
kommenden Pflichtteil zu reichen. Er behauptete u. a., 
ſeine Mutter habe das auf ſie übergegangene Ver⸗ 
mögen übel verwaltet und verſchwendet und ihn gegen⸗ 
über ihren anderen Kindern lieblos behandelt und bei 
der Vermögensverteilung abſichtlich zurückgeſetzt. Das 
LG. hat die Klage wegen Mangels an Beweis für die 
3 abgewieſen. Die Berufung wurde zurückge⸗ 
wieſen. 

Aus den Gründen: Für die Entſcheidung ſind 
gemäß Art. 200 und 218 EG. BGB. und 73 AG. BGB. 
die Beſtimmungen der Fränk. LEO. über das eheliche 
Güterrecht und deſſen erbrechtliche Wirkungen maß⸗ 
gebend. Hiernach tritt bei unbedingter kindervererbter 
Ehe auf das Ableben eines Eheteils nicht, wie das 
LG. angenommen hat, fortgeſetzte Gütergemeinſchaft 
ein: die bis dahin beſtehende Gütergemeinſchaft 
wird aufgelöſt; durch Konſolidation geht das Geſamt⸗ 
gut als Alleineigentum auf den überlebenden Gatten 
derart über, daß dieſer unter Lebenden vollſtändig frei 
darüber verfügen kann und den Kindern keinerlei Mit⸗ 
eigentum oder Mitverwaltungsrecht daran zuſteht. Die 
Vorſchrift des Art. 73 A. BGB. iſt daher hier nicht 
deshalb anwendbar, weil die Beklagte nach dem Tode 
ihres Mannes die Gütergemeinſchaft mit ihren Kindern 
fortſetzte, ſondern weil eine ſolche zur Zeit des In⸗ 
krafttretens des BGB. überhaupt nicht mehr beſtand. 
Von einem „gütergemeinfchaftliden“ Vermögen kann 
daher vom Zeitpunkte des Todes des Ehemannes der 
Beklagten keine Rede mehr fein. (Vgl. Ob G. 38. 
n. F. Bd. 1 S. 373, Bd. 4 S. 981 und Bd. 12 S. 590 
und 883 ff.). 

Der Klagegrund der übeln Wirtſchaft und Ver⸗ 
ſchwendung iſt nicht gerechtfertigt. Die Beklagte hat 
die Verwaltung ihres Vermögens ihren Söhnen nicht 
vollſtändig überlaſſen. Dieſe waren vielmehr nur ihre 
Gehilfen bei der Bewirtſchaftung. Es war ihnen aus 
Gründen der Zweckmäßigkeit und zur Vermeidung der 
mit der Erteilung von Einzelvollmachten notwendig 
verbundenen Weiterungen und Koſten eine allgemeine 
Vollmacht zur Vertretung ihrer Mutter ausgeſtellt wor— 
den. Unter ſolchen Umſtänden iſt es aber nach den 
Erfahrungen des Lebens weder allgemein üblich, noch 
beſtand für die Beklagte ein zwingender Anlaß, all— 
jährlich oder in kürzeren Zeiträumen eine allgemeine 
Abrechnung mit den Söhnen vorzunehmen. Sie durfte 
ſich, da es ſich ja um ländliche Verhältniſſe und die 
vertrauensvollen Beziehungen zwiſchen Mutter und 
Kindern handelte, darauf verlaſſen, daß fie ihre Söhne 
nicht hintergehen und ſchädigen, ſolange fie nicht gegen- 
teilige Erfahrungen gemacht hatte. Tatſächlich hat ſie 
auch einen ihrer Söhne zur Rechnungsſtellung ange— 
halten, als ſie ihm gegenüber Zweifel bekommen hatte, 
und iſt gerichtlich gegen ihn vorgegangen, als er ſich 
weigerte. 

In den freigebigen Vermögenszuwendungen der 
Beklagten an die Geſchwiſter des Klägers kann an ſich 
keine Verſchwendung erblickt werden. Zu ſolchen Zu— 
wendungen war die Beklagte ſchon auf Grund ihres 
freien Verfügungsrechts unter Lebenden berechtigt, zur 
Hingabe von Heiratgütern (Ausſtattungen, Heimſteuern) 
an volljährige unabgeteilte Kinder gem. T. III Tit. 98 
§ 1 Fränk. LR. ſogar verpflichtet, und nach S 2 a. a. O. 
war ſie befugt, das Heiratsgut ſowohl in Gütern als 
in Geld zu geben. Die Beklagte ſtand daher auf durch— 
aus geſetzlichem Boden, als ſie ihren Kindern die Zuwen— 
dungen machte, jedoch nur ſo lange, als hierdurch nicht 
ein Kind lieblos zurückgeſetzt und betrügeriſch erheb— 
lich gegenüber den andern benachteiligt wurde. Aber 
auch dann, wenn dieſes der Fall wäre, könnte noch 
nicht von einem „verſchwenderiſchen! Handeln i. S. 
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des 8 8 geſprochen werden. Denn unter einem ſolchen 
iſt, wie ſchon die Worte des Geſetzes: „oder ſonſten un⸗ 
nützlich zubringet oder anwände“ entnehmen laſſen, 
nur eine nutz⸗ oder zweckloſe Vermögensverſchleude⸗ 
rung zu verſtehen. Dieſe Vorausſetzung liegt aber hier 
nicht vor. Würde ſie vorliegen, dann ſtünde dem Kinde 
wohl der Rechtsbehelf des 8 8 aber nicht gleichzeitig 
der aus 8 17 in T. III Tit. 31 Fränk. LR. zu. 

Tatſächlich hat der Kläger auch das Hauptgewicht 
auf die Verletzung der letzteren Beſtimmung gelegt. Aber 
es iſt ihm auch hier der Beweis nicht gelungen. Ins⸗ 
beſondere kann er ſich hinſichtlich der Uebergabsver⸗ 
träge nicht auf den 8 17 berufen, weil er mit dieſen 
Verträgen einverſtanden war und ſie mit vorbereiten 
half. Damit entfällt dieſer Klagegrund. Denn die An⸗ 
wendbarkeit der Vorſchrift ſetzt ein Doppeltes vor⸗ 
aus: Die Zuwendung eines „anſehnlichen, ſtaltlichen 
liegenden Guts um eine viel geringere Summe Geldes, 
denn es ſonſten verkauffet werden möchte“ oder von 
„ſonſten was 5 an das begünſtigte Kind, 
und überdies, daß die Zuwendung geſchehen iſt „zum 
merklichen Nachteil und Betrug der anderen Kin⸗ 
der“. Die Benachteiligung muß alſo nicht bloß er⸗ 
heblich ſein, ſondern auch unter betrügeriſchen Um⸗ 
ſtänden, ſohin auf dem Wege der abſichtlichen Taͤu⸗ 
ſchung und Hintergehung der anderen Kinder und ohne 
deren Wiſſen und Willen geſchehen fein. (Vgl. BfR A. 
Bd. 32 S. 383). Es kommt nicht darauf an, ob der 
Kläger bei der notariellen Verlautbarung der Ueber⸗ 
gabs verträge anweſend war oder nicht. Die Haupt: 
ſache iſt, daß er den Inhalt dieſer Verträge gekannt 
und gebilligt hat. Es braucht deshalb nicht mehr er⸗ 
örtert zu werden, ob die vereinbarten Uebergabspreiſe 
dem Verkehrswerte der Grundſtücke und Einrichtungs⸗ 
gegenſtände entſprochen haben. Auch kann dahinge⸗ 
ſtellt bleiben, ob der Kläger ſchon jetzt die Klage auf 
einen ziffermäßig beſtimmten Pflichtteil ſtellen kann und 
ob er ſie nicht vielmehr zunächſt auf den Ausſpruch 
richten müßte, daß die Grundteilung verwirkt ſei. 
(Vgl. BifRA. Bd. 21 S. 286 und Bd. 41 S. 14, ſowie 
Obs G. 35. u. F. Bd. 12 S. 591). Keinesfalls iſt er 
zu dem Verlangen auf Leiſtung des Offenbarungseids 
durch die Beklagte berechtigt, weil dieſe ſeine leibliche 
Mutter iſt (Art. 85 Abſ. 3 b AG. ZPO. ä. F.) und 
zudem die Verpflichtung des Grundteilungspflichtigen 
zur Leiſtung des in T. III Tit. 3382 der Fränk. LG. 
beſtimmten Offenbarungseides vorausſetzt, daß die Ber: 
pflichtung zur Grundteilung bereits urteilsmäßig und 
rechtskräftig feſtſteht. (Vgl. Obs G. 35. n. F. Bd. 4 
S. 974 und 982). (Urt. des I. ZS. v. 2. Nov. 1912, 
L 212/06). G. 
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Oberlandesgericht Nürnberg. 


Erſitzung von Weallaften nach dem Inkrafttreten 
des BGB. und vor der Einführung des Liegenſchafts⸗ 
rechts? (Art. 1891 EG. BGB.). Aus den Gründen: 
Der Erwerb der Reallaſt in der Zeit von 10 Jahren 
(Preuß. LR. 19 S8 579, 620) feit 3. April 1895 wäre 
ſchon aus rechtlichen Gründen unmöglich geweſen. 
Nach Art. 1891 Satz 1 EG. BGB. konnte allerdings 
ein Recht an einem Grundſtücke auch nach dem In⸗ 
krafttreten des BGB. noch nach den früheren Geſetzen 
erworben werden, bis das Grundbuch als angelegt 
anzuſehen war, hier alſo bis zum 1. Mai 1909. Allein 
gemäß Satz 3 a. a. O. konnte ein nach den Vorſchriften 
des BGB. unzuläſſiges Recht nach dem Inkrafttreten 
des BGB. nicht mehr begründet werden. Damit iſt 
allerdings eine nach dem BGB. nicht mehr zuläſſige 
Art der Begründung eines nach dem BGB. zuläſſigen 
Rechts an ſich nicht ohne weiteres ausgeſchloſſen. Es 
wird aber die rechtliche Möglichkeit des Erwerbs von 
Reallaſten durch Erſitzung für die Uebergangszeit 
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demnach zu verneinen fein. Das BGB. wendet auf 
die Reallaſten, die es an ſich zuläßt (88 1105 ff.), die 
Vorſchriften über den Beſitz und den Beſitzſchutz 
nicht an und läßt nicht einmal die Tabular⸗Erſitzung 
eingetragener Reallaſten zu( Staudinger BGB., 7./8. Aufl., 
Bd. III S. 654 ff., 23, 231 Anm. zu 88 1105, 854 900; 
Bd. VI 3./4. Aufl., S. 384 Anm. zu Art. 191 EG.). 
Es entſpricht daher den Grundſätzen des BGB., daß 
nach deſſen Inkrafttreten Reallaſten, die ſeitdem des 
Beſitzſchutzes entbehren, durch die hiernach nicht mehr 
zuläſſige Erſitzung nicht mehr entſtehen können 
(Art. 180, 191 EG.; Turnau⸗Förſter, Liegenſchaftsrecht 
(2) Bd. J S. 51, 432/33, 261; anders Planck, BGB. 
(3.), Bd. VI S. 377 Anm. 13). Die Unzuläſſigkeit dieſer 
Entſtehungsart entſpricht aber auch den im Art. 46 
eb. und Art. 85 AG. BGB. — mit Wirkſamkeit 
vom Inkrafttreten des BGB. an (Obs. n. F. 2, 298) 
— aufgeſtellten Grundſätzen, wonach die Reallaſten 
ſoweit als möglich dem einheitlichen Rechte des BGB. 
ſofort mit deſſen Inkrafttreten durch Landesgeſetz 
unterworfen wurden (Art. 115, 183 EG.). Die etwa 
im Jahre 1895 begonnene Erſitzungszeit von 10 Jahren 
konnte ſohin ſeit dem 1. Januar 1900 nicht mehr fort⸗ 
geſetzt werden. (Urt. des II. ZS. vom 10. März 1913, 
Beſchw.⸗Reg. L. 199/12). j B—r. 
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Oberlandesgericht Augsburg. 


. Haſtung der Perſon, die bewußt auß der Verfehlung 
eines Anderen nach $ 826 BGB. für ſich Nutzen zieht. 
Die Eheleute J. und A. Sch. betreiben eine gut⸗ 
gehende Gaſtwirtſchaft. Sie leben in Gütertrennung, 
das Geſchäft gehört der Frau; die Einnahmen fließen 
ausnahmlos in ihr Vermögen; der Mann arbeitet im 
Geſchäft nur als gegen Wohnung, Koſt und Kleidung 
Angeſtellter. Er iſt auch ſonſt vermögenslos. Die Frau 
beſitzt außer dem Geſchäft Kapitalvermögen, mit dem 
ſie Geldgeſchäfte macht. Nach außen hin läßt ſie ihre 
Geſchäfte durch den Mann beſorgen, der dabei ſtets 
als wohlhabender Gaſtwirt auftritt und im eigenen 
Namen handelt. Der Händler R. in O. kauft in M. 
Haſer auf und ſetzt ihn in O. wieder an Kunden ab. 
Auch R. iſt vermögenslos und betreibt ſeinen Handel 
nur mit Geldern, die ihm die Frau Sch. als Darlehen 
oder gegen Gewinnanteil vorſtreckt. Die Vermögens⸗ 
verhältniſſe des R. ſind den Eheleuten Sch. bekannt. 
R. war der Ehefrau Sch. 1000 M ſchuldig geworden. 
Im Juli 1911 ſchickte ſie ihren Mann nach O., um von 
R. dieſe Schuld einzuheben. R. konnte nicht zahlen. 
Der Mann Sch. beſtand aber auf ſofortiger Tilgung. 
Nun ſchlug R. vor, ſich durch Z., der in O. für den 
Bankier S. in K. als Agent tätig iſt und für dieſen 
Geldgeſchäfte vermittelt, 1000 M auf Wechſel von ©. 
beſchaffen zu laſſen. Da R. wußte, daß Z. ihm per⸗ 
ſönlich nie Geld auf Wechſel beſchaffen würde, ſchlug 
er weiter vor, Sch. ſolle den Wechſel als Akzeptant 
unterſchreiben und verſprach für die Einlöſung des 
Wechſels ſelbſt ſorgen zu wollen. Z., der die Güter⸗ 
rechts⸗ und Vermögensverhältniſſe des Sch. nicht kannte 
und ihn für einen vermöglichen, kreditwürdigen Mann 
hielt, auch von dieſem und R. über die wirklichen Ver⸗ 
mögensverhältniſſe nicht aufgeklärt wurde, ging auf 
das Geſchäft ein. Der Wechſel wurde ausgeſtellt. R. 
war Ausſteller, Sch. Akzeptant und Z. Remittent. Sch. 
wußte, daß Z. mit ihm nur abſchloß, weil er ihn irriger⸗ 
Weiſe für kreditwürdig erachtete, und daß R. niemals 
in der Lage ſein werde, den Wechſel einzulöſen. Z. 
girierte den Wechſel auf S. und dieſer ſchickte die 
Valuta an Sch. nach M. Sch. gab das Geld an ſeine 
Frau weiter und benachrichtigte ſie davon, auf welche 
Weiſe er zu dem Gelde gekommen war. Die Frau 
nahm das Geld für ſich entgegen. Der Wechſel wurde 
proteſtiert und von S. gegen R. und den Mann Sch. 
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Beide wurden als Geſamtſchuldner ver⸗ 
urteilt. Wegen ihrer Vermögensloſigkeit blieb die Voll⸗ 
ſtreckung erfolgos. Nun klagte S. gegen die Frau Sch. 
und behauptete Verſtoß gegen die guten Sitten. Das 
OLG. erachtete dieſen Klagegrund für gerechtfertigt 
und führte aus: „Bei der Sachlage beſtand für den 
Mann Sch. die Rechtspflicht, den Z. über ſeine Ver⸗ 
hältniſſe aufzuklären; wenn er das unterließ, ſe be⸗ 
deutete das ein argliſtiges Schweigen, aus dem die Ab⸗ 
ſicht den S. zu ſchädigen hervorgeht. Er haftet daher 
zunächſt dem S. für ſeinen Schaden. Seine Frau hat 
ſich aber bei ſeinem argliſtigen Vorgehen mitſchuldig ge⸗ 
macht. Sie hat das Geld angenommen, obwohl ſie den 
Hergang bei Abſchluß des Wechſelgeſchäftes kannte und 
wußte, daß ihr Mann niemals die eingegangene Ver⸗ 
bindlichkeit erfüllen könne und daß auch R. dazu nie⸗ 
mals imſtande ſein werde. Sie hat das Geld auch 
dann nicht zurückgegeben, als infolge des Rechtsſtreits 
gegen ihren Mann und R. die Leiſtungsunfähigkeit des 
R. gerichtlich feſtgeſtellt wurde. Sie hat den Willen und 
den Vorſatz, den S. zu ihrem Vorteil zu ſchädigen, mit 
ihrem Manne geteilt und hält an dieſem Standpunkt 
heute noch feſt, wie der jetzige Rechtsſtreit beweiſt. Durch 
die Annahme und die Zurückbehaltung des Geldes hat 
ſie gleich gegen ihren Mann den Schaden des S. ver⸗ 
urſacht. Ihr Verhalten verſtößt daher nicht minder 
gegen die guten Sitten, als das ihres Mannes und 
darum haftet auch fie aus 8 826 BGB. dem Kläger für 
ſeinen Schaden. (Urt. vom 27. März 1913). B. 
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Landgericht München J. 


Der Rechtsanwalt, der die Verteidigung im Ber: 
verfahren und ſpäter in der . führt, 
kaun nicht bloß die Gebühr des § 63 NAS. ſondern 
auch die des 8 67 beauſpruchen. Die Gebühr des 9 67 
iſt unabhängig von der Vornahme einer ſelbſtändigen 
Verteidigungshandlung. In dem Strafverfahren gegen 
den Kaufmann A. wurde durch Verfügung des Schwur⸗ 
gerichtsvorſitzenden angeordnet, daß als Pflichtver⸗ 
teidiger des A. in der Hauptverhandlung der ſchon im 
Vorverfahren beſtellte Rechtsanwalt P. weiter beſtellt 
bleibe. Dieſer beanſpruchte für ſeine Tätigkeit als 
Pflichtverteidiger beim Stadtrentamte folgende Gebühren 
und Auslagen: 1. Für die Verteidigung im Vorver⸗ 
fahren die Gebühr nach 8 67 RAG O. mit 20 M, Schreib» 
werkpauſchale nach 8 76 RAG O. mit 4 M. 2. Für die 
Verteidigung in der Hauptverhandlung die Gebühr 
nach 88 63, 64 RAG. mit 60 M, Schreibwerkpauſchale 
nach 8 76 RAG O. mit 12 M. Die Gebühren und Aus⸗ 
lagen für die Verteidigung in der Hauptverhandlung 
im Geſamtbetrage von 72 M wurden ausbezahlt, da⸗ 
gegen jene für die Verteidigung im Vorverfahren von 
der Reviſionsſtelle geſtrichen, weil RA. P. keine die 
Vorverfahrensgebühr rechtfertigende Tätigkeit entfaltet 
habe. RA. P. erhob wegen dieſer Minderung Ber: 
waltungsbeſchwerde zur Regierung, die das Stadt⸗ 
rentamt beauftragte, bei dem LG. die Feſtſetzung 
der Gebühren herbeizuführen. Das Stadtrentamt be— 
antragte die Gebühren auf 72 M feſtzuſetzen mit folgen⸗ 
der Begründung: Die Tätigkeit des Pflichtanwalts im 
Vorverfahren habe nur darin beſtanden, daß er bei 
Zuſtellung der Anklageſchrift im Gerichtsgefängnis ſich 
eingefunden und den Verzicht des Angeklagten auf Ein— 
haltung der Friſt nach 8 199 StPO. fi angeſchloſſen, 
ferner im Zwiſchenverfahren eine lange Beſprechung 
mit dem Angeklagten unter Zuziehung einer Dol— 
metſcherin gehabt und den Gerichtsſchreiber behufs 
Verſtändigung mit dem Angeklagten begleitet habe; 
alle dieſe Handlungen ſeien aber keine ſelbſtändige 
Handlung der Verteidigung, ſondern bloß eine die Ver— 
teidigung in der Hauptverhandlung vorbereitende 
Tätigkeit, die durch die Pauſchgebühr des 863 RAG. 
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mit abgegolten werde. Das LG. ſetzte die Gebühren 
auf 96 M feſt. 

Gründe: Die Strafkammer des LG. hat den 
Antrag des Stadtrentamts nach 8 4 Abſ. 1 GKG. zu 
verbeſcheiden, da es ſich um Erinnerungen der Staats⸗ 
kaſſe gegen den Anſatz von Auslagen handelt, die die 
Staatskaſſe nach 8 150 StPO. zu tragen hat. Gegen 
die von dem Pflichtverteidiger beanſpruchten Gebühren, 
die für die Staatskaſſe Auslagen i. S. von 8 79 Nr. 6 
GKG. ſind, haben ſich Bedenken erhoben. Es kann 
bei dem Gericht 1. Inſtanz — alſo nach 8 82 GKG. 
bei der Strafkammer — die Berichtigung der Anſätze 
angeregt werden (88 10, 13 der Min Bek. vom 24. Sep⸗ 
tember 1879, das Koſtenweſen in gerichtlichen Straf⸗ 
ſachen betr., JMBl. 1879 S. 1431, 1433). 

Die Gebührenanſätze des 8 67 und des 8 63 RAG. 
ſind voneinander unabhängig. Die Gebühr für die 
Verteidigung im Vorverfahren entfällt nicht deshalb, 
weil der nämliche Rechtsanwalt im weiteren Verlauf 
des Strafverfahrens auch die Verteidigung in der Haupt⸗ 
verhandlung führt. Zwar wird das, was auch zur 
Vorbereitung der Verteidigung in der Hauptverhand⸗ 
lung nötig iſt, namentlich die Durchſicht der Akten, 
von dem Verteidiger, der ſchon im Vorverfahren auf⸗ 
geſtellt iſt, bereits in dieſem früheren Abſchnitt geleiſtet 
werden müſſen. Hieraus iſt aber nicht mit Willen⸗ 
bücher (Koſtenfeſtſetzung, 7. Aufl. 8 67 Note 5) zu folgern, 
daß dieſe Vorbereitungstätigkeit durch die Pauſchgebühr 
des 8 63 RAG. mit abgegolten werde und daneben 
die Gebühr aus § 67 RAG. nur begründet iſt, wenn 
der Rechtsanwalt noch mehr tut, als er zur Vorberei⸗ 
tung der Hauptverhandlung ohnehin zu tun hatte, 
d. h. wenn er eine 1 Handlung der Ver⸗ 
teidigung im Vorverfahren vornimmt; vielmehr kann der 
Rechtsanwalt die Gebühr des 8 67 RAGO. immer be⸗ 
re wenn er im Vorverfahren zur Wahrung 
und etwaigen Geltendmachung der Rechte des Beſchul⸗ 
digten irgendwie tätig wird. Weder für die Gebühr 
des 8 63 RAG. noch für die des 8 67 fordert das 
Geſetz eine beſtimmte Verteidigungstätigfeit; in beiden 
Fällen genügt es, wenn der Verteidiger pflichtgemäß die 
ihm anvertrauten Angelegenheiten des Beſchuldigten 
wahrt. Die Gebühr des 8 63 RAG O. ift nicht davon ab⸗ 
hängig, daß der Verteidiger in der Hauptverhandlung 
Beweisanträge ſtellt oder auf Freiſprechung anträgt, 
ſondern auch dann begründet, wenn er beantragt, nach 
Lage der Sache zu erkennen. Ebenſo ſteht auch die Ge— 
bühr des 867 RAG O. dem Verteidiger zu, wenn er ſich 
nach Durchſicht der Akten und nach Rückſprache mit dem 
Beſchuldigten entſchließt, keine Einwendungen gegen 
die Eröffnung des Hauptberfahrens zu erheben, und in 
dieſem Sinn den Beſchuldigten berät; auch die Gebühr 
für die Vorverfahrensverteidigung iſt nicht davon ab— 
hängig, daß der Verteidiger Beweisanträge nach 8 200 
StPO. ſtellt oder in einem Schriftſatz gegen die Er— 
öffnung des Hauptverfahrens Einwendungen erhebt. 
Die Tätigkeit des Verteidigers im Vorverfahren darf 
überhaupt nicht darnach bewertet werden, ob er irgend: 
welche Schriftſtücke zu den Gerichtsakten einreicht; denn 
ſie wird ihrem Inhalte nach überwiegend aufklärend 
und beratend ſein, ohne daß über dieſe häufig ſehr um⸗ 
fangreiche, ſchwierige und verantwortungsvolle Tätig— 
keit die Gerichtsakten oder auch nur die anwaltſchaft— 
lichen Handakten etwas ſchriftliches erſehen laſſen. Die 
gegenteilige Auffaſſung würde zu dem unbefriedigenden 
und unerwünſchten Ergebnis führen, daß der Rechts— 
anwalt, der wider beſſere Ueberzeugung belangloie 
Einwendungen bringt, bloß um die Gebühr des 8 67 
RAG. durch einen ſelbſtändigen Verteidigungsakt 
zu verdienen, und dadurch vielleicht das Verfahren 
zum Nachteil des Beſchuldigten verzögert, beſſer geſtellt 
wäre als derjenige, der die ihm anvertrauten An— 
gelegenheiten des Beſchuldigten rein ſachlich wahrt. 
(Beſchl. vom 18. Dezember 1912, AV. XV 809/19). 
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Landgericht Nürnberg. 


Der Verurteilte hat ein Recht darauf, daß eine gegen 
den Grundfatz ne bis in idem verſtoßende Straps 
ſtreckung durch gerichtliche Eutiheidung nach $ 490 SED. 
für ungültig erklärt wird. Ein Angeklagter wurde vom 
LG. N. am 16. Februar 1909 wegen Körperverletzung 
zu drei Jahren Gefängnis und wegen Waffentragens 
zu acht Tagen Haft verurteilt; letztere Strafe wurde für 
als durch die Unterſuchungshaft verbüßt erklärt. Schon 
am 5. Februar 1909 hatte er einen amtsrichterlichen 
Strafbefehl zugeſtellt erhalten, in dem wegen Waffen⸗ 
tragens gleichfalls acht Tage Haft feſtgeſetzt waren. 
Beiden Entſcheidungen hatte er ſich alsbald unter⸗ 
worfen. Als er nach Verbüßung der Gefängnisſtraſe 
die in dem Strafbefehl feſtgeſetzte Strafe verbüßen ſollte, 
erhob er Einwendungen gegen die Zuläſſigkeit der Voll⸗ 
ſtreckung; er habe für die gleiche Verfehlung vom LG. 
N. am 16. Februar 1909 acht Tage Haft erhalten und 
dieſe Strafe verbüßt. Das Amtsgericht ſtellte feſt, daß 
die beiden Haftſtrafen für die gleiche Tat ausgeſprochen 
worden ſind, nn jedoch die Einwendungen des 
Verurteilten gegen die Zuläſſigkeit der Vollſtreckung 
des Strafbefehls; eine Nachprüfung des rechtskräftigen 
Strafbefehls in prozeſſualer Beziehung werde aller⸗ 
dings für zuläſſig erachtet (Bayzif. 1911 S. 397 |.) 
und zur prozeſſualen Vorausſetzung eines Strafbefehls 
gehöre auch, daß nicht ſchon wegen der gleichen Tat 
unter dem nämlichen rechtlichen Geſichtspunkt eine Be⸗ 
ſtrafung vorliege; allein hier habe weder bei der Er⸗ 
laſſung des Strafbefehls noch bei dem Eintritt ſeiner 
Rechtskraft eine weitere Verurteilung wegen der gleichen 
Tat vorgelegen. Auf die ſofortige Beſchwerde des Amts: 
anwalts hob das LG. den Beſchluß des AG. auf und 
erklärte die Strafvollſtreckung mit folgender Begrün⸗ 
dung für unzuläſſig. 

„Wie es klar und ſelbſtverſtändlich iſt, daß der 
Täter wegen der von ihm begangenen Tat nur ein⸗ 
mal beſtraft werden kann (RGSt. Bd. 46 S. 55), fo 
iſt es klar und ſelbſtverſtändlich, daß die gegen den 
Täter erkannte Strafe gegen ihn nur einmal vollſtreckt 
werden kann. Es wäre nicht angängig, den Ange⸗ 
klagten auf den Gnadenweg zu verweiſen; er hat ein 
Recht darauf, daß er die Strafe nur einmal verbüßen 
muß. Der gegen dieſen Fundamentalſatz des Strafrechts 
und des Strafprozeſſes verſtoßende amtsgerichtliche De: 
ſchluß war demgemäß aufzuheben und entſprechend dem 
Antrage des Staatsanwalts zu beſchließen (88 490, 494 IV 
StPO. ).“ (Beſchl. der III. Str. vom 31. März 1913, 
Beſchw.⸗Reg. 76/1913). E. 


Aus der Rechtſprechn | 
des bayeriſchen Verwal ngsgerichtshofz 


Kann ſich der Bürgermeiſter der Unterlaſſung einer 
ihm obliegenden Amtshandlung dadurch ſchuldig machen, 
daß er bei einem ſog. Dorfteſtament eine Formvorſchriſt 
nicht beachtet? Der VGH. hat die Frage bejaht, im weſent⸗ 
lichen mit folgender Begründung. G., der Bürger⸗ 
meiſter einer Landgemeinde, war bei der Aufnahme 
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1) Nachſchriftdes Herausgebers. Die Eniſcheidung iſt boch⸗ 
erfreulich und verdient algemeine Beachtung. Allen Vorwurfen zum 
Trotz, die gegen unſere Gerichte wegen angeblicher Geſetesandetung und 
formaler Rechtſprechung erboben werden, ſtellt ſie ſich mit kurzer Ac 
gründung obne fadenſcheinige Konſtruktlonsverſuche auf den Stand⸗ 
punkt, daß es Rechiegrundſätze gibt, die neben dem geſchriedenen Recdte 
gelten. Beachtenswert iſt, daß ſie nicht unterſcheidet zwiſchen den Wir⸗ 
kungen der Rechtskraft eines Urteils und eines Sttafbefeble und d aß ſie 
den Grundſatz „ne bis in idem“ auch dann zur Geltung bringt, wenn 
die zu vollſtreckende Strafe obne Verletzung dieſes Grundſases ders 
bangt worden iſt, löre Vollſtreckung aber gegen ibn verſtieße. weil 
der Verurteilte ſchon eine andere Strafe erlitten bat, die inzwiſcben 
dieſem Rechtsſatze zuwider über ion verhängt worden iſt (val zu der 
Frage auch Gick in Banz. 1911 S. 397 f., Oetker in der Zucht. „der 
Rechtsgang“ Bd. 1 S. 12 ff., bei. S. 26/7 und vor allem Riß in 
„Recht und Wirtſchaft“ Bd. 1 S. 427 ff.). 
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des Dorfteſtaments (8 2249 BGB.) ein gemeindlicher, 
in Ausübung der ihm anvertrauten öffentlichen Ge⸗ 
walt handelnder Beamter (BGH. 25, 258 ff.). In dem 
Protokolle, das er aufgenommen hat, iſt die Beſorg⸗ 
nis, daß die Errichtung eines Teſtaments vor einem 
Notar nicht mehr möglich ſein werde, nicht feſtgeſtellt 
(88 2249 Abſ. 2 Satz 1); die Zeugen find nicht be⸗ 
zeichnet, ſondern haben nur das Teſtament unter⸗ 
ſchrieben (88 2241 Nr. 2, 2249 Abſ. 1 Satz 3); die 
Erblaſſerin hat das Teſtament unterſchrieben lediglich 
zur Beſtätigung, daß es ihr vorgeleſen worden iſt; 
es fehlt die nach 8 2242 10 1 mit 8 2249 Abf. 1 
Satz 3 erforderliche Feſtſtellung, daß das Teſtament, vor⸗ 
geleſen, von dem Erblaſſer genehmigt und von ihm 
eigenhändig unterſchrieben“ worden iſt. Dieſe gegen 
zwingende Vorfchriften verſtoßenden Unterlaſſungen 
einer Amtshandlung, die dem Bürgermeiſter auch den 
im Teſtament Bedachten gegenüber oblag, ſind ihm 
als dienſtliches Verſchulden anzurechnen. Früher nie 
mit der Errichtung eines Dorfteſtamentes befaßt, hätte 
er ſich über die zu beachtenden Vorſchriften trotz der 
Dringlichkeit der Sache in der Regiſtratur an Hand 
der Formblätter unterrichten müſſen. Das Bezirksamt 
hatte die Bürgermeiſter auf die Anweiſung zur Er⸗ 
richtung von Dorfteſtamenten (MB. vom 19. Dezember 
1900, MA Bl. 1901, 4), ſowie auf die Möglichkeit einer 
Haftung noch durch Ausſchreiben hingewieſen, dabei 
auch die Beſchaffung von Formblättern angeordnet 
und den Bezugsort angegeben. Der Bürgermeiſter 
kann ſich nicht darauf berufen, daß er damals, drei 
Jahre vor der Errichtung des Teſtaments, durch allzu⸗ 
große private Inanſpruchnahme verhindert geweſen 
ſei, das Ausſchreiben zu leſen. (Entſch. des I. Senats 
vom 14. Juni 1912). E. 
2956 


Vücheranzeigen. 


Noſcher Dr. Guſtav, Polizeipräſident von Hamburg, 
Großſtadtpolizei. Ein praktiſches Handbuch der 
deutſchen Polizei. Mit 350 Abbildungen. Hamburg 
1912. Otto Meißners Verlag. Preis geh. Mk. 13.—, 
geb. Mk. 15.— 

Den vorzüglichen Ruf, den Hamburgs Polizei nicht 
nur in Deutſchland, ſondern auch im Auslande genießt, 
verdankt fie in erſter Linie Guſtav Roſcher. Vor allem 
die Hamburger Kriminalpolizei, die man mit gutem 
Gewiſſen als muſtergültig bezeichnen darf, iſt fein Werk. 
Lange Jahre war er Vorſtand der Kriminalabteilung 
und die e Gaben, die er in dieſem Amt 
entfaltete, haben ſich im größeren Wirkungskreiſe glän⸗ 
zend bewährt als ihn das Vertrauen ſeiner Mitbürger 
an die Spitze des Polizeiweſens der zweitgrößten Stadt 
berief. Roſcher iſt aber nicht nur ein vorzüglicher 
Organiſator, ſondern auch ein ausgezeichneter Fach⸗ 
ſchriftſteller auf dem Gebiete des Polizeiweſens. Er 
hat z. B. ein neues Klaſſifizierungsſyſtem für Finger⸗ 
abdruckblätter erdacht und iſt in Wort und Schrift da⸗ 
für eingetreten und er durfte vor einigen Jahren die 
Freude erleben, daß Japan, das durch eine Studien 
kommiſſion alle bekannteren Syſteme prüfen ließ, dem 
ſeinigen den Vorzug zugegeben und es nunmehr in 
ſeinem ganzen Staatsgebiet eingeführt hat. Die ſchwie⸗ 
rige Aufgabe, die Ziele der Großſtadtpolizei und die 
Wege, die zu dieſen Zielen führen, hätte alſo wohl 
niemand im Deutſchen Reiche beſſer löſen können als 
Hamburgs Polizeipräſident und jede Seite des hervor⸗ 
ragenden Werkes zeigt uns, daß wir uns von ſeiner 
bekannten Geſtaltungskraft auch bei dieſer großen Auf— 
gabe nicht zu viel verſprochen haben. Der Titel, den 
Roſcher gewählt hat, könnte die irrige Meinung er— 
wecken, ſein Werk ſei nur für ganz große Städte vom 
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Intereſſe. Das iſt nicht der Fall. Im Vorwort ſpricht 
er es ſelbſt aus, daß er den Polizeiverwaltungen nament⸗ 
lich mittlerer und kleiner Orte, Fingerzeige für Ein⸗ 
richtung und Handhabung des polizeilichen Dienſtes 
geben, daß er beſonders auch jüngeren Fachgenoſſen 
ein praktiſcher Ratgeber ſein und auch in den Laien 
die Ueberzeugung feſtigen wollte,, daß die Polizei ebenſo⸗ 
gut, wenn ſie Verfehlungen nachgeht, wie wenn ſie dem 
Publikum als Raterin und Helferin zur Seite ſteht, 
dem allgemeinen Wohle dient und daß ſie in einem 
geordneten Staatsweſen nicht nur eine Notwendig⸗ 
keit, ſondern, wenn verſtändig geübt, eine Wohltat 
und ein Segen iſt.“ Die Polizeibeamten aber will er 
durch ſein Werk an die Wahrheit erinnern, „daß ſie 
bei den meiſten Gelegenheiten durch Ruhe, Freundlich⸗ 
keit und Nachſicht mehr erreichen als durch bureau⸗ 
kratiſche Strenge“. Wer das Buch mit Aufmerkſam⸗ 
keit geleſen hat, wird ſich, ob Fachmann oder Laie, in 
den Bannkreis dieſer Gedanken gezogen fühlen und 
dem Verfaſſer dafür aufrichtig dankbar ſein. Den In⸗ 
halt auch nur in großen Zügen anzugeben iſt über⸗ 
flüffig. es iſt das umfaſſendſte und beſte Werk auf rein⸗ 
polizeiwiſſenſchaftlichem Gebiete, das wir beſitzen. 
Dr. Th. Harſter. 


Heindl, Dr. Nobert, Meine ale in den Straf: 
kolonien. Mit vielen Originalaufnahmen. Berlin⸗ 
Wien 1913, Ullſtein & Co. Preis geh. Mk. 10.—, 
geb. Mk. 12.—. 

Der Verfaſſer, der ſich durch eine Reihe gediegener 
Abhandlungen in der kriminaliſtiſchen Literatur einen 
Namen gemacht hat, ſchildert die Eindrücke, die er 
auf einer Reiſe durch die franzöſiſche Verbrecher⸗ 
kolonie in Neukaledonien, durch die indiſchen Ando⸗ 
manen und durch auſtrauliſche, chineſiſche und ſpaniſche 
Strafkolonien empfangen hat. Was das Buch be⸗ 
onders wertvoll macht, iſt die unverfälſchte Friſche, 
ie Heindls Schilderung auszeichnet. Er wägt nicht 
das Für und Wider der Deportation nüchtern ab, 
ſondern läßt, was er ſah und hörte, mit einer ſolchen 
faſt naiven Urſprünglichkeit auf den Leſer wirken, daß 
er das alles ſelbſt zu erleben glaubt und ſchließlich, 
ohne ſich zu beſinnen, mit zwingender Notwendigkeit 
die gleichen Schlüſſe zieht wie der Verfaſſer. Dieſe 
Schlüſſe ſind für die Deportation nicht günſtig. Am 
deutlichſten zeigt wohl das Beiſpiel Neukaledoniens, 
daß der ſichernde, beſſernde und abſchreckende Wert 
der Strafkolonien mehr als fraglich iſt, und wir 
Deutſche werden es uns daher wohl gründlich über⸗ 
legen müſſen, ob wir der Forderung mancher Straf⸗ 
rechtstheoretiker und praktiker nach Einführung der 
Deportation in das Strafenſyſtem unſeres Reichsſtraf⸗ 
geſetzbuchs Gehör ſchenken ſollen. Auch Heindls Be⸗ 
obachtungen in den übrigen Strafkolonien warnen 
zum mindeſten vor unnötiger Eile in der Verwirk⸗ 
lichung dieſer Forderung. Der koloniſatoriſche Wert 
der Sträflingsarbeiten in den Verbrecherkolonien iſt 
ebenfalls nicht groß, in Neukaledonien und auf den 
Andomanen iſt er ſogar wohl viel geringer als man 
vor Heindls verdienſtvoller Reiſe anzunehmen verſucht 
war. Der Rückſchluß aus dieſer Wahrnehmung auf 
die Koſten des Verfahrens iſt unſchwer zu ziehen. Das 
Buch, das uns vorliegt, ſoll nur der Vorbote eines 
Werkes über die Deportation fein, das dieſes Ver⸗ 
fahren mit all ſeinen Vorzügen und Nachteilen ein⸗ 
gehend ſchildern und vor allem die Frage feiner An⸗ 
wendbarkeit für Deutſchland eingehend würdigen ſoll. 
Wir ſehen dieſem Werke mit Spannung entgegen, und 
wenn Heindl in dem jetzt vorgelegten Bericht über 
ſeine Reiſe in den Strafkolonien nach dem Urteil 
mancher Berufskämpfer in der Arena der Kriminaliſtik 
die ernſte Wiſſenſchaftlichkeit mitunter vielleicht durch 
das Arabeskenwerk ſeiner Erzählungskunſt zu erſticken 
ſcheint, fo find wir ihm darob nicht gram; denn fo 
leſen wir die faſt 500 Seiten des Buches mit Spannung 
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bis zum Ende, was wir ehrlich geſagt vielleicht nicht 
tun würden, wenn bloß von ſtrenger Wiſſenſchaft 
darin die Rede wäre. 

München Regierungsaſſeſſor Dr. Theodor Harſter. 


Der Nechtsgang. Zeitſchrift für das Recht aller Zweige 
der Juſtiz. Herausgegeben von Profeſſor Dr. Johannes 
Nagler, Baſel, Profeſſor Dr. Friedrich Oetker, Würz⸗ 
burg, Profeſſor Dr. Nichard Schmidt, Freiburg i. Br., 
und Profeſſor Dr. Anguſt Scheetenſack, Würzburg. 
Verlag von Ferdinand Enke in Stuttgart. I. Bd. 1913, 
Heft 1 (170 S.). Jeder Band (4 Hefte) Mk. 18.—. 

Die neue Zeitſchrift, der zu wünſchen iſt, daß ſie 
hinreichenden Abſatz findet, um lebensfähig zu ſein, 
will die inneren Zuſammenhänge zwiſchen den ſämt⸗ 
lichen Zweigen der Juſtiz beleuchten. Zivilprozeß, 

Strafprozeß, Verwaltungsrechtspflege, Konkursver⸗ 

fahren und freiwillige Gerichtsbarkeit ſind aus einem 

Stamm erwachſen; nur eine allgemeine Verfahrens⸗ 

wiſſenſchaft vermag den Zweiglehren eine frucht⸗ 

bringende Entwicklung zu geben. Auf allen Verkehrs⸗ 
gebieten kehren die gleichen Fragen wieder, die nur 
durch eine zuſammenſtellende Behandlung nach einheit⸗ 
lichen Geſichtspunkten gelöſt werden können. Dieſer 
ndſätzlichen dogmatiſchen Arbeit will die Zeitſchrift 
nregung und Mittelpunkt ſein. — Das vorliegende 

1. Heft enthält außer dem erſten Teil eines Referats 

über den Stand der Lehre von der Rechtskraft des 

Zivilurteils in Literatur und Rechtſprechung von Privat⸗ 

dozent Dr. Rudolf Schultz in Freiburg i. Br. 5 Ab⸗ 

handlungen: I. Das objektive Recht: Maß, Mittel und 

Fehlbetrag ſeiner Verwirklichung. Von Dr. Karl 

Binding in Leipzig. — II. Strafentſcheidungen unter 

Verletzung des ne bis in idem und ihre Bekämpfung 

durch außerordentliche Nichtigkeitsbeſchwerde. Bon Pros 

feſſor Dr. Friedrich Oetker in Würzburg. — III. Die 

Arbeitsorganiſation der deutſchen Richter. Von Pros 

feſſor Dr. Richard Schmidt in Freiburg i. Br. — 

IV. Der Parteibegriff im Zivil⸗ und Strafverfahren. 

Von Profeſſor Dr. Johannes Nagler in Baſel. — 

V. Der Entwurf eines Geſetzes über das Verfahren 

gegen Jugendliche. Von Profeſſor Dr. Auguſt Schoeten⸗ 


ſack in Würzburg. — Binding beklagt die Rückſtändig⸗ 
keit des Prozeßrechts gegenüber dem materiellen Recht, 


insbeſondere die Verſagung des ſtaatsrechtlichen Pro— 
zeſſes gegenüber dem materiellen Staatsrecht. Er ent— 
wickelt ſodann angeſichts dieſes Rechtszuſtands in kurzen 


Zügen die Aufgabe der Wiſſenſchaft und damit das, 


Programm der Zeitſchrift. Die Sprache dieſes ein— 
leitenden Auſſatzes iſt, ſelbſt unter Berückſichtigung der 
ſonſtigen Schreibweiſe ſeines Verfaſſers, unnötig ſcharf. 
Auch ſachlich wird der einen oder anderen Ausführung 
zu widerſprechen fein, jo z. B. hinſichtlich der Neuein- 
führung einer kriminellen Feſtſtellungsklage (S. 9); 
hierfür beſteht m. E. kein praktiſches Bedürfnis, von 
Bedenken dagegen ganz abgeſehen. — Oetker faßt den 
Begriff der unheilbaren Urteilsnichtigkeit m. E. zu weit 
— weiter, als es die Rechtsſicherheit verträgt. Vgl. 
Hegler in Jur.⸗pſychiatr. Grenzfragen 4. Bd. Heft 7/8, 
S. 35 ff.; Löwe, Komm. z. StPO., 13. Aufl. 1913, S. 531 
Nr. 33. Im übrigen wird ſich der künftige Geſetzgeber 
darüber ſchlüſſig machen müſſen, ob und inwieweit 
er auf dem durch § 14 Abſ. 1 EGS. M StG. betretenen 
Wege fortſchreiten will. — R. Schmidt berichtet über 
die Maßnahmen, durch die der Deutſche Richterbund 
auf die Geſetzgebung Einfluß zu gewinnen ſucht. — 
Naglers Aufſatz, der umfangreichſte des vorliegenden 
Heftes, beſchäftigt ſich eingehend mit einer prozeſſualen 
Grundfrage. Sowohl für den Zivil- wie für den 
Strafprozeß wird der bisherige mate riellrechtliche 
Parteibegriff abgelehnt und an ſeine Stelle der prozeſ— 
ſuale geſetzt. — Schoetenſack nimmt zu dem heute 
vielgenannten Jugendgeſetzentwurf Stellung, bezüglich 
deſſen man geſpannt ſein darf, in welcher Geſtalt er 


die geſetzgebenden Körperſchaften verläßt. — So ent⸗ 
wickeln die Herausgeber des „Rechtsgang“ nicht bloß 
ihr Programm, ſondern bieten zugleich in deſſen Ver⸗ 
wirklichung eine Reihe von Anregungen zu frucht⸗ 
barem Arbeiten. 


München. Staatsanwalt Dr. Fr. Doert. 


Olshanſen, Dr. Juſtus, Wirklicher Geheimer Rat. Kri⸗ 
tiſche Bemerkungen zu den Beſchlüſſen der 
deutſchen Strafrechtskommiſſion. 51. S. 
Berlin 1913, Franz Vahlen. Mk. 1.30. 


Dieſe kritiſchen Bemerkungen zeige ich hier mit be⸗ 
ſonderem Vergnügen an. Sie ſind aus einem Vortrag 
entſtanden, den Olshauſen am 20. April 1912 in der 
Juriſtiſchen Geſellſchaft in Berlin gehalten hat, und 
bei dem ich zugegen ſein konnte. Der Verfaſſer hat 
nunmehr weitere Fragen aus dem Allgemeinen Teil 
einbezogen und ſeine kritiſche Würdigung erſtreckt ſich 
jetzt auf alle grundlegenden Fragen des Allgemeinen 
Teils. Die Kritik, getragen von den langjährigen, 
wiſſenſchaftlichen und praktiſchen Erfahrungen des Ver⸗ 
faſſers, gibt eine Reihe der beachtenswerteſten An⸗ 
regungen für die zweite Leſung der Strafrechtskom⸗ 
miſſion, die eben begonnen hat. Als Mitglied der 
Kommiſſion muß ich mir eine gewiſſe Zurückhaltung 
in der Beſprechung dieſer Anregungen auferlegen. Ich 
kann ſie nur freudigſt begrüßen und brauche nicht zu 
verſichern, daß ſie in der zweiten Leſung die ein⸗ 
gehendſte Würdigung finden werden. In einem Punkte 
möchte ich aber mit meiner enen nicht zurück⸗ 
halten. Olshauſen ſpricht ſich (Seite 31) gegen die 
Aufnahme von Begriffsbeſtimmungen über Vorſatz und 
Fahrläſſigkeit im Geſetze aus. Ich bin ſtets ein Gegner 
dieſer geſetzlichen Feſtlegung geweſen und glaube nicht, 
daß dieſe Legaldefinitionen den erwarteten Nutzen für 
die Rechtsanwendung bringen werden. 

München. Miniſterialrat Dr. K. Meyer. 


Carlebach, Dr., Notar in Mannheim, Kommentar 
zu dem Reichsgeſetz über die Angelegen⸗ 
heiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit 
unter Einarbeitung der Landesvorſchriften von Elſaß— 
Lothringen, Bayern, Württemberg und Baden. VIII. 
529 S. Stuttgart 1913, J. Heß. 

Die Verfaſſer haben richtig erkannt, daß eine brauch⸗ 
bare Darſtellung der freiwilligen Gerichtsbarkeit nur 
geliefert werden kann, wenn die landesrechtlichen Be: 
ſonderheiten eingehend berückſichtigt werden. Es war 
ein glücklicher Gedanke, einen Kommentar zu ſchaffen. 
der die vielfach eigenartigen Rechtsverhältniſſe der ſüd— 
deutſchen Staaten hervortreten läßt und ein gemein— 
ſames Hilfsmittel für dieſe in regen Wechſelbeziehungen 
ſtehenden Gebiete bilden fol. Das iſt m. E. ſchätzens⸗ 
werter, als wenn man allzuſehr den prozeßrechtlichen 
Spitzfindigkeiten nachgeht, die in jüngſter Zeit — nicht 
ohne Mitſchuld der Reichsgeſetzgebung — in das Ber 
fahren der freiwilligen Gerichtsbarkeit hineingetragen 
worden ſind. In der freiwilligen Gerichtsbarkeit kommt 
alles darauf an, daß raſch, einfach und zweckmäßig 
gearbeitet wird. Die lehrreichen Entſcheidungen der 
oberen Gerichte ſind zwar den Herausgebern der juri— 
ſtiſchen Zeitſchriften ſehr erwünſcht, für die Beteiligten 
aber bedeuten fie zumeiſt nur Aerger, Koſten und Zeit— 
verluſt. Möge das von erfahrenen Beamten heraus— 
gegebene Werk dazu beitragen, daß die Streitfragen 
mehr und mehr verſchwinden oder doch durch eine ver— 
ſtändige Handhabung der Geſetze unſchädlich gemacht 
werden. von der Pfordten. 


Die Strafprojeßordnung für das Dentſche Reich nebſt 
dem Gerichtsverfaſſungsgeſetz und den das Strat: 
verfahren betreffenden Beſtimmungen der übrigen 
Reichsgeſetze. Kommentar von Dr. E. Löwe, weil. 
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Senatspräſidenten des Reichsgerichts, fortgeſetzt von 
Dr. A. Hellweg, weil. Reichsgerichtsrat. 13. Aufl., 
bearbeitet von Landgerichtsdirektor Werner Noſen⸗ 
berg in Straßburg i. Elſ. 1206 Seiten. Berlin 1913, 
J. Guttentag, Verlagsbuchhandlung, G. m. b. H. 


Die letzten Auflagen des berühmten Kommentars 
ſtanden nicht mehr ganz auf der Höhe. Ein Nachlaſſen 
war insbeſondere in den Erläuterungen zu den Vor⸗ 
ſchriften zu bemerken, die nicht oder nur ausnahms⸗ 
weiſe von der reichsgerichtlichen Rechtſprechung aus⸗ 
gelegt werden. So war z. B. das Privatklageverfahren 
etwas ſtiefmütterlich behandelt; der Kommentar gab 
hier zuweilen auf ganz alltägliche Fragen keine Ant⸗ 
wort. Dieſem Uebelſtand iſt nun durch die vortreffliche 
Neubearbeitung abgeholfen. Die reiche Literatur, die 
früher nur zum Teil berückſichtigt worden war, iſt jetzt 
mit großer Sorgfalt verwertet. Der neue Herausgeber 
hat die vielen kleinen Abhandlungen in den Zeit⸗ 
ſchriften mit aller Genauigkeit verfolgt und einge⸗ 
arbeitet, was beſonders dem 4. bis 7. Buche zugute 
gekommen iſt. Wir dürfen alſo die neue Auflage 
freudig begrüßen. Sie wird auch für die Vorarbeiten 
zu einer Umgeſtaltung des deutſchen Strafprozeſſes 
gute Dienſte leiſten, weil ſie deutlich zeigt, wie viel doch 
im einzelnen noch zweifelhaft und beſtritten iſt. 


von der Pfordten. 


e Bayerifcher Finanzkalender 1913. Heraus⸗ 

gegeben von Dr. Anton Schlecht, K. Rentamtmann 
in Garmiſch. Zweiter Jahrgang. 116 S. Kalendarium, 
410 S. Text. München und Berlin, J. Schweitzer 
Verlag (Arthur Sellier). Geb. 2.50 Mk. 


Ein jedem Beamten der Finanzverwaltung ſicher 
willkommenes Hilfsmittel; es enthält neben den ſehr 
ausführlichen Perſonalliſten und ſchätzbaren ſtatiſtiſchen 
Angaben eine überſichtliche Zuſammenſtellung aller in 
das Gebiet der Finanzverwaltung einſchlagenden Geſetze 
und Dienſtvorſchriften, viele davon im Wortlaut. Was 
„Schweitzers Juriſtenkalender“ für den Juſtizbeamten 
iſt, das iſt das vorliegende Werk für den Finanzbeamten; 
es verdient die beſte Empfehlung und die weiteſte Ver⸗ 
breitung und wird auch insbeſondere von dem rechnungs⸗ 
5 Gerichtsſchreiber mit Erfolg benützt 5 

nnen. ch. 


Fiſcher, Dr. Otte, o. Prof. d. Rechte in Breslau, Grund⸗ 
buchordnung f. d. Deutſche Reich nebſt den preußi⸗ 
ſchen Ausführungsbeſtimmungen. Textausgabe mit 
Einleitung, Anmerkungen und Sachregiſter. Sechſte 
Auflage. Berlin 1913, J. Guttentag. Geb. 2 Mk. 


Das Büchlein weiſt auch in ſeiner neuen, etwas 
ſchlankeren Geſtalt die alten Vorzüge auf. Die An⸗ 
merkungen find knapp gehalten, bringen aber alles 
Weſentliche, was die Praxis für den täglichen Gebrauch 
notwendig hat. Vereinzelt wäre es vielleicht zweck⸗ 
mäßig geweſen, auch der gegenteiligen Meinung zu ge— 
denken; fo z. B. bei § 5, wo unter Bezugnahme auf 
eine Entſcheidung des Kammergerichts vermerkt wird, 
daß nur ein Grundſtück, nicht auch ein ideeller Mit— 
eigentumsanteil einem Grundſtück als Beſtandteil zu⸗ 
geſchrieben oder mit ihm vereinigt werden kann. Die 
im Kommiſſionsbericht vertretene abweichende Meinung 
nl man nicht ganz unbeachtet laſſen, zumal fie in 
er kammergerichtlichen Entſcheidung in überzeugender 
Weiſe nicht widerlegt wird. Wenn das Büchlein in 
der Hauptſache auch für die preußiſche Praxis beſtimmt 
iſt, kann es doch auch in den übrigen Bundesſtaaten mit 
Nutzen verwertet werden und wird für alle diejenigen 
von Intereſſe ſein, die ſich über die Grundbuchführung 
in Preußen unterrichten wollen. Der Grundbuchordnung 
iſt das preuß. AG. GBO. angefügt, dem ſich die übrigen 
Ausführungsvorſchriften anſchließen. 
München. Miniſterialrat H. Schmitt. 
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Warnehers Jahrbuch der Entſcheidungen. Leipzig, Roß⸗ 
berg'ſche Verlagsbuchhandlung. 


| A. Zivil-, Handels⸗ und Prozeßrecht heraus: 


gegeben 5 Otto Warneher. 11. Jahrg. 1912. 
B. Strafrecht und Strafprozeß. Bearbeitet 
von Georg Roſeumüller, Amtsgerichtsrat in Dresden. 

XX, 233 S. 7. Jahrg. 1912. 

Sammlungen gerichtlicher Entſcheidungen ſind für 
den Praktiker unentbehrlich. Von ſolchen Spruchſamm⸗ 
lungen wird Vollſtändigkeit, Ueberſichtlichkeit, knappe 
und doch verſtändliche Faſſung des Kernpunktes einer 
Entſcheidung verlangt. Warneyers Jahrbuch der Ent: 
ſcheidungen erfüllt dieſe Erforderniſſe. Nur in einem 
Punkte könnte noch gebeſſert werden: kurze Faſſung 
des Inhaltes einer Entſcheidung iſt nicht gleichbedeutend 
mit der Wiedergabe in einem Satze, der aus vielen 
ineinander verſchlungenen Nebenſätzen beſteht. Es 
empfiehlt ſich ein ſolches Satzgefüge in einzelne Haupt⸗ 
ſätze aufzulöſen. Dadurch gewinnt nicht nur der ſprach⸗ 
liche Ausdruck an Schönheit, ſondern es wird auch die 
Verſtändlichkeit erhöht. Die Art der Anlage ſelbſt iſt 
allgemein bekannt. Das Landesrecht, wenigſtens das 
von Preußen und Bayern, könnte vielleicht noch mehr 
berückſichtigt werden. P. 


Neichsgerichtsentſcheidungen in kurzen Auszügen. Heraus⸗ 
gegeben vom Deutſchen Richterbund. Nürnberg und 
Berlin, U. E. Sebald. Zivilſachen 3. Heft, 
Bd. 78. Preis 75 Pfg. Strafſachen 1. Heft Bd. 45. 
Preis 75 Pfg. 

Auch dieſe Hefte zeigen, daß es auch Juriſten trotz 
der vielgeſchmähten Juriſtenſprache recht wohl möglich 
iſt, ſich kurz und bündig auszudrücken, wenn ſie nur 
ernſtlich wollen. Freilich gehört eine gewiſſe Kraft 
dazu, ſich von der herkömmlichen Vielſchreiberei los⸗ 
zumachen, die man ſo gerne mit Gründlichkeit verwechſelt, 
als ob ſorgfältiges Nachdenken und gründliches Ueber⸗ 
legen ſich unbedingt und nur durch Schreiben äußern 
müßten. N Dr. D,. 


Geſetzgebung und Verwaltung. 


Die Einziehung und Verrechnung der Koſten in 
reichsgerichtlichen Sachen. Durch die Bekanntmachung 
des Reichskanzlers vom 13. März 1913 (Zentralblatt 
fär das Deutſche Reich S. 399, auch veröffentlicht im 
JMBl. S. 60) wurde mit Wirkung vom 1. April 1913 
an eine neue Dienſtanweiſung über die Einziehung und 
Verrechnung der für die Geſchäfte des Reichsgerichts 
in Anſatz kommenden Koſten erlaſſen. Aus ihr und 
einer zu ihrem Vollzug erlaſſenen Bek. der Staats- 
miniſterien der Juſtiz und der Finanzen vom 7. April 
1913 (JMBl. 58) find folgende für das Verfahren der 
Juſtizbehörden erhebliche Anordnungen von allgemeiner 
Bedeutung hervorzuheben: 1. Die Einziehung der Koſten 
iſt in folgender Weiſe geregelt: Die Gerichtsſchreiberei 
(das Rechnungsbureau) des Reichsgerichts überſendet, 
ſoferne nicht ausnahmsweiſe die Koſten unmittelbar 
durch die Oberpoſtkaſſe (Kaſſenſtelle des Reichsgerichts) 
in Leipzig eingehoben werden, die Koſtenrechnungen 
nebſt zwei Abſchriften der Gerichtsſchreiberei der Be— 
hörde, durch welche die Koſten einzuziehen wären, wenn 
ſie bei dem Gerichte der erſten Inſtanz, oder in Straf— 
ſachen, die zur Zuſtändigkeit des Reichsgerichts in erſter 
Inſtanz gehören, bei dem Amtsgerichte entſtanden 
wären, in deſſen Bezirke der Zahlungspflichtige ſeinen 
Wohnſitz oder Aufenthaltsort hat. Der Gerichtsſchreiber 
zieht die Koſten ein, ſoweit er nach den Vorſchriften 
über die Behandlung der gerichtlichen Gebühren und 
Auslagen dafür zuſtändig iſt. Soweit aber für die 
Einholung oder Beitreibung das Rentamt zuſtändig 
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ift, ſendet er die Koſtenrechnung an das Rentamt und 
benachrichtigt hievon die Gerichtsſchreiberei des Reichs⸗ 
gerichts. Einen bei ihm eingegangenen Betrag über⸗ 
ſendet der Gerichtsſchreiber der Oberpoſtkaſſe zu Leipzig; 
die bei den Rentämtern eingegangenen Beträge über⸗ 
ſenden dieſe unmittelbar. Ueber die Stundung und 
Niederſchlagung der Koſten beſchließen die Landes⸗ 
behörden; in Bayern ſind hierfür die Vorſchriften über 
die Stundung und Abſchreibung der bei den bayeriſchen 
Gerichten anfallenden Gebühren und Auslagen ent⸗ 
ſprechend anzuwenden. Die Erledigung des Erſuchens 
(Einziehung und Abſendung, Stundung, Nieder⸗ 
ſchlagung) wird auf der Abſchrift der Koſtenrechnung 
vermerkt; dieſe wird der Gerichtsſchreiberei des Reichs⸗ 
gerichts zurückgeſandt. Iſt der Schuldner zahlungs⸗ 
unfähig, ſo ſtellt die Landesbehörde, in Bayern das 
Rentamt, feſt, ob ein „Drittſchuldner“ vorhanden iſt 
und teilt dieſem unter Zurückſendung der Abſchrift die 
Koſtenrechnung mit. Ueber die eingegangenen Koſten 
82 79 von den Reichsbehörden keine Quittungen 
erteilt. 

2. Wurde nach Einlegung der Reviſion in Straf⸗ 
ſachen auf Grund des $ 83 GKG. (dieſer behandelt die 
Vorſchußpflicht des Privatklägers und Nebenklägers 
bei Einlegung von Reviſionen) von dem Gericht, deſſen 
Urteil angefochten iſt, oder wurde in bürgerlichen 
Rechtsſtreitigkeiten auf Grund des 8 85 GKG. (dieſer 
behandelt die Vorſchußpflicht der Ausländer) vom 
Oberſten Landesgericht ein Vorſchuß eingehoben, ſo iſt 
hiervon dem Reichsgericht bei der Ueberſendung der 
Akten zum Zwecke der Einziehung des Vorſchuſſes zur 
Reichskaſſe Mitteilung zu machen. f 

3. In Strafſachen kann die Gerichtsſchreiberei des 
Reichsgerichts die Berechnung der den Angeklagten 
treffenden Koſten, ſoweit dieſe nicht von einem Dritten 
zu tragen ſind, unterlaſſen, wenn von der nach der 
Beſtimmung der Landes juſtizverwaltung zuſtändigen 
Behörde die Zahlungsunfähigkeit des Angeklagten 
beſcheinigt iſt. In Bayern erteilt dieſe Beſcheinigung 
das Rentamt. Der Staatsanwalt hat dieſem vor der 
Einſendung der Akten an das Reichsgericht Gelegenheit 
zur Aeußerung zu geben. Wie es bisher üblich war, 
wird dies wohl auch in Zukunft unter Ueberſendung 
der Akten geſchehen. Die Faſſung der Vollzugsbekannt⸗ 
machung vom 7. April 1913 ſtellt es gegenüber der 
unklaren Faſſung der bisher maßgebenden Bekannt- 
machung vom 26. September 1887 (JMBl. 239) klar, 
daß das Rentamt in jedem Fall, auch wenn die volle 
Zahlungsfähigkeit des Angeklagten feſtſteht, um Aeuße⸗ 
rung anzugehen iſt. Legt der Staatsanwalt Reviſion 
zugunſten des Angeklagten ein, ſo fallen die Koſten 
ſtets der Staatskaſſe zur Laſt (RG St. 31, 21) und es 
iſt deshalb eine Aeußerung des Rentamts über die 
Zahlungsfähigkeit zwecklos, doch pflegt die Gerichts- 
ſchreiberei des Reichsgerichts auch in dieſen Fällen die 
Beſtätigung zu verlangen. 

4. Der das Koſteneinziehungsgeſchäft betreffende 
Schriftwechſel erfolgt als Reichsdienſtſache portofrei. 
Dies gilt auch von den Geldſendungen und auch im 
Verkehr der beteiligten Landesbehörden. 

2966. 


Die Vollzugsvorſchriften zn dem Geſetz über den 


Kriegszuſtand (Bek. vom 13. März 1913, IM Bl. S. 17, 


Kr Min VBl. S. 215). 
das Verfahren in Betracht kommt, auf die Art. 441 — 456 
des StGB. von 1813 auf, bringt aber einige wichtige 
Neuerungen. Nach Art. 12 Kr3G. erläßt das Staats: 
miniſterium der Juſtiz im Einverſtändniſſe mit den 
übrigen beteiligten Miniſterien die erforderlichen Voll— 
zugsvorſchriften. Dadurch wurde in weitgehendem 


Maße die Möglichkeit gegeben, das Verfahren unter 


Wahrung ſeiner ſummariſchen Art dem Rechtsempfinden 
der Zeit und den Vorſchriften der StPO. anzupaſſen. 


Das Kr. baut ſich, ſoweit 


| 
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bar erklärten Beſtimmungen des StGB. von 1813 
Verfahrensvorſchriften enthalten find. beſteht auf Grund 
dieſes Art. 12 Kr. 3G. freies Feld für die Ausgeſtaltung 
der Vollzugsvorſchriften. Die Vorſchriften des G8. 
und der StPO. find nur inſoweit anzuwenden, als 
ſie für anwendbar erklärt ſind, weil das Standrecht 
ein reichsgeſetzlich angelallenen. beſonderes Gericht iſt 
(88 13, 16 GG., 8 3 CG. StPOD.). 

Die Vollzugsvorſchriften befaſſen ſich in ihren 
beiden erſten Abſchnitten mit den öffentlichen Bekannt⸗ 
machungen, die bei der Verhängung des Kriegszu⸗ 
ſtandes, bei der Anordnung des Standrechts und bei 
der Aufhebung des Kriegszuſtandes und des Stand⸗ 
rechts zu erfolgen haben (88 1-—7), und mit ber Feſt⸗ 
ls gi welche militäriſchen Stellen im einzelnen die 
n Art. 4 Nr. 2 Kr.. vorgeſehenen Anordnungen 
zur Erhaltung der öffentlichen Sicherheit treffen können. 
Zum 1. Abſchnitt iſt hervorzuheben, daß die recht⸗ 
lichen Wirkungen der Verhängung des Kriegszuſtandes 
und der Anordnung des Standrechts trotz der Ver⸗ 
öffentlichung im GVBl., im KrMinvBl. und im 
Bayeriſchen Staatsanzeiger an den einzelnen Orten 
nur dann eintreten, wenn dort die Verkündung auf 
eine der weiteren, in 8 2 bezeichneten Arten erfolgt 
iſt, während die Aufhebung des Kriegszuſtandes und 
des Standrechts ſchlechthin mit der Veröffentlichung 
im GVBl. eintritt. 

Am umfangreichſten iſt der 3. Abſchnitt der Voll⸗ 
zugsvorſchriften, der ſich unter der Ueberſchrift „ Stand⸗ 
recht“ in den SS 9—63 mit der Verfaſſung und dem 
Verfahren der ſtandrechtlichen Gerichte befaßt. 


Von der Standrechtsverfaſſung handeln die 
§ 9—18, von dem Verfahren die 88 19 —63 und zwar 
enthalten die 19—27 allgemeine Vorſchriften, die 
8 28—37 die Vorſchriften über die Vorbereitung der 
Verhandlung, die 88 38 —57 die Vorſchriften über die 
Verhandlung ſelbſt und die 88 58 —63 die Vorſchriften 
über die Vollſtreckung, über die Koſten des Verfahrens 
und über das Verfahren nach der Beendigung des 
Standrechts. 


Die ſtandrechtlichen Gerichte werden bei der Ber- 
kündung des Standrechts eingeſetzt vom Präſidenten 
des Oberlandesgerichts im Benehmen mit dem oberſten 
Militärbefehlshaber. Die Beſetzung entſpricht der 
landgerichtlichen Strafkammer, von den Richtern ſind 
drei Zivilrichter und zwei Militärperſonen, die minde⸗ 
ſtens Hauptmannsrang haben. Dazu kommen noch 
zwei Gerichtsbeiſitzer, die aus der Liſte der Perſonen 
zu wählen ſind, welche zum Amte eines Schöffen be⸗ 
rufen werden können. Um jede Verzögerung zu ver⸗ 
meiden, wird es hiezu nötig fein, daß der Präſident 
des Oberlandesgerichts ſich jährlich die Urliſte (8 36 
GVG.) vorlegen läßt und ſofort die nötige Auswahl 
vornimmt. Dem ſtandrechtlichen Gerichte gehört ferner 
ein Beamter als Staatsanwalt und ein Gerichts⸗ 
ſchreiber an. Den Vorſitz führt nach Art. 7 Kr. 
und Art. 445 Abſ. III des StGB. von 1813 der älteſte 
unter den drei Zivilrichtern und zwar, wie die Vollzugs⸗ 
vorſchriften klarſtellen, der Rangälteſte, es entſcheidet 
alſo nicht das Lebensalter. 


Die Vorſchriften über das Verfahren laſſen ent⸗ 
ſprechend dem Ernſte der Lage, für die es berechnet iſt, 
durchwegs den Zweck erkennen, daß das Verfahren 
möglichſt raſch und entſchieden durchgeführt wird. 
Dieſem Zweck dienen vor allem die Vorſchriften über 
die Stellung des Staatsanwalts, der die Beweiſe zu 
ſammeln und dem Gericht vorzuführen hat und hiezu 
mit weitgehenden Befugniſſen ausgeſtattet iſt, dann 
über die Verhandlung vor dem ſtandrechtlichen Ge— 
richt, auf die fi) mangels einer gerichtlichen Vor⸗ 
unterſuchung das ganze Gewicht des Verfahrens zu⸗ 
ſammendrängt, endlich über die Ausſchließung aller 
Rechtsmittel, wodurch auch die anderen Verfahrens- 


Soweit nicht im Kr. 3G. oder in den dort für anwend⸗ vorſchriften eine von dem gewöhnlichen Strafprozeß 


abweichende Bedeutung eigen 3 weil ſelbſt ihre Nicht» 
beachtung an der ſofortigen Rechtskraft und Voll⸗ 
ſtreckbarkeit des Urteils n 
Daß die Verfahrensvorſchriften eingehalten werden, 
darüber wachen abgeſehen von dem Gericht und dem 
Staatsanwalt auch die Gerichtsbeiſitzer, die an der 
Beratung und Abſtimmung über das Urteil nicht teil⸗ 
nehmen (88 15 Abſ. V und 52). Unter den beſonderen 
Befugniffen, die dem Staatsanwalt im Vorverfahren 
eingeräumt ſind, iſt hervorzuheben, daß er bei der 
Beſchlagnahme und der Durchſuchung, bei der Ver⸗ 
haftung und der vorläufigen Feſtnahme an die Vor⸗ 
ſchriften der StPO. nicht gebunden iſt (8 30 Abſ. II). 
Erforderlich iſt nur, daß dieſe Maßregeln erfolgen 
zur Ergreifung des Beſchuldigten oder zur Verfolgung 
von Spuren einer ſtrafbaren Handlung oder zur Auf⸗ 
findung von Beweismitteln. Der Richter, der einen 
Berbafteten zu vernehmen hat, darf auch nicht über 
die Fortdauer der Haft entſcheiden. Die Poſtbeſchlag⸗ 
nahme ſteht dem Staatsanwalt und dem von ihm 
erſuchten Amtsrichter jederzeit und ohne weiteres zu. 
Gegen alle dieſe Maßregeln iſt dem Betroffenen kein 
Rechtsmittel, auch nicht die Anrufung des ſtandrecht⸗ 
lichen Gerichts gewährt. 

Aus den Vorſchriften über die Verhandlung vor 
dem ſtandrechtlichen Gericht iſt als Abweichung von 
dem gewöhnlichen Strafprozeßverfahren beſonders zu 
erwähnen, daß das Gericht ohne weiteres Durch⸗ 
ſuchungen und Beſchlagnahmen verfügen kann, daß 
die Erhebung eines einzelnen Beweiſes abgelehnt 
werden kann, auch wenn das Beweismittel beigebracht 
iſt, ſofern das Gericht die zu beweiſende Tatſache ein⸗ 
ſtimmig für unerheblich erachtet, und daß die Ver⸗ 
leſung von Protokollen über frühere Vernehmungen 
in weiterem Umfange als im gewöhnlichen Stra 
prozeß geftattet iſt. Für die Erlaſſung des Urteils 
find die Vorſchriften aus dem StGB. von 1813 ent» 
nommen. Wird der verhaftete Angeklagte wegen des 
Spruches „zweifelhaft“ dem ordentlichen Gerichte zur 
förmlichen Unterſuchung übergeben (8 54 Abſ. III), 
ſo kann er, auch wenn das ordentliche Gericht keinen 
beſonderen Beſchluß über die Fortdauer der vom 
Standrecht angeordneten Haft erlaſſen hat, Beſchwerde 
en feine Verhaftung nach den Vorſchriften der StPO. 
erheben. 

Außer den Rechtsmitteln iſt auch eine Wiederauf⸗ 
nahme des Verfahrens ausgeſchloſſen und den Ge⸗ 
ſuchen um Begnadigung oder um Strafaufſchub iſt 
die aufſchiebende Wirkung verfagt (8$ 58, 60 Abf. II). 
Andere Strafen als die Todesſtrafe werden von dem 
Staatsanwalte, zu deſſen Bezirk der Sitz des ſtand⸗ 
rechtlichen Gerichts gehört, nach den für die Voll⸗ 
ſtreckung der Urteile Br ordentlichen Gerichte geltenden 
Vorſchriften vollftredt. 

Neben den Vorſchriften, die auf eine ftraffe Durch⸗ 
führung des Verfahrens hinzielen, iſt aber dem Be⸗ 
dürfnis nach Rechtsſchutz des Angeklagten ſoweit als 
möglich Rechnung getragen; dahin gehören die Vor⸗ 
ſchriften über die Ausſchließung von Gerichtsperſonen 
(S 19), über die Verteidigung (88 24 — 27), über die 
Oeffentlichkeit (8 9 7 über die Beiziehung eines Dol⸗ 
metſchers (8 50) u. a. 


Die Bollſtreckung der nilitäegeriättig und der 
ſtandrechtlich erkannten Todesſtrafen (Bek. v. 17. März 
1913, JIM Bl. S. 53, Kr Min Bl. S. 236). Die Vor⸗ 
ſchriften über die Vollſtreckung der Todesſtrafe durch 
Erſchießen und über die Vollſtreckung der von einem 


Militärgericht erkannten Todesſtrafe durch e | 
ie 


waren bisher teils lückenhaft, teils veraltet 
Bek. regelt dieſe verſchiedenen Arten der Vollſtreckung 


ſchts zu ändern vermöchte. 
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und zwar auch für den Fall, daß von einem ſtand⸗ 


rechtlichen Gerichte gemäß dem StGB. von 1813 eine 
Todesſtrafe erkannt wurde. 
Todesſtrafe durch Erſchießen erfolgt ſtets durch die 


Die Vollſtreckung der 
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Militärbehörden, die Vollſtreckung durch Enthauptung 
dagegen ſtets durch die bürgerlichen Behörden. Da⸗ 
durch iſt im Zuſammenhang mit der Bek. vom 24. No⸗ 
vember 1879 über das Verſahren bei der Vollſtreckung 
von Todesſtraſen durch die bürgetlichen Behörden 
Nee 1880 = a, der ö N 
gerege 


Die Eheschließung b von „ Bayern in george Nach 


der ſchwediſchen Verordnung vom 10. Jan 1910 müſſen 


hd a anifle für Ausländer, die in Schwe⸗ 
ſchließen wollen, Angaben darüber ent⸗ 

halten, 05 19 wie die Verlobten miteinander ver⸗ 
wandt oder verſchwägert ſind, ſerner ob nach dem 
Rechte des Heimatſtaats bei Eheſchließungen im Aus⸗ 
land ein Aufgebot nötig iſt und, wenn dies der Fall, 
ob das Aufgebot ſtattgefunden hat. Die bayeriſche 
Bekanntmachung vom 6. Mai 1907, die Eheſchließung 
von Bayern im Ausland und von Ausländern in 
on betreffend, ZJMBI. S. 176, ſchrieb bisher für 
Ehefähigkeitszeugniſſe allgemein die Faſſung vor, Ws 
der beabſichtigten Eheſchließung zwiſchen nach 
den in Bayern geltenden Geſetzen kein Hindernis ent⸗ 
gegenſteht. Nun ordnet die Bekanntmachung vom 
18. Februar 1913, die Eheſchließung von Bayern in 
Schweden betreffend, JM Bl. S. 57, für Eheföhigkeits⸗ 
zeugniſſe zu Verehelichungen in Schweden die Auf: 
nahme der Angaben an, welche die ſchwediſche Verord- 


8. Juli 1904 
nung vom 10 Juni 1910 verlangt. 


Für die Form der Eheſchließung iſt nach Art. 5 Abſ. 1 
des Haager Abkommens zur Regelung des Geltungs⸗ 
bereichs der Geſetze auf dem Gebiete der Eheſchließn 
vom 12. Juni 1902, RGBl. 1904 S. 221, dem au 
Schweden beigetreten iſt (RGBl. 1904 S. 249), das Recht 
am Orte der Eheſchließung maßgebend. Abſ. 3 des Art. 5 
enthält allerdings einen Vorbehalt für das Aufgebot. 
Das deutſche Recht hat aber davon keinen Gebrauch 

gemacht. Seine Vorſchriften über das Aufgebot gelten 
nur für Eheſchließungen im Inland. Deshalb ift nach 
der Bekanntmachung vom 18. Februar 1913 in Ehe⸗ 
fähigkeitszeugniſſen zu Verehelichungen in Schweden 
zu beſtätigen, daß nach dem deutſchen Rechte ein Auf⸗ 
gebot im Deutſchen Reiche nicht erforderlich iſt, wenn 
m 5 im Ausland die Ehe eingehen will. 


Die Ans lieferung wegen görherverletzung and 
Luxemburg und Dänemark. Nach der neuen Faſſung 
des Art. 1 Nr. 15 des Deutſch⸗ luxemburgiſchen 
Auslieferungsvertrags (RGBl. 1912 S. 491, Bek. vom 
10. Oktober 1912, JM Bl. S. 274, vgl. Bay gf. 1912 
S. 368) findet die Auslieferung jetzt ſtatt wegen vor⸗ 
ſätzlicher Körperverletzung, ſofern Tatumſtände vor⸗ 
handen oder Folgen eingetreten ſind, die nach dem 
Rechte des einen oder des anderen Teiles die Straf⸗ 
barkeit erhöhen. Mit Dänemark beſteht kein Aus⸗ 
lieferungsvertrag. Nach einer 1 
barung (Bek. vom 29. November 1912, JIMBl 
vgl. Bay 3fR. 1913 S. 56) gilt aber für die Aus⸗ 
anne wegen Körperverletzung ebenfalls das, was 

1 Nr. 15 des deutſch⸗ luxemburgiſchen Vertrags 
in > neuen Faſſung vorſieht. 
Dieſe Vereinbarungen weichen von der ſonſt im 
Auslieferungsverkehr geltenden Regel ab, wonach die 
Straftat nach beiden beteiligten Rechten die Eigen⸗ 
ſchaften haben muß, die fie zum Auslieferungedelikt 
machen. Nach den Vereinbarungen genügt es, wenn 
die Umſtände oder Folgen, die die Strafbarkeit er- 
höhen, nur nach dem Rechte eines der beteiligten 
Staaten gegeben ſind. Deutſchland kann alſo von 
Luxemburg und Dänemark die Auslieferung wegen 
der Tatbeſtände der 88 118, 221 Abſ. 3, 223 Abſ. 2 
23a bis 227, 229, 239, 2, 3, 251, 2, 3, 315, 2, 321, 4 
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und 340 SIEB. verlangen, ohne daß es darauf an⸗ 
kommt, ob es ſich um eine auch nach dem Rechte des 
erſuchten Staates qualifizierte Tat handelt Es wird 
aber auch gleichgültig ſein, nach welchem der beiden 
Fi gi Rachte eine Qualififation gegeben tft. So 
iſt z. B. die einfache, am Ehegatten begangene Körper: 
verletzung zwar nicht bei uns, wohl aber in Däne⸗ 
mark qualifiziert. Dänemark kann alſo een 
geſtützt auf die Bereinbarung und auf den 8 202 feines 
StGB., von Deutſchland die Auslieferung verlangen. 
Dem Sinne der Gegenſeitigkeit wird es entſprechen, 
wenn man annimmt, daß wegen dieſes Vergehens 
auch Deutſchland von Dänemark die Auslieferung ver⸗ 
langen kann. Die Auslieferung hätte nach den Ver⸗ 
einbarungen alſo auch dann ſtattzufinden, wenn die 
Qualifikation zum Auslieferungsdelikt nur nach dem 
Rechte des erſuchten Staates gegeben iſt (vorausgeſetzt, 
daß nach dem Rechte des erſuchenden Staates über⸗ 
aupt eine ſtrafbare Körperverletzung vorliegt). Eine 
urze Ueberſicht über die eee des 
luxemburgiſchen und des däniſchen StEB. iſt daher 
viel leicht erwüͤnſcht. 

Das luxemburgiſche StB. vom 16. Juni 
1879 geht wie das deutſche von der Verletzung des 
Körpers, nicht der der Perſönlichkeit aus und bedroht 
in feinem Art. 398 Abſ. 1 die blessures et coups volon- 
taires mit Gefängnis von einer Woche bis zu ſechs 
Monaten und Geldſtrafe von 26 Frs. bis zu 100 Frs. 
ober mit einer dieſer Strafen. Wegen dieſer blessures 
et conps kann alfo die Auslieferung nicht verlangt 
werden, (es ſei denn, daß es ſich etwa nach dem 
deutſchen StEB. um eine gefährliche Körperverletzung 
[8 223 a] handelt). Die Oualifikationen, die den Grund⸗ 
tatbeſtand des Art. 398 Abſ. 1 nach dem luxemburgiſchen 
SIEB. zum Tatbeſtand eines Auslieferungsdelikts im 
Sinne des Zuſatzvertrages machen, find 1. gewiſſe 
Tutumſtände, nämlich entweder premeditation (Art. 398 
Abſ. 2, 399 Abſ. 2, 400 Abſ. 2, 401 Abſ. 2) oder 
Richtung der Tat gegen legitime, natürliche oder 
Adoptiv⸗Eltern oder legitime Aſzendenten (Art. 410, 
266) oder Beamteneigenſchaft des Delinquenten 
(Art. 266, ogl. Art. 257) oder 2. gewiſſe Folgen der 
Tat, nämlich Krankheit oder Arbeiteunfähigkeit 
(Art. 399 Abſ. 1), unheilbare Krankheit, dauernde 
Arbeitsunfähigkeit, Berluſt eines Gliedes, ſchwere Ver⸗ 
ſtümmelung (Art. 400 Abſ. 1) und ſchließlich der Tod 
(Art. 401). 

Dabei iſt zu beachten, daß auch die Vergiftung 

(Art. 402 —404) nicht an ſich qualifiziert iſt, ſondern 
nur, wenn gewiſſe ſchwere Folgen eingetreten ſind, 
(während nach 8 229 des deutſchen SIEB. die Ver⸗ 
giftungsabſicht genügt, ſo daß nach dem oben Aus⸗ 
eführten der Tatbeſtand der Vergiftung zur Aus⸗ 
lieferung führt, wenn nur der Tatbeſtand dieſes § 229 
gegeben iſt). Auch die Körperverletzung aus Anlaß 
einer Transportgeſährdung iſt an ſich nicht qualifiziert 
(Art. 406 ff.); das deutſche StG. (§ 315, 2) nimmt 
hier im weſentlichen die gleiche Stellung ein. 

Auslieferungsdelikte ſind alſo beiſpielsweiſe ſo⸗ 
wohl für Deutſchland als auch für Luxemburg die 
einfache Körperverletzung an Adoptiveltern (obwohl 
ſie nur in Luxemburg qualifiziert iſt) und umgekehrt 
die gefährliche Körperverletzung ohne pr&meditation 
(obwohl ſie nur in Deutſchland aualifiziert iſt). 

Das luxemburgiſche Auslieferungsgeſetz vom 
13. März 1870 kennt nur die Anslieferung wegen der 
Tatbeſtände des Art. 398, 2 bis 401. 407 und 408, die 
aus dem früheren StGB. von 1810 und anderen Ge⸗ 
ſetzen in das StGB. von 1879 übergegangen find; 
doch wird das Auslieferungsgeſetz wohl wie hinter 
dem urſprünglichen Vertrag (Art. 9 des Geſetzes) auch 
hinter dem Zuſatzvertrag zurückſtehen. 
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Das däniſche Strafgeſetzbuch vom 10. Februar 
1866 (Bd. 16 der Sammlung der Zeitſchrift für die 
geſamte Strafrechtswiſſenſchaft) unterſcheidet ſich im 
Ausgangspunkt vom deutſchen und luxemburgiſchen. 
es geht in den 88 200 ff. von der Verletzung nicht des 
Körpers, ſondern der Perſönlichkeit durch Cewaltver⸗ 
übung aus und kennt daher zwei Crundtatbeſtände, 
die etwa der deutſchen einfachen Körperverletzung ent⸗ 
prechen können, nämlich einmal Hieb, e 
onſtige Gemwaltverübung ohne nachfolgende Wunde 
oder ſonſtigen Schaden (88 200 ff.) und dann Bufügung 
einer Wunde oder eines Geſundheitsſchadens (88 203 ff). 
Mit Rückſicht auf das deutſche Stöß. wird man unter 
einer Körperverletzung im Sinne der Bereinbarun 
die das weitergehende Recht entſcheiden läßt, ſowohl 
die Gewaltverübung ohne Schaden als auch die mit 
nachfolgendem Schaden zu verſtehen haben, ſoferne 
ſich der Tatbeſtand nach dem deutſchen Stg. als 
Körperverletzung darſtellt. Und der durch die Gegen⸗ 
ſeitigkeit erforderten Gleichartigkeit der Crundtat⸗ 
beſtände wird es e wenn man die Gewalt⸗ 
verübung mit nachfolgendem Schaden nicht ſchon ſelbſt 
als einen qualifizierten Tatbeſtand, ſondern als einen 
zweiten Grundtatbeſtand auffaßt. Dann werden beide 
Irundtatbeſtände zu Tatbeſtänden von Auslieferungs⸗ 
delikten nicht ſchon durch die Begehung mit Ueber⸗ 
legung (88 200 ff., 203 Abſ. 2), die den an den Jrund⸗ 
tatbeſtand geknüpften due de nicht zwingend 
verändert, wohl aber durch die Richtung der Tat 
gegen Verwandte aufſteigender Linie, gegen 9905 
und eigene ober anvertraute Kinder (88 201, 202, 203 
Abſ. 1). Die Gewaltverübung mit nachfolgendem 
Schaden wird ferner qualifiziert, wenn „erſchwerende 
Umſtände“ vorliegen (8 203 Abſ. 1), oder wenn der 
Schaden in einer Verſtümmelung, im Verluſte des 
Augenlichts, des Gehörs oder eines wichtigen Gliedes 
oder in dauernder oder doch unbeſtimmt lange an⸗ 
haltender Arbeitsunfähigkeit beſteht, ſofern der Täter 
dieſe Folgen hätte vorausſehen müſſen. Weitere 
Qualifikationen enthält das Geſetz vom 11. Mai 1897 
über Gewalt gegen ſchuldloſe Perſonen (S. 60 des an⸗ 
gegebenen Bandes der Sammlung), das wohl mittler⸗ 
weile (vgl. das Geſetz vom 1. April 1905 in Bd. 22 
der Sammlung, 88 25, 26) wieder in Kraft getreten 
iſt. Richtet ſich die Tat gegen ſchuldloſe 1 
d. h. ſolche, die keinen begründeten Anlaß zu ihr ge⸗ 
geben haben, ſo wird die Gewaltverübung ohne nach⸗ 
folgenden Schaden Auslieferungsdelikt, wen der 
Täter einen Hang zu Roheiten hat und wenn er 
außerdem früher wegen Gewaltverübung en mit 
einer ſtrengeren Strafe als mit Buße beſtraft worden 
war (8 2 des Geſetzes). Die Gewaltverübung mit nach⸗ 
folgendem Schaden wird nach 8 3 des Geſetzes ſchon 
dadurch allein zum Auslieferungsdelikt, daß ſie ſich 
gegen eine ſchuldloſe Perſon richtet. Die Begehung 
durch einen Beamten (8 126 des däniſchen Sts.) 
reicht wohl als Qualifikation nicht aus. 


Wenn auch die Uebung im Auslieferungs verkehr 
nicht vorausſehbar iſt, und wenn auch der erſuchende 
Staat in der Regel Wert auf eine Auslieferung nur 
legen wird, wenn es ſich um einen qualifizierten Tat⸗ 
beſtand ſeines Rechts handelt, fo bleibt es doch immer 
noch intereſſant, zu ſehen, wie dieſe neuen Verein⸗ 
barungen wenigſtens theoretiſch zu einem einheitlichen 
Begriff der qualifizierten Körperverletzung W 
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Ein merkwürdiges Veſitzverhältnis und ſeine 
Viedergabe im Kataſter und Grundbuch. 


Von Regierungs- und Steuerrat Joſeph Amann in 
München. 


1 


Zieht man auf der Karte zwiſchen den derzeitigen 
Eiſenbahnknotenpunkten und einſtigen ſchwäbiſchen 
Reichsſtädten Donauwörth und Ulm eine gerade 
Linie, ſo liegt ungefähr in der Mitte dieſer Linie, 
ſüdlich und öſtlich vom Donauſtrom begrenzt, nörd⸗ 
lich von den ſanften Erhebungen des Sulzkopfs, 
weſtlich von der Bächinger Flur, der württem⸗ 
bergiſchen Landesgrenze und dem Günzburger Donau⸗ 
moos umſchloſſen das Landſtädtchen Gundel⸗ 
fingen mit einer Einwohnerzahl von etwa 3000 
Seelen und einem Markungsbezirk von 4620 ha. 
Der Markungsbezirk verliert ſich im Süden der 
Stadt auf etwa 3 / km Tiefe und 3 km Breite 
im ſogenannten Donauried, das ſeinerſeits eine 
Fläche von rund 1000 ha gut ausgetrockneten Moor⸗ 
bodens bedeckt und, in zahlreiche Eigentumsſtücke 
abgeteilt, vornehmlich zur Körner⸗ und Jutter⸗ 
gewinnung bewirtſchaftet wird. Soweit für den 
zuletzt genannten Zweck Wieſen, „Mähder“, vor⸗ 
handen find, find dieſe es, welche für die folgenden 
Ausführungen unſere Beachtung in Anſpruch nehmen. 

Unter den Mähdern im Donauried wird 
nämlich ein die beſſeren Bodenlagen des Rieds um⸗ 
faſſender Komplex von beiläufig 600 meiſt unregel⸗ 
mäßig begrenzten und in mehr als 1000 Kataſter⸗ 
parzellen zerfallenden Grundſtücken von durchſchnitt⸗ 
lich 1 ha Größe verſtanden, in deren Beſitz ſich zahl⸗ 
reiche teils innerhalb der Markung Gundelfingen, 
teils in anſtoßenden bayeriſchen Gemeinden wohnen⸗ 
den Landwirten, aber auch — was für die weitere 
Verhandlung von beſonderer Wichtigkeit iſt — 
etwa 120 Bürger der benachbarten württembergiſchen 
Orte Sontheim und Brenz teilen. Der Komplex 
breitet ſich vornehmlich zu beiden Seiten der Staats⸗ 
ſtraße Augsburg —Ulm an der Grenze der Mar: 
kungen Gundelfingen und Günzburg aus und 


nimmt bei einem Inhalt von rund 800 ha mehr 
als zwei Dritteile der geſamten Riedfläche ein. 
Die in ihm eingeſchloſſenen „Mähder“ dienen der 
Hauptſache nach zwar der Heunutzung, ſind aber 
auch vielfach, bald auf loſen Stellen bald auf ge⸗ 
ſchloſſenen Strecken, mit Gehölz, verſchiedentlich mit 
ſtattlichem vorwiegend aus Eichen beſtehenden 
Laubwald bewachſen. 

Die zuſammenhängende Beſtockung der einzelnen 
Mähder iſt bisweilen nur gering, erſtreckt ſich aber 
in anderen Fällen über mehr als die Hälfte des 
Grundſtücks und befäßt hie und da nur einen un⸗ 
verhältnismäßig geringen Flächenreſt noch als wirk⸗ 
liches zur Heunutzung geeignetes Grasland. Zahl⸗ 
reich find außerdem die auf den Maͤhdern ver⸗ 
einzelt ſtehenden Bäume, die dem ganzen Ried 
einen großen landſchaſtlichen Reiz verleihen. Dabei 
handelt es ſich faſt durchwegs um Altersbeſtände, 
welche, gleichviel ob in Form der zuſammenhängenden 
und geſchloſſenen Gehölze — der dort ſogenannten 
Holzplätze — oder in Form der unzuſammen⸗ 
hängenden frei auf den Mähdern verſtreuten Baum⸗ 
gruppen und Einzelſtämme — der ſogenannten 
Holzſchöpfe — dem Auge oft prächtige Hochwald⸗ 
bilder bieten und einen Nutzungswert darſtellen, der 
kapitaliſiert ein in viele Hunderttauſende gehendes 
Vermögen in ſich birgt. 

Soweit aber beſtockte Flächen und Stellen oder 
Einzelſtämme auf den Donauriedmähdern vorhanden 
ſind, beſteht das merkwürdige Verhältnis, daß das 
Eigentumsrecht am Grund und Boden und das 
Beſitz⸗ und Nutzungsrecht an dem auf dieſem Grund 
und Boden ſprießenden Waldwuchs nicht in gleicher 
Hand vereinigt ſind; denn wenn ſchon aller vor⸗ 
handene Grund und Boden von altersher un: 
beſtrittenes Eigentum der bereits erwähnten in⸗ oder 
ausmärkiſchen Landwirte iſt, ſo ſteht doch ebenſo 
von altersher das Beſitz und Nutznießungsrecht am 
Waldwuchs einer aus der Stadtgemeinde Gundel— 
fingen und den ihr unmittelbar anliegenden Land— 
gemeinden Peterswörth und Echenbrunn gebildeten 
Gemeinſchaft zu. 

Das Recht wird unter völligem Ausſchluß der 
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Bodeneigentümer — der Mähderbeſitzer)) — von 
den berechtigten drei Gemeinden in regelrechtem forſt⸗ 
wirtſchaftlichen Betriebe durch jqährliche Holzfällungen, 
durch Verteilung des Büſchelholzes (Aſtholzes) an die 
bezugsberechtigten Gemeindemitglieder, durch Ver⸗ 
kauf des Scheit⸗, Nutz⸗ und Bauholzes in öffentlichen 
auf dem Platze ſelbſt vorgenommenen Verſteigerungen 


ausgeübt, der Erlös wird ordnungsmäßig verrechnet, 


nach beſtimmten (jpäter noch zu berührenden) An: 
teilen unter den drei Gemeinden verteilt und zur 
Gemeindekaſſe vereinnahmt. Das Recht wurde von 
jeher als veräußerlich und ablösbar angeſehen, wie 
beſonders ein Fall aus dem Jahre 1813 beweiſt, 
in welchem einer der württembergiſchen Bodeneigen⸗ 
tümer den Gundelfingern nicht nur das auf ſeinen 
Mähdern im Donauried ſtehende Holz abgekauft 
ſondern auch das auf den gleichen Mähdern ihnen 
zuſtehende Recht in aller Form gegen bar (um 
6000 fl.) abgelöſt hat; es muß von allen Mähdern⸗ 
beſitzern im Donauried vi servitutis geduldet werden 
und bezieht ſich auf alle und jede Holzgattung, wo 
und wie immer ſie ſteht oder wächſt, und auf jede 
Art der Holzbenützung. Selbſt die Eichelleſe, der 
Genuß von Streu und Laub, von Holzfrüchten uſw. 
iſt den Mähderbefitzern unterſagt. Nur ſoweit beſteht 
das tatſächliche Verfügungsrecht der letzteren, als 
Gras mit der Senſe abgemaͤht werden kann, und 
nur dann, wenn das auf den Wiesgründen ſtehende 
Einzelholz von der Stadtgemeinde Gundelfingen 
und ihren Teilhabern forſtordnungsgemaß abgemacht 
iſt und kein neuer Anflug erfolgt oder zu erwarten 
ſteht, kann auf den holzbefreiten Stellen das Ver⸗ 
fügungsrecht der Bodeneigentümer wieder in Kraft 
treten, denn in dieſem Falle dürfen die Mähder⸗ 
beſitzer, ſoweit die Holzſchöpfe in Betracht kommen, 
die Gruben einebnen. Im Innern der Holzpläße 
dagegen haben die Mähderbeſitzer nur das Senſen⸗ 
recht; iſt die Senſe nicht anwendbar, ſo ſteht hier 
auch die Grasnutzung den drei Gemeinden zu, welche 
dieſes Recht durch „Zupfen“ ausüben. 

Dieſe Sachlage hat es mit ſich gebracht, daß 
zum Schaden jeder ruhigeren und leidenſchafts⸗ 
loſeren Auffaſſung, wie wir ſpäter noch ſehen werden, 
zu allen Zeiten einerſeits die Berechtigten mit eifer⸗ 
ſüchtiger Strenge darauf geachtet haben, daß keine 
in natürlicher Keimung dem Boden entſprießende 
Baumpflanze angetaſtet wurde, während ander- 
ſeits die Bodeneigentümer, vor allem die württem⸗ 
bergiſchen, mit ebenſolchem Eifer beſtrebt waren, 
jeden derartigen ihre Eigentumsbefugniſſe ſchmälern⸗ 
den Wuchs zu vernichten mit der Folge, daß Streitig⸗ 
keiten und Prozeſſe z. T. unter ſchweren Koſten bis 
in die neueſte Zeit herein geſpielt haben. 

In Beachtung aller dieſer Umſtände iſt es 
ohne Zweifel ein Akt kluger Selbſtbeſcheidung und 
anerkennenswerten Entgegenkommens geweſen, als 
die Stadt Gundelfingen i. J. 1666 nach einem 


— — 


1) Die Abhandlung wird bei dieſem Ausdruck bleiben, 
weil er unter den Beteiligten der übliche iſt. 


auf Klagen der württembergiſchen Maͤhderbeſttzer 
durch Pfalzgraf Philipp Wilhelm angeregten und 
durch eine gemeinſame pfalzneuburgiſche und herzog⸗ 
lich württembergiſche Kommiſſion vorgenommenen 
Augenſchein den Mähderbefigern aus freiem Willen 
geſtattete, die während des vorangegangenen Dreißig⸗ 
jährigen Krieges ungepflegt gebliebenen und des⸗ 
halb arg verwilderten Wiesmähder von Anflug 
und Jungholz zu ſäubern „und ſich deſſen beſt⸗ 
möglich bedient zu machen“. Denn in ſtrenger 
Folgerichtigkeit der Rechtslage hätten damals die 
Mähderbefiter mit der natürlichen Ausdehnung 
der Beſtockung auf bisher holzfreie Holzflächen und 
mit dem gleichzeitigen Zurückgehen der Grasnutzung 
nahezu das letzte Verfügungsrecht über ihr Eigen⸗ 
tum und eine nach den Nöten der endloſen Kriegs⸗ 
jahre doppelt hart empfundene wirtſchaftliche Schädi⸗ 
gung erlitten; auf der Stadt aber wäre gewiß der 
Vorwurf ungezügelter Habgier für immer laſten 
geblieben. 


II. 


Der Urſprung dieſer Rechte iſt ſowohl der Zeit 
wie dem Grunde nach in Dunkel gehüllt; nach⸗ 
weisbar iſt nur, daß die Stadt Gundelfingen ſchon 
im vierzehnten Jahrhundert, nämlich i. J. 1373, 
durch Herzog Stephan II. in Bayern Privilegium 
und Freiheiten beſtätigt erhielt, welche neben der 
Gerichtsbarkeit in Stadt und Gemarkung auch das 
Holznutzungsrecht im Donauried zum Gegenſtand 
hatten. Da die beftätigten Freiheiten und Rechte 
ſchon zu jener Zeit als alte gegolten haben, ſo 
dürfte es nicht zu weit gegangen ſein, wenn die 
Holznutzungsrechte bereits um die Wende des erſten 
Jahrtauſends unſerer Zeitrechnung als vorhanden 
angenommen werden. 


Im gleichen Zeitpunkt muß aber auch die Par⸗ 
zellierung des Donaurieds (wenn auch ſelbſtredend 
nicht in der heutigen Zerſplitterung) bereits be⸗ 
ſtanden haben. Unzweifelhaft iſt das Donauried, 
das in verſchiedenen älteren Urkunden auch als 
„Freimoos“ bezeichnet erſcheint, ehedem eine freie 
Gemeine Mark, ein Kollektivbefitz der in Gundel⸗ 
fingen ſeßhaft gewordenen Markungsgenoſſen ge⸗ 
weſen und als eine zur Viehweide benützte Almende 
im Eigentum aller Markgenoſſen geſtanden. Aber 
mit dieſen großen Almenden hat in Deutſchland 
zumeiſt ſchon das frühe Mittelalter aufgeräumt, 
als nach den Stürmen der Völkerwanderung mit 
der Abnahme der Weidewirtſchaft und dem Ueber⸗ 
gang zum Ackerbau, mit der Zunahme der Be⸗ 
völkerung, der Vermehrung der Frondienſte uſw. 
ein intenſiverer Wirtſchaftsbetrieb in Gang ge⸗ 
kommen war, der notwendig zur Aufteilung der 
großen Gemeinländereien führen mußte. Es ſpricht 
manches dafür, daß die Aufteilung des „Frei⸗ 
mooſes“ zu Sondereigentum der Höfe in Gundel— 
fingen in Geſtalt der heute noch vorhandenen bei: 


läufig 30 Gewannen ſchon im 8., 9., ſpaͤteſtens 10. 
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Jahrhundert, wie vielfach anderwärts auch, ein: und Echenbrunn teilhaben, ift ebenfalls uralt. Dieſe 
gelegt hat oder vollzogen war.“ Teilhaberſchaft läßt ſich unſchwer darauf zurück⸗ 
Ob die in der Gegend verlautende Ueber⸗ führen, daß die heute ſelbſtändigen Gemeinweſen 
lieferung zutrifft, daß es ſich bei den Holzrechten Peterswörth und Echenbrunn, das eine mit 650 ha, 
im Donauried um Anſprüche handle, die für ge⸗ das andre mit 150 ha Flurinhalt, einſt offenbar 
leiſtete Kriegsdienſte verliehen wurden, iſt mangels Tochterſiedlungen der größeren bis zur Donau 
urkundlicher Belege nicht wohl zu entſcheiden; ſie reichenden Mark Gundelfingen geweſen ſind, ab⸗ 
ſcheint mir aber aus anderen Gründen nicht recht getrennt von der urſprünglichen gemeinſamen Mark 
haltbar. Denn wie die Verleihung, wenn ſie in und deshalb mit einem Anteil an den damaligen 
die Zeit des Gemeineigentums fiel, keinen Sinn gemeinſamen Beſitzungen ausgeſtattet. Das An⸗ 
gehabt hätte, ſo würde ſie, wenn in ſpäterer Zeit teilsverhältnis der drei Gemeinden iſt lange Zeit 
d. i. nach der Aufteilung erfolgt, eine jo ſchwere hindurch nach dem genäherten Verhältnis von 
Verletzung des Sondereigentums bedeutet haben, 9:2: 1 ausgeübt worden, d. i. nach dem Verhält⸗ 
daß ein derartiger einer Entrechtung gleichzuachtender nis, in welchem die Gemeinden zu dem i. J. 1610 
Vorgang auch für jene Zeit der Rechtsbeſonderheiten (an Stelle des bis dahin erhobenen „Zehenten“) 
ganz auffällig wäre. Es müßte denn ſein, daß die eingeführten Hofkammerzins von 12 fl. beizutragen 
Rechtsbelaſtung im Donauried in der Form von pflegten, als nämlich „Seine fürſtlichen Gnaden 
grund⸗ oder oberherrlichen Befugniſſen, als ein Herr Philipp Ludwig, Pfalzgraf bei Rhein in 
aus dem Dominium erfloſſenes Recht, ſchon zu Bayern, den akzeptierten Zehent aus Gnaden fallen 
einer Zeit beſtanden hat, da das Freimoos noch laſſen und ſich dagegen mit einem gewiſſen Gelde 
unverteiltes aber nicht mehr freies Gemeineigentum vergnügen wollten und beſtimmten, daß die Stadt 
der Gundelfinger geweſen iſt. und die beiden Flecken alle Jahre zu ewigen Zeiten 
Mehr der Wahrſcheinlichkeit nähert ſich wohl 12 Gulden an guter, grober, verſchlagener, gibiger 
die Annahme, daß eine freilich höchſt ſeltene und und gangbarer Münz erſtatten ſollten“. Später 
deshalb um fo bemerkenswertere Form von gemeind⸗ iſt durch gerichtlichen Vergleich vom 30. April 1832 
lichen bei der Verteilung des Rieds gemachten das Anteilsverhältnis auf eine den gegenſeitigen 
Vorbehalten in Frage ſteht, welche die Fortdauer Markungsausmaßen mit größerer Genauigkeit ent⸗ 
der gemeinen Holznutzung zur Bedingung des Eigen» ſprechende Feſtſetzung, auf 1 für die Stadt und 
tumsübergangs gemacht haben. Derartige Bor: | auf 1s für die beiden Landgemeinden, geſtellt 
behalte find ja in den weniger einſchneidenden worden. GR 8 
Formen von Weide⸗, Forſt⸗ und ähnlichen Rechten Eine andere hier intereſſierende Frage iſt die, 
zahlreich genug bis auf unſere Zeit gekommen. wie Untertanen der württembergiſchen Krone 
Auf alle Fälle ſcheint kein Zweifel darüber zu in verhältnismäßig jo großer Zahl als Eigentümer 
walten, daß die Holzrechte der Stadt Gundelfingen der Gundelfinger Riedmähder erſcheinen können, 
auf das ehrwürdige Alter von rund einem Jahr⸗ nachdem es ſich auch bei ihnen um ein vielhundert⸗ 
taufend werden zurückblicken dürfen, und es möchte jäaͤhriges auf käufliche Erſtehung oder andere Formen 
keineswegs ausgeſchloſſen ſein, daß das aus dem des ordnungsmäßigen Beſitzerwerbs kaum zurück⸗ 
dreizehnten Jahrhundert ſtammende Stadtwappen zuführendes Eigentumsverhältnis handelt. Unter 
von Gundelfingen, welches einen aufrechtſtehenden den Beteiligten herrſcht die Anſicht, daß die heutigen 
mit den Pranken einen Baum hebenden Löwen Württemberger Mähderbeſitzer in gerader Linie 
darſtellt, entgegen poetiſcheren Auslegungen auf Nachkommen von am lutheriſchen Glauben feſt⸗ 
den reichen Waldrechtsbeſitz hindeutet, der der Stadt haltenden Gundelfinger Bürgern find, welche in der 
damals ſchon ſeit mehreren hundert Jahren einen Zeit der religiöfen Spaltung und Wirrnis des 
ſtarken wirtſchaftlichen Rückhalt geboten haben wird.“) | 16. Jahrhunderts und des wiederholten zwangs⸗ 
Daß am heutigen Rechtsverhältnis außer der weiſen Glaubenswechſels zuletzt Bayern und der 
Stadt Gundelfingen auch noch die im Südoſten katholiſchen Stadt den Rücken gekehrt und ſich in 
und Oſten an die Stadt anſtoßenden von der den württembergiſchen proteſtantiſchen Nachbarorten 


Donau einerſeits und der Gundelfinger Markung Sontheim und Brenz unter Mitnahme ihrer Eigen⸗ 


andrerſeits begrenzten Landgemeinden Peterswörth . ; er unter Herzog Ott 


) Gundelfingen hat ſchon beſtanden, als an der Heinrich (1523 — 1544) zur Reformation über⸗ 
oberen Donau die Alemannen im vierten Jahrhundert die | getreten; vorher hatte das lutheriſche Bekenntnis 
Römer verjagten. Urkundlich zum erſtenmal find die For⸗ im Herzogtum überhaupt noch keine Ausbreitung 


men der germaniſchen Agrarverfaſſung und der Grund— d T d die obige Anſicht 
herrschaft zu erkennen, als i. J. 744 ſchenkungsweiſe gefunden. Trafe daher die obige Anſicht zu, jo 
mehrere Höſe in Gundelfingen“ mit 18 „leibeigenen könnte die Abwanderung proteſtantiſcher Bürger 
Familien“ an ein Kloſter übergingen. nur in der Zeit der großen von Herzog Wolfgang 
) Die meiſtvertretene Auslegung des von Ludwig Wilhelm zu Pfalz Neuburg (1614-1653) ins 
dem Strengen (1269 — 1294) verliehenen Wappens lautet: Werk geſetzten Gegenreformation oder in der kurzen 


»-... daß der Gundelfinger Starkmütigkeit fo groß, g e 2 
daß fie einem Löwen zu vergleichen und einen Baum Zeitſpanne von 1546 —1552 erfolgt fein, während 


ſamt der Wurzel aus der Erde heben möchte.“ welcher Kaiſer Karl V. nach Eroberung des Herzog⸗ 
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tums Pfalz⸗Neuburg das katholiſche Bekenntnis 
in der Stadt Gundelfingen wiedereingeführt hat. 
Denn nachher hatte der mit dem Paſſauer Frieden 
zum zweitenmal zur Regierung gelangte Ott Heinrich 
getreu dem bekannten Regierungsgrundſatze der Zeit 
cujus regio ejus religio auch den lutheriſchen 
Glauben in der Zeit von 1552 — 1559 neuer: 
5 wieder in Gundelfingen zur Geltung ge⸗ 
racht. 


Es beſagt aber ſchon eine nach vorausgegangenem 
langen und heftigen Streit um die Holzrechte im 
Donauried zwiſchen den Gemeinden Gundelfingen, 
Sontheim und Brenz „im Beiſein ihrer Herrſchaften 
und Amtleute“ im Jahre 1510, alſo immerhin 
geraume Zeit vor dem Auflodern der Reformation 
überhaupt, getroffene urkundliche Uebereinkunſt, daß 
„denen von Sontheim und Brenz“ gewiſſe Willi⸗ 
gungen erlaubt ſein ſollten. 


„Die von Sontheim und Brenz“ müſſen alſo, 
obzwar ſie als Eigentümer der verteilten Ried⸗ 
mähder einmal Gundelfinger Bürger geweſen ſein 
werden, ſchon lange vor der Reformation von 
Gundelfingen abgeſprengt und nach Württemberg 
verzogen ſein; und die Abwanderung könnte ge⸗ 
nügend aufgeklärt ſcheinen, wenn fie im Lichte der 
zahlreichen politiſchen Veränderungen, welche nament⸗ 
lich die zweite Hälfte des Mittelalters auszeichnen, 
betrachtet und als Produkt der Leichtigkeit aufgefaßt 
wird, mit welcher Grund⸗ und Oberherrſchaften 
mit ihren meiſt ſehr weit gedehnten Verfügungs⸗ 
rechten über den Grundholden entſtanden ſind, 
gewechſelt und gewirkt haben. Gerade auch Gundel⸗ 
fingen iſt von ſolchen Veranderungen wiederholt 
betroffen worden und zuletzt ſogar volle 125 Jahre, 
nämlich von 1325 — 1449, meiſt als Pfandobjekt 
unter der Hörigkeit der Reichsſtaͤdte Ulm und 
Gmünd, der Grafen von Württemberg und einem 
halben Dutzend anderer württembergiſcher Herren 
geſtanden. 


Und auf dieſe Weiſe wird es auch verftändlich, 
wenn nach Ausweis der Steuer⸗ und Lagerbücher 
des ſiebzehnten und achtzehnten Jahrhunderts nur 
noch ein verhaͤltnismäßig geringer Teil der von 
den Sontheimern und Brenzern bewirtſchafteten 
Riedmähder, nämlich 131 Tgw. (rund 45 ha) als 
wirkliches Privateigentum gegolten hat, während 
ein um ein Vielfaches größerer Reſt von 632 Tgw. 
(215 ha) ihnen nur als (württembergiſche) Hof⸗ 
und Lehengüter verliehen war: fie hatten (im 
Gegenſatz zu den in der Heimat und im Verband 
der Stadt Gundelfingen verbliebenen bayeriſchen 
Riedmähderbeſitzern) nach der Abſprengung und 
mit dem endgültigen Uebergang an fremde Herr— 
ſchaſten allmählich auch das allodiale Eigentums— 
recht an dieſe Herrſchaften verloren. 

Die Lehensherrlichkeit aber hat in der Folge 
auch die württembergiſche Landesregierung vielfach 
in den Streit hineingezerrt, wie ſofort gezeigt 
werden ſoll. 


III. 

Es iſt ſchon angedeutet und gewiß auch be⸗ 
greiflich, daß die Ausübung der geſchilderten Rechte 
durch die Stadt Gundelfingen und ihre Teilhaber 
nicht zu allen Zeiten den Beifall der Mähder⸗ 
beſitzer fand; namentlich die Württemberger — weit 
weniger die bayeriſchen und vollends gar nicht die 
in Gundelfingen, Peterswörth und Echenbrunn 
wohnenden Servitutsträger, die ja eine mittelbare 
Entſchaͤdigung in der Teilnahme an dem zur Ge 
meindekaſſe verrechneten Nutzungserträgnis gefunden 
haben — waren es, welche ſich mit den gegebenen 
Tatſachen niemals völlig abzufinden vermochten und 
immer wieder die Gelegenheit ſuchten oder wahr⸗ 
nahmen, um die Laſt abzuſchütteln und den auf 
ihrem Grund und Boden ſtehenden wertvollen Holz⸗ 
wuchs den Gundelfingern ſtreitig zu machen und 
womöglich zu entwinden. 

Schon im 13. und 14. Jahrhundert ſcheint es 
bei der Verteidigung der wechſelſeitigen Anſprüche 
mehrmals zu ſchaͤrferen Zwiſten gekommen zu ſein, 
die aber meiſt unter den ſtreitenden Parteien un⸗ 
mittelbar und, bisweilen unter blutigen Köpfen, 
kurzhändig an Ort und Stelle ausgetragen wurden. 
Erſtmals um die Wende des 15. Jahrhunderts 
(1490) jedoch haben ſich, ſoweit die urkundlichen 
Nachweiſe reichen, auch die näaͤchſteinſchlägigen amt: 
lichen Stellen um den Streit angenommen, als 
nämlich die in Sontheim und Brenz anfaͤſſigen 
Riedmähderbeſitzer auf den ihnen gehörigen Ried⸗ 
ſtücken mit allem Nachdruck mindeſtens das Recht 
des Wiedenſchneidens“) beanſpruchen zu können 
glaubten, was ihnen aber von den Gundelfingern 
gleich jeder anderen Holznutzung hartnäckig ver⸗ 
wieſen worden war. Damals hat der Zwiſt mit 
dem ſchon erwähnten vor den beiderſeitigen Herr⸗ 
ſchaften und Amtleuten aufgeſtellten ſchriftlichen 
Uebereinkommen vom Jahre 1510 geendet, mit 


welchem ſich die Gundelfinger darin nachgiebig ge⸗ 


zeigt haben, daß ſie „umb freundlich guter Nach⸗ 
barſchaft und keiner Gerechtigkeit willen“ denen 
von Sontheim und Brenz das beanſpruchte Wieden⸗ 
ſchneiden wenigſtens an einem beſtimmten Tage im 
Jahr verſtatteten. Es ſcheint dann für längere 
Zeit ein Stillſtand in den gegenſeitigen geſpannten 
Beziehungen eingetreten zu ſein. 

Aber nach weiteren acht Dezennien hatte der 
Streit ſich längſt wieder derart vertieft, daß nun 
auch die Landesregierungen ihn nicht mehr un⸗ 
beachtet laſſen zu können vermeinten, zumal die 
württembergiſche Regierung an der Sache als Lehens⸗ 
herrin ſich unmittelbar beteiligt glaubte: es be⸗ 
gannen i. J. 1592 zwiſchen dem Herzog Ludwig zu 
Württemberg und dem Pfalzgrafen Philipp Ludwig 
zu Pfalz-Neuburg „Kommunikationen“, deren Ver: 
handlung ſich jedoch ohne Entſcheidung bis zum 
Jahre 1603 hinzog. 


— — — — — 


) Wib oder Wiede, nach Schmeller IV, 31: aus 
Baumäſten gedrehtes Band; für den Fall: biegſames 
Holz oder Holzgeflecht zum Binden der Heugarben. 
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In dieſem Jahre unterlief den Gundelfingern 
das Mißgeſchick, daß ihnen „wegen wider die Forſt⸗ 
ordnung und zum Nachteil der Wildbahn des Herzog⸗ 
tums Neuburg geſchehener Holzfällung im Donau⸗ 
ried“ das Holzhauen durch allerhöchſten Befehl 
unterſagt wurde und ſieben Jahre lang unterſagt 
blieb, ein Vorgang, der bei den württembergiſchen 
Gegnern ſo ſehr als Beſtätigung oder doch als 
Ermutigung ihrer Anſprüche aufgefaßt wurde, daß 
an eine Beruhigung zunaͤchſt nicht mehr zu denken war. 
Der Streit nahm, als i. J. 1610 auf dringende 
Bitten der Bürgerſchaft von Gundelfingen das Ver⸗ 
bot mit der die Gundelfinger Rechtsanſprüche neuer⸗ 
dings beſtätigenden Wendung aufgehoben wurde“) 
„damit ſie (die Bürger von Gundelfingen. D. V.) 
derorten wie eh vor Alter holtzhauen und ſich deſſen 
zu ihrem Nutzen gebrauchen mögen, darinnen fie 
ohne das Geboth zu thun vermög habender Brief und 
Siegel auch Freiheiten befugt waren“, erbittertere 
Formen an und hat ſo aufreizend gewirkt, daß auch 
die Regierung in Stuttgart die Beſonnenheit ver⸗ 
lor. Es erging i. J. 1616 aus der württember⸗ 
giſchen Reſidenz der „herzogliche Befelch“ an die 
von Sontheim und Brenz und ihre Benachbarten, 
ſogar an einige unbeteiligte Adelige der Umgebung, 
„daß mittels eines gemeinſamen Zuges in das 
Ried, auch benötigten Hinterhalts von Reiſigen 
und Mann, die Ausſtockung und Hinwegführung 
des auf diesſeitigen Mähdern gewachſenen Buſch 
und Holzes gehandhabt, auch benötigten Falles ge⸗ 
bührend defendieret werde“. Es ſollte alſo das 
Fauſtrecht entſcheiden. 

Die anbefohlene Expedition mit Reiſigen und 
Mann ging auch wirklich am 27. Oktober 1616 
vonſtatten, endete aber, da die Gundelfinger von 
dem Vorhaben noch rechtzeitig Kunde erhielten, 
mit einer empfindlichen Schlappe der Württem⸗ 
berger, von denen 25 Mann in die Gefangenſchaft 
der Gundelfinger gerieten und nebſt 70 im Kampf 
ihnen abgenommenen Pferden und Wägen dem 
bayeriſchen Gericht in Höchſtädt a. D. vorgeführt 
wurden. Die pfalz⸗neuburgiſchen Gerichte haben in 
der Folge die Sontheimer und Brenzer in contu- 
maciam als pacis publicae alieni territorii viola- 
tores — wegen Bruch des Landfriedens in einem 
fremden Staate — zu der für jene Zeit ſehr empfind⸗ 
lichen Strafe von 900 Reichstalern verurteilt; doch 
wurde die Strafe durch das von der württember⸗ 
giſchen Regierung angerufene Reichskammergericht 
zu Speyer i. J. 1618 niedergeſchlagen. 

Weitere Vorſtöße gegen die mißliebigen Rechts⸗ 
verhältniſſe im Donauried unterſagte den Württem⸗ 
bergern der inzwiſchen auflodernde Religionskrieg, 
der die Aufmerkſamkeit der Streitenden hüben wie 
drüben in weit dringenderen Sorgen gefeſſelt hielt, 
indem er dreißig drangſalvolle ſchwere Jahre mit 


) Die ſchlauen Gundelfinger hatten nach dem Satze: 
wer gut ſchmiert der gut fährt, ihre Bitte mit dem An⸗ 
erbieten eines Zehents vom Holzertrage unterſtützt; das 
Anerbieten war angenommen worden. 
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Brand, Verwüſtung und Tod durch die Lande 
heulte. Wie nach Ablauf dieſer harten Zeit die 
Gundelfinger in keineswegs unedelmütiger Weiſe 
an den Sontheimer und Brenzer Gegnern ſich ge⸗ 
rächt haben, iſt ſchon im letzten Abſatz zu Ziff. I 
dieſer Abhandlung ausgeführt. Es verdient be⸗ 
merkt zu werden, daß in dem einſchlägigen Der: 
trage v. J. 1666 auch das Verlangen nach einer 
mit der Säuberung der Mähder zu verbindenden 
„genauen Nachweiſung“ des Beſitzſtandes, alſo wohl 
einer Abmarkung und Vermeſſung der beiderſeitigen 
Boden⸗ und Rechtsanſprüche geſtellt wurde. Leider 
iſt es hiezu nicht gekommen, denn die verbitterten 
Württemberger haben die Nachſicht der Gundelfinger 
als Zeichen eines ſchlechten Gewiſſens ausgelegt 
und ſich auch Uebergriffe über den verſtatteten Um⸗ 
fang der Säuberung zuſchulden kommen laſſen, ſo 
daß auch dieſer Vertrag, weit entfernt eine dau⸗ 
ernde und nachhaltige Beſſerung in den Beziehungen 
zu bringen, im Gegenteil zur Quelle neuer Feind⸗ 
ſeligkeiten geworden iſt. 

Gleichwohl iſt im Laufe des 18. Jahrhunderts 
die Erregung bei den württembergiſchen Mähder⸗ 
beſitzern wenigſtens ſo weit abgeflaut, daß gewalt⸗ 
tätige Eingriffe großen Stiles und ernſtere Zu⸗ 
ſammenſtöße nicht mehr gemeldet werden, wenn 
auch in größeren Zwiſchenräumen der alte Groll 
ſtets wieder durchzubrechen drohte. Das Feuer 
glomm im großen und ganzen mehr unter der Aſche 
fort und aͤußerte ſich in der Hauptſache nur in 
gelegentlichen Uebergriffen einzelner Mähderbeſitzer, 
denen die Gundelfinger mit „Pfändungen“ oder 
mit gerichtlichen Anzeigen zu begegnen wußten. 
Aufs neue ſind die Anſprüche geſchloſſen und all⸗ 
gemein erſt dann wieder rege geworden, als ſich die 
Waldungen im Donauried unter der ſachverſtaͤndigen 
und pfleghaften Aufſicht der Stadt gegen das 
19. Jahrhundert hin in fortſchreitendem Maße zu 
begehrenswerten Wertgegenſtänden entwickelten. 
Wieder war es da die württembergiſche Regierung, 
die ſich des vermeintlichen Rechts ihrer Sontheimer 
und Brenzer Untertanen nachdrücklich annahm und 
ſchließlich i. J. 1816 mit der bayeriſchen Regierung 
auf diplomatiſchem Wege in Verhandlungen trat 
mit dem Ergebnis, daß die beiderſeitigen Regierungen 
nach zweijährigem Schriftwechſel die Sache der 
richterlichen Entſcheidung überließen. 

Es kam nun v. J. 1821 ab zu einem lang⸗ 
wierigen Prozeß, der nach 16 Jahren endlich 
i. J. 1837 vor dem K. bayer. Oberappellations⸗ 
gericht zu München in dritter und letzter Inſtanz 
(auf Grund zehnjährigen Erſitzungsrechts) zugunſten 
der Gundelfinger und ihrer Holznutzungsrechte 
ſeinen endgültigen Abſchluß fand. 


IV. 

Gerade in die Zeit der währenden Prozeſſe, 
die wieder alle Leidenſchaften zum Aufflammen 
brachten, fiel in Bayern die allgemeine Landes— 
ver meſſung, welche, ſüdlich der Donau ſeit dem 


218 


Jahre 1808 betrieben, das nördliche Ufer im Ge: 
richtsbezirk Lauingen i. J. 1823 erreichte. Es ge⸗ 
lang der Vermeſſungskommiſſion zunächſt nicht, 
diejenigen Maßnahmen im Donauried durchzuſetzen, 
welche die für den Vermeſſungszweck unerläßliche 
klare Bezeichnung der Grundſtücksumfaͤnge und der 
mit dem Holzrecht belaſteten Flächen herbeiführen 
ſollten: die ſtreitenden Parteien waren nicht gemein⸗ 
ſam aufs Feld zu bringen, eine von den Württem⸗ 
bergern allein vorgenommene Ausſteckung aber war 
auf Einſpruch der Gundelfinger, welche in der 
Hitze des Rechtsſtreites nunmehr ſogar das Grund⸗ 
eigentum felbft (auf Grund eines längſt verjährten 
Beſitzſtandes und der Alleinnutzung), nicht mehr 
bloß das Nutzungsrecht, in Anſpruch nehmen wollten, 
vom zuſtändigen bayeriſchen Gericht unter Hinweis 
auf den ſchwebenden Prozeß für ungültig erklärt 
worden. So iſt es gekommen, daß ein zuſammen⸗ 
hängender Komplex von 908 bayer. Tagwerk 
(309,4 ha), welcher faſt ausſchließlich die meiſt⸗ 
ſtrittigen Maͤhder der Württemberger enthielt, 
damals von der Landesvermeſſung überhaupt aus⸗ 
geſchloſſen werden mußte, und daß die einichlägigen 
Originalvermeſſungsblätter v. J. 1823 an Stelle 
von 190 einzelnen Grundſtücken nur einen weißen 
leeren Raum zeigen. Es hat volle 7 Jahre ge⸗ 
dauert, bis endlich i. J. 1830 nicht ohne einigen 
obrigkeitlichen Druck, weil außerdem eine Grund⸗ 
ſteuerkataſtrierung der Riedmähder gar nicht zu 
erzielen geweſen waͤre, aber doch unter dem ver⸗ 
langten „Beizug ſämtlicher Adjazenten“ die aus⸗ 
ſtändige Vermeſſung hat nachgeholt werden können. 

Die Vermeſſung hat die durch Pflöcke 
vermarkten Eigentumsgrenzen mit aller erreichbaren 
Schärfe aufgenommen und die Rechtsabgrenzungen 
auf den Plänen nach dem natürlichen unvermarkten 
Stande in der Form von Kulturausſcheidungen 
behandelt derart, daß die freieigenen Wieſenſtücke 
von den rechtsbelaſteten beſtockten Teilen des gleichen 
Eigentumsſtücks nur durch die in den bayeriſchen 
Kataſterplaͤnen bekannten punktierten Linien der 
Kultur: oder Bonitätsbegrenzung geſchieden find; 
das Wieſenſtück erhielt zur Stammnummer des 
Planes die angehängte Litter a, das Waldſtück die 
Litter b (ſog. Buchſtabennumerierung), und es wurde 
für die beiden geſonderten Beſtandteile des Eigen⸗ 
tumsſtückes der Maßinhalt je geſondert berechnet. 

Dementſprechend hat die an die Vermeſſung 
anſchließende Bodenklaſſifikation die Wieſen⸗ 
und die Waldſtücke je an die einſchlägigen Muſter⸗ 
gründe angeglichen und im weiteren regelmäßigen 
Verfahren aus Grundfläche und Bodenklaſſe für 
jedes Kulturſtück beſonders die Steuerverhältnis: 
zahl ausgemittelt. So iſt z. B. die dem Söldner 
Chriſtian Lindenmaier Hs.⸗Nr. 24 in Sontheim 
gehörige Wieſe Pl.⸗Nr. 8252 4 zu 4,23 Tgw. in 
die 8. Bonitätsklaſſe eingereiht, woraus ſich eine 
Grundſteuerverhaͤltniszahl von 33,8 berechnet, und 
der dem gleichen Grundeigentümer und zum gleichen 
Grundſtück gehörige Wald Pl.⸗Nr. 8252 b zu 
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3,92 Tgw. in Klaſſe 3 mit 12,7 Verhältnis⸗ 
zahlen vorgetragen. 

Inſoferne beſteht jedoch eine Ungleichmaͤßigkeit 
in der formalen Behandlung, als auf denjenigen 
meiſt bayeriſchen Eigentümern zugehörigen Mähdern 
des Donaurieds, welche ſchon gleich beim erſtenmal 
i. J. 1823 haben gemeſſen werden können, nicht 
die Buchſtabennumerierung ſondern die ſog. Bruch⸗ 
numerierung zur Anwendung kam, fo daß z. B. 
das zu H3.:Nr. 258 in Gundelfingen gehörige 
Donauriedmahd Pl.⸗Nr. 6927 zu 10,88 Tgw. in 
demjenigen Teile, welcher aus Grasland beſteht, 
mit der Pl.⸗Nr. 6927, im anderen rechtsbelaſteten 
en aber — dem Holzplatz — mit der 
Pl.⸗Nr. 6927 ½ bezeichnet iſt. Abgeſehen von dieſer 
Ungleichmäßigkeit der Numerierung — welche im 
Hinblick auf das Grundbuch (vgl. 88 171 u. f. der 
Dienſtanweiſung für die Grundbuchämter) keines⸗ 
falls bedenkenfrei erſcheint — iſt das übrige Ver⸗ 
fahren aber einheitlich geblieben, und es ergab fich 
daher für das Wieſenſtück Pl.⸗Nr. 6927 bei einem 
Flächeninhalt von 9,71 Taw. und der Klaſſe 8 
eine Grundſteuerverhältniszahl von 77,7, für das 
Waldſtück von 1.19 Tgw. Fläche und der Klaſſe 5 
eine Verhältniszahl von 6,0. 

Soweit war durch den Gang der Landesver⸗ 
meſſung eine unbeſtreitbare Ordnung im Donau⸗ 
ried erzielt, und es konnte nunmehr zur Liqui⸗ 
dation als der letzten und unmittelbaren Vorſtufe 
der Grundſteuerkataſtrierung geſchritten werden, zu 
jenem Geſchäfte, das nach den 88 61 und 63 
Grundſteuer Z. v. J. 1828 in legalen Verhand⸗ 
lungen die Anerkennung des vermeſſenen Beſitzes 
und der erhobenen Reallaſten ꝛc. bezweckte und in 
einer Art beſorgt werden ſollte, daß es für die 
Zukunft vollen Glauben haben würde. 

Die Liquidation fand zunächſt Schwierigkeiten 
an denjenigen zahlreichen Mähdern des Donau: 
rieds, welche verſtreute einzelnſtehende Hochſtämme 
— die Holzſchöpfen — enthielten, von deren Auf⸗ 
nahme ſowohl die Meſſung wie die Klaſſifikation 
hatten Abſtand nehmen müſſen, weil eine Grund: 
fläche für den einzelnen Baum im Maßſtab des 
Kataſterplanes (1: 5000) nicht dargeſtellt und im 
Bonitierungskataſter nicht ausgedrückt werden konnte. 
Die Liquidationsoberleitung veranlaßte daher, um 
auch dieſe Holzſchöpfen nach Tunlichkeit im Grund⸗ 
ſteuerkataſter zum Ausdruck zu bringen, vor allem 
eine nachträgliche Abſchätzung auf dem Wege der 
Forſttaxation, wobei ſich ergab, daß auf 217 Wieſen⸗ 
grundſtücken im Donauried 3786 Eichenſtaͤmme 
im Alter von durchſchnittlich 150 Jahren und einem 
Lokalnutzungswert von 43834 fl. oder einem jähr⸗ 
lichen Nutzungsertrag von 890 fl. ſtanden. 

Da es keinem Zweifel unterliegen konnte, daß 
für dieſen Ertrag nicht die Bodeneigentümer, ſondern 
die nutzungsberechtigten drei Gemeinden ſteuer⸗ 
pflichtig waren, ſo hat man den jährlichen Holz 
ertrag aus den Einzelſtämmen in Steuerverhaͤltnis— 
zahlen umgeſetzt, die letzteren von der den Heuertrag 


ausdrückenden Verhältniszahl der Wieſen in Abzug 
gebracht und ſolchermaßen auf dem gleichen Grund⸗ 
ſtück dem Wieſeneigentümer die Steuer von dem 
angeglichenen Heuertrag, dagegen den Zweigrechts⸗ 
befitzern die Steuer von dem jährlichen Holzertrag 
berechnet. 

Nach dieſem der Billigkeit wohl entſprechenden 
Verfahren geftaltete ſich alſo der Steuerverhältnis⸗ 
zahlenvertrag in unſeren Beiſpielsfallen wie folgt: 


Pl.⸗Nr. 8252 a, Wieſe im Rauhmad, 4,23 Tgw. 
X 8227, 8 StV. f. d. Eigentümer, 

Pl.⸗Nr. 8252 a, Holzſchöpfe (30 Eichen) 6,0 StV. 
f. d. 3 Gemeinden; 

Pl.⸗Nr. 6927, Wieſe in den Beſen 9,71 Tgw. 
X 8 = 73,8 StVZ. f. d. Eigentümer, 

Pl.⸗Nr. 6927, Holzſchöpfe (11 Eichen) 3,9 StV. 

d. 3 Gemeinden. 


Wir haben daher im Grundſteuerkataſter von 
Gundelfingen die ſonſt kaum wiederkehrende Er⸗ 
ſcheinung, daß an zahlreichen Wieſengrundſtücken 
zwei Steuerpflichtige, von denen nur einer Grund⸗ 
eigentümer iſt, ſich in die Grundſteuerverhältnis⸗ 
zahl teilen in einer Weiſe, daß nur der eine Teil 
dem Rohertrag im Sinne des Grundſteuergeſetzes 
entſpricht, während der andere im Weſen eine reine 
Ertragsſteuer darſtellt. 

Die Liquidation hat aber noch eine andere 
weit bedenklichere Beſonderheit gebucht: ſie hat, 
was in Gleichform mit dem bei den Holzſchöpfen 
angewandten Verfahren der Steuerüberſchreibung 
an die Rechtsnießer zuläſſig geweſen wäre, bei den 
Holzplätzen ebenfalls nicht nur die Grundſteuer⸗ 

verhältniszahl den Holzrechtsinhabern überbürdet, 

ſondern geglaubt — vielleicht unter dem Einfluß 
des im ſchwebenden Rechtsſtreit von Gundelfinger 
Seite eingenommenen und ſchon angedeuteten Stand⸗ 
punkts, daß nicht allein das Nutzungsrecht ſondern 
auch der Grund und Boden angeſprochen werden 
müßte — gleich die Holzplätze ſelbſt d. i. ſämtliche 
unter dem Buchſtaben b oder der Bruchnummer 
aus den Mähdern ausgeſchiedenen rechtsbelaſteten 
Waldſtücke unter dem Beſitztitel und ſür das Eigen⸗ 
tum der drei Gemeinden Gundelfingen, Peterswörth 
und Echenbrunn protokollieren zu ſollen. Die Liqui⸗ 
dation konnte ſich hiebei mit einigem Recht auf den 
§ 65 GrundStG. berufen, laut welchem „nur der 
Beſitzſtand des Zeitpunkts der Verhandlungen“ 
berückſichtigt zu werden brauchte. 

Dieſe i. J. 1834 erfolgte Protokollierung ſollte 
zwar, wie aus verſchiedenen Textwendungen gefolgert 
werden darſ, nur eine einſtweilige ſein, aber ſie iſt 
in die vor Beendigung des Rechtsſtreites i. J. 1837 
angefertigten Grundſteuerkataſter übergegangen und 
konnte nach dem letztinſtanziellen Entſcheid, der den 
drei Gemeinden nur das Nutzungsrecht, nicht auch 
das Bodeneigentum zuerkennt, nicht mehr berichtigt 
werden. So ſtanden alſo die Holzplätze wohl im 
Kataſter der Nutznießer, nicht aber im Kataſter der 
Eigentümer. Im übrigen hat befremdender Weiſe 
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auch das im Bezirk Lauingen bis zum Jahre 1845 
währende Reklamationsverfahren nach 88 95 und 96 
Grund StG. keinerlei Einwendung gebracht, vielleicht 
aus dem Grunde nicht, weil die praktiſche Aus⸗ 
übung eines Eigentumsrechts den Mähderbeſitzern 
nach den obwaltenden Umſtänden doch ausgeſchloſſen 
ſcheinen mußte, während einer gewiſſen ausgleichenden 
Billigkeit wenigſtens durch Ueberbürdung der Grund⸗ 
Bee an die Nutznießer Rechnung getragen 
chien. 

Wieder auf den Fall unſerer Beiſpiele angewendet 
ſtanden daher im extradierten Kataſter nur die 
Wieſen Pl.⸗Nr. 8252 a und 6927 auf dem Namen 
des Bodeneigentümers, dagegen die Pl.⸗Nr. 8252 b 
und 6927 ½ auf dem Namen der drei nutzungs⸗ 
berechtigten Gemeinden; letztere mit der auf den 
Holzplatz fallenden ganzen Grundſteuer, erſtere 
unter den erwähnten Ausſcheidungen. 

Seither hat man zwar auf dem Fortführungs⸗ 
wege das Gundelfinger Kataſter in der alsbaldigen 
Erkenntnis ſeiner Unzulänglichkeit zu verbeſſern ge⸗ 
ſucht, indem man bei Gelegenheit von Beſitzverände⸗ 
rungen das wirkliche Rechtsverhältnis in das Kataſter 
einzuführen ſtrebte. Allein abgeſehen davon, daß 
dieſe ſchrittweiſe Verbeſſerung von Fall zu Fall eben 
nur auf Teilen des Ganzen wirkſam werden konnte, 
iſt fie mangels einheitlicher Geſichtspunkte auch 
nicht immer in Formen vollzogen werden, welche der 
guten Abſicht auch den rechten Erfolg hätten ver⸗ 
bürgen können. Im großen und ganzen iſt die Kata⸗ 
ſtrierung noch heute die des Jahres 1837, und ihre 
Form daher von der Art, daß fie den Rechts⸗ 
geſchäften des Güterverkehrs mehr behindernd als 
fördernd entgegentritt. Dazu kommt, daß die Er⸗ 
gebniſſe der Kataſtrierung im Donauried auch in⸗ 
ſofern längſt nicht mehr dem wirklichen Stande 
entſprechen, als die i. J. 1823 und 1830 gemeſſenen 
Rechtsſcheidelinien bei dem Mangel jedweder Ab⸗ 
markung im Lauf der Jahrzehnte viele und belang⸗ 
volle Verſchiebungen erlitten haben, welche, niemals 
beachtet, die Uebereinſtimmung des Planes und 
Kataſters mit der Natur mehr und mehr vernichtet 
und die ſchon von Anbeginn mit Mängeln be: 
hafteten Beſchriebe in den öffentlichen Büchern — 
dem Grundſteuerkataſter und dem Hppothekenbuch 
— nachgerade bis an die äußerſte Grenze der 
Brauchbarkeit geführt haben. 

Deshalb würden angeſichts des Umſtandes, daß 
in der Zwiſchenzeit bereits zweimal (in den Jahren 
1856 und 1871) ſog. Kataſterrenovationen ſtatt⸗ 
gefunden haben, ohne daß über der Form die 
Sache zum Recht gekommen wäre,“) alle die Un⸗ 
zuverläſſigkeiten höchſt wahrſcheinlich noch weiter 
fortgeſchleppt worden ſein, wenn nicht die mit dem 

e) Es gab eine Zeit in Bayern, da die Verläſſigkeit 
und Güte der Landesvermeſſungsergebniſſe nach der 
Regelmäßigkeit und Vollſtändigkeit der Grundſteuer— 
eingänge beurteilt wurde; in letzterer Hinſicht hat es 
Klagen von Belang nicht gegeben, alſo ſchienen die Dinge 
in Ordnung. 
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neuen Jahrhundert einſetzende Grundbuchanlegung 
ſich vor die Unmöglichkeit geſtellt geſehen hätte, 
aus den vorhandenen Unterlagen ein mit den tat⸗ 
ſächlichen Verhältniſſen im Donauried, der gegebenen 
Rechtslage und den gepflogenen Erhebungen über⸗ 
einſtimmendes beweiskraftiges Grund buch zu ge: 
ſtalten. (Schluß folgt.) 


Die LKonzeſſionspflicht der ſtehenden 
Kinematographentheater nach bayeriſchem 
Landesrecht.) 

Von Gerichtsaſſeſſor Dr. Albert Hellwig in Berlin. 


Daß die ſtehenden Kinematographentheater dem 
8 33a GewO. nicht unterſtehen, da kinematogra⸗ 
phiſche Vorführungen weder als Schauſtellungen 
von Perſonen noch als theatraliſche Vorſtellungen 
aufgefaßt werden können, da bei ihnen nicht lebende 
Perſonen handelnd auftreten, iſt heute allgemein 
anerkannt.!) Eine andere Frage iſt, ob durch Landes⸗ 
recht die Konzeſfionspflicht eingeführt werden kann. 

In Preußen iſt dies jedenfall nach der Ent⸗ 
ſcheidung des Oberverwaltungsgerichts vom 11. Mai 
1903 1¹0 nicht als zuläſſig zu erachten. 

Dieſer Aufſaſſung haben ſich auch bezüglich der 
kinematographiſchen Vorführungen, wie ich auf 
Grund einer Umfrage bei Polizeibehörden feſtſtellen 
kann, die Verwaltungsbehörden wohl aller Bundes⸗ 
ſtaaten angeſchloſſen mit alleiniger Ausnahme von 
Elſaß⸗Lothringen und von Bayern. 

In Elſaß⸗Lothringen beſteht allerdings landes⸗ 
rechtlich die — freilich nicht ganz unbeſtrittene — 
Möglichkeit, die Eröffnung eines ſtehenden Kine⸗ 
matographentheaters nach freiem Ermeſſen der Orts⸗ 
polizeibehörden zu verbieten. Durch § 3 des Ge: 
ſetzes betreffend Einführung der Gewerbeordnung 
in Elſaß⸗Lothringen vom 27. Februar 1888 ſind 
die landesrechtlichen Beſtimmungen über „Theater⸗ 
polizei“ aufrechterhalten worden und damit nach 


1) Anmerkung des Herausgebers: Der für 
das bayeriſche Gewerberecht ſehr bedeutſamen Frage 
wird vorausſichtlich in einer der nächſten Nummern ein 
weitere Abhandlung gewidmet werden. | 

1%) Vgl. z. B. Meyer „Konzeſſionszwang für kinemato— 
graphiſche und phonographiſche Darbietungen?“ („Das 
Recht“ 1907 S. 1525 f.); Reichert „Beauſſichtigung der 
Kinematographentheater“ („Preußiſches Verwaltungs- 
blatt“ Bd. 29 S. 469); Schmid, Fallen Vorführungen mittels 
Kinematographen unter die Beſtimmungen der 88 33 a, 
33 b und 55 Ziff. 4 GewO. oder unter das Preßgeſetz?“ 
(„Beitichrift für freiwillige Gerichtsbarkeit und Gemeinde⸗ 
verwaltung in Württenberg“ 1910 S. 118). Dagegen: 
Fuld „Die kinematographiſchen und verwandten Schau: 
ſtellungen“ („Die Selbitverwaltung” 1908 S. 339) und 
Cohn „Kinematographenrecht“ (Berlin 1910 S. 12 f.) und 
neuerdings auch Elſter „Kinozenſur und Kinokonzeſſion“ 
(Recht und Wirtſchaſr“ Ihg. II S. 103 ff). 

1) Entſcheidungen des Oberverwaltungsgerichts 
Bd. 43 S. 304. 
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herrſchender und meines Erachtens richtiger Meinung 
auch diejenigen landesrechtlichen Beſtimmungen, aus 
denen man eine Konzeſfionspflicht der ſtehenden 
Kinematographentheater herleiten kann. 

Eine derartige reichsrechtliche Beſtimmung, welche 
auch für Bayern einen ähnlichen Vorbehalt macht, 
beſteht nicht. Dennoch ſteht die Praxis der baye⸗ 
riſchen Verwaltungsbehörden faſt einmütig auf dem 
Standpunkt, daß auch in Bayern landesrechtlich 
eine Konzeſſionspflicht der ſtehenden Kinematogra⸗ 
phentheater beſtehe und daß dies reichsrechtlich zu⸗ 
laͤſſig ſei. 

Auf Grund meiner Umfrage, die ergänzt wird 
durch die Berichte der kinematographiſchen Fach⸗ 
zeitſchriften, kann ich feſtſtellen, daß dieſer Stand⸗ 
punkt beiſpielsweiſe vertreten wird in Augsburg, 
Nürnberg, Fürth, Ingolſtadt und München.“) Die 
einzige mir bekannte Ausnahme iſt Bayreuth, deſſen 
Stadtmagiſtrat nach einer mir erteilten Auskunft 
die Konzeſſionspflicht für ſtehende Kinematographen⸗ 
theater nicht für zuläſſig erachtet. 

Die in Bayern herrſchende Verwaltungspraxis 
ſtützt ſich auf 8 4 der Königlichen Verordnung 
vom 3. Juli 1868 die Schau⸗ und Vorſtellungen 
betreffend ſowie auf Art. 32 des bayeriſchen Pol StGB. 
vom 26. Dezember 1871. 

Es muß zugegeben werden, daß kinematogra⸗ 
phiſche Vorführungen, wie ſie in den Kinematogra⸗ 
phentheater üblicherweiſe veranſtaltet werden, unter 
die in Art. 32 Pol StGB. und in der Königlichen 
Verordnung genannten Veranſtaltungen fallen. Man 
kann ſie nämlich zweifellos als „öffentliche Luſtbar⸗ 
keiten“ bezeichnen, die den theatraliſchen Vorſtel⸗ 
lungen in gewiſſer Weiſe ähnlich find, ebenſo gut 
aber auch — wenigſtens ſoweit nicht dramatiſche 
oder komiſche Films in Frage kommen — als ein 
Aufſtellen „ähnlicher Vorrichtungen“ wie Pano⸗ 
ramen bezeichnen. Ebenfalls find ſie zweifellos 
„Schauſtellungen“, welche in Wirtſchaſtsräumen oder 
an anderen öffentlichen Orten ſtattfinden. 

Auf den erſten Blick ſcheinen hiernach alſo die 
kinematographiſchen Vorführungen auch, ſoweit 
nicht die Beſtimmungen der 88 33 b und 55 Ziff. 4 
GewO. in Frage kommen, nach bayeriſchem Landes: 
recht konzeſſionspflichtig zu ſein. Auch wenn dieſe 
Auffaſſung zutreffend wäre, müßte aber doch noch 
unterſucht werden, ob durch das Inkrafttreten der 
Gewerbeordnung dieſe landesrechtlichen Beſtim⸗ 
mungen nicht als dem 8 1 GewO. widerſprechend, 
außer Kraft getreten ſind. 

Ueber eine Entſchließung einer Kreisregierung, 
durch welche dieſe Praxis für berechtigt erklart 
wurde, iſt in der kinematographiſchen Fachpreſſe 
folgendes berichtet worden: 

Der Polizeiſenat in Nürnberg hatte im Jahre 
1910 ein Geſuch um Errichtung eines Kinemato⸗ 
graphentheaters wegen mangelnden Bedürfniſſes 


— — — —y— 


9) Neuerdings fol allerdings in München dieſer 
Standpunkt aufgegeben ſein. 
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abſchlägig beſchieden. Der Geſuchſteller legte gegen 
dieſen Beſchluß Beſchwerde an die Kreisregierung 
ein, welche aber den Beſchluß des Nürnberger 
Polizeiſenats beſtätigte. In den Gründen ſoll aus⸗ 
geführt ſein, daß der Polizeiſenat ganz zutreffend 
beſchloſſen habe, die Zulaſſung von Kinematographen⸗ 
theatern aus dem Geſichtspunkte des Art. 32 Pol.⸗ 
StB. zu würdigen; die Berufung auf den Grund⸗ 
ſatz der Gewerbefreiheit und die angeblich hiergegen 
verſtoßende Beſchlußfaſſung gingen fehl; von der 
Aufſichtsbehörde ſei nicht zu beanſtanden, daß der 
Polizeiſenat zur Behandlung von Geſuchen um 
Zulaſſung von Kinematographentheatern in eine 
Würdigung der Bedürfnisfrage eingetreten ſei und 
auf die Bevölkerung und Verkehrsdichtigkeit des 
Stadtteils, in welchem ein derartiges Unternehmen 
errichtet werden ſolle, Rückſicht nehme; dies gelte 
um ſo mehr, als neuerdings verſchiedene Klagen über 
Kinematographentheater laut geworden ſeien; eine 
ſtrengere Beurteilung der Zulaſſung ſei daher am 
Platze.“) | 

In der wiſſenſchaftlichen Literatur und der dort 
veröffentlichten Rechtſprechung habe ich vergeblich 
auf Kinematographentheater bezügliche Ausführun⸗ 
gen zu finden verſucht. Wir müſſen uns daher 
damit begnügen die allgemeine Literatur und Recht⸗ 
ſprechung heranzuziehen. 

In den Urteilen vom 3. Juni 1880 und vom 
17. Oktober 1893) hat das Münchener Oberlandes⸗ 
gericht die fortdauernde Gültigkeit der erwähnten 
Königlichen Verordnung anerkannt, ebenſo das 
Oberſte Landesgericht in ſeiner Entſcheidung vom 
21. September 1901.) In den jüngften Ent: 
ſcheidungen dagegen erklärt das Oberſte Landes⸗ 
gericht den 8 4 VO. für nicht mehr gültig, da 
5 1 GewO. entgegenſtehe, dagegen den § 8, 
welcher eine polizeiliche Erlaubnis für jeden Ort 
des Gewerbebetriebes vorſchreibt, als eine Be⸗ 
ſtimmung über die Ausübung des Gewerbes noch 
für fortbeſtehend. So wird zwar auch in der 
Entſcheidung vom 22. November 1904) noch 
aus der Entſtehungsgeſchichte des § 33 b gefolgert, 
daß es ſich um eine Beſchränkung der Gewerbe⸗ 
ausübung handele und daß landesrechtliche Er⸗ 
gaͤnzungsvorſchriften zuläſſig ſeien und daß daher 
9 8 Abf. 2 VO. gültig ſei. Dagegen ſei § 4 mit 
der Einführung der Gewerbeordnung hinfällig ge⸗ 
worden, da er ſich auf die Zulaſſung zum Gewerbe⸗ 
betriebe beziehe. § 8 Abſ. 2 beziehe ſich nur auf 
die Art und Weiſe der Ausübung des Gewerbes; 


) „Lichtbildbühne“ Berlin 1910 Nr. 114 S. 6. So⸗ 
eben wird in derſelben Zeitſchrift 1913 Nr. 18 S. 23f. 
ein Fall aus Landshut geſchildert, in welchem die Re⸗ 
gierung von Niederbayern die Konzeſſionspflicht für 
Kinos unter Berückſichtigung der Bedürfnisfrage aner⸗ 
kannt hat. Der dann angerufene Verwaltungerichts hof 
hat ſich für unzuſtändig ertlärt. 

) Regers Entſcheidungen, Bd. 6 S. 5 ff. 

) Ebendort Bd. 15 S. 11f. 

e) Ebendort Bd. 21 S. 376 f. 

) Ebendort, Ergänzungsband 3 S. 389 ff. 
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allerdings ſchreibe er vor, daß der Berechtigte in 
den einzelnen Orten, an welchen er ſein Gewerbe 
ausüben wolle, hierzu die beſondere Erlaubnis der 
Ortspolizeibehörde nachzuſuchen habe. Dieſe Be⸗ 
ſtimmung beziehe ſich zunaͤchſt auf die in 8 4 ge⸗ 
nannten Berechtigten, allein bei ihrem rein polizei⸗ 
lichen Charakter finde ſie auch auf ſolche Perſonen 
Anwendung, welche an ſich zur Ausübung des 
Gewerbes berechtigt ſeien, alſo auch auf die, welche 
ihre Berechtigung aus 8 1 GewO. herleiteten. Bei 
Art. 33 PolStGB. mache es keinen Unterſchied, 
ob ein höheres Intereſſe der Kunſt und Wiſſen⸗ 
ſchaft gegeben ſei oder nicht.“) 

Die Literatur ſteht überwiegend auf dem Stand⸗ 
punkte, daß die Auffaſſung der bayeriſchen Gerichte 
nicht haltbar ſei.“) 

Kayſer bemerkt, daß die Vertreter und Gegner 
der Regierungsvorlage darüber einig geweſen ſeien, 
daß das Landesrecht entſcheiden ſolle, ob eine Er⸗ 
laubnis weitergehend als die reichsrechtliche verlangt 
werden dürfe.“) Er fügt aber hinzu, daß dieſer 
Standpunkt nicht unbedenklich ſei, da es ſich hier 
um eine Zulaſſung zum Gewerbebetriebe handele 
und hierfür, da aus der Faſſung nichts anderes 
erſichtlich ſei, die Gewerbeordnung allein maßgebend 
ſei. Vorſchriften, welche lediglich die Ausübung 
Beſchränkungen unterwerfe wie beiſpielsweiſe Be⸗ 
ſtimmungen über Polizeiſtunde, Gegenſtand der 
Aufführung. Kleidung der Vortragenden uſw. ſeien 
dagegen noch gültig., träfen aber auch nicht die 
Zulaſſung zum Gewerbebetriebe.“ 

Landmann meint, Landesgeſetze, welche auch 
für die Veranſtaltung von Luſtbarkeiten anderer 
Art, als fie in $ 33 a GewO. bezeichnet ſeien, z. B. 
für kinematographiſche und phonographiſche Vor⸗ 
führungen, Lichtbildervorträge, eine polizeiliche Er⸗ 
laubnis verlangen, würden als fortdauernd gültig 
nur dann zu erachten ſein, wenn ſie auf allgemein 
polizeilichen Erwägungen beruhten und jedermann 
beträfen, möge er die fragliche Luſtbarkeit gewerbs⸗ 
mäßig oder nicht gewerbsmäßig veranſtalten wollen.“) 

An anderer Stelle führt v. Landmann aus, 
daß landesrechtliche Vorſchriſten weitergehen dürften 
als die Beſtimmungen des § 33 b GewO., ſei es, 
daß ſie auf allgemein polizeilichen Rückſichten be⸗ 
ruhten, oder durch den 8 144 (Berufspflichten) ge⸗ 
deckt würden. In letzter Hinſicht verweiſt er auf 
die Enſtehungsgeſchichte des § 33 b.“) 

Krais bemerkt, für die Bewilligung der in Art. 32 
Abſ. 1 Ziff. 1 Pol StGB. genannten Schauſtellungen 
und Vorſtellungen ſei die Verordnung vom 3. Juli 


s) Regers Entſcheidungen, Ergänzungsband 3 

S. 389 ff. 

) Vgl. die Zitate bei Lan dman Anm. 6e zu 8 33b. 

10) Vgl. die ſtenographiſchen Berichte S. 1695, 1703, 
2599, 2601 und Bödiker „Die Gewerbe- und Unfall⸗ 
verſicherungsgeſetzgebung des Deutſchen Reichs“ S. 174 ff. 

11) Kayſer „Die Gewerbeordnung für das Deutſche 
Reich“ 2. Aufl. (Berlin 1888) Anm. 3 zu 8 33 b. 

1) Landmann Anm. 2 zu 8 33a. 

m) p. Landmann a. a. O. Anm. 6e zu 5 33 b. 
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1868 noch inſoweit maßgebend, als es ſich nicht 
um gewerbsmäßige Veranſtaltungen handele, indem 
ſie entweder unentgeltlich oder zwar gegen Zahlung 
eines Eintrittsgeldes, jedoch nur vorübergehend und 
nicht zum Privatvorteile des Unternehmers, z. B. 
für wohltätige oder ſonſt gemeinnützige Zwecke ſtatt⸗ 
fänden. Auch die in Art. 32 Ziff. 2 und Art. 33 
Pol StGB. aufgeführten Darbietungen könnten dieſen 
Beſtimmungen nur noch inſoweit unterworfen werden, 
als fie nicht gewerbsmäßig ſtattfänden. Handele es 
ſich dagegen um gewerbsmäßige Vor⸗ und Schau: 
ſtellungen, ſo kämen die entſprechenden Beſtim⸗ 
mungen der Gewerbeordnung zur Anwendung.“) 

Riedel und Sutner Heben in ihrem Kom⸗ 
mentar zu dem bahyeriſchen Polizeiſtrafgeſetzbuch — 
dem ausführlichſten und beſten, den wir beſitzen — 
auf dem Standpunkt, daß das Anwendungsgebiet 
jener landesrechtlichen Vorſchriften ſehr begrenzt ſei. 

Sie gehen davon aus, daß die Gewerbeord⸗ 
nung ſich nur auf die gewerbsmäßigen Veran⸗ 
ſtaltungen beziehe und auch bei ihnen in der Regel 
nur die Zulaſſung, nur in Ausnahmefällen, wie 
beiſpielsweiſe in 8 33 b GewO. auch die Ausübung 
des Gewerbebetriebes regele. Hieraus ergebe ſich, 
daß der Art. 32 Pol StGB. in allen denjenigen 
Fällen unverändert aufrechterhalten bleibe, in denen 
es ſich nicht um eine Berechtigung zum Gewerbe⸗ 
betriebe handele, daß er außerdem aber noch inſofern 
gültig ſei, als Bedingungen in Frage kamen, welche 
einer nach der Gewerbeordnung berechtigten Perſon 
bezüglich der Art und Weiſe der Ausübung ihres 
Gewerbebetriebes aus allgemeinpolizeilichen Rück⸗ 
ſichten auferlegt ſeien. „Soweit für Unterneh⸗ 
mungen der im Art. 32 Pol StGB. genannten Art 
durch die Gewerbeordnung eine Erlaubnis zum Ge⸗ 
werbebetriebe nicht geſordert iſt, darf auch durch 
die Landesgeſetzgebung die Zulaſſung zum Ge⸗ 
werbebetriebe nicht beſchränkt werden. Inſoweit 
tritt alſo Art. 32 gleichfalls außer Anwendung.“ “) 


Nach der Erweiterung, welche die urſprüng⸗ 
lichen Beſtimmungen der Gewerbeordnung durch 
die Novelle vom 1. Juli 1883 erfahren hätten und 
nachdem nunmehr auch die Nichteinholung der 
ortspolizeilichen Erlaubnis in den Fällen der 88 33 b 
und 60 a GewO. unter Strafe geſtellt ſeien, würden 
in der Regel die Beſtimmungen der Gewerbe⸗ 
ordnung an Stelle des Art. 32 Pol St GB. zur An⸗ 
wendung kommen, abgeſehen von Veranſtaltungen, 
die wie Maskeraden, Preiskegeln uſw. zunächſt nur 
als Vermittlung zur Gelegenheit einer Beluſtigung 
und nicht als Grundlage eines ſelbſtändigen Ge: 
werbebetriebes erſcheinen. Nur die in SI 32 und 
358 GewO. genannten ſtehenden Gewerbe bedürften 
einer polizeilichen Erlaubnis, andere Gewerbe nicht, 

1) Krais „Handbuch der inneren Verwaltung im 
„ Bayern“ 2. Aufl. Bd. 11 (Würzburg 1881) 


1% Riedel und Sutner „Kommentar zum Polis 
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ſofern ſie am Orte der gewerblichen Niederlaſſung 
oder außerhalb auf Beſtellung ſtattfänden und wenn 
ſie nicht auf den Straßen oder von Haus zu 
Haus dargeboten würden.“) 

Die Vorſtellungen aus dem Gebiete der Kunſt⸗ 
reiterei, Gymnaſtik und ähnlicher Kunſtfertigkeiten 
würden in der Regel, wenn ſie als ſtehende Ge⸗ 
werbe betrieben würden, als Schauſtellungen von 
Perſonen im Sinne des $ 33a GewO. zu gelten 
haben und im übrigen zu den Schauſtellungen im 
Sinne des 8 33 b und 8 60 a GewO. zu rechnen 
ſein. Dagegen könne zur Aufſtellung von Wachs⸗ 
figurenkabinetten, Panoramen und anderen Unter⸗ 
nehmungen der in Art. 32 Ziff. 2 Pol StGB. ge: 
nannten Art, wenn fie im ſtehenden Gewerbebetriebe 
erfolgten, eine gewerbepolizeiliche Erlaubnis nicht 
mehr gefordert werden.“) 

Für die Beurteilung der ferneren Gültigkeit 
des Art. 33 Pol StGB. ſeien dieſelben Grundſätze 
anzuwenden.“) 

Werth bemerkt, es würde dem 8 1 GewO. 
widerſprechen, wenn gewerbsmäßige kinematogra⸗ 
phiſche Vorführungen durch die Landesgeſetzgebung 
einer allgemeinen Genehmigung durch die Ver⸗ 
waltungsbehörden unterworfen würden. In dieſer Be: 
ziehung herrſche Uebereinſtimmung zwiſchen Theorie 
und Praxis; nur v. Landmann und die baye⸗ 
riſche Praxis ſeien abweichender Meinung. „Sie 
ſtützen ſich auf die Materialien zu 8 33 b und be: 
haupten, es gehe aus ihnen hervor, daß § 33 b 
eine erſchöpfende Regelung nicht beabfichtigt habe, 
alſo eine Ergänzung durch die Laudesgeſetzgebung 
zuläſſig ſei. Hier ſcheint mir jedoch ein Zurück⸗ 
gehen auf die Entſtehungsgeſchichte des 5 33 b ver: 
fehlt. Denn im 81 Gew., der als allgemeine 
Beſtimmung auch für 88 33a und 33 b gilt, iſt 
als Wille des Geſetzgebers klar geſagt, daß andere 
Beſchränkungen als die in der Gewerbeordnung 
vorgeſchriebenen oder zugelaſſenen nicht eingeführt 
werden dürfen. In beiden Paragraphen ſind aber 
irgendwelche Erweiterungen durch die Landes⸗ 
geſetzgebung nicht vorgeſehen und demnach unzu⸗ 
läſſig. In Uebereinſtimmung mit dieſer Auffaſſung 
hat auch das Oberverwaltungsgericht der früher 
gültigen Verordnung des Berliner Polizeipräfidenten 
betreffend kinematographiſche Vorſtellungen vom 
Jahre 1906 die Rechtsgültigkeit inſoweit abgeſprochen, 
als fie im $ 1 beſtimmte, daß keine kinematogra⸗ 
phiſche Vorſtellung in Berlin ohne ausdrückliche 
Erlaubnis des Polizeipräſidenten ftattfinden darf.“) 


10) Riedel⸗-Sutner a. a. O. Anm. 1b zu Art. 32. 

11) Ebendort Anm. 8 zu Art. 32. 

18) Ebendort Anm. 1 zu Art. 33. 

10) Hier befindet ſich Werth in einem ſchwer er⸗ 
klärlichen Irrtum. In der Pol VO. vom 5. Mai 1906 
beſtimmt § 1, daß u. a. die kinematographiſchen Vor⸗ 
führungen den Theatervorſtellungen im Sinne der Ber: 
ordnung vom 10. Juli 1851 gleichgeſtellt würden. 81 
der Verordnung vom 10. Juli 1851 lautet: „Keine öffent: 


zeiſtrafgeſetzbuch für das Königreich Bayern“ 6. Aufl. liche Theatervorſtellung darf im engeren oder weiteren 


(1903) Anm. 1a zu Art. 32. 


Polizeibezirk von Berlin ohne ausdrückliche Erlaubnis 
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Aus denſelben Gründen wird jeder Verordnung 
die Gültigkeit zu verſagen fein, die geſtützt auf 
Art. 32 bayer. Pol StGB. kinematographiſche Vor: 
ſtellungen ganz allgemein von einer polizeilichen 
Erlaubnis abhängig macht und eine Zuwiderhand⸗ 
lung unter Strafe ſtellt. Ebenſo iſt der Abſ. 2 
daſelbſt ungültig, weil ein ſolches Verfahren ſich 
ganz offenbar nicht mit dem 81 GewO. verträgt.“ 

Könnten auch, wie oben ausgeführt, die er⸗ 
wähnte K. Verordnung und der Art. 32 Pol StGB. 
auf kinematographiſche Vorführungen in ſtehenden 
Kinematographentheatern dem Wortlaute nach An⸗ 
wendung finden, ſo erſcheint es mir dennoch zweifel⸗ 
haft, ob dies auch der Fall iſt, wenn man die 
Verordnung ſinngemäß auslegt. 

81 BO. bezieht ſich auf die Schauſtellungen 
und Vorſtellungen von höherem Intereſſe der Kunſt 
oder Wiſſenſchaft; da in ihm erwähnt iſt, daß dieſe 
Schau⸗ und Vorſtellungen in einem beſonderen 
Lokale ſtattfinden müßten, kann kein Zweifel darüber 
beſtehen, daß auch die in ſtehendem Gewerbebetriebe 
veranſtalteten Schau⸗ und Vorſtellungen von höherem 
Intereſſe der Kunſt und Wiſſenſchaft von dieſem 
Paragraphen getroffen werden ſollen, ja ſie ſogar 
faſt ausſchließlich. Im übrigen aber will es mir 
ſcheinen, als gehe die Verordnung davon aus, daß 
alle anderen Schauſtellungen und Vorſtellungen 
nicht in ſtehendem Gewerbe ſtattfinden oder doch 
wenigſtens von Haus zu Haus, auf öffentlichen 
Straßen oder Plätzen veranſtaltet werden. Dies 
ergibt ſich m. E. aus folgenden Momenten. 81 bezieht 
fh nur auf diejenigen Schau: und Vorſtellungen 
von höherem wiſſenſchaftlichem oder künſtleriſchem 
Intereſſe, welche ſich in eigens dazu eingerichteten 
Lokalen befinden. Diejenigen Schau⸗ und Vor⸗ 
ſtellungen, welche zwar auch höheres Intereſſe der 
Kunſt und Wiſſenſchaft darbieten, aber nicht in 
ſtehendem Gewerbe betrieben werden, fallen alſo 
unter die folgenden Beſtimmungen der Verordnung, 
nicht unter den § 1. Der zweite Abſatz des 8 8 
hat offenbar zur 5 daß diejenigen 
Schau⸗ und Vorſtellungen, für welche gemäß 8 4 
ein Erlaubniäfchein erforderlich iſt, herumziehen, 
denn nur ſo iſt der Paſſus verſtändlich: „In den 
einzelnen Orten, in welchen der Berechtigte ſein 
Gewerbe ausüben will, hat derſelbe hierzu die be⸗ 
ſondere Erlaubnis der Ortspolizeibehörde nachzu⸗ 
ſuchen.“ Hierfür ſpricht auch, daß in Abſ. 4 des 


des Polizeipräſidiums ſtattfinden.“ Dieſe Berliner 
Theaterordnung iſt zur Ergänzung der Verordnung vom 
gleichen Tage über öffentliche Luſtbarkeiten ergangen, 
deren gleichlautenden 8 1 das Oberverwaltungsgericht 
allerdings für ungültig erklärt hat. Wahrſcheinlich denkt 
Werth an dieſes Urteil, wenn er meint, der 8 1 der 
Verordnung vom 5. Mai 1906 ſei aufgehoben. Dies iſt 
keineswegs der Fall. Auch erſetzt die Verordnung vom 
20. Mai 1908 nicht, wie Werth in einer Anmerkung be⸗ 
hauptet, jene vom 5. Mai 1906, ſondern ergänzt ſie nur, 
indem ſie die Organiſation der Filmzenſur darlegt. 

Werth, Oeffentliches Kinematographenrecht“ (Er⸗ 
langer Diff. 1910) S. 29 ff. 
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8 5 beſondere Beſtimmungen getroffen find für 
„einzeln herumziehende“ Muſikanten und andere, 
woraus ſich folgern läßt, daß im übrigen an 
herumziehende Geſellſchaften gedacht wird. Aus 
dieſen Gründen wird man m. E. den zwar allgemein 
lautenden, aber nicht ſo gemeinten Paragraphen 
ſo auslegen müſſen, daß er nur auf ſolche Dar⸗ 
bietungen Anwendung finden ſoll, die nicht im 
ſtehenden Gewerbebetriebe ſtattfinden. Dann werden 
aber auch die Art. 32 und 33 Pol StGB., welche 
auf dieſe Verordnung zurückgehen, in demſelben 
Sinne auszulegen ſein. Stimmt man dieſer Auf⸗ 
faffung bei, jo kann von einer Anwendung der 
fraglichen Beſtimmungen auf die ſtehenden Kine⸗ 
matographentheater keine Rede ſein. 

Aber auch, wenn man davon abfieht, muß es 
zum mindeſten als ſehr fraglich bezeichnet werden, ob 
die gegenwärtige Praxis der Verwaltungsbehörden 
in Bayern zuläffig iſt. 

Anerkannt iſt jetzt in der Rechtſprechung der 
bayeriſchen Gerichte, daß der $4 VO. von 1868 
nicht mehr gültig ſei, daß alſo bei gewerbsmäßigen 
kinematographiſchen Vorführungen in ſtehendem 
Gewerbebetriebe eine beſondere polizeiliche Erlaubnis 
nicht mehr gefordert werden darf, ſowie, daß alle 
landesrechtlichen Beſchränkungen der Zulaſſung zum 
Gewerbebetriebe unzuläffig ſeien. Mit dieſen Rechts⸗ 
grundſätzen ſtimmt es aber nicht überein, wenn 
die bayeriſchen Gerichte die Art. 32 und 33 Pol StGB. 
ſowie den 8 8 VO. auch dann noch für gültig 
anerkennen, wenn gewerbsmäßige Veranſtaltungen 
in Frage ſtehen, denn auch dieſe Beſtimmungen 
enthalten in Wirklichkeit eine Beſchraänkung der 
Zulaſſung zum Gewerbebetriebe. 

Die bayeriſchen Gerichte verkennen m. E. den 
Begriff der Zulaſſung zum Gewerbebetriebe, wenn 
fie annehmen, der 8 33 b GewO. enthalte nur 
Beſchränkungen der Ausübung des Gewerbebetriebes, 
aber nicht Beſchraͤnkungen der Zulaſſung zum Ge: 
werbebetriebe. Daß dies nicht richtig iſt, ergibt 
ſich, wie das Oberverwaltungsgericht“) ausführt, 
ſchon aus der Ueberſchrift des Titels, in welchem 
ſich dieſer Parapraph befindet, denn der Titel als 
Teil des Geſetzes darf bei der Auslegung eines 
Geſetzesparagraphen verwertet werden. Mit Recht 
führt das Oberverwaltungsgericht auch aus, daß 
es gleichgültig ſei, ob die Zulaſſung ein für allemal 
für den Gewerbebetrieb von Bedingungen abhängig 
gemacht werde, oder ob die Erlaubnis für jeden 
Akt der Ausübung des Gewerbebetriebes verlangt 
werde. Hiermit iſt der Grundſatz ausgeſprochen, 
daß es weniger darauf ankommt, ob formell eine 
Beſchränkung der Zulaſſung zum Gewerbebetriebe 
vorliegt oder ob eine ſolche Beſchränkung zwar 
nicht formell, aber doch materiell gegeben ſei. 

Sieht man aber auch zunaͤchſt einmal davon 
ab, daß tatſächlich ſowohl die Beſtimmungen des 


21) Entſcheidung vom 19. Dezember 1904 bei Reger, 
Erg.⸗Bd. 3 S. 236 f. 
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8 33 b als auch die Art. 32 und 33 Pol StGB. 
ſowie die Verordnung von 1868 eine Beſchraͤnkung 
der Zulaſſung zum Gewerbebetriebe aufftellen, jo 
wird man doch zu dem Ergebnis kommen, daß 
weitergehende Beſchränkungen der in 8 33 b ge⸗ 
nannten Gewerbe durch die Landesgeſetze unzu⸗ 
läſſig ſind. 8 5 

Daß der Reichstag — vielleicht in ſeiner Mehr⸗ 
heit — landesrechtliche Ergänzungen des § 33 b 
GewO. für möglich gehalten hat, mag zugegeben 
werden. Damit iſt aber nichts bewieſen. Man 
ſteht heutigen Tages nicht mehr auf dem Stand⸗ 
punkt, daß den Geſetzes materialien, insbeſondere 
vereinzelten Aeußerungen von Mitgliedern der 
geſetzgebenden Körperſchaften eine quafigejeliche 
Kraft zukomme, wenngleich ihre Bedeutung für die 
Auslegung zweifelhafter Stellen natürlich keines⸗ 
wegs verkannt werden kann. Der ſogenannte „Wille 
des Geſetzgebers“ hat nur dann Anſpruch auf Be⸗ 
rückſichtigung, wenn er in dem Geſetz auch erkenn⸗ 
bar zum Ausdruck gekommen iſt.“) Daß nun der 
angebliche Wille des Geſetzgebers, daß es ftatthaft 
ſein ſolle, über die Beſchraͤnkungen des $ 33 b 
GewO. hinauszugehen, in der Gewerbeordnung 
zum Ausdruck gelommen ſei, wird man kaum be⸗ 
haupten können: Im Gegenteil iſt durch die er⸗ 
wähnte Ueberſchrift des betreffenden Titels im 
Zuſammenhalt mit 8 1 GewO. klar genug zum 
Ausdruck gekommen, daß es ſich um eine Beſchränkung 
der Zulaſſung zum Gewerbe handelt und daß 
demzuſolge nach dem allgemeinen Grundſatze weitere 
landesrechtliche Beſchraäͤnkungen unſtatthaft ſeien. 


Aber ſelbſt, wenn man den Gegnern ſo weit 
entgegenkommt, daß man zugibt, daß es ſich bei 
den Beſtimmungen des § 33 b GewO. lediglich 
um Beſchränkungen der Ausübung des Gewerbes 
handelt, ſo wird man doch von jenem Grundſatze 
des Oberverwaltungsgerichts ausgehend, daß es 
nicht auf die Form ankomme, ſondern auf den 
Inhalt, zu der Ueberzeugung gelangen müſſen, daß 
jedenfalls ſolche Beſchränkungen der Ausübung des 
Gewerbes, welche tatſächlich nichts anderes als eine Be⸗ 
ſchränkung der Zulaſſung bedeuten, durch die Landes⸗ 
geſetze nicht auferlegt werden dürfen. Dies führt beſon⸗ 
ders klar auch das Urteil des Dresdener Oberlandes⸗ 
gerichts vom 11. März 1908 aus.“) Bevor mir dieſe 
beiden Entſcheidungen bekannt waren, habe ich gegen 
Biermanns“) Auffaſſung angekämpft, daß zu⸗ 
läſſige allgemeinpolizeiliche — im Gegenſatz zu 
gewerbepolizeilichen — Beſchränkungen der Aus⸗ 
übung des Gewerbes ſchon dann immer vorlagen, 
wenn ſich die Verordnungen an jedermann richten, 
alſo nicht nur die gewerbsmaͤßigen Veranſtaltungen 
von einer Genehmigung abhängig machen, ſondern 


22) Ich verweiſe nur auf Carl Schmitt „Geſetz 
und Urteil. Eine Unterſuchung zum Problem der Rechts: 
praxis“. (Berlin 1912) S. 22 ff. 

2) Reger Bd. 29 S. 166 ff. 

) Biermann „Privatrecht und Polizei in Preußen“ 
(Berlin 1897) S. 33. 


Zeitſchrift für Rechtspflege in Bayern. 1913. Nr. 11. 


überhaupt jede öffentliche Veranſtaltung, mag ſie 
nun gewerbsmäßig fein oder nicht. Ich führte 
dagegen aus: „Auf dieſe Faſſung der Polizei⸗ 
verordnung kann man meines Erachtens um des⸗ 
willen kein entſcheidendes Gewicht legen, weil ez 
ſonſt denkbar wäre, daß die Polizeibehörde, um die 
Beſchraͤnkungen zu umgehen, welche ihr die Gewerbe: 
ordnung für den Erlaß beſonderer gewerbepolizei⸗ 
licher Beſchränkungen auferlegt, einfach jede Polizei⸗ 
verordnung, auch wenn fie tatſächlich nur auf Ge⸗ 
werbetreibende Anwendung finden kann und nur 
für fie beſtimmt iſt, und ihrem Inhalte nach lediglich 
gewerbepolizeiliche Beſchränkungen enthält, doch for⸗ 
mell als allgemeine Polizeiverordnung erlaſſen 
würde. Ein derartiges Handeln contra legem 
kann aber nicht ſtatthaft ſein; es muß deshalb, 
wie mir ſcheint, auch bei denjenigen Polizeiverord⸗ 
nungen, welche ſich als allgemeinpolizeiliche Ver⸗ 
ordnungen ausgeben, doch jedesmal geprüft werden, 
ob fie ihrer Zweckbeſtimmung nach tatſächlich all: 
gemeinpolizeiliche oder gewerbepolizeiliche Beſchraͤn⸗ 
kungen enthalten.“ “) Legt man dieſe Grundſätze 
aber der Beurteilung der Frage zugrunde, ob 
eine derartige Beſchränkung der Ausübung des Ge⸗ 
werbes, wie ſie die fraglichen Beſtimmungen der 
VO. von 1868 und der Art. 32 und 33 Pol StGB. 
enthalten, noch zulaͤſſig ſein können, jo wird man 
zweifellos zu dem Ergebniſſe kommen müffen, daß 
jedenfalls ſo weit gehende Beſchränkungen unmöglich 
ſtatthaft ſein koͤnnen, da fie tatſächlich auch die 
gewerbsmäßigen kinematographiſchen Veranſtal⸗ 
tungen von der Willkür der Polizeibehörden abhängig 
machen und auf dieſe Weiſe die Zulaſſung zum 
Gewerbebetriebe tatſächlich — wenn auch nach der 
Anſicht der Gegner nicht formell — beſchränken. 
Dies kann um ſo weniger zuläſſig ſein, als auf 
dieſe Weiſe die Kinematographentheater, trotzdem 
fie nicht unter die gemäß 8 33 a konzeſſionspflichtigen 
Gewerbe fallen, doch in weit höherem Maße von 
der Willkür der Polizeibehörden abhängig ſind, 
als wenn ſie unter jene Beſtimmung der Gewerbe⸗ 
ordnung fallen würden, da dann die Zulaſſung 
jedenfalls nur aus beſtimmten geſetzlichen Gründen 
verſagt werden könnte. 

Wie es mit der theoretiſch umſtrittenen Frage ſteht, 
ob die Art. 32 und 33 Pol StGB. und der VO. 
von 1868 als zuläſſige Beſchrankungen der Aus: 
übung des Gewerbes noch in Kraft find, oder ob 
ſie Beſchränkungen der Zulaſſung des Gewerbes 
bedeuten und deshalb durch die Gewerbeordnung 
beſeitigt ſind, das zeigen am beſten die oben ange⸗ 
führten Beſtimmungen über die Kinematographen⸗ 
theater. Beſonders daraus, daß die Zulaſſung 
— genau wie bei den unter den § 33a Gew. 
fallenden Veranſtaltungen — ſogar davon abhängig 
gemacht werden kann, daß ein Bedürfnis gegeben 


24) Vgl. meine Abhandlung über die Kinematograpben⸗ 
zenſur in den Annalen des Deutſchen Reichs 1910 S. 99f. 
So jetzt auch Friedrichs „Das Polizeigeſetz“ (Berlin 
1911) S. 262. 
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iſt, kommt doch klipp und klar zum Ausdruck, daß 
wenigſtens die Praxis jene Beſtimmungen benutzt, 
um Beſchränkungen der Zulaſſung zum Gewerbe 
durchzuführen, welche in der Reichsgewerbeordnung 
weder beſtimmt noch zugelaſſen ſind. 

Ich komme ſonach zu dem Ergebnis, daß der 
Standpunkt der bayeriſchen Verwaltungsbehörden, 
daß die ſtehenden Kinematographentheater auf 
Grund der landesrechtlichen Beſtimmungen einer 
Konzeſſionspflicht unterlägen, nicht haltbar iſt. 
Meine Ausführungen, die im Wefentlichen ſchon 
vor anderthalb Jahren niedergeſchrieben ſind, werden 
vielfach beſtätigt durch das Urteil des Obs GSt. 
vom 23. März 1912 (Samml. Bd. 12 S. 136 ff.). 
Eine andere Frage freilich iſt, ob es nicht zweck⸗ 
mäßig wäre, auch die kinematographiſchen Vor⸗ 
führungen durch eine Novelle zur Gewerbeordnung 
unter die gemäß 8 33 a GewO. konzeſſionspflich⸗ 
tigen Darbietungen einzureihen.””) 


Kleine Mitteilungen. 


Pfändbarkeit des Dienſteinkommens eines peuſio⸗ 
nierten Staatsbeamten aus einem Privatdienſtverhält⸗ 
nis? Der Schutz der Unpfändbarkeit, welchen das 
LohnbeſchlG. den Dienftbezügen gewährt, erſtreckt ſich 
nach 8 1 nur auf Anſprüche aus dem Dienſtverhält⸗ 
nis, welches die Erwerbstätigkeit vollſtändig oder 
hauptſächlich in Anſpruch nimmt. Bezieht alſo der 
Schuldner aus mehreren Dienſtverhältniſſen ein Ein⸗ 
kommen, ſo genießt den Schutz des Geſetzes nur das 
Einkommen aus der Hauptbeſchäftigung, während die 
übrigen Einkünfte der Pfändung ganz unterworfen 
ſind.) Bei der Beurteilung der Frage, welches die 
Hauptbeſchäftigung iſt, iſt nicht die Höhe der Ein⸗ 
künfte ausſchlaggebend, ſondern der Umſtand, welcher 
Tätigkeit die überwiegende Arbeitszeit zugewendet 
wird. Bei einem aktiven Staatsbeamten nun, der 
ſelbſtverſtändlich ſeine Tätigkeit dem Staate ſo ziem⸗ 
lich vollſtändig zur Verfügung ſtellt, ſind Einkünſte 
aus irgendwelcher anderen Beſchäftigung ſtets in 
vollem Betrage der Pfändung unterworſen, da es ſich 
immer um eine „Nebenbeſchäftigung“ handeln wird. 
Wie geſtaltet ſich nun aber die Sachlage, wenn ein 
Staatsbeamter, der ſich in Penſion befindet, zur Er⸗ 
höhung ſeiner Einkünfte ein Dienſtverhältnis eingeht? 
Unterliegt ein ſolches Einkommen ebenſalls in vollem 
Umfang der Pfändung oder nur, ſoweit die Ver: 
gütung den Betrag von 1500 M für das Jahr 
überfteigt? 


200 Die Frage tft ftreitig: Vgl. einerfeit3 Berg» 
mann „Einführung der Konzeſſionspflicht für Kinos“ 
(„Bild und Film“ Ihg. II S. 82 ff) und Brenner 

„Das Reichskinogeſetz“ („Die Hochwacht“ Ihg. III S. 85 ff.), 
andererſeits meine Aufſätze über „Oefſentliches Kinemato— 
. („Preußiſches Verwaltungsrecht“ Bd. 34 

205), „Konzeſſionspflicht der Kinos, Reichs film⸗ 
a Reichs filmzenſur“ („Soziale Kultur“ 1913 
S. 129 ff.), ſowie „Die Entwickelung der Kinemato— 
graphentheater in Deutſchland“ (ebendort S. 291 ff.). 

1) Vgl. Sten Ber. über die Verhandlungen des 
Reichstags des Nordd. Bundes 1869 III S. 586 ff. 
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Das OLG. Nürnberg hat in einem Beſchluß 
vom 12. Mai 1912 (BIfRA. 1913 S. 94) dieſe Frage 
im erſteren Sinn entſchieden. Es ging hierbei von 
der Erwägung aus, das LohnbeſchlG. ſei in einem 
ſolchen Fall überhaupt nicht anzuwenden, da nach den 


Motiven des Entwurfs zu dieſem Geſetz der Ent⸗ 


wurf nur die Arbeiter im Auge habe, die ihren Er⸗ 
werb ausſchließlich in einem dauernden Verhältniſſe 
finden, und daß die Kommiſſion bei der Beratung 
des Geſetzes grundſätzlich jede Ausdehnung des Ge⸗ 
ſetzes auf Nebenbeſchäftigungen ausgeſchloſſen habe, 
auch wenn ſie keineswegs zufällig oder vereinzelt, 
vielmehr ebenfalls berufsmäßig ſind. 

Auch das Kammergericht hat in einem Beſchluß 
vom 6. Januar 1909 (OL GRſpr. 19 S. 34) den Lohn⸗ 
anſpruch eines penſionierten Staatsbeamten aus einem 
Privatdienſtverhältnis für den Fall der ausreichenden 
Höhe der Penſion in vollem Umfang für pfändbar 
erklärt, mit der Begründung, daß jede Tätigkeit eines 
penſionierten Staatsbeamten eine Nebenbeſchäftigung 
ſei, ſelbſt wenn ſie ſeine ganze Arbeitszeit in An⸗ 
ſpruch nehme. 

Gegen dieſe Anſicht haben ſich ausgeſprochen das 
OLG. Kiel in OL GRſpr. 25 S. 220 und Meyer, Be⸗ 
ſchlagnahme 1910 Bem. B, 2, b S. 104, m. E. mit 
Recht. Denn beide obenerwähnten Entſcheidungen 
ſtehen mit den Grundſätzen des LohnbeſchlG. nicht 
im Einklang. 

Die Stelle aus den Motiven des LohnbeſchlG., 
auf die ſich das OLG. Nürnberg beruft, iſt für den 
vorliegenden Fall nicht durchſchlagend. Bei dem Aus⸗ 
druck „Nebenbeſchäftigung“ iſt der Hebel einzuſetzen. 
Die Unterſcheidung zwiſchen Haupt⸗ und Neben⸗ 
beſchäftigung darf nicht verquickt werden mit 
der Gegenüberſtellung von Haupt⸗ und Neben ein⸗ 
nahmen. Denn nicht die Einnahmen ſondern die 
Erwerbstätigkeit bildet den Maßſtab dafür, welche 
Lohnanſprüche durch das Geſetz geſchützt werden ſollen, 
und der 8 1 des LohnbeſchlG. läßt grundſätzlich alle 
Einnahmen unberührt, die aus andern Quellen als 
einem Arbeits⸗ oder Dienſtverhältnis fließen. Die 
Tatſache des Penſionsbezuges an ſich hat alſo keinerlei 
Einfluß auf die Frage der Pfändbarkeit des Ein⸗ 
kommens aus einem Privatdienſtverhältnis, wenn 
nicht etwa die Stellung des Penſioniſten als ſolche 
und ſein Verhältnis zum Staat die Anſicht recht⸗ 
fertigten, daß ſeine Tätigkeit aus dem Privatdienſt⸗ 
verhältnis als Nebenbeſchäftigung im obenerwähnten 
Sinn zu beurteilen ſei. Das iſt aber nicht der Fall. 
Das Kammergericht meint dies zwar mit der Be⸗ 
gründung, daß ein penſionierter Staatsbeamter über⸗ 
haupt keine „Hauptbeſchäftigung“ mehr habe. Dies 
iſt aber eine willkürliche Aufſtellung, die weder an 
den Tatſachen noch in dem Geſetze eine Stütze findet. 
Denn einerſeits kann aus dem Umſtande, daß viele 
Penſioniſten nichts mehr arbeiten, nicht der Schluß 
gezogen werden, daß nur eine Nebenbeſchäftigung 
treibe, wer ſich dennoch zur Arbeit entſchließt und 
ſeine ganze Arbeitszeit verwendet. Andererſeits kann 
aus folgendem Grunde von einer „Nebenbeſchäſtigung“ 
nicht geſprochen werden: Der Penſioniſt hat An⸗ 
ſpruch auf den Bezug ſeiner Penſion ohne irgend— 
welche Gegenleiſtung, er übt als Staatsdiener keine 
Beſchäftigung mehr aus, und es iſt gleichgültig, ob 
die Penſion als Gegenleiſtung für früher geleiſtete 
Dienſte zu gelten hat oder nicht. Kommt alſo nur 
die einzige Beſchäftigung aus dem Privatdienſtver— 
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hältnis in Frage, ſo ift für die Unterſcheidung zwiſchen 
Haupt⸗ und Nebenbeſchäftigung überhaupt kein Raum 
mehr und die Vorſchriften des Lohnb eſchlG. müſſen 
auf den Bezug aus dem Privatdienſtverhältnis an⸗ 
gewendet werden. 

Nach 8 4 Z. 4 a. a. O. iſt ein folder Dienſtbezug 
daher nur inſoweit pfändbar, als er den Betrag von 
1500 M für das Jahr überſteigt. 

. Dr. Stepp in Nürnberg. 


Einige Fehler bei der Führung des Grundbuchs 
in den Landesteilen rechts des Rheins. Manche Richter 
vertreten die Anſchauung, daß ſie bei Uebertragung 
von Blättern, die mit Hypotheken vor dem 1. Januar 
1878 belaſtet find, die bis dahin in Bayern beſtandenen 
Feldmaße mit übernehmen müßten. Es gehe nicht 
an, unter dem Datum vor dem 1. Januar 1878 ein 
Meterflächenmaß anzuführen, das zu dieſer Zeit noch 
gar nicht beſtanden habe. Dieſe Anſchauung iſt irrig. 
Nach 8 299 Abſ. III DAUGBUE. fol der Flächeninhalt 
nach dem Meterflächenmaß und zwar nach Hektar, 
bei Grundſtücken, die einen geringeren Flächeninhalt 
als ein Hektar haben, in Bruchteilen eines Hektar 
nach dem Dezimalſyſtem angegeben werden. Der 
8 468 ordnet an: Gegenſtandslos gewordene Ein⸗ 
tragungen werden auf das neue Blatt nur inſoweit 
übernommen, als es zum Verſtändniſſe der noch 
gültigen Eintragungen erforderlich iſt. Die IME. 
vom 16. Auguſt 1909 Nr. 9240 ſagt hierzu: „Gegen⸗ 
ſtandsloſe Eintragungen im Sinne des 8 468 der 
Dienſtanweiſung werden auch dann auf das neue 
Blatt nicht mitübernommen, wenn ſie mit anderen zu 
übertragenden Eintragungen in einem einzigen Vor⸗ 
trage und unter einer Nummer zuſammengefaßt ſind. 
Als gegenſtandsloſe Eintragungen ſind auch jene Bei⸗ 
ſätze und Zuſätze anzuſehen, die überflüſſig und für 
die rechtliche Beurteilung der Sachlage bedeutungslos 
ſind.“ Der Vortrag des alten Feldmaßes iſt eine 
gegenſtandslos gewordene Eintragung. Das alte 
bayeriſche Flächenmaß darf demnach bei Uebertragungen 
auf das neue Blatt nicht mitübernommen werden. 

Auch in anderen Fällen wird der 8 468 nicht immer 
genügend beachtet. Das iſt in mehreren Suftiz: Minis 
ſterial⸗Entſchließungen, zuletzt mit IME. vom 21. Ok⸗ 
tober 1912 Nr. 40 243 ausgeſprochen worden. Auch 
ſolgende der Praxis entnommene Beiſpiele werden 
es beſtätigen. 

Abteilung l. 

1/J. Am 23. April 1902. R. Georg Philipp und 
Eva Maria lt. Ehe⸗ und Erbvertrag des K. Not. X. 
vom 8. April 1902 GRNr. 240 in allgemeiner Güter: 
gemeinſchaft nach bürgerlichem Geſetzbuche; 
Oekonomensehegatten Hs.-Nr. 14 in K. zum ge⸗ 
meinſchaftlichen Eigentume nach gleichen 
unausgeſchiedenen Bruchteilen erkauft lt. 
Kaufvertrag des K. Not. X. vom 21. April 1902 
GR Nr. 173. 

2/1, Am 14. März 1905. R. Georg Michael, 
verheirateter Oekonom in W., lt. Ehe- und Erb⸗ 
vertrag des K. Not. X. vom 10. März 1905 GRNr. 315 
mit ſeiner Ehefrau Margaretha, volljährigen 
Oekonomenstochter von R. a. W. in allge⸗ 
meiner Gütergemeinſchaft lebend, zum Allein-⸗ 
beſitz und Alleineigentum übergeben erhalten 
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durch Uebergabsvertrag des K. Not. X. vom 
10. März 1905 GRNr. 316. 

Die Worte des Vortrages 1/1 „zum gemein⸗ 
ſchaftlichen Eigentume nach gleichen unausgeſchiedenen 
Bruchteilen“ ſind geradezu unrichtig. Sie drücken 
das durch die allgemeine Gütergemeinſchaft entſtandene 

„Geſamthandsverhältnis“ nicht richtig aus. Unrichtig 
ift der Vortrag unter 2/11 dadurch, daß er den Ehe⸗ 
mann als Alleineigentümer bezeichnet. Die Schließung 
des Ehevertrags auf Einführung der allgemeinen 
Gütergemeinſchaſt am Tage des Erwerbs läßt er⸗ 
kennen, daß der Wille des Ehemanns darauf gerichtet 
geweſen iſt, das Eigentum gemeinſchaftlich mit ſeiner 
Ehefrau zu erwerben. 

Im übrigen bergen die zwei Vorträge mehrere 
gegenſtandsloſe Eintragungen im Sinne des 8 468 
der Dienſtanweiſung. 

1. „Nach Bürgerlichem Geſetzbuche“. Der Ehe⸗ 
und Erbvertrag iſt am 8. April 1902 geſchloſſen. Nach 
8 1433 BGB. konnte zur Zeit der Schließung des 
Vertrages nur allgemeine Gütergemeinſchaſt nach dem 
BGB. vereinbart werden. Die Worte „nach dem 
bürgerlichen Geſetzbuche“ ſind deshalb überflüſſig. 

2. „Volljährig“. Nach 8 263 der Dienſtanweiſung 
ſollen Zuſätze, die die Geſchäftsfähigkeit des Berech⸗ 
tigten betreffen, z. B. „minderjährig“, „volljährig“, 
„entmündigt“ der Bezeichnung der Perſon des Be⸗ 
rechtigten nicht beigefügt werden. 

3. „Oekonomenstochter von R. a. W.“ Die Frau 
gibt ihren früheren Stand und ihre frühere Heimat 
mit der Eingehung der Ehe auf. Zudem beſtimmt 
der 8 260 der Dienſtanweiſung: Frauen find im 
Grundbuche mit dem Familiennamen ihres Mannes 
zu bezeichnen. Zur Vermeidung von Verwechſlungen 
genügt die Beachtung der weiteren Beſtimmung des 
8 260, wonach die Beifügung des Mädchennamens 
mit einem entſprechenden Beiworte ( „geborene“, „geb.“ 
geſtattet iſt. 

4. „Verheiratet“. Nach 8 263 Abſatz II der Dienſt⸗ 
anweiſung iſt die Eintragung des Familienſtandes 
(ledig, verheiratet oder verwitwet) nicht geboten. 

5. „Zum Alleinbeſitz“. Das Grundbuch befaßt 
ſich nicht mit dem Beſitze, ſondern mit dem Eigentum. 
Es iſt deshalb in allen Fällen von Amts wegen zu 
berichtigen, in denen der Eigentümer als Beſitzer be⸗ 
zeichnet iſt. 

6. „Lebend“. Dieſes Wort iſt überflüſſig. 

7. Statt der Worte „erkauft lt. Kaufvertrag“ und 
„übergeben erhalten durch Uebergabsvertrag“ würden 
richtiger die Worte der Dienſtanweiſung Muſter XIX 
Abteilung I 1/1 gewählt: „Erworben durch Kauf; 
Tauſch“ uſw. 

f Abteilung ll. 


1. Am 3. Juli 1902. In Anſehung der Hypothek 
unter 1/1 Abt. II wurde auf das Recht der Rang⸗ 
einräumung verzichtet. (Die Hypothek ſelbſt iſt ſeit 
dem 10. Auguſt 1904 gelöſcht.) 

2. Am 10. Auguſt 1904. Die Eigentümer haben 
ſich verpflichtet, den Rang der Hypothek unter 3 lll 
anderen Gläubigern nur vorbehaltlich des dem Reſte 
der Hypothek verbleibenden Vorrangs bei Teil⸗ 
zahlungen einzuräumen. 

Zu 1. Rangeinräumungsverzichte älteren Rechtes 
und Vormerkungen zur Sicherung des Anſpruchs auf 
Löſchung im Sinne des BGB. 8 1179 werden gegen⸗ 
ſtandslos, wenn die Hypothek in Anerkennung des 
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Anſpruchs gelöſcht wird. Sie ſind deshalb mit der 
Hypothek zu löſchen. 

Zu 2. Die Eintragung unter 2 erfolgt öfters 
auf den Wunſch von Banken. Sie gibt aber nur den 
Inhalt eines Rechtsſatzes wieder (8 1176 BGB.) und 
hat deshalb zu unterbleiben. 

Bisher ſind nur Fälle beſprochen worden, in 
denen die Eintragungen in das Grundbuch umfang⸗ 
reicher ſind, als ſie hätten ſein ſollen. Es mögen 
noch zwei Fälle folgen, in denen die Eintragungen in 
das Grundbuch zu knapp gefaßt ſind. 

Abteilung l. 

Am 4. April 1907. Klein Eduard und Klein 
Kunigunde, geb. Lang, Kaufmannsehegatten in Was⸗ 
lingen, Hs.⸗Nr. 6; Auflaſſung vom 31. März 1907. 

Dieſe Faſſung wird öfters gewählt, wenn die 
Ehegatten im Güterftande der Verwaltung und Nutz⸗ 
nießung leben. Sie bringt das Gemeinſchaftsver⸗ 
hältnis nicht zum Ausdruck. Die richtige Faſſung der 
Eintragung iſt in der Dienſtanweiſung Muſter XIX 
Abt. I 4/ III vorgeſchrieben. Sie lautet: 

Am 4. April 1907. Klein Eduard und Klein 
Kunigunde, geb. Lang, Kaufmannsehegatten in Was⸗ 
lingen, Hs.⸗Nr. 6, Miteigentümer je zur Hälfte: 
Auflaſſung vom 31. März 1907. 


Abteilung ll. 

Am 19. April 1913. Fahrtrecht an Pl.⸗Nr. 315 
für den Eigentümer der Pl.⸗Nr. 320 nach der näheren 
Bezeichnung in der Eintragungsbewilligung, Protokoll 
vom 18 April 1913. 

Dieſer Vortrag läßt nicht erkennen, daß nach der 
Feſtſtellung des Richters eine Grunddienſtbarkeit 
— keine beſchränkt perſönliche Dienſtbarkeit — vor⸗ 
liegt. Er hat richtig zu lauten: 

Am 19. April 1913. Fahrtrecht an Pl.⸗Nr. 315 
für den jeweiligen Eigentümer der Pl.⸗Nr. 320 
nach der näheren Bezeichnung in der Eintragungs⸗ 
bewilligung; Protokoll vom 18. April 1913. 


Amtsrichter Mayerhöfer in Ellingen. 


Aus der Lechtſprechung. 
Reichsgericht. 
A. Zivilſachen. 


I. 
Zum 5 der widerrechtlichen Drohung i. S. 
des 5123 B88. Aus den Gründen: Eine wider: 
rechtliche Drohung liegt vor, wenn auf die Freiheit 
der Willensbeſtimmung des Erklärenden ein anderer 
durch einen auf ihn ausgeübten Druck beeinträchtigend 
einwirkt, ſo daß er ohne den Druck die Willenserklärung 
nicht abgegeben haben würde, und wenn ferner der 
den Druck Ausübende an ſich unerlaubte Mittel an⸗ 
wendet, oder wenn er auch nur auf die Leiſtung kein 
Recht hatte, zu der ſich der Erklärende unter der Eins 
wirkung des Druckes verpflichtete. Als innerer Tat- 
beſtand iſt auf Seiten des Einwirkenden nicht ein Be- 
wußtſein der Rechtswidrigkeit ſeiner Handlungsweiſe 
im allgemeinen erforderlich, noch weniger eine Abſicht, 
dem andern Schaden zuzufügen oder für ſich einen un⸗ 
berechtigten Vorteil zu erwirken, ſondern nur das Bes 
wußtſein, daß er auf den Willen des Erklärenden einen 
Druck ausübe, der ihm die Freiheit der Entſchließung 
nehme. Der Drohung, des ausgeübten Druckes muß 
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ſich der Drohende bewußt, ſein Willen muß darauf 
gerichtet ſein, durch Beugung des Willens des andern 
eine Leiſtung zu erzwingen, auf die er kein Recht hatte, 
und die er ſonſt nicht erlangen würde (Jur W. 1909 
S. 16 Nr. 2; 1911 S. 27 Nr. 4). Iſt dieſe bewußte 
Einwirkung auf den Willen des Erklärenden vorhanden, 
und hat der Erklärende unter dieſer Einwirkung eine 
Willenserklärung ee die er bei freier Ent⸗ 
ſchließung nicht abgegeben haben würde, dann iſt der 
Tatbeſtand der widerrechtlichen Drohung im Sinne 
des 8 123 Abſ. 1 BGB. erfüllt. Durch dieſe Ein⸗ 
wirkung unterſcheidet ſich die widerrechtliche Drohung 
von der bloß gegenſtändlichen Zwangslage, die den 
Erklärenden auf Grund eigener Ueberlegung veranlaßt, 
zur Vermeidung eines größeren Uebels die Leiſtung 
anzubieten. 

Das Vorgehen des Klägers gegen J., den Schwieger⸗ 
ſohn des Beklagten, gegen den er einen begründeten 
Anſpruch hatte oder wenigſtens glaubhaft gemacht 
hatte, war erlaubt und berechtigt.) Eine Zwangs⸗ 
vollſtreckung ſchafft für den Schuldner immer eine 
Zwangslage. Der Zwang zur Leiſtung, der perſönlich 
vom Gläubiger ausgeübt widerrechtlich ſein würde, 
wird zur Durchführung der Rechtsanſprüche der Rechts⸗ 
genoſſen von der ſtaatlichen Macht ausgeübt und mit 
geſetzlichen Formen umkleidet; dieſem Zwange hat I 
der Schuldner zu fügen. Dem Gläubiger kann es au 
nicht verdacht werden, wenn er den Zeitpunkt, in dem er 
den ſtaatlichen Zwang für ſein Recht beanſprucht, ſo 


wählt, wie er am eheſten Ausſicht hat, zu ſeiner Be⸗ 


friedigung zu gelangen, mag dieſer Zeitpunkt auch für 
den Schuldner der unbequemſte ſein. Aber auch eine 
dem Schuldner gegenüber geſetzliche Zwangsmaßnahme 
kann ſehr wohl mit einer widerrechtlichen Drohung 
gegen einen Dritten verbunden ſein, der nach dem 
Willen des Gläubigers durch die gegen den Schuldner 
geſchaffene Zwangslage beſtimmt werden ſoll und be⸗ 
ſtimmt wird, ohne eigene Ueberlegung und Prüfung 
der Sach⸗ und Rechtslage ſich zu einer Leiſtung zu 
verpflichten, zu der er ohne die Zwangslage ſich nicht 
verpflichtet haben würde, und auf die der Gläubiger 
kein Recht hatte. Wenn das Os. ausſpricht, daß 
weder gegen J. noch gegen den Beklagten ungeſetzliche 
Zwangsmaßregeln angewandt oder für den Fall der 
Nichtunterzeichnung des Vertrags in Ausſicht geſtellt 
worden find, fo iſt damit allein der Tatbeſtand des 
$ 123 BGB. noch nicht widerlegt. 


Im gegebenen Falle ſtand dem Kläger gegen den 
Beklagten kein Anſpruch zu; er hatte auch kein Recht 
auf die Willenserklärung, die der Beklagte abgab, kein 
Recht auf Sicherung ſeiner Forderung gegen den 
Schuldner durch eine Bürgſchaft des Beklagten. Von 
einer widerrechtlichen Drohung würde nun dann aller⸗ 
dings nicht die Rede ſein können, wenn ſich der Be⸗ 
klagte nur aus der Zwangslage heraus, die durch die 
Zwangsvollſtreckung gegen feinen Schwiegerſohn ge⸗ 
[gone war, freiwillig entſchloſſen hätte, durch eine 

ürgſchaft für ſeinen Schwiegerſohn einzutreten, um 
dem peinlichen Vorgange der Pfändung ſeines Schwieger⸗ 
ſohnes bei der Hochzeitsfeier ein Ende zu machen, und 
1 ein bloßer Hinweis des Gläubigers gegenüber 
em Beklagten, daß er ja durch dieſe Entſchließung 
den Schwiegerſohn aus der peinlichen Lage befreien 
könne, würde noch keine die Freiheit der Entſchließung 
beeinträchtigende Drohung ſein. Eine ſolche würde 
aber vorliegen, wenn der Kläger dem Beklagten oder 
auch dem Schuldner J. neben der Zwangsvollſtreckung 
ein künftiges Uebel in Ausſicht geſtellt hätte, das den 
Beklagten veranlaſſen ſollte, für J. die Bürgſchaft zu 
übernehmen. Eine ſolche Drohung durch irgendwelche 
Hinweiſe auf eine für den Beklagten oder ſeinen 


1) Der Beklaqte hatte eingewendet, er habe die eingeklagte Bürg— 
ſchaft nur übernommen, weil ſeinem Schwiegerſobne bei der Hochzelts⸗ 
feier Pfändung durch den Kläger drohte. Der Einſender. 
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Schwiegerſohn unangenehme künftige Handlung fieht 
das OLG. nicht für erwieſen an. Eine widerrechtliche Be⸗ 
ſtimmung des Beklagten zu einer Willenserklärung durch 
Drohung würde es aber auch ſein, wenn die ganze 
Zwangsvollſtreckung gegen den Schuldner J. nur oder 
doch weſentlich nur ein Druckmittel zur Erreichung 
einer Bürgſchaftserklärung des Beklagten war, wenn 
die Zwangsvollſtreckung gar nicht ernſtlich gemeint 
war und dadurch nur der Beklagte in eine Zwangs⸗ 
lage gebracht werden ſollte, in der er ohne Prüſung, 
nur um aus der Zwangslage herauszukommen, unter⸗ 
ſchrieb, was von ihm verlangt wurde, wenn die für 
die Befriedigung des Klägers ziemlich gleichgültige 
Pfändung der Geldtaſche bei dem Schuldner J. dem 
Beklagten das Eintreten für dieſen abpreſſen ſollte. 
(Urt. d. VI. 3 S. v. 30. Januar 1913, VI 366/12). 


2075 
II 


Der Ausdruck „Sicherheit“ im 8 572 Satz 1888. 
begreift auch die Rechte aus einer Bürgſchaſt. Aus 
den Gründen: Der Beklagte iſt auf Grund des 8 3 
des Kaufvertrags in die Mietverträge d. h. in die Rechte 
und Pflichten aus den Mietverträgen eingetreten. Zu 
dieſen Rechten gehörten auch die Nebenrechte auf 
Sicherung des Mietpreiſes und anderer Mieterverbind⸗ 
lichkeiten. Außerdem tritt der Erwerber eines Grund⸗ 
ſtücks nach 8 572 BGB. von 1 in die 
Rechte ein, die dadurch begründet ſind, daß der Mieter 
des Grundſtücks dem Vermieter für die Erfüllung ſeiner 
Verpflichtungen Sicherheit geleiſtet hat. Die Stellung 
eines Bürgen fällt unter die in 8 232 BGB. aufge⸗ 
zählten Arten der Sicherheitsleiſtung. Aus 88 273 A 3, 
128 Abſ. 1 BGB. iſt zu folgern, daß das Geſetz die 
Bürgenſtellung als Sicherheitsleiſtung überall zuläßt, 
wo es nicht ausdrücklich ein anderes beſtimmt. Ge⸗ 
rade für Verbindlichkeiten aus der Wohnungsmiete 
iſt die Bürgſchaft die wenigſt läſtige und koſtſpielige, 
daher wohl die gebräuchlichſte Sicherheitsleiſtung. Die 
Reviſion will aus 8 572 Satz 2 ſchließen, daß unter 
Sicherheitsleiſtung im Sinne des 8 572 alſo auch des 
Satzes 1 nur eine ſolche verſtanden werden könne, die 
einer Aushändigung fähig iſt. In Satz 2 Halbſatz 1 
iſt an den bei der Landpacht üblichen a gedacht, 
wo dem Verpächter eine in Geld oder Wertpapieren 
geſtellte Sicherheit ausgehändigt war. Der Satz heißt 
nichts weiter, als daß, wenn die Sicherheit in der 
Aushändigung fähigen Werten geleiſtet wurde, der 
Erwerber zur Rückgewähr nur verpflichtet iſt, falls 
ihm die Sicherheit ausgehändigt wurde. Hiernach 
ſind die Rechte aus der Bürgſchaft auf den Beklagten 
übergegangen. (Urt. des VI. ZS. vom 10. März 1913, 
VI 238/12). 
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III. 

Kann dem Hauseigentümer die Unkenntnis orts⸗ 
polizeilicher Vorſchriften als Verſchulden angerechnet 
werden? Aus den Gründen: Die Reviſion hat 
folgendes geltend gemacht: Der Beklagte habe von 
dem Inhalt des § 36 des Ortsbauſtatuts keine Kennt— 
nis gehabt. Von ihm als Mann aus den einfachſten 
Volksſchichten könne ein ſtändiges Leſen der amtlichen 
Blätter nicht verlangt werden. Ein Hauseigentümer 
habe auch nicht nötig, ſich von Zeit zu Zeit bei der 
Baupolizei zu erkundigen, ob Verordnungen erlaſſen 
ſeien, die Aenderungen an ſeinem Grundſtücke nötig 
machten, könne vielmehr erwarten, daß die Polizei 
dem Eigentümer beſondere Auflagen mache, wenn ſie 
nachträglich Aenderungen an den von ihr genehmigten 
Einrichtungen fordern zu müſſen glaube. Das müſſe 
um ſo mehr gelten, als es ungewöhnlich ſei, daß poli— 
zeiliche Anordnungen mit rückwirkender Kraft erlaſſen 
würden. Die Vorſchrift des Ortsbauſtatuts ſei auch 
dem Gericht 1. Inſtanz ſowie dem Prozeßbevollmäch— 
tigten der Klägerin unbekannt geweſen, der ſelbſt 
Hauseigentümer ſei. Hiernach ſei die Unkenntnis des 
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Beklagten entſchuldbar. Dieſen Ausführungen kann 
nicht beigetreten werden. Jeder Hauseigentümer iſt 
verpflichtet, dafür zu ſorgen, daß ſich ſein Grundſtück 
und die in ſeinem Intereſſe hergeſtellten Anlagen 
dauernd in einem den ſicherheitspolizeilichen Vor⸗ 
ſchriften entſprechenden Zuſtande befinden. Er muß 
daher auch dafür ſorgen, daß er rechtzeitig von dem 
Erlaß neuer polizeilicher Vorſchriften Kenntnis er⸗ 
langt, welche Aenderungen an den Anlagen ſeines 
Grundſtücks oder ſonſtige Maßnahmen erforderlich 
machen. Welche Mittel er hierfür benutzen will, bleibt 
ihm überlaſſen. Er kann ſich jedenfalls, wenn ihm 
polizeiliche Anordnungen unbekannt geblieben ſind, 
nicht mit geſchäftlicher Ungewandtheit, niedrigem Bils 
dungsgrad, Zeitmangel oder anderen in ſeiner Perſon 
liegenden Gründen entſchuldigen. Denn die Beobach⸗ 
tung der im allgemeinen Intereſſe erlaſſenen Sicher⸗ 
heitsvorſchriften muß von allen Grundſtückseigentümern 
in gleicher Weiſe und ohne Abſtufung nach den per⸗ 
ſönlichen Verhältniſſen und Fähigkeiten der einzelnen 
Eigentümer verlangt werden. Ein Recht der Eigen⸗ 
tümer auf einen von der Polizeibehörde an jeden ein⸗ 
zelnen zu erlaſſenden beſonderen Hinweis beſteht nicht, 
es genügt vielmehr die ordnungsmäßige Bekannt⸗ 
machung der erlaſſenen Vorſchriften, um jeden Be 
troffenen zur Befolgung zu verpflichten. Die Nicht⸗ 
kenntnis des 8 36 des Ortsbauſtatuts kann hiernach 
nicht als entſchuldigt gelten. Das Ortsbauſtatut iſt 
ordnungsmäßig bekannt gemacht, galt auch zur Zeit 
des Unfalls bereits über fünf Jahre. Der Beklagte 
hätte, wenn er die amtlichen Blätter nicht halten 
wollte, durch Benutzung der Einrichtungen eines Haus⸗ 
beſitzervereins, durch Nachfragen bei der Polizei oder 
ſonſtwie Kenntnis von dem Erlaß des Ortsbauſtatuts 
erlangen können und ſich vergewiſſern müſſen, inwie⸗ 
weit danach Aenderungen an ſeinen Anlagen erforder⸗ 
lich waren. Der Hinweis darauf, daß das LG. und 
die Prozeßbevollmächtigten von dem Ortsbauſtatut 
keine Kenntnis gehabt haben, kann ihn nicht ent⸗ 
ſchuldigen. Das LG. war verpflichtet, das Ortsſtatut 
zu kennen und die Anwendbarkeit ſeiner Vorſchriften 
zu prüfen. Sofern die Nichtanwendung auf einer 
Unkenntnis des Ortsbauſtatuts bei dem Richter be⸗ 
ruhen ſollte, ſo würde dies nach Lage der Sache nur 
darauf beruhen können, daß das Gericht verſäumt hat, 
ſich die Kenntnis der Rechtsnormen zu verſchaffen. 
Der Beklagte könnte ſich zu ſeiner Entſchuldigung 
hierauf nicht berufen. Ebenſowenig iſt die Unkenntnis 
anderer Perſonen, insbeſondere anderer Hauseigen⸗ 
tümer, ein Entſchuldigungsgrund für die Unkenntnis 
des Beklagten. Soweit dieſe Perſonen zur Kenntnis 
des Statuts verpflichtet waren, würde ihre Unkenntnis 
unentſchuldigt ſein und ſie für die daraus entſtehen⸗ 
den Folgen verantwortlich machen. (Urt. des VI. 35. 
vom 7. Januar 1913, VI 450/12). 
2971 


N IV. 

Umwandlung der Geſellſchaftseinlage in eine Dar⸗ 
leheusſchuld? Aus den Gründen: Die Umwand⸗ 
lung einer Schuld in eine Darlehensſchuld nach 8 607 
Abſ. 2 BGB. ſetzt das Beſtehen einer der Umwandlung 
fähigen Schuld irgendeiner Art voraus. Der Geſell— 
ſchafter hat einen Anſpruch auf Rückerſtattung ſeiner 
Einlage und dieſer kann in einen Anſpruch auf Rück⸗ 
erſtattung ſeines Darlehens umgewandelt werden. 
Aber die Rückerſtattung der Geſellſchaftseinlage iſt 
nicht möglich ohne Auflöſung der Geſellſchaft und 
ohne eine Auseinanderſetzung, die das Ergebnis ge 
habt haben muß, daß nach Berichtigung der Gefell: 
ſchaftsſchulden für die Geſellſchafter die Einlagen übrig 
bleiben (8 733 BGB.). Die Geſellſchaftseinlage ſelbſt 
kann nicht in ein Darlehen umgewandelt werden, ſo— 
lange ſie dieſem Zwecke dienſtbar bleibt; ſie iſt ge⸗ 
meinſchaftliches Vermögen der Geſellſchafter geworden, 
und der Geſellſchafter, der ſie gegeben hat, kann dar⸗ 
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über nicht verfügen, ſolange die Geſellſchaft beſteht 

(88 718, 719 BGB.). (Urt. des VI. 3 S. vom 28. Ja⸗ 

nuar 1913, VI 394/12). 
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V. 
dale de des Gaftwirts 17 die Verkehrs ſicherheit 
innerhalb des Gaſthoſs. Urſachenzuſammenhang und Be: 
weißlaft. Die Klägerin erlitt im Hotel des Bekl., wo 
ſie wohnte, einen Unfall dadurch, daß ſie im Flur auf 
eine Kartoffelſchale trat, auf dem glatten Zementfuß⸗ 
boden ausglitt und hinſiel. Ihr Schadenserſatzanſpruch 
wurde in beiden Vorinſtanzen abgewieſen. Das RG. 
hob 115 Urteil des OLG. auf und verwies die Sache 
zuruͤck. 

Aus den Gründen: Die Klägerin erblickt ein 
Verſchulden des Beklagten darin, daß er 1. die Kartoffel⸗ 
ſchale auf der Diele geduldet, 2. keine Vorkehrung zur 
Abwendung der aus der Glätte des Bodens ſich er⸗ 
gebenden Gefahr getroffen und 3. nicht für die Be⸗ 
leuchtung der Diele geſorgt hätte. Das OLG. erklärt 
keine dieſer Behauptungen für geeignet, den Klage⸗ 
anſpruch zu begründen; ſeine Ausführungen ſind jedoch 
in keinem der 3 Punkte zutreffend. Zu 1. Das Os. 
führt aus, es ſei unaufgeklärt, wie die Kartoffelſchale 
auf die Diele gekommen ſei. Wenn ſie von dem Küchen⸗ 
perſonal dort fallen gelaſſen wäre, ſo würde dies noch 
kein Berfchulden der betreffenden Perſon en 
es beſtehe aber auch die Möglichkeit, daß die Startoffel- 
ſchale von dritten Perſonen, etwa von ſpielenden Kindern 
dorthin verſchleppt worden ſei. Mit Recht rügt die 
Reviſion, daß das OLG. hiermit die Beweislaſt ver⸗ 
kenne, wenn es der Klägerin den Beweis dafür auf⸗ 
erlege, daß die Kartoffelſchale durch ein Verſchulden 
des Beklagten an der Unfallſtelle gelegen ſei. Die 
Klägerin ſtand zu dem Beklagten in einem Vertrags⸗ 
verhältnis. Es gehörte zu den Vertragspflichten des 
Beklagten, dafür zu ſorgen, daß ſich die Diele in ver⸗ 
kehrsſicherem Zuſtande befinde. Er hat ah zu bes 
weiſen, daß ein Mangel des ordnungsmäßigen Zus 
ſtandes weder von ihm ſelbſt noch von denjenigen Per⸗ 
ſonen verſchuldet iſt, für die er nach 8 278 BGB. ein⸗ 
zuſtehen hat (RG.Z. Bd. 65 S. 11). Es kann aber auch 
der Anſicht des OLG. nicht beigetreten werden, daß 
denjenigen, der die Kartoffelſchale fallen ließ, nicht ein 
Verſchulden zu treffen brauche. An die Sorgfalt des 
Küchenperſonals in einem Hotel ſind größere Anforde⸗ 
rungen zu ſtellen, als es das OLG. tut. Wenn die Ab⸗ 
fälle aus der Küche über einen Gang getragen werden, 
den die Gäſte betreten müſſen, muß dafür geſorgt werden, 
daß von den Abfällen nichts verſtreut wird. Dies iſt 
durch die Beſchaffung von Deckelgefäßen oder durch nur 
mäßiges Füllen der Gefäße zu erreichen. Das Küchen⸗ 
perſonal muß auch beim Abtragen der Abfälle darauf 
achten, daß nichts davon verſtreut werde, und nötigen⸗ 
falls ſchleunigſt für die Fortſchaffung der etwa doch 
verſtreuten Abfälle ſorgen. Regelmäßig wird alfo den⸗ 
jenigen vom Küchenperſonal, der einen ſolchen Gegen⸗ 
ſtand fallen und liegen läßt, ein Verſchulden treffen, 
und nur beſondere, von ihm darzulegende Umſtände 
könnten ihn entlaſten. Zu 2. Der Behauptung der 
Klägerin, daß der Zementfußboden der Diele übermäßig 
glatt geweſen fei, ſpricht das Os. die Erheblichkeit 
ab, weil die Klägerin, wenn ſie einmal ſo unglücklich 
auf die Schale getreten ſei, nach allgemeiner Erfahrung 
habe zu Fall kommen müſſen, auch wenn der Boden 
nicht glatt geweſen ſei. Dieſe Ausführung iſt nicht ver⸗ 
ſtändlich. Es kann nicht wohl angenommen werden, 
daß das OLG. habe ſagen wollen, daß jeder, der auf 
eine Kartoffel⸗ oder Obſtſchale oder ähnliche Dinge 
trete, notwendig hinfallen müſſe, auch dann, wenn die 
Schale und der Fuß im Gleiten auf ein Hindernis 
ſtößt. Die Tatſache, daß eine Reibung der Fortbewe— 
gung eines Gegenſtandes Widerſtand entgegenſetzt, und 
daß jede Bewegung, auch ein Gleiten, auf glatter Bahn, 
leichter vor ſich geht, iſt jedenfalls vom OLG. außer 
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acht gelaſſen. Jede Tatſache aber, welche den Erſolg 
herbeizuführen oder zu fördern geeignet war, iſt bei 
der Prüfung des urſächlichen Zuſammenhanges zu be⸗ 
rückſichtigen; ſie ſcheidet als Urſache des Erfolges nur 
dann aus, wenn feſtgeſtellt werden kann, daß der Er⸗ 
folg notwendig auch ohne ſie eingetreten wäre, wenn 
ihr alſo eine urſächliche Bedeutung tatſächlich nicht zu⸗ 
kommt. Eine ſolche Feſtſtellung zu treffen, genügen 
aber die Ausführungen des OSG. nicht. Zu 3. Das 
OLG. unterſtellt die Behauptung der Klägerin, daß 
die Diele zur Zeit des Unfalls dunkel geweſen ſei, als 
richtig, nimmt aber an, daß nach den örtlichen Ver⸗ 
hältniſſen (es handelte ſich um einen einfachen Gaſthof 
eines kleinen Ortes) nur eine mäßige Beleuchtung ge⸗ 
fordert werden könne, die größere Gegenſtände und 
Hinderniſſe erkennen laſſe. Es müſſe auch damit ge⸗ 
rechnet werden, daß der aus der Helle des Tages in 
den dunkeln Flur Eintretende mit beſonderer Vorſicht 
gehen werde. Wenn aber der Flur „mäßig“ erhellt ge⸗ 
weſen wäre, ſo müſſe nicht notwendig nach allgemeiner 
e angenommen werden, daß die Klägerin als⸗ 
dann die Kartoffelſchale geſehen hätte und nicht darauf 
getreten wäre. Dieſe Ausführungen beruhen auf einer 
unrichtigen Auffaſſung des Begriffes der im Verkehr 
erforderlichen Sorgfalt, auf einer unrichtigen Behand⸗ 
lung der Frage des urſächlichen Zuſammenhanges und 
auf einer unzureichenden Würdigung der Sachlage und 
der klägeriſchen Behauptungen. Die Pflicht des Gaſt⸗ 
wirts iſt es, die von den Gäſten betretenen Räume in 
verkehrsſicherem Zuſtande zu halten, ſie alſo auch ſo 
zu beleuchten, daß die Gäſte gefahrbringende Gegen⸗ 
ſtände zu erkennen vermögen, falls ſie die gebotene 
Aufmerkſamkeit anwenden. Eine Beleuchtung, die nur 
große Gegenſtände erkennen läßt, iſt unzureichend, und 
zwar auch dann, wenn es ſich um eine Tageszeit handelt, 
zu der draußen helles Licht herrſcht. Gewiß iſt es die 
Pflicht des Gaſtes, der von draußen in dunkle Räume 
tritt, vorſichtig zu fein. Aber der Wirt iſt nicht be⸗ 
rechtigt, zu verlangen, daß die Gäſte nur taſtend vor⸗ 
ſchreiten, bevor ſich ihr Auge an den Wechſel der Be⸗ 
leuchtung gewöhnt hat. Er hat dafür zu ſorgen, daß 
der Gaſt ſehen kann und nicht genötigt iſt, zu taſten; 
er hat alſo jene Räume unter allen Umſtänden aus⸗ 
reichend zu beleuchten. Daß der Gaſthof keinen großen 
Umfang zu haben ſcheint und nur ein ſchlichtes Bau⸗ 
werk iſt, kann keinesfalls dazu berechtigen, die all⸗ 
gemein gebotenen Anforderungen an die Verkehrs⸗ 
ſicherheit und die Ordnung des Gaſthofes derart herab: 
zuſetzen, wie das OL. es tut. Daß eine ordnungs⸗ 
mäßige Beleuchtung der Diele einen Unfall der Klägerin 
nicht notwendig verhindert haben würde, kann die ur⸗ 
ſächliche Bedeutung der fehlenden Beleuchtung nicht 
ausſchließen. Der Mangel der Beleuchtung würde viel⸗ 
mehr nur dann der urſächlichen Bedeutung entbehren, 
wenn feſtgeſtellt werden könnte, daß die Klägerin auch bei 
ordnungsmäßiger Beleuchtung der Diele die Kartoffel- 
ſchale nicht bemerkt haben würde. Eine ſolche Feſt⸗ 
ſtellung iſt nicht getroffen. Die Ausführungen des OLG. 
ſetzen nicht eine ordnungsmäßige, ſondern nur eine 
„mäßige“ Beleuchtung voraus, die in Wahrheit un— 
zureichend war. Es iſt auch nicht angängig, mit dem 
OLG. einerſeits von dem Gaſte äußerſte Vorſicht zu 
verlangen, andrerſeits aber wieder davon auszugehen, 
daß der Gaſt die auf dem Boden liegenden Dinge nicht 
beachten werde. (Urt. des III. 35. vom 28. März 1913, 
III 483/12). G. 
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Die Unterlaſſungsklage wird unſtatthaft, wenn im 
Laufe des Rechtsſtreits die Wiederholungsgefahr weg⸗ 
fällt. Aus den Gründen: Die Unterlaſſungs⸗ 
klage) iſt nur ſtatthaft, wenn begründete Beſorgnis 
beſteht, daß die zu unterlaſſende Handlung wiederholt 


1) Es bandelte ſich um elne Klage auf Grund des 8 824 BNB. 
Der Ein ſender. 
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werden könne. Dieſe Wiederholungsgefahr iſt Vor⸗ 
ausſetzung für die Verurteilung. Sie muß alſo nicht 
bloß zur Zeit der Klagerhebung beſtanden haben, 
ſondern fortbeſtehen auch in dem Zeitpunkt, in dem 
die Verurteilung ausgeſprochen werden ſoll. Fällt ſie 
im Laufe des Rechtsſtreits weg, ſo wird damit auch 
die Berechtigung zur Unterlaſſungsklage beſeitigt. (Urt. 
des VI. ZS. vom 16. Januar 1913, VI 287/12). 
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B. Straffaden. 
I 


Kaun eine Wurſt wegen Schimmelbildung auf der 
Wurſthaut als verderbenes Nahrungsmittel gelten ? 
Aus den Gründen: Das Urteil ſagt, daß die Be⸗ 
ſchaffenheit der Wurſthaut die Wurſt ſelbſt zu einem ver⸗ 
dorbenen Nahrungsmittel gemacht hat, und begründet 
dies näher dahin, daß die Wurſthaut beim Kochen 
und Braten leicht platzt und ſo der auf der Wurſthaut 
beſindliche Schimmel, der ſich beim Kochen und Braten 
loslöſt, leicht auch in das Innere der Wurſt dringt. 
Häufig werde, wie es weiter heißt, die Wurſthaut mit⸗ 
verzehrt; nach der Art der Verwendung ſei daher ein 
Eindringen der Schimmelpilze in die Wurſt nicht nur 
möglich, ſondern ſogar unvermeidlich, wenn die Wurſt 
in gekochtem oder gebratenem Zuſtande genoſſen werde. 
Dies ſei eine nachteilige Veränderung der Wurſt ſelbſt. 
Außerdem erachtet die Strafkammer die Wurſt als 
ſolche auch ſchon deshalb als verdorben, weil ſie — 
infolge der Schimmelbildung auf ihrer Haut — ein 
ekelerregendes und unappetitliches Ausſehen hatte. 
Soweit dieſe Annahmen tatſächlicher Art ſind, können 
ſie mit der Reviſion nicht angefochten werden. Deshalb 
iſt insbeſondere die Behauptung des Beſchwerde⸗ 
führers nicht zu beachten, daß die Wurſthaut regel⸗ 
mäßig weggeworfen werde. Sie iſt auch belanglos. 
Denn es iſt rechtlich einwandfrei, wenn die Straf⸗ 
kammer aus ihren tatſächlichen Feſtſtellungen folgert, 
daß die Wurſt ſelbſt verdorben iſt. Auf den Nachweis 
eines beſtimmten Maßes, in dem die normale Ver⸗ 
wendbarkeit des Nahrungsmittels verringert war, kam 
es nicht an. Ob die Verringerung eine „erhebliche“ 
d. h. rechtlich zu beachtende iſt, hängt ganz von den 
Umſtänden ab (vgl. RGSt. 5, 290 [292]). Das LG. iſt 
nach dem Zuſammenhange der Urteilsgründe erſichtlich 
ſtillſchweigend davon ausgegangen, daß die Abnehmer 
die Ware überhaupt nicht erworben haben würden, 
wenn ſie die Bedeutung der feſtgeſtellten ſchlechten 
Beſchaffenheit der Wurſt erkannt hätten. Eines aus⸗ 
drücklichen Urteilsausſpruches hierüber bedurfte es 
nicht, weil „Erheblichkeit“ der Verwendbarkeitsminde— 
rung nicht zu den ausdrücklich genannten Tatbeſtands⸗ 
merkmalen gehört und weil nicht erkennbar iſt, daß 
der Angeklagte ſolche Unerheblichkeit beſonders be— 
hauptet hätte. (Urt. des V. StS. vom 21. Februar 
1913, 5 D 1032/1912). E. 
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Betrug durch den Verkauf von Bildern, die eigen: 
mächtig mit dem Namenszeichen des Künſtlers verſehen 
worden ſind; unter welchen Vorausſetzungen iſt hier 
eine Bermögensſchädigung gegeben?! Aus den Gründen: 
Das LG. bejaht die Vermögensbeſchädigung mit der 
Begründung, eine ſolche Schädigung ſetze nicht voraus, 
daß der Käufer der Bilder objektiv etwas erhalten 
habe, was dem gegebenen Preiſe im Werte nicht ent— 
ſpreche, es genüge vielmehr, daß er nach den von ihm 
verfolgten Zwecken bei Kenntnis des wahren Sach— 
verhalts die Bilder überhaupt nicht oder doch nur zu 
billigerem Preiſe gekauft hätte. Dieſe Rechtsauffaſſung 
iſt nicht zutreffend. Sie entſpricht zwar im weſent— 
lichen den Ausfuhrungen im Urteile der RGE. 5, 137, 
auf das in der angefochtenen Entſcheidung auch hin— 


Zeitſchrift für Rechtspflege in Bayern. 1918. Nr. 11. 


gewieſen iſt. Die Strafkammer hat dabei aber über⸗ 
ſehen, daß die Frage der Vermögensbeſchädigung bei 
dem er durch den Beſchl. der vereinigten Sts. 
Entſch. 16, 1 ff. unter Aufgabe früherer z. T. abweichender 
Rechtsauffaſſungen auf eine neue Grundlage geſtellt 
worden iſt, und daß danach die Vermögensbeſchädigung 
ſtets in dem dort näher gekennzeichneten Sinne ob⸗ 
jektiv nachgewieſen werden muß (vgl. insbeſ. S. 1/2, 
S. 6/9 a. a. O.). Hier wäre darnach zu prüfen geweſen, 
welchen Wert die verkauften Bilder ſelbſt hatten, d. h. 
welcher Wert ihnen ohne Rückſicht auf die fälſchlich 
beigefügten Namenszüge von Künſtlern und un 
abhängig davon beizumeſſen war, ſowie ob dieſer 
Wert hinter dem bedungenen Kaufpreiſe zurückblieb. 
Hierbei käme es auf den Vergleich des Einzelpreiſes 
mit dem Werte des einzelnen Bildes oder auf den des 
bedungenen Geſamtpreiſes mit dem Werte der ſämt⸗ 
lichen verkauften Bilder 0 an, je nachdem vier 
ſelbſtändig nebeneinanderſtehende Käufe abgeſchloſſen 
worden find, oder ein einheitlicher Kauf, der alle vier 
Bilder mit einem Geſamtpreiſe zum Gegenſtand hatte. 
Da der Käufer Händler iſt, würde in ſtatthafter und 
darum gebotener Berückſichtigung ſeiner perſönlichen 
Verhältniſſe vornehmlich der Verkehrswert der Bilder 
in Betracht zu an fein, da es von dieſem Werte 
abhinge, welchen Wert ſie für ihn als Händler hatten, 
ob für ihn überhaupt Ausſicht beſtanden hätte, ſie 
abzuſetzen und zu welchem Preiſe. Der Umſtand, daß 
er die Bilder ſpäter zu einem höheren Preiſe weiter⸗ 
verkauft hat, als er ſie eingekauft hatte, nämlich zu 
200 M gegenüber 120 M, ſtünde der Annahme nicht 
entgegen, daß eine Vermögensbeſchädigung eingetreten 
und damit der Betrug zur Vollendung gekommen war. 
Denn der höhere Preis erklärt ſich nicht ohne weiteres 
durch den den Bildern zukommenden wirklichen Wert, 
ſondern, wie im Urteil erſichtlich gemacht iſt, durch 
die Fortdauer des Irrtums über die Echtheit der 
Namenszüge. Es würde ſich mit anderen Worten nur um 
die nachträgliche Wiederausgleichung eines eingetretenen 
Schadens handeln, die den Tatbeſtand des Betrugs 
nicht hinterher wieder in Frage ſtellen könnte. Was 
die Strafkammer für die Feſtſtellung des Tatbeſtands 
als entſcheidend angeſehen hat, betrifft nur den ur⸗ 
ſächlichen Zuſammenhang zwiſchen der Irrtums⸗ 
erregung und der als ſchädigend in Betracht kom⸗ 
menden Vermögensverfügung, nicht den Nachweis der 
Vermögensbeſchädigung. Nach der Seite des inneren 
Tatbeſtandes käme es darauf an, ob der Angeklagte 
die Vermögensbeſchädigung, wenn auch nicht abſichtlich, 
ſo doch jedenfalls vorſätzlich herbeigeführt hat; es 
müßte ihm nachgewieſen werden, daß er insbeſondere 
die für die Bilder wertbeſtimmenden Umſtände, die 
wertmindernden wie die werterhöhenden, gekannt oder 
wenigſtens mit ihnen als einer Möglichkeit gerechnet 
und gleichwohl, ſelbſt auf die Gefahr einer Schädigung 
hin, den Verkauf ſo, wie er ihn vornahm, gewollt 
und die Schädigung damit bedingt in ſeinen Willen 
aufgenommen hat — bedingter (eventueller) Borjag — 
vgl. RGSt. 33, 4. (Urt. des V. StS. vom 7. März 
1913, 5 D 1110/1912). E. 
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III. 

Einziehung von Berſchnittweinen; kann ein Wein 
noch wegen verbstwidriger Herſtellung in dem hierwegen 
eingeleiteten Berſahren eingezogen werden, nachden er 
von einem anderen als dem Herſteller zur Weinbereitung 
verwendet worden iſt? Aus den Gründen: Mit 
dem Einwand, daß die eingezogenen Weine nicht von 
F. hergeſtellt und in den Verkehr gebracht ſeien, daß 
es ſich vielmehr um Verſchnitte handle, die von der 
Firma H. ſelbſt, wenn auch unter Verwendung der 
F.ſchen Weine, neu hergeſtellt und in den Verkehr 
gebracht worden ſeien, kann die Reviſion nicht durch⸗ 
dringen. Richtig iſt zwar, daß die Einziehung der be⸗ 
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ſchlagnahmten Weine in dem vorliegenden Verfahren 
nur dann erfolgen kann, wenn dieſe Weine diejenigen 
ſind, die F. verbotwidrig hergeſtellt und in Verkehr 
gebracht hat. Denn nur die Straftat FJ.s kann in dem 
vorliegenden Verfahren die Einziehung begründen und 
dieſe . rechtfertigt ausſchließlich die Einziehung 
der von ihm hergeſtellten Weine trotz ihres Ueber⸗ 
gangs in das Eigentum anderer Perſonen. Handelt 
es ſich aber nicht mehr um Erzeugniſſe, auf die ſich 
die Straftat F.s bezog, ſondern um neue, um ſelb⸗ 
ſtändige andre Erzeugniſſe, ſo kann deren Einziehung 
nicht damit begründet werden, daß bei ihrer Her⸗ 
ſtellung die F.ſchen Erzeugniſſe verwendet worden 
find. Deren vorſätzliche Verwendung zu einer Miſchung, 
aus der ein neues Erzeugnis hervorgeht, wird eine 
neue Straftat bilden, aus der ſich die Einziehung 
dieſes neuen Erzeugniſſes rechtfertigt; ob dieſe Ein⸗ 
ziehung im ſelbſtändigen Einziehungsverfahren aus⸗ 
geſprochen werden kann, hängt davon ab, ob der Her⸗ 
ſteller der Miſchung nicht verfolgt oder verurteilt 
werden kann (8 31 Abſ. 4 des Wein., 88 477 ff. 
StPO.) Aus der Tätigkeit der Inhaber der Firm 9. 
bei Herſtellung der Verſchnitte, aus der Tatſache, daß 
ſie dieſe verbotwidrig hergeſtellten und nicht verkehrs⸗ 
faͤhigen Erzeugniſſe in den Verkehr gebracht und als 
Naturrotwein bezeichnet haben, läßt ſich alſo die Ein⸗ 
ziehung in dem vorliegenden Verfahren nicht recht⸗ 
ſertigen, gleichviel ob die Firmeninhaber ſelbſt ſich 
dadurch eines Vergehens gegen § 26 70 1 Nr. 1 oder 
§ 18 Nr. 1 Wein. ſchuldig gemacht haben oder nicht. 
Von dieſer Rechtsanſicht geht auch das angefochtene 
Urteil aus; es nimmt aber an, daß die eingezogenen 
Weine entweder unverändert, ſo wie ſie von F. be⸗ 
zogen waren, an die Abnehmer weitergeliefert wurden 
und in unverändertem Zuſtand dort beſchlagnahmt 
worden 1555 oder daß doch, ſoweit eine Miſchung mit 
H.ſchen Rotweinen ſtattfand, dieſe fo erfolgt ſei, daß 
dem F.ſchen Weine nur ganz geringe Mengen anderen 
Rotweins zugeſetzt worden ſeien. Der geringen Ver⸗ 
mehrung der Menge, der unbedeutenden Veränderung 
in der Besen. und Beſchaffenheit, die der 
F.ſche Wein infolge der Zuſätze erfuhr, wird aber 
nicht die Bedeutung beigelegt, daß infolgedeſſen der 
F.ſche Wein als ſolcher untergegangen und Beſtandteil 
einer neuen ſelbſtändigen Sache geworden ſei, ſondern 
trotz der geringen Zuſätze ſoll er als ſolcher erhalten 
geblieben und deshalb nach wie vor einzuziehen ſein. 
Rechtlich iſt dieſe Annahme nicht zu beanſtanden. Wie 
nach RGSt. 42, 123 die rechtskräftig erkannte Ein 
ziehung verbotwidrig hergeſtellten Weins nicht in 
einen Verſchnitt vollſtreckt werden darf, bei deſſen 
Herſtellung der eingezogene Wein verwendet wurde, 
wenn der Verſchnitt nach ſeiner Beſchaffenheit eine 
andere, neue Sache darſtellt, ſo kann auch nicht auf 
die Einziehung eines Verſchnittweins aus dem Grunde 
erkannt werden, weil dabei ein von einem andern 
verbot widrig hergeſtellter Wein verwendet wurde. Der 
neu gewonnene Verſchnitt wird zwar infolge des ver⸗ 
botenen Zuſatzes nicht verkehrsfähig und, falls er in 
ſtrafbarer Tätigkeit gewonnen iſt, ſelbſt einzuziehen 
ſein; aber die Straftat des Dritten, der den Miſchungs⸗ 
beſtandteil hergeſtellt hat, kann die Einziehung des 
Verſchnitts nicht rechtfertigen, wenn dieſe eine von 
jenem Miſchungsbeſtandteil nach ſeinem Weſen ver⸗ 
ſchiedene, aus der Miſchung und Verarbeitung neu 
hervorgegangene ſelbſtändige Sache iſt. Umgekehrt 
bleibt aber die Einziehung eines verbotwidrig her⸗ 
geſtellten Erzeugniſſes trotz nachträglich daran vor⸗ 
genommener Veränderungen möglich, wenn durch dieſe 
das Erzeugnis nicht eine andere, neue Sache geworden, 
ſondern in ſeinem Weſen erhalten geblieben iſt. Ob 
das eine oder das andre im Einzelfalle zutrifft, iſt 
Gegenſtand tatſächlicher Prüfung und Feſtſtellung. 
(Urt. des I. StS. vom 13. März 1913, 1 D 139%1912). 
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IV. 

Auch eine 1 eidesſtattliche Berſicherung, die 

ericht ohne vorherige Anordnung eins 
reicht, fällt unter 3 156 StGB. Aus den Gründen: 
Der Verteidiger behauptet: Wenn eine Partei nach 
8 294 ZPO. zur Verſicherung an Eides Statt zugelaſſen 
wird, ſo muß ſie dieſe Verſicherung perſönlich und 
mündlich vor dem Gericht abgeben und deshalb iſt 
eine ohne Entſcheidung des Gerichts überreichte ſchrift⸗ 
liche eidesſtattliche Verſicherung „keine zugelaſſene Ver⸗ 
0 5 im Sinne des 8 294 ZPO.“. Selbſt wenn 
ieſer Aufſtellung beizutreten wäre, ſo wäre daraus 
nicht zu folgern, daß eine ſolche ſchriftliche Verſicherung 
keine eidesſtattliche Verſicherung im Sinne des 8 156 
StB. iſt. Denn hier wird eine zugelaſſene eides⸗ 
ſtattliche Verſicherung nicht vorausgeſetzt, ſondern nur 
eine eidesſtattliche Verſicherung, die vor einer zu⸗ 
ſtändigen Behörde abgegeben iſt, ſofern ſie nur nicht 
der Rechtswirkung Bong entbehrt und nicht unſtatthaft 
iſt (Entſch. 13, 161; 19, 414 [424 ff.)). Dagegen iſt 
nicht erforderlich, daß ihre Abgabe von der Behörde 
angeordnet oder auferlegt iſt (Entſch. 14, 170 [171]; 
RG Rſpr. 8, 730). Dem ſteht nicht entgegen, daß durch 
8 294 3PO. geſtattet iſt, zum Zweck der Glaubhaft⸗ 
machung die Partei zur e an Eides Statt 
zuzulaſſen, während fie nach § 266 ZPO. älterer 
Faſſung zur eidlichen Verſicherung der Wahrheit zu⸗ 
gelaſſen werden konnte. Denn durch dieſe Aenderung 
des Geſetzes iſt die Glaubhaftmachung erleichtert da⸗ 
durch, daß geſtattet iſt, die Partei auch zur 1 
rung an Eides Statt zuzulaſſen; im übrigen iſt aber 
nichts geändert; insbeſondere 0 auch nicht die eides⸗ 
ſtattliche Verſicherung ausgeſchloſſen, die eine Partei 
ohne Anordnung des Gerichts ſchriftlich einreicht 
(Entf. StS. 36, 212, 35. 50, 360). Daß eine 5 
Verſicherung bis dahin ein zuläſſiges Mittel der 
Glaubhaftmachung war, iſt in den Entſch. StS. 20, 
241 nachgewieſen und wird auch vom I. 3S. des RG. 
in dem von der Reviſion angeführten Urteil vom 
2. Juni 1902 I 35/1902 (Gruchots Beiträge 46, 902; 
Jur. Wochenſchr. 1902 S. 395 25) anerkannt, aber dies 
Urteil vertritt die Anſicht, daß eine ſchriftliche Er⸗ 
klärung der Partei, in der ſie etwas an Eides Statt 
verſichert, als aufäffiges Mittel der Glaubhaftmachung 
nach dem jetzigen 8 294 ZPO. nicht mehr angeſehen 
werden könne. Dieſe Anſicht iſt indes ganz vereinzelt 
geblieben, von anderen Senaten des Reichsgerichts wird 
ſie, wie die angeführten Entſcheidungen ergeben, nicht 
geteilt und von der Rechtslehre iſt ſie einmütig ab⸗ 
gelehnt. In der Uebung der Gerichte, namentlich der 
Vollſtreckungsgerichte, werden ſolche ſchriftlichen eides⸗ 
ſtattlichen Verſicherungen der Partei faſt ausnahmslos 
als zuläſſige Mittel der Glaubhaftmachung angeſehen. 
Der Verteidiger erkennt ſie ja auch ſelbſt als ſolche an. 
Einer Entſcheidung des Plenums bedarf es nach $ 137 
GWG. nicht, wenn von der Anſicht des I. Zivilſenats 
abgewichen werden ſoll, da das Urteil des I. Senats 
auf dieſer Anſicht nicht beruht. Danach iſt eine eides⸗ 
ſtattliche Verſicherung, die eine Partei ohne vorgängige 
Zulaſſung dem Gerichte ſchriftlich entgegenbringt, nicht 
unſtatthaft noch entbehrt ſie der Rechtswirkung; da 
die Zuſtändigkeit des Amtsgerichts zur Abnahme 
einer eidesſtattlichen Verſicherung nach 88 936, 920, 
294 ZPO. außer Frage ſteht, iſt die von der An⸗ 
geklagten abgegebene eidesſtattliche Verſicherung une 
bedenklich als eidesſtattliche Verſicherung im Sinne 
des § 156 StGB. anzuſehen. Ebenſo unbedenklich iſt 
es, daß ſie vor dem Amtsgericht abgegeben iſt, da das 
Schriftſtück mit dem Willen der Angeklagten dem Ge— 
richt zugegangen iſt, dieſes das Schriftſtück entgegen— 
genommen und dadurch von der eidesſtattlichen Ver— 
ſicherung Kenntnis erhalten hat (Entſch. 18, 246 [247]; 
32, 435 [436]). Die Kenntnisnahme bezweifelt der Ver⸗ 
teidiger ohne Grund, weil das Gericht auf den Antrag 
des Anwalts der Angeklagten auf Erlaß der einſt— 


232 


weiligen Verfügung, dem die eidesſtattliche Verſiche⸗ 
rung als Anlage beigefügt war, mündliche Verhand⸗ 
lung angeordnet hat und es zu dieſer nicht gekommen 
iſt. Denn die mündliche Verhandlung iſt erſt angeordnet 
worden, nachdem das Gericht den Antrag geprüft und 
dabei auch von der eidesſtattlichen Verſicherung Kenntnis 
erlangt hatte. Uebrigens iſt die Anſicht des Ver⸗ 
teidigers unrichtig, daß das wegen der Anordnung der 
mündlichen Verhandlung nur durch Vortrag des 
Inhalts der Verſicherung hätte geſchehen können, der 
Vortrag war ſogar dazu ungeeignet, wie Entſch. 32, 
435 nachgewieſen iſt. (Urt. des I. StS. vom 23. Januar 
1913, I D 1173 / 12). 2 G. 
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Oberſtes Landesgericht. 
A. Zivilſachen. 


Ueber eine N genen den Beſchluß eines LG. 
hinſichtlich des nach 5 101 G. landesgeſetzlich zu: 
läſſigen Pe Be der Gebühr für einen Prozeßver⸗ 
oer hat nicht das Oberſte Landesgericht ſondern das 

berlandesgericht 179 1 (GKG. 84; Geb. 
Art. 46; GG. 8 199). Ein Rechtsſtreit wurde durch 
einen Vergleich vor dem beauftragten Richter erledigt. 
Die Beklagte verpflichtete ſich, das Anweſen des Klägers 
um 31000 M zu erwerben, der Kläger nahm die Klage 
zurück und übernahm die Koſten. Laut notarieller Ur⸗ 
kunde verkaufte alsdann der Kläger ſein Anweſen an die 
Beklagte um 31000 M. Die Koſten der Beurkundung 
des „in Erfüllung des Prozeßvergleichs geſchloſſenen“ 
Vertrags berechneten ſich auf 1188,80 M. Für den ge⸗ 
richtlichen Vergleich ſetzte der Gerichtsſchreiber eine Ge⸗ 
bühr von ?/ın der Entſcheidungsgebühr nach dem Gegen» 
ſtandswerte von 2000 M an. Die Regierung ordnete an, 
daß für den Vergleich der Betrag von 79,80 M nach⸗ 
zuholen ſei. Das Rentamt forderte deshalb von dem 
Kläger 79,80 M ein. Dieſer erhob Erinnerungen ge⸗ 
mäß 8 4 GKG. Das LG. erklärte die Gebührennach— 
holung für unzuläſſig. Die Regierung erhob Erin⸗ 
nerungen. Sie beantragte, eine weitere Gebühr von 
79,80 M nach 8 101 GKG. anzuſetzen. Das LG. ver⸗ 
warf die Erinnerungen als unzuläſſig. Gegen die Be— 
ſchlüſſe des LG. legte die Regierung Beſchwerde zum 
Obe G. ein. Das Ob G. erklärte ſich für unzuſtändig 
und verwies die Sache an das OLG. 

Aus den Gründen: Das ObLE. iſt nicht zu⸗ 
ſtändig. Die Zuſtändigkeit läßt ſich nicht aus Art. 46 
GebG. ableiten. Das Obs G. iſt dem LG. gegenüber 
nicht das „im Inſtanzenzuge zunächſt höhere Gericht“, 
das nach Satz 2 über die Beſchwerde zu entſcheiden 
hat. Der auf 8 199 Abſ. 2 GG. verweiſende Satz 3 
aber iſt nicht dahin zu verſtehen, daß überall da, wo 
eines der mehreren bayer. OLG. an ſich zur Entſchei⸗ 
dung über die Beſchwerde berufen wäre, das Ob“. 
an die Stelle des OLG. zu treten hätte; die „ent- 
ſprechende“ Anwendung des S 199 Abſ. 2 Satz 1 führt 
nur dazu, die ausnahmsweiſe Zuſtändigkeit des ObL G. 
für die Beſchwerde in ſolchen Gebührenſachen anzu— 
nehmen, die durch einen Fall des § 64 oder des § 143 
Abſ. 2 jenes Geſetzes veranlaßt ſind. Ein Fall dieſer 
Art liegt hier nicht vor. Aber auch abgeſehen davon 
iſt die Zuſtändigkeit des Obs G. auf Art. 46 Geb. 
nicht zu gründen. Art. 46 hat ſeine Stellung in der 
IV. Abt. des Geſetzes. Dieſe regelt die Gebühren für 
die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit, 
im 2. Abſchnitt insbeſondere die Gebühren für die Ver— 
handlungen der Gerichte in dieſen Angelegenheiten. 
Die Beurkundung eines Prozeß-Vergleichs iſt aber nie— 
mals eine Handlung der freiwilligen Gerichtsbarkeit 
ſondern ein Prozeßvorgang. Auf Gebühren, die für 


die Aufnahme eines ſolchen Vergleichs bei dem Gericht 
anfallen und von dieſem angeſetzt und erhoben werden, 


1) Vgl. dazu den Beſchluß des OLG. Nürnberg auf S. 234 f. 
dleſer Nummer. 
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iſt daher Art. 46 auch ſoweit nicht anzuwenden, als ſie 
den nach § 101 GKG. neben der Entſcheidungsgebühr 
zu erhebenden Mehrbetrag in ſich begreifen. Wenn 
man den von dem Reichsgeſetz angeordneten Zuſchlag 
des § 101 nicht überhaupt als eine prozeßrechtliche Ge⸗ 
bühr betrachten will, kann es ſich nur fragen, ob das 
Geb. durch eine ſonſtige Vorſchrift die Entſcheidung 
über eine hierauf fich beziehende Beſchwerde dem Obs. 
zuweiſt. Eine ſolche Beſtimmung enthält das Beb®. 
nirgends. Im Gegenteil ergibt ſich aus dem geſamten 
Inhalte des Geb®. und aus einigen Beſtimmungen 
(Art. 7, 23) daß es, was der Landesgeſetzgebung nach 
dem § 4 EGGVG. freiſtand, auch für den Zuſchlag des 
8101 GKG. den ordeutlichen Rechtsweg vor dem Prozeß⸗ 
gerichte zugelaſſen, jedes andere Beſchwerdeverfahren 
als das von der ZPO. und dem GKG. vorgefchriebene 
ausgeſchloſſen hat. Die Berufung auf Rittmann (GKG. 
4. u kann der Regierung nicht zuſtatten kommen. 
Auch Rittmann mißt den landesgeſetzlichen Steuer⸗ 
vorſchriften nur inſofern Bedeutung bei, als ſie den 
Maßſtab für den als Gerichtsgebühr zu erhebenden Bes 
trag enthalten (S. 610, Ziff. 3 Abſ. 1 zu § 101); er 
unterwirft Erinnerungen wegen der Höhe der landes⸗ 
geſetzlichen Gebühr zwar een den landesgeſetz⸗ 
lichen Vorſchriften und der darin angeordneten Zu⸗ 
ſtändigkeit, läßt aber die Zuſtändigkeit der Gerichte 
und die Beſtimmungen des $4 GKG. dann gelten. wenn 
dies durch landesgeſetzliche Vorſchriften, ſo in Bayern 
durch das Geb. begründet iſt (S. 17 Ziff. 3 Abſ. 3 zu 
84). Die Verweiſung auf die Entſcheidung des N®. 
vom 6. Juli 1897 und die des KG. vom 12. Nov. 1908 
geht gleichfalls fehl; die Beſonderheiten des Geb. 
kommen dort nicht in Betracht. Wie ſich die Zuſtän⸗ 
digkeit des Obs. aus Art. 42 Abſ. 3 und 4 AG. GBG. 
(i. d. F. des Art. 167 Ziff. XII AG. BGB.) ergeben 
ſollte, iſt nicht einzuſehen. Die Beſchwerde iſt daher, 
dem vorſorglichen Antrage der Regierungsfinanzkammer 
gemäß, dem Oberlandesgerichte zuzuleiten. (Beſchl. 
des II. Zivilſenats v. 10. März 1913, Reg. V Nr. 3/1913). 
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B. Strafſachen. 


Gebühren für ärztliche Dienſtleiſtungen bei Gericht. 
Was verſteht man unter Wartezeit? Gründe: In den 
Hauptverhandlungen vom 3. und 22. Januar 1913 hatte 
ſich der Oberarzt Dr. U. als Sachverſtändiger jedesmal zu 
dem auf 9 Uhr vormittags anberaumten Termin 
eingefunden und wurde am 3. Januar um 9 ½ Uhr, 
am 22. Januar um 9% Uhr vormittags von der Ge⸗ 
richtsſtelle entlaſſen. Das LG. ſetzte die Gebühren des 
Sachverſtändigen auf je 49.95 M feſt. Das Rentamt 
legte Beſchwerde inſoweit ein, als dem Sachverſtändigen 
für die Wartezeit von 9 ½¼ bis 11 ¼ Uhr vormittags 
zu Unrecht ſowohl die Gebühr nach Nr. 14 Geb. für 
amtsärztliche Dienſtleiſtungen vom 17. November 1902 


(GVBl. S. 715) als die Entſchädigung für die Warte⸗ 
zeit nach 8 3 Abſ. 2 VO. vom rener 190 (ggg 
Die Beſchwerde 


4. Auguſt 1910 

1910 S. 415) zugebilligt worden iſt. 

iſt nicht begründet. Die Gebo. beſtimmt: Nr. 14: 
„Abwartung eines gerichtlichen Termins als Sachver⸗ 
ſtändiger einſchließlich der während des Termins aus⸗ 
geführten Unterſuchungen und des erſtatteten münd⸗ 
lichen Gutachtens bis zu zwei Stunden 6 M, für jede 
angefangene Stunde mehr 2 M. Als Anfang des Ter⸗ 
mins gilt die Zeit, zu welcher geladen iſt, als Endpunkt 


die Zeit der Entlaſſung“. Der Abſ. 2 des 8 3 VO. vom 


no lautet: „Falls die Dienſtleiſtung die 
Entfernung des Arztes von ſeiner Wohnung erfordert 
und der Ort der Dienſtleiſtung nicht unter 2 km von 
der Wohnung entfernt iſt, erhält er Entſchädigung für 
den durch den Hin- und Rückweg veranlaßten Zeit⸗ 
aufwand von 1.50 M bis 3 M für jede angefangene 
halbe Stunde. Dabei wird die notwendige Wartezeit 
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am Orte der Dienſtleiſtung bis zu deren Vornahme, 
ſowie die Wartezeit von der Beendigung der Dienſt⸗ 
leiſtung bis zum Abgange des Beförderungsmittels, 
mit Ausnahme jedoch der Zeit von 8 Uhr abends bis 
8 Uhr morgens, eingerechnet, ferner erhält der Arzt 
Erſatz der Auslagen für Benützung von Beförderungs⸗ 
mitteln ufſw.“ Nach dem 8 15 BO. vom 17. Nov. 1902 
gelten die Beſtimmungen in 8 3 für beamtete und 
nichtbeamtete Aerzte als Taxvorſchriften i. S. des 8 13 


38GeboO. vom 50. wal 105, gleichviel ob die Aerzte 


aus Anlaß einer ärztlichen Dienſtleiſtung oder aus 
einem andern Anlaſſe zu Sachverſtändigen ernannt 
worden ſind. Darnach erhält der Sachverſtändige Ver⸗ 
gütungen nach zwei Richtungen; eine Gebühr, die für 
die Verrichtung bei Gericht ſelbſt, und außerdem eine 
Entſchädigung, die für den Zeitaufwand gewährt wird. 
Als Verrichtung bei Gericht gilt die Zeit, die zwiſchen 
der in der Ladung als Beginn des gerichtlichen Termins 
beſtimmten Stunde und der Stunde der Entlaſſung 
liegt; man kann dieſe Zeit der Kürze halber die „Ge⸗ 
richtszeit!“ nennen. Als Zeitaufwand wird gerechnet 
die übrige durch die Abweſenheit des Sachverſtänd igen 
von ſeinem Wohnort erforderte 85 „die Dienſtauf⸗ 
wandszeit“. Die Vergütung nach der „Gerichtszeit“ 
wird nach der GebO. gewährt; in dieſer find in vier⸗ 
zehn Nummern einzelne Dienſtleiſtungen aufgezählt 
und für jede Dienſtleiſtung Gebühren nach einem 
Mindeſt⸗ und Höchſtſatze teilweiſe unter Berückſichtigung 
der auf die ärztliche Tätigkeit verwendeten Zeit an⸗ 
geſetzt. 0 iſt die nach der GebO. anfallende 
Gebühr eine Vergütung für die in Anſpruch genommene 
Sachkunde des Arztes, die teils nach der Art teils 
nach der Dauer, teils nach der Art und Dauer der 
Leiſtung gewährt wird. Dieſe Dreiteilung ergibt ſich 
aus der Natur, insbeſondere aus dem in gewiſſen 
Fällen nicht vorausſehbaren Umfange der ärztlichen 
Dienſtleiſtungen. Die Dauer eines gerichtlichen Termins 
läßt ſich regelmäßig nicht vorher beſtimmen. Dieſer 
Erwägung verdankt die Beſtimmung der Nr. 14 GebO. 
ihre Entſtehung; es ſind daſelbſt einzelne Dienſt⸗ 
leiſtungen aufgeführt, ein weiterer Beweis dafür, daß 
die daſelbſt feſtgeſetzte Gebühr eine Entlohnung für 
die Dienſtleiſtung ſein ſoll. Der Geſetzgeber hat mit 
Rückſicht auf die Beſonderheiten der Dienſtleiſtungen 
in einem gerichtlichen Termine zu dem mit Vorteilen 
und Nachteilen verbundenen Pauſchalſyſteme gegriffen 
und die Vergütung nach Stunden abgeſtuft. Die nach 
Stunden feſtgeſetzte Gebühr fällt daher an mit dem 
Beginne der Stunde und iſt zu gewähren, gleichgültig 
ob die Dienſtleiſtung die vollen Stunden oder nur 
einen Bruchteil in Anſpruch nimmt. Neben dieſer 
Gebühr iſt die Entfchädigung für die übrige von der 
„Gerichtszeit“ nicht in Anſpruch genommene, durch die 
Abweſenheit des Sachverſtändigen von ſeinem Wohn⸗ 
orte verurſachte Zeit zu gewähren. Von dieſen Grund⸗ 
ſätzen iſt die Strafkammer bei der Feſtſetzung der Ge⸗ 
bühren des Dr. U. ausgegangen. Sie hat mit Recht 
für die Dienſtleiſtung im Termine ſechs Mark ange⸗ 
wieſen und die Entſchädigung für den Zeitaufwand 
von dem Zeitpunkte der Entlaſſung von der Gerichts⸗ 
ſtelle an d. i. am 3. Januar 1912 von 9½ Uhr ab, 
am 22. Januar 1912 von 9 Uhr ab berechnet. (Beſchl. 
vom 80 Dez. 1912, Beſchw.⸗Reg. 937/12). Ed. 
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Oberlandesgericht München. 


Filmzenſur iſt Ausübung öffentlicher Gewalt; Unter⸗ 
ſchied zwiſchen der Haftung aus $ 823 BGB. und Art. 60 
A6. BGB. Gemäß Art. 32 Pol StGB. iſt den Kine⸗ 
matographenunternehmern zu M. ſeit Jahren in den 
Genehmigungsbeſcheiden zur Auflage gemacht, die zur 
öffentlichen Darſtellung beſtimmten Films vorher der 
Polizeibehörde vorzuführen. Im Intereſſe dieſer Ge— 
ſchäftsleute iſt ferner zugelaſſen, daß auch Filmverleih⸗ 
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inſtitute ihre für öffentliche Aufführungen und zum Ver⸗ 
leihen beſtimmten Films unmittelbar der Polizeibehörde 
vorführen, ſo daß ſie in der Lage ſind, nur zenſurpolizeilich 
geprüfte Films weiter zu verleihen. Die Probevor⸗ 
führungen finden ſeit 1907 im Polizeigebäude ſtatt, 
wo dafür eine ſtaatliche Vorrichtung gegen eine Gebühr 
für Abnützung ſowie für elektriſchen Kraft⸗ und Licht⸗ 
verbrauch zur Verfügung ſteht. Am 13. Juni 1910 
verbrannte bei einer ſolchen Probevorführung ein Film 
der Klägerin, darſtellend: „Diener und Vormund“. 
Die Klägerin forderte vom Fiskus 240 M Schadens⸗ 
erſatz, weil der Brand entweder durch ungenügenden 
Feuerſchutz der veralteten Vorrichtung oder durch un⸗ 
geſchickte Handhabung des Polizeibeamten verurſacht 
worden, in beiden Fällen aber der Staat kraft Ge⸗ 
ſetzes und Mietvertrags hafte. Das Landgericht ver⸗ 
urteilte den Fiskus, weil das feſtgeſtellte Fehlen einer 
modernen Vorfallhemmung an der Vorrichtung ein 
Verſchulden eines verfaſſungsmäßigen Vertreters dar⸗ 
ſtelle (88 823, 276, 31, 89 BGB.). — Die Berufung des 
Fiskus führte zur Klageabweiſung wegen Unzuläſſigkeit 
des Rechtswegs. 


Aus den Gründen: Ob Schadenserſatz aus 
einer Handlung in Ausübung öffentlicher Gewalt be⸗ 
anſprucht wird, hat das Gericht ſelbſtändig aus dem 
vorgebrachten Tatbeſtand ohne Rückſicht darauf zu 
prüfen, wie die Klagpartei rechtlich ihren Anſpruch 
konſtruiert (RGZ. 77, 412). Das ergibt ſich aus dem 
Zwecke des Art. 7 VGHG., nämlich dem Schutze der 
Verwaltungsbeamten vor grundloſer Klageſtellung; 
dieſer Schutz würde hinfällig ſein, wenn der Kläger 
ſchon durch unrichtige rechtliche Darlegungen die An⸗ 
wendung auf einen Tatbeſtand ausſchließen könnte, 
auf den Art. 7 VG. an ſich zutrifft. An dieſer Sach⸗ 
lage iſt auch dadurch nichts geändert, daß ſeit 1900 
regelmäßig zunächſt der Staat an Stelle des Beamten 
verklagt werden muß. Die Prüfung der Notwendigkeit 
der Vorentſcheidung ſteht nach $ 17 GVG. mit 8 11 
EG. inſolange den Gerichten allein zu, als nicht durch 
Erhebung des Kompetenzkonfliktes die Sache an den 
Gerichtshof für Kompetenzkonflikte gebracht iſt. Das 
iſt hier bisher nicht geſchehen. Ausübung öffentlicher 
Gewalt liegt allerdings nicht ſchon bei jeder Verwaltung 
öffentlichen Vermögens oder Beſorgung wirtſchaftlicher 
Angelegenheiten des Staates vor; wohl aber iſt Aus⸗ 
übung öffentlicher Gewalt jede obrigkeitliche oder doch 
unmittelbar auf die Verwirklichung öffentlicher Zwecke 
gerichtete, zur Erfüllung einer Aufgabe mit gewiſſen 
Smwangebefugnifien geſetzlich ausgeſtattete Amtstätig⸗ 
keit (BGH. Bd. 24 S. 106). Die Klagepartei beſtreitet 
ſelbſt nicht, daß die Filmzenſur, wie ſie ſich auf Grund 
des Art. 32 Pol StGB. ausgebildet hat, an ſich Aus⸗ 
übung öffentlicher Gewalt iſt. Es kann daran auch 
kein begründeter Zweifel beſtehen; denn dieſe Prüfung 
iſt auf geſetzlicher Grundlage polizeilich vorgeſchrieben 
und die Verwendung eines nicht gebilligten Films 
würde zu polizeilichem und ſtrafrechtlichem Einſchreiten 
ſühren. Zweck der Prüfung iſt die Ausſchaltung von 
unſittlichen oder ſonſt anſtößigen Bildern. Darüber 
wacht der Staat nicht aus wirtſchaftlichen Gründen, 
ſondern nur in Ausübung eines Hoheitsrechtes, näm— 
lich der Polizeigewalt. Belanglos iſt, daß hier der 
Film nicht vom Kinotheaterbeſitzer ſelbſt, ſondern von 
einer Filmverleihanſtalt zur Prüfung geſtellt wurde; 
denn dieſe Prüfung erfolgt in gleicher Weiſe, aus den 
gleichen Gründen ſowie auf der nämlichen Grundlage 
wie bei den Theaterbeſitzern ſelbſt; ſie erſpart nur 
letzteren eine wiederholte Prüfung. Richtig iſt nun 
allerdings, daß an und für ſich dieſe Prüfung nicht 
notwendig und begriffsmäßig die Aufſtellung einer 
polizeilichen Vorrichtung zur Vorführung erfordern 
würde. Das iſt aber nicht ausſchlaggebend, ſondern 
es kommt nur darauf an, daß tatſächlich und rechtlich 
die Polizei die Vorführung in der polizeilichen Vor— 
richtung ausdrücklich vorgeſchrieben hat, weil die ſtets 
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wachſende Anzahl der Kinotheater die Prüfung in den 
Theatern ſelbſt unmöglich gemacht hat. Damit iſt aber 
die Benützung der polizeilichen Vorrichtung in ſo enge 
und unmittelbare Verbindung mit der Ausübung öffent⸗ 
licher Gewalt (nämlich der Zenſur) gebracht worden, 
daß eine Schädigung des Filmeigentümers durch die 
polizeiliche Vorrichtung eine Beſchädigung in Aus⸗ 
übung öffentlicher Gewalt darſtellt. Die Sache liegt 
hier weſentlich anders, als bei Bauſchäden in ſtaat⸗ 
lichen Gebäuden; denn bei ſolchen iſt immerhin nur 
ein entfernterer Zuſammenhang mit der Ausübung der 
öffentlichen Gewalt ſelbſt gegeben und die dabei in 
Betracht kommenden Pflichten ſind keine anderen als 
ſie auch ſonſt den Hausbeſitzern obliegen, die einen 
Verkehrsweg eröffnen, wie ja die Haftung für derartige 
Bauſchäden auch gegenüber ſolchen Perſonen beſteht, 
die z. B. ein Juſtizgebäude nicht aus Anlaß eines 
Prozeſſes, ſondern etwa zur Beſichtigung betreten. In 
dieſem Sinne hat ſich bereits der BaybGH. (Bd. 24 
S. 183) ausgeſprochen und dort die Ausübung öffent⸗ 
licher Gewalt und demgemäß die Notwendigkeit einer 
Vorentſcheidung gegen einen bayeriſchen Gendarmen 
verneint, der auf einer Dienſtfahrt einen unbeteiligten 
Fußgänger mit dem Rade überfahren hatte. Die Gründe 
der Entſcheidung laſſen keinen Zweifel, daß Ausübung 
öffentlicher Gewalt angenommen worden wäre, wenn 
der Gendarm einen zu Verhaftenden ſelbſt überfahren 
und dabei verletzt oder wenn er bei einer Verhaftung 
von ſeiner Schußwaffe fahrläſſigerweiſe Gebrauch ge⸗ 
macht hätte. So haftet der Staat auch für die amt⸗ 
lichen Aerzte (VGH. Bd. 25 S. 26, 27 S. 16) insbe⸗ 
ſondere in Gefängniſſen und Irrenanſtalten, obwohl 
ihre ärztlichen Pflichten die gleichen find wie Privaten 
gegenüber. Iſt aber dieſer enge und nach den be⸗ 
ſtehenden Vorſchriften ſogar notwendige Zuſammen⸗ 
hang der polizeilichen Filmprüfung mit der Benützung 
der polizeilichen Vorrichtung gegeben, ſo kommt nichts 
darauf an, ob eine Gebühr erhoben wird; denn ſolche 
Zahlungen ſind auch im öffentlichen Recht gebräuchlich 
und in täglicher Uebung. Ebenſo gleichgültig iſt, ob 
ein Begleitmann von der Polizei gefordert worden iſt 
oder nicht; gerade das klägeriſche Beweisangebot, daß 
um die ſtreitige Zeit die Vorführung durch Polizei— 
perſonal zu erfolgen hatte, ſpricht für die Annahme 
öffentlicher Gewalt. Es iſt hienach die Vorentſcheidung 
des VGH. gegenüber einem beſtimmten Beamten nötig, 
deſſen Benennung Sache der Klagpartei iſt. (Urteil 
vom 28. Okt. 1912, I 534/12 J). N. 
2089 
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Oberlandesgericht Nürnberg. 


Erinnerungen und Beſchwerden gegen Gerichtskoſten⸗ 
anſätze, landesgeſetzlicher Gebührenzuſchlag für Prozeß 
vergleiche, Zuſtändigkeit und Verfahren für die Beſchwerde 
1 Vorausſetzungen für die Erhebung des Inſchlags, 

erhältuis der Gebühr für allgemeine Schuldverträge 
zu der Gebühr für Grundſtücksübertragungen, Form der 
Verträge über die Verpflichtung zum Erwerb von Grund: 
ſtücken!) (SS 4, 101 GKG.; SS 567 ff. 3PO.; Art. 44 ff., 
145, 146, 178 Geb.; SS 313, 779 BGB.). Aus den 
Gründen: Für einen vor dem beauftragten Richter 
des Prozeßgerichts geſchloſſenen Vergleich iſt nach 
8 23 1 GK G. eine Gebühr von ½o der Entſcheidungs— 
gebühr nach dem Streitgegenſtandswerte von 2000 M 
zu 13 M 20 Pfg. angeſetzt und erhoben worden. Die 
Regierungsfinanzkammer erachtet gemäß § 101 GK. 
die Erhebung von 3%b aus dem Gegenſtandswerte 
des Vergleichs von 31000 M mit 93 M nach Art. 145 
Geb. und die Nachholung des Mehrbetrags zu 79 M 
80 Pfg. für geboten. Auf die Erinnerungen des zahlungs— 
pflichtigen Klägers nach $ 4 GKG. hat das LG. am 


1) Val. dazu die Entſcheidung des Oberſten Landesgerichts auf 
S. 232 dieſer Nummer. 
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21. Nov. 1912 dieſe Nachholung für unzuläſſig erklart. 
Die Erinnerungen der RegFK. vom 7. Januar 1913 
gegen die Gebührenbewertung der Gerichtsſchreiberei 
des LG. wurden am 11. Januar 1913 als unzuläſſig 
verworfen. Die Reg K. legte gegen die beiden Bes 
ſchlüſſe Beſchwerde ein und zwar zum Obs. und 
vorſorglich zum OLG. Das Ob. erklärte fi für 
unzuſtändig und leitete die Beſchwerde zum Os. 
Das OLG. erachtet ſich für zuſtändig. Es handelt 
ch zwar um die landesgeſetzlich geregelte Gebühr des 
rt. 145 Geb., allein dieſe iſt nicht bei einem Notariate 
angefallen, ſondern ſoll für einen eee 
Vergleich auf Grund des 5 101 GKG. erhoben werden. 
Gleichviel ob dieſer landesgeſetzliche Gebührenzuſchlag 
eine prozeßrechtliche Gebühr iſt oder nicht, jedenfalls 
hat die bayerifche Geſetzgebung das Verfahren für feine 
Erhebung nicht anders als nach den Vorſchriften der 
ZPO. und des GKG. geordnet und insbeſondere für 
das Beſchwerdeverfahren keinen den ordentlichen Rechts⸗ 
weg vor dem Prozeßgerichte ausſchließenden Gang 
eingeführt. Es ſind daher nicht die Vorſchriften der 
Art. 44 ff. Geb., ſondern die der 88 4, 101 Gg., 
88 567 ul, 568-575 8.11 anzuwenden (vgl. Bay ZfR. 
1905 S. 154; 1906 S. 141; JW. 1906 S. 201 Nr. 20; 
Obs G. n. F. 5 S. 573; dagegen früher JW. 1897 S. 467 
Nr. 28; Obs. d. F. 15 S. 343; n. F. 3 S. 996; Bay ZfR. 
1905 S. 285). Die an keine Friſt gebundene Beſchwerde 
der Reg K. gegen die beiden Beſchlüſſe des LG. war 
daher nach 8 4 l, IT GKG. und 8 5681 ZPO. zuzulaſſen. 
Sie iſt jedoch unbegründet. Mit Unrecht beſtreitet 
zunächſt die Reg., daß das LG. ihre Erinnerungen 
vom 7. Januar 1913 als unzuläſſig habe verwerfen 
dürfen, da der frühere VBeſchluß des 88. nur formell, 
nicht ſachlich entſchieden habe. In Wirklichkeit hat 
dieſer Beſchluß nach beiden Richtungen über die Er⸗ 
innerungen des Klägers befunden. Er verneint die 
Befugnis der Finanzbehörde, abweichend vom Gebühren⸗ 
anſatze des Gerichtsſchreibers ehrb. Erhebung von Er⸗ 
innerungen nach 8 4 GKG. Mehrbeträge an Gerichts: 
koſten unmittelbar durch das Rentamt nachholen zu 
laſſen. Sachlich wurde der in der Anordnung der 
Nachholung liegende „Gebührenanſatz“ auf die Er⸗ 
innerungen des Zahlungspflichtigen nach 8 4 GK. 
als ungerechtfertigt i. S. der Art. 144 ff. Geb. bezeich⸗ 
net. Das LG. hat in feinem erſten Beſchluſſe die Reg FK. 
nicht noch nachträglich auf den Weg der Erinnerungen 
verwieſen, ſondern . Weg an Stelle der unmittel⸗ 
baren Nachholung als den von Anfang an allein 
gangbaren erklärt; zugleich hat es den ohne Einhal⸗ 
tung des Weges nach 8 4 GKG. vorgenommenen Ge 
bührenanſatz ſachlich geprüft und gerade damit ſeinen 
Ausſpruch über die Unzuläſſigkeit der Nachholung gemäß 
Art. 144 ff. GebG. begründet. Hat einer der Beteiligten 
einmal Erinnerungen nach $ 4 GKG. erhoben, fo kann 
der Gegenbeteiligte nachträglich nicht auch dieſen Weg 
hinſichtlich des gleichen Streitpunkts einſchlagen, ſon— 
dern er muß den vom Gegner eröffneten Weg durch 
Beſchwerde gegen die Entſcheidung über die Erin⸗ 
nerungen des Gegners fortſetzen. Dadurch, daß die 


Reg. ihre Anordnung der Gebührennachholung erſt 


nach der gerichtlichen Entſcheidung ſelbſt außer Wirk⸗ 
ſamkeit geſetzt hat, konnte an der Tragweite dieſer 
Entſcheidung und dem prozeßordnungsmäßigen Gange 
des laufenden gerichtlichen Verfahrens nichts mehr 
geändert werden. Das LG. hat daher die am 7. Januar 
1913 erhobenen Erinnerungen der Reg K. mit Recht 
wegen Verſpätung als unzuläſſig verworfen. 

Mit der Beſchwerde ſtrebt die Reg FK. die Ent⸗ 
ſcheidung an, daß die angeregte Gebührennachholung 
aus Art. 145 Geb®. gerechtfertigt fei, da der Vergleich 
einen Vorvertrag über einen Anweſenskauf enthalte, 
der außerhalb eines Rechtsſtreits der notariellen Be 
urkundung bedürfe, ſelbſtändig neben dem einige Tage 
ſpäter errichteten notariellen Kaufvertrag nebſt Auf— 
laſſung ſtehe und der ſelbſtaͤndigen Gebühr nach Art. 149 
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Geb. unterliege. Auch in dieſer Richtung muß die 
Entſcheidung des LG. re werden. 

Durch den Vergleich, der den prozeßrechtlichen 
Vorſchriften entſpricht, verpflichtete ſich der Beklagte, 
das Anweſen des Klägers um 31000 M zu erwerben, 
die Ausweiſung des Preiſes blieb der notariellen Be⸗ 
urkundung vorbehalten. Der Kläger zog ſeine Klage 
auf Beſeitigung der Störungen ſeines Eigentums zurück 
und übernahm die Koſten. Wenn auch die Parteien 
zunächſt den Rechtsſtreit wegen Eigentumsſtörung 
(Streitgegenſtandswert 2000 &) beilegen wollten und 
als Mittel den Erwerb des Anweſens durch den Eigen⸗ 
tumsſtörer in Ausſicht nahmen, ſo ſind ihre Ab⸗ 
machungen doch nicht innerhalb dieſer Grenzen ge⸗ 
blieben, mögen ſie auch nicht ſchon damals den Erwerb 
des Eigentums an dem Anweſen des Klägers durch 
die Beklagte vereinbart, ſondern die Beurkundung des 
obligatoriſchen und dinglichen Vertrags vor dem Notar 
vorbehalten haben. Jener Vergleich enthält vielmehr 
die vom Kläger durch die Genehmigung und Unter⸗ 
zeichnung des Vergleichs angenommene Erklärung der 
Beklagten, daß ſie ſich 5005 Erwerbe des Eigentums 
an dem Anweſen um 31 M verpflichte. Diefe Ver⸗ 
einbarung bildete mit dem vorbehaltenen notariellen 
Vertrag nicht, wie das LG. meint, einen einheitlichen 
Vertrag, ſondern enthielt eine ſelbſtändige Abmachung, 
durch die ſich der Beklagte ſchon jetzt zum Anweſens⸗ 
erwerb um 31000 M als zu einer Gegenleiſtung für 
die Zurücknahme der Klage verpflichtete. Weder aus 
dem Wortlaute des Vergleichs noch aus den Umſtänden 
iſt zu entnehmen, daß ſich der Kläger ſelbſt zur Ueber⸗ 
tragung des Eigentums auf die Beklagte um jenen 
Preis verpflichten wollte und verpflichtete. Der Prozeß⸗ 
vergleich legt alſo nicht bloß den Rechtsſtreit unter 
Vorbehalt eines ſelbſtändigen Vertrags bei, er bildet 
vielmehr ſelbſt einen — nach dem Willen des Klägers 
vollziehbaren — Vertrag über die Verpflichtung der 
Beklagten zum Erwerb des Anweſens. Als ſolcher 
würde er bei notarieller Beurkundung der Gebühr des 
Art. 145 Geb. unterliegen; dieſe Gebühr wäre nicht 
durch die Vorſchrift des Art. 146 ausgeſchloſſen, da 
hiernach die beſondere Gebühr nur für jene Verträge 
zu erheben iſt, durch die ſich der eine Teil zur Ueber⸗ 
tragung des Eigentums an einem Grundſtücke verpflichtet. 

Allein jene Vereinbarung im Vergleich kann trotz⸗ 
dem nicht der Gebühr des Art. 145 Geb. unterworfen 
werden; denn der landesgeſetzliche Gebührenmehrbetrag 
iſt nach 8 101 GKG. nicht ſchon dann zu erheben, wenn 
für den außerhalb des Rechtsſtreits geſchloſſenen Ver⸗ 
gleich im Falle ſeiner notariellen Beurkundung die 
landesgeſetzliche höhere Gebühr anzuſetzen wäre, ſon⸗ 
dern nur, wenn außerhalb des Rechtsſtreits der Ver⸗ 
gleich zu ſeiner Rechtswirkſamkeit der notariellen Form 
bedürfte (Os GRſpr. 1 S. 195; Obs. n. F. 3 S. 999). 
Dies iſt hier nicht der Fall. Nach 8 313 BGB. bedarf 
wohl der Vertrag über die Verpflichtung zur Eigentums⸗ 
übertragung der notariellen Beurkundung, das gleiche 
iſt aber nicht für einen Vertrag über die Verpflichtung 
zum Eigentumserwerb vorgeſchrieben, weder nach dem 
Wortlaute noch nach dem Sinne und Zwecke der Vor⸗ 
ſchrift des 8 313 BGB. (vgl. IW. 1905 S. 126 und 
1913 S. 322; Bay ZfR. 1906 S. 431 ff.). Bedurfte die 
Verpflichtung der Beklagten zum Anweſenserwerb und 
deren Annahme durch den Kläger, ohne deſſen Ver⸗ 
pflichtung zur Anweſensübertragung, außerhalb des 
Rechtsſtreits nicht der notariellen Beurkundung, fo 
genügte formloſer Vergleich nach 8 779 BGB., der 
mangels ausdrücklicher Vorſchrift keiner Gebühr unter⸗ 
liegt; es kann deshalb weder die Gebühr des Art. 145 
OebG. noch eine andere Gebühr für eine notarielle 
Verhandlung in Frage kommen; insbeſondere trifft 
auch Art. 178 nicht zu, da die Verpflichtung zum Erwerb 

egenüber der Verpflichtung zur Uebertragung des 
igentums an Grundſtücken nicht im Verhältniſſe eines 
Vertragsantrags zu deſſen Annahme ſteht (88 128, 
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152888.) und überdies die Erklärung und die Einigung 
über die erſtere Verpflichtung allein, wie dargetan, 
der notariellen Beurkundung nicht bedarf. (Beſchl. 
des II. 3S. vom 31. März 1913, Beſchw.⸗Nr. 9 
2951 r. 


Geſetzgebung und Verwaltung. 


Die jüngſten Aenderungen auf dem Gebiete des ge: 
werblichen Kehtöihnges. Am 2. Mai d. Js. iſt die 
Pariſer Verbandsübereinkunft vom 20. März 1883 zum 
Schutze des gewerblichen Eigentums, revidiert in Brüſſel 
am 14. Dez. 1900 und in Waſhington am 2. Juni 1911, 
in Yin getreten und gleichzeitig mit ihr das zu ihrer 
Ausführung erlaſſene Geſetz vom 31. März 1913 (RGBl. 
S. 209 und 236). Außer Deutſchland haben folgende 
Länder die Uebereinkunft ratifiziert: Oeſterreich, Ungarn, 
die dominikaniſche Republik, Spanien, die Vereinigten 
Staaten von Amerika, Frankreich, Großbritannien, Ita⸗ 
lien, Japan, die Vereinigten Staaten von Mexiko, Norwe⸗ 
gen, die Niederlande und die Schweiz — lauter Länder, die 
auch bisher ſchon dem Verbande angehört haben; für 
ſie a. die neue Uebereinkunft mit ihrem Schlußpro⸗ 
tokoll die Pariſer Uebereinkunft vom 20. März 1883 
und deren Schlußprotokoll, das Madrider Protokoll vom 
15. April 1891, betr. die Ausſtattung des internationalen 
Bureaus, und die Brüſſeler Zuſatzakte vom 14. Dez. 1900. 
Dem früheren Verbande gehörten außerdem an: Belgien, 
Vereinigte Staaten von Braſilien, Cuba, Dänemark, 
Portugal, Schweden und Serbien; für die Beziehungen 
dieſer Länder gelten die früheren Akte — (vgl. Art. 18 
der Uebereinkunft, Art. IV = Gef. vom 31. März 1913). 


Der neue Text der Pariſer Uebereinkunft hat 
die alten Artikelnummern beibehalten. Neue Vorſchriften 
ſind an der entſprechenden Stelle eingeſchaltet — teil⸗ 
weiſe in eigenen Artikeln (Art. 7b und 16 b). Soweit 
die Beſtimmungen in dem Schlußprotokoll zu der Pariſer 
Uebereinkunft und der Brüſſeler Zuſatzakte aufrecht er⸗ 
halten find und nicht nur erläuternde Bedeutung be⸗ 
ſitzen, ſind ſie in den neuen Text aufgenommen, während 
einzelne Vorſchriften, die weſentlich der Auslegung des 
neuen Unionsrechts dienen, ſich in einem neuen Schluß⸗ 
protokolle finden; ſo iſt die den Patentausführungs⸗ 
zwang regelnde Beſtimmung, die durch Art. 2 der 
Brüſſeler Zuſatzakte unter Ziff. Zb in das Schlußpro⸗ 
tokoll der Pariſer Uebereinkunft eingefügt worden war, 
jetzt dem Abſ. 2 des Art. 5 der Uebereinkunft ſelbſt 
einverleibt; dagegen ſtehen die im alten Schluß⸗ 
protokoll enthaltenen Erläuterungen der Ausdrücke 
„gewerbliches Eigentum“ und „Erfindungspatent' jetzt 
in neuer Faſſung in dem zn Schlußprotokoll. 


Was die ſachlichen Aenderungen anlangt, 
ſo ſind mit Rückſicht auf die Entwicklung des Unions⸗ 
rechts und des inneren Rechts der Verbandsländer 

1. als Gegen ſtand des Schutzes in den Art. 2, 
4, 11 und 12 die Gebrauchsmuſter und in Art. 2 die 
Urſprungsbezeichnungen ausdrücklich aufgenommen 
worden. Dagegen iſt der unions⸗ rechtliche Schutz der 
Geſchmacksmuſter nicht erweitert worden, obwohl man 
auf der Konferenz in Waſhington darüber einig war, 
daß nicht nur der internationale, ſondern in vielen 
Ländern auch der heimiſche Muſterſchutz den Bedürf— 
niſſen des aufſtrebenden Kunſtgewerbes nicht entſpricht. 

2. Schutzberechtigte Perſonen find die „Unter 
tanen oder Bürger der vertragſchließenden Länder“ und 
zwar — das iſt neu beſtimmt — ohne Rückſicht darauf, 
ob ſie in dem Lande, deſſen Schutz ſie beanſpruchen, 
einen Wohnſitz oder eine Niederlaſſung haben (Art. 2 
der Uebereinkunft). Im Schlußprotokoll iſt dazu aus— 
geſprochen, daß dieſe Beſtimmung auslegenden Charakter 
und damit rückwirkende Kraft auf die unter dem bis— 
herigen Unionsrecht erworbenen Rechte haben ſoll, ſowie 
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daß die neue Vorſchrift ſich nur auf den materiellen 
Schutz, nicht auf prozeßrechtliche Verhältniſſe bezieht. 
Der den Kreis der Schutzberechtigten erweiternde Art. 3 
iſt ſachlich unverändert geblieben. | 

3. Nach Art. 4 der Uebereinkunft gewährt die Hinter⸗ 
legung eines Geſuchs um Schutz einer Erfindung uſw. 
ein in den anderen Vertragsländern wirkendes Prio⸗ 
ritätsrecht, deſſen Inhalt Allfeld (Gewerbliches Ur⸗ 
heberrecht Bem. 1 zu Art. 4 S. 705) kurz dahin kenn⸗ 
zeichnet, daß innerhalb der in Abſ. 3 des Art. 4 be⸗ 
zeichneten Friſten von der erſten Hinterlegung an der 
Gegenſtand des beanſpruchten Schutzes in den übrigen 
Verbandsländern weder von einer anderen Perſon wirk⸗ 
ſam angemeldet werden noch ſeine Neuheit verlieren 
kann. In ſeiner neuen Faſſung regelt Art. 4 eine 
Reihe von Zweifelsfragen, die ſich bei der Anwendung 
dieſer Beſtimmung ergeben haben. 

4. Art. 4b (nicht zu verwechſeln mit Art. 4 Abſ. b), 
der von der Unabhängigkeit der in den ver⸗ 
ſchiedenen Ländern für 1 Erfindung 
erteilten Patente handelt, hat zur Klarſtellung 
der Tragweite dieſes Grundſatzes einen Zuſatz erhalten 
(f. Abſ. 2). 

5. Nach Art. 6 der Uebereinkunft ſoll jede in dem 
Urſprungslande vorfchriftsmäßig hinterlegte Fabrik⸗ 
oder Handelsmarke (Warenzeichen), ſo wie ſie 
iſt, in den anderen Verbandsländern hinterlegt werden 
können und geſchützt ſein. Dieſem Grundſatz hatte die 
Nr. 4 des Schlußprotokolls eine Einſchränkung gegeben, 
über deren Auslegung große Meinungsverſchiedenheit 
herrfchte. Jetzt führt Abſ. 2 des Art. 6 die Gründe ein⸗ 
zeln auf, aus denen Marken zurückgewieſen oder für 
ungültig erklärt werden können. Wichtige Erläute⸗ 
rungen dazu enthält das Schlußprotokoll. 

6. Eine ſehr bemerkenswerte Neuerung bringt Art. 7d 
durch die Verpflichtung der Verbandsländer zum Schutz 
der ſog. Verbandsmarken. Mehr und mehr hat 
ſich in der letzten Zeit neben den Marken für die Waren 
eines einzelnen Geſchäftsbetriebs ein Bedürfnis geltend 
gemacht nach Marken, welche die Waren der Mitglieder 
eines Verbandes kennzeichnen, beſonders um eine von 
dem Verbande gebotene Gewähr für Güte oder ſonſtige 
Beſchaffenheit der Ware kundzugeben; es iſt jedoch 
den einzelnen Ländern überlaſſen zu beſtimmen, unter 
welchen beſonderen Bedingungen ein Verband zum 
Schutze ſeiner Marke zugelaſſen werden kann. 


7. Art. 9 in ſeiner neuen Faſſung befaßt ſich mit 
der Beſchlagnahme von Waren mit falſcher 
Herkunfts bezeichnung (Fabrik⸗ oder Handels⸗ 
marke, Handelsname) ſowie mit den Rechtsbehelfen, 
die ſtatt der Beſchlagnahme in den Verbandsländern 
den Berechtigten gegen den Vertrieb ſolcher Waren zur 
Verfügung geſtellt werden. 

8. Neu tft die in Art. 10 b von den Verbandslän⸗ 
dern übernommene Verpflichtung zum Schutz 
gegen unlauteren Wettbewerb ſei es durch 
beſondere geſetzliche Vorſchriften wie in Deutſchland 
oder durch eine allgemeine Rechtsklauſel nach dem Vor» 
bilde des franzöſiſchen Rechts. 

9. Der neue Art. 16 b endlich handelt von der Ein: 
führung des Unionsrechts in den Kolonien 
der Verbandsländer. 


Mit dieſen neuen Beſtimmungen des internationalen 
Rechts will das Geſetz zur Aufführung der revidierten 
Pariſer Uebereinkunft unſer einheimiſches Recht ſoweit 
nötig in Uebereinſtimmung bringen und die Vergün— 
ſtigungen, die danach den fremden Unionsangehörigen 
zukommen ſollen, auch den Reichsangehörigen einräumen. 

1. Nach 8 13 Abſ. 1 GebrMuſtG., 8 23 Abſ. 1 
Waren 3G. und 8 28 WettbewG. in der bisherigen 
Faſſung hatten unter Umſtänden Reichsangehorige 


Eigentum von J. Schweitzer Ber lag (Arthur Sellier) München und Berlin. 
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keinen Anſpruch auf den Schutz dieſer Geſetze, weil ſie 
in Deutſchland keinen Wohnſitz oder keine Niederlaſſung 
beſaßen. Damit ſie bei uns nicht ſchlechter geſtellt ſind 
als auf Grund der Art. 2 und 3 der Pariſer Ueberein⸗ 
kunft die Angehörigen anderer Verbandsländer — ſ. oben 
unter II. 2 —, beſtimmt Art. I des Ausführungss,, 
daß die drei angeführten Beſtimmungen auf Reichs⸗ 
angehörige nicht anzuwenden find. 

Auf die Geltendmachung des oben unter II. 3 
erwähnten Prioritätsrechts bezieht ſich Art. II, auf Grund 
deſſen bereits die Bekanntmachung des Reichskanzlers 
vom 8. April und die eine Uebergangsvorſchrift ent⸗ 
haltende Bek. vom 28. April d. Js. ergangen find (RGᷓl. 
S. 241 und 251). 

3. Art. III bringt zu den unter Ziff. 1 erwähnten 
noch weitere Aenderungen des Warenzeichengeſetzes. 

a) Nach § 4 Abſ. 1 Nr. 2 dieſes Geſetzes iſt die Eins 
tragung in die Zeichenrolle ſolchen Zeichen zu verſagen, 
die in⸗ oder ausländiſche Staatswappen oder Wappen 
eines inländiſchen Ortes, eines inländiſchen Gemeinde⸗ 
oder Kommunalverbandes 1 Dieſe Beſtimmung 
wird auf der einen Seite — ohne rückwirkende Kraft — 
ausgedehnt auf den Gebrauch ſonſtiger ſtaatlicherHoheite⸗ 
zeichen z. B. Kriegs⸗ oder Poſtflaggen oder Wappen⸗ 
beſtandteile, die auch losgelöſt vom Wappenganzen 
wappenartige Geltung beſitzen wie der bayeriſche Löwe 
mit der Krone; auf der anderen Seite wird fie inſofern 
eingeſchränkt, als Wappen und Hoheitszeichen einzu⸗ 
tragen ſind, wenn der Anmelder befugt iſt ſie in dem 
Warenzeichen zu führen (vgl. das Schlußprotokoll Abſ.2 
und 3 zu Art. 6). 

b) Mit dem oben unter II. 6 erwähnten Schutze 
der Verbandsmarken oder ⸗zeichen befaſſen ſich die als 
88 24 a—24 h in das Waren 3G. neu eingefügten Be: 
ſtimmungen, zu denen in Kürze noch folgendes be⸗ 
merkt ſei. Der Ausdruck „gewerbliche Zwecke“ in 8243 
iſt in Uebereinſtimmung mit dem Schlußprotokoll (zu 
Art. 1) auch auf „jede Produktion auf dem Gebiete der 
Landwirtſchaft und der Gewinnung der Bodenſchaͤtze“ 
zu beziehen. Als Träger des Rechts aus dem Ver⸗ 
bandszeichen kommen in erſter Linie ſolche privatrecht⸗ 
liche Verbände in Betracht, welche die auf Warenum⸗ 
ſatz gerichteten Einzelbetriebe ihrer Mitglieder durch 
Ueberwachung der Betriebe oder durch Gewährleiſtung 
für die Güte oder für beſtimmte Eigenſchaften der 
Waren fördern wollen. Ob die Mitglieder die Waren 
herſtellen oder nur mit ihnen handeln, iſt gleich⸗ 
gültig; jedoch müſſen ſie einen Geſchäftsbetrieb im 
Sinne des 81 Waren ZG. haben, während der Verband 
ſelbſt einen ſolchen nicht zu haben braucht. In der 
Reichstagskommiſſion war man darüber einig, daß ein 
Verband, der ſelbſt keinen Geſchäftsbetrieb unterhält 
und nur dazu gegründet iſt ſeinen Mitgliedern ein 
Verbandszeichen zur Verfügung zu ſtellen, ein Ideal⸗ 
verein im Sinne des BGB. iſt und die 88 21, 22 868. 
ſeiner Eintragung in das Vereinsregiſter nicht ent⸗ 
gegenſtehen. Ein ſolcher Verband wird durch die un: 
befugte Benutzung ſeines Zeichens kaum einen eigenen 
Schaden erleiden können; 8 24 f dehnt feinen Ent: 
ſchädigungsanſpruch nach 8 14 Waren 3G. auf den feinen 
Mitgliedern erwachſenen Schaden aus. Das wirtſchaft⸗ 
liche Bedürfnis nach einem Verbandswarenzeichen hat 
dahin geführt, daß die beteiligten Kreiſe verſuchten im 
Rahmen des geltenden Rechts einen Erſatz dafür zu 
ſchaffen, meiſt in der Weiſe, daß ein Mitglied des Ver: 
bands mit eigenem Geſchäftsbetrieb das Zeichen als 
Treuhänder auf ſeinen Namen eintragen ließ und den 
anderen Mitgliedern geſtattete das Zeichen zu benützen. 
Die Umſchreibung ſolcher Zeichen in Verbandszeichen 
ſieht 8 24g vor. 
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leber die polizeiliche Genehmigung ſtehender welche für den öffentlichen Betrieb von Lichtſpielen 


5 in einem Wirtshaus oder anderen Privatlokale 
Lichtſpieltheater in Bayern. m 1 1 7 f 

. u 1: In den die Veranſtaltung und Auf⸗ 

Von Staats miniſter a. D. Dr. Nobert Ritter v. Landmann. führung von Schau⸗ und Vorſtellungen und anderen 


Es iſt irrtümlich und irreführend, wenn in der Unterhaltungen betreffenden bayeriſchen Beſtim⸗ 
Abhandlung von Hellwig!) von einer „Konzeſſionie⸗ mungen find die erft in neuerer Zeit erfundenen 
rung“ der ſtehenden Lichtſpieltheater nach bayeriſchem Lichtspiele nicht genannt, weder in Art. 63 und 64 
Landesrecht geſprochen wird. Das bayeriſche Landes: | Pol StB. vom 16. November 1861, noch in 
recht unterſcheidet zwiſchen „Konzeſſionspflicht“ Art. 32 und 33 Pol StGB. vom 26. Dezember 1871, 
(Abſchn. II Art.8— 12 GewG. vom 30. Januar 1868) noch in den zu dieſen geſetzlichen Beſtimmungen 
und „Erfordernis amtlicher Beſtellung oder polizei: ergangenen Vollzugsverordnungen, namentlich nicht 
licher Bewilligung“ (Abſchn. III a. a. O., Art. 13 in der Allerh. VO. vom 3. Juli 1868, die Schau⸗ 
bis 19), und unter die letztere Kategorie fallen und Vorſtellungen betr. und auch nicht in dem 
insbeſondere die Schau⸗ und Vorſtellungen, bezüglich auf Art. 32 PolStGB. von 1871 bezüglichen 9 15 
welcher in Art. 16 GewG. auf die Beſtimmungen der Allerh. VO. vom 4. Januar 1872, die Zu⸗ 
des Pol StGB. verwieſen wurde. Ebenſo ift ſchon ſtändigkeit der Verwaltungsbehörden betr. Es iſt 
in der Gewerbsinſtruktion vom 21. April 1862 aber kaum zu bezweifeln, daß der Geſetzgeber die 
(Reg Bl. S. 718) die Veranſtaltung von theatra⸗ Lichtſpiele ausdrücklich aufgeführt haben würde, 
liſchen Aufführungen, Schauſtellungen und dergl. wenn er fie ſchon gekannt hätte. Denn es find 
der Bewilligung der zuständigen Behörden vor⸗ die verſchiedenſten Arten von Unterhaltungen und 
behalten werden (8 79). Luſtbarkeiten genannt, die vom Standpunkt der 

Richtig iſt dagegen, daß nach der überwiegenden „öffentlichen Ruhe, Ordnung und Sicherheit“ (Ueber⸗ 
Praxis der bayeriſchen Verwaltungsbehörden die ſchrift des II. Hauptſtücks des Pol StGB.) harm⸗ 
öffentliche Veranſtaltung von Lichtipielen (kinemato⸗ loſer find als die Kinos. Allerdings iſt die Faſſung 
graphiſchen Vorführungen) in Bayern auch im der betreffenden Beſtimmungen des Pol StG. von 
ſtehenden Gewerbebetrieb nicht ohne ortspolizeiliche 1871 (übereinſtimmend mit der Faſſung des Pol. 
Erlaubnis ſtattfinden darf. Dieſe Praxis ſtützt StG B. von 1861) nicht erſchöpfend, fie will viel⸗ 
ſich auf verſchiedene Entſcheidungen des Oberlandes⸗ mehr auch ähnliche Produktionen wie die 
gerichts München und des bayeriſchen Oberſten ausdrücklich genannten treffen, wie ſchon der Wort⸗ 
Landesgerichts zu Art. 32 und 33 des Pol St B. laut ergibt und wie auch durch den Ebdelſchen 

Bei Würdigung des vorliegenden Angriffs gegen | Kommentar zum PolStGB. von 1861 beſtätigt 
dieſe Praxis ſind zwei Fragen zu prüfen: wird. Edel, der wegen ſeiner Mitarbeit im Geſetz⸗ 

1. Dürfen die in Bayern vor Einführung der gebungsausſchuſſe ſtets als Autorität gegolten hat, 
Reichsgewerbeordnung erlaſſenen Vorſchriften über | ſagt (S. 228 A. 3): „Die Beſtimmung des 
die polizeiliche Genehmigung der Veranſtaltung von Art. 63 Ziff. 1 beſchränkt ſich nicht auf die hier 
Schau⸗ und Vorſtellungen und Luſtbarkeiten auch ſpeziell genannten öffentlichen Luſtbarkeiten, ſondern 
auf die Veranſtaltung von Lichtſpielen bezogen erſtreckt ſich auf andere Luſtbarkeiten ähnlicher Art, 
werden? die beſonders genannten Arten ſind nur demon— 

2. Sind neben dem $ 33b der Reichsgewerbe⸗ | ſtrativ beigefügt“. Ferner (A. 6): „Auch Ziff. 2 
ordnung landesrechtliche Beſtimmungen zuläſſig, | enthält nur eine beiſpielsweiſe, nicht erſchöpfende 
FF Aufzählung der einer polizeilichen Erlaubnis be— 

) Nr. 11 dieſes Jahrgangs S. 220 ff. dürfenden Schauſtellungen“. Dieſer Auslegung 


— 
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entſpricht es, daß die zitierte Allerh. VO. vom 
3. Juli 1868 im 8 3 den Begriff der öffentlichen 
„theatraliſchen Aufführungen“ ausgedehnt hat auf 
die „ſogenannten Bauerntheater, Sing⸗ und Spiel⸗ 
hallen, Cafes chantants“. Es iſt demnach zu 
prüfen, ob die Lichtſpieltheater zu den in Art. 32 
Ziff. 1 genannten Luſtbarkeiten zu rechnen find 
oder ob ſie zu den in Art. 32 Ziff. 2 aufgeſührten 
Schauſtellungen und Veranſtaltungen gehören. Es 
iſt dies von Wichtigkeit, weil für die Luſtbarkeiten, 
die unter Ziff. 1 fallen, die Genehmigungsdpflicht 
durch Verordnung auch dann eingeführt werden 
kann, wenn ſie unentgeltlich ſtattfinden, für die 
Veranſtaltungen der Ziff. 2 aber nur, wenn Eintrilts⸗ 
geld erhoben wird. Der Art. 33 kommt keines⸗ 
falls in Frage; er betrifft nicht größere Unter: 
nehmungen wie Art. 32, ſondern nur „kleinere 
Produktionen, die keine ſtehende Vorrichtung, kein 
feſtes Lokal haben, ſondern ambulatoriſch auf Straßen, 
öffentlichen Plätzen oder in Wirtshäuſern ſich herum⸗ 
treiben“ (Edels Komm. S. 227). 

Das bayer. ObLG. hat im Urteil vom 18. Ja⸗ 
nuar 1910 (Samml. X 12, Reger Erg.⸗Bd. 4, 
197) die Kinotheater den „Panoramen“ i. S. der 
Ziff. 2 des Art. 32 zugerechnet, jedoch dahingeſtellt 
gelaſſen, ob dieſer Gewerbebetrieb nicht auch durch 
den Begriff der theatraliſchen Aufführungen i. S. 
der Ziff. 1 inſofern getroffen wird, als die kine⸗ 
matographiſche Darſtellung von Handlungen und 
Ereigniſſen die optiſche Täuſchung hervorruft, als 
ob ſich der im bewegten Bilde wiedergegebene Bor: 
gang vor den Augen des Zuſchauers abſpielte. Ein 
Urteil des OLG. Dresden vom 22. Juni 1910 
(Annalen 32, 125, Reger 31, 278) äußert, es 
beſtehe kein rechtliches Bedenken, eine Kino-Vor⸗ 
ſtellung, die von Rede und Geſang begleitet wird 
(in coner. die Poſſe „das unterbrochene Stelldichein“), 
als eine theatraliſche Vorſtellung i. S. des 5 33 a 
GewO. aufzufaſſen. Ein Urteil des preuß. Kammer: 
gerichtes vom 30. Oktober 1911 (GewArch. 11, 345) 
dagegen ſagt: eine Kino⸗Vorſtellung werde auch 
dadurch, daß ein begleitender Text dazu geſprochen 
wird, nicht zu einer theatraliſchen Vorſtellung i. S. 
des 8 33a, denn eine ſolche erfordere die bühnen— 
mäßige Darſtellung eines Vorgangs durch lebende 
Perſonen, während die Kino-Vorführung ledig⸗ 
lich eine ſchnelle Aufeinanderſolge von photographiſch 
aufgenommenen Bildern darbietet. Ich bin eben— 
falls der letzteren Meinung, kann aber den Betrieb 
eines Kinotheaters auch nicht als Vorzeigung eines 
„Panoramas“ anſehen, denn ein Panorama iſt 
ein einziges großes Bild, auf welchem keine Be— 
wegung zu ſehen iſt — und gerade die Darſtellung 
des bewegten Lebens, der bewegten Natur, der be— 
wegten Maſchinen iſt das Charakteriſtiſche der Kino— 
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dieſe Erwägungen ſcheinen mehr für die Einreihung 
der Kinos in Ziff. 1 als in Ziff. 2 des Art. 32 
zu ſprechen. Noch mehr aber das Syſtem des Ge: 
ſetzes und die ratio legis. In Art. 32 (früher 63) 
wollte der Geſetzgeber, wie Edel a. a. O. ſagt, die⸗ 
jenigen auf Unterhaltung und Beluſtigung des 
Publikums gerichteten Produktionen und Unter⸗ 
nehmungen treffen, welche ein beſonderes Lokal 
und eine größere Vorrichtung erfordern und ge⸗ 
wöhnlich einen bedeutenden Andrang des Publikums 
verurſachen. Wie mir ſcheint, ſind nun in Ziff.! 
diejenigen Luſtbarkeiten aufgeführt, bei welchen 
der die polizeiliche Fürſorge veranlaſſende Andrang 
des Publikums ein konzentrierterer und ftärkerer, 
alſo ein gefährlicherer zu ſein pflegt („Tanzmuſiken, 
Maskeraden, Schießen, Preiskegelſcheiben, Feuer⸗ 
werke, theatraliſche Aufführungen, Vorſtellungen 
aus dem Gebiete der Kunſtreiterei, Gymnaſtik oder 
ähnlicher Kunſtfertigkeiten“), während bei den in 
Ziff. 2 beiſpielsweiſe aufgeführten Schauſtellungen 
(„Menagerien, Wachsfigurenkabinette, Sammlungen 
von Kunſt⸗ oder Naturmerkwürdigkeiten, Panoramen, 
Karuſſellen oder ähnliche Vorrichtungen“) in der Regel 
der Zulauf des Publikums kein ſo großer iſt und 
ſich auf den ganzen Tag verteilt. Aus dieſen 
Gründen bin ich der Meinung, daß die Lichtſpiel⸗ 
theater den in Ziff. 1 des Art. 32 genannten öffent⸗ 
lichen Luſtbarkeiten zuzurechnen ſind. 

Die Genehmigungspflicht der von Art. 32 
und 33 betroffenen Luſtbarkeiten, Schauſtellungen 
und Produktionen iſt indes im Geſetze nicht un⸗ 
bedingt vorgeſchrieben ſondern der Verordnung vor⸗ 
behalten. Die einſchlägigen Verordnungsbeſtim— 
mungen zu Art. 32 und 33 finden ſich jetzt in 
der zit. VO. vom 3. Juli 1868 und im zit. 
8 15 der VO. vom 4. Januar 1872. Denn 
durch die VO. vom 4. Januar 1872 iſt die 
VO. vom 3. Juli 1868 hinſichtlich der in 
Art. 32 genannten Luſtbarkeiten, „ſoweit nicht für 
einzelne Arten derſelben beſondere Beſtim mungen 
beſtehen“, ergänzt worden; der zit. 9 15 der VO. 
von 1872 enthält nicht bloß eine Zuſtändigkeits⸗ 
beſtimmung ſondern materielles Recht (Urt. d. bayer. 
ObLG. v. 30. Oktober 1906, Samml. VII, 99, 
Reger 27, 196). Eine „beſondere Beſtimmung“ 
beſteht aber für die Kinotheater nicht, alſo be⸗ 
dürfen ſie gemäß zit. § 15 „der Erlaubnis der 
Ortspolizeibehörde, in München der Polizei⸗ 
direktion“. Man kann übrigens die Lichtſpiele 
auch zu den von der VO. vom 3. Juli 1868 be: 
troffenen Schau- und Vorſtellungen zählen. Für 
die Schau- und Vorſtellungen blieb zunächſt jo: 
wohl das Erfordernis der diſtriktspolizeilichen Er⸗ 


laubnis nach SI 4—7 wie das Erfordernis der 


Vorſtellung. Man gewinnt hier den Eindruck einer 
Pantomime, die von lebenden Menſchen geſpielt 


wird, und manche Bewegungsvorgänge erſcheinen 
im Lichtſpiel⸗Theater ſogar viel natürlicher, als ſie 
irgendein anderes Theater darſtellen kann. Schon 


ortspolizeilichen Erlaubnis nach § 8 Abſ. 2 aufrecht 
erhalten. Mit der am 1. Januar erfolgten Ein: 
führung der Reichsgewerbeordnung in Bayern iſt 
aber das Erfordernis der diſtriktspolizeilichen Er— 
laubnis für den Gewerbebetrieb, weil mit $ 1 
GewO. unvereinbar, weggefallen; das Erfordernis 
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der ortspolizeilichen Erlaubnis für die einzelnen 
Betriebsorte gemäß I 8 Abſ. 2 iſt geblieben, ebenſo 
wie die auf Art. 32 bezügliche ergänzende Be⸗ 
ſtimmung in $ 15 der VO. vom 4. Januar 1872. 

Bevor ich auf dieſe Streitfrage eingehe, muß 
ich noch einen anderen Punkt berühren. Die 
Meinung Hellwigs, daß § 8 Abſ. 2 der VO. von 
1868 ſich nur auf ſolche Darbietungen beziehe, 
die nicht im ſtehenden Gewerbebetrieb ſtattfinden, 
und daß auch Art. 32 und 33 Pol StGB., „die auf 
dieſe Verordnung zurückgehen“, in dieſem Sinne 
auszulegen ſeien, iſt unhaltbar. Denn erſtens ſind 
Art. 32 und 33 Pol StGB. von 1871 nicht auf 
die VO. vom 3. Juli 1868 ſondern auf Art. 63 und 
64 Pol StGB. von 1861 zurückzuführen. Zweitens 
find in Art. 63 (jetzt Art. 32) verſchiedene Arten 
von öffentlichen Luſtbarkeiten aufgeführt, die über⸗ 
haupt nicht von umherziehenden Gewerbetreibenden 
veranſtaltet zu werden pflegen (Tanzmuſiken, Maske⸗ 
raden, Schießen, Preiskegelſcheiben, Feuerwerke). 
Im übrigen wird weder in Art. 63 und 64 Pol StGB. 
von 1861 noch in der VO. von 1868 ein grund⸗ 
ſaͤtzlicher Unterſchied zwiſchen ſtehendem Gewerbe⸗ 
betrieb und Gewerbebetrieb im Umherziehen ge⸗ 
macht, vielmehr werden, entſprechend dem ſicherheits⸗ 
polizeilichen Zweck dieſer Beſtimmungen beide Be⸗ 
triebsarten gleich behandelt und find nur in 8 3 
Abſ. 2 und § 5 Abſ. 4 der BO. beſondere Be⸗ 
ſtimmungen für „umherziehende Schauſpieler“ und 
„einzeln herumziehende Muſikanten, Harfenſpieler, 
Bänkelſänger, Drehorgelſpieler“ enthalten. Auch 
die früheren einſchlägigen Vorſchriften in 8 40 
bis 42 der VO. vom 27. Juli 1863, die Vor⸗ 
ſchriften über den Hauſierhandel und den Betrieb 
der Wandergewerbe betr. (Reg Bl. S. 489) galten 
nicht ausſchließlich für umherziehende Gewerbe⸗ 
treibende, 8 41 galt vielmehr nur für ſolche Perſonen, 
die an ihrem Wohnorte Schauſtellungen veran⸗ 
ſtalteten. Die Schlußfolgerung Hellwigs, daß 
Art. 32 und 33 Pol StGB. auf die ſtehenden 
Kinographentheater nicht angewendet werden können, 
iſt alſo hinfällig. 

Zu 2. Zu den Luſtbarkeiten, für deren ge: 
werbsmäßige Darbietung nach 8 33 b Gew. 
vorgängige ortspolizeiliche Erlaubnis nötig iſt, ge⸗ 
hören auch die Lichtſpiel⸗Vorſtellungen; hierüber 
beſteht kein Streit (ſ. die Zitate in meinem Kom— 
mentar 6. Aufl. I 350). Allein eine ſolche Er⸗ 
laubnis iſt nur nötig, wenn die Darbietung er⸗ 
folgt „von Haus zu Haus oder auf öffentlichen 
Wegen, Straßen, Plätzen“, ſie iſt in § 33 b nicht 
gefordert, wenn die Darbietung geſchieht „an anderen 
öffentlichen Orten“, z. B. in Wirtshäuſern oder in 
Privatlokalen, die gegen ein Eintrittsgeld jeder: 
mann zugänglich ſind. Der herumziehende Ge— 
werbetreibende dagegen, der ſolche Vorſtellungen 
gibt, bedarf der ortspolizeilichen Erlaubnis nach 
9 60 a auch für „andere öffentliche Orte“ (ſ. die 
Ausführungen in meinem Kommentar I 351 
und 616). 
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Nun wird in der vorliegenden Abhandlung von 
Hellwig behauptet, aus dem Unterſchied in der 
Faſſung von $ 33 b und 8 60 a, alſo aus dem 
Wortlaut des Geſetzes, und auch aus der Entſtehungs⸗ 
geſchichte der Faſſung des 8 33 b ergebe ſich 
klar, daß für die Veranſtaltung von Lichtſpielen 
in Wirtshäuſern und anderen Privatlokalen im 
ſtehenden Gewerbebetrieb eine ortspolizeiliche Erlaub⸗ 
nis nicht verlangt werden könne, da nach 8 1 
GewO. der Betrieb eines Gewerbes jedermann 
geſtattet iſt, ſoweit nicht durch die GewO. ſelbſt Aus⸗ 
nahmen oder Beſchraͤnkungen vorgeſchrieben oder 
zugelaſſen find. Dieſe Auffaſſung iſt nicht neu. 
Was von Hellwig vorgebracht wird, findet ſich im 
weſentlichen ſchon in einem auf die Darbietung 
von Muſikproduktionen in Wirtſchaſten bezüglichen 
preuß. Min.⸗Erlaß vom 13. Februar 1885. Die 
Auffaſſung der preußiſchen Regierung teilen auch 
das preußiſche Oberverwaltungsgericht, ferner die 
Sächſiſche Regierung und das OLG. Dresden 
(ſ. die Zitate in meinem Komm. I 353). Das 
OLG. München und ſpäter das bayer. Ob“ G. 
haben dagegen, und zwar ebenfalls unter Berufung 
auf die Entſtehungsgeſchichte des $ 33 b, ſtändig 
die Anſicht vertreten, daß die bayeriſchen Vor⸗ 
ſchriften, wonach für das öffentliche Darbieten von 
Luſtbarkeiten in Wirtſchaften und Privatlokalen 
eine ortspolizeiliche Erlaubnis nötig iſt, auch für 
den ſtehenden Gewerbebetrieb noch gültig ſeien; 
es handle ſich hiebei nur um Vorſchriften über 
die Ausübung des Gewerbes, welche zuläſſig ſeien ). 
Ein Schwanken in dieſer Rechtſprechung iſt nur 
inſoferne bemerkbar, als das OLG. München früher 
die 88 4 und 8 der VO. vom 3. Juli 1868 als 
noch gültig angeſehen hat, während dieſe An⸗ 
ſchauung jetzt teilweiſe aufgegeben iſt, vielmehr 


1) Urt. d. OLG. München vom 3. Juni 1883, betr. 
Muſik in Wirtſchaften (Reger 6, 5): Art. 32 Abſ. 1 
Pol StGB. noch gültig. — Urt. d. OLG. München vom 
19. Juni 1890, betr. beſtellte Muſik auf öſſentlichen Straßen 
(Reger 11, 134): Art. 33 Pol StGB. und VO. vom 3. Juli 
1868 anzuwenden. — Urt. d. OLG. München vom 
17. Oktober 1893, betr. beſtellte Muſik in Wirtſchaften 
(Reger 15, 11): 8 4 der VO. von 1868 noch gültig. — 
Urt. d. bayer. ObLG. vom 21. September 1901, betr. 
Muſik in Wirtſchaften (Reger 21, 326): Art. 33 Pol StGB. 
und 88 Abſ. 2 der VO. von 1868 noch gültig. — Urt. 
d. bayer. ObLG. vom 20. Januar 1903, betr. Karuſſel⸗ 
betrieb in einem Wirtſchaftsgarten (Reger 24, 244): 
§ 8 Abſ. 2 der VO. von 1868 anzuwenden. — Uit. d. 
bayer. ObL G. vom 27. Oktober 1903, betr. Karuſſelbetrieb 
in Wirtſchaftsgärten (Reger 29, 425): 84 der VO. von 
1868 nicht mehr gültig, Art. 32 Abſ. 1 Ziff. 2 Pol StGB. 
und 8 8 Abſ. 2 der VO. von 1868 anzuwenden. — Urt. 
d. bayer. ObLG. vom 22. November 1904, betr. beſtellte 
Muſik in einer Wirtſchaft (Reger Erg. Bd. 3, 389): 8 8 
Abi. 2 der VO. von 1868 anzuwenden, 8 4 hinfällig 
geworden. — Urt. d. bayer. ObL G. vom 30. Oktober 1906, 
betr. Karuſſelbetrieb auf einem Privatgrundſtück in der 
Rheinpfalz (Reger 27, 196): Art. 32 Abſ. 1 Ziff. 2 und 815 
der VO. vom 4. Januar 1872 noch gültig, auch in der Rhein⸗ 
pfalz. — Urt. d. bayer. ObKG. vom 18. Januar 1910, 
betr. ein Kinotheater (Reger Erg. Bd. 4, 197): fort⸗ 
dauernde Gültigkeit des Art. 32 Pol StGB. und 88 der 
VO. von 1868, nun 8 15 der VO. vom 4. Januar 1872. 
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hinſichtlich der unter Art. 32 Pol StGB. fallenden 
Luſtbarkeiten und Schauſtellungen jetzt $ 15 der 
VO. vom 4. Januar 1872, für den Vollzug des 
Art. 33 aber 8 8 Abſ. 2 der VO. von 1868 als 
maßgebend erachtet wird. 

Nach meiner Anſicht iſt die Berufung auf den 
Wortlaut des 8 33 b und den Unterſchied in der 
Faſſung von 8 33 bund 8 60 a nicht durchſchlagend. 
Allerdings wird man dieſen Unterſchied nicht, wie 
in einzelnen Urteilen geſchehen, in dem Sinne er⸗ 
klären dürfen, daß der Geſetzgeber das Darbieten 
von Muſikproduktionen in Wirtſchaften nicht reichs⸗ 
rechtlich regeln ſondern dem Landesrecht überlaſſen 
wollte; die Aeußerungen der Redner, welche die 
Streichung der Worte „oder an anderen öffent⸗ 
lichen Orten“ bei der 2. Beratung der Novelle 
von 1883 im Reichstag durchſetzten, ſcheinen viel- 
mehr gegen dieſe Deutung zu ſprechen (Sten B. 
1882/83 Bd. III S. 1720 — 22). Andrerſeits 
aber wird man auch nicht annehmen dürfen, daß 
ein 1 zugunſten der Schauſteller 
und Muſikanten geſchaffen werden ſollte, welches 
ſie von den allgemein gültigen geſetzlichen Beſtim⸗ 
mungen ausnimmt. Für eine ſo weitgehende Deu⸗ 
tung des § 33 b beſteht kein Anhaltspunkt; vielmehr 
find auch die Schauſteller ꝛc. den allgemeinen polizei⸗ 
lichen Vorſchriften unterworfen, welche für alle 
gelten, ſie mögen ein Gewerbe betreiben oder nicht 
(vgl. meinen Kommentar 1, 52, 68 — 69). 


In dieſem Sinne iſt wohl auch die bekannte 
Erklärung des Bundesratskommiſſärs Geh. Rat 
Bödiker bei der 3. Beratung der Novelle von 1883 
zu verſtehen, die ich in meinem Kommentar als be- 
achtenswert bezeichnet habe (1. Aufl. S. 144, 6. Aufl. 
I S. 353). Nachdem die Wiederherſtellung der bei 
der 2. Beratung aus $ 33 b geſtrichenen Worte „oder 
an anderen öffentlichen Orten“ beantragt worden war, 
befürwortete der Kommiſſär dieſen Antrag und 
äußerte u. a.: Die Ablehnung des Antrages werde 
allerdings die Behörden dahin drängen, mit Hilfe 
ihrer partikularrechtlichen Generalklauſeln die Sache 
ſo zu geſtalten, wie ſie jetzt durch Reichsrecht geſtaltet 
werden ſoll. Es ſei aber doch beſſer, wenn man 
ein reichsrechtliches Fundament habe. 
Vorſchriften, wie ſie in Preußen auf geſetzlicher 
Baſis im Wege der Polizeiverordnungen gegeben 
ſind, beſtünden auch in Bayern in Art. 32 und 33 
Pol StB. Das, was der $ 33 b vorſchlage, ſei 
in der Tat teils Reichsrecht, teils Partikularrecht, 
welches zuſammen das Recht des betreffenden Landes 
bildet. Jetzt ſei nur die Frage, dieſes Recht ein— 
heitlich zu geſtalten und zum Reichsrecht zu machen, 
und nicht die Verhältniſſe in den alten Zuſtand 
zurückkehren zu laſſen, daß wieder mit partikular— 
rechtlichen Verordnungen und Inſtruktionen das 
Reichsrecht ergänzt werden müſſe. 


Aehnliche 
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Öffentlichen Intereſſen, welche dahin drängen, daß 
die Muſikproduktionen und Schauſtellungen in 
Wirtſchaften und anderen öffentlichen Lokalen nur 
mit polizeilicher Erlaubnis ſtattfinden dürfen, auf 
Grund der landesrechtlichen „Generalklauſeln“ durch 
Verordnungen und Inſtruktionen gerecht zu werden, 
wenn auch in verſchiedener Weiſe. 

In Preußen haben die Polizeibehörden ſehr 
weitgehende Befugniſſe auf Grund des § 6 des Gel. 
über die Polizeiverwaltung und der „General⸗ 
klauſel“ in 8 10 II 17 AL R., wonach es Amt 
der Polizei iſt, „die nötigen Anſtalten zur Er⸗ 
haltung der öffentlichen Ruhe, Ordnung und Sicher⸗ 
heit und zur Abwendung der dem publico oder 
einzelnen Mitgliedern desſelben bevorſtehenden 
Gefahren zu treffen“, und ſie machen davon auch 
gegenüber Gewerbebetrieben einen ſehr ausgiebigen 
Gebrauch (ſ. die Zitate in meinem Kommentar 
1 69ff); bezüglich der Lichtſpiele insbeſondere er: 
wähne ich die Entſch. des preuß. OVG. vom 4. Juli 
1910 (GewArch. 10, 260), wonach zwar zum 
Kinobetrieb eine Erlaubnis nach § 33b nicht nötig 
iſt, er jedoch unter Umſtänden auf Grund von 
810 II 17 ALR. unterſagt werden kann, wenn 
er zu Beſorgniſſen in Bezug auf Gefährdung Anlaß 
gibt oder wenn die baupolizeiliche Erlaubnis nicht 
eingeholt iſt. Auch Polizeiverordnungen, welche für 
gefährliche gewerbliche Veranſtaltungen die vor⸗ 
gängige polizeiliche Erlaubnis verlangen, ſind aber 
nach der preußiſchen Praxis zuläſſig, jedoch dürfen 
ſie ſich nicht ausſchließlich gegen Gewerbetreibende 
richten, ſondern müſſen allgemein gefaßt ſein. Ich 
verweiſe in dieſer Hinſicht auf die Entſcheidungen 
des preuß. OVG. vom 24. Februar 1910 (Gew. ⸗ 
Arch. 9, 576), vom 22. April 1912 (GewArch. 
12, 271) und vom 23. September 1912 (Gew Arch. 
12, 268). Die Entſcheidung vom 22. April 1912 
ſpricht aus, daß eine Polizeiverordnung rechtsgültig 
iſt, welche das Aufſtellen von Karuſſels an (nicht 
„auf“) öffentlichen Straßen allgemein (nicht bloß 
für Gewerbetreibende) von einer Genehmigung 
der Ortspolizeibehörde abhängig macht, und in 
der Entſch. vom 23. September 1912 iſt eine 
Polizeiverordnung für zuläſſig erklärt, welche lautet: 
„Das Aufitellen von Karuſſels, Schaukeln, Schieß: 
Schau- und Verkaufsbuden oder ſonſtigen ähnlichen 
Zwecken dienenden Gegenſtände auf oder an für 
den öffentlichen Verkehr beſtimmten Plätzen, Straßen 
und Wegen darf nur mit Genehmigung der Orts: 
polizeibehörde erfolgen”, jedoch ſei eine ſolche Vor: 
ſchrift in dem Sinne aufzufaſſen, daß hiermit nicht 
eine von dem Ermeſſen der Polizei abhängige Ge⸗ 
nehmigung ſondern nur eine Anzeigepflicht ein- 


geführt werde, deren Erfüllung die Polizeibehörde 


in den Stand ſetzt, ſchon vor der Aufſtellung zu 
prüfen, ob die polizeilichen Intereſſen gewahrt 
ſind, zu deren Schutze die Polizeiverordnung er: 


Was der Bundesratsratskommiſſär damals gangen iſt. Es kann demnach auch in Preußen eine 


vorausgeſagt hat, iſt infolge der nunmehrigen 
Faſſung des § 33b eingetreten: man ſucht den 


| 


Polizeiverordnung erlaſſen werden, wonach ein 
Kinotheater nur nach vorgängiger polizeilicher Ge: 
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nehmigung an einer öffentlichen Straße errichtet Durch eine Vorſchrift nämlich, zufolge welcher 
werden darf. die Ausübung eines Gewerbes an öffentlichen 
Ich halte die zitierten Entſcheidungen des preuß. Orten verboten, beſchränkt oder von einer poli- 
Oberverwaltungsgerichts für richtig. Allgemeinen zeilichen Erlaubnis abhängig gemacht wird, werden 
Polizeivorſchriften müſſen ſich auch die Gewerbe⸗ die einzelnen beteiligten Gewerbetreibenden nicht 
treibenden unterwerfen, auch wenn fie dadurch zeit⸗ vollſtändig an der Ausübung ihres Gewerbes ge⸗ 
lich oder örtlich im Betriebe ihres Gewerbes ge⸗ hindert, ihre Befugnis das Gewerbe in anderer 
hindert werden; der 8 1 GewO. ſteht nicht ent⸗ Weiſe zu betreiben, bleibt unberührt. Dies iſt 
gegen. Nur inſoferne weiche ich von der Auf: namentlich für den Handelsbetrieb in weiteſtem 
faflung des preuß. OVG. ab, als ich auch polizeiliche Umfange von der Rechtſprechung anerkannt. Es 
Vorſchriften für zuläſſig halte, die nur für Gewerbe⸗ iſt z. B. zuläſſig, daß durch polizeiliche Vorſchrift 
treibende gegeben ſind (Vorſchriften über die Berufs⸗ zur Aufrechterhaltung der öffentlichen Ruhe, Ord⸗ 
pflichten, 58 144 GewO .), jedoch dürfen dieſe nicht nung und Sicherheit bei Volksfeſten, religiöſen 
ſo weit gehen, daß ſie ausdrücklich oder in der Feierlichkeiten, Truppenbewegungen uſw. der Hauſier⸗ 
Wirkung durch ihren Inhalt die Zulaſſung zum handel auf den Straßen unterſagt, es iſt zuläffig, 
Gewerbebetrieb beſchränken oder auf die Entziehung daß aus denſelben Rückſichten der Handel mit 
der Befugnis zum Gewerbebetrieb hinauslaufen (ſ. Theaterbilleten in gewiſſen Straßen und zu ge 
meinen Komm. I 70). wiſſen Stunden verboten und daß der Straßen⸗ 
Die Vorſchriften in Art. 32 Abſ. 1 des bayer. handel mit Fuhrwerken von einer polizeilichen Er⸗ 
Pol StGB. von 1871 und 8 15 VO. vom 4. Ja⸗ laubnis abhängig gemacht wird. Es iſt ferner zu⸗ 
nuar 1872 find nun ſolche, die für alle Staats⸗ läſſig, daß der Verkauf von Lebensmitteln in Laden, 
angehörigen gelten und denen daher auch die Ge⸗ die nicht den Anforderungen der Geſundheitspolizei 
werbetreibenden unterworfen ſind. Es ergibt ſich entſprechen, verboten, und daß der Verkauf von 
dies zunächſt aus der Stellung des Art. 32 im Waffen nur Inhabern von Waffenſcheinen geſtattet 
Hauptſtück II des Pol StGB. „Uebertretungen in wird. Auch hinſichtlich des Muſikmachens, Kegelns 
bezug auf öffentliche Ruhe, Ordnung und Sicher⸗ und ähnlicher lärmender Unterhaltungen in Wirt⸗ 
heit“, ferner aus dem Wortlaute des Art. 32 Abſ. 1 ſchaften oder in Badeorten iſt die Zuläſſigkeit be⸗ 
und des 8 15 der VO. vom 4. Januar 1872. Dieſer ſchränkender polizeilicher Vorſchriften anerkannt. 
9 15 ſtatuiert die Genehmigungspflicht ohne Rück⸗ Zahlreiche Belege aus der Rechtſprechung für 
ſicht auf die Gewerbsmäßigkeit der Veranſtaltung vorſtehende Sätze finden ſich in meinem Kommentar 
und für die in Art. 32 Abſ. 1 Ziff. 1 genannten I 71— 72, 453—454, II 734. Sie berechtigen 
Veranſtaltungen, zu welchen, wie ich oben aus⸗ zu dem Schluß, daß auch eine Vorſchrift, wonach 
geführt habe, auch die Lichtſpiele gehören, iſt die ein Sänger oder Taſchenſpieler ſein Gewerbe in 
Genehmigungspflicht vorbehalten, auch wenn fie | Wirtshäuſern oder anderen öffentlichen 
unentgeltlich ſtattfinden. Zweifelhafter iſt die Sache Lokalen nur nach vorgängiger polizeilicher Er⸗ 
bezüglich der in Ziff. 2 aufgeführten Veranſtaltungen laubnis ausüben darf, nicht gegen 8 1 GewO. 
(Menagerien, Karuſſelle uſw.), da die Aufſtellung verſtößt. Dasſelbe muß ſodann im Prinzip auch 
ſolcher Dinge nur dann als genehmigungspflichtig für die Beſitzer von Karuſſells, Panoramen, 
erklärt werden kann, wenn Eintrittsgeld erhoben Marionettentheatern uſw. und endlich auch für die 
wird. Allein das Erheben von Eintrittsgeld allein Lichtſpieltheater⸗Unternehmer gelten. 
beweiſt noch nicht die Gewerbsmäßigkeit des Unter⸗ Dieſe Auffaſſung, daß die Vorſchrift der orts⸗ 
nehmens, denn hierzu gehört die Abſicht fortge⸗ polizeilichen Genehmigung nur eine Vorſchrift über 
ſetzten Erwerbs. Es iſt z. B. auch in dem Falle, die Ausübung des Gewerbebetriebs ſei, findet ihre 
daß ein Forſchungsreiſender ſeine Sammlungen Beſtätigung durch den weiteren, jetzt veralteten 
gegen Entgelt ſehen läßt und die Einnahmen für Inhalt der Verordnung von 1868. Dieſe Ver⸗ 
einen wohltätigen Zweck verwendet, Ziff. 2 an⸗ ordnung unterſchied nämlich zwiſchen der Erteilung 
wendbar (Edels Kommentar Anm. 6 zu Art. 63, 64 des diſtriktspolizeilichen Erlaubnisſcheins für den 
Pol StGB.). Betrieb eines Muſiker⸗ oder Schauſtellergewerbes 
Man kann die Zuläſſigkeit des 8 15 der VO. (8 4) und der Erteilung der ortspolizeilichen Er: 
vom 4. Januar 1872 (und des 8 8 Abſ. 2 der laubnis an den einzelnen Orten, „wo der Be— 
VO. vom 3. Juli 1868) aber auch in anderer rechtigte fein Gewerbe ausüben will“ ($ 8 Abſ. 2). 
Weiſe begründen, indem man fie, ſoweit Gewerbe: Der 8 4 iſt, weil mit $ 1 GewO. unvereinbar, 
treibende in Frage kommen, als Vorſchriften nicht jetzt 1 als hinfällig zu ee bezüglich 
über die Zulaſſung zum Gewerbebetrieb ſ ſ. 2 (jetzt ergänzt durch $ 15 der VO. 
über die Ausübung des Gewerbebetriebs anſieht, von 1872) iſt die Vermutung der fortdauern⸗ 
welche mit $ 1 GewO. nicht in Widerſpruch den Gültigkeit um ſo begründeter, als dieſer 
ſtehen. Das iſt die Auffaſſung der bayeriſchen Beſtimmung im gleichen Paragraphen die Vor⸗ 
Gerichte, welche ihre Stütze teils in allgemeinen ſchrift vorausgeht (§ 8 Abſ. 1), daß jeder Inhaber 
Erwägungen teils im übrigen Inhalt der VO. des 1 ihn ſtets in Abſchrift bei ſich 
von 1868 findet. ij führen und auf Verlangen den Polizeiorganen vor: 
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zeigen ſoll, eine Vorſchrift, die zweifellos als eine 
ſolche über die Art der Ausübung des Gewerbe⸗ 
betriebs anzuſehen iſt. 

Nun wird man mir vielleicht einwenden, wenn 
für den Gewerbebetrieb an öffentlichen Orten die 
jeweilige ortspolizeiliche Genehmigung verlangt 
werde, ſo laufe eine ſolche Vorſchrift über die 
Art der Ausübung des Gewerbebetriebs gerade bei 
dem Muſiker⸗ und Schauſteller⸗Gewerbe auf eine 
Beſchränkung der Zulaſſung zum Gewerbebetrieb 
praktiſch hinaus und ſei daher nach meinen eigenen 
Ausführungen (Kommentar 170) unzuläſſig. Dieſer 
Einwand wäre richtig, wenn die Vorſchrift der vor⸗ 
gängigen ortspolizeilichen Genehmigung nicht als 
ſicherheitspolizeiliche ſondern als gewerbepolizeiliche 
Beſtimmung gehandhabt und dazu benützt würde, 
um nach freiem Ermeſſen, insbeſondere wegen 
mangelnden Bedürfniſſes die Erlaubnis zur Ver⸗ 
anſtaltung von Schauſtellungen, insbeſondere auch 
von Lichtſpielen, zu verſagen. Zum Teil ſcheinen 
die Polizeibehörden den 8 15 der VO. vom 4. Januar 
1872, bzw. 8 8 Abſ. 2 der VO. vom 3. Juli 
1868 in dieſer Weiſe zu vollziehen, was ich für 
unrichtig halte. Aus der Stellung der Art. 32 
und 33 im II. Hauptſtück des Pol StGB. im 
Zuſammenhalt mit $ 1 GewO. dürfte vielmehr 
zu folgern ſein, daß die Genehmigungsbefugnis 
der Polizeibehörde nur zur Wahrung der Intereſſen 
der „öffentlichen Ruhe, Ordnung und Sicherheit“ 
benützt werden darf. Wenn aber § 15 der VO. von 
1872 und 8 8 Abſ. 2 der VO. von 1868 in 
dieſem Sinne verſtanden und gehandhabt werden, 
ſo find fie ebenſowenig vom Geſichtspunkte des 
Reichsrechts zu beanſtanden, wie ähnliche preußiſche 
Vorſchriften, die das Oberverwaltungsgericht als 
zuläſſig erkannt har. 

Dem Vernehmen nach entſpricht meine in Vor⸗ 
ſtehendem begründete Anſicht der gegenwärtigen 
Praxis der Münchener Polizeidirektion; es wäre 
aber zu wünſchen, daß dieſe Praxis durch eine 
Miniſterial⸗Entſchließung öffentlich gebilligt wird. 


Beiträge zum Gefällsſtrafrechte 
der Gemeindeordnung. 
Von Otto Meiſer, III. Staatsanwalt in Kempten. 


Der § 13 Zoll TG. vom 25. Dezember 1902 
(RGBl. S. 303) beftimmte, daß vom 1. April 


1910 ab für Rechnung der Gemeinden Abgaben 


auf Getreide, Hülſenfrüchte, Mehl und andere 
Mühlenfabrikate, desgleichen auf Backwaren, Vieh, 
Fleiſch,“) Fleiſchwaren und Fett nicht mehr erhoben 


1) Auch Wildbret und Geflügel iſt nach der Recht- 
ſprechung „Fleiſch“ i. S. des § 13; vgl. z. B. Reger 31, 
383 (Bad VGH.), JZ für das Reichsland Elſaß-⸗Lothringen 
36, 11 (OLG. Colmar), DJ 1911, 824 OègL G. Darm⸗ 
ſtadt) und Reger 32, 121, 126 und 128 (RG., preuß. 
und ſächſ. OG.). 
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werden durften. Dadurch ergab ſich für viele 
Gemeinden ein erheblicher Einnahmenausfall und 
es mußte nach neuen Einnahmequellen geſucht 
werden. Durch die Bekanntmachung vom 25. Oktober 
1909 (MABl. S. 824 — |. auch die Bek. vom 
28. Juni 1910, MABl. S. 443 —) empfahl das 
Staatsminiſterium des Innern die Einführung von 
örtlichen Abgaben für Luſtbarkeiten in ausgedehn⸗ 
terem Umfange. Die Rechtsgrundlage für die 
Einführung derartiger Luſtbarkeitsſteuern findet 
fh in Art. 40 Abſ. 4 rechtsrh. Gem O.; auch 
Art. 19 Abſ. 1 Ziff. 4 Armen. hat dieſe Beſtim⸗ 
mung im Auge. Beſonders in den größeren Städten 
haben die Luſtbarkeitsſteuern raſch erhebliche Be⸗ 
deutung gewonnen. Daneben wird in den Gemeinden 
eine ganze Reihe anderer örtlicher Abgaben und 
Gefälle auch fernerhin erhoben (Art. 40 GemO!) 
In der Pfalz iſt nach Art. 31 Abſ. 4 GemO. in 
der Faſſung des Art. 50 Abſ. 2 Umlagen G. vom 
14. Auguſt 1910 ſeit dem 1. Januar 1912 (Art. 52 
Umlagen.) die rechtliche Möglichkeit zur Ein: 
führung von Luſtbarkeitsabgaben und anderen ört⸗ 
lichen Abgaben ebenſalls gegeben. 

Kein Steuerrecht kann des ſtrafrechtlichen Schutzes 
entbehren. Deshalb ſind die Gemeinden ermächtigt, 
ortspolizeiliche Vorſchriften zur Kontrolle und 
Sicherung der Abgaben zu erlaſſen (Art. 41 
Abi. 3, ) 92 Abſ. 1, 140 Abſ. 1 GemO., Art. 1 
Abſ. 1, 3 Abſ. 1 Pol StGB.). Die Durchführung 
einer Steuer macht eine ganze Reihe von ordnenden 
Vorſchriften notwendig. Es gibt nun Zuwider⸗ 
handlungen gegen dieſe Vorſchriften, bei denen kein 
Angriff gegen das Gefäll ſelbſt vorliegt, der 
eine Entziehung oder Verkürzung bedingen könnte. 
Hier handelt es ſich um bloße Ordnungswidrig⸗ 
keiten. Den Gegenſatz bilden Angriffshandlungen, 

durch die das Gefäll entzogen oder verkürzt 

werden kann. In beiden Fällen find es die die 
| 
| 
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Strafſanktion enthaltenden ortspolizeilichen Vor⸗ 
ſchriften, welche verletzt werden. Man hat hiernach 
im unmittelbaren Anſchluß an den Wortlaut des 
Art. 41 Abſ. 3 GemO. zu unterſcheiden 
a) ſchuldhafte Verfehlungen gegen die ortspoli⸗ 
zeilichen Kontroll- und Sicherungsvorſchriften, 
bei denen es ſich um eine rechtswidrige Ent: 
ziehung oder Verkürzung der Ge: 
fälle handelt, 
b) ſchuldhafte Verfehlungen gegen die genannten 
| Vorſchriften, bei denen eine Gefährdung 
der Gefälle vorliegt, ohne daß ein auf 
Entziehung oder Verkürzung gerichteter An⸗ 
griff gegeben iſt. 
Die ſtrafbaren Handlungen zu a) ſind logiſch 
an erſter Stelle zu nennen; denn zwiſchen den 
ſtrafbaren Tatbeſtänden (Strafbeſtimmungen) zu 
a) und b) beſteht offenbar eine ſog. Geſetzeskon⸗ 
kurrenz in dem Sinne, daß die Strafbeſtimmungen 


2) Art. 13 HundeabgabenG. vom 14. Auguſt 1910 iſt 
dem Art. 41 Abſ. 3 GemO. nachgebildet. 
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im Falle b) nur ſubfidiäre Bedeutung haben. So⸗ 
bald eine Verletzung der ortspolizeilichen Vorſchriften 
gegeben iſt, bei der der Tatbeſtand der Hinter⸗ 
ziehung vorliegt, ſcheidet für dieſe Handlung die 
Ordnungsſtrafe als bloß Jubfidiäre Strafandrohung 
aus (vgl. RGSt. 24, 100 zum Zollſtrafrecht). Es 
handelt ſich um den Gegenſatz des „Verletzungs⸗ 
delikts“ zum „Gefährdungsdelikte“. 

Strafbar iſt zunächſt die rechtswidrige Ent⸗ 
ziehung oder Verkürzung der Gefälle (Defraudation). 
Es ſtehen hier Handlungen oder Unterlaſſungen 
des Abgabenpflichtigen in Frage, durch welche die 
richtige oder rechtzeitige Feſtſtellung des Abgaben⸗ 
betrags (als Grundlage ſeiner Einhebung) ver⸗ 
hindert wird (Lindner⸗von Hauck, GemO. Anm. 3 
zu Art. 41).“) Es findet alſo ein Angriff gegen 
das Gefäll ſtatt. Verhält ſich der Pflichtige ſo, 
daß die richtige und rechtzeitige Feſtſtellung des 
Abgabenbetrags einwandfrei in ſubjektiver und 
objektiver Beziehung möglich iſt, zahlt er aber 
nicht rechtzeitig, dann macht er ſich grundſaͤtzlich 
keiner Defraudation ſchuldig (a. A. ObGH. 8, 381; 
9, 96, 97). Die Gemeinde iſt in der Lage, den 
jeftgeftellten Betrag nach den Regeln der GemO. 
beizutreiben. Die bloße Nichterfüllung einer feſt⸗ 
geſtellten Verbindlichkeit — ſei dies auch eine 
öffentlichrechtliche Schuld — iſt keine ſtrafbare 
Hinterziehung *) (vgl. auch OLG. München 2, 284 
und ObLG. 9, 332; Recht 1910, 215). 


— 


8) Auch Knobling, Strafrecht der Zoll⸗, Finanz⸗ 
Poſt⸗ und Gemeindebehörden, Miltenberg 1896 S. 11. 

) Der Tatbeſtand einer Ordnungswidrigkeit kann 
dagegen im Falle der nicht rechtzeitigen Abgabenentrichtung 
gegeben ſein. Beim Pflaſterzoll iſt die Notwendigkeit 
ſeiner Entrichtung an Ort und Stelle (als Bringſchuld) 
in der Natur der Sache begründet. Hier muß neben der 
Defraudation auch die Zahlungsſaumſal als Gefälls⸗ 
gefähr dung ſtrafbar ſein. Demgemäß billigte das Ob. 
(4, 291) in einem Fall die Verurteilung wegen Gefälls⸗ 
gefährdung, wo ein Fuhrmann ſich zum Zoll meldete, 
die Schuld aber nicht auf der Stelle entrichtete. M. E. 
muß gerade beim Pflaſterzoll, wenn er in der Form des 
Einzelzolles erhoben wird, die ſchuldhafte, nicht 
rechtzeitige Zahlung wenigſtens als Gefällsgefährdung 
ſtrafbar ſein; ſonſt entbehrt das Gefäll des notwendigen 
ſtrafrechtlichen Schutzes. Härten bleiben bei ſorgfältiger 
Prüfung der Schuldfrage ausgeſchloſſen. Ausnahms⸗ 
weiſe wird übrigens auch der Tatbeſtand einer Hinter⸗ 
ziehung denkbar Sein. Man nehme den Fall an, daß 
der Inhaber eines ausländiſchen Kraftfahrzeuges die 
Zahlung des Zolles verweigert, mit dieſer Erklärung 
den Motor ankurbeln läßt und auf Nimmerwiederſehen 
ins Ausland abfahren will. Es dürfte nicht unmöglich 
ſein, trotz der Stellung hier ein Verſchulden feſtzuſtellen, 
das einen Angriff auf das Gefäll ſelbſt enthält. Die 
teilweiſe ſchon angeführte Rechtſprechung ſchwankt. Das 
Ob. 9, 332 verneint das Vorliegen einer ſtrafbaren 
Handlung in einem Falle, wo ein Pflichtiger die zoll⸗ 
pflichtigen Akte zwar anmeldete, aber den Zoll nicht zu 
den vereinbarten Verfallzeiten bezahlte. Dagegen hat 
der ObGGH. 8, 381 in einem Falle, wo die Nichtentrichtung 
oder die nicht rechtzeitige Entrichtung des Pflaſter⸗ 
zolls durch die Vorſchriften mit Strafe bedroht war, die 
Beſtraſung zugelaſſen, und zwar, wie aus den Gründen 
e wegen Hinterziehung. Ebenſo OLG. München 
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Die Feſtſtellung des objektiven Tatbeſtands wird 
in der Regel keine Schwierigkeiten machen. Die 
Höhe des geſchuldeten Gefälls beſtimmt ſich nach 
der auch äußerlich von den ortspolizeilichen Vor⸗ 
ſchriften getrennt zu haltenden Gemeindeſatzung. 
Zum ſubjektiven Tatbeſtande der rechtswidrigen 
Entziehung oder Verkürzung der Gefälle gehört das 
Bewußtſein der Rechtswidrigkeit nicht;“) aber ein 
Verſchulden, Vorſatz oder Fahrlaſſigkeit, wird ge⸗ 
fordert.) Es gibt allerdings Steuergeſetze, die 
ohne Rückſicht auf Verſchulden die Nichtentrichtung 
der Abgabe als ſtrafbare Abgabenentziehung ahnden, 
allein der Inhalt des Art. 41 Abſ. 3 GemO. ge: 
bietet eine andere Auffaſſung. Das Ob“LG. (3, 
284, auch 9, 102) führt aus, daß „rechtswidrig“ 
i. S. dieſer Beſtimmung jede ſchuldhafte Nicht⸗ 
entrichtung eines Gefäalls ſei, deſſen Entrichtung 
vorgeſchrieben iſt (ſ. auch Burkhard, Finanzent⸗ 
ſcheidungen, XXV Nr. 17 — S. 612 —). Weil 
die Defraudation auch fahrläſſig begangen werden 
kann (Ob“ G. 11, 266; Verh. d. K. d. Abg. 1907/08 
Beil. Bd. IV, 319 — zu Art. 13 Hundeabgaben GE. — 
und 223 — zu Art. 39 Umlagen GE. —), jo wird 
keine Schmaͤlerungsabſicht des Täters gefordert 
(Burkhard a. a. O. Nr. 12 S. 607. Die Entſcheidung 
iſt vor der Gemeindeordnung erlaſſen, wird aber 
auch jetzt zutreffen). Es wird auch kein abſichtlich 
rechtswidriges Handeln gefordert (OLG. München 
3, 281). Das Erfordernis einer Abſicht würde 
auf den Vorſatz führen, dem die Abſicht eine be⸗ 
ſtimmte Richtung verleiht. Abficht iſt die Erklärung 
des Beweggrundes zum vorſatzlichen Tun. Zum 
objektiven Tatbeſtande der Defraudation gehört nicht, 
daß eine Vermögensſchädigung der Gemeinde end⸗ 
gültig oder vorübergehend eingetreten iſt; aber es 
muß feſtſtellbar ſein, daß das vorſätzliche oder 
fahrläſſige Tun des Defraudanten geeignet war, 
die Gemeinde in einer beſtimmten Höhe (die Feſt⸗ 
ſtellung eines Mindeſtbetrags genügt) zu verkürzen; 
denn ſonſt kann die Defraudationsſtrafe nicht be⸗ 
meſſen werden. Zutreffend hat das OLG. München 
(3, 281) ausgeführt, daß die Strafbarkeit der 
Defraudation nicht auf der Zufügung eines Ver⸗ 
mögensſchadens beruht, ſondern darauf, daß gegen 
die Berechtigung zur Gefällserhebung und damit 
gegen das Gefäll ſelbſt unmittelbar ein Angriff 
ſtattfindet, der eine Entziehung oder Verkürzung 
des Gefälls bewirkt, wenn er nicht rechtzeitig ent⸗ 


5) In der Rechtſpr. iſt das anerkannt; vgl. z. B. 
OLG. München 3, 261; 10, 59. 

) Vgl. die Verh. d. K. d. Abg. (des bei. Ausſchuſſes 
für die Geſetze über das Gemeindeweſen uſw.), I. Abt., 
Beilagenband, S. 119 zu Art. 35 Entw. Dort wird 
zwiſchen den „Gefährdungen“ und den „Defraudationen“ 
unterſchieden. Unter letzteren verſtand aber die Geſetzes— 
ſprache die Fälle, in denen der Pflichtige dem Berechtigten 
das Gefäll ſchuldhaft entzieht. Vgl. Burkhard, Finanz⸗ 
entſcheidungen, XXV Nr. 1 (S. 598). Rechtslehre und 
Rechtſprechung (Ob G. 12, 5) ſtehen jetzt auf dem Stand- 
punkte, daß auch bei den Uebertretungen, insbeſondere 
auch den Polizeiübertretungen, ein Verſchulden gefordert 
werden muß. 
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deckt und dadurch die Vermögensbeeinträcdhtigung 
abgewendet wird. Die Hinterziehung iſt daher 
vollendet, wenn der Täter den Angriff gegen 
das Gefäll ausgeführt hat, mag auch der Angriff 
den Erfolg, den er herbeiführen konnte, nicht ge⸗ 
habt haben. 

Beſtraft)) wird die Gefällsdefraudation, ſofern 
fie den Betrag von 4¼ M nicht überſteigt, mit 
einer Geldſtrafe bis zu 45 M, bei höheren Be⸗ 
trägen mit einer Geldſtrafe bis zum zehnfachen, 
im Rückfalle bis zum zwanzigfachen Betrage 
des entzogenen Gefälls. Die Feſtſetzung einer be⸗ 
ſonderen Rückfallsſtrafe bezieht ſich ausſchließlich 
auf die in den Geſetzesworten unmittelbar voraus⸗ 
gehenden Fälle einer Gefällshinterziehung, die den 
Betrag von 4½ M überfteigt. Bei den Defrau⸗ 
dationen bis zu 4'/s M (einſchließlich) gibt es keine 
beſondere Rückfallsſtrafe. Hierauf weiſt v. Kahr 
Bd. I S. 456 Anm. 3, b zu Art. 41 GemO. hin 
(gleicher Anſicht auch Helmreich⸗Rock, Gem.). 
Dieſe Auffaſſung rechtfertigt ſich ſchon daraus, daß 
die Rückfallsſtrafe wie auch die Strafe der erſt⸗ 
maligen Defraudation, wenn letztere den Betrag 
von 4½ M überfteigt, im Höchſtmaße nach einem 
Vielfachen der hinterzogenen Abgabe bemeſſen wird. 
Dagegen wird bei den niedrigeren Defraudationen 
die Geldſtrafe, was das zuläſſige Höchſtmaß betrifft, 
nicht nach einem Vielfachen bemeſſen, ſondern es 
iſt dieſen Fällen ein einheitliches Höchſtmaß vor⸗ 
geſetzt, ohne daß die Höhe der hinterzogenen Ab⸗ 
gabe von Belang iſt. Die Rückfallsſtrafe paßt 
alſo ſchon der Art ihrer Bemeſſung nach nur zu 
den vom Geſetz an zweiter Stelle erwähnten De⸗ 
fraudationsfällen, die den Betrag von 4 2 M 
überſteigen. Der Rückfall iſt als Strafſchärfungs⸗ 
grund für die Bagatelldefraudationen hiernach nicht 
anerkannt. Im übrigen genügt ein einfacher Rück⸗ 


7) Für das Folgende iſt wohl zu beachten, daß Art. 41 
Abi. 3 Gem O. nicht den fertigen, geſetzlichen Strafrahmen 
gibt, auf deſſen Grundlage im Einzelſall die Strafe feſt— 
zuſetzen iſt, ſondern nur den Strafrahmen, in deſſen 
Umfang die e Strafdrohungen für die orts— 
polizeilichen Vorſchriften nach Gutdünken feſtgeſetzt werden 
dürfen (BlAdmPr. 20, 236). In dieſen Vorſchriften muß 
deshalb ſtets die Strafdrohung ausdrücklich enthalten 
ſein, ſonſt kann nicht geſtraft werden. Hiernach können 
die Strafdrohungen ſehr verſchieden lauten, ohne une 
geſetzlich zu ſein; oft wird einfach der volle, zur Ver— 
fügung ſtehende Rahmen verwertet werden, oft wird aber 
auch ein höheres Mindeſt⸗ oder ein niedrigeres Höchſtmaß 
oder eine abſolute Strafe angedroht ſein. Wo das Viel— 
fache als Höchſtmaß in Frage kommt, kann auch eine 
abſolute Strafe angedroht oder ein Strafrahmen geſetzt 
werden; nur darf die im Geſetz durch das Vielfache be: 
ſtimmte Höchſtgrenze mit der Strafandrohung in der 
ortspolizeilichen Vorſchrift nicht überſchritten werden. 
Irrig wäre die Anſicht, daß überall da, wo das Geſetz 
die zuläſſige Höchſtſtrafe durch das Vielfache beſtimmt, 
auch in den ortspolizeilichen Vorſchriften als Strafe oder 
wenigſtens als Höchſtſtrafe nur das Vielfache angedroht 
werden könnte und nur die Zahl des Vielfachen zur Wahl 
ſtünde. In der Tat finden ſich in den für vollziehbar 
erklärten ortspolizeilichen Vorſchriften die mannigfaltigſten 
Strafdrohungen. 
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fall (zweite Begehung nach Beſtrafung); ?) ein 
qualifizierter Rückfall wird nicht gefordert. Immer⸗ 
hin beſtehen gewiſſe Einſchränkungen, die in der 
Natur der Sache begründet und aus dem Geſetz 
abzuleiten ſind. Zweifellos muß die Finanzhoheit 


) Den Begriff des Rückfalls verwendet die GemO. 
nach dem gewöhnlichen Sprachgebrauch. Dieſer ſetzt voraus, 
daß der Schuldige vor der Begehung der ſtrafbaren Hand⸗ 
lung (Entziehung oder Verkürzung des Gefälls) ſchon 
einmal wegen einer ſolchen Handlung beſtraft worden 
iſt. Schiedermair behauptet in ſeinem großzügig ange⸗ 
legten Werke „Die ſtrafrechtlichen Nebengeſetze Bayerns“, 
Anm. 6 zu Art. 41 GemO. und Anm. 3 zu Art. 44 Armen, 
unter Berufung auf 8 3 EGStGB., daß für den Begriff 
des Rückfalls die Vorſchriſten des StB. maßgebend 
ſeien. Er verlangt deshalb das Vorliegen des qualifi: 
zierten Rückfalls, wie er in 8 244 StGB. gekennzeichnet 
iſt und will auch die Beſtimmungen des 8 245 StGB. 
angewendet wiſſen. Ich kann dieſe Auffaſſung nicht teilen 
und möchte nur auf einige Bedenken hinweiſen. Das 
Reichsrecht kennt keinen allgemeinen Begriff des Rück⸗ 
falls, der Rückfall iſt ihm kein allgemeiner Strafſchärfungs⸗ 
grund. Die Rückfallsbeſtimmungen des Reichsrechts ſind 
nur auf ganz vereinzelte, beſondere Verbrechenstat⸗ 
beſtände zugeſchnitten. Schon deshalb wird die Herein⸗ 
ziehung eines ſolchen Rückfallsbegriffes in eine ganz ab⸗ 
liegende Materie des bayeriſchen Landesſtrafrechts aus⸗ 
geſchloſſen ſein, zumal es ſich hier um eine Leber: 
tretung im Sinne des Reichsrechts handelt. Bedeut⸗ 
ſam ſcheint mir auch zu fein, was das bayeriſche Straf: 
recht ſelbſt auf einem verwandten Gebiete lehrt. Der 
Art. 13 Hundeabgaben®. iſt, wie Schiedermair anerkennt 
(Anm. 2 zu Art. 13), dem Art. 41 Abſ. 3 GemO. nach⸗ 
gebildet. Wenn Schiedermair nun in Anm. 5 dort eben⸗ 
falls den oben gekennzeichneten Standpunkt vertritt — er 
verweiſt ausdrücklich auf Anm. 3 zu Art. 44 Armen G. —, 
ſo ſetzt er ſich damit in Gegenſatz zu den Erläuterungen 
der Vollzugsvorſchriften. Die Vollzugsanweiſung zum 
Hundeabgaben®. vom 13. Juni 1911 (GVBl. S. 909) 
hebt nämlich in 843, Erl. zu 8 8 der oberpolizeilichen 
Vorſchriften vom 13. Juni 1911 (GVBl. S. 907), aus⸗ 
drücklich hervor, daß eine rückfällig Entziehung oder 
Verkürzung der Abgabe vorliegt, wenn der Schuldige 
vor Begehung der Tat ſchon einmal wegen Entziehung 
oder Verkürzung der Hundeabgabe beſtraft worden iſt. 
Da Art. 13 aber nur eine Nachbildung des Art. 41 
Abſ. 3 GemO. iſt, kann wohl nicht zweifelhaft ſein, 
daß die miniſterielle Auffaſſung auch für die Gemeinde⸗ 
ordnung den Rückfallsbegriff des Reichsrechts nicht 
verwenden zu können glaubt. Die ältere bayeriſche, vor 
der Gemeindeordnung liegende Strafgeſetzgebung ſcheint 
mir die Richtigkeit der hier vertretenen Auffaſſung zu 
beſtätigen. Vom Rückfalle ſpricht z. B. Art. 59 Ziff. 12 
sort. Dieſer Beſtimmung iſt eine Vorſchrift über die 
Rückfallsverjährung beigefügt. Im übrigen ſetzt der Rüch⸗ 
fallsbegriff nur voraus, daß wegen irgendeines Forſt⸗ 
frevels ſchon eine Verurteilung erfolgt iſt. Es iſt hieraus 
erſichtlich, daß der bayeriſche Geſeßgeber vom Sprach— 
gebrauche des Wortes Rückfall ausgeht und beſonderes 
ausdrücklich verfügt. Vgl. auch noch Art. 14 des Geſ., 
die Einrichtung des die Kunſtſtraßen im Königreiche 
Bayern befahrenden Fuhrwerks betr. (GBl. 1849,50, 321). 
Das beim Erlaſſe der Gemeindeordnung geltende allge— 
meine bayeriſche Strafrecht (StB. vom 10. November 
1861) kannte keinen allgemeinen Rückfallsbegriff als Straſ— 
ſchärfungsgrund (vgl. den Art. 87 des gen. Geſ. und 
die Erläuterungen im Kommentar von Weis) Das 
Pol StGB. vom 10. November 1861 gab zwar im Art. 23 
eine allgemeine Beſtimmung über den Begriff des Rück— 
ſalls, erkannte ihn aber auch nicht allgemein als Stra 
ſchärfungsgrund an und ſetzte neben einer Beſtimmung 
über die Rückſallsverjährung nur einen einfachen, keinen 
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ein und derſelben Gemeinde abermals verletzt ſein. 
In jedem Strafjalle ſteht die Finanz- und Straf: 
gewalt einer beſtimmten Gemeinde in Frage; dieſe 
Gewalt kann ſich nur im Gemeindegebiet betätigen. 
Der Rückfall muß der verletzten Gemeinde gegen⸗ 


qualifizierten Rückfall feſt. Rückfällig war, wer rechts⸗ 
kräftig verurteilt war und binnen Jahresfriſt vom Tage 
der Verurteilung an die nämliche Uebertretung wieder 
beging. Zweifel können m. E. nur in der Richtung be⸗ 
ſtehen, ob die neue Tat zur Begründung des Rückfalls 
nach dem Eintritte der Rechtskraft der ä 
begangen ſein muß oder nur nach der Verurteilung, 
die ſpäter rechtskräftig wird. Da die Zuwiderhand⸗ 
lungen gegen Art. 41 Abſ. 3 GemO. nach der urſprüng⸗ 
lichen Faſſung des Abſ. 4 Satz 1 dort als Polizeiüber⸗ 
tretungen zu behandeln waren — ſ. hierzu Art. 1 Pol StGB. 
vom 10. November 1861 —, fo liegt es nahe, den Inhalt 
des Art. 41 Abſ. 3 nach dem damals geltenden Polizei⸗ 
ſtrafrecht auszulegen, ſoweit das Geſetz nicht ohnehin, 
z. B. in der Ausſchließung einer Rückfallsverjährung 
(hierüber unten), klar iſt. Edel erachtet in ſeinem Kom⸗ 
mentar (Erläuterung zu Art 23 Pol StGB. von 1861) 
offenſichtlich den Zeitpunkt der Urteilsverkündung als 
maßgebend. Er bemerkt: „Hat die Sache mehrere In⸗ 
ſtanzen durchlaufen, ſo kann nur jene Verurteilung, 
welche rechtskräftig geworden iſt, als maß⸗ 
gebend erachtet werden.“ Auch Schiedermair lehnt es 
a. a. O. in der Erläuterung zu Art. 59 Ziff. 12 ForſtG. 
ab, vom Zeitpunkte der Rechtskraft an zu rechnen. Die 
letztere Auffaſſung läge freilich im Sinn einer reinlichen 
Scheidung zwiſchen Realkonkurrenz und Rückfall; aber 
dieſe Frage fällt ja bei Uebertretungen nicht ins Gewicht. 

Die ſich hiernach ergebenden Rechtsſätze ſind gemäß 
Art. 4 und 3 Ziff. 2 AG StPO. aufrecht erhaltenes Landes⸗ 
ſtrafrecht des Art. 41 Abi. 3 GemO. 

Auch die Praxis der Gemeinden verſteht das Wort 
Rückfall nach dem gewöhnlichen Sprachgebrauche. Die 
ortspolizeilichen Vorſchriften der Stadt München vom 
14. November 1907 bedrohen z. B. die Entziehung eines 
mehr als 5 M betragenden Pflaſterzolles „im zweiten 
Falle“ ſchon abſolut mit der äußerſten Rückfallsſtraſe 
des Art. 41 Abſ. 3 GemO. (zwanzigfacher Betrag des 
entzogenen Pflaſterzolles). Nach dem vor der GemO. 
geltenden Gefällsſtrafrechte (vgl. die Verordnung, den 
Fleiſchaufſchlag betr., vom 31. Dezember 1808, Reg Bl. 
1809, 75, welche grundlegend für die den Gemeinden 
weiterhin überlaſſenen Aufſchlagsgefälle wurde) war als 
Defraudationsſtrafe im erſten Falle der zehnfache, 
im zweiten Falle der zwanzig fache Aufſchlag, in dem 
dritten und den nachfolgenden Fällen allezeit der ganze 
Wert des geſchlachteten Stückes Vieh feſtgeſetzt. Die An⸗ 
klänge des Art. 41 Abſ. 3 GemO. an dieſe Beſtimmungen 
ſind unverkennbar. 

Eine „Rückfallsverjährung“, wie fie Art. 23 Pol StGB. 
von 1861 vorſah, iſt in dem jetzt geltenden Rechte bei 
den Defraudationen nicht mehr anerkannt. Im Text 
unten wird darauf hinzuweiſen ſein, daß bis zum In— 
krafttreten des Reichsſtrafrechts in Bayern die Ueber- 
tretung der Vorſchriften des Art. 41 Abſ. 3 GemO. aus⸗ 
drücklich als Polizeiübertretung im Sinne der früheren 
bayeriſchen Strafgeſetzgebung bezeichnet war. Hiernach 
ſollte ſich die ſtrafrechtliche wie die prozeſſuale 
Behandlung richten (Vortrag des Abg Edel an den beſ. 
Ausſchuß. Verh. d. K. d. Abg. 1866/69, hier des beſ. Aus⸗ 
ſchuſſes für die Geſeze über das Gemeindeweſen uſw., 
I. Abt., Beil. Bd. S 101 ff. — 119 —). In das neue 
Pol StsHB. vom 26. Dezember 1871 wurde die Beitim- 
mung des Art. 23 nicht aufgenommen. Die Motive zum 
Entwurf eines Polizeiſtrafgeſetzbuches (Verh. des Geſetz— 
gebungsausſchuſſes d. K. d. Abg. 1871/72 Bd. J S. 21) 
ſagen, daß die erſte Abteilung des Entwurfs ſich nur 
mit dem Anordnungsrechte der Polizeiverwaltung befaßt, 
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über vorliegen. Ein Automobilfahrer, der nach⸗ 
einander in ſechs Gemeinden den Pflaſterzoll um⸗ 
geht, kann doch nicht in fünf Fällen wegen Rück⸗ 
falls beſtraft werden. Ferner wird man annehmen 
müſſen, daß der Rückfall ſich auch auf das gleiche 
Gefaͤll beziehen muß, jedenfalls dann, wenn es ſich 
um geſonderte ortspolizeiliche Vorſchriften für die 
einzelnen Gefälle handelt. In jeder ortspolizeilichen 
Vorſchrift dieſer Art wird für den Rückfall die 
gefchärfte Strafe angedroht. Dies muß im An⸗ 
ſchluß an das Geſetz dahin verſtanden werden, 
daß ein wiederholter Angriff gegen die nämliche 
Abgabe ſtattgefunden haben muß. Wenn ein Hotel⸗ 
beſitzer alſo in der gleichen Gemeinde die Luſtbarkeits⸗ 
ſteuer und ſpäter den Pflaſterzoll hinterzieht, ſo 
iſt er doch nicht als rückfällig zu beſtrafen. 

Ueber die Ordnungswidrigkeiten bleibt wenig 
zu ſagen. Ein ſubjektives Verſchulden iſt auch hier 
vorausgeſetzt. Es handelt ſich um Verfehlungen 
gegen die Kontroll: und Sicherungsvorſchriften, die 
nicht zugleich einen unmittelbaren Angriff auf das 
geſchuldete Gefäll bedeuten. Strafbar macht ſich 
alſo insbeſondere!) derjenige, der zwar das geſchuldete 
Gefäll entrichtet, aber die zu ſeiner Kontrolle und 
Sicherung erlaſſenen Vorſchriften nicht in jeder 
Hinſicht beachtet. In den ortspolizeilichen Vor⸗ 
ſchriften heißt es regelmäßig, daß Zuwiderhandlungen 
gegen die in ihnen enthaltenen Kontroll- und 
Sicherungsvorſchriften mit Geldſtrafe bis zu 18 M 
geahndet werden, wenn auch keine rechts⸗ 
widrige Entziehung oder Verkürzung des 
Gefälls ſtattgefunden hat. Ein fahrläſſiges 
Verſchulden des Dienſtherrn, Geſchäftsherrn uſw. 
wird u. U. feſtzuſtellen ſein, wenn er ſich bei Vor⸗ 
nahme von Handlungen, die eine ſtrafrechtliche Ver⸗ 
antwortung nach ſich ziehen können, der Mitwirkung 
anderer Perſonen bedient und dabei nicht nach 
Möglichkeit dafür ſorgt, daß Geſetzesverletzungen 
vermieden werden (vgl. ObLG. 12, 1 — zum 
Forſtgeſetze —). 

Für alle Falle der Zuwiderhandlungen iſt die 
Entſcheidung auf Grund der innerhalb des Geſetzes 
ſich bewegenden Gemeindeſatzung und der hiezu er⸗ 


da die allgemeinen Beſtimmungen des Reichsſtrafgeſetz⸗ 
buchs auch auf die im Entwurfe behandelten Ueber⸗ 
tretungen Anwendung finden ſollen und ſohin eine Wieder⸗ 
aufnahme der Art. 1—27 Pol StGB. von 1861 nicht Platz 
zu greifen hatte. Durch Art. 1, 2 des Geſ., den Boll: 
zug der Einführung des StGB. f. d. D. Reich in Bayern 
betr., vom 26. Dezember 1871, wurde das alte Pol StGB. 
aufgehoben. Sein Art. 23 iſt hiernach für alle Rechts. 
gebiete beſeitigt. 

) Strafbar kann ſich auch jemand machen, der nicht 
der Gefällspflichtige iſt. Die Vorſchriften können ſich 
an Dritte wenden, die zu dem gefällspflichtigen Gegen- 
ſtand oder Vorgang in Beziehung treten, und ihnen be— 
ſtimmte Pflichten auferlegen. Die Vorſchriften können 
auch ganz allgemein im Intereſſe der Kontrolle und 
Sicherung des Gefälls Gebote und Verbote enthalten. 
Vgl. v. Sicherer, Die gemeindliche Finanz-, Polizei— 
und Strafgewalt in bezug auf Verbrauchsſteuern und 
andere örtliche Abgaben (Diſſertation), München 1892 
(Schweitzer), S. 76. 
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laſſenen ortspolizeilichen Vorſchriften zu treffen. 
Ihr Inhalt iſt zunächſt maßgebend, daneben find 
die allgemeinen Lehren des Strafrechts zu beachten. 
Hierbei iſt zu berückſichtigen. daß es ſich um Ueber: 
tretungen im Sinne des Reichsrechts handelt. 
Die für Art. 41 Abſ. 3 GemO. jetzt maß⸗ 
gebenden Geldſtrafenſätze nach der Reichswährung 
beruhen auf Art. 2 des Geſ. vom 8. November 1875, 
die Beſtimmung von Geldſtrafen und einigen Geld⸗ 
lägen nach der Reichswährung betreffend (GBl. 
S. 665). Das bayer. Ausführungsgeſetz zur Reichs⸗ 
ſtrafprozeßordnung vom 1. Februar 1877 hat die 
Strafbeſtimmungen des Art. 41 Art. 3 GemO. 
nebſt den einſchlägigen Vorſchriften über das Ver⸗ 
fahren im Verwaltungswege mit den in ihm ſelbſt 
enthaltenen Abaͤnderungen und Zuſätzen ausdrücklich 
aufrecht erhalten (Art. 3 Ziff. 2, vgl. auch Ziff. 13). 
Nach Art. 97, 86 ff. AG. Stb. iſt ein Ver⸗ 
waltungsſtrafverfahren zugelaſſen, das dem in Zoll⸗ 
ſtrafſachen im weſentlichen angeglichen iſt.““) Für 
das materielle gemeindliche Gefällsſtrafrecht kommen 
neben Art. 41 Abſ. 3 GemO. die Art. 4 und 5 
AG. StPO. in Betracht. (Schluß folgt.) 


Ein merkwürdiges Veſitzverhältnis und feine 
Viedergabe im Kataſter und Grundbuch. 


Von Regierungs- und Steuerrat Joſeph Amann in 
München. 


(Schluß.) 
V. 

Zwar ſcheint auch die Anlegung anfänglich 
noch Unſicherheiten und Widerſtände wegen ſach⸗ 
gemäßer Löſung der Schwierigkeiten gefunden zu 
haben, aber ſchon i. J. 1906 kam vor dem Anlegungs⸗ 
beamten ein Vergleichsübereinkommen zuſtande, das 
den Weg zu vorausſichtlich dauernder Ordnung der 
Rechtslage gewieſen hat und ſchon aus dieſem Grunde 
eine Tat bleibt, für welche die Beteiligten dankbar 
ſein mögen. Die hauptſächlichſten Beſtimmungen 
dieſes Uebereinkommens beſtehen in folgenden vier 
Punkten: 

1. Die Stadtgemeinde Gundelfingen mit Peters: 
wörth und Echenbrunn auf der einen Seite 
und die in Württemberg anſaͤſſigen Beſitzer 
von Donauriedgrundſtücken in der Steuer— 
gemeinde Gundelfingen auf der andern Seite 
verpflichten ſich, die im Donauried gelegenen 
Grundſtücke vorbezeichneter Beſitzer, ſoweit dieſe 

Grundſtücke teils Wieſen, teils Holzplätze und 

teils Waldungen ſind, geometriſch vermeſſen 
zu laſſen. 

2. Mit dieſer Vermeſſung kann und ſoll eine 
Grenzausgleichung in dem Sinne vorgenommen 
werden, daß die Grenzen der Holzplätze und 


10 Vgl. BayGem Z. Jahrg 1911, 49, 70, 86. 


Wieſen möglichſt geradlinig werden. Die hie: 
durch notwendig werdende gegenſeitige Ab⸗ 
laſſung von Flaͤchenabſchnitten und die Be: 
meſſung des zum Ausgleich etwa zu zahlenden 
Entgelts unterliegt der gegenſeitigen Ueber⸗ 
einkunft im einzelnen Falle. 

3. Bezüglich der auf den Wieſen einzeln ſtehenden 
Hochſtämme verpflichten ſich die drei Gemeinden, 
die Holzſchöpfe von den Wieſenbefitzern ab⸗ 
löſen zu laſſen. Nach erfolgter Vermeſſung, 
Grenzausgleichung und Ablöſung ſollen die 
Wieſen von dem Holznutzungsrechte der drei 
Gemeinden frei und die im Hypotheken⸗ oder 
Grundbuch eingetragenen Holznutzungsrechte 
an den Wieſen gelöſcht werden. Die Holz⸗ 
plätze ſollen jedoch ausſchließliches Intereſſen⸗ 
gebiet der drei Gemeinden ſein, ſo daß dieſe 
in Zukunft jede Kultur darauf treiben können, 
jedoch mit der Beſchränkung, daß ſie auf eine 
Entfernung von zwei Metern von der Grenze 
keine Pflanzungen vornehmen dürfen. 

4. Das Fahrtrecht der drei Gemeinden ſoll eben⸗ 
falls auf den ganzen Wieſen und Holzpläßen 
beſtehen bleiben, jedoch verpflichten ſich die drei 
Gemeinden, auf den Wieſen jeweils beſtimmte 
möglichſt kleine Flächen auf den Grundſtücken 
zu beſtimmen, wo die Fahrt ausſchließlich 
auszuüben iſt. 

Dem auf Grund des erſten Vertragspunktes 
i. J. 1909 geſtellten Verlangen nach Vermeſſung 
iſt die K. Staatsregierung bereitwillig entgegen⸗ 
gekommen, indem das K. Kataſterbureau beauftragt 
wurde, der Sacherledigung in Form einer Neu: 
vermeſſung i. S. der FMBek. vom 15. Februar 
1898 (GVBl. S. 51 f.) nachzugehen.“) Die ſoſort 
einſetzende Vermeſſung hat in dem Vergleichsüber⸗ 
einkommen genügend Unterlage gefunden, um das 
nach verſchiedenen Richtungen hin ſchwierige Werk 
ohne neuerliche Aufwühlung der Leidenſchaften zum 
guten Ende zu führen. 

Vor allen Dingen mußte mit den Vertrags⸗ 
beteiligten in unmittelbare Fühlung getreten werden, 
um in mündlichen Verhandlungen Stück für Stück 
die Linien auszumitteln, welche den Rechtsabgrenzun⸗ 
gen in Zukunft die unabänderliche örtliche Richtung 
weiſen ſollten und um diejenigen Veränderungen 
und Ausgleiche örtlich und protokollariſch feſtzulegen, 
für die auf dem Wege der gegenſeitigen Ueber⸗ 
einkunft bares Entgelt zu leiſten war. Es hat der 
Arbeit zweier Jahre bedurft, um ein in allen Teilen 
befriedigendes Ergebnis herbeizuführen, zumal gleich 
von Anfang an die Vereinbarungen vielfach dahin 
gingen, daß ſtatt der Barentſchädigungen auch 
Grundflächenzuweiſungen zu Eigentum der Mähder— 
beſitzer erfolgen ſollten aus Grundſtücken, welche 


5 Die Neuvermeſſung konnte ſich aus techniſchen 
Gründen nicht auf die im Uebereinkommen bezeichneten 
Lagen beſchränken, ſondern mußte andere Grundſtücke 
einbeziehen; ſie hat ſich daher auf ein abrundendes Ge⸗ 
ſamtgebiet von 1120 ha erſtreckt. 
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bereits früher durch Kauf in das Eigentum der 
drei Gemeinden übergegangen waren oder waͤhrend 
der Verhandlungen erworben wurden. Der Bei⸗ 
ſpielsfall führt auf dem Planbild einen ſolchen 
Vorgang vor Augen, indem der Wieſe Pl.⸗Nr. 8252 
als Entſchädigung für die ihr bei der Gerade⸗ 
legung der ſeitherigen Rechtsabgrenzung entnom⸗ 
menen Flächenteile ein Stück aus den der Stadt 
bereits zu Eigentum gehörigen naͤchſtanliegenden 
Grundſtücken zugeſchlagen wurde. 

Da nach dem dritten Vertragspunkt den 
drei Gemeinden für die Zukunft ein feſt um⸗ 
ſchriebenes ausſchließliches Intereſſengebiet in den 
beſtimmt abzugrenzenden Holzplätzen zugewieſen iſt, 
ſo mußte die Neumeſſung ferner beſtrebt ſein, an 
Stelle der bisherigen veränderlichen nun 
abgrenzung eine unveränderliche zu fetzen. Das 
geſchah durch ſofortige und ausgiebige erfieinung 
der im ſteten Benehmen mit den Beteiligten in 
der Natur feſtgeſetzten künftigen Scheidelinien zwiſchen 
Wieſe und Wald je des gleichen Bodeneigentümers. 
Dieſe Verſteinung war übrigens auch aus dem 
anderen Grunde unvermeidlich, weil die vertrags⸗ 
mäßigen Abftände neu anzulegender Pflanzungen 
von der Grenze nur eingehalten und damit die 
bedenklichen Ueberwucherungen durch Stockausſchlag 
und andere die Rechtslage aufs neue verändernde 
Keimungen nur vermieden werden können, wenn 
die Rechtsſcheidelinien ein für allemal ſcharf und 
dauerhaft vor Augen liegen; ſie geſchah im Intereſſe 
des erhöhten Rechtsſchutzes nach den Formen des 
Geſetzes vom 30. Juni 1900, die Abmarkung der 
Grundſtücke betr. 


Die abgemarkten Scheidelinien konnten in den 
Plänen freilich nicht als Eigentumsgrenzen behandelt 
werden, ſondern ſie mußten als das zur Darſtellung 
gelangen, was fie von Rechts wegen und in Wahrheit 
find, als Kulturgrenzen, zu deren beiden Seiten 
zwar verſchiedene Belaſtungen und Intereſſen aber 


(Stand v. J. 1830.) 


(Jetziger Stand.) 


die gleichen Eigentümer walten. In den künftigen 
Plänen über das Donauried wird daher die Er⸗ 
ſcheinung ins Auge ſpringen, daß punktierte Linien 
feſt mit Grenzſteinen abgemarkt find. Und dieſe 
Erſcheinung wird noch auffälliger werden dadurch, 
daß die wirklichen Eigentumsgrenzen d. h. jene in 
den bayeriſchen Kataſterplanen ſonſt ſcharf aus⸗ 
gezogenen Linien, welche das rechtmaßige Eigentum 
des einen Mähderbeſitzers von dem rechtmäßigen 
Eigentum des anderen trennen, haͤufig nicht ab⸗ 
gemarkt find. 

Das zuletzt angedeutete Vorgehen bedarf wohl 
im Hinblick darauf, daß die Abmarkung aller recht⸗ 
lich feſtſtehenden Eigentumsgrenzen im Neumeſſungs⸗ 
falle geſetzliche Pflicht iſt, der Begründung. 

Ein Blick in den alten Plan belehrt, daß die 
zuſammenhängenden Waldkulturen oder beſtockten 
agen im Donauried aus einer Reihe von ein⸗ 
zelnen Parzellen zuſammengeſetzt ſind, von denen 
jede dem Grundeigentum nach zu einem anderen 
Grundſtück gehört; mit anderen Worten, es laufen 
zahlreiche Grundſtückgrenzen durch die Waldlagen. 
Dieſe Grenzen ſind in den Jahren 1823 und 1830 
zum damaligen Vermeſſungszweck zwar mit aller 
erreichbaren Schärfe aufgedeckt und zu Plan ge⸗ 
bracht, aber in den ſeither verſtrichenen langen Jahr⸗ 
zehnten nicht offen gehalten worden und derzeit 
gründlich verwachſen und verwiſcht; über ihren Ver⸗ 
lauf in der Natur haben die heutigen Maͤhder⸗ 
beſitzer, ſoweit das Waldinnere in Frage kommt, 
ſelbſt kaum noch eine leiſe Kenntnis, und keine 
andere Unterlage für den Grenznachweis beſteht 
außer dem aus jenen Meſſungen hervorgegangenen 
Kataſterplan. Die Wiederaufſuchung und Abmar⸗ 
kung nach dem Kataſterplan aber wäre nur mittels 
Jahre dauernder koſtſpieliger Grenzfeſtſtellungs⸗ 
meſſungen möglich geweſen, und dieſe Meſſungen 
allein ſchon würden den ganzen jahrhundertelangen 
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Groll und Haß der einander gegenüberftehenden 
Teile von neuem angeſchürt haben, weil die Kon⸗ 
ſtruktionslinien allein ſchon ausgedehnte Durchhiebe 
und Fällungen notwendig gemacht haben würden. 

Aber das wäre vielleicht noch als geringeres 
Uebel zu betrachten geweſen im Vergleich zu einer 
Folgeerſcheinung, welche, weil ſie die Rechtslage 
veränderte, geradzu gegen den status quo und den 
amtsgerichtlichen Vergleich verſtoßen haben würde. 
Nach § 26 der Vollzugsvorſchriften zum Abmar⸗ 
kungsgeſetze müſſen namlich die Grenzlinien in 
Waldungen zu beiden Seiten der Grenze auf minde⸗ 
ſtens je 50 em Breite durchgelichtet und wuchsfrei 
erhalten werden. Die wuchsfreie Erhaltung ſolcher 
mindeſtens einen Meter breiten Gaſſen würde aber 
für die drei Gemeinden auf Tauſende von laufenden 
Metern den Verluſt der Holzrechte unweigerlich 
nach ſich ziehen. 

Zu ſolch ſchwerem Eingriff hat ſich die Ver⸗ 
meſſungsleitung nicht entſchließen können, zumal er 
einer Verletzung der beſtehenden Holznutzungsrechte 
verzweifelt ähnlich geſehen und die Einwilligung 
der drei Gemeinden wohl niemals gefunden hätte. 
Hat ja doch ſchon die bei der Polygonnetzabſteckung aus 
techniſchen Gründen notwendig gewordene Fällung 
eines Baumes bei den Rechtsinhabern einen Un⸗ 
willen ausgelöſt, der als warnender Wink nicht 
überſehen werden durfte. 

So hat fi) das Abmarkungsgeſchaft, was die 
Eigentumsgrenzen anlangt, auf die Verſteinung 
derjenigen bald kürzeren bald längeren Grenzſtrecken 
beſchraͤnkt, welche in den Wieſen oder an den Wald⸗ 
rändern zutage lagen, innerhalb der zuſammen⸗ 
hängenden Holzplätze aber jede Verſteinung unter: 
laſſen, und die Ausnahmeſtellung des ganzen Ver: 
meſſungsfalles mag dieſe Unterlaſſung rechtfertigen. 
Freilich hat damit auch auf die unmittelbare Ver⸗ 
meſſung dieſer nicht abgemarkten Grenzen und Grenz⸗ 
ſtrecken verzichtet werden müſſen. 

Nun mußten aber gleichwohl die Eigentums⸗ 
grenzen in den zur Fortführung beſtimmten Plänen 
und Handriſſen zum Ausdruck gebracht werden, 
wenn der jedem einzelnen eigentümlichen Grund⸗ 
ſtück entnommene rechtsbelaſtete Teil mit Sicher: 
heit ausgemittelt und gebucht werden ſollte. Das 
geſchah, wo es nötig war, auf dem Wege der ſorg⸗ 
fältigſten Uebernahme der i. d. Jahren 1823 und 
1830 gemeſſenen Linien in die neue Aufnahme, 
wobei die übernommenen (alſo nicht in der Natur 
ſelbſt gemeſſenen) Maßzahlen im Vermeſſungshand⸗ 
riß durch ſteife Klammern gekennzeichnet wurden. 


Auch hiebei glaubte die Vermeſſungsleitung der 
Sache wie den Parteien den richtigen Dienſt er⸗ 


wieſen zu haben; denn einmal iſt der Aufnahme⸗ 


ſtand der Landesvermeſſung, der in einem Schreiben 


des Stadtmagiſtrats Gundelfingen v. 29. April 1831 
auerkannt und gegen welchen von den Maͤhder⸗ 
beſitzern niemals reklamiert wurde, bis zum Beweiſe 


des Gegenteils auch heute noch in jedem einzelnen 


Falle von Eigentumsbegrenzung der rechtlich richtige, 
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und ſodann wird wie bisher in langen Jahrhunderten 
ſo auch in Zukunft die Frage nach den verlorenen 
bei den gegebenen Rechtsverhältniſſen für den Grund⸗ 
ſtückseigentümer faſt belangloſen Grenzen im Wald⸗ 
innern kaum je einmal dringend werden. Denn 
Beiſpiele, daß Holzpartien abgetrieben und die Flächen 
in Wieſen umgewandelt wurden unter Aufgabe der 
gemeindlichen Rechtsanſprüche, kamen, wie es ſchon 
im Vorwort zum Grundſteuerkataſter v. J. 1837 
heißt, ſeit unvordenklichen Zeiten nicht vor, und 
wenn fie heute vorkamen, jo würden fie nach dem 
gerichtlichen Bergleichsübereinkommen v. J. 1906 
einflußlos bleiben, weil in Zukunft die drei Ge 
meinden innerhalb ihres „ausſchließlichen Inter⸗ 
eſſengebietes“ jede Kultur ohne Beeinträchtigung 
ihrer Rechte treiben können. 

Wird aber die Frage gegen menſchliche Voraus: 
ſetzung dennoch dringend, ſo iſt die Uebernahme in 
einer Art erfolgt, daß in jedem Augenblick die ge⸗ 
ſuchte Grenze an der Hand jener eingeklammerten 
Maße des Vermeſſungshandriſſes unmittelbar aus 
den Linien des Vermeſſungsnetzes nach dem legalen 
Stande in die Natur übertragen werden kann, und 
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das Recht des Bodeneigentümers wäre damit nach 
dem gleichen legalen Stande gewahrt. 

Was endlich den vierten Vertragspunkt betrifft, 

ſo haben die Verhandlungen dazu geführt, daß 
alle wichtigen Fahrten und Wege, namentlich alle 
diejenigen, welchen nach der neuen Ordnung der 
Dinge im Donauried bei gleichem Bedürfnis gleicher 
Nutzen für beide Parteien innewohnt und welchen 
daher bleibende Eigenſchaft zukommen wird, aus 
dem privaten Eigentum oder dem gemeindlichen 
„Intereſſengebiet“ herausgemarkt wurden, um als 
öffentliche Wege der politiſchen Gemeinde zu⸗ 
geſchrieben zu werden. Die übrigen Wege, auf 
welchen nach dem Willen der Beteiligten in Zukunſt 
nur eine Dienſtbarkeit für die drei Holznutzungs⸗ 
gemeinden beſtehen ſoll, ſind nach dem kürzeſten 
Laufe eingemeſſen und in die neuen Pläne ein⸗ 
getragen worden. 
Flur die weitere Verarbeitung der Meſſungs⸗ 
ergebniſſe iſt vor allem im Hinblick auf das Grund⸗ 
buch die Beſeitigung der zwieſpaͤltigen Plannume⸗ 
rierung auf den mit eigener Grundfläche gerechneten 
Holzplaͤtzen ins Auge zu faſſen; fie wird unter Aus⸗ 
merzung der Buchſtabenbezeichnung herbeigeführt 
durch eine gleichmäßige Bruchnumerierung, bei 
welcher der Holzplatz an die dem Wieſenſtück ver⸗ 
liehene Stammzahl den Bruch / angehängt erhält. 
Stammnummer und Bruchzahl ſind, da das Grund⸗ 
eigentum in keinem Falle aufgegeben wird, auf 
den Namen des Maähderbeſitzers zu Eigentum zu 
ſchreiben; der dauernde gemeindliche Rechtsanſpruch 
erhält ſeinen Ausdruck dadurch, daß die Bruch⸗ 
nummer nach Maßgabe der einſchlaͤgigen Dienſt⸗ 
anweiſungen mit einem Stern verſehen und ſomit 
zweimal zum Vortrag gebracht wird. 

Das bisherige Grundſteuerverhältnis wird eine 
Aenderung bei dieſen vom Recht der drei Gemeinden 
betroffenen Holzplätzen nicht erleiden, da die Ge⸗ 
meinden gegen den weiteren Fortbeſtand dieſes Ver⸗ 
hältniſſes einen Einſpruch nicht erhoben haben. 
Dagegen haben die auf die drei Gemeinden aus⸗ 
geworfenen Steuerverhältniszahlenanteile für die 
Holznutzung an den frei auf den Wieſen ſtehenden 
Bäumen zu weichen, weil die Wieſen nach dem 
amtsgerichtlichen Uebereinkommen von dem Holz⸗ 
nutzungsrecht frei werden. 


VI 


Es wäre eine Wundererſcheinung an der menſch⸗ 
lichen Natur geweſen, wenn die vielhundertjährigen 
Gegenſätze und der in langen Reihen von Gene: 
rationen vom Vater auf den Sohn vererbte Groll 
vor dem Vermeſſungsbeamten plötzlich verſtummt 
und alles nun in glatter Ordnung gegangen wäre. 
Umficht und Geduld blieben im Gegenteil bei einer 
großen Zahl der durchgeführten 729 Partei⸗ 
verhandlungen die immer wiederkehrende Forde⸗ 
rung, welche zu beachten war, wenn die ſprich— 
wörtliche ſchwäbiſche Hartköpfigkeit überwunden 
werden ſollte. Uebergenug waren daher die Fälle, 
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in welchen die Verhandlungen abgebrochen, wieder⸗ 
angeknüpft und neuerdings vertagt werden mußten, 
um ſchließlich eine Einigung herbeizuführen, und 
nach Dutzenden haben die Fälle gezählt, in welchen 
die in ſolch mühſeligen Verhandlungen feſtgelegten 
Rechtsgrenzen — meiſt unter zeitraubender und 
ermüdender Abänderung der den Verhandlungen 
auf dem Fuße folgenden Vermeſſung — wieder 
umgelegt und gerückt werden mußten, weil dieſe oder 
jene nachträglich erhobenen Anſprüche noch befriedigt 
werden wollten. Aber es gelang zuletzt, die Ver⸗ 
handlungen auf dem Boden des amtsgerichtlichen 
Uebereinkommens bis auf ganz wenige Fälle zum 
Klappen zu bringen dank einem bis zur äußerſten 
Grenze gehenden Entgegenkommen der Stadtver⸗ 
tretung gegen die Wünſche der Mähderbefiter und 
dank der praktiſchen Einſicht und Klugheit des 
übergroßen Teiles der letzteren ſelbſt. 


So mögen die vorliegenden Ausführungen mit 
einer kurzen Statiſtik der Ergebniſſe im folgenden 
enden. 

Im Zeitpunkt der Landeskataſtrierung beſtanden, 
abgeſehen von den auf S. 218 erwaͤhnten ſehr zahl⸗ 
reichen Einzelſtämmen und Geſträuchsgruppen (den 
Holzſchöpfen), Holzrechtsanſprüche der drei Gemeinden 
auf einer Geſamtfläche von 479 bayer. Tagwerk 
(163,2 ha), welche Flache ſich in 270 einzelne 
Kataſterparzellen ſchied. Es gab damals nur 
wenige Mähder im Donauried, welche ſich frei 
von Holzwuchs und deshalb frei vom Nutzungsrecht 
der drei Gemeinden zu erhalten vermocht hatten. 


Neue Anflüge, die Erweiterung beſtehender 
aber im Zeitpunkt der erſten Vermeſſung nicht 
beachteter oder wegen geringen Flächenumfangs 
nicht meßbarer Geſträuchswüchſe (allmähliche Um: 
bildung von Holzſchöpfen zu Holzpläßen !) und andere 
natürliche Veränderungen haben in den ſeither 
verſtrichenen acht Jahrzehnten den Stand von ehe⸗ 
dem derart beeinflußt, daß nicht nur die Zahl 
ſondern auch die Größe der mit dem Nutzungs⸗ 
recht behafteten Flächenſtücke heute ſogar geſtiegen iſt, 
trotzdem das Recht an verſchiedenen Stellen dadurch 
erloſch, daß die drei Gemeinden bei jeder ſich 
bietenden Gelegenheit auf dem Wege des Kaufs 
in das Eigentum von Grund und Boden ſelbſt 
getreten find. Es find daher heute noch gegen 290 
unter eigener Plannummer vorzutragende Wald⸗ 
plätze, auf welchen die Mähderbeſitzer die der Stadt 
Gundelfingen und ihren Teilhabern zuſtehenden 
Anſprüche zu dulden haben, und die Fläche dieſer 
Plätze bedeckt das ſtattliche Ausmaß von 247 ha 
oder rund 725 Tgw. 

Dagegen find fämtliche Wieſen im Donauried 
fortan von dem Recht der drei Gemeinden befreit, 
und die Tragweite dieſes Erfolges mag ſofort ein— 
leuchten, wenn beachtet wird, daß der Inhalt der 
zahlreichen im Riedgebiet vermeſſenen mehr oder 
weniger in Mitleidenſchaft geweſenen Wieſenſtücke 
gegen 340 ha (rund 1000 Tgw.) beträgt und daß 
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ein erheblicher Teil dieſer Flaͤche mit Hypothek⸗ der dauernden Beſeitigung örtlicher Reibungsanläſſe 


ſchulden belaſtet iſt.“) 


Für die Abmarkung der Eigentums- und der 


in 212 Abmarkungsprotokollen beurkundeten Rechts⸗ 
grenzen — der künftigen ausſchließlichen „Intereſſen⸗ 
gebiete“ der drei Gemeinden — find 4662 Mark⸗ 
ſteine von den im $ 26 VV. zum Abmarkungs⸗ 
geſetz vorgeſchriebenen Ausmaßen (60:12:12 cm) 
gebraucht worden, während zur Sicherung des trigono⸗ 
metriſchen Vermeſſungspolygons auf 18 Punkten 
des Dreiecks⸗ und 569 Punkten des Polygonnetzes 
je ebenſoviele Granitſteine beſonderer Art und Zu⸗ 
richtung Verwendung gefunden haben. Außerdem 
hat die eigentliche Vermeſſung — die fog. Stüd: 
aufnahme — zur unterirdiſchen Verſicherung des 
engeren Meſſungsnetzes noch 1500 Röhren aus 
hartgebranntem Klinkerton in den Boden verſenkt. 

Die Ergebniſſe der Stückaufnahme ſind in 


durch die Schaffung feſt abgemarkter unüberſchreit⸗ 
barer Rechtsflächen, 2. in der vollſtändigen Klar⸗ 
legung der Verhaäͤltniſſe in den öffentlichen Büchern 
und der dadurch gewährleiſteten vollen Rechtsſicher⸗ 
heit des Eigentums und des Eigentumsbeſchriebes, 
3. in der bedeutenden Ertrags⸗ und Wertsſteigerung 
der von den Nutzungsrechten (und vom Holzwuchs) 
befreiten Mähder, 4. in der weſentlichen Erleichterung 

des Beſitzübergangs und des hypothekariſchen Kredits 
und endlich 5. in der Anwendung eines Meſſungs⸗ 


verfahrens, welches, grundverſchieden von der der 
| bisherigen Kataſtrierung zur Unterlage dienenden 


99 unmittelbar auf dem Felde geführten licht: 
paufefähigen Handriſſen niedergelegt, welche für jeden 


einzelnen Punkt die auf dem Felde ermittelten auf 
das Meſſungsnetz bezogenen Maßzahlen in unver⸗ 
waſchbarer Tuſche enthalten und ſo ein Urkunds⸗ 
material von immerwährendem Werte und höchſter 
Beweiserheblichkeit darſtellen. 

Die Koſten für all dieſes find freilich nicht un⸗ 
bedeutend geweſen, denn der vom K. Staatsärar 
getragene Aufwand, zu welchem ſich noch beſondere 
wenn auch weniger einſchneidende Aufwendungen 
der drei Gemeinden geſellen, hat allein ſchon in 
runder Summe 48 000 M betragen, nämlich 


7600 M für Triangulierung und Polygonifierung, 

29600 „ „ Abmarkung, Vermeſſung und Reviſion, 

8700 „ „ Neukartierung in der Verjüngung von 
1:2500, Flächenberechnung und Herſtel⸗ 
lung des der Kataſterumſchreibung und 
Grundbuchberichtigung dienenden Meſ— 
ſungsverzeichniſſes, und 

2100 „ an ſog. allgemeinen Koſten. 

Hiezu hat die Stadt Gundelfingen (neben den 
anderen unvermeidlichen Aufwendungen) einen Bar: 
zuſchuß von 1000 M geleiſtet. 

Gleichwohl wäre es nicht angängig, zu behaupten, 
daß mit den aufgezaͤhlten Koſten die erzielten Ergeb: 
niſſe zu teuer bezahlt wären; denn abgeſehen davon, 
daß die angegebene Summe keineswegs die für 
ahnliche Neuvermeſſungen geltende Regel über: 
ſchreitet, dürfte ſchon der innere Erfolg, welcher in 
der Auflöſung eines jahrhundertelangen nachbar— 
lichen Unfriedens mit all ſeinen ſittlichen und wirt— 
ſchaftlichen Nachteilen zu erkennen iſt, nicht hoch 
genug anzuſchlagen ſein. Aber auch die aͤußeren 
Erfolge ſind nicht von geringer Bedeutung, den 
die hauptſächlichſten Vorteile ſind zu finden 1. in 


) Der Geſamtinhalt des Neumeſſungsgebietes ſetzt 
ſich neben den bereits genannten Ziſſern von 297 und 
340 ha zuſammen aus 243 ha meiſt durch Kauf er— 
worbenen im Eigenbejiß der Stadt Gundelfingen ſtehenden 
Acker⸗, Wieſen⸗ und Waldgrundſtücken und 240 ha zer⸗ 
ſplittertem Einzelbeſitz. 


veralteten Meßtiſchmethode, alle die aufgezählten 
Vorteile kraft feiner techniſchen Vorzüge zu ſtützen 
und für immer aufrecht zu erhalten vermag. 
Und auch der Umſtand darf wegen der daraus 
folgenden Vereinfachung der Buchbeſchriebe zu den 
Errungenſchaften der Neuordnung auf dem Donau⸗ 
ried gerechnet werden, daß — wenn der doppelte 
Vortrag unter Sternplannummer wie billig un⸗ 


gezählt bleibt — die urſprünglich gegen 1550 be⸗ 


! 


tragende Zahl der Kataſterparzellen trotz der infolge 
von Vertrümmerungen erhöhten Zahl von Grund⸗ 
ſtücken um mehr als 300 hat vermindert werden 
können. 


Kleine Mitteilungen. 


Joſef Unger. Ein Nachruf. Am 2. Mai 1913 
iſt in Wien im 85. Jahre ſeines Lebens Joſef Unger 
geſtorben. Ihm gebührt auch in dieſer nicht dem 
öſterreichiſchen Rechte gewidmeten Zeitſchrift ein Wort 
des Gedenkens. Denn Joſef Unger war nicht bloß 
ein Juriſt, deſſen umfaſſendes Wiſſen und geniales 
Wirken der deutſchen Wiſſenſchaft als ſolcher zur 
höchſten Ehre gereicht, Unger hat auch das nicht hoch 
genug einzuſchätzende Verdienſt, die öſterreichiſche 


Rechtswiſſenſchaft, die der deutſchen gemeinrechtlichen 


| 
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ganz entfremdet war, zu ihr zurückgeführt zu haben. 
Und wenn auch unſere deutſche Privatrechtswiſſenſchaft 
den geſährlichen Weg der iſolierten Betrachtung des 
bürgerlichen Geſetzbuches allein, ohne rückwärts und um 
ſich zu ſchauen, bisher glücklich vermieden hat, ſo darf 
doch auch für uns die Gefahr ſolcher Jurisprudenz 
noch nicht als überwunden gelten. Als vor 100 Jahren 
das öſterreichiſche bürgerliche Geſetzbuch in Wirkung 
trat, da war die zur theoretiſchen und praktiſchen Ver⸗ 
wertung des Geſetzes berufene Juriſtengeneration auch 
noch in der gemeinrechtlichen Schule erwachſen. Aber 
die nächſte Generation dachte ſchon rein auſtriaziſtiſch: 
ihr war das Geſetz das allein Maßgebliche, die Para⸗ 
graphen das allein Wiſſenswerte und ſo geriet ſie 
immer weiter auf dem unerfreulichen Wege, vor dem 
Celsus-justinian warnen Dig. 1, 3, 24, 17: Scire leges 
non hoc est: verba earum tenere, sed vim ac 
potestatem. 

In dieſer öden Paragraphenjurisprudenz mußte 
Ungers romaniſtiſche Richtung, ſeine die Verbindung 
mit der gemeinrechtlichen Literatur wieder ſuchende und 
glücklich findende Arbeit wie eine Erlöſung wirken. 
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Das entſcheidende Werk ift fein Syſtem des öſter⸗ 
reichiſchen allgemeinen Privatrechtes: ein Torſo zwar, 
entbaltend bloß den Allgemeinen Teil und das Erb⸗ 
recht, aber ein bahnbrechendes Werk. Wieder war 
der Zuſammenhang mit dem usus modernus pandec- 
tarum gewonnen und wiederum war die reiche Fülle 
öſterreichiſcher Rechtsbegabung auf ein Gebiet gelenkt, 
wo ſie zum Nutzen der Jurisprudenz als Wiſſenſchaft, 
nicht als Rechtskunde, verwertet werden konnte. Dafür 
dankt ihm gewiß in erſter Linie Oeſterreichs Juriſten⸗ 
zunft, dafür darf ihm aber auch die deutſche Juris⸗ 
prudenz als ſolche danken, da er ihr dogmatiſche Kräfte 
zugeführt, die ohne Ungers Schule nie der deutſchen 
Rechtswiſſenſchaft gewonnen worden wären. 


Unger blieb Romaniſt, wenngleich er öſter⸗ 
reichiſches Privatrecht lehrte, öſterreichiſcher Staats⸗ 
mann und öſterreichiſcher höchſter Richter war: er 
blieb es in dem Sinne, daß er die Völker und Zeiten 
verbindenden Lehren des gemeinen Rechts bewußt 
oder vielfach vielleicht auch unbewußt in den Mittel⸗ 
punkt feines juriſtiſchen Wirkens fiellte; er blieb es 
in dem Sinne, daß er die romaniſtiſche Bildung nie 
verleugnete. Und damit war er nicht nur ſelber groß, 
ſondern machte auch die Dogmatik ſeines heimatlichen 
Partikularrechts wieder groß: das dürfen auch wir 
nie vergeſſen. Wie ein alter römiſcher Juriſt hat er, 
kongenial römiſche Jurisprudenz nachfühlend, Ges 
danken ausgedrückt, die den Klaſſikern unter den 
Juriſten aller Zeiten alle Ehre gemacht hätten. 

ch nenne nur die Gedanken über Handeln auf 
eigene und Handeln auf fremde Gefahr, die in zwei 
ſeiner ſpäteren Schriften niedergelegt ſind. Das 
öſterreichiſche Privatrecht hat ihm immer und immer 
wieder neue Arbeit geſtellt. In den ſpäten Abend 
ſeines Lebens fällt die von ihm inaugurierte Novellen⸗ 
reform des alten Geſetzbuches: der Altmeiſter durfte 
trotz aller Hemmungen doch verhältnißmäßig raſche 
Fortſchritte der unter ſeinen Auſpizien begonnenen 
Arbeit erleben. 


Ungers Leben und Wirken ſpielte ſich, von kleinen 
Unterbrechungen abgeſehen, in Wien ab. Dort wurde 
er am 2. Juli 1828 geboren, dort war er in der 
ſtürmiſchen Achtundvierziger⸗Zeit Student, dort er⸗ 
warb er, nachdem er ſich zuvor in Königsberg den 
philoſophiſchen Doktor geholt hatte, das Doktorat der 
Rechte, dort habilitierte er ſich und wurde — nach 
kurzer Tätigkeit in Prag — ordentlicher Profeſſor. 
Als echter Oeſterreicher zog es ihn zur politiſchen 
Tätigkeit. Er ließ ſich in Landtag und Reichsrat 
wählen, kam als lebenslängliches Mitglied ins Herren⸗ 
haus und ward Miniſter unter Auersperg. Doch er 
fand den Weg von der Politik zur Rechtswiſſenſchaft 
und Praxis zurück. Seit 1881 wirkte er als Präſident 
des Reichsgerichtes. Auch kehrte er wieder als Honorar⸗ 
profeſſor an ſeine Univerſität zurück. Seinem reichen 
Geiſte war es eben gegeben, als Theoretiker und 
Praktiker gleich Bedeutendes zu leiſten. 

Unger hat natürlich auch die Tagesereigniſſe mit 
Intereſſe verfolgt, wohl auch gerne inoffizielle Politik 
getrieben, nachdem er von der offiziellen Tätigkeit als 
Miniſter Abſchied genommen: er iſt gerade darum 
gelobt und getadelt worden. Aber die Preſſe, die ihn 
in erſter Linie als großen Staatsmann und Politiker 
feierte, hat ſeine Größe verkannt; dieſe liegt in ſeinem 
Wirken als Juriſt und da iſt ſein Werk aere peren- 
nius. Oeſterreichs Juriſten werden aber des Alt- 
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meiſters Gedenken nicht anders ehren können als durch 
Arbeit in ſeinem Sinne, auf daß ſich nie mehr 
eine Schranke auftue zwiſchen ihrer Geiſtesarbeit und 
der der deutſchen Berufsgenoſſen. 

Profeſſor Dr. Leopold Wenger in München. 


— — 


Sind die Vorſchriften zur Bekämpfung der Pferde⸗ 
influenza noch in Geltung? Der 8 10 II des Geſetzes 
über die Abwehr und Unterdrückung von Viehſeuchen 


vom 1 pal 1504 räumte dem Reichskanzler die Be⸗ 
fugnis ein, außer für die im 8 1 Ziff. 1—8 genannten 
Seuchen die Anzeigepflicht auch noch für andere 
Seuchen einzuführen. Dies iſt denn auch für mehrere 
Seuchen geſchehen, ſo für die Gehirn⸗Rückenmarks⸗ 
entzündung, die Druſe der Pferde, den anſteckenden 
Scheidenkatarrh der Rinder und, was beſonders für 
Bayern von Bedeutung ift, für die Pferdeinfluenza. 
In bezug auf die letztere Seuche wurde die Reichs⸗ 
kanzlerbekanntmachung vom 29. Juli 1908, RGBl. 
S. 479, ferner die Miniſterialbekanntmachung vom 
25. September 1908 GVBl. S. 913 erlaſſen; für die 
anderen Seuchen wurde die Anzeigepflicht auf Bayern 
nicht ausgedehnt. Nun beſtimmt das Reichs vieh⸗ 
ſeuchengeſetz vom 26. Juni 1909 in ſeinem 8 82, daß 
das alte Geſetz mit dem Zeitpunkt des Inkrafttretens 
des neuen außer Kraft trete. Dieſer Zeitpunkt trat 
nach der KV. vom 29. März 1912 am 1. Mai 1912 


ein. Mit dem Geſetz vom 1. Aal 1602 find natürlich 
auch die zum Vollzug dieſes Geſetzes erlaſſenen Ver⸗ 
ordnungen außer Kraft getreten und damit auch die 
Beſtimmungen über die erweiterte Anzeigepflicht bei 
den oben genannten Seuchen. Wenn nun auch 8 10 II 
des neuen Reichsviehſeuchengeſetzes dem Reichskanzler 
die gleiche Befugnis eingeräumt, die Anzeigepflicht 
auch für andere Seuchen als die im 8 10 Ziff. 1-12 
genannten einzuführen, ſo wurde davon bis jetzt kein 
Gebrauch gemacht. Gleichwohl werden die Vor⸗ 
ſchriften über die Pferdeinfluenza als noch zurecht 
beſtehend angeſehen, da man die Anſicht vertritt, daß 
durch die neue Geſetzgebung in dieſer Richtung nichts 
geändert werden ſollte. Dieſe Auffaſſung ſcheint 
auch v. Stengel, Komm. zum RVSG. Anm. 9 zu 
8 10 zu vertreten, da er die Anzeigepflicht bei Pferde⸗ 
influenza noch als beſtehend anführt. Dem kann 
jedoch nicht beigepflichtet werden: Deswegen, weil 
auch 8 10 JI RVS. die Möglichkeit der Ausdehnung 
der Anzeigepflicht auf andere Seuchen vorſieht, kann 
die bereits früher erfolgte Ausdehnung, die ſich auf 
ein inzwiſchen ausdrücklich aufgehobenes Geſetz gründet, 
nicht weiter in Geltung bleiben. Es hätte nach dieſer 
Richtung ein ausdrücklicher Vorbehalt im neuen Geſetz 
gemacht werden müſſen, wie dies z. B. in Art. 15911 
PStGB. der Fall iſt. Wenn dies nicht geſchehen iſt, 
und wenn auch eine Ausdehnung der Anzeigepflicht 
auf Grund des neuen 8 10 II des Geſetzes vom 
26. Juni 1909 nicht erfolgt iſt, ſo liegt hier eben eine 
Unterlaſſung vor, die möglichſt bald durch eine aus— 
drückliche Beſtimmung wieder zu beſeitigen wäre. 
Nach dem gegenwärtigen Zuſtand kann daher den 
Verwaltungsanordnungen, hinſichtlich der Pferdein⸗ 
fluenza eine weitere Bedeutung als ſolchen von Rat⸗ 
ſchlägen nicht beigemeſſen werden, denn die Gerichte 
werden bei Außerachtlaſſung der Anzeigepflicht oder 
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der ſonſtigen Vorſchriften der MB. vom 25. November 
1908 zu einer Verurteilung nicht kommen können. 
Für landesrechtliche Beſtimmungen, wie ſie auf Grund 
des Art. 67 PStGB. erlaſſen werden konnten, iſt hier 
kein Raum, da das Viehſeuchengeſetz das Verfahren 
zur Bekämpfung übertragbarer Viehſeuchen aus⸗ 
ſchließlich regelt (S 1 RV SG.). 


Bezirksamtsaſſeſſor Zahn in Straubing. 


Aus der Kechtſprechung. 


Reichsgericht. 
A. Zivilſachen. 
I. 


Der Vermieter haftet dafür, daß die Benntzung der 
Mieträume zu dem vertragsmäßigen Zwecke nicht durch 
öffentlichrechtliche Vorschriften beſchränkt oder gehindert 
ift. Die Beklagten haben den Inhabern der Nord⸗ 
deutſchen Preßhefefabrik verſchiedene Räume „für den 
Betrieb einer Preßhefefabrik“ vermietet. Der Betrieb 
dieſer Fabrik wurde durch die Polizeibehörde unter⸗ 
ſagt. Der Kläger fordert als Zeſſionar der Mieter 
den Erſatz des Schadens, der dadurch entſtanden ſei, 
daß der Betrieb der Fabrik nicht möglich war. Die 
Klage wurde von den Untergerichten abgewieſen. Das 
RG. hob das Urteil des OLG. auf und verwies die 
Sache zurück. 

Aus den Gründen: Das OL. erachtet den 
Mietvertrag für rechtsgültig und insbeſondere nicht 
gegen ein geſetzliches Verbot verſtoßend, wenngleich 
die Einrichtung einer Preßhefefabrik in den gemieteten 
Räumen gegen 8 3 Nr. 4 des Hamburgiſchen Geſetzes 
über den Bebauungsplan für die Vororte auf dem 
rechten Elbufer vom 30. Dezember 1892 in Verbindung 
mit dem Bebauungsplan für Barmbeck verſtoße. Es 
weiſt aber den Klageanſpruch ab, inſoweit er auf die 
88 537, 538 BGB. geſtützt iſt. Denn für die An— 
wendung des 8 537 komme nur ein ſolcher Fehler in 
Betracht, der der Sache ſelbſt unmittelbar oder doch 
mittelbar anhafte, was hier nicht der Fall ſei. Die 
Reviſion rügt die Verletzung der 88 537, 538 BGB., 
weil das OLG. zu Unrecht angenommen habe, es ſei 
kein Mangel i. S. jener Paragraphen, daß die Miet- 
räume infolge eines geſetzlichen Verbotes zu dem be— 
ſtimmungsgemäßen Gebrauche nicht benutzt werden 
könnten. Dieſe Rüge iſt begründet. Nach der ſtändigen 
Rechtſprechung des RG. hat der Vermieter nicht bloß 
für die natürlichen Eigenſchaften der Sache Gewähr 
zu leiſten, ſondern auch für ſolche tatſächliche oder 
rechtliche Verhältniſſe, die zufolge ihrer Beſchaffenheit 
und vorausgeſetzten Dauer nach den Verkehrsanſchau— 
ungen einen Einfluß auf die Wertſchätzung der Sache 
üben (Entſch. 21, 311; 52, 2; 59, 242 ff.). Hiernach 
iſt nicht nur die Unbewohnbarkeit oder Unbenutzbar— 
keit von Gebäuden, ſondern auch die mangelnde oder 
beſchränkte Möglichkeit der Bebauung von Grundſtücken 
als ein Sachmangel anerkannt worden, wenn ſie auf 
Beſtimmungen des öffentlichen Rechtes, nicht auf privat: 
rechtlichen Rechten Dritter, beruht (vgl. Urt. des RG. 
vom 21. Nov. 1896, V 156 96, Gruchot Bd. 41 S. 869; 
vom 13. Dez. 1905, V 226 05, IW. 1906 S. 57% vom 
1. Juni 1907, V 487/06, IW. 1907 S. 478“, Entſch. 
Bd. 69 S. 356; Urt. vom 21. Jan. 1911, * 116 10, 
IW. 1911 S. 322; Urt. vom 11. Nov. 1911, V 205/11, 
IW. 1912 S. 721). Der Begriff des Sachmangels iſt 
bei der Miete im allgemeinen kein anderer wie beim 
Kaufe, wenn ſich auch ein Unterſchied daraus ergibt, 
daß bei der Miete nur die Fehler in Betracht kommen, 
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welche die Tauglichkeit der Sache zu dem vertrags: 
mäßigen Gebrauche aufheben oder mindern, während 
beim Kaufe auch diejenigen Fehler einen Mangel bes 
gründen, welche den Wert oder die Tauglichkeit zu 
dem Gebrauche aufheben oder mindern. Die Unbrauch⸗ 
barkeit der Sache zu dem vertragsmäßigen Gebrauche 
muß deshalb bei der Miete ebenſo wie beim Kaufe 
auch dann als ein Sachmangel angeſehen werden, 
wenn ſie auf Beſtimmungen des öffentlichen Rechtes 
beruht. Eine Beſtimmung des öffentlichen Rechtes, die 
die Benutzbarkeit eines Grundſtücks einſchränkt, hängt 
regelmäßig, und ſo auch im vorliegenden Falle, mit 
der örtlichen Lage des Grundſtücks zuſammen; es ſehlt 
hier alſo nicht an dem, vom Berufungsgericht ver⸗ 
mißten Zuſammenhang des Mangels mit der Sache 
ſelbſt. (Urt. des III. 3S. vom 11. März 1913, III 
443/12). 6. 
2992 


II. 


Wann beginnt die Friſt A die Anfechtung der 
Ehelichkeit? (5 1954 Abſ. 2 BGB) Aus den 
Gründen: Die Entſcheidung des 8 beruht auf 
einer Anwendung des § 1594 Abſ. 2 BGB., die von 
der Reviſion zu Unrecht bemängelt wird. Während 
dem gemeinen Recht keine Befriſtung der Klage auf 
Feſtſtellung der Unehelichkeit eines in der Ehe geborenen 
Kindes bekannt war, hat die neuere Geſetzgebung ſchon 
vor dem Inkrafttreten des BGB. die Anfechtung der 
Ehelichkeit faſt überall an kurze Friſten gebunden 
(Pr R. 8 7 Teil II, Tit. 2; C. Civ. Art. 316, 318; Oeſt.⸗ 
BOB. 88 156, 158 Sächfs Gs. 8 1775). Diefen Bor 
bildern hat ſich die Deutſche Reichsgeſetzgebung durch 
8 1594 BGB. angeſchloſſen, weil es im allfeitigen 
Intereſſe liege, wenn die Frage, ob ein Kind ehelich 
iſt oder nicht, bald endgültig entſchieden werde (Mot. 

Bd. 4 S. 667 zu $ 1473 J Entw.). Den Beginn der 
vorgeſchriebenen e Ausſchlußfriſt macht dabei 
das BGB. nur davon abhängig, daß der Ehemann 
die Geburt erfährt. Es ſtellt dabei zwar auf der einen 
Seite eine auf bloßer Fahrläſſigkeit beruhende Un⸗ 
kenntnis der Kenntnis von der Geburt des Kindes nicht 
gleich und ſchützt ſo den Ehemann davor, daß ihm 
das Anfechtungsrecht verloren gehen könnte, wenn 
ihm, gleichviel aus welchem Grunde, die Tatſache der 
Geburt des Kindes verborgen geblieben iſt. Auf der 
andern Seite könnte allerdings der Zweifel entſtehen. 
ob es genügt, die Friſt in Lauf zu ſetzen, wenn 
der Mann, ohne den Tag der Geburt zu erfahren, nur 
von der Tatſache der Geburt überhaupt und zwar 
ſo ſpät Kenntnis erhält, daß ihm dadurch noch nicht 
zum Bewußtſein zu kommen braucht, er habe frait 
Geſeues als der eheliche Vater des Kindes zu gelten. 
Dieſer Fall wäre gegeben, wenn ihm nach Ablauf von 
mehr als 302 Tagen (8 1592 Abſ. 1), ſeitdem die 
Scheidung der Ehe rechtskräftig geworden iſt, nur be 
kannt wird, ſeine frühere Ehefrau habe zu irgendeiner 
Zeit ein Kind geboren. Für die gegenwärtige Entſcheidung 
kommt es jedoch auf dieſe Frage nicht an. Denn die 
Reviſion bemängelt nicht die Feſtſtellung, wonach der 
Kläger ſchon am 1. November 1904, alſo lange bevor 
302 Tage ſeit dem Eintritt der Rechtskraft des Scheidungs⸗ 
urteils verſtrichen waren, von der Geburt des Kindes 
Kenntnis gehabt hat. In einem ſolchen Falle kann 
es für den Beginn der Friſt unter keinen Umſtänden 
darauf ankommen, daß zu der Kenntnis von der Ge— 
burt des Kindes die Kenntnis vom Tage der Geburt 
hinzutritt. Was der Kläger erfahren hatte, entſprach 
für ſich allein ſchon der durch 8 1594 Abſ. 2 für den 
Friſtbeginn geſtellten Anforderung. Eine Auslegung. 
die abweichend vom Wortlaute dieſe Anforderung er— 
weitern und es für einen ſolchen Fall dem Manne er— 
möglichen wollte, durch Untätigkeit oder Gleichgültigkeit 
die Dauer ſeines Klagerechts zu verlängern, und die 
Friſt erſt beginnen ließe, wenn er die näheren Umſtände 


. — . —————— — —— . ⁊ĩ 7 ˙—̃— 


ae nm — U 


der Geburt und insbeſondere deren Zeit erfährt, würde 
mit dem Zwecke der Vorſchrift nicht in Einklang zu 
bringen fein. (Urt. d. IV. 3S. vom 3. März 1913, IV 
345/12). 
2008 
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„Wie kann die Vermutung des $ 1591 Abſ. 1888. 
befeitigt werden? Gibt es eine geſetzliche Vermutung 
für die Fortdauer eines tatſächlichen Zuſtandes? Aus 
den Gründen: Der Kläger hat unbeſtrittenermaßen 
der Mutter des beklagten Kindes im September 1910, 
alſo innerhalb der ſich vom 9. Juli bis 7. November 1910 
erſtreckenden Empfängniszeit beigewohnt; er behauptet 
aber, es ſei offenbar unmöglich, daß die Beklagte aus 
jenem Beiſchlaf empfangen ſei, weil die Mutter der 
Beklagten zur Zeit des Beiſchlafs ſchon ſchwanger ge⸗ 
weſen ſei. Das OLG. hat den vom Kläger unter: 
nommenen Beweis als nicht gelungen erachtet, und 
die Reviſion greift die Begründung als irrig an, weil 
ſie die für Verteilung der Beweislaſt geltenden Grund⸗ 
ſätze verletze. Es handelt ſich um die Behandlung des 
Einwandes der Beklagten, daß, wenn wirklich im Sep⸗ 
tember 1910 die vom Kläger behauptete Schwangerſchaft 
beſtanden haben ſollte, dieſe durch eine kurz vor dem 
Geſchlechtsverkehr mit dem Kläger erfolgte Fehlgeburt 
wieder beſeitigt geweſen ſei. Die Erörterungen des 
OLG. können zu Mißverſtändnis Anlaß geben; es ſagt 
nämlich, es genüge nicht, wenn der Kläger beweiſe, 
daß die Mutter der Beklagten z. Z. des Geſchlechts⸗ 
verkehrs mit ihm ſchwanger geweſen ſei; er müſſe 
außerdem nachweiſen, daß ſie nicht vor dem Geſchlechts⸗ 
verkehr eine Fehlgeburt gehabt habe. Das enthält, 
wörtlich genommen, einen Widerſpruch; wenn die 
Mutter der Beklagten vor dem Geſchlechtsverkehr eine 
Fehlgeburt gehabt hatte, dann war fie eben zur Zeit 
des Geſchlechtsverkehrs nicht ſchwanger. Aber das 
Berufungsurteil iſt unbedenklich dahin zu verſtehen, daß 
mit dem Ausdrucke „zur Zeit des Geſchlechtsverkehrs“ 
geſagt ſein ſoll, zur ungefähren Zeit des Geſchlechts⸗ 
verkehrs, kurze Zeit vor dem Geſchlechtsverkehr. So 
verſtanden, kann dem Berufungsurteil nicht Verkennung 
der Beweislaſt vorgeworfen werden; denn zweifellos 
muß der Kläger beweiſen, daß die von ihm geltend 
gemachte Schwangerſchaft gerade im Zeitpunkte des 
Geſchlechtsverkehrs beſtanden hatte. 

Die Reviſion meint nun, der Kläger habe ſeiner 
Beweispflicht genügt, wenn er das Beſtehen der 
Schwangerſchaft kurz vor dem Geſchlechtsverkehr nach⸗ 
gewieſen habe; die Fortdauer des einmal eingetretenen 
Zuſtandes hätte vom OLG. angenommen werden müſſen, 
da die Beklagte nicht den Beweis für den von ihr bes 
haupteten Umſtand geführt habe, der eine Aenderung 
herbeigeführt haben ſollte. Dem kann nicht beigepflichtet 
werden. Wohl gilt dann, wenn es ſich um das Bes 
ſtehen eines Rechtes handelt, der Grundſatz, daß vom 
Kläger nicht mehr zu verlangen iſt als der Nachweis 
der Tatſachen, die zur Entſtehung des Rechtes führen, 
während für etwaige rechtszerſtörende Tatſachen der 
Gegner den Beweis zu führen hat. Aber im Streitfalle 
handelt es ſich um etwas anderes, um die Frage der 
Fortdauer eines tatſächlichen Zuſtandes. Inſoweit 
beſteht keine geſetzliche Vermutung (vgl. SeuffArch. 
Bd. 42 S. 214). Zwar wird je nach Umſtänden eine 
größere oder weniger große Wahrſcheinlichkeit dafür 
beſtehen, daß ein einmal eingetretener Zuſtand fort— 
gedauert habe. Aber wie hoch im einzelnen Falle das 
Gericht eine derartige Wahrſcheinlichkeit einſchätzen will 
und welche Schlußfolgerungen es daraus zieht, das 
iſt ausſchließlich Sache der Beweiswürdigung und hat 
nichts mit der rechtlichen Frage der Verteilung der 
Beweislaſt zu tun, mit der Frage, welche Partei den 
Nachteil einer ſich ergebenden Ungewißheit zu tragen 
habe. Die Reviſion behauptet auch noch bezüglich einiger 
weiteren Umſtände, die die Beklagte zur Unterſtützung 


ihrer Behauptung von der Fehlgeburt vorgebracht hatte, 
es ſeien unzuläſſigerweiſe unbewieſene Behauptungen 
der Beklagten verwertet und dem Kläger der Gegen⸗ 
beweis gegen ſie zugemutet worden; aber dabei verkennt 
die Reviſion, daß bei der hier gegebenen Sachlage der 
Kläger nicht gegen Behauptungen der Beklagten an⸗ 
zukämpfen hat, ſondern gegen die geſetzliche Vermutung 
des 8 1591 BGB., und daß zu dem dort verlangten 
Beweiſe der offenbaren Unmöglichkeit die Ausſchaltung 
aller Umſtände gehört, die eine Möglichkeit für ſeine 
Vaterſchaft offenlaſſen, ohne Rückſicht darauf, ob jene 
Umſtände von der Gegenſeite vorgebracht und mit 
Beweis vertreten find (vgl. Gaupp⸗Stein, 10. Aufl., 
8 292 A. II, 2, Text bei Fußnote 20). (Urt. des IV. 36. 
v. 10. April 1913, IV 687/12). 
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IV. 


Anfechtung eines Erbverzichts⸗Bertrags wegen eines 
Irrtums bei der Berechnung der Abfindung. Die Klägerin 
hat in einem notariellen Vertrage für ſich und ihre 
Abkömmlinge auf ihr geſetzliches Erbrecht und Pflicht⸗ 
teilsrecht am Nachlaſſe ihrer beiden Eltern verzichtet 
und vom Erblaſſer unter Anrechnung von 82 396 M 
Borempfängen eine Abfindung von noch 317 500 M 
gewährt e Sie hat dieſen Betrag allen Be⸗ 
klagten gegenüber wegen Irrtums und argliſtiger 
Täuſchung angefochten und begehrt gegenüber ihrer 
Mutter die Feſtſtellung, daß der Vertrag unwirkſam ſei, 
von ihren Geſchwiſtern und dem Teſtamentsvollſtrecker 
Zahlung des Pflichtteils in Höhe von 671000 M. Die 
Geſchwiſter haben widerklagend die Feſtſtellung ver⸗ 
langt, daß der Klägerin kein Pflichtteilsanſpruch zuſtehe. 
Das Landgericht hat die Klage abgewieſen und der 
Widerklage ſtattgegeben. Auf Berufung der Klägerin 
hat das Os. die Klage nur gegenüber dem Teſtaments⸗ 
vollſtrecker abgewieſen, gegenüber der Mutter aber feſt⸗ 
geſtellt, daß der Vertrag unwirkſam iſt, im übrigen 
den Klaganſpruch dem Grunde nach für gerechtfertigt 
erklärt und die Widerklage abgewieſen. Das RG. hob auf. 

Gründe: Das OLG. erklärt die Anfechtung des 
Erbverzichtsvertrags für begründet, weil ſich die Klägerin 

terbei über den Inhalt ihrer Willenserklärung im 

rrtum befunden habe. Sie ſei des Glaubens geweſen, 
die mit insgeſamt 399 896 M vereinbarte Abfindungs⸗ 
ſumme bilde das Ergebnis der von beiden Teilen ge⸗ 
wollten Berechnung, wonach ihr ein ihrem Pflichtteil 
am Nachlaſſe beider Eltern gleichkommender Betrag, 
berechnet nach dem Stande des elterlichen Vermögens 
zur Zeit des Vertragsſchluſſes, hätte zugewendet werden 
ſollen. „Daß die Abfindung dieſen Grundſätzen ent» 
ſprach, bildete einen Teil des im beurkundeten Vertrag 
aufrecht erhaltenen Vertragswillens. War die Ab- 
findung anders berechnet oder frei gewählt, ohne auf 
den Pflichtteilswert Bedacht zu nehmen, und irrte ſich 
die Klägerin, annehmend, daß richtig gerechnet ſei, ſo 
bezog ſich ihr Irrtum auf eine weſentliche Eigenſchaft 
der Summe, auf die objektive Sachlage, den Tatbeſtand 
des Rechtsgeſchäfts, es handelt ſich nicht um einen 
Irrtum im Beweggrund“ ... Wäre dieſer Tatbeſtand 
unanfechtbar feſtgeſtellt, ſo würde gegen die Anwendung 
des 8 119 BGB. nichts zu erinnern fein. Allein die 
Feſtſtellung leidet an Rechtsirrtum. 

Von vornherein iſt mit dem Zwecke des Erbverzichts, 
den Verzichtenden von jedem Erbrecht und vom Pflicht— 
teilsrecht am Nachlaſſe gänzlich auszuſchließen (BGB. 
§ 2346), ſchwer vereinbar, daß ihm in Form der Ab— 
findung unter Lebenden nun dennoch gerade der Betrag 
ſeines Erbteils oder Pflichtteils zugewendet werden 
ſollte, ein Betrag, deſſen Bezifferung von weitläufigen 
Ermittelungen und Schätzungen abhängt, die nach den 
regelmäßigen Abſichten der Vertragsſchließenden durch 
den Erbverzicht gerade abgeſchnitten werden ſollen. 
Hier kommt hinzu, daß der Vater und Erblaſſer der 
Klägerin beſtimmt erklärt hatte, daß er jede Erörterung 
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und Unterhandlung über die Höhe der überreichlich 
bemeſſenen Abfindung ablehne, und daß die Vertrags⸗ 
urkunde nur die nackte Bezifferung des Abfindungs⸗ 
betrags auf 317 500 M neben bereits früher erhaltenen 
Zuwendungen von 82 396 M enthält. Es iſt unerfindlich, 
wie das OLG. angeſichts der nachdrücklichen Weigerung 
des Erblaſſers, ſich über eine ziffermäßig beſtimmte 
Abfindungsſumme hinaus zu binden, zu der Annahme 
eines vertragsmäßigen Einverſtändniſſes der Beteiligten 
über gewiſſe dabei einzuhaltende Berechnungsgrundſätze 
kommen konnte, die alles ins Ungewiſſe geſtellt hätten. 
Noch weniger kann davon die Rede ſein, daß dieſe 
Grundſätze als „Zeil des im beurkundeten Vertrag auf⸗ 
recht erhaltenen Vertragswillens“ zu gelten hätten, 
während doch die Vertragsurkunde ſelbſt hiervon kein 
Wort enthält. Dabei iſt verkannt, daß die ſchriftliche 
Vereinbarung des Parteiwillens in einer Vertrags⸗ 
urkunde regelmäßig die Vermutung einer vollſtändigen 
und erſchöpfenden Wiedergabe des geſamten Vertrags- 
inhalts für ſich hat, daß hiervon abweichende mündliche 
oder frühere ſchriftliche Nebenabreden regelmäßig als 
von den Parteien fallen gelaſſen zu gelten haben und 
daß es eines beſonderen Nachweiſes dafür bedarf, daß 
ſie auch neben der Urkunde Geltung behalten ſollten. 
Stehen aber derartige Nebenabreden ſogar ſelbſt unter 
dem geſetzlichen Formenzwange, ſo ſind ſie von vorn⸗ 
herein nichtig, ſo lange ſie nicht in formgerechter Weiſe 
beurkundet ſind; dies wird auch von der Abfindung zu 
gelten haben, weil ſie einen wichtigen Beſtandteil des 
Erbverzichts enthält. 

Nun würde zwar zur Anfechtung aus 8 119 B88. 
genügen, wenn die Klägerin auch nur einſeitig des 
irrigen Glaubens geweſen wäre, ihre Eltern hätten 
ſich mit der Zuſage einer Abfindung von 399 896 M in 
Wahrheit zur Abfindung in Höhe des ihr zukommenden 
Pflichtteils verpflichten wollen. Allein einen Irrtum 
dieſes Inhalts hat das OLG. nicht feſtgeſtellt. Der 
Unterſchied zwiſchen einer feſt bezifferten Abfindungs⸗ 
ſumme und einem Geldbetrag, deſſen Ermittelung von 
einer ganzen Reihe mehr oder weniger unſicherer 
Rechnungsfaktoren abhängig blieb, fällt auch ſo in die 
Augen, daß er, zumal nach den vorausgegangenen 
brieflichen Verhandlungen, auch der Klägerin nicht ent- 
gehen konnte. Zum mindeſten hätten ganz beſondere 
Umſtände dargelegt werden müſſen, durch die ſie dennoch 
hierüber in Irrtum verſetzt worden wäre. Mit einem 
etwaigen geheimen Vorbehalte, wonach ſie, trotz ihrer 
Vertragsunterſchrift, mit den ihr unzweideutig erklärten 
Vertragsabſichten der Gegenpartei nicht einverſtanden 
ſein wollte, dürfte ſie nach 8 116 BGB. nicht gehört 
werden. Unter keinen Umſtänden endlich hätte das 
OLG. die Beweisanträge darüber ablehnen dürfen, die 
Klägerin ſei ſich ſchon vor der Unterſchrift darüber 
klar geweſen, daß ſie ſich unter gewiſſen Umſtänden 
auch mit einer geringeren als der ihrem Pflichtteil 
entſprechenden Summe zu begnügen haben werde. 
War fie ſelbſt der Meinung, daß im Falle der Vers 
ſchiedenheit zwiſchen Pflichtteil⸗ und Abfindungsſumme 
auch nur unter Umſtänden die Abfindungsſumme maß— 
gebend bleiben werde, ſo kann ſie nicht geglaubt haben, 
daß ihr ſchlechthin der Anſpruch auf den Wert des 
Pflichtteils zuſtände. (Urt. d. IV. ZS. v. 6. März 1913, 
IV 539/12). 

3007 


— — 2 n. 


V 


Begriff der Unentgeltlichkeit i. S. des § 32 Nr. 10. 
Aus den Gründen: Unentgeltlich i. S. des § 32 
Nr. 1 KO. iſt eine Zuwendung aus dem Vermögen des 
Gemeinſchuldners, für die der letztere nach der Auf: 
faſſung beider Teile keine Gegenleiſtung erhalten ſoll 
(vgl. auch RG. Z. Bd. 62 Nr. 12 S. 44 f.). Der Gegen- 
wert für die Verfügung kann auch in einer Schuldbefrei— 


ung oder in einer vom Gläubiger gewährten Stundung 
liegen, in Kreditgewährung, auch als einer Leiſtung des 


Zeitſchrift für Rechtspflege in Bayern. 1913. Nr. 12. 


— 


Empfängers an einen Dritten. Die Sicherung einer frem⸗ 
den Verbindlichkeit durch Pfandbeſtellung oder Bürg⸗ 
ſchaft, ohne daß eine Verpflichtung hierzu vorliegt und 
ohne daß ein Entgelt hierfür in das Vermögen der die 
Sicherheit beſtellenden Perſon gelangt, iſt allerdings 
auch zugunſten des Gläubigers eine unentgeltliche 
Verfügung. Aber der Begriff des Entgeltes iſt hier⸗ 
bei nicht in dem formal⸗rechtlichen Sinne aufzufaſſen. 
Es kann auch ſchon ein wirtſchaftlicher Vorteil, ein 
eigenes wirtſchaftliches Intereſſe ausreichen, um der 
Sicherheitsbeſtellung die Unentgeltlichkeit i. S. von 8 32 
Nr. 1 KO, 8 3 Uni. zu nehmen. Eine ſolche un: 
entgeltliche Verfügung iſt denn auch nicht eine im 
eigenen wirtſchaftlichen Intereſſe geleiſtete Bürgſchaft 
(vgl. JW. 1905 S. 442 Nr. 28; Jaeger, KO. zu 8 32 
A. 8. 3. Aufl. S. 410). (Urt. des VI. 3S. vom 10. März 
1913, VI 48712). 
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VI. 


Betriebsunfall auf der Straßenbahn (Unfall einer 
Verſon, die eine andere beim Einſteigen 99 Der 
Ehemann und Vater der Kläger half ſeiner Schwieger⸗ 
mutter beim Aufſteigen auf die von der Beklagten 
betriebene elektriſche Bahn. Hierbei ſtolperte er, wäh⸗ 
rend der Wagen ſich fortbewegte, über ein in der 
Nähe des Geleiſes befindliches zum Schutze von Schmuck⸗ 
anlagen dienendes eiſernes Staket; dabei drang eine 
Spitze eines in den Anlagen ſtehenden Stabes in ſeine 
Augenhöhle und dieſe Verletzung führte ſeinen Tod 
herbei. Zur Frage, ob ein Betriebsunfall vorliege, 
führte das RG. aus: „Das OLG. hat das Vorliegen 
eines Betriebsunfalls im Sinne des § 1 Haftpil®. 
verneint, weil der Verunglückte nicht von dem Trieb⸗ 
wagen weiter gezogen wurde; da es demnach an jeder 
Kraftübertragung durch Stoß, Druck, Mitreißen gefehlt 
habe, ſo fehle der ſog. „innere“ Zuſammenhang mit 
den dem Eiſenbahnbetriebe eigentümlichen Gefahren. 
Dieſe Auffaſſung des Begriffs eines Betriebsunfalls 
iſt zu eng und ſteht mit der Rechtſprechung des NG. 
nicht in Einklang. Es genügt vielmehr zur Annahme 
eines Betriebsunfalls, daß dieſer unmittelbar mit 
einem Betriebsvorgang in Verbindung ſteht. Dieſe 
Annahme iſt auch hier nicht abzulehnen. Wie das 
OLG. feſtſtellt, war der Verunglückte ſeiner Schwieger⸗ 
mutter, einer 62 jährigen Frau, beim Einſteigen in 
den Wagen der elektriſchen Straßenbahn behilflich. 
Der Wagen ſetzte ſich bereits in Bewegung, als die 
Einſteigende ſich noch auf dem Trittbrett des Wagens 
befand. Um die Schwankende zu ſtützen und vor dem 
Herabfallen zu bewahren, hatte der Verſtorbene ihren 
Rücken mit der Hand unterſtützt und war ſelbſt neben 
dem in der Bewegung befindlichen Wagen hergelaufen. 
Als dann die Schwiegermutter die oberſte Stufe und 
damit die Plattform des Wagens erreicht hatte, iſt 
der Verſtorbene über die Umzäunung geſtolpert, wo⸗ 
durch er ſich die tötliche Verletzung zugezogen hat. 
Bei dieſer Sachlage ſind alle Erforderniſſe für die 
Annahme eines Betriebsunfalls gegeben. Denn der 
Betriebsvorgang, nämlich die Fortbewegung des 
Straßenbahnwagens zu einer Zeit, als die Schwieger⸗ 
mutter des Verunglückten noch auf dem Trittbrett 
ſtand und deshalb der Stütze des Verunglückten be⸗ 
durfte, um vor dem Herunterfallen bewahrt zu werden, 
brachte das Nebenherlaufen des letzteren mit ſich und 
hatte alsdann ſeinen Sturz zur Folge. Inſoweit liegt 
ein innerer Zuſammenhang des Unfalls mit einem 
Betriebsvorgang vor, wobei es auch unerheblich war, 
ob ſich die Frau in jenem Augenblick in wirklicher 
Gefahr befand, ſofern der Verunglückte dies nach der 
ganzen Sachlage nur annehmen durfte, da dieſe An: 
nahme unmittelbar durch einen Betriebsvorgang her» 
vorgerufen wurde.“ (Urt. des VI. ZS. vom 27. Fe⸗ 
bruar 1913, VI 565/12). 
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B. Strafſachen. 
I. 


Wer ans 5 218 Abſ. 3 StS B. geſtraft wird, kann nicht 
auch noch als Auſtiſter und Gehilfe der rauensperſon 
hinſichtlich an guieichen Abtreibung aus § 218 Abſ. 1 

nit 48, 49 StGB. geſtraft werden. Aus den 
Gründen: Nach den an die Geſchworenen gerichteten 
Fragen und den darauf erteilten Antworten ſowie 
nach dem Urteile kann es keinem Zweifel unterliegen, 
daß es nach der Auffaſſung des Gerichtshofs wie der 
Geſchworenen ein und dieſelbe Abtreibung war, hin⸗ 
ſichtlich deren ſich die Angeklagte Maria H. als Täterin 
nach $ 218 Abſ. 1 StB. und der Angeklagte B. eben⸗ 
falls als Täter nach $ 218 Abſ. 3 StB. ſchuldig ge⸗ 
macht haben, letzterer dadurch, daß er der H. mit ihrem 
Willen die Mittel zur Abtreibung beigebracht hat. Es 
handelt ſich alſo um eine von beiden Angeklagten ge⸗ 
wollte und ausgeführte Abtreibung, um eine von 
beiden Angeklagten begangene Tat. Nun haben aber 
die Geſchworenen den Angeklagten B. nicht nur der 
Taͤterſchaft an dem Verbrechen nach 8 218 Abſ. 3 StGB., 
ſondern zugleich auch der Anſtiftung zur Tat der An⸗ 
geklagten H. und der Beihilſe zu dieſer Tat für 
ſchuldig erklärt. Das war unzuläſſig. Für das hier 
vorliegende Zuſammentreffen der Verbrechen des 8 218 
Abſ. 1 und des § 218 Abſ. 3 StGB. müſſen der Gleich⸗ 
artigkeit der Sachlage wegen dieſelben Grundſätze 
gelten, wie für die Mittäterſchaft. Da die gemeinſchaft⸗ 
liche Tat nach 8 47 StG. für jeden der Mittäter in 
ihrem ganzen Umfang 1 die ſeine zu gelten hat, 
Anſtiftung aber nach 8 48 StGB. nur zur Tat eines 
anderen möglich iſt, ſo kann der eine Mittäter nicht 
wegen Anſtiftung des anderen zur Begehung der 
gemeinſchaftlichen Tat und wegen Beihilfe zu "hiefer 
Tat geſtraft werden, ſondern die Schuld eines jeden 
von ihnen erſchöpft ſich in der Mittäterſchaft. (RGSt. 
Bd. 26 S. 198). Das Gleiche hat aber auch von dem 
vorliegenden Falle zu gelten. (Urt. des V. StS. vom 
18. Februar 1913, 5 D 1179/1912). E. 
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Rn 10 „ find kein Aufwand 
i. S. des 3 240 Nr. 1 0. 8 den Gründen: 
Die Strafkammer nimmt an, daß 3 Angeklagte einen 
übermäßigen Aufwand i. S. des § 240 Nr. 1 KO. ge⸗ 
trieben hat, dadurch daß er eine übertriebene Zahl 
von Lebensverſicherungen abſchloß. Das Geſchäfts⸗ 
gebaren des Angeklagten ſei unwirtſchaftlich geweſen, 
weil er dadurch ſeinem Geſchäfte Summen entzogen 
habe, die bei der großen Schuldenlaſt zweckmäßiger 
und notwendiger in dem Geſchäft, insbeſondere zur 
Schuldentilgung hätten verwendet werden ſollen. In 
Verbindung damit ſpricht das Urteil von einer offen⸗ 
bar ſyſtematiſch im Sommer 1907 eingeleiteten ſelt⸗ 
ſamen Lebensverſicherungspolitik des Angeklagten“, die 
auf der Sucht beruhe, „als großer, reicher Geſchäfts⸗ 
mann zu erſcheinen“. Dieſe Ausführungen ſind inſofern 
rechtsirrig, als ſie den Begriff des Aufwandes i. S. 
des 8 240 Nr. 1 verkennen. Aufwand liegt vor, wenn 
Werte durch ihre Weggabe dem Geſchäfte des Aufwand⸗ 
treibenden dauernd entzogen bleiben. Das trifft bei 
Lebensverſicherungen ſchon nach deren allgemeiner 
Natur nicht zu. Derartige Verträge erzeugen für den 
Verſicherungsnehmer, wenn ſie nicht zugunſten Dritter 
abgeſchloſſen werden (§ 330 BGB.), eine Forderung, 
die zwar betagt, unter Umſtänden auch bedingt iſt, aber 
doch ſchon einen gegenwärtigen Wert hat; dieſer iſt in 
gewiſſer Weiſe ſogar geſetzlich feſtgelegt 88 165, 173 
bis 176 Verf). Der Verſicherungsnehmer iſt alſo 
in der Lage, dieſen Gegenwert wieder dem Geſchäft 
in irgendeiner Geſtalt zuzuführen. Das iſt im vor— 
liegenden Falle auch geſchehen, indem der Angeklagte 
durch Verpfändung der einzelnen Verſicherungspolicen 
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ſich die erforderlichen Betriebsmittel verſchafft hat. 
Ob dieſe ganze „Lebensverſicherungspolitik“ vom Stand⸗ 
punkt eines vernünftigen Geſchäftsmanns aus un⸗ 
i (unwirtſchaftlich) war, iſt völlig belanglos 
r die Frage, ob ein ſtrafbarer Aufwand vorliegt. 
Denn Geſchäfte des Gemeinſchuldners, die, ohne die 
beſonderen Tatbeſtandsmerkmale des 8 240 Nr. 1 auf: 
le lediglich unwirtſchaftlich find, fallen wegen 
ieſer Eigenſchaft ebenſowenig unter die angeführte 
Strafvorſchrift, wie Geſchäfte, denen eine ungeſunde 
Spekulationswut zugrunde liegt. Wenn Lebensverſiche⸗ 
5 auch infolge ihrer Zahl oder der Höhe 
der Prämien unwirtſchaftlich ſein mögen, ſo bleibt mit 
ihnen doch ſtets untrennbar die Abſicht verbunden, 
die Prämien nicht dauernd aus dem eigenen Vermögen 
wegzugeben, ſondern bei dem Verſicherer ſich aufſpeichern 
zu laſſen, damit ſie ſpäter in Geſtalt eines angeſammelten 
Kapitals wieder in das Vermögen des Verſicherungs⸗ 
nehmers zurückfließen. Daher läßt ſich auch nicht ſagen, 
daß die zu Verſicherungszwecken verausgabten Summen 
„verbraucht“ ſeien, wie dies 8 240 Nr. 1 erfordert; die 
Verausgabung ähnelt vielmehr eher einer Sparaniage. 
(Urt. des I. StS. vom 27. Februar 1913, ID a 
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Wann endigt die Traubengewinnung und wann 
beginnt die Kellerbehandlun ug des Weins? Znuſatz ver⸗ 
botener Stoffe. Der Angeklagte hatte Wein, der 10 
bis 20% Waſſer enthielt, unter Gewähr der Natur⸗ 
reinheit verkauft. Das Waſſer war nicht abſichtlich 
zugeſetzt, ſondern durch ſtarken Regen, der in die 
Traubenbottiche vor ihrer Einbringung in das Kelter⸗ 
haus fiel, in den Wein gelangt. Der Angeklagte wurde 
nach § 26 Nr. 1 des Wein. verurteilt, weil er den 
der Vorſchrift des § 4 zuwider hergeſtellten Wein in 
Kenntnis ſeines Zuſtandes in den Verkehr gebracht 
und verkauft hat. Das RG. billigte das Urteil. 

Aus den Gründen: Unrichtig iſt die Anſicht 
des Beſchwerdeführers, daß die Kellerbehandlung erſt 
mit der Aufnahme der Trauben in das Kelterhaus 
beginne, während alles frühere zur Traubengewinnung 
gehöre. Denn die Traubengewinnung iſt mindeſtens 
dann vollendet, wenn die abgeſchnittenen Trauben in 
die Vottiche gelegt worden ſind. Wäre die Meinung 
des Beſchwerdeführers richtig, ſo könnten der Maiſche 
auf dem Wege nach dem Kelterhaus alle möglichen 
verbotenen Stoffe ungeſtraft beigemiſcht werden. So: 
dann meint der Verteidiger, der Umſtand, daß es in 
den Wein geregnet habe, könne nicht unter § 4 des 
Wein G. fallen, da dieſe Vorſchrift eine Behandlung, 
eine Tätigkeit vorausſetze. Richtig iſt, daß die Keller⸗ 
behandlung im Geſetz eine im 8 4 näher bezeichnete 

„Tätigkeit“ genannt wird. Wenn aber angeordnet 
wird, daß „bei“ der Kellerbehandlung nur gewiſſe 
Stoffe „zugeſetzt werden“ dürfen, ſo iſt damit nicht 
etwa erlaubt, daß andere Stoffe Beſtandteile des 
Weines werden dürfen, wenn ſie nur nicht von Per⸗ 
ſonen zugeſetzt werden, die bei der Kellerbehandlung 
beſchäftigt ſind. Vielmehr iſt der klare Sinn des 84, 
daß Wein nicht hergeſtellt werden darf, wenn ihm 
Stoffe beigemiſcht ſind, die nicht beſonders als Zuſatz 
geſtattet find. (Urt. des I. StS. vom 24. Februar 1913, 
1 D 1134/12). G. 
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IV. 


Zu § 253 StpO.: Zur Beweisaufnahme über ein 
Geſtändnis können anch Ungaben des Angeklagten in 
einem vor dem Vormund ſchaftsrichter aufgenommenen 
Protokoll verlefen werden. Aus den Gründen: 
Allerdings hat der Angeklagte die Erklärungen, die 
in dem fraglichen Protokoll beurkundet find, nicht als 
Angeklagter abgegeben. Das wird aber in $ 253 StPO. 
nicht verlangt. Danach iſt vielmehr nur nötig, daß die 


Erklärung von dem Angeklagten abgegeben worden 
iſt; gleichgültig iſt, ob er ſie in dieſer Eigenſchaft 
oder als Zeuge, ob er ſie im gegenwärtigen Verfahren 
oder in einem anderen Verfahren abgegeben hat, und 
ob das andere Verfahren ein Strafprozeß, ein Zivil⸗ 
prozeß oder ein Diſziplinarverfahren geweſen iſt 
(Rechtſpr. 4, 427; 5, 410; Entſch. 9, 174; 20, 23 [25]; 
Goltd Arch. 54, 290; Urt. des III. StS. gegen 

vom 25. Mai 1903 D 1110/03 [Recht 7, 320 Nr. 1793]). 
Das in Rede ſtehende Protokoll iſt nun nicht wie die 
in dieſen Entſcheidungen erörterten in der ſtreitigen 
Gerichtsbarkeit, ſondern in der freiwilligen Gerichts⸗ 
barkeit, vom Vormundſchaftsrichter, aufgenommen. 
Aber § 253 StPO. ſpricht nur von richterlichen Pros 
tokollen ſchlechthin, und das Protokoll des Vormund⸗ 
ſchaftsrichters iſt ein richterliches Protokoll, wenn auch 
das Vormundſchaftsgericht nicht zu den ordentlichen 
Gerichten i. S. des 8 13 GVG. gehört. Es liegt auch 
kein innerer Grund vor, es anders zu bewerten als 
das des Prozeßrichters. 8 253 StPO. beruht auf dem 
Mißtrauen, das man namentlich polizeilichen Protokollen 
entgegenbrachte wegen des Verdachts, daß die darin 
beurkundeten Erklärungen unter dem Druck unzuläſſiger 
Beeinfluſſung abgegeben worden ſeien; die Verleſung 
richterlicher Protokolle ließ man zu, weil ihnen gegen⸗ 
über ſolcher Verdacht nicht beſtand und angenommen 
wuͤrde, daß die darin wiedergegebenen Erklärungen 
richtig beurkundet ſeien (Entſch. 24, 94 [95], Goltd. 
Arch. 54, 290). Was zur Zulaſſung der Verleſung 
richterlicher Protokolle überhaupt geführt hat, trifft 
alſo auch für die Protokolle des Vormundſchaftsrichters 
zu. Denn Vormundſchaftsrichter iſt der Amtsrichter, 
deſſen Unabhängigkeit durch die 5 Rechte gewähr⸗ 
leiſtet iſt wie die des Richters der ſtreitigen Gerichts⸗ 
barkeit, und dem gerade auf dem Gebiete der Be⸗ 
urkundung eine umfangreiche Tätigkeit zugewieſen iſt. 
Nach dem Urteile des RG. in Goltd Arch. 38, 187 
dürfen nur ſolche Protokolle verleſen werden, die den 
§S 166, 185, 186 StPO. entſprechen; ob das zutrifft 
und auch für Protokolle des Vormundſchaftsgerichts 


gilt, kann dahingeſtellt bleiben, weil hier dieſen Be 


ſtimmungen genügt iſt. (Urt. des I. StS. vom 13. Januar 
1913, 1 1102/1912). E. 
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Oberſtes Landesgericht. 
A. Zivilſachen. 
1 


Darf der Entmündigungsbeſchluß an den wegen 
Geiſtesſchwäche Eutmündigten im Erſatzwege zugeſtellt 
werden? (ZPO. 8 660, SS 181, 185). Aus den 
Gründen: Der Beſchwerdeführer beſtreitet nicht, daß 
der Entmündigungsbeſchluß für ihn ſeiner erwachſenen 
Hausgenoſſin behändigt wurde, da er nicht in ſeiner 
Wohnung angetroffen wurde. Er will dieſe Zuſtellung 
aber nicht gelten laſſen, weil ſie nicht an ihn perſönlich 
erfolgte, ſeine Schwiegertochter ihm von der Zuſtellung 
keine Mitteilung machte und er von ſeiner Entmündigung 
erſt Kenntnis erhielt, als für ihn ein Vormund beſtellt 
wurde. War die Erſatzzuſtellung zuläſſig, fo iſt es 
ohne Einfluß auf die Wirkſamkeit der Zuſtellung, ob 
der Zuſtellungsempfäͤänger dem Adreſſaten von der Zu— 
ſtellung Mitteilung macht. Es kann ſich nur darum 
handeln, ob die Erſatzzuſtellung zuläſſig war. Nun 
ſchreibt allerdings 8 660 Abſ. 2 ZPO. vor, daß im 
Falle der Entmündigung wegen Geiſtesſchwäche der 
Entmündigungsbeſchluß dem Entmündigten ſelbſt zu— 
zuſtellen iſt. Damit iſt aber nicht bejtimmt, daß der 
Entmündigungsbeſchluß dem Entmündigten perſön— 
lich in dem Sinne zuzuſtellen iſt, daß der Zuſtellungs— 
beamte die Urkunde keiner anderen Perſon als ihm 
aushändigen dürſte. Die Zuſtellung an den wegen 


Geiſtesſchwäche Entmündigten ſelbſt it im 8 660 
Satz 2 nur im Gegenſatze zu der Zuſtellung an den 
wegen Geiſteskrankheit Entmündigten angeordnet. Fur 
den letzteren kann, da er nach § 104 Nr. 3 BG. ge⸗ 
ſchäftsunfähig iſt, rechtswirkſam nur an den geſetzlichen 
Vertreter zugeſtellt werden. Sein Intereſſe wird da⸗ 
durch gewahrt, daß ihm die Friſt für die Anfechtungs⸗ 
klage nach 8 664 Abſ. 3 ZPO. erſt mit feiner Kenntnis 
von der Entmündigung zu laufen beginnt. Der wegen 
Geiſtesſchwäche Entmündigte iſt aber in der Geſchäfts⸗ 
fähigkeit nur beſchränkt (88 114, 106 BGB.), er kann unter 
gewiſſen Vorausſetzungen (B. 88 110, 112, 113) 
ohne den geſetzlichen Vertreter Rechtshandlungen wirk⸗ 
ſam vornehmen und nach 8 664 Abſ. 2 ZPO. den die 
Entmündigung ausſprechenden Beſchluß im Wege der 
Klage ſelbſtändig ohne, ja ſelbſt gegen den Willen 
ſeines geſetzlichen Vertreters anfechten. Jedenfalls kann 
er von dem ihn betreffenden Entmündigungsbeſchluſſe 
Kenntnis nehmen. Die Vorſchrift des § 660 Satz 2 
will ausſchließen, daß der Entmündigungsbeſchluß ge⸗ 
mäß 8 171 ZBO. nur dem geſetzlichen Vertreter oder 
gemäß 8 176 ZPO. für den Entmündigten an deſſen 
Prozeßbevollmächtigten zugeſtellt wird. Dem geſetzlichen 
Vertreter des wegen Geiſtesſchwäche Entmündigten 
wird der Beſchluß auch zugeſtellt, wie das Wort „außer⸗ 
dem“ in 8 660 Satz 2 klarſtellt. Trotzdem nun 8 650 
Satz 2 die perſönliche Kenntnis des Entmündigten von 
dem Beſchluſſe vermitteln ſoll, beſtehen doch für die 
Art und Weiſe der Zuſtellung keine beſonderen Vor⸗ 
ſchriften. Hiefür gelten nur die allgemeinen Vorſchriften 
der ZPO., insbeſondere die Vorſchriften über die Er⸗ 
ſatzzuſtellung. Demnach kann der Entmündigungs⸗ 
beſchluß für den in ſeiner Wohnung nicht angetroffenen 
Entmündigten an einen Hausgenoſſen zugeſtellt werden. 
Ausgeſchloſſen iſt nur die Erſatzzuſtellung an den Haus⸗ 
genoſſen, der am Entmündigungsverfahren beteiligt 
iſt (8 185 ZPO.). Hier konnte alfo der Beſchluß für 
den Entmündigten zwar nicht an ſeine Ehefrau zu⸗ 
geſtellt werden, die im Entmündigungsſtreite ſeine 
Gegnerin war, dagegen an die an dieſem Rechtsſtreite 
unbeteiligte Hausgenoſſin. Dieſer Rechtszuſtand mag 
vielleicht nicht ganz befriedigen, da er keine hinreichende 
Gewähr bietet, daß der Entmündigte von dem Be 
ſchluſſe wirklich und rechtzeitig Kenntnis erhält, zumal 
gerade die Hausgenoſſen oft ein Intereſſe an der Ent⸗ 
mündigung haben. Daß indeſſen die Zulaſſung der 
Erſatzzuſtellung dem Willen des Geſetzes entſpricht. 
beweiſt auch der Vergleich mit 8 683 ZPO. Dieſer 
beſchränkt ſich auf die Anordnung der Zuſtellung an 
den wegen Trunkſucht Entmündigten; das Wort „jelbit‘ 
im 8 660 iſt alſo nur wegen des Gegenſatzes zu dem 
wegen Geiſteskrankheit Entmündigten aufgenommen, 
heißt aber nicht ſoviel wie „perſönlich“. (Beſchluß d. 
1. 85. vom 14. März 1913, Reg. III 16/1913). W. 
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II. 


Darf das Negiftergericht für eine G. m. b. H. einen 
Geſchäftsführer beſtellen? (8 29 BGB.; EG. HG. Art. 2: 
ss 6, 46, 66 GmbH.). Der Bauunternehmer P. und 


der Baumeiſter G. errichteten eine G. m. b. H. Als 


Geſchäftsführer wurde P. aufgeſtellt. Die Geſellſchaft 
wurde in das Geſellſchaftsregiſter eingetragen. Als 
weitere Geſellſchafterin trat Mathilde O. ein. Im Sep: 
tember 1912 ſtarb P. Die Geſellſchaft wurde vom 
Regiſtergerichte aufgefordert einen neuen Geſchäftsführer 
zu beſtellen; die Aufforderung blieb erfolglos. Auf 
Betreiben eines Notariats, das gegen die Geſellſchait 
eine Zwangsverſteigerung durchführen ſollte, beſtellte 
das Regiſtergericht als Geſchäftsführer den Bücher- 
reviſor D. Mathilde O. legte Beſchwerde ein und be 
antragte die Beſtellung aufzuheben. Das LG. wies 
die Beſchwerde zurück. Auch die weitere Beſchwerde 
wurde zurückgewieſen. 

Gründe: Nach Art. 2 EG. HGB. ſind in Handels⸗ 


Zeitſchrift für Rechtspflege in 3 Bayern. 1913. Nr. 12. 


ſachen die Vorſchriften des BGB. inſoweit anzuwenden, 
als nicht im HGB. oder im EG. ein anderes beſtimmt 
iſt. Die Vorſchriften des BGB. bilden hiernach gegen⸗ 
über den Vorſchriften des HG. eine ergänzende Rechts⸗ 
quelle. Gleiches gilt von dem Verhältniſſe des BGB. 
zu dem GmbHG. Denn dieſes Geſetz iſt ein Teil des 
Handelsrechts, was ſich ſchon daraus ergibt, daß der 
813 Abſ. 3 dieſes Geſetzes die G. m. b. H. für Handels⸗ 
geſellſchaften i. S. des HGB. erklärt. Es handelt ſich 
demnach darum, ob durch die Vorſchriften des EmbH®. 
die Vorſchrift des 8 29 BGB. ausgeſchloſſen tft, welche 
das Gericht ermächtigt, Mitglieder des Vorſtandes 
eines Vereins in dringenden Fällen ſelbſt zu beſtellen. 
In dem GmbHG. iſt in 8 6 Abſ. 2 beſtimmt, daß die 
Geſchäftsführer entweder im Geſellſchaftsvertrage oder 
nach den Beſtimmungen des 3. Abſchnitts beſtellt werden. 
Nach dieſem unterliegen die Beſtellung und die Ab⸗ 
berufung von Geſchäftsführern der Beſtimmung der 
n wenn nicht der Geſellſchaftsvertrag eine 
andere Art der Beſtellung vorſieht (8 45 Abſ. 2). Nach 
8 46 Nr. 8 ſteht die Vertretung der Geſellſchaft in 
Prozeſſen gegen die Geſchäftsführer der Beſtimmung 
der Geſellſchafter zu. Nach 88 66 Abſ. 2 kann das 
Gericht auf Antrag von Geſellſchaftern, deren Geſchäfts⸗ 
anteile zuſammen mindeſtens dem zehnten Teil des 
Stammkapitals entſprechen, aus wichtigen Gründen 
Liquidatoren beſtellen und abberufen. Dieſe Vorſchriften 
regeln die Beſtellung des Geſchaͤftsführers nicht er 
ſchöpfend. Sie verſagen, wenn ein dringender Fall für 
die Beſtellung eines Geſchäftsführers oder Liquidators 
vorliegt, die Geſellſchafter aber die Beſtellung nicht 
vornehmen. Eine Regelung dieſer Frage iſt aber nicht 
zu entbehren. Denn in einem ſolchen Falle kommt 
nicht nur das Intereſſe der Geſellſchafter, ſondern auch 
das der Gläubiger in Betracht. Die Rückſicht auf ſie 
erheiſcht es, daß eine Geſellſchaft nicht ohne Vertreter 
bleibt. Sonſt würden ſich die Teilhaber einer G. m. b. H. 
den Angriffen ihrer Gläubiger dadurch entziehen können, 
daß ſie keinen Geſchäftsführer oder Liquidator auf⸗ 
ſtellen. Hieraus folgt, daß der Anwendbarkeit des 8 29 
BOB. auf G. m. b. H. nicht nur keine Vorſchriften des 
GmbHG. entgegenſtehen, daß fie vielmehr durch die 
Bedürfniſſe des Rechts verkehrs, insbeſondere der Gläu⸗ 
biger der Gefellſchaft geboten iſt (vgl. Staub⸗Hachen⸗ 
burg, GmbHG. 3. Aufl. Anm. 43 zu 8 35; Anm. 12 zu 
866 und allg. Einl. Anm. 3 und 4; RIA. Bd. 3, 25; 
Bd. 8, 267; RG. Bd. 68, 180). Hier handelt es ſich 
um die Durchführung einer Zwangsvollſtreckung. Daß 
dies ein dringender Fall i. S. des 8 29 BGB. ift, 
bedarf keiner Ausführung. (Beſchl. des I. ZS. vom 
28. Februar 1913, Reg. III 6/1913). W. 
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B. Strafſachen. 


„„ von Wohn⸗ und Schlaf: 
ſtellen nach dem StBG. Der Angeklagte betreibt in M. 
das Geſchäft eines Immobilienagenten und daneben — 
in geringem Umfange — das eines Stellen vermittlers. 
Er hat ſeine Wohnung und ſeinen Geſchäftsraum ſeit 
etwa 20 Jahren in der H.itraße oder in einer benach⸗ 
barten Straße, beſitzt ſeit dem 1. April 1912 eine Vier⸗ 
zimmerwohnung mit Nebenräumen in dem Haufe 9.- 
ſtraße 15 und zahlt hierfür monatlich 80 KM. Seitdem 
vermietet er zwei der Zimmer an Aftermieter, und zwar 
ein größeres Vorderzimmer an zwei Perſonen für monat- 
lich 30 M, ein kleineres Hofzimmer an eine Perſon für 
monatlich 25 M; er hat dieſe Zimmer mit eigenen 
Möbeln ausgeſtattet. Die Zimmerherren ſtehen in 
keiner Verbindung mit dem Stellenvermittlungsbetriebe. 
Kleinere Wohnungen mit nur zwei Zimmern ſind in 
der H.ſtraße und in deren Umgegend nur ſchwer zu 
finden; eine ſolche Wohnung in einem Rückgebäude 
oder in einer anderen Stadtgegend zu mieten, würde 
den Geſchäftsbetrieb des Angeklagten benachteiligen. 
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Der Angeklagte hatte auch ſchon in ſeiner vorigen 
Wohnung Aftermieter gehabt. Der Angeklagte wurde 
von der auf Grund des 8 3 Abſ. 1, 12 Nr. 2 StVG. er⸗ 
hobenen Anklage freigeſprochen, wornach er neben dem 
Gewerbe eines Stellenvermittlers fortgeſetzt das ge⸗ 
werbsmäßige Vermieten von Wohnſtellen betrieben habe. 
Die Reviſion des Staatsanwalts wurde verworfen. 
Aus den Gründen: Nach dem Wortlaute des 
83 und des $ 12 Nr. 2 StVG. iſt den Stellenvermittlern 
nur ein gewerbsmäßiger Betrieb der in 8 3 bezeich⸗ 
neten Art verboten: die nicht gewerbsmäßige Ver⸗ 
mietung von Wohn⸗ oder Schlafſtellen iſt ihnen erlaubt. 
Als gewerbsmäßig gilt nun jede beſtimmte, berufs⸗ 
mäßig ausgeübte Tätigkeit zum Zwecke des Güter⸗ 
erwerbs. Es genügt alſo nicht, daß die Tätigkeit einen 
Erwerb oder Gewinn bezielt und daß ſie längere Zeit 
hindurch und mit der Abſicht der Wiederholung aus⸗ 
geübt wird, ſondern es muß dies auch berufsmäßig, 
in Erfüllung einer wenn auch nur teilweiſen oder neben⸗ 
ſächlichen Lebensaufgabe geſchehen; die Tätigkeit muß 
neben der bloßen Ausnützung vorhandener Kapitalkräfte 
oder ſonſtigen Beſitzes auch eine werbende, d. h. auf 
die Erzielung erhöhter Einnahmen oder ſonſtiger Vor⸗ 
teile gerichtet fein. Bei dem Angeklagten fehlt es hin⸗ 
ſichtlich des Zimmervermietens an der werbenden, wie 
an der berufsmäßigen Tätigkeit. Er will durch das Ver⸗ 
mieten keinen Gewinn erzielen, ſondern nur einen Teil 
der Koſten der für ſeinen perſönlichen Bedarf zu großen 


Wohnung decken; er ſetzt die Zimmerpreiſe nicht höher an. 


als was ihn die Miete der Wohnräume zuzüglich eines 
geringfügigen Betrags für Möbelabnützung und Be⸗ 
dienung ſelbſt koſtet; die Ausſtattung der Zimmer hat er 
ſchon von früherer Zeit her im Beſitze. In der hier geübten 
Art werden in breiten Schichten des ſtädtiſchen Mittel⸗ 
ſtandes und der kleineren Leute Zimmer vermietet, 
ohne daß es jemals als Beruf oder Gewerbe aufgefaßt 
worden wäre; anders verhält es ſich da, wo jemand 
eine größere Wohnung eigens zum Zwecke des Weiter⸗ 
vermietens mit erheblichem Nutzen gemietet hat oder 
wo er neben Wohn» und Schlafräumen auch die Koſt 
liefert oder wo die Bedienung einen größeren Teil 
ſeiner Zeit beanſprucht. Das Zimmervermieten des 
Angeklagten wird aber auch dadurch nicht zu einem 
gewerbsmäßigen Betriebe, daß er eine größere Wohnung 
mittelbar um ſeines eigentlichen Gewerbebetriebs willen 
hält. Es kann hier davon abgeſehen werden, daß er 
zunächſt Immobilienagent iſt und auch als ſolcher eine 
Wohnung in einer beſtimmten Stadtlage und in einem 
bequem zugänglichen Gebäude braucht, und nur ſein 
wenn auch geringfügiges Geſchäft als Stellenvermittler 
ins Auge gefaßt werden. Nach den Feſtſtellungen beſteht 
in der Stadtgegend ein gewiſſer Zwang zur Wahl 
größerer Wohnungen, da kleine dort nur ſchwer zu 
finden ſind, andernteils iſt der Angeklagte an jene 
Gegend gebunden, wenn er nicht ſeine Kundſchaft ver⸗ 
lieren will. Der Angeklagte hat nicht zur Förderung 
ſeines Gewerbes, ſondern nur zur Vermeidung einer 
Einbuße eine größere Wohnung genommen und ſie 
teilweiſe weiter vermietet. Im übrigen hält er die 
Aftervermietung und den Geſchäftsbetrieb als Stellen⸗ 
vermittler durchaus getrennt. Dies würde allerdings, 
wenn erſtere hier ein Gewerbe wäre, die Anwendung 
der 88 3 und 12 StVG. nicht hindern. Indeſſen be⸗ 
ſtätigt jene Tatſache, daß kein Zuſammenhang zwiſchen 
dem Zimmervermieten und der Stellenvermittlung vor— 
liegt. Ein ſolcher beſteht auch nicht in wirtſchaftlicher 
Hinſicht, vielmehr laſſen die Feſtſtellungen die Auf— 
faſſung zu, daß der berufsmäßige Erwerb des An— 
geklagten ganz aus der Agenten- und Vermittler— 
tätigkeit fließt, die einnahme aus dem Zimmervermieten 
dagegen nur der Verringerung der für die Familien— 
wohnung erforderlichen Ausgaben gilt, mag dieſe auch 
nebenher als Geſchäftsraum dienen. (Urt. v. 11. Ja⸗ 
nuar 1913, RevReg. Nr. 617/1912). Ed. 
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Oberlandesgericht München. 


Zuläſſigkeit einer nachträglichen Streitwertsbe⸗ 
ſchwerde; Wert eines Fiſchereirechts. Durch Verſäum⸗ 
nisurteil wurde der Müller M. auf Antrag des Kauf- 
manns H. zur Unterlaſſung jeder Störung des Fiſcherei⸗ 
rechts des Klägers im Mühlkanal des Beklagten ver⸗ 
urteilt; den Antrag auf Feſtſtellung des Rechts ſelbſt 
ließ der Kläger auf Anregung des Gerichts als an» 
geblich überflüſſig fallen. Der Streitwert wurde nach 
§9 3PO. auf 750 A feſtgeſetzt; Urteil und Koſtenfeſt⸗ 
ſetzungsbeſchluß ſind rechtskräftig. Nunmehr beſchwerte 
ſich der Beklagte gegen die Feſtſetzung des Streitwerts, 
weil das Fiſchereirecht in dem nur 200 m langen und 
2 m breiten Mühlkanal höchſtens 50 M wert ſei. Der 
Kläger bezeichnete die Beſchwerde als unzuläſſig, weil 
die Koſten auf Pfändung längſt bezahlt ſeien; der Wert 
ſei nicht zu hoch angenommen, weil man aus dem 
jährlichen Fang mindeſtens 30 M erziele. Die Be⸗ 
ſchwerde blieb erfolglos. 

Aus den Gründen: 8107 ZPO. ſieht ausdrück⸗ 
lich die Abänderung des rechtskräftigen Koſtenfeſt⸗ 
ſetzungsbeſchluſſes vor, wenn nachträglich der Streit- 
wert anders feſtgeſetzt wird. Eine Unterwerfung kann 
in der durch Pfändung abgendtigten Zahlung nicht ges 
ſehen werden (Jur W. 1906 S. 25). Sachlich iſt die Be⸗ 
ſchwerde unbegründet. Allerdings ergibt die Kauf⸗ 
urkunde, daß 1899 für das ganze ausgedehnte Bach— 
gebiet nur 1000 M als Preis des Fiſchereirechts be⸗ 
zahlt wurde; auch iſt SI ZPO. auf Jagd- und Fiſcherei⸗ 
rechte nicht ſchlechthin anzuwenden (Obs. Bd. 11 
S. 623; Jur W. 1902 S. 418). Jedoch iſt in den letzten 
Jahren der Wert der Fiſchereirechte ſehr erheblich ge— 
ſtiegen; außerdem ergeben ſolche Mühlkanalſtrecken er⸗ 
fahrungsgemäß eine reichere Ausbeute als bedeutend 
größere freie Bachſtrecken. Es erſchien deshalb ein 
Mindeſtbetrag von 650 M (Klaſſe 650 - 900 M) bei einer 
glaubhaften jährlichen Ausbeute von 30 M nicht zu 
hoch. Daß der Feſtſtellungsantrag (ohne genügenden 
Anlaß) fallen gelaſſen wurde, iſt belanglos, weil bei 
dem Gericht offenſichtlich die Abſicht beſtand, durch das 
Urteil auch das Fiſchereirecht ne ul v. 
11. Nov. 1912, Beſchw.⸗Reg. 701/12). 
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Oberlandesgericht Nürnberg. 


Nichtigkeit des Schiedsvertrags, Unzuläſſigkeit des 
ſchiedsgerichtlichen Verfahrens, Schadenserſatz für die 
Koſten eines unzuläſſigen Verfahrens (55 1037 ff., 1046, 
1041 Nr. 1, 91 390. 823, 249 ff. BGB., 16 GG.). A. 
klagte gegen den Verein von Brauereien in E. und gegen 
den Brauereibeſitzer B. auf Feſtſtellung, daß er nicht 
Mitglied dieſes Vereins und daß auch der von dieſem 
Verein und anderen Brauereien geſchloſſene Gegen— 
ſeitigkeitsvertrag ſür ihn nicht verbindlich ſei. Ferner 
verlangte er von B. Erſatz von 43 M Koſten feines 
Rechtsbeiſtands und Vergütung für ſeine Auslagen 
und Verſäumnis; dieſe waren entſtanden, weil B. ihn 
auf Grund des Gegenſeitigkeitsvertrags und der dazu 
gehörigen Schiedsgerichtsordnung wegen einer Ver— 
tragsſtrafe vor das Bezirksſchiedsgericht des Brauer⸗ 
bundes vorgeladen, dieſe Klage aber auf den Einwand 
der Unzuſtändigkeit des Schiedsgerichts wieder zurück— 
gezogen hatte. B. wandte ein, dieſe Fragen könnten 
nur vor dem Schiedsgerichte ausgetragen werden, nach 
der Schiedsgerichtsordnung könnten nur Auslagen, 
nicht aber Anwaltskoſten erſetzt verlangt werden. Das 
LG. verurteilte B. nach Antrag, ſeine Berufung wurde 
zurückgewieſen. 

Aus den Gründen: Aus der feſtgeſtellten 
Nichtigkeit des Gegenſeitigkeitsvertrags folgt die Nich— 
tigkeit des damit verbundenen ſchiedsgerichtlichen Ver— 
trags; damit fehlt jede Grundlage für ein ſchieds— 
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gerichtliches Verfahren (88 1025 ff. ZPO.). Deshalb 
war ſeine Einleitung unzuläſſig. Der Kläger hat ſich 
auch nicht dadurch auf dieſes Verfahren eingelaſſen, 
daß er im ſchiedsgerichtlichen Verfahren durch ſeinen 
Rechtsanwalt eine Erklärung abgeben ließ, er hat viel⸗ 
mehr ausdrücklich Verwahrung eingelegt. Das ſchieds⸗ 
gerichtliche Verfahren kann allerdings nicht durch den 
Einwand der Unzuläſſigkeit aufgehalten werden 
(S8 1037 ff.). Die Entſcheidung über feine Zuläſſigkeit 
unterſteht jedoch den ordentlichen Gerichten und kann 
durch Klage wie durch Einrede herbeigeführt werden 
(88 1046, 1042, 10411 Nr. 1 ZPO.) Die Schieds G0. 
kann daher auch nicht für die er Maß geben, die 
dem Kläger infolge der Vorladung vor das Schieds⸗ 
gericht erwachſen ſind. Ueber fie muß vielmehr nach 
bürgerlichrechtlichen Vorſchriften entſchieden werden. 
ss 91 ff. ZPO. können weder unmittelbar noch ſinn⸗ 
gemäß angewandt werden, ſie beſchränken ihre Wirkung 
auf das Verfahren vor den ordentlichen Gerichten und 
machen die Koſtenpflicht nur vom Unterliegen ab⸗ 
hängig, ohne den Nachweis eines Verſchuldens zu 
fordern. Für außergerichtliche Koſten kann aber Erſatz 
nur nach allgemeinen Vorſchriften verlangt werden. 
Die Vorladung vor das Schiedsgericht bedeutete für 
den Kläger einen rechtswidrigen Eingriff in ſeinen 
Rechtskreis. Der Beklagte hat auch die gebotent 
Sorgfalt außer acht gelaſſen, er hat mindeſtens fahr⸗ 
läſſig gehandelt; denn er hätte ſich jederzeit von der 
Irrigkeit ſeiner Auffaſſung überzeugen können, er war 
darauf fogar vom Kläger aufmerkſam gemacht worden. 
Er hat ſchuldhaft den Kläger zwingen wollen, vor 
einem nicht zuſtändigen Gerichte Recht zu nehmen, 
dadurch hat er gegen die Schutzvorfchrift des 8 1b 
GVG. verſtoßen. Er muß deshalb dem Kläger den 
Schaden erſetzen, alſo jedenfalls den Aufwand, der zur 
Abwehr ſeines unberechtigten Eingriffs erforderlich 
war (S5 8231.11, 276, 249, 251 BGB.). (Urt. des 
II. 35. vom 3. Juli 1912, Ber. Reg. L 2 
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Oberlandesgericht Augsburg. 


. ift unter „Klage“ im Sinne von § 538 Abs.! 
Nr. 3 ZPO. zu verſtehen ? A war von B rechtsförmlich 
ermächtigt das Anweſen des B zu zertrümmern und 
darauf Hypotheken beliebiger Art bis zu dem Geſamt⸗ 
betrag von 1000 M zu beſtellen. A zog den C als 
feinen Teilhaber am Zertrümmerungsgeſchäft bei und 
errichtete für ihn auf dem Anweſen des B eine 
Sicherungshypothek von 1000 M zur Deckung aller 
Anſprüche des Caus dem Geſchäft. Vor Durchführung 
der Zertrümmerung wurde das Anweſen des B zwangs⸗ 

weiſe verſteigert. Im Verteilungsplan wurde die 
Hypothek des C mit 1000 M aufgenommen. B erhob 
dagegen im Verteilungstermin Widerſpruch; eint 
Einiqung kam nicht zuſtande. Nun ſtrengte B gegen“ 
die Klage nach § 878 ZPO. an und beſtritt die Hypothek 
des C dem Grunde und dem Betrage nach. Das Ls. 
erklärte die Hypothekbeſtellung für nichtig und ſtellte 
feſt, daß dem B an Stelle des C das Recht an dem 
Erlös in der Höhe von 1000 M zuſtehe. Das OLG. 
änderte ab, ſtellte den Rechtsbeſtand der Hypotheken 
an ſich feſt und verwies die Sache auf Grund des 
§ 538 Abſ. 1 Nr. 3 ZPO. zurück. 

Aus den Grunden: Betrachtet man das 
Streitsverhältnis ohne Rückſicht auf die Sonder⸗ 
beſtimmung in 8 878 3PPO., fo ergibt ſich folgendes: 
Chat im Verteilungsverfahren einen Anſpruch geltend 
gemacht, B hat deſſen Rechtsbeſtand beſtritten. Nach 
den allgemeinen Regeln wäre es nun Sache des “ 
geweſen, ſeinen Anſpruch im Prozeßweg und zwar 
zunächſt in der Form einer Feſtſtellungsklage zu ver 
folgen. Nur infolge der prozeßtaktiſchen Vorſchrift 
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des 8 878 ZPO. haben ſich die Parteirollen verſchoben, 
indem C mit feinem Anſpruch in die Verteidigungs⸗ 
ſtellung gedrängt und B zum Kläger geſtempelt wurde. 
Diefe Verſchiebung ändert aber daran nichts, daß der 
eigentliche Anſpruch der des C iſt, er bleibt nach wie 
vor dem Sinne und Weſen nach der eigentliche Klag— 
anſpruch, wenn er auch formell nicht im Wege der 
Klage geltend gemacht iſt, ſondern nur zur Bekämpfung 
des von B erhobenen Verlangens verwertet werden 
konnte. Unter „Klage“ i. S. des 8 538 Abſ. 1 Nr. 3 iſt 
aber nicht das Begehren zu verſtehen, das im Rechts⸗ 
ſtreit infolge einer prozeſſualen Sondervorſchrift im 
formellen Gewande der Klage geltend gemacht wird 
oder werden muß, ſondern der beſtrittene Anſpruch 
als ſolcher. Dieſer Anſpruch iſt hier der des C; er 
iſt nach Grund und Betrag ſtreitig, iſt durch das erſt⸗ 
richterliche Urteil zurückgewieſen und dieſe Zurück⸗ 
weiſung entſpricht dem Erfordernis des 8 538 Abſ. 1 
Nr. 3, daß die „Klage“ abgewieſen ſein müſſe. Es 
handelt ſich daher bei der Zurückverweiſung nicht etwa 
um eine rechtsähnliche, ſondern um eine unmittelbare 
Anwendung dieſer Geſetzesſtelle. (Urt des II. ZS. vom 
15. Februar 1913). B. 
2968 


Aus der RNechtſprechung 
des bayeriſchen Verwaltungsgerichtshofs. 


Iſt eine Borentſcheidung nach Art. 7 Abs. 2 8898. 
m erwirken, wenn ein Jagd pächter von einer Gemeinde 
Schadenserſatz verlangen will, weil der Bürgermeifter 
eine in der Gemeindemarkung angeſchoſfen und verendet 
aufgefundene Nehgeiß beſchlagnahmt, verſteigert und den 
Erlös der Armenkaſſe überwieſen hat? Der VGH. hat 
dieſe Frage verneint. Er weiſt darauf hin, daß die 
Einziehung des Wildes, das unter Uebertretung der 
Hege und Hegezeit erlegt worden iſt, dem Richter zu⸗ 
kommt (Art. 23 Ziff. 5 Jagd., Art. 125 P StGB., 
VO. vom 6. Juni 1909, die Ausübung und Behand⸗ 
lung der Jagden uſw. betr., Art. 18 P StGB., 88 477ff. 
StPO.); hat die Polizeibehörde nach Art. 20 PStGB. 
und 88 94 ff. StPO. das Wild vorläufig mit Beſchlag 
belegt, in Verwahrung genommen und wegen der 
Gefahr des Verderbens veräußern laſſen, ſo tritt der 
Erlös an die Stelle des einzuziehenden Wildes. In 
der Handlungsweiſe des Bürgermeiſters liegt darum 
noch nicht die wirkliche Einziehung zugunſten der Armen: 
kaſſe, ſondern nur eine vorbehaltlich und zum Zwecke 
der Strafeinſchreitung oder der Einziehung erfolgte 
Beſchlagnahme und Verwertung des Wildes. Der 
Bürgermeifter konnte die Beſchlagnahme, weil fie ohne 
die Abſicht der Strafeinſchreitung überhaupt nicht 
möglich geweſen wäre, nur als Hilfsbeamter der Staats- 
anwaltſchaft vornehmen und zwar nicht nur im Auftrag 
des Staatsanwalts, ſondern bei Gefahr auf Verzug 
auch aus eigenem Entſchluß; vgl. Seydel, Bay StR. 
Bd. 3 S. 9; Loewe, StPO. 12. Aufl. S. 368 Anm. 4; 
GG. § 153, AG. GVG. Art. 56, StPO. § 98, MinBek. 
vom 3. Auguſt 1879 Ziff. 7 Abſ. 2 und 3 (MA Bl. 
S. 367.; RGSt. 23, 334. Die Beſchlagnahme war fein 
ſicherheitspolizeiliches, ausſchließlich dem Wildſchutze 
dienendes Vorbeugungsmittel, ſondern eine ſtraf— 
prozeſſuale Maßregel; ſie diente der Vorbereitung der 
Strafunterſuchung und war auch für die Einziehung 
im objektiven Verfahren unerläßlich. Der Bürger⸗ 
meiſter kommt ſomit bei der den Gegenſtand der Vor⸗ 
entſcheidung bildenden Amtshandlung nur als Bes 
amter der Strafgerichtsbarkeit in Betracht, ſo daß nach 
Art. 7 Abſ. 2 Satz 4 VGH. eine Vorentſcheidung 
nicht erforderlich und demnach auch nicht zuläſſig iſt 
(Henle⸗Schneider, AG. BGB. Anm. 8 zu Art. 165; 
BlAdmpr. Bd. 50 S. 327 ff.; VGH. 13, 495; 24, 185; 25, 
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326; Loewe, StPO. 12. Aufl. zu $ 98). Die Ver⸗ 
wertung des dem Verderben ausgeſetzten beſchlag— 
nahmten Gegenſtandes war die notwendige Folge der 
Beſchlagnahme. Die Ueberweiſung des erlöſten Be— 
trages an die Armenkaſſe war nur eine vorläufige 
Maßregel und vom richterlichen Ausſpruch abhängig. 
Die Beſtimmungen in Art. 138, 156 Gem O., Art. 20 
P StGB., Art. 102 AG. StPO. und der Min Bek. vom 
31. Auguſt 1879 überweiſen den Bürgermeiſtern als 
Beamten des Polizei- und Sicherheitsdienſtes gleich⸗ 
falls beſondere Aufgaben und Befugniſſe; ſie kommen 
jedoch hier nicht in Betracht, da die Befugnis der Be⸗ 
ſchlagnahme zum Zwecke der Strafunterſuchung nach 
der ausdrücklichen Vorſchrift des 8 98 StPO. im Gegen⸗ 
ſatze zu den SS 127 und 161 daſelbſt eben nur jenen 
Polizei- und Sicherheitsbeamten zuſteht, die als Hilfs⸗ 
beamte der Staatsanwaltſchaft den Anordnungen dieſer 
Stelle zu folgen haben — vgl. Kahr GemO. Bd. 1 S. 915, 
916 und 917, Bd. 2 S. 27, 28; Loewe, StPO. 12. Aufl. 
zu 8 98. (Entſch. des I. Senats vom 22. Januar en 
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Büreranzeigen. 


Oertmann, Dr. Paul, Univerſitätsprofeſſor in Erlangen. 
Entgeltliche Geſchäfte. Bd. 23 Heft 3 der von 
Otto Fiſcher herausgegebenen Abhandlungen zum 
Privatrecht und Zivilprozeß. V. 125 Seiten. München 
1912, C. H. Beckſche Verlagsbuchhandlung, Oskar 
Beck. Mk. 5.50. 


Der Verfaſſer gibt uns, wofür ſchon ſein Name 
bürgt, ſcharfſinnige theoretiſche Erörterungen, bei denen 
er ſich mit den bisher in Rechtſprechung und Literatur 
geäußerten Anſichten auseinanderſetzt. Um die praktiſche 
Bedeutung der Abgrenzung der entgeltlichen und un⸗ 
entgeltlichen Geſchäfte und damit den Wert des Buches 
für die Praxis darzutun, genügt es wohl an die Sonder» 
beſtimmungen zu erinnern, die für Schenkungen gelten, 
an die Beſtimmungen über die Anfechtung unentgelt⸗ 
licher e und an die Bedeutung des unent⸗ 
geltlichen Erwerbs im Steuer- und Stempelrecht. E. 


Oeſterreichiſche Geſetzes kunde. Kommentar zum 
Gebrauch für Ju riſten und Nichtjuriſten. 
Unter Mitwirkung einer größeren Zahl juriftifcher 
Praktiker herausgegeben von Dr. Max Leopold Ehren⸗ 
reich, k. k. Bezirksrichter. Bd. II: Das Strafgeſetz 
über Verbrechen, Vergehen und Ueber⸗ 
tretungen nebſt den Nachtragsgeſetzen und 
die Strafprozeßordnung. Bd. III: Im⸗ 
materialgüterrecht. Wechſelordnung und 
Scheckrecht. Allgem. Handelsgeſetzbuch 
ſamt Nachtragsgeſetzen. Konkursordnung. 
Advokaten ordnung. Notariatsordnung. 
Bd. IV: Das zivilgerichtliche Verfahren 
in und außer Streitſachen. Wien 1911 und 
1912, Verlag der patriotiſchen Volksbuchhandlung. 
Jeder Band 12 Kr. 50 Hell., Preis des ganzen vier⸗ 
bändigen Werkes 48 Kr. 

Auf die ſehr beachtenswerten Ziele des Unternehmens 
haben wir ſchon bei der Beſprechung des 1. Bandes der 
„Oeſterr.Geſetzeskunde“ hingewieſen (Jahrg. 1912 S. 118). 
Der frühere günſtige Eindruck wird bei der Durchſicht 
der jetzt vorliegenden weiteren Bände beſtätigt. Hoffent— 
lich findet die Sammlung bei den gebildeten Laien, 
an die ſie ſich in erſter Linie wendet, die erforderliche 
Beachtung und Unterſtützung. Auch den ferner ſtehenden 
reichsdeutſchen Juriſten, insbeſondere den Rechtsan— 
wälten, kann ſie als gut brauchbare, zuverläſſige Zu— 
ſammenfaſſung des geltenden öſterreichiſchen Rechtes 
wie ſrüher empfohlen werden. B. 
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Frank, Dr. Reinhard, Profeſſor der Rechte in Tübingen. 
Das Strafgeſetzbuch für das Deutſche 
Reich nebſt dem Einführungsgeſetze. Achte bis zehnte, 
neu bearbeitete Auflage. Zweiter Abdruck, unter 
Berückſichtigung des Geſetzes vom 19. Juni 1912. 
715 Seiten. Tübingen 1912, Verlag von J. C. B. 
Mohr (Paul Siebeck). Preis 11.50 Mk. 

Seit 1847 zehn Auflagen von je 2000 Exemplaren! 
Schon dieſer Erfolg ſagt genug. Frank ging von der 
Abſicht aus, den Studierenden zu auge Bes 
handlung des Strafrechts anzuleiten und dabei eine 
ſtreng wiſſenſchaftliche Erläuterung des StGB. zu geben, 
die auch die Bedürfniſſe des Praktikers berückſichtigt. 
Dies Ziel ſteht ja nun freilich im Vorwort gar zu 
vieler Bücher. Zu den ſeltenen Ausnahmen, wo es 
nicht bloß Phraſe iſt, um die eine oder andere Unzu⸗ 
länglichkeit zu beſchönigen, gehört dieſes Werk. Es 
verzichtet auf die lückenloſe Vollſtändigkeit Ols⸗ 
hauſens, der darum aber auch immer auf mich 
trocken wie ein Wörterbuch gewirkt hat. Frank ſchlägt 
man auch als Praktiker nicht bloß nach, um ſich ſchnell 
über Aeußerungen in der Literatur und in der Recht⸗ 
ſprechung zu unterrichten, ſondern man lieſt die Er⸗ 
läuterungen zu den einzelnen Paragraphen mit Genuß; 
denn gar oft wirken ſie wie wohl abgerundete Ab⸗ 
handlungen. So hat Franks Werk ſich nicht etwa 
bloß als ein i des Studierenden bewährt, 
das er nach beſtandener Prüfung dankbar oder undank⸗ 
bar für immer beiſeite legt, ſondern es iſt auch dem 
Praktiker ein Arbeitsgefährte geworden, der ſich mit 
Recht einer immer wachſenden Beliebtheit erfreut. 

Jena. Rechtsanwalt Dr. Böckel. 


Jaeger, Profeſſor der Rechte in Leipzig. Kommentar 
zur Konkursordnung und den Einführungs⸗ 
geſetzen mit einem Anhang, enthaltend das Ans 
fechtungsgeſetz, Auszüge aus den Koſtengeſetzen. Aus⸗ 
führungsgeſetze und Geſchäftsordnungen. Dritte und 
vierte, neubearbeitete Auflage. 2. Band. Lieferung 2 
(Lieferung 5 des Geſamtwerkes). 388 Seiten. Berlin 
1912, J. Guttentag, Verlagsbuchhandlung, G. m. b. H. 
gebd. 5.— Mk. 

Es genügt, das Erſcheinen der neueſten Lieferung 
anzukündigen, die die 88 138—199 KO. erläutert, und 
auf meine frühere Anzeige, auch auf meine Beſchwerde 
über das viel zu langſame Erſcheinen des Werkes zu 


verweiſen. Wann der Schluß geliefert werden wird, 
iſt nicht angegeben. 
Jena. Rechtsanwalt Dr. Böckel. 


Geſetzgebung und Verwaltung. 


Die Berſendung von Akten in das Ausland wird 
neu geregelt durch eine Bek. vom 8. Mai 1913 (JM Bl. 
S. 70). Die bisherigen Vorſchriften waren unüber— 
ſichtlich und genügten den Bedürfniſſen des immer 
mehr zunehmenden Rechtsverkehrs mit dem Auslande 
nicht mehr. Die Folge war, daß ſie häufig nicht be⸗ 
achtet wurden. Die neuen Vorſchriften bringen be— 
deutende Vereinfachungen. Die Erlaubnis zur vorüber— 
gehenden Verſendung von Akten an öſterreichiſche und 
ſchweizeriſche Behörden ſowie an die Konſuln des 
Deutſchen Reichs erteilt künftig nicht mehr das St. 
d. Juſtiz; die Zuſtändigkeit geht auf die äußeren Auf— 
ſichtsbehörden über. Um jede unnötige Vielſchreiberei 
im Keime zu erſticken, iſt vorgeſchrieben, daß die Er— 
laubnis nicht mehr geſondert erholt werden ſoll; dem 
Beamten, der die Erlaubnis zu erteilen hat, wird 
vielmehr einfach das für die ausländiſche Behörde be— 
ſtimmte Schreiben (das Schreiben kann unter Um— 
ſtänden auch in einer ſog. kurzhändigen Verfügung 
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beſtehen) ſamt den Akten vorgelegt. Er gibt es einfach 
weiter, wenn keine Bedenken beſtehen, andernſalls 
verſagt er die Erlaubnis oder ordnet Vorſichtsmaßregeln 
an (er kann z. B. beſtimmen, daß einzelne Aktenſtücke 
zurückbleiben ſollen). Der Oberlandesgerichtspräſident 
und der Oberſtaatsanwalt können noch weitere Er» 
leichterungen Dee z. B. den Grenzverkehr oder 
den Verkehr mit beſtimmten Behörden oder in be⸗ 
ſtimmten Sachen (etwa in Strafſachen wegen Süßſtoff⸗ 
ſchmuggels) ganz freigeben. Zur Erläuterung von Er⸗ 
ſuchen um Rechtshilfe ſollen Akten nur ausnahms weiſe 
verſendet werden; inſoweit bleibt 8 3 Abſ. I Satz 2 
der Bek. vom 8. April 1911 (JMBl. S. 115) aufrecht⸗ 
erhalten. An fremde Konſularbehörden und an andere 
als öſterreichiſche und ſchweizeriſche Behörden dürfen 
Akten nur mit Erlaubnis des StM. d. Juſtiz verſendet 
werden. Das gleiche gilt, wenn Akten dauernd in das 
Ausland abgegeben werden ſollen. Hier iſt jedoch eine 
wichtige Ausnahme gemacht: in Vormundſchafts⸗ und 
Nachlaßſachen bedarf es keiner Erlaubnis, wenn die 
Akten zur weiteren Behandlung an eine öſterreichiſche 
oder ſchweizeriſche Behörde abgegeben werden ſollen 
und ſich die Tätigkeit des inländiſchen Gerichts auf 
die Prüfung feiner Zuſtändigkeit beſchränkt hat. 

Die neuen Vorſchriften zielen offenſichtlich darauf 
ab, daß möglichſt einfach und ohne bureaukratiſche 
Aengſtlichkeit verfahren wird; es iſt zu hoffen, daß die 
Aufſichtsbehörden bei der Erfüllung ihrer neuen Auf⸗ 
gabe dieſem Beſtreben Rechnung tragen. 
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Bogelſchutz und Jagdrecht. Die zum Vollzuge des 
Vogelfſchutzgeſetzes v. 30. Mai 1908 und des Art. 125 
Abſ. 4 Pol StGB. ergangene Bayeriſche Vollzugs verord⸗ 
nung v. 19. Oktober 1908 (GVBl. 965) wurde erſetzt 
durch die K. VO. v. 5. Mai 1913 zum Schutze der Vögel 
(GVBl. 189). Der 8 1 der bisherigen Verordnung, der 
die reichsgeſetzliche Schonzeit (1. März bis zum 1. Oktober) 
für gewiſſe Vogelarten auf das ganze Jahr erweitert, 
wurde geändert, indem die dort angeordneten Verkehrs⸗ 
verbote vereinheitlicht wurden und namentlich auch die 
Ausſcheidung von Verkehrsverboten für tote und für 
lebende Vögel aufgegeben wurde. Dagegen wurde den 
Diſtriktspolizeibehörden die Befugnis eingeräumt, unter 
gewiſſen Vorausſetzungen Ausnahmen von den Verkehrs⸗ 
verboten zu bewilligen. Das in 8 2 R. enthaltene 
Verbot gewiſſer Fangarten wurde erweitert; es iſt 
nunmehr auch die Verwendung von Pfahleiſen beim 
Vogelfang ſchlechthin verboten. Die Verordnung brachte 
auch Aenderungen des Jagdrechts. Es wurde das durch 
die VO. v. 11. Juli 1900 (GVBl. 693) auf Grund des 
Art. 1a Jagd. aufgeſtellte Verzeichnis der jagdbaren 
Tiere geändert; der Triel (Dickfuß), der Schelladler, 
der Schlangenadler (Schlangenbuſſard), der Abendfalke 
und der Rötelfalke ſind aus dem Verzeichnis geſtrichen, 
die bisherige ausdrückliche Ausnahme für die See: 
ſchwalben bei den im allgemeinen zu jagdbaren Tieren 
erklärten Möven iſt beſeitigt. Außerdem wurde auch 
8 13 der Jagdpolizeiverordnung vom 6. Juni 1909 
(GVBl. 109) erweitert, indem auch für den Jagdbetrieb 
die Verwendung von Pfahleiſen verboten wurde. Das 
durch Art. 85 Fiſch. den Fiſchereiberechtigten als Er⸗ 
weiterung des Fiſchereirechts eingeräumte Recht zur 
Tötung gewiſſer Tiere unter Verwendung von Pfahl,⸗ 
eiſen kann, weil auf Geſetz beruhend, durch die Ver— 
ordnung nicht geändert ſein; ſoweit die Verordnung 
das Verbot der Verwendung von Pfahleiſen für den 
Vogelfang enthält, hebt ſie die Weitergeltung auch aus— 
drücklich hervor. 
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Zur Reform der Zivilprozeßordnung. 


Nach einem Vortrage von Wirkl. Geh. Rat 
Exzellenz Dr. Wach. 


Von Dr. Leo Benario, Rechtsanwalt in München. 


1. In dem erſten Fortbildungskurſe für höhere 
bayeriſche Juſtizbeamte ſprach Univerſitätsprofeſſor 
Dr. Wach in vier Stunden über die Reform des 
deutſchen Zivilprozeſſes. Wach ſchöpfte ſeine Legi⸗ 
timation, vor Praktikern dieſe Fragen aufzu⸗ 
rollen, insbeſondere auch aus der Tatſache, daß er 
ſeit 30 Jahren an den Leipziger Gerichten mit 
halbem richterlichem Penſum als Hilfsrichter tätig 
iſt. Um ſo mehr Beachtung finden die Aus⸗ 
führungen des großen Theoretikers. 

Wach erklärte die letzte Reform der deutſchen Zivil⸗ 
prozeßordnung als ein Flickwerk. Das Geſetz ſei in 
gewiſſer Weile damit „desorganiſiert“ worden. Das 
Bedürfnis nach einer Verbeſſerung werde allgemein 
anerkannt. Die Reformer wollten zum Teile eine 
Aenderung an „Haupt und Gliedern“. Man klagt 
über die Wahrheitswidrigkeit des Verfahrens, über 
den Formalismus der Mündlichkeit, über die Zer⸗ 
ſtörung der Mündlichkeit durch die eindringende 
Schriftlichkeit, über die Verſchleppung und die Koſt⸗ 
ſpieligkeit, man klagt über Richter⸗ und Anwaltsſtand. 

Dieſe Klagen ſeien an ſich nicht Volksklagen, 
ſie gingen vielmehr aus den Berufskreiſen hervor. 
Der Reformdrang ſei aber nicht ganz ohne krank⸗ 
haften Zug. Eine gewiſſe „Manie“ mache ſich da 
geltend. Das Recht ſei nicht ein Kleid, das man 
von heute auf morgen verwandelt. „Das Recht 
iſt dann das beſte Recht, wenn es das dem Volke 
gebotene Recht iſt. Das eingelebte Recht iſt das 
gute Recht, ſo lange das Volk nicht darüber ſeufzt.“ 
Längſt überwundene Standpunkte tauchten als „Zus 
kunfts⸗Mufik“ auf und manche „olle Kamellen“, 
die längſt abgetan, würden hoffnungsfreudig wieder 
ausgegraben. 

Dann, ſagte Wach, müſſe man ſich auch die 
Autoren anſehen, die für Reformen eintreten. Hier 
ſei eine perſönliche Kritik notwendig. Die Stellung 
des Betreffenden, ſein Lebensſtand ſeien wichtige 
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Faktoren zur Beurteilung. Ein Reichsgerichtsrat 
z. B. ſei den unteren Gerichten mehr entfremdet. 
Anwaltſchaft und Richterſtand müßten möͤglichſt 
darnach ſtreben, ſich gegenfeitig zu verſtehen. 

Auch bei der Rechtsvergleichung ſei ein ab⸗ 
wägender Standpunkt geboten. Für alle Völker 
ſchicke ſich nicht das gleiche. Die öſterreichiſche 
Zivilprozeßordnung werde von vielen als ideale 
Schöpfung angeſehen. Es habe aber dabei eine 
gewiſſe Doſis Selbſtverherrlichung mitgewirkt und 
die öſterreichiſche fuße auf der deutſchen Prozeß⸗ 
ordnung. — 

2. Haben wir nun, fragt Wach, das Bedürfnis 
nach Reformen? Unſere Zivilprozeßordnung hat 
ſich nach ihm bewaͤhrt und bewährt ſich nach wie 
vor. Die Zivilprozeßordnung ſei eines der beſten 
der deutſchen Geſetze geweſen. Von dem ungeſunden, 
ſchriftlichen Prozeſſe, von der geſetzlichen Beweis⸗ 
Theorie habe ſie Befreiung gebracht. Die Zivil⸗ 
prozeßordnung — richtig gehandhabt — gebe einen 
immer noch guten Prozeß. Aber ein gutes Geſetz 
ſei noch nicht ein vollkommenes. In dieſer Rich⸗ 
tung müſſe ſich das Vorwärtsſtreben bewegen und 
in der Tat liege ein Bedürfnis nach teilweiſer 
Reform vor, „wenn die Zeit gekommen ſei“. 
Nicht vergeſſen werden dürfe aber der überall im 
Deutſchen Reiche herrſchende Mangel an richter⸗ 
lichem Perſonal. 

Mit der Statiſtik ſei zwar an ſich nicht viel 
anzufangen. Aber es müſſe doch betont werden, 
daß in den Jahren 1882 — 1909 an den N 
Amtsgerichten die Zahl der Richter ih) um 33 ¼ “ 
die der angefallenen Sachen um 135%, bei den 
Landgerichten die der Richter um 50 %, der Sachen 
um 300 % vermehrt habe. 

3. Weitere beſondere Klagen ſeien: 

a) Die Wahrheitswidrigkeit des Verfahrens. — 
Die Verhandlung ſolle nach dieſen Reformern nicht 
bloß vor dem Richter, ſondern mit und durch den 
Richter ſtattfinden. Beſonders Wildhagen hat auf 
dieſen angeblichen Mißſtand aufmerkſam gemacht 
und das obligatoriſche Erſcheinen der Parteien als 
Beſſerungsmittel vorgeſchlagen. — Wach teilt nicht 
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die Anficht, daß der Tatbeſtand unter der Herrſchaft 
der gegenwärtigen Zivilprozeßordnung zu häufig in 
wahrheitswidriger Weiſe feſtgeſtellt werde. Eine 
Anſicht, der die Erfahrung der Praxis wohl bei⸗ 
treten kann, wenn auch die Frage aufgeworfen 
werden darf, ob innerhalb der aufgeſtellten Partei⸗ 
behauptungen nicht dem Richter ein ſelbſtändiges 
Recht zur Beweiserhebung eingeräumt werden ſoll. 
In der Tat darf das Schickſal eines Rechtsſtreites 
nicht in ſo hohem Grade von dem Maße der Pflicht⸗ 
treue und Gewandtheit eines Rechtsanwalts für 
die Partei abhängen, wie es jetzt der Fall iſt. Man 
wende nicht ein: die Partei könne ſich ja ihren 
Anwalt ausſuchen. Erſtens iſt dies an kleineren 
Gerichten nicht der Fall und zweitens hat das 
Publikum nicht die Fähigkeit, die prozeſſuale Tüchtig⸗ 
keit eines Anwaltes zu würdigen, wie es ja be⸗ 
kanntermaßen oft zu ſeinem Nachteile einen guten 
Verteidiger für einen ebenfo tüchtigen Zivilprozeſſua⸗ 
liſten hält. Wenn Prozeſſe infolge des gegen⸗ 
wärtigen, einſeitigen Parteibetriebes geradezu Gefahr 
laufen „verſchlampt“ zu werden, dann muß im 
Intereſſe der Rechtsordnung innerhalb der geſtellten 
Anträge und erhobenen Behauptungen der Richter 
das Recht haben, nach eigenem freien Ermeſſen 
Beweiſe zu erheben. 

b) Das obligatoriſche Erſcheinen der Parteien 
lehnt Wach mit Recht ab. In den Großſtädten 
und bei größerer Entfernung des Wohnſitzes vom 
Orte des Gerichtes würde ein ſolcher Zwang ſicher⸗ 
lich mehr Nachteile für die Parteien bringen, als 
wenn ihnen das Erſcheinen vor Gericht freigeſtellt 
wird. Ein Geſchäftsmann in der Großſtadt kann 
an einem Vormittage in ſeinem Betriebe oft viel 
mehr verſaͤumen, als die ganze Prozeßſumme aus: 
macht. Ferner fragt er ſich mit Recht, wozu er 
ſeinen Anwalt habe, wenn er wegen einer Geld⸗ 
ſache auch noch vor Gericht gezwungen werden 
könne. So ſehr die perſönliche Anweſenheit einer 
Partei der Erledigung eines Rechtsſtreits dienen 
kann, jo ſehr muß aber jeder Zwang in dieſer Be⸗ 
ziehung ſchon mit Rückſicht auf die in unſerem 
gegenwärtigen Wirtſchaftsſyſtem allenthalben herr⸗ 
ſchende Arbeitsteilung abgelehnt werden. 

c) Auch der Forderung, Schöffen in Zivilſachen 
zur beſſeren Wahrheitserforſchung beizuziehen, kann 
ſich Wach nicht anſchließen. Es würden auch damit 
allzu koſtſpielige Weitläufigkeiten erwachſen. — Nach 
Anſicht des Verfaſſers würde es ſich vielleicht emp- 
fehlen, die beſtehenden Gewerbe- und Kaufmanns— 
gerichte zu einem allgemeinen „Lohngerichte“ als 
einer beſonderen Abteilung der Amtsgerichte zu 
vereinigen und dieſe aus ſozialen Gründen mit 
männlichen und weiblichen Schöffen zu verſehen. 

4. Was die Klagen betrifft, daß im gegen— 
wärtigen deutſchen Zivilprozeſſe zu viel geſprochen 
oder zu viel geſchrieben werde, ſo meint Wach, 
daß die Zivilprozeßordnung an ſich nicht den Vor: 
wurf eines Fanatismus der Mündlichkeit verdiene. 


Denn die Mündlichkeit ſei gleich der Unmittel— 
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barkeit der Verhandlung und dieſe ſei der Kern der 
ganzen Sache. Es handele ſich um eine Lebens⸗ 
frage des modernen Prozeſſes. — Man wird Wach 
grundſätzlich hierin Recht geben müſſen. Aber es 
fragt ſich, ob die „Unmittelbarkeit“ der Verhandlung 
durch eine größere Freiheit der fakultativen Schrift: 
lichkeit nicht auch noch genügend für das Partei⸗ 
Intereſſe gewahrt werden kann. Wenn beide Par⸗ 
teien übereinſtimmend beantragen, nach Lage der 
Akten das Endurteil zu erlaſſen, oder die Beweiſe 
zu erheben, oder einen Beweisbeſchluß zu ergänzen, 
warum muß hiezu jedesmal der oſt erſt nach 
Wochen mögliche, ganze ſchwere Apparat der münd⸗ 
lichen Verhandlung angewandt werden? Hält das 
Gericht trotz übereinſtimmender Partei⸗Anträge 
eine mündliche Verhandlung für nötig, ſo ſoll es 
dieſe nach Anſicht des Verfaſſers ohne jede Be⸗ 
gründung anordnen können. Wieviel Zeit und 
Geld würde hiedurch z. B. allein in Berlin erſpart 
werden können, das nach Wach ſchon jetzt ſeine 
eigene Zivilprozeßordnung hat! 

Würde dem $ 128 ZPO., welcher ſagt, daß 
die Verhandlung der Parteien über den Rechts⸗ 
ſtreit vor dem erkennenden Gerichte eine mündliche 
iſt, nur der eine Satz beigefügt: „Auf gemeinſamen 
Antrag der Parteien, nach Lage der Akten zu er⸗ 
kennen, kann das Gericht von mündlicher Verhand⸗ 
lung abſehen“, welch ungeheuere Erſparnis an Zeit, 
Mühe und Geld würde damit für das deutſche 
Rechtsleben eintreten! 

Und würde dadurch die „Unmittelbarkeit der 
Verhandlung“ leiden, wenn beide Parteien ein⸗ 
verſtanden ſind? Volenti non fit injuria! — 
Hiedurch würde zweifellos eine größere Beweglichkeit 
des ganzen Zivilprozeſſes erreicht werden und Beweg⸗ 
lichkeit des Verfahrens in jeder Beziehung iſt das 
erſte Erfordernis eines guten Zivilprozeßverfahrens 
im Gegenſatz zum Strafprozeſſe, der aus öffent⸗ 
lichem Intereſſe an ſtarrere Formen gebunden ſein 
muß. — Durch dieſe Miſchung von Mündlichkeit 
und Schriftlichkeit, je nach dem Bedürfniſſe des 
einzelnen Falles, könnte auch trotz des gegenteiligen 
Standpunktes von Wach, am beſten der Klage ge⸗ 
ſteuert werden über 

5. die Verſchleppung des Prozeſſes. Wach emp⸗ 
fiehlt in dieſer Beziehung eine erhöhte „Souveränität“ 
des Richters. Namentlich die 88 48 GKG. und 
102 3PO. will Wach mehr angewandt wiſſen. 
Der Richter müſſe Vertagungsgeſuche nach ſeinem 
Ermeſſen ablehnen oder wenigſtens mit Koſten⸗ 
Nachteilen ahnden können. Hierin geht Wach ent⸗ 
ſchieden zu weit. Wo bleibt der freie Spielraum 
da für die Vergleichs-Verhandlungen, welche Wochen 
und Monate namentlich bei auswärts wohnenden Bar: 
teien und Korreſpondenz⸗Anwälten dauern können? 

Allerdings gibt es Fälle, wo ſchuldhafte Prozeß⸗ 
verzögerungen mit Koſtenfolgen belegt werden ſollen. 
— Als Fall einer ſolchen muß es z. B. bezeichnet 
werden, wenn in der Berufungs- und Reviſions⸗ 
inſtanz nach gründlichem Studium oft „pfund—⸗ 
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ſchwerer“ Akten durch den Präſidenten oder Refe⸗ 
renten ganz kurz vor oder im Termine ein Ver⸗ 
tagungsgeſuch auftaucht, weil der eine Anwalt 
keine Zeit zur Fertigung eines Schriftſatzes ge⸗ 
funden hat und der andere aus kollegialen Gründen 
die Vertagung nicht abſchlagen wollte. Hier liegt 
in der Tat eine grobe Ungehörigkeit gegen das Ge⸗ 
richt und die Parteien vor. In einem ſolchen Falle 
dürfte ſchon mehr von 88 48 GKG. und 102 ZPO. 
Gebrauch gemacht werden! — 

6. Wach empfiehlt insbeſondere die Einführung 
des Vortermins. Dies mit Recht. Wie viele 
Verſäumnis⸗, Anerkenntnis⸗ und Vergleichsſachen 
ließen fich auf dieſe Weife vor der mündlichen Ver⸗ 
handlung in der Kammer beim Anwaltsprozeſſe 
erledigen, wenn ein beauftragter Richter einen 
ſogenannten Vortermin abzuhalten hatte! Der 
Vortermin müßte ſich nach Wach ſo kurz wie mög⸗ 
lich an die Klage anſchließen. Die Gerichtsſchreiberei 
ſollte hiebei mehr als Vertrauensſtelle für die Par⸗ 
teien ausgenützt werden, als dies bis jetzt geſchehen 
iſt. Hiebei könnte die Vorbereitung, ähnlich wie nach 
8501 3PO., erfolgen. — Jedenfalls würde dieſe 
Vorſchrift nach Anſicht des Verfaſſers für den Vor⸗ 
termin viel beſſer paſſen, als jetzt zu einer über⸗ 
bürdeten Amtsgerichts⸗Sitzungsliſte! 

Ein ſolcher Vortermin kann gemäß § 296 ZPO. 
auch jetzt ſchon angeordnet werden. Nach § 78 
Abſ. 2 ZPO. könnte hiebei die beklagte Partei ohne 
Anwalt vor dem beauftragten Richter erſcheinen. 
Freilich wird der Verſuch praktiſchen Schwierigkeiten 
begegnen. Aber die Möglichkeit eines raſcheren Ver⸗ 
gleiches und beſchleunigter Information durch den 
beauftragten Richter beſteht und letztere ware nament⸗ 
lich wichtig bei der Frage der Bewilligung des Armen⸗ 
rechts für den Beklagten. Gerade auf dieſem ſo 
heiklen Prozeßgebiete könnte der Vortermin auch 
de lege ferenda von wohltätiger Wirkung ſein. 

7. Wach wies auch auf die Verſchiedenheit des 
gegenwärtigen Partei⸗ und Anwaltsprozeſſes hin 
und forderte erhöhte Unmittelbarkeit der Beweis⸗ 
aufnahme vor dem erkennenden Gerichte. Dieſe iſt 
aber bei der gegenwärtigen Geſchäftslaſt ohne gründ⸗ 
liche Abtrennung eines großen Teiles der Sachen 
im voraufgeführten Sinne nicht möglich. 

8. Bezüglich des Zeugenrechtes, ſagte Wach, 
wäre bei Schaffung des BGB. die Möglichkeit ge⸗ 
weſen, das Volk zu größerer Schriftlichkeit zu er⸗ 
ziehen und damit einen Teil des Zeugenbeweiſes 
zu erſparen. 

Was den Eid anlange, ſo ſei das Eidesurteil 
ſtets eine höchſt gefährliche Prodezur. Auch bei 
einem richterlichen Eide ſolle Beweisbeſchluß zu— 
läſſig ſein. 

Der eidlichen Vernehmung der Parteien nach 
öſterreichiſchem Vorbilde ſteht Wach ſkeptiſch gegen: 
über. Denn hier werde die Stellung der Partei 
grundſätzlich verſchoben und, wenn der Richter nach 
der eidlichen Vernehmung einer Partei erkläre, daß 


er dieſer doch nicht glaube, ſo ſei dies eine ſehr 
mißliche Sache. 

9. Was die Rechtsmittel anlange, ſo ſei unſere 
Berufung ein Miſchding zwiſchen Mündlichkeit und 
Schriftlichkeit. Dies ſei zu billigen. Man könne 
aber das Berufungsverfahren vereinfachen, ſo z. B. 
die Möglichkeit einführen, durch Beſchluß die Un⸗ 
zulaͤſſigkeit des Rechtsmittels auszuſprechen. Ferner 
ſolle ähnlich wie bei der Reviſion die Notwendigkeit 
der Begründung der Berufung innerhalb einer be⸗ 
ſtimmten Friſt eingeführt werden. 

Bei der Reviſion ſelbſt ſei die mündliche Ver⸗ 
handlung zu ſtreichen. Schon die Ueberlaſtung des 
Reichsgerichts draͤnge dazu, wenn auch die Rechts⸗ 
anwälte am Reichsgerichte anſcheinend Wert auf 
die Mündlichkeit legen. Dieſes Rechtsmittel müſſe 
grundſätzlich umgeſtaltet werden. 

Zum Schluſſe erklärte Wach es für ſicher, daß 
wir einer allgemeinen Reviſion des deutſchen Zivil⸗ 
prozeßrechtes entgegengehen. 


Beiträge zum Gefällsſtrafrechte 
der Gemeindeordnung. 


Bou Otts Meiſer, III. Staatsanwalt in Kempten. 
(Schluß.) 

Art. 5 AG. StPO. handelt von den ſog. „höher 
ſtrafbaren Uebertretungen“ des bayeriſchen Straf⸗ 
rechts, bei denen das Höchſtmaß der in § 1 Abſ. 3 
und 18 StGB. feſtgeſetzten Uebertretungsſtrafen 
(150 M Geldſtrafe und 6 Wochen Haft) überſchritten 
werden kann.“) Das iſt bei den Defraudations⸗ 
ſtrafen des Art. 41 Abſ. 3 Gem O. möglich. An: 
gedrohte Strafe iſt hierbei ſtets die Geldſtrafe. 
Der erſte Satz des Art. 41 Abt. 4 GemO. lautete 
urſprünglich: „Die Uebertretung der betreffenden 
Vorſchriften wird als Polizeiübertretung be: 
handelt und unterliegt der Aburteilung der hiefür 
zuftändigen Einzelgerichte.“ Die jetzige Faſſung 
des Art. 41 Abſ. 4 Satz 1 beruht auf Art. 4 des 
Geſetzes vom 19. Januar 1872, die Aenderung 
einiger Beſtimmungen der Gemeindeordnung für 
die Landesteile diesſeits des Rheines vom 29. April 
1869 betr. (GBl. 1871/77 Sp. 197). Die Aende⸗ 
rung wurde getroffen mit Rückſicht auf das In⸗ 
krafttreten des Reichsſtrafgeſetzbuchs in Bayern 
(1. Januar 1872; Verh. d. K. d. Abg. 1871/72 
Beil. Bd. 1 S. 440). Die Zuwiderhandlungen 
gegen Art. 41 Abſ. 3 GemO. trugen hiernach, wie 
die urſprüngliche Faſſung des Art. 41 Abſ. 4 Satz 1 
GemO. beweiſt, vor dem Inkrafttreten des Reichs: 
ſtrafgeſetzbuchs die Eigenſchaft von Polizeiüber— 


11) Wegen der Entſtehungsgeſchichte des Art. 5 AG - 
StPO. darf auf die Abhandlung von Hümmer, „Die 
böher ſtrafbaren Uebertretungen des bayeriſchen Rechts“ 
in dieſer Zeitſchrift 1907, 487 Bezug genommen werden. 
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tretungen an ſich. Der Art. 5 AG. StPO. ſchließt 
ih an den Art. 5 des Geſetzes vom 26. Dezember 
1871.) den Vollzug der Einführung des StGB. 
für das Deutſche Reich in Bayern betr. (GBl. 
1871/72 Sp. 81) an; Abſ. 3 iſt neu eingefügt 
worden. Die Regierungsbegründung zu der ein⸗ 
ſchlägigen Stelle des Geſ. vom 26. Dezember 1871 
findet ſich in den Verhandlungen des Geſetzgebungs⸗ 
ausſchuſſes der K. d. Abg. 1871/72 Beil. Bd. 1 
S. 52 zu Art. 6 des Entw. Aus dieſer Begrün⸗ 
dung ergibt ſich für Art. 5 AG. StPO., daß deſſen 
Abſätze 2 und 4 zueinander im Gegenſatze ſtehen: 
Abſ. 2 hat Uebertretungen im Sinne des erſten Ab⸗ 
ſatzes im Auge, bei denen eine Freiheitsſtrafe an⸗ 
gedroht iſt; Abſ. 4 hat Uebertretungen im Sinne 
des erſten Abſatzes im Auge, bei denen primär 
eine Geldſtrafe angedroht iſt und eine Freiheits⸗ 
ſtrafe nur erſatzweiſe in Betracht kommt. Die 
Beſtimmung des Abſ. 3 iſt für unſer Gebiet gegen⸗ 
ſtandslos. Mithin kommt von dem Art. 5 AG.⸗ 
StPO. auf die ſtrafbaren Handlungen nach Art. 41 
Abſ. 3 GemO. nur der Abſ. 1 und 4 zur zer. 
wendung. Hiernach ſind die höher ſtrafbaren Ueber⸗ 
tretungen des Art. 41 Abſ. 3 GemO. in ſtraf⸗ 
rechtlicher Beziehung d. h. materiellrechtlich als 
Uebertretungen i. S. des Reichsſtrafgeſetzbuchs zu 
behandeln; die an Stelle der uneinbringlichen Geld⸗ 
ſtrafe tretende Freiheitsſtrafe iſt Haft und das 
Höchſtmaß der Erſatzhaftſtrafe beträgt drei Monate, 
weil in der Gem O. eine beſondere Beſtimmung 
nicht getroffen iſt (Art. 5 Abſ. 1 und 4, Art. 4 
AG. StPO; IS 28. 29 StGB.).““) Im Einzel: 
fall iſt an Hand der ortspolizeilichen Vorſchrift 
ſtets zu prüfen, ob die Uebertretung der Straf— 
androhung nach ſchon nach Reichsrecht als 
Uebertretung erſcheint oder ob fie eine höher ſtraf⸗ 
bare Uebertretung i. S. des Art. 5 AG. StPO. 
iſt und deshalb in ſtrafrechtlicher Beziehung grund— 
ſätzlich wie eine Uebertretung des Reichsrechts be: 
handelt werden muß. Die erſtere Möglichkeit trifft 
ſtets bei den Ordnungswidrigkeiten und bei den 
Defraudationen im Betrage von 4½½ M und da: 
runter zu, weil dieſe im Höchſtfalle nur mit einer 
Geldſtrafe bis zu 18 und 45 M bedroht ſind. 
Die erſtere oder die letztere Möglichkeit kann bei 


den Defraudationen höherer Beträge in Betracht 


kommen, weil hier die angedrohte Strafe 150 M 
überſteigen kann. Mit Rückſicht auf den Wortlaut 
des Art. 5 Abſ. 4 AG. StPO. muß man nun 
unterſcheiden: wo in der Strafdrohung das reichs— 
rechtliche Höchſtmaß der Geldſtrafe nicht überſchritten 


12) Abgeſehen von einigen Ulebergangsbeſtimmungen 
wurde dieſes Geſetz durch das AG. Stp O. (Art. 2 Ziſſ. 6) 
aufgehoben. 

18, Im Straſbeſcheide der Gemeindebehörde darf 
jedoch keine Erſatzhaftſtrafe, ſondern nur die Geldſtrafe aus: 
geſprochen werden (S 459 StpO.). Iſt die in dem voll: 
ſtreckbaren Strafbeſcheid ausgeſprochene Geldſtraſe un— 
einbringlich, jo erſolgt ihre Umwandlung durch gericht 
liche Entſcheidung (8 463 Stp O.). 
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wird, liegt keine höher ſtrafbare Uebertretung vor, 
die Erſatzhaftſtrafe beträgt alſo im Höchſtmaße nicht 
drei Monate, ſondern es hat bei der Beſtimmung 
des 8 29 Abſ. 2 StGB. (ſechs Wochen) ſein Be⸗ 
wenden (Art. 4 AG. StPO.); wo dagegen in der 
Strafdrohung das reichsrechtliche Höchſtmaß der 
Geldſtrafe überſchritten wird, beträgt das Höchſt⸗ 
maß der Erſatzhaftſtrafe auf Grund des Art. 5 
Abſ. 4 AG. StPO. drei Monate. Während Art. 5 
AG. StPO. beſtimmt, daß die „höher ſtrafbaren 
Uebertretungen“ gleichwohl als Uebertretungen i. S. 
des StGB. zu behandeln find, fpricht Art. 4 den 
allgemeinen, nicht auf Uebertretungsſachen be⸗ 
ſchränkten Gedanken aus, daß die Beſtimmungen 
in der Einleitung und im erſten Teile des Reichs⸗ 
ſtrafgeſetzbuchs (58 1— 79) grundſätzlich überhaupt 
auch inſoweit anzuwenden find, als Handlungen 
vorliegen, die nach beſonderen, neben dem Reichs⸗ 
ſtrafgeſetzbuch fortbeſtehenden Landesgeſetzen mit 
Strafe bedroht ſind. Eine Ausnahme iſt nur für 
den Fall gemacht, daß nach dem Inhalte der ein⸗ 
ſchlaͤgigen Landesgeſetze etwas anderes beſtimmt iſt. 
Das materielle Gefällsftrafreht der Gem O. tft 
durch Art. 3 Ziff. 2 AG. StPO. ausdrücklich auf: 
recht erhalten worden. Dem Inhalte des ein: 
ſchlägigen Art. 41 Abſ. 3 GemO. (Höchſtmaß der 
Geldſtrafe 4½ M bzw. ein Vielfaches des ent: 
zogenen Gefälls) “') wird entnommen werden dürfen, 


daß die Geldſtrafen im Gegenſatz zum StGB. nicht 


Forſtgeſetz Art. 52. — IM iſt nach Art. 5 


ſtets nur nach vollen Markbetragen, ſondern auch 
zwiſchen dem Mindeſt⸗ und Höchſtmaß nach Pfennig⸗ 
beträgen bemeſſen werden können. Tatſächlich liegt 
es gegenüber einem Strafgeſetz, das ſein Höchſtmaß 
der Strafe durch ein Vielfaches des entzogenen 
Gefälls beſtimmt, für den Richter oder die Ver⸗ 
waltungsbehörde nahe, auch ſonſt — unter Be⸗ 
achtung des zuläſſigen Mindeſtmaßes der Geld: 
ſtrafe und der feſten Höchſtſtrafe für Bagatell⸗ 
defraudationen — die Strafen innerhalb des dar⸗ 
gebotenen Strafrahmens nach einem Vielfachen 
auszuſprechen. Es liegt hierin ein erwünſchter 
Maßfſtab für die Strafzumeſſung, der die dem Ber: 
ſchulden des Täters angemeſſene Strafe leichter 
finden läßt. Zweifellos iſt, daß nach Art. 41 
Abſ. 3 GemO. Höchſt ſtrafen in Betracht kommen, 
die Pfennigbeträge enthalten. Pfennigbeträge unter 
einer Mark ($ 27 StGB.) werden aber nicht aus⸗ 
zuſprechen ſein (Art. 4 AG. StPO.). ) Eine Ab: 
weichung vom Reichsrecht in dieſer Beziehung iſt 
in der Natur der Sache nicht begründet. Anders 
wäre zu entſcheiden, wenn das Höchſtmaß einer 
aus Art. 41 Ab). 3 folgenden Strafe unter dem 
Betrag von einer Mark zurückbleiben könnte; das 
iſt nicht der Fall. Die bayerische Polizeiſtrafgeſetz⸗ 
gebung von 1861 hatte von der Feſtſetzung eines 


14) Vgl. zum Text auch die Fußnote ) oben. 

18) OLG. . 7, 477 (481). a z. B. 
Abi. 1 AG» 
StPO. die Mindeſtſtrafe auch dann, wenn die angedrobte 
Strafe 150 M überſteigt. 
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beſtimmten niedrigſten Maßes der Geldſtrafe ab⸗ 
ſichtlich abgeſehen, um Härten zu vermeiden (Verh. 
d. K. d. Abg. 1859/61 — Geſetzgebungsausſchuß — 
Beil. Bd. II S. 100). Der bayeriſchen Ueber: 
leitungsgeſetzgebung und dem Grundſatze des Art. 4 
AG. StPO. wird es aber entſprechen, das reichs⸗ 
geſetzliche Mindeſtmaß der Uebertretungsgeldſtrafe 
auch hier anzuerkennen. Daß nach dem Reichs⸗ 
ſtrafgeſetzbuch die Mark die geringſte Rechnungs⸗ 
einheit ſei, iſt zwar nicht völlig unbeſtritten, aber 
von der herrſchenden Lehre“) und der Gerichts⸗ 
praxis anerkannt. 

Die Beſtimmungen des Art. 5 Abſ. 1 AG. StPO. 
beziehen ſich nur auf das materielle Strafrecht. 
Bezüglich des Verfahrens, insbeſondere der Gerichts⸗ 
zuftändigkeit, iſt das Reichsrecht maßgebend. Die 
Schöffengerichte ſind zuſtändig für alle Ueber⸗ 
tretungen und jene Vergehen im Sinne des Reichs⸗ 
rechts, die mit einer Geldſtrafe von höchſtens 600 M 
bedroht find (8 27 Nr. 1 und 2 GVG.). Für 
Vergehen, die mit einer höheren Geldſtrafe als 
600 M bedroht find, iſt die Zuſtändigkeit der Straf⸗ 
kammer begründet ($ 73 Nr. 1 GG.). Ueber⸗ 
tretungen im Sinne des Reicherechts find die mit 
Geldſtrafe bis zu 150 M bedrohten Handlungen; 
die mit einer Geldſtrafe von mehr als 150 M 
bedrohten Handlungen ſind Vergehen ($ 1 Abſ. 3 
und 2 StGB.). Hiernach ſind für die Ordnungs⸗ 
widrigkeiten nach Art. 41 Abſ. 3 GemO. und für 
die Defraudationen, die den Betrag von 4½ M 
nicht überſteigen, ſtets die Schöffengerichte zuſtändig, 
weil die angedrohte Höchſtſtrafe nur 18 und 45 M 
beträgt. Für die Defraudationen mit höheren 
Beträgen und für die höheren Defraudationen im 
Rückfall kommt die Zuſtändigkeit des Schöffen⸗ 
gerichts oder der Strafkammer in Betracht, je nach⸗ 
dem das für den konkreten Fall (Obs G. 1, 103 
und 2, 374) angedrohte Höchſtmaß der Geldſtrafe 
den Betrag von 600 M nicht überſteigt oder ihn 
überſteigt. Der äußerſte Fall der ſchöffengericht⸗ 
lichen Zuſtändigkeit iſt hier gegeben bei einer ein⸗ 
fachen Defraudation in der Höhe von 60 M und 
bei einer Defraudation im Rückfall in der Höhe 
von 30 M; in dieſen Fällen beträgt das Höchſtmaß 
der angedrohten Strafen gerade 600 &. Stets 
gebührt die Unterſuchung und Entſcheidung, ſoweit 
nicht das Verwaltungsſtrafverfahren Platz greift, 
den bürgerlichen Gerichten (S 2 MilStG0O.). In 
den zur Zuſtändigkeit der Schöffengerichte gehörigen 
Gefällsſtrafſachen kann gemäß § 447 StPO. auch 
das Strafbefehlsverfahren vom Gericht angewendet 
werden. Soweit die Zuſtändigkeit der Strafkammer 


16) Vgl. v. Liſzt, Lehrb. 8 63, II; vergleichende 
Darſtellung des deutſchen und ausländiſchen Strafrechts, 
allg. Teil, Bd. IV S. 263. — Der 86 EG. StGB. bezieht 
ſich nur auf die Strafarten, auf die fürderhin aus⸗ 
ſchließlich erkannt werden darf, nicht aber hat er die Be- 
deutung, daß die Einzelregelung der Strafarten des StGB. 
auch für die Gegenſtände des Landesſtrafrechts bindend 
wäre. Auch das reichsrechtliche Mindeſtmaß der Geld— 
ſtrafe iſt für das Landesſtrafrecht nicht bindend. 
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begründet iſt (§ 73 Nr. 1 GV.), kann in vielen 
Fällen Ueberweiſung nach $ 75 Nr. 14 GVG. 
erfolgen, nachdem jetzt durch die Novelle vom 5. Juni 
1905 (RGBl. S. 533) der Höchſtbetrag der zu 
erwartenden Geldſtrafe von 600 auf 1500 M 
hinaufgeſetzt worden iſt. Vorausgeſetzt iſt bei Nr. 14, 
daß die im Einzelfall angedrohte Strafe höchſtens 
1500 M beträgt. Bei jugendlichen Taͤtern gibt 
noch die Nr. 14a eine Ueberweiſungs möglichkeit. 
Die Nr. 15 des 8 75 GVG. kann nur in be: 
ſchränktem Umfange verwertet werden. Nach dem 
Wortlaute dieſer Stelle kommen bloß Gefällsdelikte 
in Betracht, bei denen die Strafe durch ein Viel⸗ 
ſaches feſtgelegt iſt. Die Begründung zum Ent: 
wurf des GVG. hebt hervor, daß es ſich hier um 
Vergehen leichterer Art handle. Nur ſoweit die 
ortspolizeiliche Vorſchriſt ein Vielfaches als abſolute 
Strafe androht, könnte die Nr. 15 des $ 75 in 
Fällen, wo Nr. 14 und 14a verſagt, noch prak⸗ 
tiſch werden. 

Nach Art. 41 Abſ. 3 Satz 21) fließen die er⸗ 
kannten Geldſtrafen in die Gemeindekaſſe; es liegt 
einer der Ausnahmefälle vor, die Art. 29 AG. StPO. 
im Auge hat. Bei der Faſſung des erwähnten 
Ausnahmeſatzes der GemO. kann kein Zweifel be⸗ 
ſtehen, daß die Geldſtrafen in jedem Fall in die 
Gemeindekaſſe fließen, mag die Strafe rechtskräftig 
von der Verwaltungsbehörde oder vom Gericht 
feſtgeſetzt worden ſein, mag das Gericht die im 
Strafbeſcheid ausgeſprochene Strafe beſtätigt, ge⸗ 
mindert oder erhöht haben.““) Das Wort,, beſtätigt“ 
ſoll übrigens nur im ſachlichen Sinn verſtanden 
werden. Aeußerlich iſt die Urteilsformel, wenn 
gegenüber einem Strafbeſcheid auf gerichtliche Ent: 
ſcheidung angetragen worden iſt, wie jede andere 
Urteilsformel jelbitändig abzufaſſen und zwar auch 
dann, wenn wörtlich die gleiche Entſcheidung ge⸗ 
troffen wird, wie im Strafbeſcheid. Für den Fall 
der Uneinbringlichkeit der Geldſtrafe ſoll das Gericht 
ſtets gleich die Erſatzhaftſtrafe im Urteil beſtimmen 
(88 28, 29 StGB., $ 491 StPO., Art. 4, 5 
AG. StPO.). Das Gebührengeſetz in der Faſſung 
der Bek. vom 13. Juli 1910 beſtimmt in Art. 32 
Abi. 1, daß in dem Straſbeſcheidverfahren der 
Verwaltungsbehörden wegen Zuwiderhandlungen 
gegen die Vorſchriften über die Erhebung öffent⸗ 
licher Abgaben und Gefälle zwei Zehnteile der 
Sätze des 8 62 GKG. erhoben werden, wenn die 
Strafe im Verwaltungswege rechtskräftig 
feſtgeſetzt iſt. Nach Abſ. 2 fließt dieſe Gebühr 
ausnahmsweiſe (Art. 1 GebG.) in den Fällen des 
Art. 41 Abſ. 3 GemO. in die Kaſſe der Gemeinde, 


17) Hierzu Art. 39 GemO. Geldſtrafen aus rechts— 
kräftigem Strafbeſcheid ſind auch bei der Gemeindekaſſe 
einzuzahlen. 

18) Die Bek. vom 3. Auguſt 1885, JM Bl. S. 169 
(Mitteilung der Anzeige an die zuſtändige Verwaltungs- 
behörde), wird auch auf die Zuwiderhandlungen gegen 
gemeindliche Gefällsvorſchriften anzuwenden ſein (JM Bl. 
1910, 953 8 45). 
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deren Verwaltung den Strafbeſcheid erlaſſen hat. 
Die Gebühr nach Art. 32 iſt nur dann zu erheben, 
wenn die Strafe im Verwaltungswege rechtskräftig 
feſtgeſetzt iſt. Wird die gerichtliche Entſcheidung 
angerufen, ſo iſt im Verwaltungsſtrafverfahren 
überhaupt keine Gebühr zu erheben (v. Pfaff⸗ 
Reiſenegger⸗Schmidt, 7. Aufl., Anm. 3 zu Art. 32 
GebG.); die zu erhebenden Gebühren bemeſſen ſich 
dann ausſchließlich nach dem GKG. 


Eine Beſchwerde gegen den Strafbeſcheid der 
Gemeinde an die höhere Verwaltungsbehörde findet 
nicht ſtatt ($ 459 Abſ. 2 StPO., Art. 89 Abſ. 5, 
97 Abi. 1 AG. StPO.); er wird daher rechts⸗ 
kräftig, wenn nicht auf gerichtliche Entſcheidung 
angetragen wird. Wenn wir nun kurz betrachten 
wollen, wie es mit Nachlaß, Stundung und Be⸗ 
gnadigung hinſichtlich rechtskräftiger Strafen aus 
Art. 41 Abſ. 3 GemO. ſteht, jo begeben wir uns 
auf ein faſt unerörtertes Gebiet, deſſen nähere Er⸗ 
forſchung manche Schwierigkeiten bietet. Meine 
Auffaſſung über die weſentlichſten Fragen ſoll im 
folgenden dargelegt werden. 

Nach § 4 des VIII. Titels der Verflirf. kann 
der König in ſtrafrechtlichen Sachen Gnade 
erteilen. Die Bek. vom 6. Mai 1911, das Ver⸗ 
fahren der Juſtizbehörden in Begnadigungs- und 
Strafaufſchubsſachen betr. (JM Bl. S. 155), findet 
nur auf ſolche Geſuche Anwendung, deren Behand⸗ 
lung in den Geſchäftsbereich der Juſtizbehörden 
gehört ($ 30). 8 31 Satz 1 der Bek. beſtimmt 
allgemein, daß Geſuche um Erlaß oder Minderung 
oder Stundung!) der Zahlung von Geldſtrafen, 
die durch Strafbeſcheid der Verwaltungsbehörden 
(StPO. 8 459) feſtgeſetzt ſind, von den Verwaltungs⸗ 
behörden gewürdigt werden. Das gilt auch 
dann, wenn das Gericht die in dem vollſtreckbaren 
Strafbeſcheid feſtgeſetzte Geldſtrafe wegen Unein: 
bringlichkeit in eine Freiheitsſtrafe umgewandelt 
hat ($ 463 StPO., $ 31 Satz 2 Bek.). Die 
Juſtizbehörden ſind nur zuſtändig, wenn gebeten 
it, die Vollſtreckung der Freiheitsſtrafe (Erſatz. 
ſtrafe) zu unterbrechen“) oder aufzuſchieben. Wird 
gebeten, die Vollſtreckung der Freiheitsſtrafe auf— 
zuſchieben, damit der Verurteilte für die Zahlung 
der Geldſtrafe Zeit gewinne, ſo bleibt es bei der 
Zuſtaͤndigkeit der Verwaltungsbehörden; in dieſem 
Falle waltet nicht die Abſicht ob, die Freiheits— 
ſtrafe zu einer ſpäteren Zeit zu verbüßen, ſondern 
es wird ſachlich um Stundung der Geldſtrafe ge— 
beten, damit durch ihre Zahlung der Vollzug der 
Freiheitsſtrafe abgewendet wird (S 31 Satz 3 und 4 
und § 19 Abſ. 2 Bek.). Ein Geſuch, zu geſtatten, 
daß der Vollzug der Erſatzhaſtſtrafe durch eine 


19) Mit oder ohne Bewilligung von Teilzahlungen. 

) Hieher wird gehören Unterbrechung mit Bes 
währungsfriſt ſür den Reſt der Straſe und bloße Unter— 
brechung, Geſtattung der Verbüßung der Strafe mit 
Unterbrechungen (8 11 Bek.). Gnaden geſuche um 
Aenderung des Straforts 89 Abſ 1 Bek.) kommen nicht 
in Betracht, weil nur Haftſtraſen in Frage ſtehen. 
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geringere als die im Strafbeſcheid feſtgeſetzte Geld: 
ſtrafe abgewendet werden darf, iſt als Geſuch um 
Minderung der Geldſtrafe zu erachten. Iſt die 
Geldſtrafe und die Erſatzhaſtſtrafe rechtskräftig vom 
Gericht ausgeſprochen, fehlt alſo ein vollſtreckbarer 
Strafbeſcheid, dann gehören alle denkbaren Be⸗ 
gnadigungsbitten in den Geſchäftsbereich der Juſtiz⸗ 
behörden. 

Soweit nach dem Erörterten die Juſtizbehörden 
zur Behandlung zuſtändig find, ſteht die Entſchei⸗ 
dung über das Geſuch — unbeſchadet der Ausübung 
der geſetzlichen Nachlaßbefugniſſe durch Gemeinden 
— allemal der Krone oder den von ihr ermaͤchtigten 
Organen zu; nur die 88 487, 488 StPO. be: 
gründen eine Ausnahme (Aufſchub auf Grund Reichs⸗ 
rechts). 

Das Begnadigungsrecht der Krone bezieht ſich 
nun aber auf die „ſtrafrechtlichen Sachen“, nicht 
nur auf ſolche ſtrafrechtlichen Sachen, die in den 
Geſchäftsbereich der Juſtizbehörden gehören. Es 
iſt deshalb auch gegenüber gemeindlichen Straf⸗ 
beſcheiden in Kraft, wenn es nicht ausdrücklich eine 
Beſchränkung gefunden hat.?!) Dies iſt durch die 
Gemeindegeſetzgebung nicht geſchehen; auch prak⸗ 
tiſch wird für die Beteiligten die Nachlaß befug⸗ 
nis der Gemeinde wenig in Betracht kommen. 

In Ziff. 125 Abſ. 3 der Vollzugsvorſchriſten 
zum revidierten Gemeindeedikt vom 31. Oktober 
1837 hieß es, daß Geſuche um Nachlaß einer der 
Gemeindekaſſe zugut kommenden Geldſtrafe nicht 
auf dem Gnadenweg, ſondern nur bei den Ver⸗ 
waltungsbehörden der beteiligten Gemeinde im Wege 
des Gefällsnachlaßgeſuchs angebracht werden können. 
v. Kahr Anm. 1 Note 1 zu Art. 58 GemO. be⸗ 
merkt, daß dieſe Beſtimmung dem Tit. VIII § 4 
VerfUrk. widerſtreiten würde.“) Der von den Nach⸗ 


2) Die ſächſiſche Verfaſſungsurkunde ($ 52) ſpricht 
von dem Begnadigungsrecht des Königs „in ftrafrecht- 
lichen Fällen“. In Sachſen gilt bezüglich des Verwal⸗ 
tungsſtrafverfahrens das Geſetz vom 8. März 1879 (GBl. 
S. 87) mit der Ausführungsverordnung vom 15. Sep⸗ 
tember 1879 (GBl. S. 351, Berichtigung S. 390). Aende⸗ 
rungen, die hier belanglos ſind, enthält das GBI. 
1906 S. 120 (8 25) und 1901 S. 172. In den 88 10 
und 7 des genannten Geſetzes iſt auf das Begnadigungs⸗ 
recht der Krone gegenüber Strafen, die durch Straf⸗ 
beſcheid feſtgeſetzt worden ſind, hingewieſen. Auch in 
der bayeriſchen Praxis iſt das Begnadigungsrecht der 
Krone gegenüber Strafen anerkannt, die in Straf— 
beſcheiden der e eee, und der Gemeinde: 
behörden feſtgeſetzt ſind. Derartige Geſuche ſind von den 
Behörden der Finanzverwaltung und der inneren Ver— 
waltung zu würdigen. Bei gemeindlichen Strafbeſcheiden 
wird die der Gemeinde vorgeſetzte Verwaltungsbehörde. 
alſo das Bezirksamt oder die Regierung, K. d. J., zu- 
nächſt zur Würdigung des Geſuchs berufen ſein, ſodann 
wird das Geſuch mit Gutachten, Erhebungen und Akten 
in jedem Falle von der Regierung dem Staatsminiſterium 
des Innern vorzulegen ſein, das gegebenen Falles den 
Begnadigungsantrag der allerhöchſten Stelle unterbreitet. 
Die Sachbehandlung iſt hiernach die gleiche wie bei den 
viel häufigeren Begnadigungsgeſuchen, die in den Ge— 
ſchäftsbereich der Staatsſinanzbehörden fallen. 

22) Vgl. auch die bei Weber Bd. 2 S. 709 unter 
Nr. 813 mitgeteilte Entſchließung. 
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laͤſen handelnde Art. 58 GemO. iſt jetzt auf: niſſe nicht entgegenkommen will; der König hat 


gehoben durch Art. 49 UmlagenG. vom 14. Auguſt 
1910 und erſetzt durch den Art. 35 dieſes Geſetzes. 
Die SS 119 Abſ. 2, 123 Abſ. 2 der Vollzugs⸗ 
vorſchriften zum Umlagengeſetz vom 12. Juni 1911 
(GVBl. S. 819) heben ausdrücklich hervor, daß 
zu den „Leiſtungen an die Gemeinde“, die jn ein⸗ 
zelnen Fällen ganz oder teilweiſe nachgelaſſen werden 
können, wenn deren Einhebung die Pflichtigen in 
ihrem wirtſchaftlichen Fortkommen gefährden würde, 
auch die „gemeindebehördlichen Strafen nach Art. 41 
Abſ. 4“ gehören. Die hiernach der Gemeinde⸗ 
behörde zuſtehende, recht eingeſchränkte Nachlaß⸗ 
befugnis, deren Gebrauch ſtaatsaufſichtlich über: 
wacht werden kann (Art. 157 Abſ. 1 Ziff. 3, Abſ. 3 
Gem.), bedeutet weder ein eigenes Begnadigungs⸗ 
recht noch eine Uebertragung des Begnadigungs⸗ 
rechts der Krone zur Ausübung. Die Geldſtrafen 
aus Art. 41 Abſ. 3 Gem O. fließen in die Gemeinde: 
kaſſe und Art. 35 Umlagen. enthält lediglich eine 
an enge Vorausſetzung geknüpfte geſetzliche Aner⸗ 
kennung eines ſog. Dispenſationsrechts der Gemeinde 
als Gläubigerin.“) Das Dispenſationsrecht be: 
deutet aber einen Gegenſatz zum Gnadenrecht. Nach 
der herrſchenden Lehre bleibt die allgemeine Be⸗ 
ſtimmung über Nachläſſe (Art. 35 Umlagen G.) außer 
Betracht, ſoweit die Befugnis zur Nachlaßgewaͤh⸗ 
rung durch beſondere geſetzliche Vorſchriften ander⸗ 
weitig geregelt iſt (vgl. Henle, Gemeindeſteuer⸗ 
geſetze, Anm. 3, b zu Art. 35 Umlagen®.); doch 
kann die allgemeine Beſtimmung nur durch eine 
beſondere Dispenſations beſtimmung gegen⸗ 
ſtandslos werden, während ſich Gnadenrecht und 
Dispenſationsrecht nicht ausſchließen. Und daß 
umgekehrt durch die ſpätere gemeinderechtliche Be⸗ 
ſtimmung dem Begnadigungsrechte der Krone ſollte 
Abbruch getan worden ſein, das wäre eine unver⸗ 
tretbare Annahme. Die Vollzugsvorſchriften zum 
Umlagengeſetze gehen von dem Beſtande des Dis⸗ 
penſationsrechts gegenüber Strafbeſcheidsgeldſtrafen 
aus und erkennen damit das Nebeneinanderbeſtehen 
des Gnaden⸗ und des Dispenſationsrechts ſtill⸗ 
ſchweigend an. Die Eigenſchaft der Gemeinde als 
Gläubigerin der Strafgelder iſt noch in anderer Be: 
ziehung von hervorragender Bedeutung. Zweifellos 
kann das Verwaltungsorgan der Gemeinde, dem 
auch die Vollſtreckungsbefugnis zuſteht, im ein: 
zelnen Fall hinſichtlich einer fälligen Geldſtrafe 
Stundung mit oder ohne Gewährung von Teil: 
zahlungen bewilligen?) (vgl. hiezu auch $ 124 VV. 
3. Umlagen®.). Neben dieſen eigenen Befugniſſen 
der Gemeinde ſteht uneingeſchränkt das Begnadi— 
gungsrecht der Krone. Es wird beſonders in jenen 
Fallen Bedeutung haben, wo die Gemeinde dem 
Schuldner der Geldſtrafe nicht entgegenkommen 
kann oder im Umfang ihrer beſchränkten Befug⸗ 


22) Vgl. dazu auch v. Seydel Bd. 2 S. 315 bei Note 35 
und S. 589 bei Note 6. 

34) Siehe die Art. 33, 34 Umlagen. und Henle, Ge— 
meindeſteuergeſetze, Anm. 2,g und 3,0 zu Art. 33 Umlagen. 


zwar nur in ſtrafrechtlichen Sachen, aber in allen 
ſtrafrechtlichen Sachen ohne Rückſicht auf die Art 
des Verfahrens ein allgemeines Begnadigungs⸗ 
recht. Die Befugniſſe der Gemeinde nach der Ge⸗ 
meindegeſetzgebung dürften zu dem Wirkungskreiſe 
der Krone in einem ähnlichen Verhaäͤltniſſe ſtehen 
wie die Befugniſſe der Strafvollſtreckungsbehörde 
in den Fällen des § 487 StPO. zu den Ent: 
ſchließungen der Begnadigungsinſtanz. Auch die 
Gemeinde iſt im Rahmen ihrer Befugniſſe ſelb⸗ 
ſtändig. Sie wird nach Art. 35 UmlagenG. Nach⸗ 
laß gewähren können, wenn ein Gnadenakt ab⸗ 
gelehnt worden iſt; es wird aber auch ein Gnaden⸗ 
akt beliebiger Art hinſichtlich der Geldſtrafe er⸗ 
folgen können, wenn die Gemeinde nichts gewahrt, 
was in ihrer Macht läge.“) Der Vollzug der 


25) Knobling (Strafrecht der Zoll⸗, Finanz⸗, Poſt⸗ 
und Gemeindebehörden) bemerkt auf S. 334/335 all⸗ 
gemein, daß bei den auf dem Verwaltungsweg erledigten 
Strafſachen die Begnadigungsgeſuche durch die zuſtändige 
Verwaltungsbehörde der vorgeſetzten Stelle zur Weiter⸗ 
leitung an das Staatsminiſterium vorzulegen ſind. — 
Man wird nicht bezweifeln können, daß der Krone auch 
ein ſelbſtändiges und gnadenweiſes Aufſchubsrecht 
hinſichtlich der Geldſtrafe zukommt. ft die Geldſtrafe 
durch Beſcheid feſtgeſetzt, ſo geht ihre Vollſtreckung auf 
Grund der Art. 92 Abi. 2, 97 Abſ. LAG. StPO., Art. 34, 
33 UmlG. durch die Gemeinde vor ſich; vgl. die Voll⸗ 
zugsanweiſung zum Hundeabgabengeſetz (GVBl. 1911 
S. 909) § 48 Ziff. 9. Iſt die Geldſtrafe nicht durch Be⸗ 
ſcheid feſtgeſetzt, ſondern vom Gericht ausgeſprochen, ſo 
fällt das Aufſchubsgeſuch in den Geſchäftsbereich der 
Juſtizbehörden, die Entſcheidung ſteht daher dem hierzu 
ermächtigten Staatsanwalt oder Oberſtaatsanwalte zu 
(Bek. vom 6. Mai 1911, 88 18 Abſ. 2, 3; 19). 8 488 
StPO. kommt hier nicht in Betracht, weil er lediglich 
den Aufſchub bei Freiheitsſtrafen betrifft. Iſt die in die 
Gemeindekaſſe fließende Geldſtrafe vom Gericht ausge⸗ 
ſprochen, ſo hat die Gemeinde kein Vollſtreckungsrecht, 
die Vollſtreckung erfolgt nicht nach Art. 34, 33 UmlG,, 
ſondern nach den Vorſchriften über die Erhebung und 
Beitreibung gerichtlich erkannter Geldſtrafen (8495 StPO., 
Art. 289, 291 GebG. und die hierzu erlaſſenen Vollzugs⸗ 
beſtimmungen). Hinſichtlich dieſer gerichtlich ausge⸗ 
ſprochenen Geldſtraſen dürfte der Gemeinde die Auf⸗ 
ſchubsbefugnis fehlen. Und man wird weitergehend 
wohl auch verneinen müſſen, daß gegenüber den ge⸗ 
richtlich ausgeſprochenen Geldſtrafen Art. 35 UmlG. 
angewendet werden kann. Die gerichtlich feſtgeſetzte 
Geldſtrafe, die wie jede andere auf Reichs- oder Landes⸗ 
recht beruhende Geldſtrafe vom Staate beigetrieben und 
von ihm nach Eingang an die Gemeinde nur abgeliefert 
wird, weil ſie laut beſonderer Vorſchrift in die Gemeinde⸗ 
kaſſe fließt, wird kaum als unmittelbare Leiſtung an die 
Gemeinde i. S. des Art. 35 Abſ. 2 UmlG. angeſehen 
werden können. Die Vollzugsvorſchriften zum Umlagen= 
geſetz nehmen bei Beſprechung der Vorſchriſten über 
Zwangsbeitreibung und Nachläſſe auf die Geldſtrafen 
der Gemeindeordnung Bezug, laſſen jedoch die Frage offen, 
ob der Nachlaß der Geldſtrafe in jedem Fall oder unter 
Ausſchluß der gerichtlichen Geldſtrafen möglich ſein ſoll. 
Die von den Staatsbehörden vereinnahmten, an die 
Gemeinde abzuliefernden Strafgelder ſind ſog, durch— 
laufende Gelder i. S. des bayeriſchen Finanzrechts. Eine 
Beſtimmung. wie fie Art. 185 Abi. 2 Forſtch. enthält, 
beſteht hinſichtlich der aus Art. 41 Abſ. 3 GemO. aus— 
geſprochenen Geldſtrafen nicht, wäre auch nicht denkbar, 
weil bei Uneinbringlichkeit die Erſatzhaftſtraſe einzutreten 
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ausgeſprochenen Erſatzfreiheitsſtrafen, die im Straf⸗ 
beſcheid nicht feſtſetzbar find, iſt der Einwirkung 
der Gemeinde gänzlich entrückt. 


Streng von der Geldſtrafe zu unterſcheiden iſt 
der hinterzogene Gefällsbetrag. Hier gibt es kein 
Begnadigungsrecht des Königs. Nachlaͤſſe können 
nur gemäß Art. 35 UmlG. mit 88 119, 123 
VV. erfolgen. 

Das Gericht darf die Erſatzfreiheitsſtrafe erſt 
dann ausſprechen, wenn die im Strafbeſcheid feſt⸗ 
geſetzte Geldſtrafe nicht beigetrieben werden kann 
(8 463 StPO.). Die Beitreibung der Geldſtrafen 
bemißt fi) nach Art. 33, 34 UmlG. mit 88 108 ff., 
119 Abſ. 2 VV. Wenn das Gericht nach $ 463 
StPO. die Erfatzhaftſtrafe rechtskräftig beſtimmt 
hat, liegt die Vollſtreckung dieſer Strafe der 
ſtaatlichen Strafvollſtreckungsbehörde ob. Hat das 
Amtsgericht einen Umwandlungsbeſchluß gemäß 
8 463 StPO. erlaſſen, jo wurde es in einer zur 
Zuſtändigkeit der Schöffengerichte gehörigen Sache 
tätig (in den übrigen Fällen liegt die Umwand⸗ 
lung nämlich dem Landgericht ob, $ 463 Abſ. 2); 
der Strafvollzug iſt daher Sache des Amtsrichters 
(8 483 Abſ. 3 StPO., 8 64°) Geſch Beh Vorſchr., 
JMBl. 1879, 377). Auf die Beſtimmungen des 
9 2 Satz 3 mit 9 463 MilStGerd. ſei nur ver: 
wieſen. 

Die Frage, ob die Gemeinde verpflichtet 
iſt, bei Uneinbringlichkeit der von ihr im Straf⸗ 
beſcheid feſtgefetzten Geldſtrafe die Umwandlung 


hat. Bei Geſuchen um Aufſchub der Vollſtreckung der 
Erſatzhaftſtrafe, die durch einen Strafumwandlungs⸗ 
beſchluß an die Stelle der uneinbringlichen Geldſtrafe 
des Strafbeſcheids geſetzt wurde, iſt zu unterſcheiden, ob 
das Geſuch die Abſicht zum Ausdrucke bringt, für die 
Zahlung der Geldſtrafe Zeit zu gewinnen, oder ob der 
Aufſchub erbeten wird, um die Freiheitsſtrafe ſpäter zu 
verbüßen. Geſuche der erſteren Art find Stundungs— 
geſuche hinſichtlich der Geldſtraſe; fie können von der 
Krone kraft ihres Gnadenrechts berückſichtigt werden, 
aber auch von der Gemeinde, die das Vollſtreckungs— 
recht beſitzt, kraft ihrer Verfügungsmacht über das Schuld— 
verhältnis. Geſuche der letzteren Art ſind Aufſchubs⸗ 
geſuche hinſichtlich der Eriaghaftitrafe (8 19 Abſ. 2 Bek.). 
Iſt die Geldſtrafe durch Beſcheid feſtgeſetzt, ſo ſteht der 
Gemeinde die Vollſtreckungsbefugnis, das Aufſchubs— 
und das Nachlaßrecht hinſichtlich der Geldſtraſe unbeſchadet 
des Begnadigungsrechts zu; praktiſch ſind Aufſchubs⸗ 
bitten ſelbſtverſtändlich an die Gemeinde zu richten. 

6) Nach 8 64 iſt „die Vollſtreckung der Urteile und 
rechtskräftigen Straibefehle der Schöffengerichte und der 
Amtsrichter vorbehaltlich der über die Vollſtreckung der 
Vermögensſtrafen zu erlaſſenden und der nachſtehenden 
beſonderen Vorſchriften auf Grund des 8 483 Abi. 3 
StPO.“ den Amteèrichtern übertragen. Löwe bemerkt, 
daß die Vollſtreckung der Erſatzfreiheitsſtraſe, die nach 
8 463 StPO. beſtimmt iſt, in gleicher Weiſe erfolgt, wie 
wenn ſie im gewöhnlichen Verfahren durch Urteil des 
Gerichts verhängt worden wäre (8 483 StPO.). Es be⸗ 
ſteht kein Zweifel, daß hiernach die Vollſtreckung der 
Erſatzhaftſtraſe in einer Sache, die im gewöhnlichen Ver— 
fahren ſchöffengerichtlich geworden wäre, den Amtsrichtern 
obliegt und daß die Vorſchriften der SS 64 ff. angewendet 
werden müſſen, ſoweit nicht die beſondere Natur des 
Rechtsverhältniſſes entgegenſteht (ſ. die ausdrückliche 
Beſtimmung in $ 100 Geſch Beh Vorſchr.). 


—— 
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zu beantragen, wird bejaht werden müſſen. Der 
Wortlaut des § 463 Abi. 1 StPO. wie die in 
8 491 StPO. und in 8 28 StGB. zum Ausdrucke 
gebrachte Grundauffaſſung weiſt darauf hin (vgl. 
auch die Vollzugsanweiſung zum Hundeabgaben⸗ 
ger $ 48 Ziff. 10). Das bayeriſche Recht nimmt 
in formeller (Art. 97 Abi. 1, 86 AG. StPO.) 
und materieller (Art. 4 AG. StPO.) Hinſicht das 
Reichsrecht in Bezug. Iſt die Gemeinde aber 
verpflichtet, die Umwandlung herbeizuführen, dann 
muß es ihr auch obliegen, die Uneinbringlichkeit 
der Geldſtrafe als reichsrechtliche Vorausſetzung der 


Umwandlung geſetzmäßig feſtzuſtellen. Bei dieſer 


Auffaſſung ergibt ſich von ſelbſt, ob eine Nieder⸗ 
ſchlagung der Geldſtrafe im Zwangsbeitreibungs⸗ 
verfahren ſtatthaft und geeignet iſt, den Umwand⸗ 
lungsantrag zu begründen. Die Niederſchlagung 
des Geldſtrafenbetrags durch die Gemeinde kommt 
als Ausfluß des Vollſtreckungsrechts ohnehin nur 
gegenüber Geldſtrafen in Betracht, die rechtskräftig 
im Beſcheidsverfahren feſtgeſetzt worden find. 

Aus der Bek. vom 14. Dezember 1908 (JM Bl. 
S. 285) iſt zu folgern, daß die Juſtizbehörden bei 
Umwandlung einer durch rechtskräftigen Straf⸗ 
beſcheid!) feſtgeſetzten Geldſtrafe ſich mit der be⸗ 
dingten Begnadigung nicht zu befaſſen haben; 
anders, wenn die Geldſtrafe durch Strafbefehl oder 
Urteil ausgeſprochen iſt. Grundlage der bedingten 
Begnadigung in Bayern ſind die allerhöchſten Ent⸗ 
ſchließungen, auf die im Juſtizminiſterialblatt 1896, 
71 und 1902, 1089 hingewieſen iſt. Eine aus 
einem rechtskräftigen Strafbeſcheid umgewandelte 
Strafe wird keine Grundlage für die Anwendung 
des generellen allerhöchſten Erlaſſes und der 
hierzu erlaſſenen Bekanntmachung über die be⸗ 
dingte Begnadigung bilden. Dagegen bleibt es 
dem Verurteilten unbenommen, ſelbſt in einem 
Gnadengeſuch um die Bewilligung einer Bewährungs⸗ 
friſt zu bitten und in beſonderen Fällen werden 
auch die Juſtizbehörden, wie ſie in anderen Sachen 
die Begnadigung von Amts wegen anregen können, 
ſo auch die bedingte Begnadigung bei der hier 
vorausgeſetzten Sachlage anregen können. In dieſen 
Fallen — die Strafe darf natürlich noch nicht in 
Vollzug geſetzt ſein — wird die Bek. vom 14. De⸗ 
zember 1908 entſprechend anzuwenden ſein. In 
den Geſchäftsbereich der Juſtizbehörden gehören 
ſolche Geſuche und Anträge zweifellos, weil es ſich 
um einen Aufſchub der Erſatzfreiheitsſtrafe mit der 
Ausſicht auf Begnadigung handelt. Wegen Preußen 
ſ. Herrnſtadt, Das Inſtitut der bed. Begnadigung, 
2. Aufl., Berlin 1912, S. 18 (dort wird die An⸗ 
wendbarkeit der allgemeinen Vorſchriſten ebenfalls 
abgelehnt). — 


*) Darüber, daß Strafbeſcheide gegen Jugendliche 
nicht zu erlaſſen find, ſ. BayGem 3. 1911. 70 und 53. 
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Aukimmung, vormundſchaftsgerichtliche 
Genehmigung und Fflegſchaft. 


Von Amtsrichter Ednard Metzler in Bamberg. 


Wer möchte beſtreiten, daß das Familienrecht 
des BGB. an einem Uebermaß von Zuſtimmungen, 
vormundſchaftsgerichtlichen Genehmigungen und 
Pflegſchaften leidet? Wohl jeder Vormundſchafts⸗ 
richter würde ihn eines Beſſeren belehren. 

Abgeſehen von den mageren Ausnahmen des 
81813 BGG. bedarf der Vormund außer in den 
zahlreichen Fallen der 88 1821, 1822 BGB. in⸗ 
folge des $ 1812 BGB. faſt immer der vormund⸗ 
ſchaftsgerichtlichen Genehmigung. Dem elterlichen 
Gewalthaber geht es zwar nach den 88 1643, 1686 
BGB. hierin etwas beſſer. Die zahlreichen Pfleg⸗ 
ſchaften aber, die nach den 88 1795, 1909 BGB. 
bei der Vormundſchaft notwendig werden, muß er 
ſich gemäß $ 1630 II BGB. in gleichem Maße ge: 
fallen laſſen. 

Kein Wunder daher, wenn in der Praxis die 
Neigung beſteht, die geſetzlichen Vorſchriften ſo 
auszulegen, daß Zuſtimmungen, vormundſchaftsge⸗ 
richtliche Genehmigungen und Pflegſchaften mög⸗ 
lichſt vermieden werden, beſonders wenn ſie mehr 
als Formalität und zwecklos erſcheinen und 
daß die Praxis mit Freude jede obergerichtliche 
Entſcheidung begrüßt, die ihr die Wege zu einer 
ſolchen Auslegung ebnet. Noch mehr macht ſich 
dieſes Beſtreben bei Pflegſchaften geltend, weil hier 
der Apparat verwickelter iſt und meiſt ganz un⸗ 
beteiligte Dritte beläſtigt werden müſſen, während 
bei Zuſtimmung und vormundſchaftsgerichtlicher 
Genehmigung die Erledigung einfacher iſt und nur 
die Beteiligten und die Gerichte beläſtigt werden. 

Auch die Notare, welche zumeiſt den Anſtoß 
zu Zuſtimmungen, vormundſchaftsgerichtlichen Ge⸗ 
nehmigungen und Pflegſchaften geben und die Be⸗ 
teiligten über die geſetzliche Notwendigkeit dieſer 
Maßnahmen belehren müſſen, haben das größte 
Intereſſe an einer Geſetzesauslegung, welche ihren 
Klienten die wenigſten „Scherereien“ und „Lau⸗ 
ſereien“ veranlaßt. Man braucht die Zeitſchrift 
des Deutſchen Notarvereins nur flüchtig zu ver⸗ 
folgen, um auf Schritt und Tritt den heißen Kampf 
um eine möglichſt zweckmäßige Auslegung der ge: 
ſetzlichen Vorſchriften zu begegnen, durch welche 
ſmöglichſt wenige Perſonen in Bewegung geſetzt 
werden. 

Und nun folgender einfache Fall, der eine 
vollkommene Klärung in Rechtſprechung und Lite 
ratur noch nicht gefunden hat: 

Eine Witwe, die mit ihren zwei Kindern — 
das eine volljährig, das andere minderjährig — 
in fortgeſetzter Gütergemeinſchaft lebt, übergibt das 
Anweſen an den volljährigen Sohn. In der nota⸗ 
riellen Urkunde heißt es zu Eingang, daß die Witwe 
erſcheint „handelnd zugleich als geſetzliche Ver— 
treterin ihres minderjährigen Kindes“; am Schluß 
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nach der Auflaffung „bewilligt fie die Eintragung 
der Rechtsänderung in das Grundbuch“. 

Frage: Kann die Mutter die nach den 88 1445, 
14871 BGB. erforderliche Zuſtimmung für ihr 
minderjähriges Kind erteilen oder iſt es ein Verſtoß 
gegen die 88 1630 II, 17951 Nr. 1, 1909 BGB., 
wenn ohne Aufſtellung eines Pflegers die 
vormundſchaftsgerichtliche Genehmigung erteilt wird 
und die Eintragung in das Grundbuch erfolgt? 

Vorauszuſchicken iſt, daß dieſe Frage nicht ver⸗ 
wechſelt werden darf mit der Frage der „mehreren 
Pfleger bei Auseinanderſetzungen zwiſchen mehreren 
Minderjährigen“, welche, allerdings nur nach einer 
Richtung, ihren Abſchluß in der Plenarentſcheidung 
des RG. vom 13. Mai 1909 (Bd. 71 S. 162) 
gefunden hat, indem dort ausgeſprochen iſt, daß 
das Vormundſchaftsgericht nicht i. S. des $ 181 
BGB. „ein anderes geſtatten“ kann; über die 
weitere Entwickelung der Frage nach einer an⸗ 
deren Richtung, ob nämlich die Auseinanderſetzung 
immer auch ein Gegeneinanderhandeln der 
Minderjährigen in ſich ſchließt; vgl. die Zeitſchrift 
des Deutſchen Notarvereins Jahrg. 1911 S. 639 ff. 

Hier handelt es ſich weder um das eine noch 
das andere: insbeſondere iſt keine Auseinander⸗ 
ſetzung in Frage, die fortgeſetzte Gütergemeinſchaft 
bleibt trotz der Uebergabe beſtehen, ſie iſt nicht auf⸗ 
gelöſt. Die Witwe macht nur von dem ihr nach 
den 88 14871, 14431 BGB. zuſtehenden Ver⸗ 
fügungsrecht Gebrauch, ſie verfügt über das Geſamt⸗ 
gut. Und da es ſich um Grundſtücke handelt, 
bedarf fie gem. 88 14871, 1445 BGB. der Ein⸗ 
willigung der Abkömmlinge; in unſerem Fall genügt 
aber auch, da es ſich um Verfügung durch Vertrag 
(Auflafſung) handelt, gem. 88 1448 1, 1396 1 BGB. 
die Genehmigung der Abkömmlinge. Ob nun 
dieſe Zuſtimmung von der Witwe ſelbſt oder von 
einem Pfleger für den minderjährigen Abkömmling 
erteilt werden muß, hängt in erſter Linie davon 
ab, ob die Zuſtimmung unter allen Umjtänden 
gem. $ 182 BGB. gegenüber der Witwe oder dem 
volljährigen Uebernehmer erklärt werden muß oder 
nicht. 

Bereits in einer Entſch. vom 30. Dezember 1903 
(n. S. 4, 951) hat das Oberſte Landesgericht klar 
ausgeſprochen, daß die Vorſchrift des $ 182 Abſ. 1 
BGB., nach welcher die Genehmigung ſowohl dem 
einen als dem anderen Teile gegenüber erklärt 
werden kann, nicht ausſchließe, daß ſie auch durch 
unmittelbare Betätigung des Genehmigungswillens 
erfolgen kann und daß ſie insbeſondere in einer für 
das Hypothekenamt beſtimmten Erklärung ge— 
funden werden könne. Dieſe Anſicht hält das ObLG. 
in ſeiner Entſch. vom 30. Januar 1904 (n. S. 5, 42) 
ausdrücklich feſt und begründet ſie ausführlich unter 
Anführung von Literatur und Rechtſprechung für 
und wider; es ſtützt ſich hiebei auch auf die Vor: 
arbeiten zum BGB. und ſpricht vor allem den Satz 
aus: die Vorſchrift des S 1821 BGB. ſpreche nur 
von einer Genehmigung, die erklärt werde, und 


270 


daß diefe Erklärung ſowohl dem einen wie dem 
anderen Teile gegenüber abgegeben werden könne, 
nicht aber, daß ſie unter allen Umſtänden ent⸗ 
weder dem einen oder dem anderen Teile gegen⸗ 
über abgegeben werden müſſe, und ſie ſchließe 
eine Genehmigung durch andere Betätigung des 
Genehmigungswillens nicht aus. Eine ſolche Be⸗ 
tätigung findet es insbeſondere in einer für das 
Grundbuchamt beſtimmten notariell beurkundeten 
Eintragungsbewilligung. 

Daß insbeſondere auch die nach den 88 1445, 
14871 BGB. erforderliche und in unſerem Falle 
in Frage ſtehende Zuſtimmung in einer Eintragungs⸗ 
bewilligung gefunden werden kann, ſpricht das 
Ob“. in feiner Entſch. vom 4. November 1904 
(n. S. 5/549 u. RIA. 5, 25) unzweideutig aus. 

Das Kammergericht (Entſch. vom 12. Mai 1902, 
OLG. 5, 415) iſt allerdings der anderen Meinung 
und auch Güthe, GB., 2. Aufl. § 19 Art. 48 
S. 390, ſchließt ſich der Anſicht des ObL®. nicht 
an, nennt ſie aber eine ſehr zweckmäßige 
Erwägung, die jedoch nur de lege ferenda be⸗ 
rüdfichtigt werden könnte. 

Dem gegenüber kann angeführt werden, daß 
auch die oberſten Gerichte immer mehr zu einer 
Rechtſprechung neigen, die den Bedürfniſſen der 
Praxis möglichſt entgegenkommt. Mit Recht ſtellt 
ſich das Reichsjuſtizamt gegenüber den zahlloſen 
Vorſchlägen zur Verbeſſerung unſerer Geſetze auf 
den Standpunkt, daß es zunächſt Aufgabe der 
Rechtſprechung ſei, den Forderungen der Zeit inner⸗ 
halb des Rahmens der Geſetze zu folgen (Zeitſchrift 
des Deutſchen Notarvereins, Jahrg. 1912 S. 563). 

Auch in der neueſten Auflage des Staudinger: 
ſchen Kommentars z. BGB., § 145 A. 3 S. 563 
iſt die Anſicht ausgeſprochen, daß eine freiere, im 
Verkehrsintereſſe notwendige Auffaſſung nicht auf: 
gegeben werden ſoll, ſolange nicht das BGB. — 
oder wohl beſtimmter geſagt, der Wortlaut des 
Geſetzes — dazu nötigt. Man kann wohl nicht 
ſagen, daß der Wortlaut des BGB. zu einer anderen 
Auffaſſung als der des ObLG., nämlich zu der des 
KG., nötige. Man vergleiche den Wortlaut des 
§ 1828 BGB. mit dem des $ 1821 und man 
wird finden, daß der Geſetzgeber nicht geſagt hätte: 
„kann ſowohl dem einen als dem anderen Teile 
gegenüber erklärt werden“, wenn er unter allen 
Umſtänden nur der Anſicht des KG. geweſen wäre; 
dann hätte er wohl ebenſo wie im § 1828 geſagt: 
„kann nur dem einen oder dem anderen Teile 
gegenüber erklärt werden“. 

Die Witwe hat nun in unſerem Falle die Zu— 
ſtimmung nach den §§ 1445, 14871 BGB. für 
ihren minderjährigen Abkömmling nicht ausdrücklich 


erklärt, wohl aber hat ſie „zugleich handelnd als 


geſetzliche Vertreterin ihres minderjährigen Kindes, 
die Eintragung der Rechtsänderung in das Grund— 
buch bewilligt“. Daß in dieſer Eintragungsbewilli— 
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anderes iſt als die Zuſtimmung, iſt ohne weiteres 
klar. Wer haben will, daß jemand im Grundbuch 
als Eigentümer eingetragen wird, iſt damit ein⸗ 
verſtanden, daß dieſer Eigentümer wird; denn 
anderenfalls würde er die Eintragung nicht be⸗ 
willigen. Uebrigens tritt die materiellrechtlich er⸗ 
forderliche Zuſtimmung überhaupt formell grund⸗ 
buchrechtlich als Eintragungsbewilligung nach 3 19 
GBO. zutage; vgl. auch Güthe a. a. O. 8 19 
A. 49 S. 392, 393. 

Die Eintragungsbewilligung aber iſt ſchon ihrem 
Wortlaut nach dem Grundbuchamte gegenüber 
abzugeben: das Grundbuchamt tragt ein, infolge: 
deſſen muß dieſem die Eintragung bewilligt 
werden. Güthe ſagt deshalb auch (a. a. O. 8 19 
A. 291 S. 370): „Empfangsberechtigt iſt zunächſt 
ſtets das Grundbuchamt“ und Oberneck, Reichs: 
grundbuchrecht, 4. Aufl., S. 218: „Die Ein⸗ 
tragungsbewilligung iſt an das Grundbuchamt ge⸗ 
richtet“. Ja, es wird vielfach die Anſicht vertreten, 
daß nur das Grundbuchamt empfangsberechtigt 
ſei; vgl. Güthe a. a. O. § 19 A. 29 II S. 370. 

Aber ſelbſt wenn anzunehmen wäre, daß in 
unſerem Fall auch der übernehmende Abkömmling 
empfangsberechtigt ſei, ſo würde dies an der Be⸗ 
urteilung des Falles nichts ändern; denn dieſe 
Empfangsberechtigung würde hier an ſich aus⸗ 
ſcheiden, da fie zweifellos gemäß 88 1630 1, 17951 
Ziff. 1 BGB. unwirkſam wäre. 

Gerade jo wäre eine Auflaſſungserklärung der 
Witwe für den minderjährigen Abkömmling un⸗ 
wirkſam; eine ſolche kommt aber hier nicht in 
Frage; denn nur die Witwe, nich! der Abkömmling 
iſt berechtigt, die Auflaſſung ſelbſt zu erklären, er 
hat nur ſeine Zuſtimmung zur Auflaſſung, zur 
Verfügung, zu geben, die gemäß $ 1447 BGB. 
durch das Vormundſchaftsgericht erſetzt werden 
kann; erſt wenn die Gütergemeinſchaft aufgelöft 
iſt, tritt der Abkömmling neben die Witwe als 
auflaſſungsberechtigt. 

Da in der Urkunde nichts davon enthalten iſt, 
daß die Eintragungsbewilligung etwa nur dem 
volljährigen Abkömmling gegenüber abgegeben 
werden ſollte, eine ſolche Erklärung vernünftiger⸗ 
weile wohl auch gar nicht abgegeben werden ſollte, 
da ſie ja unwirkſam geweſen wäre, ſo bleibt der 
unabweisbare Schluß, daß ſie überhaupt nur dem 
Grundbuchamte gegenüber abgegeben werden ſollte. 
daß ſie alſo wirkſam wurde, ſobald ſie dem Grund⸗ 
buchamte zuging, mithin als Genehmigung zur 
Auflaſſung, zum Vertrag aufzufaſſen iſt. Die 
Frage iſt nun: Fällt auch dieſe Eintragsbewilli⸗ 
gung dem Grundbuchamt gegenüber unter die 
SS 1630 JI, 17951 BGB.? Iſt die Witwe ver: 
hindert, ſie abzugeben, ſo daß ein Pfleger aufgeſtellt 
werden muß? 

Folgerichtig wird man ſagen müſſen, daß dieſe 
Eintragungsbewilligung mit dem volljährigen Ab: 


gung die Zuſtimmung für ihr minderjähriges Kind kömmling gar nichts zu tun hat, ſie geht vollkommen 
enthalten iſt oder beſſer geſagt, daß ſie nichts ſelbſtändig neben dem mit dem volljährigen Ab: 
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kömmling geſchloſſenen Vertrag (Auflaſſung) her 
und richtet ſich nur an das Grundbuchamt; ſie 
kann daher kein Rechtsgeſchäft zwiſchen dem minder⸗ 
jährigen Abkömmling einerſeits und einem Ver⸗ 
wandten der Mutter in gerader Linie andererſeits 
im Sinne der 88 1630 II, 1795 J Nr. 1 BGB. fein. 

Dieſe Folgerung hat auch das Ob“. in einer 
ſchon angeführten Entſcheidung vom 4. November 
1904 gezogen; es hat auch noch ausgeführt, daß 
die Aufſtellung eines Pflegers entbehrlich ſei, weil 
ja die Genehmigung des Vormundſchaftsgerichtes 
erforderlich ſei, dieſes bei Intereſſengegenſatz gemäß 
§8 1630, 1796 BGB. dem überlebenden Ehegatten 
aber auch die Vertretung entziehen könne. 

Ebenſo hat das Kammergericht in ſeiner eingehend 
begründeten Entſcheidung vom 20. Dezember 1909 
(RIA. 10, 238) den Grundſatz ausgeſprochen, daß 
§ 181 BGB. nicht angewendet werden kann, wenn 
eine Erklärung dem Grundbuchamte gegenüber ab⸗ 
gegeben wird; es ſagt insbeſondere (S. 242): „Die 
Erwägung, daß der wirtſchaftliche Erfolg der gleiche 
iſt, wenn die Erklärungen dem anderen Teile oder 
wenn ſie dem Grundbuchamte gegenüber abgegeben 
werden, und daß auf den erften Fall der § 181 
Anwendung findet, vermag eine mit dem Wort⸗ 
laut des § 181 nicht vereinbare Anwendung 
dieſer Vorſchrift auf den zweiten Fall nicht zu recht⸗ 
fertigen.“ Was in dieſer Entſcheidung vom $ 181 
geſagt iſt, muß auch für den $ 17951 gelten, 
der ja nichts anderes als eine Erweiterung des 
§ 181 iſt. 

Das Ob“. iſt allerdings von feiner wohl⸗ 
begründeten Entſcheidung vom 4. November 1904 
in einer Entſcheidung vom 30. Juni 1908 (n. S. 
9, 415) ohne nähere Begründung abgewichen; 
es ſagt nur, dem Beſchwerdegericht ſei darin zu⸗ 
zuſtimmen, daß die Vorſchrift des 8 1795 Nr. 1 
auf ein Rechtsgeſchäft, das für eine der dort 
bezeichneten Perſonen beſtimmt iſt, auch dann 
Anwendung findet, wenn das Rechtsgeſchäft ſtatt 
durch Erklärung gegenüber der Perſon, für die 
es beſtimmt iſt, durch Erklärung gegenüber dem 
Grundbuchamt oder durch andere Betätigung des 
rechtsgeſchäftlichen Willens vorgenommen wird. 
Und das Beſchwerdegericht hatte ausgeſprochen, daß 
die Vorſchrift des 8 17951 Nr. 1 für Rechts⸗ 
geſchäfte jeder Art gelte, die „in irgendeiner 
Wechſelwirkung“ zwiſchen dem Mündel und den 
in der Vorſchrift genannten Perſonen „ſtehen“. 

Eine derartige weite Ausdehnung der Worte 
„Rechtsgeſchäft“ „zwiſchen“ ſteht aber mit dem 
Sinn und auch Wortlaut des $ 17951 Nr. I 
in Widerſpruch; es kann dieſe Vorſchrift doch nur 
den Sinn haben, daß der Vormund den Mündel 
nicht vertreten kann, wenn ein Rechtsgeſchäft 
zwiſchen den Verwandten des Mündels einerſeits 
und dem Mündel andererſeits vorgenommen 
wird, d. h. wenn dieſe bei dem Rechtsgeſchäft recht: 
lich beteiligt ſind. Dies ergibt ſich auch aus dem 
Wortlaut des $ 181; man hat ſich im $ 1795 1 
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Nr. 1 offenbar nur einer kürzeren Ausdrucksweiſe 
als im 8 181 bedient; der Sinn iſt aber bei 
dem engen Zuſammenhang der beiden Vorſchriften 
der gleiche. Man würde ſich auf einen unſicheren 
Boden begeben und einer unbegrenzten Ausdehnung 
des 8 1795 Nr. 1 die Wege zeigen, wenn man 
ſich nicht auf die rechtliche Beteiligung an dem 
Rechtsgeſchäft beſchränken und vielmehr das tat⸗ 
ſächliche Intereſſe an dieſem ſchon als genügend 
betrachten würde. 

Wenn ein Vater ſeinem Kinde das erſte Leſe⸗ 
buch für die Schule kauft, ſo wird ein Rechts⸗ 
geſchäft vorgenommen, das zweifellos für das Kind 
beſtimmt iſt; aber es iſt doch nur ein Kauf⸗ 
vertrag zwiſchen Vater und Buchhändler. 

Eine Ehefrau erbt vor Weihnachten ein großes 
Vermögen; der Ehemann kauft ihr aus Freude 
hierüber zu Weihnachten ein koſtbares Geſchmeide. 
Trotz der offenſichtlichen „Wechſelwirkung“ beſteht 
der Kaufvertrag, das Rechtsgeſchäft. doch nur 
zwiſchen dem Ehemann und dem Juwelier. 

Die Auslegung des Ob“ G. in ſeiner Ent⸗ 
ſcheidung vom 30. Juni 1908 iſt daher wohl nicht 
nur angreifbar, ſondern unrichtig; man kann um 
ſo weniger veranlaßt ſein, dieſer Entſcheidung zu 
folgen, als ſie jede Begründung einer ſo weiten 
Auslegung des § 17951 Nr. 1 vermiſſen läßt. 

Auf Grund der beiden Hauptſätze, einmal daß 
die Genehmigung nicht unter allen Umſtänden dem 
anderen Teil gegenüber erklärt werden muß, und 
dann, daß bei einer Eintragsbewilligung dem Grund⸗ 
buchamt gegenüber die 88 181, 17951 Nr. 1 
BGB. nicht anzuwenden find, gelangt man zu 
dem Schluß, daß in unſerem Falle ein Pfleger 
nicht aufgeſtellt werden muß: ein Ergebnis, das 
mit dem Wortlaut der geſetzlichen Beſtimmungen 
und auch mit der Rechtſprechung oberſter Gerichte 
übereinftimmt und vom praktiſchen Standpunkt 
aus nur gebilligt werden kann. 


Kleine Mitteilungen. 


Die Vollſtreckung von Freiheitsſtrafen an Stelle 
nneinbringlicher Neſtbeträge von Geldſtrafen. Geld: 
ſtrafen ſind die weitaus häufigſten Strafen, die in 
amtsrichterlichen und ſchöffengerichtlichen Strafſachen 
ausgeſprochen werden. Sie ſind nach den Vorſchriften 
der Bekanntmachungen vom 24. September 1879, Das 
Koſtenweſen in gerichtlichen Strafſachen betr. (JMBl. 
1879 S. 1425) und vom 13. Dezember 1880, Die Bei⸗ 
treibung und Stundung der Geldſtrafen betr. (JIM Bl. 
1880 S. 468) beizutreiben. Eine nicht beizutreibende 
Geldſtrafe iſt in Gefängnis oder Haft umzuwandeln, 
ſoweit nicht eine Umwandlung geſetzlich ausgeſchloſſen 
iſt, wie durch 8 22 des WStemp®., 8 98 des RStempG. 
und bei Geldſtrafen unter 1 M in Zollſtrafſachen 
(RG St. 16, 159). 

Für die Umwandlung ſind bei allen ſtrafbaren 
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Handlungen (auch den nach den Landesgeſetzen ſtraf⸗ 
baren) die Vorſchriften der 88 28, 29, 78 Abſ. 2 
StGB. maßgebend, ſoweit nicht in den einzelnen Ge 
ſetzen etwas anderes beſtimmt iſt. Vgl. Art. 4, 5 
(Bay ZR. 1907, 487), 17, 18, 35 AG. StPO. Be: 
ſondere Umwandlungsnormen ſind beiſpielsweiſe auf⸗ 
geſtellt in GewO. $ 146 (RGSt. 17, 38); PoſtG. 
8 31; UrhRG. 88 38, 39; in verſchiedenen Zoll⸗ und 
Steuergeſetzen. Den der Umwandlung zugrunde ge⸗ 
legten Maßſtab in der Strafentſcheidung genau an⸗ 
zugeben, iſt im Geſetze nicht vorgeſchrieben (RGSt. 
11, 272). 

Man iſt zunächſt vielleicht geneigt anzunehmen, 
daß die Zahl der Fälle, in denen die Geldſtrafe be⸗ 
zahlt wird, nur gering iſt. Das Gegenteil iſt richtig. 
Der größte Teil der Geldſtrafen wird bezahlt. Aller⸗ 
dings ſehr häufig nicht auf einmal, ſondern in 
mehreren, oft ſehr kleinen Teilbeträgen. 

Bis zu 2 Monaten (von der Einſtellung der 
Strafe in das Einzugsregiſter oder vom Empfang 
der Einzugsregiſter an) kann das Rentamt oder der 
rechnungsführende Sekretär Geldſtrafen ſtunden und 
Teilzahlungen annehmen, ehe es zur Feſtſtellung der 
Uneinbringlichkeit kommt (Bek. vom 13. Dezember 1880, 
MB. S. 468). 

Nach Feſtſtellung der Uneinbringlichkeit der Geld⸗ 
ſtrafe oder des Geldſtrafereſtes und Einleitung der 
Vollſtreckung der ſür dieſen Fall erkannten Freiheits⸗ 
ſtrafe hat der Staatsanwalt oder Oberſtaatsanwalt 
oder die Verwaltungsbehörde, die einen Strafbeſcheid 
erlaſſen hat, oder das Bezirkskommando für die von 
ihm erlaſſenen Strafbefehle über die Stundung von 
Geldſtrafen oder die Bewilligung von Teilzahlungen 
zu entſcheiden (88 18 ff., 31 der Bek. vom 11. Mai 1911, 
IM Bl. S. 155). 

In zahlreichen Fällen leiſtet aber der Verurteilte 
auch ohne ſörmliche Stundung oder Bewilligung von 
Teilzahlungen unter dem Druck der drohenden Frei⸗ 
heitsſtrafe zu ihrer Abwendung nach und nach kleine 
Teilzahlungen, beſonders in Verbindung mit kurz⸗ 
friſtigen Aufſchubsgeſuchen, zu deren Verbeſcheidung 
es nicht kommt (8 21 Abſ. VIII der Bek. vom 11. Mai 
1911, JIM Bl. ©. 167). 

Darüber, in welcher Höhe oder in welchen Be— 
trägen ſolche Teilzahlungen zu bewilligen oder anzu— 
nehmen ſind, beſtehen keine Vorſchriſten. An ſich 
wäre es zu rechtfertigen, immer nur einen ſo großen 
Betrag anzunehmen, daß damit 1 Tag Freiheitsſtrafe 
abgewendet wird (8 28 Abſ. 4 StGB., Bay ZR. 1912, 
227). Es beſteht aber wohl allgemein die Uebung, 
dem Verurteilten, der ernſtlich bemüht iſt, die Frei⸗ 
heitsſtrafe durch Zahlung der Geldſtrafe abzuwenden, 
entgegenzukommen und auch kleine Teilbeträge zu be— 
willigen oder anzunehmen, ſo daß erſt mehrere ſolche 
Zahlungen dem Strafbetrag für 1 Tag Freiheits- 
ſtrafe gleichkommen. Man denke an hohe Geldſtrafen, 
bei denen einem Betrag von 10 oder 15 M 1 Tag 
gleichgeſetzt iſt. So insbeſondere bei den in der 
Regel ſehr hohen Geldſtrafen in Steuerſachen und 
ähnlichen Delikten, bei denen die Geldſtrafe in dem 
mehrfachen Betrage einer hinterzogenen Abgabe be— 
ſteht. Die Annahme auch nur kleiner Teilzahlungen 
wird ſowohl im Intereſſe des Verurteilten wie im 
Intereſſe des Fiskus durchaus gutzuheißen ſein. 

Auch die Entſchließungen und Beſcheide der Über: 
ſtaatsanwälte, Staatsanwälte oder Verwaltungsbe— 
hörden, die auf ein Geſuch eines Verurteilten Teil— 
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zahlungen in beſtimmten Friſten bewilligen, bemeſſen 
die Höhe dieſer Teilzahlungen nicht nach dem in der 
Strafentſcheidung feſtgeſetzten Umwandlungsmaßſtabe, 
ſondern nach anderen Geſichtspunkten, wie den Ein⸗ 
kommensverhältniſſen des Verurteilten, ſeinen an⸗ 
deren Verpflichtungen, der Ausſicht auf Beſſerung 
ſeiner Verhältniſſe, der Schwere der ihm durch Ver⸗ 
büßung der Freiheitsſtrafe drohenden, außerhalb des 
Strafzweckes liegenden Nachteile. 

Auf dieſe Weiſe ereignet es ſich nun ſehr häufig, 
daß ſchließlich ein uneinbringlicher Geldſtrafereſt übrig 
bleibt, der weniger beträgt, als der in dem verurs 
teilenden Erkenntnis 1 Tage Freiheitsſtrafe gleichge⸗ 
ſetzte Betrag der Geldſtrafe oder der unter dem 
Mindeſtbetrag der Geldſtrafe von 3 M (bei Verbrechen 
und Vergehen) oder 1 M (bei Uebertretungen, 8 27 
StGB.) oder weniger (8 54 ForſtG.) zurückbleibt. 
Wie hat in einem ſolchen Falle die Strafvollſtreckungs⸗ 
behörde zu verfahren? Darf an Stelle des Geldſtrafe⸗ 
reſtes die hilfsweiſe erkannte Freiheitsſtrafe vollſtreckt 
werden? 

Das Geſetz ſchreibt vor, daß der Mindeſtbetrag 
der an Stelle einer Geldſtrafe tretenden Freiheitsſtrafe 
Ein Tag iſt. Weniger als ein voller Tag zu 
24 Stunden (8 19 StGB.) darf für eine uneinbring⸗ 
liche Geldſtrafe nicht vollſtreckt werden. Für einen 
Reſtbetrag der Geldſtrafe unter einem Tagesbetrag 
kann die hilfsweiſe feſtgeſetzte Freiheitsſtrafe nicht 
etwa verhältnismäßig nach Stunden vollſtreckt werden. 
Daraus folgert Olshauſen (9. Aufl.) Note 5 zu 8 29 
StGB., daß Geldſtrafereſte unter 3 M oder 1 M 
nicht in Freiheitsſtraſfe umgewandelt, oder bereits 
umgewandelte Freiheitsſtrafen für einen ſolchen Geld⸗ 
ſtrafereſt nicht vollſtreckt werden können. Denſelben 
Standpunkt nimmt Oppenhoff in Note 6 zu 8 29 
StGB. ein. Noch weiter geht die Anſicht, daß eine 
Erſatzfreiheitsſtrafe nicht vollſtreckt werden kann, ſo⸗ 
bald der Reit der Geldſtrafe hinter dem Betrage zu: 
rückbleibt, der in dem verurteilenden Erkenntnis einem 
Tag Freiheitsſtrafe gleichgeſetzt worden iſt. 

Die Rechtſprechung beantwortet die erörterte 
Frage verſchieden. Das OLG. Hamburg hat in 2 Be⸗ 
ſchlüſſen vom 25. und 28. Februar 1902 (Goldt Arch. 
Bd. 50 S. 295 und 296) und das OLG. Frankfurt a. M. 
in einem Beſchluſſe vom 4. März 1909 (Goldt Arch. 
Bd. 58 S. 259) die Vollſtreckung einer eintägigen 
Freiheitsſtrafe für einen ſolchen Geldftrafereit für zu⸗ 
läſſig erklärt. 

Dagegen hat ſich das OLG. Celle in einem Be⸗ 
ſchluſſe vom 21. Auguſt 1889 (Goldt Arch. Bd. 37 
S. 446) der Anſchauung von Olshauſen und Oppen⸗ 
hoff angeſchloſſen. Ihm iſt das Kammergericht in 


Berlin in dem Beſchluſſe vom 30. März 1899 . 7. 


Str. 8577 
gefolgt, (der mir gelegentlich der Ablehnung eines Er⸗ 
ſuchens um Strafvollſtreckung von dem Staatsanwalt 
bei dem Kgl. Landgericht! in Berlin auf meine Bitte 
durch Mitteilung einer Abſchrift zugänglich gemacht 
worden iſt). In einem Aufſatze im „Recht“ Ina 
S. 442 kommt Lindemann zu der gleichen Anſicht wie 
das Kammergericht. 

Die Gründe, aus denen die Vollſtreckung der 
Freiheitsſtrafe für unzuläſſig erachtet wird, ſind m. E. 
nicht überzeugend. Ich habe als Straſvollſtreckungs— 
richter ſtets den gegenteiligen Standpunkt einge 
nommen und durchgeführt und die hilfsweiſe erkannte 
Freiheitsſtrafe im Mindeſtbetrage von einem Tag auch 


an Stelle von Geldſtrafereſten unter 3 K oder 1 M 
vollſtreckt. Der gewichtigſte und durchſchlagende 
Grund für die Richtigkeit dieſes Standpunkts iſt m. E. 
der, daß durch die rechtskräftige Verurteilung ein 
Strafanſpruch des Staates entſtanden iſt, dem erſt 
dann vollkommen Genüge geſchehen iſt, wenn der 
Verurteilte die Geldſtrafe vollſtändig bezahlt oder die 
hilfsweiſe erkannte Freiheitsſtrafe verbüßt hat. Vor⸗ 
ausſetzung der Abwendung der Freiheitsſtrafe iſt die 
Bezahlung eines in beſtimmter Höhe ſeſtgeſetzten und 
einem Tage Freiheitsſtrafe gleichgeſtellten Geldbetrages. 
Der Verurteilte iſt ſolange mit der Erſatzfreiheits⸗ 
ſtrafe bedroht, als er nicht die Vorausſetzung zu ihrer 
Abwendung vollſtändig erfüllt hat. Erſt durch die 
volle Zahlung iſt die Tilgung des Strafanſpruchs 
vollendet. Vorherige Teilzahlungen ſtellen ſich ledig⸗ 
lich als der Beginn der Tilgung des Strafan⸗ 
ſpruches dar. | 


Die nächſte Folge der hier abgelehnten gegen 
teiligen Anſchauung liegt auf der Hand. Wenn die 
Vollſtreckung der Erſatzfreiheitsſtrafe unzuläſſig wird, 
ſobald der noch ungetilgte Geldſtrafereſt unter die 
Mindeſtbeträge von 3 M oder 1 M oder unter den 
in dem Urteil einem Tag Freiheitsſtrafe gleichgeſetzten 
Geldſtrafbetrag geſunken iſt, ſo braucht der Ver⸗ 
urteilte nur einen ganz geringen Betrag — in thesi 
nur einen Pfennig — weniger als den Mindeſtbetrag 
oder Umwandlungsbetrag zu bezahlen, um die Voll⸗ 
ſtreckung der Freiheitsſtrafe abzuwenden. Der Ver⸗ 
urteilte, von dem nichts beigetrieben werden kann, 
wäre unklug, wenn er mehr bezahlen würde. Er 
bleibt ja von der Freiheitsſtrafe verſchont. Es iſt 
klar, daß dieſe Methode unter den unpfändbaren 
Straffälligen raſch Schule machen würde, wenn ihre 
Kenntnis ſich weiter verbreitet. Der Verurteilte hat 
es dann in der Hand, dem Strafaußfpruch nach feiner 
Willkür einen anderen Inhalt zu geben. Dieſer Zu⸗ 
ſtand wäre mit einer geordneten Strafrechtspflege 
und der Würde des Gerichtes unvereinbar. Wenn 
das Gericht einen Angeklagten unter Abwägung aller 
Strafzumeſſungsgründe zu einer Geldſtrafe in einem 
beſtimmten Betrage verurteilt, ſo ſpricht es damit 
aus, daß es gerade dieſe Geldſumme für die dem 
Verſchulden entſprechende Sühne hält. Es kann dem 
Verurteilten nicht die Möglichkeit offen gelaſſen 
werden, aus dieſer Strafſumme eine beliebig kleinere 
zu machen. Ebenſo wie im Gebiete des Zivilrechts 
der Anſpruchberechtigte fordern kann, daß der An⸗ 
ſpruchverpflichtete der rechtskräftigen gerichtlichen Ent⸗ 
ſcheidung vollkommen nachkommt, muß es auch der 
ſtrafanſpruchberechtigte Staat von dem zu Strafe 
Verurteilten erzwingen können. 8 


Das Kammergericht hat die erörterte unhaltbare 
Folge ſeiner Anſchauung nicht verkannt. Es begegnet 
ihr mit der Erwägung, daß die Straſvollſtreckungs⸗ 
behörde es in der Hand habe, durch die Verweigerung 
der Annahme einer zu geringen Zahlung die Be⸗ 
freiungsabſicht des Verurteilten zu vereiteln. 


Allein durch dieſen Hinweis werden die Schwierig⸗ 
keiten nicht beſeitigt. Der Ausweg verſagt, wenn 
dem Verurteilten auf ein Aufſchubsgeſuch Raten⸗ 
zahlungen in anderen Teilbeträgen als fie den geſetz— 
lichen Mindeſtbeträgen oder dem in dem Erkenntnis 
feſtgeſetzten Umwandlungsmaßſtab entſprechen, be— 
willigt worden ſind und deshalb angenommen werden 
müſſen. Es wäre auch für den ernſtlich zahlungs— 
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willigen Verurteilten eine unbillige Beſchwerung, 
kleinere Teilzahlungen zurückzuweiſen. 

Für die Anſicht, daß ein voller Tag Freiheits⸗ 
ſtrafe für einen hinter dem Umwandlungsmaße zu⸗ 
rückbleibenden Geldſtrafereſt nicht mehr vollſtreckt 
werden kann, wird auch der Grundſatz geltend ge⸗ 
macht, daß im Zweifelsfalle die für den Angeklagten 
günſtigere Auffaſſung Platz greifen müſſe. Dieſer 
Grundſatz kann hier bei der Löſung einer Rechts⸗ 
frage nicht angewendet werden. Es handelt ſich nicht 
um einen Zweifel über die Anwendung eines Rechts⸗ 
ſatzes, ſondern darum, was Recht iſt. Das ſoll 
— wegen der beſtehenden Lücke im Geſetze — im 
Wege der Geſetzesauslegung gefunden werden. 

Von einer mit der Zulaſſung der Vollſtreckung 
der Freiheitsſtrafe verbundenen Härte für den Ver⸗ 
urteilten kann aber überhaupt nicht geſprochen werden. 
Denn es iſt ſelbſtverſtändlich, daß der Staat nicht 
den unzureichenden Teilbetrag der Geldſtrafe ver⸗ 
einnahmen und zugleich einen Tag Freiheitsſtrafe 
vollſtrecken kann. Die Staatskaſſe hat vielmehr im 
Falle der Vollſtreckung der Freiheitsſtrafe den einbe⸗ 
zahlten Teilbetrag, der zur Abwendung der Freiheits⸗ 
ſtrafe nicht ausreicht, zurückzuerſtatten, wogegen irgend⸗ 
welche aus den Vorſchriften für die Rechnungsführung 
zu entnehmende Bedenken nicht beſtehen. Dieſe Ver⸗ 
pflichtung beſteht auch dann, wenn ſie von der Straf⸗ 
vollſtreckungsbehörde nicht ausdrücklich angeordnet wird. 

Vom bayer. Oberſten Landesgerichte lag zu der 
erörterten Frage eine Entſcheidung bisher nicht vor. 
Es hat ſich jedoch in einem Streitfalle mit einem um 
Vollzug einer Freiheitsſtrafe an Stelle eines Geldſtrafe⸗ 
reſtes erſuchten Amtsgericht die erwünſchte Gelegen⸗ 
heit geboten, die Anſchauung des höchſten Gerichts⸗ 
hofes in dieſer Frage kennen zu lernen. 

Das Oberſte Landesgericht hat die hier ver⸗ 
tretene und am Amtsgericht Nürnberg durchgeführte 
Anſchauung gebilligt und die Frage bejaht, ob ein 
voller Tag der Freiheitsſtrafe zu vollſtrecken iſt, wenn 
ein uneinbringlicher Reſt einer rechtskräftig erkannten 
Geldſtrafe nicht mehr den Betrag erreicht, der bei 
der Umwandlung der Geldſtrafe einem vollen Tage 
der Freiheitsſtrafe gleichgeſetzt wurde. 

Der Fall lag folgendermaßen: 

Ein vom Schöffengericht Nürnberg wegen eines 
Vergehens zur Geldſtrafe von 20 M, umgewandelt 
für den Fall der Uneinbringlichkeit in 5 Tage Ge⸗ 
ſängnis, Verurteilter zahlte freiwillig in drei Zahlungen 
6 M +3 M2 H = 11 M. Der Reſt von 9 M war 
uneinbringlich. Das Amtsgericht Nürnberg erſuchte 
ein bayeriſches Amtsgericht um Vollzug von drei 
Tagen Gefängnis, abwendbar durch 414 ＋T 1 = 9 N. 
Das erſuchte Gericht lehnte die Vollſtreckung von drei 
Tagen ab mit der Begründung, daß nach dem Urteils— 
ſatze auf je 1 Tag Gefängnis 4 M Geldſtrafe treffen 
und deshalb nur zwei Tage Gefängnis vollſtreckt 
werden können. Das Amtsgericht Nürnberg beharrte 
auf ſeiner oben entwickelten gegenteiligen Anſicht und 
legte bei der grundſätzlichen Bedeutung der Sache die 
Akten gemäß $ 160 GVG., Art. 167 Ziff. XII AG. 
BGB. dem Strafſenat des Oberſten Landesgerichts 
zur Entſcheidung vor. Der Generalſtaatsanwalt teilte 
in ſeiner Aeußerung den Standpunkt des Amtsgerichts 
Nürnberg und hielt die Beſchwerde für begründet. 
Mit Beſchluß vom 4. März 1913 lehnte der Straf— 
ſenat zwar die vom Amtsgerichte Nürnberg bean— 
tragte Entſcheidung ab, weil ein Fall der Ver— 


weigerung der Rechtshilfe im Sinne des $ 160 GVG. 
nicht vorliege und die 88 157 ff. GVG. nicht auf Er: 
ſuchen anzuwenden ſeien, die von einem Amtsgericht 
als Strafvollſtreckungsbehörde an ein anderes Amts⸗ 
gericht zum Zwecke des Strafvollzugs geſtellt werden. 
Der Senat hat als einzuſchlagenden Weg eine Ent⸗ 
ſcheidung nach 8 490 StPO. bezeichnet. 

Das Oberſte Landgericht hat aber gleichwohl 
die Frage unter Würdigung der bisherigen Recht⸗ 
ſprechung unterſucht und ausgeſprochen, daß es 
in der Tat mit den für die Strasvollſtreckung 
maßgebenden Grundſätzen unvereinbar wäre, wenn 
die Möglichkeit anerkannt würde. daß es unter be⸗ 
ſtimmten Vorausſetzungen im Belieben des Verur⸗ 
teilten liege, zu verhindern, daß eine erkannte Strafe 
in ihrer vollen Höhe vollſtreckt werde. Die Ent⸗ 
ſcheidung führt aus, daß die Frage ſelbſtverſtändlich 
ausſchließlich nach ſtrafrechtlichen Geſichtspunkten zu 
entſcheiden ſei und die nach bürgerlichem Rechte ein⸗ 
tretenden Wirkungen der teilweiſen Erfüllung einer 
Verbindlichkeit nicht in Erwägung gezogen werden 
könnten und bezeichnet den Sachverhalt in dem von 
Lindemann im „Recht“ 1904 S. 442 erwähnten Urteil 
des Reichsgerichts vom 9. Dezember 1897 (Goldt Arch. 
Bd. 46 S. 46) als ſo weſentlich verſchieden, daß hieraus 
Schlüſſe für den vorliegenden Fall nicht zuläſſig ſeien. 

Das Oberſte Landesgericht hielt deshalb die von 
den Oberlandesgerichten Hamburg und Frankfurt a. M. 
(Goldt Arch. Bd. 50 S. 295/296; Bd. 58 S. 250) vor: 
gebrachten Gründe für durchſchlagend und die Voll- 
ſtreckung einer eintägigen Sreibeitsitrafe an Stelle eines 
uneinbringlichen Geldſtrafereſtes wie in dem der Be⸗ 
urteilung unterſtellten Falle für zuläſſig. 

Damit wird für Bayern die — da es ſich um 
die perſönliche Freiheit von Menſchen handelt — ge⸗ 
wiß nicht unwichtige Frage einer einhelligen und be⸗ 
friedigenden Löſung zugeführt werden können. 
Weiland Amtsgerichtsrat Krackhardt in Nürnberg. 


Der Panſchſatz im Koſtenfeſtſetzungsverfahren. Wäh⸗ 
rend nach der ZPO. die Feſtſetzung des zu erſtattenden 
Koſtenbetrages einen ſelbſtändigen Teil des Verfahrens 
der erſten Inſtanz bildet (8 103 Abſ. II ZPO), gilt 
hinſichtlich der Gebührenerhebung das Koſtenfeſt⸗ 
ſetzungsverfahren als nicht zur Inſtanz gehörig, 
da 8 39 Abſ. I GKG. ausdrücklich dieſes Verfahren 
als beſonderen Rechtsſtreit erklärt, „um die Höhe der 
Gerichtsgebühren in einem annähernd dem Umfange 
der in Anſpruch genommenen richterlichen Tatigkeit 
entſprechenden Verhältniſſe zu halten“ (Motive). Die 
ſonach für jedes Feſtſetzungsverfahren anzuſetzende 
Gebühr iſt nach 8 38 Ziff. 1 GKG. mit 0 der vollen 
Gebühr (8 8) zu berechnen und bringt auch nach $ 80 b 
Abſ. I die Erhebung des 10% igen Pauſchſatzes zur 
Deckung der von den Parteien nicht zu erſetzenden 
baren Auslagen mit ſich. Hiebei beſtimmt Satz 1 des 
II. Abſ. in 8 80 b, daß in bürgerlichen Rechtsſtreitig— 
keiten die Summe der in einer Inſtanz anzuſetzenden 
Pauſchſätze mindeſtens 50 Pig. und höchſtens 100 M 
beträgt und daß die Vorſchrift des 839 Abſ.! keine 
Anwendung findet. Zugunſten des Zahlungspflichtigen 
iſt alſo bezüglich der Pauſchſätze der Begriff der In- 
ſtanz dahin erweitert, daß auch der für jedes Koſten⸗ 
feitjeßungäverfabren anzuſetzende Pauſchſatz mit in die 
Summe der in der Inſtanz zu erhebenden Pauſchſätze 
einzubeziehen iſt und demnach durch den Mindeſt- oder 
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Höchſtſatz abgegolten wird, falls dieſe Summe den 
Mindeſtſatz von 50 Pfg. nicht erreicht oder den Höchſt⸗ 
ſatz zu 100 M überfteigt. Daß die Beſtimmung der 
2. Hälfte des 1. Satzes in Abſ. II des 8 80 b nur in 
dieſem Sinne zu verſtehen iſt, erhellt auch daraus. 
daß in Strafſachen, in welchen von einer Summe der 
in einer Inſtanz zu erhebenden Gebühren und Pauſch⸗ 
ſätze gemäß 83 62, 65, 70, 80 b nicht geſprochen werden 
kann, auch von einer Nichtanwendung des 8 39 Abſ.! 
nicht die Rede iſt, obwohl auch in Strafſachen mehrere 
Koſtenfeſtſetzungsverfahren möglich ſind, für deren 
Bewertung nach 8 78 ebenfalls die Beſtimmungen der 
83 38 und 39 maßgebend find. 

Im Hinblick auf 88 30, 76 RAG. treffen die 
vorſtehenden Ausführungen auch für die von den 
Rechtsanwälten für Koſtenfeſtſetzungsanträge anzu⸗ 
ſetzenden Gebühren und Pauſchſätze zu (Rittmann. 
Komm. z. GG., Quednau und Willenbücher, Komm. 
3. RAG O.). 


Beiſpiel 1 


Bei einem nach Beweisaufnahme durch Vergleich 
erledigten Rechtsſtreit über 20 M würden ſich beiſpiels⸗ 
weiſe die Gerichts koſten folgendermaßen berechnen: 


1. Gebühren: 


a) Yı Verhandlungsgebühr (8 18 Nr. 1 GKG.) 1.— M 
b) / Beweisgebühr (88 18 Nr. 2, 2211) —.50 . 
c) ½0 Vergleichsgebühr (8 23 JI) — 30 
d) / Koſtenfeſtſetzung — Streitwert — 20 M 

— (8 38 Nr. 1, 71) —.20 


zuſammen: 2.— M 


2. Pauſch ſätze: 
a) aus der Gebühr zu 1a (S 80 b Abſ. I) 10 Pfg. 
„ 1b (S 80 b Abſ. I) 10 „ 
„ 10 (880 b Abſ. I) 10 „ 
„ 1d S 80b Abſ. I) 10 „ 
zuſammen: 40 Pfg. 
gemäß 8 80 b Abſ. II Satz 1 nn auf den 
Mindeſtſatz mit 8 « .— DD. 
Summa: 2.50 M 
Beiſpiel 2. 


Die in vorſtehendem Beiſpiele einem Rechtsanwalt 
zuſtehende Vergütung würde betragen: 


1. Gebühren: 


2 ” LG 
C ) L ” 7. 
d ) L L 7. 


a) Yı Prozeßgebühr (8 13 Nr. 1 RAG.) 2.— M 
b) "ı Verhandlungsgeb. (8 13 Nr. 2 RAGO.) 2.— 
c) /io Beweisgebühr (8 13 Nr. 4) 1 — 
d) /1 Vergleichsgebühr ($ 13 Nr. 3) 22 

e) / Gebühr für Koſtenfeſtſetzungs-Antrag 
(S 23 Nr. 1, 30, 8) 1.— . 
zuſammen: 8.— N 


2. Pauſch ſätze: 
aus den Gebühren: 
a) zu 1a (20%) = 40 Pig. Mindeſtbetr. — 50 47 


b) „ 1 (20%) 40 „ 5 NV 
c) „ 1c 20%) = 20 „ . —.50 „ 
d) „1d (20%) 40 „ 5 —.50 „ 
c) 75 16 (20 %) S 20 75 7. —50 

zuſammen: 2.50 M 


gem. 876 Abſ. II erhöht auf den Mindeſtſatz zu 6.— _. 
Summa: 14.— M 


(Weitere Beiſpiele zur RAG0O. f. in Quednau's 
Komm. S. 565 ff.). 


Amtsgerichtsſekretär Lindinger in Hersbruck. 
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Aus der Kechtſprechung. 
Reichsgericht. 
A. Zivilſachen. 
1 


. Abtretung einer Hypothek auf Grund eines unfitt: 
lichen Nechtsgeſchäftes. Aus den Gründen: Die 
Abtretung, die ſich durch die wenn auch nur ſtill⸗ 
ſchweigende Annahme der ſchriftlichen Abtretungs⸗ 
erklärung des Klägers und die Uebergabe des Hypo⸗ 
thekenbriefes vollzog (ſ. 88 398, 1154 BGB.), iſt ein 
abſtraktes Rechtsgeſchäſt, d. h. ein Rechtsgeſchäft, das 
die ihm eigentümliche Rechtswirkung — hier die Ueber⸗ 
tragung der Forderung und Hypothek — ausübt ohne 
Rückſicht auf den Beſtand des Rechtsgrundes, durch 
den es veranlaßt iſt. Das Fehlen dieſes Rechtsgrundes, 
auch wenn es ſich aus der Nichtigkeit des Grundge⸗ 
ſchäftes ergibt, begründet nicht auch ſeine Nichtigkeit, 
ſondern nur eine ſchuldrechtliche Verpflichtung zur 
Herausgabe des ohne rechtlichen Grund Erlangten aus 
dem Geſichtspunkte der ungerechtfertigten Bereicherung 
(3 812 BGB.). Das NE. hat dies in ſtändiger Recht⸗ 
ſprechung mit Bezug auf ſachenrechtliche Erfüllungs⸗ 
geſchäfte, wie Auflaſſung, Uebergabe, Grundſchuld⸗ 
beſtellung, anerkannt und den Grund dafür auch nur 
aus der Natur dieſer Geſchäfte als abſtrakter Rechts⸗ 
geſchafte * Ein ſolches Rechtsgeſchäft, 
deſſen Inhalt ſich nur durch die ihm eigentümliche 
Rechtswirkung beſtimmt, kann an ſich auch niemals 
gegen die guten Sitten verſtoßen; denn unter einem 
gegen die guten Sitten verſtoßenden Rechtsgeſchäfte iſt 
nach ſtändiger Rechiſprechung des RG. nur ein ſolches 
zu verſtehen, das nach ſeinem ſich aus der Zuſammen⸗ 
faſſung von Inhalt, Beweggrund und Zweck ergebenden 
Geſamteigenſchaft den guten Sitten zuwiderläuft, nicht 
aber auch ſchon ein ſolches, das nur aus einem gegen 
die guten Sitten verſtoßenden Grunde oder zu einem 
gegen die guten Sitten verſtoßenden Zwecke, insbeſondere 
zur Erfüllung eines gegen die guten Sitten verſtoßenden 
Grundgeſchäftes vorgenommen wird. Dies wird be⸗ 
ſtätigt durch den 8 817 BGB. Das zur Erfüllung eines 
Grundgeſchäftes vorgenommene abſtrakte Rechtsgeſchäft 
ſtellt ſich damit als die Leiſtung dar, zu der ſich der 
Leiſtende durch das Grundgeſchäft verpflichtet hat. 
Berftößt dieſes gegen die guten Sitten, fo iſt damit 
auch der Zweck der Leiſtung, alſo des in Erfüllung 
des Grundgeſchäfts vorgenommenen abſtrakten Rechts⸗ 
geſchäfts, in der Art beſtimmt, daß der Empfänger 
durch die Annahme gegen die guten Sitten verſtößt. 
Dies aber begründet nach dem 8 717 Satz 1 nicht die 
Nichtigkeit des abſtrakten Rechtsgeſchäfts, ſondern nur 
eine Verpflichtung des Empfängers der Leiſtung zu deren 
Herausgabe, eine Berpflichtung, die nach dem 2. Satze 
des Paragraphen überdies wegfällt, wenn dem Leiſtenden 
gleichfalls ein ſolcher Verſtoß zur Laſt fällt, was bei 
der Leiſtung zur Erfüllung eines gegen die guten Sitten 
verſtoßenden Grundgeſchäfts regelmäßig ebenfalls zu⸗ 
trifft. Iſt der Verſtoß gegen die guten Sitten hier 
darin zu finden, daß der Kläger der Beklagten die 
Hypothek abgetreten hat, um ſie für den ihm gewährten 
Geſchlechtsverkehr zu belohnen und zur Fortſetzung 
dieſes Verkehrs geneigt zu machen, und daß die Bes 
klagte die Leiſtung in gleichem Sinne angenommen 
hat, ſo iſt der damit bezeichnete Beweggrund und Zweck 
der Leiſtung in dem Inhalt des abſtrakten Abtretungs⸗ 
geſchäfts ſeiner dargelegten Natur nach doch nicht zum 
Ausdruck gekommen; er weiſt aber auf das dieſem 
Rechtsgeſchäft zugrunde liegende Grundgeſchäft hin, 
deſſen Inhalt danach kein anderer ſein kann, als der: 
daß der Kläger der Beklagten für den ihm gewährten 
und noch zu gewährenden Geſchlechtsverkehr die Hypo— 
thek abzutreten ſich verpflichtete. Ob darin mit dem 
Berufungsgericht ein Schenkungsvertrag, etwa eine 
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belohnende Schenkung, oder ein gegenſeitiger Vertrag 
zu erkennen iſt, braucht nicht entſchieden zu werden, 
ebenſowenig, ob dies Grundgeſchäft gegen die guten 
Sitten verſtößt. Denn wäre dies anzunehmen, ſo 
würde ſich daraus und aus der nach dem $ 138 Abſ. 1 
begründeten Nichtigkeit dieſes Geſchäfts nach dem Aus⸗ 
geführten doch nicht die Sittenwidrigkeit und Nichtig⸗ 
keit des abſtrakten Abtretungsgeſchäfts ergeben. Und 
wäre aus dem angegebenen Grund und Zweck der 
Leiſtung zu folgern, daß die Beklagte durch deren An⸗ 
nahme gegen die guten Sitten verſtoßen hat, ſo würde 
auch die Folgerung nicht abzuweiſen ſein, daß dem 
Kläger als dem Leiſtenden ein gleicher Verſtoß zur Laſt 
fällt, und dies ſchließt nach dem § 817, wie bemerkt, 
den ſchuldrechtlichen Anſpruch auf Herausgabe des durch 
die Leiſtung Erlangten ebenfalls aus. Wenn das Be⸗ 
rufungsgericht die Anwendung des 8 817 auf den 
vorliegenden Fall mit der Begründung ablehnt, daß 
der 8 817 nur auf ſchuldrechtliche Anſprüche ans 
zuwenden ſei, die ſich auf die 88 812 ff. ſtützen, nicht 
aber auf dingliche Anſprüche, ſo unterſtellt es dabei 
eben zu Unrecht die Nichtigkeit der Abtretung, und 
mit Recht bemerkt demgegenüber die Reviſion: der 
Kläger ſei nicht mehr Gläubiger der Hypothek und 
Eigentümer des Hypothekenbriefs, er könnte beide nur auf 
Grund des Bereicherungsanſpruchs wiedererlangen und 
dieſer ſei nach dem 8 817 ausgeſchloſſen. (Urt. d. V. 35 
v. 23. April 1913, V 4/13). 
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II. 


1. Inwieweit kann die Sicherheit einer Ferrell 
nach dem Ergebniſſe der Zwangs verſteigerung beurteilt 
werden? 2. Iſt § 438 BSP. anch anwendbar, wenn 
der Verkänſer einer Hypothek die Haftung für ihre 
Sicherheit übernimmt? Aus den Gründen: 1. Nach 
der Annahme des Berufungsurteils ſoll ſich die 
mangelnde Güte der Hypothek durch deren Ausfall bei 
der Zwangsverſteigerung des Grundſtücks herausgeſtellt 
haben. Die Reviſion meint, daß das Ergebnis einer 
Zwangsverſteigerung niemals einen richtigen Maßſtab 
für die Güte einer Hypothek geben könne, weil der 
Berfteigerungserlös regelmäßig unter dem vollen 
Werte des Grundſtückes zurückbleibe; damit iſt aller⸗ 
dings zuviel geſagt. Wird für die Einbringlichkeit 
einer Hypothek Gewähr geleiſtet, ſo kann ſehr wohl 
gemeint ſein, daß der Verpflichtete dafür einſtehen 
folle, daß die Hypothek bei einer Verſteigerung des 
Grundſtücks zur Hebung komme. Demgemäß iſt es 
auch nicht ohne weiteres irrtümlich, wenn das Berufungs⸗ 
gericht hier die vom Erſtbeklagten übernommene Haftung 
in einem ſolchen Sinne verſtanden hat. Indeſſen 
beſonders liegt die Sache dann, wenn der Erwerber 
der Hypothek bei der Zwangsverſteigerung das Grund⸗ 
ſtück ſelbſt erwirbt und hierbei jenes zu einem beſonders 
billigen Preiſe erſtehen konnte, oder wenn er gar durch 
ſein Dazwiſchentreten gehindert hat, daß ein höheres 
und angemeſſenes Meiſtgebot von anderer Seite ab⸗ 
gegeben wurde. Daß der Verpflichtete die Haftung 
auch für ſolche Fälle übernommen habe, und habe 
übernehmen wollen, läßt ſich nicht denken, und es iſt 
unter ſolchen Umſtänden auch ausgeſchloſſen, das Ber: 
ſteigerungsergebnis ſelbſt als Beweis für die mangelnde 
Güte der Hypothek anzuſehen. Hier haben nunmehr 
die Beklagten behauptet und unter Beweis geſtellt, daß 
die Klägerin das Grundſtück für nur 130000 Merſtanden 
habe, während es mindeſtens 145000 M wert geweſen 
ſei. Dieſe Behauptung hätte das OLG. ſomit ebenfalls 
berückſichtigen müſſen. 

2. Die Reviſion bemängelt mit Recht, daß das 
Berufungsgericht den 8 438 BGB. überhaupt nicht 
berückſichtigt hat. Unmittelbar handelt der 8 138 freilich 
nur vom Forderungskaufe. Indeſſen die Rechtsähn— 
lichkeit des Falles einer Haftungsübernahme beim 
Rechtskaufe, namentlich beim Kauſe einer Hypothek, 
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erheiſcht die entſprechende Anwendung der Borſchrift. 
Wenn das Geſetz beim Forderungskaufe die Vermutung 
aufſtellt, daß der für die Zahlungsfähigkeit des 
Schuldners einſtehende Verkäufer n nur für 
die Zahlungsfähigkeit im Zeitpunkte der Abtretung 
einſtehe, dann iſt nicht einzuſehen, weshalb nicht dieſe 
einſchränkende Vermutung auch beim Verkaufe einer 
Hypothek Platz greifen ſollte, falls der Verkäufer hier 
für die Sicherheit der Hypothek die Sewähr übernommen 
hat. Wie die Verhältniſſe des Schuldners ſte im Ver⸗ 
laufe der Zeit ändern und mißlicher geſtalten können, 
ſo beſteht die Möglichkeit einer derartigen Aenderung 
mehr oder weniger auch bei einem Grundſtücke, auch 
hier trifft alſo der Rechtsgedanke des Geſetzes zu, daß 
im Zweifel anzunehmen iſt, die Gefahr einer nach⸗ 
träglichen Verſchlechterung der Verhältniſſe habe nach 
der Parteiabſicht vom Käufer nicht mit übernommen, 
ſondern vom Käufer getragen werden ſollen. Daß das 
Geſetz die Regel des 8 438 gefliſſentlich allein für den 
Forderungskauf hätte geben, ihre Anwendung beim 
Rechtskaufe dagegen hatte ausſchließen wollen, dafür 
bietet auch die Entſtehungsgeſchichte des Geſetzes keinen 
Anhalt. (Vgl. Mot. Bd. II S. 126/127 und Prot. 
Bd. 1 S. 387.) (Urt. des V. 35. vom 7. Mai 1913, 
V 562/12). 
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III 


Wer im Falle der Nr. 4 des 5 2339 Abſ. 1 BGB. die 
Erbunwürdigkeit mit der Behauptung beſtreitet, daß der 
Fälſcher durch die Fälſchung den wahren letzten Willen 
des ee habe verwirklichen wollen, muß den Beweis 
für dieſe Behauptung erbringen. Aus den Gründen: 
Das Berufungsgericht ſtellt feſt, daß das vom Be⸗ 
klagten zuletzt überreichte, die Vermächtniſſe enthaltende 
gemeinſchaftliche Teſtament des Beklagten und ſeiner 
Frau in vollem Umfang echt iſt. Dagegen erachtet es 
für erwieſen, daß der Beklagte die angeblich von ſeiner 
Frau herrührende Erklärung in dem zuerſt überreichten 
Teſtamente, in dem die Vermächtniſſe fortgelaſſen ſind, 
gefälſcht habe. Mit Rückſicht auf dieſe Falſchung und 
den Gebrauch, den der Beklagte dem Nachlaßgerichte 
gegenüber von der gefälſchten Urkunde gemacht hat, 
nimmt das OLG. zwar zugunſten der Klägerin an, 
daß der Beklagte ſich bezüglich einer Verfügung der 
Erblaſſerin von Todes wegen einer ftrafbaren Urkunden⸗ 
[atfung ſchuldig gemacht habe. Im Anſchluß an das 
n der amtl. Sammlung der Entſch. Bd. 72 S. 207 ff. 
abgedruckte Urteil des jetzt erkennenden Senats iſt es 
aber der Anſicht, die ſtrafbare Handlung allein bilde 
noch keinen Erbunwürdigkeitsgrund i. S. des 8 23339 
Abſ. 1 Nr. 4 BGB., die Tat müſſe vielmehr zugleich 
eine Verfehlung gegen die Erblaſſerin ſein und das ſei 
nicht der Fall, wenn der Beklagte durch die Fälſchung 
den wahren letzten Willen der Erblafferin zu verwirk⸗ 
lichen beſtrebt geweſen ſei. Er behaupte — ſo wird 
ausgeführt — daß das von ihm zuerſt überreichte 
Teſtament dem wahren letzten Willen der Erblaſſerin 
entſprochen habe. Das ſei für ſeine Einſetzung als 
Erbe wegen der gleichen Beſtimmung in dem echten 
Teſtament ohne weiteres anzunehmen. Dagegen frage 
es ſich, ob auch die Fortlaſſung der Vermächtniſſe dem 
wahren letzten Willen der Erblaſſerin entſprochen habe. 
Inſoweit liege die Beweislaſt der Klägerin ob, da ſie 
die Vorausſetzungen der Erbunwürdigkeitsklage dar— 
zutun habe, zu denen die Verfehlung des Fälſchers 
gegen den Erblaſſer gehöre. Die Erfahrung des Lebens, 
daß bei einer Teſtamentsfälſchung der Täter gewöhnlich 
aus eigennützigen Beweggründen handele, könne zu 
einer Umkehrung der Beweislaſt nicht führen. Hier— 
gegen wendet ſich mit Recht die Reviſion. Den in 82339 
Abſ. 1 Nr. 1 bis 4 BGB. zuſammengeſtellten Erbun— 
würdigkeitsfällen iſt, wie die Vergleichung ergibt und 
ein Blick auf die Vorſchrift in § 2343 beſtätigt, der 
Geſichtspunkt einer Verfehlung gegen den Erblaſſer ge— 


meinſam. Hieraus folgt, daß im Falle der Nr. 4 Erb⸗ 
unwürdigkeit dann nicht eintritt, wenn der Fälſcher 
durch die Fälſchung den wahren letzten Willen des 
Erblaſſers zu verwirklichen beſtrebt war; das iſt in 
dem vom Berufungsgericht angezogenen Urteile vom 
18. Nov. 1909 dargetan und daran muß feſtgehalten 
werden. Allein das nötigt keineswegs zu der Anſicht 
des OL G., bei einem Streite habe der die Erbunwürdigkeit 
geltend machende Kläger zu beweiſen, daß der vom 
Fälſcher angeſtrebte Erfolg dem wahren letzten Willen 
des Erblaſſers nicht entſprochen habe. Im Gegenteil, 
die Faſſung des Geſetzes läßt klar erkennen, daß der 
Anfechtungskläger im Falle der Nr. 4 nicht mehr dar⸗ 
zutun hat, als daß der Beklagte ſich bezüglich einer 
Verfügung des Erblaſſers von Todes wegen einer nach 
den 88 267 bis 274 StGB. ſtrafbaren Handlung ſchuldi 
e hat. Behauptet der Beklagte, er habe dur 
ie Je chung nur den wahren letzten Willen des Erb⸗ 
laſſers verwirklichen wollen, ſo macht er damit einen 
die 1 Wirkung des geſetzlichen Tatbeſtandes 
ausſchließenden, einen fog. rechtshindernden Umſtand 
geltend, und es iſt dann ſeine Sache, die Tatſachen 
anzuführen und nötigenfalls zu beweiſen, aus denen 
die Richtigkeit ſeiner Pebauptaag erhellen ſoll. Die 
Sache liegt nicht anders, als wenn der Beklagte ein⸗ 
wendet, die Vorausſetzungen des 8 2339 Abſ. 2 ſeien 
gegeben oder der Erblaſſer habe ihm verziehen (§ 2343), 
Fälle, in denen gar kein Zweifel darüber beſtehen 
kann, daß die Beweislaſt den Beklagten trifft. Müßte 
im Falle der Nr. 4 der Kläger zum Beweiſe für die 
Erbunwürdigkeit die bewußte Abweichung des Fälſchers 
von dem wahren letzten Willen des Erblaſſers dartun, 
wie das OLG. meint, ſo würde das ſehr leicht dahin führen, 
daß bösgläubige Fälſcher dem vom Geſetze gewollten 
Nachteil unverdiententgehen. (Urt. d. IV. ZS. v. 27. Febr. 
1913, IV 548/1912), E. 
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IV. 


Wettbewerbsbeſchränkung unter Zahntechnikern. Der 
Beklagte, amerikaniſcher Zahnarzt in D., hatte den 
Kläger, der bis dahin in Chicago als Aſſiſtent tätig 
geweſen war, als zahnärztlichen Aſſiſtenten angeſtellt. 
In dem Vertrage verpflichtete ſich der Kläger während 
der Dauer von 20 Jahren vom Ablauf des Vertrages 
an weder ſelbſtändig noch als Aſſiſtent ohne ſchriftliche 
Genehmigung des Beklagten in D. oder in einem Um⸗ 
kreiſe von 2 deutſchen Meilen um D. die Zahnpraxis 
auszuüben und im Uebertretungsfalle dem Beklagten 
als berechneten Schaden und nicht als Strafe 120000 M 
zu zahlen. Später ließ ſich der Bruder des Klägers 
in D. als amerikaniſcher Zahnarzt nieder. Der Kläger 
hatte ihn bei dem Mieten einer Wohnung unterſtützt. 
Der Beklagte befürchtete, der Kläger werde ſeine 
Intereſſen mehr dem Geſchäfte ſeines Bruders zu: 
wenden, mit dem er ſich ſpäter verbinden wollte: er 
kündigte deshalb den Vertrag. Weil ſich der Kläger 
nach ſeinem Austritt aus dem Geſchäfte des Beklagten 
in D. als amerikaniſcher Zahnarzt niederlaſſen wollte, 
erhob er Klage mit dem Antrage feſtzuſtellen, daß der 
Beklagte nicht berechtigt ſei, vom Kläger nach ſeiner 
Niederlaſſung als Zahnarzt in D. die Zahlung der 
vereinbarten Vertragsſtrafe zu verlangen. Das LG. 
hat dieſem Antrage entſprochen, das OLG. hat die 
Klage abgewieſen. Die Reviſion wurde zurückgewieſen. 

Aus den Gründen: Nach mehreren Ent⸗ 
ſcheidungen des RG. verſtößt jede Wettbewerbs⸗ 
beſchränkung bei Aerzten und apprsbierten Zahnärzten 
gegen die guten Sitten (RG. 66, 144 ff.), gleiches 
gilt jedoch nicht bei den amerikaniſchen Zahntechnikern 
(G3. 70, 339). Auf die Tätigkeit des Beklagten und 
fein Verhältnis zum Kläger find die SS 133 ff. GewO. 
anzuwenden. Hiernach ſind Vereinbarungen, durch die 
der Angeſtellte nach Beendigung des Dienſtverhältniſſes 
in ſeiner gewerblichen Tätigkeit beſchränkt wird, für 


den Angeſtellten nur inſoweit verbindlich, als die 
Beſchraͤnkung nach Zeit, Ort und Gegenſtand nicht 
die Grenzen überſchreitet, durch die eine unbillige Er⸗ 
ſchwerung ſeines Fortkommens ausgeſchloſſen wird. 
Hierauf kann der Kläger die Nichtigkeit der geſamten 
Wettbewerbsbeſchränkung nicht ſtützen; denn da nur 
das Uebermaß der Beſchränkung unzuläſſig iſt, hat 
der Richter die Beſchränkung und ebenſo gemäß 8 343 
BOB. die N auf das zuläſſige Maß zu 
mindern (RZ. 77, 399). Dieſe Minderung iſt übri⸗ 
gens erſt nach der Verwirkung der Strafe möglich; 
vorher kann ſie auch nicht durch eine Feſtſtellungsklage 
geſchehen. Daß der Beklagte einen erheblichen Anlaß 
zur Kündigung des Klägers gehabt hat, zieht der 
Reviſionskläger nicht mehr in Frage. In dieſer Inſtanz 
kommt es nur darauf an, ob die vereinbarte Wett⸗ 
bewerbsbeſchränkung und et gegen die 
guten Sitten verſtößt und deshalb gemäß 5 138 BGB. 
nichtig iſt. Bereits mehrfach hat das RG. ausgeſprochen, 
es verſtoße gegen die guten Sitten, wenn durch eine 
Wettbewerbsbeſchränkung in rückſichtsloſer Weiſe ohne 
einen auch nur verſuchten Ausgleich der beiderſeitigen 
Intereſſen, unbekümmert um eine etwaige Schädigung 
des Angeſtellten nur das Unternehmerintereſſe gewahrt 
werde. Davon kann hier jedoch keine Rede ſein. Aller⸗ 
dings ſoll ſich der Kläger 20 Jahre lang nicht in D. 
und deſſen nächſter Umgebung als Zahnarzt nieder⸗ 
laſſen. Hierdurch wird dem Kläger jedoch fein Forts 
kommen nicht übermäßig erſchwert, da er in allen 
übrigen größeren Städten Europas eine Praxis be⸗ 
gründen kann. Daß ſich der Kläger in D. den Ruf 
eines tüchtigen Zahnarztes erworben hat, verdankt er 
neben ſeiner eigenen Tätigkeit in erſter Linie dem 
Umſtand, daß ihm der Beklagte auf Grund des Ver⸗ 
trages einen beſtimmten Patientenkreis zugewieſen hat. 
Dieſer Ruf ermöglicht ihm aber eine gute Praxis auch 
außerhalb von D., während für den Beklagten und 
ſein Geſchäft von dem Wettbwerb des Klägers große 
Gefahren zu erwarten waren, was auch auf den 
Verkaufspreis des Geſchäfts des Beklagten ungünftig 
einwirken mußte. Die Wettbewerbsbeſchränkung ent⸗ 
ſprach alſo einem wohlbegründeten Intereſſe des Be- 
klagten und enthielt keine übermäßige Schädigung des 
Klaͤgers, zumal wenn man berückſichtigt, welche Vor⸗ 
teile der Vertrag dem Kläger im übrigen bot. Der 
Kläger, der zur Zeit des Vertragsbeginns erſt 25 Jahre 
alt war, hat während der Vertragsdauer jährlich 
durchſchnittlich 17500 M Einnahme bezogen; wenn der 
Vertrag auch zunächſt nur auf ein Jahr lief, hätte 
der Kläger beim Beklagten, wenn er ſeine Anſprüche 
nicht zu ſehr geſteigert hätte, eine außerordentlich 
ünſtig bezahlte Lebensſtellung finden können. Er 
onnte daher ſoviel Erſparniſſe zurücklegen, daß er ſich 
mit Muße zunächſt eine andere Stellung ſuchen konnte. 
Auch aus der Höhe der Vertragsſtrafe läßt ſich — bei 
dem großen Umfang der Praxis — nichts ſittenwidriges 
entnehmen. (Urt. des III. 35. vom 14. März 1913, 
III 407/12). G. 
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V. 


Wie iſt die Pfändung von Tieren erſichtlich zu 
machen? Aus den Gründen: Der Gerichtsvollzieher 
hat die Pfandmarke an dem Kopfſtück des Pferdes 
befeſtigt, nachdem er ſich durch Befragen des Knechtes 
darüber vergewiſſert hatte, daß das Kopfſtück ſtets, 
auch des Nachts, auf dem Pferde bleibe. Das Verſehen 
des Pfandſtückes ſelbſt mit bem Pfandzeichen iſt aber 
gerade das, was Ziffer 5, 6 des § 57 der preußiſchen 
Geſchäftsanweiſung für die Gerichtsvollzieher vor— 
ſchreibt, ohne die Form der Pfändung eines Tieres 
beſonders zu regeln.!) Allerdings heißt es in Ziffer 6 
„reicht ein dem Pfandſtück angebrachtes Pfandzeichen 
nicht aus, um die Pfändung erkennbar zu machen, ſo 
iſt ein auf die Pfändung hinweiſendes Schriftſtück 
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(Pfandanzeige) in der unmittelbaren Nähe des Auf⸗ 
bewahrungsraums (Lagerboden, Speicher, Viehſtall) 
in der Art anzubringen, daß jedermann davon Kennt⸗ 
nis nehmen kann“; jedoch iſt darüber nichts beſtimmt, 


wann ein dem Pfandſtück ſelbſt anlegbares Pfand⸗ 


zeichen als nicht ausreichend anzuſehen iſt. Mit Recht 
findet das OLG. in dieſen Vorſchriften nur eine all⸗ 
gemeine Richtſchnur, die dem pflichtmäßigen Ermeſſen 
des Gerichtsvollziehers im Einzelfalle Spielraum läßt. 
Hier iſt nicht einzuſehen, warum der Beklagte die am 
ſtändigen Kopfſtück des Pferdes befeſtigte Siegel marke 
hätte für nicht ausreichend erachten ſollen: Dieſe Siegel- 
marke machte die Pfändung jedermann erkennbar; ſtatt 
deſſen oder daneben noch eine Pfandanzeige im Stand 
oder Stall des Pferdes anzubringen, durfte dem Be⸗ 
klagten als unrichtig oder überflüſſig erſcheinen, da 
das Pferd auf das Leichteſte in einen anderen Stand 
oder Stall geſtellt und ſo die Wirkung der Pfandanzeige 
vereitelt werden konnte, ohne daß dieſe ſelbſt berührt 
wurde. Ziffer 6 des 8 57 der Geſchäftsanweiſung ſetzt 
die Möglichkeit, daß ein dem Tiere ſelbſt anlegbares 
Pfandzeichen nicht ausreiche, nämlich die Pfändung 
nicht erkennbar mache, und ordnet für jet e, nicht 
näher beſchriebene Fälle die Anbringung einer Pfand⸗ 
anzeige am oder im Stalle an, und zwar dahin, daß 
dann die Pfandanzeige allein die Pfändung erſichtlich 
zu machen hat, genau ſo, wie im erſten Falle der 
Ziffer 6, daß den Pfandſtücken wegen deren Beſchaffen⸗ 
heit ein Pfandzeichen gar nicht angelegt werden kann. 
Pfandzeichen⸗Anbringung am Pfandſtück ſelbſt und 
Pfandanzeige am Aufbewahrungsort ſind nicht neben⸗ 
einander vorgeſchrieben: letztere iſt anzubringen, wenn 
erſtere unmöglich oder wenn ſie zwecklos iſt, weil ſie 
die Pfändung nicht erkennbar macht. Der Beklagte 
hatte alſo höchſtens die Wahl, die Pfändung ſo, wie 
er tat, oder durch Pfandanzeige am Stall erſichtlich zu 
machen; daß er die Bezeichnung am Pferde ſelbſt wählte, 
war ſachgemäß und gewährte dem Kläger eine ſtärkere 
Sicherheit, als eine Pfandanzeige getan hätte. (Urt. 
d. III. 3S. v. 29. April 1913, III 522/12). 
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VI. 


Stellung des Teſtamentsvollſtreckers im Nechtsſtreit. 
Wechſel des „ während des Nechts⸗ 
ſtreites. Aus den Gründen: Wie das Reichsgericht 
wiederholt ausgeſprochen hat (vgl. RG. 56, 327; 
61, 139), iſt der Teſtamentsvollſtrecker nicht Vertreter 
eines Anderen, insbeſondere auch nicht des Erben, 
ſondern Inhaber eines (nicht öffentlichen) Amtes zu 
eigenem Rechte. Das iſt auch die Auffaſſung, die 
der Novelle zur ZPO. 1898 zugrunde liegt (vgl. die 
Denkſchrift S. 111 zu $ 293e des Entw.). Demgemäß 
tritt er im bürgerlich⸗ rechtlichen Verkehr als ſelb⸗ 
ſtändiger Vertragsteil und im Prozeß als Partei auf. 
Aber er iſt eine Partei beſonderer Art (Partei kraft 
Amtes: Stein, ZPO. vor $ 50 Anm. I und 8 327 
Anm. I), Partei, obgleich die Rechte und Pflichten, die 
den Gegenſtand des Prozeſſes bilden, ihm nicht für 
ſeine Perſon zuſtehen. Dieſe Eigenart ſeiner Stellung 
bringt es für das bürgerliche Recht mit ſich, daß der 
Teſtamentsvollſtrecker, obgleich er ſelbſt Vertragsteil 
iſt, Rechte und Verbindlichkeiten nicht in ſeiner Perſon, 
ſondern für und gegen den Nachlaß ſchafft (vgl. RG. 
56, 330; 59, 361; 68, 258; 76, 126). Aber auch für den 
Prozeß ift zu beachten, daß der Teſtamentsvollſtrecker 
nur formell, nicht ſachlich Partei iſt, und es ſind aus 
dieſem Grunde auch nicht immer die für die Parteien 
geltenden Grundſätze, ſondern vielfach und insbeſondere 
da, wo die materiellen Wirkungen entſcheiden, die Vor— 
ſchriften über die geſetzlichen Vertreter ſinngemäß anzu— 
wenden. 


1) Val. dazu § 99 der bayeriſchen Geſchäftsanweiſung für die 
Gerichtsvollzieber, der im weſentlichen die gleichen Vorſchriften enthält. 
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Daraus folgt zunächſt in entſprechender Anwendung 
des 8 241 ZPO. daß mit dem Wechſel in der brochen 
der Teſtamentsvollſtrecker das Verfahren unterbrochen 
wurde. Die Unterbrechung wäre nur dann nicht ein⸗ 
getreten, wenn die Teſtamentsvollſtrecker — und zwar, 
da fie gemäß 8 2224 BGB. das Amt gemeinſchaſtlich 
zu führen hatten, beide — durch Prozeßbevollmächtigte 
vertreten geweſen wären. Dies war nur bei dem Be⸗ 
klagten F. der Fall, der den Mitbeklagten Rechtsanwalt 
L. zum Prozeßbevoll mächtigten hatte. Der Letztere vertrat 
nach 8 78 Abi. 3 ZPO. ſich ſelbſt, d. h. er bedurfte 
keines Prozeß bevollmächtigten. Nicht aber wurde er 
dadurch ſelbſt zum Prozeßbevollmächtigten, und es ſind 
deshalb auch die Vorſchriften, die für den Fall einer 
Vertretung durch Prozeßbevollmächtigte Beſonderes an⸗ 
ordnen, im Falle des § 78 Abſ. 3 ZPO. nicht anzuwenden. 
Auch eine entſprechende Anwendung des 8 246 iſt ab⸗ 
zulehnen, da die Beſtimmung vorausſetzt, daß derjenige, 
in deſſen Perſon der Unterbrechungsgrund eintritt, und 
der Prozeßbevollmächtigte verſchiedene Perſonen ſind. 
Das Urteil der I. Inſtanz durfte daher gemäß 8 249 
ZPO. nicht erlaſſen werden und es muß auf eine 
zuläſſigerweiſe eingelegte Berufung aufgehoben werden, 
da das mangelhafte Verfahren nicht durch Genehmigung 
der neuen Teſtamentsvollſtrecker geheilt iſt. 

Die Beſugnis zur Einlegung der Berufung aber 
ſtand nicht den Beklagten zu, die von der erſten Inſtanz 
noch als Teſtamentsvollſtrecker betrachtet wurden, 
ſondern denjenigen, die es wirklich waren. Wäre der 
Teſtamentsvollſtrecker geſetzlicher Vertreter, ſo wäre 
dies ohne weiteres klar. Denn das Urteil, das ſich auch 
formell gegen den Vertretenen richtet, beſchwert nur 
dieſen, nicht den Vertreter. Daraus aber, daß der 
Teſtamentsvollſtrecker formell Partei und als ſolche 
verurteilt iſt, folgt nicht, daß er auch im Sinne des 
Rechtsmittelrechtes beſchwert iſt. Denn die Wirkungen 
des Urteils ſollen nicht ihn perſönlich treffen. Die 
Urteilsſumme ſoll nicht aus ſeinem Vermögen bezahlt 
werden, ſondern aus dem Nachlaſſe. Die Koſten des 
Verfahrens treffen den Nachlaß, nicht den Teſtaments⸗ 
vollſtrecker. Die Einlegung eines Rechtsmittels ſteht 
daher auch nur dem zu, der zur Zeit der Einlegung 
Teſtamentsvollſtrecker iſt. Damit erledigen ſich die An⸗ 
griffe der Reviſion. Das von ihr erwähnte Urteil des 
VI. 35. (RG. 64, 361) läßt ſich hier nicht ver⸗ 
werten. In dem dort behandelten Falle war nach Er: 
öffnung des Konkurſes der Gemeinſchuldner für feine 
Perſon verurteilt worden. Durch das Urteil war daher 
nicht die Konkursmaſſe, ſondern der Gemeinſchuldner 
perſönlich beſchwert. Ihm ſtand daher auch die Befugnis 
zur Einlegung eines Rechtsmittels zu. Der dem vor— 
liegenden gleichſtehende Fall eines Wechſels in der 
Perſon des Konkursverwalters iſt nicht erörtert. Auch 
die ſonſtigen Bedenken der Reviſion ſind unbegründet. 
Für die Zwangsvollſtreckung kommt als Partei kraft 
Amtes nur in Betracht, wer das Amt des Teſtaments— 
vollſtreckers zur Zeit der Vollſtreckung wirklich inne 
hat, gleichviel ob er als Inhaber des Amtes ſchon im 
Prozeſſe aufgetreten iſt. Den Reviſionsklägern ſtünde 
daher gegenüber einer gegen ſie gerichteten Zwangs— 
vollſtreckung der Nachweis offen, daß ſie nicht mehr 
Teſtamentsvollſtrecker ſind. Die Möglichkeit von Rück— 
griffsanſprüchen aber kann kein Beſchwerderecht begrün— 
den. Auch wer mit Recht als Teſtamentsvollſtrecker 
1 und verurteilt worden iſt, kann Rückgriffs⸗ 
anſprüchen z. B. wegen nachläſſiger Prozeßführung 
ausgeſetzt ſein, und doch ſteht ihm die Einlegung eines 
Rechtsmittels nicht mehr zu, wenn nach dem Urteil die 
Perſon der Teſtamentsvollſtrecker wechſelt. (Urt. d. III. 3. 
v. 22. April 1913, IV 477/12). | 
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B. Strafſachen. 
1 


Die Vorſätzlichkeit einer Patentverletzung wird nicht 
dadurch ausgeſchloſſen, daß der Täter glaubte, geſchitzt 
ei nur die Vorrichtung, wie fie in der Zeichunng der 

atentichrift wiedergegeben iſt. Aus den Gründen: 
Das LG. will nicht nur den unmittelbaren, ſondern 
auch den bedingten (eventuellen) Vorſatz verneinen 
mit der Begründung, daß der Angeklagte ſich in einem 
tatſächlichen Irrtum über die Tragweite des Patent⸗ 
rechts gemäß 8 59 StG. infolge unzutreffender Aus: 
legung der Patentſchriften befunden und auch nicht 
einmal mit der Möglichkeit gerechnet habe, die von 
ihm gewählte und benutzte Konſtruktion greife in die 
patentierte Erfindung ein. Träfe dies zu, ſo wäre 
nach dem Urteil des erk. Senats Entſch. 43, 39 ff. der 
innere Tatbeſtand der gedachten Geſetzesvorſchriſten 
allerdings ausgeſchloſſen. Allein die begründenden Aus⸗ 
führungen des Urteils ſind von Rechtsirrtum be⸗ 
einflußt. Die Strafkammer ſtützt ihre Annahme, daß 
der Angeklagte über den Inhalt der Patenterteilung 
möglicherweiſe im Irrtum geweſen ſei, nämlich deren 
Umfang zu eng ausgelegt habe, darauf, daß er ge⸗ 
glaubt haben könne, geſchützt ſei nur genau die Bor: 
richtung, wie ſie in der Zeichnung der Patentſchrift 
wiedergegeben iſt. Wäre er dieſes Glaubens geweſen, 
fo hätte er fi in einem nicht zu beachtenden Straj: 
rechtsirrtum befunden. Er hätte nicht lediglich das 
erteilte Patent unrichtig d. h. zu eng ausgelegt, ſondern 
hätte rechtlich geirrt, nämlich Weſen und Bedeutung 
des Patents als Rechtsbegriffs verkannt. Geſchützt iſt 
nach dem Geſetz der Erfindungsgedanke, wie er im 
Patentanſpruch zutage tritt. Dieſer umfaßt alle Aus⸗ 
führungsarten und Ausführungsformen, die im Be: 
reiche des ſo beſtimmten Erfindungsgedankens liegen. 
Dem Patentinhaber iſt daher nicht nur diejenige Aus⸗ 
führungsform geſchützt, die er nach der Erteilung des 
Patents zunächſt und ausſchließlich gewählt und be⸗ 
nutzt hat. Durch dieſe Wahl und Benutzung wird 
ſein Patentrecht nicht beſchränkt. Der geſetzliche Schutz 
bleibt ihm vielmehr im vollen Umfang des erteilten 
Patents. Hieran ändert auch die der Anmeldung bei⸗ 
gefügte Zeichnung nichts. Sie begrenzt nicht das 
Patentrecht, ſondern veranſchaulicht nur den paten⸗ 
tierten Gegenſtand. Ihre rechtliche Bedeutung beſteht 
m. a. W. nicht darin, gegen den Inhalt des Patent⸗ 
anſpruchs die zu wählende Ausführungsform ein für 
allemal feſtzulegen, vgl. RGSt. 44, 185 (187). Da 
das „Patent“ als Rechtsbegriff und das Benützen der 
„Erfindung“ zu den geſetzlichen Tatbeſtandsmerkmalen 
der Patentverletzung i. S der 88 4, 36 Bat®. gehören, 
ſo würde der Angeklagte bei der Auffaſſung, die die 
Strafkammer als die ſeinige unterſtellt, über Inhalt 
und Tragweite des Strafgeſetzes geirrt haben. Das 
könnte die Vorſätzlichkeit feines Handelns nicht aus: 
ſchließen, vgl. RG St. 43, 397 (400) (Urt. des V. Sts. 
vom 18. Februar 1913, 5 D 764/1912). E. 
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Verhältnis des 5 328, insbeſondere des 8 328 Abl. 
StGB. zu 3 74 des neuen Biehſenchen .; welche ven 
den beiden Beſtimmungen iſt das mildere Strafgeſetz 
i. S. des § 2 Abſ. 2 Std.? Aus den Gründen: 
Mit Recht hat das Landgericht angenommen, daß zur 
Zeit der Tat der § 328 Abſ. 2 StGB. anzuwenden 
war. Im Augenblicke der Aburteilung aber war die 
Anwendung dieſer Geſetzesvorſchrift nicht mehr zuläſſig. 
Zwiſchen der Begehung der Tat und der Aburteilung 
it am 1. Mai 1912 das Viehſeuchend. vom 26. Jun: 
1909 in Kraft getreten. Dieſes Geſetz hat das An» 
wendungsgebiet des 8 328 StGB. weſentlich ein 
geſchränkt und inſoweit an Stelle des 8 328 andere 
Strafvorſchriften gejekt. Im $ 66 Nr. 4 des älteren 
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Biehfeuhen®. vom 23. Juni 1880 (1 Mai 1894) war 
derjenige, der bei Seuchengefahr polizeilich angeord⸗ 
neten Schutzmaßregeln der hier in Frage kommenden 
Art zuwiderhandelte, mit der Sonderſtrafnorm des 
Biehſeuchen gs. nur für den Fall bedroht, daß nicht 
nach den beſtehenden geſetzlichen Beſtimmungen eine 
höhere Strafe verwirkt ſein ſollte; dadurch war für 
alle wiſſentlichen Verletzungen ſolcher Aufſichts⸗ 
maßregeln auf dem Gebiete ſämtlicher Viehſeuchen die 
Anwendung des 8 328 StGB. vorbehalten. Im neuen 
Biehfeuhen®. vom 26. Juni 1909 dagegegen iſt der 
Vorrang des § 328 StGB. beſeitigt. Wer nach dem 
Inkrafttreten des neuen ViehſeuchenG. Auſſichts⸗ 
maßregeln der mehrerwähnten Art vorſätzlich verletzt, 
it nicht mehr nach 8 328 StGB., ſondern lediglich 
nach 8 74 Abf. 1 Nr. 3 und § 74 Abſ. 2 des neuen 
Biedfeuchen®. zu beſtrafen — vorausgeſetzt, daß es ſich 
um eine der Viehſeuchen handelt, deren Bekämpfung 
den Gegenſtand des Geſetzes vom 26. Juni 1909 bildet, 
und das find nach 8 1 alle Viehſeuchen mit Ausnahme 
der Rinderpeſt. Jetzt geht alſo in dieſem Umfange 
nicht mehr die Vorſchrift des 8 328 StGB. als die 
ſtrengere Vorſchrift der ſeither nur ſubſidiären mil⸗ 
deren Strafnorm des Biehjeuchen®. vor, ſondern die 
Vorſchrift des 8 74 des neuen Viehſeuchen G. ſchließt 
für den Bereich dieſes Geſetzes als beſondere Vorſchrift 
die allgemeine Norm des $ 328 StGB. aus und läßt 
ihr tatſächlich nur für das Gebiet der Rinderpeſt noch 
Raum. Hiernach mußte hier geprüft werden, ob das 
zur Zeit der Aburteilung geltende Recht — 8 74 des 
neuen Viehſeuchen. — milder war als 8 328 Abſ. 2 
StGB., und es durfte, wenn das frühere Geſetz als 
das härtere anzuſehen war, nach 8 2 Abf. 2 StGB. 
das frühere Geſetz nicht mehr angewendet werden. 
Nun droht 8 328 Abſ. 2 StGB. für folgenſchwere 
wiſſentliche Verletzungen jener Schutzmaßregeln Ge⸗ 
fängnisſtrafe von einem Monat bis zu zwei Jahren 
an, der 8 74 des neuen ViehſeuchenG. aber für vor⸗ 
ſätzliche Verletzungen ſolcher Art nur Gefängnisftrafe 
von 1 Tag bis zu 2 Jahren, gegebenenfalls verſchärft 
durch Geldſtrafe bis zu 1500 Mk., oder Geldſtrafe 
von 15 Mk. bis 3000 Mk., ohne Rückſicht darauf, ob 
durch ſie die Seuche weiterverbreitet worden iſt oder 
nicht; es kann deshalb ein Zweifel daran nicht ob⸗ 
walten, daß für die Fälle der folgenſchweren wiſſent⸗ 
lichen Verletzung der Seuchenmaßregeln $ 74 des neuen 
Viehſeuchen G. das mildere Geſetz iſt. (Urt. des V. StS. 


vom 11. März 1913, 5 D 1108/12). E. 
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III. 


Iſt die Berichtigung eines Strafurteils nach der 
Verkündung zuläſſig? Aus den Gründen: Nachdem 
die Reviſionsrechtfertigung ſchon bei Gericht eingegangen 
war, hat die Strafkammer einen Beſchluß gefaßt, worin 
ſie erklärt, daß ſie bei der Beratung des Falles B. eine 
Gefängnisſtrafe von neun Monaten feſtgeſetzt habe, 
daß auch bei Verkündung des Urteils eine Gefängnis⸗ 
ſtrafe von neun Monaten für dieſen Fall als Einzel⸗ 
ſtrafe bekannt gegeben worden ſei, und daß die Angabe 
auf Seite 12 des Urteils, wonach drei Monate Ge⸗ 
fängnis für den Fall B. angeſetzt wurden, auf einem 
Schreibfehler beruhe und richtig „neun“ Monate heißen 
müſſe. Dieſem Beſchluß kann jedoch, auch wenn er als 
„Berichtigung“ des Urteils gedacht iſt, eine dem Ans 
geklagten ungünſtige Bedeutung nicht zukommen. Be⸗ 
richtigungen von Urteilen, die verkündet und von 
ſämtlichen Richtern unterzeichnet ſind, kennt die 
Strafprozeßordnung nicht (Entſch. Bd. 28 S. 247). 
Freilich wird trotzdem beim Vorliegen von rein for— 
malen Mängeln, alſo von Schreib- oder Rechnungs⸗ 
fehlern und ähnlichen offenbaren Unrichtigkeiten, die 
aus dem Urteil ſelbſt hervorgehen und ſich ohne Zu— 
hilfenahme außerhalb liegender Tatſachen löſen laſſen, 
einer Richtigſtellung durch das Gericht kein geſetzliches 


Hindernis entgegenſtehen. Darum handelt es ſich hier 
nicht. Daß das Gericht für den Fall B. nicht drei, 
ſondern neun Monate Gefängnis bemeſſen hat, läßt 
ſich dem Urteil ſchlechterdings nicht entnehmen. Das 
eine konnte ſo gut wie das andere zutreffen. Die Un⸗ 
ſtimmigkeit zwiſchen dem, was geſchrieben, und dem, 
was gewollt war, berührt die Sache ſelbſt; von einem 
bloß formalen Mangel kann nicht die Rede ſein. Der 
nachträgliche Beſchluß drückt nicht das, was geſagt 
werden ſollte, beſſer aus, ſondern ſetzt an ſeine Stelle 
etwas ganz Neues (Entſch. Bd. 28 S. 81). Ein 
bloßes unbewußtes Verſchreiben kommt nicht in Frage, 
vielmehr ein gedankliches Vergreifen. Hieran wird 
auch dadurch nichts geändert, daß die richtige Zahl bei 
der Urteilsverkündung genannt worden iſt. Wenn die 
mündlich mitgeteilten mit den ſchriftlich feſtgelegten 
Gründen nicht übereinſtimmen, kommt den erſteren 
keine rechtliche Bedeutung zu (Entſch. Bd. 4 S. 383), 
ganz abgeſehen davon, daß das allein maßgebende 
Sitzungsprotokoll keinen Vermerk in dieſer Richtung 
enthält. (Urt. des I. StS. vom 9. Jan. 1913, 1 D 978/12). 
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Oberſtes Landesgericht. 
A. Zivilſachen. 
1 


Darf das GEBR. nach durchgeführter Zwangs⸗ 
verſteigerung das Erſuchen des Vollſtreckungsgerichts um 
Eintragung des Erſtehers ablehnen, wenn nicht der Er⸗ 
ſteher, ſondern eine andere Perſon als der nene Gigen: 
tümer bezeichnet wird? (EBO.$S 39; Zw G. $ 130) 
In der Zwangsverſteigerungsſache einer Bank gegen 
die Konkursmaſſe der Kaufmannseheleute K. wurde das 
Anweſen der Schuldner durch das Notariat verſteigert. 
Meiſtbietender blieb der Maurermeiſter F. In dem zur 
Verkündung der Entſcheidung über die Erteilung des 
Zuſchlags anberaumten Termine wurde der Zuſchlag den 
in allgemeiner Gütergemeinſchaft lebenden Privatiers⸗ 
eheleuten Emil und Magdalena 9. erteilt, da nach 
notarieller Urkunde der Maurermeiſter F. die Anſprüche 
aus dem Meiſtgebot an die Eheleute H. abgetreten hatte. 
Der Zuſchlag iſt rechtskräftig geworden. Nach dem 
Zeugniſſe des Amtsgerichts N. iſt Emil H. nach dem 
Zuſchlag geſtorben und ſetzt die Witwe Magdalena H. 
mit den drei Abkömmlingen die Gütergemeinſchaft fort. 
Das Vollſtreckungsgericht erſuchte das GBA. gemäß 
8 130 Zw G. die Erſteherin Magdalena H., in fort⸗ 
geſetzter Gütergemeinſchaft lebend, als Eigentümerin 
einzutragen. Das GBA. lehnte dieſes Erſu⸗ 
chen ab, weil nach dem Beſchluſſe des Notariats N. 
der Zuſchlag den in allgemeiner Gütergemeinſchaft 
lebenden Privatierseheleuten H. erteilt worden ſei und 
die Veränderungen infolge Todesfalls vom Boll: 
ſtreckungsgerichte nicht zu beachten ſeien. Das LG. 
wies die Beſchwerde des Vollſtreckungsgerichts zurück. 
Das Ob. wies auch die weitere Beſchwerde zurück. 

Gründe: Das Vollſtreckungsgericht iſt zwar befugt, 
gemäß 839 GBO. das GBA. um eine Eintragung, 
hier im Hinblick auf § 130 ZwVG., zu erſuchen; es iſt 
deshalb auch im Falle der Ablehnung beſchwerde— 
berechtigt. Die weitere Beſchwerde iſt aber nicht be— 
gründet. Nach SS 130, 145 Zw. iſt das GBA. zu er⸗ 
ſuchen, den Erſteher als Eigentümer einzutragen uſw., 
wenn der Teilungsplan ausgeführt oder das Verfahren 
nach § 144 durchgeführt und der Zuſchlag rechtskräftig 
iſt. Erſteher iſt, wem der Zuſchlag erteilt iſt. Hieraus 
folgt, daß das Vollſtreckungsgericht nach § 130 nur die 
Eintragung der Perſon herbeizuführen hat, die in dem 
Zuſchlagsbeſchluß als Erſteher bezeichnet worden iſt 
(592 Zw G.). Wie die Eintragung des Rechtsnachfolgers 
herbeigeführt wird, richtet ſich nach den allgemeinen 
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Grundſätzen des Grundbuchrechts. Tritt die Rechts⸗ 
nachfolge durch den Tod ein, ſo iſt es Sache des Rechts⸗ 
nachfolgers ſelbſt, ſeine Eintragung zu veranlaſſen. 
Es iſt aber nicht unzuläſſig, daß das Vollſtreckungs⸗ 
gericht auf Antrag des Rechtsnachfolgers um deſſen 
Eintragung erſucht. Allein dieſem Erſuchen kommt 
eine andere rechtliche Bedeutung zu als dem Erfuchen, 
den Erſteher ſelbſt einzutragen. Bei dem Erſuchen, 
den Erſteher einzutragen, handelt das Vollſtreckungs⸗ 
gericht im Rahmen des ihm im §S 130 Zw VG. zugewieſenen 
Wirkungskreiſes, ſeinem Erſuchen kommt hiernach die 
im 8 39 GBO. beſtimmte Tragweite zu; bei dem Er⸗ 
ſuchen, den Rechtsnachfolger einzutragen, handelt es 
nur als Vermittler des Antrags. Der Zuſchlag wurde 
hier den in allgemeiner Gütergemeinſchaft lebenden 
Eheleuten H. erteilt; dieſe ſind ſonach die Erſteher; 
das Vollſtreckungsgericht kann deshalb nicht nach 8 130 
ZwBG. um die Ertragung der Witwe, in fortgefekter 
Gütergemeinſchaft lebend, erſuchen. Es muß vielmehr 
in dem Erſuchſchreiben die Eheleute H. als Erſteher 
bezeichnen und um ihre Eintragung nach 8 130 erſuchen, 
kann aber damit das Erſuchen verbinden, gleichzeitig 
den Uebergang des Eigentums auf Magdalena H. in 
fortgeſetzer Gütergemeinſchaft einzutragen. 

In den Fällen, in denen nach geſetzlicher Vorſchrift 
eine Behörde befugt iſt, das GBA. um eine Eintragung 
zu erſuchen, erfolgt allerdings die Eintragung auf Grund 
des Erſuchens der Behörde (§ 39 GBO.). Das Erſuchen 
erſetzt den Eintragungsantrag, die Eintragungsbe⸗ 
willigung und die etwa erforderliche Zuſtimmung eines 
Dritten. Das GBA. hat aber zu prüfen, ob die Behörde 
zuſtändig iſt, ob ſich das Erſuchen auch in dem Rahmen 
der geſetzlichen Vorſchrift hält, und ob ſich nicht aus 
dem Inhalte des Grundbuchs Bedenken gegen die Ein- 
tragung ergeben (vgl. von der Pfordten, ZwVG. S. 392; 
§ 139 DAG Ae.). Ein Mitteilung der Vollſtreckungs- 
akten an das GBA. iſt nicht vorgeſchrieben; die Be⸗ 
ſtimmung in $ 174 des I. Entwurfs, daß dem Erſuchen 
eine Ausfertigung des Zuſchlagsbeſchluſſes und des 
Protokolls über den Verteilungstermin mit dem 
Teilungsplane beigefügt werden ſolle, wurde von der 
Reichstagskommiſſion geſtrichen. Es geſchah dies, um 
auszudrücken, „daß für das GBA. nur der Inhalt des 
Erſuchſchreibens des Zwangsvollſtreckungsgerichts 
maßgebend iſt, während ihm eine Prüfung der Grund— 
lagen des Erſuchſchreibens nicht zukommt“. 
Allein gerade weil dem GBA. keine Nachprüfung zuſteht, 
muß das Erſuchen ſo gehalten ſein, daß das GBA. 
alles, was es einzutragen hat, aus dem Erſuchen ent— 
nehmen kann. Nach SS 253, 343, 353, 355 DAG BAe. 
iſt das Eigentum unter Angabe des Erwerbsgrundes 
einzutragen. Bei der Zwangsverſteigerung iſt der Zu— 
ſchlag der Erwerbsgrund (§ 355 Nr. 8), nicht etwa das 
Erſuchen. In dem Erſuchen iſt deshalb der Zuſchlags— 
beſchluß mit dem Datum anzugeben (Steiner, ZwVG. 
2. Aufl. Anm. 4a zu § 130; Jäckel-Güthe, ZUBE. 3. Aufl. 
S. 504, 505). In dem Erſuchen iſt der Zuſchlags— 
beſchluß mit dem Datum nicht angegeben; es wird unter 
Zuleitung der Vollſtreckungsakten um Eintragung der 
Erſteherin Witwe Magdalena H., in fortgeſetzter Güter— 
gemeinſchaft lebend, erſucht. Wenn das Erſuchen das 
Datum des Zuſchlagsbeſchluſſes enthalten würde, ſo 
würde ſich ſchon hieraus im Zuſammenhalte mit dem 
Zeugniſſe ergeben, daß die Witwe H. nicht die Erſteherin 
iſt, und daß fomit das Vollſtreckungsgericht nicht zus 
ſtändig iſt, um deren Eintragung zu erſuchen. Hiervon 
abgeſehen ergibt ſich auch aus der rechtlichen Natur 
des Erſuchens um Eintragung, daß das Vollſtreckungs— 
gericht i. S. des S 130 nur um die Eintragung des— 
jenigen erſuchen kann, dem der Zuſchlag erteilt worden 
iſt. Denn daß das GBA. nach § 39 GBO. das nach 
8 130 Zw G. geſtellte Erſuchen ohne Prüfung feiner 
ſachlichen Richtigkeit vollziehen muß, hängt damit zu— 
ſammen, daß der Zuſchlag rechtskräftig iſt. Für das 
GBA. kann alſo keine Berichtigung der Eintragung 
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des Erſtehers in Frage kommen. Anders bei der Ein; 
tragung des Rechtsnachfolgers des Erſtehers. Würde 
ſeine Eintragung auch unter die Vorſchrift des 8 130 
fallen, fo würde fie gemäß 8 39 G80. gleichfalls jeder 
ſachlichen Nachprüfung des SBA. entzogen ſein. Das 
GBA. muß jedoch, wenn z. B. die Rechtsnachfolge im 
Erbwege oder auf Grund der allgemeinen Gütergemein⸗ 
ſchaft eintritt, bei der Eintragung des Erben oder des 
überlebenden Ehegatten des Erſtehers das gleiche 
Prüfungsrecht haben, das ihm ſonſt im Falle des Erb⸗ 
gangs oder des Eintritts der fortgeſetzten Gütergemein⸗ 
ſchaft gegenüber einem Erbſchein oder Zeugnis über 
die Fortſetzung der Gütergemeinſchaft zuſteht. Ins⸗ 
beſondere muß, wenn der Erbſchein 3 etwa eins 
gezogen wird, das GBA. die Kraftloserklärung des 
Erbſcheins berückſichtigen dürfen, während in dieſem 
Falle, wenn die Eintragung des Erſtehers unter den 
$ 130 ZwVG. und damit den § 39 G0. fiele, weder 
das Vollſtreckungsgericht zur Berichtigung ſeines Er⸗ 
ſuchens noch das GBA. zur Berückſichtigung der Kraſt⸗ 
loserklärung des Erbſcheins befugt wären. Denn das 
GBA. wäre an das Erſuchen des Vollſtreckungsgerichts 
gebunden, das Vollſtreckungsgericht aber kann die im 
Zuſchlagsbeſchluſſe ausgeſprochene Bezeichnung des Er- 
ſtehers nicht mehr ändern, wenn einmal der Zuſchlags⸗ 
beſchluß rechtskräftig iſt. Eine Ergänzung oder Be: 
richtigung des Erſuchens des Vollſtreckungsgerichts kann 
nicht für die im Zuſchlagsbeſchluß ausgeſprochenen 
Verfügungen, ſondern nur für deren rechtliche Folgen 
in Frage kommen. (Beſchl. d. I. ZS. v. 2. März 1913, 
Reg. III. 34/1913). W. 


II 


Wirkung des Art. 1 des Geſ., die Ueberleitung der 
Hypotheken detr., vom 15. Mai 1906. Im Grundbuch 
iſt auf dem Blatte von zwei Baugrundſtücken eine vor 
dem Inkrafttreten des Grund buchrechts für eine Bank 
errichtete Hypothek eingetragen von „a) 7500 M Kaution 
zur Sicherheit aller Anſprüche, welche der Bank aus 
einem Kredit in laufender Rechnung an Kapital, an 
Zinſen, Proviſionen u. dgl. zuſtehen, oder in Zukunft 
erwachſen werden. b) 375 M Unterkaution zur Deckung 
von Zinſen, Proviſionen, Koſten und Schäden.“ Ur⸗ 
ſprünglich betrug die Hypothek unter a 15 000 M, die 
unter b 1500 M. Von der erſten Hypothek wurden 
dann 7500 M, von der zweiten 750 M und hierauf 
375 M gelöſcht. Der Kredit war dem L. eingeräumt. 
Dieſer erklärte als Bevollmächtigter der buchmäßigen 
Eigentümerin der Bauplätze, feiner Tochter Dorothea L. 
zu notarieller Urkunde, die Sicherungshypotheken ſeien 
im vollen Betrage von insgeſamt 7875 M ausgefüllt; 
als Erſteherin der Pfandgrundſtücke habe ſeine Tochter 
der Bank gegenüber die Schuld aus dieſen Hypotheken 
übernommen; fie erkenne daher an, der Bank den Be 
trag von 7875 ½/ zu ſchulden, „welcher hiermit in ein 
Darlehen umgewandelt werde“ und unterwerfe ſich 
wegen der Verzinſung und Rückzahlung den in der 
Urkunde aufgeführten Bedingungen. Unter Nr. 5 iſt 
feſtgeſetzt: „die Hypotheken zu 7500 M und 375 M werden 
in gewöhnliche Hypotheken umgewandelt; die Erteilung 
eines Hypothekenbriefs ſoll ausgeſchloſſen ſein“. Die 
Bank ſtimmte dieſer Erklärung zu. Für eine nach⸗ 
folgende Hypothekgläuberin wurde die Zuſtimmung er⸗ 
klärt. Das GBA. lehnte den Vollzug ab, weil die Er: 
ſetzung einer Forderung, für die eine Nebenſachen hypothek 
älteren Rechtes beſtellt ſei, durch eine andere Forde⸗ 
rung gemäß § 1180 BGB. vorliege. Dies ſei unzu⸗ 
läſſig. Das LG. wies die Beſchwerde ab. Auf die 
weitere Beſchwerde der Eigentümerin wurden die Ent 
ſcheidungen aufgehoben. 

Gründe: Es handelt ſich um die Umwandlung 
einer Forderung von Zinſen, Koſten und Proviſionen 
zu insgeſamt 7875 Min eine Darlehensforderung (8 (07 
Abſ. 2 BGB.). Daß die beſtehenden Hypotheken zu 
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7500 M und 375 M für die Darlehensforderung haften, 
in welche die urſprünglichen Schuldforderungen um⸗ 
gewandelt worden ſind, kann nur auf dem Wege des 
§ 1180 BGB. erreicht werden. Schuldrechtlich liegt ein 
Vorgang nach § 607 Abſ. 2 vor, ſachenrechtlich ein Vor⸗ 
gang nach § 1180 BGB. Dabei kann dahingeſtellt bleiben, 
ob die 7875 M nur mehr als Darlehen geſchuldet ſein 
ſollen oder ob daneben auch der urſprüngliche Schuld⸗ 
grund fortbeſtehen ſoll; denn für die Anwendbarkeit 
des § 1180 kommt dies nicht in Betracht. Wie der 
Senat in dem Beſchluſſe vom 24. Juli 1907 (Sammlung 
Bd. 8 S. 362) dargelegt hat, ſchließt das Ueberleitungs⸗ 
geſetz vom 15. Mai 1906 aus, daß eine unter der Herr⸗ 
ſchaft des früheren Hyp®. begründete Nebenſachenhypo⸗ 
thek nach § 1180 für eine andere Forderung beſtimmt 
wird. Von dieſer Rechtſprechung abzugehen, beſteht 
kein Anlaß. In welcher Weiſe ſich der Wechſel der 
durch die Hypothek geſicherten Forderung ſchuldrecht⸗ 
lich vollzieht, iſt für die Geltung des Geſ. vom 15. Mai 
1906 gleichgültig. Die Erwägungen, aus welchen in 
dem Beſchluſſe vom 24. Juli 1907 die Anwendbarkeit 
des § 1180 auf Nebenſachenhypotheken älteren Rechtes 
angenommen iſt, treffen für alle Fälle des Wechſels 
der Forderung zu, alſo auch ſür Fälle der vorliegenden 
Art. Der Art. 1 des Geſ. vom 15. Mai 1906, der nach 
Faſſung und Inhalt ſich unmittelbar an Abſ. 1 des RG. 
vom 17. März 1906 (RG Bl. S. 429) anſchließt, für den 
wiederum der $ 1178 Abſ. 1 BGB. vorbildlich war, 
kennt deshalb auch keine Ausdehnung. Nach der Ab⸗ 
ſicht des Geſetzes iſt vielmehr für die Nebenſachenhypo⸗ 
theken des früheren Rechtes ausnahmslos die gleiche 
Rechtslage hergeſtellt, die nach dem angeführten 8 1178 
in Anſehung der Hypothek für rückſtändige Neben⸗ 
leiſtungen beſteht, d. h. wenn ſich Hypothek und Eigen⸗ 
tum in einer Perſon vereinigen, ſo erlöſchen ſie von 
ſelbſt. Dieſes Ergebnis iſt auch das allein ſachgemäße, 
weil ſonſt der § 1180 einen einfachen Weg zur Um⸗ 
gehung des Geſ. vom 15. Mai 1906 eröffnen würde. 
Unter Art. 1 des Geſ. vom 15. Mai 1906 fallen 
nur die Hypotheken, die „zur Sicherung künftiger An⸗ 
ſprüche auf Zinſen, Koſten und andere Nebenleiſtungen 
neben der Hypothek für die Hauptforderung beſtellt 
worden find“. Die Hypothek zu 7500 M — urſprünglich 
15000 1 — iſt die Hypothek für die Hauptforderung, 
ſie iſt auch nicht nur für Zinſen, Koſten und andere 
Nebenleiſtungen, ſondern für alle Anſprüche der Bank 
aus ihrem Kreditverhältniſſe mit L. beſtellt. Die Hypo⸗ 
thek zu 375 M — urſprünglich 1500 M — iſt neben 
ihr zur Sicherung für Zinſen, Koſten, Proviſionen und 
Schäden beſtellt. Aus dem Gef. vom 15. Mai 1906 
ſteht mithin bezüglich der Hypothek zu 7500 M dem 
Vollzuge der Urkunde kein Hindernis entgegen. Da 
die Vorgerichte den Vollzug der ganzen Urkunde ab⸗ 
lehnten, ſind ſie zu weit gegangen. Bei der erneuten 
Prüfung wird das GBA. aufzuklären haben, in welchem 
Umfange die Hypothek zu 7500 M gan fol. Nach 
der Urkunde vom 17. September 1912 find die Beträge 
von 7500 M und 375 M in ein einziges Darlehen von 
7875 M verwandelt worden. Dieſe Darlehensforderung 
iſt an die Stelle der Forderung geſetzt worden, für 
welche die Hypothek zu 7500 M bisher beſtand. Die 
neue Forderung iſt alſo höher als die bisherige. (Beſchl. 
des I. 35. vom 3. Januar 1913, Reg. III 107/1912). 
2957 W. 


B. Strafſachen. 


. Berhalten des Herausgebers gegenüber einer Be: 
richtigung nach 5 11 des PreßG.; Voransſetzung für 
ſeine Erkundigungspflicht. Auf Grund des § 11 PreßG. 
erſchien in den von den Angeklagten O. und H. heraus- 
gegebenen Wochenzeitſchriften eine Berichtigung des 
Prinatklägers B., worin er die ihm in den Mund ge: 
legte, in den Zeitſchriften veröffentlichte Behauptung 
als unwahr bezeichnete, er habe den der nationalen 


. — —ê— a ee ee en ee en 


Arbeiterbewegung und den gelben Gewerkſchaften an⸗ 
gehörigen Arbeitern jedes Ehr⸗ und Standesgefühl ab⸗ 
geſprochen. An die Berichtigung knüpften die An⸗ 
geklagten wieder Angriffe gegen den Privatkläger, 
nannten ſeine Erklärung „nicht ganz gentlemanlike“ 
und bemerkten, er habe etwas getan, was ſeine Freunde 
vom Klaſſenkampf in ihrer derberen Ausdrucksweiſe 
vielleicht „ausfneifen“ heißen würden. Der Artikel 
ſchließt: „Für uns handelt es ſich jetzt feſtzuſtellen, 
wie der Herr B. in der Münchener Verſammlung wirklich 
geſagt hat, dann wird man das Weitere ſehen.“ Die 
Angeklagten wurden wegen Beleidigung nach den 
88 185, 186, 200 StGB. verurteilt, ihre Reviſionen 
wurden verworfen. 

Aus den Gründen: Der Artikel wendet ſich 
gegen die Berichtigung des Privatklägers. Damit 
zerfallen die Ausführungen des Verteidigers, daß durch 
den Artikel auch gegen die ſonſtigen Auslaſſungen 
des Privatklägers Stellung genommen worden iſt. 
Das LG. hat feſtgeſtellt, daß die Berichtigung nur 
Wahres enthält und der Privatkläger die ihm in den 
Mund gelegten Aeußerungen weder dem Wortlaute 
noch dem Sinne nach gebraucht hat. Mit der Be⸗ 
richtigung des Privatklägers war den Angeklagten 
der Boden zu weiteren Angriffen in dieſer Richtung 
entzogen, es beſtand kein Anlaß mehr, angeblich ver⸗ 
letzte Intereſſen der Arbeitswilligen wahrzunehmen, 
ſoferne ſie nicht verläſſige Beweiſe dafür hatten, daß 
trotz der Berichtigung die von ihnen behaupteten Tat⸗ 
ſachen wahr ſind. 

Aus dem Satz: „Für uns handelt es ſich jetzt 
feſtzuſtellen, wie der Herr B. in der Münchener Ver⸗ 
ſammlung wirklich geſagt hat. Dann wird man das 
Weitere ſehen uſw.“ geht deutlich hervor, daß die An⸗ 
geklagten bei Veröffentlichung der Artikel keine Be⸗ 
weiſe für die Unwahrheit der von dem Privatkläger 
berichtigten Tatſachen zu Handen hatten, ſondern nach 
ſolchen ſuchen wollten. Dadurch erledigt ſich auch 
die Behauptung, daß die Angeklagten vor der Ver⸗ 
öffentlichung der beiden Artikel nicht verpflichtet waren, 
ſich über die Wahrheit der berichtigten Tatſachen zu 
erkundigen. In dem zur Begründung dieſer Behauptung 
angeführten Urteile (Obs SSt. 7, 282) iſt allerdings 
mit Recht die Auffaſſung vertreten, daß der Heraus: 
geber, der in gutem Glauben an die Wahrheit der 
von ihm berichteten Tatſachen gehandelt hat, nicht 
verpflichtet iſt, vor der Aufnahme Erkundigungen über 
die Richtigkeit der Behauptungen einzuziehen; es iſt 
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des Reichsgerichts (RGSt. 25, 355) ausgeführt, daß 
eine Erkundigungspflicht für den Herausgeber beſteht, 
wenn er an der Wahrheit der Mitteilungen zweifelt. 
Da die Angeklagten in dem Artikel ſelbſt die An⸗ 
ſtellung von Erkundigungen darüber ankündigten, auf 
weſſen Seite die Wahrheit iſt, haben ſie unzweideutig 
ihre Zweifel an der Richtigkeit der von ihnen be— 
richteten Tatſachen zu erkennen gegeben. Wo Zweifel 
herrſcht, fehlt der gute Glaube; die Angeklagten durften 
ſich daher nicht in abfälliger Weiſe über die Berich— 
tigung des Privatklägers ergehen unter der Annahme, 
daß fie ganz oder teilweiſe der Wahrheit nicht ent— 
ſpricht. Von den Herausgebern darf verlangt werden, 
daß fie die Beſtimmungen des PreßG., insbeſondere 
des § 11 kennen. Die Herausgeber ſollen durch dieſe 
Vorſchrift bei Aufnahme von Artikeln zur Vorſicht 
angehalten werden aus Rückſicht für die Perſonen, 
gegen die ſich der Artikel wendet, und im eigenen 
Intereſſe, weil eine nachfolgende Berichtigung der 
Vermutung einer unzuverläſſigen Berichterſtattung 
Raum gibt und das Vertrauen in die Zuverläſſigkeit 
der Zeitung erſchüttert. Die Berichtigung ſelbſt ſoll 
den Beteiligten ermöglichen, den Leſern ſofort in der— 
ſelben Druckſchrift zu ſagen, daß die vorgebrachten 
Tatſachen unwahr ſeien; es ſoll der widerſpruchsloſen 
Weiterverbreitung der Angaben entgegengetreten 
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werden. Iſt erfahrungsgemäß die Möglichkeit einer 
unrichtigen Berichterſtattung gegeben, fo darf anderer⸗ 
ſeits nicht überſehen werden, daß der Berichtigende 
ſeinen vollen Namen und ſein Wort für die Wahrheit 
ſeiner Erklärungen einſetzt und ſeine Ehre aufs Spiel 
ſetzt, falls ſich ſeine Berichtigung als unwahr erweiſt. 
Allerdings kann ſich der Herausgeber über die Be⸗ 
richtigung ſeine Gedanken machen, aber bis zum Nach⸗ 
weis der Unwahrheit der berichtigten Tatſachen darf 
der Herausgeber ſeinem Leſerkreiſe gegenüber an die 
Berichtigung nicht Bemerkungen der Art knüpfen, daß 
der Wahrheitsliebe des Berichtigenden in einer dieſen 
verletzenden Weiſe entgegengetreten wird. (Urt. vom 
23. Januar 1913, Rev.⸗Reg. Nr. 647/1912). Ed. 
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Oberlandesgericht München. 


Beſondere Bellic Gene des Pfarrers bei Kirchen: 
bauten; baupolizeilihe Genehmigung bei Verwendung 
von Hängekörben. Gelegentlich einer Kirchturmausbeſſe⸗ 
rung (Tünchen) verunglückte ein Maurer dadurch, daß 
er zufolge Reißens des ſchon über 40 Jahre alten 
vermoderten Aufzugsſeils mit dem Hängekorb abſtürzte. 
Die Arbeit war einem ſonſt unſelbſtändigen Palier 
in Akkord gegeben worden; die Baugewerksberufs⸗ 
genoſſenſchaft nahm aber nach 8 46 Bau VG. den 
Pfarrer als Repräſentanten der Kirchenverwaltung für 
die Rente des Maurers in Anſpruch und drang damit 
durch, obwohl der Pfarrer einwendete, er habe hin⸗ 
ſichtlich ſolcher Bauten keine beſondere Amtspflicht im 
Sinne der 88 222, 230 StGB. und ſei auch fein Bau⸗ 
verſtändiger (8 330 StGB.). Aus den Gründen: 
Nach § 94 des rev. Gem.⸗Edikts vom 1. Juli 1834 
(GVBl. S. 110 ff.) mit VollzVorſchr. Nr. 140 iſt der 
Pfarrer kraft Geſetzes Mitglied und Vorſtand der 
Kirchen verwaltung. Es iſt dies ein Nebenamt zur Aus⸗ 
übung nicht nur kirchlicher Pflichten, ſondern auch der 
ſtaatlichen öffentlichen Gewalt. Ein Hauptbeſtandteil 
dieſer Amtstätigkeit iſt die bauliche Fürſorge für die 
Kirchengebäude, wie ſchon der Ausdruck „Fabrik⸗ 
vermögen“ für das Stiftungsvermögen der Kirche 
zeigt. Wer ein ſolches Amt innehat, braucht ſich aller— 
dings nicht die Ausbildung eines Baumeiſters zu 
feiner ſonſtigen Hauptberufsbildung anzueignen (vgl. 
Recht 1913 Nr. 908); wohl aber iſt er verpflichtet, 
ſich über die einſchlägigen tatſächlichen und rechtlichen 
Verhältniſſe ſolche Kenntniſſe zu verſchaffen, daß er 
der Beratung und Beſchlußfaſſung ſowie der oberſten 
Aufſicht und Kontrolle der Beſchlußausführung in er— 
ſprießlicher Weiſe vorſtehen kann. Dazu iſt er kraft 
ſeines Amtes als Kirchenverwaltungsvorſtand „be— 
ſonders“ verpflichtet (§S 222 Abſ. 2 StGB.); denn wie 
ſchon die Wahl zum Kirchenverwaltungsmitglied regel- 
mäßig ein Hervorragen über das Durchſchnittsmaß 
der verfügbaren Gemeindeglieder vorausſetzt, weil es 
ſich um eine Vertrauensſtellung und um Verwaltung 
fremden Gutes handelt, ſo ſetzt das Geſetz wie die 
Allgemeinheit bei dem Pfarrer als geſetzlichem Vor— 
ſtand erſt recht voraus, daß er ſich in beſonderem 
Maße als gebildeter und angeſehener Mann dieſer 
Pflicht widme, um den in Landgemeinden häufig 
wenig geſchäftsgewandten Laien in der Verwaltung 
Berater und Stütze ſein zu können. Die Richtigkeit 
dieſer Auffaſſung findet ihre Beſtätigung darin, daß 
die Handbücher der Pfarrverwaltung auch die Bau— 
vorſchriften, wenn auch natürlich nur kurz, mitabzu— 
handeln pflegen (vgl. z. B. Stingl, Verwaltung des 
fathol. Pfarramts Bd. 2 S. 993 ff.). Als weitere pflicht— 
gemäße Wiſſensbehelfe kommen die Amtsblätter ſowie 


die Erkundigung bei zweifellos ſachverſtändigen Stellen 


(Bezirksamt, Bezirkstechniker, ſonſtige geichaftsfundige 
Baumeiſter) in Betracht. Daß der Erwerb ſolcher 
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Kenntniſſe eine beſondere Amtspflicht iſt, ergibt ſich 
u. a. auch aus den Verpflichtungsformeln (vgl. jetzt 
auch Art. 53 KGemO. „beſtmöglichſt zu verwalten“). 
Der Pfarrer als Kirchenverwaltungsvorſtand nimmt 
915 keine andere Stellung ein als etwa der rechts⸗ 
ndige Baureferent einer Staatsbehörde. Selbſt⸗ 
verſtändlich werden die Verſtöße in ſolchen Fallen 
häufiger Unterlaſſungen als poſitive Anordnungen 
ſein; aber auch ſolche ſchuldhafte Unterlaſſungen ge⸗ 
nügen dem Tatbeſtande des 8 222 Abſ. 2 und des 
§ 330 StGB., insbeſondere wenn die Fahrläſſigkeit 
eines Beteiligten ſelbſt wieder nur durch die Fahr⸗ 
läſſigkeit des Bauherrn ermöglicht wurde. Das iſt 
Haftung für eigenes, nicht für fremdes Verſchulden. 
Mit Recht hat das Erſtgericht angenommen, daß 
die vom Beklagten als Vorſtand der Verwaltung ver⸗ 
tretene Kirchenſtiftung für die ſtreitigen Bauarbeiten 
als Unternehmerin zu gelten hat, ſoweit das Baullss. 
in Betracht kommt, weil der vermögensloſe Palier 
ohne ſelbſtändigen Betrieb nicht als Unternehmer an⸗ 
erkannt wird.!) An der nötigen Sorgfalt aber hat es 
der Beklagte (abgeſehen von ſonſtigen Verſtößen) um 
1 mehr mangeln 105 als offenſichtlich nicht einmal 
ie nach 8 7 der oberpolizeilichen Vorſchriften vom 
21. Auguſt 1909 für die Verwendung von Hänge 
körben vorgeſchriebene beſondere baupolizeiliche Er⸗ 
laubnis eingeholt worden iſt. In den Unfallakten iſt 
die Frage nach dem Datum der Genehmigung des 
Bauplans durch die Gemeinde allerdings damit beant⸗ 
wortet worden, daß „keiner erforderlich war“. Dies 
iſt nach der Land⸗BauO. 85 6 ff. für bloßes Tünchen 
an ſich richtig; davon bildet aber wegen der erhöhten 
Arbeitsgeſahr 87 der erwähnten oberpolizeilichen Vor⸗ 
ſchriften eine Ausnahme. Waͤre entſprechend letzterer 
Vorſchrift im Verfahren nach 88 58 ff., insbeſondere 
8 72 Land⸗BauOO. das Bauvorhaben einſchließlich der 
Aufſtellung des St. als Bauleiter techniſch überprüft 
worden, ſo wäre der Unfall nach der Ueberzeugung 
des Gerichts nicht vorgekommen. Die oberpolizeilichen 
Vorſchriften vom 21. Aug. 1909 wenden ſich nach 8 27 
freilich zunächſt an die bauleitenden Bauhandwerker, 
denen ſie auch geſondert durch die Verwaltungs⸗ 
behörden bekannt zu machen waren (Amtsbl. des 
Innern 1909 S. 710). Soweit es ſich aber um Gin: 
holung baupolizeilicher Genehmigung handelt, fieht 
nach 8 72 BauO. auch eine Pflicht des Bauherrn 
ohne Rückſicht auf Akkord⸗ oder Regiebau in Frage; 
um dieſe Verpflichtung hat ſich der Beklagte nicht ge⸗ 
kümmert, obwohl er mangels Verwendung eines rich⸗ 
tigen verläſſigen Baumeiſters doppelten Anlaß gehabt 
hätte, der Sache nachzugehen, zumal St. 1 
im ſchriftlichen Verkehr mit Behörden unbeholſen war 
und auch keinen Planentwurf ordentlich zeichnen konnte.“ 
Die erwähnten oberpolizeilichen Vorſchriften waren 
auch, abgeſehen von ihrer allgemeinen Verbindlichkeit, 
dem Beklagten im GVBl. unmittelbar vor Augen 
und jederzeit zugänglich. Bei ſolcher Sachlage entlaſtet 
den Beklagten der Satz des Vertrages nicht, worin es 
heißt, daß St. ſich auch „um die Verſicherungen 
kümmere“. Tatſächlich hat ſich St. wenigſtens um die 
Unfallverſicherung nicht im geringſten gekümmert, was 
der Beklagte ſich übrigens nach der ganzen Art des 
St. hätte unſchwer im vorhinein denken können. (Urt. 
vom 11. April 1913, L 67/13 J). N. 
2082 


1) Auf dieſe ſtrenge Nraris der Berufsgenoſſenſchaft wurden 
die Gemeinden durch Inn MC. (MA. 105 S. 601) beſonders bin. 


ne wieſen. Der Eini. 1 
2) Eine Genehmigung der Stiftungskuratel war im iraalıte 
Falle nicht nötig, weil ſich die Ausgabe innerhalb der ctats maten 


Summe für Baufälle bult. Der Eni. 


Landgericht Amberg. 


Wenn Geldſtrafen in Freiheitsſtrafen umgewandelt 
werden find, die höher find, als es nach dem Geſetze 
ia iſt, fo kaun das Gericht die Bollſtreckung der 

teiheitsſtraſe . 8 490 StpO. N für unzuläſſig 
erklären, als die Strafe das gesch che Maß überſteigt. 
Eine Angeklagte wurde wegen einer fortgeſetzten Zu⸗ 
widerhandlung gegen 8 2 des Geſetzes vom 9. Juni 
1895, betreffend die Ausführung des mit Oeſterreich⸗ 
Ungarn geſchloſſenen Zollkartells, zu einer Geldſtrafe 
von 3528 M verurteilt. Die Strafe wurde für den 
Fall der Uneinbringlichkeit in eine Gefängnisſtrafe von 
235 Tagen umgewandelt. Das Urteil wurde rechts⸗ 
kräftig. Als die Strafe vollſtreckt werden ſollte, regte 
der Staatsanwalt die Begnadigung der Verurteilten 
an, weil nach der Vorſchrift des 8 6 AG. zum Zoll» 
kartell mit Oeſterreich⸗Ungarn an Stelle der Geldſtrafe 
nur auf eine Gefängnisſtrafe in der Höchſtdauer von 
einem halben Jahre hätte erkannt werden dürfen. 
Der Staatsanwalt wurde angewieſen, eine gerichtliche 
Entſcheidung herbeizuführen. Das Gericht erklärte die 
Vollſtreckung der Gefängnisſtrafe inſoweit für unzu⸗ 
läſſig, als ſie die Dauer eines halben Jahres überſteigt. 
„Der ausgeſprochenen Geldſtrafe liegt gemäß § 2 AG. 
zum Zollkartell der Wert der in den einzelnen Fällen 
eingeführten Süßſtoffmengen zugrunde. Die Ange⸗ 
klagte wurde aber wegen einer fortgeſetzten Zuwider⸗ 
handlung, alſo einer Straftat, verurteilt. Gemäß 
86 AS. zum Zollkartell darf demnach die Freiheits⸗ 
ſtrafe, welche an Stelle der Geldſtrafe tritt, die Dauer 
eines halben Jahres nicht überſteigen. Die von dem 
Staatsanwalt in zuläſſiger Weiſe — Löwe, StPO. 
8490 Abſ. 1 — gegen die Zuläſſigkeit der Strafvoll⸗ 
ſtreckung in dem bezeichneten Umfang erhobenen Ein⸗ 
wendungen ſind daher begründet. Die Höchſtdauer der 
Freiheitsſtrafe von einem halben Jahre iſt durch das 
Geſetz feſtgeſetzt. Die Vollſtreckung einer längeren 
ee würde dem e widerſprechen. Die 
ntſcheidung über die Einwendung ſteht dem Gerichte 
zu. Es wurde deshalb erkannt, wie geſchehen. 8 490 
SPD.” (Beſchl. vom 21. Mai 1913 AV. Ziff. B 336/13 
Proz. 39/13).*) i 
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Pücheranzeigen. 


Malzanfichlangeieh, Bayeriſches, vom 18. März 1910 

mit den Ausführungsbeſtimmungen, Formularen und 
einem alphabetiſchen Sachregiſter. 2. durchgeſehene 
und ergänzte Auflage. 263 S. München und Berlin 
1913, J. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier). Geb. 
2.40 Mk. 

Die Neuauflage der 1910 erſchienenen, in dieſer 
Zeitſchrift 1911 S. 350 angezeigten Textausgabe ſtimmt 
mit der erſten Aufgabe im weſentlichen überein; neu 
iſt nur der Anhang S. 223248. Dr. 


Geſetzgebung und Verwaltung. 


Der I. 7 ertbildungbkurs für höhere Inſtizbeamte, 
auf den in Nr. 7 S. 156 dieſes Jahrgangs aufmerkſam 
gemacht wurde, fand in den Tagen vom 13. bis 24. Mai 
in München ſtatt. Die Beteiligung war ſehr rege. 
Ueber 500 Juſtizbeamte, Beamte anderer Reſſorts, 


1) Nachſchrift des Einſenders. Der Beſchluß ſchließt ſich 
lener erfreulichen Entſcheidung an, die in dieſer Zeitſchrift auf Seite 306 
der Nr. 9 und 10 1913 abgedruckt worden iſt. Fur einen normal 
denkenden Menſchen ſollte es ſelbſtwerſtändtich ſein, daß eine ungeſetz— 
liche Strafe nicht vollſtreckt werden darf. Allein bei vielen iſt die 
Achtung vor dem beinahe göttlichen Begriffe der Rechtskraft ſo groß, 
daß ſie auch ein Urteil vollſtrecken laſſen, das einen Bettler zum Tode 
verurteilt, wenn nicht im Wege der Gnade gebolfen wird. Gnade 
lit aber da nicht am Platze, wo der Verurteilte ein Recht darauf hat, 
daß eine Strafe nicht vollſtreckt wird. 
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Rechtsanwälte und Bewerber um Anſtellung im höheren 
Juſtizdienſt nahmen an dem Kurſe teil, eine größere 
Anzahl allerdings nur an einzelnen Veranſtaltungen. 

Die Vorträge und Beſichtigungen boten viel Inter⸗ 
eſſantes. Selbſtverſtändlich konnte der Kurs bei ſeiner 
verhältnismäßig kurzen Dauer, die durch finanzielle 
Rückſichten geboten war, und dem ſchon S. 156 mit⸗ 
geteilten reichhaltigen Programm nur Anregung zu 
weiterem Denken und Schauen und weiterem Selbſt⸗ 
ſtudium geben. Das war aber auch, wie Seine Exzel⸗ 
lenz der Herr Juſtizminiſter in feiner Eröffnungs⸗ 
anſprache betonte, der Zweck dieſes erſten Kurſes und 
wird auch der Zweck des nächſten Kurſes ſein, der im 
Herbſt für die Oberlandesgerichtsbezirke Nürnberg, 
Bamberg und Zweibrücken gebalien und ähnlich wie 
der erſte geſtaltet werden ſoll. Beide Kurſe ſind nach 
den ſehr beachtenswerten Ausführungen des Herrn 
Juſtizminiſters in der Eröffnungsanſprache nur als 
Berſuche gedacht. Auf Grund der dabei gemachten Er⸗ 
fahrungen ſoll zu der Frage der endgültigen Ausge⸗ 
ſtaltung der Kurſe Stellung genommen werden, wenn 
ſich nicht vielleicht doch noch nach dem Vorbilde der 
ſtaatswiſſenſchaftlichen Vereinigungen in Berlin, Cöln 
und Frankfurt a. M. auch in Bayern eine private Ver⸗ 
einigung zur Abhaltung von Fortbildungskurſen für 
Juſtiz⸗ und Verwaltungsbeamte bildet. Es ſoll er⸗ 
wogen werden, ob es ſich nicht empfiehlt, nur ein be⸗ 
ſchränktes Gebiet zum Gegenſtand eines Kurſes zu 
machen oder wenigſtens Kurſe mit beſchränktem Gebiet 
und Kurſe allgemeinerer Art abwechſelnd zu halten. 

Geprüft ſoll auch werden, ob es ſich nicht ermög⸗ 
lichen läßt, daß in allen Städten des Königreichs, wo 
wiſſenſchaftliche Anſtalten und induſtrielle Unterneh⸗ 
mungen vereinigt ſind, für die am Orte und in der 
Umgebung befindlichen Beamten über das ganze Jahr 
verteilt Vorträge und Beſichtigungen ſtattfinden. Als 
eine offene Frage bezeichnete es ferner der Herr Juſtiz⸗ 
miniſter, ob nicht für die Bewerber um Anſtellung im 
höheren Juſtizdienſt eine ähnliche Einrichtung geſchaffen 
werden ſoll wie die Berliner Winterkurſe für die 
preußiſchen Gerichtsaſſeſſoren. 

An den beſtehenden Einrichtungen zur Fortbildung 
der Juſtizbeamten und der Bewerber um Anſtellung 
im höheren Juſtizdienſt bar vorläufig nichts geändert 
werden. Auch ſoll in keiner Weiſe der Beſuch der in 
anderen Staaten eingerichteten Kurſe beſchränkt werden. 
Der Herr Juſtizminiſter erklärte im Gegenteil, er freue 
ſich, wenn Juſtizbeamte und Juſtizdienſtanwärter ſolche 
Kurſe zahlreich beſuchen, weil es abgeſehen von dem 
dort in wiſſenſchaftlicher Hinſicht Gebotenen für jeden 
Richter und Juſtizverwaltungsbeamten von größtem 
Vorteil ſei, wenn er auch andere als die heimiſchen 
Verhältniſſe kennen lerne. 

3017 


Die Vertretung des Marineſiskus. Die Verfügung 
vom 9. Juli 1907 (Zentralblatt für das Deutſche Reich 
1907, 368), die die Vertretung des Marinefiskus als 
Drittſchuldner bei der Pfändung von Dienſteinkommen, 
Penſionen, Militärrenten und Hinterbliebenengebühr⸗ 
niſſen regelt, wurde ergänzt durch die Verfügung vom 
27. November 1912 (3 Bl. 1913, 530). Der Marine⸗ 
fiskus wird hiernach in den Fällen, in denen das Ein⸗ 
kommen ſolcher Perſonen gepfändet wird, die zu der 
Marinebehörde nur in dem privatrechtlichen Verhältnis 
eines Dienſtverpflichteten ſtehen, von der Behörde ver— 
treten, die namens des Reichsfiskus den Dienſtvertrag 
mit dem Schuldner geſchloſſen hat. 3015 


Beiſtandleiſtung in Zwangserziehungsſachen. Bei 
dem Vollzug der Zwangserziehungsgeſetze (Fürſorge— 
erziehungsgeſetze), die bekanntlich formell Landesrecht, 
materiell zum Teil Reichsrecht ſind (Artikel 135 EG. 
BGB.), haben fi) inſoferne Schwierigkeiten ergeben, 
als die Frage nicht geklärt war, ob die Behörden der 
verſchiedenen Bundesſtaaten verpflichtet oder auch nur 
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berechtigt ſeien, einander bei der Unterbringung der 
von der Zwangserziehung betroffenen Minderjährigen 
Beiſtand zu leiſten. Die Zweifel beſtanden namentlich 
deshalb, weil die Vorſchriften der Zwangserziehungs⸗ 
geſetze über die Vorausſetzungen der Zwangserziehung, 
auch über die Altersgrenze, nicht einheitlich ſind und 
weil man über das Weſen der Zwangserziehung — 
vorwiegend vormundſchaftsrechtliche oder vorwiegend 
polizeiliche Maßnahme — nicht einig iſt. Es ſoll des⸗ 
halb auch hier dahingeſtellt bleiben, ob die Zweifel 
nicht durch Anwendung der Vorſchriften über die 
Rechtshilfe in Angelegenheiten der freiwilligen Gerichts⸗ 
barkeit hätten beſeitigt werden können. Jedenfalls 
konnte auf Grund der bisherigen Praxis ab und zu 
ein Minderjähriger, der zu einer Familie hätte ver⸗ 
bracht oder in eine Anſtalt Hätte eingeſchafft werden 
ſollen oder von dort entlaufen war, ſich der Zwangs⸗ 
erziehung dadurch entziehen, daß ihn der andere 
Bundesſtaat, in deſſen Gebiet er ſich aufhielt, nicht 
auslieferte. Das gemeinſame Bedürfnis, dieſem Miß⸗ 
ſtand abzuhelfen, hat nun zu einer Vereinbarung 
ſämtlicher Bundesregierungen geführt, die den Boll- 
zug der Zwangserziehungsbeſchlüſſe ſichert (ſ. die Beſt. 
im IM Bl. 1913 S. 74, MA Bl. 1913 S. 442). Den Be⸗ 
hörden, die in Zwangserziehungsſachen für die Unter⸗ 
bringung zu ſorgen haben — das ſind in Bayern wie faſt 
überall Polizeibehörden — haben die Polizeibehörden 
anderer Bundesitaaten, in deren Bezirk der Minder⸗ 
jährige ſich aufhält, dadurch Beiſtand zu leiſten, daß 
ſie den Minderjährigen der erſuchenden Behörde oder 
der Pflegeſtelle (Anſtalt, Familie) zuführen. Die baren 
Auslagen für die Zuführung, insbeſ. die Koſten für 
die Verpflegung und die Begleitung des Minderjährigen, 
ſind der erſuchten Behörde zu erſtatten. Weitere Aus⸗ 
lagen werden nicht vergütet. Streitigkeiten über die 
Koſten werden von den beteiligten Regierungen erles 
digt. Die Grundſätze gelten auch für die vorläufige 
Unterbringung im Zwangserziehungsverfahren. Da 
die Vereinbarung keinen Vorbehalt macht, kann die 
angegangene Polizeibehörde Einwendungen gegen die 
Beiſtandleiſtung aus dem in ihrem Staate geltenden 
Zwangserziehungsrechte nicht ableiten. Die Verant⸗ 
wortung für die Zuläſſigkeit der beantragten Zuführung 
trägt die erſuchende Behörde. Auf die Rechtshilfe bei 
dem Vollzuge vormundſchaftsgerichtlicher Beſchlüſſe nach 
§ 1666 Abſ. 1, 8 1838 BGB., die außerhalb des Zwangs- 
erziehungs verfahrens ergehen, erſtreckt ſich die Verein⸗ 
barung nicht. 


Mitteilung. 


Deutſcher Juriſtentag. Die Ständige Deputation 
den Deutſchen Juriſtentags hat in ihrer Pfingſtkonferenz 
beſchloſſen, folgende Themata auf die Tagesordnung 
des 32. im September 1914 zu Düſſeldorf ſtattfindenden 
Juriſtentags zu ſetzen: 

1. Iſt eine Beſſerung der Wohnungsverhältniſſe zu 

erwarten, 

a) wenn durch geſetzgeberiſche Maßregeln ein ſelbſt— 
ſtändige Belaſtung des Bauwerks, unabhängig 
von Grundeigentum und Erbbaurecht, ermöglicht 
wird? 

p) wenn durch geſetgeberiſche oder Verwaltungs— 
maßregeln die Verbreitung der Tilgungshypo— 
theken (Amortiſationshypotheken) behufs Ent— 
ſchuldung des ſtädtiſchen Grundbeſitzes gefördert 
wird? 

2. Entſprechen die Beſtimmungen der SS 1123-1125 
BGB. betreffend die Erſtreckung der hypothekariſchen 
Haftung auf Mieten und Pachtzinsforderungen dem 

praktiſchen Bedürfnis? 
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3. Empfiehlt es ſich, das im Deutſchen Reich und in 
Oeſterreich geltende Recht der Geſellſchaft m. b. H. 
zu vereinheitlichen und gleichzeitig einer Neuordnung 
zu unterziehen? 

4. Empfehlen ſich privatrechtliche Sondervorſchriften 
für den Anſtellungsvertrag der Bühnenangehörigen? 

5. Empfiehlt es ſich, das Recht der Gläubigeranfechtung. 
insbeſondere auch mit Rückſicht auf die Verträge 
unter Ehegatten oder eines Ehegatten mit einem 
Dritten zugunſten des anderen Ehegatten einer Aende⸗ 
rung zu unterziehen? 

6. Unter welchen Vorausſetzungen kann die rechtliche 
Gleichſtellung der in Oeſterreich oder in dem Deutſchen 
Reich errichteten Notariatsurkunden in beiden Reichen 
erzielt werden? 

7. Wie iſt der akademiſche Unterricht im Verwaltungs⸗ 
recht zweckmäßig zu geſtalten? 

8. Iſt die Schaffung eines gerichtlichen Ausgleichs⸗ 
verfahrens außerhalb des Konkurſes wünſchenswert? 

9. Wie ſind beſonders ſchwere und beſonders leichte 
Fälle (im Sinne des Entwurfs eines deutſchen Straf⸗ 
geſetzbuchs) in der zukünftigen Strafprozeßordnung 
zu behandeln? 

10. Welcher Aenderungen wird das Militärjtrafgefes: 
buch bedürfen mit Rückſicht auf die Beſchlüſſe der 
Strafrechtskommiſſion über den Entwurf eines 
Strafgeſetzbuchs? 


Sprachecke 
des Allgemeinen Dentſchen Sprachvereins. 


In weiten Kreiſen herrſcht heute gar kein Ber: 
en mehr für den Nahe Unterſchied, der zwiſchen 
en beiden Wörtern „Ziffer“ und „Zahl“ beſteht. So 
lieſt man: „Der Voranſchlag zeigt in den Hauptziffern 
gegenüber dem Vorjahre folgende Erhöhungen; die 
Verluſtziffern waren außerordentlich; der Gewinn er⸗ 
reichte faſt die Ziffer 100 000; die Geburtenziffer nimmt 
dauernd ab.“ Ziffern ſind aber nicht Zahlen, ſondern 
Zahlzeichen. Große oder hohe Ziffern bedeuten demnach 
nichts weiter, als groß geſchriebene oder gedruckte, 
weithin ſichtbare Zahlzeichen. Mit Hilfe der Ziffern 
ſchreibt man die Zahlen; dieſe können ſehr groß ſein, 
auch wenn ſie mit ganz kleinen Ziffern geſchrieben ſind. 
Wenn nun der „Statiſtiker“ von der „Bevölkerungs⸗ 
ziffer“ redet, ſo hat er dabei allerdings die Ziffer, das 
Zahlzeichen im Auge, das er hinſchreibt; ſind doch 
Ziffern ſein Haupthandwerkszeug. Aber er redete 
trotzdem beſſer von der Bevölkerungszahl, denn, wenn⸗ 
ſchon das Wort „Ziffer“ den Begriff Zahlenverhältnis 
zuweilen annimmt, ſollte man doch beſſer „Ziffer“ und 
„Zahl“ ſcharf unterſcheiden: wie der Buchſtabe den 
Laut nur bezeichnet, ſelbſt aber doch kein Laut iſt. 
fo „bezeichnet“ eben auch die Ziffer nur die Zahl, ſtellt 
ſie dar, gibt ſie wieder, iſt aber ſelbſt keine Zahl. 
Wuſtmann hat vollkommen recht, wenn er gegen dieſe 
Nachläſſigkeit eifert. In einzelnen Fällen kann man 
beide Wörter gebrauchen; „überblickt man die Ziffern“ 
iſt ebenſo zuläſſig wie „überblickt man die Zahlen“. 
Vielleicht ſtammt daher die fal ſche Anwendung; vielleicht 
aber auch aus dem Franzöſiſchen, wo chitfre (Ziffer) 
im Sinne von nombre (Zahl) nicht 19 55 vorkommt. 
ſo z. B. in parler chiffres: von Zahlen ſprechen. — 
Seniger häufig wird „Zahl“ anſtatt „Ziffer“ gebraucht: 
z. B. wenn es heißt: „die Plätze waren durch große 
Zahlen kenntlich gemacht“; „die Nummern waren mit 
deutlichen Zahlen angeſchrieben“. 
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mühe gi averſtei der Zwangsverwaltung be⸗ 
Yigenäh ner ae been | Bf e de e 


ſtreckung ergebnislos verlaufen, wenn nämlich 
Von G. Meikel, Oberamtsrichter in München. der Gläubiger nicht mehr zum Zuge kommt, 
Auf S. 16 (Nr. 1 dieſes Jahrgangs) iſt die 


| 
weil das Grundſtück überbelaftet iſt. Auch dann 
iſt der Gläubiger durch die Hypothekbeſtellung nicht 
Frage behandelt, wie eine anfechtbar beſtellte benachteiligt, wenn der freie Wert des Grundſtücks 
Hypothek zurückzugewähren ſei, wenn das belaſtete für die Befriedigung des Gläubigers ausreicht. Der 
Grundſtück veräußert iſt. Da die ſchwierige Frage, Gläubiger iſt durch die Hypothekbeſtellung nur 
wie die Rückgewähr einer anfechtbar beſtellten dann benachteiligt, wenn infolge der Hppothek⸗ 
Hypothek zu erfolgen habe, in der Literatur etwas beſtellung das Grundſtück überbelaſtet wird oder 
ſtiefmütterlich behandelt iſt, ſo mag fie einmal wenn wenigſtens fein freier Wert für die Befriedi⸗ 
im Zuſammenhang erörtert werden. gung des Glaͤubigers nicht ausreicht. 

Nach 8 7 AnfG. „kann der Gläubiger, ſoweit Iſt dem Anfechtungsgegner eine anfechtbare und 
es zu ſeiner Befriedigung erforderlich iſt, bean⸗ im Nachrang eine unanfechtbare Hypothek beſtellt 
ſpruchen, daß dasjenige, was durch die anfechtbare und iſt ſchon durch die Beſtellung der unanfecht⸗ 
Handlung aus dem Vermögen des Schuldners ver⸗ baren Hypothek allein das Grundſtück überbelaſtet 
äußert, weggegeben oder aufgegeben iſt, als noch zu worden, fo kann der Anfechtungsgegner nicht geltend 
demſelben gehörig von dem Empfänger zurückge- machen, daß der Anfechtungsgläubiger nicht be⸗ 
währt werde“. nachteiligt ſei, weil er ja vom Erlös auch dann 

Welches iſt die anfechtbare Handlung? nichts erhalten würde, wenn ihm bloß die unan⸗ 
Es iſt denkbar, daß die anfechtbare Hypothek für | fechtbare Hypothek beſtellt worden und wenn die 
eine an ſich bedenkenfreie Forderung beſtellt wird; | Beſtellung der anfechtbaren Hypothek ganz unter: 
es iſt aber auch denkbar, daß der ganze Vorgang blieben wäre. Die Sache iſt nicht anders anzu⸗ 
der Begründung der Forderung und der Beſtellung ſehen, wie wenn die beiden Hypotheken verſchiedenen 
der Hypothek für dieſe Forderung als eine ein⸗ Perſonen zuſtänden. Der Gläubiger iſt eben durch 
heitliche Rechtshandlung aufzufaſſen iſt, z. B. die Beſtellung der anfechtbaren Hypothek benach⸗ 
wenn der Schuldner ein Schenkungsverſprechen er⸗ teiligt worden und deshalb kann der Hypotheken⸗ 
teilt und hierfür Hypothek beſtellt. Dieſe Unter: gläubiger nicht verlangen, daß zunädjit die nicht an⸗ 
ſcheidung kann im einzelnen Falle von Bedeutung fein. | gefochtene Hypothek zur Hebung gelange.“ 

Nicht jede Hypothekbeſtellung iſt anfechtbar, ſon⸗ Zurückzugewähren iſt das, was aus dem 
dern eine Hypothekbeſtellung iſt nur dann anfechtbar, Vermögen des Schuldners herausgekommen iſt. Iſt 
wenn ſie für den Gläubiger von ſeinem Stand: Rückgewähr in Natur nicht möglich, jo kann der 
punkte aus nachteilig iſt, wenn durch ſie die Gläubiger den Erſatz des Wertes verlangen. 
Zwangsvollſtreckung des Gläubigers in das Ver: Iſt daher das belaſtete Grundſtück verſteigert 
mögen des Schuldners vereitelt oder erſchwert oder und der ihn treffende Erlös an den Anfechtungs— 
verzögert wird. Wenn der Schuldner ſein Grund- gegner ausbezahlt, jo kann deſſen Rückzahlung ver: 
ſtück mit einer Hypothek belaſtet, jo wird an ſich | langt werden.“) Iſt der Erlös noch nicht ausgezahlt, 
der Gläubiger in ſeiner Befugnis, die Zmangsvolle | ————— 
ſtreckung in das Grundſtück zu betreiben, rechtlich ) RS. vom 11. Dezember 1908 (Entſch. Bd. 70 
nicht gehindert. Er kann trotz der Hypothek die S. 5 5 1 . . Bd. 9 S. 72); 
Eintragung einer Zwangshypothek an dem Grund: vom 8 März 1898 J 1898 S. 247 Nr. 10); vom 
ſtück oder deſſen Beſchlagnahme zum Zwecke der | 14 November 1898 (JW. 1891 S. 831 Nr. 13); vom 
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ſo geſchieht die Rückgewähr zur Befriedigung des 
Anfechtungsgläubigers dadurch, daß der Anfech⸗ 
tungsgegner von ſeinem Hypothekrechte dem Gläu⸗ 
biger gegenüber keinen Gebrauch macht und auf 
dieſe Weiſe das Hindernis beſeitigt, welches durch 
die anfechtbare Handlung einer wirkſamen Voll⸗ 
ſtreckung bereitet war; der Hypothekgläubiger hat 
alſo einzuwilligen, daß der auf ſeine Hypothek 
treffende Teil des Erlöſes an den Anfechtungs⸗ 
klaͤger ausbezahlt werde, ſoweit es zu deſſen Be⸗ 
friedigung erforderlich iſt. Aber lediglich im Ver: 
hältniſſe zwiſchen dem Glaͤubiger und dem An⸗ 
fechtungsgegner wird die Hypothek als unwirkſam 
behandelt, alſo die Sache ſo angeſehen, als ob die 
Hypothek entweder überhaupt nicht beſtünde oder 
als ob fie dem Eigentümer zuftünde.”) In allen 
übrigen Beziehungen iſt ſie voll wirkſam; daher 
können die im Range nachſtehenden Hypotheken⸗ 
gläubiger den auf die Hypothek treffenden Betrag 
nicht verlangen, wenn nicht auch ſie die Hypothek⸗ 
beſtellung anfechten.“) 

Wird an Stelle der Rückgewähr der Hypothek 
Ueberlaſſung des bei der Zwangsverſteigerung des 
belaſteten Grundſtücks auf die Hypothek treffenden 
Betrags verlangt, ſo iſt dies keine unzuläſſige Klage⸗ 
änderung,?) außer wenn zur Zeit der Erhebung 
der Klage das Grundſtück bereits verſteigert und 
dies dem Kläger bekannt war.“) 

Schwieriger liegt die Sache, wie die Rück- 
6 der Hypothek in Natur zu erfolgen 

abe 

„Rückgewähr“ heißt an ſich nichts anderes als 
„Gewähr der Vollſtreckung“.“) Es iſt nun zwar 
richtig, daß es nicht notwendig iſt, in dem Antrag 
der Anfechtungsklage ($ 9 AnfG.) und in dem 
Urteil, welches der Klage ſtattgibt, alle in Betracht 
kommenden Vollſtreckungsmaßnahmen im einzelnen 
aufzuführen; dies iſt im Anfechtungsurteil eben— 
ſowen'g erforderlich, wie in einem Urteil auf Zah— 
lung uder auf Leiſtung beſtimmter Gegenſtände. 
Auch das RG. hat in feinem Urteile vom 28. Fe⸗ 
bruar 1902 ausgeführt: „Die Rückgewähr des 
Empfangenen erledigt ſich daher in der Regel oder 
wenigſtens ſehr oft mit dem Ausſpruch des Richters, 
daß der Anfechtungsgegner die Zwangsvollſtreckung 
wegen der dem Anfechtenden zuſtehenden Forde— 


rung in das durch die angefochtene Rechtshandlung 


29. Januar 1901 (Entſch. Bd 47 S. 216); vom 26. 
April 1901 (JW. 1901 S. 405 Nr. 23); vom 11. De⸗ 
zember 1908 (Entſch Bd. 70 S. 112). 

2) RG. vom 29. Januar 1901 (Entſch. Bd. 47 S. 
216; JW. 1901 S. 162 Nr. 13); vom 11. Dezember 
1908 (Entſch. Bd. 70 S. 112; JW. 1909 S. 81 Nr. 18); 


. RG. vom 5. Dezember 1887 (Entſch. Bd. 20 S. 29). 

5) RG. vom 29. Juni 1902 (JW. 1902 S. 420 
Nr. 12). 

6) RG. vom 25. März 1898 (JW. 1898 S. 262 Nr. 19). 

) RG vom 17. März 1908 (Entſch. Bd. 68 S. 138; 
KW. 1908 S. 307 Nr. 19); vom 18. Mai 1909 (Entſch. 
Bd. 71 S. 176; JW. 1909 S. 429 Nr. 36); vom 18. Juni 
1911 (83. 1912 S. 772 Nr. 7). 


Zeitſchrift für Rechtspflege in Bayern. 1913. Nr. 14 u. 15. 


Forderung zuläſſig iſt. 


aus dem Vermögen des Schuldners weggegebene 
Vermögensſtück zu dulden habe. Ueber dieſen 
Rahmen hinaus reicht das Anfechtungsverfahren 
nicht; die Maßnahmen der Zwangsvollſtreckung 
ſind nicht in dieſem Verfahren, ſondern in dem 
regel⸗ und ordnungsmäßigen Zwangsvollſtreckungs⸗ 
verfahren zu beantragen, anzuordnen und aus: 
zuführen.“ 

Rechtsanwalt von der Pfordten hat vollſtändig 
Recht, wenn er ſagt, daß das Vollſtreckungsgericht 
nicht berechtigt ſei, die Geſetzmäßigkeit der Ent: 
ſcheidung des Prozeßgerichts nachzuprüfen. Fühlt 
ſich eine der Parteien durch das Urteil beſchwert, 
ſo mag ſie die höhere Inſtanz anrufen; wenn aber 
das Urteil rechtskräftig geworden iſt, ſo ſchafft es 
Recht unter den Parteien und dieſe Wirkung der 
Rechtskraft hat auch der Vollſtreckungsrichter zu 
beachten. Der Vollſtreckungsrichter hat nur zu 
prüfen, ob der Antrag auf Pfändung der Hypothek⸗ 
forderung auf Grund der Beſtimmungen der ZPO. 
gerechtfertigt iſt, alſo ob die Vorausſetzungen für 
die Zwangsvollſtreckung nach dem 1. Abſchnitte 
des 8. Buches der ZPO. erfüllt ſind und ob die 
Zwangsvollſtreckung wegen einer Geldforderung 
(Ueberſchrift des 2. Abſchnitts) begehrt wird. Wird 
dieſe Frage bejaht, jo hat er dem Pfaͤndungsantrag 
ſtattzugeben; denn wie die Zwangsvollſtreckung 
wegen einer Geldforderung in Hypothekforderungen 
ſtattfindet, iſt im $ 830 ZPO. geregelt. 

Nun iſt es zwar richtig, daß der Rückgewähr⸗ 
anſpruch, ſoweit es ſich nicht ausnahmsweiſe um 
Rückgewähr von Bargeld oder um Werterſatz handelt 
kein Gattungs⸗-,ſondern ein Individualanſpruch ift;) 
daher hat es auf den erſten Blick den Anſchein, 
als ob es ſich bei der Zwangsvollſtreckung aus 
einem Anfechtungsurteil im Regelfall nicht um eine 
Zwangsvollſtreckung wegen einer Gel d forderung 
handelte. Allein dieſe Anſicht wäre falſch. Voraus⸗ 
geſetzt wird natürlich, daß wegen einer Geldforde— 
rung angefochten wird. Die herrſchende Meinung 
verneint, daß die Anfechtung zugunſten einer anderen 
Ob dieſe Anſicht richtig 
iſt, braucht hier nicht unterſucht zu werden. In: 
richtig iſt aber die von Ortlieb im ArchBürgN. 
Bd. 30 S. 69 aufgeſtellte ſog. Zweititeltheorie: 
darnach ſoll gegen den Anfechtungsgegner auf Grund 
zweier Titel vollſtreckt werden, des einen gegen 
den Schuldner auf Leiſtung und des anderen gegen 
den Anfechtungsgegner auf Duldung der Zwangs 
vollſtreckung. Diele Theorie ſetzt ſich in Wider: 
ſpruch nicht bloß mit einer über dreißigjährigen 
Praxis des Anfechtungsrechtes, ſondern auch mit 
der geſchichtlichen Entwickelung. Auch nach dem 
preußiſchen Anfechtungsgeſetze vom Jahre 1855 
genügte zur Zwangsvollſtreckung in den Anfech⸗ 


tungsgegenſtand das gegen den Anfechtungsgegner 


Da dieſes Geſetz als Vorbild 
hätte der 


ergangene Urteil. 
für unſer Anfechtungsgeſetz diente, ſo 


2, RG. vom 31. Mai 1910 (Entſch. Bd. 73 S. 427) 


Zeitſchrift für Rechtspflege in Bahern. 1. in Dahern. 1918. Nr. 14 u. 15. 1918. 18. Nr. 14 u. 15. 14 u. 15. 


Geſetzgeber es ſagen müſſen, wenn er eine Aenderung 
wollte. Der Umſtand, daß man de lege ferenda 
das Anfechtungsrecht auf der Zweititeltheorie auf⸗ 
bauen könnte, rechtfertigt es nicht, in das Geſetz 
etwas hineinzutragen, was nicht darin ſteht. Mit 
Recht hat das Reichsgericht ſchon in ſeinem Urteile 
vom 18. Mai 1909) ausgeführt: „Die Zwangs⸗ 
vollſtreckung in das beim Anfechtungsgegner noch 
vorhandene Vermögensſtück erfolgt auch im Ver⸗ 
hältnis zum Anfechtungsgegner und dieſem gegen⸗ 
über objektiv in ein dem Anfechtungsgegner ges 
höriges) Vermögensſtück. Dieſer iſt auf Grund 
des im Anfechtungsſtreite ergangenen Urteils der 
Vollſtreckungsſchuldner, nicht der Schuldner. 
Der Schuldner iſt es nur im ſachlichen Sinne... 
Die Wirkung der Anfechtung erſchöpft ſich darin, 
daß der Anfechtungsgegner obligatoriſch verpflichtet 
iſt, ſeine Sachen ebenſo behandeln zu laſſen, als 
wenn ſie noch Sachen des Schuldners waͤren. 
Sachlich bedeutet dies, daß er die Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung in ſein Eigentum für fremde Schuld 
dulden muß.“ Hier iſt deutlich der Unterſchied 
zwiſchen Schuld und Haftung aufgedeckt. Für die 
Forderung des Gläubigers haftet nicht bloß der 
Schuldner mit ſeinem ganzen Vermögen, ſondern 
auch der Anfechtungsgegner; dieſer aber haftet für 
die fremde Schuld nur beſchränkt mit dem anfecht⸗ 
baren Erwerb. Die Zwangsvollſtreckung gegen 
den Anfechtungsgegner erfolgt aber lediglich auf 
Grund des im Anfechtungsprozeß ergangenen Urteils. 
Wenn der Gläubiger einer Geldforderung im Wege 
der Zwangsvollſtreckung Befriedigung ſuchen muß, 
ſo handelt es ſich um die Zwangsvollſtreckung wegen 
einer Geldforderung, gleichviel, ob der Gläubiger 
die Zwangsvollſtreckung in das Vermögen des 
Schuldners oder in den anfechtbaren Erwerb des 
Anfechtungsgegners betreibt. Daher hätte in dem 
von Rechtsanwalt von der Pfordten erörterten Fall 
das Vollſtreckungsgericht dem Antrag auf Pfändung 
1 Ueberweiſung der Hypothekforderung ſtattgeben 
nnen. 

Zwar iſt nach Jaeger AnfG. $ 1 Anm. 28 
„ganz abwegig“ die Anſicht von Linsmayer S. 105, 
daß die geeignete Form der Rückgewähr einer an⸗ 
fechtbaren Hypothek die Pfändung und Ueberweiſung 
ſei. „Soll ſich im Pfändungsakte des Anfechtungs⸗ 
gläubigers — führt Jaeger aus — die Verpflichtung 
des Anfechtungsgegners nach $ 7 AnfG. verwirk⸗ 
lichen und müßte nicht, damit eine Pfändung der 


) Entſch. Bd. 71 S. 176; JW. 1909 S. 429 Nr. 36. 

1°, Unmittelbar nach dem Inkrafttreten der Konkurs: 
novelle wurde von zahlreichen Kommentatoren und Schrift- 
ſtellern des Konkursrechtes behauptet, daß von nun an 
auch die Anfechtung wegen Gläubigerbenachteiligung, wie 
die Anfechtung wegen Irrtums uſw. das Rechtsgeſchäft ver⸗ 
nichte. Die Praxis hat aber an der alten Lehre feit- 
gehalten; auch die Theorie iſt jetzt wieder überwiegend 
der Anſchauung, daß die angefochtene Rechtshandlung 
nur im Verhältnis zwiſchen Gläubiger und Anfechtungs— 
gegner als unwirkſam behandelt wird, in allen übrigen 
Beziehungen aber wirkſam bleibt. 


Hypothek ſtatthaft wäre, der Hypothekberechtigte 
— bier alfo der Anfechtungsgegner — ſelbſt Schuld: 
ner (Mitſchuldner) der vollſtreckungsreifen Geldver⸗ 
bindlichkeit (8 2 AnfG.) fein?" Die Anſchauung 
Jaegers iſt nur für den Fall richtig, daß den Gegen⸗ 
ſtand der Rückgewähr nur die Hypothek, alſo das 
dingliche Recht bildet. Wenn dagegen, wie in dem 
von Rechtsanwalt von der Pfordten erörterten Fall 
die Hypothek forderung, d die durch eine 
Hypothek geſicherte Forderung den Gegenſtand der 
Rückgewähr bildet, ſo hat der Anfechtungsgegner 
die Zwangsvollſtreckung in dieſe zu dulden; nach 
88 829 ff. ZPO. erfolgt die Zwangsvollſtreckung in 
eine Forderung, für welche Hypothek beſteht, durch 
Pfändung und Ueberweiſung, wozu noch bei Brief⸗ 
hypotheken die Wegnahme des Briefs und bei Buch⸗ 
hypotheken die Eintragung in das Grundbuch 
kommt. Richtig iſt, daß im Regelfalle der Schuldner 
auch der Hypothekberechtigte iſt. Wenn aber der 
Hypothekberechtigte die Zwangsvollſtreckung in die 
Hypothekforderung für eine fremde Schuld zu dulden 
hat, ſo iſt das zwar nicht der Regelfall, aber es 
beſtehen hierfür keine beſonderen Vorſchriften. 

Dagegen iſt, wenigſtens im Ergebnis, die An⸗ 
ſchauung Jaegers dann richtig, wenn den Gegen⸗ 
ſtand der Rückgewähr nur das dingliche Recht 
bildet, wenn alſo die Hypothek in anfechtbarer Weiſe 
für eine nicht anfechtbare Forderung beſtellt würde. 
Würde man dem Gläubiger auch hier die Pfaͤn⸗ 

dung und Ueberweiſung der Hypothekforderung ge⸗ 
ſtatten, ſo würde der Hypothekgläubiger nicht bloß 
das dingliche Recht, ſondern auch die Forderung 
verlieren, für die es beſtellt iſt. Soweit geht die 
Verpflichtung zur Rückgewähr nicht. Beſtimmungen 
über eine Zwangsvollſtreckung bloß in das ding⸗ 
liche Recht beſtehen nicht; infolgedeſſen geht die 
Verpflichtung des Anfechtungsgegners dahin, daß 
er die Hinderniſſe beſeitigt, die durch die anfecht⸗ 
bare Hypothekbeſtellung einer wirkſamen Zwangs⸗ 
vollſtreckung in das Grundſtück bereitet wurden, 
und, wenn er dies nicht kann, ſo hat er Werterſatz 
zu leiſten. 

Der Gläubiger kann daher an dem Grund⸗ 
ſtück die Eintragung einer Zwangshypothek 
gemäß § 866 ZPO. beantragen und verlangen, 
daß der Anfechtungsgegner dieſer Zwangshypothek 
den Rang ſeiner Hypothek einräumt.“) Ein Urteil, 
daß der Anfechtungsgegner wegen der Forderung 
des Gläubigers die Zwangsvollſtreckung in die 
Hypothek zu dulden habe, würde das Grundbuch: 
amt nicht berechtigen, dem Antrag auf Eintragung 
der Rangänderung ſtattzugeben, ſondern im Urteil 
muß ausdrücklich ausgeſprochen ſein, daß der An⸗ 
fechtungsgegner in die genau zu bezeichnende Rang: 
änderung zu willigen habe.“) Wird dieſes Urteil 
rechtskräftig, ſo erſetzt es die Eintragungsbewilligung 


11) Ebenſo Falkmann, a und außerhalb des 
Konkurſes S. 78 Nr. 50; a. M. Jaeger 8 1 Anm. 28. 

13) Dementſprechend = auch der Klageantrag zu 
lauten (8 9 AnſG.). 
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des Anfechtungsgegners ($ 894 ZPO.). Iſt der An⸗ 
fechtungsgegner durch ein vorläufig vollſtreckbares 
Urteil zur Abgabe der Einwilligung verurteilt, ſo 
gilt die Eintragung einer Vormerkung als bewilligt 
(8 895 380.) 
Ausnahmefälle, wenn nicht der einzige, in denen 
der Anfechtungsanſpruch durch eine Vormerkung 
geſichert werden kann. 

Dagegen kann der Gläubiger nicht verlangen, 
daß der Anfechtungsgegner ihm ſeine Hypothek 
ganz oder teilweiſe abtritt.“) 

Der Gläubiger kann aber auch, ſtatt eine 
Zwangshypothek zu erwirken, die Zwangsver⸗ 
ſteigerung oder die Zwangsverwaltung 
des Grundſtücks betreiben. 

Folgen der anfechtbaren Hypothek keine weiteren 
dinglichen Rechte, ſo kann der Gläubiger beanſpruchen, 
daß bei Feſtſtellung des geringſten Gebotes die 
Hypothek des Anfechtungsgegners außer Betracht 
bleibt und daß der auf ſie treffende Teil des Er⸗ 
löͤſes an den Anfechtungsgläubiger ausbezahlt werde. 
Ein Urteil, welches den Anfechtungsgegner für ver⸗ 
pflichtet erklärt, zugunſten der Forderung des 
Glaͤubigers von ſeiner Hypothek keinen Gebrauch 
zu machen, und daher auch ein dementſprechender 
Klageantrag (§ 9 AnfG.) dürften genügen.“) 


Folgen freilich der anfechtbaren Hypothek noch 
weitere Hypotheken, ſo kann der Anfechtungs⸗ 
gläubiger, der das Grundſtück hat beſchlagnahmen 
laſſen, bloß verlangen, daß der auf die anfecht⸗ 
bare Hypothek treffende Teil des Erlöſes an ihn 
ausbezahlt werde; dagegen kann er nicht verlangen, 
daß das geringſte Gebot abweichend von der Regel 
berechnet werde. Das iſt natürlich ſehr ſchmerz⸗ 
lich für ihn; denn die rechtliche Möglichkeit, das 
überbelaſtete Grundſtück beſchlagnahmen zu laſſen, 
nutzt ihm nichts, wenn er ſich ſagen muß, daß 
ein das Mindeſtgebot erreichender Erlös nicht werde 
erzielt werden. Der Anfechtungsgläubiger muß 
daher aus praktiſchen Erwägungen warten, bis der 
Gläubiger einer vorausgehenden Hypothek die Be: 
ſchlagnahme betreibt. Darüber können natürlich 
Jahre vergehen.“) 

Hat der Schuldner das Grundſtück weiter ver: 
äußert, fo kann der Anfechtungsgläubiger die Be: 
ſchlagnahme des Grundſtücks überhaupt nicht er: 
wirken. 

In dieſen beiden beſonderen Fällen wird man 
dem Gläubiger das Recht einräumen müſſen, die 
Rückgewähr des Hypothekrechts im Wege des 
Forderungstauſches nach § 1180 BGB. und, 
ſollte der Hypothekengläubiger die hierzu erforder— 


1) RG. vom 18. Februar 1898 (JW. 1898 S. 224 
Nr. 17); vom 28. Februar 1902 (JW. 1902 S. 221 Nr. 30; 
Gruchots Beitr. Bd. 46 S. 1016). 

14) RG. vom 29. Januar 1901 (Entſch. Bd. 47 S. 222); 
vom 20. April 1906 (JW. 1906 S. 390 Nr. 16). 

15) Für die Zwiſchenzeit kann der Anfechtungs— 
gläubiger auf Grund einer einſtweiligen Verfügung die 
Eintragung eines Veräußerungsverbotes erwirken. 


Es iſt dies einer der wenigen 


—— . 
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liche Zuſtimmung des Eigentümers nicht beſchaffen 
können, an Stelle der Rückgewähr in Natur den 
Erſatz des Wertes zu verlangen. Auch hier dürfen 
der Klageantrag und das Urteil nicht einfach lauten, 
daß der Anſechtungsgegner verpflichtet ſei, dem An⸗ 
fechtungsgläubiger gegenüber von ſeiner Hypothek 
keinen Gebrauch zu machen, ſondern ſie haben be⸗ 
ſtimmt auszuſprechen, der Anfechtungsgegner habe 
zu bewilligen, daß an Stelle ſeiner Forderung, für 
welche die Hypothek beſteht, die ebenfalls nach Grund 
und Betrag beſtimmt zu bezeichnende Forderung 
des Gläubigers geſetzt werde, ferner habe er die 
hierzu erforderliche Zuſtimmung des Eigentümers 
beizubringen. Zweckmäßigerweiſe wird der Gläu⸗ 
biger außerdem beantragen, daß der Anfechtungs⸗ 
gegner, wenn er die Zuſtimmung des Eigentümers 
innerhalb einer beſtimmten Friſt nicht beſchafft habe, 
an den Gläubiger einen beſtimmten Betrag, nämlich 
den Betrag, der im Fall der Verſteigerung des 
Grundſtücks auf die Hypothek träfe, bis zum Be: 
trag der Forderung des Gläubigers zu bezahlen 


habe. 

Selbſtverſtändlich gelten alle Ausführungen 
über die Art der Rückgewähr der Hypothek auch 
dann, wenn nicht bloß die Rückgewähr des ding⸗ 
lichen Rechtes, ſondern auch der Hypothekforderung 
verlangt werden könnte. 


Das Haager Abkommen über die Entmün⸗ 
digung und gleichartige Fürſorgemaß regeln. 
Von J. D. Sauerländer, Amtsrichter in München. 


Das Abkommen iſt am 17. Juli 1905 im Haag 
unterzeichnet worden und am 23. Auguſt 1912 in 
Kraft getreten, nachdem es von Deutſchland, Un⸗ 
garn, Frankreich, Italien, den Niederlanden, Por⸗ 
tugal und Rumänien ratifiziert worden war (RGBl. 
1912 S. 463 ff., 475, Art. 15 und 18 des Abkom⸗ 
mens). Wie das Eheabkommen vom gleichen Tage 
(vgl. hierüber dieſe Zeitſchrift 1912 S. 469 ff.) it 
es vom Reichstage genehmigt worden und hat alſo 
Geſetzeskraft. Die Beitrittsberechtigung iſt in gleicher 
Weiſe beſchränkt, wie bei dem Eheabkommen (Art. 
17), wie dieſes kann es auf außereuropaͤiſche Ge: 
biete uſw. der Vertragsſtaaten nur ſoweit erſtreckt 
werden, als andere Teilnehmer zuſtimmen (Art. 16). 
Auch die Kündbarkeit und Erneuerbarkeit iſt bei 
beiden Abkommen gleich (Art. 19). In dieſen Punk⸗ 
ten Stimmt das Entmündigung abkommen 
übrigens auch mit dem ihm nahe verwandten Ab: 
kommen zur Regelung der Vormundſchaft über 
Minderjährige vom 12. Juni 1902 (RGBl. 
1904 S. 240)!) im weſentlichen überein; die Er: 


1) Es iſt außer von den obengenannten Staaten noch 
ratifiziert von Belgien, Luxemburg, Schweden, Spanien 
und der Schweiz. 
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ſtreckung auf außereuropäiſche Gebiete fieht das 
Vormundſchaftsabkommen nicht vor. 

Das Entmündigungsabkommen geht als „ſpä⸗ 
teres Geſetz“ den beſtehenden deutſchen Geſetzen vor. 
Es iſt daher zunächft wieder feſtzuſtellen, welche Vor⸗ 
ausſetzungen gegeben ſein müſſen, wenn es an Stelle 
der deutſchen Geſetze anwendbar ſein ſoll. Dieſe 
Vorausſetzungen find in Art. 13 und 14 des Ab⸗ 
kommens aufgeſtellt. Dem Gegenſtande nach 
muß es ſich hiernach um eine Entmündigung im 
eigentlichen Sinne oder um eine Maßregel gleicher 
Art handeln, die eine Beſchränkung der Geſchäſts⸗ 
fahigkeit zur Folge hat. Zugleich erſtreckt ſich das 
Abkommen auf die der Entmündigung uſw. voran⸗ 
gehenden vorläufigen Fürſorgemaßregeln und auf 
die ſich an die Entmündigung anſchließende Vor⸗ 
mundſchaft. Dabei läßt ſich aber das Abkommen 
nicht auf die Sache ſelbſt ein, (etwa indem es an⸗ 
ordnete, aus welchen Gründen eine Entmündigung 
ausgeſprochen werden dürfe oder welche Art von 
Maßregeln zulaͤſſig ſei), ſondern beſchränkt ſich auf 
die Aufſtellung ſog. Kolliſionsnormen, d. h. von Be⸗ 
ſtimmungen, in denen nur derjenige der in Be⸗ 
tracht kommenden Staaten angegeben wird, deſſen 
Geſetze über die Sache entſcheiden ſollen. Aller⸗ 
dings enthält das Abkommen auch zahlreiche Sach⸗ 
normen, alſo Beſtimmungen, die ſelbſt etwas re⸗ 
geln und nicht nur angeben, wo die Regelung zu 
finden ſei. Dieſe ſachlichen Anordnungen ſind aber 
ganz beſonderer Art: ſie ſetzen, ähnlich wie die Kol⸗ 
lifionsnormen, eine einzelſtaatliche Regelung und das 
Abkommen ſelbſt voraus, ſie ſind Rechtshilfenormen 
im weiteſten Sinne, nicht ſachliche „Rechts“ normen 
(vgl. etwa Art. 2 bis 6, 9 des Abkommens). Damit 
hängt es dann auch zuſammen, daß das Abkommen, 
wenn es in feinen Kolliſionsnormen auf einzel⸗ 
ſtaatliche Geſetze verweiſt, grundſätzlich damit deren 
Sachnormen, nicht die Kolliſionsnormen meint. 
Wenn alſo das Abkommen z. B. in Art. 3 den 
örtlich zuſtändigen Behörden die „erforderlichen vor⸗ 
läufigen Maßregeln“ anheimgibt, ſo ordnet es 
damit keine Maßregeln irgendwelcher Art an, ſon⸗ 
dern erklärt nur die nach den Sachnormen des 
Aufenthaltsſtaates (Art. 2 a. E.) möglichen vor⸗ 
laͤufigen Maßregeln für zuläſſig. Perſöuliche 
Vorausſetzung für die Anwendbarkeit des Ab: 
kommens iſt, daß die Maßregel des Art. 13 den 
Angehörigen eines Vertragsſtaates betrifft, der ſeinen 
gewöhnlichen Aufenthalt, oder doch — im Falle des 
Art. 3, der von den vorläufigen Maßregeln han⸗ 
delt — überhaupt einen Aufenthalt in einem Ver⸗ 
tragsſtaate hat. Der Staatenloſen, der mehrfachen 
Staatsangehörigkeit und des Falles, daß bloß das 
Fürſorgebedürfnis in einem Vertragsſtaate hervor: 
tritt, während der Fürſorgebedürftige ſich anderswo 
aufhält, gedenkt das Abkommen nicht. Sachliche 
Vorausſetzungen ſtellt es nicht auf. Die Maß⸗ 
regeln, die es zuläßt, erſtrecken ſich im Verhältnis 
zu den Vertragsſtaaten auf alle Vermögensteile 
des Fürſorgebedürftigen, einerlei wo ſie ſich be⸗ 
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finden. Nur für ſolche Grundſtücke, die nach der 
lex rei sitae einer beſonderen Güterordnung unter⸗ 
liegen (Lehen, Fideikommiſſe), bleibt das inländiſche 
Geſetz maßgebend (Art. 12). 

Wenn wir nun den Inhalt des Abkommens 
im einzelnen betrachten, ſo finden wir zunächſt, 
daß ſich an dem Verfahren mit vorläufigen 
Maßregeln (Art. 23 Abſ. 2 EG. BGB.) nichts 
Weſentliches ändert. Bisher konnte das Vormund⸗ 
ſchaftsgericht (88 37, 43, 44 656.) vorläufige 
Maßregeln treffen, wenn ein Ausländer nach ſeinem 
Heimatgeſetze fürſorgebedürftig oder im Inland ent⸗ 
mündigt war; die Heimatbehörden waren hiervon 
zu benachrichtigen (Art. 23 Abſ. 1 EG. BGB.). 
Diele vorläufigen Maßregeln zum Schutze von 
Perſon und Vermögen ſind dem deutſchen Vor⸗ 
mundſchaftsgericht auch nach dem Abkommen (Art. 3) 
geſtattet. Vorausſetzung iſt, daß der Fremde nach 
ſeinen Heimatgeſetzen entmündigungsreif (nicht bloß 
fürſorgebedürftig) iſt.“) Die Maßregeln find dem 
Heimatſtaate — regelmäßig auf dem diplomatiſchen 
Wege (Art. 5) — mitzuteilen. Das deutſche Vor⸗ 
mundſchaftsgericht iſt zu dieſen vorläufigen Maß⸗ 
regeln nach dem Abkommen befugt, auch wenn der 
Fremde in Deutſchland ſich nur „befindet“; der 
„gewöhnliche Aufenthalt“ iſt, wie ſchon erwähnt, 
nicht notwendig. Wie ſteht es nun aber, wenn im 
Inland nur das Fürſorgebedürfnis hervortritt, 
während der Fürſorgebedürftige ſich in keinem Ver⸗ 
tragsſtaate aufhält? Es wurde oben hervorgehoben, 
daß das Abkommen von dieſem Falle ($ 44 G&G.) 
nicht ſpricht. Gleichwohl wird man auch hier deutſche 
vorläufige Maßregeln für zuläſſig halten müſſen; 
ſonſt wäre unter Umſtänden ein Fremder, der 
keinem Vertragsſtaat angehört, günſtiger geſtellt, 
als ein Vertragsſtaatsangehöriger. Das Abkommen 
findet auf dieſen Fall im beſonderen keine Anwen⸗ 
dung; es fieht für ihn nicht einmal eine Mit: 
teilungspflicht vor (Art. 4). Man kann nicht an⸗ 
nehmen, daß das Abkommen dieſe mit ihm verein⸗ 
baren vorläufigen Maßregeln dadurch verbiete, daß 
es über ſie ſchweigt. Die Maßregeln dürfen aller⸗ 
dings auch hier dem Abkommen nicht widerſprechen. 
Eine vorläufige Vormundſchaft wird daher auch in 
dieſem Falle nicht angeordnet werden können, denn 
ſie hat die Beſchränkung der Geſchäftsfähigkeit 
($ 114 BGB.) zur Folge und fällt daher unter 
die Maßregeln des Art. 13 des Abkommens, die 
nach deſſen Art. 2 den Heimatbehörden grund: 
ſätzlich vorbehalten find. Soweit aber das Ab: 
kommen nicht entgegenſteht, gelten die deutſchen 
Geſetze, alſo Art. 23 Abſ. 1 und 2 EG. BGB. 


1) Die Entmündigung im Inland (Art. 23 Abi. 1 
EG. BGB. zweite Alternative) iſt auch künftig möglich 
— Art. 6 des Abk. —; ſie wird jedoch als Anlaß für 
vorläufige Maßregeln im Sinne des Abkommens nicht 
mehr in Betracht kommen, weil, ohne daß es auf die 
Uebernahmebereitſchaft des Heimatſtaates ankäme, im In⸗ 
land auch die nach den inländiſchen Geſetzen zuläſſige 
Vormundſchaft anzuordnen iſt (Art. 8 des Abk.). 
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Hier wird übrigens wie in dem Art. 3 des Ab⸗ 
kommens das Wort „kann“ gebraucht. Man wird 
annehmen müſſen, daß der Sinn des Wortes an 
beiden Orten nicht gleich iſt. Denn nach Art. 23 
EG. BGB. konnte man wohl von den Maßregeln 
auch abſehen, wenn alle Vorausſetzungen gegeben 
waren, etwa aus der Erwägung, es fehle an der 
Gegenſeitigkeit o. ä. Nach dem Abkommen werden 
die deutſchen Gerichte ebenſo verpflichtet ſein, die 
nach den deutſchen Geſetzen zuläſſigen Maßregeln 
zu treffen, wie wenn es ſich um einen Inländer 
handelte. 

Die deutſchen vorläufigen Maßregeln endeten 
bisher regelmäßig, ſobald der Heimatſtaat die Für⸗ 
ſorge übernahm oder das Fürſorgebedürfnis nach 
feinen Geſetzen verneinte (Art. 23 EG. BGB.). 
Nach Art. 3 Abſ. 3 des Abkommens „fallen fie 
weg“, wenn die Mitteilung der Heimatbehörden 
eintrifft, daß in der Heimat vorläufige Maßregeln 
getroffen ſeien oder daß die Angelegenheit durch 
eine Entſcheidung geregelt ſei. Ob dieſer „Weg⸗ 
fall“ ipso jure eintritt oder durch Aufhebung, wird 
ſich nach den inländiſchen Geſetzen beſtimmen. 

Wahrend das Abkommen hiernach in feinen 
Beſtimmungen über die vorläufigen Maßregeln 
für Deutſchland nicht viel Neues bringt, greift es 
tief in die bisherige Entmündigungsgeſetzgebung ein. 
Für die Entmündigung eines Ausländers 
waren nach Art. 8 EG. BGB. — als Ausnahme 
von Art. 7 — bisher die deutſchen Geſetze maß: 
gebend, wenn er im Inland ſeinen Wohnſitz oder 
Aufenthalt hatte. Die deutſchen Gerichte waren 
nach 88 648, 680 ZPO. zuſtändig. Künftig wird 
im Bereiche des Abkommens die Entmündigung 
grundſätzlich von dem Heimatgeſetze beherrſcht (Art. 1). 
Das zuſtändige deutſche Gericht kann in Zukunft 
von ſeiner Zuſtändigkeit nur Gebrauch machen, 
wenn die Heimatbehörden ausdrücklich oder ſtill⸗ 
ſchweigend ein Einſchreiten ablehnen (Art. 6); grund⸗ 
ſaͤtzlich ſteht die Entſcheidung über die Entmündi⸗ 
gung nun den Heimatbehörden zu (Art. 2). Daher 
haben die Behörden des gewöhnlichen Aufenthalts 
den Heimatbehörden von den Tatſachen, die die 
Entmündigung rechtfertigen, von den Anträgen 
und etwaigen vorläufigen Maßregeln Kenntnis zu 
geben (Art. 4, 5) und zwar werden ſie dazu — 
wie die Denkſchrift ausführt — verpflichtet ſein, 
wenn ein Entmündigungsgrund ſowohl nach dem 
Heimat- wie nach dem Aufenthaltsgeſetze gegeben 
it (Art. 7); es empfehle ſich jedoch die Mit⸗ 
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teilung auch dann, wenn nur nach dem Nene | 


geſetze ein Entmündigungsgrund vorliegt. Handelt 
es fih um Tatſachen, die lediglich nach dem in— 
ländiſchen Geſetz die Entmündigung rechtfertigen 
würden, ſo iſt die Entmündigung grundſätzlich aus— 
geſchloſſen und kann nur, wenn nötig, durch die 
Ausweiſung erſetzt werden. Erſt wenn die Mit: 
teilung ſechs Monate lang unbeantwortet bleibt 


licher Entmündigungsgrund beſteht, daß fie aber über 
die Entmündigung aus Zweckmäßigkeits⸗ oder Zuftän: 
digkeitsgründen nicht ſelbſt befinden werden, können 
und müſſen die Behörden des gewöhnlichen Aufent⸗ 
halts über die Entmündigung entſcheiden. Dabei 
werden ſie von dem Geſetze des Heimatſtaats aus⸗ 
zugehen haben (Art. 1). Die Hinderniſſe, die nach 
der Antwort der Heimatbehörden eine Entmündi⸗ 
gung in der Heimat ausſchließen würden, haben ſie 
zu berückſichtigen (Art. 6 a. E.), auf die Frage nach 
der Antragsberechtigung und nach den Entmündi⸗ 
gungsgründen aber neben dem Heimatgeſetze das 
eigene anzuwenden (Art. 7). Dieſes eigene Geſetz 
allein entſcheidet über die Zuſtändigkeit, die Form 
des Verfahrens und die Art des Ausſpruchs, “) ſowie 
über ſeine Wirkung (Art. 8 Ab]. 1 a. E.); doch richtet 
ſich die Wirkung nach dem Heimatgeſetz ſobald 
im Heimatſtaat eine Vormundſchaft angeordnet iſt 
(Art. 10 Abſ. 3). Die im Aufenthaltsſtaat aus⸗ 
geſprochene Entmündigung kann von den Behörden 
des Aufenthaltsſtaates auch wieder aufgehoben 
werden, und zwar aus allen Gründen, die im 
Deimatgeleh oder im inländiſchen Geſetz angeführt 
ſind; auch das Antragsrecht beſtimmt ſich hier nach 
dem Heimat⸗ oder nach dem inländiſchen Geſetz 
(anders Art. 7). Die im Aufenkhaltsſtaat aus⸗ 
geſprochene Entmündigung kann aber auch von den 
Heimatbehörden nach dem Heimatgeſetze aufgehoben 
werden, während die Aufenthaltsbehörden die heimat⸗ 
liche Entmündigung nicht beſeitigen können (Art. 11). 
Mag nun die Entmündigung von der Heimatbehörde 
oder von der inländiſchen Behörde nach Maßgabe 
des Abkommens ausgeſprochen worden ſein, ſie iſt, 
ſoweit ſie die Geſchäftsfähigkeit und die Vormund⸗ 
ſchaft“) betrifft, in allen Vertragsſtaaten ohne Voll⸗ 
ſtreckbarkeitserklärung wirkſam; das gleiche gilt für 
die Aufhebung der Entmündigung nach Art. 11 
Abſ. 3. Dies iſt vielleicht die wichtigſte Beſtim⸗ 
mung des Abkommens, zumal für eine inländiſche 
Geſetzgebung, die, wie die deutſche, ſchon bisher 
die Möglichkeit bot,“) Inländer, die ſich im Aus⸗ 
land befinden, und Ausländer, die im Inland ſind, 
in Deutſchland zu entmündigen: die Anerkennung 
dieſer inländiſchen Maßnahme im Auslande, die 
bisher dahingeſtellt bleiben mußte, iſt nun im 
Bereiche der Vertragsſtaaten gewährleiſtet. Nur 
ein Vorbehalt wird gemacht: hängt die Wirkſamkeit 
von Entmündigungsentſcheidungen in einem Ver⸗ 
tragsſtaate davon ab, daß ſie in beſtimmter Weiſe 
veröffentlicht werden, ſo kann dieſe Wirkſamkeits⸗ 
Roingung auch für die ausländiſchen Entmün⸗ 


0 So iſt nach der Denkſchrift die im Aufenthalts- 
geſetze vorgeſehene förmliche Entmündigung auszuſprechen, 


Jauch wenn das Heimatgeſetz nur eine gleichartig ſchwächere 
Maßregel (Art. 13) vorſieht. 


oder wenn die Heimatbehörden erklären, daß ſie 


nicht einſchreiten wollen, d. h. daß zwar ein heimat⸗ 


) Nicht z. B. die elterliche Gewalt oder das eheliche 
Güterrecht (Denkſchr.). 

e) Allerdings nur in der Form beſonders geſialteter 
Kolliſionsnormen, an deren Stelle das Abkommen eine 
Art von Sachnormen ſetzt. 


Zeitſchrift für Rechtspflege in Bayern. 1913. Nr. 14 n. 15. 


digungsentſcheidungen feſtgeſetzt werden. Die Ver⸗ 
tragsſtaaten werden ſich ihre Geſetze hierüber durch 
Vermittlung der Niederländiſchen Regierung gegen⸗ 
ſeitig mitteilen (Art. 9 Abſ. 2). In Deutſchland 
beſtehen ſolche Geſetze nicht. 

Die Entmündigung und die ihr gleichgeſtellten 
Maßregeln (Art. 13) haben einen Einfluß auf 
die Geſchaäftsfähigkeit. Worin dieſer Einfluß 
beſteht, beſtimmen die Heimatgeſetze, wenn die Ent⸗ 
mündigung in der Heimat angeordnet wurde, die 
Geſetze des gewöhnlichen Aufenthalts zur Zeit der 
Entmündigung, wenn deſſen Behörden die Ent⸗ 
mündigung ausſprechen (Art. 1, 8 Abſ. 1). Diele 
Wirkungen treten ohne weiteres in allen Vertrags⸗ 
ſtaaten ein (Art. 9). Es gibt alſo künftig für 
entmündigte Ausländer im Bereiche des Abkom⸗ 
mens keine beſondere deutſche Rechtsgeſchäftsfähig⸗ 
keit mehr (Art. 7 Abſ. 3 EG. BGB.). Die regel⸗ 
mäßige Folge der Entmündigung iſt ferner die 
Anordnung einer Vormundſchaft oder einer 
ſonſtigen „Verwaltung in Anſehung der Perſon und 
des Vermögens des Entmündigten“ (Art. 8, 9). 
Bisher war eine deutſche Vormundſchaſt möglich, 
wenn der Fremde nach ſeinem Heimatgeſetze für: 
ſorgebedürftig oder im Inland entmündigt war 
und der Heimatſtaat die Fürſorge nicht übernahm. 
Künftig kommt es regelmäßig auf die Uebernahme⸗ 
bereitſchaft des Heimatſtaates nicht mehr an.“) Die 
Vorausſetzungen find jetzt etwas anders gefaßt. 
Auch für die Vormundſchaſt gilt nun grundſätzlich 
das Heimatgeſetz (Art. 2); dem Geſetze des gewöhn⸗ 
lichen Aufenthalts unterſteht ſie nur, wenn die Ent⸗ 
mündigung von deſſen Behörden ausgeſprochen 
wurde, dabei iſt jedoch eine etwa im Heimatgeſetz 
vorgeſehene Berechtigung einer beſtimmten Perſon 
zur Uebernahme der Fürſorge tunlichſt zu beachten 
(Art. 8). Obwohl es an einem ausdrücklichen Aus⸗ 
ſpruch darüber fehlt, wird es ſich aus dem Zu⸗ 
ſammenhang ergeben, daß die Befugnis zur An- 
ordnung der Vormundſchaft den Heimat: oder Aufent⸗ 
haltsbehörden zuſtehen ſoll, je nachdem das Heimat⸗ 
geſetz oder das Aufenthaltsgeſetz für die Vormund⸗ 
ſchaft maßgebend iſt. Die Vormundſchaft im Aufent⸗ 
haltsſtaate hindert den Heimatſtaat nicht, ſelbſt eine 
Vormundſchaft anzuordnen. Er hat dies den Be⸗ 
hörden des Entmündigungsſtaates mitzuteilen. 
Deſſen Geſetze beſtimmen, wann dann die Vormund— 
ſchaft im Entmündigungsſtaate endet. Hat ſie ge⸗ 
endet, ſo richten ſich die Wirkungen der von den 
Behörden des Aufenthaltſtaates ausgeſprochenen 
Entmündigung künftig nach dem Heimatgeſetz 
(Art. 10). 


— — 


6) Kann aber der Heimatſtaat nach ſeinen Geſetzen 
zwar den im Ausland befindlichen Staatsangehörigen 
entmündigen, nicht aber die Vormundſchaft über ihn ans 
ordnen, jo wird wie bisher eine deutſche Vormundſchaft 
möglich ſein. Eine dem Art. 3 des Vormundſchaftsabkom— 
mens entſprechende Beſtimmung fehlt im Entmündigungs— 
abkommen (Denkſchr.). 
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Einſtweilige Verfügung 
im Viehgewährſchaftsſtreit. 
Von Dr. Michael Siegel, Rechtsanwalt in München. 


Nach 8 489 BGB. iſt auf Antrag der einen 
oder der anderen Partei im Viehgewährſchaftsſtreit 
die öffentliche Verſteigerung des Tieres und die 
Hinterlegung des Erlöjes durch einſtweilige Ver⸗ 
fügung anzuordnen, ſobald die Beſichtigung des 
Tieres nicht mehr erforderlich iſt. Unter dieſer 
Vorausſetzung muß das Gericht die einſtweilige 
Verfügung erlaſſen. Das Ermeſſen des Gerichts 
ſpielt hier keine Rolle. Anderſeits iſt zu beachten, 
daß weitere Vorausſetzungen für die einſtweilige 
Verfügung, beſonders die in 8 935 ZPO. vor: 
geſehenen, nicht erforderlich ſind. Auf Grund dieſer 
Sondervorſchrift nimmt die Praxis vielfach an, 
daß andere einſtweilige Verfügungen innerhalb des 
Gewährſchaftsprozeſſes nicht zuläſſig find. Um ein 
Beiſpiel herauszugreifen: Das Amtsgericht München 
hat ſich in einem Beſchluß vom 28. November 1912 
bezüglich eines Antrags auf Anordnung der Schlach⸗ 
tung der im Streite befangenen Tiere (Schafe) 
auf einen grundſätzlich ablehenden Standpunkt ge⸗ 
ſtellt mit der Begründung, daß § 489 nur die 
öffentliche Verſteigerung zulaſſe, und daß eine einſt⸗ 
weilige Verfügung nach den allgemeinen Beſtim⸗ 
mungen der ZPO. hier deswegen nicht in Frage 
kommen könne, weil durch die beantragte Ver⸗ 
fügung die Zerſtörung der im Streit beſangenen 
Sache herbeigeführt werde. Stölzle verneint in 
ſeinem „Viehkauf“ 4. Aufl. S. 250 gleichfalls die 
Berechtigung des Gerichts, durch einſtweilige Ver⸗ 
fügung die Tötung des Tieres anzuordnen, unter 
Berufung auf Meisner, Hirſch und Nagel und 
auf eine Entſcheidung des Landgerichts Kempten 
vom 16. Januar 1902. 

Die Entſcheidung der Frage, ob angeſichts der 
Sondervorſchriften des 8 489 BGB. im Wande⸗ 
lungsſtreit auch andere einſtweilige Verfügungen 
erlaſſen werden dürfen, hängt davon ab, ob der 
Geſetzgeber mit der Beſtimmung des § 489 eine die 
allgemeinen Vorſchriften der ZPO. bezüglich der 
einſtweiligen Verfügungen einſchränkende Sonder⸗ 
vorſchrift des Prozeßrechtes auſſtellen wollte oder 
nicht. Dies iſt nicht der Fall. § 489 will zur 
Verbilligung des Rechtsſtreits (Erſparung von 
Fütterungs⸗ und Verpflegungskoſten), allenfalls 
auch mit Rückſicht auf die Beſeitigung der Haftung 
des Tierhalters, ferner zur Ausſchaltung der finanzi⸗ 
ellen Gefahr die Vorausſetzungen für die Erlaſſung 
einer einſtweiligen Verfügungerleichtern, insbeſondere 
das Ermeſſen des Gerichts ausſchalten. Aus dieſem 
Zweck heraus ergibt ſich, daß neben der Sonder: 
vorſchrift des 8 489 BGB. die allgemeinen Be: 
ſtimmungen des Prozeßrechts auch im Viehgewähr⸗ 
ſchaftsſtreit anzuwenden ſind. Als ſolche einſt— 
weilige Verfügungen kommen meines Erachtens 
nicht nur die Anordnungen in Frage, die in dem 


oben angeführten Beiſpiele erwähnt find (nämlich 
die Geſtattung der Schlachtung), ſondern insbeſon⸗ 
dere die nicht ſelten ſehr weittragende Verſügung, daß 
an Stelle der in 8 489 BGB. geregelten öffentlichen 
Verſteigerung des Tieres die freihändige Veräußerung 
desſelben geſtattet wird, weiter die Verfügung, daß 
das Tier aus dem Stalle des einen oder anderen 
Streitsteils in den Stall eines Unbeteiligten ver⸗ 
bracht wird, ferner eine einſtweilige Verfügung des 
Inhalts, daß das Tier (bei Seuchen) unter Be⸗ 
obachtung geſtellt wird, kurz irgendwelche Ver⸗ 
fügungen nach Lage des einzelnen Falles. 

Das GWG. erklart in 8 202 die Viehgewaͤhr⸗ 
ſchaftsſtreitigkeiten nicht ſchlechthin als Ferienſachen, 
ſondern ermöglicht nur in den amtsgerichtlichen 
Sachen die Durchführung des Streits als Ferien⸗ 
ſache, ſoferne die Sache beſonderer Beſchleunigung 
bedarf. Es braucht nicht näher ausgeführt zu werden, 
daß der Viehgewährſchaftsſtreit für die Regel be⸗ 
ſonderer Beſchleunigung bedarf. Es ſei nur daran 
erinnert, daß jede Verlängerung der Prozeßdauer, 
auch nur um einen Tag, erhebliche finanzielle 
Folgen mit ſich bringt, weil die Futterkoſten fort⸗ 
während ſteigen. Bei einem Streit wegen Wande⸗ 
lung eines Pferdetauſchvertrags von je 2 Pferden 
betragen bei einem täglichen Futtergeld von 3 1 
für das Pferd während der Gerichtsferien allein 
die Futterkoſten 12 mal 60 1 = 720 M. Außer: 
dem iſt der Beſitz eines lebenden Tieres natürlich 
mit einer gewiſſen Gefahr verbunden; die Mög⸗ 
lichkeit von Erkrankungen und Unfällen, die Tier⸗ 
halterhaſtung und ſonſtige Gefahren laſſen die Be: 
endigung des Rechtsſtreits dringend erſcheinen. 
Schließlich aber ſpricht die Möglichkeit der Beweis⸗ 
verſchiebung namentlich infolge der eigenartigen Kon— 
ſtruktion der Beweislage, der Beweisvermutung und 
Beweislaſt, ſehr ſtark für die Beſchleunigung; aus 
allen dieſen Gründen werden auch bei ausreichend be— 
gründetem Antrag in Viehgewährſchaftsſtreitigkeiten 
faſt ſtets Einlaſſungs- und Ladungsfriſt abgekürzt. 

Die angeführten Umſtände legen es angeſichts 
der laufenden Gerichtsferien nahe, darauf hin: 
zuweiſen, daß die einſtweilige Verfügung, ins— 
beſondere die Verfügung gemäß § 935 ZPO. im 
Viehgewährſchaftsſtreit eine größere Rolle ſpielen 
ſollte. Bei Beginn eines Rechtsſtreits iſt natürlich 
in den meiſten Fällen die einſtweilige Verfügung 
gemäß $ 489 BGB. nicht zu erlangen, weil die 
Beſichtigung des Tieres noch erforderlich iſt. Es 
muß alſo auf die allgemeinen prozeſſualen Beſtim— 
mungen zurückgegriffen werden, und es kann keinem 
Zweifel unterliegen, daß die geſetzlichen Voraus: 
ſetzungen des § 935 ZPO. bei einem Streit wegen 
eines Gewaͤhrmangels in den meiſten Fallen gegeben 
ſind. Es iſt bekannt, daß z. B. ein Pferd, das mit 
dem Fehler der „Zugunfeſtigkeit“ behaftet iſt, durch 
Eingewöhnung ſoweit dreſſiert werden kann, daß 
der Sachverſtändigenbeweis ergeben wird, das Pferd 
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Zuſtandes die Verwirklichung des Rechts der Klage⸗ 
partei weſentlich erſchwert. Der Kläger wird unter 
Umſtänden nicht nachweiſen können, daß das Pferd 
trotz der jetzt vorhandenen Zugfeſtigkeit am Tag 
der Uebergabe zugunfeſt war; denn eine einmalige 
zeugſchaftlich belegte „Zugunwilligkeit“ könnte auf 
äußerliche Urſachen (techniſche Beſpannungsmängel 
und ſonſtige Zufälligkeiten) zurückgeführt werden und 
angeſichts des Ergebniſſes einer ſpaͤteren Unterſuchung 
durch Sachverſtändige als belanglos erklart werden. 

Es iſt daher für den Viehgewährſchaftsſtreit 
dringend zu empfehlen, nicht nur Antrag auf Ab: 
kürzung der Ladungs- und der Einlaſſungsfriſt zu 
ſtellen, ſondern auch die Sicherung des Beweiſes 
gemäß 8 485 ff. ZPO. herbeizuführen und ins: 
beſondere, ſoweit möglich auch eine einſtweilige Ver⸗ 
fügung zu erwirken, die eine der ſrüher erwähnten 
Maßregeln anordnet. Bezüglich der einzelnen einft⸗ 
weiligen Verfügungen möchte ich in aller Kürze 
darauf hinweiſen, daß nach der Erſahrung die 
öffentliche Verſteigerung gewöhnlich einen ſtarken 
Ausfall im Gefolge hat, daß dagegen eine frei⸗ 
händige Veräußerung einen allzuſtarken Verluft 
hintanhält. Die Anordnung, daß das Tier in den 
Stall eines Unbeteiligten verbracht wird, hindert 
Beweisverſchiebungen; die Schlachtung von Schlacht⸗ 
tieren liegt beſonders im Intereſſe beider Parteien, 
weil an Stelle des gefährdeten Streitgegenſtands 
der Schlachterlös tritt, während die Gefahr des 
völligen Untergangs zu befürchten iſt, wenn das 
Schlachten unterbleibt. Aehnliche Gründe ſprechen 
auch für die anderen einſtweiligen Verfügungen. 
Gegen die einſtweilige Verfügung, welche die Schlach⸗ 
tung anordnet, wird häufig eingewendet, dadurch 
werde der Streitgegenſtand zerſtört und die einſt⸗ 
weilige Verfügung dürfe nicht zu einem ſolchen Er: 
gebniſſe führen. Allein es iſt zu erwägen, daß im 
Gegenteil die Schlachtung oft die einzige Möglich⸗ 
keit bietet, den ſtreitigen Gegenſtand wenigſtens 
dem Werte nach zu erhalten, daß es der beſtim⸗ 
mungsmaͤßige Zweck der Schlachttiere iſt, geſchlachtet 
zu werden, daß der Wandelungsanſpruch nach der 
ausdrücklichen Vorſchrift des § 488 Abſ. II BGB. 
auch nach erfolgter Schlachtung vorbehalten iſt. Fur 
den Fall, daß 8935 ZPO. nicht durchgreifen ſollte. 
wird allenfalls der Rechtsgedanke des $ 940 ZPO. 


‚ eine genügende Grundlage für die einſtweilige Ber: 


fügung bieten, weil die Schlachtung zur Abwendung 
weſentlicher Nachteile oder aus anderen Gründen 
nötig iſt, ſo z. B. bei verſeuchten Schafherden ſchon 


aus ſeuchenpolizeilichen Gründen. Aus allen dieſen 
Gründen wäre de lege ferenda zu empfehlen, daß 
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ſei zugfeſt und daß ſomit die Gefahr naheliegt, daß 


eine Veränderung des bei Prozeßbeginn beſtehenden 
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die Viehgewährſchaftsſtreitigkeiten unter die Ferien⸗ 
ſachen aufgenommen, allenfalls auch die Einlaſſungs— 
friſten geſetzlich gekürzt würden. Solange der Geſetz⸗ 
geber aber dieſen Wunſch nicht erfüllt, iſt es ratſam, 
von den ſchon jetzt gegebenen prozeſſualen Mitteln 
der Sicherung des Beweiſes und der einſtweiligen 
Verfügung den weiteſten Gebrauch zu machen. 


Kleine Mitteilungen. 


Formalismus bei Anwendung der 35 226 3 O. und 
202 G86. Sehr häufig kommt kurz vor Beginn 
oder während der Gerichtsferien mit einer Klage beim 
Amsgericht der Antrag ein: „Ich bitte aus den und 
den Gründen um Anſetzung eines möglichſt nahen 
Termins“. Manche Amtsgerichte haben bei dieſem 
Geſuche zwei Bedenken: 1. fehlt der Antrag auf Er⸗ 
klärung zur Ferienſache; 2. fehlt der Antrag auf Ab⸗ 
lürzung der Einlaſſungsfriſt (GVG. 8 202, ZPO. 8 226). 
Folglich wird der Termin auf Ende September an⸗ 
beraumt. Dieſe Praxis kann unmöglich richtig ſein. 
Es ſteht nirgends geſchrieben, daß bei einem Antrag 
nach 8 226 ZPO. ausdrücklich von Abkürzung der Ein⸗ 
laſſungsfriſt, bei einem Antrag nach $ 202 GVG. aus⸗ 
drücklich von Ferienſache die Rede ſein muß. Es ge⸗ 
nügt, daß aus den Worten des Antragſtellers deſſen 
Willen unzweideutig hervorgeht. Der Wille des Antrag⸗ 
ſtellers geht aber, wenn er kurz vor den Ferien oder 
während der Ferien um möglichſt nahen Termin nach⸗ 
ſucht, unzweideutig dahin: Ich beantrage die Anwen⸗ 
dung derjenigen geſetzlichen Beſtimmungen, welche beim 
Einlauf meines Antrags die Anberaumung eines nahen 
Termins ermöglichen. Eine ſolche Rechtsanſchauung 
hat das Reichsgericht Bd. 55 S. 328 bezüglich der 
Ferienſachen ausdrücklich gebilligt. Die Gründe des 
Reichsgerichts ſprechen auch für die Anwendung des 
5 226 ZPO. Es kann alſo auf den obenerwähnten 
Antrag ſowohl die Einlaſſungsfriſt abgekürzt als auch 
der Rechtsſtreit als Ferienſache erklärt werden. 


Oberamtsrichter Dr. Haberſtumpf in München. 


Unterliegen die Uuterkunftohänſer und Hütten des 
Deutſchen und Oeſterreichiſchen Alpenvereins in Bayern 
dem Genehmigungszwang nach $ 33 Gew.? Beſteht 
ein allgemeines Aſylrecht oder nur ein beſchränktes Unter: 
kunftsrecht? Kann durch das Betreten Hausfriedens⸗ 
bruch begangen werden, insbeſondere dann, wenn Berg⸗ 
führer in Ausübung ihres Berufes verbotswidrig die 
Häuſer betreten? Dieſe Fragen ſollen an der Hand 
eines eigenartigen Falles beantwortet werden. 

Das Bergführerweſen iſt innerhalb der Gemeinde⸗ 
bezirke G. und P. durch gemeinſchaftliche ortspolizei⸗ 
liche Vorſchriften der beiden Gemeinden, die „Berg⸗ 
führerordnung“, geregelt. Hiernach bedarf der Führer 
zur öffentlichen Ausübung ſeines Berufes einer be⸗ 
ſonderen Ermächtigung des Bezirksamts G., die in 
jederzeit widerruflicher Weiſe im Einverſtändniſſe mit 
den Forſtämtern, der Gemeinde des Wohnſitzes des 
Führers und der Alpenvereinsſektion M. erteilt wird. 

Dieſe Ermächtigung gibt dem Führer das Recht, 
ſein Gewerbe dadurch auszuüben, daß er ſeine Dienſte 
auf den öffentlichen Straßen und Plätzen der Gemeinde— 
bezirke anbietet; er bekommt als Beſcheinigung ſein 
Bergführerbuch vom Bezirksamte G. und ein Führer⸗ 
abzeichen von der Sektion M. 

Die Sektion M. hat ſich insbeſondere die Auf— 
ſchließung des Wetterſteingebirges zur Aufgabe ge— 
macht. Sie beſitzt innerhalb dieſes Gebirgsſtockes 
mehrere Unterkunftshäuſer. Die Häuſer ſtehen teils 
auf eigenem Grund und Boden der Sektion, teils auf 
Grundſtücken des Staates und der Gemeinden. Mit 
Staat und Gemeinden beſtehen Miet- oder Pacht⸗ 
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verträge auf Ruf und Widerruf. Die Sektion be⸗ 
trachtet ihre Häuſer als reine „Klubhütten“, die zu⸗ 
nächſt zur Aufnahme und Verpflegung der Sektions⸗ 
mitglieder, ſodann der Mitglieder des Deutſchen und 
Oeſterreichiſchen Alpenvereins und ſchließlich des Pub⸗ 
likums überhaupt beſtimmt ſind. Die Hütten werden 
im Sommer ſämtlich bewirtſchaftet, der Wirtſchafts⸗ 
betrieb und nur dieſer iſt an beſtimmte Perſonen auf 
Grund beſonderer Pachtverträge gegen Bezahlung einer 
einmaligen feſt bemeſſenen Pachtſumme vergeben. Der 
Wirtſchaftsbetrieb wurde bisher im Sinne des 8 33 
GewO. nicht genehmigt. Die ſämtlichen Hütten ent⸗ 
halten getrennte Wirtſchafts⸗ und Schlafräume. Die 
Vergebung der Schlafräume hat ſich die Sektion ſelbſt 
vorbehalten. Sie hat zu dieſem Zwecke Mädchen auf 
den Häuſern gegen feſten Lohn angeſtellt, welche die 
Schlafräume aufräumen und reinhalten, die Gebühren 
für das Uebernachten erheben und ihre Einnahmen 
unmittelbar mit der Sektion verrechnen und an ſie 
abführen. 


Für das Z. . .⸗Gebiet hat die Sektion 2 eigene Re⸗ 
ferenten beſtellt, einen Führer⸗ und einen Hüttenrefe⸗ 
renten. Dem erſteren iſt insbeſondere die geſamte Auf⸗ 
ſicht über die Führer übertragen. Bei Ausübung dieſer 
Aufſicht kam es zwiſchen dem Führerreferenten und 
den Bergführern von G. zu Meinungsverſchiedenheiten. 
Einzelne So 3 angeblich den Aufſtieg auf 
die 8... über das H. . tal wegen Neuſchnees und 
teilweiſer Vereiſung des Weges, Bedeckung der Draht⸗ 
ſeile mit Schnee und Eis, als bedenklich. Der Referent 
wählte ſelbſt diefen Anſtieg. Er bezeichnete dieſen Weg 
als ſehr gut gangbar und die Sektion M ver⸗ 
anlaßte folgende Ankündigung in der Zeitung: „Weg 
auf die 3... Die Alpenvereinsſektion M.. . „., 
Referat für den Wetterſtein teilt uns mit: Entgegen 
den Angaben einzelner minderwertiger Führer können 
wir mitteilen, daß der Weg von der Z... ins H. . tal 
zurzeit ſehr gut gangbar iſt. Die Drahtſeile ſind mit 
Ausnahme weniger Meter vollſtändig ſchneefrei. Der 
Aufſtieg iſt Ende voriger Woche auch von zahlreichen 
führerloſen Touriſten ausgeführt worden.“ 

Daraufhin ließ der Führerverein G. .. in der⸗ 
ſelben Zeitung eine Entgegnung veröffentlichen, in der 
er ſich insbeſondere gegen den Ausdruck „minderwertige 
Führer“ verwahrte und den Weg als nicht gut gangbar 
erklärte. — In einer ſodann folgenden Führerverſamm⸗ 
lung unter dem Vorſitze des Führerreferenten ver⸗ 
ſchärften ſich die Meinungsverſchiedenbeiten ſo, daß 
die Führer von G. . geſchloſſen ihr „Führerbuch und 
Führerzeichen an die Sektion zurückgaben und erklärten, 
daß ſie „nach der Sachlage“ auf ihren Führerberuf im 
Dienſte der Sektion verzichten müßten. Nunmehr über⸗ 
ſandte die Sektion jedem Führer eine Poſtkarte mit 
folgendem Inhalte: „Es wird Ihnen eröffnet, daß Sie 
durch Rückgabe des Führerbuches und Führerzeichens 
auf die amtliche Autoriſation als Führer verzichtet 
haben. Zuwiderhandlungen gegen die Reichsgewerbe— 
ordnung werden von der Sektion zur Anzeige gebracht 
werden. Ferner wird Ihnen der Eintritt und Auf: 
enthalt in den der Sektion gehörigen Schutzhütten unter⸗ 
ſagt. Zuwiderhandlungen werden als a, 


Dun nn verfolgt werden. Die Sektion M.. 
des D. Oe. A.⸗V.“ 


Außerdem wurde ein Anschlag an den Hütten ans 
gebracht, der den ſämtlichen Führern nochmals bei Weis 


dung einer Anzeige wegen Hausfriedensbruchs unter⸗ 


ſagte, die Hütten zu betreten und ſich darin aufzuhalten. 
Die Sektion begründet dieſes Vorgehen damit, daß ſie 
ein Intereſſe daran habe, daß wirklich nur ermächtigte, 
ihrer Aufſicht unterſtellte Bergführer den Führerberuf 
ausüben. 

Ungeachtet ihres Verzichts auf ihren Beruf, zum 
mindeſten auf deſſen öffentliche Ausübung, übten 
jedoch die Führer ihr Führergewerbe nach wie vor 
öffentlich aus, boten ihre Dienſte an, betraten Tag für 
Tag die Hütten der Sektion und nächtigten darin, ins⸗ 
beſondere in den Schlafräumen, ohne für das Ueber⸗ 
nachten eine beſondere Gebühr zu bezahlen, obwohl 
nur ermächtigte Bergführer nach den Satzungen der 
Sektion von ſolchen Gebühren befreit ſind. 

Die einzelnen Wirtſchaftspächter hatten gegen das 
Betreten ihrer Wirtſchaftsräume durch die Führer 
nichts einzuwenden, im Gegenteile ſie erſuchten ſogar 
im Intereſſe des Geſchäfts die Führer, mit möglichſt 
vielen Touriſten zu kommen. 

Deſſenungeachtet ſtellte die Sektion M. .. Straf⸗ 
antrag gegen die Führer wegen Hausfriedensbruchs ge⸗ 
mäß 8 123 StGB., weil die Führer wiederholt in Aus⸗ 
übung eines Vorſatzes gegen ausdrückliches Verbot 
in die Unterkunſtshütten der Alpenvereinsſektion M.. 
widerrechtlich eingedrungen ſeien. — 

Bei der rechtlichen Würdigung dieſes Sachverhalts 
iſt zunächſt die Frage zu löſen, ob die Gaſt⸗ und Schank⸗ 
wirtſchaft, welche die Sektion in ihren Unterkunfts⸗ 
häuſern betreibt, der bezirksamtlichen Erlaubnis be⸗ 
darf, ob dieſer Betrieb unter 8 33 GewO. fällt, ob 
alſo eine öffentliche für jedermann zugängliche Wirt⸗ 
ſchaft, ſozuſagen ein „Bergwirtshaus“, gegeben iſt. 
Ein ſolcher Gaſt⸗ und Schankwirtſchaftsbetrieb erfordert 
eine gewerbsmäßige Tätigkeit mit der reinen Ab⸗ 
ſicht, Gewinn zu erzielen. Eine ſolche Abſicht iſt aber 
bei den Betrieben in den Klubhäuſern der Sektion 
nicht gegeben, vielmehr beabſichtigt die Sektion, Er⸗ 
ſparniſſe zu erzielen, um ſie wieder vollſtändig zur 
Erſchließung des Alpengebietes, alſo im öffentlichen 
Intereſſe zu verwenden. 


| 


Die bisherige Rechtſprechung hat ſich überwiegend 


dahin ausgeſprochen, daß kein Gewerbebetrieb im Sinne 
der GewO. vorhanden ſei, wo nicht ein Gewinn, ſondern 
ausſchlieölich eine Erſparnis erzielt werden ſoll. 

Zur Erſchließung des Alpengebietes ſind Unter— 
kunftshäuſer unentbehrlich, die Hütten dienen auch 
zunächſt nur den Alpiniſten, die Mitglieder des Alpen- 
vereins ſind, und erſt im zweiten Treffen ſteht die All— 
gemeinheit: der Beſuch wird ihr geſtattet aus ſport— 
licher Gefälligkeit und um neue Freunde und Mit- 
glieder für den Verein zu werben. 

Man kann alſo hier gewiſſermaßen von reinen 
„2 Alpiniſtenkaſinos“ ſprechen, von „sportlichen Kan- 
tinen“, in denen der Ausſchank eigenen von der Sektions— 
leitung aufgeſtellten Wirtſchaftsſührern übertragen iſt. 
Wenn dieſe auch rechtlich „Pächter“ im Sinne des 
5 581 BGB. fein mögen, jo betreiben ſie doch immer— 
hin die Wirtſchaft mittelbar für Rechnung der Sektion, 
unter deren Aufſicht und nach ihren Weiſungen, alio 
nicht im freien gewerblichen Wettbewerb des Einzelnen 
für eigene Gefahr und Rechnung. Die Sektion er— 
leichtert ſich nur die Laſt des eigenen Regiebetriebs 
dadurch, daß ſie den Hüttenführer rechtlich zum Pächter 
macht, von ihm die Einnahmen als Pachtzins abhebt 
und ihm dafür einen gewiſſen von vornherein feſt— 
ſtehenden Ueberſchuß als Lohn überläßt. 


— — — — — 
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Inſoferne bedürfen alſo en die Sektion noch 
der Pächter einer Erlaubnis für den Wirtſchaftsbetrieb. 


Bei der Erteilung einer Erlaubnis zum Wirt⸗ 
ſchaftsbetrieb liegt auch der Nachdruck auf gewiſſen 
perſönlichen Eigenſchaften des Inhabers. Der Sektion, 
dem Verein als ſolchen, könnte alſo eine Erlaubnis 
nach 8 33 GewO. nicht verliehen werden, vielmehr nur 
dem Vorſtand oder einem Angeſtellten der Sektion. 
Das bloße Vermieten von Schlafſtellen, wie es die 
Sektion in ihren Häuſern notgedrungen betreibt, iſt 
nicht Gaſtwirtſchaft im Sinn des 8 33 GewO. und 
nicht genehmigungspflichtig; es kann nicht einmal von 
einem gewerblichen Nebenerwerb geſprochen werden. 
Die Führer haben alſo gegen ausdrückliches Verbot 
reines Privateigentum betreten; die in den Hütten aus⸗ 
geübte Wirtſchaft hat ſie nicht zu öffentlichen Wirts⸗ 
häuſern im Sinne des Art. 144 PStGB. und 8 33 
GewO. gemacht. Allein dieſer Umſtand kann ihnen 
nicht ſchaden. Die Führer, die ohne jede widerrechtliche 
Nebenabſicht die Hütten betraten, konnten nämlich auf 
jeden Fall nach dem äußeren Anſchein der berechtigten 
Meinung ſein, daß der Wirtſchaftsbetrieb genehmigt, 
alſo eine öffentliche Wirtſchaft gegeben ſei. Ein 
gegenteiliger Wille des Hauseigentümers war nicht 
erkennbar gemacht; das hätte allenfalls durch einen An⸗ 
ſchlag: „Keine öffentliche Wirtſchaft“ geſchehen können. 
Es gibt in Bayern im allgemeinen keine Wirtſchaften, 
die nicht genehmigungspflichtig wären, abgeſehen etwa 
von den Ausſchankſtätten der Brauer für deren eigene 
Erzeugniſſe. Inſoſerne haben alſo die Führer, wenn 
auch keine öffentliche Wirtſchaft gegeben ſein ſollte, 
gemäß $ 59 StGB. einen Tatumſtand ſchuldlos nicht 
gekannt, der allenfalls zum geſetzlichen Tatbeſtande des 
widerrechtlichen Eindringens in einen Privatraum ge⸗ 
hören würde. Aber nicht nur dies, die Wirtſchaftsräume 
waren auch verpachtet, zum mindeſten nach außen mit 
Wirkung für und gegen Dritte. Die Pächter ſelbſt 
haben die Führer zum Betreten der Wirtſchaftsräume 
aufgefordert. Zum Strafantrag wegen Hausfriedens⸗ 
bruchs kann aber, wie ſich aus 8 61 StGB. ergibt, nur 
der Inhaber des Hausrechtes befugt ſein. Das iſt der 
Mieter und Pächter, der zur Verfügung über die ge⸗ 
mieteten Räumlichkeiten Berechtigte, nicht der An⸗ 
weſenseigentümer. Ein etwa entgegenſtehender Ver⸗ 
trag beſtand zwiſchen Sektion und Pächter für den 
vorliegenden Fall nicht. Die Führer batten alſo zum 
mindeſten nicht den Vorſatz, das Bewußtſein, gegen den 
Willen des Berechtigten zu handeln und einzudringen, 
wenn ſie die Wirtſchaft als Gäſte, geſtützt auf und 
geſchützt durch Art. 144 Pol StGB., mit Einwilligung 
des Wirtſchaftsführers betraten. Auch die Widerrecht⸗ 
lichkeit muß von dem Vorſatze des Täters umfaßt ſein, 
der Täter muß wiſſen, daß die von ihm begangene 
Handlung ſpeziell ihm verboten ſei. Was die Wirt⸗ 
ſchaftsräume anlangt, ſo läge alſo folgerichtig kein 
geſetzmäßiger Strafantrag vor, nämlich kein Antrag 
des Pächters gegen die Führer; das Verfahren müßte 
gemäß $ 259 Abſ. 2 StPO. eingeſtellt werden. 

Allein die Führer find nicht nur in die Wirtſchafts-, 
ſondern auch in die Schlafräume eingetreten und haben 
darin genächtigt. Dieſes Eindringen war aber wider: 
rechtlich und die Führer hatten hier auch ſicherlich das 
Bewußtſein der Rechtswidrigkeit ihres Tuns. Sie 
wußten und kannten ja durch ihren Beruf die ganze 
Hütteneinrichtung genau. 

Abgeſehen von den Wirtſchaftsräumen bat die 


Sektion als Hauseigentümerin in allen übrigen Räumen 
der Unterkunftshäuſer das volle Hausrecht. Wenn auch 
die Unterkunftshäuſer auf den Bergen mangels jeglicher 
anderer Unterkunft ſog. „Notſtandshäuſer“ fein mögen, 
ſo bleiben ſie doch für die Regel als reine Klubhäuſer 
zunächſt für die Zwecke und Bedürfniſſe der Sektion 
und ihrer Mitglieder beſtimmt. Gerade ſolche vom 
allgemeinen Verkehre und deſſen polizeilicher Regelung 
abgelegene Häuſer bedürfen des Schutzes durch 8 123 
StöhB. Hier vor allem muß Ruhe und Ordnung 
herrſchen, eine ſtrenge Hausordnung muß Platz greifen. 

Touriſten beiderlei Geſchlechts nächtigen auf den Hütten 
und die einzelne Dame, welche die Hütten als Aſyl 
aufſucht, muß hier in jeder Beziehung geborgen ſein. 
Man kann es daher der Sektion nicht verwehren, über 
ihr Eigentum privatrechtlich auch inſoferne frei zu 
verfügen, als ſie den Beſuch der Hütten nicht jeder⸗ 
mann ohne Unterſchied geſtattet. Daran ändert der 
Umſtand nichts, daß der D. Oe. A.⸗V. das von der 
Natur begabte Alpengebiet der Allgemeinheit erſchließen 
will, und daß ihm Staat und Gemeinden im Intereſſe 
der Allgemeinheit erlauben, ſeine Unterkunftshäuſer 
auf ſtaatlichen und gemeindlichen Gründen zu erbauen. 
Der Beſuch der Hütten könnte ja ſonſt ſchließlich ſo 
ſtark werden, daß mangels jeglicher Einſchränkung die 
Sektionsmitglieder in ihrem eigenen Heim keine Unter⸗ 
kunft mehr finden könnten. Auch das rechtfertigt die 
Einſchränkung des Beſuches der Hütten. Die Mit⸗ 
gliedſchaft bei einer anderen Sektion des D. Oe. A.⸗V. 
und damit die Mitgliedſchaft beim D. Oe. A.⸗V. ver⸗ 
leiht zwar ſatzungsgemäß das Recht, in den Unter⸗ 
kunftshäuſern aller Sektionen zu geringeren Hütten⸗ 
gebühren zu übernachten und Speiſen und Getränke 
billiger zu beziehen. Allein das kann an Eigentums⸗ 
rechten nichts ändern. Immer beſitzt die einzelne 
Sektion geſonderte Rechtsfähigkeit als juriſtiſche Perſon 
durch die Eintragung des Vereins in das zuſtändige 
Vereinsregiſter und kann ihre Eigentumsverhältniſſe 
in und an ihren Häuſern nach Belieben regeln. 


Die Billigkeit und der mit der Erſteigung eines 
hohen Berges für den Touriſten immer nahegerückte 
Notſtand fordern nur, daß die Sektion die für den Beſuch 
der einzelnen Hütte geltenden Vorſchriften auch öffent⸗ 
lich bekannt und der Allgemeinheit zugänglich macht. 

Mit der Niederlegung ihres Amtes haben aber 
die Führer zum mindeſten auf die öffentliche Aus⸗ 
übung ihres Führergewerbes verzichtet. Sie waren vom 
Tag des Verzichtes an keine ermächtigten Bergführer 
mehr. Dieſer Verzicht konnte einſeitig erklärt werden, 
er mußte insbeſondere nicht gegenüber dem Bezirks⸗ 
amte erklärt werden, die Willenserklärung der Führer 
war nicht empfangsbedürftig. Das Intereſſe und das 
Anſehen der Sektion, wie auch die Aufſicht über den 
Führerberuf und deſſen Träger verlangten aber, daß 
keine nicht ermächtigten Führer in dem der Sektion 
anvertrauten Z... Gebiet führen. Inſoferne alſo iſt 
das Hüttenverbot an die Führer auch nicht zu ſtreng. Das 
Verbot wurde den Führern deutlich bekannt gemacht, 
wenn auch vielleicht nicht gerade in glücklicher Form. 
Der den Führern entgegenſtehende Wille der Sektion 
war deutlich erklärt. Die Führer ſind alſo gegen den 
Willen der Sektion in Räume des Hauſes, die ihnen 
verboten waren, die Schlafräume, eingedrungen und 
haben hier genächtigt. Daß dieſes Betreten von den 
hier bedienenden Mädchen ſtillſchweigend geduldet 
wurde, beſeitigt das Merkmal des Eindringens nicht, 
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es bedarf begrifflich beim „Eindringen“ nicht der Be⸗ 
ſeitigung eines äußeren Hinderniſſes. Das ganze Vor⸗ 
gehen der Führer war nicht folgerichtig; ſie verzichteten 
in und gegenüber der Oeffentlichkeit auf ihren Führer⸗ 
beruf, führten aber doch ihren Dienſt nach wie vor 
weiter; fie nahmen auch als ihr gutes Recht in Anſpruch, 
was früher rechtens war, und nächtigten in den Hütten 
der Sektion, ohne die Hütten⸗ und Uebernachtungs⸗ 
gebühren zu bezahlen. Der Zweck des Eindringens 
der Führer war freilich an ſich nicht widerrechtlich, 
abgeſehen von der Frage, ob die Führer nicht nach der 
GewO. ſtrafbar waren, da fie zur Ausübung ihres 
Führerberufes nicht mehr öffentlich beſtellt waren 
(83 37, 147 Ziff. 1 GewO. mit Art. 152 Pol StG). Die 
Führer leitete ja auch die Abſicht, ihren Herren, den 
von ihnen geführten Touriſten, mit dem Beſuche der 
Hütten und dem Uebernachten darin zu dienen. Allein 
auch die Verfolgung eines an ſich berechtigten Zweckes 
ſchließt die Widerrechtlichkeit in vorliegendem Falle 
nicht aus; den Eindringenden ſtand eben kein ſtärkeres 
privates oder öffentliches Recht zur Seite, das das 
Hausrecht der Sektion ausgeſchloſſen hätte. Das Ein⸗ 
dringen war alſo widerrechtlich. Die Führer ſind in 
baulich abgeſchloſſene Geſchäftsräume der Sektion wider⸗ 
rechtlich eingedrungen. Auf 8 54 StGB. können fie 
ſich nicht berufen. Selbſt wenn man einen gewiſſen 
Notſtand annimmt, inſoferne als die Führer keine 
andere Unterkunft hatten, wäre dieſer Notſtand doch 
nicht unverſchuldet, und auch auf andere Weiſe ab⸗ 
zuwenden geweſen. Die Führer waren ja durch das 
Verbot genügend gewarnt, ſie mußten nicht entgegen 
dem Verbote die Berge erſteigen, ſie haben alſo ihre 
mißliche Lage ſelbſt verſchuldet. Außerdem hätten ſie 
ja auch in den Wirtſchaftsräumen auf den Bänken die 
Nacht zubringen können. Die übrigen Räume des 
Hauſes waren ihnen auf keinen Fall zugänglich, eben⸗ 
ſowenig wie etwa der Schlafraum des Pächters oder 
andere dem allgemeinen Beſuche nicht geöffnete Gelaſſe, 
wie z. B. das an des wiſſenſchaftlichen Beobachters 
auf der 3... ſpitz 

Das Verschulden der Führer iſt ausreichend feſt⸗ 
geſtellt. Der Vorſatz beſteht in dem Kennen und 
Wollen des geſamten Tatbeſtandes, namentlich iſt das 
Bewußtſein der Widerrechtlichkeit des Eindringens er⸗ 
forderlich. Eine Abſicht, den Hausfrieden zu ſtören, 
iſt zum Vorſatz nicht notwendig, der Beweggrund des 
Täters iſt für den Tatbeſtand unerheblich. Die ſub⸗ 
jektiven Tatbeſtandsmerkmale ſind aber den Führern 
zuzurechnen. Der öffentliche Anſchlag an den Hütten 
allein und die damit verbundene Drohung einer Straf⸗ 
verfolgung wegen Hausfriedensbruchs mußte ihnen ihr 
widerrechtliches Vorgehen zum Bewußtſein bringen. 
Die Führer waren zwar einfache Leute, ſie mußten 
ſich aber doch ſagen, daß die Sektion nicht mit ſich 
ſpaßen laſſe, daß ſie alſo wirklich wegen Hausfriedens⸗ 
bruchs zur Anzeige gebracht würden. Rechtswidrig war 
auch die Benützung der Schlafräume ohne Bezahlung 
der Gebühren. Die Führer hatten es offenſichtlich auf 
einen Kampf mit der Sektion abgeſehen, pochend und 
vertrauend auf Hilfe und Unterſtützung von anderer 
Seite, die ſodann ausblieb. 


II. Staatsanwalt v. Valta in Paſſau. 
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Hinderung des Vollzugs ungeſetzlicher Strafen durch Urteilsrechtskraft den Rechtsbehelf des 8 490 StPO. 


richterliche Eutſcheidung. Den Vollzug einer un⸗ 
geſetzlichen Strafe darf die Strafvoll⸗ 
ſtreckungs behörde nicht zulaſſen; 8 490 
St PO. gibt dem Gerichte die Möglichkeit, 
auch nach der Rechtskraft ſeiner Entſcheidung 
durch eine neue Entſcheidung die Voll⸗ 
ftredung einer ungeſetzlichen Strafe für 
unzuläſſig zu erklären. 

Dieſer Grundſatz iſt in zwei neuen bayeriſchen 
Entſcheidungen ausgeſprochen worden: 

1. Der Spenglergehilfe K. hatte die Jagd aus⸗ 
geübt, ohne im Beſitz einer Jagdkarte zu ſein. Hier⸗ 
wegen war er auf Grund des Art. 23 Abſ. I Ziff. 1 
des Jagdgeſ. zu einer Geldſtrafe von 3 M und auf 
Grund des Art. 23 Abſ. II außerdem zur Zahlung der 
dem Preiſe der Jagdkarte gleichkommenden Summe 
von 30 M rechtskräftig verurteilt worden; gleichzeitig 
hatte das Gericht feſtgeſetzt, daß im Falle der Unein⸗ 
bringlichkeit an die Stelle der Geldſtrafe von 3 M eine 
Haftſtrafe von einem Tag und an die Stelle der 
Summe von 30 4 (Jagdkartenpreis) eine 
Haftſtrafe von 10 Tagen zu treten habe. Da 
der Verurteilte vermögenslos war, ſollte es zum Voll⸗ 
zuge der beiden Erſatzfreiheitsſtrafen kommen. 

Die Umwandlung der dem Preiſe der Jagdkarte 
gleichkommenden Summe von 30 M in eine Haftſtrafe 
war geſetzlich unzuläſſig. Denn die in Abſ. II des 
Art. 23 des Jagdgeſ. beſtimmte weitere Rechtsfolge 
jagdpolizeilicher Uebertretungen (die „außer der geſetz⸗ 
lichen Strafe“ zu zahlende „Summe“) iſt ihrem Weſen 
nach ſelbſt nicht Strafe, ſondern (wie etwa die Buße) 
Erſatzverbindlichkeit. (Vgl. Entſch. d. OLG. München 
Str. Bd. 5 S. 245, Bd. 11 S. 340, BERN. 1912 S. 52). 

Auf den Antrag des Amtsanwalts erklärte denn 
auch gemäß 8 490 StPO. das Gericht, daß die Voll- 
ſtreckung von 10 Tagen Haft aus jenen 30 M nicht 
ſtatthaft ſei. 

2. Der 17 jährige Dienſtknecht W. war wegen einer 
Uebertretung des Art. 39 PStGB. (verbotenen Waffen- 
tragens) zu einer Geldſtrafe von 10 M verurteilt 
worden, an deren Stelle im Falle der Uneinbringlich— 
keit eine Haftſtrafe von fünf Tagen treten ſollte. 
Die höchſte geſetzlich zuläſſige Strafe wegen dieſer 
Uebertretung iſt aber nur Haft bis zu acht Tagen und, 
wenn der Täter bei Begehung der Tat das 18. Lebens- 
jahr noch nicht vollendet hat, auf Grund des 8 57 
Abſ. J Ziff. 3 StGB. Haft bis zu vier Tagen. Ein Tag 
der ſeſtgeſetzten Erſatzhaftſtrafe war daher geſetzlich 
unzuläſſig. Die Geldſtrafe war uneinbringlich, ſo daß 
die fünf Tage Haft vollzogen werden ſollten. Es frug 
ſich nun, ob die ungeſetzliche Strafe nur im Gnaden— 
weg auf den geſetzlich zuläſſigen Höchſtbetrag von 
vier Tagen Haft zu mindern ſei. Der Amtsanwalt 
erhob auf Grund des 8 490 StPO. Einwendungen. 
Das Gericht ſprach aus, daß die Vollſtreckung aus 
jener Entſcheidung nur bezüglich eines Betrages von 
vier Tagen der Erſatzfreiheitsſtrafe ſtatthaft ſei: der 
Verurteilte habe ein Recht darauf, nur die höchſte 
geſetzlich zuläſſige Strafe gegen ſich vollſtrecken zu 
(alien: dieſem Rechte ſei auf dem Wege des 8 490 StPO. 
Geltung zu verſchaffen. — 

Die beiden Entſcheidungen ſind neue) erfreuliche 
Zeichen der Abkehr von jener engherzigen Praxis, die 
in ſolchen Fällen aus übertriebener Achtung vor der 


1) Vgl. dieſe Zeitſchrift: 1912 S. 78, 1913 S. 206, 283. 
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nicht anzuwenden wagte. Die Anwendung begegnet 
bei ſorgfältiger und ſcharfſinniger Betrachtung keinen 
ernſtlichen rechtlichen Bedenken mehr; Oetker (der 
„Rechtsgang“ Bd. I S. 12 ff.) und Riß („Recht und 
Wirtſchaft“ Bd. IJ S. 427 ff.) haben die Wege hierzu 
gewieſen. Nur die Anwendung des 8 490 StPO. dient 
den berechtigten Intereſſen des Verurteilten; der 
Weg der Begnadigung iſt für ihn kein gleichwertiger 
Schutz. Die Anwendung des 8 490 StPO. iſt auch 
dem Anſehen des Gerichts nur förderlich, da 
ſie ihm die Möglichkeit bietet, auf geſetzlichem Wege 
durch eine eigene Entſcheidung Mängel zu korrigieren; 
ſelbſt eigene Fehler einzuſehen und zu verbeſſern, 
galt ſtets weniger als Schwäche denn eigenſinniges 
Feſthalten an einem als fehlerhaft erkannten Urteile 
nur um eines Prinzips willen. Von der neuen 
Praxis eine Untergrabung der Autorität rechtskräftiger 
Richterſprüche zu befürchten beſteht umſoweniger An⸗ 
laß, als das Gericht in dem Verfahren nach 8 490 StPO. 
die frühere Entſcheidung ſtets mit beſonderer Sorgfalt 
nachprüfen und ohnehin immer geneigt ſein wird, ſie 
wenn irgend möglich aufrecht zu erhalten; übrigens 
kann ja auch das Gericht die rechtskräftige Entſchei⸗ 
dung nicht etwa gegen eine neue unanfechtbare 
Entſcheidung auswechſeln, ſondern an der Aufhebung 
ſeiner eigenen Entſcheidung auf die Beſchwerde des 
Staatsanwalts (8 494 Abſ. IV StPO.) im Inſtanzen⸗ 
zuge verhindert werden. 
Amtsrichter Dr. Moſer in München. 


Die Belehrung über das Zengnisverweigernngs recht 
im Zivil: und Strafprozeß. Nach 8 383 ZPO. und 
851 StPO.) find gewiſſe nahe Angehörige der Prozeß⸗ 
parteien und des Beſchuldigten zur Verweigerung des 
Zeugniſſes) berechtigt und vor der (jeder) Vernehmung 
über dieſes ihr Recht zu belehren. Eine inhaltlich 
gleiche Vorſchrift enthielt auch der letzte, dem Reichs⸗ 
tage vorgelegene Entw. einer StPO. 

Nach dem den Zivil- und Strafprozeß beherrſchen⸗ 
den Grundſatz freier richterlicher Beweiswürdigung 
können aus der Tatſache der Zeugnisverweigerung zu⸗ 
gunſten oder ungunſten einer Partei, insbeſondere zu⸗ 
ungunſten des einer ſtrafbaren Handlung Beſchuldigten, 
Schlüſſe gezogen werden. Die Mutter eines unehelichen 
Kindes, die als Zeugin in einem Zivilprozeß auf Feſt⸗ 
ſtellung der Vaterſchaft uſw. das Zeugnis über die 
Frage verweigert, ob fie in der einrechnungstähigen 
Zeit mit mehreren Männern Geſchlechtsverkehr gehabt, 
muß beiſpielsweiſe damit rechnen, daß das Gericht die 
exceptio plurium durch dieſe Zeugnisverweigerung 
als bewieſen annimmt. Die Angehörigen eines An⸗ 
geklagten, der durch ſie eine ihn entlaſtende Tatſache, 
wie ſein Alibi, nachweiſen will, können dieſen durch 
ihre Zeugnis verweigerung allein ganz erheblich be 
laſten; man wird regelmäßig die Schlußfolgerung 
ziehen, daß die Angehörigen den Angeklagten hätten 
belaſten müſſen, wenn ſie Zeugnis abgelegt hätten. 
und daß ſie ihr Zeugnis nicht verweigert hätten, wenn 
ſie ihn hätten entlaſten können. 


) Hiermit ſtimmt $ 187 MStG O. faſt wörtlich 
überein. 

) Gemäß $ 57 Abſ. 2 StPO. und 8 200 Abſ. 2 
M StG O. auch zur Verweigerung der Beeidigung des 
Zeugniſſes. 


— — 1 
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Es fragt ſich nun: Sind die Angehörigen bei der Die dritte Hypothek iſt durch die Rangänderung be⸗ 


geſetzlich vorgeſchriebenen Belehrung über ihr Zeugnis⸗ 
verweigerungsrecht auch darauf aufmerkſam zu machen, 


nachteiligt; denn ohne dieſe wäre ſie infolge der 
Löſchung der erſten Hypothek an zweite Stelle nach 


daß aus der Zeugnisverweigerung u. U. nachteilige | Vorgang von 75000 M gerückt.“ 


Schlüſſe für die betreffende Partei oder den Angeklagten 
gezogen werden könnten? 

Nach dem Wortlaute der einſchlägigen geſetzlichen 
Beſtimmungen beſteht zweifellos keine ſolche Pflicht für 
den vernehmenden Richter. Aber es iſt m. E. ein nobile 
officium iudicis, hier die Zeugen nicht im Unklaren 
zu laſſen, die oft die Tragweite ihrer Zeugnisverweige⸗ 
rung nicht oder erſt zu ſpät erkennen. Es liegt im 
Intereſſe der Aufklärung des Sachverhalts und der 
Ermittlung der Wahrheit, wenn die Zeugen jedenfalls 
nicht unter falſchen Vorausſetzungen von ihrem Zeugnis⸗ 
verweigerungsrechte Gebrauch machen. 

Man könnte einwenden, daß eine über den Geſetzes⸗ 
wortlaut hinausgehende Belehrung über die Möglich⸗ 
keit von Schlußfolgerungen aus einer Zeugnisverweige⸗ 
rung unzuläſſig ſei, weil dadurch auf die Entſchlie ung 
des Zeugen eingewirkt werden könnte. Eine ſolche Ein⸗ 
wirkung iſt freilich unſtatthaft; ) allein eine bloße Auf⸗ 
klärung oder Belehrung, auf die ſich der vernehmende 
Richter ſtets zu beſchränken hat, iſt keine unzuläſſige 
Einwirkung, wenn ſie dazu in angemeſſener Form er⸗ 
folgt. Der Richter wird ſelbſtverſtändlich nicht wie 
etwa in Fällen eines bedingten Endurteils nach 8 462 
ZPO. ſagen dürfen, aus einer Zeugnisverweigerung 
werde dieſer oder jener Schluß gezogen werden; er 
darf lediglich auf die Möglichkeit hinweiſen, daß 
aus der Zeugnisverweigerung etwas gefolgert werden 
könne, was der Zeuge u. U. nicht beabſichtigt oder 
ſich nicht vorgeſtellt habe. 

Dem Takte des vernehmenden Richters muß ver⸗ 
traut werden können, daß ſeine ſachliche Belehrung 
ſich von jeder unſtatthaften Einwirkung auf den Zeugen 
fernhält und auch den Schein einer ſolchen vermeidet. 
Iſt dies aber der Fall, dann iſt die Aufklärung eines 
Zeugen in der oben angedeuteten Richtung nicht nur 
bedenkenfrei, ſondern häufig ſogar geboten als eine 
wirkſame Maßnahme zur Verhütung falſcher Schluß⸗ 
folgerungen und fehlerhafter Entſcheidungen. 


Staatsanwalt und Privatdozent Dr. Doerr in München. 


Nangrücktritt und Löſchungsvormerkung. Unter 
vorſtehender Ueberſchriſt veröffentlicht Herr Rechts⸗ 
anwalt Dr. Ludwig Voigt in Nr. 21 des vorigen Jahr⸗ 
ganges eine intereſſante Abhandlung über den Widerſtreit 
der Intereſſen, der ſich ergeben kann, wenn eine gemäß 
8 880 BGB. zurücktretende Hypothek zugunſten einer 
dritten Hypothek mit einer Löſchungsvormerkung (8 1179 
BGB.) belaſtet iſt. Eines der vom Verfaſſer ange⸗ 
führten Beiſpiele behandelt folgenden Fall: 

„Ein Grundſtück iſt mit nachſtehenden Hypotheken 
belaſtet: 

I. 50 000 M, II. 75 000 M, III. 50 000 M, 

IV. 50 000 M. | 

Die erſte Hypothek iſt zugunſten der dritten mit einer 
Löſchungsvormerkung belaſtet und nachträglich zu— 
gunſten der vierten im Rang zurückgetreten; ſie fällt 
nun dem Eigentümer zu und wird gelöſcht; dann 
ergibt ſich die Reihenfolge: 

IV. 50 000 AH, II. 75 000 M, III. 50 000 M. 


) Löwe, Komm. z. StPO. § 51 N. 10 a. E. 


Nach Anſicht Voigts kann in ſolchem Fall der 
löſchungsberechtigte Hypothekgläubiger die ihm zu⸗ 
kommende Rangſtelle nur durch Löſchung der 
Rangänderung erhalten. 

Dieſe Anſicht bedarf einer Richtigſtellung. 

Die Löſchung des Nangtauſches verſchafft zwar 
der Hypothek III die ihr gebührende Rangſtelle, fie 


greift aber in ihrer Wirkung über dies Ziel hinaus, 


da ſie zugleich auch der Hypothek II einen beſſeren 
Rang zuweiſt, als dieſe beanſpruchen kann; denn die 
Hypothek II iſt — im Gegenſatz zur Hypothek III — 
nicht mit einer Löſchungsvormerkung ausgeſtattet, ſie 
muß ſich daher die Hypothekpoſt IV zu 50000 vor⸗ 
gehen laſſen. 

Hieraus ergeben ſich folgende Möglichkeiten: 

1. Bei einem Verſteigerungserlös bis ein⸗ 
ſchließ lich 75000 M kommt die Hypothek III nicht 
zum Zuge, die Hypothek II aber erſt nach vorgängiger 
Befriedigung der Hypothek IV. 

2. Ueberſteigt der Erlös die Summe von 75000 M, 
ſo iſt der überſchießende Betrag der Hypothek III zu⸗ 
zuweiſen, da ſich dieſe nur 75000 M vorgehen laſſen 
muß; um denſelben Betrag mindert ſich zugleich die 
jeweilige auf die Hypothek IV entfallende Erlösquote. 
Bei einem Erlöſe von 100 000 M treffen daher auf die 
Hypothek III 25000 M (nämlich 100 000 1 - 75 000 M), 
auf die Hypothek II 50 000 M (nämlich 100 000 M 
— 50000 M); der Reſt fällt an die Hypothek IV 
(25 000 M). 

Der Rangrücktritt wird alſo in dem vorliegenden 
Falle nicht ſchlechthin außer Wirkſamkeit geſetzt, es 
kann ſomit auch nicht deſſen Löſchung durchgeſetzt 
werden; die Rangänderung bleibt vielmehr an ſich 
völlig zu Recht beſtehen, wird aber je nach der Höhe 
des Verſteigerungserlöſes inſoweit hinfällig, als ſie 
das Recht der Hypothek III auf Löſchung der Hypo⸗ 
thek I und auf Rangvorrückung illuſoriſch machen 
würde. Es ergibt ſich ſomit eine ganz ähnliche Art 
der Erlösverteilung, wie fie gemäß 8 8811“ BGB. 
für den Fall vorzunehmen iſt, daß eine Hypothek (II) 
zugunſten einer Nachhypothek (IV) mit einem Rang⸗ 
vorbehalt belaſtet iſt und daß zwiſchen dieſe beiden 
Hypotheken eine weitere Hypothekpoſt (III) ohne ent⸗ 
ſprechenden Vorbehalt eingeſchoben wird. Dr. M. St. 


Aus der Kechtſprechung. 
Reichsgericht. 
A. Zivil ſachen. 
I. 


Berftöht ein fog. Schutzabkommen zwiſchen Geſchäfts⸗ 
leuten, die ſich bei der öffentlichen Verdingung von 
Arbeiten um den Zuſchlag bewerben, gegen die guten 
Sitten? Kann der eiue Teilnehmer an einem ſolchen Ab⸗ 
kommen Erſatz des entgangenen Gewinnes beanſpruchen, 
wenn der andere ſtatt des vereinbarten höheren Gebotes 
ein niedrigeres Gebot gelegt und dadurch jenen um den 
Zuſchlag gebracht hat? Auf Grund eines von der 
Klägerin für die Gemeinde T. gefertigten Bauentwurfs 
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und Koſtenanſchlags zu einer Waſſerleitung lud im 
Juli 1911 das ſtaatliche Waſſerverſorgungsbüro in 
München die beiden Parteien und 16 andere Waſſer⸗ 
leitungsgeſchäfte zur Einreichung von Preisgeboten 
ein. Die Parteien traten wegen „Schutzerteilung“ ins 
Benehmen. Die Gewerbetreibenden verſtehen darunter, 
daß bei öffentlichen Verdingungen der ſchützende eine 
höhere Preisforderung ſtellt als der zu ſchützende, da⸗ 
mit unter regelmäßigen Verhältniſſen dieſer den Zu⸗ 
ſchlag vor dem ſchützenden erhalte. Nachdem die Klägerin 
abgelehnt hatte, dem Beklagten die von ihm verlangte 
hohe Geldvergütung für den Schutz zu zahlen, einigten 
ſie ſich dahin, daß der Beklagte der Klägerin den Schutz 
unentgeltlich zuſicherte, wogegen dieſe verſprach, in 
einem anderen Fall den Beklagten zu ſchützen. Hierauf 
teilte die Klägerin dem Beklagten mit, daß ſie ſich mit 
einem Gebot von 138 010 M um den Bau der Anlage 
bewerben werde. Der Beklagte reichte jedoch kein 
öheres Gebot ein, ſondern ein ſolches von 119 542 M 
0 Pf., zu welchem ihm auch die Ausführung der 
Arbeit übertragen wurde. Die Klägerin behauptet, 
der Beklagte habe ihr argliſtig die Angabe ihres 
Gebots herausgelockt, unter Mißbrauch der vertraulichen 
Mitteilung das niedrigere Gebot eingereicht und ſie 
dadurch um den Reingewinn an der Arbeit im Betrag 
von 15000 M gebracht, da ſie als Bearbeiterin des 
Entwurfs vor den andern Wenigerfordernden den Zu⸗ 
ſchlag erhalten hätte. LG. und OLG. wieſen ab, das 
RG. hob auf. 


Aus den Gründen: Das OLE. ſtellt ſich ent⸗ 
gegen der Auffaſſung des LG. zutreffend auf den 
Standpunkt, daß die Klage nicht auf das „Schutzab⸗ 
kommen“ geſtützt fei, ſondern darauf, daß der Beklagte 
durch die in dem Tatbeſtand bezeichnete, wider die 
guten Sitten verſtoßende Handlungsweiſe der Klägerin 
vorſätzlich Schaden zugefügt habe. Das Schutzabkommen 
war wegen der Unbeſtimmtheit von Leiſtung und 
Gegenleiſtung überhaupt kein Vertrag, aus dem auf 
Erfüllung oder Schadenerſatz hätte geklagt werden 
können. Das OLG. hat die angebliche ſittenwidrige 
Handlungsweiſe des Beklagten und die Verurſachung 
des eingeklagten Schadens durch ſie nicht feſtgeſtellt, 
ſondern unterſtellt. Es verſagt jedoch der Klägerin 
einen Erſatzanſpruch, weil ſie ihren Schaden ſelbſt zu 
tragen habe. Sie habe ihr Preisangebot nur zum 
Abſchluß eines anſtößigen Handels mitgeteilt und 
wäre nicht geſchädigt worden, wenn ſie ihn unterlaſſen 
hätte. Die Sach⸗ und Rechtslage entſpreche dem & 254 
BGB. wie dem aus SS 138, 826 BGB. zu ſchöpfenden, 
ſchon im bayer. Landrecht vielfach wiederkehrenden 
Rechtsgrundſatz, daß niemand bei Gericht gehört werden 
ſoll, der einen Anſpruch nur damit begründen kann, 
daß er propriam turpitudinem, feine eigene Unehrlich— 
keit, bekennt. Bei ſolcher Sachlage würde die Verur⸗— 
teilung ſelbſt den § 826 verletzen. Entſcheidend ſei 
alſo, ob die von der Klägerin urſprünglich begonnenen, 
wenn auch vom Beklagten wieder aufgenommenen 
Verhandlungen zwiſchen den Parteien wegen der Schutz— 
gewährung und die getroffene Abmachung den guten 
Sitten widerſprächen. Dies ſei der Fall, weil mit der 
Abmachung beabſichtigt worden ſei, die ausſchreibende 
Gemeinde zu täuſchen, die im freien Wettbewerb das 
für ſie günſtigſte Gebot ausmitteln wollte, das Bild 
der Angebote zu fälſchen, die von den „ſchützenden“ 
Unternehmern nur zum Schein eingereicht werden 
ſollten, dadurch den Zweck der öffentlichen Verdingung 
zu vereiteln und einem beſtimmten, dem „geichüßten“ 
Bewerber den Zuſchlag zuzuſpielen. Unerheblich ſei, 
ob die Klägerin ein angemeſſenes Gebot eingereicht 
und der Beklagte einen Schleuderpreis gefordert habe. 
Das Ziel der Klägerin, die Gemeinde über die Ernſt— 
lichkeit des von ihr veranſtalteten Wettbewerbs irre— 
zuführen, ſtemple ihr Verhalten zu einem ſittenwidrigen, 
auch wenn ſie nicht auf Erlangung eines unberechtigten 
Vorteils oder auf Schädigung der Gemeinde ausge— 
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gangen ſei. Dieſen Ausführungen kann nicht beige⸗ 
treten werden. Weder aus 8254 oder 8 138 noch aus 
§ 817 S. 2 BGB. läßt ſich ein allgemeiner Rechtsſatz 
wie der vom OLG. vorangeſtellte herleiten. Die Klägerin 
gründet ihren Anſpruch, wie erwähnt, nicht auf die 
Schutzabrede, ſondern auf eine unerlaubte Handlung 
des Beklagten, auf ſeine argliſtige Erſchleichung ihres 
Vertrauens und deſſen Mißbrauch. Der wegen einer 
unerlaubten Handlung Belangte wird aber nicht ſchon 
deshalb haftfrei, weil dem Verletzten ebenfalls eine 
ſittenwidrige Handlungsweiſe zur Laſt fällt. Eine da⸗ 
von verſchiedene Frage iſt die, ob der Verletzte einen 
erſatzfähigen Vermögensſchaden erlitten hat, wenn feine 
eigene Handlung, zu deren Förderung der Täter fi 
betrüglich erboten hat, wegen ihrer Sittenwidrigkeit 
keine Rechtswirkung zu erzeugen vermag, und ſein An⸗ 
ſpruch auf Erſatz der für die Handlung gemachten Auf⸗ 
wendungen oder des aus ihr erwarteten Gewinns 
keinen Privatrechtsſchutz genießt. Wiederum anders 
verhält ſich der Fall des 8 817 S. 2, wonach der etwa 
betrüglich erlangte Auslagenvorſchuß oder Lohn für 
Begehung einer ſittenwidrigen Tat dem Betrogenen 
nicht zurückgewährt zu werden braucht (vgl. hierzu 
RZ. 70 S. 5 und Nr. 44 S. 232 ff.). Es iſt aber 
auch nicht dargetan, daß die Klägerin durch das Schutz⸗ 
abkommen gegen die guten Sitten verſtoßen hat. Dies 
bedarf wegen der Frage, ob ihr ein erſatzfähiger 
Schaden entſtanden und ob 8 254 BGB. anwendbar 
iſt, der Darlegung. Das Abkommen mag der Geſin⸗ 
nung eines Mannes von vornehmer Denkart wider⸗ 
ſtreben; aber bei der Prüfung der Frage, ob es dem 
Anſtandsgefühl eines gerecht und billig denkenden 
Menſchen zuwiderläuft, wie es als gute Sitte namentlich 
unter den Berufs- und Klaſſengenoſſen der Parteien 
herrſcht, darf nicht aus den Augen verloren werden, 
wie die Verabredungen zum an „Schutz“ bei 
öffentlichen Verdingungen entſtanden find. Den be 
kannten Mißſtänden des Submiſſionsweſens, die ſich 
zum Verderb des Handwerkerſtandes und ſonſtiger 
Unternehmerkreiſe bis zur Gemeinſchädlichkeit geſteigert 
und vielfach auch dem Verdingenden nur ſcheinbaren 
Nutzen gebracht hatten, iſt damit nicht durchgreifend 
abgeholfen worden, daß nicht mehr das Mindeſtgebot, 
ſondern das annehmbarſte Gebot berückſichtigt und 
nur eine beſchränkte Zahl leiſtungsfähiger Gewerbe⸗ 
treibender zur Bewerbung aufgefordert zu werden 
pflegt. Es fanden ſich ſtets einzelne Unternehmer, die, 
gleichviel aus welchen Gründen, durch Schleuderpreiſe 
die ausgeſchriebenen Arbeiten oder Lieferungen an ſich 
zu reißen verſtanden und ſo den Mitbewerbern ſchweren 
Schaden zufügten, die Angebote zu Preiſen verſchmähten, 
bei denen ſie auf die Dauer nicht beſtehen konnten. 
Die durch ſolchen Wettbewerb bei den meiſten umfäng⸗ 
lichen und ausgiebigen Arbeiten in ihrer gewerblichen 
Exiſtenz bedrohten Unternehmer griffen ſchließlich zur 
Selbſthilſe, um ſich der Uebelſtände zu erwehren. Sie 
gründeten Vereinigungen, ſog. Submiſſionskartelle, 
um bei öffentlichen Verdingungen ſich gegenſeitig zu 
„ſchützen“ und dadurch angemeſſene Preiſe zu erzielen. 
Eine ſolche Vereinigung haben auch eine Anzahl 
bayeriſcher Waſſerleitungsunternehmer, zu denen die 
Klägerin gehörte, in der Form eines eingetragenen 
Vereins geſchloſſen. Nach den Satzungen und den 
Ausführungsbeſtimmungen hat ein Ausſchuß die Ans 
gebote zu prüfen und darüber zu wachen, daß jede 
Uebervorteilung des Verdingenden ausgeſchloſſen iſt; 
er beſtimmt, welchem Mitglied der Schutz erteilt werden 
ſoll; die übrigen Mitglieder, die ſich an der Bewerbung 
zu beteiligen beabſichtigen, haben vom Ausſchuß be— 
zeichnete Schutzangebote einzureichen. In Bayern werden, 
wie das OLG. feſtſtellt, öffentliche Waſſerverſorgungs— 
anlagen nur im Wege der Verdingung vergeben. Das 
ſtaatliche Waſſerverſorgungsbüro berät die Gemeinden 
bei der Errichtung ſolcher Anlagen, fertigt oder begut— 
achtet den Koſtenvoranſchlag, prüjt die Angebote und 


genehmigt den Zuſchlag. Die Vermutung liegt nahe, 
daß, wenn nicht die verdingenden Gemeinden, ſo doch 
das Waſſerverſorgungsbüro von dem Beſtehen jener 
Vereinigung, ihrem Zweck und den Mitteln weiß, wo⸗ 
mit ſie ihn zu erreichen ſucht, und auch die Vereins⸗ 
mitglieder kennt, ſei es durch die Veröffentlichungen 
aus dem Vereinsregiſter, ſei es auf andere Weiſe, ins⸗ 
beſondere durch Mitteilungen von Außenſeitern. Dann 
würden die Verdingenden oder das maßgebende Waſſer⸗ 
verſorgungsbüro durch die Schutzgewährung gar nicht 
getäuſcht werden, und es wäre auf eine Täuſchung 
nicht abgeſehen, ſofern die ſich bewerbenden Vereins⸗ 
mitglieder jene Kenntnis vorausſetzen dürfen. Mag 
dem ſein, wie ihm wolle, ſo ſind dieſe der wirtſchaft⸗ 
lichen Not und dem Selbſterhaltungstrieb entſprungenen 
Schutzvereinigungen ſolange nicht als ſittlich verwerflich 
anzuſehen, als die etwaige Täuſchung nicht als Mittel 
benützt wird, um zum Schaden des Verdingenden un⸗ 
angemeſſene Preiſe durchzuſetzen. Wird ein Werk nur 
im Weg der öffentlichen Verdingung vergeben, ſo bleibt, 
wie die Verhältniſſe ſich tatſächlich entwickelt haben, 
den Bewerbern, die die Zerrüttung ihres Gewerbes 
durch ein einſichts⸗ und ſchrankenloſes gegenſeitiges 
Unterbieten hintanhalten wollen, nicht viel anderes 
übrig als ſich vorher über die Preisgebote zu ver⸗ 
ſtändigen. Neben dem Streben des Verdingenden, zu 
möglichſt niedrigem Preis die Werklieferung zu erlangen, 
iſt eben auch das des Unternehmers nach einem aus⸗ 
kömmlichen Lohn für ſeine Leiſtung zu berückſichtigen. 
Auf dieſen Richtlinien bewegt ſich die Rechtſprechung 
des RG. (Rep. III 221/03, VII 51/07, 1357/07 = JW. 08 
S. 296; III 508/08, III 444/10 JW. 11 S. 642). 
Ueberall wird bei der Frage, ob ſolche Verabredungen 
von Unternehmern ſittenwidrig ſeien, Gewicht darauf 
gelegt, ob ſie auf Erzielung unberechtigter Vorteile 
gerichtet ſind, wobei dahinſtehen kann, ob im übrigen 
dem Urteil des I. 38S. in JW. 08 S. 296 durchweg 
beizupflichten iſt. Auch die Wirkſamkeit oder Unwirk⸗ 
ſamkeit des pactum de non licitando wird unter dem 
ähnlichen Geſichtspunkt beurteilt, ob es bezweckt, den 
zu verſteigernden Gegenſtand unter dem Wert zum 
Schaden anderer Berechtigter, namentlich von Hypo⸗ 
thekengläubigern, einem Bieter zuzuſpielen (vgl. RG. 18 
S. 22, 58 S. 393, JW. 07 S. 201). Die Klägerin 
hat ſich nun von dem Beklagten, der kein Mitglied 
der erwähnten Schutzvereinigung war, nichts anderes 
verſprechen laſſen als das, wozu die Mitglieder ſatzungs⸗ 
mäßig verpflichtet waren, falls der Klägerin der Schutz 
erteilt war. Das Abkommen mit dem Beklagten 
verſtieß daher nur dann gegen die guten Sitten, wenn 
ſich die Klägerin damit zum Schaden der Gemeinde T. 
einen unangemeſſenen Geſchäftsgewinn ſichern wollte. 
Dabei kommt, ſofern der Beklagte ein Schleudergebot 
eingereicht hat, nicht in Betracht, daß die Gemeinde 
tatſächlich zu weit geringerem Preis eine Waſſerleitung 
erhalten hat, die vielleicht von gleicher Güte war wie 
die, zu deren Herſtellung die Klägerin ſich erboten 
hatte. Denn auf die Schädigung der Gemeinde wäre 
die Klägerin nur ausgegangen, wenn ſie unter der 
Deckung des „Schutzes“ ihrer Mitbewerber einen über— 
ſetzten Preis gefordert hätte. Beweispflichtig iſt nicht, 
wie das OLG. meint, die Klägerin, ſondern der Be— 
klagte, der, um den Folgen ſeines eigenen Verhaltens 
zu entgehen, behauptet und daher zu beweiſen hat, daß 
die Klägerin ſittenwidrig verfahren ſei. (Urt. des VI. ZS. 
N April 1913, VI 46/1913). E. 


II. 


Begründung der Reviſion, wenn ein Anfpruch nur 
vorſorglich geltend gemacht wird. Aus den Gründen: 
Daß die Reviſion, wenn ſie ſich auf mehrere ſelbſtändige 
Anſprüche erſtreckt, auch hinſichtlich jedes dieſer An— 
ſprüche eine den Anforderungen des § 554 ZPO. ent⸗ 
ſprechende Begründung erhalten muß, hat das Reichs⸗ 
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gericht ſtändig anerkannt (vgl. RG Z. 62, 17; 66, 179, 
206, 325). Hieran iſt auch für den Fall feſtzuhalten, 
daß die Anſprüche nicht nebeneinander, ſondern in der 
Weiſe geltend gemacht ſind, daß auf den an zweiter 
Stelle ſtehenden nur einzugehen iſt, wenn und inſoweit 
der an erſter Stelle ſtehende nicht für begründet er⸗ 


achtet wird. (Urt. d. V. 3S. vom 5. April 1913, 
V 515/12). . 
3032 


III 


Was iſt unter der Möglichkeit, „anf andere Weile 
Erſatz zu verlangen“, i. S. des 8 839 Abſ. 1 Satz 2 BGB. 
zu verſtehen? In dem von der Klägerin gegen den 
Kreis F. angeſtrengten Rechtsſtreite hat das OLG. 
das AG. P. um die Vernehmung des Zeugen Kr. er⸗ 
ſucht; dieſes hat Termin hierzu auf 12. Juli 1911 
anberaumt. Obwohl nun die Zeugenladung bereits 
am 3. Juli mit dem Vermerk: „Adreſſat verzogen nach 
K., Adreſſe unbekannt“ an die Gerichtsſchreiberei zurück⸗ 
gekommen war, hat der dort beſchäftigte Aktuar H. 
dieſe Mitteilung ohne weiteres zu den Akten genommen. 
Im Termine, in dem der Zeuge nicht erſchien, iſt der 
von der Klägerin mit der Wahrung ihrer Rechte 
beauftragte Zimmermeiſter N. von K. aufgetreten. Die 
Klägerin hat ihm als Erſatz für ſeine nur zur Wahrung 
des Termins ausgeführte Reiſe 108 M ausgezahlt. 
Gemäß 8 839 BGB. verlangt fie dieſen Betrag vom 
Fiskus. Der Klage iſt entſprochen worden. Die Reviſion 
blieb erfolglos. 

Aus den Gründen: Kein rechtliches Bedenken 
beſteht gegen die Annahme des OL G., daß der Aktuar 
H. als unmittelbarer Staatsbeamter durch das feſt⸗ 
geſtellte Verhalten in Ausübung der ihm anvertrauten 
öffentlichen Gewalt fahrläſſig die ihm der Klägerin 
gegenüber obliegende Amtspflicht verletzt und ſo dieſer 
Schaden verurſacht habe. Die Reviſion erhebt nur 
gemäß 8 839 Abſ. 1 Satz 2 BGB. die Rüge, daß die 
Klägerin ihren Anſpruch deshalb zur Zeit noch nicht 
erheben könne, weil ſie möglicherweiſe, nämlich im 
Falle des Siegs in dem Prozeſſe gegen den Kreis F., 
von dieſem Erſatz für ihre Auslagen erlangen könne. 
Dieſe Rüge geht fehl. Es mag dahinſtehen, ob die 
Klägerin im Falle ihres Siegs in dem genannten 
Streit von ihrem Gegner die Erſtattung der an ihren 
Vertreter gezahlten Reiſekoſten gemäß 8 91 ZPO. ver⸗ 
langen könnte. Denn es braucht der gemäß 8 839 
BGB. zum Schadenserſatz Berechtigte ſich nicht auf die 
Möglichkeit eines Erſatzes verweiſen zu laſſen, die erſt 
in der Zukunft zu ſeiner Befriedigung führen würde; 
er hat vielmehr nach $ 249 BGB. Anſpruch auf als⸗ 
baldige Erſtattung deſſen, was er durch das Ver— 
ſchulden des anderen eingebüßt hat. Verfehlt iſt ins⸗ 
beſondere der Hinweis auf 8 839 Abſ. 3 BGB., wo» 
nach die Erſatzpflicht nicht eintreten ſoll, wenn der 
Verletzte es vorſätzlich oder fahrläſſig unterlaſſen hat, 
den Schaden durch Gebrauch eines Rechtsmittels ab— 
zuwenden. (Urt. d. III. 3S. vom 8. April 1913, 
III 475/12). —— -n. 

3030 
IV. 


Iſt 5138 BGB. anwendbar, wenn fih ein Mann 
eine Eutſchädigung dafür hat verſprechen laſſen, daß er 
dem Liebesverhältnis mit einer verheirateten Frau feine 
Zeit geopfert und dadurch Gelegenheiten verpaßt hat ſich 
gut zu verheiraten? Genügt für ein ſolches Schuld⸗ 
verſprechen die ſchriftliche Form? (88 780, 781, 516 
BR. 2) Aus den Gründen: Nicht zu billigen 
find die Ausführungen, mit denen das OLG. den Eins 
wand der Beklagten verworfen hat, daß das dem 
Schuldſchein zugrunde liegende Schuldverhältnis und 
damit auch deſſen Anerkenntnis in dem Schuldſchein 
nach 8 138 BGB. wegen Verſtoßes gegen die guten 
Sitten nichtig ſei. Das OLG. ſtellt, der Behauptung 


des Klägers entſprechend, feſt, daß die Zahlung der 
5000 M eine Entſchädigung des Klägers dafür darſtellen 
ſollte, „daß er ſo lange habe warten müſſen“ und durch 
das längere Zeit hindurch fortgeſponnene Liebes ver⸗ 
hältnis mit der Beklagten andere Gelegenheiten, ſich 
zu verheiraten, verſäumt habe. Als die Beklagte den 
Schuldſchein ausſtellte, war ihre Ehe gelöſt. Das 
Liebesverhältnis zwiſchen den Parteien beſtand aber 
ſchon längere Jahre vorher, nach der Angabe der Be⸗ 
klagten ſeit 1903. Damals war die Beklagte verheiratet. 
Die Unterhaltung eines Liebesverhältniſſes mit einer 
verheirateten Frau iſt von vornherein unſittlich, und 
wenn ſich ein Mann von dieſer Frau dafür eine Ent⸗ 
ſchädigung verſprechen läßt, daß er dieſem unſittlichen 
Liebes verhältnis feine Zeit geopfert und dadurch die 
Gelegenheit zu einer Heirat verpaßt hat, ſo muß auch 
dieſes Verſprechen und ſeine Annahme als gegen die 
guten Sitten und gegen das allgemeine Anſtandsgefühl 
verſtoßend erachtet werden. Es iſt möglich, daß im 
Einzelfalle eine andere und mildere Auffaſſung des 
Verhältniſſes und damit auch des um ſeinetwillen ab⸗ 
gegebenen Geldverſprechens gerechtfertigt iſt; es wird 
aber gegenüber der Sachlage Sache des Klägers ſein 
darzulegen, weshalb hier von einem unſittlichen Ver⸗ 
hältnis nicht die Rede ſein kann, und daß er ohne 
Verletzung der ſittlichen Anſchauungen der Allgemein⸗ 
EN berechtigt geweſen fei, ein Geldverſprechen von der 

eklagten zu fordern und anzunehmen. Gegen die 
Gültigkeit der in dem Schuldſcheine niedergelegten 
Verpflichtung erhebt ſich noch ein weiteres rechtliches 
Bedenken. Wenn der Kläger ſeinem Liebesverhältnis 
mit der Beklagten ſeine Zeit zum Opfer gebracht und 
darüber Gelegenheiten, ſich gut zu verheiraten, ver⸗ 
ſäumt hat, ſo hat er damit nicht der Beklagten eine 
Leiſtung zugewendet, nicht ihr ein Opfer gebracht, 
ſondern ſeiner eigenen Leidenſchaft, von der es ihm in 
jedem Augenblicke freiſtand, ſich loszureißen. Wenn er 
ſich dann für dieſe ſelbſtgewählte und ſelbſtgewollte 
Unterwerfung unter ſeine Leidenſchaft von dem Gegen— 
ſtande dieſer Leidenſchaft eine Entſchädigung verſprechen 
ließ, ſo kann dieſe Zuwendung gegenſtändlich nur als 
unentgeltliche Zuwendung aufgefaßt werden. Eine 
Leiſtung iſt unentgeltlich zugewendet, der keine Gegen— 
leiſtung im Rechtsſinne gegenüberſteht, die auch nicht 
— wie in den Fällen RZ. 72, 188 und 74, 139 — 
als nachträgliches Entgelt für zunächſt unentgeltlich 
geleiſtete Dienſte oder als ein Ausgleich für noch zu 
empfangende Gegenleiſtung angeſehen werden kann, und 
für die weder eine rechtliche, noch eine ſittliche, noch 
eine Anſtands verpflichtung beſteht. Es mag fein, daß 
beide Parteien nicht in Schenkungsabſicht gehandelt 
haben; einen Willen zu ſchenken erfordert aber das 
BGB. in 8 516 auch nicht. Es genügt zum Zuſtande— 
kommen einer Schenkung außer der gegenſtändlichen 
(objektiven) Unentgeltlichkeit der Zuwendung das Be— 
wußtſein beider Teile, daß der verſprochenen Leiſtung 
keinerlei Verpflichtung rechtlicher oder ſittlicher Art 
zugrunde liegt. Das wird aber hier nach der Sach— 
lage zunächſt angenommen werden müſſen. Es iſt nicht 
abzuſehen, wie der Kläger vernünftiger und rechtlich 
möglicher Weiſe zu der Auffaſſung hätte gelangen 
können, daß die Beklagte ihm irgendwie dafür zu einer 
Geldentſchädigung verpflichtet ſein könnte, daß er ſich 
der Leidenſchaft zur Klägerin unterworfen und dadurch 
ich freiwillig Heiratsgelegenheiten hat entgehen laſſen, 
und es iſt ebenſowenig abzuſehen, wie die Beklagte in 
rechtlich möglicher und vernünftiger Weiſe zu der Auf— 
faſſung hätte gelangen können, daß ſie dem Kläger aus 
jenem Grunde rechtlich oder ſittlich oder aus Anſtands— 
pflicht eine Leiſtung ſchulde oder mit ihrem Leiſtungsver— 
ſprechen eine Gegenleiſtung von ſeiner Seite ausgleiche. 
Es iſt mithin zunächſt anzunehmen, daß nicht nur objek— 
tiv eine unentgeltliche Zuwendung vorliegt, ſondern daß 
ſich auch beide Parteien der Unentgeltlichkeit bewußt 
und über ſie einig waren. Wird alſo als Rechtsgrund 
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des Schuldanerkenntniſſes nichts anderes darge tan 
als was das OLG. bisher feſtgeſtellt hat, ſo wird die 
darin anerkannte Schuld verpflichtung als unentgeltlich 
im Sinne des 8 516 BGB., mithin als Schenkung an⸗ 
zuſehen fein (RG. 70, 15; JW. 1903 Beil. Nr. Zi: 
Warneyer Rechtſpr. d. RG. 1908 Nr. 205; 1910 Nr. 382). 
Dieſer Schenkungscharakter geht aus dem feſtgeſtellten 
Sachverhältnis hervor, ſo daß es nicht darauf ankommt, 
daß eine Schenkung von der Beklagten ſelbſt nicht be⸗ 
hauptet worden iſt (RG. 72, 188). Die 88 780 und 781 
BGB. ſchreiben für das ſelbſtändige Schuldverſprechen 
und Schuldanerkenntnis die ſchriftliche Form vor, „To: 
weit nicht eine andere Form vorgeſchrieben iſt“ (8 7800), 
und ſoweit nicht „für die Begründung des Schuld⸗ 
verhältniſſes, deſſen Beſtehen anerkannt wird, eine 
andere Form vorgeſchrieben iſt“ (§ 781). Das iſt für 
den Schenkungsvertrag nach 8 518 BGB. der Fall; er 
ſchreibt die gerichtliche oder notarielle Form des 
Schenkungsverſprechens vor, die auch gewahrt werden 
muß, wenn das Schenkungsverſprechen in einem Schuld⸗ 
verſprechen oder Schuldanerkenntnis nach 88 780, 781 
BGB. enthalten iſt. Es wird alſo auch zu erwägen 
ſein, ob das Schuldanerkenntnis in dem Schuldſcheine 
vom 1. Oktober 1909 dieſen Bedenken gegenüber recht⸗ 
lichen Beſtand haben kann. (Urt. des VI. 35. vom 
3. Mai 1913, VI 51/1913). E. 
3046 


V 


Ablehnung eines Sachverſtändigen: Muß das Gericht 
ein Ablehnungsgeſuch durch beſonderen Beſchlnß bescheiden 
oder genügt die Zurüdweilung im Urteil? Welche! 
Rechtsmittel ſteht der Partei zu, wenn das OLG. das 
letztere Verfahren eingeſchlagen hat? Wann und wie 
iſt das Ablehnungsgeſuch anzubringen? Aus den 
Gründen: Der Reviſion iſt zuzugeben, daß gemäß 
§ 406 ZPO. ein gegen einen Sachverſtändigen ange⸗ 
brachtes Ablehnungsgeſuch durch einen beſonderen 
Beſchluß des Gerichts beſchieden werden muß. Der 
Beſchluß iſt zwar, wenn er in der Berufungsinſtanz 
ergeht, gemäß § 567 Abſ. 2 ZPO. unanfechtbar, auch 
wenn das Ablehnungsgeſuch darin für unbegründet 
erklärt wird. Gleichwohl iſt es eine Verletzung der 
Vorſchriften über das Verfahren, wenn das OL. 
über das Ablehnungsgefuch ohne beſonderen Beſcheid 
hinweggeht und nur in dem Endurteil es als unbe⸗ 
gründet zurückweiſt. Dieſe Verletzung einer Verfahrens⸗ 
vorſchrift kann den Gegenſtand eines Reviſionsangriffs 
bilden und zur Aufhebung des angefochtenen Urteils 
führen, wenn das Urteil darauf beruht. Das Urteil 
beruht auf dem Verſtoße, wenn darin das Gutachten 
des abgelehnten Sachverſtändigen berückſichtigt iſt (val. 
RG. 60, 110, IW. 1906 S. 572 Nr. 44). Ein folder 
Verſtoß liegt aber hier nicht vor; denn die Beklagten 
haben ein Ablehnungsgeſuch i. S. des 8 406 3D. 
nicht angebracht. Im Tatbeſtande des Berufungsurteils 
iſt vermerkt, daß ſie die Sachverſtändigen Dr. E. und 
Dr. J. für befangen erklärt haben. Dieſer Sachvortrag 
im Urteil iſt kein Ablehnungsgeſuch und erſetzt kein 
ſolches. Die Vernehmung der beiden Sachverſtändigen 
war durch Beweisbeſchluß vom 29. Dez. 1911 ange⸗ 
ordnet worden. Sie wurden in der Verhandlung vor 
dem beauftragten Richter am 18. Januar 1912 zum 
erſtenmal vernommen und erſtatteten dann nach Er— 
ledigung der übrigen Beweisaufnahme am 9. Auguſt 1912 
ihr gemeinſchaftliches ſchriftliches Zutachten. In dieſer 
ganzen Zeit haben die Beklagten kein gegen die Ler— 
nehmung gerichtetes Ablehnungsgeſuch dem Gericht 
unterbreitet. Lediglich in einem vorbereitenden Schrift 
ſatze vom 15. Auguſt 1911 haben ſie ſich gegen den 
Vorſchlag der genannten Sachverſtändigen durch die 
Gegenpartei gewendet; ſie empfahlen dafür die von 
ihnen ſelbſt genannten Sachverſtändigen und erklärten. 
ſie hätten auch nichts gegen die Vernehmung anderer 
Sachverſtändiger einzuwenden, ſofern nur nicht die 
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Beſorgnis der Befangenheit begründet ſei; das müſſe 
aber von den Sachverſtändigen der Kläger Dr. E. und 
Dr. J. gelten, die die Hausärzte der Kläger ſeien, wozu 
des näheren auf Ausführungen in einem Schriftſatze 
der erſten Inſtanz verwieſen wird. Es mag nun dahin⸗ 
geſtellt bleiben, ob ein Ablehnungsgeſuch gegen einen 
Sachverſtändigen in allen Fällen erſt angebracht werden 
kann, nachdem dieſer vom Gericht ernannt worden iſt, 
alſo nur in der Zwiſchenzeit vom Beweisbeſchluß 
bis zu der Abgabe des Gutachtens, wie die reichsgerichtl. 
Entſch. in Seuff A. Bd. 59, S. 81, Nr. 45 ausſpricht; 
vielleicht könnte man als zuläſſig und in wirkſamer 
Weiſe geltend gemacht auch ein Ablehnungsgeſuch an⸗ 
ſehen, das ſchon vorher angebracht worden iſt, etwa 
nachdem das Gericht den Parteien eröffnet hat, welchen 
Sachverſtändigen es in Ausſicht genommen hat (vgl. 
den Fall bei Warneyer, Rechtſpr. 1911 Nr. 57, wo es ſich 
um die wiederholte Vernehmung eines ſchon einmal 
abgehörten Sachverſtändigen handelt). Jedenfalls aber 
kann hier der Vortrag in dem Schriftſatze vom 
15. Auguſt 1911 nicht als ein bei dem Gericht ange⸗ 
brachtes Ablehnungsgeſuch aufgefaßt werden; es liegt 
nur eine im vorbereitenden Schriftenwechſel von einer 
Partei der anderen gegenüber abgegebene Erklärung 
über die vorzuſchlagenden Sachverſtändigen vor, der 
die Partei dem Gericht gegenüber ein Ablehnungsgeſuch 
nicht hat folgen laſſen; dieſes hätte im vorliegenden 
Falle in der Tat erſt angebracht werden können, nach⸗ 
dem das Gericht ſelbſt die Entſcheidung über die abzu⸗ 
hörenden Sachverſtändigen getroffen hatte, da vor der 
Verhandlung, auf die der Beweisbeſchluß erging, eine 
andere Verhandlung in der Berufungsinſtanz noch gar 
nicht ſtattgefunden hatte. (Urt. des VI. ZS. vom 
28. April 1913, VI 21/1913). E. 
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B. Strafſachen. 
I. 


Liegt eine Poſtportohinterziehung vor, und wie ift 
die Strafe zu berechnen, wenn jemand eine En der: 
ſchloſſener, nicht adreſſierter Briefe in einem Paket durch 
die Eiſenbahn an eine Perſon ſendet, die fie nach 
Beendigung des Bahntransportes ndreifieren und ver⸗ 
ſchicken ſoll? Aus den Gründen: Die gedruckten 
Anpreiſungen, die der Angeklagte zuſammen mit For⸗ 
mularen von Poſtanweiſungen in verſchloſſenen Brief- 
umſchlägen verpackt verſendete, waren poſtzwangs⸗ 
pflichtig; in der Verſendung durch die Eiſenbahn lag 
eine Hinterzidhung des der Poſt gebührenden Portos. 
Der Umſtand, daß auf den verſchloſſenen Umſchlägen 
nicht die Namen von beſtimmten Empfängern ange— 
geben waren, iſt für die Frage der Poſtzwangspflicht 
gleichgültig; auch wenn die Poſt infolgedeſſen nicht 
imſtande oder zufolge der Dienſtanweiſungen und Bes 
förderungsbeſtimmungen nicht gehalten war, die Ueber— 
mittlung der Briefe bei Aufgabe zur Poſt auszuführen, 
ja obwohl ſie vielmehr die Beförderung ſolcher Briefe 
hätte ablehnen müſſen, durften fie trotzdem nicht anders 
als durch die Poſt verſendet werden. Im Weſen des 
Poſtregals iſt es begründet, daß eine andere Beförde— 
rungsgelegenheit als die Poſt nicht gewählt werden 
darf; daraus ergibt ſich für den Abſender zwar die 
Notwendigkeit, ſeine Sendungen ſo herzuſtellen und 
einzurichten, wie es die Poſtordnung verlangt und wie 
es der Natur der Sache nach für die Ausführbarkeit 
der Sendung unerläßlich iſt; keineswegs aber kann der 
Poſtzwang dadurch umgangen werden, daß die Be— 
ſtellung einer an ſich poſtzwangspflichtigen Sendung 
durch ihre äußere Herrichtung für die Poſt tatſächlich 
unausführbar gemacht wird. Inſoweit iſt den Aus— 
führungen des LG.s beizutreten; dagegen iſt die Be— 
rechnung des hinterzogenen Portobetrags und damit 
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auch die Bemeſſung der Strafe durch Rechtsirrtum 
beeinflußt. Aus der Poſtzwangspflicht folgt nicht mehr, 
als daß „verſchloſſene Briefe“ überhaupt durch die Poſt 
verſendet werden müſſen; dagegen nicht auch, daß jeder 
einzelne Brief auch als ſolcher einzeln und gegen 
Zahlung des Einzelportos verſendet werden muß. Der 
Abſender kann alle Briefe, ſoweit für ſie die Beförde⸗ 
rung einheitlich beginnt und einheitlich endet, vereint 
abſenden und dabei jede, auch die billigſte Verſendungs⸗ 
art wählen, die in der Poſtordnung zugelaſſen iſt. 
Deshalb kann er — wenigſtens im Inland — eine 
Sammlung von Briefen als Paket verſenden, wie dies 
denn in der Tat auch vielfach im behördlichen und 
geſchäftlichen Verkehr geſchieht. Es iſt Tatfrage, ob 
das nach den Umſtänden auch möglich geweſen und 
geſchehen wäre in einem Falle, wo der Abſender einer 
poſtzwangspflichtigen Sendung tatſächlich die Beförde⸗ 
rung durch die Poſt geſetzwidrig umgangen hat; hat 
aber der Verſender einer einheitlichen, aus zahlreichen 
Briefen zuſammengeſetzten Sendung dieſe unter geſetz⸗ 
widriger Umgehung der Poſt befördert und dabei die 
Gewichtsgrenzen für Poſtpakete nicht eingehalten, 
ſo kann dies nicht zu der im Urteil ſich findenden 
Annahme führen, der ſtraffällige Verſender könne ſich 
nicht mehr darauf berufen, daß er im Falle der Be⸗ 
nutzung der Poſt die billigſte zuläſſige Verfendungsart 
gewählt hätte. Vielmehr kann nur der Portobetrag 
als hinterzogen gelten, den der Verſender hätte auf⸗ 
wenden müſſen, wenn er ſeine einheitliche und an einen 
Empfänger gerichtete Briefſendung in der Weiſe in 
mehrere Sammelſendungen zerlegt hätte, wie es am 
billigſten war; denn mehr als das geringſte zuläſſige 
Porto kann die Poſt auf Grund des Regals nicht be⸗ 
anſpruchen. Im Einzelfall kann zweifelhaft ſein, ob 
die in einer Sammelſendung vereinten Briefe in Wahr⸗ 
heit nur eine einzige portopflichtige Sendung oder deren 
mehrere, ob ſie namentlich ſoviel portopflichtige Sen⸗ 
dungen darſtellen, als einzelne Briefe vorhanden ſind; 
das hängt davon ab, ob der Abſender die Empfänger 
der einzelnen Briefe beſtimmt hat, ob er alſo ſeiner— 
ſeits Briefe an einzelne Empfänger gerichtet hat und 
an dieſe abſendet, oder ob er als Briefe hergerichtetes 
und vorbereitetes Material an einen andern als Paket 
überſendet und dieſem die Beſtimmung überläßt, an 
wen Briefe gerichtet, an wen ſie ausgeliefert und an 
wen ſie zu dieſem Zwecke von dem Empfänger des 
Pakets weiterverſendet werden ſollen. Wer eine große 
Anzahl verſchloſſener Briefe, die endgültig in die Hände 
von ebenſoviel Empfängern gelangen ſollen, in einem 
einzigen Paket an eine einzige Perſon abſendet, die 
bei Beendigung des Eiſenbahntransports ſelbſt die 
Briefe an die einzelnen Empfänger weiter verſchickt, 
der muß nicht notwendig in ſoviel Fällen das Porto 
hinterzogen haben, als einzelne Briefe in dem Paket 
ſich befinden, er kann vielmehr unter Umſtänden nur 
das Porto der Sammelſendung vorenthalten haben, 
genau ſo wie der, welcher verſchiedene an ein und 
denſelben Empfänger gerichtete und auch adreſſierte 
Briefe dieſem in einem Paket mit Umgehung der Poſt 
zuſendet. Selbſtverſtändlich ſind für jede Einzelſendung 
die Koſten der Beförderung mit der Poſt umgangen 
und hinterzogen, wenn die in einer Paketſendung mit 
der Eiſenbahn an einen beſtimmten Empfänger ver— 
ſandten Briefe von dieſem an andre, vom Abſender 
ſchon durch Adreſſe oder durch Namensangabe auf einer 
mitgeſandten Liſte oder in anderer Weiſe z. B. durch 
Bezeichnung nach Beruf, Gewerbe Wohnung beſtimmte 
oder ſonſt aus den Umſtänden oder dem erteilten Auf— 
trag erkennbare Perſonen nur verteilt werden ſollen; 
denn hier iſt der erſte Empfänger nur Mittelsperſon 
oder einfacher Zwiſchenträger, der die verbotwidrige 
Beförderung fortſetzt, die ſich einheitlich vom Abſender 
über den Verteiler hinweg bis zum Empfänger des 
einzelnen Briefs vollzieht und durch keine auf die ver— 
ſandten Briefe bezüglichen eignen Willensentſchließungen 


des erſten Empfängers unterbrochen wird. Anders, 
wenn die Sammelſendung poſtzwangspflichtiger Briefe 
an eine Perſon geht, die erſt in maßgebender Weiſe 
beſtimmen ſoll und kann, wer Empfänger der über— 
ſandten Briefe werden ſoll, an wen dieſe zu richten, 
an wen ſie demgemäß auszuliefern und weiterzugeben 
ſind. In einem ſolchen Fall überläßt der Abſender 
dem erſten Empfänger — ſei es mit Rückſicht auf deſſen 
eigne ſachliche Intereſſen, ſei es namentlich zufolge 
ſeiner Sachkunde, ſei es aus anderen Gründen — eine 
eigene, ſelbſtändige Ueberlegung und Tätigkeit fordernde 
Auswmahl der Perſonen, denen die mitgefandten Briefe 
ausgeliefert werden ſollen und unterwirft ſich von 
vornherein deſſen Entſchließung; hier iſt es ausge⸗ 
ſchloſſen, daß der Abſender ſeine poſtzwangspflichtigen 
Sendungen unmittelbar den künftigen, ihm nicht be⸗ 
kannten Empfängern zuſendet; er muß ſie vielmehr 
vereint zur Sammelſendung zunächſt der Mittelsperſon 
zugehen laſſen, damit dieſe darüber verfüge und zwar 
fo, daß fie von ſich aus eine neue ſelbſtändige Ber- 
ſchickungstätigkeit entwickelt und eine neue Beförderung 
veranlaßt, während die von dem urſprünglichen Ab⸗ 
ſender zu vertretende Beförderung durch die Aus— 
Lieferung feiner Sammelſendung an deren Adreſſaten 
ihr Ende erreicht hat (RGSt. 45, 6 ff.). (Urt. des 
I. StS. vom 23. Januar 1913, 1 D 990, 12). E. 
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II. 


Muß bei Einleitung des Berichtigungs verfahrens 
der erſte Spruch den Geſchworenen wieder in das Be: 
ratungszimmer mitgegeben werden? Aus den Grün⸗ 
den: Schließlich iſt es als ein Verſtoß gegen 88 309, 
312 StPO. bezeichnet worden, daß nach Einleitung 
des Berichtigungsverfahrens den Geſchworenen bei ihrer 
erneuten Beratung nicht der erſte Spruch in das Be— 
ratungszimmer mitgegeben worden ſei, um als Unter— 
lage für die erneute Entſcheidung zu dienen, ſondern 
daß ihnen ein neu ausgefülltes Formular mitgegeben 
und das alte mit dem zu berichtigenden Spruche zurück- 
behalten worden ſei. Das Gericht hatte einen ſach— 
lichen Mangel des Spruches in einer unklaren Angabe 
des Stimmverhältniſſes bei Bejahung der beiden Haupt— 
fragen Nr. 1 und Nr. 3 erblickt und deshalb die Be— 
richtigung angeordnet. Nachdem dies geſchehen war, 
wurde nochmals in die Beweisaufnahme eingetreten. 
Nach ihrem Abſchluß wurden die von dem Vorſitzenden 
entworfenen Fragen verleſen, die in wortgetreuer Ueber— 
einſtimmung mit den zuerſt vorgelegten Fragen auf 
einen neuen Fragebogen niedergeſchrieben waren. Ab— 
änderungen und Ergänzungen wurden nicht beantragt, 
auch Einwendungen gegen die Fragen nicht erhoben. 
Nachdem ſodann Staatsanwalt und Verteidiger zur 
Schuldfrage geſprochen, auch die Geſchworenen vom 
Vorſitzenden belehrt und beſoͤnders darauf hingewieſen 
worden waren, daß ſie an den erſten Spruch in keiner 
Weiſe gebunden ſeien, wurden die neu niedergeſchriebenen 
Fragen vom Vorſitzenden unterzeichnet und den Ge— 
ſchworenen übergeben; dieſe zogen ſich darauf in das 
Beratungszimmer zurück. In dieſem Verfahren kann 
kein Verſtoß gefunden werden. 

Die Anordnung der Berichtigung hatte zur Folge, 
daß der frühere Spruch für die Geſchworenen bei ihrer 
neuen Beratung als nicht mehr vorhanden zu gelten 
hatte. Darauf waren die Geſchworenen hingewieſen 
worden durch die Belehrung, daß ſie an keinen Teil 
ihres früheren Spruches gebunden ſeien. 
hiernach den alten Spruch überhaupt nicht als Unter— 
lage für die neue Entſcheidung benutzen, mußten viel— 
mehr in eine nochmalige Prüfung der ganzen Sache 
eintreten und ſämtliche Fragen von neuem beantworten. 
Dies folgt aus SS 310, 311 Sı BD. Es war nicht not— 
wendig, ihnen zu dieſem Zwecke den erſten Spruch in 
das Beratungszimmer mitzugeben. Auch die Vorſchrift 
des §S 312 StPO. machte dies nicht erforderlich. Die Be— 
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deutung dieſer Vorſchrift iſt, daß dem Reviſionsgericht ein⸗ 
tretendenfalls die Möglichkeit gegeben werden ſoll, zu 
prüfen, ob der urſprüngliche Spruch an einem Mangel ge⸗ 
litten hat, der zu einer Berichtigung nötigte. Deshalb be⸗ 
ſtimmt das Geſetz, daß der frühere Spruch erkennbar 
bleiben muß. Die Worte des Geſetzes, daß der be⸗ 
richtigte Spruch niederzuſchreiben fei, weiſen auf $ 307 
hin, laſſen jedoch offen, in welcher Form die Berichti⸗ 
gung vorzunehmen fei. (Vgl. RG. St. 6, 318; 39, 277; 
Goltd Arch. 55, 230). Hier wo die Fragen nicht geändert 
oder ergänzt waren, wäre es nahe gelegen, den früheren 
Fragebogen den Geſchworenen wieder zu übergeben, 
damit fie den berichtigten Spruch gemäß § 307 StPO. 
darin niederſchrieben. Es war aber keineswegs un⸗ 
zuläſſig, daß die Fragen von neuem niedergeſchrieben 
wurden und der neue Fragebogen den Geſchworenen 
übergeben wurde, während der frühere Spruch in den 
Händen des Gerichts zurückblieb. Der Zweck der Vor⸗ 
ſchrift des 8 312 StPO. wurde auf dieſe Weiſe am 
ſicherſten erreicht. (Urt. des V. StS. vom 23. Mai 1913, 
VD 451/13). 
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Oberſtes Landesgericht. 
A. Zivil ſachen. 


Zuläſſigkeit der weiteren Beſchwerde gegen einen 
vollzogenen, die Einziehung des Erbſcheins anordnen: 
den landgerichtlichen Beſchluß, wenn Erteilung eines mit 
dem eingezogenen gleichlautenden Erbſcheines beantragt 
wird. Unzuläſſigkeit der Vertretung des in einem Teſta⸗ 
mente bedachten Kindes durch den Vater bei der Ber⸗ 
teidigung des Teſtaments, wenn hierin dem Bater Ber⸗ 
waltung und Nutznießung des dem Kinde m unewendeten Vers 
mögens entzogen iſt. (584 G F., 55 1638, 1909 BGB). 
Vor dem Notar in H. 1 am 30. Dezember 1891 
in einer „gegenfeitiges Teſtament“ überſchriebenen Ur: 
kunde die Geſchwiſter Joſeph und Walburga P., daß 
ſie ſich für den Fall kinderloſen Ablebens gegenſeitig 
als Erben einſetzen. Am 17. Februar 1899 kaufte Wal⸗ 
burga P. das Anweſen Nr. 93 in H.; bei dem Kaufe 
wurde zwiſchen der Käuferin und dem Verkäufer als 
Vertreter der Kirchenverwaltung H. die „erbrechtliche 
Beſtimmung“ getroffen, daß auf das Ableben der 
Walburga P. das Anweſen der Pfarrkirche H. gehören 
ſolle. In einem am 10. Juli 1912 von dem Notariate 
H. beurkundeten Teſtamente verfügte Walburga P. 
letztwillig über ihr Vermögen mit Ausnahme dieſes 
Anweſens. Sie beſtimmte u. a., daß eine Forderung 
von 1300 M ihrer Nichte Karoline G. zufällen und dem 
Vater der G., dem Maurer Michael G., die Verwaltung 
und Nutznießung dieſes Vermögens entzogen ſein ſolle. 
Walburga P. ſtarb am 16. Juli 1912. Das Nachlaß⸗ 
gericht ſtellte dem Joſeph P. ein Zeugnis darüber aus, 
daß Walburga P. auf Grund des wechſelſeitigen Teſta— 
ments vom 30. Dezember 1891 ausſchließlich von Joſeph 
P. beerbt worden ſei. Gegen die Erteilung des Erb— 
ſcheins beſchwerte ſich Michael G. als geſetzlicher Ber- 
treter ſeiner minderjährigen Tochter Karoline. Er 
beantragte die Einziehung des Erbſcheins. Das LG. 
gab der Beſchwerde ſtatt und wies das AG. an, den 
Erbſchein einzuziehen. Das AG. verfügte die Ein⸗ 
ziehung des Erbſcheins. Der Beſchluß wurde vollzogen. 
Joſeph P. legte nun gegen den Beſchluß des LG. 
weitere Beſchwerde ein. Er beantragte ihm den ein— 
gezogenen Erbſchein wieder zu erteilen. Das Obs. 
hob den Beſchluß des LG. auf. 

Gründe: Gegen die Einziehung ſteht dem Joſeph 
P. die Beſchwerde zu, da fein Recht durch die Ber: 
fügung des LG. beeinträchtigt iſt (8 20 858.) Nun 
iſt aber der Erbſchein vom Nachlaßgerichte eingezogen 
worden und damit kraftlos geworden 8 2361 Abſ. 1 
Satz 2 BGB.) und der Beſchluß des Nachlaßgerichts, 
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durch den ein abe für kraftlos erklärt wird, ift 
nach $84 GG. der Anfechtung durch Beſchwerde 
entzogen. Gegen einen die Einziehung anordnenden 
Veſchluß iſt die Beſchwerde nur möglich, ſolange nicht 
die Einziehung tatſächlich erfolgt iſt. Wenn die Ein⸗ 
ziehung einmal geſchehen iſt, kann ſie nicht mehr 
mit der Wirkung beſeitigt werden, daß der alte Erb⸗ 
ſchein wieder auflebt. Würde daher die weitere Be⸗ 
ſchwerde nur die Aufhebung des landgerichtlichen 
Beſchluſſes bezwecken, ſo wäre ſie unzuläſſig. Die 
weitere Beſchwerde will aber zugleich, daß dem Be⸗ 
ſchwerdeführer ein neuer gleichlautender Erbſchein aus⸗ 
geſtellt wird. Dieſer an ſich an das Nachlaßgericht 
zu ſtellende Antrag kann auch im Wege der weiteren 
Beſchwerde en gemacht werden. 

Durch das Teſtament vom 10. Juli 1912 iſt dem 
Vater 5 Karoline G. die Verwaltung des der Tochter 
zugewendeten Vermögensſtücks entzogen. Nach 8 1638 
Abſ. 1 BGB. erſtreckt ſich das Recht und die Pflicht, 
für das Vermögen des Kindes zu ſorgen, nicht auf das 
Vermögen, welches das Kind von Todes wegen erwirbt, 
wenn der Erblaſſer durch letztwillige Verfügung be⸗ 
ſtimmt hat, daß der Erwerb der Verwaltung des Vaters 
entzogen ſein ſoll. Soweit ein ſolcher Erwerb in Be⸗ 
tracht kommt, iſt für das Kind ein Pfleger zu beſtellen 
und ſteht dem Vater nach § 1909 BGB. nicht das Recht 
zu, das Kind zu vertreten; der Ausſchluß der Ver⸗ 
tretungsmacht des Vaters tritt nicht erſt, wie nach 
§ 1794 BGB. im entſprechenden Falle bei der Vor⸗ 
mundſchaft, mit der Beſtellung eines Pflegers ein, 
ſondern die Vertretungsmacht des Vaters iſt von An⸗ 
fang an ausgeſchloſſen. Da dem Michael G. nach dem 
Teſtamente der Walburga P. die Verwaltung des ſeiner 
Tochter zugewendeten Erwerbs nicht zukommt, kann 
er inſoweit auch die unter ſeiner Gewalt ſtehende Karo⸗ 
line G. nicht vertreten (88 1627, 1630 BGB.). Das 
LG. nimmt an, daß es ſich hier nicht um die Verwaltung 
des der Karoline G. zugefallenen Vermögens, ſondern 
nur um die Gültigkeit des Teſtaments handle. Allein 
Karoline G. iſt nicht geſetzliche Erbin der Walburga 
P., ſie wird durch ihre Mutter Katharina, eine halb⸗ 
bürtige Schweſter der Erblaſſerin, ausgeſchloſſen. Ihre 
Beteiligung an der Nachlaßſache gründet ſich daher 
nur auf die letztwillige Verfügung der Walburga P., 
durch die ſie mit einer Zuwendung bedacht iſt. Mit 
der Beſchwerde werden daher nur ihre Rechte als Ver⸗ 
mächtnisnehmerin geltend gemacht. Die Verteidigung 
des Teſtaments, durch das das Vermächtnis angeordnet 
iſt, iſt eine Handlung, die ſich auf die Verwaltung des 
vermachten Vermögens bezieht. Denn unter der Ver⸗ 
mögensverwaltung iſt, wie der Eingang des 8 1638 
zeigt, die geſamte Sorge für das Vermögen zu ver⸗ 
ſtehen. Michael G. konnte daher ſchon aus dieſem 
Grunde nicht namens ſeiner Tochter Beſchwerde ein⸗ 
legen. Die Frage, ob ein Vermächtnisnehmer Ein⸗ 
ziehung des Erbſcheins verlangen kann, braucht daher 
nicht erörtert zu werden. 

Dem weiteren Antrage des Beſchwerdeführers, 
das Nachlaßgericht anzuweiſen, ihm den eingezogenen 
Erbſchein wieder zu erteilen, konnte nicht entſprochen 
werden. Durch die Aufhebung des angefochtenen Be⸗ 
eie tritt der Erbſchein nicht wieder in Kraft, ſondern 
er Beſchwerdeführer muß ſich einen neuen Erbſchein 
erteilen laſſen. Wenn er einen ſolchen Antrag ſtellt, 
wird das Nachlaßgericht feſtzuſtellen haben, ob mit den 
Erklärungen des Beſchwerdeführers und ſeiner Schweſter 
eine gegenſeitige Bindung bis zu dem Ableben des 
5 Teiles gewollt war. (Beſchl. des 

I. ZS. vom 25. April 1913, Reg. III Nr. 30/1913) 
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B. Strafſachen. 
I. 


Die Koſten der Nebenklage. Aus den Gründen: 
Ueber die Koſten der Nebenklage find in der StPO. 
beſondere Beſtimmungen nicht getroffen. Was in dieſer 
Richtung rechtens iſt, ergibt ſich aus den allgemeinen 
Vorſchriften der StPO. über die Koſten des Verfahrens 
und aus der Stellung des Nebenklägers. Hat der Ver⸗ 
letzte zufolge der Beſtimmungen der SS 435 und 443 
StPO. das Recht erlangt, ſich der öffentlichen Klage 
anzuſchließen, ſo iſt er nur zu einer Mitwirkung in 
dem Verfahren befugt, um ſeine Rechte wahrnehmen 
zu können. Der öffentliche Ankläger behält ſeine führende 
Rolle, der Fortgang des Verfahrens wird durch den 
Anſchluß des Nebenklägers nicht aufgehalten (§ 438 
StPO.) Auch nach dem Anſchluſſe liegt es in dem 
Ermeſſen des Nebenklägers, ob er ſich an dem Ver⸗ 
fahren beteiligen will oder nicht. Das Schickſal der 
Nebenklage hängt alſo von dem Erfolge der öffentlichen 
Klage auch hinſichtlich der Koſten der Nebenklage ab. 
Hatte die öffentliche Klage keinen Erfolg, ſo fallen nach 
den 88 496, 498 Abſ. 1 und 499 StPO. der Staats⸗ 
kaſſe die Koſten des Verfahrens zur Laſt, der auch die 
dem Angeſchuldigten erwachſenen notwendigen Aus⸗ 
lagen auferlegt werden können. — Darnach hat ſich 
auch die mitwirkende Tätigkeit des Nebenklägers als 
nutzlos erwieſen, und da ſein Beitritt zur öffentlichen 
Klage freiwillig war, ſo muß er die durch ſeine Mit⸗ 
wirkung aufgewendeten Koſten, d. i. die baren Auslagen, 
ſelbſt tragen. . kann aber auch der Neben⸗ 
kläger zur Erſtattung der dem freigeſprochenen Ange⸗ 
klagten erwachſenen notwendigen Auslagen nicht ver⸗ 
pflichtet werden, weil das Strafverfahren durch die 
Erhebung der öffentlichen Klage veranlaßt wurde und 
die StPO. bezüglich der Pflicht zur Erſtattung der 
freigeſprochenen Angeklagten erwachſenen notwendigen 
Auslagen in 8 499 Abſ. 2 Vorſchriften trifft, die den 
Nebenkläger nicht berühren. 

Hatte die öffentliche Klage Erfolg, ſo fallen nach 
den 88 496, 497, 498 Abſ. 1 dem Angeklagten die 
Koſten zur Laſt. Wegen der Frage, ob in dieſem Falle 
der verurteilte Angeklagte dem Nebenkläger die not⸗ 
wendigen Auslagen zu erſtatten hat, iſt folgendes zu 
erwägen: Nach § 437 nn 1 hat der Nebenkläger 
nach dem Anſchluſſe die Rechte des Privatklägers. 
Nach 8 503 Abſ. 1 hat in einem Verfahren auf Privat⸗ 
klage der Verurteilte auch die notwendigen Auslagen 
des Privatklägers zu erſtatten. Bei der Beratung des 
§ 424 Abſ. 1 des Entw. (nun § 503 Abſ. 1) herrſchte 
Meinungsverſchiedenheit darüber, ob auch der Neben⸗ 
kläger von dem Angeklagten Erſatz der von ihm auf— 
gewendeten Koſten verlangen könne. Der Abg. Bähr 
beantragte zu 8 424 Abſ. 1 einen Zuſatz folgenden 
Inhalts: „Der Verletzte, welcher als Nebenkläger auf: 
tritt, erhält keinen Erſatz der von ihm aufgewendeten 
Koſten“. Der Regierungskommiſſär meinte, daß ſich 
die Vorſchrift in 8 424 Abſ. 1 auf den Nebenkläger 
nicht mitbeziehe, ſtellte aber bei der entgegengeſetzten 
Auffaſſung mehrerer Regierungsvertreter die Entſchei— 
dung der Kommiſſion anheim. Der Abg. Reichens— 
perger führte aus: „Was der Nebenkläger vornehme, 
tue er lediglich in ſeinem Intereſſe und deshalb müſſe 
er die nicht abſolut notwendigen Koſten tragen“. 
Der Antrag Bähr wurde abgelehnt und ſpäter nicht 
wiederholt; der Abſ. 1 des $ 424 des Entw. ging viel- 
mehr ohne weitere Erörterungen als § 505 Abſ. 1 in 
das Geſetz über. Darnach iſt die in der Rechtſprechung 
allgemein vertretene Auffaſſung begründet, daß die 
Beſtimmung des 8 503 Abſ. 1 und damit auch Abſ. 5 
auf den Nebenkläger anzuwenden iſt. 

Dieſe Rechtſätze entſpringen dem oberſten Grund— 
ſatze für die Tragung der Koſten, den Binding (Grund— 
riß des StPR. 5. Aufl. S. 228 III) in die Worte 
faßt: „Jede Partei trägt die Koſten der von ihr ver— 
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anlaßten prozeſſualen Handlungen, foferne fie nicht 
durch Schuld der Gegenpartei zum prozeſſualen Handeln 
genötigt worden iſt.“ Von dieſem Grundſatze wird auch 
das Rechtsmittelverfahren beherrſcht. Der 8505 Abſ. 1 
Satz 1 StPO. trifft folgerichtig die ausdrückliche Be⸗ 
ſtimmung, daß Jeden, der ein Rechtsmittel eingelegt 
hat, die Koſten treffen, wenn es von ihm zurück⸗ 
genommen worden oder erfolglos geblieben iſt. Hat 
der Nebenkläger nach 8 441 Abſ. 1 StPO. ſelbſtändig 
ein Rechtsmittel eingelegt, ſo treffen ihn in dieſem 
Falle (8 505 Abſ. 1 Satz 1 StPO.) die Koſten; er iſt 
aber auch verpflichtet, die hiedurch dem Angeklagten 
erwachſenen notwendigen Auslagen zu erſtatten. Da 
nach § 503 Abſ. 2 StPO. bei der Erfolgloſigkeit der 
Privatllage der Privatkläger dem Angeklagten die 
notwendigen Auslagen zu erſtatten hat, folgt aus der 
Natur der Sache, daß der Privatkläger auch bei der 
Erfolgloſigkeit ſeines Rechtsmittels die hiedurch dem 
Angeklagten erwachſenen notwendigen Auslagen zu 
erſtatten hat; denn in dem vom Privatkläger veran- 
laßten Verfahren wird die Nichtberechtigung der Privat- 
klage beſtätigt und es wird gleichzeitig anerkannt, daß 
durch die Einlegung des Rechtsmittels dem Angeklagten 
aus Verſchulden des Privatklägers fortgeſetzt Koften 
erwachſen und daher aus demſelben Rechtsgrunde wie 
in dem Verfahren 1. Inſtanz dem Angeklagten zu er⸗ 
ſtatten ſind. Was von dem Privatkläger gilt, trifft 
auch auf den Nebenkläger zu, da bei der vollſtändigen 
Gleichſtellung des Nebenklägers mit dem Privatkläger 
hinſichtlich der Einlegung eines Rechtsmittels auch die 
Pflichten die gleichen ſind. Es ergibt ſich dies auch 
aus der Stellung des Nebenklägers als ſelbſtändigen 
Beſchwerdeführers gegenüber dem öffentlichen Ankläger; 
dieſer iſt zwar zur Mitwirkung im Rechtsmittel verfahren 
verpflichtet, aber er iſt nicht mehr die Hauptpartei; 
gegenüber dem Verfahren im erſten Rechtszuge ſind 
die Rollen vertauſcht. Hatte dagegen das Rechtsmittel 
des Nebenklägers vollen Erfolg, dann greifen die für 
den erſten Rechtszug geltenden Grundſätze ein, wornach 
der Angeklagte als der unterlegene Teil dem Neben— 
kläger die durch das Rechtsmittel verurſachten not- 
wendigen Auslagen zu erſtatten hat. Bei teilweiſem 
Erfolge iſt 8 505 Abſ. 1 Satz 3 StPO. anzuwenden. 
Dieſe Grundſätze erleiden auch dadurch keinen Abbruch, 
daß neben dem Nebenkläger der Staatsanwalt ein 
Rechtsmittel einlegt, da über jedes Rechtsmittel zu 
verhandeln und zu entſcheiden iſt. Die Folge iſt, daß 
im Rechtsmittelverfahren 8 498 Abſ. 2 SPO. nicht ans 
wendbar iſt, wornach Mitangeklagte, welche in bezug 
auf dieſelbe Tat zur Strafe verurteilt ſind, für die 
Auslagen als Geſamtſchuldner haften. Hiernach können 
den Nebenkläger die Koſten eines Rechtsmittels nicht 
treffen, wenn er kein ſolches eingelegt hat. Legt 
der Angeklagte ein Rechtsmittel ein, ſo iſt gegneriſche 
Hauptpartei der öffentliche Ankläger, der Nebenkläger 
iſt wie im erſten Rechtszug in die Nebenrolle gedrängt. 
Für die Koſten der Nebenklage gelten in dieſem Falle 
die für den erſten Rechtszug maßgebenden Grundſätze. 

Demnach ergeben ſich die nachſtehenden Schluß— 
folgerungen: 1. Wird der Angeklagte verurteilt, bleibt 
ſein Rechtsmittel erfolglos, hat das Rechtsmittel des 
Nebenklägers oder des Staatsanwalts Erfolg, ſo hat der 
Angeklagte die notwendigen Auslagen des Nebenklägers 
zu erſtatten. 2. Wird der Angeklagte freigeſprochen, 
hat ſein Rechtsmittel Erfolg oder bleibt das Rechts— 
mittel des Staatsanwalts erfolglos, ſo hat der Neben— 
kläger ſeine notwendigen Auslagen ſelbſt zu tragen. 
3. Bleibt das Rechtsmittel des Nebenklägers ohne 
Erfolg, ſo hat er die dem Angeklagten durch dieſes 
Verfahren erwachſenen notwendigen Auslagen zu er— 
ſtatten. Eines Ausſpruchs im entſcheidenden Teile 
bedarf es hinſichtlich der Verpflichtung zur Erſtattung 
der notwendigen Auslagen an ſich nicht; es ergibt 
ſich dieſe Verpflichtung aus der Verurteilung zur 
Tragung der Koſten von ſelbſt. Zur Vermeidung von 
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ſpäteren Mißverſtändniſſen, der Ueberſichtlichkeit halber, 
zur Erleichterung der rechneriſchen Behandlung, nicht 
minder, um dem Pflichtigen ſofort den Umfang ſeiner 
Verpflichtungen erkennbar zu an iſt es in den 
Fällen der Nr. 1 und 3 geboten, die in dieſen Rich⸗ 
tungen ſich ergebende Erſtattungspflicht in dem ver⸗ 
fügenden Teile des Urteils ausdrücklich auszuſprechen. 
(Uct. v. 4. Januar 1913, Rev.⸗Reg. 600/12). Ed. 
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II. 


Umfang des Rechtes der Bierbrauer der Pfalz zum 
konzeſſionsloſen Ausſchank ihres eigenen Erzengniſſel. 
Der Bierbrauer Sch. betreibt in den Häuſern Nr. 1 
und Nr. 131 zu F. in der Pfalz eine Bierbrauerei mit 
Hauswirtſchaft und im Hauſe Nr. 94 daſelbſt durch 
ſeinen Stellvertreter L. auf ſeinen Namen und auf ſeine 
Rechnung einen Ausſchank ſeines ſelbſterzeugten Bieres. 
Sch. kam der Aufforderung des Bezirksamts nicht nach, 
um die Erlaubnis zum Ausſchanke ſeines Eigengebraus 
auf dem Hauſe Nr. 94 nachzuſuchen: er hält ſich für 
berechtigt, als Brauer in ſeiner Heimatgemeinde in 
einem weiteren Lokale ſein ſelbſtgebrautes Bier ohne 
polizeiliche Erlaubnis auszuſchenken. Sch. wurde wegen 
einer Zuwiderhandlung gegen 8 147 Abſ. 1 Ziff. 1 der 
GewO. freigeſprochen. Das Urteil wurde aufgehoben. 

Aus den Gründen: a) Unter der franzöſiſchen 
Geſetzgebung war in der Pfalz der Betrieb der Schank⸗ 
und Gaſtwirtſchaft und des Kleinhandels mit geiſtigen 
Getränken nicht an polizeiliche Erlaubnis gebunden. 
Dieſer Rechtszuſtand wurde durch das bayeriſche Gew. 
vom 30. Jan. 1868 (Art. 8 Abſ. 1 Ziff. 4) nicht angetaſtet 
und durch die Beſtimmung in 8 1 Abſ. 2 des RG. 
vom 12. Juni 1872 aufrecht erhalten, die lautet: „Ins 
ſoweit bisher in Bayern der Betrieb der Gaſt⸗ und 
Schankwirtſchaft oder der Kleinhandel mit geiſtigen 
Getränken, dann der Ausſchank der eigenen Erzeugniſſe 
an Getränken ohne polizeiliche Erlaubnis ſtatthaft war. 
bedarf es einer ſolchen auch in der Folge nicht.“ Das 
RG. vom 23. Juli 1879, betr. die Abänderung einiger 
Beſtimmungen der Gew., ſagt in dem Art. 3 Abi. 2: 
„Die Beſtimmung des § 1 Abſ. 2 des Gef. vom 12. Juni 
1872 wird, inſoweit dieſelbe den Betrieb der Gaſt⸗- und 
Schankwirtſchaft und des Kleinhandels mit geiſtigen 
Getränken betrifft, hiemit aufgehoben.“ Hiernach iſt 
die weitere Beſtimmung in 8 1 Abſ. 2 des Geſ. vom 
12. Juni 1872 nicht aufgehoben worden: „Inſoweit 
bisher in Bayern der Ausſchank der eigenen Er⸗ 
zeugniſſe an Getränken ohne polizeiliche Erlaubnis 
ſtatthaft war, bedarf es einer ſolchen auch in der Folge 
nicht.“ Nach dieſer Richtung hat das RG. vom 23. Juli 
1879 an dem Rechtszuſtande nichts geändert. 

b) Art. 9 lit. b Ziff. 1 des Gew. vom 30. Jan. 1868 
hat in der Pfalz niemals Geltung erlangt; er iſt durch 
das Geſ. vom 23. Juli 1879 weder ausdrücklich noch 
ſtillſchweigend in der Pfalz eingeführt worden. In der 
Pfalz darf daher jedermann ſeine eigenen Erzeugniſſe 
an Getränken ohne polizeiliche Erlaubnis ausſchenken. 
Dieſe Rechtsauffaſſung des Strafſenats iſt wiederholt 
geprüft und eingehend begründet worden;) von ihr 
abzugehen, beſteht kein Anlaß. 

c) Art. 3 Abſ. 2 des Gef. vom 23. Juli 1879 ſpricht 
nur aus, daß der Ausſchank der eigenen Erzeugniſſe, 
inſoweit er bisher jtatthaft war, auch künſtig ohne 
polizeiliche Erlaubnis erfolgen dürfe; über den Umfang 
dieſer Befugnis und die Art ihrer Ausübung enthaͤlt 
er nichts. Das Gericht muß deshalb das Geſetz „aus 
der Natur der Sache“ ergänzen. Dieſer Aufgabe mußte 
ſich der Senat ſchon in dem Urteile vom 1. April 1911 
(Samml. Bd. 11 S. 45) hinſichtlich des Umfangs der 
Schankbefugnis der Weinbauer der Pfalz unterziehen 
(ſ. Bay ZFR. Bd. 8 S. 168 und 169). Die Anſchauungen 
der Gerichte, Behörden uſw. über den Umfang der 


1) Val. u. a. dieſe Zeitſchrift 1909 S. 419, 1911 S. 227. 
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Befugniffe des Bierbrauers der Pfalz zum Ausſchanke 
des ſelbſtgebrauten Bieres gehen auseinander. Immer⸗ 
hin ſcheint in der Pfalz die Meinung zu herrſchen, daß 
die Befugnis an den Ort oder die Gemeinde gebannt 
iſt, wo ſich die Brauerei befindet, und daß mithin ein 
Rechtszuſtand beſteht, wie er im allgemeinen in Bayern 
diesſeits des Rheins gilt. 

d) In Frankreich wurde durch Art. 7 des Geſ. vom 
2/17. März 1791 die Gewerbefreiheit inſoweit einge⸗ 
führt, als es jedem freiſtand, jedes beliebige Gewerbe 
zu betreiben unter der einzigen Bedingung, daß er vor⸗ 
her ein Patent nahm und ſich den beſtehenden Polizei⸗ 
vorſchriften fügte; die Gewerbefreiheit war nicht unbe⸗ 
dingt; zum Betriebe beſtimmter Gewerbe, die nament⸗ 
lich aufgeführt waren, war die polizeiliche Genehmigung 
erforderlich, zu dem ſonſtigen Gewerbebetriebe nicht; 
zu dem letzteren zählten die Bierbrauereien, die Schank⸗ 
und Gaſtwirtſchaften. Die Grundſätze des franzöſiſchen 
Geſetzes fanden in der Pfalz durch die ſpäteren kund⸗ 
gemachten Geſetze — namentlich in dem Geſetze vom 
17. Juni 1791 Art. 7 und 8 und in Art. 355 und 356 
der Konſtitution vom Jahre III — Eingang und blieben 
geltendes Recht auch noch, als in Frankreich dieſe 
Grundſätze durch das Dekret vom 29. Dezember 1851 
beſeitigt worden ſind. 

e) In der Pfalz hat ſich unter der bayeriſchen 
Herrſchaft der Rechtszuſtand heraus gebildet, daß, wer 
ein nicht dem Konzeſſionszwang unterworfenes Gewerbe 
zu betreiben beabſichtigte — dazu gehörten die Bier⸗ 
brauereien, die Schank⸗ und Gaſtwirtſchaften —, ſeine 
Erklärung beim Bürgermeiſteramt abgab, dadurch die 
Grundlage für die Beſteuerung ſchuf und ein „Patent“ 
erhielt, auf Grund deſſen er nicht nur in ſeinem Wohn⸗ 
orte, fondern auch in jeder anderen Gemeinde der 
Pfalz ſein Gewerbe ausüben konnte; nur mußte er das 
Patent vorher von dem Ortsvorſtande dieſer anderen 
Gemeinde „viſieren“ laſſen. ($8 33, 34 GewSt O. vom 
14. April 1820, Amtsbl. S. 37; BlAdmPr. Bd. 15 
S. 120 ff.). Unter dieſen Vorausſetzungen konnte jeder⸗ 
mann in der Pfalz Bier ausſchenken, fremdes wie ſelbſt⸗ 
gebrautes; in dieſer ng beſtand rechtlich kein 
Unterſchied zwiſchen dem Bierbrauer und dem Schank⸗ 
oder Gaſtwirte; der Bierbrauer hatte keine anderen 
Befugniſſe wie der Schankwirt; es beſtand deshalb 
weder für die Gewerbetreibenden noch für die Behörden 
oder Gerichte ein Anlaß, zu erörtern, inwieweit den 
Bierbrauern der Ausſchank des eigenen Erzeugniſſes 
geſtattet war. Als aber das RG. vom 23. Juli 1879 
den konzeſſionsloſen Betrieb der Schank⸗ und Gaſtwirt⸗ 
ſchaften beſeitigte, drängte ſich die Frage auf, welche 
rechtliche Bewandtnis es hat mit der Beſtimmung dieſes 
Geſetzes: „Inſoweit bisher in Bayern der Ausſchank 
der eigenen Erzeugniſſe an Getränken ohne polizeiliche 
Erlaubnis ſtatthaft war, bedarf es einer ſolchen auch 
in der Folge nicht.“ Daher iſt zu prüfen, ob das Gef. 
vom 23. Juli 1879 den bisher konzeſſionsloſen Aus⸗ 
ſchank von Bier, der den Schank⸗ und Gaſtwirten und 
Bierbrauern unterſchiedslos zuſtand, in dem ſeitherigen 
Umfange den Bierbrauern geſtatten oder ob es den 
Bierbrauern nur die Rechte einräumen wollte, die ſich 
von ſelbſt aus dem Betriebe der Brauerei ergeben. 
Die Frage iſt zu beantworten aus der Geſchichte und 
dem Zwecke der Geſ. vom 30. Januar 1868, 12. Juni 
1872, 23. Juli 1879 und aus der Erörterung darüber, 
welche Rechte hinſichtlich des Ausſchankes ſich von ſelbſt 
aus dem Betrieb einer Bierbrauerei ergeben. 

f) Nach Art. 8 Ziff. 5 des Entw. des bayer. Gew. 
ſollten die Gaſt⸗ und Schankwirtſchaft, dann der Klein⸗ 
handel mit geiſtigen Getränken im ganzen Gebiete des 
Königreichs, mithin auch in der Pfalz, nur auf Grund 
einer Konzeſſion betrieben werden dürfen. Nach 
Art. 9 lit. e Ziff. 1 des Entw. ſollte der Ausſchank des 
eigenen Erzeugniſſes nach den oberpolizeilichen Schank— 
ordnungen jenen Weinbauern und ſchankberechtigten 
Kommunalbrauern gejtattet fein, deren Perſönlichkeit 


und Verhalten genügende Bürgſchaft eines ordnungs⸗ 
mäßigen Gewerbebetriebs gewähren. Maßgebend für 
diefe Ausnahmeſtellung war das in der Pfalz, in 
Franken und am Bodenſee althergebrachte Recht der 
Weinbauern, ihr eigenes Erzeugnis an Wein zu ver⸗ 
werten und die auf den gleichen Grundſätzen beruhende 
Befugnis der ſchankberechtigten Kommunbrauer. Art. 9 
lit. e Ziff. 1 des Entw. wurde als Art. 9 lit. b Ziff. 1 
in folgender Geſtalt in das Geſetz aufgenommen: „Der 
Ausſchank des eigenen Erzeugniſſes bleibt den Bräuern 
in einem hiefür bezeichneten Lokale und auf ihren Lager⸗ 
kellern desgleichen nach Maßgabe des örtlichen Her⸗ 
kommens und der ortspolizeilichen Vorſchriften den 
ſchenkberechtigten Kommunbrauern und Weinbauern 
geſtattet.“ Es iſt ſchon ausgeführt worden, daß die 
Beſtimmungen im Art. 8 Ziff. 5 des Entw. (nachmals 
Ziff. 4 des Geſ.) und im Art. 9 lit. b Ziff. 1 des Geſ. 
auf die Pfalz nicht ausgedehnt worden ſind; maß⸗ 
gebend war u. a., daß die bisher in der Pfalz beſtehende 
Konzeſſionsfreiheit nennenswerte Mißſtände nicht gezeigt 
hatte. Aus dem Entwurf, aus ſeiner Begründung, den 
Verhandlungen in den Kammern und aus dem Geſ. 
vom 30. Januar 1868 ſelbſt ergibt ſich, daß — wenn 
auch zunächſt nur für das diesſeitige Bayern — 
neben den Schank⸗ und Gaſtwirten zum erſten Male 
eine neue Klaſſe Schankberechtigter — die der Bier⸗ 
brauer — eingeführt worden iſt, die von jenen äußer⸗ 
lich und nach dem Umfange 117 Befugniſſe ſcharf 
geſchieden iſt und daher mit ihnen nicht auf gleiche 
Stufe geſtellt werden kann. Dadurch, daß das Aus⸗ 
ſchankrecht der Bierbrauer in dem Braurechte ſeine 
Wurzeln hatte und außer Zuſammenhang mit der 
Brauſtätte nicht gedacht werden konnte, war von der 
Einräumung oder richtiger von der Aufrechterhaltung 
dieſes Rechtes eine Vermehrung von Schankſtellen durch 
die Bierbrauer um ſo weniger zu ll als die 
Bierbrauereien an Zahl nicht zu⸗, ſondern abnahmen; 
überdies glaubte man in der Perſönlichkeit des Bier⸗ 
brauers eine ausreichende Sicherheit für die — in 
Schank⸗ und Gaſtwirtſchaften oft vermißte — Aufrecht⸗ 
erhaltung von Zucht und Ordnung zu haben. 

g) Der oben wiedergegebene 8 1 Abſ. 2 des RG. 
vom 12. Juni 1872 iſt in der Denkſchrift zum Entwurfe 
folgendermaßen begründet: „In der Rheinpfalz iſt das 
Wirtſchaftsgewerbe und der Kleinhandel mit geiſtigen 
Getränken ſeit mehr als einem halben Jahrhundert 
freigegeben, ohne daß erhebliche Mißſtände hervor⸗ 
getreten wären. Desgleichen ſind in den rechtsrh. Landes⸗ 
teilen die Brauer ſowie die Inhaber der namentlich in 
einzelnen Teilen Frankens und der Oberpfalz vors 
kommenden Kommunbrauereien nach althergebrachter 
Gewohnheit zum Ausſchank ihrer eigenen Erzeug⸗— 
niſſe berechtigt. Dieſer Rechtszuſtand wurde im 
bayer. Geſ. vom 30. Januar 1868, welches im allge⸗ 
meinen das Wirtſchaftsgewerbe der Konzeſſionspflicht 
unterworfen hat, unverändert gelaſſen, und es dürfte 
ſich empfehlen, denſelben auch gegenwärtig beizube— 
halten, da die fraglichen Verhältniſſe rein lokaler Natur 
ſind und dem Intereſſe der öffentlichen Ordnung durch 
den im letzten Abſ. des 81 des Entw. gemachten Vor⸗ 
ſchlag im Sinne der 88 33, 53 und 54 GewO. genügt 
fein dürfte.“ Der Unterſchied zwiſchen Schank- und 
Gaſtwirtſchaft einerſeits und dem Ausſchank eigener 
Erzeugniſſe anderſeits tritt hier beſonders ſcharf hervor. 
Die Reichsgeſezgebung hat Grund, Zweck und Trag— 
weite der bayeriſchen Beſtimmungen gebilligt und keines- 
falls die den Bierbrauern nach bayeriſchem Rechte zu— 
ſtehenden Befugniſſe erweitern wollen. 

h) Art. 2 des RG. vom 23. Juli 1879 verdankt 
ſeine Entſtehung der Wahrnehmung, daß die Zahl der 
Wirtſchaften in einer unverhältnismäßigen Zunahme 
begriffen war, daß hiedurch die Trunkſucht ausgebreitet, 
das Wirtsgewerbe überfüllt wurde uſw. Um dieſe 
Mißſtände hintanzuhalten, wurden durch Art. 2 Be- 
ſtimmungen getroffen, welche die Befugnis zur Er— 
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langung einer Gaſt⸗ oder Schankwirtſchaft erſchwerten. 
Art. 2 Abſ. 2 lautend: „Die Beſtimmung des 8 1 Abf. 2 
des Geſ. vom 12. Juni 1872 wird, inſoweit dieſelbe 
den Betrieb der Gaſt⸗ uud Schankwirtſchaft und des 
Kleinhandels mit geiſtigen Getränken betrifft, hiemit 
aufgehoben“, iſt folgendermaßen begründet: „Der Abf. 2 
des Art. 2 betrifft ausſchließlich bayeriſche Verhältniſſe. 
In 8 1 Abſ. 2 des Gef. vom 12. Juni 1872 gu u. a. 
vorgeſehen, daß, inſoweit bisher in Bayern der Betrieb 
der Gaſt⸗ und Schankwirtſchaft oder des Kleinhandels 
mit geiſtigen Getränken ohne polizeiliche Erlaubnis 
ſtatthaft war, es einer ſolchen auch in der Folge nicht 
bedürfe. Dieſe Beſtimmung bezieht ſich auf die bayeriſche 
Pfalz, wo ſchon von früher her der Betrieb von Wirt⸗ 
ſchaften jeder Art freigegeben war. In neuerer Zeit 
hat nun auch in der Pfalz der Bierkonſum mehr und 
mehr Verbreitung gefunden, was eine außerordentliche 
Vermehrung namentlich der Schankwirtſchaften zur 
Folge hatte uſw. Unter dieſen Verhältniſſen beſtehen 
keine genügenden Gründe mehr, um die bisherige Aus⸗ 
nahmeſtellung der Pfalz fernerhin aufrecht zu erhalten.“ 
Nicht beſeitigt wurde der übrige Teil des 8 1 Abſ. 2 
des RG. vom 12. Juni 1872: „Inſoweit bisher in 
Bayern der Ausſchank der eigenen Erzeugniſſe an 
Getränken ohne polizeiliche Erlaubnis ſtatthaft war, 
bedarf es einer ſolchen auch in der Folge nicht“, er 
iſt geltendes Recht auch in der Pfalz geworden. Es 
iſt ſchon erörtert worden, daß bis zur Erlaſſung des 
Geſ. vom 23. Juli 1879 hinſichtlich des Ausſchankrechts 
der Brauer der Pfalz dem Bierwirte gleichgeſtellt und 
deshalb kein Anlaß beſtand, zu erwägen, ob der Be⸗ 
trieb einer Bierbrauerei ihm beſondere Rechte zum 
Ausſchanke ſeines ſelbſtgebrauten Bieres einräumt. 
Bis zum Geſ. vom 23. Juli 1879 durfte und konnte 
der Bierbrauer der Pfalz nicht in dieſer Eigenſchaft, 
ſondern kraft der bis dorthin beſtandenen Gewerbe— 
freiheit wie jeder Pfälzer aller Orten der Pfalz ſein 
Bier konzeſſionslos ausſchenken. Da durch das Geſ. 
vom 23. Juli 1879 die Gewerbefreiheit in dieſer Richtung 
beſeitigt wurde, kann mithin der Bierbrauer der Pfalz 
auf Grund dieſes Rechtstitels fein Bier nicht mehr aus— 
ſchenken. Wäre die Meinung richtig, daß auch jetzt 
noch dem Bierbrauer der Pfalz der ſchranken⸗- und 
konzeſſionsloſe Ausſchank ſeines Bieres an beliebigen 
Orten zuſtehe, ſo käme man zu dem mit dem Willen 
des Geſetzgebers und dem Zweck des Geſetzes nicht zu 
vereinbarenden Ergebniſſe, daß ein Zuſtand aufrecht 
erhalten würde, der durch das Geſetz beſeitigt werden 
ſollte. Offenſichtlich hielt es der Geſetzgeber für ſelbſt— 
verſtändlich, daß dem Bierbrauer nur ſolche Rechte 
gewahrt und eingeräumt werden ſollten, die ſich aus 
dem Betriebe der Brauerei von ſelbſt ergeben und 
deren Ausübung nicht die Gefahr der Vermehrung der 
Schankſtellen mit ſich bringt. Daß dieſer Geſichtspunkt 
bis zur Erlaſſung des Gef. vom 23. Juli 1879 maß— 
gebend war, geht aus der Vegr. des Gef. vom 12. Juni 
1872 und daraus hervor, daß die Beſtimmung der 
Statthaftigkeit des Ausſchanks des ſelbſtgebrauten 
Bieres ohne polizeiliche Erlaubnis ſich nur auf die 
Bierbrauer in den Landesteilen r. d. Rh. bezog und 
dieſes Recht aus dem Betriebe der Brauerei abgeleitet 
iſt. Da der durch das Geſ. vom 23. Juli 1879 auf— 
recht erhaltene Teil des Geſ. vom 12. Juni 1872 nach 
keiner Richtung geändert worden iſt und gerade das 
Geſ. vom 23. Juli 1879 gegen die Ueberhandnahme 
des Bierausſchankes in der Pfalz eingegriffen hat, iſt 
nicht einzuſehen, warum den Bierbrauern der Pfalz 
weitergehende Rechte eingeräumt werden ſollten als 
ihren Gewerbsgenoſſen außerhab der Pfalz. Wegen 
der in der Pfalz beſtandenen allgemeinen Schankfreiheit 
konnte ſich ein aus der Brauerei abgeleitetes Schank— 
recht nicht bilden; ein ſolches Recht kann nur entſtehen, 
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wenn im übrigen der Ausſchank nicht freigegeben war. 


Die Vorausſetzung zur Entſtehung dieſes Rechtes in 
der Pfalz wurde durch das Geſ. vom 23. Juli 1879 


geſchaffen. Dieſes Recht aber kann bei dem Mangel 
irgendwelcher geſetzlichen Beſtimmungen oder behörd⸗ 
lichen Anordnungen keinen anderen Inhalt haben als 
den, daß die Bierbrauer das Bier an der Stätte verzapfen, 
an der ſie es gebraut haben. In dieſem Ausſchanke 
liegt die einfachſte Art der Veräußerung des gebrauten 
Bieres durch den Erzeuger. Dieſe au Jahrhunderte 
zurückgehende Uebung der Bierbrauer in den Landes⸗ 
teilen r. d. Rh., das Bier auf der Brauftätte ohne 
polizeiliche Erlaubnis auszuſchenken, wurde von den 
Behörden nie beanſtandet, ſie wuchs ſich zu der ſog. 
Braugerechtſame aus. Darunter verſtand man das 
Recht, Bier zu brauen und es auf der Brauftätte zu 
verſchleißen und gekochte Speiſen zu verabreichen; das 
in der Braugerechtſame weiter enthaltene Recht, das 
ſelbſtgebraute Bier auf den Lagerkellern zu verzapfen, 
iſt ſpäter entſtanden und kommt zunächſt nicht in Be 
tracht. Das Recht der Bierbrauer zum konzeſſions⸗ 
loſen Ausſchank ihres Bieres auf der Brauſtätte wurde 
bei der Beratung des Entw. des bayer. Gew. vom 
30. Januar 1868 einhellig anerkannt und durch Art. 9 
lit. b Ziff. 1 geſetzlich eftaelegt. Dieſe Entwicklung iſt 
die natürliche; das konzeſſionsloſe Schankrecht der 
Bierbrauer ſtand in unzertrennbarem Zuſammenhange 
mit dem Braurechte; der Ausſchank außerhalb der 
Brauſtätte bedurfte der Konzeſſion; an dieſem Rechts⸗ 
zuſtande wurde durch das Geſ. vom 30. Januar 1868 
nichts geändert; die beiden Kammern des Landtags 
und die Regierung waren einig, daß den Bierbrauern 
kein darüber hinausgehendes konzeſſionsloſes Schank⸗ 
recht zuſteht. Die Faſſung des Art. 9 lit. b Ziff. 1: 
„Der Ausſchank eigenen Erzeugniſſes bleibt den Brauern 
in einem hiefür bezeichneten Lokale uſw. geftattet”, 
hält den Grundſatz aufrecht; es ſollte dem Brauer nur 
aus wirtſchaftlichen Gründen, nämlich dann, wenn er 
auf der Brauſtätte ſein dort gebrautes Bier nicht aus⸗ 
ſchenken wollte oder konnte, geſtattet ſein, erſatzweiſe 
ein Lokal zum Ausſchanke zu beſtimmen. Schenkt der 
Bierbrauer, gleichgültig auf Grund welches Rechtstitels, 
ſein Eigengebräu auf der Brauſtätte aus, ſo iſt ihm 
deſſen konzeſſionsloſer Ausſchank in einem anderen 
Lokale nicht mehr geſtattet. Nach der Natur der Sache 
und dem Zwecke des Geſ. vom 23. Juli 1879 muß 
angenommen werden, daß der Geſetzgeber wie dem 
Bierbrauer r. d. Rh., ſo auch dem l. d. Rh. nur die aus 
dem Braurechte fließenden Rechte gewähren und ſo 
verhüten wollte, daß der Bierbrauer der Pfalz dem 
Geſetze zuwider außerhalb der Brauſtätte beliebig viele 
Schankſtellen errichtet. Darnach kann in der Pfalz der 
Bierbrauer ſein ſelbſtgebrautes Bier ohne Erlaubnis 
auf der Brauſtätte ausſchenken; tut er dies, ſo darf 
er nicht ſein Eigengebräu noch in einem anderen Lokal 
ohne Erlaubnis verzapfen. Durch dieſe Entſcheidung 
wird der Bierbrauer der Pfalz gegenüber feinen Ge— 
werbsgenoſſen in den Landesteilen r. d. Rh. nicht ſchlechter 
geſtellt; auch der Bierbrauer r. d. Rh. hat nach Art. 9 
lit. b Ziff. 1 des Gef. vom 30. Januar 1868 nur das 
Recht, ſein Eigengebräu an einer Stelle, entweder im 
Bräuhaus oder in einem anderen Lokal ohne Erlaub⸗ 
nis auszuſchenken; allerdings darf der Richter nicht 
dem Bierbrauer der Pfalz die Wahl des Lokals zu: 
ſprechen, weil dieſe Befugnis dem diesſeitigen Bier— 
brauer durch das in der Pfalz nicht eingeführte Geſ. 
vom 30. Januar 1868 eingeräumt wurde und nicht 
aus dem Braurecht erfloß; aber der Grundſatz, daß 
das Eigengebräu nur an einer Stelle erlaubnislos 
ausgeſchenkt werden darf, iſt der gleiche. Wollen die 
Bierbrauer der Pfalz in den Genuß dieſer Vergünſtigung 
kommen, ſo werden ſie auf geſetzlichem Wege verſuchen 
müſſen, fi dieſen Vorteil zu verſchaffen. (Urt. vom 
31. Mai 1913, Rev.⸗Rg. Nr. 171/1913). X 
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III. 

Umfang des Nechtes der Bierbrauer im rechtsrhei⸗ 
niſchen Bayern zum Ans ſchanke des eigenen Erzengniſſes: 
ein Brauer, der auf feiner auf dem Lagerkeller fichenden 
Branſtätte eine nach 5 33 GewO. erlaubte Schank⸗ oder 
Gaſtwirtſchaft betreibt, kann ſein Bier an keiner anderen 
Stätte ohne ſolche Erlaubnis ausſchenken: Aus den 
Gründen: 1. Der StS. hat in dem Urt. vom 18. Sept. 
1906 (Rev.⸗Reg. Nr. 332/1906) das Ergebnis der Erörte⸗ 
rungen über die Bedeutung und Tragweite der Beſtim⸗ 
mung des Art. 9 lit. b Ziff. 1 bayer. Gew. vom 30. Jan. 
1868, inſoweit hiedurch den Brauern der Ausſchank des 
eigenen Erzeugniſſes in einem hiefür bezeichneten Lokale 
geſtattet bleibt, in den Satz zuſammengefaßt: „Das 
Geſetz kann nicht dahin ausgelegt werden, daß der im 
Beſitz einer Schankwirtſchaftskonzeſſion befindliche Brau⸗ 
er, der ſein Erzeugnis im konzeſſionierten Lokal aus⸗ 
ſchenkt, noch ein weiteres Ausſchanklokal für ſein Er⸗ 
zeugnis wählen darf.“ Dieſe Rechtsauffaſſung iſt wie 
vom VGH. fo auch vom StS. ſtets vertreten und in den 
Urt. dieſes Senats vom 6. Dez. 1906 und 9. Dez. 1911 
beſonders eingehend begründet worden (Obs G. St. 
Bd. 7 S. 116, Bd. 11 S. 429; 3fRpfl. Bd. 8 S. 240; 
VGH. Bd. 5 S. 6“ letzter Abſatz, Bd. 11 S. 16 und 17). 
Den bezeichneten Urteilen des StS. lag zwar die Tat⸗ 
ſache zugrunde, daß der Brauer wegen der auf dem 
Brauanweſen ruhenden Taferngerechtſame die Schank⸗ 
oder Gaſtwirtſchaft auf dem Brauanweſen ausübte; 
allein die Taferngerechtſame gewährt an ſich noch nicht 
das Recht zum konzeſſionsloſen Betrieb einer Schank⸗ 
oder Gaſtwirtſchaſt; auch für die Beſitzer ſolcher Tafern⸗ 
gerechtſamen oder mit anderen Worten auch für die 
Beſitzer von realen und fog. realradizierten Gaſt⸗ und 
Schankwirtſchaftsgerechtſamen beſteht das Erfordernis 
der Erlaubnis zu ihrem Betriebe nach dem 8 33 
GewoO., nur hat in dieſen Fällen die Diſtriktsver⸗ 
waltungsbehörde bei der Prüfung, ob die Erlaubnis 
zur Ausübung der bezeichneten dinglichen Rechte zu 
erteilen ſei, bei einfach realen Rechten nicht die Bedürf⸗ 
nisfrage, bei den fog. realradizierten Rechten nicht die 
Bedürfnisfrage und die Lage des Lokals zu würdigen 
(ſ. Urt. vom 9. Dez. 1911). Ob nun derartige dingliche 
Rechte auf dem Brauanweſen ruhen oder nicht, in dem 
einen wie in dem anderen Falle hängt der Betrieb 
der Schank⸗ und Gaſtwirtſchaft von der Erlaubnis der 
Diſtriktsverwaltungsbehörde nach 8 33 Gew. ab. 
Der in dem bezeichneten Urt. vom 18. Sept. 1906 ans 
geführte Satz gilt mithin für alle Brauer, gleichgültig, 
ob fie Beſitzer dinglicher Schanf- oder Gaſtwirtſchafts⸗ 
gerechtſamen ſind oder nicht. Dieſe Rechtsauffaſſung 
ergibt ſich, wie in den Urteilen vom 6. Dez. 1906 und 
9. Dez. 1911 näher ausgeführt iſt, aus der Entſtehungs⸗ 
geſchichte und dem Zwecke der Beſtimmung des Art. 9 
lit. d Ziff. 1 GewG. vom 30. Jan. 1868. In dem Urt. 
vom 9. Dez. 1911 iſt der Begriff: Gaſtwirtſchaft, 
Schankwirtſchaft, Taſerngerechtſame und Braugerecht— 
ſame näher umſchrieben und der Umfang der mit 
dieſen Rechten verbundenen Befugniſſe gegeneinander 
abgewogen. Die geringſten Befugniſſe gewährt die 
Braugerechtſame; ſie enthält nicht das Recht zum 
Betrieb einer Schanf- oder Gaſtwirtſchaft. Der Brauer, 
der ſich nicht darauf beſchränken will, das gebraute 
Bier auf der Brauſtätte zu verzapfen und gekochte 
Speiſen zu verabreichen — Braugerechtſame —, ſondern 
den größere Befugniſſe enthaltenden Schanfs oder Gaſt⸗ 
wirtſchaftsbetrieb einrichten will, muß ſich die Erlaubnis 
nach dem § 33 GewO. erholen. Erholt und erhält 
der Brauer dieſe Erlaubnis, ſo gibt er damit zu er— 
kennen, daß er nicht bloß ſein eigenes Gebräu auf dem 
Brauanweſen ausſchenken will, ſondern auch alle 
ſonſtigen Getränke, die ein Schankwirt an die Gäſte 
oder über die Gaſſe abgeben darf. In dem umfang— 
reicheren Rechte zum Betrieb einer Schanfs oder Gajts 
wirtſchaft iſt das weniger Befugniſſe gewährende, aus 
der Braugerechtſame fließende Recht des Brauers, ſein 
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Eigengebräu auf dem Brauanweſen zu verſchenken 
mitinbegriffen, nicht davon losgetrennt. Es iſt deshalb 
die Annahme ausgeſchloſſen, daß von der Erlaubnis 
zum Betrieb einer Schank⸗ oder Gaſtwirtſchaft auf 
dem Brauanweſen die Braugerechtſame unberührt, 
„frei bleibt“. In dem konzeſſionierten Betriebe der 
Schank⸗ oder Gaſtwirtſchaft auf dem Brauanweſen 
ſteckt das ſchon in der Braugerechtſame wurzelnde 
Recht des Brauers, ſein Eigengebräu auf der Brauſtätte 
auszuſchenken. Der Brauer, der ſein eigenes Erzeugnis 
auf der Brauſtätte gleichgültig auf Grund welchen 
Rechtstitels ausſchenkt, kann es demnach ohne Konzeſ⸗ 
ſion in einem anderen Lokale nicht mehr verzapfen. 
Würde der Brauer um die Erlaubnis zum Betrieb 
einer Schank⸗ oder Gaſtwirtſchaft „unbeſchadet ſeiner 
aus der Braugerechtſame ihm zuſtehenden Rechte“ oder 
unter ſtillſchweigendem Vorbehalte dieſer Gerechtſame 
nachſuchen, fo wäre eine ſolche Erklärung oder ein 
ſolcher Vorbehalt rechtlich belanglos, weil die Tatſache 
des Ausſchanks des Eigengebräus auf der Brauſtätte 
beſteht und der Art. 9 lit. b Ziff. 1 Gew. dem Brauer 
nur das Recht einräumt, ohne Konzeſſion ſein ſelbſt⸗ 
gebrautes Bier auf der Brauſtätte auszuſchenken. In 
der Entſcheidung des VGH. vom 4. Dez. 1883 (Samml. 
Bd. 5 S. 61 letzter Abſ.) iſt die gleiche Auffaſſung 
vertreten; es heißt dort: „Da der Brauer N. das 
ſelbſtgebraute Bier ſchon im Brauhaus ausſchenkt, ſo 
kann ihm ein geſetzlicher Anſpruch, auch in einem an⸗ 
deren Hauſe ſein Bier ohne Genehmigung auszu⸗ 
ſchenken, nicht zuſtehen. Daran kann auch der Umſtand 
nichts ändern, daß N. im Brauhauſe eine genehmigte 
Gaſtwirtſchaft betreibt, da er eben hiedurch nur eine 
weitere Ausdehnung ſeiner wirtſchaftlichen Befugniſſe 
über ſein — der Genehmigung nicht bedürftiges — 
Schankrecht erlangt hat.“ Derſelbe Gedanke iſt in dem 
bezeichneten Urt. des StS.'s vom 9. Dez. 1911 durch 
die Worte ausgedrückt: „Uebt der Brauer auf dem 
Brauanweſen auf Grund des radizierten Tafernrechts 
die Tafern⸗ oder, was gleichbedeutend iſt, die Gaſt⸗ 
wirtſchaft aus, ſo betreibt er ſchon auf Grund dieſes 
Rechtstitels die gleiche Schankwirtſchaft, zu deren Aus⸗ 
übung ihm die Braugerechtſame die Befugnis geben 
würde; der Brauer kommt in einem ſolchen Falle gar 
nicht dazu, die Braugerechtſame in Anſpruch zu nehmen. 
Das aus der Braugerechtſame fließende Schankwirt⸗ 
ſchaftsrecht kommt gar nicht zur Geltung; es . . . ruht.“ 
Was von der Tafern⸗ oder Gaſtwirtſchaft gilt, gilt 
nach den obigen Erörterungen auch von der Schank⸗ 
wirtſchaft i. S. des 8 33 Gew. 

2. Zu demſelben Ergebniſſe führen noch andere 
Erwägungen. Nach dem Art. 8 Nr. 5 des Entwurfs 
Gew. vom 30. 1. 68 follten alle Gaſt⸗ und Schank⸗ 
wirtſchaften dem Konzeſſionszwang unterworfen werden; 
eine Ausnahme hievon wurde zugunſten der ſchank— 
berechtigten Kommunalbrauer und Weinbauer in Ans 
ſehung des Ausſchankes ihres eigenen Erzeugniſſes, 
nicht aber zugunſten der anderen Brauer gemacht. In 
den beiden Kammern des Landtags kam jedoch, nach— 
dem anfänglich die Beſtimmung des Art. 8 Nr. 5 
gebilligt worden war, der Gedanke zum Durchbruche, 
daß auch den übrigen Brauern (außer den Kom— 
munalbrauern) ihr bisheriges Recht erhalten bleiben 
ſoll, das ſelbſtgebraute Bier auf der Brauſtätte 
und auf dem Lagerkeller ohne Konzeſſion auszu— 
ſchenken. Der in der K. der Reichsr. zunächſt ent⸗ 
ſtandene Vorſchlag, daß den Brauern in ihren Brau— 
und Kellerräumlichkeiten der Ausſchank des eigenen 
Erzeugniſſes geſtattet bleiben ſoll, ſtieß in der K. der 
Abg. auf das Bedenken, daß hiedurch eine nicht 
beabſichtigte Vermehrung der Schankſtätten herbei— 
geführt werden könnte. Man einigte ſich dann auf 
die Faſſung: „Der Ausſchank des eigenen Erzeugniſſes 
bleibt den Brauern in ihren Braulokalitäten und 
Lagerkellern geſtattet.“ Der Geſetzgebungsausſchuß der 
K. der Abg. wählte ſchließlich die folgende Faſſung: 
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„Der Ausſchank des eigenen Erzeugniſſes bleibt den 
Brauern in einem hiefür bezeichneten Lokale und an 
ihren Lagerkellern ... geſtattet.“ Der Referent des 
Geſetzgebungsausſchuſſes trug zur Begründung dieſer 
Faſſung in der K. der Abg. Folgendes vor: „Der 
Grund der Aenderung iſt der, weil auch in der vor⸗ 
liegenden Faſſung (d. i. Brau⸗ und Kellerlokalitäten) 
die Möglichkeit eines Mißverſtändniſſes enthalten iſt. 
An manchen Orten und vielfach haben die Brauer 
ihre eigenen Braulokalitäten nicht mehr im Innern 
der Stadt, ſondern der Feuergefährlichkeit wegen oder 
aus anderen Rückſichten außerhalb derſelben, haben 
aber eigene Schanklokalitäten noch im Innern der 
Stadt. Um ſie hierin nicht zu behindern und ihnen 
keine Anſtände zu machen, wurde vorgezogen zu ſagen: 
in einem hiefür bezeichneten Lokale und 1 ihren 
Lagerkellern, ſo daß der Brauer die Befugnis hat, ein 
ihm paſſendes Lokal als dasjenige zu bezeichnen, wo 
er ſein eigenes Erzeugnis auszuſchenken beabſichtigt; 
es iſt jedenfalls dieſe Faſſung der früheren vorzu⸗ 
ziehen.“ In der K. der Reichsr. wurde wiederholt 
betont, daß dieſe Faſſung und ihre Begründung der 
Anſchauung auch dieſer Kammer entſpricht; der Ent⸗ 


wurf wurde dann in dieſer Faſſung zum Geſetz erhoben 
(Obs. St. Bd. 7 S. 128 und 129 und die dort ange⸗ 
führten Verh. der K. des Landt. und der GeſetzgebAusſch.) 


Daraus geht unzweideutig hervor, daß durch den Art. 9 
lit. b Ziff. 1 Gew. eine Vermehrung von konzeſſions⸗ 
loſen Schankſtellen der Brauer nicht bezweckt werden 
ſollte, daß der Geſetzgeber vielmehr ängſtlich bemüht 
war, eine Faſſung zu finden, durch die einer gegen⸗ 
teiligen Auffaſſung von vornherein die Spitze abge⸗ 
brochen wurde. Nach wie vor ſollte der Brauer be⸗ 
rechtigt ſein, nur an zwei Stellen ſein ſelbſtgebrautes 
Bier zum Ausſchanke zu bringen: auf dem Lagerkeller 
und auf der Brauſtätte oder an Stelle dieſer an einer 
anderen Stätte oder mit anderen Worten: Der Brauer 
darf das ſelbſterzeugte Bier, das er auf der Brau⸗ 
ſtätte aus wirtſchaftlichen Gründen nicht ausſchenken 
will oder kann, an einer anderen Stätte ohne Erlaubnis 
verzapfen. Die andere Stätte iſt der Erſatz des Aus⸗ 
ſchanks auf der Brauſtätte. An einer Erſatzſtätte kann 
mithin der Brauer das ſelbſterzeugte Bier ohne Er⸗ 
laubnis nur dann ausſchenken, wenn er es auf der 
Brauſtätte nicht ausſchenkt; wird es auf der Brauſtätte 


ausgeſchenkt, dann iſt kein Raum und keine Veran⸗ 


laſſung mehr zur Wahl einer Erſatzſtätte. Das Recht 


des Brauers auf erlaubnisfreien Ausſchank des ſelbſt⸗ 


erzeugten Bieres kann mithin ohne Beziehung zum 


Lagerkeller oder zur Brauſtätte nicht beſtehen, es kann 
von dem Lagerkeller oder der Brauſtätte losgetrennt 
nicht gedacht und darum als Recht nicht verlegt 
(transferiert) werden; nur für die Ausübung des 
früher ausſchließlich an die Brauſtätte gebundenen 
Rechtes des erlaubnisfreien Ausſchanks ſind zwei — 
einander ausſchließende — Möglichkeiten geſchaffen 
worden: nämlich Ausſchank auf dem Brauereianweſen 
oder an einer anderen Stätte. Daß das Lagerkeller— 
ſchankrecht nicht erſatzweiſe an einer anderen Stätte 
ausgeübt werden kann, iſt in dem Geſetz ausdrücklich 
enthalten. Damit erledigt ſich auch von ſelbſt die 
Kaas, ob in den auf den Lagerkellern befindlichen 
Räumlichkeiten, in denen auf Grund des 8 33 Gew. 
eine Schank⸗- oder Gaſtwirtſchaft betrieben wird, ein 
Kellerausſchank ſtattfinden kann. Der Ausſchank auf 
den Lagerkellern und auf der Brauſtätte verleiht die 
gleichen Befugniſſe (§ 13 Abſ. 2 VO. vom 25. Apr. 1868, 
die Gaſt- und Schankwirtſchaften diesſeits des Rheins 
betr., RegBl. S. 693, SS 4 und 14 der Entſchl. des 
StM. K. H. und des Ae. vom 30. Dez. 1909, Wirt⸗ 
ſchaftsgewerbe betr., Amtsbl. 1910 S. 1, Obs G. St. 
Bd. 7 S. 127 und 128). Was in dieſer Richtung für 
das Schankrecht auf der Brauſtätte gilt, gilt auch für 
das Kellerſchankrecht d. h. in den Räumlichkeiten, in 
denen auf Grund des § 33 GewO. die Schank- oder 
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Gaſtwirtſchaft betrieben wird, kann während der Dauer 
dieſes Betriebs eine Kellerſchenke nicht in die Erſchei⸗ 
nung treten; dieſes Recht ruht in dieſem Falle ebenſo 
wie das Recht, auf der Brauſtätte oder an einer Erſatz⸗ 
ſtätte das ſelbſterzeugte Bier auszuſchenken. 

3. Der Angekl. G. übt als Brauer auf ſeinem 
Brauanweſen „Bürgerliches Bräuhaus“ in H. die 
Schankwirtſchaft aus, zu deren Betrieb er von der 
Diſtriktspolizeibehörde auf Grund des $ 33 Gewd. 
die Erlaubnis erhalten hat und ſchenkt dort ſein ſelbſt⸗ 
gebrautes Bier aus; er iſt deshalb nach den obigen 
Erörterungen nicht berechtigt, ſolches Bier auch noch 
anderswo ohne Erlaubnis zu verzapfen oder ſich darauf 
zu berufen, daß er kraft feines Kellerſchankrechis 
ſein Eigengebräu auf dem Brauanweſen ausſchenke. 
Uebrigens iſt ſchon in dem Urteile des StS. vom 
9. Dez. 1911 (Obs 3. St. Bd. 11 S. 435 und 436) 
ausgeführt, daß mit der Bezeichnung eines Anweſens. 
hier des Brauanweſens, als Lagerkeller allein die 
Vorausſetzungen nicht erfüllt find, die das Geſetz für 
die Berechtigung zum Ausſchanke des ſelbſterzeugten 
Bieres auf dem Lagerkeller verlangt. Mit der Tat⸗ 
ſache, daß der Angekl. im Brauanweſen alle Rechte 
der Schankwirtſchaft nach dem 8 33 Gew., insbeſondere 
auch das Recht des Branntweinausſchanks ausübt, iſt 
feine Behauptung, das „Bürgerliche Bräuhaus“ jei 
ein Lagerkeller, nicht vereinbar. Sollte er etwa von 
der Erwägung ausgehen, daß er nicht als Brauer, 
ſondern als Wirt die Schankwirtſchaft auf dem Brau⸗ 
anweſen betreibe, ſo könnte ſie, abgeſehen von den er⸗ 
örterten Gründen, auch deswegen nicht beachtet werden, 
weil man ſonſt zu dem unhaltbaren Ergebniſſe käme, 
daß er als Wirt ſein Bier von ſich als Bierbrauer 
bezieht, oder mit anderen Worten, daß der Bierbrauer 
hier ſein eigener Bierabnehmer, ac Wirt iſt. (Urt. 
vom 19. April 1913, Rev.⸗Reg. Nr. 129/1913). Ed. 
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Oberlandesgericht München. 


Begriff der Wohnung nach § 181 ZRO.; Heilung 
von Zuſtellmängeln. Die Klägerin fordert aus einem 
auf „Curt N., München, U.⸗Straße 387 gezogenen, von 
ihm akzeptierten Wechſel Zahlung von 700 M. Die 
Klage wurde am 15. Jan. 1912, U.⸗Straße 38 zu Handen 
der Köchin zugeſtellt. Im Termine war der Beklagte 
nicht vertreten. Er hatte in einem Telegramm aus 
B. (Schweiz) vom 18. Jan. 1912 dem Gerichte mit⸗ 
geteilt, „daß er ſeit 1. Nov. nach dem Auslande ver⸗ 
zogen ſei, eben die nachgeſandte Klage erhalten und 
RA. B. als Anwalt beſtellt habe“. Es erging antrags⸗ 
gemäß Verſäumnisurteil nach der Klagebitte. Im 
Einſpruch wurde unzuläſſige Erſatzzuſtellung gerügt, 


weil N. am 15. Jan. 1912 in München keine Wohnung 


mehr gehabt habe. Der Beklagte leiſtete den zuge⸗ 
ſchobenen Eid, daß er ſeinen Wohnſitz in München 
ſchon vor dem 15. Jan. 1912 aufgegeben habe. Die 


Klagepartei verwies demgegenüber auf Art. 4 Ziff. 8 


WO. und 8 187 ZBO. und ließ die Klage mit Ladung 
nebſt Beilagen am 22. März 1912 wiederholt und zwar 
an RA. B. zuſtellen. Das LG. wies die Klage ad, 
da eine ungültige Zuſtellung vorliege. Mit der Berufung 
machte die Klägerin geltend, daß N. auch am 15. Jan. 
1912 hier noch eine Wohnung gehabt habe, in der ſich, 
da der Mietvertrag fortdauere, ſeine Frau ſtändig 
aufhalte; eine vorſchriftswidrige Zuſtellung ſei gemaß 
8 187 3BDO. und durch die wiederholte Zuſtellung der 
Klage geheilt. Das OL. wies die Berufung als uns 
begründet zurück. n 
Aus den Gründen: Wohnung i. S. von 8 180 
Abſ. 2, 181 ZPO. iſt eine Räumlichkeit, welche die 
Perſon, der zugeſtellt werden ſoll, tatſächlich zum Wohnen 
benützt. Sie kann ihrer Beſtimmung bei längerer Ab- 
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weſenheit nur erhalten bleiben, 1 die Rückkehr zu 
erwarten iſt; eine Wohnung iſt aber nicht mehr vor⸗ 
handen, wenn ſie, wie hier feſtſteht, dauernd ohne die 
Abſicht der Rückkehr verlaſſen wurde. Daß das Miet⸗ 
verhältnis rechtlich bis zum Ablauf der vertraglichen 
Mietzeit noch beſteht und die Räumlichkeit mit Wiſſen 
und Willen des Mieters von Angehörigen ausgenützt 
wird, iſt ohne Belang. Hatte aber der Beklagte am 
15. Jan. 1912 keine Wohnung mehr in München, ſo 
war eine Erſatzzuſtellung an eine in der angeblichen 
Wohnung ſich aufhaltende Perſon unzuläſſig und un⸗ 
gültig. Hieran vermag auch Art. 4 Ziff. 8 WO. nichts 
zu ändern, wonach der bei dem Namen des Bezogenen 
angegebene Ort zugleich — aber nur für wechſelrecht⸗ 
liche Handlungen — als „Wohnort“ des Bezogenen 
gilt. Die unzuläſſige und ungültige Erſatzzuſtellung 
iſt nicht dadurch geheilt worden, daß die Klage mit 
Ladung nach der im Telegramm vom 18. Jan. 1912 
enthaltenen Erklärung des Beklagten in ſeine Hände 
gelangt iſt. 8 187 ZPO. bezieht ſich ſeinem Wortlaute 
nach auf Zuſtellungen von Ladungen unter Verletzung 
der 88 181—186 3p O. alſo auf Fälle, in denen eine 
Erſatzzuſtellung „an eine Perſon erfolgt iſt, an die ſie 
nicht hätte erfolgen dürfen“ (vgl. Seuffert ZPO. 
11. Aufl. 8 187 Anm. 1), nicht aber auf Fälle, in denen 
eine Erſatzzuſtellung überhaupt nicht hätte erfolgen 
dürfen. Eine eingeſchränkte Auslegung des $ 187 muß 
auch nach dem Zweck der Geſetzesſtelle angenommen 
werden. Durch ſie ſollte bei Ladungen der Streitfrage 
über die Gültigkeit einer geſetzwidrigen Erſatzzuſtellung 
für den Fall bis zu einem gewiſſen Grade ein Ende 
gemacht werden, daß das Schriftſtück rechtzeitig in die 
Hände des richtigen Adreſſaten gelangt iſt (RGZ. 17, 
405 ff.; 34, 394). Sie bezweckt aber nur die Vermei⸗ 
dung von Härten und Prozeßſchikanen wegen an ſich 
unſchädlicher Formfehler, nicht aber die Heilung jedes 
auch weſentlichen Fehlers des Zuſtellungsverfahrens 
(RG Z. 17, 407). Hier liegt aber ein weſentlicher Zus 
ſtellungsfehler inſoferne vor, als in München über⸗ 
haupt die Zuſtellung ausgeſchloſſen war und durch die 
gleichwohl hier erfolgte Zuſtellung für eine im Aus⸗ 
lande befindliche Perſon der Zuſtellungszweck, die Mit⸗ 
teilung des zuzuſtellenden Schriftſtücks an den Adreſ⸗ 
ſaten erheblich gefährdet war, beſonders auch inſo⸗ 
fern, als die an ſich erforderliche förmliche Zuſtellung 
im Ausland durch die hierfür nicht zuläſſige Gerichts⸗ 
vollzieherzuſtellung erſetzt wurde. Der Zuſtellungs⸗ 
mangel iſt endlich auch nicht durch die wiederholte 
Zuſtellung der Klage an RA. B. geheilt worden. Es 
iſt zwar aus $ 176 ZPO. nicht zu folgern, daß die 
den Rechtsſtreit einleitende Zuſtellung an die Partei 
ſelbſt use müſſe; fie kann auch an einen in dieſem 
Zeitpunkt bereits beſtellten PBrogegbevollmädhtigten ge- 
ſchehen. Gegebenenfalls war aber durch das Telegramm 
des Beklagten vom 18. Jan. 1912 nur erklärt, daß ein 
Anwalt zur Wahrung der Rechte des Beklagten gegen⸗ 
über der in München bereits zugeſtellten Klage auf— 
geſtellt worden ſei und aus dem Verhalten dieſes 
Anwaltes geht unzweideutig hervor, daß er ſich für 
die zweite Klage nicht beſtellt erachtet und in dieſer 
Richtung nicht tätig ſein will. (Urt. vom 21. Auguſt 
1912, M 637/12). N. 
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Oberlandesgericht Bamberg. 


Zuſammentreſfen von Zwangsverwaltung und Kon⸗ 
kursverfahren. Auswahl des Zwangsverwalters. Kann 
der Gemeinſchuldner gegen die Beſtellung des Konkurs⸗ 
verwalters zum Zwangs verwalter Beſchwerde einlegen? 

allen die Ertraͤgniſſe des Apothekergewerbes in die 
onkursmaſſe oder in die Maſſe der Zwangsverwaltung? 
Joſef H. betrieb in ſeinem Anweſen auf Grund per— 
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ſönlicher Konzeſſion das Apothekergewerbe. Er iſt in 
Konkurs geraten. Rechtsanwalt B. iſt Konkursverwalter. 
Das Anweſen iſt belaſtet: an 1. Stelle mit einer Hypo⸗ 
thek der Hypothekenbank in M. zu 54 000 M, an 2. Stelle 
mit einer Hypothek der Rentnersgatten Georg und 
Barbara H. zu 38 000 M, an 3. Stelle mit einer Hypothek 
des F. zu 38 600 M. Durch Vertrag beſtellte der Konkurs⸗ 
verwalter den F. zum Verwalter der Apotheke, in der 
er bisher als Gehilfe des H. tätig war, gegen einen Jahres⸗ 
gehalt von 4200 M. Joſef H. iſt als Gehilfe in der 
Apotheke beſchäftigt und bezieht eine tägliche Vergütung 
von 7.20 M. F. erwirkte für die Zinſen ſeiner Hypothek⸗ 
forderung im Wege einſtweiliger Verfügung die Be⸗ 
ſchlagnahme des Anweſens des H. zum Zwecke der 
Zwangsverwaltung. Zum Zwangsverwalter wurde der 
Konkursverwalter B. beſtellt. F. erhob Erinnerungen 
gegen die Wahl des Konkurs verwalters B. zum Zwangs⸗ 
verwalter. Er machte geltend, daß B. wegen Intereſſen⸗ 
gegenſatzes infolge feiner Eigenſchaft als Konkurs- 
verwalter nicht zum Zwangsverwalter geeignet ſei, 
beantragte, ihn ſelbſt zum Zwangsverwalter zu beſtellen, 
und erbot ſich, dieſes Amt unentgeltlich zu führen. 
Das Amtsgericht wies die Erinnerungen zurück. Auf 
Beſchwerde des F. enthob das LG. den Konkursverwalter 
B. von der Stelle eines Zwangsverwalters und beſtellte 
an feiner Stelle den Veſchwerdeführer F. als Zwangs⸗ 
verwalter. Das LG. nahm bei B. den behaupteten 
Intereſſengegenſatz an und erachtete den Apotheker F. 
für einen geeigneten Erſatz. Die weiteren Beſchwerden 
Ef 8 und des Gemeinſchuldners hatten 
rfolg. 

Gründe: Die Beſchwerde des Konkursverwalters 
iſt die ſofortige weitere Beſchwerde nach $ 793 ZPO. 
Der 8 95 ZwBG., der die Zuläſſigkeit der Beſchwerde 
auf Entſcheidungen über Anordnung, Aufhebung, Ein⸗ 
ſtellung oder Fortſetzung des Verfahrens beſchränkt, 
hat nur Bedeutung für i de mch e die dem Zu⸗ 
ſchlage vorausgehen, er iſt hier nicht anwendbar. Die 
Beſchwerde des Konkursverwalters iſt ſohin zuläſſig. 
Ob auch der Gemeinſchuldner ein Beſchwerderecht 
bezüglich der Beſtellung des Zwangsverwalters hat, 
hängt davon ab, ob er als Beteiligter des Zwangs⸗ 
verwaltungsverfahrens i. S. des §9 des Zw G. gelten 
kann oder nicht. Die Anſichten hierüber ſind verſchieden. 
Jäckel erkennt den Gemeinſchuldner nicht als Beteiligten 
nach 8 I ZwWG. an (Jäckel § 9, II, 1, 3. Abſ.; 8 172, IT, 
2). Kammergerichtsrat Dr. Wolff in der LZ. 1911 
S. 99 und Reinhard, Komm. zum Zw. 8 172, Bem. 3 
rechnen den Gemeinſchuldner zu den Beteiligten, jedoch 
mit der Einſchränkung, daß er nicht in die Ausübung 
der ihm entzogenen und dem Konkursverwalter über⸗ 
tragenen Verwaltung und Verfügung eingreifen dürfe. 
Dieſer Anſicht ſchließt ſich das OLG. an. Die entgegen- 
geſetzte Auffaſſung würde zu dem Ergebniſſe führen, 
daß der Gemeinſchuldner in der wichtigen Frage der 
Perſon des e ed insbeſondere wenn die 
Stellungen des Zwangs- und Konkursverwalters in 
einer Perſon vereinigt ſind, rechtlos geſtellt wäre. Auch 
die KO. gewährt dem Gemeinſchuldner ein Beſchwerde— 
recht (Jäger KO. § 73 Anm. 8). Es iſt nicht einzu⸗ 
ſehen, warum er im Zwangsverwaltungsverfahren 
hievon ausgeſchloſſen ſein ſoll. Seine Beſchwerde gegen 
die Perſon des Zwangsverwalters greift in das Ver— 
waltungs⸗- und Verfügungsrecht des Konkursverwalters 
nicht ein. 

Mit Recht hat das LG. den Konkursverwalter von 
der Stelle eines Zwangsverwalters enthoben. Der an 
ſich mögliche Intereſſengegenſatz iſt auch Schon tatſächlich 
hervorgetreten. Rechtsanwalt B. führt in ſeiner Er— 
klärung aus, daß die Zwangsverwaltung auch den 
Apothekenbetrieb umfaßt und es Pflicht des Zwangs— 
verwalters iſt, auch den Apothekenbetrieb in ſeine Ver— 
waltung zu nehmen. Dieſen Standpunkt hält er auch 
in ſeiner Beſchwerdeſchrift aufrecht. Dieſe Auffaſſung 
iſt jedoch unzutreffend. Nach 8 152 ZwVG. hat der Vers 
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walter die Pflicht, das beſchlagnahmte Grundſtück in 
feinem wirtſchaftlichen Beſtande zu erhalten und ord⸗ 
nungsmäßig zu benützen. Zwar hält Jäckel, Bem. 4 
zu 8 152, nicht für ausgeſchloſſen, daß der Zwangs⸗ 
verwalter auch einen mit dem Grundſtücke verbundenen 
Gewerbebetrieb ausübt, allein ihm kann hierin nicht 
beigetreten werden. Nur das Grundſtück, feine land⸗ 
und forſtwirtſchaftlichen Erzeugniſſe, die Gegenſtände, 
auf welche ſich die Hypothek erſtreckt, bei Beſchlagnahme 
zum Zwecke der Zwangsverwaltung die Miet⸗ und Pacht⸗ 
zins forderungen, werden von der Zwangsvollſtreckung 
in das unbewegliche Vermögen ergriffen (88 864, 865 
3PO., § 20 II ZwVG.) Zu den den Hypothekgläubigern 
haftenden Nutzungen eines Grundſtückes gehören nicht 
die Einnahmen aus einem auf dem Grundſtücke durch 
Warenumſatz oder durch perſönliche Leiſtungen des 
Schuldners betriebenen Gewerbe (Matthieſen in 
Buſchs Z. Bd. 31 S. 315, Schultzenſtein ebenda Bd. 33 
S. 459, von der Pfordten Zw. 8 152 Bem. 3a, Steiner 
Zw G. 8 152 Bem. 2). Nur Gewerbe, die die Ausnützung 
des Grundſtückes gemäß deſſen Beſtimmung zum uns 
mittelbaren Gegenſtande haben, wie der Betrieb der 
Land⸗ und Forſtwirtſchaft, die Ausbeute eines Stein⸗ 
bruches uſw. werden von der Immobilienzwangsvoll⸗ 
ſtreckung ergriffen. Bei einem Apothekergewerbe liegen 
dieſe Vorausſetzungen nicht vor. Deſſen Erträgniſſe 
fallen nicht in die Zwangsverwaltungsmaſſe, ſondern 
gebühren dem Unternehmer und gehören, falls 1 bat 
im Konkurs iſt, zur Konkursmaſſe. Mit Unrecht hat 
ſich daher Rechtsanwalt B. als Zwangsverwalter in 
die Verwaltung des Apothekenbetriebes eingemiſcht und 
deſſen Erträgniſſe für die Zwangsverwaltung bean⸗ 
ſprucht. Mit Recht hat ihn daher das LG. wegen 
Intereſſengegenſatzes von der Stellung eines Zwangs⸗ 
verwalters enthoben. Inſoweit iſt die Beſchwerde des 
Konkursverwalters B. nicht begründet. Dagegen iſt 
die Beſtellung des F. zum Zwangsverwalter nicht zu 
billigen. Deſſen Pflichtenkreis iſt zwar nicht bedeutend 
und ſchwierig. Gleichwohl eignet ſich F. nicht für dieſe 
Stelle. Er iſt letzter Hypothekgläubiger mit einer 
Forderung von 38 600 M. Wenn es auch nicht unzu⸗ 
läſſig iſt, einen Gläubiger zum Zwangsverwalter zu 
beſtellen, ſo iſt doch in der Regel geboten, von ſeiner 
Beſtellung abzuſehen, ſolange die Möglichkeit beſteht, 
eine andere geeignete Perſon zu wählen. Die förder— 
liche Entwickelung der Angelegenheit hängt hier von 
dem einträchtigen Zuſammenwirken aller Beteiligten 
ab. In bezug auf die Verwaltung der Apotheke be— 
ſtehen ſchon Unſtimmigkeiten zwiſchen F. und dem 
Gemeinſchuldner. Die Uebertragung der Zwangsver⸗ 
waltung auf F. würde die Quelle weiterer Uneinigkeit 
bilden. Dies iſt umſomehr zu vermeiden, als der 
Gemeinſchuldner durch einen Verzicht auf die Apotheken- 
konzeſſion den Fortbetrieb vereiteln kann, der nur aus 
ſeinem Recht erfolgt. Da die Koſten der Zwangs— 
verwaltung bei ihrem unerheblichen Umfange nur un— 
bedeutend ſein können, kann dem Anerbieten des F., 
die Zwangsverwaltung unentgeltlich zu führen, kein 
entſcheidendes Gewicht beigelegt werden. Die Beſtellung 
des F. zum Zwangsverwalter iſt deshalb aufzuheben. 
Inſoweit iſt die Beſchwerde des Konkursverwalters 
begründet. Die Beſchwerde des Gemeinſchuldners, die 
nur die Enthebung des F. von der Stelle eines Zwangs— 
verwalters verfolgt, iſt begründet. (Beſchl. d. I. ZS. 
v. 17. Mai 1913, J 125/13). 
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Oberlandesgericht Nürnberg. 


Ernennung von Schiedsrichtern durch das Gericht, 
Vorſchläge der Beteiligten, Gerichtskoſten des ſchieds⸗ 
richterlichen Verfahrens. (§§ 1029, 1045, 91 ZPO.) 
Aus den Gründen: Der Antragſteller erachtet ſich 


durch die Ernennung des W. zum zweiten Mitgliede 
des von den Parteien vereinbarten Schiedsgerichts als 
beſchwert, da der von dem erſten Schiedsrichter B. 
vorgeſchlagene H. vom Antragsgegner mit Unrecht 
abgelehnt worden ſei, weil ein Grund für deſſen Be⸗ 
fangenheit nicht vorliege und der Antragsgegner ſein 
Recht zur Ernennung eines Schiedsrichters überhaupt 
verloren habe. Der Antragſteller begehrt auszuſprechen. 
daß es bei der Benennung des H. ſein Bewenden habe. 
Dieſes Verlangen iſt unbegründet. Nach dem Vertrage 
hat jede Partei einen Schiedsrichter zu ernennen, die 
Schiedsrichter ſollen einen Obmann bezeichnen; im 
übrigen ſollen die 88 1025—1048 ZPO. angewandt 
werden. Da der Antragsgegner wegen fruchtloſen Ab⸗ 
laufs der ihm vom Antragſteller geſetzten Friſt nach 
8 1029 I das Recht zur Ernennung des zweiten Schieds⸗ 
richters verloren und der Antragſteller der verfpäteten 
Ernennung durch den Gegner widerſprochen hat, ſo 
war antragsgemäß der zweite Schiedsrichter von dem 
zuſtändigen Landgerichte zu ernennen (88 1029 IL, 1045, 
und zwar wiederholt, nachdem der früher ernannte 
zweite Schiedsrichter K. wegen Fortzugs die Ueber⸗ 
nahme des Amtes abgelehnt hatte. Weder der erſte 
Schiedsrichter B. noch die Parteien waren zur Er⸗ 
nennung befugt, ſondern höchſtens zum Vorſchlag des 
zweiten Schiedsrichters. Das Gericht war an dieſen 
Vorſchlag nicht gebunden, es konnte und durfte mit 
oder ohne Rückſicht auf die Ablehnung des H. durch 
den Antragsgegner eine geeignete Perſon von Amts 
wegen auswählen. Mit der Ernennung des W. hat 
das Gericht angeſichts der widerſprechenden Aeußerungen 
der Parteien nur zweckmäßig und jedenfalls innerhalb 
ſeiner geſetzlichen Befugniſſe gehandelt. Die Beſchwerde 
in dieſer Richtung war zurückzuweiſen. 


Dagegen hat der Antragſteller den landgerichtlichen 
Koſtenausſpruch mit Recht bemängelt. Bei dem Fehlen 
beſonderer Vorſchriften des Geſetzes über die Kaſten des 
mit dem ſchiedsrichterlichen Verfahren verbundenen 
gerichtlichen Verfahrens (8 1045) ſind die allgemeinen 
Vorschriften der SS 91 ff. ZPO. über die Prozeßkoſten 
anzuwenden; ein Hindernis bildet auch nicht die ver⸗ 
tragsmäßige Parteivereinbarung, daß die Verurteilung 
in die Koſten des Verfahrens durch das Schiedsgericht 
bzw. den Obmann erfolgt“, denn dieſe Vereinbarung 
bezieht ſich nur auf die endgültige Regelung der Koſten⸗ 
pflicht für das eigentliche Verfahren vor den ernannten 
Schiedsrichtern. Die Koſten des gerichtlichen Verfahrens 
fallen der hier unterliegenden Partei zur Laſt, das iſt 
hier dem Antragsgegner. Er hat die ihm zugeſtellte 
ſchriftliche Aufforderung des Antragſtellers zur Be⸗ 
zeichnung des zweiten Schiedsrichters unbeachtet gelaſſen 
und ſo das gerichtliche Verfahren nicht bloß veranlaßt. 
ſondern auch im Sinne des Antragſtellers gegen ſich 
ergehen laſſen müſſen. Unzutreffend iſt der Einwand 
des Antragsgegners, es habe für ihn keine Veranlaſſung 
zur Ernennung des zweiten Schiedsrichters beſtanden. 
ſolange die betreibende Partei nicht einen „einwand⸗ 
freien“ Schiedsrichter ernannt habe. Das Recht zur 
Ablehnung des vom Gegner ernannten Schiedsrichters 
(8 1032 ZPO.) kann und darf nicht die eigene Pflicht 
zur Ernennung des zweiten Schiedsrichters beeinfluſſen 
und das geſetzliche Verfahren der Ernennung nach $ 10 
ausſchalten. In dieſem Punkte war der landgerichtlich⸗ 
Beſchluß aufzuheben und der Antragsgegner allein mu 
den Koſten des Verfahrens 1. Inſtanz zu belaſten. 
(Beſchl. des II. 35. vom 26. Nov. 1912, Beſchw.⸗Nr. 
364/12). B r. 
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Aus der Rechtſprechung 
des bayeriſchen Verwaltungsgerichtshofs. 


Ein im Ausland geſchloſſener Vertrag über religiöſe 
Kindererziehung iſt in Bayern trotz des Mangels einer 
beſonderen Form gültig, wenn das für die Form maß: 
gebende ansländiſche Hecht ſolche Verträge überhaupt 
nicht kennt. Aus den Gründen: Die Form einer 
zwiſchen Brautleuten getroffenen Vereinbarung über 
religiöſe Kindererziehung bemißt ſich nach den Geſetzen 
des erſten ehelichen Wohnſitzes, die Form ſpäter ab» 
geſchloſſener Verträge nach dem Rechte des Ortes, wo 
die Eheleute z. Zt. der Vertragſchließung ihren Wohn- 
ſitz hatten (VGH. 18, 227; 25, 386; auch 33, 171). 
Solche vertragsmäßige Beſtimmungen können rechts⸗ 
gültig nur in der Form getroffen werden, die nach 
den bürgerlichen Geſetzen für „Eheverträge“ vor⸗ 
geſchrieben iſt (VGH. 4, 161; 13, 566; auch 18, 228; 
25, 139). Doch bleiben die Formvorſchriften für Ehe⸗ 
verträge im engeren Sinn (pacta dotalia) dann außer 
Betracht, wenn nach dem außerbayeriſchen Rechte, das 
am erſten ehelichen Wohnſitz oder am Wohnſitze z. Zt. 
des ſpäteren Vertragsſchluſſes gilt, Sondervorſchriften 
für Verträge über religiöſe Kindererziehung („ſonſtige 
Verträge“, Eheverträge im weiteren Sinn [pacta 
nuptialia] VGH. 4, 164 — 166 u. 257; 13, 570) eine 
ſtrengere Form vorſchreiben als für Eheverträge im 
engeren Sinn (VGH. 11, 434%; 18, 230; ungedr. 
Entſch. vom 5. November 1903 religiöfe Erziehung der 
Kinder W. von L. betr.) oder aber an die Form ſolcher 
an ſich zuläſſiger Verträge weniger ſtrenge Anforde⸗ 
rungen ſtellen als bei eigentlichen Eheverträgen oder 
überhaupt keine beſondere Form verlangen (ungedruckte 
Entſch. vom 9. Dezember 1909 religiöſe Erziehung der 
Th. Sch. in K. betr. und vom 11. Oktober 1911 religiöſe 
Erziehung der Kinder H. in R. betr.). Am erſten ehe⸗ 
lichen Wohnſitze der Eheleute K. — He. im Kanton 
Bern — galt z. Zt. der Eheſchließung und während des 
dortigen Aufenthalts der Familie der Art. 49 der 
Schweizer Bundesverfaſſung vom 29. Mai 1874, der 
im 3. Abſatz beſtimmt: Ueber die religiöſe Erziehung 
der Kinder bis zum erfüllten 16. Altersjahre verfügt 
im Sinne vorſtehender Grundſätze (Glaubens- und 
Gewiſſensfreiheit) der Inhaber der väterlichen oder 
vormundſchaftlichen Gewalt. Ein Vertrag über religiöſe 
Erziehung der Kinder iſt nach Schweizer Rechtſprechung 
und Rechtslehre wegen des Zwanges, den er auf den 
Erziehungsberechtigten ausübt, als unvereinbar mit 
jenem Grundſatz ungültig, wenn wie in H. nach 
Satzung 153 des damals geltenden Zivilgeſetzbuchs für 
den Kanton Bern die Ausübung der elterlichen Gewalt 
dem Vater zuſteht (Burkard, Kommentar zur Schweizer 
Bdsverf. S. 499; Fleiner in Ztſchr. f. ſchweizer. Recht 
Bd. 34 [XII] S. 475; f. auch Neumayer, Internat. Verw. 
Recht 1910 1. Bd. S. 455 und Geiger, Die religiöſe Er- 
ziehung der Kinder im Deutſchen Reiche 1903 S. 295). 
Bernhard K. hat denn auch ſeine Kinder während 


ſeines Aufenthalts in He. katholiſch erziehen laſſen; 


ob dies der Ausfluß ſeiner eigenen, von niemand be— 
einflußten Willensentſchließung war oder das Ergebnis 
vorausgegangener Abreden mit ſeiner Frau iſt ohne 
Bedeutung. In Bayern dagegen, wo der Verwaltungs— 
richter auf Grund des hier geltenden Rechts ſachlich 
zu entſcheiden hat und eine formell gültige Abmachung 
der Eltern für die religiöſe Erziehung der Kinder map: 
gebend iſt, kann auch eine in der Schweiz getroffene 
Abmachung trotz der ihr dort anhaftenden Wirkungs— 
loſigkeit nicht ohne weiteres unberückſichtigt bleiben. 


Es fragt ſich nur, ob ſich hier aus der Rechtslage, die 


in der Schweiz für Verträge über religiöſe Erziehung 
der Kinder beſteht, die Entbehrlichkeit einer beſonderen 
Form ergibt oder die Notwendigkeit der etwa für Ehe— 
verträge im engeren Sinn dort vorgeſchriebenen Form. 
Die Entſcheidungen in VGH. 4, 161 u. 13, 566 bezogen 
ſich auf Verträge, die in Bayern abgeſchloſſen und 
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darum ausſchließlich, auch hinſichtlich der Form, nach 
bayeriſchem Rechte zu beurteilen waren. Hier dagegen 
fragt es ſich, ob nach außerbayeriſchem Rechte Form⸗ 
vorſchriften für einen außerhalb Bayerns abgeſchloſſe⸗ 
nen Erziehungsvertrag — Ehevertrag im weiteren 
Sinne — beſtehen; auch handelt es ſich nach § 13 der 
II. Verf.⸗Beil. allein um die Form. Die Einhaltung 
einer beſonderen Form iſt hier nur dann zu fordern, 
wenn das — wie bei dem Abſchluſſe des Ver⸗ 
trags innerhalb Bayerns gemäß 88 12 — 14 a. a. O. 
(VGH. 13, 566, 570) — nach außerbayeriſchem Geſetze 
vorgeſchrieben iſt. In He. mußte eine ſolche Vorſchrift 
ſchon wegen der Unzuläſſigkeit ſolcher Verträge fehlen. 
Die Vereinbarung der Eheleute K. iſt alſo nicht des⸗ 
halb ungültig, weil ſie ohne Einhaltung einer beſon⸗ 
deren Form getroffen worden iſt. (Entſch. des II. S. 
vom 14. Febr. 1913). E. 
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Pücheranzeigen. 


Rieger, Dr. Conrad, Univerſitätsprofeſſor, Vorſtand 
der pſychiatriſchen Klinik der Univerſität Würzburg. 
Ueber ärztliche Gutachten im Strafrecht 
und Verſicherungsweſen. (Vierter Bericht 
der Würzburger pfychiatriſchen Klinik). Mit 4 Ab⸗ 
bildungen im Text. 217 Seiten. Würzburg 1912, 
Curt Kabitzſch (A. Stubers Verlag). Broſch. Mk. 6.50. 


Der Verfaſſer gibt keine langatmigen theoretiſchen 
Anweiſungen für die Erſtattung und Einholung von 
ärztlichen Gutachten, ſondern teilt aus dem reichen 
Schatze ſeines Wiſſens und ſeiner praktiſchen Erfahrung 
eine Fülle des Beherzigenswerten mit, nicht nur für 
den Arzt, der das Gutachten zu erſtatten hat, ſondern 
auch für den Richter und die Behörde, die es ſich er⸗ 
ſtatten laſſen. Er tut das in der anregendſten, ja 
unterhaltendſten Weiſe und berührt dabei die ver⸗ 
ſchiedenſten Fragen aus anderen Gebieten, beſonders 
dem Grenzgebiet zwiſchen Medizin und Rechtswiſſen⸗ 
ſchaft, wie die nachfolgenden Proben aus der Leber: 
ſicht des Inhalts beweiſen mögen: „Ehrenvolles Bes 
gräbnis der Kriminal⸗Anatomie. ‚Der einzige Aus⸗ 
fuhrartikel italieniſcher Intelligenz“ — Die Pſychologie 
des Verbrechens. Galgenphyſiognomie. Ohrfeigengeſicht 
— Das Senſationelle an der Kriminaliſtik — Cochon— 
niſtiſches, Pornographiſches, Maulhurerei, Literatur- 
hurerei. Auch Staatsanwälte werden ſenſationell — 
Staatsanwälte mit ſexuellen Senſationen — Verſetzung 
von ſexuell⸗ſenſationellen Staatsanwälten an das 
Grundbuchamt — Zuviel Glauben an die Anatomie. 
Juſtizmorde infolge dieſes Glaubens. Anatomiſche 
Diagnoſe der Homoſexualität in dem Hirn. Der ver— 
wechſelte Affe. Der blamierte Gerichtsarzt. Wie ein 
Gerichtsarzt aus einem reinen Nichts einen gräßlichen 
Vatermord zuſammenphantaſiert hat — Das Juriſten— 
deutſch — Große Schlumpereien in ärztlichen Zeugniſſen 
— Liederliche Beſchaffenheit der Akten — Beiſpiel von 
merkwürdiger Gläubigkeit eines Arztes — „Keine erb— 
liche Anlage‘. ‚Erblichkeit nachgewieſen““ — Hervor— 
gehoben ſei der auch für den vernehmenden Richter 
beherzigenswerte Rat des Verfaſſers, daß das Gutachten 
des Pſychiaters ſich von pſychologiſchen Erörterungen 
freihalten und auf das naturwiſſenſchaftliche Gebiet 
beſchränken ſollte, auf dem allein es beweisbare Wahr— 
heit und Wirklichkeit gibt; dann würden auch die be— 
ſtändigen Widerſprüche zwiſchen den Sachverſtändigen 
aufhören, die dem Anſehen der Pſychiatrie ſehr ſchaden; 
es iſt gewiß richtig, wenn Rieger ſagt, daß z. B. die 
ihm einmal vorgelegte Frage, ob eine Tötung mit 
Ueberlegung ausgeführt ſei, im weſentlichen außerhalb 
des Gebiets der ärztlichen Begutachtung liegt. E. 
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Dyroff, Dr. A., Bayeriſche Kirchengemeindeord⸗ 
nung vom 24. September 1912, erläutert und mit den 
e e herausgegeben. München 1913, 
C. H. Beckſche Verlagsbuchhandlung (Oskar Beck). 
1.—3. Lieferung. Preis jeder Lieferung 80 Pf. 


Wenn ein rechtswiſſenſchaftlicher Verlag einen 
Kommentar zu einem neuen Geſetz erſcheinen laſſen will, 
ſo ſucht er ſich den Bearbeiter in der Regel in dem 
Miniſterium, das den Geſetzentwurf hergeſtellt hat, oder 
wenigſtens unter den Perſonen, die an dem Zuſtande— 
kommen des Geſetzes hervorragenden Anteil genommen 
haben. Wir möchten bezweifeln, ob er daran gut tut, 
denn der in den Ankündigungen ſolcher Werke meiſt 
mit Nachdruck betonte Satz, daß der Geſetzgeber der 
beſte Kommentator fei, iſt, vom Standpunkte des Prak⸗ 
tikers aus geſehen, nicht richtig. Die Verſuchung liegt 
zu nahe, den Gedanken die gleiche Richtung zu geben, 
die ſie früher genommen haben, ja ſogar ſie in dieſelbe 
Form zu kleiden, die man früher, vielleicht nach langer, 
mühſamer Arbeit, nach manchem Prüfen, Wählen und 
Verwerfen als die geeignetſte erfunden hat, und ſo 
geben ſchließlich die „Erläuterungen“ nicht Winke für 
die Anwendung des Geſetzes in der Praxis, ſondern ſie 
erſchöpfen Pb in der Wiedergabe von Auszügen aus 
der amtlichen Geſetzesbegründung, aus Denkſchriften, 
Kommiſſionsberichten und Parlamentsverhandlungen. 
Dem Praktiker aber iſt in der Regel nicht darum zu 
tun, zu wiſſen, was der Geſetzgeber ſagen wollte, 
ſondern wie ſich das, was er geſagt hat, in prak⸗ 
tiſchen Anwendungsfällen verwerten läßt In Dycoffs 
Kommentar zur KG. wird er darnach nicht ver- 
gebens ſuchen. Wir möchten mit einer kleinen Ab- 
änderung eines Satzes aus der Ankündigung des Buches 
Dyroffs Kommentar vorzüglich nennen nicht weil, 
ſondern obwohl der Verfaſſer „als Spezialreferent 
des Kultusminiſteriums an der Entſtehung des Geſetzes 
von allem Anfang an einen wichtigen Anteil genommen 
hat“: denn Profeſſor Dyroff hat es verſtanden, von 
ſeinem Werke den Abſtand zu gewinnen, den er finden 
mußte, um nicht nur ein guter Geſetzgeber, ſondern 
auch ein guter Kommentator zu ſein. Wir laſſen uns 
darum auch die Wiedergabe vieler Stellen aus der 
zum größten Teil aus Dyroffs Feder ſtammenden — 
übrigens anerkanntermaßen vortrefflichen — Geſetzes— 
begründung gerne gefallen; denn der Verfaſſer begnügt 
ſich nicht mit dieſer Wiederholung, ſondern er bringt 
daneben in ſeinen Erläuterungen eben das, was wir 
oben als das Weſen eines guten Kommentars bezeichnet 
haben. So wird ſein Werk nicht nur dem Theoretiker, 
ſondern auch dem Praktiker Dyroff alle Ehre machen. 

H. 


Geſetzgebung und Verwaltung. 


Die K. Verordnung über das Apothekenweſen vom 
27. Juni 1913 (8 Bl. 343). Die reichs rechtlichen Nor: 
men für das Apothekenweſen, die Gewerbeordnung und 
die 88 367 Nr. 3 u. 5 StGB., wollen es nicht erſchöpfend 
regeln. Vorbehalten iſt dem Landesrecht insbeſondere 
die Regelung der Errichtung und Verlegung der Apo— 
theken, der ſogenannten Konzeſſion, im Gegenſatz zur 


Zeitſchrift für Rechtspflege in Bayern. 


— —— l-!;j ä ĩͤmſEV—ꝛꝛ3ꝛs—.mtñ —2—3ů3ßs«—K . ˙——.3äůäůꝛ3ßs3⁊ĩCç“ç6 ⅛＋..8(ͤ(ͤ ˙Xkö!⸗ũäöÄĩé.; ę.Üw . «»X6ᷣxxͤĩr —2—2.lü.ů —2.—³ —— 


reichsrechtlich geordneten Approbation (SS 6 u. 29 Abſ. 3 


Gew.), und die Regelung der Berehtinung zur An⸗ 
nahme von Gehilfen und Lehrlingen (S +1 Abſ. 2 Gew.). 
Die 8 367 Nr. 3 u. 5 StGB. laſſen als Blankettgeſetze 
ſchon ihrem Inhalt nach dem Landesrecht einen weit— 
gehenden Spielraum. Maßgebend blieben deshalb für 
Bayern im Rahmen dieſer Grenzen die Beſtimmungen 


-— — —ä 


1913. Nr. 14 u. 15. 


des bayer. Gewerbegeſetzes vom 30. Januar 1868, vor 
allem Art. 9 Abſ. 1 Nr. 2, Art. 10 u. 30. Im übrigen 
ſind nunmehr durch die oben angeführte BO. vom 
27. Juni 1913 und eine zu ihrem Vollzug ergangene 
Bekanntmachung des Miniſteriums des Innern vom 
28. Juni 1913 (GVBl. 367) die rechtlichen Verhältniſſe 
der Apotheken und der Apotheker zuſammenfaſſend ge⸗ 
regelt, daneben aber auch ſonſtige einſchlägige Be⸗ 
ſtimmungen getroffen worden. Die ſchon bisher viel⸗ 
fach durchlöcherte Apothekenverordnung vom 27. Januar 
1842 und die ſog. Apothekenbetriebsordnung vom 
29. Dezember 1900 wurden hiedurch aufgehoben. Tie 
Verordnung, die als ihre geſetzlichen Grundlagen 
Art. 9 lit. a u. Art. 30 des bayer. Gewerbegeſetzes, $ 307 
Nr. 3 u. 5 StGB. u. Art. 2 Nr. 8 u. 9 ſowie Art. 72 a 
PStGB. anführt, befaßt ſich zunächſt mit der Be⸗ 
willigung zum Betriebe vom Apotheken; der Inhalt 
der Bewilligung iſt „die Berechtigung zur Zubereitung, 
Feilhaltung und Abgabe von Arzneimitteln und Arz⸗ 
neien nach Maßgabe der Vorſchriften der Verordnung“. 
Die Bewilligung wird in verſchiedener Form erteilt; die 
Verordnung unterſcheidet ſelbſtändige öffentliche Apo⸗ 
theken, bei denen fie die Vollapotheken und die homöo⸗ 
pathiſchen Apotheken auseinanderhält, ferner Zweigavo⸗ 
theken, Hausapotheken von Aerzten und Hausapotheken 
von Anſtalten (Anſtaltsapotheken). Geregelt iſt die Be⸗ 
willigung ſowohl nach der materiellen Seite als hinſicht⸗ 
lich des Verfahrens; auch die Zurücknahme der Bewilli⸗ 
gung, die Verlegung öffentlicher Apotheken und die Ein⸗ 
ſtellung des Gewerbebetriebs ſind vorgeſehen. Eine be⸗ 
fondere Regelung erfährt hierbei insbeſondere die Ab⸗ 
löſung und Abfindung bei Uebernahme beſtehender Apo⸗ 
theken. Ueber die Erteilung und die Zurücknahme der Be⸗ 
willigung, über die Verlegung und die Einſtellung 
entſcheiden die Regierungen im Senate nach den Vor⸗ 
ſchriften über das Verfahren in Verwaltungsrechts⸗ 
ſachen. Beſchwerdeinſtanz iſt das Miniſterium des 
Innern. Im Anſchluß an die Befugniſſe die ſich aus 
der Berechtigung zum Apothekenbetriebe ergeben, ſind 
die ſonſtigen Befugniſſe zur Bereitung und Abgabe 
von Arzneien abgegrenzt, die der Aerzte ohne Haus: 
apotheke, der Zahnärzte, der Tierärzte uſw. Die ſich 
hieran anſchließenden Vorſchriften über den „Betrieb“ 
weiſen als Unterabſchnitte auf: Beſtimmungen über 
die Betriebsräume und die Einrichtung, über das Per: 
ſonal, über die Geſchäftsführung im allgemeinen und 
endlich über den Verkehr mit Arzneien im beſonderen. 
Auseinandergehalten ſind hier die oben bezeichneten 
Arten von Apotheken und außerdem beſondere Be— 
ſtimmungen getroffen für die Führung und Abgabe 
von Arzneien in Krankenanſtalten und ähnlichen An- 
ſtalten, die keine Hausapotheke führen, und für die 
Hausapotheken von Tierärzten. Die Beſtimmungen 
über die Geſchäftsführung im allgemeinen enthalten 
insbeſondere auch Vorſchriften über das Offenhalten 
der Apotheken und die Geſchäftszeit, über die Sonntags: 
ruhe und die Nachtruhe, über den Betrieb von Neben: 
geſchäften und das Verbot ſich mit „der Heilberatung 
und Heilbehandlung von Menſchen und Tieren“ zu be: 
faſſen, einer nicht eben glücklichen Umſchreibung des 
bisherigen Verbots des Ordinierens. Die Verordnung 
zeigt das Beſtreben Fremdwörter zu vermeiden; der 
Titelfreude hat ſie allerdings Zugeſtändniſſe nach der 
entgegengeſetzten Richtung gemacht. Der Gehilfe und 
der Lehrling der Gewerbeordnung und der bisherigen 
Apothekenordnung find zum ‚Apothekenaſſiſtenten“ und 
„Apothekeneleven“ avanciert. 
3049 


Verantwortl. Herausgeber: J. V. Eduard Eckert, 
K. II. Saatsanwalt im Staatsminiſterium der Juſtiz. 


Eigentum von & x Schweitzer Verlag (Arthur Sellier) München und Berlin. 


Druck von Dr. F. P. Datterer & Cie. (Inh. Arthur Sellier) München und Freiſing. 


Ir. 16 u. 17. 


Münden, den 1. September 1913. 


9. Jahrg. 


Jeitſchrift für Rechtspflege 


Herausgegeben von 
Ch. von der Pfordten 


K. I. Staatsanwalt im K. Bayer. 
Staats miniſterium der Juſtiz. 


Die Zeitſchrift erſcheint am 1. und 15. jedes Monats / 
im Umfange von mindeſtens 2 Bogen. Preis vierteljährlich Ur 
—. Beſtellungen übernimmt jede Buchhandlung und N. 
jede Poſtanſtalt. 88 


Nachdruck verboten. 


Die Jurchführung der Zwangserziehung 
in Bayern.“) 


Von Senatspräſident Dr. von Unzuer in München. 


Am 1. Juli d. Js. find 11 Jahre feit dem 
Inkrafttreten des Zwangserziehungsgeſetzes vom 
10. Mai 1902 verfloſſen. Wir blicken darum 
jetzt auf eine ziemlich lange Geltungsdauer des 
Geſetzes zurück. Die Erfahrungen zu ſchildern, 
die während dieſer Zeit bei der Durchführung der 
Zwangserziehung gemacht worden find, iſt der 
Zweck der nachſtehenden Zeilen. 

Für die Anordnung der Zwangserziehung find 
die Vormundſchaftsgerichte zuſtändig. Die Durch⸗ 
führung der Zwangserziehung liegt den Diſtrikts⸗ 
verwaltungsbehörden ob. Zuſtändig iſt die Diſtrikts⸗ 
verwaltungsbehörde der Heimat des Minderjährigen 
oder, wenn dieſer in Bayern keine Heimat hat, 
die Diſtriktsverwaltungsbehörde des Ortes, an wel⸗ 
chem die Zuſtändigkeit des Vormundſchaftsgerichts 
begründet iſt. 

Der Diſtriktsverwaltungsbehörde ſteht zum Voll⸗ 
zuge der gerichtlich angeordneten Zwangserziehung 
ein zweifacher Weg offen: die Unterbringung in 
einer Familie und die Erziehung in einer Anſtalt. 

Kinder, die der Zwangserziehung überwieſen 
find, in Familien unterzubringen, macht nicht 
unerhebliche Schwierigkeiten. Zunächſt handelt es 
ſich darum, Familien zu ermitteln, die überhaupt 
bereit find, ſolche Kinder aufzunehmen. Sodann 
muß unter den hiezu bereiten Familien die in dem 
einzelnen Falle geeignetſte ausgewaͤhlt werden. 
Wie die Erfahrung lehrt, iſt in manchen Gegenden 
Bayerns geradezu ein Mangel an Familienpflege⸗ 
ſtellen. An anderen Orten dagegen finden ſich 


) Ueber Fragen der Zwangs- (Fürſorge⸗) Erziehung 
ſowie über die Beſtrebungen zur Verbeſſerung der be— 
ſtehenden Verhältniſſe unterrichten insbeſondere das 
„Zentralblatt für Vormundſchaftsweſen, Jugendgerichte 
und Fürſorgeerziehung“, herausgegeben von Grabowsky 
(Verlag Heymann, Berlin) und die „Bayeriſchen Karitas⸗ 
Blätter“, herausgegeben von Friedrich (Verlag Katho⸗ 
liſcher Karitas⸗Verband, München). 


in Bayern 


Verlag von 
2. Schweitzer Verlag 
(Arthur Zellier) , 
Münden und Berlin. 


Leitung und Geſchäftsſtelle: München, Lenbachplatz 1. 

Anzeigengebühr 30 Bin: für die halbgeſpaltene Petitzeile 

r deren Raum. Bel Wiederholungen Ermäßigung. Stellen⸗ 
anzeigen 20 Pfg. Beilagen nach Uebereinkunft. 
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unſchwer bereite Familien. Es ſprechen hier 
mancherlei Geſichtspunkte mit. Den einen Fa⸗ 


milienvater reizt der Vorteil, den er in dem Pflege⸗ 
geld und in der Arbeitskraft des Kindes erblickt. 
Ein anderer Familienvater wird durch Mitleid 
beſtimmt, ein verwaiſtes Kind aufzuziehen. Wieder 
ein anderer ſieht vielleicht, daß ein Nachbar, der 
ein der Zwangserziehung überwieſenes Kind auf⸗ 
genommen hat, mit ihm Freude erlebt; er läßt 
ſich dadurch bewegen, gleichfalls einen Verſuch zu 
machen. Umgekehrt werden durch die ſchlechte Er⸗ 
fahrung, die ein Familienvater mit einem Zwangs⸗ 
zöglinge macht, andere Familien abgeſchreckt. 

Noch ſchwieriger iſt die Auswahl unter den 
zur Aufnahme von Zöglingen bereiten Familien. 
Bei der Auswahl muß auf das Glaubensbekenntnis 
des Minderjährigen Rückſicht genommen werden. 
Hievon darf nur abgewichen werden, wenn be⸗ 
ſondere Verhältniſſe es ausnahmsweiſe untunlich 
erſcheinen laſſen, einen Minderjährigen in einer 
Familie ſeines Bekenntniſſes unterzubringen. Durch 
die Notwendigkeit der Berückſichtigung des Glau⸗ 
bensbekenntniſſes wird die Auswahl auf einen be⸗ 
ſtimmten Kreis beſchränkt. Weiter ſpielen hier 
nun aber die häuslichen Verhältniſſe der Pflege⸗ 
eltern, ihre wirtſchaftliche und ſoziale Lage, die 
Möglichkeit, daß ſie den Kindern eine deren Ver⸗ 
hältniſſen entſprechende Erziehung angedeihen laſſen, 
und die Neigungen und Bedürfniffe der Kinder 
ſelbſt eine erhebliche Rolle. 

Auf Selbſtempfehlung von Familien, die zur 
Aufnahme von Zwangszöglingen bereit ſind, kann 
begreiflicherweiſe nur in den ſeltenſten Fallen ver⸗ 
traut werden. Die Behörde muß daher faſt in 
allen Fallen Erkundigungen einziehen. Die Vollzugs⸗ 
vorſchriften verpflichten die mittelbaren Gemeinde⸗ 
behörden bei der Ausfindigmachung geeigneter Fa⸗ 
milien mitzuwirken und, wenn ſich eine Familie 
zur Aufnahme von Zwangszöglingen bereit erklärt, 
über die Verhältniſſe der Familie unter Benützung 
eines beſtimmten Fragebogens der Diſtriktsver⸗ 
waltungsbehörde zu berichten. Der Bericht iſt 
vor der Vorlage dem Pfarramte, der Ortsſchul⸗ 
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behörde und dem Gemeindewaiſenrate zur etwaigen 
Erinnerung mitzuteilen. In entſprechender Weiſe 
haben ſich die unmittelbaren Stadtmagiſtrate durch 
ihre Organe Aufſchluß zu verſchaffen. 

Der Aufſchwung, den die Jugendfürſorge !) in 
der neueſten Zeit genommen hat, iſt auch in der 
Zwangserziehung zum Ausdrucke gekommen. Durch 
die Organiſationen für Jugendfürſorge finden die 
Diſtriktoverwaltungsbehörden eine weſentliche Unter⸗ 
ſtützung auch bei der Auswahl von Familien, die 
zur Aufnahme von Zwangserziehungszöglingen 
bereit find. 

So hat der Landesverband für innere Miſſion 
in der evangeliſch⸗lutheriſchen Kirche in Bayern 
eine Auskunftsſtelle errichtet, welche im rechts⸗ 
rheiniſchen Bayern den Behörden Familien nach⸗ 
weiſt, in denen Kinder evangeliſcher Konfeſſion 
untergebracht werden können. In gleicher Weiſe 
hat der pfälziſche evangeliſche Verein in Speyer 
eine ſolche Auskunftsſtelle eingerichtet. Auf ka⸗ 
tholiſcher Seite iſt die Organiſation ſolcher Aus⸗ 
kunftsſtellen noch nicht ganz abgeſchloſſen. Die 
Auskunftsſtellen, welche Familien nachweiſen, in 
denen katholiſche Kinder untergebracht werden können, 
ſollen diözeſanweiſe errichtet werden. Für die Diö⸗ 
zeſen Regensburg und Paſſau fehlen ſie noch, da⸗ 
gegen beſteht in den übrigen Diözeſen mindeſtens 
eine ſolche Auskunftsſtelle, für die Erzdiözeſe Mün⸗ 
chen z. B. bei der Geſchäftsſtelle des katholiſchen 
Jugendfürſorgevereins in München; für die Erz⸗ 
diözeſe Bamberg beſtehen ſolche Auskunftsſtellen 
in Bamberg, Nürnberg und Lichtenfels. Jür 
israelitiſche Kinder hat der Landesverein für israe⸗ 
litiſche Kultusgemeinden eine Kommiſſion ein⸗ 
geſetzt, welche die Behörden bei der Auswahl von 
Familien zu unterſtützen hat und ſich bei gegebenem 
Anlaß auch mit dem deutſch-israelitiſchen Gemeinde⸗ 
bund ins Benehmen ſetzen wird. 

Die Familien, bei denen die Zwangserziehungs⸗ 
zöglinge tatſächlich untergebracht ſind, betrieben 
nach der Statiſtik von 1911 zum weitaus größten 
Teile Landwirtſchaft; insbeſondere waren die meiſten 
Mädchen bei Landwirten untergebracht. Ein nicht 
unerheblicher Teil der Knaben — 1911 faſt 41% 
— war auch Handwerkern anvertraut, nur ſehr 
wenige waren in, anderen Berufsſtänden unter: 
gebracht. Die Mädchen, die nicht bei Landwirten 
waren, waren als Dienſtboten bei den verſchieden⸗ 
ſten Berufsangehörigen. 

Soll das der Zwangserziehung überwieſene 
Kind in einer Anſtalt untergebracht werden, ſo 
ſtehen der Diſtriktsverwaltungsbehörde hiefür eine 
Reihe von Anſtalten zur Verfügung. 


) Ueber die Landesorganiſation der Jugendfür⸗— 
ſorge im rechtsrheiniſchen Bayern vgl. Rupprecht in 
den Karitas- Blättern 1911 S. 12, über die Jugendfür— 
ſorge auf dem Lande vgl. Deppiſch daſ. 1912 S. 223, 
über die katholiſche Jugendfürſorge vgl. Frh. Lochner 
v. Hüttenbach daſ. 1912 S. 207, über die katholiſchen 
. vgl. Reeb da}. 1911 S. 111 und 1913 

. 84. 
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Die Namen der Anſtalten find in den Amts⸗ 
blättern der Miniſterien der Juſtiz und des 
Innern veröffentlicht. Ein Verzeichnis findet ſich 
im JMBl. 1911 S. I ff., Nachträge hiezu find 
im JMBl. 1912 S. 210 und 1913 S. 220 ent: 
halten. Die größeren Anſtalten ſind ferner in 
dem Werke „Deutſche Fürſorgeerziehungsanſtalten“, 
herausgegeben von Seifert / Straußberg (Verlag 
von Marhold in Halle 1912) geſchildert. Dieſes 
Werk bringt zugleich Abbildungen der Anſtalten. 

Einen kurzen Ueberblick über die in Betracht 
kommenden bayeriſchen Anſtalten mögen folgende 
Angaben geben. 

Wir beſitzen für die Unterbringung von der 
Zwangserziehung überwieſenen Kindern 


1. ſtaatliche Erziehungsanſtalten. 
Deren gibt es drei: eine für ſchulpflichtige katho⸗ 
liſche Knaben in Waſſerburg, eine für ſchulent⸗ 
laſſene katholiſche Knaben in Würzburg und eine 
für proteſtantiſche Knaben in Speyer. Für Mäd⸗ 
chen beſteht keine ſtaatliche Erziehungsanſtalt. 


2. Gemeindliche Anſtalten: 
Von den Kreisgemeinden beſitzt nur die Oberpfalz 
eine Anſtalt, welche der Zwangserziehung über⸗ 
wieſene Kinder — und zwar Knaben — aufnimmt. 
Die Anſtalt iſt konfeſſionell, d. h. fie nimmt nur 
Kinder eines Bekenntniſſes (des katholiſchen) auf. 

Von den Diſtriktsgemeinden haben drei Er⸗ 
ziehungsanſtalten, in denen Zwangserziehungszög⸗ 
linge untergebracht werden können (Straubing, 
Brückenau und Kiſſingen). Die Anſtalten find 
konfeſſionell. 

Von den Städten und den übrigen Gemeinden 
haben 15 Anſtalten, die der Gemeinde oder einer 
Gemeindeſtiftung gehören und Zwangserziehungs⸗ 
zöglinge aufnehmen. Von dieſen Anſtalten find 
vier rein paritätiſch, d. h. Kinder aller Glaubens⸗ 
bekenntniſſe werden aufgenommen, zwei ſind vor⸗ 
zugsweiſe konfeſſionell, Kinder eines anderen Be⸗ 
kenntniſſes ſind aber nicht ausgeſchloſſen, neun ſind 
rein konfeſſionell. 


3. Private Anſtalten, 
welche der Zwangserziehung überwieſene Kinder 
aufnehmen, gibt es 94. Sie gehören meiſt kari⸗ 
tativen Verbänden oder kirchlichen Inſtituten an. 

Im ganzen ſtehen hienach zur Durchführung 
der Zwangserziehung 116 Anſtalten zur Verfügung. 
Hievon find 95 Anſtalten rein konfeſſionell, näm: 
lich 65 für katholiſche, 29 für proteſtantiſche und 
1 für jüdiſche Kinder. Von den Anſtalten für 
katholiſche Kinder nehmen 19 nur Knaben, 25 nur 
Mädchen und 21 Kinder beiderlei Geſchlechts auf. 
Paritätiſche Anſtalten ſtehen 21 zur Verfügung, 
von dieſen ſind jedoch rein paritätiſch nur 14. 4 
berückſichtigen vorzugsweiſe katholiſche, 3 vorzugs⸗ 
weiſe proteſtantiſche Kinder. N 

Die Staatserziehungsanſtalten find für die 
Zwangserziehung nur ſubſidiär beftimmt, fie ſollen, 
wie die Min Bek. vom 29. November 1910 ſagt, 
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die Wirkſamkeit der privaten Erziehungsanſtalten 
nicht beſchraͤnken, ſondern nur in jenen Fällen ein⸗ 
greifen, in denen Anſtaltserziehung geboten iſt, 
aber in einer privaten Anſtalt nicht durchgeführt 
werden kann. 

Von den aufgeführten Anſtalten ſind übrigens 
nicht einmal die drei Staatserziehungsanſtalten 
reine Zwangserziehungsanſtalten, d. h. Anſtalten, 
die nur Kinder aufnehmen, welche auf Grund des 
Zwangserziehungsgeſetzes der Zwangserziehung über⸗ 
wieſen find. Auch die drei Staatserziehungsan⸗ 
ſtalten nehmen vielmehr neben den nach dem Zwangs⸗ 
erziehungsgeſetze überwieſenen Kindern noch ſolche 
auf, die gemäß § 56 StGB. in einer Anſtalt 
untergebracht werden müſſen. Von den übrigen 
Anſtalten find nur wenige vorzugsweiſe zur Unter: 
bringung von der Zwangserziehung überwieſenen 
Kindern beſtimmt. Zu dieſer Gruppe von An⸗ 
ſtalten gehört z. B. Rothenfeld.“) Dieſe Anſtalt 
iſt für die Zwangserziehungszöglinge, ferner für 
die nach $ 56 StGB. untergebrachten Kinder und 
für die Kinder beſtimmt, welche der Erziehungs⸗ 
berechtigte zur Herbeiführung einer ſtrengeren Zucht 
in einer Anſtalt unterbringt. Die meiſten An⸗ 
ſtalten find zunächſt für nichtverwahrloſte Kinder 
berechnet. Sie nehmen Kinder, die der Zwangs⸗ 
erziehung überwieſen ſind, nur in beſchränktem 
Maße auf. Die größere Anzahl der Anſtalten 
nimmt Zwangserziehungszöglinge nur, wenn andere 
Kinder ſich nicht um einen freien Platz bewerben. 
Nur eine geringe Anzahl von Anſtalten hat ſich 
verpflichtet, einen gewiſſen Prozentſatz — meiſt bis 
zu ½ — der vorhandenen Platze den der Zwangs⸗ 
erziehung überwieſenen Kindern vorzubehalten. 
Aber auch ſoweit die Anſtalten der Zwangserziehung 
überwiefene Kinder aufnehmen, knüpfen viele die 
Aufnahme an gewiſſe Eigenſchaften der Kinder, 
ſo nehmen manche nur Kinder, die nicht oder doch 
nicht wegen gewiſſer Straftaten, z. B. Diebſtahl, 
vorbeſtraft ſind. Wieder andere nehmen Kinder 
nur aus beſtimmten Orten auf. 

Die aufgeführten Anſtalten find meiſt von 
kleinerem oder mittlerem Umfange. Sie ſind auch 
nicht ſelten finanziell ziemlich ſchwach fundiert, da 
ſie rein karitative Anſtalten ſind und ſich meiſt 
nur auf freiwillige Beiträge angewieſen ſehen. 
Anſtalten, in denen mehr als 120 — 130 Zöglinge 
untergebracht werden könnten, beſitzen wir in 
Bayern nicht. 

Die Zahl der Anſtalten, in denen Zwangs— 
erziehungszöglinge Aufnahme finden, iſt übrigens 
in ſtändiger Vermehrung begriffen. Als das 
Zwangserziehungsgeſetz am 1. Juli 1902 in Kraft 


) Rothenfeld gehört dem Benediktinerſtifte St. Boni⸗ 
faz in München; es iſt eine wahre Muſteranſtalt, die 
ihre Entſtehung dem dermaligen Abte von St. Bonifaz 
verdankt. Die Anſtalt wurde von den Teilnehmern am 
Fortbildungskurſe 1913 für Juſtizbeamte beſichtigt. 
Ebenfalls eine vorzügliche moderne Erziehungsanſtalt 
iſt die in der Pfalz gelegene Erziehungsanſtalt St. Joſef 
bei Queichheim⸗Lan dau. 
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trat, ſtanden nur 62 Anſtalten zur Durchführung 
der Zwangserziehung zur Verfügung, jetzt ſind es, 
wie dargelegt, ſchon 116 und dabei ſind eine Reihe 
neuerer Anſtalten ſpeziell für die Bedürfniſſe der 
Zwangserziehung errichtet. An neuen Anſtalten, 
die noch im Baue begriffen ſind, nenne ich z. B. 
das proteſtantiſche Erziehungsheim für ſchulent⸗ 
laſſene Mädchen in Schafhof bei Nürnberg. 

Der Staat leiſtet den Anſtalten, die Zwangs⸗ 
erziehungszöglinge aufnehmen, — abgeſehen von 
den Zuſchüſſen, die er in der Form des Beitrags 
zu den Verpflegskoſten der einzelnen Zöglinge zahlt 
und die z. B. 1911 faſt 300 000 M betrugen, — 
nicht unweſentliche finanzielle Beihilfen. Wie die 
Staatshaushaltsrechnungen ergeben, ſind ſeit dem 
Inkrafttreten des Zwangserziehungsgeſetzes an pri⸗ 
vate und kirchliche Verbände zum Zwecke der Er⸗ 
bauung oder Erweiterung von Anſtalten, in welchen 
Zwangserziehungszöglinge Aufnahme finden, bis⸗ 
her faſt / Millionen Mark an Zuſchüſſen ge⸗ 
geben worden. Die Zuſchüſſe werden à fonds 
perdu gegeben, betragen grundſatzlich nicht mehr 
als höchſtens /s der Baukoſten und werden an 
die Bedingung geknüpft, daß die Anſtalt je nach 
ihrer Größe eine beſtimmie Anzahl von Plätzen 
den Kindern vorbehält, die der Zwangserziehung 
überwieſen find. 

Armenhäuſer oder gar Arbeitshäuſer werden 
in Bayern zur Zwangserziehung nicht verwendet. 

Bei der Auswahl der einzelnen Anſtalt, in 
welche ein der Zwangserziehung überwieſenes Kind 
untergebracht werden fol, muß die Diſtriktsver⸗ 
waltungsbehörde vor allem das Glaubensbekennt⸗ 
nis des Kindes berückſichtigen. Das Kind ſoll in 
einer Anſtalt ſeines Bekenntniſſes untergebracht 
werden; nur wo beſondere Verhältniſſe es aus⸗ 
nahmsweiſe untunlich erſcheinen laſſen, darf hievon 
abgewichen werden. 

Die vorhin geſchilderten Verhältniſſe der ein- 
zelnen Anſtalten bringen es mit ſich, daß die Aus⸗ 
wahl der für die Unterbringung eines beſtimmten 
Kindes geeigneten Anſtalt der Diſtriktsverwaltungs⸗ 
behörde nicht immer leicht iſt. Es verurſacht ihr 
ſchon viele Schwierigkeiten überhaupt nur zu er⸗ 
mitteln, in welchen Anſtalten Pläbe frei find, um 
Kinder unterzubringen. 


Dies führte von ſelbſt auf den Gedanken Zen⸗ 
tralſtellen zu ſchaffen, welche freie Plätze in den 
Anſtalten nachweiſen. Urſprünglich war daran 
gedacht, die Staatserziehungsanſtalten als ſolche 
Vermittlungsſtellen für die Unterbringung von 
Knaben zur Zwangserziehung auszugeſtalten. Die 
erwähnte Miniſterialbekanntmachung vom 29. No⸗ 
vember 1910 gibt den privaten Anſtalten, welche 
Knaben zur Zwangserziehung aufnehmen, anheim, 
den Staatserziehungsanſtalten die Zahl der freien 
Plätze jeweils mitzuteilen. Die Staatserziehungs⸗ 
anſtalten ſollen dann bei der Anmeldung von 
Knaben, die ſich zur Aufnahme in eine private 
Auſtalt eignen, die Diſtriktsverwaltungsbehörde 
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auf die betreffende private Anſtalt hinweiſen. pflege gegeben werden konnten, möglichſt in der 
Diefer Gedanke hat ſich indeſſen nicht recht ver⸗ nächſten Nähe der Anſtalt bei Landwirten unter⸗ 
wirklichen laſſen. Die Vermittelung für die Unter⸗ zubringen. So kam es, daß ſich in einer Ge⸗ 
bringung von Kindern in die privaten Anſtalten meinde eine größere Zahl von Zwangszöglingen 
iſt vielmehr jetzt von den karitativen Verbänden befand, die in Familien untergebracht waren. Nach 
ſelbſt in die Hand genommen worden. Der Landes⸗ dem preußiſchen Rechte muß für jeden in einer 
verein für innere Miſſion in der evangeliſch⸗luthe⸗ Familie untergebrachten Zwangszögling ein be 
riſchen Kirche in Bayern hat nämlich für die evan⸗ ſonderer Fürſorger beſtellt werden. Im Intereſſe 
geliſchen Erziehungsanſtalten rechts des Rheins in einer erleichterten Aufſicht beſtellte man nun in 
Nürnberg eine Zentralſtelle gegründet, die über die dem Dorfe, in dem viele Zöglinge in Familien 
in den einzelnen privaten Anſtalten jeweils freien untergebracht waren, nicht für jeden Zögling einen 
Plätze Auskunft gibt. In der Pfalz hat die Fürſorger, ſondern betraute mit der Aufſicht über 
gleiche Aufgabe der pfälziſche evangeliſche Erziehungs⸗ alle Zöglinge eine einzige Perſon. Dieſe ſtand 
verein in Speyer übernommen. Auch der baye⸗ natürlich auch mit der Anſtalt in Verbindung. 
riſche Rettungshausverband für die evangeliſch⸗ Die Einheitlichkeit der Aufſicht ſowie die Herkunſt 
lutheriſche Kirche Bayerns hat ſich die Schaffung aus einer Anſtalt führten zu einer beſonderen Zu⸗ 
einer Zentralauskunftsſtelle für alle freien Plätze ſammenfaſſung der in den Familien untergebrachten 
in Erziehungsanſtalten zur Aufgabe geſtellt. Die Zöglinge, zu einer Kolonie. Später ging man 
Geſchäftsſtelle des bayeriſchen Landesausſchuſſes für dazu über, von vorneherein, alſo ohne daß die 
Jugendfürſorge in München endlich gibt über alle Kinder vorher in einer Anſtalt untergebracht waren, 
größeren Erziehungs⸗ und Beſſerungsanſtalten Kolonien zu ſchaffen. 
Aufſchluß und bildet ſonach eine Zentralauskunfts⸗ Nicht erwähnt iſt in den Vollzugsvorſchriften 
ſtelle für Anſtaltserziehung auch hinſichtlich der die Möglichkeit, den der Zwangserziehung über⸗ 
katholiſchen Anſtalten; alle vier Wochen verſendet wieſenen Minderjährigen in ſeiner eigenen Familie 
dieſe Geſchaftsſtelle an die Anſtalten Anfragekarten unter Aufſicht der Diſtriktsverwaltungsbehörde 
über die freien und demnaͤchſt frei werdenden widerruflich unterzubringen. An der Zuläſfigkeit 
Platze. Sie gibt auch Auskunft darüber, in welchen der Maßnahme iſt indeſſen nicht zu zweifeln, fie 
bayeriſchen und nicht bayeriſchen Anſtalten Kinder kommt auch tatſächlich vor, jedoch nur ſehr ſelten. 
mit beſonderen körperlichen oder geiſtigen Gebrechen Die Vorausſetzung iſt naturgemäß einerſeits, daß 
Aufnahme und eine ihren Gebrechen entſprechende die Erziehung in einer fremden Familie oder An⸗ 
Pflege finden können. ſtalt den Minderjährigen inzwiſchen gebeſſert bat, 
Für jüdiſche Kinder iſt die ſchon erwähnte andererſeits, daß die Verhältniſſe der eigenen Fa⸗ 
Kommiſſion des Landesvereins der israelitiſchen milie, durch die die Verwahrloſung des Minder⸗ 
Kultusgemeinden in Bayern bereit, die Behörden jährigen verurſacht wurde, ſich ſo geändert haben, 
bei der Auswahl von Anſtalten zu unterſtützen daß er ſeiner eigenen Familie wieder anvertraut 
und ſich zu dieſem Zwecke auch mit dem deutſch⸗ werden kann. 
israelitiſchen Gemeindebunde ins Benehmen zu Anders verhält es ſich in dem Verfahren vor 
ſetzen. der Anordnung der Zwangserziehung. Von manchen 
Eine beſondere Art der Familienerziehung bil⸗ Vormundſchaftsrichtern wird mit gutem Erfolge 
det die Unterbringung in Dienſt oder Lehre. Sie der Verſuch gemacht, die Zwangserziehung anzu⸗ 
findet in gleicher Weiſe Anwendung auf Zöglinge, drohen und dann das Verfahren auf einige Zeit 
welche ſich bisher in Familienpflege befunden haben, auszuſetzen, um zu erproben, ob ſich der Minder⸗ 
als auf Zöglinge, die bisher in Anſtalten unter- jährige oder ſeine Eltern ſoweit gebeſſert haben, 
gebracht waren. An ſich ſollte ſie naturgemäß daß von der Zwangserziehung abgeſehen werden 
erfolgen, wenn der Minderjährige aus der Volks- kann. 
ſchule entlaſſen wird. Begreiflicherweiſe liegen die Das Verhältnis der Familienpflege zur An⸗ 
Verhaͤltniſſe nicht ſelten jo, daß fie erſt in einem ſtaltserziehung hatte ſich der Geſetzgeber dahin ge⸗ 
ſpäteren Zeitpunkte eintritt oder überhaupt unter⸗ dacht, daß die Familienpflege den Vorzug ver⸗ 
bleiben muß. dient. Die Vollzugsvorſchriften ordnen an, daß 
Ein Mittelding zwiſchen der Familienpflege die Unterbringung zunächſt in Familien zu ge⸗ 
und der Anſtaltserziehung bilden die ſogenannten ſchehen hat und nur, wo dies durchaus untunlich 
Fürſorgekolonien. In Bayern kennt man zwar iſt, in Anſtalten. Auch der Art. 135 EG. z. BGB., 
dieſe Einrichtung nicht, ich darf fie aber vielleicht der die reichsrechtliche Grundlage für die landes⸗ 
doch kurz ſtreifen. Unter einer Fürſorgekolonie ver: | geſetzlichen Vorſchriften über die Zwangserziehung 
ſteht man die Unterbringung einer größeren Zahl bildet, und der Art. 1 des Zwangserziehungsge⸗ 
von Zwangszöglingen in einer Gemeinde oder ſetzes ſprechen ebenſo wie der $ 1666 BGB. davon. 
Pfarrei unter einem gemeinſchaftlichen Leiter. daß der Minderjährige in einer Familie oder An: 
Manche preußiſche Zwangserziehungsanſtalten ſtalt unterzubringen ſei, Stellen alſo die Familie 
haben ſich nämlich bemüht, Zöglinge, die der An- voran. Tatſächlich iſt indeſſen das Verhältnis 
ſtaltspflege nicht mehr bedurften und in Familien⸗— umgekehrt. Die in Anſtalten untergebrachten 
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Zwangszöglinge überwiegen. Von den in Zwangs⸗ 
erziehung befindlichen Minderjährigen waren unter⸗ 
gebracht 

1909 in Familien 37,5, in Anſtalten 62,5 % 
1910 „ n 8, „ 62,2 „ 

1911 „ N 38,5, „ " 61,5 „ 

Die Gründe für das Ueberwiegen der Anſtalts⸗ 
erziehung find verſchieden. Zum Teil iſt es viel 
ſchwerer eine geeignete Familie als eine zur Auf⸗ 
nahme geeignete Anſtalt zu ermitteln; unter den 
der Zwangserziehung überwieſenen Minderjährigen 
befinden ſich ferner Kinder, die in der Verwahr⸗ 
loſung ſchon jo weit fortgeſchritten find, daß fie 
in einer Familie nicht mehr untergebracht werden 
können, nicht nur, weil fie nur in einer Anſtalt 
gebeſſert werden können, ſondern auch, weil ſie 
eine Gefahr für die Familienmitglieder und für 
die Nachbarskinder bilden würden. Bei vielen 
Minderjährigen endlich iſt die Unterbringung in 
einer Anſtalt nur die Vorſtufe für die Familien⸗ 
pflege; dieſe Kinder ſind im Zeitpunkte der An⸗ 
ordnung der Zwangserziehung körperlich oder geiſtig 
ſchon zu tief geſunken, um ſie einer Familie an⸗ 
vertrauen zu können, andererſeits iſt ihr Kern 
doch noch ſo gut, daß es nur einer verhältnis⸗ 
mäßig kurzen Anſtaltserziehung bedarf, um ſie 
körperlich und geiſtig ſo zu feſtigen, daß ſie un⸗ 
bedenklich Familien überlaſſen werden können. 
Daß die Anſtaltserziehung in Bayern bei vielen 
Minderjährigen nur der Durchgang zur Familien⸗ 
pflege iſt, lehrt auch die Statiſtik. 

Es wird bekanntlich viel darüber geſtritten, ob 
der Anſtalts⸗ oder der Familienerziehung der Vor⸗ 
zug zu geben iſt. Meines Erachtens läßt ſich dieſe 
Frage nicht allgemein beantworten. Beide Er⸗ 
ziehungsarten haben ihre großen Vorzüge, keine 
kann ohne die andere beſtehen. Welche im ein⸗ 
zelnen Falle ſich mehr empfiehlt, hängt von den 
Umſtänden des Falles ab. Im übrigen iſt der 
Erfolg der Erziehung von der Individualität des 
Erziehenden nicht minder als von der des zu Er⸗ 
ziehenden bedingt. 

Daß die Familienpflege ganz weſentlich billiger 
iſt als die Anſtaltspflege, lehrt die Erfahrung. 
Im Jahre 1911 waren 

um nicht mehr als je 100 M untergebracht 
387 Kinder in Familien, 80 in Anſtalten, 
um je 100 bis 150 M 213 in Familien, 
225 in Anſtalten, 
um je 150 bis 200 M 184 in Familien, 
525 in Anſtalten, 
um je 200 bis 300 M 87 in Familien, 
702 in Anſtalten, 
über 300 M 11 in Familien und 721 in 
Anſtalten. 
Unentgeltlich waren untergebracht 557 in Familien 
und 50 in Anſtalten. 

Im übrigen wird man im allgemeinen ſagen 

können, daß fich Kinder, die nach Art. 1 Ziff. 1 
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des Zwangserziehungsgeſetzes, alſo hauptſächlich 
wegen ihrer haͤuslichen Verhältniſſe, ohne daß 
ſchwerere Verfehlungen der Kinder ſelbſt vorliegen, 
der Zwangserziehung überwieſen werden, mehr für 
die Familienpflege, die nach Art. 1 Ziff. 2, 3 über⸗ 
wieſenen Kinder dagegen mehr für die Anſtalts⸗ 
erziehung eignen. 

Für die Familienpflege und die Anſtaltser⸗ 
ziehung ſchreiben die Vollzugsvorſchriften vor, daß 
der der Zwangserziehung Ueberwieſene, um die 
ſeitherigen verderblichen Einflüſſe möglichſt auszu⸗ 
ſchalten, entfernt von der Heimat und dem bis⸗ 
herigen Aufenthaltsorte unterzubringen iſt. Dieſe 
Vorſchrift hat ſich in der Praxis nicht verwirk⸗ 
lichen laſſen, da man zumeiſt froh ſein muß, über⸗ 
fade eine Unterkunft für die Zwangszöglinge zu 

nden. 

In Vorſtehendem habe ich verfucht, ein Bild 
über die Möglichkeiten zu geben, wie ein der Zwangs⸗ 
erziehung überwieſenes Kind untergebracht werden 
kann. Ich gehe über zu dem Verfahren, bis das 
Kind in einer Familie oder Anſtalt untergebracht iſt. 

Die Vollzugsvorſchriften empfehlen der Diſtrikts⸗ 
verwaltungsbehörde tunlichſt ſchon dann, wenn ſie 
von dem Vormundſchaftsgerichte um eine Aeußerung 
über die Anordnung der Zwangserziehung ange⸗ 
gangen wird, die geeigneten Einleitungen zu treffen, 
damit gegebenenfalls der Vollzug der gerichtlichen 
Anordnung unverzüglich erfolgen kann. 

Hat die Diſtriktsverwaltungsbehörde auf dieſe 
Weiſe die Unterbringung vorbereitet und iſt es 
ihr gelungen, ſchon während das gerichtliche Ver⸗ 
fahren noch ſchwebt, von einer Familie oder An⸗ 
ſtalt die Zuſage zu erhalten, daß das Kind, wenn 
es der Zwangserziehung überwieſen iſt, aufgenommen 
wird, ſo vollzieht ſich natürlich die Unterbringung 
glatt. Die Regel bildet freilich der umgekehrte 
Fall, daß die Diſtriktsverwaltungsbehörde erſt nach 
der Beendigung des gerichtlichen Verfahrens an 
die Frage der Unterbringung herantreten kann oder 
daß die Bemühungen der Diſtriktsverwaltungsbehörde 
um eine geeignete Unterbringung während des 
Schwebens des gerichtlichen Verfahrens nicht von 
Erfolg waren. Hier ſchiebt ſich zwiſchen die ge⸗ 
richtliche Anordnung und ihren Vollzug eine Spanne 
Zeit ein. 

Nach der Statiſtik gelang die Unterbringung 
innerhalb 14 Tagen ſeit der Rechtskraft der ge⸗ 
richtlichen Anordnung 

1909 in 11,7% 

1010 in 12,7% 

1911 in 10,7% der Zwangserziehungsfälle, 
innerhalb 2 Wochen bis zu 2 Monaten 

1909 in 57,7% 

1910 in 59,3% 

1911 in 41,6%, 
ſpäter 

1909 in 30,6% 

1910 in 28% 

1911 in 47,7% der Zwangserziehungsfälle. 
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Die Regel ift, daß 15/2 Monate bis zur Unter: 
bringung vergehen. 

Es liegt auf der Hand, daß, je raſcher das 
Kind untergebracht wird, deſto vorteilhafter dies 
für den Erfolg der Zwangserziehung iſt. 

Man hat deshalb eigene Zwiſchenanſtalten, 
auch Aſyle genannt, eingerichtet, in denen die der 
Zwangserziehung überwieſenen Kinder für jo lange 
aufgenommen werden, bis über ihre endgültige 
Unterbringung in einer Familie oder Anſtalt ent⸗ 
ſchieden iſt. Solche Zwiſchenanſtalten beſtehen zur⸗ 
zeit in München und in Augsburg, in München 
das Knabenheim für katholiſche Knaben, das Zu⸗ 
fluchtsheim für katholiſche Mädchen und das Magda⸗ 
lenenaſyl für proteſtantiſche Mädchen, in Augsburg 
das ſtädtiſche Jugendheim. Die Münchener Aſyle 
ſind Privatanſtalten, das Augsburger Aſyl gehört 
der Stadt und iſt paritätiih. In Würzburg wird 
zurzeit vom dortigen Jugendfürſorgeverband ein 
ſolches Aſyl für Knaben — und zwar katholiſche 
wie proteſtantiſche — gebaut. 

Die Unterbringung verzögert ſich ſelbſtverſtänd⸗ 
lich, wenn das der Zwangserziehung überwieſene 
Kind krank iſt. Für dieſe Fälle ſchreiben die 
Vollzugsvorſchriften vor, daß zunächſt für die Hei⸗ 
lung in geeigneter Weiſe Sorge zu tragen iſt und 
die Unterbringung erſt erfolgen darf, wenn nach 
ärztlichem Gutachten kein Bedenken obwaltet. Aehn⸗ 
lich liegt die Sache, wenn ein der Zwangserziehung 
überwieſenes Mädchen ſchwanger iſt. 

Die Verbringung des der Zwangserziehung 
überwieſenen Kindes in die Familie oder Anſtalt, 
in der es untergebracht werden ſoll, geſchieht nicht 
auf dem Wege des Schubs oder der Polizei, ſon⸗ 
dern durch beſondere hiezu beſtimmte geeignete Per⸗ 
ſonen. Nicht ſelten werden Detektivs in Zivil⸗ 
kleidern hiezu verwendet. Auch Frauen werden 
mit der Verbringung betraut. Namentlich bei 
noch nicht ſchulpflichtigen Kindern kommt es auch 
vor, daß das Kind von einem Angehörigen der 
Anſtalt, in der es untergebracht werden ſoll, ab— 
geholt wird. Der proteſtantiſche Landesverein für 
innere Miſſion hat rechts des Rheins einen eige— 
nen Diakon aufgeſtellt, der die Verbringung der 
Kinder in die Anſtalten übernimmt. 


Gegen die von der Diſtriktsverwaltungsbehörde 
verfügte Art der Unterbringung hat die Heimat— 
gemeinde das Recht der Verwaltungsbeſchwerde. 
Die Beſchwerde wird ſich wohl nur darauf ſtützen, 
daß eine billigere Unterbringung hätte gewählt 
werden ſollen. Soviel mir bekannt iſt, ſind ſolche 
Beſchwerden der Heimatgemeinde ſehr ſelten. 


Eine nicht unerhebliche Zahl von Kindern, die 


der Zwangserziehung überwieſen ſind, kann leider 


überhaupt nicht untergebracht werden. Die Sta— 
tiſtik gibt hierüber keine genaue Auskunft. Sie 
erwähnt nur, daß 1909 18%, 1910 13,7% 


und 1911 13,9% der Zwangserziehungsfälle des 
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Das Vormundſchaſtsgericht kann, wenn Gefahr 
im Verzuge iſt, auch bevor das Verfahren abge 
ſchloſſen iſt, eine vorläufige Unterbringung anordnen. 
Dieſe vollzieht ſich im allgemeinen wie die end⸗ 
gültig angeordnete Zwangserziehung. Entſprechend 
dem Zwecke der vorläufigen Unterbringung ſollte 
freilich die Unterbringung möglichſt raſch erfolgen. 
Die Erfahrung lehrt indeſſen, daß dies nicht immer 
gelingt. Beſondere Einrichtungen, insbeſondere 
eigene Anſtalten ſtehen für die vorläufige Unter⸗ 
bringung nur an den Orten zur Verfügung, an 
welchen die vorhin erwähnten Aſyle eingerichtet 
ſind. Eine Einrichtung, wie ich ſie anderwärts 
kennen gelernt habe, daß nämlich die Kinder in 
Polizeigewahrſam genommen werden und der 
Polizeigewahrſam euphemiſtiſch Fürſorgegewahrſam 
genannt wird, beſteht, Gott ſei Dank, bei uns nicht. 

Betrachtet man die in Bayern vorhandenen 
Möglichkeiten der Unterbringung der der Zwangs⸗ 
erziehung überwieſenen Kinder und die Art, wie 
die Unterbringung bewerkſtelligt wird, ſo fällt ſo⸗ 
fort auf, daß Bayern den Vollzug der Zwangs⸗ 
erziehung zum größten Teile in die Hände der 
karitativen Verbände gelegt hat. Staatserziehungs⸗ 
anſtalten ſind nur drei vorhanden, ſie ſind nicht 
groß (Waſſerburg faßt etwa 70, Würzburg etwa 
100 Kinder) und ſie ſind nur zur Aufnahme der 
Zwangszöglinge beſtimmt, die nicht in privaten 
Anſtalten untergebracht werden können. Kom mu⸗ 
nale Anſtalten gibt es nur 19, ſie ſind ebenfalls 
klein. Dagegen befaſſen ſich 94 private Anſtalten 
mit der Erziehung von Zwangszöglingen. 

Dies erklärt ſich zunächſt geſchichtlich. Als 
das bayeriſche Zwangserziehungsgeſetz vom 10. Mai 
1902 am 1. Juli desſ. Js. in Kraft trat, beſaß 
Bayern keine ſtaatliche und nur ſehr wenig ge⸗ 
meindliche Anſtalten, die zur Aufnahme von Zwangs⸗ 
zöglingen imſtande geweſen wären. Man war 
mithin völlig auf die privaten Anſtalten angewieſen. 
Dieſe hatten in der Zeit vor dem Inkrafttreten 
des Zwangserziehungsgeſetzes ſich um die verwahr⸗ 
loſte Jugend angenommen, ohne daß der Staat 
ein Zwangserziehungsgeſetz ſchuf, obwohl er da: 
zu mindeſtens ſeit der Novelle zum StGB. vom 
26. Februar 1876 Veranlaſſung gehabt hätte. 
Sie hatten dabei im ſtillen ſehr verdienſtvoll ge: 
wirkt und man durfte vertrauen, daß ſie ſich auch 
unter der Herrſchaſt des Zwangserziehungsgeſetzes 
bewähren werden. Für die Uebertragung der 
Zwangserziehung an die privaten Anſtalten waren 
aber auch ſachliche Gründe maßgebend. Kleinere 
Anſtalten ſind zur Erziehung beſſer geeignet als 
große. Sie ermöglichen insbeſondere eine mehr indi⸗ 
viduelle Behandlung und fie haben auch äußerlich 
nicht ſo leicht den mißlichen Eindruck einer Art 
Strafanſtalt. Private Anſtalten kommen auch 
weſentlich billiger zu ſtehen als ſtaatliche Anſtalten. 
Bis zu einem gewiſſen Grade ſpielte endlich auch 
der Geſichtspunkt mit, daß manchen privaten An— 


betreffenden Jahres nicht erledigt werden konnten. ſtalten, wenn fie lebensfähig bleiben ſollen, die der 


Zwangserziehung überwieſenen Kinder nicht ent- 
zogen werden dürfen. 

Mit dem Syſteme, die Zwangserziehung haupt⸗ 
ſächlich den privaten Anſtalten zu überlaſſen, ſind, 
ſoweit meine Beobachtungen und Kenntniſſe reichen, 
gute, bei manchen Anſtalten ſogar ſehr gute Er⸗ 
fahrungen gemacht worden. 

Freilich für eine Kategorie von Kindern hat 
das Syſtem anfangs verſagt. Es find dies die 
ſchulentlaſſenen Kinder, — Knaben und Mädchen, 
letztere insbeſondere wenn ſie ſich bereits der 
Gewerbsunzucht hingegeben haben. Ihre Unter⸗ 
bringung bereitete die größten Schwierigkeiten, ja 
ſie war ſo und ſo oft einfach unmöglich. Für 
katholiſche ſchulentlaſſene Kinder z. B. war in ganz 
Bayern nur die St. Nikolausanſtalt in Andechs 
vorhanden. Nunmehr iſt aber auch für dieſe Kinder 
geſorgt. Dem Drängen der Juſtizverwaltung nach⸗ 
gebend, hat ſich die innere Verwaltung entſchloſſen, 
als die Strafanſtalten in Waſſerburg und Würz- 
burg aufgelaſſen wurden, deren Gebaͤulichkeiten für 
Zwangserziehungsanſtalten einzurichten, und auch 
private Anſtalten ſind für ſie entſtanden. Zu ihnen 
zählen insbeſondere das Piusheim bei Glonn, Rothen⸗ 
feld und Queichheim. Ob freilich nicht für weib⸗ 
liche ſchulentlaſſene Verwahrloſte noch eine Staats⸗ 
erziehungsanſtalt eingerichtet werden muß, möchte 
ich dahingeſtellt ſein laſſen. 

Bei einer kritiſchen Betrachtung der Unter⸗ 
bringung der der Zwangserziehung überwieſenen 
Kinder fällt ferner auf, daß mit der Ueberweiſung 
der Kinder an Familien und Anſtalten die Diſtrikts⸗ 
verwaltungsbehörden betraut ſind. Da ſich die 
Zuſtändigkeit der Diſtriktsverwaltungsbehörden nach 
der Heimat beſtimmt, ſo iſt es eigentlich die Regel, 
daß ſich das der Zwangserziehung überwieſene 
Kind nicht im Bezirke der zuſtändigen Diſtrikts⸗ 
verwaltungsbehörde befindet. Dieſe ſieht das Kind 
nicht und kennt von ſeinen Verhältniſſen häufig 
nur das, was in den gerichtlichen Akten enthalten 
iſt. Dadurch wird ihre Tätigkeit in der Regel 
eine rein bureaukratiſche. Dies wird zwar mit 
der Einführung des Unterſtützungswohnſitzgeſetzes 
in Bayern beſſer, weil dann die Verwaltungs⸗ 
behörde des Ortes des Vormundſchaftsgerichts zu⸗ 
ſtändig wird. Allein meines Erachtens beſeitigt 
auch dieſe Aenderung nicht die Verzettelung, die 
gegenwärtig in der Unterbringung der Zwangs⸗ 
zöglinge herrſcht. 

Damit hängt auch zuſammen die Art und 
Weiſe, wie bei uns die Verteilung der Zöglinge auf 
die Familien und Anſtalten erfolgt. Sie geſchieht 
lediglich auf Grund der Gerichtsbeſchlüſſe. Wenn 
auch für dieſe eine eingehende Sachverhaltsdar— 
ſtellung vorgeſchrieben iſt, ſo behandeln ſie doch die 
für die Verteilung maßgebenden Punkte faſt nicht. 
Sie berühren wohl kurz die häuslichen Verhält⸗ 
niſſe, über den Charakter und die Entwickelung 
der Kinder geben ſie aber meiſt keinen Aufſchluß. 
Der Diſtriktsverwaltungsbeamte ſieht die Kinder 


Zeitſchrift für Rechtspflege in Bayern. 1913. Nr. 16 u. 17. 


319 


faſt nie. Ein perſönlicher Eindruck fehlt, iſt auch 
häufig nur in ſehr beichränktem Maße möglich. 
Es iſt zwar ſeit 1910 wenigſtens vorgeſchrieben, 
daß die Kinder, ehe über ihre Unterbringung ent⸗ 
ſchieden wird, von dem Amtsarzte unterſucht 
werden müſſen. Gleichwohl ſind Mißgriffe bei der 
Verteilung gegenwärtig unvermeidlich. Es wird 
unbedingt erforderlich ſein, daß die ärztliche Unter⸗ 
ſuchung ſchon vor der Anordnung der Zwangs⸗ 
erziehung einſetzt und daß zentrale Sammel⸗ 
ſtellen — nach dem Muſter der vom Stadtmagi⸗ 
ſtrate Berlin in der Anſtalt Lichtenberg eingerich⸗ 
teten Verteilungsſtation — auch bei uns einge⸗ 
richtet werden, in denen die der Zwangserziehung 
überwieſenen Kinder zunächſt untergebracht werden, 
damit ſie einige Zeit beobachtet werden können. 
Insbeſondere können fie dann auch pſpychiatriſch 
unterfucht werden. Auf Grund der Beobachtung 
in der Sammelſtelle wird dann entſchieden, ob 
eine Familienpflege möglich oder eine Anſtalts⸗ 
zucht geboten iſt und welche Anſtalt geeignet er⸗ 
ſcheint. 

Damit komme ich zu einem veiteren Punkte, 
der einer Reform bei uns bedürftig iſt. Es fehlt 
an Anſtalten, in denen der Zwangserziehung über⸗ 
wieſene Kinder untergebracht werden können, welche 
geiſtig und pſychiſch abnorm ſind. Erfahrungs⸗ 
gemäß ſteht eine nicht unerhebliche Anzahl von 
Kindern, die der Zwangserziehung überwieſen ſind. 
unter der Breite geiſtiger Geſundheit. Sie ſind 
ſtark pſychopathiſch. Intellektuell meiſt normal ver⸗ 
anlagt, weiſen ſie doch derartige pſychiſche Mängel 
auf, daß ſie unter ärztliche Beobachtung geſtellt 
werden müſſen. In Irrenanſtalten gehören ſie 
nicht, eben weil ſie intellektuell normal ſind. Da⸗ 
gegen müſſen ſie in einer beſonderen Anſtalt 
untergebracht werden, die zwiſchen den gewöhnlichen 
Erziehungs⸗ und den Irrenanſtalten ſteht. Das 
Magdalenium in Neuendettelsau iſt zurzeit im Be⸗ 
griffe eine ſolche Zwiſchenanſtalt für hyſteriſche 
Mädchen einzurichten. 

Ich gehe nunmehr über zu der Erziehung der 
in Familien oder Anſtalten untergebrachten Kindern. 

Zunächſt die Erziehung in der Familie. 

Die Diſtriktsverwaltungsbehörde ſchließt mit 
dem Familienhaupte einen ſchriftlichen Vertrag, in 
dem die Vergütung für die Erziehung und Ver⸗ 
pflegung des Kindes feſtgeſetzt wird und das Fa⸗ 
milienhaupt ſich verpflichtet, das Kind in die 
Familie aufzunehmen, es in religiös ' ſittlichem 
Geiſte zu erziehen, zum Beſuche der Kirche und 
Schule anzuhalten und es zur Ordnung, Reinlich⸗ 
keit und Arbeitſamkeit anzuleiten. Der Vertrag 
mit dem Familienhaupte wird mit Zuſtimmung 
der Diſtriktsverwaltungsbehörde von der Erziehungs— 
anſtalt geſchloſſen, wenn das Kind bisher in einer 
Anſtalt war und von dieſer in eine Familie ab— 
gegeben wird. Der Anſtaltsleiter darf indeſſen 
das Kind nur dann in einer Familie unterbringen, 


— — 6·.. 4 — 


wenn die Diſtriktsverwaltungsbehörde dies geneh⸗ 
migt hat: eine wohl entbehrliche Weitwendigkeit. 

In der Familie ſoll das Kind in einer ſeinen 
Kräften entſprechenden Weiſe mithelfen. Es ſoll 
wie das eigene Kind der Familie arbeiten, es ſoll 
aber auch nicht ſchlechter gehalten werden. Eine 
Arbeit, die dem eigenen Kinde nicht zugemutet 
wird, ſoll auch von ihm nicht verlangt werden. 
Das der Zwangserziehung überwieſene Kind darf 
nicht die Empfindung haben, daß es nur geduldet 
iſt, weil für es bezahlt und ſeine Arbeitskraft von 
der Familie gebraucht wird. Nur wenn es wie 
das eigene Kind behandelt wird, wird es wieder 
Zutrauen und Vertrauen an elterliche Liebe ge⸗ 
winnen. Es bedarf keiner Ausführung, daß in 
dieſer idealen Weiſe nicht alle Familien, welche 
Zwangszöglinge aufnehmen, ihre Aufgabe auf⸗ 
faſſen. Dagegen muß feſtgeſtellt werden, daß 
Klagen über ungünſtige Behandlung der Zwangs⸗ 
zöglinge in den Familien ſehr ſelten laut werden. 

Die Höhe des Verpflegungsgeldes iſt ſehr ver⸗ 
ſchieden. Die Zahlen für 1911 habe ich ſchon an⸗ 
geben. Das Pflegegeld beträgt hienach durch⸗ 
ſchnittlich zwiſchen 100 und 150 M. 

Die Erziehung in der Familie bedarf der 
ſtaͤndigen Ueberwachung, insbeſondere auch zu dem 
Zwecke, um einer möglichen mißbräuchlichen Aus: 
nutzung der Kinder und einer zweckwidrigen Be⸗ 
handlung rechtzeitig entgegenzutreten. 

In Preußen wird zur Beaufſichtigung der in 
Familien untergebrachten Kinder für jedes Kind 
ein eigener Fürſorger beſtellt. Dem bayeriſchen 
Rechte iſt dieſe Einrichtung fremd. Wir begnügen 
uns mit der Aufſicht des Waiſenrats, der wohl 
dasſelbe leiſten dürfte. Es kommt eben alles dar⸗ 
auf an, ob eine tüchtige Perſönlichkeit, die auch 
Intereſſe an der Jugendfürſorge hat, zur Aufſicht 
gewonnen wird. Beſitzt der Waiſenrat dieſe Eigen⸗ 
ſchaften, ſo braucht es nicht noch einen Fürſorger; 
hat umgekehrt der Fürſorger dieſe Eigenſchaften 
nicht, ſo iſt ſeine Aufſtellung wertlos. Die Unter⸗ 
bringung des Kindes in der Familie muß außer 
dem Waiſenrate dem zuſtändigen Geiſtlichen und, 
bei ſchulpflichtigen Kindern, auch der Schulbehörde 
angezeigt werden. Auch ſie befaſſen ſich mit der 
Beaufſichtigung der in Familien untergebrachten 
Kinder. 

Bei den Kindern, die durch die Vermittlung 
des evangeliſchen Landesvereins für innere Miſſion 
in Familien untergebracht ſind, wird künftig auch 
der Landesverein an der Aufſicht mitwirken. Er 
hat zu dieſem Zwecke einen eigenen Diakon auf— 
geſtellt. Die katholiſche Organiſation iſt in dieſem 
Punkte, wie ich ſchon bemerkte, noch im Ausbau 
begriffen. Wenn ſie abgeſchloſſen iſt, werden jeden— 
falls auch die katholiſchen diözeſanen Zentralſtellen, 
welche die Unterbringung von Kindern in Familien 
vermitteln, die Aufſicht über die Kinder und die 
Familien ſich zur Aufgabe machen. Bei den Kin— 
dern, die vorher in einer Anſtalt waren, kommt 
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hinzu, daß eine große Anzahl von Anſtalten mit 
dem Kinde auch, nachdem es in eine Familie ge⸗ 
geben iſt, in Fühlung bleibt und ſo die Familien⸗ 
erziehung mitüberwacht. 

Für ſchulentlaſſene Kinder, die in Dienſt oder 
Lehre gegeben werden, gilt im allgemeinen das 
gleiche, wie für die Familienerziehung. Auch in 
dieſem Falle muß ein ſchriftlicher Vertrag ge⸗ 
ſchloſſen werden. Der Vertrag kann meines Er⸗ 
achtens ſowohl in dem Sinne geſchloſſen werden, 
daß über die Arbeitskraft des Kindes verfügt, alſo 
ein Dienſtverſchaffungsvertrag eingegangen wird, 
als auch in dem Sinne, daß im Namen des Kindes 
kontrahiert und dadurch dieſes verpflichtet wird. 
Für die im Dienſte befindlichen Kinder wird ein 
Lohn vereinbart. Die Erfahrung hat gezeigt, daß 
es erzieheriſch günſtig wirkt, wenn es gelingt, den 
Kindern einen Lohn auszumachen, der dem der 
freien Arbeiter möglichſt gleich kommt. Die an 
die Feſtſetzung niedriger Löhne geknüpfte Erwar⸗ 
tung, daß der Dienſtherr dem Zöglinge eine er⸗ 
höhte Fürſorge zu Teil werden läßt, iſt oft ent⸗ 
täuſcht worden. Es hat ſich im Gegenteile gezeigt, 
daß Dienſtherrn, die weniger Lohn verſprachen, die 


Kinder nicht als vollwertige Arbeitskräfte behan⸗ 
delten, während die Kinder ſelbſt ſich zurückge⸗ 
ſetzt fühlten. 


Die Erziehung in einer Anſtalt richtet 


9 nach den Zwecken und Einrichtungen der An⸗ 
alt; 


meiſt hat jede Anſtalt ihre beſonderen 
Satzung en. 

Die Anſtalten haben die Aufgabe, die ihnen 
überwieſenen Kinder innerlich und äußerlich zu 
brauchbaren Menſchen umzubilden. Die Mittel 
hiezu liegen in der Religion, im Unterricht, in der 
Arbeit, in der Gewöhnung an Zucht, Reinlichkeit 
und Ordnung, in der körperlichen Ausbildung und 
Pflege und im Spiel. Die Erziehungsarbeit iſt 
mit mancherlei Enttäuſchungen verbunden, zeitigt 
aber doch in der Mehrzahl der Faͤlle Erfolg. 

Nach dem Eintritt in die Anſtalt muß der 
Zögling zunächſt an äußere Ordnung und Rein⸗ 
lichkeit gewöhnt werden. Hand in Hand damit 
geht die Charakterbildung. Durch äußere Gewalt⸗ 
mittel kann dieſes Ziel nicht erreicht werden, ſon⸗ 
dern nur durch gute individuelle Behandlung. Als 
das wichtigſte Mittel, den Charakter zu bilden, 
bewährt ſich die religiös-ſittliche Beeinfluſſung. 
Freilich darf hierin des Guten nicht zu viel ge⸗ 
tan werden und namentlich in Anſtalten, die von 
Frauen geleitet werden, beſteht mitunter eine ge⸗ 
wiſſe Gefahr, daß die religiöſen Uebungen einen 
Umfang annehmen, der bei Kindern von der Art, 
wie es die der Zwangserziehung überwieſenen nicht 
ſelten ſind, das Gegenteil des erſtrebten Zweckes 
erreichen kann. Der Zögling erhält zu ſeiner in: 
tellektuellen Ausbildung Schulunterricht; dieſer muß 
natürlich den Bedürfniſſen der Zöglinge angepaßt 
werden. Die Anſtaltsſchule hat mit großen Schwierig⸗ 
keiten zu kämpfen, da der Eintritt in ſie unregel⸗ 
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mäßig das ganze Jahr hindurch erfolgt. Da leider 
eine erhebliche Zahl der der Zwangserziehung über⸗ 
wieſenen Kinder kaum leſen und ſchreiben kann, ſo 
muß zur Förderung dieſer Elemente — wenigſtens 
in den größeren Anſtalten — eine Hilfsſchule ein⸗ 
gerichtet werden. 

Soweit iſt die Erziehung in allen Anſtalten 
ſo ziemlich gleich. 

Die weitere Ausbildung beſtimmt ſich nach der 
Größe und den Einrichtungen der Anſtalt. In 
den meiſten Anſtalten werden die Knaben zur Land⸗ 
wirtſchaft herangebildet. In größeren können ſie 
auch ein Gewerbe, meiſt die Schneiderei oder 
Schuſterei, manchmal auch die Schreinerei, er⸗ 
lernen. Im Freien werden aber auch dieſe Knaben 
viel beſchäftigt, teils mit Arbeiten im Gärtnerei⸗ 
betriebe, den wohl jede Anſtalt wenigſtens in einem 
gewiſſen Umfange beſitzt, teils in der Landwirtſchaft. 
Die Zöglinge, die in der Anſtalt ein Gewerbe er⸗ 
lernen, können in ihr nicht auslernen. Sie müſſen 
nach der Entlaſſung aus der Anſtalt noch in eine 
Lehre gegeben werden, doch wird ihnen die in der 
Anſtalt zugebrachte Lehrzeit angerechnet. Die Hand⸗ 
werkskammern ſträuben ſich meiſt dagegen, den An⸗ 
ſtalten — auch wenn dieſe als Lehrkräfte Hand⸗ 
werksgeſellen einſtellen, die den Meiſtertitel führen 
dürfen, — das Recht der Geſellenprüfung zu geben. 
Ich halte dieſen Standpunkt nicht für unberechtigt, 
denn es liegt im Intereſſe einer allgemeinen Aus⸗ 
bildung, daß nicht die ganze Lehrzeit in der Anſtalt 
zugebracht wird, die Anſtaltsbeſchäftigung bleibt 
naturgemäß immer etwas einſeitig. Bei den Mäd⸗ 
chen wird danach geſtrebt, ihnen die zur Leitung 
eines einfachen Hausweſens erforderlichen Kennt⸗ 
niſſe und Fertigkeiten anzueignen. In der Haupt⸗ 
ſache werden die Mädchen mit Nähen und ähn⸗ 
lichen weiblichen Handarbeiten beſchaͤftigt. Eine 
Beſchaͤftigung im Freien findet, wenigſtens ſoviel 
mir bekannt iſt, bei den Mädchen nur in geringem 
Umfange ſtatt. 

Die Anſtalten ſind bemüht, neben der ernſten 
Arbeit auch dem Unterhaltungsbedürfniſſe der ihnen 
überwieſenen Jugendlichen gerecht zu werden. So⸗ 
weit meine Kenntniſſe reichen, kommt in der Mehr⸗ 
zahl unſerer Anſtalten freilich dem Jugendſpiele 
noch nicht die Rolle zu, die ihm für die geiſtige 
und körperliche Entwickelung der Jugendlichen ins⸗ 
beſondere wegen des Einfluſſes auf die Erziehung 
zur Selbſtbetätigung, Selbſtbeherrſchung und kör⸗ 
perlichen Gewandtheit gebühren würde. 

Wie es mit den Anſtaltsbüchereien beſtellt iſt, 
kann ich nicht ſagen. Ich weiß nur von einigen 
Anſtalten, daß ſie eine vielſeitige und gute Jugend⸗ 
bücherei beſitzen, die von den Zöglingen gerne be⸗ 
nützt wird. 

Große Schwierigkeiten bereitet den Anſtalten 
die Regelung der Beziehungen ihrer Zöglinge zu 
deren Eltern und ſonſtigen Angehörigen. Es iſt 
begreiflich, daß nur wenige Väter und Mütter ein⸗ 


ſehen, daß die Anſtalt nur das Beſte der Kinder 
will. Meiſt gedenken ſie nur des Zwanges, der 
fie von den Kindern getrennt hat. Der Brief: 
wechſel mit den Kindern führt deshalb nicht ſelten 
eine aufreizende Sprache; in dem Kinde wird das 
Gefühl der zu Unrecht verfolgten Unſchuld er⸗ 
weckt, ja es wird oft leider geradezu zur Widerſetz⸗ 
lichkeit oder Flucht angeleitet. Aehnlich ſteht es mit 
Beſuchen, welche die Kinder von ihren Angehörigen 
erhalten. Auch wo der Verkehr mit dem Eltern⸗ 
hauſe in gutem Sinne ſtattfindet, birgt er doch 
häufig die Gefahr, im Kinde Heimweh zu erwecken 
und ſein Einleben in die Anſtalt zu hindern. Die 
Anſtaltsleitungen nehmen darum meiſt eine ſtrenge 
Haltung in der Regelung der Wechſelbeziehungen 
zum Elternhauſe ein. 

Eine weitere Schwierigkeit liegt in der Frage, 
inwieweit der Zögling zu Beſchwerden gegen ſeine 
Erzieher berechtigt iſt und wo und wie er Be⸗ 
ſchwerden anbringen kann. Daß hier eine zu 
große Milde jede Autorität untergraben und damit 
den ganzen Erfolg der Anſtaltserziehung in Frage 
ſtellen kann, liegt auf der Hand. Und doch wird 
man über ein Beſchwerderecht nicht hinüberkommen. 
Soweit meine Kenntnis der Verhältniſſe der baye⸗ 
riſchen Anſtalten reicht, iſt in dieſem Punkte in 
den meiſten Anftalten überhaupt nichts vorgeſehen. 

Zur Aufrechterhaltung der Anſtaltsdisziplin 
dienen die gewöhnlichen Disziplinarmittel (wie Ver⸗ 
weis, Entzug von Vergünſtigungen, Beſchränkung 
im Eſſen, Strafarbeiten, Arreſt und Prügelſtrafe). 
Eine einheitliche Regelung iſt nicht vorhanden — 
übrigens auch in anderen Bundesſtaaten nicht —, 
obgleich ſie gerade auf dieſem Gebiete meines Er⸗ 
achtens ein Bedürfnis wäre. Zur Ehre unſerer 
Anſtalten ſei aber ausdrücklich betont, daß Fälle 
ſogenannter Prügelpaͤdagogik bei uns nicht bekannt 
geworden find. 


In manchen Anſtalten beſteht ein beſonderes 
Syſtem von Belobungen für gute Führung. Ins⸗ 
beſondere erhalten Zöglinge, die ſich gut führen, 
Auszeichnungen an der Anſtaltskleidung. Mit 
dieſen Einrichtungen ſind ſehr günſtige Erfahrungen 
gemacht worden. 

Gleiches gilt von der an mancher Anſtalt be⸗ 
ſtehenden Einrichtung, den Zöglingen einen Teil 
der Früchte ihrer Arbeit zuzuwenden: dies geſchieht 
in Form einer Anſtaltsſparkaſſe für die Kinder. 

Das Verpflegungsgeld, das für den einzelnen 
Zögling — ſoweit er nicht unentgeltlich aufge⸗ 
nommen iſt — zu bezahlen iſt, ſchwankt im Durch⸗ 
ſchnitte zwiſchen 200 und 300 M. Es macht ſich 
dabei eine ſteigende Tendenz geltend, was bei der 
allgemeinen Teuerung nicht verwunderlich iſt. So 
haben die im Verbande bayeriſcher evangeliſcher 
Erziehungsanſtalten vereinigten Anſtalten vom 
1. Januar 1913 an das Pflegegeld für werktags⸗ 
0 Zöglinge einheitlich auf 1 AZ feſt⸗ 
geſetzt. 


Auch die Anſtaltserziehung unterſteht der Auf: 
ſicht der Verwaltungsbehörden. In Bayern be⸗ 
ſteht jedoch keine beſondere Aufſicht gerade der 
Zwangserziehungsanſtalten, ſondern die Auffſicht 
auch dieſer Anſtalten richtet ſich nach den allge: 
meinen Vorſchriften über die Aufſicht privater An⸗ 
ſtalten. Die Auſſicht hat ſich insbeſondere darauf 
zu erſtrecken, daß die Kinder nicht zweckwidrig be⸗ 
handelt und ihre Arbeitskraft nicht über Gebühr 
ausgenützt wird. Zu prüfen iſt ferner, ob die 
Anftalten in hygieniſcher und ſonſtiger Hinſicht 
den heutigen Anforderungen entſprechen. Freilich 
darf man hiebei keine zu hohen Forderungen ſtellen, 
da manche Gebäude, die jetzt als Erziehungsan⸗ 
ſtalten benützt werden, zu einem anderen Zwecke 
gebaut worden ſind. 

Für manche preußiſche Anſtalten find beſondere 
Anſtaltsfürſorger aufgeſtellt worden, die die An⸗ 
ſtalten beſuchen, um den Zöglingen Gelegenheit zu 
geben, Wünſche und Klagen jederzeit einer außer⸗ 
halb des Anſtaltsrahmens ſtehenden Perſönlichkeit 
mitzuteilen. Mit dieſer Einrichtung ſind ſehr gute 
Erfahrungen gemacht worden. Bei uns beſteht 
eine ſolche Einrichtung nicht. 

Auch mit Ausbildungskurſen für das Anſtalts⸗ 
perſonal iſt bei uns erſt ein vorläufiger Anfang 
gemacht worden. In Preußen ſind ſie vom evan⸗ 
geliſchen Oberkirchenrate im vorigen Jahre allge⸗ 
mein eingerichtet worden. In Bayern fand im 
November 1912 der erſte Kurſus für katholiſche 
Fürſorge⸗Anſtaltserziehung in München ſtatt. Der 
Kurſus iſt vom katholiſchen Jugendfürſorgeverein 
in Verbindung mit dem katholiſchen Karitas-Ver⸗ 
band München veranſtaltet worden. 

Bei der Entlaſſung ſorgen die meiſten Anſtalten 
für ein anderweites Unterkommen des Entlaſſenen 
und ſie bleiben auch nach der Entlaſſung mit ihm 
in Fühlung. Freilich hält es nicht ſelten recht 
ſchwer, für den Entlaſſenen eine geeignete Unter⸗ 
kunft zu finden. Wie nicht zu leugnen iſt, bringt 
man den Zöglingen der Zwangserziehungsanſtalten 
in vielen Bevölkerungkreiſen Mißtrauen entgegen, 
das in dieſer Allgemeinheit nicht gerechtfertigt iſt. 

Zum Schluſſe darf ich noch darauf hinweiſen, 
daß die Organiſation der Zwangserziehung noch 
mitten im Werden begriffen iſt. Im erſten Jahre 
der Geltung des Zwangserziehungsgeſetzes d. i. vom 
1. Juli 1902 bis dahin 1903 wurden bei den Ge— 
richten 1095 Zwangserziehungsfälle anhaͤngig, 469 
Kinder wurden während dieſer Zeit der Zwangs— 
erziehung überwieſen. Seitdem iſt ihre Zahl ſtets 
gewachſen. So betrug die Zahl der im Jahre 
angefallenen Zwangserziehungsſachen 


1909 2337 
1910 2470 
1911 2696, 
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Bereitete es in den erſten Jahren nach dem In⸗ 
krafttreten des Zwangserziehungsgeſetzes erhebliche 
Schwierigkeiten, die Kinder unterzubringen, ſo iſt 
es dank der Unterſtützung der karitativen Ver⸗ 
bände immer mehr gelungen, das Erziehungswerk 
durchzuführen. Freilich bedarf es noch vieler Ar⸗ 
beit und mancher Reformen. 


Jas Schankrecht der Bierbrauer auf Grund dez 

Art. 9 lit. b Ziffer 1 des bayeriſchen Geſetztz 

vom 30. Jauuar 1368, das Sewerbsweſen bert. 
Von Regierungsrat Joſeph Schuſter in München. 


In der Stadt K. beſand ſich bis zum Jahre 
1803 ein Franziskanerkloſter. Nach der Saͤku⸗ 
lariſation des Kloſters verkaufte der bayeriſche 
Fiskus die Kloftergebäulichkeiten mit der darin 
befindlichen Brauftätte — Sudhaus — Malzhaus 
— und Lagerkeller an mehrere Bürger der Stadt 
zu gemeinſamem Eigentum. Die ſpäteren drei 
Beſitzer teilten dieſe Gebaͤude durch landgericht⸗ 
lichen Vertrag in der Weiſe ab, daß jeder un⸗ 
gefähr / der Kirche, der Kloſtergebäude und des 
Kloſtergartens zu Sondereigentum erhielt, während 
der Teil des Gebaͤudekomplexes, in dem ſich die 
Malztenne und das Sudhaus befanden, gemein⸗ 
ſames Eigentum der drei Befitzer blieb. Der im 
Kloſterhofe eingebaute Keller wurde Sondereigen⸗ 
tum eines der drei Beſitzer. Jeder der drei Be⸗ 
ſitzer ſchenkte das in diesem Kloſterbräuhaus auf 
eigene Rechnung gebraute Bier auf ſeinem außer⸗ 
halb des Kloſters befindlichen Anweſen aus. Als 
Lagerkeller wurden außerhalb des Kloſters liegende 
Felſenkeller benützt. Die drei Befitzer hatten zu⸗ 
ſammen einen Braumeiſter. Die Braugeräte (FJäſſer 
uſw.) waren im Sonderbeſitze jedes Brauers, wie 
auch jeder nur eigenes Malz und eigenen Hopfen 
zum Brauen verwendete. Der Betrieb war jo: 
nach faſt vollkommen getrennt und für den turnus⸗ 
weiſen Betrieb war nur gemeinſam: Die Malz⸗ 
tenne, das Sudhaus und der Braumeiſter. 

Bald nach dem Inkrafttreten des bayeriſchen 
GewG. vom 30. Januar 1868 beanſtandete das 
Bezirksamt K., daß von den drei Eigentümern 
des Kloſterbräuhauſes jeder eine eigene Bierſchenke 
betreibe, und auf Beſchwerde hin billigte das Staats 
miniſterium des Innern die Anſchauung des Be⸗ 
zirksamts, daß die drei Beſitzer der Kloſterbrauerei 
nur eine konzeſſionsfreie Schenke beanſpruchen 
können. 

Da indeſſen die drei Beſitzer auch in den 


zwei Kommunbrauhäuſern in K. Bier brauten, 


Die Zahl der der Zwangserziehung überwieſenen beanftandete die Verwaltungsbehörde die drei 


Kinder betrug 1909 879 
1910 951 und 
1911 1224. 


Schankſtellen nicht mehr. In der Folgezeit, als 
man allenthalben begann, die modernen Brauerei⸗ 
einrichtungen der größeren Städte auch auf dem 
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Lande ſich zunutze zu machen, bauten von den 
drei Beſitzern A und B ſich je einen eigenen mo⸗ 
dernen Gaͤr⸗ und Lagerkeller, waͤhrend C das Bier 
in ſeinem bisherigen Felſenkeller gaͤren und lagern 
ließ. Von da ab brauten A und B in den Kom⸗ 
munbraubäufern kein Bier mehr. Im Jahre 1911 
verkaufte C feinen / Anteil an dem gemeinſchaft⸗ 
lichen Sud⸗ und Malzhauſe an A und B und 
dieſe ließen das gemeinſchaftliche Gebäude ab⸗ 
brechen und erbauten an deſſen Stelle ein ganz 
modern eingerichtetes Sudhaus. Dieſes iſt ihr 
gemeinſchaftliches Eigentum. Der Betrieb darin 
erfolgt im Turnus nach Vereinbarung. Der ge⸗ 
meinſchaftliche Bau erfolgte deswegen, weil 
die Erbauung je eines eigenen Sudhauſes für A 
und B bei ihren Betriebsverhältniſſen zu koſt⸗ 
ſpielig geweſen wäre, und die Betriebskoſten bei 
nur teilweiſer Ausnützung des Keſſels ſich zu hoch 
ſtellen würden. Wird insbeſondere der Keſſel nicht 
fortwährend geheizt, ſo entſtehen beträchtliche Mehr⸗ 
koſten für Kohlen und wird der Betrieb un⸗ 
rentierlich. 

Die Betriebsverhältniſſe ſind nun dermalen, 
kurz zuſammengefaßt, folgende: A und B ſieden 
ihr Bier, das aus eigenem Hopfen und Malz 
beſteht, in dem gemeinſamen Sudhauſe turnus⸗ 
weiſe. A kann die Würze nach dem Sudſtadium 
in einer langen Röhrenleitung in ſeinen Gärkeller 
bringen, der ſich auf ſeinem Sondereigentum im 
Kloftergebäube mit dem Lagerkeller befindet; B 
dagegen, der auf ſeinem Sondereigentum im 
Kloſter wohnt und dort ſeine Bierſchenke hat, muß 
die Würze in Fäſſern fortführen laſſen, da ſich 
ſein Gär⸗ und Lagerkeller außerhalb der Stadt K. 
befindet. Dort läßt er auch eine zweite Bier⸗ 
ſchenke betreiben. A ſchenkt ſein eigenes Erzeugnis 
auf ſeinem von den Kloſtergebäuden getrennten 
Wohnhauſe. Das Bezirksamt in K. hat nun, 
anſcheinend angeregt durch eine im Jahre 1909 
ergangene Miniſterialentſchließung, wonach auf eine 
möglichſte Zuſammenlegung und Verringerung der 
vielen in Bayern befindlichen, den gewerblichen 
Brauereien ſchädlichen Komm unbrauſchenken hin: 
gewirkt werden ſoll, auch beanſtandet, daß A und B 
je eine Bierſchenke konzeſſionsfrei betreiben, 
und aufgeſtellt, daß, nachdem ſie zuſammen nur 
eine Brauerei hätten, ſie auch nur zuſammen 
eine konzeſſionsfreie Schenke hätten — abgeſehen 
von der Schenke auf dem Lagerkeller. 

A und B beſtritten die bezirksamtliche An⸗ 
nahme und beanſpruchten auf Grund des noch 
geltenden Art. 9 lit. b Ziff. 1 des bayer. Gem®. 
vom 30. Januar 1868 das Recht je auf ein eigenes 
Schanklokal, weil jeder für ſich Brauer im Sinne 
dieſer Geſetzesbeſtimmung ſei und jeder nur ſein 
eigenes Erzeugnis im Sinne dieſer Beſtimmung 
ausſchenke. 

Das Bezirksamt verbot nun zunächſt dem A 
den Ausſchank ſeines Bieres auf ſeinem Anweſen, 
ſoferne nicht um eine Konzeſſion nachgeſucht werde, 
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und berief ſich dabei auf die Entſcheidung des 
Verwaltungsgerichtshofes vom 30. Januar 1889 
(Samml. Bd. 11 S. 47). In dieſer Entſcheidung 
iſt ausgeſprochen, daß eine Mehrheit von Perſonen, 
welche ein gemeinſames Brauanweſen zum Zwecke 
der Biererzeugung erworben hat, auf Grund dieſes 
gemeinſchaftlichen Beſitzes eine „Sozietät“ bilde, 
und zwar auch dann, wenn die Bierherſtellung 
ſelbſt jedem Einzelnen auf eigene Rechnung über⸗ 
laſſen bleibt. Nur die Sozietät als ſolche könne 
als Brauereiinhaberin gelten und von dem den 
Bierbrauern in Bayern geſetzlich eingeräumten 
Schankrechte Gebrauch machen, nicht jedes einzelne 
Mitglied für ſich. A beſtritt, daß dieſes Erkennt⸗ 
nis für ſeine und des B Brauereiverhältniſſe zu⸗ 
treffe. In dem in der Entſcheidung des VGh. 
behandelten Falle hätten mehrere Perſonen ein 
vollſtändiges Brauanweſen — Sudhaus — Gär: 
und Lagerkeller erworben und ſei tatſaͤchlich und 
im Sinne des Geſetzes nur eine Brauerei vor⸗ 
handen und dieſe Brauerei habe — abgeſehen von 
einem etwa beſtehenden Schankrechte auf dem 
Lagerkeller nur ein Schankrecht. Im vorliegenden 
Falle aber berechtige der Umſtand, daß A und B 
aus wirtſchaftlichen Gründen ſich zur Erbauung 
eines Sudhauſes zuſammengetan hätten, während 
jeder alle weiteren Brauereieinrichtungen für ſich 
beſitze, keineswegs zu der Annahme, daß nur eine 
Brauerei vorliege. Ein Sudhaus ſei aber noch 
keine Brauerei; gerade die heutzutage bei der Bier⸗ 
bereitung in den Vordergrund tretenden Betriebs⸗ 
einrichtungen in den Gär⸗ und Lagerkellern ſeien 
im Beſitze jedes einzelnen Brauers. Die eigent⸗ 
liche Biererzeugungsſtätte ſei nach modernen Be⸗ 
griffen der Gär⸗ und Lagerkeller. Wenn aus dem 
Sudhaus nur ein unfertiges Erzeugnis komme — 
die Würze —, ſo könne es nicht als Bierbrauerei 
im techniſchen und geſetzlichen Sinne angeſehen 
werden. „Bier“ werde erſt im Bär: und Lager: 
keller erzeugt. In dieſem Sinne ſprachen ſich auch 
zwei Sachverſtändige von größeren Brauereien aus. 

Eine gegen das bezirksamtliche Verbot von A 
erhobene Beſchwerde wurde von der Regierung, 
Kammer des Innern, als unbegründet verworfen, 
im weſentlichen mit der Begründung, daß ein 
Sudhaus immerhin ein beträchtlicher Teil einer 
Brauerei fer und daß im Kataſter das gemein: 
ſame Anweſen als Brau- und Malzhaus bezeichnet 
ſei. Nebenbei bemerkt handelt es ſich hiebei um 
die abgeriſſenen Gebäude. 

A betrieb die Bierſchenke weiter, nachdem im 
Regierungsbeſcheide betont war, daß es unbillig 
wäre, ihm, da er über 40 Jahre unbeanſtandet 
geblieben ſei, vor Ausgang des ſtrafrechtlichen Ver⸗ 
fahrens die Schenke einzuſtellen. 

Das Bezirksamt erſtattete ſodann wegen ver: 
botswidrigen Schenkens Anzeige zum Amtsanwalt 
und auf deſſen Antrag erging Strafbefehl auf eine 
Geldſtrafe. Der Einſpruch wurde vom Schöffen— 
gerichte als unbegründet verworfen, trotzdem auch 
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ein vom Amtsanwalte erholtes Gutachten des Vor⸗ 
ſtandes der Akademie für Landwirtſchaft und 
Brauerei in Weihenſtephan und ein zur Verhand⸗ 
lung beigezogener Sachverſtändiger ſich im Sinne 
der anderen Sachverſtändigen ausgeſprochen hatten. 
Der Richter betonte in der mündlichen Begrün⸗ 
dung des Urteils, daß aus der ganzen Vorgeſchichte 
deutlich hervorgehe, daß es ſich von jeher nur um 
eine Brauerei gehandelt hat. Soweit haben Ver⸗ 
waltungsbehörden und Gerichte gefſprochen. Und 
es bleibt nun abzuwarten, wie die höheren Ge⸗ 
richte ſich zu der Sache verhalten werden. Das, 
was bisher als Entſcheidungsgrund vorgebracht iſt, 
trifft wohl den Kern der Sache nicht. 


Die hier in Frage ſtehende Geſetzesbeſtimmung 
lautet: „Der Ausſchank des eigenen Erzeugniſſes 
bleibt den Bräuern in einem hiefür bezeichneten 
Lokale und auf ihren Lagerkellern geſtattet.“ 


A und B beanſpruchen je ein eigenes Schank⸗ 
recht in einem von ihnen beſtimmten Lokale. Sie 
müſſen daher, wenn ihr Anſpruch als begründet 
erachtet werden ſoll, zwei Vorausſetzungen erfüllen. 
Das auszuſchenkende Erzeugnis muß eigenes Er⸗ 
zeugnis im Sinne des Geſetzes ſein. Es iſt aber 
auch noch erforderlich, daß jeder von beiden die 
Eigenſchaft eines Bräuers und zwar nicht bloß 
im techniſchen Sinne, ſondern im Sinne des Ge⸗ 
ſetzes habe. 

Als eigenes Erzeugnis im Sinne des Geſetzes 
kommt nur das Bier in Betracht, das der Brauer 
vollſtändig in eigenen Betriebseinrichtungen 
hergeſtellt hat. Ein Brauer, der daher z. B. Bier 
ausſchenkt, das er zwar ſelbſt geſotten, aber wegen 
Mangels eigener Lagerfäſſer und eines eigenen 
Lagerkellers in den Fäſſern und dem Lagerkeller 
eines anderen hat gären und ablagern laſſen, ſchenkt 
nicht eigenes Erzeugnis aus. (Reger, Entſch. der 
Ger.⸗ und Verw.⸗Behörden Bd. 12, Bd. 2 der 
neuen F. 1891, Urteil des OLG. v. 21. Nov. 1891). 
Die Urteilsbegründung jagt: „Sein eigenes Er⸗ 
zeugnis beſchränkt ſich auf unfertiges, 
zum Verſchenken und zum Genuſſe untaugliches 
Gebräu, das erſt das Stadium des Sudes durch— 
gemacht hat, die ebenſo notwendigen Stadien 
der Gärung und der Lagerung aber erſt noch 
durchmachen muß, bis es den Namen Bier ver— 
dient und als ſolches ausgeſchenkt werden kann. 
Was er daher von Bier in ſeiner Wirtſchaft ver: 
zapft, iſt nach den Feſtſtellungen nicht ſein eigenes 
Erzeugnis, da hierunter nach der bei einer Aus— 
nahmebeſtimmung gebotenen ſtrengen Auslegung 
nur das fertige Produkt zu verſtehen iſt.“ 

Prüft man nun die Verhältniffe des A und B 
an der Hand der vorerörterten Begriffsbeſtimmung 
für eigenes Erzeugnis, ſo wird man mit Recht 
ſagen dürfen, daß jeder ſein eigenes Erzeugnis 
ausſchenkt. Denn jeder benützt nicht bloß ſeine 
eigenen Erzeugniſſe — Hopfen und Malz — für 
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auch mit eigener Betriebseinrichtung her. Der 
Umſtand, daß das Sudhaus ein Gemeinſchafts⸗ 
eigentum des A und B im Sinne der 88 741 ff. BGB. 
iſt, ſchließt doch nicht aus, daß jeder das von ihm 
darin geſottene Bier in eigener Betriebseinrichtung 
herſtellt. Jedenfalls benützt jeder das Sudhaus 
zufolge der getroffenen Vereinbarung während des 
Sudes wie ein Alleineigentümer. 


Zieht man übrigens die Folgerungen aus den 
obenerörterten Urteilsgründen, ſo kommt es für 
die Feſtſtellung, ob ein Bier eigenes Erzeugnis 
des X oder Y iſt, hauptſächlich darauf an, daß 
das „fertige Produkt“ eigenes Erzeugnis iſt, daß 
das „Produkt, welches den Namen Bier verdient“, 
in eigener Betriebseinrichtung hergeſtellt wurde. 


In den Geſetzgebungsverhandlungen iſt der Be⸗ 
griff „eigenes Erzeugnis“ nicht näher erörtert 
worden. Man wird aber aus ihnen ſchließen können, 
daß der Geſetzgeber als ein „ſelbſterzeugtes Bier“ 
dasjenige erachtet habe, was der Brauer in allen 
Teilen des Brauprozeſſes mit eigener Betriebs⸗ 
einrichtung hergeſtellt hat. Dem Geſetzgeber aber 
unterzuſchieben, er habe eine ſolche eigene Betriebs⸗ 
einrichtung nicht mehr für gegeben erachtet, wenn 
an ihr einem anderen der Mitbefitz zuſteht, würde 
wohl nicht gerechtfertigt ſein. Eine ſolche Annahme 
würde übrigens auch dem ſprachlichen Begriffe 
entgegenſtehen. Stellen wir uns den Fall vor, 
daß O und P eine gemeinſame Filzerzeugungs⸗ 
ſtelle beſitzen und jeder dort die für ihn erforder⸗ 
lichen Filze herſtellt, jeder aber zur Anfertigung 
von Hüten eine eigene Hutfabrik hat, ſo wird man 
vernünftigerweiſe nicht ſagen können, die Hüte des 
O ſeien nicht ſein Selbſterzeugnis, weil die Filz⸗ 
bereitungsſtelle im Mitbeſitze des P iſt. 

Es iſt nun noch zu unterſuchen, ob A und B 
unter den oben dargelegten Verhaltniſſen Brauer 
im Sinne des Geſetzes ſind. 

Dem Oberſten Gerichtshofe iſt jedenfalls darin 
beizutreten, daß derjenige kein Brauer im Sinne 
des Geſetzes iſt, der eine Brauerei zur gemeinſchaft⸗ 
lichen Benutzung mit dem Eigentümer gemietet 
hat und darin abwechſelnd mit dem Eigentümer 
Bier braut (Urt. vom 17. Dezember 1891 bei 
Reger a. a. O.), denn dieſer Mieter hat keine 
Brauerei im Eigentum. Der konzeſſionsfreie Aus: 
ſchank ſetzt aber den Beſitz einer Brauerei voraus. 

Es iſt ferner unzweifelhaſt richtig, daß wenn 
zwei oder mehr Perſonen ein Brauereianweſen be: 
ſitzen, das techniſch alle Betriebseinrichtungen ent: 
hält, die zu einer Brauerei gehören, nur ein 
Schankrecht in einem von ihnen beſtimmten Lokal 
haben; denn nach dem Willen des Geſetzgebers 
ſoll jeder Brauerei nur ein Schankrecht zuſtehen, 
auch wenn ſie mehreren Perſonen gehört und dieſe 
ihr Bier je auf eigene Rechnung herſtellen. 

Ganz anders aber liegt die Sache, wenn wie 
hier A und B weſentliche Beſtandteile einer Brauerei, 


das einzuſiedende Bier, ſondern er ſtellt das Bier Gär- und Lagerkeller zum Sondereigentum beſitzen, 
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von denen die Techniker Jagen, daß fie die wichtigeren 
Hauptbeſtandteile der Brauereieinrichtung find, daß 
in ihnen erſt das Produkt erzeugt wird, das den 
Namen Bier verdient, aus betriebswirtſchaftlichen, 
oben ſchon erörterten Gründen jedoch die Würze 
in einem gemeinſamen Sudhauſe turnusweiſe 
bereiten. 

Der Oberſte Gerichtshof ſowohl als der Ver⸗ 
waltungsgerichtshof haben ausgeſprochen, daß die 
Beſtimmung des Art. 9 a. a. O. als Ausnahme⸗ 
beſtimmung ſtreng auszulegen iſt. Wie daher der 
Richter nur ein Schankrecht als gegeben annehmen 
darf, wenn mehrere Perſonen zuſammen eine 
Brauerei befitzen, ſo darf er anderſeits in ſtrenger 
Auslegung des Begriffes „Brauerei“ einen Teil 
einer Brauerei nicht als Brauerei bezeichnen; er 
darf aber auch nicht die im Sondereigentum des 
A und B befindlichen Gär⸗ und Lagerkeller als 
bedeutungslos unbeachtet laſſen, da gerade dieſe 
Betriebseinrichtungen weſentliche Beſtandteile einer 
Brauerei ſind. Vom techniſchen Standpunkte aus wird 
der Richter — auch im Anhalte an die überein⸗ 
ſtimmenden Gutachten der Sachverſtändigen — 
nicht verneinen können, daß A und B je eine eigene 
Brauerei befitzen. Er wird ſich aber fragen müſſen, 
ob unter den gegebenen Verhäͤltniſſen A und B 
Brauer im Sinne der mehrerwähnten Be⸗ 
ſtimmung find. Ein Geſetz iſt zunächſt ex tunc 
und nicht ex nunc, nach dem Gedankengang ſeines 
Urhebers — der geſetzgebenden Faktoren — aus⸗ 
zulegen. Die Auffaſſung unſerer Zeit kann nur 
in Betracht gezogen werden, wo der Wille des 
Geſetzgebers unter den im Laufe der Zeit anders 
gewordenen Verhältniſſen eine ſelbſtverſtändliche 
Einſchränkung oder Erweiterung erfahren muß. 
Die Geſetzgebungsverhandlungen vom Jahre 1867 
laſſen nirgends erſehen, welche Grenzen man dem 
Begriff „Brauerei“ ziehen wollte. Die geſetzgeben⸗ 
den Faktoren ſind mit einigem Widerſtreben daran⸗ 
gegangen, den Brauern neben den Kommunbrauern 
ein konzeſſionsfreies Schankrecht einzuräumen. Sie 
haben, weil einer leicht „mit einem eiſernen Keſſel, 
einer Kühle und einigen Faͤſſern Bier erzeugen 
kann“ und dann Brauer im Sinne des Geſetzes 
iſt, befürchtet, daß eine Reihe von Winkelbrauereien 
entſtehen, in denen mit unzureichenden Mitteln 
Bier erzeugt wird und deren Schanklokale öfter 
der Sammelpunkt von Geſindel werde. Sie haben 
es aber trotzdem als billig erachtet, das konzeſſions⸗ 
freie Schankrecht allen Bräuern zu gewähren, 
da es auch die Kommunbräuer, die nicht einmal 
eine eigene Bräuerei beſitzen, eingeräumt erhielten, 
während die erſteren bedeutende und oft ſehr große 
Kapitalien verwendet haben. Es wurde anerkannt, 
daß es viele Brauereien gebe, bei denen es ſehr 
von Belang iſt, dieſes Recht größeren Konkurrenten 
gegenüber zu beſitzen. Es könnte ſein Fehlen 
künftig bei manchem zur Daſeinsfrage werden. 
(Verh. der K. d. RR. 1867/68 3. Bd. S. 310, 
4. Bd. S. 19.) 
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Die Geſetzgeber im Jahre 1867 konnten nicht 
überblicken, wie ſich der Brauereibetrieb in der 
Zukunft geſtalte; ſie hatten bei ihren Verhand⸗ 
lungen die größtenteils ſehr einfachen Brauerei⸗ 
betriebe, namentlich auf dem Lande, im Auge. 
Da konnte von einem modernen Gärkeller und 
einem modernen Sudhaus mit allen ihren ver⸗ 
wickelten Vor⸗ und Einrichtungen nicht die Rede 
ſein. Wenn auch damals ſchon teilweiſe hohe 
Kapitalien in die Brauereien geſteckt waren, ſo 
blieben dieſe doch weit hinter den dermaligen Koſten 
für Betriebsanlagen zurück. Selbſt große Brauereien 
lohnen ſich zum Teil gering, obwohl fie ihre Be⸗ 
triebsanlagen vollſtaͤndig ausnützen können. Aber 
auch kleinere Brauereien brauchen koſtſpielige Be⸗ 
triebsanlagen um konkurrenzfähiges Bier herzu⸗ 
ſtellen. Den Gär- und Lagerkeller kann ſich jeder 
Brauer nach der Größe ſeines Bedarfes einrichten. 
Dies trifft nicht in dem Maße zu bei einem Sud⸗ 
hauſe. Es benützen der A und der B das gleichgroße 
und gleicheingerichtete Sudhaus, ob er es alle Tage 
oder nur einige Tage der Woche benützen kann. 

Wie oben ſchon erörtert wurde, iſt ein nicht 
voll ausgenütztes Sudhaus unrentierlich. Haben A 
und B je ein Sudhaus im Herſtellungspreis von 
100 000 M, ſo beträgt die Verzinſung zu 4% je 
4000 M. Beſitzen fie ein ſolches Sudhaus zuſammen, 
4 Dealer! ſich für jeden die Verzinſung auf nur 
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Der Geſetzgeber hat an einen ſolchen Fall kaum 
gedacht, aus ſeinen Verhandlungen läßt ſich wenig⸗ 
ſtens darüber nichts entnehmen. Er hat, wie oben 
dargetan, gerade den Brauereien mit koſtſpieligeren 
Einrichtungen im Gegenſatze zu den Winkelbraue⸗ 
reien Wohlwollen entgegengebracht. Sind nun 
A und B wirtſchaftlich vollſtändig ſelbſtändig, be⸗ 
ſitzt jeder ſeinen eigenen Gär⸗ und Lagerkeller und 
ſein eigenes Braugeſchirr und haben ſie ſich nur 
in der Herſtellung eines Sudhauſes vereinigt aus 
betriebsökonomiſchen Gründen, ſo darf als Wille 
des Geſetzgebers angenommen werden, daß er ſolche 
Bräuer in bezug auf das Schankrecht nicht ſchlechter 
ſtellen wollte als jeden beliebigen Winkelbrauer, 
der keine koſtſpieligen Betriebseinrichtungen hat 
und daß er anderſeits ſolche ſelbſtändige Bräuer 
nicht jenen Perſonen gleichſtellen wollte, die zu⸗ 
ſammen nur eine Brauerei beſitzen, eigene Be⸗ 
triebseinrichtungen aber, namentlich die Bier⸗ 
erzeugungseinrichtungen ſelbſt nicht haben, noch 
viel weniger ſolchen Perſonen, die die Brauerei 
eines andern mieten und neben dieſen Bier brauen. 
Es wäre dies eine Härte, die der Geſetzgeber nament⸗ 
lich angeſichts des heutigen wirtſchaftlichen Kon⸗ 
kurrenzkampfes ſchwerlich gewollt hätte. Der Richter 
aber darf in das Geſetz, wenn er es auszulegen 
hat, nicht eine Härte hineintragen, die dem Ge: 
ſetzgeber fremd war. 

Inzwiſchen hat der Austrag der Streitfrage 
ſeinen Fortgang genommen, A hat gegen das 
ſchöffengerichtliche Urteil Berufung zum Landgerichte 


W. eingelegt und dieſes hat die Berufung verworfen. 
Aus dem Urteil wird wörtlich folgendes niedergelegt: 


„An den tatſächlichen Feſtſtellungen des Schöffen⸗ 
gerichts, auf die Bezug genommen wird, hat ſich in der Be⸗ 
rufungsinſtanz eine Aenderung nicht ergeben. Ergänzend 
hiezu wird nur noch ſeſtgeſtellt, daß den Eigentümern der 
K. Kloſterbrauerei durch Magiſtratsbeſchluß im Jahre 1866 
für das damalige Sudjahr aus Billigkeitsrückſichten ge⸗ 
ſtattet wurde, ihr im Kloſterbräuhaus erzeugtes Bier außer 
im Kloſterbrauhauſe auch in ihren Anweſen zu ver⸗ 
ſchenken. Dieſer Zuſtand wurde offenbar auch in der 
Folge ſtillſchweigend geduldet, ein Recht zum Bieraus⸗ 
ſchank in ihren Anweſen für die Eigentümer der Kloſter⸗ 
brauerei aber nicht begründet.“ 

„Der Angeklagte und B als Miteigentümer des 
Kloſterbräuhauſes haben als Perſonenmehrheit auf gemein⸗ 
ſchaftlichem Grundſtücke die weſentlichen Beſtand⸗ 
teile einer Brauerei, wie Sud⸗ und Maiſch⸗ 
werk, Kühlanlage, Eiskeller, die zum Dampfbetrieb er⸗ 
forderlichen Maſchinen zum Zwecke der Biererzeugung 
in gemeinſchaftlichem Eigentum, ſie haben alſo zuſammen 
nur ein Brauereianweſen, nur eine Brauerei. Daran 
ändert nichts, daß jeder der Teilhaber die Bierherſtellung 
geſondert für eigene Rechnung betreibt und die Gärung 
des Bieres in eigenen Lagerkellern vor ſich gehen läßt.“ 

„Der Angeklagte und B bilden als Miteigentümer 
dieſes einen Brauanweſens eine Geſellſchaft, Sozietät, 
des vor 1900 geltenden Rechts.“ 

„Nach Entſtehung und Zweck des Art. 9 bu des Gef. 
vom 30. Januar 1868, das Gewerbeweſen betr., gilt als 
Brauer nur der Brauereiinhaber, bei einer Geſellſchaft 
alſo nur die Geſamtheit der Teilhaber als ſolche, nicht 
jedes einzelne Geſellſchaftsmitglied für ſich. Daraus folgt, 
daß auch nur die Geſamtheit der Teilhaber an ſich, nicht 
jedes einzelne Geſellſchaftsmitglied für ſich von dem geſetz⸗ 
lichen Schankrecht der Brauer Gebrauch machen darf. 
Es kann eben mit einem Brauereianweſen, mit einer 
Brauerei — abgeſßhen von den Lagerkellern — nur eine 
Schanklokalität verbunden ſein. (OLG. München Bd. 3 
S. 175, VGH. Bd. 11 S. 49 ff.). Folglich durften nicht 
der Angeklagte und B jeder für ſich ohne die in 8 33 
RGewoO. vorgeſchriebene Erlaubnis den Bierausſchank 
in ihrem Anweſen betreiben.“ 


Die Begründung des Urteils war zum Ver— 
ſtändnis der nachfolgenden Bemerkungen im Wort⸗ 
laut anzuführen. 

Das Landgericht bezeichnet das Sud: und Maiſch⸗ 
werk, die Kühlanlage und die zum Dampfbetrieb 
erforderlichen Maſchinen — der Eiskeller, von dem 
die Rede iſt, iſt nichts anderes als ein altes Ge— 
wölbe für die ſeinerzeitige Eisaufbewahrung — 
als die weſentlichen Beſtandteile einer 
Brauerei; weil dieſe Betriebseinrichtungen A und 
B gemeinſam gehören, haben dieſe zuſammen nur 
eine Brauerei. Als belanglos wird betrachtet, 
daß A und B ihre eigenen Gär- und Lagerkeller 
haben oder, wie das Landgericht ſich ausdrückt, daß 
jeder — A und B — die Gärung des Bieres 
in eigenen Lagerkellern vor ſich gehen läßt. 
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An ſich wäre es angeſichts der früheren Er⸗ 
örterungen nicht mehr erforderlich, an dieſem Ur⸗ 


teile Kritik zu üben; jedoch erſcheint es notwendig, 
noch auf folgendes hinzuweiſen. Die Verwaltungs— 
behörde 2. Inſtanz meint, daß im Sudhaus immer— 
hin ein beträchtlicher Teil einer Brauerei 
ſei. Der Erſtrichter betonte, daß nach der Vor— 
geſchichte es ſich von jeher um eine Brauerei 


| 


gehandelt habe und der zweite Richter betrachtet 
das Sudhaus mit allem, was techniſch dazu gehört, 
als eine Brauerei. Der Gär- und der Lager: 
keller hat für ihn keine weſentliche Bedeutung mehr; 
denn nach ſeiner Anſchauung enthält bereits das 
Sudhaus alle weſentlichen Beſtandteile einer 
Brauerei. Wie der zweite Richter ſich ſo leicht 
über die Hauptbeſtandteile einer Brauerei — Gär⸗ 
und Lagerkeller — hinwegſetzen, ſie nicht als er⸗ 
heblich bezeichnen konnte, iſt unverſtändlich. Aus 
jedem Lehrbuche der Bierbrauerei hätte er ent⸗ 
nehmen können, daß die eigentliche Biererzeugungs⸗ 
ſtelle der Gär⸗ und Lagerkeller iſt (vgl. z. B. Grund: 
riß der Bierbrauerei von Dr. C. J. Lintner); auch 
die zur zweitinſtanziellen Verhandlung beigezogenen 
Sachverſtandigen haben ſich ja in gleicher Weiſe 
ausgeſprochen. 

Uebrigens ſteht die Annahme des Zweitrichters, 
daß die Gärung des Bieres im eigenen Lager⸗ 
keller unerheblich ſei, mit dem ſchon erwähnten 
Urteile des OCG. München vom 21. November 1891 
im Widerſpruche. Dort wird geſagt, daß die Gärung 
und Lagerung ebenſo notwendige Teile des Bier⸗ 
erzeugungsprozeſſes ſeien als der Sud. Das Er⸗ 
zeugnis, das aus dem Sudhauſe kommt, ſei zum 
Verſchenken und zum Genuſſe untaugliches Gebräu; 
den Namen Bier verdiene erſt das Erzeugnis, das 
aus dem Lagerkeller komme. 

Ware das richtig, was der Zweitrichter jagt, 
wäre ein Sudhaus mit ſeinem Zubehör ſchon eine 
Brauerei, jo würde jeder Befitzer einer ſolchen Ein: 
richtung, auch wenn er die eigentlichen Bierer⸗ 
zeugungsſtätten — Gär- und Lagerkeller — nicht 
im Eigentume, ſondern nur gemietet hätte, Brauer 
im Sinne des Geſetzes ſein. Jenes Urteil ſpricht 
aber das gerade Gegenteil aus. 

Die Annahme des Zweitrichters ſteht auch nicht 
in Uebereinſtimmung mit der Auffaſſung des Lebens. 
Zwar wird das Sudhaus ſehr Häufig auch Bräu⸗ 
haus genannt, indem die Gewinnung der Würze, 
das Kochen der Würze mit Hopfen Bräuen oder 
Brauen genannt wird; allein dieſes Bräu haus 
iſt noch lange keine Brauerei. 

Wie eingezogene Erkundigungen ergeben haben, 
hat jeder der beiden Brauer für ſeine Brauerei. 
entſprechend der wirklichen Sachlage, einen eigenen 
Namen: A: Brauerei N; B: „Kloſterbrauerei P“ 
(P wohnt im Kloſter). Auch das Publikum be 


zeichnet die Biere des A und B mit verſchiedenen 


Namen: „N-Bier, S:Bier”. (Hausname). 

Nun iſt Reviſion zum Oberſten Landgerichte 
eingelegt und dieſes wird zu entſcheiden haben, ob 
A und B, die alle Brauereieinrichtungen im Sonder: 
eigentum beſitzen und nur ein Sudhaus aus mirt: 
ſchaftlichen Gründen gemeinſam erbaut haben, die 
für ihre Betriebe getrennte Steuer zahlen, für ihre 
Brauereien je eigene Namen führen und nicht bloß 
vollſtändig getrennten Betrieb, ſondern auch eigenes 
Betriebsperſonal haben, als Bräuer — jeder für 
ſich — zu erachten ſind und ob das von A und B 
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hergeſtellte Bier als das Selbſterzeugnis eines jeden 
im Sinne des Geſetzes zu gelten hat. 

Wie A und B, wenn ſie nicht als ſelbſtändige 
Bräuer erklärt würden, zuſa m men ein konzeſſions⸗ 
freies Schankrecht ausüben ſollten, läßt ſich, wenn 
man die Geſtaltung ihrer Betriebe betrachtet und 
die Verhältniſſe des Lebens kennt, wirklich nicht 
ausdenken. 


Schutz des Einziehungs⸗zutereſſenten im 
Strafverfahren gegen beſtimmte Perſonen. 
Von Rechtsanwalt Dr. Bacharach in München. 


Im ſog. objektiven Verfahren (8 42 StGB.), 
d. h. dem Verfahren in den Fällen, in denen die 
Verfolgung oder Verurteilung einer beſtimmten 
Perſon nicht ausführbar iſt, gibt die StPO. in dem 
5. Abſchnitt des 6. Buches über das „Verfahren 
bei Einziehungen und Vermögensbeſchlagnahmen“ 
den Perſonen, die einen rechtlichen Anſpruch auf 
den Gegenſtand der Einziehung, Vernichtung oder 
Unbrauchbarmachung haben, den ſog. „Einziehungs⸗ 
Intereſſenten“ einen beachtenswerten Schutz vor der 
Beeinträchtigung ihres Vermögens, insbeſondere 
ihres Eigentums. Sie gewährt ihnen in § 478, 
oweit es ausführbar iſt, einen Anſpruch auf La⸗ 
dung zur Hauptverhandlung, gibt ihnen für ſie 
in § 478 Abſ. II alle Befugniſſe, die einem An⸗ 
geklagten zuſtehen, und verleiht ihnen in $ 479 
auch die Rechtsmittel gegen das Urteil. Der Ein⸗ 
ziehungs⸗Intereſſent kann deshalb oft dem Ge⸗ 
richte überzeugend dartun, daß kein Grund für 
die Einziehung und Vernichtung der Gegenftände 
vorliegt; ſo kann er z. B. nachweiſen, daß den von 
einer Beſchlagnahme pornographiſcher Abbildungen, 
Darſtellungen oder Schriften mitergriffenen und 
ihm gehörigen Gegenſtänden eine unzüchtige gegen 
$ 184 StGB. verſtoßende Abſicht — im Gegen⸗ 
ſatz zu den anderen beſchlagnahmten Werken — 
fehlt; und ſo kann es ihm gelingen, eine von irr⸗ 
tümlichen Vorausſetzungen ausgegangene Anſchau⸗ 
ung des Gerichts infolge ſeiner Darlegungen auf 
einen der wahren Abſicht jener Werke gerecht wer⸗ 
denden Standpunkt zu bringen und ſo ſich vor oft 
erheblichem Vermögensſchaden zu bewahren. 

Alle jene im objektiven Verfahren gewährten 
Rechtsbehelfe find dem Einziehungs⸗Interefſenten 
aber in dem gegen eine beſtimmte Perſon ge⸗ 
richteten Strafverfahren vollſtändig verſagt. Ein 
Grund hierfür beſteht nicht. Das Geſetz ſelbſt ſchweigt 
hier. Nun iſt aber die Stellung des Einziehungs⸗ 
5 in beiden Verfahrens-Arten genau die 
gleiche. Er iſt im Verfahren gegen eine beſtimmte 
Perſon in gleichem Maße, nicht mehr und nicht 
weniger, beteiligt, wie im objektiven Verfahren; 
er wird in beiden Fallen gleichviel durch Ein⸗ 
ziehung und Vernichtung ſeines Eigentums ge⸗ 


troffen, und zwar mitunter recht fühlbar und er⸗ 
heblich. Das Geſetz ſelbſt aber hüllt ſich in dieſer 
Hinſicht in Schweigen; es gibt keinen Anhalts⸗ 
punkt für oder gegen den Schutz des Einziehungs⸗ 
Intereſſenten im Strafverfahren gegen eine be⸗ 
ſtimmte Perſon. Auch die Motive laſſen keinen 
Grund hierfür erkennen. Es herrſcht daher hier 
im Geſetz eine Lücke und es entſteht die Frage, 
ob dieſe Lücke durch entſprechende Anwendung der 
Grundſaͤtze für das objektive Verfahren ſinngemäß 
ausgefüllt werden kann. Da auch die Motive?) 
keinen Anhaltspunkt dafür bieten, daß die im 5. Ab⸗ 
ſchnitt des 6. Buches enthaltenen Grundſaͤtze be⸗ 
züglich des Einziehungs⸗Intereſſenten eine 
beſondere, auf das objektive Verfahren beſchränkte 
Stellung beanſpruchen, und da, wie erwähnt, die 
Stellung des Einziehungs⸗Intereſſenten in beiden 
Verfahren völlig glei ift, muß dieſe Frage un⸗ 
bedingt bejaht werden. 

Die Frage iſt ſehr beſtritten, wird aber in der 
Literatur von der jetzt überwiegenden Meinung, 
insbeſondere von Löwe, Nr. 14 zum 2. Buch 1. Ab⸗ 
ſchnitt und N. 1 ff. zum 6. Buch 5. Abſchnitt be⸗ 
jaht. Löwe weiſt zunächſt an der zuletzt ange: 
führten Stelle treffend darauf hin, daß von der 
materiell⸗rechtlichen Frage: ob die Einziehung den 
Eigentümer der Sache ohne Rüdficht auf ſeine Be⸗ 
teiligung bei der Tat treffe, ganz verſchieden ſei 
die prozeſſuale Frage: ob eine rechtskräftig aus⸗ 
geſprochene Einziehung gegen jemand vollſtreckt wer⸗ 
den könne, der zu dem Verfahren nicht zugezogen 
worden ſei, und er kommt unter Verneinung der 
letzten Frage zu dem Ergebnis, daß auch in Straf⸗ 
ſachen der allgemeine Grundſatz gelte, daß ein 
Urteil nur gegen den vollſtreckt werden kann, gegen 
den es ergangen und rechtskräftig geworden iſt, 
eine Anſicht, die auch ſeine Gegner) als richtig 
anerkennen. Löwe ſteht hiemit im Einklang mit 
der früheren Anſchauung des Reichsgerichts, das 
in Bd. 5 S. 372 der Entſcheidungen für Straf⸗ 
ſachen den Satz ausſprach: „Es muß als ein all⸗ 
gemeiner Grundſatz anerkannt werden, daß in 
das Eigentum eingreifende Entſcheidungen nicht ge⸗ 
troffen werden dürfen, ohne daß dem unmittelbar 
Betroffenen die Möglichkeit gewährt iſt, in dem 
vorausgegangenen Verfahren mit ſeinen Einreden 
gehört zu werden. Nur als eine einzelne An⸗ 
wendung dieſes Grundſatzes ſtellen ſich die Vor⸗ 
ſchriften in den 88 477 ff. StPO. dar. Eine ana⸗ 
loge Anwendung derſelben iſt deshalb für gleich- 
liegende Fälle ſtatthaft.“ Wenn in den Mo: 
tiven“), auf welche ſich das Reichsgericht in feiner 
abweichenden und heute die Rechtſprechung beherr⸗ 
ſchenden Entſcheidung in Bd. 34 S. 3888 ſtützt, „es 
als entbehrlich erachtet iſt, zum Schutz des Ein⸗ 


15 Siehe! Motive zu einer deutſchen Sraſprozeß⸗Ord⸗ 
nung, 1873, S. 206. 

2) Siche 3-2. Holtzendorff, StpO. Bd. 2 S. 460. 

e) Siehe Motive zu den 88 403—405 des Ent⸗ 
wurfes der StPO. 


ziehungs⸗Intereſſenten im Verfahren gegen eine be⸗ 
ſtimmte Perſon beſondere Vorſchriften zu erlaſſen“, 
ſo iſt daraus zu ſchließen, daß ſich der Geſetzgeber 
gerade des erwähnten allgemeinen Grundſatzes 
bewußt war. 

Als irrig und ungerechtfertigt dagegen muß es 
bezeichnet werden, daß das Reichsgericht aus der 
ſoeben erwähnten Stelle in den Motiven ſpäter in 
Bd. 34 S. 388 das Gegenteil geſchloſſen und ſich 
damit auf den Standpunkt geſtellt hat, daß dem 
Einziehungs⸗Intereſſenten im Strafverfahren gegen 
eine beſtimmte Perſon mangels einer ausdrücklichen 
geſetzlichen Beſtimmung jeder Schutz, insbeſondere 
der Anſpruch auf rechtliches Gehör, zu verſagen ſei. 

Im Kampf der beiden Meinungen iſt die von 
der maßgebenden Literatur, insbeſondere von Löwe 
und auch früher vom Reichsgericht vertretene An⸗ 
ſchauung inſofern zum Sieg gelangt, als nunmehr 
die Entwürfe zur neuen StPO.“) vorſchreiben, 
daß auch im Verfahren gegen eine beſtimmte Per⸗ 
ſon die Perſonen zur Hauptverhandlung zu laden 
find, die einen rechtlichen Anſpruch auf den Gegen⸗ 
ſtand der Einziehung, Vernichtung oder Unbrauch⸗ 
barmachung haben, und ihnen auch die Rechts⸗ 
mittel zur Seite ſtehen. Beſonders zu beachten iſt 
hierbei, daß in den Entwürfen in erſter Reihe den 
Einziehungs⸗Intereſſenten im Verfahren gegen eine 
beſtimmte Perſon der erwähnte Schutz gegeben 
wird’), während fie für das objektive Verfahren 
erſt in zweiter Linie bedacht werden, indem hier⸗ 
für die Vorſchriften der 88 456 — 458 des Ent: 
wurfes in $ 459 für entſprechend anwendbar er: 
klaͤrt werden. Hervorzuheben iſt, daß außer den 
bisherigen, in $ 478 Abſ. 2 u. 3 und $ 479 
StPO. enthaltenen Vorſchriften noch folgende 
Schutzbeſtimmungen ausdrücklich vorgeſehen werden: 
Der Einziehungs⸗Intereſſent („Beteiligter“ genannt) 
kann nach § 457 Abſ. 2 Entw. in der Hauptver⸗ 
handlung erſcheinen und ſeine Rechte geltend machen, 
auch wenn er nicht geladen iſt. Nach $ 457 Abſ. 3 des 
Entw. iſt das Urteil dem geladenen und dem ohne 
Ladung in der Hauptverhandlung erſchienenen Be: 
teiligten zuzuſtellen, wenn er weder ſelbſt noch für 
ihn ein Vertreter bei der Verkündung zugegen 
geweſen iſt. Nach § 458 S. 2 Entw. beginnt für 
Beteiligte, die weder geladen noch ohne Ladung in 
der Hauptverhandlung erſchienen ſind, die Friſt 
1105 Rechtmittels mit der Verkündung des Ur: 
teils. 

In der Begründung zu $ 456 Entw. (j. S. 
367) iſt ausdrücklich auf die abweichende Entſchei— 
dung des Reichsgerichts in Bd. 34 S. 888 Be— 
zug genommen und hervorgehoben, daß dieſe An— 
ſchauung den berechtigten Intereſſen der erwähnten 


) Siehe J.: Entwurf einer Strafprozeßordnung und 
Novelle zum GVG. nebſt Begründung (Berlin 1908). 
II.: Entwürfe 1. eines Geſetzes betreffend Aenderungen 


des GG., 2. der Strafprozeßordnung (Reichstagsver-⸗ 


handlungen Bd. 270 Nr. 1.) 
) Siehe 88 456—458 Entwurf J. 
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Perſonen nicht genügend Rechnung trage, und daß 
daher die im Geſetz vorhandene Lücke durch aus⸗ 
drückliche geſetzliche Beſtimmung ausgefüllt werde. 

Es iſt kaum zu befürchten, daß der in den Ent⸗ 
würfen vorgeſehene Schutz den Einziehungs⸗Inter⸗ 
eſſenten künftig bei der geſetzlichen Verwirklichung 
der Straſprozeßreform verſagt wird. Iſt doch erſt 
vor kurzer Zeit von maßgebender Stelle, dem Staaks⸗ 
Sekretär des Reichsjuſtizamts Dr. Lisco im Reichs⸗ 
tag folgende Aeußerung gefallen: ... „Da ich 
gerade das Wort habe, möchte ich noch auf einige 
andere Punkte eingehen, die in dieſen Tagen zur 
Sprache gekommen ſind. Zunächſt auf das, was 
der Herr Abg. Mäller⸗Meiningen angeführt hat: 
die Frage der Einziehung von Büchern, von Kunſt⸗ 
werken, die ſchwere Bedenken hervorgerufen hat, 
wenn der betreffende Verfaſſer nicht hat gehört 
werden können. Solche Klagen ſind auch an das 
Reichsjuſtizamt gelangt und ſind inſofern nicht un⸗ 
begründet als, wie Herr Dr. Müller⸗Meiningen 
ſchon hervorhob, in ſolchen Fällen die Beteiligten 
nach dem beſtehenden Geſetz nicht gehört zu werden 
brauchen. Deshalb war in dem Entwurf der Straf: 
prozeßordnung, der Ihnen ſeinerzeit vorgelegt worden 
iſt, eine Anhörung der Beteiligten angeordnet worden. 
Der Entwurf iſt, wie Sie wiſſen, leider nicht zur Ver⸗ 
abſchiedung gekommen: die Frage wird deshalb 
bei der ſpäteren Reform gelöft werden 
müſſen “ 

Es iſt aber anderſeits zu bedenken, daß noch 
Jahre dahingehen, bis die Frage der Strafprozeß⸗ 
reform geſetzgeberiſch gelöſt wird. Wurde doch bei 
ihrer letzten Beratung im Reichstag beſtimmt, daß 
vor dem Jahre 1916 die Frage im Reichstag nicht 
wieder aufgenommen werde und bis dahin ein Ent⸗ 
wurf zu einer neuen StPO. nicht wieder einge: 
bracht werden könne. Bis dahin kann aber noch 
eine ſehr erhebliche Zahl von Faͤllen eintreten, in 
denen der Einziehungs⸗Intereſſent beim Verfahren 
gegen eine beſtimmte Perſon auf Grund der heute 
herrſchenden Praxis nicht gehört oder überhaupt 
ohne jeglichen Schutz gelaſſen wird. Möchte doch 
bis dahin die Rechtſprechung mit Rückſicht auf 
die wahre Abſicht des Geſetzgebers die von ihm im 
Geſetz gelaſſene Lücke ſinngemäß durch entſprechende 
Anwendung der im objektiven Verfahren herrſchen⸗ 
den Grundſätze ausfüllen und damit den erwähnten 
Intereſſenten den berechtigten Schutz angedeihen 
laſſen, der ihnen bis jetzt ohne ſtichhaltenden Grund 
verſagt iſt. 

Es iſt zum Schluß noch beſonders hervorzu: 
heben, daß im Verfahren gegen beſtimmte Perſonen 
die Angeklagten, z. B. die Kolporteure, Bücher⸗ 
verkäufer und Buchhändler, die Schriften, Abbil: 


dungen und Darſtellungen meiſt nur auf Kom miſ— 
ſion von den Verfaſſern oder Verlegern in Beſitz 


1 


| 


haben, daher mit Rückſicht hierauf und auf die meiſt 
geringe Geldſtrafe, die für ſie in Frage kommt, 
häufig gar nicht mit der nötigen Tatkraft ihre Ver: 
teidigung auf die beſchlagnahmten Gegenſtände ein: 


er en 


richten; es fehlt ihnen hieran infolge mangelnden 
Eigentums ja das nötige Intereſſe; es iſt aber 
weiter zu beachten, daß ſie die beſchlagnahmten 
Werke oft gar nicht ausreichend verteidigen kön⸗ 
nen, ſelbſt wenn ihnen der erforderliche Eifer nicht 
abgeht, ſie können zwar über die Identität dieſer 
Werke Auskunft geben, meiſt aber nicht über die Ab⸗ 
ſicht, die den Schriftwerken, Abbildungen und Dar: 
ſtellungen zugrunde liegt; hiezu ſind meiſt nur die 
Verfaſſer, die Herausgeber oder Verleger imſtande. 
Wenn aber ohne ihre Heranziehung zum Verfahren 
im Strafurteil gegen einen Dritten auch die Ein⸗ 
ziehung ihrer Werke ausgeſprochen worden iſt und 
ihnen dann nach Eintritt der Rechtskraft die Mit⸗ 
teilung von der für ſie unangreifbaren Anordnung 
der Vernichtung ihres Eigentums von der Staats⸗ 
anwaltſchaft nur zur Kenntnis zugeſandt wird, 
ſo bedeutet das fürwahr einen recht ſchwachen 
Troſt für ſie! 


Kleine Mitteilungen. 


Malzwein. Nach einer Mitteilung in Nr. 57 der 
Deutſchen Wein⸗Zeitung vom 1. Auguſt 1913 haben 
die Weinfachverbände der Rheinpfalz im Hinblick auf 
die Schädigung des Weinbaues und Weinhandels durch 
die Malzweinfabrikation beſchloſſen eine Eingabe an 
das K. B. Staatsminiſterium der Juſtiz zu richten, 
dahingehend, daß die Staatsanwaltſchaften angewieſen 
werden, eine reichsgerichtliche Entſcheidung über dieſes 
Fabrikat und deſſen Vertrieb herbeizuführen. 

Es dürfte daher angezeigt ſein die Frage der Zu⸗ 
läſſigkeit der Malzweinfabrikation vom rein rechtlichen 
Standpunkte aus näher zu erörtern. Juſtizrat Dr. Fuld 
in Mainz, eine bekannte Autorität auf den hier ein⸗ 
ſchlägigen Gebieten, hat ſich dieſer Aufgabe in der 
gleichen Nummer der Deutſchen Wein⸗Zeitung bereits 
unterzogen und gelangt zu dem Ergebnis, daß nach 
dem geltenden Recht „im Wege einer großzügigen 


„Auslegung“ ſich gegen das Inverkehrbringen von 


Malzwein mit Erfolg einſchreiten laſſe ſowohl nach 
dem Weingeſetz als auch nach dem unlauteren Wett⸗ 
bewerbsgeſetz. Seine Begründung geht kurz geſagt 
dahin: Malzwein ſei ein Getränk, das von einem Teil 
des Publikums für Wein gehalten werden könne und 
das die Eigenſchaften des Weines vortäuſche, das daher 
nach 89 Wein®. verboten ſei. 8 10 Wein. ſei nicht 
einſchlägig; ein weinähnliches Getränk dürfe im Ver⸗ 
kehr nicht die Täuſchung als Wein hervorrufen können; 
ſoweit dies der Fall ſei, habe man kein weinähnliches 
Getränk mehr, ſondern einen nachgemachten Wein. 
Die Anpreiſung des Getränkes als Malz wein ver⸗ 
ſtoße auch gegen 88 3, 4 des Unl WG., da das Getränk 
unmittelbar oder mittelbar als „Wein“ bezeichnet 
werde ohne es zu fein und das Wein. das Inverkehr— 
ringen von Malzwein nicht geſtatte, weil der „Malz⸗ 
wein“ das Vorhandenſein von Wein vortäuſche. 
Dieſen Ausführungen kann nicht beigetreten werden. 
die verſtoßen gegen den klaren Wortlaut und deut— 
lichen Sinn des WeinG, über den man auch bei der 
großzügigſten Auslegung nicht hinaus kann. 
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Allerdings iſt richtig, daß 8 9 Wein. die Nach⸗ 
machung von Wein verbietet, und daß nach der reichs⸗ 
gerichtlichen Rechtſprechung eine Nachmachung von 
Wein ſchon dann vorliegt, wenn ein Erzeugnis bereitet 
iſt, das nach ſeiner äußeren Erſcheinung im Verkehr 
als Wein angeſehen werden kann, ohne es zu ſein. 
Richtig iſt weiter, daß der Malzwein (ebenſo wie der 
Obſtwein) gerade deshalb, weil er weinähnlich iſt, von 
einem großen Teile des Publikums im Verkehr als 
Traubenwein angeſehen werden und mit Traubenwein 
verwechſelt werden kann. Richtig iſt endlich, daß daher 
der Malzwein (ebenſo wie der Obſtwein) an ſich unter 
8 9 fallen würde und daher verboten wäre, wenn 
man den 8 9 Wein. für ſich allein betrachtet und die 
übrigen weingeſetzlichen Beſtimmungen außer acht läßt. 
Nicht richtig dagegen iſt, daß die Herſtellung von 
Malzweinen in der Tat verboten ſei. — Von Obſt⸗ 
weinen behauptet dies Dr. Fuld ſelbſt nicht, obwohl 
ſeine ganze Beweisführung geradeſogut auch auf 
Obſtweine zutreffen würde. Denn auch der Obſtwein 
kann im Verkehr die Täuſchung als Wein hervorrufen. 
— Der angeführte 8 9 ſteht eben nicht allein da im 
Weingeſetze, ſondern wird durch 8 10 Wein. weſentlich 
eingeſchränkt. | 

8 10 J Wein®. jagt nämlich: 

„Unter das Verbot des 89 fällt nicht 
die Herſtellung von dem Weine ähnlichen Getränken 
aus Fruchtſäſten oder Malzauszügen.“ 

Daß der jetzt ſoviel bekämpfte Malzwein ein Getränk 
iſt, das aus Malzauszügen hergeſtellt wird, iſt nicht 
beſtritten. Daß der Malzwein dem Traubenweine 
ähnlich iſt, ſollte eigentlich auch nicht beſtritten werden 
können, denn gerade ſeine Weinähnlichkeit iſt ja der 
Grund, daß er mit Traubenwein verwechſelt werden 
kann, und daß er unter 89 fiele, wenn ihn $ 10 nicht 
davon ausnähme. Die Herſtellung des Malzweines, 
alſo eines dem Weine ähnlichen Getränkes aus Malz⸗ 
auszügen, fällt ſonach nicht unter das Verbot des 
89 Wein GG., und ich meine, deutlicher als $ 10 Abſ. 1 
Wein. dies tut, hätte der Geſetzgeber die Zuläſſig⸗ 
keit der Herſtellung von Malzwein kaum ausſprechen 
können. Juſtizrat Dr. Fuld gibt auch nicht an, welches 
dann, wenn der Malzwein verboten wäre, das dem 
Wein ähnliche aus Malzauszügen hergeſtellte Getränk 
ſei, deſſen Herſtellung 8 10 ausdrücklich geſtattet hat. 

Der Grund, warum der Geſetzgeber die Her⸗ 
ſtellung von Obſt⸗ und Malzweinen trotz der leichten 
Möglichkeit ihrer Verwechſelung mit Traubenwein doch 
erlaubt hat, iſt teils ein geſchichtlicher — ihre Her⸗ 
ſtellung war auch früher nicht verboten —, teils ein 
ſozialpolitiſcher: Man wollte dieſe dem Traubenwein 
gegenüber zwar minderwertigeren, aber auch billigeren 
Getränke dem Volke erhalten. Daß man ſich dabei 
bewußt war, daß hiedurch dem Traubenweine eine 
gewiſſe Konkurrenz erwachſe, geht aus den amtlichen 
Erläuterungen zu 87 (jetzt 9) des Weingeſetzentwurfs 
hervor, wo ausgeführt iſt, daß dieſe Malz- und Obſt⸗ 
weine nicht Wein vortäuſchen wollen, aber „einen Er- 
ſatz für Wein bieten können, vielleicht auch ſollen“. 
Daß dieſe vom Geſetzgeber vorausgeſehene Konkurrenz 
vom Weinbau und Weinhandel unangenehm empfunden 
wird, iſt erklärlich, darf aber nicht Anlaß geben, der 
Auslegung des Geſetzes ſeinem Wortlaut und Willen 
zuwider Gewalt anzutun. Gegen die Verwechſelung 
mit Traubenwein erblickte man einen hinreichenden 
Schutz in der Vorſchrift des 8 10 Abſ. 3 Wein., 
wonach dieſe Getränke im Verkehr ſo bezeichnet werden 


müſſen, daß die Stoffe erfichtlich find, aus denen fie 
hergeſtellt ſind. 

Fällt aber, wie dargetan, die Herſtellung von 
Malzwein unter 8 10 Wein G., dann — dies wird für 
dieſen Fall auch Dr. Fuld zugeben — verſtößt ſeine 
Benennung als Malz „wein“ auch nicht gegen das 
UnlWG. Denn $ 10 Abſ. 3 WeinGG. geſtattet aus⸗ 


drücklich, die aus Malzauszügen hergeſtellten dem Weine 


ähnlichen Getränke als Wein zu bezeichnen in einer 
ſolchen Wortverbindung, welche die Stoffe kennzeichnet, 
aus denen ſie hergeſtellt ſind. Die Bezeichnung „Malz⸗ 
wein“ iſt daher nicht zu beanſtanden — ſ. meine Er⸗ 
läuterungen zum Wein®. bei 8 10 Anm. 3 —, und 
was nach dem Weingeſetze ausdrücklich erlaubt iſt, 
kann nicht nach dem unlauteren Wettbewerbsgeſetz ver⸗ 
boten ſein (8 32 Wein.). 

Meines Erachtens iſt daher die Fabrikation von 
weinähnlichen Getränken aus Malzauszügen und deren 
Inverkehrbringen unter der Bezeichnung Malzwein 
erlaubt und die Inanſpruchnahme des Reichsgerichts 
zwecks Herbeiführung einer Beſtrafung hiefür ganz 
ausſichtslos. | 

Landgerichtsrat Zoeller in München. 


Das Berbot des Auftriebs von Klanenvieh anf 
Jahr- und Wochenmärkte bei Maul- und Klauenſenche. 
Nach 8 168 der Ausführungsvorſchriften des Bundes⸗ 
rats zum Viehſeuchengeſetze vom 7. Dezember 1911 
(RGBl. 1912 S. 4 ff.) iſt bei Maul: und Klauenſeuche 
im Seuchenort und in einem Umkreis von in der Regel 
mindeſtens 15km die Abhaltung von Klauenviehmärkten, 
mit Ausnahme der Schlachtviehmärkte in Schlachtvieh⸗ 
höfen, ſowie der Auftrieb von Klauenvieh auf Jahr⸗ 
und Wochenmärkte zu verbieten. Die Frage, ob bei 
Erlaß dieſes Verbotes durch die Polizeibehörden das 
Auftreiben von Vieh aus innerhalb des 15 km-Umkreiſes 
gelegenen Ortſchaften auf außerhalb dieſes Umkreiſes 
abgehaltene Jahr- und Wochenmärkte ſtatthaft iſt, wird 
verſchieden beantwortet. Die einen halten ſich an den 
Wortlaut der Beſtimmung und nehmen die Voraus— 
ſetzungen für ein Auftreiben auf einen Markt im Sinne 
der bezeichneten Vorſchrift auch dann als gegeben an, 
wenn der Marlt zwar außerhalb, das Gehöft, von dem 
das Auftreiben ſeinen Ausgang nimmt, aber innerhalb 
des 15 Kk m⸗Umkreiſes liegt. Andere legen die Beſtim— 
mung dahin aus, daß das Auftreiben auf Jahr- und 
Wochenmärkte nur dann ſtrafbar iſt, wenn der Markt 
innerhalb des 15 K m-Umkreiſes abgehalten wird. Letz— 
tere Auffaſſung dürfte wohl zutreffend ſein. Denn 
die andere Auslegung würde zu dem merkwürdigen 
und vom Geſetzgeber offenbar nicht gewollten Ergeb— 
nis führen, daß aus dem Gebiet des 15 Km-Umkreiſes, 
ſoweit nicht andere Verbote, insbeſondere die des 
Sperr⸗ und Beobacbhtungsgebietes Platz greifen, zwar 
nicht auf Jahr⸗ und Wochenmärkte, wohl aber auf 
Klauenviehmärkte aufgetrieben werden darf. Nach 
8 168 der Ausführungsvorſchriften kann nämlich für 
das Gebiet des 15 Kk m-Umkreiſes nur die Abhaltung 
von Klauenviehmärkten, nicht aber das Aujtreiben auf 
ſolche verboten werden, ſoweit deren Abhaltung ſtatt— 
haft iſt, alſo auf Klauenviehmärkte außerhalb des Ge— 
bietes des 15 kx m-Umkreiſes. Mit den Verboten des 
8 168 ſoll das Zuſammenbringen von Vieh auf ſeuchen— 
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weiteren Verboten der Veranſtaltung von Verſteige⸗ 
rungen von Klauenvieh und der Abhaltung von öfſent⸗ 
lichen Tierſchauen hervorgeht. Dieſer Zweck entfällt 
aber dann, wenn die Abhaltung von Märkten außer⸗ 
halb des 15 km-⸗Umkreiſes in Frage ſteht. Auch in 
Hinblick auf dieſen geſetzgeberiſchen Zweck kann wohl 
unbedenklich angenommen werden, daß von dem Verbot 
nur das Auftreiben auf ſolche Märkte betroffen wird, 
die innerhalb des 15 km⸗Umkreiſes abgehalten werden. 
Hiebei iſt es allerdings gleichgültig, von welchem Orte 
der Auftrieb ausgeht, ob von Ortſchaften innerhalb 
oder außerhalb des 15 km⸗Umkreiſes. 


Bezirksamtsaſſeſſor Dr. Kaiſenberg in Berlin. 


Eine Erbſchaftsansſchlagung auf ſchwankenden 
Grunde. Als Erbe war berufen ein Entmündigter, 
als Erſatzerbe eine Stiftung. Das Vorm. genehmigte, 
daß der Vormund des Entmündigten die Erbſchaft aus⸗ 
ſchlage, und der Vormund gab vor dem Vormund⸗ 
ſchaftsrichter in deſſen Eigenſchaft als Nachlaßrichter 
die Ausſchlagungserklärung ab. Wenige Tage ſpäter 
zog das VormG. die Genehmigung zurück, da es ſich 
überzeugte, daß die Ausſchlagung dem Intereſſe des 
Mündels widerſtreite. Nunmehr beantragte der Vor⸗ 
mund die Erteilung des Erbſcheins für den Entmün⸗ 
digten, weil die Ausſchlagung infolge des nachträglichen 
Wegfalls der Genehmigung als nicht erfolgt zu gelten 
habe; ebenſo aber beantragte der Vorſtand der Stiftung 
den Erbſchein für dieſe, weil die Ausſchlagung trotz 
des nachträglichen Wegfalls der Genehmigung wirk⸗ 
ſam ſei und bleibe. — Die damit aufgeworfene Frage 
iſt bisher, ſoweit bekannt, nicht unterſucht. Nach 
8 18 GG. kann das Vorm. eine von ihm als un⸗ 
richtig erkannte Verfügung ändern (aufheben, zurück⸗ 
nehmen); eine Ausnahme enthält der 8 55 Abſ. 1 GG., 
wonach das Vorm. eine Verfügung, durch die es die 
Genehmigung zu einem Rechtsgeſchäft erteilt hat, in⸗ 
ſoweit nicht mehr ändern kann, als die Genehmigung 
einem Dritten gegenüber wirkſam geworden iſt. Dieſer 
Fall liegt hier nicht vor. Denn unter dem „Dritten“ 
i. S. des 8 55 iſt der in 88 1829, 1831 BGB. erwähnte 
„Andere“ zu verſtehen; der 8 55 hat nur die Fälle 
im Auge, die in 88 1829, 1831 geregelt find.) Die 
Vorausſetzungen dieſer 88 1829, 1831 aber liegen in 
unſerem Falle nicht vor. Der 8 1829 handelt von 
einem Vertrag und der 8 1831 in Satz 1 von ein 
ſeitigen Rechtsgeſchäften, die der Vormund oh ne Ge 
nehmigung abſchließt. In unſerem Fall war aber dem 
Vormund die gerichtliche Genehmigung erteilt, ein 
Fall, den der Satz 2 des 8 1831 behandelt. Dieſer 
Satz 2 iſt hier gleichfalls unanwendbar, da die Aus⸗ 
ſchlagung, die dem NachlaßG. gegenüber zu erklären 
iſt (S 1945), keine Erklärung iſt, die einem „Anderen“ 
gegenüber abzugeben iſt. Denn 8 1831 bezieht ſich 
nur auf privatempfangsbedürftige, nicht auf amts- 
empfangsbedürftige Geſchäfte: Erklärungen, die einer 
Behörde gegenüber abzugeben find, ſind nicht ſolche. 
die „einem Anderen gegenüber“ abzugeben ſind.“ Fallt 
die Ausſchlagung alfo nicht unter die SS 1820, 1831, 
fo fällt ſie auch nicht unter 8S 55 GF G. 


1) KGJ. 38, 58. 
Staudinger Anm. 4a zu 8 1831 und Anm. 9 zu 


gefährdeten Plätzen verhindert werden, wie aus den | $ 130; Auguſt Fuchs Anm. 3 Abſ. 2 zu § 1831. 
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Sonach durfte das VormG. nach $ 18 GG. die 
Genehmigungsverfügung ändern, ſo daß mit deren 
Wegfall auch die Ausſchlagung unwirkſam zu ſein 
ſcheint. Ihre Wirkſamkeit läßt ſich auch nicht her⸗ 
leiten aus 8 32 GF G.; nach dieſer Vorſchrift bleiben 
die auf Grund einer Verfügung vorgenommenen 
Rechtshandlungen wirkſam, auch wenn das Gericht 
die Verfügung aufhebt, durch die jemand die Befugnis 
zur Vornahme eines Rechtsgeſchäfts erlangt. Der 
Vormund erhält die Befugnis zur Ausſchlagung nicht 
durch die gerichtliche Genehmigung, ſondern ſchon durch 
die Beſtellung als Vormund; die Verfügung, durch 
die das Rechtsgeſchäft genehmigt iſt, iſt alſo keine Ver⸗ 
fügung i. S. des 8 32, ſondern fie verleiht der durch 
die Beſtellung als Vormund begründeten Befugnis 
zur Vertretung des Mündels nur in einem beſtimmten 
Einzelfall Wirkſamkeit. Man könnte alſo folgern: da 
in unſerem Fall die 88 55, 32 nicht zutreffen, ſei mit 
der Genehmigungsverfügung auch die Ausſchlagung 
beſeitigt, ſo daß der Erbe vom Erſatzerben den Nach⸗ 
laß herausverlangen könnte, wenn das Vorm. noch 
nach Jahren jene Verfügung ändert. ö 

Ein ſolcher Zuſtand wäre mit der Rechtsſicherheit 
unvereinbar; man muß vielmehr Folgendes annehmen: 
Bei der bruchſtückartigen Natur des GF G. find die 
53 55, 32 nur der Ausdruck eines allgemeinen 
Rechtsgedankens, wonach die Aufhebung einer Ver⸗ 
fügung in der freiwilligen Gerichtsbarkeit niemals 
rückwirkende Kraft hat. Die Verfügung wird zwar 
durch die Aufhebung beſeitigt, ihr die Wirkſamkeit für 
die Zukunft genommen; aber die inzwiſchen erſolgten 
Handlungen des Vertreters können nicht ungeſchehen 
gemacht werden. Iſt durch die Verfügung einmal ein 
neuer Rechtszuſtand geſchaffen, ſo kann dieſer nicht 
ungeſchehen gemacht werden, d. h. alſo: der Geſetzgeber 
hat für den beſonders wichtigen Fall der 88 55, 32 
nicht eine Ausnahmevorſchrift geben wollen, ſondern 
dieſe Vorſchriften ſind nur die Anwendung des all⸗ 
gemeinen Grundſatzes auf beſonders wichtige Einzel⸗ 
fälle. Der Geſetzgeber hat alſo nur ſagen wollen: 
wie überhaupt, ſo hat auch in den Sonderfällen der 
88 55, 32 die Aufhebung der Verfügung keine rück⸗ 
wirkende Kraft; und der Geſetzgeber hat ſich in 8 55 
nur ungenau ausgedrückt, indem er die Aenderung ver⸗ 
bietet, ſtatt fie für wirkungslos zu erklären.“) — Der⸗ 
ſelbe Rechtsgedanke liegt übrigens dem 8 115 Abf. 1 
Satz 2 BGB. zugrunde, wonach die vom Vormund 
vorgenommenen Rechtshandlungen wirkſam bleiben, 
auch wenn die Entmündigung als zu Unrecht erfolgt 
aufgehoben wird. a 

Ein rechtsähnlicher Fall iſt ſchließlich folgender: 
Das Vorm. hat genehmigt, daß der Vormund die 
Entlaſſung des Mündels aus der Staatsangehörigkeit 
beantrage (Art. 41 II CG.) und die zuſtändige Behörde 
hat daraufhin die Entlaſſung ausgeſprochen. Nun ändert 
das VormG. die Genehmigungsverfügung. Dieſer 
Sachverhalt fällt nicht unter die 88 55, 32 GG.; 
aber dennoch iſt die Rücknahme der Genehmigung 
wirkungslos, d. h. die Entlaſſung rechtswirkſam erfolgt. 

Rechtsanwalt Dr. Joſef in Freiburg i. Br. 


) Teils allgemein, teils für andere Rechtsverhält⸗ 
niſſe vertreten dieſe Anſicht Unger in 33. 36, 27—33; 
Joſef in Holdh Schr. 21, 65—68 und im Recht 12 
288; Nußbaum, GG. S. 52. 


Aus der Nechtſprechung. 
Reichsgericht. 
A. Zivilſachen. 
I. 


Setzung einer 757 für die Annahmeerklärung bei 
einem Vertrags ſchluß nach § 152 BEB.: iſt das Zuſtande⸗ 
kommen des Vertrags davon abhängig, daß die Annahme⸗ 
erklärung dem Autragenden noch innerhalb der Friſt 
zugeht? Aus den Gründen: Das Os. geht davon 
aus, daß der Vertrag nach 8 152 BGB. mit der inner⸗ 
halb der geſetzten Friſt erfolgten Beurkundung der 
Annahme zuſtande kommt, wenn nicht ein anderes be⸗ 
ſtimmt wäre. Im Anſchluß an die beiden Urteile des 
Senats (RG. 49, 131; 76, 366) führt es aus, daß 
eine ſolche Beſtimmung auch ſtillſchweigend getroffen 
werden könne und regelmäßig, d. h., wenn nicht aus 
dem Angebot oder aus ſonſtigen Umſtänden etwas 
anderes hervorgehe, darin zu finden ſei, daß der An⸗ 
tragende — wie hier — erkläre, er wolle an ſeinen 
Antrag nur bis zu einem beſtimmten Zeitpunkte ge⸗ 
bunden fein. Die Klägerin!) ſei beweispflichtig dafür, 
daß die befriſtete Bindung der Beklagten hier nicht den 
Sinn haben könne, es ſolle der Vertrag erſt mit Zu⸗ 
gehen der Annahmeerklärung des Käufers an den Ver⸗ 
käufer zuſtande kommen; dafür ſeien aber von ihr Um⸗ 
ſtände nicht vorgebracht worden und aus dem Angebot 
nicht zu entnehmen. Da die Beklagten erſt nach dem 
von ihnen beſtimmten Termin von der Annahme ihres 
Angebots in Kenntnis geſetzt worden ſeien, ſo ſeien ſie 
an ihr Angebot nach dieſem Tage nicht weiter ge⸗ 
bunden. Die Reviſion bekämpft dieſe Auffaſſung als 
rechtsirrig; der 8 152 BGB. beſtimme als Regelfall 
das Zuſtandekommen des Vertrags mit der Abgabe 
der Annahmeerklärung, er laſſe keine entgegenſtehende 
Rechtsvermutung in dem Sinne zu, daß die Beweis⸗ 
pflicht den treffe, der gegenüber einer Friſtſetzung im 
Angebot beſtreite, daß der Autragende dadurch inner⸗ 
halb der Friſt auch Gewißheit über die Annahme ſeines 
Antrags erhalten wolle. Der Angriff kann nicht als 
berechtigt anerkannt werden. Der Senat hatte in 
jenem erſten Urteile vom 26. Oktober 1901 erklärt, in 
einer derartigen Friſtſetzung liege „regelmäßig“ die Be⸗ 
ſtimmung, daß die Annahmeerklärung bis zu jenem 
Zeitpunkt oder innerhalb jener Friſt zugehen müſſe; 
wenn er in dem zweiten erwähnten Urteile vom 10. Juni 
1911 die Faſſung gewählt hat, daß bei Friſtbeſtimmung 
„mindeftens die Annahme nahe liege“, daß ihr jene 
Bedeutung zukomme, ſo iſt dies geſchehen, um das Be⸗ 
rufungsgericht darauf hinzuweiſen, daß dies im ein⸗ 
zelnen Falle zu prüfen ſei. Aus dem gleichen Grunde 
hat der Senat in ſeinem Urteile vom 24. Januar 1911 
(Warneyer Erg.⸗Bd. 1912 Nr. 152) ein Urteil auf⸗ 
gehoben, weil es mit der Friſtſetzung in „zweifels⸗ 
freier, jede Auslegung ausſchließender Weiſe“ als 
ausgedrückt anſah, daß auch die Mitteilung der An⸗ 
nahme innerhalb der Friſt erfolgt ſein müſſe, wäh⸗ 
rend es dahin nur auf dem Wege der Auslegung 
hätte gelangen können. Der Senat hat auch in ſeinem 
Urteile vom 13. Juli 1912 (V 99/12) daran feftgehalten, 
daß die Friſtſetzung in dem erwähnten Sinne aufzufaſſen 
iſt, wenn nicht Umſtände vorhanden ſind, die für das 
Gegenteil ſprechen, eine Auffaſſung, der auch das Urteil 
des II. 35. vom 24. Nov. 1911 (JW. 1912 S. 133 Nr. 4) 
jedenfalls nicht widerſpricht. In dieſem Urteile vom 
13. Juli 1912 wird ferner ausgeſprochen, daß den ein 
befriſtetes Angebot Annehmenden die Beweislaſt treffe, 
daß nach dem Willen der Beteiligten die Friſtſetzung 
nicht jene Bedeutung haben ſolle. Das OLG. hat die 
beſondere Lage des Falles geprüft und mit genügender 
Deutlichkeit dargelegt, daß nach ſeiner Auffaſſung 
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hier nichts gegen jene Deutung ſpreche. Wird man 
zwar aus der Hinzufügung einer Friſtbeſtimmung 
keine Rechtsvermutung entnehmen dürfen, fo kann es 
doch nach dem Ausgeführten nicht beanſtandet werden, 
wenn das OLG. unter Berückſichtigung der Sachlage 
hier eine tatſächliche Vermutung aufſtellt, der gegenüber 
es der Klägerin die Beweislaſt für das Gegenteil auf⸗ 
erlegt. (Urt. des V. ZS. vom 28. Mai 1913, V 560/1912). 
3060 E. 


II. 


Streupflicht der Gemeinden bei Winterglätte. Beſteht 
eine ſolche Verpflichtung daun, wenn durch Polizei. 
die Streupflicht den Anliegern auferlegt iſt? Beſteht 
ſie insbeſondere für die Strecken des Fahrdamms, 
an denen ſich kein Anlieger befindet? Aus den 
Gründen: a) Unbegründet iſt die Rüge der Reviſion 
wegen Verletzung des 8 823 Abſ. 2 BGB. Nach der 
vom OLG. ausgelegten PolizeißO. vom 20. Nov. 1906 
haben in der Gemeinde H. die Anlieger, zu denen die 
Beklagte i. S. der PolizeiB O. nicht gehört, bei Glatteis 
den Straßendamm zu beſtreuen. Dieſe Auslegung iſt, 
da ſie eine irreviſible Rechtsnorm betrifft, in dieſer 
Inſtanz nicht nachzuprüfen. Beſteht ſomit eine polizeilich 
gebotene Streupflicht der Beklagten nicht, ſo kann ihr 
auch nicht ein Verſtoß gegen ein Schutzgeſetz nach 8 823 
Abſ. 2 BGB. vorgeworfen werden. 

b) Wo aber durch Polizeicb O. die Streupflicht bei 
Winterglätte den Anliegern auferlegt iſt, beſteht eine 
ſolche der Gemeinde überhaupt nicht. (Urt. des Senats 
vom 14. Okt. 1911, VI 141/11, und vom 21. Okt. 1912, 
VI 144/12 in JW. 1913 S. 91 Nr. 6). Daher kann, 
ſoweit die Streupflicht der Anlieger reicht, eine Schadens⸗ 
erſatzpflicht der Gemeinde wegen unterlaſſenen Streuens 
auch nicht aus 8 823 Abi. 1 BGB. hergeleitet werden. 
Es iſt deshalb die Annahme des OLG. rechtsirrig, daß 
die Beklagte auch noch neben dem Anlieger ſelber zum 
Beſtreuen verpflichtet geblieben ſei. Und aus dem 
gleichen Grunde iſt es rechtsirrig, wenn das OLG. 
annimmt, die Beklagte habe als Gemeinde die An— 
lieger daraufhin überwachen müſſen, daß dieſe ihre 
Streupflicht genügend erfüllten. Gewiß trifft dieſe Auf— 
faſſung dort zu, wo die Gemeinde auch noch ſelber 
ſtreupflichtig iſt. Denn dann bedeutet die Ueberwachung 
der Anlieger nur die Vorſorge der Gemeinde, daß ihre 
eigene Streupflicht durch die Anlieger ordnungsmäßig 
erfüllt werde. Dieſe Vorausſetzung fehlt aber hier, da 
eine Streupflicht der Gemeinde neben der polizeimäßigen 
Streupflicht der Anlieger rechtlich nicht beſteht. Lediglich 
Sache der Polizei iſt es, auf die Durchführung der 
fraglichen Polizeib O. gegenüber den Anliegern zu 
achten und das Erforderliche zu veranlaſſen. 

c) Weiter ſpricht das OLG. aus, die Beklagte ſei 
„nach allgemeinen Rechtsgrundſätzen für die Verkehrs— 
ſicherheit der rechten Straßenſeite nach dem Bache zu 
infolge Fehlens eines polizeimäßig verpflichteten An— 
liegers zu ſorgen verpflichtet geweſen.“ Sie hätte alſo 
die rechte Fahrdammhälfte ſelbſt beſtreuen müſſen, da 
die Anlieger zur linken Hand nur die linke Straßen— 
hälfte zu beſtreuen gehabt hätten. Auch dieſer Stand— 
punkt gibt zu rechtlichen Bedenken Anlaß. Zwar iſt 
die Annahme, daß die Anlieger nur die ihnen zuge— 
kehrte Fahrdammhälfte beſireuen müſſen, nicht nachzu— 
prüfen, da fie auf Auslegung der irreviſiblen Polizei“ O. 
beruht. Aber daraus folgt nicht, daß nun die Gemeinde 
ſchlechthin überall da die abgekehrte Fahrdammhälfte 
zu beſtreuen hat, wo es an einem gegenuberwohnenden 
Anlieger fehlt. Vielmehr könnte man aus der Tatſache, 
daß die Streupflicht in der Gemeinde H. durch Polizeib oO. 
geregelt iſt, entnehmen, daß dieſe Regelung für den 
ganzen Gemeindebezirk erſchöͤpfend fein ſoll und daß 
ein Beſtreuen des Fahrdamms an unbewohnten, an— 
liegerfreien Strecken nicht für erforderlich gehalten 
worden iſt. Die allgemeinen Rechtsgrundſatze über die 
Fürſorge für Verkehrsſicherheit würden übrigens i. S. 
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des 8 276 BGB. weit überſpannt, wollte man die 
Streupflicht allgemein auf Fahrdämme erſtrecken. Nur 
wo ein beſonderes Bedürfnis es gebietet, kann unter 
Umſtänden von einer Gemeinde verlangt werden, daß 
auch der Fahrdamm ſtrecken⸗ und ſtellenweiſe z. B. an 
belebten und unerläßlichen übergängen beſtreut werde. 
(Urt. des Senats vom 13. Juni 1912, VI 509/11). Vei 
kleinen ländlichen Gemeinden aber wie H. mit ſeinen 
rund 720 Einwohnern müſſen die örtlichen Verhält⸗ 
niſſe ſchon ganz beſonders liegen, um eine ſo außer⸗ 
ordentliche Streupflicht der Gemeinde zu rechtfertigen. 
Dazu genügt nicht, daß die Landſtraße zufällig im 
Gemeindebezirke ſcharf umbiegt und ſtark abfällt, 
ſondern es muß hinzukommen, daß gerade der beſondere 
Ortsverkehr in der Gemeinde die Sicherung jener 
Strecke der Landſtraße gegen die Gefahren des Glatt⸗ 
eiſes ausnahmsweiſe erforderlich gemacht hat. (Urt. 
des VI. 3S. vom 3. Mai 1913, VI 61/1913). E. 
3048 


III 


Scha denserfatzanſprüche wegen fahrläſſiger Ber: 
letzung eines Kindes: iſt es für die Auſprüͤche des Kindes 
und ſeines Baters von Belang, daß die Mutter des 
Kindes den Schaden mitverſchuldet hat? Der 3 Jahre 
alte Kläger Auguſt K., den ſeine bei dem Beklagten 
als landwirtſchaftliche Arbeiterin beſchäftigte Mutter mit 
auf das Feld genommen hatte, wurde beim Mähen 
eines Roggenackers von der vom Beklagten gelenkten 
Mähmaſchine erfaßt und ſchwer verletzt. Das Os. 
hat den von dem Verletzten und ſeinem Vater begehrten 
Schadenserſatz ihnen nur zur Hälfte zugeſprochen, weil 
die Kläger das Mitverſchulden der Mutter an dem 
Unfall zu vertreten hätten. Das RG. hat dies nicht 
gebilligt. 

Aus den Gründen: Mit Recht greift die Re 
viſion wegen mangelnder Begründung die Ausführung 
des OLG. an, daß die Mutter wegen Abweſenheit des 
Vaters nach § 1685 BGB. die geſetzliche Vertreterin 
des Kindes geweſen ſei. Für die Annahme, daß der 
Vater an der Ausübung der elterlichen Gewalt, ins⸗ 
beſondere der ihm zuſtehenden geſetzlichen Vertretung 
— 8$ 1627, 1630, 1631 BGB. — verhindert geweſen 
ſei, fehlt jeder Anhalt und jede Behauptung der Kläger 
oder des Beklagten. Soviel erhellt, war der Vater 
als Fabrikarbeiter an ſeinem Wohnort oder in deſſen 
Nähe beſchäftigt; er iſt alſo der geſetzliche Vertreter 
des Kindes geblieben, ſeine Abweſenheit von dem Orte 
des Unfalls hatte noch nicht zur Folge, daß die Aus⸗ 
übung der geſetzlichen Vertretung auf die Mutter über⸗ 
ging. Unter der geſetzlichen Vertretung verſteht das 
BGB. die rechtsgeſchäftliche Vertretung. Der Senat 
hat es abgelehnt, die „entſprechende“ Anwendung des 
8 278 ſoweit auszudehnen, daß darunter im Gebiet der 
unerlaubten Handlung auch eine Art tatſächlicher Ber: 
tretung fiele, kraft welcher die geſetzlich zur Fürſorge 
für die Perſon des Kindes berufene Mutter anſtatt 
feiner — in feiner Vertretung — deſſen aus 8 251 
ſich ergebende Pflicht zu erfüllen hätte, ſich ſelbſt vor 
Schaden zu bewahren. Hiernach braucht die Frage 
nicht entſchieden zu werden, ob die Mutter, wenn ſie 
geſetzliche Vertreterin des Kindes geweſen wäre, in 
dieſer Eigenſchaft oder vermöge der eigenen geſetzlichen 
Pflicht zur Fürſorge für die Perſon des Kindes oder 
etwa aus beiden Gründen das Kind zu beaufſichtigen 
und vor Gefahr zu behüten gehabt hätte. Nach der 
Rechtſprechung des Senats, von der abzugehen kein 
Anlaß beſteht, bezieht ſich des weiteren der Schlußſaz 
des S 254, der die entſprechende Anwendung des § 278 
vorichreibt, im Gebiet der unerlaubten Handlungen 
nur auf den Abſ. 2 nicht auch auf den Abſ. 1 des 8 254 
(vgl. RG. 62, 349; 75, 258). Das Verſchulden der 
Mutter hat nun, was das OLG. im Unklaren läßt, bei 
der Entſtehung des Schadens mitgewirkt. Der Schaden 
iſt dadurch herbeigeführt worden, daß fie von vorn— 


herein ihre Pflicht vernachläſſigt hat, das Kind vor 
einer Annäherung an die Mähmaſchine zu ſichern. 
Zwar war ſie auch in der Abwendung des dem Kinde 
drohenden Schadens ſäumig. Hierauf hat ſich aber 
ihr Verſchulden nicht beſchräͤnkt. Nicht Abſ. 2, ſondern 
Abi. 1 des 8 254 würde alſo Platz greifen. Hieraus 
folgt, daß der Kläger Auguſt K. das Verſchulden ſeiner 
Mutter nicht zu vertreten braucht. Die gleichen Grund: 
fäge gelten für den auf 8 845 BGB. geſtützten Anſpruch 
ſeines Vaters, des Klägers Otto K. Er müßte ſich, da 
§ 846 BGB. auf 8 254 verweiſt, das Verſchulden einer 
in 8 278 genannten Perſon nur anrechnen laſſen, wenn 
der Verletzte ſelbſt dieſes Verſchulden zu vertreten 
hätte. Das iſt, wie geaeigt, nicht der Fall. (Urt. des 
VI. 35. vom 24. Mai 1913, VI 18/1913). E. 
3043 


IV. 


Verbürgung für die Schuld eines anderen aus einer 
Verſteigerung: iſt der Formvorſchrift des 3 766 BB. 
genügt, wenn der Bürge zur Anerkennung ſeiner Ber: 
bindlichkeit feine Unterſchriſt in eine da beftimmte 
Spalte des Verſteigerungsprotokolles geſetzt hat? Aus 
den Gründen: Der Kläger hat eine Anzahl Grund⸗ 
ſtücke durch einen Auktionator verſteigern laſſen. Davon 
kaufte der Landmann C. die unter Nr. 3 u. 8 bis 10 
des Verſteigerungsprotokolls aufgeführten. Noch am 
gleichen Tage wurden zwei notarielle Kaufverträge vor 
dem Notar errichtet, der zu dieſem Zwecke in einem 
beſonderen Zimmer bereit war. Nach den Verſteigerungs⸗ 
bedingungen hatte der Letztbietende einen dem Auk⸗ 
tionator genügenden Bürgen zu ſtellen. Auf eine Frage 
des Auktionators oder des Klägers erklärte der Notar, 
die Bürgſchaft brauche der Koſtenerſparnis halber nicht 
in den notariellen Vertrag aufgenommen zu werden, 
es genüge ſchriſtliche Verbürgung. Als Bürgen hatte 
C. den beklagten F. bezeichnet und dieſer bejahte die 
Frage des Auktionators, ob er die Bürgſchaft über⸗ 
nehmen wolle, auch ſchrieb er ſeinen Namen in die 
letzte Spalte des Verſteigerungsprotokolles neben der 
Verſteigerungsnummer 8 nieder. Dieſe Spalte trägt 
die Ueberſchrift: „Eigenhändige Unterſchrift zur An⸗ 
erkennung der Verbindlichkeit a) des Käufers, b) des 
Bürgen, c) des Verkäufers“; der Name des Beklagten 
ſteht bei b). Das OLG. ſagt ausdrücklich, daß der 
Beklagte bei ſeiner Erklärung und bei der Vollziehung 
der Unterſchrift genau wußte, um was es ſich handelte, 
daß er die Gepflogenheiten bei Grundſtücksverkäufen 
in dortiger Gegend, insbeſondere die Art der Bürg⸗ 
ſchaftsübernahme kannte, auch ſtellt es feſt, daß der 
notarielle Kaufvertrag über die Grundſtücke unter Nr. 8 
bis 10 des Verſteigerungsprotokolls bereits beurkundet 
war, als der Beklagte ſeinen Namen in das Protokoll 
ſchrieb. An dem Willen des Beklagten, Bürgſchaft zu 
übernehmen, läßt ſich daher nicht zweifeln, zu ent⸗ 
ſcheiden iſt nur über die von der Reviſion aufgeworfene 
Frage, ob ſein Wille in einer dem § 766 BGB. ge⸗ 
nügenden Form ausgedrückt iſt. Feſtzuhalten iſt an 
der von dem RG. angenommenen Anſicht, daß die 
Bürgſchaftserklärung mindeſtens in ihren weſentlichen 
Teilen in der Bürgſchaftsurkunde ſelbſt enthalten ſein 
muß, und daß beſonders die Hauptſchuld in der Ur— 
kunde hinlänglich zu bezeichnen iſt (RG. 57, 261; 
62, 983). Daß das im vorliegenden Falle nicht geſchehen 
iſt, muß der Reviſion zugegeben werden. In der Ver— 
ſteigerungstabelle findet ſich zunächſt links in der erſten 
Spalte eine fortlaufende Nummer. Dann folgt in 
mehreren Spalten die nähere Bezeichnung der Grund— 
ſtücke. Die Spalte „Einzelpreis iſt nicht ausgefüllt, 
in der Spalte „Geſamtpreis“ findet ſich bei Nr. 10 die 
Zahl 16 750, die unſtreitig den Kaufpreis der Ver— 
ſteigerungsnummern 8—10 darſtellt und ebenſo in dem 
notariellen Kaufvertrage vorkommt. In der nunmehr 
nach rechts folgenden Spalte „Name und Wohnort 
a) der Käufer, b) der Bürgen“ find bei jeder Nummer 
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die Namen C. und F. geſchrieben, indeſſen rührt der 
zweite Name unſtreitig nicht von dem Beklagten her, 
der eigenhändig nur in der nächſten und letzten Spalte 
neben die Nr. 8 ſeinen Namen geſchrieben hat. Will 
man dieſe Niederſchrift überhaupt als Unterſchrift einer 
Willenserklärung gelten laſſen, ſo kann ſie ſich nur auf 
das links neben ihr Stehende beziehen, alſo auf die 
Nr. 8. Da aber dieſe Nummer nicht für ſich verkauft 
wurde und demgemäß hier auch eine Preisangabe fehlt, 
ſo iſt aus der Urkunde nicht zu entnehmen, für welche 
Hauptſchuld die Bürgſchaft geleiſtet ſein ſoll. Daß 
eine Preisangabe erſt bei der Nr. 10 folgt und 
daß die Nummern 8—10 von derſelben Perſon gekauft 
wurden, berechtigt nicht zu der Annahme, daß die Bürg⸗ 
ſchaftsunterſchrift die Zahl 16 750 decke und für dieſen 
Kaufpreis eine ſchriftliche Bürgſchaftserklärung vor⸗ 
liege. Ob der Entſcheidung des OLG. nicht auch ein 
weiteres Bedenken deswegen entgegenſteht, weil es ſich 
in dem Rechtsſtreit um Verbindlichkeiten des C. aus 
dem notariellen Vertrage handelt, für die Beklagter 
gebürgt haben ſoll, und daher die ſchriftliche Bürg⸗ 
ſchaftserklärung des Beklagten dieſe Verbindlichkeiten 
mit umfaſſen müßte, darf dahingeſtellt bleiben. (Urt. 
des VI. ZS. vom 28. April 1913, VI 80/1913). 
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V 


In welcher Weiſe hat ſich der beurkundende Notar 
Gewißheit über die Perſönlichkeit der Beteiligten zu 
verſchaſfen ? (Feſtſtellung der Perfönlichkeit durch „Sad: 
unde“ und durch einen anderen Beteiligten). Aus den 
Gründen: Die Reviſion bekämpft als irrtümlich die 
Auffaſſung des OL G., daß die Vorſtellung des als W. 
Erſchienenen durch den miterſchienenen G. auch im 
Zuſammenhange mit der zutage getretenen Sachkunde 
des Vorgeſtellten als ausreichende Grundlage für die 
Ueberzeugung von deſſen Perſönlichkeit nur dann gelten 
könne, wenn der Beklagte den G. als durchaus zu⸗ 
verläſſig und glaubwürdig erkannt habe. Dieſer An⸗ 
griff iſt unbegründet. Im $ 176 GF. iſt nichts darüber 
geſagt, in welcher Weiſe ſich der Notar Gewißheit über 
die Perſönlichkeit der Beteiligten zu verſchaffen hat. 
Das Geſetz hat dies dem Ermeſſen des Notars über⸗ 
laſſen. Hierüber herrſcht auch in der Rechtslehre kein 
Streit. Ob der Notar die erforderliche Vorſicht beob- 
achtet, wenn er die Perſönlichkeit einer Partei auf 
Grund ihrer Sachkunde über die zu beurkundenden Ver— 
hältniſſe als erwieſen anſieht, läßt ſich nur nach der 
Lage des einzelnen Falles beurteilen. Wenn das OLG. 
die von dem falſchen W. an den Tag gelegte Sachkunde 
nicht als ausreichend angeſehen hat, um daraufhin eine 
Feſtſtellung der Perſönlichkeit zu treffen, fo iſt ein Rechts- 
irrtum hierin nicht zu erblicken. Ein Rechtsirrtum iſt 
aber auch nicht darin zu finden, daß das OLG. in 
der Vorſtellung des als W. Erſchienenen durch den 
Mitvertragſchließenden G. keine genügende Grundlage 
für die Feſtſtellung der Perſönlichkeit des Erſteren 
geſehen hat. Da 8 176 GFG. es dem Ermeſſen des 
Notars überläßt, in welcher Weiſe er ſich Gewißheit 
über die Perſönlichkeit der Beteiligten verſchaffen will, 
ſo iſt es bei der Beurkundung eines Vertrags nicht aus— 
geſchloſſen, daß ſich der Notar dieſe Gewißheit auf Grund 
der Anerkennung der ihm unbekannten Vertragspartei 
durch die andere Vertragspartei verſchafft. Dieſe Anſicht 
wird vertreten in der Rechtslehre von den Kommentaren 
und mit Anmerkungen verſehenen Textausgaben zum 
GG. von Jaſtrow 5. Aufl. Anm. 8, Keidel 2. Aufl. 
Anm. 6b, Rausnitz Anm. 22, Weißler Anm. 1, Dittrich 
2. Aufl. S. 17, Schneider 3. Aufl. Anm. 9 zu 8 176, 
ferner von Schultze-Görlitz und Oberneck, Das preuß. 
GG. Anm. 5 zu $ 40, Jaſtrow, Formularbuch und 
Notariatsrecht Teil I Anm. 19 zu § 176 a. a. O., und 
Weißler, das Notariat der preußiſchen Monarchie S. 242 
Anm. 6. Nicht zu billigen iſt die entgegengeſetzte, die Zu— 
läſſigkeit eines ſolchen Verfahrens verneinende Meinung, 
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welche im Anſchluß an ein dies ausſprechendes Refkript 
des preußiſchen Juſtizminiſters vom 13. April 1829 (bei 
v. Rönne, Ergänzungen zur Allgem. Ger O. Teil II Titel 2 
§ 23) beſonders von Koch⸗Jaſtrow, Formularbuch und 
Notariatsrecht, 10. Aufl. S. 73, Werner⸗Kroſchel, Das 
deutſch⸗preußiſche Notariat, Anm. 9 zu Art. 40 des Preuß. 
GFG., Dorner, GG. Anm. 4f zu 8 176, Birkenbihl, 
GF. Anm. 4b zu 8 176, Merkel, Das Notariat und 
die willkürliche Gerichtsbarkeit S. 42 und in einem bei 
Enderlein, die Geſetzgebung des Königreichs Bayern, 
II. Teil 11. Bd. S. 230 f. angeführten Urteile des Oberſten 
Gerichtshofs für Bayern vertreten wird. Iſt hiernach 
die Anerkennung der Perſönlichkeit der einen Vertrags⸗ 
partei durch die andere als Grundlage für die Feſt⸗ 
ſtellung der Perſönlichkeit auch nicht ausgeſchloſſen, IE 
ift eine Feſtſtellung auf diefer Grundlage doch wenig 
empfehlenswert, und es iſt in einem ſolchen Fall äußerſte 
Vorſicht geboten, zumal eine Kolluſion leicht möglich iſt. 
Wie der Senat erſt kürzlich in dem Urteile vom 18. De⸗ 
zember 1912 III 225/12 (Jur W. 1913, S. 327) aus- 
geſprochen hat, muß der Richtigkeit der Beglaubigung 
und Beurkundung im Verkehr unbedingtes Vertrauen 
entgegengebracht werden können, und dies verpflichtet 
den Notar, bei der Beglaubigung und bei der Aufnahme 
von Urkunden die äußerſte Vorſicht zu gebrauchen, wenn 
der Erſchienene ihm weder perſönlich bekannt iſt noch 
von zuverläſſigen Perſonen als derjenige anerkannt wird, 
für den er ſich ausgibt. Wie ſich ſchon hieraus ergibt, 
erfordert die pflichtmäßige Vorſicht, daß der Notar, 
wenn ihm die Glaubwürdigkeit deſſen nicht bekannt iſt, 
der die Perſönlichkeit des ihm Unbekannten anerkennt, 
auch dieſe Glaubwürdigkeit prüfen muß. Mit Rückſicht 
auf die Bedeutung der Beurkundung und der Beglaubi⸗ 
gung für den Verkehr darf der Notar ſich nicht damit 
begnügen, daß Anhaltspunkte für die Unzuverläſſigkeit 
oder Unglaubwürdigkeit des die Perſönlichkeit eines 
Anderen Anerkennenden nicht vorliegen; denn das 
Fehlen ſolcher Anhaltspunkte bietet nicht die mindeſte 
Gewähr für die Zuverläſſigkeit und Glaubwürdigkeit, 
und zwar auch dann nicht, wenn dem Notar der An⸗ 
erkennende der Perſon nach ſchon von früher her bekannt 
iſt. Iſt hiernach ſchon beſondere Vorſicht im Falle der 
Anerkennung eines Beteiligten durch eine bei dem Rechts- 
geſchäfte nicht beteiligte Perſon geboten, wenn dieſe dem 
Notar nur der Perſon nach, nicht aber auch in Bezug 
auf ihre Zuverläſſigkeit bekannt iſt, ſo muß dies in noch 
höherem Grade im Falle der Anerkennung einer Vertrags— 
partei durch die andere gelten. (Urt. d. III. Z S. v. 30. Mai 
1913, III 54/13). 
3005 


— — — . 


— — 4 ͤ —f—ę— 


B. Strafſachen. 
1 


VBerſtößt die Berſeudung von Mahnſchreiben mit dem 
äußeren Anſehen gerichtlicher Zahlungsbefehle gegen 
8132 StB. Aus den Gründen: Di 
des LG.'s, daß der Angeklagte durch den Erlaß von 
Zahlungsbefehlen Handlungen vorgenommen habe, 
die nur kraft eines öffentlichen Amtes vorgenommen 
werden dürfen, iſt unhaltbar. Denn die Schreiben, 
die er an die Schuldner der .. . . Geſellſchaft geſandt 
hat, waren keine Zahlungsbefehle i. S. der 88 6888 ff. 
ZPO. Sie enthielten nicht die Bezeichnung eines fie 
erlaſſenden Gerichts und nicht den Befehl, binnen einer 
Woche bei Vermeidung ſofortiger Zwangsvollſtreckung 
die Gläubiger zu befriedigen oder bei dem Gericht 
Widerſpruch zu erheben (S5 692, 690 Nr. 2 3] O.), 
ſondern eine unter dem Namen des Angeklagten 
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Die Annahme 


mit der Bezeichnung „der Rechtsbeiſtand“ erlaſſene 


Aufforderung, die Geſellſchaft wegen ihrer Forderung 
binnen einer Woche bei Vermeidung fojortiger Klage 
zu befriedigen oder „bei dem Unterzeichneten“ Wider— 
ſpruch zu erheben. Sie waren alſo inhaltlich keine 
Zahlungsbefehle i. S. der ZPO., und es kann keine 
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u. 17. 


Rode davon fein, daß fie nur die für ſolche gegebenen 
Formvorſchriften nicht erfüllt hätten. Inſofern unter⸗ 
ſcheidet ſich der vorliegende Fall weſentlich von dem 
in Entſch. 23, 205 erörterten, wo der Angeklagte 
ſeinen Schuldnern Schriftſtücke zugeſandt hatte, die 
bis auf die fehlende Unterſchrift des Richters nach 
Inhalt und Form völlig gerichtlichen Zahlungsbefehlen 
glichen. Die Schreiben, die hier der Angeklagte den 
Schuldnern durch die Poſt zugeſchickt hat, waren viel⸗ 
mehr inhaltlich rein private Mahnſchreiben, deren 
Erlaß nicht zu den Befugniſſen eines öffentlichen Amts 
gehört oder gar einem ſolchen ausſchließlich vorbe⸗ 
halten wäre. Eine Handlung, die nur kraft eines 
öffentlichen Amts vorgenommen werden darf, iſt des⸗ 
halb dem Angeklagten nicht nachgewieſen. Er hat 
allerdings in der Abſicht und teilweiſe auch mit der 
Wirkung, daß die Empfänger der Schreiben über deren 
Herkunft und Inhalt getäuſcht und in den Irrtum ver⸗ 
ſetzt wurden, die Schreiben ſeien gerichtliche Zahlungs⸗ 
befehle, dieſen durch die Ueberſchrift „Zahlungs: 
befehl“ und gleiches Format, Papier, Anordnung des 
Drucks, Beidrückung eines den Reichsadler enthaltenden 
Stempels und möglichſte Annäherung an den Wort⸗ 
laut das äußere Anſehen eines gerichtlichen Zahlungs⸗ 
befehls gegeben. Das iſt aber keine der in dem zweiten 
Tatbeſtand des 8 132 StB. erforderten Handlungen, 
noch iſt dadurch an dem Inhalt und dem Weſen ſeiner 
Schreiben etwas geändert, ſie ſind dadurch nicht 
Zahlungsbefehle geworden, daß fie wie Zahlungs⸗ 
befehle ausſahen und bei oberflächlicher Betrachtung 
für ſolche gehalten werden konnten. Zur Erfüllung 
des zweiten Tatbeſtandes des 8 132 muß der Täter 
eine Handlung vorgenommen haben, die ſo geartet 
iſt, nicht bloß ſo geartet ſcheint, daß ſie nur kraft 
eines öffentlichen Amts vorgenommen werden darf. 
An einer ſolchen Handlung fehlt es und deshalb muß 
das Urteil aufgehoben werden. Das LG. wird nun: 
mehr zu prüfen haben, ob der Angeklagte durch die 
Verwendung eines den Reichsadler enthaltenden Stem⸗ 
pels etwa gegen 8 360 Nr. 7 StB. verſtoßen hat. 
(Urt. des I. StS. vom 5. Juni 1913, 1 D 192/13). 
3055 E. 


II 


„ Auwendung des 5 12 Nahr Mittels. anf Nahrungs: 
mittel, die nur die Geſundheit krauker oder ſchwächlicher 
Berfonen 1 ſchädigen An: find. Auwend barkeit des 
8 10 Nahr Mittel G. bei Verwendung von Konſervierungs⸗ 
mitteln. Aus den Gründen: Im Urteil wird die 
„Möglichkeit“ angenommen, daß die im Bacidolin ent- 
haltenen Stoffe „unter gewiſſen Umſtänden die menſch⸗ 
liche Geſundheit ungünſtig zu beeinfluſſen geeignet ſind, 
z. B. wenn die unter ihrer Verwendung hergeſtellten 
Nahrungs- oder Genußmittel von Kranken oder wider: 
ſtandsunfähigen Perſonen genoſſen werden?. Das iſt 
ſichtlich ſo gemeint, daß die alſo hergeſtellten Nahrungs⸗ 
oder Genußmittel, ſoweit ſie von kranken oder ſchwäch⸗ 
lichen Perſonen genoſſen werden, deren Geſundheit zu 
ſchädigen geeignet ſind. Dann aber iſt die Voraus⸗ 
ſetzung der Geſundheitsſchädlichkeit i. S. des 8 12 des 
Nahr Mittel G. bei ſolchen Nahrungs- oder Genußmitteln 
gegeben, die erfahrungsgemäß gerade auch für kranke 
oder ſchwächliche Perſonen verwendet zu werden pflegen. 
— Das LG. hat ferner feſtgeſtellt, daß die Herſteller 
und Verkäufer der mit Bacidolin hergeſtellten Waren 
dieſes „für ein völlig harmloſes Konſervierungsmittel 
angeſehen haben, das unbedenklich zugeſetzt werden 
könne und nicht deklariert zu werden brauche“. Was 
unter einem „harmloſen“ Konſervierungsmittel zu ver: 
ſtehen ſein ſoll, darüber ſpricht ſich die Strafkammer 
nicht näher aus und es läßt überhaupt ihre Begrün: 
dung der Annahme eines gutgläubigen Handelns den 
Schluß zu, daß ſie ſich die maßgebenden Umſtände 
nicht klar gemacht hat. Sollte in der Tat wegen guten 
Glaubens eine ſtrafrechtliche Verantwortlichkeit für die 
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Verwendung von Bacidolin und den Verkauf der da⸗ 
mit hergeſtellten Waren ausge] chloſſen fein — wenigſtens 
wegen vorſätzlichen Verſchuldens —, fo müßten die 
Herſteller und Verkäuſer der Waren der Meinung 
geweſen ſein, daß bei der Herſtellung die Verwendung 
irgendeines unſchädlichen chemiſchen Konſervierungs⸗ 
mittels weder eine Verſchlechterung der Ware bedeute, 
noch den Anſchein einer beſſeren Beſchaffenheit er⸗ 
wecke. Die Annahme einer ſolchen Meinung hätte für 
jede Art von Nahrungs⸗ und Genußmitteln ſowohl 
objektiv als vom inneren Standpunkt der Herſteller 
und Verkäufer der Waren aus die Prüfung erfordert, 
welche Art und Weiſe der Herſtellung üblich iſt und 
vom Publikum berechtigterweiſe erwartet werden kann, 
he insbeſondere, ob nach den Anſchauungen des 
allgemeinen Verkehrs zur Herſtellung ſolcher Waren 
die Verwendung chemiſcher Konſervierungsmittel, zu⸗ 
mal ſolcher, deren Zuſammenſetzung unbekannt iſt, ſo⸗ 
fern ſie nur beim Genuß der Waren nicht ſchädlich 
wirken, zuläſſig iſt oder ob nicht vielmehr nach den 
berechtigten Erwartungen des Publikums die Ver⸗ 
wendung eines ſolchen Mittels ausgeſchloſſen ſein ſoll, 
ſo daß das Publikum die Verwendung als eine Ver⸗ 
ſchlechterung des Nahrungs» oder Genußmittels erachtet 
oder ihm gegenüber der Anſchein einer beſſeren Be⸗ 
ſchaffenheit, nämlich einer ſcheinbar auf normaler Her⸗ 
ſtellung beruhenden längeren Haltbarkeit und Dauer⸗ 
haftigkeit erweckt wird. Dafür, daß die Strafkammer 
eine ſolche Prüfung vorgenommen hätte, fehlt es an 
jedem Anhalt; im Gegenteil beſteht Grund zu der 
Annahme, daß ſie rechtsirrig ohne weiteres bei Ver⸗ 
wendung eines „völlig harmloſen“ (unſchädlichen) 
Konſervierungsmittels eine Verfälſchung i. S. des Ge⸗ 
ſetzes für keinesfalls gegeben hat. (Urt. des I. StS. 
vom 30. April 1913, 1 D 1316/1912). E. 
3056 


III. 


Nele und Fahrläſſigleit bei dem Verkaufe von 
Kunſtwein (Wein. 33 9, 13, 26 Abſ. 1 Nr. 1, 29 Nr. 6). 
Aus den Gründen: Der Angeklagte hat mehrfach 
„Kunſtwein“, nämlich Getränke, die nicht aus Trauben⸗ 
ſaft gewonnen, wohl aber in ihrer Geſamterſcheinung 
„Wein“, insbeſondere Süd- oder Süßwein vorzutäuſchen 
geeignet waren, verkauft und deren Lieferung veran⸗ 
laßt. Der äußere Tatbeſtand der 88 9 und 13 Wein®. 
iſt damit für alle unter Anklage ſtehenden Fälle ein⸗ 
wandfrei nachgewieſen. „Vorſätzlich“ i. S. des § 26 
Abſ. 1 Nr. 1 Wein. hat der Angeklagte den nachge⸗ 
machten Wein nur dann in den Verkehr gebracht, wenn 
ihm auch bekannt war, daß dieſe verkauften Getränke 
geeignet waren, Wein vorzutäuſchen, mit ſolchem ver⸗ 
wechſelt zu werden. Eine ſolche Kenntnis iſt im Urteil 
nicht feſtgeſtellt. Im Gegenteil heißt es ausdrücklich, 
der a habe nicht das Bewußtſein gehabt, daß 
die Flüſſigkeit geeignet ſei, echten Wein vorzutäuſchen. 
In unlöslichem Widerfpruch damit ſteht es, wenn das 
Urteil trotzdem im Falle G. den Vorſatz des Angeklagten 
für erwieſen erklärt. Die Verurteilung in dieſem Falle 
beruht offenbar auf der rechtsirrigen Annahme, daß es 
für den „Vorſatz“ des Angeklagten nicht darauf an⸗ 
komme, ob er die Eigenſchaften kannte, die das ver⸗ 
kaufte Getränk als Nachmachung von Wein erſcheinen 
ließen; das Gericht hat vielmehr an Stelle eines derart 
geſtalteten Vorſatzes (88 9, 13, 26 Abſ. 1 Nr. 1 Wein.) 
zur Erfüllung des inneren Tatbeſtands die nachgewieſene 
Abſicht des Angeklagten genügen laſſen, die unmittel⸗ 
bare Abnehmerin darüber zu täuſchen, daß das ihr ver⸗ 
kaufte Getränk „Wein“ ſei. Das iſt rechtsirrig, denn 
für den Tatbeſtand der §§9, 13 WeinG. kommt es darauf 
nicht an, unter welchem Namen und unter welcher Be— 
zeichnung nachgemachter Wein in den Verkehr gelangt, 
ob dies namentlich unter der Beziehung als „Wein“ 
geſchieht, ob alſo die Nachmachung unter einer zur Täu— 
ſchung geeigneten Beziehung in den Verkehr gelangt, 
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oder ob umgekehrt wenigſtens der nächſte Abnehmer 
des Getränks über deſſen wahre Eigenſchaften bei Ver⸗ 
kauf und Lieferung aufgeklärt wird. Die Täuſchungs⸗ 
abſicht mag für die Anwendung anderer ſtrafgeſetzlicher 
Beſtimmungen erheblich ſein, falls deren ſonſtige Voraus⸗ 
ſetzungen vorliegen, für den äußeren und inneren Tat⸗ 
beſtand der 8S 9, 13, 26 Abſ. 1 Nr. 1 Wein. kommt 
ſie nicht in Betracht. Inſoweit iſt jedes Inverkehrbringen 
von Nachmachungen von Wein verboten und und ein 
darauf gerichteter Vorſatz erforderlich, der aber dann 
ausgeſchloſſen iſt, wenn der Täter infolge tatſächlichen 
Irrtums ſich in Unkenntnis darüber befindet, daß das 
in den Verkehr gebrachte Getränk die Eigenſchaften auf⸗ 
weiſt, die es als nachgemachten Wein erſcheinen laſſen. 
Fehlt dieſe Kenntnis, wie das Urteil ganz allgemein 
angenommen hat, entfällt al ſo der Tatbeſtand vorſätz⸗ 
licher Begehung, ſo bleibt die Frage zu prüfen, ob nicht 
die Unkenntnis auf Fahrläfligfeit beruht. Dann iſt 
8 29 Nr. 6 Wein. anwendbar. Außerdem wird in der 
neuen Verhandlung auch zu prüfen ſein, ob nicht daraus, 
daß der Angeklagte die Kunſtweine vereinzelt, ins⸗ 
beſondere im Falle G. ausdrücklich als, Wein“ bezeichnete 
und als ſolchen verkaufte, im Gegenſatz zu den Feſt⸗ 
ſtellungen des aufgehobenen Urteils gefolgert werden 
muß, daß er tatſächlich die Eigenſchaft des Kunſtweins 
als einer Nachmachung von „Wein“ kannte. (Urt. des 
I. StS. vom 28. April 1913, 1 D 207/1913). E. 
3054 
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Die in 58 17—30 Vieh s. vergeſehenen Schutzmaß⸗ 
regeln können gegen jede übertragbare e ange: 
ordnet werden, auch wenn eine Anzeigepflicht nicht be: 
ſteht, i gegen die Jufluenza der Pferde. 
Aus den Gründen: Das LG. geht davon aus, daß 
die Influenza der Pferde zwar eine übertragbare Vieh⸗ 
ſeuche, aber den allgemeinen Vorſchriften des Vieh SG. 
vom 26. Juni 1909 gegen Seuchengefahr (88 17-30) 
erſt durch die Einführung der Anzeigepflicht unter⸗ 
worfen worden ſei, die durch die Bek. des Reichskanz⸗ 
lers vom 29. Juli 1908 (RGBl. S. 479) auf Grund des 
8 10 II des alten Vieh SG. v. 1. Mai 1894 für den ganzen 
Umfang des Reiches vom 1. Oktober 1908 ab bis auf 
weiteres ) feſtgeſetzt ſei. Dieſe Annahme findet jedoch 
im Geſetz keine Stütze. Zweck des Geſetzes iſt nach 8 1 die 
Bekämpfung übertragbarer Seuchen mit alleiniger Aus⸗ 
nahme der Rinderpeſt. Die 88 I—30 enthalten die Vor⸗ 
ſchriften zur Bekämpfung der Seuchen im Inlande, 
während im 88 31 ff. die beſonderen Vorſchriften über 
die einzelnen Seuchen gegeben ſind. An der Spitze dieſer 
Vorſchriften ſteht die Anzeigepflicht und ſie wird in der 
Begründung zu 8 10 II des Geſ. (S. 43) als Se 
lichſte Grundlage der veterinärpolizeilichen Bekämpfung 
der Seuche bezeichnet. Aber ſie iſt ebenſo wie die in 
88 17—30 vorgeſehenen Anordnungen nur ein Mittel 
zur Bekämpfung der Seuchen. Das Geſetz enthält nicht 
die geringſte Andeutung, daß ſie Vorausſetzung der nach 
88 17—30 zuläſſigen Schutzmaßregeln in dem Sinne 
wäre, daß dieſe nur zur Abwehr anzeigepflichtiger 
Seuchen angeordnet werden dürften. Dieſe Schutzmaß— 
regeln ſind vielmehr allgemein gegen übertragbare 
Viehſeuchen vom Geſetz vorgeſehen und ſind deshalb 
zuläſſig, ſobald die Uebertragbarkeit der Seuche feit- 
ſteht, ohne Rückſicht darauf, ob für die Seuche die An⸗ 
zeigepflicht beſteht oder nicht und ob die Seuche unter 
den zu bekämpfenden genannt iſt oder nicht (Entſch. 
Bd. 24 S. 332). Das Geſeß ſpricht in 8 I von Seuchen, 
auf die ſich die Anzeigepflicht erſtreckt, in 811 vom Aus⸗ 
bruch „einer Seuche“, von der die Polizeibehörde ohne 
Anzeige Kenntnis erhält, in 8 17 von Gefährdung der 


1) A. M. Zabn in der Mitteilung auf S. 251 dieſes Jabrgangs: 
die auf Grund des alten Vieb Sc. erlaſſenen Bekanntmachungen vom 
2). Juli und 29. September 108 ſeien mit dem alten Geſetz außer 
Kraft getreten, Zuwiderbandlungen ſeien desbalb nicht ſtrafbar. Vgl. 
gegen dieſe Anſicht RS. im Recht 1913 Nr. 1688 (Anm. des Heraus: 
gebers.) 
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Viehbeſtände durch „Viehſeuchen“, in 8 18 von einer 
„beſonderen Seuchengefahr“. Darnach kann kein Zweifel 
beſtehen, daß die 88 11 ff. auch ſolche Seuchen im Auge 
haben, auf die ſich die Anzeigepflicht nicht erſtreckt. 
Manches ſpricht dafür, daß der Bundesrat und die 
oberſten Bundesbehörden bei ihren gemäß 8 79 Vieh SG. 
erlaſſenen Vorſchriften über Anwendung und Aus⸗ 
führung der nach 88 16—30 zuläſſigen Maßregeln da⸗ 
von ausgegangen find, daß dieſe Maßregeln nur zum 
Schutze gegen die in 8 10 des Gef. genannten anzeige⸗ 
pflichtigen Seuchen beſtimmt und zuläſſig ſind. Dem 
kann jedoch gegenüber dem Geſetz entſcheidende Be⸗ 
deutung nicht beigemeſſen werden. Darauf kommt es 
nicht an, ob für die Influenza der Pſerde die An⸗ 
zeigepflicht beſteht. Schon deshalb, weil die In⸗ 
fluenza eine übertragbare Viehſeuche iſt, wie ſie als 
ſolche ja auch dadurch gekennzeichnet iſt, daß unter 
dem früheren Geſetz für ſie die Anzeigepflicht eingeführt 
worden iſt, konnten zu ihrer Bekämpfung die Maßregeln 
angewendet werden, die nach SS 18 ff. des Vieh S. 
einer beſonderen inländiſchen Seuchengefahr gegen⸗ 
über angewendet dürfen, insbeſondere auch nach 8 22 die 
Gehöftſperre. Dieſer Anordnung des zuſtändigen Tier⸗ 
arztes und der zuſtändigen Behörde hat der Angeklagte 
nach den Feſtſtellungen des Urteils vorſätzlich zuwider⸗ 
gehandelt und deshalb iſt er mit Recht auf Grund des 
8 74 Nr. 3 des ViehSG. verurteilt worden. (Urt. 
des I. StS. vom 9. Juni 1913, 1 D 248 13 / VIII. 1421). 
3053 Bezirksamtsaſſeſſor Zahn in Straubing. 
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1. Macht ſich der Gerichtsvollzieher einer ſtrafbaren 
Verfehlung gegen das Zigarettenſtenergeſetz ſchuldig, wenn 
er Zigaretten pfändet und aus dem Lagerraum zur amt: 
lichen Verwahrung in einen verichlofienen und verſiegelten 
Naum verbringt? 2. Unterliegen dieſe Zigaretten der 
Einziehung? Das RG. hat die beiden Fragen verneint. 
Aus den Gründen: 1. Die Nachprüfung der Ent⸗ 
ſcheidung hat vom Boden der Feſtſtellung zu erfolgen, 
daß der Angeklagte bei der Pfändung der Zigaretten, 
bei deren Verbringung aus der Erzeugungsſtätte nach 
dem zu ihrer amtlichen Verwahrung beſtimmten, von 
ihm verſchloſſenen und verſiegelten Raum, und bei der 
Weigerung, die Zigaretten in die Erzeugungsſtätte 
zurückzubringen oder in der Zollniederlage abzuliefern, 
die Hinterziehung einer etwa geſchuldeten Steuer nicht 
beabſichtigt hat. Damit entfällt die Strafbarkeit des 
Angeklagten wegen irgendeines auf Hinterziehung der 
Steuer gerichteten Unternehmens, ſei es eines ſolchen, 
das nach den in $ 17 Abſ. 2 Zigarett StG. aufgeſtellten 
Schuldvermutungen bei dem Nachweis beſtimmter 
Vorausſetzungen als vollbracht gilt, ſei es eines anders 
weit ausgeſtalteten Unternehmens, das zur Vorent— 
haltung der Steuer nach der beſonders zu erweiſenden 
Abſicht des Täters beſtimmt und geeignet iſt (8 17 
Abſ. 1 des Geſ., vgl. RG St. Bd. 35 S. 238/242, Bd. 10 
S. 406 u. a.). Eine Beſtrafung iſt nach Verneinung 
der Hinterziehungsabſicht nur dann möglich, wenn 
gemäß § 20 des Gef. auf Ordnungsſtrafe wegen Zu— 
widerhandlung gegen die ſonſtigen Vorſchriften des 
Geſetzes und die dazu erlaſſenen Verwaltungsbeſtim— 
mungen zu erkennen iſt. Das trifft namentlich dann 
zu, wenn die in § 17 Abſ. 2 einzeln aufgeführten Defrau— 
dationshandlungen dem äußeren Tatbeſtand nach ers 
wieſen, aber ohne Hinterziehungsabſicht vorgenommen 
ſind. Die einzige Beſtimmung des Geſetzes, deren An— 
wendung bei Verhängung einer Ordnungsſtrafe in 
Frage kommen kann, iſt § 17 Abſ. 2d, worin ganz 
allgemein — und wenigſtens dem Wortlaut nach an— 
ſcheinend gegen jedermann, nicht etwa nur gegen den 
Herſteller — die Verbringung von Waren „aus der 
Erzeugungsſtätte in den Inlandverkehr“ als Defrau— 
dation und bei nachweisbar fehlender Defraudations— 
abſicht als Ordnungswidrigkeit bedroht iſt. Die Be— 
ſtimmungen in § 17 Abſ. 2 a—c, f wenden ſich ent— 


weder nur gegen den „Herſteller“ oder den „Verkäufer“ 
oder ſie treffen das Vergehen des Angeklagten über⸗ 
haupt nicht. Das gleiche gilt aber auch von den übri⸗ 
gen Beſtimmungen des Geſetzes, ſoweit fie von 8 17 
Abſ. 2 nicht umfaßt ſind, und von den Verwaltungs⸗ 
beſtimmungen, deren Verletzung in 8 20 mit Ordnungs⸗ 
ſtrafe bedroht iſt. Den Tatbeſtand des 8 17 Abſ. 2 d 
BigarettSt®. verneint das LG. mit zutreffender Be⸗ 
. weil ein Inverkehrbringen der Zigaretten 
is jetzt noch nicht ſtattgefunden hat, ein ſolches viel⸗ 
mehr erſt mit der bis jetzt nur vorgeſehenen Ver⸗ 
ſteigerung der gepfändeten Zigaretten eintreten würde. 
Dem Herſteller der Zigaretten gegenüber mag für den 
Eintritt der Steuerpflicht die Tatſache der räumlichen 
Entfernung der Zigaretten aus der Erzeugungsſtätte 
maßgebend ſein und zwar ohne Rückſicht auf den Anlaß 
der Entfernung, ohne Rückſicht namentlich darauf, ob 
die Entfernung auf Grund eines Rechtsgeſchäfts und 
zur Uebergabe der Ware an einen Dritten ſtattgefunden 
hat. Sobald die Entfernung durch den Herſteller nach⸗ 
weisbar in Hinterziehungsabſicht erfolgt iſt, wird ein 
ſtrafbares Unternehmen der Umgehung der begründeten 
Steuerpflicht, eine vollendete Defraudation (8 17 Abſ. 1), 
vorliegen. Iſt aber die Hinterziehungsabſicht nur auf 
dem Weg der geſetzlichen Vermutung feſtſtellbar, ſo 
genügt die Entfernung allein nicht, es wird vielmehr, 
ſoweit 8 17 Abſ. 2d und nicht e Platz greift, auch der 
Nachweis verlangt, daß die Ware in den Inlands⸗ 
verkehr gebracht iſt (8 17 Abſ. 2d). Ob die Rechts⸗ 
lage die gleiche tft, wenn die Entfernung aus der Gr- 
zeugungsſtätte nicht durch den Herſteller, ſondern gegen 
deſſen Willen durch einen Dritten erfolgt, kann dahin⸗ 
ſtehen; denn die Hinterziehungsabſicht des Angeklagten 
iſt verneint, 8 17 Abſ. 2d kommt hiernach nur noch 
als Ordnungsvorſchrift in Betracht und deshalb iſt, 
auch wenn ſie ſich nicht ausſchließlich gegen den Her⸗ 
ſteller, ſondern auch gegen Dritte wenden ſollte, zu 
ihrer Anwendung der Nachweis erforderlich, daß die 
von dem Angeklagten entfernten Zigaretten in den 
Verkehr gebracht wurden. Mag man nun den Begriff 
des Inverkehrbringens in dem engen Sinne zu ver⸗ 
ſtehen haben, wie ihn die Strafkammer in Anlehnung 
an das Urteil des 3. StS. 3 D 295/10 g. K. vom 
12. Mai 1910 auffaßt, nämlich als eine „zu geſchaͤft⸗ 
lichen Zwecken“ ſtattfindende Ueberlaſſung an Dritte 
zu eigenem Beſitz, oder mag man darunter jede gleich⸗ 
viel wie geſtaltete Ueberlaſſung an dritte Perſonen, 
auch ſolche außerhalb des geſchäftlichen Verkehrs, be⸗ 
greifen (RGSt. Bd. 36 S. 424, Urt. des 3. Senats 30 
68/12 g. K. vom 14. März 1912), ſo iſt doch jedenfalls 
ſoviel ſicher, daß eine behördliche Beſchlagnahme oder 


die zur Vollziehung eines Arreſts angelegte Pfändung 


eines Vollſtreckungsbeamten, die unter Begründung 
eines amtlichen Gewahrſams erfolgt, nicht geeignet iſt, 
eine Sache dem freien Verkehr zu übermitteln, ſondern 
daß dadurch umgekehrt die Sache dem Verkehr ent 
zogen und derart vorenthalten wird, daß dritte Per⸗ 
ſonen, ſelbſt Eigentümer und Pfandgläubiger oder ſonſt 
Veräußerungsberechtigte, außerſtande ſind, die Sache 
dem Verkehr zuzuführen, und auch der Vollſtreckungs— 
beamte bei pflichtgemäßem Verhalten nur unter be⸗ 
ſtimmten Vorausſetzungen hierzu in der Lage iſt. So— 
lange das aber nicht auf dem geſetzlich geordneten Weg 
der Veräußerung oder ſonſtigen Verwertung geſchieht, 
ſolange vielmehr der Beamte als ſtaatliches Organ die 
Sache — wenn auch immerhin auf Antrag von Privat 
perſonen und um zu deren Nutzen die Veräußerung 
vorzubereiten, — nur ſicherſtellt und verwahrt, iſt ſie 
infolge der Verſtrickung überhaupt nicht im freien Ver 
kehr. Es fehlt jeder Anhalt dafür, daß das Zigarenen— 
ſteuergeſetz mit dem Begriff des Verbringens in den 
Inlandsverkehr jede nicht unter ſteuerlicher Ueber 
wachung erfolgende räumliche Veränderung treffen 
wollte. Dieſe Annahme iſt im Gegenteil mit der 
Faſſung des § 17 Abſ. 2d inſofern unvereinbar, als 
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dort neben der Entfernung aus der Erzeugungsftätte, 
die unter ſteuerlicher Ueberwachung ſteht, ausdrücklich 
auch noch die Verbringung in den Inlandsverkehr als 
* aufgeſtellt iſt, was wohl nicht 
geſchehen wäre, wenn die in der Entfernung liegende 
Verletzung der Aufſichtsrechte der Steuerbehörde für 
ſich allein auch da genügen ſollte, wo es ſich um die 
Feſtſetzung der Vorausſetzungen für die Vermutung der 
Defraudation handelt. Die Freiſprechung des An⸗ 
geklagten von der Anklage wegen einer Verletzung der 
in $ 17 Abſ. 2d enthaltenen Ordnungsvorſchrift tft 
hiernach nicht zu beanſtanden. 

2. Nach 8 23 des Geſ. unterliegen Zigaretten, deren 
Packungen nicht mit dem erforderlichen Steuerzeichen 
verſehen 595 der Einziehung, gleichviel wem ſie ge⸗ 
hören und ob gegen eine beſtimmte Perſon ein Straf⸗ 
verfahren eingeleitet 5 Die Einziehung der Zigaretten 
konnte hiernach neben der Freiſprechung des Angeklagten 
erfolgen (RGSt. 4, 87 u. a.). Daran würde der Um⸗ 

and nichts geändert haben, daß die Einziehung dritte 

erſonen, den Eigentümer und die pfändenden Gläu⸗ 
biger, unmittelbar betroffen hätte. Nach dem Wortlaut 
der Beſtimmung, wonach der Einziehung alle Zigaretten 
verfallen, deren Packung nicht das Steuerzeichen trägt, 
würden auch die von dem Angeklagten verwahrten 
Zigaretten einzuziehen ſein. Unmöglich kann aber das, 
was der Wortlaut zuzulaſſen ſcheint, der wahre Wille 
des Geſetzes ſein; daß eine ſolche Auslegung nicht richtig 
fein kann, lehrt ſchon deren Folge, daß dadurch der 
Käufer ordnungsmäßig verſteuerter Zigaretten ver⸗ 
hindert wäre, dieſe der Packung zu entnehmen, während 
doch nur der Einzelverkäufer an die zugehörigen Um⸗ 
ſchließungen gebunden ſein ſoll. Es ergibt ſich denn 
auch eine Einſchränkung für die Auslegung ſchon daraus, 
daß in dem Geſetz der feſtſtehende Begriff der „Ein⸗ 
ziehung“ verwendet und deren Anordnung dem Straf⸗ 
verfahren zugewieſen iſt. Die Einziehung iſt, gleichviel 
ob ſie als Strafübel für eine ſchuldhafte Verletzung 
des Strafgeſetzes oder unabhängig von dem Verſchul den 
einer Perſon als Vorbeugungsmaßregel im Einzelfall 
gedacht iſt, nur dann und nur ſoweit in die Hand der 
Strafgerichte und der ihnen im Verwaltungsſtrafver⸗ 


fahren gleichſtehenden Verwaltungsbehörden gelegt, als 


ſie die Folge einer Straftat iſt, von der mindeſtens der 
aͤußere Tatbeſtand nachgewieſen werden muß. Die Ent⸗ 
eignung oder Vernichtung von Sachen, die aus anderen 
Gründen, namentlich ſolchen der Sicherheit, dem Ver⸗ 
kehr ferngehalten werden müſſen, iſt nicht Sache der 
Strafrechtspflege. Daß § 23 Zigarrett St. nur in 
dem regelmäßigen Sinne die „Einziehung“ von Zi⸗ 
garetten als Folge eines — wenigſtens dem äußeren 
Tatbeſtand nach — als Straftat erſcheinenden Ver⸗ 
haltens anordnet, ergibt ſich deutlich aus dem Schluß⸗ 
ſatz der Beſtimmung, worin vorgeſehen iſt, daß das 
Einziehungs verfahren ſtattfinden kann, auch wenn gegen 
eine beſtimmte Perſon ein Strafverfahren nicht ein⸗ 
geleitet wird. Dadurch kommt klar zum Ausdruck, daß 
das Geſetz eine objektiv ſtrafbare, wenn auch an dem 
Täter nicht zu ahndende Handlung vorausſetzt, aus 
der ſich die Einziehung rechtfertigt. Ein andrer Tat⸗ 
beſtand als der in 8 17 Abſ. 2d vorgeſehene, kommt, 
wie ausgeführt, im vorliegenden Fall überhaupt nicht 
in Betracht: dieſer Tatbeſtand iſt aber, wie gleichfalls 
bereits nachgewieſen, nicht voll gegeben, weil ein In⸗ 
verkehrbringen der Zigaretten bis jetzt noch nicht ſtatt⸗ 
gefunden hat. Die Verſteigerung der Zigaretten iſt 
noch nicht erfolgt; welche Bedeutung der Ankündigung 
der Verſteigerung zukommt, braucht nicht unterſucht 
zu werden, da die Anklage nach der Entſcheidung der 
Strafkammer ſich hierauf nicht erſtreckt und dieſe auf 
prozeſſualem Gebiet liegende, vielleicht an ſich nicht 
unbedenkliche Entſcheidung mit einer Prozeßbeſchwerde 
nicht angefochten iſt. (Urt. des I. StS. vom 9. Juni 1913, 
1D 9/1913). E. 
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Oberſtes Landesgericht. 
A. Zivilſachen. 


I. 

Befugniſſe einer in Sahrniögendinjhaft lebenden 
Ehefrau bei der Erwerbung und Belaſtung von Grund⸗ 
ſtücken (BGB. SS 1357, 1450, 1540, 1438, 1443, 1455, 
1459, 1460). Die Ackerersfrau Margarete T. in B. 
erſteigerte ein Grundſtück, wobei ſie erklärte, für ſich 
und ihren Mann geſteigert zu haben, mit dem ſie 
in Fahrnisgemeinſchaft lebe. Sie beſtellte für den 
Steigpreis nebſt Zinſen Sicherungshypothek an dem 
Grundſtück und bewilligte und beantragte, daß gleich⸗ 
zeitig mit der Auflaſſung die Sicherungshypothek 
eingetragen werde. Die Verſteigerer und Steigerer 
erklärten die Auflaſſung und bewilligten und bean⸗ 
tragten die Eintragung. Das GBA. lehnte den Voll⸗ 
zug im Hinblick auf 88 1549, 1443 BGB. ab. Die 
Beſchwerde wurde zurückgewieſen. Die weitere Be⸗ 
ſchwerde blieb erfolglos. 

Aus den Gründen: Die Eheleute leben in 
Fahrnisgemeinſchaft nach 8 1549 BGB., auf welche 
die für die allgemeine Gütergemeinſchaft geltenden 
Vorſchriften anzuwenden ſind, ſoweit ſich nicht aus 
88 1550 bis 1557 ein Anderes ergibt. Hiernach ver: 
waltet das Geſamtgut gemäß 8 1443 BGB. der Mann 
und dieſer kann vorbehaltlich der Beſchränkungen der 
88 1444, 1445, 1446 über das Geſamtgut verfügen. 
Der Frau ſteht keine Verfügung über das Geſamtgut zu, 
abgeſehen von den Fällen der Schlüſſelgewalt ($ 1357) 
und der Vertretung des Mannes bei deſſen Verhinderung 
oder Abweſenheit in dringenden Fällen (§ 1450). Durch 
die Gütergemeinſchaft wird aber die Frau nicht geſchäfts⸗ 
unfähig oder in ihrer Erwerbsfähigkeit beſchränkt. Nur 
ihre Verfügungsfähigkeit iſt beſchränkt. Auch die Frau 
kann alſo ohne Zuſtimmung des Mannes rechtsgeſchäft⸗ 
lich ein Grundſtück erwerben und auf Grund der Auf⸗ 
laſſung als Eigentümerin eingetragen werden. Das 
Grundſtück wird allerdings gemäß 8 1438 BGB. Geſamt⸗ 
gut. Die Einigung über den Eigentumsübergang und 
die Eintragung im Grundbuch ſollen aber erſt den 
Erwerb des Grundſtücks für das Geſamtgut herbei⸗ 
führen und ſohin ſind dieſe Rechtsakte noch keine Ver⸗ 
fügungen über das Geſamtgut. Wie bei Gütergemein⸗ 
ſchaft der Mann ohne die Zuſtimmung der Frau, ſo 
kann auch die Frau ohne die Zuſtimmung des Mannes 
die Auflaſſung eines Grundſtücks entgegennehmen. Das 
LG. macht für ſeine abweichende Meinung geltend, daß 
ſonſt die Frau unüberlegte Grundſtückskäufe vornehmen 
könnte, für die der Mann auch perſönlich haften würde. 
Dies iſt jedoch unzutreffend. Denn die Kaufſchuld, 
welche die Frau ohne die Einwilligung ihres Mannes 
eingeht, iſt keine Geſamtsgutsverbindlichkeit (8 1460), 
für fie haftet alſo der Mann nicht perſönlich (§ 1459). 
Es kann ſich zwar aus einem von der Frau ohne die 
Zuſtimmung des Mannes eingegangenen Kaufvertrage 
eine Haftung des Geſamtguts auf grund der Bereicherung 
ergeben (8 1455), allein dieſe Haftung und damit die 
perſönliche Haftung des Mannes iſt auf die Bereiche⸗ 
rung beſchränkt. Hier hat aber die Frau die Auf⸗ 
laſſung nicht für ſich allein, ſondern für ſich und ihren 
Mann entgegen genommen und ihr Antrag geht dahin, 
daß auch ihr Mann eingetragen wird. Es iſt beſtritten, 
ob dies zuläſſig iſt. Dazu braucht indeſſen keine Stellung 
genommen zu werden. Denn die Frau hat gleichzeitig 
für den Strichſchilling Sicherungshypothek beſtellt und 
beantragt, daß gleichzeitig mit der Auflaſſung die 
Sicherungshhypothek eingetragen werde. Da mit der 
Eigentumseintragung das Grundſtück Geſamtgut wird, 
würde die auf Grund der Eintragungsbewilligung der 
Frau zu bewirkende Eintragung der Hypothek eine Ver⸗ 
fügung über das Geſamtgut darſtellen, die ohne Zus 
ſtimmung des Mannes unwirkſam iſt. Das Reichs⸗ 
gericht (RG. 69, 177) hat allerdings eine Hypothek 
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für wirkſam erklärt, die ein im Güterſtande der Güter 
gemeinſchaft oder der Errungenſchaftsgemeinſchaft leben⸗ 
der Mann an einem für das Geſamtgut erworbenen 
Grundſtücke gleichzeitig mit dem Erwerbe für den Er⸗ 
werbspreis ohne Einwilligung der Frau beſtellt. Allein 
dieſe Entſcheidung beruht auf der Befugnis, das Ge⸗ 
ſamtgut zu verwalten und darüber zu verfügen, was 
bei der Frau ausgeſchloſſen iſt. (Beſchl. des I. 38. 
vom 18. April 1913, Reg. III 28/1913). W. 
3004 


II. 


Mehrere Blaunummern ein Grundſtück? (BGB. 
5 890 Abſ. 1; GBO. S 4; DAG B Ae. 8 314 Abſ. 2, 
8 228; Hyp®. v. 1822 8 120). Mit Notariatsurkunde 
vom 2. Dez. 1912 verkauften Michael und Thereſe J. an 
B. das hypothekfreie Bäckereianweſen Hs.⸗Nr. 47, be⸗ 
ſtehend aus Pl.⸗Nr. 7 ¼ Bäckereigebäude zu 0,006 ha 
und Pl.⸗Nr. 438 Krautgarten zu 0,027 ha. Für einen 
ſtauſpreisreſt beſtellten die Käufer Hypothek. Michael J. 
legte die vollſtreckbare Notariatsurkunde nebſt Zu⸗ 
ſtellungsnachweiſen dem GBA. vor und beantragte, 
auf Pl.⸗Nr. 7 / und Pl.⸗Nr. 438 eine Sicherungs⸗ 
hypothek zu 1000 M einzutragen. Das GBA. war der 
Anſchauung, daß gemäß 8 867 Abſ. 2 ZPO. die Forde⸗ 
rung auf die Grundſtücke zu verteilen ſei. Die Be⸗ 
ſchwerde wurde zurückgewieſen. Michael J. legte weitere 
Beſchwerde ein und führte aus: Am 26. Juni 1909 ſei 
für das Anweſen Hs.-Nr. 47 ein Grundbuchblatt an⸗ 
gelegt worden, als dieſes Anweſen in ſeinen zwei 
Beſtandteilen, Gebäude und Garten, einen neuen Eigen⸗ 
tümer bekam. Damals ſeien beide Grundſtücke als ein 
Grundſtück, als das Bäckereianweſen Hs.-Nr. 47 be⸗ 
ſtehend aus Pl.⸗Nr. 7½ und 438 eingetragen worden. 
Beide Plannummern ſeien nicht ſelbſtändige Grund⸗ 
ſtücke, ſondern bildeten grundbuchtechniſch wie wirts 
ſchaftlich einen „Gutskomplex“. Auch bei der Weiters 
veräußerung vom 2. Dezember 1912 habe man beide 
Plannummern als eine Einheit behandelt, was ſich 
daraus ergebe, daß in der Urkunde von dem Bäckerei— 
anweſen geſprochen und für den Kaufpreis „an dem 
Anweſen“ eine Hypothek beſtellt wurde. Die weitere 
Beſchwerde wurde zurückgewieſen. 


Gründe: Nach 8 890 Abſ. 1 BGB. können mehrere 
Grundſtücke dadurch zu einem Grundſtück vereinigt 
werden, daß der Eigentümer ſie als ein Grundſtück ein— 
tragen läßt. Nach §4 G0. kann ferner für mehrere 
Grundſtücke ein gemeinſchaftliches Grundbuchblatt ges 
führt werden. Werden mehrere Grundſtücke zu einem 
Grundſtücke vereinigt, ſo verlieren die einzelnen Plan— 
nummern ihre Selbſtändigkeit, ſie bilden rechtlich nur 
ein Grundſtück. Die Führung eines gemeinſchaftlichen 
Blattes läßt dagegen die rechtliche Selbſtändigkeit der 
einzelnen Grundſtücke unberührt. Die Vereinigung ſetzt 
einen Antrag des Eigentümers voraus, die Führung 
eines gemeinſchaftlichen Blattes ſteht im Ermeſſen des 
GBA. Um im Grundbuch erſichtlich zu machen, ob 
ein Fall der Vereinigung oder des gemeinſchaftlichen 
Blattes vorliegt, iſt im S 374 Abſ. 2 DAB Ae. vor⸗ 
geſchrieben, daß bei der Vereinigung im Titel des 
Blattes erkennbar zu machen iſt, daß die Grundſtücke 
als ein Grundſtück eingetragen find (vgl. 8 228 a. a. O.). 
Da es ſich indeſſen nur um eine Dienſtvorſchrift handelt, 
hat die Unterlaſſung dieſes Vermerkes auf die Rechts— 
wirkſamkeit der Vereinigung keinen Einfluß. Würde es 
ſich ſonach hier nur darum handeln, ob auf Grund der 
Urkunde vom 2. Dez. 1912 die Grundſtücke zu einem 
vereinigt worden ſeien, ſo wäre dieſe Frage ohne weiteres 
zu verneinen. Denn aus dieſer Urkunde läßt ſich der 
nach 8 8%0 Abſ. 1 BGB. erforderliche Antrag des 
Eigentümers auf Vereinigung nicht entnehmen. Auch 
fehlt auf dem gegenwärtigen Grundbuchblatt ein Ver— 
merk über die Vereinigung. Allein die Grundſtücke 
Pl.⸗Nr. 7 ½ und Pl.⸗Nr. 438 find nicht erſt am 21. Dez. 
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1912 auf einem Blatte vorgetragen worden, ſie waren 
vielmehr auch ſchon vorher und auch ſchon bevor das 
Grundbuch B. für angelegt galt — 1. Mai 1900 — 
auf einem Blatte vereinigt. Auch unter der Herridait 
des früheren Liegenſchaftsrechts war die Eintragung 
mehrerer Grundſtücke auf demſelben Blatte des Hypo⸗ 
thekenbuchs in verſchiedenem Sinne möglich. Sie fand 
nach 8 120 Hyp®. ſtatt, wenn die Grundſtücke zum 
Zwecke einheitlicher Belaſtung zu einer Grundſtücks⸗ 
einheit, einem „Gutskomplex“, vereinigt werden follten. 
Sie wurde aber auch von Amts wegen als eine der 
Vereinfachung der Grundbuchführung dienende Mai; 
regel vorgenommen und ließ in dieſem Falle die Selb⸗ 
ſtändigkeit der Grundſtücke unberührt. In der Ein⸗ 
tragung wurde dabei meiſt nicht erſichtlich gemacht, ot 
die Eintragung auf demſelben Blatte in dem einen oder 
dem anderen Sinne erfolgt war. Der Senat hat wieder: 
holt ausgeſprochen, daß mehrere unter der Herrſchan 
des Hyp®. auf einem Folium vereinigte, eine wir 
ſchaftliche Einheit bildende Grundſtücke mit dem Inkraft⸗ 
treten des Grundbuchrechts nicht aufhören ein einheit 
liches Ganzes zu bilden, ſohin „ en 
Grundſtück find, auch wenn die Vereinigung nicht ent: 
ſprechend 8 890 Abſ. 1 BGB. durch einen beſonderen 
Vermerk erſichtlich gemacht iſt. Hievon abzugeben 
beſteht kein Anlaß. Wie aber ſchon in der Entſcheidung 
vom 22. November 1909 (Obs 83S. Bd. 8 S. 526) aus- 
geführt iſt, war auch unter der Herrſchaft des fruheren 
Rechts die Eintragung auf einem Blatte für ſich allein 
nicht entſcheidend, die Grundſtücke mußten vielmehr zum 
Zwecke einheitlicher Belaſtung zu einer Einheit ver 
bunden ſein. Eine ſolche Verbindung durfte unter der 
Herrſchaft des früheren Rechtes wohl immer ange⸗ 
nommen werden, wenn die auf einem Blatte vorgetract: 
nen Grundſtücke mit einer Hypothek belaſtet waren 
(vgl. Henle-Schmitt, Grundbuchweſen S. 155). Pru': 
man von dieſem Geſichtspunkt aus die Eintragungen 
fo kann daraus nicht entnommen werden, daß dit 
Grundſtücke Pl.⸗Nr. 7½ und 483, ſei es allein, ſei e 
im Zuſammentreffen mit anderen Grundftüden, ein 
wirtſchaftliche Einheit gebildet haben. Ein Hauptaut 
zu dem die übrigen Grundſtücke ein Zubehör gebdilde: 
hätten, laſſen die früheren Beſchriebe nicht erkennen 
Daß die beiden Plannummern am 26. Juni 1909 al: 
ein Grundſtück, als das Bäckereianweſen Os.⸗Nr. 4“. 
eingetragen worden ſeien, iſt irrtümlich. Die beiden 
Grundſtücke waren aber früher auch nicht dadurch ; 
einer wirtſchaftlichen Einheit zuſammengefaßt, daß fe 
gemeinſchaftlich mit einer Hypothek 12555 water. 
denn fie waren bis zum 21. Dezember 1912 hypotheken⸗ 
frei. Da ſonach die beiden Plannummern auch nas 
dem Standpunkte des früheren Rechts nicht ein em. 
heitliches Ganzes find, iſt die Weigerung des Beſchwerdt. 
führers, feine Forderung auf die Grundſtücke zu ver 
teilen, unbegründet. (Beſchl. des I. ZS. v. 13. Juni 1915. 
Reg. III 48/1913). W. 
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Beifügung des Doktortitel zur Firma der Zweit 
niederlafjung, wenn der Doktortitel zwar am Orte del 
Hauptuiederlaſſung aber nicht am Orte der Zweig nieder 
laſſung geführt werden darf. Der Chemiker Konrad e 
betreibt in G. (Schweiz) unter der Firma „Dr. Konter 
S., Fabrikation und Verkauf von kosmetiſchen Artikeln 
und Parfumerien“ ein Handelsgeſchäft. Am 11. De 
zember 1911 wurde die Firma in das Handelsreg.: 
des Kantons G. eingetragen. Bald nachher wurde in 
M. (Bayern) eine Zweigniederlaſſung errichtet und 07 
Antrag des Konrad S. am 29. Dezember 1911 in des 
Handelsregiſter in gleicher Weiſe eingetragen. Erätt! 
erklärte das Regiſtergericht die Eintragung der Firn 
„Dr. Konrad S.“ für unzuläſſig. Konrad S. dürfe des 
Doktortitel in Bayern nicht führen, die eingetragen 
Firma ſei deshalb zur Täuſchung geeignet. Desbal 
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ſei beabſichtigt, die Eintragung von Amts wegen zu 
löſchen. Zugleich beſtimmte das Regiſtergericht dem 
Konrad S. zum Widerſpruch gegen die beabſichtigte 
Löſchung eine Friſt von drei Wochen und gab ihm auf, 
ſich des Gebrauchs der Firma „Dr. Konrad S.“ zu ent⸗ 
halten oder den Gebrauch mit Einſpruch zu rechtfertigen. 
Konrad S. erhob ohne Erfolg Widerſpruch und 
Einſpruch. Die ſofortige Veſchwerde wurde zurück⸗ 
gewieſen. 

Aus den Gründen: Die Vorgerichte beanſtanden 
die Firma der Zweigniederlaſſung, weil ſie geeignet 
ſei, zu täuſchen, und weil ſie gegen die landesrechtlichen 
Vorſchriften über die Führung des Doktortitels ver⸗ 
ſtoße. S. hält dieſe Beanſtandungen mit Rückſicht auf 
die ſog. Pariſer Uebereinkunft, den Unionsvertrag vom 
20. März 1883 (RGBl. 1903 S. 147, in der rev. F. 
RGBl. 1913 S. 209) für unzuläſſig. Nach dem Art. 2 
dieſes Vertrags, dem die Schweiz und Deutſchland — 
dieſes am 1. Mai 1903 — beigetreten ſind, ſollen die 
Angehörigen der vertragſchließenden Staaten in allen 
übrigen Verbandsländern in betreff der Handelsnamen 
— d. h. der Firmen (8 17 HGB.) — die Vorteile genießen, 
welche die betreffenden Geſetze den Staatsangehörigen 
gegenwärtig gewähren oder in Zukunft gewähren werden. 
Demgemäß ſollen ſie denſelben Schutz wie dieſe und 
see Rechtshilfe gegen jeden Eingriff in ihre Rechte 
haben vorbehaltlich der Erfüllung der Förmlichkeiten 
und Bedingungen, welche den Staatsangehörigen durch 
die innere Geſetzgebung jedes Staates auferlegt werden. 
Der Handelsname ſoll nach dem Art. 8 in allen Staaten 
ohne Verpflichtung zur Hinterlegung geſchützt werden, 
gleichviel, ob er den Teil einer Fabrik⸗ oder Handels⸗ 
marke bildet oder nicht. S. nimmt nun an, daß ſeine 
in der Schweiz eingetragene Firma in Deutſchland nur 
dann ganz geſchützt ſei, wenn ſie in ein deutſches Handels⸗ 
regiſter eingetragen ſei; nur unter dieſer Vorausſetzung 
komme ihr der Firmenſchutz des 8 30 HGB. und des 
5 14 War 3G. zu. Werde aber feiner Firma der Schutz 
einer deutſchen Firma nur zuteil, wenn ſie in das 
deutſche Handelsregiſter eingetragen ſei, fo müſſe fie 
in das deutſche Handelsregiſter auf Grund der Ein⸗ 
tragung in dem ſchweizeriſchen Regiſter ohne weiteres 
eingetragen werden und der deutſche Regiſterrichter 
dürfe nicht prüfen, ob die Firma nach dem deutſchen 
Rechte zuläſſig iſt. Dieſe Ausführungen gehen fehl. 
Der Art. 2 des Unionsvertrags ſtellt den Ausländer 
mit dem Inländer hinſichtlich der in ihm behandelten 
Rechtsgebiete gleich. Der Ausländer ſoll den gleichen 
Schutz ſeines Handelsnamens wie der Inländer ge⸗ 
nießen. Die Vorausſetzungen und der Inhalt des 
Schutzes richten ſich alſo nach den inländiſchen Geſetzen. 
An ſich würde daher in Deutſchland der Handelsname 
nur unter den im HGB. feſtgeſetzten Vorausſetzungen 
geſchützt. Art. 8 ſchreibt jedoch vor, daß der Handels⸗ 
name im ganzen Unionsgebiet ohne weiteres geſchützt 
werden ſoll. Der Schutz der Firma des S. hängt daher 
in Deutſchland nicht davon ab, daß ſeine Firma in ein 
deutſches Handelsregiſter eingetragen iſt. Insbeſondere 
hat feine Firma den Schutz des 8 37 Abſ. 2 HGB. auch 
ohne den Eintrag in das Handelsregiſter (vgl. JW. 1904 
S. 365). Daß der im § 30 HGB. enthaltene Grund⸗ 
ſatz der Ausſchließlichkeit der Firma des S. nur zukommt, 
wenn ſie in das Handelsregiſter eingetragen iſt, iſt 
hier ohne Belang. Denn auch der deutſche Firmeninhaber 
iſt nach § 30 nur örtlich geſchützt; er kann verlangen, 
daß ſich eine neue Firma am Orte feiner Handels: 
niederlaſſung von ſeiner Firma deutlich unterſcheide, 
dagegen muß er ſich gefallen laſſen, daß ein anderer 
an einem anderen Orte die gleiche Firma gebraucht. 
Der Hinweis auf $ 14 War 3G. aber iſt irrig, da deſſen 
Anwendbarkeit bei den Unionsangehörigen nicht von 
der Eintragung in ein deutſches Handelsregiſter ab— 
hängt (vgl. Finger, War ZG. 2. Aufl. Anm. 4 zu Art. 2 
des Unionsvertrags S. 504). Auf die Eintragung von 
Zweigniederlaſſungen in das Handelsregiſter bezieht 
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ſich der Unionsvertrag nicht. Die Vorausſetzungen der 
Eintragungen beſtimmen ſich vielmehr nach dem deutſchen 
Rechte. Dies ergibt ſich auch daraus, daß der Art. 2 
des Unionvertrags den Ausländer mit dem Inländer 
nur unter dem Vorbehalte der Förmlichkeiten und 
Bedingungen gleichſtellt, die den Staatsangehörigen 
durch die innere Geſetzgebung jedes Staates aufer⸗ 
legt ſind. 

Hiernach kommt die Pariſer Uebereinkunft nicht 
in Betracht, vielmehr iſt zu prüfen, ob die Beanſtan⸗ 
dungen nach deutſchem Rechte unzutreffend ſind. Nach 
8 13 Abſ. 1 HGB. find die Eintragungen in das Handels⸗ 
regiſter bei jedem Regiſtergericht, in deſſen Bezirke der 
Inhaber eine Zweigniederlaſſung hat, in gleicher Weiſe 
wie bei dem Gerichte der Hauptniederlaſſung zu be⸗ 
wirken. Dies gilt nach dem § 13 Abſ. 2 auch, wenn 
ſich die Hauptniederlaſſung im Auslande befindet; die 
Eintragungen beim Gerichte der Zweigniederlaſſung 
haben ſolchen Falles in gleicher Weiſe zu geſchehen, 
wie wenn ſich die Hauptniederlaſſung im Inlande be= 
findet, ſoweit nicht das ausländiſche Recht eine Ab⸗ 
weichung erforderlich macht. Aus § 13 Abſ. 2 wird 
überwiegend gefolgert, daß für die Zuläſſigkeit der Firma 
der inländiſchen Zweigniederlaſſung das deutſche Recht 
maßgebend iſt. Allein die Firma iſt der handelsrechtliche 
Name eines Kaufmanns. Ob der Kaufmann überhaupt 
einen handelsrechtlichen Namen führen darf, beſtimmt 
ſich alſo nach dem Geſetze des Ortes, an welchem dieſer 
Name zunächſt gelten und geführt werden ſoll, d. i. 
der Hauptniederlaſſung. Dieſes Geſetz gewährt das 
Recht des kaufmänniſchen Namens als ein beſonderes 
Perſönlichkeitsrecht, es muß alſo für die Form und 
Bildung dieſes Namens entſcheidend ſein. Für die 
Firma einer Handelsgeſellſchaft läßt ſich dieſe Schluß⸗ 
folgerung auch auf Art. 7 EG. BGB. ſtüͤtzen, deſſen An⸗ 
wendbarkeit in Handelsſachen fi) aus Art. 2 EG. HGB. 
ergibt. Nach Art. 7 ECG. BGB. beſtimmen ſich die Rechts⸗ 
verhältniſſe von Handelsgeſellſchaften nach dem Rechte 
des Staates, in dem ſie gegründet ſind und ihren Sitz 
haben. Dies gilt nicht nur für die Rechts⸗ und Handlungs⸗ 


fähigkeit ſondern auch für die Verfaſſung, insbefondere 


für den Geſellſchaftsvertrag (RG. 73, 367); zu den 
dahin gehörenden Fragen iſt auch die Firma der Handels⸗ 
geſellſchaft zu zählen. Nach dem Art. 30 EG. BGB. 
iſt indeſſen die Anwendbarkeit des ausländiſchen Rechtes 
ausgeſchloſſen, wenn ſie gegen den Zweck eines deutſchen 
Geſetzes verſtoßen würde. Ein ſolches Verbotsgeſetz iſt 
die Vorſchrift des § 18 Abſ. 2 HGB. jedenfalls inſoweit, 
als ſie nicht geſtattet der Firma einen Zuſatz beizufügen, 
der geeignet iſt, eine Täuſchung über die Art oder den 
Umfang des Geſchäfts oder die Verhältniſſe des Ge⸗ 
ſchäftsinhabers herbeizuführen. Soweit die Vorſchrift 
des 8 18 Abſ. 2 Zuſätze verbietet, die ein nicht beſtehendes 
Geſellſchaftsverhältnis andeuten, läßt ſich dafür, daß 
das Verbot gegenüber ausländiſchen Firmen nicht an⸗ 
wendbar iſt, geltend machen, daß der deutſche Geſetz⸗ 
geber die Firmenwahrheit gegenüber den deutſchen 
Firmen ſelbſt nicht ſtreng durchführt. Das Verbot 
täuſchender Zuſätze aber iſt ausnahmslos aufgeſtellt. 
Der deutſche Geſetzgeber will dadurch den Handels— 
verkehr vor unlauteren Vorſpiegelungen in der Firma 
ſchützen. Mit dieſem Zwecke wäre es unvereinbar, daß 
einer ausländiſchen Firma ſolche Vorſpiegelungen er⸗ 
laubt ſein ſollten. Eine ſolche begünſtigte Stellung 
kann der Geſetzgeber den ausländiſchen Firmen nicht 
haben einräumen wollen. 

Das Regiſtergericht hat nun den Zuſatz des 
Doktortitels in der Firma des Konrad S. zunächſt 
deshalb für geeignet zur Täuſchung gehalten, weil er 
im Zuſammenhalte mit dem von S. ausgeübten Ge— 
ſchäfte zu der irrigen Anſicht verleiten könnte, S. ſei 
ein Doktor der Medizin oder Chemie. Das LG. iſt ihm 
mit Recht nicht beigetreten. Wie allgemein bekannt 
iſt, gibt es im Inland und Auslande Doktortitel für 
die verſchiedenſten Gebiete des Wiſſens. Die Erforder- 


niſſe für die Verleihung des Titels find nicht gleiche 
mäßig geregelt. Aus dem Titel „Doktor“ ohne jede 
Schule Angabe, wofür, in welchem Lande, von welcher 
Schule er verliehen wurde, kann daher kein Schluß 
el abgeleitet werden, auf welchem Wiſſensgebiete 
der Titel verliehen wurde. Noch weniger kann aus 
dem Geſchäfte, das jemand betreibt, gefolgert werden, 
daß er den Titel „Doktor“ auf einem mit ſeinem Ge⸗ 
ſchäfte zuſammenhängenden Wiſſensgebiet erworben hat. 
Iſt dies aber der Fall, dann ermöglicht die Führung 
des Titels „Doktor“ auch nicht die Täuſchung, daß die 
Verleihung des Titels mit dem Geſchäfte zuſammen⸗ 
hängt. Die Vorgerichte haben angenommen, die Bei⸗ 
fügung des Doktortitels ſei geeignet, die Täuſchung 
hervorzurufen, daß der Firmeninhaber zur Führung 
des Doktortitels in Bayern berechtigt ſei. Allein diefer 
Annahme ſteht die ſchon angeführte Vorſchrift ent⸗ 
gegen, daß die Firma im Handelsregiſter des Gerichts 
der Zweigniederlaſſung der Eintragung im Handels⸗ 
regiſter des Gerichts der Hauptniederlaſſung zu ent⸗ 
ſprechen hat, ſofern nicht das ausländiſche Recht eine 
Abweichung erforderlich macht. Da beide Handels⸗ 
regiſter übereinſtimmen ſollen, kann aus der Beifügung 
des Doktortitels nicht auf die Berechtigung des Firmen⸗ 
inhabers zur Führung des Doktortitels in Bayern ge⸗ 
ſchloſſen ſondern höchſtens gefolgert werden, daß der 
Firmeninhaber den Doktortitel in der Schweiz führen 
darf. In der Schweiz darf S. den Doktortitel führen. 
Eine Täuſchung kommt deshalb nicht in Frage. Uebrigens 
läßt der Umſtand, daß in einer Firma der Doktortitel 
vorkommt, überhaupt nicht den Schluß zu, daß der 
Inhaber den Doktortitel führen darf. Es genügt auf 
822 HGB. hinzuweiſen; der Erwerber eines Handels⸗ 
geſchäfts darf die bisherige Firma fortführen, wenn 
in ihr der Doktortitel vorkommt und der Erwerber 
ſelbſt dieſen Titel nicht führen darf. 

Die Vorgerichte haben den Doktortitel auch bes 
anſtandet, weil ſie darin eine Führung des Doktortitels 
in Bayern durch den Beſchwerdeführer erblicken. Die 


Aufnahme des Doktortitels in eine Firma iſt aller⸗ 


dings eine Führung des Doktortitels durch den Inhaber 
der Firma. Sie unterliegt deshalb den landesgeſetz⸗ 
lichen Vorſchriften über die Führung des Doktortitels. 
Allein dieſe landesgeſetzlichen Vorſchriften ſind nicht 
anwendbar, ſoweit nach dem Reichsrechte die Firma 
zuläſſig iſt, in welcher der Doktortitel vorkommt. 
Z. B. iſt es unzuläſſig, daß ein Kaufmann, der ein 
Handelsgeſchäft gründet, in der Firma ſeinem Namen 
den Doktortitel beifügt, wenn er nach den Landesgeſetzen 
dieſen Titel nicht führen darf. Dagegen darf ein Kauf— 
mann, der ein beſtehendes Handelsgeſchäft erwirbt, 
die bisherige Firma auch fortführen, wenn in ihr der 
Doktortitel vorkommt und er ſelbſt dieſen nicht führen 
darf; denn die Fortführung der Firma beruht auf 

22 HGB., dieſer geht dem Landesrechte vor. Die 

orſchriften über die Führung des Doktortitels ſind 
in Deutſchland nicht gleich. Wenn ein Kaufmann, der 
in einem Bundesſtaate den Doktortitel führen darf, 
in dieſem Bundesſtaat ein Handelsgeſchäft errichtet, 
ſo muß eine Zweigniederlaſſung, die er in einem anderen 
deutſchen Bundesſtaate gründet, die gleiche Firma wie 
die Hauptniederlaſſung haben, alſo wenn in der Firma 
der Hauptniederlaſſung der Doktortitel vorkommt, auch 
dieſen enthalten, mag der Kaufmann auch in dem 
Bundesſtaat, in dem ſich die Zweigniederlaſſung be— 
findet, zur Führung des Doktortitels nicht befugt ſein. 
Denn die Eintragung in das Handelsregiſter der Zweig— 
niederlaſſung iſt nach 8 13 HGB. in gleicher Weiſe 
wie bei dem Gerichte der Hauptniederlaſſung zu be— 
wirken. Was aber gilt, wenn ſich die Hauptnieder— 
laſſung in Deutſchland befindet, muß nach § 13 auch 
gelten, wenn ſie im Ausland iſt. Eine andere Frage 
iſt es, inwieweit ſich ein Kaufmann im Verkehr als 
Doktor bezeichnen darf, in deſſen Firma der Doktor— 
titel in handelsrechtlich zulaͤſſiger Weiſe enthalten iſt, 
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der aber perſönlich den Doktortitel nach den Landes⸗ 
geſetzen nicht führen darf. Dieſe Frage braucht hier 
nicht erörtert zu werden, weil der Beſchwerdeführer 
nicht in Bayern wohnt und ſich dort nicht aufhält. 
(Beſchl. des I. ZS. vom 2. Mai 1913, Reg. III un 
3011 


B, Straffaden. 
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Keiſeksſtenentſchädigung der Beamten der Klaſſen 
24, 25, 27 bis 30 der Geh. Aus den Gründen: 
Nach 8 11 Abſ. 1 der VO. vom 10. Dezember 1908, 
den Vollzug des BG. betr. (GVBl. S. 1041), bemeſſen 
ſich die Entſchädigungen der etatsmäßigen Beamten für 
auswärtige Dienſtgeſchäfte bis auf weiteres nach der 
VO. vom 11. Februar 1875 (GBl. S. 105); ausge⸗ 
nommen find die Anordnungen des 8 6 und 87 Abi. 3 
der VO. vom 11. Februar 1875, die durch 8 11 Abſ. 2 
mit ö der BO. vom 10. Dezember 1908 erſetzt find. Nach 
dieſem § 11 Abſ. 2 haben die Beamten der Klaſſe 28 
Anſpruch auf ein Tagegeld von 3 M. Nach 8 11 der 
VO. vom 11. Februar 1875 haben ſich die Beamten 
und Bedienſteten der Eiſenbahnen oder Dampfboote 
bei allen Dienſtreiſen zu bedienen, die ohne Nachteil 
für den Reiſezweck durch Benützung dieſer Beförderungs⸗ 
mittel zurückgelegt werden können; dabei dürfen die im 
8 6 lit. g bezeichneten Bedienſteten bei Eiſenbahnen nur 
die Auslagen für die III. Wagenklaſſe und ſoferne die 
Benützung von Eilzügen erforderlich iſt, für die II. Wagen⸗ 
klaſſe aufrechnen. Der 812 trifft hinſichtlich der in dem 
8 6 lit. e, d, e, f bezeichneten Beamten Anordnungen für 
die Fälle, in denen eine Benützung der Eiſenbahnen 
oder Dampfboote nicht möglich oder tunlich iſt; die 
Beamten ſollen ſich eines anſtändigen Gefährtes oder 
des Poſtomnibus bedienen. 8 13 gewährt den in 8 6 
lit. g bezeichneten Bedienſteten „für ſelbſtändige Vor⸗ 
nahme von auswärtigen Geſchäften“ Anſpruch auf eine 
Reiſekoſten⸗Vergütung von 10 Pf. für jeden km des 
Hin⸗ und Rückweges ohne Rückſicht darauf, ob ſie eine 
Fahrgelegenheit benützen. Bruchteile eines km dürfen 
hiebei gleich einem ganzen km berechnet werden. $ 14 
enthält Beſtimmungen für die Fälle, in denen Beamte 
ihr eigenes Fuhrwerk benützen; ſie dürfen die Auslagen 
für Benützung der Eiſenbahn oder des Dampfbootes 
(S 11) oder (in den Fällen des 8 12) die Auslagen für 
ein Gefährte aufrechnen. 8 15 ordnet an, daß Beamte 
oder Bedienſtete, die einen Kommiſſär begleiten, in den 
Fällen des 8 12 und 8 14 keine beſondere Reiſe⸗Entſchä⸗ 
digung erhalten, ſondern einen Platz in dem Wagen 
des Kommiſſärs bekommen. 

Aus dieſen Beſtimmungen ergibt ſich, daß unter 
„ſelbſtändiger Vornahme von ausmärtigen Geſchäften“ 
nur ſolche zu verſtehen ſind, in denen die Beamten oder 
Bedienſteten ohne Begleitung des Kommiſſärs ausmär: 
tige Dienſtgeſchäfte vornehmen. Weiter folgt daraus, 
daß die Anordnungen des 8 11 die Regel, die der SS 12, 
13, 14, 15 die Ausnahmen darſtellen. M. a. W.: So⸗ 
lange ohne Nachteil für den Reiſezweck die Eiſenbahn 
oder das Dampfboot benützt werden kann, haben die 
Beamten oder Bedienſteten von dieſen Verkehrsmitteln 
Gebrauch zu machen und erhalten nur die Auslagen. 
Für die Fälle, in denen die Dienftreife mit der Eiſen⸗ 
bahn oder dem Dampfboote nicht gemacht werden kann, 
enthalten die SS 12, 13, 14 und 15 Anordnungen. 
Darnach iſt es den in 8 6 lit. g bezeichneten Bedien⸗ 
ſteten, ſomit auch den Strafanſtaltsaufſehern, in den 
Fällen, in denen fie eine Eiſenbahn oder ein Dampf— 
boot nicht benützen können, anheimgeſtellt, ſich eines 
anderen Verkehrsmittels zu bedienen oder zu gehen: 
nur in dieſen Fällen werden ihnen die Reiſekoſien ſo 
vergütet, daß ſie für jeden km des Hin- und Rückweges 
10 Pf. zu beanſpruchen haben, gleichgültig, ob fie für 
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die Reiſe eine Auslage He oder nicht (8 10 der 
BO. vom 11. Februar 1875). Wäre die Anſchauung 
des Beſchwerdeführers richtig, dann hätte die Anord⸗ 
nung in 8 11 keinen Sinn, wornach die in 8 6 lit. g 
bezeichneten Bedienſteten bei Benützung der Eiſenbahn 
uſw. nur die Auslagen für die III. Wagenklaſſe ver⸗ 
rechnen dürfen. (Beſchl. vom 19. Mai 1913, Beſchw.⸗Reg. 
331/1913.) Ed. 
3036 


II. 

„umfang der Verpflichtung der VBiehhändler zur 
gehen 75 von Koutrollbüchern nach dem neuen Biege .: 
egriff des Beſitzers nach dieſem Geſetze. A., ein Vieh⸗ 
ändler in W., ar bei dem Bauern K. in U. am 
November 1912 eine Kuh, „übernahm“ ſie und be⸗ 
merkte, daß er ſie demnächſt abholen laſſen werde. Am 
gleichen Tage kaufte A. den Gebrüdern S., Viehhänd⸗ 
lern in U., 4 Jungrinder unter der Vereinbarung ab, 
daß ſie die 4 Stücke am 4. November zu ihm nach W. 
treiben laſſen; er erſuchte die Gebrüder S., die bei K. 
ſtehende Kuh abholen und ſie durch den Führer der 
Jungrinder nach W. mittreiben zu laſſen. Dem Auf⸗ 
trage der Gebrüder S. entſprechend holte der Tag⸗ 
löhner H. am 4. November die Kuh aus dem Stalle 
des K. und trieb ſie an dieſem Tage mit den 4 Jung⸗ 
rindern nach W. Die Gebrüder S. hatten dem H. ein 
Kontrollbuch über die Jungrinder mitgegeben; die Kuh 
war in kein Kontrollbuch eingetragen; dadurch kam es, 
daß H. dem Verlangen eines Polizeibeamten, ihm das 
Kontroll buch über die Kuh vorzulegen, nicht nachkommen 
konnte. H. und A. wurden je wegen einer Zuwider⸗ 
handlung nach dem § 76 Nr. 1 des neuen Vieh. 
verurteilt. A. legte Reviſion ein; ſie wurde verworfen. 
Aus den Gründen: Nach § 17 Nr. 4 Vieh. 
vom 26. Juni 1909 kann zum Schutze gegen die uns: 
Gefährdung der Viehbeſtände die Führung von Kontroll⸗ 
büchern angeordnet werden. Auf Grund des §79 Vieh SG., 
des § 1 AusfV. des BR. vom 25. Dezember 1911, des 
§ 1 BayBO. vom 21. April 1912 (GVBl. S. 401) hat 
das StM. des Innern durch die im GVBl. 1912 S. 403 
veröffentlichte, ſomit rechtsförmlich und rechtswirkſam 
erfolgte Bek. vom 27. April 1912 über die Führung von 
Kontrollbüchern in SS 32—34 Vorſchriften erlaſſen. Die 
Meinung des A., daß ſich die Eintragungspflicht nur 
auf das in den Stallungen der Viehhändler befindliche 
Bieh bezieht, iſt unhaltbar. Nach den Feſtſtellungen 
des LG. hat A. die Vorſchriften gekannt; ſein Irrtum 
über den Inhalt und die Tragweite der Vorſchriften 
würde ſein ſtrafrechtliches Verſchulden nicht ausſchließen, 
weil ſie Beſtandteile der Strafnorm des § 76 Nr. 1 
Vieh S. find. Die Vorſchriften können jedoch auch 
für einen Laien keinen Anlaß zu Zweifeln geben. Aus 
der Beſtimmung in $ 34, daß die Kontrollbücher von 
den Führern der Transporte jederzeit mitgeführt und 
den Polizeibeamten und Bezirkstierärzten auf Verlangen 
vorgelegt werden müſſen, folgt allein ſchon, daß die 
Tiere vor dem Beginne des Transports in die Kontroll⸗ 
bücher eingetragen werden müſſen. Da allgemein von 
dem Transporte die Rede iſt, iſt es gleichgültig, ob der 
Transport ſeinen Ausgang aus den Stallungen der 
Biehhändler oder anderer Perſonen nimmt, insbe⸗ 
ſondere ſolcher, denen die Viehhändler Vieh abkaufen. 
Die Eintragungspflicht der Viehhändler iſt mithin nicht 
auf das in ihren Stallungen befindliche Vieh beſchränkt. 
Die 88 33 und 34 ſchreiben überdies ausdrücklich vor, 
daß von den Viehhändlern in die Kontrollbücher Tag 
und Ort der Uebernahme und des Weiterverkaufs uſw. 
einzutragen und die Eintragungen unmittelbar nach den 
Veränderungen, d. i. der Uebernahme und dem Weiter⸗ 
verkauf zu machen ſind. Damit iſt genau die Art und 
der Zeitpunkt der Eintragung vorgeſchrieben und jedem 
Berfuche der Viehhändler, die Eintragungen in einer 
ihnen beliebigen oder bequemen Weiſe zu machen, von 
vorneherein die Spitze abgebrochen. Wäre die an- 
gebliche uebung der Viehhändler, nur das in ihrem 


Stalle befindliche Vieh in die Kontrollbücher einzu⸗ 
tragen, zuläſſig, ſo würden von den Vorſchriften alle 
die Fälle nicht betroffen, in denen der Viehhändler ge⸗ 
kauftes Vieh aus den Stallungen der Verkäufer ent⸗ 
nimmt und es gar nicht in ſeine Stallungen verbringt, 
ſondern unterwegs oder auf einem ſofort bezogenen 
Viehmarkte verkauft oder unmittelbar den Beſtellern 
zuführt oder in fremden Stallungen le Da ges 
rade in dieſen Fällen die er der Verſchleppung 
der Seuche groß iſt, wäre ohne Eintragung ſolchen 
Viehes in die Kontrollbücher den Seuchenpolizeibehörden 
die Möglichkeit der Kontrolle regelmäßig entzogen und 
der A b des Geſetzes vereitelt. 

. beftreitet feine Eintragungspflicht, weil er zu 
der Zeit noch nicht im Beſitze der Kuh war, als an 
ſich die Eintragungspflicht beſtanden haben mag. Der 
Einwand iſt unbegründet. A. hat ſofort nach dem Kauf 
die Kuh „übernommen“, aber noch bis zur Abholung 
im Stalle des Verkäufers K. gelaſſen. Dadurch iſt A. 
als Käufer nach 8 433 BGB. Eigentümer, aber nach 
§ 854 BGB. auch Beſitzer geworden, weil er die tat⸗ 
ſächliche Gewalt über fie erlangt hat und ihrer Aus⸗ 
übung kein Hindernis durch den bisherigen Eigentümer 
K. entgegengeſtanden iſt. Daran änderte auch nichts, 
daß A. die Kuh zunächſt im Stalle des K. mit deſſen 
Einwilligung gelaſſen hat; für die Zeit der Verwahrung 
erlangte K. den unmittelbaren, A. den mittelbaren 
Beſitz (8 868 BGB.). Beſitzer i. S. des 8 32 der Bek. 
iſt A. geblieben, da 8 32 der Bek. zwiſchen dieſen beiden 
Arten des Beſitzes nicht unterſcheidet. Von dem Zeit⸗ 
punkt an, als H. die Kuh in Empfang nahm, war A. 
wieder unmittelbarer Beſitzer, da H. die tatſächliche 
Herrſchaft über die Kuh für A. in deſſen Erwerbs⸗ 
geſchäft als Beſitzdiener ausübte (8 855 BGB.). Dieſe 
Seifen ergibt ſich auch aus den 88 32 und 34 der 
Bek. von ſelbſt, da 8 32 von dem im Beſitze der Tiere 
befindlichen Viehhändler als dem zur Führung der 
Kontrollbücher Verpflichteten, 8 34 dagegen von den 
Führern der Transporte ſpricht, welche die Kontroll⸗ 
bücher mitzuführen haben. (Urt. vom 20. Mai 1913, 
Rev.⸗Nr. 204/1913.) Ed. 
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Oberlandesgericht München. 


Gebähreufreiheit 197 Ehegatten nach Art. 6 
des Geſ. v. 15. Auguſt 1910 betr. gemeindliche Beſitz B Abg. 
Ein Prozeß auf Auseinanderſetzung der allgemeinen 
Gütergemeinſchaft zwiſchen rechtskräftig geſchiedenen 
Gatten endete mit einem gerichtlichen Vergleich, wonach 
die Ehefrau gegen eine Geldabfindung auf alle Rechte am 
Geſamtgut, Insbefondere an einem Haufe, zugunſten des 
Ehemanns verzichtete. Hiefür wurden neben der Ver⸗ 
gleichsgebühr auch ſtaatliche und gemeindliche Beſitzver⸗ 
änderungsgebühren angeſetzt. Gegen letzteren Anſatz er⸗ 
hob der Ehemann als zahlungspflichtige Partei Erinne⸗ 
rungen zum LG. D. als Prozeßgericht, weil aus Art. 147 
GebG. entnommen werden müſſe, daß Art. 6 des Gef. 
betr. gemeindliche BeſitzV Abg. auch geſchiedene Ehe⸗ 
gatten gebührenfrei laſſen wolle; denn der gleiche Grund 
wie bei Art. 147 treffe auch hier zu, nämlich Erleichterung 
der notwendigen Auseinanderſetzung. Das LG. wies 
die Erinnerungen zurück, weil Art. 6 nur auf noch be⸗ 
ſtehende Ehen anwendbar ſei und legte die Beſchwerde 
„gemäß Art. 47 ff. Geb.“ dem Oberſten Landesgerichte 
vor; dieſes erklärte ſich jedoch für unzuſtändig und gab 
die Beſchwerde an das OLG. ab. Dort wurde fie ſach— 
lich zurückgewieſen. 

Aus den Gründen: Die Zuläſſigkeit der Be⸗ 
ſchwerde und die Zuſtändigkeit des OLG. zu ihrer 
Verbeſcheidung ergibt ſich aus 88 4, 101 GKG. mit 
85 567 ff. ZPO. in Verbindung mit dem Abgabe- 
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beſchluß des ObLG. vom 26. Mai 1913. Sachlich iſt 
das Rechtsmittel ungerechtfertigt. Nach der Begründung 
und den Landtagsverhandlungen zu Art. 6 des Geſ. 
vom 14. Auguſt 1910 über die gemeindliche Beſitzver⸗ 
änderungsabgabe ſollte eine ſachliche Aenderung des 
früheren Rechtszuſtandes nicht eintreten. Die Vollzugs⸗ 
vorſchriften vom 15. Auguſt 1910 (GVBl. S. 436) ent⸗ 
halten über den Streitpunkt nichts; die Verweiſung 
im früheren Geſetz vom 15. Juni 1898 auf Art. 114 
Abſ. 1 Ziff. 1 des ält. Geb. bezog ſich aber zweifel⸗ 
los, wie auch der jetzige Art. 146 Abſ. 1 1, nur 
auf beſtehende Ehen (Dennler, BeſitzB Abg. v. 1898, 
S. 21). Nun hat allerdings Art. 147 Geb. Geſamt⸗ 
gutsauseinanderſetzungen geſchiedener Gatten dem 
gleichen geringen Gebührenſatz unterworfen wie Ver⸗ 
träge zwiſchen Gatten einer beſtehenden Ehe und es 
liegt die Erwägung nahe, ob nicht nach dem Rechts⸗ 
gedanken des Art. 6 BeſitzV Abg. überall da Gebühren⸗ 
freiheit gegenüber der Gemeinde eintreten ſoll, wo ſich 
der Staat mit dem geringeren Gebührenſatz begnügt. 
Allein dem ſteht der klare Wortlaut des Geſetzes und 
die Erwägung entgegen, daß es ſich ohnehin um eine 
Ausnahmebeſtimmung handelt, deren Ausdehnung auf 
geſchiedene Gatten keineswegs bedenkenfrei wäre. Die 
vom Beſchwerdeführer angeführte Entſcheidung des 
Bay Obs. n. S. Bd. 1 S. 514 enthält nichts zu feinen 
Gunſten. Eine Erleichterung ergibt ſich übrigens kraft 
Geſetzes, weil die Abgabe ohnehin nur als Zuſchlag 
aus der verminderten Staatsgebühr erhoben wird. 
(Beſchl. vom 30. Mai 1913; Beſchw.⸗Reg. Nr. . 
3023 ; 


Oberlandesgericht Augsburg. 


Die Koften mehrerer Nechtsanwälte find auch zu 
erſtatten, wenn der Wechſel des Anwaltes nicht ſchlecht⸗ 
hin notwendig iſt, ſondern nur eintritt, weil der Partei 
nicht mit Grund zugemutet werden kann, ſich ferner der 
Hilfe ihres bisherigen Anwaltes zu bedienen. Die S. 
ſtellte gegen B. beim Amtsgerichte W. Klage auf Feſt⸗ 
ſtellung eines Viehtriebrechtes. Zugleich erwirkte ſie 
zur Sicherung eine einſtweilige Verfügung. Sie ließ 
ſich von Rechtsanwalt H. in W. vertreten. Da Rechts⸗ 
anwalt H. nach Erlaß der einſtweiligen Verfügung 
trotz wiederholter Aufforderungen keine Schritte zur 
Durchführung dieſer Verfügung tat, kündigte ihm ©. 
den Auftrag und übertrug ihre Vertretung dem Rechts— 
anwalt P. in D. Sie ſiegte in der Hauptſache und im 
Koſtenpunkt. Rechtsanwalt P. beantragte die Zubilligung 
von 76 M Prozeßgebühr mit 15.20 M Pauſchſumme 
für Rechtsanwalt H., 76 M Prozeßgebühr mit 15.20 M 
Pauſchſumme für ſich, und 49 M Reiſegebühren für ſich. 
Der Gerichtsſchreiber ſtrich die Prozeßgebühr mit 
Pauſchſumme für Rechtsanwalt P. mit bezug auf 8 91 
Abſ. 2 ZPO. Der Gegner erhob Erinnerungen und 
beantragte die Reiſekoſten des Rechtsanwalts P. zu 
ſtreichen. Das AG. wies dieſe Erinnerungen zurück. Aber 
auch Rechtsanwalt P. kegte Erinnerungen ein und be— 
antragte die vom Gerichtsſchreiber geſtrichenen 76 M 
und 15.20 M wieder einyuftellen. Dieſem Antrag gab 
das AG. Folge. Auf Beſchwerde des Gegners ſtrich 
das LG. die Reiſegebühren und die Prozeßgebühr für 
Rechtsanwalt P. Die weitere Beſchwerde hatte Erfolg. 

Aus den Gründen: Die Vorſchrift in § 91 
Abſ. 2 ZPO., daß die Koſten mehrerer Rechtsanwälte 
nur inſoweit zu erſtatten ſeien, als in der Perſon des 
Anwaltes ein Wechſel eintreten mußte, ſetzt nicht voraus, 
daß ein ſolcher Wechſel ſchlechthin nötig iſt, ſondern 


nur, daß der Partei mit Grund nicht zugemutet werden 


kann, ſich ferner der Hilfe ihres bisherigen Anwaltes 
zu bedienen. Ob das zutrifft, iſt von Fall zu Fall 
zu prüfen. Hier waren die Vorausſetzungen gegeben. 
Die einſtweilige Verfügung war erlaſſen. Rechtsanwalt 
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H. war trotz wiederholter Aufforderungen nicht zu be⸗ 
wegen, ſie durchzuführen. Wenn unter dieſen Umſtänden 
die Klägerin das Vertrauen zu ihrem Vertreter er⸗ 
ſchüttert fühlte, ſo kann ihr daraus kein Vorwurf ge⸗ 
macht werden. Es war vielmehr gerechtfertigt, wenn 
ſie den Vertreter wechſelte. Es handelt ſich dabei nicht 
bloß um Meinungsverſchiedenheiten und Mißhelligkeiten 
zwiſchen Partei und Anwalt, ſondern um die begründete 
Vermutung nicht genügender wirkſamer Wahrung der 
Parteirechte. Dabei iſt es gleichgültig, ob der Anlaß 
zu dieſer Ausnahme gerade in dem Verfahren ent⸗ 
ftanden iſt, in welchem der Wechſel in der Perſon 
des Vertreters wirkſam wird, oder ob er ſich in einem 
anderen damit j oder davon un⸗ 
abhängigen Verfahren ergeben hat. Der Schwer⸗ 
punkt liegt nur darin, daß tatſächlich ein berech⸗ 
tigter Grund zu einem Mißtrauen vorliegt. (Beſchl. vom 
6. Mai 1913). Pr. 
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Pücheranzeigen. 


Wertheimer, Dr. Lndw., Rechtsanwalt in Frankfurt a. M., 
Geſetz, betr. den Schutz von Gebrauchs muſtern, 
vom 1. Juni 1891. VIII und 218 S. München 
und Berlin 1913, J. Schweitzer Verlag. Mk. 2.89. 
(Schweitzers Textausgaben mit Anmerkungen.) 


Das vorliegende Büchlein bietet mehr als eine 
bloße Textausgabe mit Anmerkungen. Auf über 100 
Seiten ſind die 15 Paragraphen des Gebrauchs⸗ 
muſterſchutzcZ. eingehend erläutert; Rechtſprechung und 
Literatur ſind erſchöpfend verarbeitet. Die einſchlägigen 
internationalen Verträge und ſonſtige ergänzende Be 
ſtimmungen enthält der Anhang; das alphabetiſche 
Regiſter iſt ſorgfältig hergeſtellt. Das Werkchen reiht 
ſich den bisherigen guten Bearbeitungen des Gebrauchs⸗ 
muſterſchutzes würdig an. Dr. 


Noſenthal, Dr. Max, Landgerichtsrat in Plauen i. V., 
Reichs ſtempelgeſetz (Effekten⸗, Kuxen⸗, Talon⸗, 
Scheck⸗, Grundſtücksübertragungs⸗ und Fahrkarten: 
ſtempel) vom 15. Juli 1909. Zweite Auflage. XII 
356 Seiten. Leipzig 1913, Roßbergſche Verlags- 
buchhandlung Arthur Roßberg. Geb. 6 M. 


Die Jahre 1911 und 1912 haben verſchiedene 
Aenderungen am Geſetz und ganz beſonders an den 
Ausführungsbeſtimmungen des Bundesrats und der 
Einzelſtaaten hierzu gebracht. Ueberdies hat ſich die 
Rechtſprechung in letzter Zeit mit den Beſtimmungen 
des Geſetzes ausgiebig beſaßt. All das iſt in der 
neuen Auflage forgfältig nachgetragen und das Bud 
auf den Stand der Praxis von Ende 1912 gebracht. 
Die Ausführungsbeſtimmungen für Preußen, Bayern 
und Sachſen ſind im Anhange vollſtändig wieder⸗ 
gegeben. Auch die vorliegende Neuauflage des Buches 
wird ſich in der Praxis als brauchbare Handausgabe 
erweiſen und günſtige Aufnahme finden. Ein Miß⸗ 
ſtand iſt das fortwährende Arbeiten und Aendern der 
Geſetzgebungsmaſchine, das den Gegenſtand ſolcher 
raſch veraltenden Geſetzesausgaben kaum zur Ruhe 
kommen läßt. Soeben hat der Reichstag wieder den, 
Entwurf einer Novelle angenommen. Doerr. 


Hellwig, Dr. Konrad, Geh. Juſtizrat, Profeſſor an der 
Univerſität Berlin. Syſtem des Deutſchen Zivil- 
prozeßrechts. Zweiter Teil, Abteilung 1. Beſon⸗ 
dere Prozeßarten und ſchiedsrichterliches Verfahren, 
Leipzig 1912, A. Deichertſche Verlagsbuchhandlung 
Nachf. 136 S. 2.70 Mk. 

Der vor Jahresfriſt erſchienene I. Teil des Buches 
hat allenthalben die erwartete anerkennende Aufnahme 
gefunden. Die Anſprüche von Theorie und Praxis 
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werden in gleicher Weiſe befriedigt, neben der rück⸗ 
wärts ſchauenden geſchichtlichen Entwicklung Ausblicke 
auf die Reform des Zivilprozeſſes geboten. Eine 
würdige Fortſetzung bildet die vorliegende 1. Abteilung 
des II. Teils. Auf Einzelheiten einzugehen iſt hier 
nicht der Ort. Dr. 


Lubowski, Dr. B., Landrichter, Das Offen barungs⸗ 
eids verfahren nach der ZPO. Berlin 1913. 
Franz Vahlen. 

In 50 Seiten unternimmt der Verfaſſer eine kurz 
ſkizzierte Darſtellung der prozeſſualen Eigenart des 
Offenbarungseides verfahrens, meiſt nur, wie es iſt, ab 
und zu aber auch, wie es ſein ſollte. Der Verfaſſer iſt der 
Anſchauung, daß ohne Aenderung des Geſetzes vieles 
zugunſten eines beſchleunigten Verfahrens zu ändern 
wäre. Seine Vorſchläge de lege ferenda zielen vor 
allem auf Feſtlegung der de lege lata beſtehenden, in 
der Praxis verſchieden ausgelegten Beſtimmungen hin. 
Die weſentlichſten Zweifelsfragen werden erörtert. 
Hauptſächlich hat die Schrift dabei das Intereſſe des 
Gläubigers auf ſchleunige Befriedigung im Auge. 
Immerhin iſt auch das eine und andere zur Wahrung 


der ſchuldneriſchen Rechte dargetan. 
Nürnberg. Juſtizrat Dr. Hugo Cahn. 


Noeſt, Dr. B., Juſtizrat, Rechtsanwalt beim Amts⸗ 
gericht in Solingen und E. Plum, Rechtsanwalt 
beim Oberlandesgericht in Köln. Die Reichs⸗ 
gerichts⸗Entſcheidungen in Zivilſachen. 
79. Band der amtlichen Sammlung nach dem Zu— 
ſammenhang mit der übrigen Rechtſprechung und 
in gekürzter Faſſung. XXIII, 189 Seiten. Berlin 
1913, Carl Heymanns Verlag. Mk. 2.—, gebd. Mk. 2.50. 

Auf die früheren Anzeigen der Sammlung wird 
verwieſen. 


Geſetzgebung und Verwaltung. 


Die Strafregiſter. Ein Vermerk über eine Verur⸗ 
teilung durfte ſeither aus dem Strafregiſter erſt ent⸗ 
fernt werden, wenn der Verurteilte geſtorben war oder 
das 80. Lebensjahr vollendet hatte. Bisher mußte auch 
über jede ins Strafregiſter aufgenommene Verurteilung 
allen deutſchen Behörden auf Erſuchen ausnahmslos 
Auskunft erteilt werden. Dies führte zu manchen Härten, 
über die vielfach lebhafte Klage geführt wurde. Nun 
hat der Bundesrat Abhilfe geſchaffen. Durch Beſchluß 
vom 17. April d. Js. hat er feine VO. vom 16. Juni 1882, 
betr. die Einrichtung von Strafregiſtern und die wechſel⸗ 
ſeitige Mitteilung der Strafurteile (3 Bl. f. d. Deutſche 
Reich S. 309) dahin geändert, daß der Vermerk über 
eine Verurteilung im Strafregiſter zu löſchen iſt, wenn 
die Löſchung durch einen Gnadenakt angeordnet wird. 
Die Löſchung hat die Wirkung, daß über die gelöſchte 
Strafe nur noch den Gerichten, den Behörden der Staats⸗ 
anwaltſchaft und auf ausdrückliches Erſuchen den höheren 
Verwaltungsbehörden Auskunft erteilt werden darf. 
Gleichzeitig hat der Bundesrat die Vermerkung von 
ſonſtigen Gnadenakten und von Bewährungsfriſten im 
Strafregiſter geregelt, worüber bisher nur — allerdings 
ziemlich übereinſtimmende — landesrechtliche Vor— 
ſchriften beſtanden. 

Die wiederholten Aenderungen der Bundesrats-VO. 
vom 16. Juni 1882 und die zahlreichen im Laufe der 
Jahre erfolgten Ergänzungen der bayer. Vollzugsvor— 
ſchriften dazu vom 24. Juli 1882, IM Bl. S. 177, ers 
ſchwerten den Ueberblick. Deshalb faßt die Bek. vom 
12. Juli d. Is., IM Bl. S. 91, die ſämtlichen Vorſchriften 
über die Strafregiſter zuſammen. Sie gibt zunächſt die 
Bundesrats⸗VO. vom 16. Juni 1882 in der Faſſung 
wieder, die ſie durch die Beſchlüſſe des Bundesrats vom 


9. Juli 1896 und 17. April d. Js. (3 Bl. f. d. Deutſche 
Reich 1896 S. 426, 1913 S. 495) erhalten hat. Im An⸗ 
ſchluß daran iſt $ 42 der VO., betr. das ſtrafgerichtliche 
Verfahren gegen Militärperſonen der Kaiſerlichen Schutz⸗ 
truppen, vom 2. November 1909, RGBl. S. 943, ab⸗ 
gedruckt, der die Bundesrats⸗VO. vom 16. Juni 1882 
auf die Verurteilungen von Angehörigen der Kaiſer⸗ 
lichen Schutztruppen ausdehnt. Der dritte Teil der Be⸗ 
kanntmachung enthält die bayeriſchen Vollzugsvor⸗ 
tft Er bringt verſchiedene Neuerungen. Unter 
hnen ſind die Vorſchriften hervorzuheben, welche die 
Aufnahme von Verurteilungen, die nicht unter die 
Bundesrats⸗VO. fallen, ins Strafregiſter regeln. Bis⸗ 
her war in Bayern über den Rahmen der Bundesrats⸗ 
BO. hinaus die Aufnahme ins Strafregiſter für Ver: 
urteilungen im Privatklageverfahren und wegen Ueber⸗ 
tretungen vorgeſchrieben, die für die Beurteilung des 
allgemeinen bürgerlichen Lebenswandels oder des Ver⸗ 
haltens des Verurteilten in ſeiner beſonderen Berufs⸗ 
ſtellung von Bedeutung waren. Mit Recht wurde dar⸗ 
über geklagt, daß auf Grund dieſer Vorſchrift viel zu 
viel Verurteilungen ins Strafregiſter aufgenommen 
wurden. Nach Nr. III 3 Bek. vom 12. Juli d. Js. find 
künftig in die Strafregiſter neben den Verurteilungen, 
für die ſie nach der Bundesrats⸗VoOO. beſtimmt find, andere 
ſtrafrechtliche Verurteilungen aufzunehmen, wenn die 
Verfehlung für die Beurteilung der Perſönlichkeit des 
Verurteilten wichtig iſt, insbeſondere wenn ſie Roheit, 
Gewalttätigkeit, Verkommenheit, Hang zu Ausſchrei⸗ 
tungen, Mißachtung fremden Eigentums, Unzuverläfſig⸗ 
keit im Beruf oder Gewerbe erkennen läßt. Ausge⸗ 
nommen ſind wie bisher die Verurteilungen 
a) wegen Forſtfrevels und Forſtpolizeiübertretung, 
b) wegen der in 8 2 Abſ. 2 Nr. 4 Bundesrats⸗VO. 
bezeichneten militäriſchen Verbrechen und Ver⸗ 


gehen. 

Die neue Vorſchrift unterſcheidet im Gegenſatz zur 
alten nicht zwiſchen Vergehen und Uebertretungen. 
Vorausſetzung der Aufnahme ins Strafregiſter iſt ſtets, 
daß die Verfehlung für die Beurteilung der Perſönlich⸗ 
keit des Verurteilten wichtig iſt. Die Aufzählung der 
Fälle, in denen dies hauptſächlich anzunehmen iſt, wird 
wohl der Praxis den richtigen Weg weiſen und dazu 
führen, daß alle Verurteilungen ins Strafregiſter aufs 
genommen werden, deren Kenntnis für die Handhabung 
der Strafrechtspflege und der Polizei von Intereſſe iſt, 
daß aber die Aufnahme ſonſt unterbleibt, namentlich 
in den vielen Fällen leichter Verſtöße gegen polizeiliche 
Vorſchriften, die nicht bei Wiederholung zu beſonderen 
polizeilichen Maßnahmen Anlaß geben. Aber nicht 
nur die Aufnahme von Verurteilungen, die nicht unter 
die Bundesrats⸗VO. fallen, ſondern auch die Auskunft⸗ 
erteilung darüber ſchränkt die Bek. vom 12. Juli d. Js. 
ein. Auskunft über ſolche ins Strafregiſter aufge- 
nommene Verurteilungen darf nämlich nur noch erteilt 
werden, wenn ausdrücklich darum erſucht wird. Sonſt 
iſt lediglich über die Vermerke Auskunft zu geben, die 
auf Grund der Bundesrats-VO. ins Strafregiſter aufs 
genommen worden ſind. Und von der Befugnis, auch 
die Mitteilung der über den Rahmen der Bundesrats- 
BD. hinaus aufgenommenen Vermerke ganz oder teil⸗ 
weiſe zu verlangen, ſoll nur Gebrauch gemacht werden, 
wenn und ſoweit dazu ein Bedürfnis beſteht. Zum 
Zwecke der augenfälligen Scheidung der auf Grund der 
Bundesrats-V O. einerjeits und der bayerischen Vollzugs- 
vorſchriften andererſeits ins Strafregiſter aufgenomme— 
nen Vermerke iſt künftig für die Mitteilung von Ver— 
urteilungen zum Strafregiſter, die auf Grund der baye— 
riſchen Vollzugsvorſchriften erfolgt, das Formblatt A 
auf Papier von beſonderer (brauner) Farbe zu ver— 
wenden und beim Vorliegen mehrerer derartiger Mit— 
teilungen eine beſondere Strafliſte von der gleichen 
Farbe zu bilden. Die ſchon vorhandenen Strafregiſter— 
vermerke ſollen nach und nach entſprechend geſchieden 
werden. 
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Die übrigen Neuerungen der Bek. vom 12. Juli 
d. Js. bezwecken in der Hauptſache die möglichſte Richtig⸗ 
keit, Vollſtändigkeit und Ueberſichtlichkeit der Straf⸗ 
regiſter, gleichzeitig aber auch möglichſte Geſchäftsver⸗ 
einfahung und Entlaſtung der Strafregiſterbehörden. 
Für die Anbringung und Behandlung der Geſuche um 
die gnadenweiſe Anordnung, daß eine von einem baye⸗ 
riſchen Gerichte ausgeſprochene Strafe im Strafregiſter 
gelöſcht wird, find die Vorſchriften in Abſchnitt I der 
Bek. vom 6. Mai 1911, das Verfahren der Juſtizbe⸗ 
Jon in Begnadigungs⸗ und Strafaufſchubsſachen 
nn (JMBl. S. 155), für entſprechend anwendbar er» 
rt. 
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Eutihädigung der Schöffen und Geſchworenen. RGeſ. 
vom 29. Juli 1913 (RG Bl. S. 617) und Bek. des Reichs⸗ 
kanzlers vom 2. Auguſt 1913 (RGBl. S. 618). Durch 
das auf Anregung Bayerns zuſtande gekommene Geſetz 
wird dem im Reichstag und in den Landtagen ver⸗ 
ſchiedener Bundesſtaaten häufig geäußerten Wunſche 
entſprochen, daß Schöffen und Ceſchworene nicht nur, 
wie bisher, Vergütung der Reiſekoſten, ſondern auch 
für jeden Tag der Dienſtleiſtung Tagegelder erhalten. 
Die Tagegelder dürfen nicht zurückgewieſen werden. 
Ueber die Höhe der Tagegelder und Reiſekoſten hat 
der Bundesrat entſprechend der ihm vom Geſetz ein⸗ 
geräumten Befugnis allgemeine Anordnungen getroffen, 
die durch die Reichskanzlerbelanntmachung vom 2. Auguſt 
1913 veröffentlicht ſind. Das Tagegeld beträgt 
für jeden Tag, an dem der Schöffe oder Geſchworene 
mit Rückſicht auf fein Amt am Sitzungsort anweſend 
ſein muß, fünf Mark. Es kommt auch den Schöffen 
und Geſchworenen zu, die am Gerichtsſitze wohnen. 
Ferner erhalten Schöffen und Geſchworene für jedes 
durch die Dienſtleiſtung notwendig gewordene Nacht- 
quartier eine Zulage von drei Mark. Dieſe Zulage 
erhalten alſo nur Schöffen und Geſchworene, die von 
auswärts zur Dienſtleiſtung kommen müſſen. Die Be⸗ 
ſtimmungen über die Höhe der Reiſekoſten — 6 Pfg. 
für den Kilometer bei Wegen, die auf Eiſenbahnen, 
Kleinbahnen oder Schiffen zurückgelegt werden können, 
20 Pfg. für den Kilometer bei Wegen, die nicht in 
dieſer Art zurückgelegt werden können — entſprechen 
im weſentlichen dem, was ſchon bisher in Bayern 
auf Grund der K. VO. vom 29. Juli 1879 (GVBl. 
S. 731) gewährt wurde. Die Reiſeentſchädigung wird 
nur geleiſtet, wenn außerhalb des Wohnorts ein Weg 
von mehr als zwei Kilometer zurückzulegen iſt (zu vgl. 
8 6 der GebO. f. Zeugen und Sachverſtändige). Die 
zwei Kilometer werden von der Ortsgrenze des Wohn— 
orts des Schöffen oder Geſchworenen bis zum Gerichts— 
gebäude zu rechnen ſein. Soweit ausnahmsweiſe aus 
beſonderen Gründen die Benutzung von Beförderungs— 
mitteln notwendig iſt, die höhere Auslagen erfordern, 
ſind die erforderlichen höheren Auslagen zu erſetzen. 
Eine gleichartige Vorſchrift hat in Bayern bisher eben— 
falls ſchon beſtanden. Nach 83 der BR VO. wird die Reifes 
entſchädigung auch für ſog. Zwiſchenreiſen gewährt, 
d. h. für Reiſen, die der Schöffe oder Geſchworene 
während der Tagung nach ſeinem Wohnort und zurück 
macht. Sie darf aber die Höhe der Bezüge nicht über— 
ſteigen, die der Schöffe oder Geſchworene erhalten 
haben würde, wenn er am Sitzungsorte hätte anweſend 
ſein müſſen. Dieſe Vorſchrift hat in erſter Linie für 
Geſchworene Bedeutung, weil es ſich bei ihnen in der 
Regel um mehrtägige Einberufung zum Dienſt handelt. 
Doch kann ſie auch für Schöffen praktiſch werden. 
Kann der Laienrichter zum Zwecke des Uebernachtens 
während der Dauer der Sitzungsveriode an ſeinen 
Wohnort zurückkehren oder treten innerhalb der 
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Sitzungsperiode dienſtfreie Tage ein, die am Wohn: 
orte verbracht werden können, fo bedarf es der Ge: 
währung des Tagegeldes und der Nachtquartierzulaat 
nicht. In ſolchen Fällen werden die Zwiſchenreiſen 
vergütet, jedoch nur im Rahmen deſſen, was der Schöfe 
oder Geſchworene erhalten hätte, wenn er am Sitzungs⸗ 
orte geblieben wäre. Hieraus folgt, daß der Laien⸗ 
richter, der deswegen am Sitzungsorte bleibt, weil die 
die Terme höhere Auslagen verurſachen würde, als 
die Tagegelder und die Nachtquartierzulagen für dieſen 
5 die letzteren Vergütungen zu beanſpruchen 

at. Andererſeits ſoll aber der Laienrichter, wenn 
ihm der Dienſt die Rückkehr nach ſeinem Wohnort er⸗ 
möglicht, dahin zurückkehren, es ſei denn, daß die 
Reiſekoſten höher ſind, als Tagegelder und Nacht⸗ 
quartierzulage, wenn er am Sitzungsorte bleibt. Te: 
bei wird die Frage, ob dem Laienrichter die Rückkehr 
nach feinem Wohnorte ermöglicht iſt, unter Berüd: 
ſichtigung der Perſönlichkeit, der Verkehrsverhältnint 
und ſonſt er Umſtände nach billigem Ermeſſen zu be 
urteilen ſein. 

Da das Geſetz einen Einführungstermin nicht vor 
eht, tritt die Neuregelung nach Art. 2 der Reichsver⸗ 
aſſung mit dem 14. Tage nach dem Ablaufe des 

9. Auguſt 1913 — an dieſem Tage wurde das Reichs⸗ 
geſetzblatt in Berlin ausgegeben — alſo mit dem Be⸗ 
ginn des 23. Auguſt 1913 in Kraft. 
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Die Dienſtſiegel der i find Gegenſtand 
einer jüngſt im IM Bl. (S. 85) veröffentlichten Bekannt⸗ 
machung vom 28. Juni 1913. Die Form der Siegel 
bleibt die alte. Nach wie vor iſt das Hauptmünzamt 
in München die einzige 1 e Wie aber ſchon 
die Bek. vom 8. Mai 1913 über die Verſendung von 
Akten an das Ausland (ſ. S. 260 des laufenden Jahr⸗ 
gangs) das Beſtreben gezeigt hat, den äußeren Be 
hörden größere Selbſtändigkeit einzuräumen und das 
Miniſterium von untergeordneter Tätigkeit zu entlaſten, 
5 befreit die neue Bek. über die Dienſtſiegel die äußeren 
ehörden von der bisherigen Bevormundung durch das 
Miniſterium bei dem Bezuge von Dienſtſiegeln. Die 
Beſtellung der Siegel erfolgt in Zukunft unmittelbar 
durch die Behörde, aus deren Mitteln die Koſten be⸗ 
ſtritten werden; nur die Amtsanwälte und die Gerichts 
vollzieher und Gerichtsvollziehereien werden alſo, weil 
eigener Mittel entbehrend, ſich nicht unmittelbar an 
das Hauptmünzamt wenden können. Die Siegel ſind 
ſo aufzubewahren, daß der Gefahr des Mißbrauchs 
vorgebeugt iſt. Das war bisher ſchon in der Dienſt⸗ 
ordnung für die Gerichtsvollzieher beſtimmt; es ii 
vielleicht nicht ganz überflüſſig, daß dies auch den anderen 
Juſtizbehörden eingeſchärft wird. Mit Sachen, die man 
im Ueberfluß beſitzt, wird leicht wenig achtſam um⸗ 
gegangen; die Bek. beſtimmt darum, daß bei keiner 
Behörde mehr Siegel vorhanden ſein ſollen, als zur 
pünktlichen Erledigung der Geſchäfte nötig ſind. Auch 
die Vorſchrift über die Ablieferung abgenützter oder 
ſonſt außer Gebrauch geſetzter Siegel will der Gejahr 
einer Verſchleuderung und eines Mißbrauchs vorbeugen. 
Die Bek. empfiehlt endlich auch die rechtzeitige Er⸗ 
neuerung abgenützter Siegel. Häufig freilich wird 
nicht Abnützung, ſondern Nachläſſigkeit des Siegelnden 
oder mangelhafte Reinhaltung des Siegels die Urſache 
davon fein, daß wir in den Akten ſtatt der Siegel: 
abdrücke mitunter äußerſt fragwürdige Gebilde finden. 
die ganz und gar nicht nach dem ausſehen, was ein 
Dienſtſiegel fein ſoll: ein ſtaatliches Hoheitszeichen. 
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Die Vollensbedingung. 
Von Profeſſor Dr. Krückmann in Münſter i. W. 


Die Wollensbedingung iſt neuerdings mit einer 
gewiſſen Vorliebe behandelt worden, die Literatur 
hat hierbei aber eine Richtung eingeſchlagen, an 
der man wenig Freude haben kann. Die praktiſche 
Seite der Frage wird nahezu ganz vernachläſſigt 
und die Schriftſteller bewegen ſich in allgemeinen 
Abſtraktionen, über die fie nie zu einer Einigung 
kommen, mit denen ſie das eigentliche Problem 
aber auch nie löſen werden. Indem ich die eigent⸗ 
liche theoretiſche Kritik einer anderen Feder!) über: 
laſſe, ſeien hier die entſcheidenden praktiſchen Ge⸗ 
ſichtspunkte hervorgehoben, aus denen erhellt, daß 
das Problem, wenn es konkret praktiſch angefaßt 
wird, einfach und leicht iſt. 

Man unterſtelle als Beiſpiel für einen gegen⸗ 
ſeitigen Vertrag einen Kauf auf Probe, bei dem 
die Sache dem Käufer ſchon übergeben iſt. 

Der Verkäufer ſteht in einer gewiſſen Gebunden⸗ 
heit, über die man ſich ja allgemein einig iſt, aber 
faſt ganz ungewürdigt, jedenfalls in ihrer vollen 
Tragweite nicht genügend theoretiſch ausgenutzt iſt 
die gleichzeitig entſtehende Verpflichtung des Käufers. 

Der Käufer ift verpflichtet 

1. zur Rückgabe der Sache, wenn er fie nicht 
billigt. Dieſe Pflicht ſtammt aus dem Vertrage 
und daß ſie eine Vertragspflicht iſt, erweiſt ſich 
als beſonders wertvoll dann, wenn der Verkäufer 
nicht Eigentümer der Sache iſt, ihm alſo keine 
dinglichen Rückgabeanſprüche zuſtehen. Es ſteht 
hier nicht anders als um die 88 556 I, 604 J. 

2. zur Sorgfalt. Darum haſtet er mit der 
Vertragsklage auf Erſatz, wenn durch fein oder 
ſeiner Gehilfen Verſchulden (88 276, 278) die 
Sache zu ſpät zurückgegeben wird (Verzug), oder 
nicht zurückgegeben werden kann (Unmöglichkeit), 
oder beſchädigt iſt (poſitive Vertragsverletzung als 


) Bol. eine demnächſt erſcheinende münſterſche Diſ⸗ 
ſertation: Ueber die rechtliche Natur des ſuſpenſiv be⸗ 
dingten Kaufes auf Probe mit beſonderer Berückſichtigung 
der reinen Wollensbedingung. Nachweiſe daſelbſt. 
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ſchuldhafte Schlechtleiſtung),“) oder wenn die Un⸗ 
möglichkeit oder die Verſchlechterung ohne Ver⸗ 
ſchulden des Kaͤufers eingetreten iſt, dieſer aber 
nicht rechtzeitig Anzeige macht (poſitive Vertrags⸗ 
verletzung als Verletzung der Anzeigepflicht.“ 
Dann ergibt ſich aber eine ſehr einfache Folge⸗ 
rung von ſelber: Der Kaͤuſer wird zwar nicht 
auf die Hauptleiſtung und auf Erſatz für 
die Hauptleiſtung verpflichtet, ſondern 9 die 
Nebenleiſtungen, auf fie aber unbe: 
dingt; er iſt alſo durchaus nicht ungebunden. 
Der Vertrag si volam in der Weiſe, wie man 
ihn ſich vielfach vorzuſtellen ſcheint, beſteht über⸗ 
haupt garnicht, die Frage iſt alſo unrichtig geſtellt. 
Dies laßt ſich auch nicht dadurch widerlegen, 
daß geſagt wird, die ſoeben kurz geſchilderten 
Wirkungen beruhten auf der Uebergabe der Sache 
und ſeien nicht Folge des Vertragsſchluſſes. Eine 
ſolche Schlußfolgerung verwechſelt causa efficiens 
und condicio sine qua non. Juriſtiſch iſt näm⸗ 
lich alles ebenſo, auch wenn die Sache dem Käufer 
nicht übergeben wird, weil die Uebergabe nur die 
Rolle der condicio juris hat. Wird der Vertrag 
urſprünglich ohne Sachübergabe geſchloſſen, nachtrag⸗ 
lich aber Sachübergabe verabredet und die Sache 
übergeben, jo treten genau dieſelben Wirkungen 
ein, als wenn die Sache vertragsgemäß ſofort mit 
dem Abſchluß des Vertrages übergeben worden 
wäre. Das erweiſt die Gegenprobe. 
Angenommen, die nachträgliche Sachübergabe 
fiele nicht unter den früheren Vertrag, ſo fragt 
ſich, welchem Rechte ſie unterſtehen ſoll. Wenn 
weiter nichts verabredet iſt, als daß die Sache (zur 
Probe) übergeben werden ſoll, ſo wäre das naͤchſte 
die Leihe (equi experiundi der Römer). Wir 
hätten dann Kauf und Leihe nebeneinander, ja 


2) Vgl. in meinen Inſtitutionen des BGB. (IV. Aufl.) 
891 A -F S. 97; vgl. auch S. 128 VII; die dort auf⸗ 
gezählten Pflichten können als Rückgabepflichten auch 
den Käufer treffen. 

) In allen dieſen Fällen kommt die Vertragsklage 
zur Anwendung. Man braucht ſich dieſe Möglichkeiten 
nur vorzuſtellen und wird an der Zuſtändigkeit der 
Vertragsklage keinen Zweifel haben. 
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gegeneinander. Mindeſtens wäre dies ein äſthe⸗ 
tiſcher Fehler, der uns überdies mit dem Zwange 
beladen würde, die einander widerſtreitenden Be⸗ 
ſtimmungen gegenſeitig auszugleichen. Dazu kommt, 
daß Sachübergabe an ſich etwas ganz neutrales iſt 
und an ſich noch keinerlei Wirkung hat, dieſe viel⸗ 
mehr erſt aus begleitenden Umſtänden, aus ihrer 
causa empfängt. Läßt ſich der Käufer die Sache 
nachträglich zum Ausprobieren geben, ſo iſt doch 
anzunehmen, daß die Parteien hierbei nicht an 
die Leihe, ſondern an das zwiſchen ihnen ſchon be⸗ 
ſtehende Rechtsverhältnis denken. Aber ſelbſt wenn 
ſie an garnichts denken, ſo zieht doch das Kauf⸗ 
verhältnis die Sachübergabe in ihren Bann; denn 
die beſchriebenen Nebenpflichten entftehen auch dann, 
wenn zugleich mit dem Vertragsſchluß vertrags⸗ 
gemäß die Sachübergabe erfolgt, garnicht durch 
die Sachübergabe, ſondern durch den Vertrag, weil 
eben die Sachübergabe an ſich ganz neutral iſt. 
Sie iſt nur die Rechtsbedingung dafür, daß die 
betreffenden Rechtsbeſtimmungen in Funktion treten 
können, das iſt aber auch alles. 

Zur Not kann ſich, wem dieſe Schlußfolgerung 
nicht überzeugend genug iſt, mit Annahme eines 
nachträglich abgeſchloſſenen Nebenvertrags helfen, 
der nach Kaufrecht geſchloſſen wird, indem er als 
Nebenabrede der Hauptabrede ſich anpaßt. 

Ganz allgemein kommt folgendes in Betracht: 
An dem Weſen und der Zuläſſigkeit der Bedingung, 
si volam, wird offenbar nichts geändert, wenn die 
Sache übergeben wird oder wenn ihre Uebergabe 
unterbleibt. Sie iſt entweder immer unzuläffig 
oder immer zuläſſig. Dieſe Erwaͤgungen ſchlagen 
bei jedem gegenſeitigem Vertrage durch und ſo 
ergibt ſich, daß bei dieſen die Wollensbedingung 
gar keine Schwierigkeiten zu machen braucht. 

Anders ſteht die Sache bei einem einſeitigen 
Schuldverhältnis. 

Ein formloſes Verſprechen, si volam, iſt un⸗ 
bedingt wirkungslos. Dies iſt ſo ſelbſtverſtändlich, 
daß es keiner Erörterung bedarf. 

Aber ſchon bei einem formgebundenen Ver⸗ 
ſprechen kann, nicht muß, die Sache anders ſein. 
Der Schenker verſpricht notariell unter der Be: 
dingung si volam und übergibt die Ausfertigung 
der Urkunde dem Beſchenkten. Uebergibt er ſie 
ihm nicht, iſt das Geſchäft ſo lange, bis die Ueber— 
gabe erfolgt, ohne alle Wirkung, es ſei denn, daß 
der hierzu aufgeforderte Beſchenkte die Annahme in 
Gegenwart des Schenkers zu demſelben notariellen 
Protokoll erklärt hat. In dieſen beiden und allen 
gleichliegenden Fällen iſt doch ſchon eine Wirkung 
eingetreten, der Schenker ſpart ſich die 
Wiederholung der notariellen Form. 


Sein Verſprechen wird wirkſam, wenn er erklärt: 


Ich will. Man muß praftiich doch folgende Fälle 
gleich behandeln. Der Schenker läßt ſein Ver— 
ſprechen notariell beurkunden, behält aber die Ur: 
kunde zurück und übergibt ſie zu einer ſpäteren 
Zeit. In dieſem Augenblick iſt das Verſprechen 
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wirkſam geworden. Oder der Schenker verſpricht 
unter der Bedingung si volam, übergibt aber die 
Urkunde dem Beſchenkten und behält ſich vor, das 
formloſe volo zu geeigneter Zeit auszuſprechen. Oder 
er übergibt zwar nicht die Urkunde, erklärt aber ſein 
Verſprechen si volam in Gegenwart des Beſchenkten 
vor dem Notar, der es ſo annimmt und ſeine An⸗ 
nahme auch gleich beurkunden laͤßt. Warum in 
allen dieſen Fallen ein Unterſchied gemacht werden 
ſollte, wäre innerlich nicht zu rechtfertigen, denn 
der Gegner hat ja unter allen Umſtänden etwas 
feſtes juriſtiſches in der Hand, ſei es auch noch Io 
wenig. Sobald nur irgendeine von der 
Willkür des Verpflichteten unabhängige 
Wirkung erzeugt iſt, iſt das Verſprechen 
zwar beſchränkt, in dieſer Beſchränkunz 
aber unbedingt wirkſam. In den beiden 
letzten Fallen beſteht die Wirkung darin, daß der 
Schenker den Schutz durch die Formvorſchriften 
endgültig verloren hat; ein unbedachtes Wort und er 
iſt auf ſein Verſprechen feſtgelegt. Hierin liegt unter 
Umſtänden ein ſehr großer Vorteil des Beſchenkten 
und warum ſoll man ihm dieſen Vorteil vorent: 
halten, wenn der Schenker es ausdrücklich jo ge 
wollt hat? Der Schenker darf ſich ja nicht be: 
klagen, denn er hat ſich ausdrücklich und überlegter⸗ 
weile des ihm gewährten geſetzlichen Formenſchutzes 
begeben. Andererſeits kann der Verzicht auf ſolchen 
Formenſchutz ſeinen guten Sinn haben z. B. bei einem 
Gutskauf, wenn das Gut unter der Bedingung 
si volam verkauft wird. Warum ſoll nun das 
was bei einem Kaufe anerkannt wird, bei der 
Schenkung nicht anerkannt werden? Dies bat 
nicht unerhebliche praktiſche Folgen. Will der 
Schenker aus ſeiner Lage heraus, daß er nämlich 
durch ein übereiltes: Ich will, auf ſein Verſprechen 
feſtgelegt wird, dann bleibt ihm nur das etwaige 


Widerrufsrecht wegen Undankes, die Einrede di 


Notbedarfes oder eine etwaige Anfechtung wegen 
Irrtums, die Geltendmachung mangelnder Geſchaͤſts⸗ 
fähigkeit. uſw. Beliebiger freier Widerruf jtebi 
ihm nicht zu. 

Das Ergebnis iſt alſo folgendes: 

Bei gegenſeitigen Verträgen iſt die Bedingung 
si volam unter allen Umſtänden zulällig, Be 
formloſen einſeitigen Verſprechen macht ſie unter 
allen Umſtänden das Verſprechen unwirkſam. Bei 
formgebundenen einſeitigen Verſprechen hindert fie 
die Wirkſamkeit des Verſprechens nicht, wenn die 
geſetzlichen Formen des Verſprechens derartig erfüllt 
werden, daß der Verſprechende des durch die Form 
vorſchriften gewährten Schutzes endgültig ledig in. 

Der Grund, weshalb die Bedingung si volam 
zuläſſig iſt, iſt in allen Fällen derſelbe. Tror 
dieſer Bedingung wird doch immer irgendeine, wenn 
auch noch jo beſcheidene unbedingte Wirkung er 
zeugt, wird dem Gegner irgendein unbedingter 
rechtlicher Vorteil verſchafft, feine Rechtsſtellung in 
unbedingter Weiſe umfänglich zwar nur geringfügig 
aber doch immer poſitiv verbeſſert. Dies rechtfertigt 
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ſich aus der heute noch immer nicht genügend ver- 
breiteten Erkenntnis, daß auch das Forderungsrecht 
aus einer Geſamtheit von verſchiedenen Befugniſſen 
beſteht und neben dem Hauptanſpruch auch noch 
andere Nebenanſprüche enthält (Pflicht zur Rück⸗ 
gabe, zur Anzeige, zur ſorgfältigen Behandlung 
der Sache, unter Umſtänden zur Leiſtung eines 
Entgeltes für die Erlaubnis des Ausprobierens uſw.). 

Wie man die theoretiſche Konſtruktion formu⸗ 
lieren will, iſt ziemlich unerheblich. Ob man nun 
die vertragsmäßige Gebundenheit an den Antrag 
oder das hinkende Geſchaft vorzieht, beide Male 
iſt zu beachten, daß dieſe Konſtruktionen nicht aus⸗ 
reichen, da auch eine Verpflichtung des Berechtigten 
beſteht. Richtig werden dieſe Konſtruktionen nur 
in ihrer Fortentwicklung. Andere Konſtruktionen 
z. B. der Vorvertrag kommen nicht in Frage, da 
fie noch weniger ausreichen, auch nicht einſach 
genug ſind. 


Grenzſtreit, Neſſungsanerkennung und 
Grenzvereinbarung. 
Von A. Zeiler, I. Staatsanwalt in Zweibrücken. 


Der Grenzſtreit und deſſen Entwirrung, im 
beſonderen in ihrem Verhältnis zur Grenzver⸗ 
meſſung und Abmarkung, ſind ſchon mehrfach er⸗ 
örtert worden. Gleichwohl beſtehen noch manche 
Meinungsverſchiedenheiten, und es mag darum 
gerechtfertigt ſein, nochmal auf die im Rechtsleben ſo 
wichtigen Fragen zurückzukommen, zumal da auch 
die Ausführungen von Meisner), die im übrigen 
die einſchlaͤgigen Fragen mit großer Klarheit er: 
läutern, nicht in allem befriedigen. 

1. Es dient wohl zur Veranſchaulichung und 
ermöglicht für das folgende eine kürzere Ausdrucks⸗ 
weiſe, wenn ich einen möglichſt einfach gewählten 
Fall zugrunde lege. 


A 


pP 
n 
B 


pp ſei die „Plangrenze“, un die „Naturgrenze“. 
Das heißt: in der Gegenwart läuft die in der 
Natur erſichtliche Grenze bei un, während die im 
Grundſteuerkataſterplan eingetragene Grenze pp iſt. 
Wenn ſich B bei dem Grenzzug nn nicht beruhigen 
will, wird er die Grenze vermeſſen laſſen; das 
Ergebnis der Vermeſſung aber wird die Grenz: 
linie pp ſein. 

2. Es iſt nun möglich, daß ſich die Beteiligten 
über den Grenzzug nicht einigen. Dann ſteht 


um 
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der Weg der Klage offen und zwar in mehr⸗ 
facher Weiſe. 

a) B, den die Naturgrenze beeinträchtigt, kann 
die Eigentumsklage gegen A erheben; oder A er⸗ 
hebt die Eigentumsſtörungsklage; auch können für 
jeden von ihnen die Vorausſetzungen einer Feſt⸗ 
ſtellungsklage gegeben ſein. Aber jeder von ihnen 
wird eine dieſer Klagen nur dann erheben, wenn 
er ſich der Fähigkeit ſicher fühlt, den Nachweis 
ſeines Eigentums an dem Grundſtreifen c zu führen. 
Glaubt er des Beweiſes nicht ſicher zu ſein, ſo 
wird er die Grenzſcheidungsklage nach 8 920 BGB. 
erheben. Die rechtliche Natur und die Voraus⸗ 
ſetzungen der Klage nach 8 920 find zwar beſtritten; 
aus dem Zuſammenhalte der geſetzlichen Beſtim⸗ 
mungen wie aus der Natur der Sache und dem 
Zwecke der Grenzſcheidungsklage ſcheint ſich aber 
folgende Auffaſſung zu ergeben. 

b) Wenn Vorausſetzung des § 920 eine „Grenz⸗ 
verwirrung“ iſt, bei der keiner der Nachbarn den 
genauen Zug der Grenze nachweiſen kann, ſo iſt 
das nicht fo zu verſtehen, als müßte der Klaͤger 
zur Begründung der Klage das Vorliegen einer 
Grenzverwirrung behaupten als einer Unmöglichkeit, 
den Beweis für die objektiv zu Recht beſtehende 
Grenze zu führen, und als müßte die nach $ 902 
erhobene Klage abgewieſen werden, wenn dem 
Kläger wider Erwarten der ſtrenge Nachweis des 
ihm günftigen Grenzzuges gelange. Anderſeits 
aber kann es auch nicht zur Abweiſung der Klage 
führen, wenn dieſe als Eigentumsklage erhoben 
wird und dann die objektiv richtige Grenze nicht 
ſicher nachweisbar iſt. | 

Angenommen B klage auf Herausgabe des 
Grundſtreifens c, oder A wegen Eigentumsſtörung, 
ſo beſtehen verſchiedene Möglichkeiten; Vermag der 
Kläger ſein Eigentum an dem Grundſtreifen nach⸗ 
zuweiſen, ſo iſt der Klage ſtattzugeben; weiſt da⸗ 
gegen der Beklagte ſein Eigentum an der Fläche 
nach, ſo wird die Klage abgewieſen. Weiſt aber 
der eine oder der andere Teil ſein Eigentum bis 
zu einer beſtimmten Mittellinie nach, ſo iſt zu⸗ 
nächft dieſe für das Urteil maßgebend. Inſoweit 
nun aber nach der Beweiserhebung eine Unſicher⸗ 
heit des Eigentums bleibt (ſei es alſo bezüglich des 
Streifens oder eines Teiles davon), inſoweit iſt die 
Vorausſetzung des § 920 gegeben: es liegt, weil 
eben die Grenze ſtreitig iſt, eine „Grenzverwirrung“ 
vor und die richtige Grenze iſt — nach dem 
Beweisergebnis — nicht zu ermitteln. Demnach 
hat der Richter, auch wenn die Eigentums⸗ 
klage erhoben iſt, die Grenze nach § 920 zu 
beſtimmen und der Klage vielleicht ganz ſtattzu⸗ 
geben, vielleicht zum Teil, vielleicht ſie vollſtändig 
abzuweiſen. Zum gleichen Ergebniſſe aber führt 
es, wenn B nicht die Eigentumsklage, A nicht die 
Eigentumsſtörungsklage erhebt, ſondern der eine 
oder andere das Begehren der Grenzfeſtſtellung 
nach $ 920: gelingt hier dem Kläger — wider 
ſein Erwarten — der ſtrenge Nachweis eines ihm 
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günſtigen Grenzlaufs, jo iſt demgemäß die Grenze 
zu beſtimmen und im übrigen, wenn und ſoweit 
weiterhin noch ein unſicherer Grenzſtreifen bleibt, 
nach der Weiſung des § 920 zu verfahren. Der 
Anſpruch auf Grenzfeſtſtellung nach $ 920 iſt alſo 
nicht dem Weſen ſondern nur dem Grad und der 
Wirkung nach von dem gewöhnlichen Eigentums⸗ 
anſpruch verſchieden; auch braucht der Klaͤger nicht 
ausdrücklich eine Entſcheidung nach 8 920 zu ver⸗ 
langen, da in ſeinem Verlangen auf Herausgabe 
des ihm angeblich zuſtehenden Eigentums immer 
zugleich auch der kleinere Anſpruch liegt, ihm den 
Grundſtreifen oder einen Teil, wenn nicht auf Grund 
des Eigentumsnachweiſes jo doch nach 8 920 zu: 
zuſprechen. Die Beſtimmung des $ 920 iſt alſo, 
ſofern objektiv ihre aan gegeben find, 
nichts anderes als eine Ermädtigung und 
Anweiſung für den Richter, ſtatt wegen mangeln⸗ 
den Beweiſes für den Eigentumsanſpruch die Klage 
abzuweiſen, in dem beſonders gelagerten Falle die 
Rechtsunſicherheit in der beſonderen Weiſe (freilich 
innerhalb der von den Parteien geſtellten Anträge) 
zu löſen. Für die Beteiligten aber ergibt ſich 
daraus als etwas Sekundaͤres die Folgerung, 
daß ſie, ſofern ſie ſelbſt die Grenze für unſicher 
und nicht beſtimmt nachweisbar halten, ihre An⸗ 
träge dem $ 920 gemäß faſſen können. Das iſt 
auch deshalb von Wert, weil damit ein ungünſtiger 
Einfluß einer Zuvielforderung auf den Koſtenpunkt 
vermieden werden kann. Aus dem Inhalte des 
Urteils aber ergibt ſich jeweils, ob das Urteil 
nn inwieweit es erklärend und wieweit es ſchaffend 
wirkt. 

Soweit im vorſtehenden von dem Beweiſe die 
Rede iſt, den die Beteiligten zu führen haben, iſt 
aber zu beachten, daß dieſer Beweis für den einen 
oder den andern eine ſehr weſentliche Erleichterung 
erfahren kann durch das Beſtehen von Ver: 
mutungen. Das iſt ſeit der Anlegung des 
Grundbuchs die Vermutung des 8 891 BGB., die 
nach der neueren Rechtsanſchauung auch die Grenzen 
der Grundſtücke erfaßt (Komm. d. NEN. $ 891 
Anm. 3; Staudinger, 8.9. Aufl. 5891 Anm. 2, c), 
ferner die Vermutung für die Richtigkeit des Grenz: 
zuges, die ſich aus einer beſtehenden äußerlich ein: 
wandfreien Vermarkung ergibt (Meisner a. a. O. 
S. 255). 

3. Es kann aber auch ſein, daß die Beteiligten 
übereinſtimmende Erklärungen über den 
Grenzzug abgeben. Hier kommen verſchiedene 
frragen in Betracht. Die erſte Frage iſt, ob den 
Erklärungen der Beteiligten die Rechtsnatur einer 
vertragsmäßigen Vereinbarung der Grenze zukommt 
oder nicht. Hiebei beſtehen wiederum mehrere Mög— 
lichkeiten; die Beteiligten können als Grenzzug 
gelten laſſen wollen die Naturgrenze, die Plan— 
grenze, einen Grenzzug zwiſchen beiden oder einen 
Grenzzug, der über dieſe hinausgreift. 

a) Sicher iſt hier zunächſt, daß nicht immer in 
den Erklärungen der Beteiligten ein Grenzfeſt— 
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ſtellungsvertrag zu erblicken iſt. Wann das der 
Fall iſt, ſoll ſpäter erörtert werden. Hier ſollen 
zunächſt ſolche Falle beſprochen werden, in denen 
unzweifelhaft und unbeſtritten Erklärungen vor⸗ 
liegen, die rechtlich als ein ſolcher Vertrag anzu⸗ 
ſehen ſind, die alſo den übereinſtimmenden Willen 
der Beteiligten enthalten, „durch einen Austauſch 
(Antrag und Annahme) der beiderſeitigen Willens⸗ 
erklärungen die Grenze e feſtzuſetzen“ 
(Meisner a. a. O. S. 256). 

b) Liegt nun ein wirklicher Grenzfeſtſtellungs⸗ 
vertrag vor, ſo kommt es für die rechtliche Be⸗ 
urteilung weiter darauf an, ob die Beteiligten dabei 
etwa die wirkliche, bis zum Zeitpunkt der Verein⸗ 
barung objektiv zu Recht beſtehende Grenze kennen. 

a) Einigen ſie ſich in dieſem Falle auf die 
objektiv zu Recht beſtehende Grenze, ſo 
tritt durch die Einigung keine Rechtsveränderung 
ein, der Vertrag iſt formlos gültig, eine Eintragung 
im Grundbuch nicht veranlaßt, die endgültige Ab⸗ 
markung der Grenze — ſofern nicht gegen die 
Abmarkung als ſolche etwas eingewendet wird — 
ohne weiteres zuläjfig. 

5) Wollen die Beteiligten aber (unter der gleichen 
Vorausſetzung) den Grenzzug in irgendwie 
anderer Weiſe beſtimmen, ſo hat, mag die 
Regelung im einzelnen beabſichtigt ſein wie 
immer, die Grenzbeſtimmung eine bewußte und 
gewollte Veränderung im Grundeigentum zum 
Inhalt und dann iſt die Einhaltung der Form 
des § 313 BGB. zur Wirkſamkeit der Vereinbarung 
erforderlich. Eine Abmarkung der ſo vereinbarten 
Grenze kann als endgültig nicht erfolgen; als 
vorläufige iſt fie nach $ 23 Nr. 2 der Vollz.⸗ 
Vorſchr. zuläſſig. Angenommen z. B. durch die 
geometriſche Vermeſſung hätten beide Teile die 
Kenntnis von der (objektiv zutreffenden) Tatſache 
erlangt, daß die Grenze zwar nach dem Kataſter⸗ 
plan bei pp verläuft, ſich aber infolge vollendeter 
Erſitzung nach pp verſchoben hat, und A würde 
aus einem beſonders entwickelten Rechtlichkeitsgefühl 
heraus erklären, er wolle kein Gut, das ihm nicht 
urkundlich zuſtehe, ſo könnten ſie nicht wirkſam 
durch formloſe Vereinbarung erreichen, daß künftig 
die Plangrenze pp gelten ſollte. Denn durch die 
Erſitzung iſt — ohne weiters, einfach durch den 
Ablauf der Erſitzungsfriſt unter den auch im übrigen 
gegebenen Vorausſetzungen der Erfitzung — das 
Eigentum an dem Grundſtreifen c dem A er: 
wachſen und damit dem B verloren gegangen. 
Sollte e künftig wieder dem B gehören, jo 1 
die Grundfläche den Eigentümer wechſeln, und 
zwar mit Wiſſen und Willen der Beteiligten, und 
es müßte daher die Form des $ 313 BGB. de: 
achtet werden. Ein Verzicht nach $ 928 BGB. 
würde nicht dem B das Eigentum verſchaffen, wäre 
übrigens auch nicht formlos wirkſam. Nicht richtig 
iſt alſo die Annahme Feßlers,) daß A nach 
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Eintritt der Verjaͤhrung auf den hiedurch ent⸗ 
ſtandenen Rechtserwerb formlos zugunſten des 
B verzichten könnte. 

Ein ähnlich gelagerter Fall iſt mir bekannt ge⸗ 
worden. Durch einen gerichtlichen Vergleich in 
einem Grenzſtreit war beſtimmt worden, es ſolle 
die Naturgrenze gelten. Damit war (um bei 
unſerm Beiſpiel zu bleiben) A Eigentümer des Grenz⸗ 
ſtreifens c, gleichgültig, ob er es erſt durch den 
Vergleich geworden, oder ob durch den Vergleich 
nur der objektiv ſchon zu Recht beſtehende Grenz⸗ 
verlauf beſtätigt worden iſt. Als ſodann auf Grund 
des Vergleichs der Meſſungsbeamte die Abmarkung 
vornehmen ſollte, kam es zu erneuten Verhand⸗ 
lungen, und nun einigten ſich die Beteiligten da⸗ 
hin, es ſolle die Plangrenze gelten. So wurde 
vermarkt — aber ſpaͤter wurde die zweite Grenz⸗ 
vereinbarung angeſtritten. Mit Grund; denn hier 
lag eine den Beteiligten bewußte, eine gewollte 
Verſchiebung der eben erſt rechtswirkſam feſtgeſtellten 
Grenze vor und es hätte alſo die Form des § 313 
gewahrt werden müſſen. (Das wäre nur dann 
anders geweſen, wenn der gerichtliche Vergleich 
irgendwie anfechtbar, und die Beteiligten infolge⸗ 
deſſen wieder in Streit über die Geltung des Ver⸗ 
gleichs und damit über den Grenzverlauf geweſen 
wären.) 

c) Iſt, wie angenommen, in dieſen Fällen 
— unter b aa und 6 — die objektiv zu Recht 
beſtehende Grenze den Beteiligten bekannt, ſo iſt 
es für die rechtliche Beurteilung der Sachlage nicht 
von Belang, ob dieſe Grenze die Plangrenze iſt 
oder anders verläuft. Wenn ſich alſo die Be⸗ 
teiligten auf dieſe andere Grenze — d. h. 
alſo auf die allein beſtehende Grenze — einigen, 
ſo kann deren Abmarkung ohne weiteres erfolgen: 
denn für die Plangrenze beſteht zwar die Ver⸗ 
mutung des $ 891 BGB., aber die Vermutung 
iſt hier ohne Bedeutung, weil ja die wirkliche 
Grenze bekannt iſt und ſich die von den Beteiligten 
anerkannte Grenze mit dem wirklichen Rechts⸗ 
beſtande deckt. 

d) Bleiben wir noch bei der Vorausſetzung, 
es liege eine wirkliche vertragliche Vereinbarung 
der Beteiligten über die Grenze vor! Hier bildet 
nun die bisher beſprochene Annahme, daß die Be⸗ 
teiligten die zur Zeit der Vereinbarung objektiv 
zu Recht beſtehende Grenze kennten und hier⸗ 
über einig wären, nicht die Regel. Sehr oft 
wird im Gegenteil neben der theoretiſch freilich 
gegebenen Möglichkeit, die Grenze objektiv zu be⸗ 
ſtimmen, die ſubjektive Ungewißheit der Beteiligten 
über den Grenzlauf ſtehen. Gerade dieſer 
für die Grundbeſitzverhältniſſe fo 
wichtige Fall iſt bisher nicht befriedigend 
beurteilt worden. 

Zwar erkennen Rechtſprechung und Rechtslehre 
die Möglichkeit an, daß hier durch einen formloſen 
Vertrag die Grenze beſtimmt werden kann. So die 
bekannte RGE. vom 15. März 1906 (Bay 3 R. 1906 
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S. 227). Die Begründung der Entſcheidung enthält 
aber eine recht bedenkliche Ausführung. „Wie ein 
Urteil“, iſt hier geſagt, „das die Grenze trotz dem ſub⸗ 
jektiven Dunkel objektiv richtig feſtſtellt, nur deklara⸗ 
toriſche Wirkung hat, ſo bewirkt auch ein Vertrag, 
durch den die Beteiligten die Ungewißheit löſen, nicht 
die Verpflichtung zu einer Eigentumsübertragung, 
ſondern beide Teile gehen davon aus, 
daß die richtige Grenze nunmehr er⸗ 
mittelt ſei und durch den Vertrag jeder 
von ihnen erhalte oder behalte, was 
ihm gebühre“. Die Vergleichung mit dem 
deklaratoriſch wirkenden Urteile legt für den Fall 
der Grenzvereinbarung die Folgerung nahe, daß 
auch dieſe nach Anſchauung des Reichsgerichts nur 
dann formlos wirkſam ſein ſolle, wenn ſie rein 
„deklaratoriſch“ iſt, alſo der vereinbarte Grenzzug 
genau den objektiv zu Recht beſtehenden Grenzzug 
trifft. So hat denn in der Tat die Rechtslehre 
es geradezu als eine Bedingung für die Wirk⸗ 
ſamkeit der formloſen Grenzvereinbarung hingeſtellt, 
daß dabei die Nachbarn davon ausgingen, jeder 
behielte oder erhielte durch die Vereinbarung genau 
das, was ihm ohnehin gebühre. (Meisner, Nachbar⸗ 
recht, 2. Aufl. S. 28 und BER. a. a. O. S. 256.) 
In ſolchen Faͤllen etwa den formloſen Vertrag 
als wirkſam zu erklaren mit der Begründung, 
daß die Nachbarn eben doch nur das 
hätten beſtimmen wollen, was ſie beide 
ohnehin ſchon als geltend angeſehen 
hätten, wäre nichts beſſeres als eine Fiktion. 
Sollten aber die ſo häufigen Fälle der dritten 
Gruppe, die Fälle des Zweifels auch nur 
eines der Beteiligten über den richtigen 
Grenzzug, der formloſen Einigung nicht zu⸗ 
gänglich ſein? 

Maßgebend dafür, ob die Form des § 313 BGB. 
eingehalten iſt, iſt nicht die Frage, ob objektiv 
durch den Vertrag eine Aenderung des Grenzzugs 
und damit des Eigentums eintritt, ſondern ob 
nach Meinung und Willen der Beteiligten 
ein Stück Land den Eigentümer wechſeln ſoll. Zu⸗ 
nächſt und bis zu dem Grenzfeſtſtellungsvertrag iſt, 
(da 8 891 BGB. nur eine widerlegbare Vermutung 
aufſtellt), nicht mit Sicherheit die aus dem Kataſter⸗ 
plan erſichtliche Grenze maßgebend, ſondern ein 
vielleicht (und nicht ſelten) hievon verſchiedener 
Grenzzug. Auch wenn dann aber bei der fried⸗ 
lichen Löſung des Grenzzwiſtes jeder Teil mit der 
Möglichkeit rechnen muß und rechnet, daß der 
vereinbarte Grenzzug nicht oder nicht ganz dem 
entſpricht, was ſich vielleicht bei der Durchführung 
eines Rechtsſtreits durch die Beweiserhebung als 
Grenze ergeben haben würde, mit der Möglichkeit 
alſo, durch die Vereinbarung objektiv eine Ver⸗ 
ſchiebung im Eigentum herbeizuführen, ſo will 
doch eben kein Teil dem andern Grundeigentum 
übertragen, ſondern jeder nur die Ungewißheit über 
den Grenzlauf beendigen und die Frage unter Ver⸗ 
zicht auf eine ſtrenge Austragung ſchiedlich⸗ friedlich 
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löſen. Ein bloßer „dolus eventualis“ ſteht alſo 
nicht dem Willen gleich, Eigentum zu übertragen. 
Da nun aber die Beteiligten zwar nicht (oder 
wenigſtens nicht übereinſtimmend) der Meinung 
ſind, daß „durch ihre Vereinbarung die richtige 
Grenze feſtgelegt ſei“, aber doch nach ihrer Willens⸗ 
meinung kein Stück der Erdoberfläche den Eigen: 
tümer wechſeln ſoll, fo liegt nicht eine rechts⸗ 
geſchäftliche Aenderung der Grenze gegenüber 
dem objektiv zu Recht beſtehenden Grenzzug vor, 
und darum bedarf die Einigung, um unter den 
Grenznachbarn dingliche Wirkung zu haben, nicht 
erſt der Auflaſſung und der Eintragung im Grund⸗ 
buch. Man kann von einer „Einigung der Be⸗ 
teiligten über den Eintritt einer Rechtsänderung“ 
da nicht reden, wo gerade dieſe Beteiligten gar 
nicht wiſſen, daß eine Rechtsänderung eintritt, 
und eben den Weg vermeiden wollen, auf dem 
allein ſie dies Wiſſen erlangen würden, — den 
Rechtsſtreit. 

Es beſteht daher, wenn ein Grenzfeſtſtellungs⸗ 
vertrag vorliegt, kein Hindernis, (wenn ſonſt keine 
Einwendung gegen die Abmarkung beſteht), ſoſort 
die Abmarkung als endgültige vorzunehmen und 
gegebenenfalls den Planeintrag zu berichtigen. Da⸗ 
bei hat aber natürlich jeder der Beteiligten das 
Recht, vom andern nach § 894 BGB. die Zu: 
ſtimmung zur Berichtigung des Grundbuchs zu 
verlangen. 


Nach alledem iſt es ſchief, wenn in einem zur 
Belehrung der Grundbeſitzer beſtimmten Auffatz 
eines vielgeleſenen und in ländlichen Kreiſen einfluß⸗ 
reichen Blattes) ausgeführt iſt: „Der Grenzfeſt⸗ 
ſtellungsvertrag beziele nur die Ermittlung einer 
bereits beſtehenden wenn auch unſicher ge⸗ 
wordenen Grenze, beziele aber nicht die gegenſeitige 
Einräumung von neuen Rechten.“ Das zweite iſt 
richtig, inſofern als die Eigentumsverſchiebung 
allerdings nicht das Ziel iſt; das erſte aber iſt 
falſch. Und falſch iſt die dort gezogene Folgerung, 
daß der formloſe Grenzbeſtimmungsvertrag, da er 
keine Aenderung des Eigentums begründen wolle, 
gegenüber einer jpäteren Geltendmachung des da— 
maligen objektiv zu Recht beſtehenden Grenzzugs 
ohne Bedeutung ſei. Und es iſt unrichtig, wenn 
in der Ausgabe des bayer. Abmarkungsgeſetzes 
(2. Aufl.) von Brettreich⸗Scheurl (S. 26) und 
bei Meisner (BlfRA. a. a. O. S. 257) aus⸗ 
geſührt iſt, immer dann, wenn durch den Grenz— 
feſtſtellungsvertrag tatſächlich und nachweisbar eine 
andere Grenzlinie als die in Wirklichkeit beſtehende 
und trotz aller ſubjektiven Ungewißheit objektiv 
ſtets feſtſtehende Grenze beſtimmt werde, „ſolle“ 
eine Teilfläche eines Grundſtücks den Eigentümer 
wechſeln und es ſei deshalb eine Verbrieſung er— 
forderlich. Unrichtig hieran iſt, daß nur die zwei 
Faͤlle gegenüber geſtellt werden: daß die abzu— 


1) Des Wochenblatts des Landwirtſch. Vereins in 
Bayern, Nr. 33 vom 17. Auguſt 1911. 


Zeitſchrift für Rechtspflege in Bayern. 1913. Nr. 18. 
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markende Grenze die wirklich beſtehende Grenze 
trifft, und daß ein Abgehen von der beſtehenden 
Grenze bewußt und gewollt ſei — waͤhrend der 
dritte, ſo häufige Fall überſehen wird, daß die 
Beteiligten die wirkliche Grenze nicht kennen und 
eben deshalb den Zweifel darüber beſeitigen — 
aber nicht eine neue Grenze ſchaffen wollen! 

e) Die äußerften Möglichkeiten, innerhalb deren 
ſich die vertragsmäßige Grenzbeſtimmung zu halten 
hat, werden hiebei für die Regel durch die Natur⸗ 
grenze und die Plangrenze beſtimmt. Es iſt aber 
ſelbſt nicht ausgeſchloſſen, daß die Grenze noch in 
der einen oder anderen Richtung weiter hinaus 
beſtimmt wird: man kann an den Fall denken. 
daß die Grenze vor Jahren eine lange Reihe von 
Jahren hindurch ſüdlicher als bei nn verlaufen iſt. 
und die Beteiligten gerade dieſe Grenze maßgebend 
ſein laſſen wollen. Nur iſt, wie nochmal betont 
werden ſoll, die rechtliche Wirkſamkeit des form⸗ 
loſen Grenzbeſtimmungsvertrages immer begrenzt 
durch die Vorausſetzung, daß die Beteiligten nur 
die — ſubjektiv — unſichere Grenze für die Zukunſt 
feſtſetzen und daß nicht irgend ein Fleckchen Erde, 
über deſſen Eigentum fie ſich einig find, alſo 
mitihrem Willen, den Eigentümer wechſeln ſoll. 

f) Soweit nach dem Ausgeführten der Grenz⸗ 
feſtſtellungsvertrag formlos gültig iſt und der durch 
ihn beſtimmte Grenzzug von der objektiv zu Recht 
beſtehenden Grenze abweicht, bewirkt der Vertrag, 
daß an Stelle der bisherigen Grenze 
die neue tritt. Dieſe rechtserzeugende 
Kraft des Grenzfeſtſtellungsvertrages iſt bisher 
nicht genügend beachtet worden. Am bedenklichſten 
iſt das in jenem Artikel des landwirtſchaftlichen 
Wochenblatts. Aber auch bei Brettreich-Scheurl 
(S. 27 ff., 75) und bei Meisner (in ſeinem 
Nachbarrecht S. 24, 25 ff. und in dem erwähnten 
Aufſatz S. 257) iſt fie überſehen. Auch die amt: 
lichen Vollzugsvorſchriften zum Abm. laſſen jene 
rechtserzeugende Wirkung des Grenzbeſtimmungs⸗ 
vertrages außer acht (88 22, 23). 

(Schluß folgt.) 


Zu den Voransſetzungen der ECheſcheidung 
wegen Geiſteskrankheit. 


Von Rechtsanwalt J. v. Liebig in München. 


I. 

Die Ausdrücke „Geiſteskrankheit“ und „Geiſtes⸗ 
ſchwäche“ finden ſich in verſchiedenen Vorſchriften 
des BGB. über Entmündigung und Eheſcheidung. 
Sie haben folgenden Inhalt: 

Wer infolge von Geiſteskrankheit oder von Geiſtes- 
ſchwäche ſeine Angelegenheiten nicht zu beſorgen vermag, 
kann entmündigt werden (8 6). 

Wer wegen Geiſteskrankheit entmündigt iſt, iſt ge: 
ſchäftsunſähig (5 104). 


Zu Zeitſchrift für Rechtspflege in Bayern. 1913. Nr. 18. 


Wer wegen Geiſtesſchwäche entmündigt iſt, ſteht in 
Anſehung der Geſchäftsfähigkeit einem Minderjährigen 
gleich, der das 7. Lebensjahr vollendet hat (8 104). 

Ein Ehegatte kann auf Scheidung klagen, wenn der 
andere Ehegatte in Geiſteskrankheit verfallen, die Krank⸗ 
heit während der Ehe mindeſtens 3 Jahre gedauert und 
einen ſolchen Grad erreicht hat, daß die geiſtige Gemein⸗ 
ſchaft zwiſchen den Ehegatten aufgehoben, auch jede Aus⸗ 
ſicht auf Wiederherſtellung dieſer Gemeinſchaft ausge⸗ 
ſchloſſen iſt (8 1569). . 

Das Vorſtehende ergibt, daß der wegen Geiſtes⸗ 
ſchwäche Entmündigte rechtlich eine andere Stellung 
hat als derjenige, der wegen Geiſteskrankheit ent⸗ 
mündigt iſt; daß alſo zwei Arten der Entmündi⸗ 
gung möglich find, eine Entmündigung mit ſtärkerer 
und eine mit ſchwächerer Wirkung. 

In welchen Fällen hat nun die Entmündigung 
wegen Geiſtesſchwaͤche und diejenige wegen Geiſtes⸗ 
krankheit einzutreten? 

Das Geſetz gibt keine Antwort auf dieſe Frage; 
die Kommentare zeigen, daß ſie gewiſſermaßen von 
rückwärts her beantwortet wird. 

Berechtigt nämlich der Zuſtand des zu Ent⸗ 
mündigenden (Geiſteskranken oder Geiſtesſchwachen) 
die volle Geſchäftsunfähigkeit eintreten zu laſſen, 
iſt die Perſon zur Beſorgung ihrer Angelegenheiten 
ebenſo unfähig wie ein Kind unter 7 Jahren, dann 
iſt die Entmündigung wegen Geiſteskrankheit am 
Platze. Macht aber die geiſtige Anomalie die 
Perſon zur Beſorgung ihrer Angelegenheiten nur 
in demſelben Maße unfähig, wie dies bei einem 
Kind über 7 Jahren der Fall iſt, ſo hat die Ent⸗ 
mündigung wegen Geiſtesſchwaͤche zu erfolgen. 

Je nach dem Grad, in welchem der Kranke un⸗ 
faͤhig iſt ſeine Angelegenheiten zu beſorgen, wird 
er alſo mit ſtäͤrkerer oder mit ſchwächerer Wirkung 
entmündigt. 

Es iſt durchaus möglich, daß jemand, der 
geiſteskrank iſt, nicht wegen Geiſteskrankheit, ſon⸗ 
dern nur wegen Geiſtesſchwäche entmündigt wird. 

Die beiden Bezeichnungen: Entmündigung 
wegen „Geiſtesſchwaͤche“ und wegen „Geiſteskrank⸗ 
heit“ ſind deshalb nicht ſehr glücklich gewählt; ſie 
führen dazu einen beſonderen Sinn der Worte 
Geiſtesſchwäche und Geiſteskrankheit ſür das Ent⸗ 
mündigungsrecht anzunehmen, und zwar einen Sinn, 
der von dem allgemein gebräuchlichen ebenſo wie 
von dem mediziniſchen Sinn dieſer Worte abweicht. 


II. 

Es entſteht nun die weitere Frage: Hat bei 
der Eheſcheidungsklage des 8 1569 BGB. der Aus⸗ 
druck Geiſteskrankheit denſelben Sinn, wie bei der 
Entſcheidung über die Entmündigung? 

Die Kommentare von Planck, Staudinger und 
der von Reichsgerichtsräten herausgegebene Kommen⸗ 
tar äußern ſich dahin, daß der Begriff der Geiſtes⸗ 
krankheit für das Scheidungsrecht derſelbe ſei wie 
der für das Entmündigungsrecht vom BGB. ge: 
ſchaffene Sinn. Dieſe Anſchauung verlangt alſo 
einen Geiſteszuſtand, welcher den Leidenden als 
völlig geſchäftsunfähig erſcheinen läßt. Die Kommen⸗ 
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tare führen eine Reihe von Schriftſtellern und von 
Urteilen für ihre Anſicht an. Staudinger fügt 
jedoch bei: „Unerheblich für die Anwendbarkeit des 
8 1569 iſt, ob der beklagte Ehegatte wegen Geiſtes⸗ 
krankheit oder wegen Geiſtesſchweäche ent: 
mündigt iſt; das Ergebnis des Entmündigungs⸗ 
verfahrens iſt für den Scheidungsprozeß nicht 
bindend.“ 

Dieſe Anſchauung, daß bei der Scheidung wegen 
Geiſteskrankheit völlige Geſchäftsunfähigkeit des 
geiſteskranken Ehegatten erforderlich ſei, muß, wie 
mir ſcheint, Bedenken hervorrufen. 

Dies ergibt ſich aus folgender Betrachtung: 

Wenn bei einem Ehegatten die Geiſteskrankheit 
der Art iſt, daß der Kranke ſo unfähig zu Rechts⸗ 
geſchäften iſt wie ein Kind unter 7 Jahren, dann 
wird auch in der Regel die geiſtige Gemeinſchaft 
zwiſchen den Ehegatten aufgehoben ſein. In ſolchen 
Fällen kann wohl kaum mehr geſtritten werden, ob 
die geiſtige Gemeinſchaft noch beſtehe; denn die Auf⸗ 
hebung dieſer Gemeinſchaft liegt klar zutage. Und 
dennoch werden umſtändliche Prozeſſe geführt, in 
welchen ausführlich erörtert wird, ob und wann 
die Aufhebung der geiſtigen Gemeinſchaft vor⸗ 
liegt. Es findet ſich z. B. in der JW. 1911 S. 370 
Nr. 29 ein Urteil des Reichsgerichts, welches im 
weſentlichen folgendes ausſpricht: Der Eintritt voll⸗ 
kommener Verblödung, des ſog. geiſtigen Todes, iſt 
nicht erforderlich zur Scheidung wegen Geiſteskrank⸗ 
heit. Wahnvorſtellungen, die gerade in den wichtig⸗ 
ſten Punkten des geiſtigen Zuſammenlebens der 
Ehegatten das dazu unbedingt notwendige gegen⸗ 
ſeitige Vertrauen und Verſtändnis ausſchließen und 
ein gemeinſames Fühlen und Denken unmöglich 
machen, laſſen das geiſtige Band der Ehe als gelöft 
erſcheinen. Ferner findet ſich in der JW. 1905 
S. 395 Nr. 17 ein Urteil des Reichsgerichts, in 
welchem geſagt iſt, die Scheidung wegen Geiſtes⸗ 
krankheit ſei nicht ſchon deshalb ausgeſchloſſen, weil 
dem geiftesfranfen Ehegatten noch die Fahigkeit 
verblieben iſt, die meiſten bürgerlichen und Ver⸗ 
mögensangelegenheiten zu beſorgen. 

Wäre die Anſchauung der genannten Kommen⸗ 
tare richtig, ſo müßte ſie doch wohl zu einer anderen 
Behandlung ſolcher Klagen führen. Wenn es näm⸗ 
lich eine Hauptfrage waͤre, ob Geiſteskrankheit i. S. 
der Vorſchriften über die Entmündigung vorhanden 
fei, dann müßte die Prüfung eines Falles durch 
das Gericht etwa folgendermaßen verlaufen: 

Zunaͤchſt müßte geprüft werden, ob eine geiſtige 
Störung vorhanden iſt, welche die Perſon als völlig 
geſchäftsunfähig erſcheinen läßt. Nach dieſer Prüfung 
käme dann erſt die weitere Prüfung, ob eine geiſtige 
Erkrankung vorliegt, welche die geiſtige Gemeinſchaft 
der Ehegatten ausſchließt. . 

Tatſächlich wird eine ſolche doppelte Prüfung 
nicht immer vorgenommen. Dies zeigen die er: 
wähnten Urteile. Sie gehen davon aus, daß 
Geiſteskrankheit im mediziniſchen Sinne vorhanden 
ſein müſſe und daß dieſe die geiſtige Gemeinſchaft 
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der Ehegatten ausſchließt. Dies entſpricht auch 
meiner Anſchauung nach durchaus der Abſicht des 
Geſetzes. 

Entmündigung wegen Geiſteskrankheit läßt das 
BGB. eintreten, wenn jemand infolge einer geiſtigen 
Anomalie ſeine Angelegenheiten nicht zu beſorgen 
vermag. Es iſt hierbei zu prüfen, ob er die Ge⸗ 
ſamtheit ſeiner Angelegenheiten nicht mehr zu be⸗ 
ſorgen vermag und es koͤnnen Fälle vorkommen, 
in welchen die Fähigkeit, die Angelegenheiten zu 
beſorgen, auf gewiſſen Gebieten erhalten geblieben 
iſt, oder in welchen ſich die Unfähigkeit, die An⸗ 
gelegenheiten zu beſorgen, nur auf einzelnen Ge⸗ 
bieten äußert (Warneyer 1908 zu 86 BGB.). In 
ſolchen Fällen entſtehen bei der Entmündigung 
manchmal ſchwierige Fragen; auch die Frage, ob 
Entmündigung wegen Geiſtesſchwäche oder wegen 
Geiſteskrankheit geboten iſt, kann erhebliche Schwierig⸗ 
keiten bieten; ſtets aber handelt es ſich bei der Ent⸗ 
mündigung um die Prüfung, ob der Kranke ſeine 
Angelegenheiten in ihrer Geſamtheit nicht zu 
beſorgen vermag (Warneyer 1908 zu 86, RG3. 
Bd. 50 S. 204). 

Bei der Eheſcheidung wegen Geiſteskrankheit 
dagegen handelt es ſich gar nicht um dieſe manch⸗ 
mal verwickelten Fragen, ſondern nur um die 
Wirkung einer Geiſteskrankheit in einer beſtimmten 
Richtung, nämlich gegenüber dem anderen Ehegatten. 
Schon der Wortlaut des $ 1569 BGB. ſpricht da⸗ 
gegen, daß hier Vorhandenſein und Wirkung einer 
Geiſteskrankheit ſelbſtändig, ohne Rückſicht auf die 
Vorſchriften über die Entmündigung geprüft werden 
müſſen. Der ganze Wortlaut deutet darauf hin, 
daß nur das Vorhandenſein einer wirklichen geiſti⸗ 
gen Erkrankung entſcheidend iſt. 

Der 3 1569 BGB. ſagt: „Ein Ehegatte kann 
auf Scheidung klagen, wenn der andere Ehegatte 
in Geiſteskrankheit verfallen iſt, die Krankheit 
während der Ehe mindeſtens 3 Jahre gedauert 
und einen ſolchen Grad erreicht hat, daß die 
geiſtige Gemeinſchaft ausgeſchloſſen iſt.“ 

Dieſer Wortlaut ſpricht dafür, daß das Geſetz 
eine geiſtige Erkrankung verlangt, welche einen be⸗ 
ſtimmten Grad und eine beſtimmte Dauer erreicht 
haben muß. Es ſind dies alles Ausdrücke, welche 
auf eine Erkrankung im mediziniſchen Sinne des 
Wortes deuten. 

Es iſt kein Anlaß vorhanden, hier Vorſchriften 
anderer Art, nämlich Vorſchriften über die Ent⸗ 
mündigung hereinzuziehen, bloß weil dieſe eben⸗ 
falls den Ausdruck Geiſteskrankheit enthalten; und 
ſo ſpielt insbeſondere die Frage, ob der geiſteskranke 
Ehegatte die Geſamtheit ſeiner Angelegenheiten nicht 
mehr zu beſorgen vermag, oder welche Angelegen⸗ 
heiten zu beſorgen er noch imſtande iſt, bei der 
Scheidung der Ehe keine Rolle, denn ſie gehört 
einem anderen Rechtsgebiete an. Es können Fälle 
vorkommen, in welchen der geiſteskranke Ehegatte 
nur als der Entmündigung wegen Geiſtesſchwäche 
bedürftig erſcheint, und doch nach der Eigenart der 
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geiſtigen Erkrankung die Fähigkeit zum Zuſammen⸗ 
leben mit dem anderen Ehegatten zu einem gemein⸗ 
ſamen Fühlen und Empfinden dauernd ausge⸗ 
ſchloſſen iſt. 

Für ſolche Fälle dürfte es wichtig ſein, zu unter⸗ 
ſuchen und klarzuſtellen, daß bei Scheidung wegen 
Geiſteskrankheit auch tatſächlich eine Geiſtesktank⸗ 
heit, eine Erkrankung beſtimmter Art, beftimmter 
Dauer und beſtimmten Grades verlangt, während 
bei der Entmündigung nur der Grad der Geſchäfts⸗ 
fähigkeit geprüft wird und darnach eine Entmündi⸗ 
gung mit ſtärkerer oder ſchwaͤcherer Wirkung eintritt. 


Kleine Mitteilungen. 


Die Vollſtreckung von Freiheitsſtrafſen an Stellt 
nneinbringlicher Neſtbeträge von Geldſtrafen. Nach An 
ſicht Krackhardts und der Oberlandesgerichte Breslau 
(nicht Hamburg, wie Kr. meint) und Frankfurt muß 
1 Tag Erſatzfreiheitsſtrafe vollſtreckt werden, auch wenn 
der nicht beitreibbare Reſt der Geldſtrafe den Betrag 
nicht erreicht, der im Urteil für 1 Tag Freiheitsſtrafe 
feſtgeſetzt iſt (ſ. a. Bay OObS GSt. 13 S. 104). Das 
Kammergericht und das Oberlandesgericht Düſſeldorf 
(Rhein Arch. 108 S. 321) halten dieſen Reit für unvoll⸗ 
ſtreckbar (ſ. Nr. 13 dieſes Jahrgangs S. 271). 

Dieſe Anſicht ſcheint mir rechtlich beſſer begründet 
zu ſein. Wenn, um bei dem Beiſpiele Krackhardts 
zu bleiben, auf die Geldſtrafe von 20 M 11 M bezablt 
find, fo ift die Strafe inſoweit getilgt; der Straf⸗ 
anſpruch beſteht nur noch in Höhe von 9 M. Nur für 
dieſen Reſt kann die Erſatzfreiheitsſtrafe noch in Frage 
kommen. Und wenn nun das Urteil beſtimmt, daß 
4 M einem Tag Gefängnis gleichſtehen ſollen, fo heißt 
das, der Verurteilte fol 1 Tag ſitzen, wenn er 4 M 
nicht bezahlt; die 4 M bilden eine Einheit und ſo⸗ 
vielmal dieſe Einheit nicht bezahlt wird, ſo viel Tage 
ſind an Freiheit zu entgelten. Geſetz und Urteil 
beſtimmen nicht, wie die Gegner meinen, 
wann 1 Tag Freibeitsſtrafe wegfallen, 
ſondern, wann er eintreten ſoll, nämlich 
immer nur dann, wenn ein Einheitsbetrag ausfällt. Je 
größer dieſer Einbeitsbetrag beſtimmt iſt, um fo 
günſtiger iſt das Urteil für den Verurteilten, und es 
bedeutet daher für ihn einen Nachteil, wenn er ſtatt 
für 4 M nicht beitreibbarer Strafe, ſchon für 1, 2, 3 M 
1 Tag abſitzen ſoll. 

Die Rechtslage iſt keine andere, als wenn ſchon 
im Urteil erkannt iſt: 50 M oder für 3 M 1 Tag Ge⸗ 
fängnis; ) es kann keinen Unterſchied machen, ob die 
nicht reſtlos teilbare Geldſtrafe durch Urteil feſtgeſetzt 
iſt, oder ob ſie durch Teiltilgung auf dieſen krummen 
Betrag gelangt iſt. Ich glaube, die Gegner würden 
Bedenken tragen, in dieſem Falle 17 Tage zu voll: 
ſtrecken, wie denn auch das RG. (in Goltd Arch. 46, 46) 
1) Einen ſolchen Fall hatte ich als junger Voll⸗ 
ſtreckungsrichter zu erledigen; als der Verurteilte die 
Erſatzfreiheitsſtrafe antreten wollte, nachdem von der 
Geldſtrafe nichts beizutreiben geweſen, redete ich ihm 
ins Gewiſſen, ob er denn nicht wenigſtens 2 M zahlen 
wolle; dieſer Aufforderung kam er alsbald nach, und 
ich vollſtreckte nun 16 Tage Gefängnis. 
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und das OLG. München (Entſch. 7 S. 24) hier Unvoll⸗ 
ſtreckbarkeit des Reſtes annehmen. 

Die Gegner verkennen nicht, daß ihr Verfahren 
eine Härte gegen den Verurteilten bedeutet; ſie wollen 
dadurch helfen, daß ihm der — um mich ſo auszu⸗ 
drücken — auf den 1 Tag Gefängnis ſchon gezahlte 
Teilbetrag aus der Gerichtskaſſe zurückgezahlt wird, 
und Krackhardt meint auch, dieſe Erſtattung ſei unbe⸗ 
denklich; ich halte ſie nicht nur für bedenklich, ſondern 
für unzuläſſig. 

Durch die Zahlung iſt der Fiskus Eigentümer des 
Geldes geworden; der Betrag iſt dem Staat nicht 
etwa irrtümlich, ſondern zur Erfüllung eines ihm 
zuſtehenden Anſpruchs zugefloſſen; woher will nun die 
Kaſſe die Berechtigung herleiten, dieſes ſtaatliche Eigen⸗ 
tum wieder aufzugeben? Sie beſteht nicht! 

Aber auch wenn der Betrag erſtattet würde, wenn 
der Verurteilte, wozu er natürlich nicht gezwungen 
werden könnte, ihn annähme, was wäre damit erreicht? 
Doch wahrhaftig nicht, daß der getilgte Strafan⸗ 
ſpruch in dieſer Höhe wieder erſtände; es dürfte wohl 
außerhalb der Zuſtändigkeit einer Gerichtskaſſe liegen, 
einen Kriminalſtrafanſpruch erſtehen zu laſſen. 

Daß bei der hier vertretenen Anſicht der Verurteilte 
zuweilen einen kleinen Vorteil hat — es handelt ſich immer 
nur um 1 Tag —, kann natürlich nicht beſtritten werden; 
aber hat einen Vorteil und zwar einen größeren, nicht 
auch der, der zu einer nicht in Freiheitsſtrafe um⸗ 
wandelbaren Geldſtrafe verurteilt iſt, wenn die Strafe 
nicht beigetrieben werden kann? 

Vielleicht läßt ſich auf andere Weiſe dem Urteil 
ein volles Genüge tun: iſt es denn richtig, daß nur 
ganze Tage vollſtreckt werden dürfen? Kann mit 
dieſem Dogma nicht gebrochen werden? Das Geſetz 
enthält nur Beſtimmungen darüber, daß nur auf volle 
Tage erkannt werden darf; warum ſoll dies auch 
für die Vollſtreckung gelten? Ich kenne keine Vor⸗ 
ſchrift, die dazu nötigte. 

Landgerichtsdirektor Dr. Goebel in Berlin. 


Zur Gifenbahn: Ban: und Betriebserdunng. In 
Nr. 7 (S. 156) des lfd. Jahrg. dieſer Zeitſchrift wurde 
auf Aenderungen der Eiſenbahn⸗Bau⸗ und Betriebs⸗ 
ordnung hingewieſen und ausgeführt, daß 8 77 in der 
bisherigen Faſſung, durch den das Publikum verpflichtet 
wurde, auch eine Reihe von Beſtimmungen der Eiſen⸗ 
bahnverkehrsordnung zu beachten, eingeſchränkt worden 
ſei; nach der neuen Faſſung ſeien von den Beſtimmungen 
der Eiſenbahnverkehrsordnung nur mehr die „über die 
von der Mitnahme in Perſonenwagen ausgeſchloſſenen 


Gegenſtände“ hervorgehoben und ſonach lediglich dieſe 


Beſtimmungen der Eiſenbahnverkehrsordnung unter 
Strafſchutz geſtellt. 

Dieſe Anſicht, die allerdings im Hinblick auf den 
Wortlaut der neuen Beſtimmung nahe liegt, iſt nicht 
zutreffend. Die mit Rückſicht auf Art. 46 Abſ. 2 der 
Reichsverfaſſung für Bayern erlaſſene Eiſenbahn⸗Bau⸗ 
und Betriebsordnung iſt nach dem Vorbild der für die 
übrigen deutſchen Staaten gültigen Eiſenbahn⸗Bau⸗ und 
Betriebsordnung vom 4. November 1904 (RGBl. S. 387) 
geſchaffen und ſtimmt größtenteils wörtlich mit dieſer 
überein. 

Der 5 77 der Reichs⸗Eiſenbahn⸗Bau⸗ und Betriebs⸗ 
ordnung lautet: 

„Die Reiſenden und das ſonſtige Publikum 
haben den allgemeinen Anordnungen, die von 
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der Bahnverwaltung zur Aufrechterhaltung der 
Ordnung innerhalb des Bahngebiets und im 
Bahnverkehre getroffen werden, nachzukommen 
und den dienſtlichen Anordnungen der in Uniform 
befindlichen oder mit einem Dienſtabzeichen oder 
einem ſonſtigen Ausweis über ihre amtliche Eigen⸗ 
1001 verſehenen Bahnpolizeibeamten Folge zu 


en. 
8 82 a. a. O. beſtimmt: 

„() Wer den Beſtimmungen der 88 77—81 zuwider⸗ 
handelt, wird mit Geldſtrafe bis zu 100 M be⸗ 
ſtraft, wenn nicht nach den allgemeinen Straf⸗ 
beſtimmungen eine höhere Strafe verwirkt iſt. 

(2) Die gleiche Strafe trifft den, der den Beſtim⸗ 
mungen der Verkehrsordnung über die von der 
Mitnahme in Perſonenwagen ausgeſchloſſenen 
Gegenſtände zuwiderhandelt.“ 

Ebenſo wie bei den 88 81 (3) und 83 der baye⸗ 
riſchen Eiſenbahn⸗Bau⸗ und Betriebsordnung erfolgte 
auch bei 8 77 die durch MB. vom 25. Februar 1913 
verfügte Aenderung nur zu dem Zwecke, die wünſchens⸗ 
werte Einheitlichkeit der beiden Eiſenbahn⸗Bau⸗ und 
Betriebsordnungen herbeizuführen. Eine ſachliche Aen⸗ 
derung, insbeſondere eine Einſchränkung des Geltungs⸗ 
bereiches der 88 77 und 82, war hierbei keineswegs 
beabſichtigt. Hierzu beſtand auch kein Anlaß, da die 
Eiſenbahnverwaltung nach wie vor auf die Einhaltung 
der in 8 77 bisher ausdrücklich aufgeführten Beſtim⸗ 
mungen der Verkehrsordnung Gewicht legen und darauf 
ſehen muß, daß deren Nichtbeachtung unter Strafe ge⸗ 
ſtellt iſt. 

Daß die „Beſtimmungen der Verkehrsordnung 
über die von der Mitnahme in Perſonenwagen ausge⸗ 
ſchloſſenen Gegenſtände“ eigens hervorgehoben wurden, 
geſchah wohl, um der Auslegung vorzubeugen, daß 
jene Beſtimmungen nicht „zur Aufrechterhaltung der 
Ordnung“ (8 77) dienen und deshalb ihre Nichtbeach⸗ 
tung nicht nach 8 82 ſtrafbar ſei. Der Hinweis auf 
jene Beſtimmungen der Verkehrsordnung iſt demnach 
nur die Anführung eines beſonders hervorzuhebenden 
Beiſpiels und keineswegs erſchöpfend. Das Wort 
„auch“ in 8 77 Satz 2 der bayeriſchen Eiſenbahn⸗Bau⸗ 
und Betriebsordnung hat nur die Bedeutung von „ins⸗ 
beſondere“. 

In 8 77 der Reichs⸗Eiſenbahn⸗Bau⸗ und Betriebs⸗ 
ordnung waren ſchon bisher die in der früheren Ziff. 2 
des bayeriſchen 8 77 aufgeführten Beſtimmungen der 
Verkehrsordnung nicht erwähnt; trotzdem ſind jene 
Beſtimmungen als „allgemeine Anordnungen“ i. S. 
des 8 77 anerkannt worden. (Vgl. die Ausgaben der 
Verkehrsordnung von: Eger (3. Aufl.), S. 33, 72, 81, 
83, 86, 91 uſw.; Janzer⸗Burger, S. 33, 38, 41, 42, 
46, 47). 

In dem Anwendungsbereich der 88 77 und 82 der 
Eiſenbahn⸗Bau⸗ und Betriebsordnung vom 13. April 
1905 iſt ſonach durch die MB. vom 25. Februar 1913 
keine Aenderung eingetreten. 

Eiſenbahnaſſeſſor Dr. Neumann in Nürnberg. 


Malzwein (Nachtrag zu der Mitteilung auf S. 329). 
Weitere Aeußerungen in der Weinfachpreſſe zur Frage 
der Malzweinbereitung veranlaſſen mich meine Aus⸗ 
führungen in Nr. 16/17 S. 329 dieſer Zeitſchrift wie 
folgt zu ergänzen: 

Das Geſetz erlaubt die Herſtellung von Obſt⸗ und 
Malzwein ohne Einſchränkung, es ſchließt in 8 10 die 
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Anwendung des 8 9 uneingeſchränkt und nicht etwa 
nur unter der Bedingung aus, daß das vom Geſetz 
ſelbſt weinähnlich genannte Getränk mit Wein nicht ver⸗ 
wechſelt werden könne, eine Bedingung, die einen Wider⸗ 
ſpruch in ſich ſelbſt enthielte, da bei ähnlichen Dingen 
ſtets die Gefahr der Verwechſelung beſteht. Wenn 
Günther und Marſchner bei 8 10 WeinG. Anm. 1 
unter Anführung der amtlichen Erläuterungen be⸗ 
haupten, das Wein G. unterſcheide zwiſchen verbotener 
Nachahmung von Wein und erlaubter Herſtellung von 
weinähnlichen Getränken, die aber nicht Wein vorzu⸗ 
täuſchen vermögen, ſo zitieren ſie unrichtig. Die 
amtlichen Erläuterungen (S. 25) ſprechen vielmehr von 
Getränken, die nicht Wein vortäuſchen wollen. Vom 
Vortäuſchen⸗können iſt nicht die Rede. Die Unter⸗ 
ſcheidung zwiſchen weinähnlichen mit Wein verwechſel⸗ 
baren und weinähnlichen mit Wein nicht verwechſel⸗ 
baren Malzweinen iſt ſonach im Geſetz nicht begründet. 

Andere Malzweingegner vertreten die Anſchauung 
— der ih IR. Dr. Fuld anſcheinend nicht angeſchloſſen 
hat —, zur Zeit der Beratung des Wein G. ſeien nur 
die ſüßen Malzweine, die ſog. Maltonweine, bekannt 
geweſen, daher könnten ſich die Ausnahmebeſtimmungen 
des 8 10 Wein G. nicht auf die ſäuerlichen leichten 
Malzweine beziehen, die jetzt im Verkehre ſeien. Mit 
Recht hat bereits Prof. Dr. Kuliſch — f. DWz. v. 
4. Aug. 1913 — darauf hingewieſen, daß dieſe Be⸗ 
gründung nicht ſtichhaltig iſt, einmal deshalb, weil der 
für den Richter allein maßgebende Wortlaut des Ge⸗ 
ſetzes keinen Unterſchied zwiſchen ſüßen und ſäuerlichen 
Malzweinen macht, ſondern Ausnahmebeſtimmungen 
für alle Malzweine ſchafft, dann aber auch deshalb, 
weil ſchon vor der Beratung des Wein. ſäuerliche, 
leichte Malzweine hergeſtellt wurden. (Vgl. Günther 
und Marſchner zu 8 10 Wein G. Bem. 36 am Ende). 

Sollte wirklich, wie behauptet wird, die Malzwein⸗ 
fabrikation einen ungeahnten Umfang angenommen 
und ſich zu einem unerträglichen, das Daſein des Wein⸗ 
baues gefährdenden Mißſtand ausgewachſen haben, ſo 
könnte dem nur auf dem Wege der Geſetzgebung be⸗ 
gegnet werden, wobei ſich jedoch weniger ein Verbot 
als vielmehr eine ausgiebige Beſteuerung der Malz⸗ 
weinfabrifation empfehlen dürfte. 

Landgerichtsrat Zoeller in München. 


Aus der Nechtſprechung. 
Reichsgericht. 
A. Zivilſachen. 


1 


Kann die Verpflichtung des Vermieters anz 3 536 
88 B. anch nach dem Ablaufe der Mietzeit noch fort- 
danern? Aus den Gründen: Die Reviſion der 
Beklagten iſt unbegründet. Sie macht geltend, daß 
nach § 536 BGB. der Vermieter die Mietſache wäh⸗ 
rend der Mietzeit in einem zu dem vertrags— 
mäßigen Gebrauche geeigneten Zuſtande zu erhalten 
habe, daß aber die Mietzeit am 1. April 1910 ab⸗ 
gelaufen ſei, mithin am 2. April, dem Unfalltag, keine 
Vertragspflicht der Beklagten mehr beſtanden habe, 
die Räume in einem geeigneten Zuſtande zu erhalten. 
Dieſe ſich an den Wortlaut anklammernde Auslegung 
des § 536 iſt verfehlt. Nach den Motiven Bd. VI 
S. 573 iſt die Vorſchrift des 5 536 nur eine Folge 
der im § 535 ausgeſprochenen Verpflichtung des Ver— 
mieters, dem Mieter den Gebrauch der vermieteten 
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Sache während der Mietzeit zu gewähren, und nur 
aus gewiſſen Gründen beſonders ausgeſprochen worden. 
Die vertragsmäßige Verpflichtung des Vermieters zur 
Erhaltung der Mieträͤume in einem zum Gebrauche 
geeigneten Zuſtande beſteht hiernach ſolange, als die 
Verpflichtung des Vermieters dauert, dem Mieter den 
Gebrauch der Mieträume zu gewähren. Nun iſt aber 
der Vermieter auf Grund des Mietvertrags verpflichtet, 
dem Mieter nach Beendigung des Mietverhältmiſſes 
zum Zwecke des Auszugs die Benutzung der zu den 
Mieträumen führenden Treppen zu geſtatten. Er iſt 
daher dem früheren Mieter gegenüber auf Grund 
des Mietvertrags auch verpflichtet, dieſe Treppen 
und die über ihnen befindlichen Decken auch für die 
Zeit des Auszugs in einem gefahrloſen Zuſtande zu 


erhalten. (Urt. d. III. 3S. vom 11. April 1913, 
III 478/12). — — n. 
3029 


II 


Haftung der Gemeinden für den Zuſland ihrer Ge- 
bäude. Boerausſetzungen für den Entlaſtungsbeweit 
8 336 BEB.) Der Pferdehändler Sch. hat in der 

tallung des ſtädtiſchen Viehhofs, in der er bei einem 
Pferdemarkt Pferde untergebracht hatte, einen Unfall 
erlitten. Während er in einem Pferdeſtand ſaß, fiel 
ihm das Ende des zum Aufhängen der Flankierbäume 
beſtimmten, etwa 2½ m über dem Boden befindlichen 
Rohres auf den Kopf. Er hat gegen die Gemeinde Feſt⸗ 
ſtellungsklage erhoben, daß ſie ihm allen Schaden zu 
erſetzen habe. Seine Klage iſt von den Vorgerichten 
abgewieſen worden. Das RG. hob auf. 

Aus den Gründen: Nach den Feſtſtellungen 
des OLG. war das über die ganze Stallung laufende, 
aus zuſammengeſchraubten Gasrohren beſtehende Rohr 
zum Aufhängen der die Flankierbäume tragenden Seile 
beſtimmt. Es war an einem Ende mit einer Scheibe 
(Kopf) verſehen, die das Rohr an der Stallwand be: 
feſtigen ſollte. Das Rohr lag nicht unmittelbar an 
der Wand auf; es war vielmehr zwiſchen Scheibe und 
Wand ein Brettchen eingelegt, das ſelbſtändig mit 
Schrauben an der Wand befeſtigt war. Zum Zwecke 
der Befeſtigung der Scheibe am Brettchen und an der 
Wand hatte die Scheibe vier Löcher zum Durchſtecken 
der Befeſtigungsmittel, die zur Unfallszeit aus Nägeln 
beſtanden. Einer dieſer Nägel fehlte und ein anderer 
war krumm geſchlagen, ſo daß er nicht in die Stall⸗ 
wand eindrang. Die unmittelbare Urſache des Unfalls 
war, daß die vorhandenen Nägel infolge des von 
Menſchen und Pferden auf die Flankierbäume aus⸗ 
geübten Druckes ſich gelockert hatten, und daß ſchließ⸗ 
lich die Befeſtigung des Rohres an der Wand auf⸗ 
gehoben wurde. Das Os. iſt ſelbſt davon ausge⸗ 
gangen, daß die Art der Wolfeugung es Rohres keine 
ſachgemäße war, weil die Befeſt gung überhaupt nicht 
durch Nägel, ſondern durch Schrauben hätte bewirkt 
werden ſollen, und weil einer der Nägel fehlte und 
ein anderer ohne Wirkung für die Befeſtigung war. 

Mit Recht hat die Reviſion die Ausführungen des 
Os. beanſtandet, die die Haftung der Beklagten aus 
§ 836 BGB. verneinen. Es kann nicht zweifelhaft ſein, 
daß das Rohr ein Teil der Stallung iſt, und daß 
ſeine Ablöſung eine Folge ſeiner fehlerhaften Ein⸗ 
richtung und ſeiner mangelhaften Unterhaltung war. 
Die Gemeinde iſt alſo an ſich gemäß § 836 ſchadens⸗ 
erſatzpflichtig; ihre Schadenserſatzpflicht entfällt nur, 
wenn ſie beweiſt, daß ſie zur Abwendung der Gefahr 
die ihm Verkehr erforderliche Sorgfalt beobachtet hat. 
Das OLG. erblickt dieſen Nachweis darin, daß die Be— 
klagte vor jedem Pferdemarkte die Stallung durch drei 
Angeſtellte auf ihre Sicherheit habe nachſehen laſſen: 
an anderer Stelle bemerkt es ferner, daß dieſe An- 
geſtellten die Nägel nicht bemerkt haben, und daß aus 
dieſem Ueberſehen ein Verſchulden nicht abgeleitet 
werden könne, weil bei dem ähnlichen Ausſehen von 
Nägel⸗ und Schraubenköpfen das Vorhandenſein der 
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Nägel leicht habe überſehen werden können, und weil 
ſeit Anlegung der Rohre kein Unfall vorgekommen ſei. 
Dieſe Begründung iſt nicht zureichend. Zur Beobach⸗ 
tung der der Beklagten als der Grundſtücksbeſitzerin 
obliegenden Sorgfalt gehört eine gewiſſenhafte Unter⸗ 
ſuchung der Stallung, beſonders auch des Rohres und 
der Sicherheit ſeiner Wandbefeſtigung. Die Beklagte 
hat dies ſelbſt durch die Erlaſſung ihrer Anordnungen 
anerkannt; es ergab ſich auch aus der Sachlage, weil 
das Rohr erſchüttert und ſeine Befeſtigung an der 
Wand beeinträchtigt wird, da ſich die Pferde auf die 
Flankierbäume legen, gelegentlich auch Menſchen ſich 
daraufſetzen. Eine genügende Unterſuchung insbeſondere 
der Wandbefeſtigung hat aber durch die von der Be⸗ 
klagten hierfür angeſtellten Perſonen nicht ſtattge⸗ 
funden. Sonſt hätten dieſe den Erſatz der Schrauben 
durch Nägel ſowie das Fehlen eines Nagels und die 
ungenügende Befeſtigung des anderen Nagels entdecken 
müſſen. Auch war bei einiger Ueberlegung voraus⸗ 
zuſehen, daß die mangelhafte Wandbefeſtigung des 
Rohres deſſen Herabfallen verurſachen und ſo zu Be⸗ 
ſchädigungen von Menſchen und Tieren führen könne. 
Dieſe nicht ſorgfältige Unterſuchung ihrer Organe hat 
die Beklagte i. S. des 8 836 zu vertreten. Der Grund⸗ 
gedanke dieſer Vorſchrift iſt der, daß jeder Beſitzer 
eines Grundſtücks für die Beſchädigung durch die Sache 
inſoweit aufkommen muß, als er die Schadensfolge 
bei billiger Rückſicht auf die Sicherheit anderer hätte 
» vermeiden können. Die Haftung des Grundſtücksbeſitzers 
beruht auf dem Verſchuldungsgedanken; aber es iſt ihm 
hinſichtlich des Verſchuldens die Beweislaſt auferlegt. 
Dieſe Beweislaſt geht weiter als die des 8 831. Der 
Grundſtücksbeſitzer iſt von der Haftung nicht ſchon 
dann befreit, wenn er dargetan hat, daß er bei der 
Auswahl der beſtellten Perſon die erforderliche Sorg⸗ 
falt an den Tag gelegt habe; er muß weiter darlegen, 
daß er die zur Abwendung der Gefahr erforderliche 
Sorgfalt beobachtet habe. Dieſelben Grundſätze gelten 
auch, wenn eine juriſtiſche Perſon die Grundſtücks⸗ 
eigentümerin iſt; auch ſie hat dafür einzuſtehen, daß 
die zur Abwendung der Gefahr erforderlichen Maß⸗ 
regeln getroffen werden. Unerheblich iſt es, ob die 
Sorgfalt von einem verfaſſungsmäßigen berufenen 
Vertreter oder einem Angeſtellten i. S. des 8 831 ver⸗ 
ſäumt worden iſt. Hiernach genügt es nicht, daß die 
Gemeinde im allgemeinen die Vornahme von Unter⸗ 
ſuchungen vor jedem Markte angeordnet hat. Ihrer 
geſetzlichen Pflicht als Grundſtücksbeſitzerin und der ihr 
nach 8 836 obliegenden Beweispflicht ift fie vielmehr 
erſt nachgekommen, wenn ſie die Ausführung der Unter⸗ 
ſuchung in gehöriger Weiſe überwacht und für deren 
Sachgemäßheit Sorge getragen hat. (Urt. des III. ZS. 
vom 6. Mai 1913, III 561/12). 
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VBorausſetzungen für den gutgläubigen Erwerb einer 
Sache, die mit dem Pfandrecht eines Vermieters belaſtet 
iſt. O. mietete vom Kläger in deſſen Hauſe Räume 
zum Betrieb einer Brauerei für die Zeit vom 1. Ja- 
nuar 1912 bis 1. Januar 1922. In die Mieträume 
brachte er 11 Arbeitspferde, 6 Bierwagen uſw. ein. 
Am 25. und 26. Januar ſchaffte O. dieſe Sachen aus 
den Mieträumen auf das Grundſtück der beklagten Ge⸗ 
ſellſchaft. Dieſe nahm die Sachen in Beſitz und ver— 
wendete ſie zum Betrieb ihres Brauereigewerbes. Die 
Sachen wurden z. T. ohne Wiſſen des Klägers, z. T. 
trotz ſeines Widerſpruchs entfernt. Der Kläger ver⸗ 
langt Verurteilung der Beklagten zur Herausgabe der 
son dem Grundſtücke entfernten Gegenſtände. Das 
LG. hat die Beklagten verurteilt. Die Berufung iſt 
zurückgewieſen worden. Die Reviſion blieb erfolglos. 

Aus den Gründen: Die Reviſion beanſtandet 
die Annahme einer groben Fahrläſſigkeit des Geſchäfts⸗ 
führers der beklagten Geſellſchaft. Sie iſt unbegründet. 
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Die Anforderungen an den guten Glauben im Verkehre 
ſind keineswegs überſpannt, wenn das OLG. ausführt, 
der Geſchäftsführer der beklagten Geſellſchaft hätte unter 
den vorliegenden Umſtänden beim ade ſelbſt ans 
fragen müſſen, ob er der Wegſchaffung der Sachen zus 
ſtimme. Die Reviſion macht geltend, gerade weil der 
Kläger auf Grund des 8 561 BGB. das Wegſchaffen 
der Sachen hätte hindern können, hätte die Beklagte 
nach der Verkehrsſitte annehmen dürfen, daß dem Weg» 
ſchaffen nichts im Wege ſtehe. Wäre das at: dann 
dürfte ſich überhaupt niemals feſtſtellen laſſen, daß der 
Erwerber einer dem Pfandrechte des Vermieters unter⸗ 
liegenden, von dem Mietgrundſtücke weggeſchafften Sache 
infolge einer auf grober Fahrläſſigkeit beruhenden Un⸗ 
kenntnis in böſem Glauben war; denn die rechtliche 
Möglichkeit, die Wegſchaffung der Sachen zu hindern, 
hat der Vermieter auf Grund des 8 561 in jedem Falle. 
Wie bereits in dem Urteile des Senats vom 20. Sep⸗ 
tember 1907 (Jur W. 1907 S. 672) unter Bezugnahme 
auf das Urteil des Reichsgerichts vom 20. Mai 1904 
(RG. Z. 58 S. 164) ausgeführt iſt, wird dem Erwerber 
eine gewiſſe Nachforſchungspflicht dadurch auferlegt, 
daß die grobfahrläſſige Unkenntnis beſtehender Rechte 
der wirklichen Kenntnis gleichgeſtellt iſt (8 932 Abſ. 2); 
es wird verlangt, daß er einen Anlaß zu weiteren 
Nachforſchungen nicht unberückſichtigt läßt (Mot. zum 
Entw. I Bd. 3 S. 346). Das Geſetz geht davon aus, 
daß ein gewiſſes Maß von Vorſicht geübt werde, daß 
der Erwerber diejenige Prüfung in Anſehung des 
Rechts ſeines Vormanns nicht unterlaſſe, die nach den 
Umſtänden zu erwarten und deren Unterlaſſung mit 
dem Verhalten eines ordentlichen Mannes unverträglich 
iſt. (Urt. d. III. ZS. v. 17. Juni 1913, III 49/13). 
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1. Umwandelung einer nicht ganz valutierten Ban: 
geldgrundſchuld in eine Hypothek, verbunden mit Ab⸗ 
tretung des nicht valntierten Teiles an einen neuen 
Gläubiger; bedarf es zur Umwandelung der Mitwirkung 
des letzteren? — 2. Welche Bedentung kommt in dieſem 
Falle bezüglich des abgetretenen Teiles einer Vormerkung 
u, die den Anſpruch eines Nachhypothekars auf vöſchung 
ür den Fall ſichern fol, daß der Grundſchuldgläubiger 
Bangeldgeber) Valuta nicht gewährt oder daß Grund: 
chuld und Eigentum ſich in einer Perſon vereinigen ? 
Der Kläger verkaufte ein Srundſtück an S. Für einen 
Teil des Kaufpreiſes ſollte an dem Grundſtück Hypothek 
beſtellt werden. Der Kläger verpflichtete ſich, einer 
von S. aufzunehmenden Baugeldhypothek den Vor⸗ 
rang vor feiner Hypothek mit der Maßgabe einzu: 
räumen, daß die Baugeldhppothek zur Löſchung zu 
bringen ſei, ſofern und ſoweit fie ſich mit dem Eigen- 
tum am Grundſtücke in einer Perſon vereinige. Die 
Hypothek für den Kaufpreisreſt des Klägers wurde in 
Abt. III Nr. 2 eingetragen. Auf Grund der Bewilligung 
des S. und der vom Kläger erklärten Vorrangsein⸗ 
räumung wurde ſodann für eine Hypothekenbank, 
die mit S. einen Baugeldvertrag geſchloſſen hatte, nicht 
eine Baugeldhypothek, aber eine Grundſchuld, die zur 
Sicherheit für Forderungen aus Baugelddarlehen dienen 
ſollte, in Höhe von 93840 M in Abt. III Nr. 4 mit 
Vorrang vor der Hypothek des Klägers eingetragen 
und zugleich bei der Grundſchuld folgende Vormerkung: 
„Vormerkung zur Sicherung des Anſpruchs auf Löſchung 
dieſer Grundſchuld, wenn die .. .. ſche Hypotheken- 
bank Valuta für dieſelbe nicht gewährt oder ſobald 
und ſoweit ſich die Grundſchuld mit dem Eigentum in 
einer Perſon vereinigen ſollte, für den jeweiligen In— 
haber der Hypothek Nr. 3 eingetragen am . .. 
Unter den Parteien iſt unftreitig, daß die Hypotheken- 
bank „auf die Baugeldgrundſchuld nur in Höhe von 
80 000 M Valuta geleiſtet hat“. In notarieller Ver— 
handlung vom 18. Mai 1911 wurde dann zwiſchen der 
Bank und S. die Umwandlung der Grundſchuld in 
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eine Darlehnshypothek vereinbart und dabei von ©. 
anerkannt, daß er die verbrieften 93840 M von der 
Bank ganz erhalten habe. Unter den Parteien iſt weiter 
unſtreitig, daß das letztere Anerkenntnis inſofern der 
Wirklichkeit nicht entſprach, als die über die 80 000 M 
hinausgehenden 13 840 M tatſächlich von der Bank 
„nicht valutiert“ waren. Dieſen Teibetrag von 13840 M 
trat die Bank gleichzeitig an M. ab. Die Umwandlung 
der Grundſchuld in eine Hypothek wurde am 26. und 
die Abtretung der Teilpoſt an M. am 27. Mai 1911 
in das Grundbuch eingetragen. Bald danach trat M. 
ſeine Teilhypothek an den Beklagten ab. Dieſe Ab⸗ 
tretung wurde am 7. Juni 1911 in das Grundbuch 
eingetragen. Der Kläger beantragte, den Beklagten, 
der den Hypothekenteil von 13840 M nachträglich 
1 valutiert zu haben behauptete, zu verurteilen, 
n die Löſchung der 13840 M zu willigen. Das OLG. 
wies ab. Das RG. hob auf. 

Aus den Gründen: Die Bedenken des OL G.s gegen 
die Rechtswirkſamkeit der Umwandlung der Grundſchuld 
in eine Hypothek ſind nicht gerechtfertigt. Die nach 8 1198 
BGB. zuläſſige Umwandlung einer Grundſchuld in eine 
Hypothek erfordert, weil dadurch der Inhalt des Grund⸗ 
ſchuldrechts geändert werden ſoll, gemäß §8§877,873BG8. 
die Einigung zwiſchen dem Grundſchuldgläubiger und 
dem Grundſtückseigentümer darüber, daß die Grundſchuld 
fortan als Hypothek für eine Forderung des bisherigen 
Grundſchuldgläubigers beſtehen 19 7 In der notariellen 
Verhandlung vom 18. Mai 1911 hat der Grundſtücks⸗ 
eigentümer S. anerkannt, daß er von der Grundſchuld⸗ 
gläubigerin in der ganzen Höhe der Grundſchuld von 
93840 M ein Darlehen erhalten habe, und darauf 
haben die Bank und S. vereinbart, daß die Grund— 
ſchuld in eine Hypothek für dieſe Forderung umge— 
wandelt werde. Am 26. Mai 1911 iſt die Umwand⸗ 
lung in das Grundbuch eingetragen worden. Danach 
ſind die Erforderniſſe für die Umwandlung erfüllt. 
Unſtreitig iſt allerdings, daß die anerkannte Darlehns— 
forderung in Höhe von 13840 M ‚tatſächlich nicht bes 
ſtand. Aber in dieſer Hinſicht iſt die Sachlage keine 
andere, als wenn eine Hypothek für eine in der Schuld— 
urkunde als beſtehend anerkannte Darlehnsforderung 
beſtellt wird, in Wirklichkeit jedoch die Forderung erſt 
durch Zahlung des Gläubigers an den Hypothekbeſteller 
entſtehen fol; zunächſt ſteht die Hypothek als Grund- 
ſchuld dem Eigentümer zu (88 1163 Abſ. 1 Satz 1, 
1177 Abſ. 1 BGB.), mit der Entſtehung der Forderung 
aber erlangt der Gläubiger die Hypothek als ſolche 
(RG. 51,44; JW. 1911 S. 277 Nr. 4). Die Notwendig⸗ 
keit einer Einigung zwiſchen dem Eigentümer S. und 
dem Zeſſionar M. käme nur dann in Frage, wenn M. 
bezüglich der 13840 M von vornherein als der Gläu— 
biger hätte gelten ſollen, deſſen Forderung durch die 
Hypothek zu ſichern ſei. Die 13840 M find aber von 
der Bank an M. erſt abgetreten worden, nachdem die 
Umwandlung der ganzen Grundſchuld in eine Hypothek 
für die Forderung der Bank zwiſchen dieſer und dem 
Eigentümer vereinbart worden war, und die Abtretung 
iſt auch erſt am 27. Mai 1911 in das Grundbuch ein— 
getragen worden, nachdem die Umwandlung für die 
Bank eingetragen war. In dem Kaufvertrage hatte 
der Kläger ſich verpflichtet, einer von S. aufzunehmen— 
den Baugeldhypothek den Vorrang vor ſeiner Reſt— 
kaufgeldhypothek mit der Maßgabe einzuräumen, 
daß die Baugeldhypothek zu löſchen ſei, ſofern und 
ſoweit ſie ſich mit dem Eigentum am Grundſtück 
in einer Perſon vereinige. Da nun ſpäter zwar 
nicht eine Baugeldhypothek, aber doch die hier frag— 
liche Grundſchuld zur Sicherung von Forderungen aus 
den dem S. zu gewährenden Baugelddarlehen für die 
Bank beſtellt worden iſt und der Kläger dieſer Grund— 
ſchuld den Vorrang vor ſeiner Reſtkaufgeldhypothek 
eingeräumt hat, ſo haben die Beteiligten bei der gleich— 
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zeitigen Beſtellung der Löſchungsvormerkung offenbar 


dieſer die gleiche Bedeutung beigemeſſen wiſſen wollen, 


(valutiert) war. 


wie wenn ſie bei einer Baugeldhypothek eingetragen 
wäre, insbeſondere ſollte für den Kläger ein Anſpruch 
auf Löſchung der Grundſchuld a und durch die 
Vormerkung auch dann e ſein, wenn und ſoweit 
die Baugelddarlehns forderung nicht entſtehen würde. 
Von dieſem Geſichtspunkt aus iſt die Feſtſtellung ein⸗ 
wandfrei, daß die Beteiligten bei der Umwandlung 
darüber einig geweſen ſeien, es ſolle die Löſchungs⸗ 
vormerkung in dem bezeichneten Sinne fortan auch 
gegenüber der an die Stelle der Grundſchuld getretenen 
Hypothek gelten. Daher iſt es gegenüber dem Be: 
klagten, der die Hypothek in Höhe der ſtreitigen 13840 M 
erſt nach der Umwandlung erworben hat, ſo anzu⸗ 
ſehen, wie wenn die Löſchungsvormerkung gemäß 81179 
BGB. von vornherein bei der Hypothek mit dem In⸗ 
halt eingetragen worden wäre, daß auch dann für 
den Kläger ein durch die Vormerkung geſicherter An⸗ 
ſpruch auf Löſchung der Hypothek oe ſollte, wenn 
und ſoweit die geſicherte Baugelddarlehnsforderung 
nicht entſtehen würde. Mit Recht nimmt das OLG. 
weiter an, daß zur Zeit der Umwandlung die Hypothek 
in Höhe der 13840 M gemäß 88 1163 Abſ. 1 Satz l, 
1177 Abſ. 1 BGB. dem S. als Cigentümergrundſchuld 
zuſtand, weil inſoweit die Forderung nicht durch Zah⸗ 
lung von Baugeldern an den Eigentümer entſtanden 
Anderſeits erklärt der Berufungs⸗ 
richter, dem Kläger habe deswegen, weil dieſer Hypo⸗ 
thekenteil Cigentümergrundſchuld geweſen ſei, nicht 
ohne weiteres inſoweit ein Anſpruch auf Löſchung zu⸗ 
geſtanden, vielmehr ſei die Vormerkung dahin aus⸗ 
zulegen, daß wegen Nichtbeſtehens der Forderung nicht 
von vornherein Löſchung ſollte verlangt werden dürfen, 
ſondern erſt dann, wenn feſtſtehe, daß auf die Hypothek von 
dem Gläubiger nicht mehr Geld gegeben werde. Dieſe 
Auslegung iſt nicht zu beanſtanden, ſteht vielmehr im 
Einklange mit der Ausführung in dem vom Os. 
angeführten Urteile des Senates vom 1. Mai 1912 
V 465/1911 (zum Teil abgedruckt im Recht“ 1912 
Nr. 1084): „Wenn eine Löſchungsvormerkung bei einer 
Baugeldhypothek eingetragen worden ſei, deren For⸗ 
derung erſt nach und nach zur Entſtehung gebracht 
werden ſolle, ſo ſei nicht anzunehmen, daß der Vor⸗ 
merkungsberechtigte ſofort einen Anſpruch auf Löſchung 
habe, wenn und ſoweit die Forderung zur Zeit der 
Eintragung nicht entſtanden ſei; vielmehr ſei die Aus⸗ 
legung der Vormerkung gerechtfertigt, daß der Tor: 
merkungsberechtigte Löſchung erſt verlangen könne nach 
Abwickelung des Kreditverhältniſſes zwiſchen dem Glau⸗ 
biger und dem Grundſtückseigentümer und, wenn die 
Entſtehung einer Forderung nicht mehr zu erwarten 
ſei.“ Die dem Eigentümer wegen Nichtentſtehens der 
Forderung zuſtehende Eigentümergrundſchuld und die 
ſomit eingetretene Vereinigung der Hypothek mit 
dem Eigentum in einer Perſon iſt in einem ſolchen 
Falle nur vorläufig. Erſt wenn fi endgültig ent 
ſchieden hat, daß die geſicherte Baugelddarlehnsfor— 
derung nicht entſtehen wird, iſt die Cigentümer 
grundſchuld unbedingt, die Vereinigung endgültig 
geworden und nun erſt iſt ein Anſpruch auf Löſchung 
gegeben. Demnach hätte hier auch die zur Zeit der 
Umwandlung der Grundſchuld in eine Hypothek in 
Höhe von 13840 M noch nicht beſtehende Forderung 
durch Zahlung von Baugeldern an den Eigentümer S. 
mit der Wirkung begründet werden können, daß ein 
Anſpruch des Klägers auf Löſchung ausgeſchloſſen 
wurde. — Weiter iſt in dem vorgenannten Urteil dar⸗ 
gelegt, es Sei, um den Löſchungsanſpruch auszuſchließen. 
nicht unbedingt erforderlich, daß die Baugelddarlehns— 
forderung von dem urſprünglichen Gläubiger begründet 
werde, mit dem der Baugeldvertrag geſchloſſen worden 
ſei; vielmehr könne auch ein Zeſſionar des Gläubigers 
die Forderung durch Zahlungen an den Eigentümer 
mit jener Wirkung zur Entſtehung bringen, wenn die 
Abtretung mit Einwilligung des Eigentümers erfolge 
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itänden. Hierauf ſich ſtützend nimmt das OLG. an, 
daß auch hier die Teilforderung von 13 840 M durch 
den Zeſſionar der Bank mit der Wirkung des Aus⸗ 
ſchluſſes des Löſchungsanſpruchs habe begründet werden 
können. Jedoch gelangt der Berufungsrichter zu dieſer 
Annahme dadurch, daß er den erſten Teil der Löſchungs⸗ 
vormerkung als nichtig völlig ausſchaltet und die Vor⸗ 
merkung ſo beurteilt, wie wenn überhaupt nur ihr 
zweiter Teil im Grundbuch eingetragen ſtünde. Damit 
verkennt er die Bedeutung des erſten Teiles der Vor⸗ 
merkung. Es kann dahingeſtellt bleiben, wie eine bei 
einer Grundſchuld eingetragene Vormerkung, die dieſen 
Teil allein enthielte, rechtlich zu beurteilen und ob ſie 
für rechtswirkſam zu erachten wäre. Da hier die Vor⸗ 
merkungseintragung nicht nur den erſten, ſondern zu⸗ 
gleich auch den zweiten Teil enthält und da ſie nach 
der vorbezeichneten Einigung der Beteiligten in dem 
von dieſen gemeinten Sinne auch gegenüber der an die 
Stelle der Grundſchuld getretenen Hypothek gelten 
ſollte, ſo muß die Vormerkungseintragung, wie die 
Reviſion mit Recht geltend macht, als ein einheitliches 
Ganzes beurteilt werden. Geſchieht dies aber, ſo er⸗ 
gibt ſich, daß der Vormerkung durch den erſten Teil, 
wenigſtens feinem Wortſinne nach, eine befondere Be- 
deutung gerade für die hier weſentliche Frage gegeben 
wird, ob die Hypothekenforderung auch durch einen 
Zeſſionar der urſprünglichen Gläubigerin und Bau⸗ 
geldgeberin mit der Wirkung des Ausſchluſſes des 
Löſchungsanſpruchs begründet werden konnte. Sollte 
nämlich nach dem erſten Teile ein Löſchungsanſpruch 
für den Kläger ſchon dann gegeben ſein, wenn die 
Bank Valuta nicht gewährte, fo iſt damit dem Wort⸗ 
ſinne nach der Vormerkung, als Ganzes betrachtet, eine 
einſchränkende Beſtimmung der vorerwähnten Art ge⸗ 
geben, und zwar nach der Richtung, daß ein Anſpruch 
des Klägers auf Löſchung nur ausgeſchloſſen ſein ſollte, 
wenn und ſoweit die Bank ſelbſt die geſicherte Bau⸗ 
gelddarlehnsforderung zur Entſtehung bringen würde. 
Der Kläger hat auch behauptet, die Beſtimmung ſei 
erſt nachträglich auf ſein beſonderes Verlangen in die 
die Bewilligung der Vormerkungseintragung ent⸗ 
haltende Urkunde aufgenommen worden; er habe be⸗ 
ſonderen Wert auf die Beſtimmung gelegt, weil die 
Zahlung der Valuta durch die Bank ihm die Gewähr 
dafür habe bieten ſollen, daß das Grundſtück immer 
nur entſprechend der Steigerung des Wertes durch den 
Neubau beliehen werde, und weil er habe verhüten 
wollen, daß er durch Einrücken eines Zeſſionars mit 
ſeiner Hypothek an dritte Stelle geſetzt werde. Ob 
dies richtig iſt, entzieht ſich der Prüfung in der Revi⸗ 
ſionsinſtanz. Jedenfalls iſt der Vormerkungseintragung 
mit Rückſicht auf ihren erſten Teil nach dem Wort⸗ 
ſinne die Bedeutung beizumeſſen, daß hier der wegen 
urſprünglichen Nichtbeſtehens der Forderung bedingt 
erwachſene Anſpruch auf Löſchung nicht dadurch hin⸗ 
fällig werden konnte, daß ein anderer als die urſprüng⸗ 
liche Gläubigerin, insbeſondere ein Zeſſionar, die For⸗ 
derung nachträglich zur Entſtehung brachte. (Urt. des 
V. ZS. vom 7. Juni 1913, V 37/1913). E. 
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Zu 8 1578 Abf. 1 B.: welche Art von Erwerb 
kann der geſchiedenen Fraun zugemutet werden? Aus 
den Gründen: Nach § 1578 Abſ. 1 BGB. hat der 
allein für ſchuldig erklärte Mann der geſchiedenen Frau 
den ſtandesmäßigen Unterhalt inſoweit zu gewähren, 
als ſie ihn nicht aus den Einkünften ihres Vermögens 
und, ſofern nach den Verhältniſſen, in denen die Ehe— 
gatten gelebt haben, Erwerb durch Arbeit der Frau 
üblich iſt, aus dem Ertrag ihrer Arbeit beſtreiten kann. 
Das OLG. hat die Verhältniſſe, in denen die Gatten 
gelebt haben, im allgemeinen und im einzelnen ins 
Auge gefaßt und iſt danach zu dem Ergebniſſe gelangt, 
daß die Klägerin als ehemalige Frau eines wohlhabenden 
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badiſchen Bauers nicht gehalten ſei, als Dienſtbote in 
Stellung zu gehen, ſelbſt wenn ſie vor der Ehe einmal 


einige Zeit lang als Dienſtbote tätig geweſen iſt. Zu⸗ 


zumuten wäre ihr nur eine angemeſſene, ihren früheren 
Verhältniſſen während der Ehe entſprechende Erwerbs⸗ 


ſtellung, alſo z. B. eine Stellung als wirkliche Haus⸗ 
haltsführerin mit weſentlich leitender, nicht bloß unter⸗ 
geordneter Tätigkeit gröbſter Art. Dieſe Ausführungen 
laſſen ſich rechtlich nicht beanſtanden. Sie ergeben, 
daß es nicht als üblich angeſehen werden kann, daß eine 
geſchiedene Bauersfrau ſich auf jede Art land⸗ oder haus⸗ 
wirtſchaftlicher Tätigkeit verweiſen laſſen müßte. Die 
Unterſcheidung zwiſchen einer möglichſt ſelbſtändigen, 
wenn auch nicht gerade mit einer ſolchen Machtvoll⸗ 
kommenheit wie die Schlüſſelgewalt einer Ehefrau aus⸗ 
ee a nee ev. Se 
dienſten ift vielmehr gerechtfertigt. (Urt. des IV. De 


vom 19. Mai 1913, IV 79/1913). 
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VI. 


Kann der Nachlaßglänbiger während des Nachlaßz⸗ 
egen 
den Erben geltend machen? Aus den Gründen: 
Der Berufungsrichter teilt die auch vom RG. (Entſch. 
29, 73) gebilligte Meinung, daß ein Gläubiger regels 
mäßig nicht daran gehindert iſt, ſeinen vermögens⸗ 
rechtlichen Anſpruch gegen den Gemeinſchuldner perſön⸗ 
lich, unter Verzicht auf Befriedigung aus der Konkurs⸗ 
maſſe, auch außerhalb des Konkursverfahrens im ge⸗ 
wöhnlichen Klagewege zu verfolgen, wenn er ſich dabei 
der Beſchränkung unterwirft, daß der Schuldner erſt 
nach Beendigung des Konkursverfahrens zu leiſten 
verpflichtet ſei. Er erachtet jedoch ein derartiges Vor⸗ 
gehen nicht für ſtatthaft, wenn es ſich um einen Nach⸗ 
laßgläubiger handelt und wenn über den Nachlaß des 
Schuldners der Nachlaßkonkurs eröffnet iſt. In einem 
ſolchen Falle ſei der Gläubigeranſpruch untrennbar 
mit der Maſſe verknüpft, er ſei in der Perſon des 
Gemeinſchuldners nicht entſtanden und ergreife — von 
dem hier nicht vorliegenden Falle der unbeſchränkten 
Erbenhaftung abgeſehen — ſein eigenes Vermögen 
überhaupt nicht. Gebe deshalb der * 
den Anſpruch gegen den Nachlaß auf, ſo bleibe ihm 
überhaupt kein Anſpruch, den er gegen den Erben und 
Gemeinſchuldner verfolgen könne. Dem Nachlaß⸗ 
gläubiger müſſe vielmehr in entſprechender Anwendung 
des § 1984 BGB. während der Dauer des Nachlaß⸗ 
konkursverfahrens verſagt bleiben, gegen den Erben 
irgendeine Klage zu erheben. Allein ſelbſt von ſeinem 
eigenen Standpunkt aus geht der Berufungsrichter zu 
weit, indem er dem Nachlaßgläubiger das Klagerecht 
unter allen Umſtänden, insbeſondere auch dann ver⸗ 
ſagen will, wenn unter den Vorausſetzungen des $ 256 
ZPO. nur Feſtſtellung oder gemäß 8 259 nur die Ver⸗ 
urteilung zu einer künftigen Leiſtung verlangt wird. 
In dieſen beiden Fällen iſt außer dem Beſtehen der 
Nachlaßverbindlichkeit noch ein beſonderer Tatbeſtand 
vorausgeſetzt, der entweder das Feſtſtellungsintereſſe 
des Klägers oder ſeine Beſorgnis rechtfertigt, daß ſich 
der Schuldner und Erbe der rechtzeitigen Leiſtung ent⸗ 
ziehen werde. Der Erbe iſt nach S$ 1989, 1973 Abſ. 2 
BGB. verpflichtet, den verbliebenen Konkursüberſchuß 
nach Beendigung des Konkurſes den Nachlaßgläubigern 
zur Befriedigung herauszugeben. Trifft er ſchon vor⸗ 
her Anſtalten, ſich dieſer ſeiner Verpflichtung zu ent⸗ 
ziehen, ſo wäre der Nachlaßgläubiger, dem durch 8 14 
KO. während der Dauer des Konkursverfahrens auch 
Arreſtmaßregeln verwehrt find, dem böswilligen Erben 
gegenüber ſchutzlos, wenn ihm nicht ſchon vor Bes 
endigung des Nachlaßkonkurſes die Klagerhebung aus 
8 259 ZPO. zuſtände. Dem Berufungsrichter kann 
aber von vornherein darin nicht zugeſtimmt werden, 
daß er bezüglich der Verfolgbarkeit von Anſprüchen 
gegen den Gemeinſchuldner zwiſchen dem Nachlaßkon— 


TH Äh 11 m 
— —— ?—ͤ— ——ęyęð ͤ œwAäñ—— — -äo— UL ñ—ä—ͥͥ—t 


kurs und dem gewöhnlichen Konkursverfahren unter⸗ 
ſcheidet. Im Streitfalle ſteht feſt, daß der Kläger 
infolge Verſäumung der Ausſchlußfriſt (KO. 8 152) 
von der Berückſichtigung bei der Schlußverteilung (KO. 
8 3 und damit endgültig von jeder Befriedigung 
aus der Nachlaßkonkursmaſſe ausgeſchloſſen iſt (vgl. 
Jäger, KO. 3/4. A. 8152 A. 7), daß aber ein, ans 
ſcheinend zu ſeiner vollen Befriedigung genügender 
Ueberſchuß noch in den Händen des Konkursverwalters 
vorhanden iſt. Er kann ſich mithin überhaupt nicht 
mehr an die Maſſe, ſondern nur noch an den Gemein⸗ 
ſchuldner d. h. den Erben perſönlich halten, der ihm 
freilich gemäß SS 1989, 1973 Abſ. 2 BGB. erft nach 
Beendigung des Konkurſes und nur unter Beſchränkung 
auf den Konkursüberſchuß, aber doch als der rechte 
Beklagte verhaftet bleibt. Daraus ergibt ſich, daß 
zwar das Zahlungsverlangen des Klägers inſoweit 
abgewieſen werden mußte, als damit vom Gemein⸗ 
ſchuldner ſchon jetzt eine Leiſtung verlangt wird, deren 
Erfüllung vor Aufhebung des Konkursverfahrens nach 
§ 14 KO. nicht von ihm erzwungen werden kann. Auch 
das Klageverlangen, die Beklagte habe in die Aus⸗ 
zahlung des Ueberſchuſſes bis zum Belaufe der For⸗ 
derung des Klägers zu willigen, läuft darauf hinaus, 
daß der Kläger aus dem Nachlaſſe zu einer Zeit be⸗ 
friedigt ſein will, wo ſein Beſtand noch nicht aufgehört 
hat, Konkursmaſſe und deshalb gemäß § 12 KO. für 
den Kläger unangreifbar zu ſein. Dagegen beſteht 
kein Hindernis, die Klage ſchon vor Beendigung des 
Konkurſes zuzulaſſen, wenn den Klaganträgen eine 
Faſſung gegeben wird, wodurch klargeſtellt wird, daß 
der Kläger erſt nach Beendigung des Konkurſes und 
nur aus dem vorhandenen Konkursüberſchuſſe im 
Rahmen des 5 1973 Abſ. 2 Befriedigung begehrt. 
Sollten die ſchon jetzt geſtellten Hilfsanträge dem nicht 
völlig entſprechen, jo wird es Aufgabe des Berufungs— 
richters ſein, auf eine ſachdienliche Faſſung hinzu⸗ 
wirken. Keinesfalls ſteht der Klage im Wege, daß der 
Kläger ſeinen Anſpruch im Nachlaßkonkurs angemeldet 
aber deſſen Feſtſtellung nicht betrieben hat. Denn 
durch die bloße Anmeldung iſt Rechtshängigkeit des 
Anſpruchs nicht herbeigeführt worden. (Urt. des IV. 38S. 
vom 14. April 1913, IV 603/1912). E. 
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Die durch Verfügung von Todes wegen angeordnete 
Ausſchließung eines Ablömmlings von der Erbfolge hat 
nicht die Ausſchliezung des ganzen Stammes zur Folge. 
Unter welchen Baranslekungen ift eine Ausnahme von 
dieſem Grundſatze anzunehmen? Aus den Gründen: 
In dem Teſtamente iſt Auguſt W. nicht etwa auf den 
Pflichtteil als Erbe eingeſetzt, ſondern es iſt ausdrück— 
lich beſtimmt, daß er den geſetzlichen Pflichtteil in einer 
Geldſumme erhalten ſoll, er iſt damit von der Erbfolge 
ausgeſchloſſen. Eine weitere Anordnung iſt in dem Teſta— 
mente nicht getroffen. Die Zuläſſigkeit eines Teſtaments 
miteinem ſolchen auf die Ausſchließung eines Verwandten 
von der geſetzlichen Erbfolge ſich beſchränkenden Inhalte 
iſt in 8 1938 BGB. ausgeſprochen. Der allgemeine 
Grundſatz, daß bei Fortfall des näheren Abkömmlings 
das Erbrecht des entfernteren Abkömmlings wirkſam 
wird, iſt auch bei der durch Verfuͤgung von Todes 
wegen verordneten Ausſchließung des Abkömmlings 
von der Erbfolge anzuwenden, wie in dem Urt. des 
RG. vom 19. Mai 1905 (Entſch. 61, 14) näher darge— 
legt iſt und auch in der Rechtslehre faſt einſtimmig 
angenommen wird. Die Richtigkeit dieſes Rechtsſatzes, 
wofür auch auf die Beſtimmung in 8 2320 BGB. Hin: 
gewieſen werden kann, wird von der Reviſion an ſich 
nicht angefochten. Dieſe meint indes, daß es für die 
Frage, ob durch die Ausſchließung eines Abkömmlings 
dieſer nur für ſeine Perſon oder der ganze Stamm 
getroffen werde, auf den im Einzelfall zu ermittelnden 
Willen des Erblaſſers ankomme, und macht deshalb 
dem OL G. den Vorwurf der Geſetzesverletzung, weil 


es nicht weiter auf dieſe Willensermittelung einge⸗ 
gangen iſt, für die auch außerhalb des Teſtaments 
liegende Umſtände in Betracht kämen. Allein dieſe 
Rüge verkennt die Bedeutung des Grundſatzes, daß 
jeder Abkömmling ein ſelbſtändiges, auf eigenem Recht 
beruhendes Erbrecht hat. Das Erbrecht des Abkömm⸗ 
lings wird hiernach grundſätzlich nicht durch die Aus⸗ 
ſchließung des näheren Abkömmlings berührt, von 
dem er abſtammt. Sein geſetzliches Erbrecht bleibt 
unverändert beſtehen. Die Ausſchließung des ihm 
vorgehenden Abkömmlings hat nur zur Folge, daß 
damit das der Verwirklichung ſeines Erbrechts em⸗ 
gegenſtehende Hindernis beſeitigt iſt. Im einzelnen 
Falle kann allerdings, wenn dies aus dem Teſtamente 
erkennbar, die Ausſchließung in dem Sinne ausgelegt 
werden, daß nicht bloß der unmittelbare Abkömmling, 
ſondern auch deſſen Nachkommenſchaft, alſo der ganze 
Stamm von der geſetzlichen Erbfolge hat ausgeſchloſſen 
werden ſollen. Hier indes, wo der Erblaſſer in klaret 
Weiſe lediglich das beſtimmt hat, daß Auguſt W. vor 
der geſetzlichen Erbfolge ausgeſchloſſen ſein ſoll, iſt für 
eine ſolche Auslegung kein Raum. Sollte ſelbſt det 
Erblaſſer des Glaubens geweſen ſein, daß er durch 
Ausſchließung des Auguſt W. auch deſſen Abkömmlinge 
ausgeſchloſſen habe, fo hat er ſich eben hierin geirtt. 
Seinem Willen, die Abkömmlinge ſeines Sohnes Auguſt 
W. auszuſchließen, konnte er nur dadurch Geltung ver⸗ 
ſchaffen, daß er ihn im Teſtamente, wenn auch noch 
ſo unvollkommen, ausdrückte. Das iſt hier nicht ge⸗ 
ſchehen. Das Teſtament enthält nur die den Ausſchluß 
des Auguſt W. betreffende Verfügung. Dem Os. 
kann hiernach kein Vorwurf daraus gemacht werden, 
daß es ſich nicht weiter auf die Ermittelung einge⸗ 
laſſen hat, von welchen Beweggründen der Erblaſſer 
bei der Ausſchließung des Auguſt W.. ſich hat leiten 
laſſen und ob aus dieſen Beweggründen etwas füt 
den Willen des Erblaſſers zu folgern iſt, die ganze 
Nachkommenſchaft auszuſchließen. Für ihre gegen: 
teilige Auffaſſung glaubt die Reviſion ſich auf das er 
wähnte Urteil des 7. ZS. vom 19. Mai 1905 ſtützen 
zu können. Allein auch dort iſt der Grundgedanke des 
ſelbſtändigen Erbrechts der Abkömmlinge entwickelt 
worden und hieraus die Entſcheidung hergeleitet. 
Allerdings wird in dem Urteil unter anderem geſagt, 
es ſei nicht feſtgeſtellt, daß der Wille der Erblaſſerin 
dahin gegangen ſei, auch die Abkömmlinge ihrer Tochtet 
von der geſetzlichen Erbfolge auszuſchließen, und hier⸗ 
bei hinzugeſetzt, die Annahme eines ſolchen Willens 
wäre auch bedenklich geweſen, weil es nicht ſicher ſei. 
ob die Erblaſſerin bei Errichtung des Teſtaments die 
Möglichkeit einer Nachkommenſchaft der Tochter in den 
Kreis ihrer Erwägungen gezogen habe; allein dies 
iſt nur eine nebenſächliche Bemerkung, die für den 
damals entſchiedenen Fall, (da der Grund der Be 
ſchränkung auf den Pflichtteil im Teſtament angegeben 
war), einen gewiſſen Wert haben mochte, für den 
jetzigen Rechtsſtreit aber ohne Bedeutung iſt. Tie 
Bemerkung iſt nicht etwa dahin aufzufaſſen, daß als 
Wille des Erblaſſers die Erſtreckung der Ausſchließung 
auf die Nachkommen zu unterſtellen ſei, wenn zur Zeit 
der Teſtamentserrichtung dem ausgeſchloſſenen Ab 
kömmling bereits Nachkommen geboren waren Dar⸗ 
aus würde ſich eine vollſtändig unbillige verſchieden⸗ 
artige Behandlung dieſer Nachkommen ergeben, wenn 
einzelne von ihnen ſchon vor der Teſtamentserrichtung 
und andere erſt ſpäter geboren find. Ebenſowenig iſt 
in jenem Urteil der Grundſatz aufgeſtellt, daß uber 
die Frage, ob durch Ausſchließung des Abkömmlings 
von der Erbfolge der ganze Stamm ausgeſchloſſen 
werde, immer nur auf Grund der Ermittelung des 
Willens des Erblaſſers entſchieden werden könne, auch 
wenn hierüber aus dem Teſtament nicht das geringſie 
erhellt. (Urt. des IV. 35. vom 3. Mai 1913, 1 
683/1912). E. 
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B. Strafſachen. 
I. 


ur i der Beſtimmung in Satz 2 des 
51 Ab. 1 Poſts. Aus den Gründen: Wenn das 
Poſtcs. in feinem 8 1 gewiſſe Beförderungen „von 
Orten mit einer Poſtanſtalt nach anderen Orten mit 
einer Poſtanſtalt“ verbietet, ſo kann hier unter dem 
einen Orte nur der Abſendungsort und unter dem 
anderen nur der Beſtimmungsort gemeint ſein, und 
wenn das Geſetz weiter anordnet, daß ſich das geſetz⸗ 
liche Verbot für die politifden Zeitungen nicht „auf 
den zweimeiligen Umkreis ihres Urſprungsortes“ er⸗ 
ſtrecke, ſo kann es bei dieſer räumlichen Begrenzung 
nur die räumliche Entfernung des Urſprungsortes vom 
Beftimmungsorte im Auge haben, ohne Rückſicht auf 
die Richtung oder die Länge des Weges, der zur Durch⸗ 
führung einer Beförderung von dem einen nach dem 
anderen Orte eingeſchlagen wird. Das Geſetz will nicht 
Beförderungshandlungen innerhalb jenes Umkreiſes 
zulaſſen und ſolche außerhalb verbieten, ſondern 
es geſtattet die Beförderung (als etwas Einheitliches, 
Ganzes) „nach Orten“ innerhalb des Umkreiſes. Die 
Lage des Beſtimmungsortes allein muß alſo für die 
Beantwortung der Frage entſcheidend en ob eine 
Beförderung nach einem Orte innerhalb des zuläſſigen 
Umkreiſes erfolgt oder nicht, und es kann noch nicht 
von einer verbotswidrigen Beförderung „nach“ einem 
außerhalb des Umkreiſes liegenden „Orte“ geſprochen 
werden, wenn ein ſolcher Ort bei einer Beförderung 
nach einem innerhalb des Umkreiſes gelegenen Orte 
vorübergehend berührt wird. Die Beförderung des 
Nee Boten von L. nach W. war daher nicht geſetz⸗ 
widrig, obſchon ſie über die Bahnhöfe G. und M. ge⸗ 
ſchah. (Urt. des I. StS. vom 2. Juni 1913, 1D m. 
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Welche ftraibare Handlung begeht, wer Gegenſtände 
aus einem ehelichen Geſamtgut, insbeſondere Holz zum 
Abhieb, von der zur Verfügung nicht berechtigten Fran 
erwirbt. Aus den Gründen: Daß durch ein Mit⸗ 
eigentum des Unterſchlagenden an den unterſchlagenen 
Gegenſtänden die rechtliche Möglichkeit einer Unter⸗ 
ſchlagung zum Nachteil der anderen Miteigentümer 
nicht ausgeſchloſſen wird, iſt in feſtſtehender reichs⸗ 
gerichtlicher Rechtſprechung anerkannt. In dieſer Hin⸗ 
ſicht kann es aber keinen Unterſchied machen, ob das 
Miteigentum nach römiſch⸗ rechtlicher Art ein ſolches 
nach Bruchteilen iſt oder den deutſchrechtlichen Charakter 
eines Miteigentums zur geſamten Hand hat, wie es 
abgeſehen von dem hier in Betracht kommenden ehe⸗ 
lichen Geſamtgut auch noch bei dem Eigentum von 
Miterben und bei der Geſellſchaft des bürgerlichen 
Rechts ſowie im Gebiet des Handelsrechts bei der 
offenen Handelsgeſellſchaft und der Kommanditgeſell⸗— 
ſchaft beſteht. In ſolchen Fällen liegt daher die zum 
Tatbeſtand der Unterſchlagung erforderliche rechtswid⸗ 
rige Zueignung vor, wenn der Miteigentümer über 
Gegenſtände des Miteigentums einſeitig verfügt, ohne 
nach Lage der Umſtände dazu berechtigt zu ſein und 
bei der Verfügung ſich des Mangels ſeiner Berechtigung 
bewußt iſt. Beides ſtellt im vorliegenden Falle die 
Strafkammer für die Verkäufe, die die Angeklagte zum 
Nachteil ihres Ehemannes aus dem ehelichen Geſamtgut 
vorgenommen hat, einwandfrei feſt. Wenn die Reviſion 
demgegenüber geltend macht, daß der Wert der verkauf— 
ten Gegenſtände noch nicht die Hälfte des Wertes des 
Geſamtguts erreicht habe, ſo iſt dies ein für die ſtraf— 
rechtliche Beurteilung des Handelns der Frau völlig 
belangloſer Geſichtspunkt. Ebenſowenig kann es darauf 
ankommen, ob die Frau bereit und imſtande war, 
ihrem Manne ſofort Erſatz zu leiſten. In Fällen, in 
denen die zu unterſchlagende Sache wegen ihrer Ver⸗ 
bindung mit einer unbeweglichen Sache erſt durch ihre 


359 


Abtrennung von der letzteren beweglich war, genügt 
es zur Erfüllung des Erforderniſſes der Beweglichkeit, 


wenn die Abſicht der rechtswidrigen Zueignung zur 


Zeit der Abtrennung beſteht. Es iſt alſo nicht nötig, 
daß die Zueignungsabſicht erſt ſpäter gefaßt wird, 
nachdem die Sache bereits beweglich geworden iſt 
(RGSt. 56, 43). Darnach ſteht aber rechtlich nichts 
entgegen, auch die zur Unterſchlagung erforderliche 
Zueignungshandlung darin zu finden, daß derjenige, 
der die unbewegliche Sache in Gewahrſam hat, einen 
anderen die Abtrennung der zu unterſchlagenden Sache 
in der Abſicht vornehmen läßt, dadurch über die mit 
der Abtrennung beweglich werdende Sache zu verfügen. 
Auf dieſem Standpunkt ſteht im vorliegenden Falle die 
Strafkammer. Wie der Zuſammenhang ihrer Feſt⸗ 
ſtellungen ergibt, geht ſie davon aus, daß die Ueber⸗ 
gabe des zum Abhieb verkauften Holzes an den An⸗ 
geklagten nicht ſchon zu der Zeit ſtattfand, wo das 
Holz noch auf dem Stamme war, ſondern erſt ſpäter 
in der Weiſe ſich vollzog, daß die Frau das Abhauen 
und Sich⸗Aneignen des Holzes durch den Angeklagten 
zuließ. Hiernach hatte die Frau in dem Augenblick, 
wo das Holz beweglich und damit der rechtswidrigen 
Zueignung durch Unterſchlagung zugänglich wurde, den 
Gewahrſam daran noch nicht aufgegeben. — Mit Un⸗ 
recht endlich rügt die Reviſion, daß die Strafkammer 
den Begriff der Beihilfe bejaht habe, obwohl der An⸗ 
geklagte nicht die Tat der Frau als fremde Tat zu 
fördern beabſichtigt, . bei dem Ankauf des Holzes 
ſeinen eignen Vorteil im Auge gehabt habe. Dabei 
wird indeſſen überſehen, daß das Handeln als Gehilfe 
eines anderen nicht notwendig die Verfolgung eigener 
Intereſſen ausſchließt. Vielmehr gehört zum Tat⸗ 
beſtandsmerkmal der letzteren in „ Hinſicht 
nichts weiter, als daß bei dem Handelnden weder Mit⸗ 
täterſchaft nach Anſtiftung gegenüber demjenigen vor⸗ 
liegen darf, deſſen Tat durch die Beihilfe Beinen werden 
ſoll. Das trifft hier zu, da der Tatbeſtand der Hehlerei, 
der hier noch in Hie e kommen könnte, bei Zugrunde⸗ 
legung der tatſächlichen Feſtſtellungen, wie auch die 
Reviſion anerkennt, verneint worden iſt (RGSt. 2, 69). 
(Urt. des I. StS. vom 22. Mai 1913, 1D 420/13). 
3058 E. 


Oberſtes Landesgericht. 
A. Zivilſachen. 


I 


Kann die Berpflichtung, den Nang einer durch Rüd: 
Noc hel entſtehenden Eigentümerhypothek einer 
achhypsthek einzuräumen, durch Eintragung im Grund: 
buche geſichert werden? Auf Grund welcher Vorſchrift ? 
(GBO. 8 40; BGB. 8 883 Abſ. 1 Satz 3, $ 1179). 
Mathias und Babette G. beſtellten mit notarieller Ur⸗ 
kunde vom 6. Februar 1913 der A.⸗Brauerei A. an 
mehreren Grundſtücken für ein Darlehen zu 8200 M 
Hypothek nach Vorgang von 10000 M Annuiätendar⸗ 
lehen der H.-Bank nebſt 10% Kaution und 4 weiteren 
Hypotheken, darunter 2000 & Darlehenskapital der 
Brauerei ſelbſt. In Nr. VIII iſt beſtimmt: „Die Ehe⸗ 
leute G. räumen hiemit den für die A.⸗Brauerei bereits 
eingetragenen 2000 M und noch einzutragenden 8200 M 
bis zum Betrage von 10000 M den Vorrang ein vor 
allen auf die Hypothek der H.-Bank zur Tilgung kommen⸗ 
den Amortiſationsquoten und allen etwaigen außer— 
ordentlichen Rückzahlungen und bewilligen und bean— 
tragen die Eintragung dieſer Rangeinräumung im 
Grundbuch.“ Das GBA. lehnte die Eintragung der 
Rangeinräumung ab. Die Beſchwerde hatte keinen 
Erfolg. Auf weitere Beſchwerde wurden die Ent— 
ſcheidungen aufgehoben und das GBA. angewieſen, 
erneut zu verfügen. 
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Gründe: Die Vorgerichte find mit Recht davon 
ausgegangen, daß § 40 GBO. ein gegenwärtiges, ein⸗ 
getragenes Recht vorausſetzt und daß demnach Ver⸗ 
fügungen über eine noch nicht entſtandene Eigentümer⸗ 
hypothek grundbuchrechtlich unzuläſſig ſind. Auf dieſem 
Standpunkte ſteht nicht bloß das Reichsgericht (RG. 
61/374, 72/274) ſondern auch das Kammergericht, das 
ſeine frühere, teilweiſe abweichende Auffaſſung in der 
Entſcheidung vom 11. Oktober 1906 (Jahrb. 33/286) 
aufgegeben und ausgeſprochen hat, daß der Eigentümer 
über eine ihm künftig möglicherweiſe zufallende Eigen⸗ 
tümerhypothek nicht dadurch verfügen kann, daß er 
einer Hypothek den Vorrang vor der künftigen Eigen⸗ 
tümerhypothek bewilligt. In gleichem Sinne hat auch 
der Senat wiederholt entſchieden (Sammlung 9/173, 
10/454). . Hievon abzugehen beſteht kein Anlaß. In⸗ 
ſoweit durch die Erklärung der Eheleute G. etwa eine 
ſofort wirkſame Rangänderung zugunſten der Hypothek 
der Brauerei A. herbeigeführt werden ſoll, kann ihr 
daher keine Folge gegeben werden. Ihr Antrag kann 
aber auch dahin verſtanden werden, daß ſie ſich nur 
verpflichteten, den Rang einer künftig durch Rückzah⸗ 
lungen entſtehenden Eigentümerhypothek der Brauerei 
einzuräumen, und daß dieſe Verpflichtung durch Ein⸗ 
tragung dinglich geſichert werden ſoll. Mit dem Reichs⸗ 
gericht (RG. 72/276) iſt davon auszugehen, daß die 
Eintragung der Verpflichtung zur Verfügung über eine 
Hypothek denſelben Einſchränkungen unterliegt wie die 
Eintragung der dinglichen Verfügung ſelbſt, daß alſo 
auch zur Sicherung einer die künftige Eigentümerhypothek 
betreffenden Verpflichtung keine Eintragung erfolgen 
kann. § 883 Abſ. 1 Satz 2 BGB. kann nicht zum Be⸗ 
weiſe des Gegenteils angeführt werden, denn dieſer 
läßt zwar die Eintragung einer Vormerkung zur Siche⸗ 
rung eines künftigen oder bedingten Anſpruchs zu, hier 
aber iſt nicht der zu ſichernde Anſpruch betagt oder 
bedingt, ſondern das Recht ſelbſt, an dem der Anſpruch 
künftig entſtehen ſoll. Eine Ausnahme von der Regel 
des 8 40 GBO. findet ſich jedoch in 8 1179 BGB., 
wonach zur Sicherung des Anſpruchs auf Löſchung eine 
Vormerkung eingetragen werden kann, wenn ſich der 
Eigentümer einem Anderen gegenüber verpflichtet, die 
Hypothek löſchen zu laſſen, wenn ſie ſich mit dem Eigen⸗ 
tum in einer Perſon vereinigt. Dieſe Ausnahme zu 
verallgemeinern und damit auch anderen Verfügungen 
des Eigentümers über die künftige Eigentümerhypothek 
die Sicherung der Vormerkung zu eröffnen, wie das 
Kammergericht will (Jahrb. 33/280), geht nicht an; 
denn die Beratungen der 2. Kommiſſion, denen 8 1179 
ſeine Entſtehung verdankt, laſſen entnehmen, daß die 
Kommiſſion ſich wohl bewußt war eine Ausnahme zu 
ſchaffen, die aus anderen Vorſchriften, insbeſondere 
8 883 BGB., nicht gefolgert werden könne. 


Sonach 


kann von einer ausdehnenden Auslegung des 8 1179 


keine Rede ſein. Aber es fragt ſich doch, ob nicht durch 
die in 8 1179 zugelaſſene Sicherung des Löſchungs— 
anſpruchs die weniger weitgehende Sicherung des An— 
ſpruchs auf Rangeinräumung mitumſaßt ſei. Das 
Reichsgericht (RG 3. 72 277) hat die Frage offen ge— 
laſſen; einzelne Schriftſteller (Turnau-Förſter § 1179 
N. 9, Achilles-Streder, GBO. S. 72, Seckler, Vor: 
merkung S. 45) bejahen ſie; die Mehrheit ſteht auf 
einem ablehnenden Standpunkt (vgl. Komm. der RGR. 
8 1179 N. 5). Der Senat glaubt ſich der bejahenden 
Auffaſſung anſchließen zu ſollen. Wenn einer im Rang 
unmittelbar nachſtehenden Hypothek der Rang vor der 
vorausgehenden Eigentümerhypothek eingeräumt wird, 
ſo iſt die Wirkung für die nachfolgende Hypothek weſent— 
lich dieſelbe, wie wenn ihr durch Löſchung das Auf— 
rücken ermöglicht wird. Beſtehen Zwiſchenhypotheken, 
ſo iſt die Wirkung auf dieſe bei der Löſchung und bei 
der Rangeinräumung allerdings verſchieden; allein auf 
die Löſchung der vorausgehenden Eigentumerhypothek 
haben die eingetragenen Zwiſchenhypotheken keinen 
Anſpruch, ſie ſind daher auch nicht geſchädigt, wenn 
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ſtatt der Löſchung die Rangeinräumung zugunſten einer 
nacheingetragenen Hypothek erfolgt. Die Kommiſſion 
ging bei Schaffung des 8 1179 davon aus, daß die 
Eigentümerhypothek für einen großen Teil von Deutſch⸗ 
land eine Neuerung ſei und man deshalb jedenfalls 
die Möglichkeit bieten müſſe, die hypothekariſchen Ver⸗ 
hältniſſe dem bisherigen Verkehr entſprechend zu regeln 
(Prot. S. 606). Gerade in Bayern war das Syſtem 
der Rangeinräumung an Stelle einer erloſchenen, aber 
im Hypothekenbuche noch nicht gelöſchten Hypothek 
geſetzlich zugelaſſen ($ 84 Hyp®.) und wurde zur Ber: 
1 des Aufrückens der folgenden Hypotheken 
äuſig angewendet. Dieſer Uebung entſpricht es, wenn 
§ 1179 auf den Fall der Rangeinräumung mitbezogen 
wird. Ob die Einräumung des Ranges hier eine Aende⸗ 
rung im Inhalte der Hypothek iſt (nach einzelnen Vor⸗ 
ſchriften, z. B. 8 877, wird fie mitumfaßt nach andern, 
insbeſondere § 883, nicht) kann dahingeſtellt bleiben: 
entſcheidend iſt, ob die Rangeinräumung, weil im wirt, 
ſchaftlichen Erfolge der Löſchung gleichſtehend, ver 
§ 1179 mitumfaßt wird. Dies iſt zu bejahen. (GBeſchl. 
des I. 35. vom 6. Juni 1913, Reg. III N 
3062 i 


II. 


Können die Pfarr⸗ und Schulvorſtände weitere Be 
ſchwerde einlegen, wenn eine anf ihren Antrag ang: 
ordnete Smangberzichung vom 26. aufgehoben win? 
(ZmE®. Art. 2, 3, 4, 6, 12; FSG. 88 29 Abf. 2, „7 
Abſ. 1 Nr. 9 und Abſ. 2). Das AG. St. ordnete auf 
den Antrag des katholiſchen Pfarrers und Stadtſchul⸗ 
inſpektors in St. gegen die minderjährige Marie ©. 
durch Beſchluß vom 7. April 1913 die Zwangserziehung 
an. Auf die von der Mutter erhobene ſofortige Be 
ſchwerde hob das LG. die Anordnungen des Vormund⸗ 
ſchaftsgerichts auf und ſtellte das Verfahren ein. Der 
Pfarrer und Stadtſchulinſpektor legte rechtzeitig weitere 
Beſchwerde ein. Das Ob. hat dieſes Rechtsmittel 
als unzuläſſig verworfen. 

Aus den Gründen: Die Beſchwerde iſt unzu⸗ 
läſſig, weil dem Beſchwerdeführer das Beſchwerderecht 
mangelt. Das ZmE®. regelt das Beſchwerderecht der 
an dem Verfahren über die Anordnung der Zw. bt: 
teiligten Perſonen nur für den Fall, daß das Vorms. 
die ZwE. oder vorläufige Unterbringung angeordnet 
hat (Art. 4). Ueber das Recht der Beſchwerde gegen 
den die ZwE. ablehnenden Beſchluß ſchweigt es; nac 
feinem Art. 12 find alſo die Vorſchriften des G86. 
anzuwenden. Von dieſen greift hier 8 57 Abſ. 1 Ar! 
ein. Nach ihm ſteht die Beſchwerde gegen eine Ber 
fügung, die über eine die Sorge für die Perſon des 
Kindes oder des Mündels betreffende Angelegenheit 
entſcheidet, jedem zu, der ein berechtigtes Intereſſe hat, 
dieſe Angelegenheit wahrzunehmen. Der Beſchwerde⸗ 
führer iſt der Vorſtand des Pfarramts und der Schule. 
die für die Maria S. zur Zeit der Einleitung des 
Verfahrens zuſtändig waren. Daß der Vorſtand det 
Lokalſchulinſpektion, wenn es ſich darum handelt, ob 
ein noch ſchulpflichtiger Minderjähriger der Zwöé. zu 
unterſtellen ſei, einen gerechtfertigten Grund hat, der 
der Erledigung dieſer Frage mitzuwirken, ergibt ſich 
ſchon aus der Stellung, die ihm durch die Schulorga— 
niſation zugewieſen iſt. Desgleichen hat der Pfarrer 
ein berechtigtes Intereſſe an der Frage, ob die Zwo 
über einen ſeiner Pfarrangehörigen angeordnet werden 
fol. Das Zw. hat übrigens das Intereſſe det 
Kirche und der Schule an der Frage der Zw. auf 
drücklich anerkannt, indem es ihnen im Verfahren ges 
wiſſe Aufgaben zugewieſen hat. Es verpflichtet im 
Art. 2 die Schulbehörden, dem Vorm. die zu ihrer 
Kenntnis gelangenden Tatſachen mitzuteilen, welche 
die Zuläſſigkeit der ZwE. begründen, und ſchreibt im 
Art. 3 vor, daß das Vorm. in der Regel vor det 
Anordnung der JıvE. das Pfarramt und, fojern der 
Minderjährige noch eine Schule beſucht, auch die zu 
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ſtändige Schulbehörde zu hören hat. 
des 8 57 Abſ. 1 Nr. 9 gilt aber nur für die Fälle 
der einfachen Beſchwerde. Wenn es ſich um die ſofortige 
Beſchwerde handelt, iſt die Vorſchrift nach dem Abſ. 2 
des 8 57 nicht anzuwenden. Wenn das Vorm. die 
Anordnung der Zwek. ablehnt, findet hiegegen die ein⸗ 
fache Beſchwerde ſtatt. Anders liegt die Sache, wenn 
die Ablehnung nicht von der I. Inſtanz ſondern unter 
Aufhebung der vormundſchaftsgerichtlichen Anordnung 
vom LG. ausgeht. Denn nach dem gemäß Art. 12 
Zw&ß. anwendbaren $ 29 Abſ. 2 GF G. iſt, ſoweit 
eine Verfügung der ſofortigen Beſchwerde unterliegt, 
auch die gegen die Entſcheidung des LG. gerichtete 
weitere Beſchwerde die ſofortige. Dies gilt ohne Rück⸗ 
ſicht darauf, ob die Entſcheidung des LG., auch wenn 
ſie in I. Inſtanz erlaſſen worden wäre, ihrem Inhalte 
nach mit der ſofortigen Beſchwerde anfechtbar war 
(RIA. Bd. 2 S. 1). Da die Beſchwerde gegen eine 
die ZwE. anordnende Verfügung nach Art. 4 Zwec. 
eine ſofortige iſt, iſt mithin auch die gegen die Ent⸗ 
ſcheidung des LG. ſtattfindende Beſchwerde die ſofortige 
und zwar, in Abweichung von den in der Sammlung 
4, 153 und 223; 5, 39; 10, 189 veröffentlichten Ent⸗ 
ſcheidungen des Senats anzunehmen iſt, auch dann, 
wenn das LG. die Entſcheidung des Vorm. aufge⸗ 
hoben und die ZwE. abgelehnt hat. 

In der Literatur iſt allerdings die Meinung aus⸗ 
geſprochen worden (ſ. von der Pfordten, ZmE®. Art. 4 
Note 3b), daß nur für die in Art. 4 Abſ. 3 aufge⸗ 
führten Perſonen und Stellen die ſofortige Beſchwerde 
eingeführt ſei, daß aber im übrigen die einfache Be⸗ 
ſchwerde ſtattfinde, ſoweit ein berechtigtes Intereſſe zur 
Wahrnehmung der Angelegenheit vorliege. Allein dem 
kann nicht beigepflichtet werden. Wollte man zwar 
den im Art. 4 aufgeführten Perſonenkreis auf die ſo⸗ 
fortige Beſchwerde beſchränken, den übrigen an der 
Sache Beteiligten aber die einfache Beſchwerde gewähren, 
ſo würde der Zweck des Geſetzes, einerſeits möglichſt 
raſch die Angelegenheit zu erledigen, anderſeits die 
mißliche Aufhebung einer tatſächlich eingeleiteten ZwE. 
zu vermeiden, vereitelt; es beſtünde die Möglichkeit, 
daß eine mit Erfolg eingeleitete ZwE. noch nach ges 
raumer Zeit durch Beſchwerde angefochten und in 
Zweifel gezogen würde. Zur Aufhebung der ZwE. 
iſt aber nicht der Weg des Art. 4 ſondern jener des 
Art. 6 gegeben. Mit Englert (Zw. Art. 4 Note 16 b) 
und Carlebach (GG., Stuttgart 1913 8 20 Note 4) 
iſt daher anzunehmen, daß gegen die Anordnung der 
Zw. wie der vorläufigen Unterbringung durch das 
Vorm. allgemein nur die ſofortige Beſchwerde ſtatt⸗ 
findet. (Beſchl. des I. ZS. v. 23. Mai 1913, Reg. III 
44/1913). W. 
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Die Vorſchrift 


B. Strafſachen. 


. 1. Kann bei Eröffnung des Hanptverfahrens wegen 
eines Vergehens nach § 74 Biehs G. die Verhandlung und 
in dem Schöffengericht überwieſen werden 7!) 
2. Schützt Unkenntnis der ſenchenpolizeilichen Anord⸗ 
nungen vor Beſtraſung anf Grund des § 74 Abſ. 1 Nr. 3 
VBiehsG.? Aus den Gründen: 1. Das LG. hat 
das Hauptverfahren wegen eines Vergehens nach den 
88 18, 20 Abſ. 3, 74 Abſ. 1 Nr. 3 Vieh SG. vom 26. Juni 
1909 eröffnet und unter Bezugnahme auf 8 75 Nr. 13 
GVG. auf Antrag der Staatsanwaltſchaft die Ver⸗ 
handlung und Entſcheidung dem Schöffengerichte über: 
wieſen. Der Ueberweiſung fehlt die geſetzliche Grund— 
lage. Für die materiell-rechtliche und prozeſſuale Be— 
handlung der Zuwiderhandlungen gegen das Vieh SG. 
vom 26. Juni 1909 und gegen die auf Grund deſſen 


.. — 


1) Vnl. dieſe Zeitſchrift Jahrg. 1912 S. 234, 300. 
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getroffenen Anordnungen und Maßregeln ſind in erſter 
Reihe die Vorſchriften dieſes Geſetzes ſelbſt maßgebend; 
in dieſem Umfange iſt, wie in der Begründung des 
Entwurfs ausdrücklich hervorgehoben worden iſt (Reichs⸗ 
tagsverh. 1907 Nr. 484) die Anwendung des 8 328 StGB. 
ausgeſchloſſen. Die Strafvorſchriften des neuen Vieh S. 
haben gegenüber dem bisherigen Rechtszuſtande nicht 
bloß hinſichtlich der Strafnorm ſondern auch hinſicht⸗ 
lich der Strafſatzung weſentliche Aenderungen gebracht; 
es kann deshalb nicht davon die Rede ſein, daß die 
Strafvorſchriften des 8 328 StGB. ohne weiteres in 
das neue Geſetz übernommen worden ſind und nur 
äußerlich unter einer anderen Bezeichnung erſcheinen. 
Die Fälle, in denen die Strafkammer eine Strafſache 
dem Schöffengericht überweiſen kann, find im GVG. 
beſonders aufgeführt; die Zuläſſigkeit der Ueberweiſung 
bildet eine Ausnahme von der Regel; eine ſinngemäße 
Anwendung der Vorſchriften über die Zuläſſigkeit 
der Ueberweiſung auf andere im Geſetze ſelbſt nicht 
aufgeführte Fälle iſt daher unzuläſſig. Da weder im 
Vieh SG. noch im GVG. eine Beſtimmung enthalten 
iſt, wonach ſich die Vergehen nach dem 8 74 Vieh. 
zur Ueberweiſung eignen, müſſen die dort bezeichneten 
Vergehen von der 1 als dem Gericht erſter 
Inſtanz abgeurteilt werden (8 73 Nr. 1 GG.). Weder 
in der Begründung des Entwurfs des neuen Vieh. 
noch in den Verhandlungen des Reichstags kam die 
Frage der Ueberweiſungsmöglichkeit zur Sprache; aus 
welchem Grunde eine hierauf bezügliche Beſtimmung 
nicht getroffen worden iſt, kann für den Richter gleich⸗ 
gültig ſein. Nach dem 8 75 Nr. 13 GVG. war die 
Ueberweiſung nur zuläſſig wegen der Vergehen nach 
dem 8 328 Abſ. 1, nicht wegen der Vergehen nach dem 
§ 328 Abſ. 2 StGB. Durch die Strafvorſchriften des 
§ 74 ViehSG. find in dieſem Umfange die Beſtim⸗ 
mungen des 8 328 Abſ. 1 und 2 StGB. ausgeſchaltet 
worden; überdies iſt das Strafmaß des 8 74 Vieh S. 
weſentlich erhöht und abgeſehen von der Mindeſtſtraſe 
und der Zuläſſigkeit der Geldſtrafe auch gegenüber dem 
8 328 Abſ. 2 StGB. erhöht worden. Dieſe Erwägungen 
ſprechen nicht dafür, daß etwa aus einem Verſehen 
des Geſetzgebers die Zuläſſigkeit der Ueberweiſung in 
das Geſetz nicht aufgenommen wurde, was übrigens 
für die Anwendung des Geſetzes gleichgültig wäre; es 
liegt vielmehr die Annahme nahe, daß der Geſetzgeber 
wegen der Unanwendbarkeit des 8 328 Abſ. 1 und 2 
StGB. es für zweckmäßig befunden hat, die Ueber⸗ 
weiſung wegen der Vergehen nach dem 8 74 Vieh. 
ebenſo auszuſchließen, wie er dieſe bereits wegen der 
oe nach dem 8 328 Abſ. 2 StGB. ausgeſchloſſen 
atte. 

2. Die Strafkammer hat einwandfrei feſtgeſtellt, 
daß der Angeklagte H. ebenſo wie ſein mitangeklagter 
Bruder H. am 20. und 21. Mai 1912 wußten, daß 
das Mitführen von Schweinen beim Feilbieten von 
ſolchen im Umherziehen verboten war. Die Straf⸗ 
kammer konnte deshalb mit Recht annehmen, daß die 
Angeklagten dadurch, daß ſie trotz dieſer Kenntnis 
Schweine beim Feilbieten im Umherziehen mit ſich 
führten, bewußt das Verbot übertreten haben. Das 
Bewußtſein der Strafbarkeit einer Handlung oder der 
Art und Höhe der auf ſie angedrohten Strafe iſt zur 
Verurteilung wegen der in Frage kommenden Hand— 
lung nicht erforderlich (Olshauſen Note 33 zu 8 59 
des StGB.; Meyer⸗Allfeld, Lehrbuch des deutſchen 
Strafrechts 7. Aufl. S. 141; RGSt. 2, 268; 17, 
318). Das LG. nimmt an, daß bei Zuwiderhand— 
lungen nach 874 Abſ. 1 Nr. 3 Vieh SG. der Täter 
ſich nicht mehr auf Unkenntnis der Anordnungen be— 
rufen kann, die auf Grund der in dieſer Geſetzesſtelle 
aufgeführten geſetzlichen Beſtimmungen von der zu— 
ſtändigen Behörde oder dem beamteten Tierarzte ge— 
troffen worden ſind; dieſe Anordnungen ſeien Beſtand— 
teil des Strafgeſetzes. Dem kann nicht zugeſtimmt 
werden; denn durch den Begriff „vorſätzlich“ iſt den 
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Anordnungen i. S. des 8 74 Abſ. 1 Nr. 3 die Eigen⸗ 
ſchaft von Verwaltungsakten nicht genommen worden 
und die Begründung des Entwurfs des Abſchnittes III 
des Vieh. ſchließt die gegenteilige Auffaſſung gerade 
aus. Weder im BiebS®. noch in einem fonftigen 
Geſetz iſt der Begriff „vorſätzlich“ umſchrieben, ſo daß 
auch unter dem „Vorſatz“ im Sinne des 8 74 Abſ. 1 
Nr. 3 das gleiche zu verſtehen iſt, was im allgemeinen 
die Rechtslehre und insbeſondere die Rechtſprechung 
darunter verſteht, d. i. das Wiſſen und Wollen ſämt⸗ 
licher Deliktsmerkmale (Olshauſen Note 16 zu 8 59 
SIEB. (9) Bd. 1 S. 267). Die Strafſenate des RG. und 
des Ob“ G. ſtellen „Vorſatz“ und „Wiſſen“ an die gleiche 
Stufe und auch das StGB. gebraucht nicht felten anſtatt 
des Wortes „vorſätzlich“ den Ausdruck „wiſſentlich“, 
ſo z. B. in den 88 153, 164, 187, 259 uſw. Daß das 
Geſetz Vorſatz dem a gleichſtellt, ſpringt am deut⸗ 
lichſten in die Augen bei dem Vergleiche des 8 1 mit 
dem 8 3 NRinderpeft®. vom 21. Mai 1878. Nach 8 1 
dieſes Geſetzes iſt ſtrafbar das vorſätzliche, nach 8 3 
das fahrläſſige Zuwiderhandeln gegen die Beſchraͤn⸗ 
kungen und Verbote der Einfuhr lebender Wiederkäuer; 
der 8 3 Abſ. 2 beſtimmt, daß bei gewiſſen Perſonen, 
befonders bei Viehhändlern, die Unkenntnis dieſer Be⸗ 
ſchränkungen oder Verbote als durch Fahrläſſigkeit 
verſchuldet anzunehmen iſt, wenn ſie nicht den Nach⸗ 
weis führen, daß ſie ohne ihr Verſchulden durch be⸗ 
ſondere Umſtände verhindert waren Kenntnis zu 
nehmen. Daraus und aus der Begründung des Ent⸗ 
wurfs (Reichst Verh. 1878 3. Bd. Aktenſtück Nr. 91 S. 738) 
geht mit voller Deutlichkeit hervor, daß vorſaͤtzlich gegen 
die Verbote nur handeln kann, wer ſie gekannt hat. 
Die Anordnungen i. S. des 8 74 Abſ. 1 Nr. 3 ViehSG. 
beſtehen regelmäßig in Geboten oder Verboten, ſtehen 
mithin den Verboten des 8 1 Gef. vom 21. Mai 1878 
in dieſer Richtung gleich. Es kann ſich deshalb auch 
bei den Vergehen nach dem 8 74 Abſ. 1 Nr. 3 der 
Täter bis zum Nachweiſe des Gegenteils mit Erfolg 
auf Unkenntnis der Anordnungen berufen (8 59 StGB.); 
Kenntnis des Verbots iſt mithin in dieſen Fällen eine 
weſentliche Vorausſetzung des Vorſatzes (Stenglein, 
NebenG. 1. Bd. 4. Aufl. S. 845; RGSt. 16, 136; 17, 318; 
20, 177; 23, 107, 312; 28, 195; 36, 359; Ztſchr. für 
Strafr W. Bd. 34 S. 406). (Urteil vom 29. März 1913, 
Rev.⸗Reg. Nr. 103/1913). Ed. 
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Vücheranzeigen. 


Bloch, Dr. med. Jwan, „Die Proſtitution“ Bd. 1 
(zugleich 1. Bd. des vom Verfaſſer herausgegebenen 
„Handbuchs der gefamten Sexualwiſſenſchaft“). Ber⸗ 
a. 1912, Louis Marcus. Broſch. Mk. 10.—, gebd. 

k. 12.— 

Bis vor verhältnismäßig kurzer Zeit haben ſich 
bei uns mit der Proſtitutionsfrage in der Hauptſache 
nur die befaßt, die beruflich mit ihr zu tun hatten, und 
auch bei dieſen war vornehmlich ein Feſthalten an den 
überkommenen Begriffen und eine Verteidigung des ge— 
gebenen Rechtsſtandpunktes zu bemerken. Im Vorder— 
grunde ſtand und ſteht vielfach recht einſeitig die Würdi— 
gung vom huygieniſchen Standpunkt aus. Die weitere 
Oeffentlichkeit im ernſten Sinne für die ſoziale Seite 
der Proſtitution zu intereſſieren, mußte in erſter Linie 
der Frauenbewegung vorbehalten bleiben, der es nicht 
gleichgültig ſein durfte, daß viele Tauſende von Frauen 
auf Grund teilweiſe veralteter, teilweiſe verfehlter Moral— 
begriffe geächtet und verfemt ſind, und die aus Scham 
für die geſamte Weiblichkeit eine durchgreifende Ab— 
hilfe anſtreben muß. Weiterhin konnte die Jugend— 
fürſorge, eine der ſchönſten Blüten unſerer Zeit, nicht 
achtlos an dem Elend allzuvieler junger Mädchen vors 
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übergehen, die oft genug weniger eigenes Verſchulden, 
als die Schuld ſozialer Verhältniſſe damit beginnen 
ließ, aus der Preisgabe ihres Körpers Kapital zu 
ſchlagen. Beſonders lebhafte Erörterungen der Stel⸗ 
lung des Strafgeſetzbuches und der Polizeibehörden 
e der Proſtitution haben endlich die Vorar⸗ 
eiten für ein neues Reichsſtrafgeſetzbuch ausgelöſt. Bei 
dieſem Für und Wider der Meinungen und Vorſchläge 
iſt das Werk von Dr. Bloch zunächſt hauptſächlich des⸗ 
halb zu begrüßen, weil ſein Studium vielen wird dar⸗ 
tun können, daß die nicht ſelten anzutreffende einſeitige 
Stellungnahme im Hinblick auf einzelne beſonders wichtig 
erſcheinende Seiten der Proſtitution keine rechte Grund⸗ 
lage für ernſthaſte Reformforſchläge bieten kann, daß 
vielmehr die Proſtitution in ihrer Geſamtheit mit all 
ihren Begleiterſcheinungen ins Auge gefaßt werden 
muß. Zu einer ſolchen Würdigung eine umfaſſende 
Grundlage gegeben, die deutſche Wiſſenſchaft mit einer 
groß angelegten, auf anthropologiſch⸗ethnologiſcher Be: 
trachtungsweiſe aufgebauten Geſchichte der Proſtitution 
bereichert zu haben, wird ein dauerndes Verdienſt Iwan 
Blochs bleiben. Der vorliegende 1. Bd. behandelt den 
Urſprung der modernen Proſtitution (der 2. ſoll „die 
moderne Proſtitution in ihrem gegenwärtigen Zuſtande' 
und „die Bekämpfung und Ausrottung der Proſtitution“ 
zum Gegenſtande haben). Die Fülle von Quellenmaterial. 
die der Verfaſſer hier bietet, iſt faſt noch erſtaunlicher, 
als die in ſeinem bedeutenden Werke „das Sexualleben 
unſerer Zeit“ enthaltene, und die Art, wie er den über⸗ 
reichen Stoff kritiſch verarbeitet, verdient Bewunderung 
Als beſonderer Vorzug ſeiner Darſtellungsweiſe möchte 
Angehen werden, daß bei den geſchichtlichen Schilde⸗ 
rungen zumeiſt unſchwer ein Vergleich mit der Jetzt⸗ 
eit erfolgen kann. Nach der eingehenden Würdigung 
es Begriffs der Proftitution und der „primitiven 
Wurzeln der Proſtitution“ bildet ein beſonders inter⸗ 
eſſantes Kapitel die Organiſation der Proſtitution im 
klaſſiſchen Altertum. Wir finden hier überzeugend dar⸗ 
gelegt, daß trotz aller rieſigen Umwälzungen auf wirt⸗ 
ſchaftlichem, ſozialem und nicht zuletzt religiöſem Ge⸗ 
biete das Proſtitutionsweſen heutzutage in der Haupt: 
ſache noch die gleichen Eigenarten und Merkmale auf⸗ 
weiſt, wie das der Griechen und Römer. Wir ſehen 
auch aus der Behandlung der Proſtitution des Mittel⸗ 
alters, wie das aus dem Altertum überkommene Prinzio 
der doppelten Geſchlechtsmoral ſich weiter erhält, auf 
unfere Zeit übergeht und auch ihr den Stempel aufdrüdt. 
Mit der Geſchichte der Proſtitution im engeren Sinne ist 
auch die der homoſexuellen Proſtitution und die ihrer 
traurigen Begleiterſcheinungen verknüpft, die des Kupp⸗ 
ler⸗ und Zuhälterunweſens und des Mädchenhandels. 
Das Buch enthält ferner ſchon eine Reihe von An: 
haltspunkten dafür, wie der Verfaſſer trotz aller uner⸗ 
freulichen Erſcheinungen der Vergangenheit und troß 
allen Elends der Gegenwart zu der höchſt optimiſtiſchen 
Anſchauung kommt, daß er (wie er im 2. Bd. aus⸗ 
führen will) eine Beſeitigung der Proſtitution und 
eine Austilgung der Geſchlechts krankheiten innerhalb 


der Kulturwelt für möglich anſieht. 
München. Bezirksamtsaſſeſſor Tennet. 


Keidel J., Die Handhabung der Medizinal⸗ 
polizei. II. Ergänzungsband, enthaltend Nach⸗ 
träge zum Hauptband und die bis Januar 131} 
ergangenen Verordnungen und Miniſterialerlaſſe. 
330 S. Ansbach 1913, Verlag von C. Brügel 
& Sohn. Mk. 3.50. 

Durch einen 2. Ergänzungsband ift Keidels bekannte 
und beliebte Sammlung nunmehr auf den Stand der 
Geſetzgebung zu Anfang des Jahres 1913 gebracht: 
aus dem Inhalt ſeien die Min Bek. vom 9. Mai 1% 


über die Bekämpfung übertragbarer Krankheiten und 


vom 23. Januar 1912 über den bezirksärztlichen Dienſ 
hervorgehoben. Druck und Ausſtattung genügen allen 
billigen Anſprüchen. — — 238 — 
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Sydow, Dr. R. und L. und A. Buſch, Reichsgerichts⸗ 
rat. Zivilprozeßordnung und Gerichts⸗ 
verfaſſungsgeſet. Mit Anmerkungen unter 
beſonderer Berückſichtigung der Eutſcheidungen des 
Reichsgerichts. 14. vermehrte Auflage. XVI, 1264 
Seiten. Berlin 1913, J. Guttentag, Verlagsbuch⸗ 
handlung, G. m. b. H. Gebd. Mk. 8.—. 

Die Anlage dieſer ausgezeichneten Herausgabe iſt 
unverändert geblieben. Bei der Beliebtheit, die ſie 
genießt, wird es nicht erforderlich ſein, ihre Vorzüge 
nochmals hervorzuheben. 


Neichsgeſetz, betreffend die Schlachtvieh⸗ und Fleiſchbeſchan. 
Vom 3. Juni 1900. Textausgabe mit Ausführungs⸗ 
vorſchriften, Einleitung und Sachregiſter. (Revidierte 
und ergänzte Ausgabe.) 277 S. Ansbach 1913, Ver⸗ 
lag von C. Brügel & Sohn. Mk. 1.50. 


Das Büchlein bietet eine überſichtliche Zuſammen⸗ 
ſtellung des Geſetzestextes und der Ausführungserlaſſe 
bis Schluß des Jahres 1912; es empfiehlt ſich durch 
ſeine Handlichkeit. — — 2g — — 


Geſetzgebung und Verwaltung. 


Das Geſetz betr. 1 des Militärſtrafgeſetz⸗ 
buchs vom 8. Auguſt 1913 wird in Nr. 50 des RGBl. 
(ausgegeben am 9. Auguſt 1913) auf S. 621 veröffent⸗ 
licht. Gemäß Art. 2 RV. iſt es am 23. Auguſt 1913 in 
Kraft getreten. Es beſchränkt ſich darauf, bei einigen 
ſtrafbaren Handlungen eine mildere Beſtrafung „minder 
ſchwerer Fälle“ zuzulaſſen, ſoferne die Tat nicht im 
Felde begangen iſt. Es ſind das die Verfehlungen 
gegen 8 100 (Aufwiegelung), 88 106, 107, 110 (Auf⸗ 
ruhr). Ferner wird der Strafrahmen im Falle des 
8 109 Abſ. 2 (Beſtrafung der Anſtifter und Rädels⸗ 
führer beim Aufruhr, wenn die Beteiligten zur Ordnung 
zurückgekehrt ſind) nach unten erweitert; die Mindeſt⸗ 
ſtrafe beträgt künftig ein Jahr Gefängnis oder Feſtungs⸗ 
haft. Für die Uebergangszeit iſt § 2 Abſ. 2 StGB. 
i. V. mit 82 Mil StGB. zu beachten. 

Es iſt ſchon in der Tagespreſſe darauf hingewieſen 
worden, daß das vom Reichstag etwas überſtürzt be⸗ 
ſchloſſene Geſetz praktiſch keine große Bedeutung haben 
wird, es bringt aber auch ſeltſame Unſtimmigkeiten in 
das Mil StGB., wie das bei ſolchen Flickwerken zumeiſt 
der Fall iſt. So beträgt jetzt die geſetzliche Mindeſtſtrafe 
bei tätlichem Vergreifen an einem Vorgeſetzten (8 97 
Mil StGB.) in minder ſchweren Fällen ein Jahr Gefäng⸗ 
nis, dagegen bei dem weit ſchwereren und gefährlicheren 
Vergehen des Aufruhrs (8 106) nur ſechs Monate 
Gefängnis. Daß die Antragſteller im Reichstag dieſen 
Widerſpruch nicht beachtet oder ihm keine Bedeutung 
beigelegt haben, iſt um ſo auffälliger, als der Reichs⸗ 
tag ſchon einmal am 6. Mai 1904 einem Antrag zu⸗ 
geſtimmt hat, der eine Herabſetzung der Mindeſtſtrafen 
im 8 97 Mil StGB. anregte. 
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Die Bekanntmachung vom 23. Auguſt d. 38., die 
Bildung der Schöffengerichte und der Schwurgerichte und 
die Vorbereitung der Schwurgerichtsſitzungen betreffend 
(JBl. S. 193), bringt nur wenige fachliche Neuerungen. 
Verſchiedene Anordnungen, die ſich bisher das Staats— 
miniſterium der Juſtiz vorbehalten hatte, werden den 
Oberlandesgerichtspräſidenten übertragen, nämlich die 
Feſtſetzung der Zahl der Sitzungstage der Schöffengerichte 
und der Zahl der Haupt- und Hilfsſchöffen ſowie der Ge— 
ſchworenen und die Beſtimmung der Schwurgerichts— 
perioden. Damit wird wieder die Selbſtändigkeit der 
äußeren Behörden erhöht und die Geſchäftsführung vers 
einfacht. Ferner ordnet die Bekanntmachung an, daß 
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den Schöffen und Geſchworenen ein Leitfaden für den 
Schöffen⸗ und Geſchworenendienſt in die Hand gegeben 
wird und zwar den Haupt- und Hilfsſchöffen bei der 
Benachrichtigung von ihrer Wahl, den Geſchworenen 
bei ihrer Ladung zur Dienſtleiſtung. Schöffen, die 
noch im laufenden Jahre Dienſt zu leiſten haben, 
ſollen den Leitfaden alsbald erhalten. Der Leitfaden 
iſt von dem II. Staatsanwalt Sotier in München ver⸗ 
faßt. Er ſchildert in aller Kürze die Rechte und Pflichten 
des Schöffen und Geſchworenen ſowie die Verfaſſung 
der Gerichte, bei denen Laienrichter tätig werden und 
den Gang des Verfahrens vor ihnen. Anleitungen 
für die Löſung einzelner ſtrafrechtlicher oder prozeß⸗ 
rechtlicher Fragen gibt der Leitfaden nicht. Er wird 
den Gerichten von der Bibliothekverwaltung des 
Staatsminiſteriums der Juſtiz geliefert. 

Die Hauptbedeutung der Bekanntmachung vom 
23. Auguſt d. Js. liegt darin, daß ſie Vorſchriften, die 
bisher in 18 Bekanntmachungen zerſtreut waren, über⸗ 
ſichtlich zuſammenfaßt und damit den Beamten, welche 
die Vorſchriften zu vollziehen haben, viel Zeit und 
Mühe erſpart. 
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Die Eutſchädigung der Schöffen und Geſchworenen 
fowie der Bertranensmänner des Aus ſchuſſes für die 
Wahl der Schöffen und Geſchworenen. Die auf S. 344 
dieſer Zeitſchrift geſchilderte Aenderung der Vorſchriften 
über die Entſchädigung der Schöffen und Geſchworenen 
gab dazu Anlaß, daß auch die Entſchädigung der Ver⸗ 
trauensmänner des nach $ 40 GVG. gebildeten Aus⸗ 
ſchuſſes neu geregelt wurde. Die Vertrauensmänner 
erhalten nach wie vor nur Vergütung der Reiſekoſten 
(GVG. 8 55). Dieſe Vergütung iſt aber nach der VO. 
vom 18. zu d. Is. (GVBl. S. 497) ebenſo zu be» 
meſſen wie bei den Schöffen und Geſchworenen. 

Die Vollzugsvorſchriften zu dieſer Verordnung wie 
auch zu dem Geſetz, betreffend die Entſchädigung der 
Schöffen und Geſchworenen, vom 29. Juli d. Js. (RGBl. 
S. 617) und zu der Bundesratsverordnung, betreffend 
die Tagegelder und Reiſekoſten der Schöffen und Ge⸗ 
ſchworenen (Reichskanzlerbekanntmachung vom 2. Auguſt 
d. Is., RGBl. S. 618) enthält die Bekanntmachung der 
Staatsminiſterien der Juſtiz und der Finanzen vom 
18. Auguſt d. Is. (JMBl. S. 185). Danach hat die 
Entſchädigung der Schöffen und der Vertrauensmänner 
der Gerichtsſchreiber des Amtsgerichts, die Entſchädi⸗ 
gung der Geſchworenen der Gerichtsſchreiber des Land⸗ 
gerichts, bei dem das Schwurgericht zuſammentritt, zu 
berechnen. Die Entſchädigung wird den Schöffen vom 
Vorſitzenden des Schöffengerichts, den Vertrauens— 
männern vom Vorſitzenden des Ausſchuſſes, den Ge⸗ 
ſchworenen vom Vorſitzenden des Schwurgerichts und, 
wenn dieſer ausnahmsweiſe zuvor ſchon ſeine Tätig⸗ 
keit beendet haben ſollte, vom Vorſitzenden der Straf⸗ 
kammer des Landgerichts zur Zahlung angewieſen. Will 
ein Schöffe, Geſchworener oder Vertrauensmann an 
Stelle des Pauſchbetrags Erſatz der ihm wirklich er: 
wachſenen Reiſekoſten erhalten, ſo muß er ſeine Aus⸗ 
lagen beſonders anmelden. Die Zahlungsanweiſungen 
ſind den Schöffen, Geſchworenen und Vertrauensmännern 
in der Regel bei oder kurz vor Beendigung ihrer Dienſt— 
leiſtung auszuhändigen. Die angewieſenen Beträge hat 
der Gerichtsſchreiber ſofort gegen Rückgabe der Zahlungs— 
anweiſung und gegen Quittung auszuzahlen und mit 
dem Rentamt zu verrechnen. Die Auszahlungen hat 
er in Verzeichniſſe einzutragen, die nach Ablauf des 
Monats abzuſchließen und mit den Belegen dem Rent— 
amt zu überſenden ſind. Den Vorſitzenden der Schwur— 
gerichte iſt es zur Pflicht gemacht, die Geſchworenen, 
ſoweit erforderlich, über die Vorſchriften zu belehren, 
die für ihre Entſchädigung gelten, und dafür zu ſorgen, 
daß im Beratungszimmer der Geſchworenen eine Zu— 
ſammenſtellung der Vorſchriften aufliegt. 

Darüber, welcher Weg einzuſchlagen iſt, wenn ein 
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Schöffe, Geſchworener oder Vertrauens mann eine höhere 
als die feſtgeſetzte Entſchädigung oder ein Vertrauens⸗ 
mann, dem eine Entſchädigung verſagt wurde, eine 
ſolche beanſpruchen will, ſind Vorſchriften nicht ge⸗ 
troffen. Da es ſich um öffentlich⸗rechtliche Anſprüche 
handelt, iſt der Rechtsweg verſchloſſen. Auch ein Rechts⸗ 
mittel ſteht dem Schöffen, Geſchworenen oder Ver⸗ 
trauensmann nicht zur Verfügung. Er iſt deshalb 
wohl darauf angewieſen, Gegenvorſtellung zu erheben. 
3088 


Die Auslieferung aus der Panamakanalzone iſt nach 
der Bek. vom 14. Juni d. 38. (JM Bl. S. 80) eine Aus⸗ 
lieferung aus den Vereinigten Staaten von Amerika 
und daher bei deren Regierung auf Grund des baye⸗ 
riſch⸗amerikaniſchen Auslieferungsvertrags zu bean⸗ 
tragen. Panama war früher ein Gliedſtaat des Bundes⸗ 
ſtaats Kolumbien; § 36 der Bek. vom 28. Dezember 
1908 (JMBl. 1909 S. 2) galt daher auch für Panama. 
Nachdem es dann 1903 ein ſelbſtändiger Freiſtaat ge⸗ 
worden war, kündigte es den deutſch⸗kolumbiſchen 
Freundſchafts vertrag, Be Art. 23 ſich auf die Aus⸗ 
lieferung bezieht. Der Vertrag trat infolgedeſſen im 
Verhältniſſe zu Panama am 9. Juli 1913 außer Kraft 
(Bek. v. 25. Januar 1913, IM Bl. S. 4). Seitdem ge⸗ 
hört Panama zu den Staaten, mit denen kein Aus⸗ 
lieferungsvertrag beſteht. Die Panamakanalzone jedoch 
gilt für den Auslieferungsverkehr nicht als Gebiet 
von Panama, ſondern als amerikaniſches Gebiet. Die 
Vereinigten Staaten von Amerika haben ſich nämlich 
in dem Vertrag vom 18. November 1903 von Panama 
die Quaſiſouveränität über die Zone („Panamakanal⸗ 
zone“) einräumen laſſen, die ſich — kurz gefaßt — in 
der Breite von je fünf Meilen von der Kanalmittellinie 
uferwärts, dem Kanal folgend, von Meer zu Meer er⸗ 
ſtreckt; ausgenommen ſind die Städte Panama und 
Colon. Die in der Bek. vom 14. Juni 1913 erwähnte 
Panama Canal Act 1912 iſt das amerikaniſche Aus⸗ 
führungsgeſetz zu dem Vertrage vom 18. November 1903. 
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Der Fahndungsverkehr zwiſchen dem Reiche und 
Schweden iſt nun ebenfalls!) durch eine Vereinbarung 
vereinfacht worden, wonach die Fahndungserſuchen un— 
mittelbar an die Redaktionen der beiderſeitigen Fahn— 
dungsblätter zu richten ſind. Das Nähere enthält die 


Bek. vom 26. Juni d. Js. (JM Bl. S. 81). 
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Die Koſten der Unterbringung und der Verpflegung 
der Gefangenen in den Stralanffalten und Gerichtsge⸗ 
fängniſſen ſind durch die Kgl. Verordnung vom 26. Juli 
d. Js. (GVBl. S. 433 ff.) neu geregelt worden. Die 
allgemeine Teuerung hat den Staat gezwungen, die 
Koſten, die bisher in den Strafanſtalten und Gerichts— 
gefängniſſen für den Kopf und den Tag eine Mark be— 
trugen, auf eine Mark und dreißig Pfennig zu erhöhen. 
Auch die Gefangenen können jetzt alſo über die Teue— 
rung klagen. Der neu feſtgeſetzte Betrag wird erhoben 
ſowohl in allen Fällen, in denen Freiheitsſtrafen (Zucht— 
haus-, Gefängnis-„Haftſtrafen, die von den Zivilbehörden 
zu vollziehenden Strafen des gelinden, mittleren und 
ſtrengen Arreſts) vollſtreckt werden, als auch in allen 
anderen Fällen der Haft, alſo in den Fällen der Unter— 
ſuchungshaft, der Zwangs- und Sicherheitshaft, der 
Polizeihaft und gegenüber Schubgefangenen (vgl. S8 2 
bis 4 der Haus-O. für die Gerichtsgefängniſſe). Der 
Tag des Eintritts wird für voll gerechnet, der Tag 
des Austritts bleibt außer Anſatz. Iſt ein Schub— 


1) Vgl. IM Bl. 1910 S. 53 (Frankreich), 1912 S 168 (Belgien), 
1913 S. 9 (Danemark). 


Eigentum von J. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier) München und Berlin. 
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gefangener weniger als 24 Stunden in einem Gerichts⸗ 
gefängnis, ſo werden für Uebernachten und Mittagskoſt 
je fünfzig Pfennig erhoben. Gefangene, die ſich ſelbſt 
beföftigen, zahlen die Hälfte, alfo 65 Pfennig für den 
Tag. Wird ein Gefangener in einer von der Straf: 
anſtalt oder dem Gerichtsgefängnis getrennten Heil⸗ 
anſtalt untergebracht, ſo hat er die Auslagen zu zahlen, 
die der Staatskaſſe erwachſen; zunächſt trägt allerdings 
die Koſten der Staat. Hierbei wird vorausgeſetzt, daß 
die Strafvollſtreckung nicht unterbrochen wurde. Die 
Verordnungen vom 3. Dezember 1881, die Koſten der 
Haft und der Vollſtreckung von Gefängnisſtrafen in 
den Gerichtsgefängniſſen betreffend (GBl. S. 1331) 
und die Verordnung vom 18. Dezember 1894, die Be- 
rechnung der Verpflegskoſtenrückerſätze bei den Straf⸗ 
anſtaltsverwaltungen betreffend (GBl. S. 613), find 
aufgehoben. 
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Mitteilung. 


Hauptverſammlung des Verbandes der dentſchen 
U und unparteiiſchen Nechtsauskunftſtellen 
1913 in Nürnberg. Die Hauptverſammlung des Ber: 
bandes iſt auf den 10.— 11. Oktober feſtgeſetzt. Die 
Verſammlung findet nur in zweijährigen Zwiſchen⸗ 
räumen ſtatt und weiſt darum regelmäßig ein reich⸗ 
haltiges und bedeutſames Programm auf. An erſter 
Stelle ſteht heuer das Thema „Die gemeinnützigen 
Rechtsauskunftſtellen im Dienſte der modernen Rechts⸗ 
entwickelung“. Profeſſor Dr. Max Rumpf und Gerichts⸗ 
aſſeſſor Dr. Hüttner, Eſſen, haben das Referat über⸗ 
nommen. Weiter ſteht das Thema „Die gemeinnützige 
Rechtsauskunft des Auslandes“ zur Verhandlung. Der 
Vorſitzende der Verbandes, Oberbürgermeiſter Kaiſer, 
Neukölln, wird Bericht erſtatten. Wiederholt ſind 
Stimmen des Auslandes laut geworden, die den großen 
Vorſprung Deutſchlands auf dem Gebiete der gemein⸗ 
nützigen Rechtsauskunft anerkannt haben. Was aber 
an Leiſtungen und Anſätzen auf dieſem Gebiete in außer⸗ 
deutſchen Ländern vorhanden iſt, darüber beſteht noch 
keineswegs Klarheit. Die vom Verband der Rechts⸗ 
auskunftſtellen angeſtellten Ermittelungen haben be⸗ 
merkenswerte Ergebniſſe gezeitigt, die in dem Vortrage 
des Verbandsvorſitzenden dargelegt werden ſollen. 
Drittes Hauptthema iſt „Die Bedeutung der gemein⸗ 
nützigen Rechtsauskunft für den Rechtsfrieden“. Als 
gemein iſt die Ueberzeugung, daß unſer Prozeßverfahren 
für den Bagatellprozeß durchaus ungeeignet iſt. An⸗ 
dererſeits zeigen die Jahresberichte der gemeinnützigen 
Rechtsauskunftſtellen, wie gerade dieſe Stellen in wach⸗ 
ſender Zahl Streitſachen ſchnell und koſtenlos erle⸗ 
digen und dadurch langwierige und koſtſpiel ige Pro⸗ 
zeſſe erſparen. Mit den Verhandlungen über dieſen 
Punkt beginnt der Verband ſeine Stellungnahme zu 
den mit der Reform der ZPO. zuſammenhängenden 
Fragen. Das Referat über dieſes Thema haben die 
Herren Dr. Heinz Marr, Hamburg, Geſchäftsführer des 
Hamburger Volksheims, und Gewerberichter Dr. Lieb, 
München übernommen. Schließlich weiſt das Programm 
noch einen Vortrag über „Wege und Ziele der vom 
Verband gegründeten Zentralſtelle zur Bekämpfung 
der Schwindelfirmen“ auf. 

An die Hauptverſammlung wird ſich eine Ver⸗ 
walterkonferenz anſchließen, die für den Austauſch der 
Meinungen und Erfahrungen unter den Praktikern der 
gemeinnuͤtzigen Rechtsauskunft beſtimmt ift. 
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Eine Erinnerung an das bayeriſche Straf: 
geſetzbuch vom Jahre 1813. 
Von Landgerichtsrat H. Hümmer in München. 


Vor hundert Jahren, am 1. Oktober 1813 trat 
das Bayeriſche Strafgeſetzbuch in Kraft. Es löſte 
den im Jahre 1751 erlaſſenen Codex Juris Ba- 
varici Criminalis ab, deſſen Verfaſſer der Gelehrte 
und Staatsmann Freiherr von Kreitmaier war. 
Dieſer codex ſpiegelte noch deutlich die Anſchau⸗ 
ungen der Carolina wieder; insbeſondere ſuchte 
er die Verbrechen durch übermäßig harte Straf⸗ 
drohungen zu bekämpfen. Begreiflich! denn die 
vorhergegangenen langen und verderblichen Kriege 
hatten die Zahl der Verbrechen gewaltig geſteigert. 
Es darf daher nicht wundernehmen, daß auf viele 
Straftaten die Todesſtrafe und zum Teil grauſame 
Todesarten angedroht, die Tortur beibehalten und 
Verdachtsſtrafen zugelaſſen, daß die Beiziehung eines 
Verteidigers und die Rechtsmittel gegen das Straf⸗ 
urteil verſagt waren — kurz, wenn dieſes Geſetz⸗ 
buch alle Mängel an ſich trägt, welche den Straf⸗ 
geſetzbüchern jener Zeit durchweg eigen ſind. Der 
genannte codex war der erſte in Deutſchland, der 
15 sau der Carolina als ſubſidiäres Recht aus: 
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König Max Joſeph I. erkannte alsbald nach 
ſeinem Regierungsantritt die Notwendigkeit, die 
Geſetzgebung ſeines Landes den veränderten Zeitver⸗ 
hältniſſen anzupaſſen. Den unmittelbaren Anſtoß zur 
Neuordnung des Strafsrechts gab zu Anfang des 
19. Jahrhunderts die Einverleibung zahlreicher 
neuer Gebietsteile, welche alle ihre beſonderen Straf⸗ 
geſetze mitbrachten. Es wurde eine Kommiſſion 
eingeſetzt zur Ausarbeitung eines Entwurfes für 
ein neues Strafgeſetzbuch, das ſowohl das materielle 
Strafrecht als auch das Strafprozeßrecht enthalten 
ſollte. Ihr Vorſitzender war zuerſt der Würzburger 
Univerſitätsprofeſſor Dr. Kleinſchrod, dann der be⸗ 
rühmte Kriminaliſt Anſelm von Feuerbach. Dieſer 
verſtand es durch ſein überragendes juriſtiſches An⸗ 
ſehen, dem Entwurfe, der mit wenig Abänderungen 
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Geſetz wurde, feine ſtrafrechtlichen Anſchauungen 
aufzuprägen. Insbeſondere hat er darin die von 
ihm zuerſt wiſſenſchaftlich begründete ſog. pſycholo⸗ 
giſche Zwangstheorie, eine Art der relativen Straf⸗ 
rechtstheorien, rückſichtslos durchgeführt. Sie will 
alle Menſchen als mögliche Verbrecher von der 
Begehung von Straftaten abſchrecken; der Wille 
ſoll durch ſtrenge Strafdrohungen pſpchologiſchen 
Zwang erleiden und dadurch ſoll das Verbrechen 
unterbleiben; je ſtärker der ſinnliche Antrieb, deſto 
kräftiger muß der pſychologiſche Zwang d. i. das 
anzudrohende Strafübel ſein. Daraus erklären 
ſich auch die harten Strafen dieſes Geſetzbuchs, ins⸗ 
beſondere gegen den Diebſtahl. 

Das Promulgations⸗Edikt iſt datiert vom 
16. Mai 1818. Es enthält auch den damals üb⸗ 
lichen „Geſetzesbefehl“, die Aufforderung an die 
Untertanen, das Geſetz mit willigem Gehorſam 
anzunehmen, und an die Richter, es pünktlich und 
gewiſſenhaft anzuwenden. 

Aehnlich den Anmerkungen Kreitmaiers zum 
Bayeriſchen Landrecht wurden amtlich die „An⸗ 
merkungen zum Strafgeſetzbuch“ herausgegeben. Sie 
wurden nach den Beratungsprotokollen des geheimen 
Rates „mit gleicher Rückſicht auf Vollſtändigkeit 
und Praͤziſion“ bearbeitet. In der Einleitung iſt 
die Erwartung ausgeſprochen, daß dieſe An⸗ 
merkungen alle weiteren Kommentare überflüſſig 
machen würden, ja die letzteren wurden geradezu 
verboten. Die einfchlägige Vorſchrift iſt jo be 
merkenswert, daß fie hier im Wortlaut folgen möge: 

„Wir weiſen euch an, in allen Punkten, wo 
es auf die Erläuterung des Strafgeſetzbuchs, auf 
den Sinn und den Grund einer geſetzlichen Be⸗ 
ſtimmung und auf die Grundſätze zu deren An⸗ 
wendung ankommt, auf die Anmerkungen zurück⸗ 
zugehen und bei jedem allenfallſigen Anfrags⸗ 
berichte die einſchlagende Stelle der Anmerkungen 
ausdrücklich zu bemerken. Hierbei iſt es auch unſer 
ausdrücklicher Befehl, daß außer dieſer von uns 
ſelbſt angeordneten Darſtellung durchaus von keinem 
anderen Staatsdiener oder Privatgelehrten ein Kom: 
mentar über das Strafgeſetzbuch in Druck gegeben 
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werde und daß ſich die Gerichte in Behandlung 
und Beurteilung der Strafſachen, ſodann die Lehrer 
unſerer Landesuniverſitäten in ihren Lehrvorträgen 
ausſchließend an den Text des Geſetzbuchs mit Be⸗ 
nützung der Anmerkungen halten, damit das Straf: 
geſetzbuch in allen Teilen unſeres Königreichs in 
gleichem Geiſte und nach dem, was wir zu ver⸗ 
ordnen und zu erläutern für gut beſunden haben, 
angewendet und gelehret werde.“ 

Hier zeigt ſich eine überraſchende Parallele 
zu den neuzeitlichen Beſtrebungen auf Errichtung 
eines oberſten Gerichtshofs für bindende Geſetzes⸗ 
auslegung. Auf der anderen Seite aber hatte der 
damalige Geſetzgeber für die heute ſo hoch gehaltene 
Unabhängigkeit der Richter kein Verſtändnis, da 
er ſie anwies, den Sinn der geſetzlichen Beſtim⸗ 
mungen ausſchließend aus den amtlichen An⸗ 
merkungen zu erforſchen. Ebenſowenig erkannte er 
die Lehrfreiheit der Univerſitätsprofeſſoren an; der 
Grundſatz der freien wiſſenſchaftlichen Forſchung 
mußte gegenüber der Furcht vor einer ungleich⸗ 
heitlichen Anwendung des Strafgeſetzes zurücktreten. 
Derartige Vorſchriften begreifen ſich aus den da⸗ 
maligen politiſchen und rechtlichen Zeitverhältniſſen 
heraus. Die deutſchen Strafgeſetze hatten ſich wegen 
ihrer übermäßigen Strenge überlebt und die Rechts⸗ 
wiſſenſchaft arbeitete allenthalben auf ihre Ver⸗ 
beſſerung hin. Dadurch entſtanden aber ſchwere 
Gefahren für die Rechtsanwendung. Um nicht die 
groͤßenteils unzweckmäßigen Geſetze anwenden zu 
müſſen, verhängten die Richter an Stelle der ge: 
ſetzlich angedrohten Strafen willkürlich ſolche, die 
ihnen im einzelnen Falle angemeſſen erſchienen. 
Dabei wirkten die Aufklärungsideen der franzö— 
ſiſchen Philoſophen und eingebildete Menſchlichkeit 
gegen den Verbrecher mit, während die Anforde: 
rungen der Gerechtigkeit und die Sicherheit der 
Bevölkerung nicht genügend gewürdigt wurden. 
Insbeſondere trat vielfach das Beſtreben hervor, 
das Verbrechen mit einer möglichſt geringen Straſe 
zu belegen, eine Erſcheinung, die ſich auch in der 
gegenwärtigen Strafrechtſprechung gelegentlich wahr⸗ 
nehmen läßt. 

Das bayeriſche Strafgeſetzbuch wurde bei ſeinem 
Erſcheinen von allen Seiten außerordentlich hoch 
geſchätzt. In der Tat zeichnet es ſich aus durch 
die Beſtimmtheit und Vollſtändigkeit in der Be: 
handlung der allgemeinen Lehren; die Tatbeſtände 
der einzelnen Straftaten — es enthält nur Ver— 
brechen und Vergehen, während die Uebertretungen 
wegen ihrer Mannigfaltigkeit damals nicht kodi— 
fiziert wurden — ſind meiſterhaft gezeichnet; die 
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pſychologiſche Zwangstheorie iſt bis in die Einzel- 


heiten ſtreng durchgefuhrt. Seine Nachteile be— 
ſtehen in der allzu lehrbuchmäßigen Haltung, in 
der ſtark überwuchernden Kaſuiſtik und in der 
übertriebenen Strenge der Strafdrohungen. 


Der materielle Teil des Strafgeſetzbuchs von 


1813 wurde durch das bahyeriſche Strafgeſetzbuch 
vom 10. November 1861 aufgehoben; nur die 
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Anwendbarkeit des Standrechts wegen Aufruhrz 
2. Grades (Teil I Art. 319) blieb aufrecht, bis 
das Ausführungs G. z. RStPO. in Art. 3 Nr. 12 
an Stelle dieſes Aufruhrs die dort aufgeführten 
Straftaten des Reichsſtrafgeſetzbuchs ſetzte. 

Der prozeſſuale Teil trat in der Hauptſache 
durch das Strafprozeßgeſetz vom Jahre 1848 außer 
Wirkſamkeit. Nur das Standrecht blieb von der 
Reichsſtraſprozeßordnung unberührt infolge des 
Vorbehaltes im 8 16 RGVG. Daher wurden 
die einſchlaͤgigen Art. 441 —456 des II. Teiles 
des Strafgeſetzbuchs von 1813 durch Art. 2 des 
bayer. Ausführungs G. z. RStPO. ausdrücklich auj⸗ 
rechterhalten. Sie beſtehen jetzt noch zu Recht 
mit den Abänderungen, welche das Geſetz vom 
5. November 1912 über den Kriegszuſtand ge: 
bracht hat. 


Die Gebührenpflichtigkeit des Verweisung 
beſchluſſes des § 697 380. 


Von Landgerichtsrat Gerſtlaner in Augsburg. 


Eine der brennendſten Streitfragen, die das 
Gerichtskoſtengeſetz gezeitigt, iſt die, ob der Ber: 
weiſungsbeſchluß des $ 697 ZPO. nach 8 26 GRG. 
gebührenpflichtig iſt und zwar auch dann, wenn 
der Antrag auf Verweiſung ſchon in dem Geſuche 
um Erlaſſung des Zahlungsbefehls geſtellt oder 
mit dem Widerſpruche verbunden, und der Ber: 
weiſungsbeſchluß ohne mündliche Verhandlung er 
laſſen worden iſt, ſowie wenn der Gläubiger ſelbf 
in der mündlichen Verhandlung den Verweiſungs⸗ 
antrag ſtellt. 

Wiederholt hat dieſe Frage die Inſtanzgerichte 
beſchäftigt. Sie iſt meiſt bejaht worden, meines 
Erachtens mit Unrecht. Von den einzelnen Be⸗ 
ſtimmungen des 8 26 a. a. O. können nur Nr.! 
und 2 in Betracht kommen. Darnach werden fünf 
Zehntel der Gebühr (33 18 —24) erhoben, wenn 
der „Akt“ ausſchließlich betrifft: 

1. prozeßhindernde Einreden (ZPO. 8 274); 
2. die Unzuſtändigkeit des Gerichtes, die Unzu⸗ 
läſſigkeit des Rechtsweges uſw., ſofern ſie von 

Amts wegen berückſichtigt find (GVG. § 17. 

3 PO. SS 40, 56). 

Das OLG. Köln hat in einem Beſchluſſe vom 
14. März 1912, abgedruckt in der Zeitſchrift für 
Deutſche Juſtizſekretäre, Jahrg. 1912 S. 98 aus⸗ 
geſprochen, daß ein Beſchluß nach § 697 ZPO. 
der Beſteuerung nach $ 26 Nr. 1 GKG. auch dann 
unterliege, wenn der Antrag ſchon im Geſuch um 
Erlaſſung des Zahlungsbefehls geſtellt oder mit 
dem Widerſpruche verbunden und der Verweiſungs— 
beſchluß ohne vorgängige mündliche Verhandlung 
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erlaſſen worden ſei, weil ſich ein ſolcher Antrag 
als prozeßhindernde Einrede darſtelle. 

Eine ſolche Auslegung iſt doch zu gewagt und 
mit den anerkannten Auslegungsregeln nicht mehr 
in Einklang zu bringen. Eine eingehendere Wider⸗ 
legung dürfte daher nicht veranlaßt fein. 

Dagegen wird die Erhebung der /1o Gebühr 
allgemein auf 8 26 Nr. 2 a. a. O. geſtützt, weil 
der Verweiſungsbeſchluß die Unzuſtändigkeit des 
Gerichtes betreffe. 

Aber auch mit dieſer Geſetzesſtelle kann die 
Erhebung der Gebühr nicht gerechtfertigt werden. — 

Die Beſtimmung des § 26 Nr. 2 GRG. nimmt 
ausdrücklich und zwar ſich ſelbſt einſchränkend Bezug 
auf 3 40 ZPO. Nach dieſem hat die Verein⸗ 
barung der Parteien, daß das unzuſtändige Ge⸗ 
richt zuſtändig werden ſolle, dann keine Wirkung, 
wenn fie ſich nicht auf ein beſtimmtes Rechtsver⸗ 
hältnis und die daraus entſpringenden Rechts⸗ 
ſtreitigkeiten bezieht. Nach ihm iſt ſie ſogar 
unzuläſſig, wenn der Rechtsſtreit andere als ver⸗ 
mögensrechtliche Anſprüche betrifft, oder wenn für 
die Klage ein ausſchließlicher Gerichtsſtand be: 
gründet iſt. Es ſind alſo die Fälle der Rechts⸗ 
unwirkſamkeit und der Unzuläſſigkeit der Zuſtändig⸗ 
keitsvereinbarung. Immer wenn einer dieſer Fälle 
gegeben ift, hat das Gericht ſich für unzuſtändig 
zu erklären, auch wenn keine Partei es beantragt 
oder die Einrede der Unzuſtändigkeit vorſchützt, ja 
ſogar wenn die Parteien ſich widerſetzen. Dieſes 
Verfahren heißt in der Sprache des Prozeßrechtes: 
„von Amts wegen“. (Vgl. Gaupp⸗Stein § 38 I, 
Vorbem. IV zu § 12 und Vorbem. II, 2, d zu 8 128 
3PO.) 

Der Gegenſatz zur Unzuſtändigkeitserklärung 
von Amts wegen iſt die Unzuſtändigkeitserklärung 
auf Grund einer prozeßhindernden Einrede oder auf 
Antrag einer Partei und dieſe iſt nur in den 
Fällen möglich, in denen an ſich die Parteien die 
Zuſtändigkeit eines unzuſtändigen Gerichtes verein⸗ 
baren können. 

Der Begriff „von Amts wegen“ bildet daher 
den Gegenſatz zum Begriff „auf Parteiantrag“. 
Das find feſtſtehende Begriffe des Prozeßrechts, 
die klar und unzweideutig und allgemein anerkannt 
find. In dieſem Sinne und nur in dieſem Sinne 
iſt der Ausdruck „von Amts wegen“ in § 26 Nr. 2 
GKG. zu nehmen, da ja auf die ZPO. verwieſen 
wird. Die Auslegung, die ihm Rittmann in 
ſeiner Abhandlung in der Zeitſchrift für D. Juſtiz⸗ 
ſekretäre gibt und in der er ſagt, das Gericht werde 
auch dann von Amts wegen tätig, wenn es zu 
ſeinem Vorgehen erſt einen Parteiantrag abwarten 
müſſe, widerſpricht dem Begriffe „von Amts wegen“ 
und iſt unhaltbar. Aus demſelben Grunde iſt 
auch die ganz ähnliche Deutung abzulehnen, die 
das OLG. München in einem Beſchluſſe des IV. Ziv.⸗ 
Sen. vom 27. Januar 1912 (Rſpr. OLG. Bd. 25 
S. 281) dem Ausdrucke „von Amts wegen“ in 
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§ 26 Nr. 2 GKG. gibt und mit der es den An⸗ 
ſatz der /1o Gebühr aus $ 26 a. a. O. zu recht⸗ 
fertigen ſucht. Ä 

Es iſt kein Zufall, es liegt kein Verſehen, keine 
Lücke vor, wenn das Geſetz bei $ 26 Nr. 2 a. a. O. 
nur den 8 40 ZPO. anführt, den 8 697 3PO. 
aber nicht erwähnt. Das iſt abſichtlich geſchehen, 
wie aus der Anführung des $ 697 ZPO. in $ 30 
GKG. gefolgert werden muß. Das Geſetz wollte 
den Fall des 8 697 ZPO. von der Gebühren: 
pflicht des $ 26 Nr. 2 GK G. ausnehmen und die 
Steuerpflicht nur auf den Fall beſchränken, daß 
es unter den Parteien zu einem Streit über die 
Zuſtändigkeit kommt, alſo eine prozeßhindernde Ein⸗ 
rede nach $ 274 ZPO. vorgeſchützt wird. Dann 
tritt eben die Gebührenpflicht nach 8 26 Nr. 1 
a. a. O. ein. An ſich ſollte alſo der Beſchluß 
nach $ 697 ZPO. gebührenfrei ſein. Die gegen⸗ 
teilige Anſicht iſt irrig und wird der Abſicht des 
Geſetzes nicht gerecht, ſondern ſtellt ſich bloß auf 
einen einſeitigen fiskaliſchen Standpunkt, der im 
GKG., wie den Motiven zu $ 1 GKG. zu ent: 
nehmen iſt, nichts zu ſuchen hat. 

Dafür, daß der Beſchluß nach 8 697 GKG. 
gebührenfrei iſt, hat ſich auch das OLG. Stettin 
ausgefprochen. (Vgl. OL GRſpr. Bd. 25 S. 144). 
Es darf jedoch nicht verkannt werden, daß die 
entgegengeſetzte Rechtsauffaſſung in der Rechtslehre 
und in der Rechtſprechung zahlreiche und zum 
Teil gewichtige Vertreter gefunden hat. (So Gaupp⸗ 
Stein, Komm. z. ZPO., 10 Aufl. 88 697 und 505 
VIII, Neukamp 93 607 und 505, Rittmann, GKG. 
8 30 Anm. 6, § 26 Anm. 8, Poörſchel, GRG. 
8 26 Anm. 17, Pfafferoth. GKG. 8 26 Ziff. 2 
Anm. (bezüglich $ 506 ZPO.). Dann die Urteile 
der OLG. Karlsruhe, OLG. Rſpr. Bd. 17 S. 218, 
Darmſtadt ebendort Bd. 23 S. 202, München 
ebendort Bd. 25 S. 281, Braunſchweig, Zeitſchr. 
f. D. Juſtiz⸗Sekr. 1910 S. 191, Köln ebenda 
Jahrg. 1912 S. 98.) 

Allein alle dieſe Entſcheidungen fußen mehr 
oder minder auf der bekannten Entſcheidung des 
RG. IV. 35. vom 29. September 1892 Bd. 30 
S. 330 ff. In dieſer iſt ausgeſprochen, daß ein 
Verweiſungsurteil nach 8 467 ZPO. a. F. keine 
prozeßleitende Entſcheidung im Sinne des $ 47 
Nr. 1 GͤG., ſondern eine Entſcheidung in der 
Sache ſelbſt ſei, die der Berufung unterliege und 
der Rechtskraft fähig ſei und daß man für eine 
ſolche Sachentſcheidung zwar nicht die volle Ge⸗ 
bühr des 8 18 Nr. 3 GKG., ſondern in analoger 
Anwendung der Grundſätze des 3 26 Nr. 2 GKG. 
nur die ¼1o Gebühr des 8 26 a. a. O. anzu⸗ 
ſetzen habe. 

Es kann bezweifelt werden, ob das RG. mit 
dieſer Entſcheidung der Abſicht des Geſetzes gerecht 
geworden iſt. Denn es iſt nicht anzunehmen, daß 
das GKG. den § 467 3PO. a. F., auch wenn 
es über ihn ſchwieg, überſehen und dadurch eine 
Lücke gelaſſen hat, die nach den Regeln der Ana⸗ 
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Durch die Beſteuerung des Verweiſungsbe⸗ 
ſchluſſes mit der /1o Gebühr des 8 26 GKG. 
wird aber das Mahnverfahren erheblich verteuert. 
Folgendes Beiſpiel zeigt die ganze Widerſinnigkeit 
der Beſteuerung. 

Ein Gläubiger erwirkt wegen einer Forde 
rung von 5000 M beim Amtsgericht einen Zah⸗ 
lungsbefehl und beantragt für den Fall des Wider⸗ 
ſpruchs die Verweiſung. Der Zahlungsbefehl wird 
erlaſſen und nach 88 37 J und 8 GKG. mit 14.80 M 
beſteuert. Der Schuldner erhebt Widerſpruch und 
das Amtsgericht erklärt ſich ohne mündliche Ver⸗ 
handlung für unzuſtändig und verweiſt. Für den 
Verweiſungsbeſchluß hat der Gläubiger nach der 
berrſchenden Anſicht die /1o Gebühr nach 8 28 
Nr. 2 GKG. mit 37 M zu bezahlen. Der Gläu⸗ 
biger einigt ſich aber mit ſeinem Schuldner und 
die Sache gelangt gar nicht an das Landgericht. 

Es wird alſo in das Mahnverfahren eine 
ſchroffe Scheidung zwiſchen dem zur amtsgericht⸗ 
lichen Zuftändigfeit gehörigen und dem zur land— 
gerichtlichen Zuſtändigkeit gehörigen Anſpruch hinein⸗ 
getragen, die das Geſetz gar nicht will. 

Nun kommt noch folgendes hinzu: Hätte in 
dem angeführten Beiſpiel der Gläubiger in dem 
Geſuche um Erlaſſung des Zahlungsbeſehls den 
Verweiſungsantrag nicht geſtellt, dann wäre der 
Verweiſungsbeſchluß unterblieben und bei der Ge⸗ 
bühr von *ıo hätte es fein Bewenden gehabt. 
Weil er aber der Abſicht des Geſetzes, das Ver⸗ 
fahren möglichſt abzukürzen und zu vereinfachen, 
gemacht wurde, vor das Landgericht gehörte. Die vollſtändig gerecht ward und den Verweiſungs⸗ 
Novelle aber hat mit dem umſtändlichen Verfahren antrag mit dem Geſuche verband, muß er dafür 
gebrochen und dem 8 697 feine jetzige Geſtalt und ſtatt einer Gebühr von ¼0 eine ſolche von 10 
Faſſung gegeben, die fie dem § 506 (früher 467 bezahlen, er wird geradezu mit einer Fiskalſtrafe 
ZPO.) nachgebildet hat. In dem $ 506 ZPO. belegt. 
wurde aber bereits bei der Geſetzesänderung vom Die Auslegung, wie ſie die herrſchende Mei⸗ 
17. Mai 1898 mit dem umſtändlichen Verweiſungs- nung dem § 26 Nr. 2 GKG. bezüglich des Be: 
verfahren und dem Verweiſungsurteil aufgeräumt, ſchluſſes nach 8 697 ZPO. gibt, führt nach dem 
um das Verfahren zu vereinfachen. Mit der Geſagten zu einer Hemmung und Verkümmerung 
Herübernahme des Verweiſungsbeſchluſſes ſollte das des Mahnverfahrens und widerſpricht dem Zwecke 
Verfahren abgekürzt und im Falle des Wider: und dem Geiſte des Geſetzes. Dieſe aber find die 
ſpruches eine möglichſt einfache und billige Ueber: wichtigſten und vornehmſten Auslegungsbehelfe, 


logie auszufüllen geweſen wäre. Uebrigens ſteht 
in den Motiven, auf die das RG. früher aus: 
ſchlaggebendes Gewicht legte (Pfafferroth S. 29), 
mit klaren Worten: 


„Kommen nach der Zivilprozeßordnung Ge⸗ 
ſtaltungen des Verfahrens vor, welche unter keine 
Beſtimmung des Geſetzes ſubſumiert werden 
können, ſo bleibt noch nachzuweiſen, daß die 
Erhebung von Gebühren für dieſelben nicht unter⸗ 
bleiben darf. Denn ſoweit das Gebührengeſetz 
nichts beſtimmt, dürfen Gebühren nicht erhoben 
werden; das Uebergehen gewiſſer Vorkommniſſe 
des Verſahrens hat gerade dieſe Bedeutung.“ 


Damit iſt ausgedrückt, daß das GKG. nicht 
den Zweck hat, dem Fiskus eine möglichft ergiebige 
Steuerquelle zu erſchließen und es hat den Grund⸗ 
ſatz aufgeſtellt, daß im Zweifel keine Gebühr er⸗ 
hoben werden darf. 

Mochte aber dieſe Entſcheidung des RG. für 
das Verweiſungsurteil nach $ 467 ZPO. a. F. eine 
gewiſſe Berechtigung gehabt haben, ſo hat ſie, wie 
alle jpäteren Entſcheidungen, die auf ihr aufge⸗ 
baut worden ſind, durch die Novelle zur ZPO. 
vom Jahre 1909, alle Bedeutung verloren. 
(Skonietzki und Gelpke $ 505 Anm. 13.) Nach 
§ 697 ZPO. in der Faſſung vor der Novelle 
vom Jahre 1909 mußte ausdrücklich Klage beim 
zuſtändigen Landgerichte erhoben werden, wenn 
im Falle eines Widerſpruchs die Klage wegen 
eines Anſpruches, der im Mahnverfahren geltend 


leitung des Rechtsſtreites vom Mahnverfahren denen gegenüber die ſcholaſtiſchen Auslegungs⸗ 
in den ordentlichen Prozeß und vom Amtsgericht mittelchen nicht auſkommen können. 

ans Landgericht herbeigeführt werden. Darum Dabei muß noch beſonders hervorgehoben wer⸗ 
wurde durch 8 30 GKG. das Verfahren vor dem den, daß das GKG. durch die Neuformung des 
Amtsgerichte mit dem Verfahren vor dem Land- 5 30 GKG. mit der Zivilprozeßnovelle vom Jabre 
gerichte zu einer Einheit verſchmolzen. Alles das 1909 in Einklang gebracht worden iſt. Es iſt alſo 
geſchah, um die Landgerichte zu entlaſten und das nicht an dem, daß das Geſetz den Fall des $ 697 
Verfahren tunlichſt abzukürzen. Das Mahnverfahren ZOO. zu regeln überſehen hätte und daß nım: 
wurde von den geſetzgebenden Kräften und vom Geſetze mehr die Rechtſprechung wieder einmal mit Hilfe 
ſelbſt in außerordentlicher Weiſe begünſtigt. Sogar der Analogie eine Lücke ausfüllen müßte. 

die Anwälte wurden durch eine beſondere Geſtal- Immer wieder findet ſich in den oben an 
tung der Gebührenſaͤtze ermuntert, ſtatt zur Klage geführten obergerichtlichen Urteilen die Wendung, 
zum Mahnverfahren zu greifen. Das Geſetz tat der Verweiſungsbeſchluß nach $ 697 ZPO. könne 
alles, damit die Rechtsſuchenden möglichſt häufig vom nicht als eine prozeßleitende Verfügung angeſehen 
Mahnverfahren Gebrauch machen, auch in den werden, weil er nicht widerruflich ſei, er könne 
Fällen, die zur Zuſtändigkeit des Landgerichtes daher nur eine ſachliche Entſcheidung ſein und 
gehören. dieſe ſei nach $ 183 GKG. gebührenpflichtig. 


Es iſt noch gar nicht ausgemacht, daß der 
Begriff der prozeßleitenden Verfügung gerade das 
Merkmal der Widerruflichkeit enthalten muß. Allein 
der Streit darüber kann auf ſich beruhen. Denn 
wenn er auch keine prozeßleitende Verfügung iſt, 
ſo braucht er darum doch noch keine ſachliche Ent⸗ 
ſcheidung zu ſein, d. h. eine Entſcheidung in der 
Sache ſelbſt. Die Entſcheidung in der Sache ſetzt 
doch in der Regel voraus, daß über eine Sache 
Streit beſteht, auch wenn der Streit ſich nur auf 
Nebenpunkte wie die Zuſtändigkeit des Gerichts 
erſtreckt. Das ſagen die Motive zum Gerichtskoſten⸗ 
geſetz ausdrücklich. (Vgl. RGZ. Bd. 30 S. 330; 
Pfafferoth, 9. Aufl. S. 28.) 

Im Falle des § 697 ZPO. erklärt der Gläu⸗ 
biger oder der Schuldner, daß er den Rechtsſtreit 
vor dem zuſtändigen Gericht fortſetzen wolle. Der 
Gegner pflichtet bei und von einem Streit über 
die Zuftändigfeit kann keine Rede fein. 


Eine Entſcheidung zur Sache, wenn auch wie 
oben ausgeführt keine gebührenpflichtige, war 
ſicherlich das Verweiſungsurteil des 8 467 ZPO. 
a. F., nicht aber iſt es der Verweiſungsbeſchluß nach 
8 697 ZPO. Dieſer hat die allergrößte Aehn⸗ 
lichkeit mit einer Entſcheidung nach 88 103—107 
GG., durch die eine Kammer für Handelsſachen 
eine nicht vor ſie gehörige Sache an eine Zivil⸗ 
kammer verweiſt und umgekehrt. Denn wie die 
Kammer für Handelsſachen und die Zivilkammer 
in dem angezogenen Falle nur eine Inſtanz bilden, 
ſo bilden auch das Amtsgericht und das Land⸗ 
gericht im Falle des $ 697 ZPO. nur eine In: 
ſtanz. Ebenſo iſt in beiden Fällen die Einheit⸗ 
lichkeit des Verfahrens gegeben. Wenn man denn 
doch einmal nach Analogien ſucht, jo liegt doch 
nichts näher, als den Beſchluß des § 697 a. a. O. 
einer Entſcheidung nach 88 103 — 107 GVG. gleich: | 
zuſtellen. Dann aber ergibt ſich die Gebühren: 
freiheit gemäß § 47 Nr. 3 GKG. von ſelbſt. 

Daß die Beſtimmungen des § 47 GKG. keine 
analoge Anwendung vertrügen, wie man hie und 
da hört, iſt nicht richtig. Wie ſchon oben dar⸗ 
getan, darf im Zweifel keine Gebühr erhoben und 
muß gegen die Gebührenpflichtigkeit eines prozeß⸗ 
rechtlichen Gebildes entſchieden werden. Iſt alſo 
die Gebührenpflichtigkeit eines ſolchen zweifelhaften 
Gebildes zu prüfen, ſo hat man in erſter Linie 
zu ſehen, ob es nicht unter eine der Beſtimmungen 
des 8 47 GKG. fällt und für dieſe ſelbſt iſt 
gegebenenfalls die ausdehnende Auslegung das 
einzig Richtige. 

Man kommt alſo auf alle Fälle zu dem Er— 
gebnis, daß ein Verweiſungsbeſchluß nach § 697 
ZPO. einer Gebührenpflicht nach dem Gerichts: 
koſtengeſetze nicht unterliegt. 
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Das neue Reichs⸗ 
und Etaatsangehörigkeitsgeſetz. 


Von Dr. Franz Lang, rechtsk. Hilfsarbeiter im Staats⸗ 
miniſterium der Juſtiz in München. 


Nicht ſeinem Umfange, wohl aber ſeinem In⸗ 
halte nach iſt das neue, am 1. Januar 1914 in 
Kraft tretende Reichs⸗ und Staatsangehörigkeits⸗ 
geſetz eines der bedeutendſten Werke der Reichs⸗ 
geſetzgebung in den letzten Jahren. Iſt doch die 
Staatsangehörigkeit die Grundlage und Voraus⸗ 
ſetzung für eine Reihe wichtiger Rechte und Pflichten 
gegenüber dem Staate und beeinflußt doch die 
geſetzliche Regelung der Staatsangehörigkeit erheb⸗ 
lich die innere und aͤußere Politik eines Staates. 

Das bisherige und zurzeit noch geltende Bundes⸗ 
und Staatsangehörigkeitsgeſetz vom 1. Juni 1870 
ſollte, wie die Begründung zum Entwurfe des neuen 
Geſetzes hervorhebt, eine doppelte Aufgabe löſen: 
es ſollte „das bis dahin nur völkerrechtliche Ver⸗ 
hältnis der Angehörigen der im Norddeutſchen 
Bunde vereinigten Staaten in ein ſtaatsrechtliches 
verwandeln“ und es ſollte ferner „dem Auslande 
gegenüber ein gemeinſames Indigenat der Ange⸗ 
hörigen der in dem Bunde vereinigten Staaten 
ſchaffen“. Wie die Begründung ſelbſt eingeſteht, 
iſt der 2. Teil dieſer Aufgabe durch das Geſetz von 
1870 nur unvollkommen gelöſt worden. Dieſe 
Unvollkommenheit aber machte ſich in immer ſteigen⸗ 
derem Maße fühlbar, je mehr „mit dem Erſtarken 
des Reiches auch die nach außen gerichteten Be⸗ 
ziehungen der Reichsangehörigen in den Vorder⸗ 
grund getreten find” (Begr.). Das Geſetz genügte 
gar bald den veränderten Zeitverhältniſſen nicht mehr. 

Die Mängel des Geſetzes vom 1. Juni 1870 

wurden ſchon bald nach ſeinem Inkrafttreten er— 
kannt, beſonders die in 8 21 Abſ. 1 enthaltene Bor: 
ſchrift über den Verluſt der Staatsangehörigkeit 
durch zehnjährigen Aufenthalt im Ausland wurde 
allgemein mißbilligt. Durch die Berfäumung der 
Eintragung in die Konſulatsmatrikel, alſo durch 
die Außerachtlaſſung einer bloßen Form verloren 
viele Deutſche wider ihren Willen ihre Staats— 
angehörigkeit; denn in den meiſten Fällen wurde 
nur aus Saumſeligkeit oder Unkenntnis der Vor⸗ 
ſchriften die Eintragung unterlafſſen. Obwohl ſich 
aber die Fehler des Geſetzes ſchon bald nach ſeinem 
Inkrafttreten bemerkbar machten, dauerte es doch 
über 40 Jahre, bis ſie beſeitigt wurden. Die 
Schwierigkeiten, die ſich einer Verbeſſerung des 
Geſetzes entgegenſtellten, lagen darin, daß bei einer 
ſolchen wegen der Tragweite des Geſetzes wichtige 
ſtaatliche Intereſſen zu ſchützen waren. 

Das neue Reichs- und Staatsangehörigkeits⸗ 
geſetz verfolgt ein mehrfaches Ziel: die Mißſtände, 
die ſich bei der Anwendung des Geſetzes von 1870 
zeigten, ſollen beſeitigt werden; der Verluſt der 
inländiſchen Staatsangehörigkeit, die ſeit dem Empor: 
blühen des Reiches ein immer wertvolleres Gut 
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geworden iſt, ſoll erſchwert und die Wiederein⸗ 
bürgerung von ehemaligen Deutſchen ſoll erleichtert 
werden; endlich ſollen Grundſätze für die Aufnahme 
von Fremden geſchaffen werden. Durch die ganze 
Reform des Geſetzes aber zieht ſich der leitende 
Gedanke: Ohne Wehrgemeinſchaft keine Volks⸗ 
gemeinſchaft! Die mit dem neuen StAng®. gleich⸗ 
zeitig in Kraft tretenden Abänderungen des RMilG. 
= die Verwirklichung dieſes Leitſatzes ermög⸗ 
ichen. 

Das neue Geſetz zerfällt äußerlich in vier Ab⸗ 
ſchnitte; der 1. Abſchnitt enthält allgemeine Vor⸗ 
ſchriften, der 2. die Vorſchriften über die Staats⸗ 
angehörigkeit in einem Bundesſtaate, der 3. die 
Vorſchriften über die unmittelbare Reichsangehörig⸗ 
keit und der 4. Schlußbeſtimmungen. 

Die Ausdrucksweiſe des neuen Geſetzes weiſt 
gegenüber dem Geſetze von 1870 zunächſt die durch 
die veränderten Verhaͤltniſſe gebotenen Neuerungen 
auf. Es ſind die bisherigen Worte: „Bundes⸗ 
angehörigkeit“ durch „Reichsangehörigkeit“, „Nord⸗ 
deutſcher“ durch „Deutſcher“, „Bundesdienſt“ durch 
„Reichsdienſt“, „Bundespräſidium“ durch „Kaiſer“ 
erſetzt. Außerdem ſind mehrfach Beſtimmungen, 
die inhaltlich unverändert aus dem alten Geſetze 
übernommen wurden, der Ausdrucksweiſe der neueren 
Reichsgeſetze, beſonders des BGB. angepaßt worden. 


1. Abſchnitt: Allgemeine Vorſchriften. 


Nach dem neuen Geſetze iſt Deutſcher, wer die 
Staatsangehörigkeit in einem Bundesſtaat oder die 
unmittelbare Reichsangehörigkeit beſitzt (§ 1). Die 
Bezeichnung „Deutſcher“ iſt hier natürlich nur in 
rein ſtaatsrechtlicher, nicht in völkiſcher Bedeutung 
zu verſtehen. Juriſtiſche Perſonen beſitzen keine 
Staatsangehörigkeit, bei ihnen kann es ſich nur 
darum handeln, daß fie unter beſtimmten Voraus- 
ſetzungen als zum Reiche gehörig angeſehen werden 
und deshalb den Schutz des Reiches genießen. Dies 
iſt im allgemeinen bei ſolchen juriſtiſchen Perſonen 
der Fall, die ihren Sitz im Inlande haben, oder 
die ihren Sitz zwar im Ausland haben, ihre juri— 
ſtiſche Perſönlichkeit aber im Wege der Verleihung 
durch den Bundesrat erlangt haben. 

Bisher galt als Grundſatz, daß die Reichs— 
angehörigkeit nur mittelbar durch die Staatsan— 
gehörigkeit in einem Bundesſtaate erworben werden 
kann. Ausnahmsweiſe war es nach §9 des Schutz⸗ 
gebG. vom 11. September 1900 möglich, daß Aus: 
ländern, die ſich in einem Schutzgebiete nieder— 
gelaſſen hatten, oder Eingeborenen in einem 
Schutzgebiete die unmittelbare Reichsangehörigkeit 
verliehen wurde. An dieſem Grundſatze iſt nichts 
geändert, nur wurde die Ausnahme der unmittel— 
baren Reichsangehörigkeit durch das neue Geſetz 
erweitert und durch das StAngG.f ſelbſt geregelt. 
(S. III. Abſchnitt.) 


Die alte Streitfrage, ob Elſaß-Lothringen für! 


die Beſtimmungen über die Staatsangehörigkeit 
als Bundesſtaat anzuſehen iſt, iſt nunmehr geloſt: 
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Elſaß Lothringen gilt nach 8 2 Abſ. 1 St Ang. 
als Bundesſtaat i. S. dieſes Geſetzes (vgl. auch 
Art. 1 des Geſ. vom 31. Mai 1911 betr. die Verf. 
von Elſaß Lothringen). 


IT. Abſchnitt: Staatsangehörigkeit in einem Bundesſtaat. 


A. Der Erwerb der Staatsangehörigkeit. 


Die Erwerbsgründe der Staatsangehörigkeit in 
einem Bundesſtaat ſind die nämlichen geblieben, 
ſie find in $ 3 erſchöpfend aufgezählt. Die Staats⸗ 
angehörigkeit wird demnach erworben durch Ge⸗ 
burt, Legitimation, Eheſchließung, Aufnahme eines 
Deutſchen und Einbürgerung eines Auslaͤnders. 

I. Auch das neue Geſetz hat das Perſonal⸗ 
prinzip (ius sanguinis) aufrecht erhalten. Nich! 
durch Geburt im Inland, oder durch lange dauern⸗ 
den Aufenthalt oder Wohnſitz im Inland erwirbt 
man die Staalsangehörigkeit in einem Bundes: 
ſtaat, ſondern durch Abſtammung von einem 
Deutſchen, auch wenn die Geburt im Ausland er: 
folgt. Dabei erwirbt, wie bisher, das eheliche 
Kind die Staatsangehörigkeit des Vaters, das un⸗ 


eheliche Kind die Staatsangehörigkeit der Mutter. 
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Nur zugunften der Findelkinder läßt das Geſetz 
eine Ausnahme von dem jus sanguinis zu: es 
beſteht nach 8 4 Abſ. 2 die widerlegbare Vermutung, 
daß ein in dem Gebiete eines Bundesſtaates auf⸗ 
gefundenes Kind von einem Angehörigen dieſes 
Bundesſtaates abſtammt. Die Meinungsverſchieden⸗ 
heit über die Staatsangehörigkeit der Findelkinder 
machte dieſe geſetzliche Regelung notwendig. Auch 
die Geſetze anderer Staaten, z. B. Italiens, Frank⸗ 
reichs, Belgiens, Dänemarks uſw. enthalten aͤhn⸗ 
liche Beſtimmungen. j 

II. Wird ein uneheliches Kind von einem 
Deutſchen legitimiert, ſo erwirbt es damit die 
Staatsangehörigkeit des Vaters, wenn es ſie nicht 
ſchon hat. Die Legitimation muß aber, wie das 
Geſetz ſagt, „nach deutſchen Geſetzen wirkſam ſein“. 
Dieſe Beſtimmung in Verbindung mit Art. 22 
EG. BGB. will klarſtellen, daß nur eine Legiti— 
mation durch nachfolgende Ehe (§§ 1719 ff. BGB.) 
oder durch Ehelichkeitserklärung (SI 1723 ff. BGB.) 
den Erwerb der Staatsangehörigkeit bewirken kann. 
Für die Gültigkeit der Legitimation kommt alſo 
nur deutſches Recht in Betracht, für die Frage 
aber, ob auch die einzelnen Vorausſetzungen erfüllt 
ſind, die das deutſche Recht für eine wirkſame 
Legitimation aufſtellt (z. B. die Gültigkeit einer 
im Ausland geſchloſſenen Ehe), auch die deutſchen 
Kolliſionsnormen, beſonders Ark. 11 und 13 EG. 
BGB. 

III. Durch die Eheſchließung erwirbt die Frau 
gleichfalls wie bisher die Staatsangehörigkeit des 
Mannes und zwar ohne ihre Zuſtimmung kraft 
Geſetzes. Vorſchläge, die die Frau vor dieſem 
„automatiſchen“ Erwerb der Staatsangehörigkeit 
bewahren wollten, wurden nicht Geſetz, denn »es 
iſt ein Grundſatz der geſamten Kulturwelt, daß 
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die Frau die Staatsangehörigkeit des Mannes 
teilt; aus Gründen des innerſtaatlichen und inter⸗ 
nationalen Rechtes iſt es im allgemeinen uner⸗ 
wünſcht, daß die zwei Ehegatten verſchiedene Staats⸗ 
angehörigkeiten beſitzen“ (Bericht der 6. Kommiſſion 
des Reichstags S. 5). Die unehelichen Kinder der 
Frau ſowie bei Wiederverheiratung ihre Kinder 
aus früherer Ehe erwerben jedoch die Staats⸗ 
angehörigkeit des Mannes durch die bloße Ehe⸗ 
ſchließung der Mutter auch dann nicht, wenn der 
Mutter die geſetzliche Vertretung dieſer Kinder 
kraft elterlicher Gewalt zuſteht, denn § 12 Abſ. 2 
St Ang. bezieht ſich nur auf die Fälle der Auf: 
nahme und der Einbürgerung. 

IV. Die Aufnahme eines Deutſchen, d. h. die 
Verleihung der Staatsangehörigkeit in einem 
Bundesſtaat an einen Deutſchen, kann nur durch 
einen äußerlich erkennbaren Vorgang geſchehen, 
nämlich durch Aushändigung einer Aufnahme⸗, 
einer Anſtellungs⸗ oder Beſtätigungsurkunde (f. 
unten). Anträge in der Kommiſſion und im 
Plenum des Reichstags, es ſolle ein Deutſcher mit 
der Niederlaſſung oder doch wenigſtens mit dem 
Erwerb des Unterſtützungswohnſitzes ohne weiteres 
auch die Staatsangehörigkeit in einem Bundes⸗ 
ſtaate erwerben, wurden abgelehnt. 

1. Die Aufnahme muß einem Deutſchen von 
jedem Bundesſtaate, in deſſen Gebiet er ſich nieder⸗ 
gelaſſen hat, unter den gleichen Vorausſetzungen 
wie bisher erteilt werden. Es kann ihm die Auf⸗ 
nahme alſo nur verweigert werden, wenn er aus 
ſicherheits⸗ oder armenpolizeilichen Gründen gemäß 
883 —5FreizügG. Aufenthaltsbeſchränkungen unter: 
worfen iſt. Der § 2 Freizüg®., der bisher in 87 
des Geſetzes von 1870 neben den 88 3 —5 FreizügG. 
als anwendbar erklärt war, iſt nunmehr ſachlich er⸗ 
weitert in einen eigenen Abſ. 2 des $ 7 StAngG. 
aufgenommen. Darnach kann eine Ehefrau ihre 
Aufnahme nur mit Zuſtimmung des Mannes be⸗ 
antragen, dieſe Zuſtimmung kann aber durch das 
Vormundſchaftsgericht erſetzt werden. Bei Perſonen, 
die unter elterlicher Gewalt oder Vormundſchaft 
ſtehen, iſt zu unterſcheiden: iſt dieſe Perſon noch 
nicht 16 Jahre alt, dann ſtellt der geſetzliche Ver⸗ 
treter den Antrag auf Aufnahme, eine Zuſtimmung 
des Vertretenen oder des Vormundſchaftsgerichts iſt 
nicht erforderlich; iſt die Perſon über 16 Jahre 
alt, ſo kann ſie ſelbſt ihre Aufnahme beantragen, 
bedarf aber hiezu der Zuſtimmung des geſetzlichen 
Vertreters. 

2. Als Aufnahme gilt ferner wie bisher die An⸗ 
ſtellung im unmittelbaren oder mittelbaren Staats⸗ 
dienſt, im Dienſte einer Gemeinde oder eines Ge⸗ 
meindeverbandes, im Schul: und Kirchendienſt (§ 14). 
Dagegen wird abweichend vom bisher geltenden Rechte 
durch die Anſtellung als Offizier oder Beamter des 
Beurlaubtenſtandes die Staatsangehörigkeit nicht 
mehr erworben; die Beziehungen, in die eine Per: 
ſon durch die Ernennung zum Reſerveoffizier uſw. 
zu einem Bundesſtaate tritt, find nicht jo eng und 


dauernd, daß fie den Erwerb der Staatsangehörig⸗ 
keit rechtfertigen könnten. 

Zur Vermeidung von Zweifeln iſt nunmehr eigens 
betont, daß nur die Anſtellung im öffentlichen Schul⸗ 
dienſt und im Dienſte einer von dem Bundesſtaate 
anerkannten Religionsgeſellſchaft den Erwerb der 
Staatsangehörigkeit bewirken ſoll. Als öffentlich 
anerkannte Religionsgeſellſchaften kommen in Bayern 
nur die römiſch⸗katholiſche, die proteſtantiſche, die 
reformierte, die unierte und die griechiſch⸗katholiſche 
Kirche in Betracht. Auf iſraelitiſche Kultusbeamte 
iſt dagegen $ 14 des neuen Geſetzes in Bayern nicht 
anzuwenden, da die Iſraeliten in Bayern eine Privat: 
kirchengeſellſchaft bilden. 

Damit aber eine Anſtellung den Erwerb der 
Staatsangehörigkeit zur Folge haben kann, muß 
ſie von der Regierung oder von der Zentral⸗ oder 
höheren Verwaltungsbehörde eines Bundesſtaates 
vollzogen oder beftätigt ſein. Welche Behörden 
höhere Verwaltungsbehörden find, beſtimmen die 
Landeszentralbehörden (8 39 Abſ. 2). Es können, 
wie die Begründung ausdrücklich hervorhebt, „auch 
ſolche Staatsbehörden als höhere Verwaltungsbe⸗ 
hörden i. S. des vorliegenden Geſetzes bezeichnet 
werden, die nach dem inneren Staatsrechte nicht 
als ſolche gelten“, z. B. in Bayern die Bezirks⸗ 
ämter, die Polizeidirektion in München. 

In der Anſtellungs⸗ oder Beſtätigungsurkunde 
kann durch einen Vorbehalt der Erwerb der Staats⸗ 
angehörigkeit durch den Angeſtellten ausgeſchloſſen 
werden. 

3. Für das bei der Aufnahme einzuhaltende 
Verfahren beſtimmt § 40, daß gegen die Ablehnung 
eines Antrags auf Aufnahme der „Rekurs“ zuläſſig 
iſt. Das Verfahren ſelbſt und die Zuſtändigkeit 
beſtimmt ſich nach den Landesgeſetzen; ſind landes⸗ 
geſetzliche Vorſchriften hiefür nicht vorhanden, ſo 
find die 88 20 und 21 GewO. entſprechend anwend⸗ 
bar. In Bayern iſt gemäß Art. 8 Ziff. 1 VGHG. 
ein Streit über die Aufnahme Verwaltungsrechts⸗ 
ſache, 2. Inſtanz iſt der Verwaltungsgerichtshof 
(Art. 9 Abſ. 1). Ebenſo wie im bisherigen Geſetz 
fehlt auch im neuen Geſetze eine Beſtimmung darüber, 
ob eine Aufnahme anfechtbar oder nichtig iſt, wenn 
ſich die Behörde über die Vorausſetzungen der 
Aufnahme irrte oder getäuſcht wurde. In der 
Praxis hat man in ſolchen Fällen bisher der Auf⸗ 
nahme als einem öffentlichrechtlichen Vorgang ſeine 
Wirkung nicht verſagt. Solange die oberſten Ver⸗ 
waltungsgerichte dieſen Standpunkt feſthalten, wird 
eine Aenderung in dieſer Hinſicht auch künftig nicht 
eintreten. 

V. Am meiſten Anlaß zu Meinungsverſchieden⸗ 
heiten gab bei den Beratungen zum Geſetze die 
Frage der Naturaliſation, oder wie das Geſetz 
ih jetzt ausdrückt, der „Einbürgerung“ von Aus: 
ländern. Grundſätzlich iſt daran feſtgehalten worden, 
daß ein Ausländer im Gegenſatz zu einem Deutſchen 
keinen Rechtsanſpruch auf Verleihung der Staats— 
angehörigkeit in einem Bundesſtaate hat. Nur 
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ausnahmsweiſe iſt beſtimmten Ausländern, vor allem 
ehemaligen Deutſchen, ein Recht auf Einbürgerung 
eingeräumt. 

1. Der $ 8 des neuen Geſetzes entſpricht feinem 
Inhalte nach im weſentlichen dem § 8 des alten Ge⸗ 
ſetzes. Das Geſetz ſchreibt nicht vor, daß ein Aus⸗ 
länder bei Erfüllung beſtimmter Vorausſetzungen 
einzubürgern ſei oder daß gewiſſe Eigenſchaften 
eines Ausländers bei der Einbürgerung nicht als 
Verſagungsgründe angeſehen werden dürften, ſondern 
es zählt nur eine Reihe von Vorausſetzungen auf, 
die gegeben ſein müſſen, wenn ein Ausländer einge⸗ 
bürgert werden ſoll, und überlaͤßt es im übrigen den 
Einzelſtaaten nach eigenem Ermeſſen über Anträge 
auf Einbürgerung zu entſcheiden. Nur ſoll nach 
einer im Namen der verbündeten Regierungen vor 
der Kommiſſion des Reichstags abgegebenen Er⸗ 
klärung die Zugehörigkeit zu einer beſtimmten Kon⸗ 
feſſion allein kein Hinderungsgrund für die Eins 
bürgerung ſein. 

Auf ſeinen Antrag kann ein Ausländer in einen 
Bundesſtaat eingebürgert werden, wenn er 

a) ſich in dem Bundesſtaate niedergelaſſen hat, 

b) nach den Geſetzen ſeiner Heimat oder doch 

wenigſtens nach deutſchen Geſetzen geſchäſtsfähig iſt; 
iſt dies nicht der Fall, ſo muß der Antrag auf 
Einbürgerung von ſeinem geſetzlichen Vertreter oder, 
wenn er ſchon 16 Jahre alt iſt, wenigſtens mit 
Zuſtimmung ſeines geſetzlichen Vertreters geſtellt 
werden; 
’ c) einen unbeſcholtenen Lebenswandel geführt 
at; 
d) eine eigene Wohnung oder ein Unterkommen 
am Orte der Niederlaſſung hat; 

e) am Orte der Niederlaſſung ſich und ſeine 
Angehörigen zu ernähren vermag. 

Dazu muß endlich noch feſtſtehen, daß kein 
Bundesſtaat Bedenken gegen die Einbürgerung er— 
hebt, oder daß der Bundesrat trotz ſolcher Bedenken 
die Einbürgerung für zuläſſig erklart (8 9 Abſ. 1). 
Die letztere Vorausſetzung für die Einbürgerung, 
eine wichtige Neuerung, wird zweckmäßiger unten 
bei Beſprechung des Verfahrens behandelt. 

(Fortſetzung folgt). 


Grenzſtreit, Neſſungsanerkennung und 
Grenzvereinbarung. 


Von A. Zeiler, I. Staatsanwalt in Zweibrücken. 


(Schluß). 

4. Nun iſt weiter die Frage, wann ein 
ſolcher Grenzfeſtſetzungsvertrag, deſſen 
rechtliche Wirkungen erörtert worden ſind, als 
gegeben anzunehmen iſt. Denn allerdings 
iſt in den Erklärungen, die die Beteiligten im 
Anſchluß an eine geometriſche Vermeſſung oder bei 
einer Abmarkung abgeben, insbeſondere in einer 
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Anerkennung der durch die Vermeſſung gefundenen 
Grenzlinie, nicht immer ein Grenzfeſtſetzungsvertrag 
zu erblicken. So gegen Feßler mit Recht Meisner 
PNA. a. a. O. S. 256. Gleichwohl geben die 
Ausführungen Meisners kein richtiges Bild. 

a) Allerdings kann es nur von Fall zu Fall 
gewürdigt werden, ob eine bloß einſeitige An⸗ 
erkennung des Meſſungsergebniſſes oder auch eine 
beiderſeitige, ſogar übereinſtimmende ſolche Er⸗ 
klärung der Beteiligten vorliegt, oder ob, (was zum 
Vertrag erforderlich iſt), die Erklärungen in dem 
Sinn geſchehen ſind, daß durch deren Austauſch 
die künftige Grenze rechtsgeſchäftlich beſtimmt wird. 
Wenn aber Meisner (formaljuriſtiſch freilich ein⸗ 
wandfrei) den Nachweis für das Vorliegen dieſes 
rechtsgeſchäftlichen Willens fordert, jo muß doch 
gerade hier beſonders beachtet werden, daß Willens⸗ 
erflärungen nicht immer, ja in der Regel nicht in 
ausdrücklicher Weiſe erfolgen. Es beſteht 
aller Anlaß, das hier kraſtig hervorzuheben, weil 
die Gefahr beſteht, daß es nicht genügend beachtet 
wird. Bezeichnend hiefür iſt namentlich der er⸗ 
wähnte Aufſatz im landwirtſchaftlichen Wochenblatt, 
der geradezu (und trotz einer ſpäteren Abſchwächung 
in Nr. 51 vom 20. Dezember 1911) eine unver⸗ 
antwortliche Aufreizung zum Rechtsſtreite enthält. 

b) Zweifellos iſt es zunächſt möglich, daß eine 
Meſſungsanerkennung der Beteiligten in einem 
beſtimmten Falle nur in dem Sinn aufzufaſſen 
it, daß damit die techniſch richtige Aus: 
führung, das techniſch richtige Ergebnis des Meſſungs⸗ 
geſchäſtes, d. h. alſo nur die Tatſache beſtatigt wird, 
daß die Grenze, ſo wie auf Grund der Vermeſſung 
ausgeſteckt, genau dem Kataſterplane entſpricht. 
Aber gründlich verſehlt iſt es, dem protokollariſchen 
Anerkenntnis der Beteiligten, (wie in jenem Auf⸗ 
ſatze geſchieht), ſchlecht hin und füralle Fälle 
nur dieſen Sinn beizulegen. Eine ſolche Auffaſſung 
widerſpricht für die Regel der Sachlage vollkommen. 
Der Grundeigentümer, zu deſſen Ungunſten die 
Meſſung ausfällt, erkennt, gern oder ungern, zur 
Vermeidung von Weiterungen, indbeſondere eines 
Rechtsſtreits, das Meſſungsergebnis an. Er fühlt, 
daß jetzt, wenn er es nicht auf den Streit ankommen 
laſſen will, der Grenzſtreifen für ihn verloren iſt, 
und fühlt, daß der Verluſt gar befiegelt iſt, wenn 
er das Meſſungsprotokoll unterſchreibt und nun 
vollends abgemarkt wird. Man markt doch nicht 
mit Steinen ab, wenn man die Grenze nicht für 
maßgebend feſtgeſtellt hält (abgeſehen natürlich von 
dem hier nicht vorliegenden Fall der von allen 
Beteiligten ausdrücklich als ſolche gewollten vor: 
läufigen Abmarkung nach $ 3 der VollzbBſchr.). 
Es bildet alſo ſicher eine ſeltene Ausnahme, wenn 
die Anerkennungserklärung nur der techniſchen 
Richtigkeit des Meſſungsergebniſſes gelten ſoll, eine 
Ausnahme, für deren Vorliegen daher beſondere 
Umſtände ſprechen müßten. 

Eine reizende Ausredenſpielart iſt in dem Falle 
zutage getreten, den jüngſt der bayer. VGH. zu 
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behandeln hatte (Entſch. vom 5. Februar 1913 
nach Zeitungsberichten)!). Der Kläger, der das 
Abmarkungsprotokoll unterſchrieben hat, behauptete 
im Rechtsſtreit, er habe durch die Unterzeichnung 
„lediglich die Anweſenheit des Geometers beſtätigen 
wollen“. Man ſieht förmlich das pfiffige Geſicht 
des Mannes, als ihm dieſe Auslegung ſeiner unter⸗ 
ſchriftlichen Erklärung gelungen war. 

e) Ein Grenzfeſtſtellungsvertrag liegt weiterhin 
allerdings auch dann nicht vor, wenn nur einer 
der Beteiligten dem Meffungsbeamten gegenüber 
eine Anerkennungserklärung abgibt, und möglicher⸗ 
weile auch dann nicht, wenn beide Teile bei der: 
ſelben Verhandlung die gleiche Anerkennungser⸗ 
klaͤrung abgeben — etwa wenn der Erklärende 
(oder die Erklärenden übereinſtimmend) von der 
falſchen Annahme ausgehen, das Ergebnis einer 
nach dem Kataſterplan vorgenommenen Vermeſſung 
ſei ſchlechthin für die Beteiligten maßgebend. 

Aber eine ſolche Sachlage bildet nicht die Regel. 
Darum wird man im einzelnen Falle hievon aus⸗ 
zugehen haben und auch hier beſondere Umſtände 
fordern, wenn ein Vereinbarungswille nicht an⸗ 
genommen werden ſoll. Und wenn auch jeder Teil 
geſondert und nur dem Meſſungsbeamten gegen⸗ 
über feine Erklärung abgibt, wird fie mitunter i. S. 
einer rechtsgeſchäftlich bindenden, für den Grenz⸗ 
nachbarn beſtimmten Erklarung aufzufaſſen ſein. 

Für dieſe Beurteilung ſpricht. daß der Ver⸗ 
meſſung und ihrer Anerkennung oft ein mehr oder 
weniger ernſter Streit vorausgegangen iſt und 
daß die Beteiligten, wenn ſie trotz dieſes Streites 
zu übereinſtimmenden Erklärungen hinſichtlich des 
Grenzlaufs kommen, nicht gutachtliche Aeußerungen 
über ihre eigene innere Auffaſſung der Sachlage 
abgeben wollen, ſondern die: ſo wie die über⸗ 
einſtimmenden Erklärungen lauten, ſoll 
künftig die Grenze gelten, unanfechtbar und 
unter Abſchneidung alles Zurückgreifens auf eine 
frühere Rechtslage. Auf den Gedanken, eine ſolche 
Anerkennung als unwirkſam zu widerrufen, gerät 
daher ein Beteiligter erſt dann, wenn ſich ihm die 
Milch der frommen Denkart, am Wirtshaustiſch 
etwas angeſäuert, durch ſchlimmen juriſtiſchen Rat 
in gärend Drachengift verwandelt hat. Darum 
iſt es ſo bedauerlich, wenn in dem genannten 
Blatte jene Irrlehre verbreitet wurde. Jener Auf: 
ſatz hat in ſeinem Leſerkreis eine außergewöhnliche 
Beachtung gefunden und in den Kreiſen der Meſſungs— 
beamten große Beunruhigung hervorgerufen. Wäre 
ja doch die Folge jener falſchen Auffaſſung die, daß 
immer dann, wenn die gefundene Plangrenze mit der 
Naturgrenze nicht vollkommen übereinſtimmt, wegen 
der Möglichkeit, daß die nun vereinbarte und 
abzumarkende Grenze von dem objektiv zu Recht 
beſtehenden Grenzzug abweicht, wenigſtens vor— 
ſorglich eine Verbriefung erfolgen müßte; daß alſo 
in all den Tauſenden von Grenzfeſtſtellungsmeſſungen 
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der Meſſungsbeamte, der die bloß mündliche 
Meſſungsanerkennung als genügende und verbind⸗ 
liche Grundlage der Vermarkung annahm ſtatt 
Verbriefung zu verlangen, damit die zum mindeſten 
moraliſche Verantwortung für die Gefahr eines 
jederzeit möglichen Rechtsſtreits zu tragen hätte. 

5. Auch gewiſſe Ausführungen bei Brettreich— 
Scheurl bergen die Gefahr in ſich, durch miß⸗ 
verſtändliche Auffaſſung zu Rechtsſtreitigkeiten zu 
verleiten. Zu Art. 19 iſt hier der Fall beſprochen, 
daß die Nachbarn im Laufe eines Streits über 
die Abmarkungspflicht eine Grenzlinie als richtig 
anerkennen und daß ſich ſpäter herausſtellt, die 
anerkannte Grenze ſtimme mit dem rechtlichen Be⸗ 
ſtande nicht überein. Wenn auch — wird S. 71 
ausgeführt — auf Grund der Anerkennungs⸗ 
erklärungen eine Entſcheidung über den Abmarkungs⸗ 
ſtreit ergangen ſei, ſo hätten doch die Beteiligten 
das Recht, nachträglich die Grenzlinie zu beſtreiten. 
So auch Meisner, Nachbarrecht S. 24. Daß 
dieſe Stellen bloß die nichtvertrags mäßige 
Meſſungsanerkennung im Auge hätten, (für die die 
Ausführung freilich zutrifft), it jedenfalls nicht klar 
erſichtlich; es ſcheint aber ſogar auch gegenüber 
dem Grenzfeſtſtellungs vertrag, ſofern der ver: 
einbarte Grenzzug nicht genau die objektiv zu Recht 
beſtehende Grenze trifft, die Möglichkeit der Be⸗ 
ſtreitung angenommen zu ſein. Sit dem fo, fo 
beruht das auf jener Verkennung der rechtserzeugen⸗ 
den Wirkung des Grenzfeſtſtellungsvertrages. 

Daß das Vorliegen eines wirkſamen Grenzfeſt⸗ 
ſtellungsvertrages einem Zurückgreifen auf die 
frühere Grenze im Wege ſteht, gilt gleichmäßig, 
mag die Grenzvereinbarung erſolgt ſein in einem 
Rechtsſtreit um die Abmarkungspflicht oder bei einer 
ſtreitloſen Erledigung der Abmarkungsfrage. 

Zu bemerken iſt ſchließlich noch, daß der end- 
gültigen Abmarkung in ſolchen Fällen die Voll- 
zugsvorſchriften zum Abmarkungsgeſetz nicht 
entgegenſtehen. Diefe ſind von der irrigen Vor⸗ 
ſtellung beherrſcht, als ſei die durch Vermeſſung 
gefundene Plangrenze ſchlechthin „die“ Grenze, und 
verkennen die rechtserzeugende Kraft der Grenz⸗ 
vereinbarung. Hierauf beruht es, wenn die Voll⸗ 
zugsvorſchriften bei einer Abweichung von der Plan⸗ 
grenze nur an eine der förmlichen Beurkundung 
bedürfende Grenzänderung denken und in 8 23 
Abſ. 2 die Abmarkung nur als vorläufige zulaſſen 
wollen. Da die Vollzugsvorſchriften hier auf einer 
unrichtigen Auffaſſung der Sachlage beruhen, iſt 
entſprechend dem Sinn des Geſetzes in 
den Fällen einer maßgebend vereinbarten Grenz— 
regelung die endgültige Abmarkung vorzunehmen. 

6. Um es kurz zu wiederholen: die bloß ein- 
ſeitige Meſſungsanerkennung ſchafft nur eine Vor— 
bedingung für die Abmarkung als ſolche, iſt aber 
ohne Wirkung auf den Rechtsbeſtand des Grenz— 
laufs; trotz ihrer alſo kann, und zwar ohne weiteres, 
d. h. ohne daß etwa eine Anfechtung wegen Irr— 
tums oder ſonſt erforderlich wäre, der richtige 
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Grenzlauf geltend gemacht werden. Der Grenz 
feſtſtellungsvertrag dagegen ſchafft — unter den 
erörterten Vorausſetzungen — bindendes Recht für 
die Zukunſt, gleichgültig, wie er die Grenze zieht, 
wenn er nur nicht eine bewußte und gewollte 
Eigentumsverſchiebung zum Inhalte hat. 

Damit iſt freilich nicht geſagt, daß nicht im 
einzelnen Falle eine Anfechtung des Grenzfeſt⸗ 
ſtellungsvertrags möglich wäre. Aber fie wird nur 
ſelten in Frage kommen. Sie iſt möglich wegen 
Zwangs und wegen argliſtiger Tauſchung oder 
Drohung. Aber auch wegen Irrtums? Wenn 
ſich die Beteiligten, um die Grenzverwirrung zu 
heben und einen Rechtsſtreit zu vermeiden, über 
die Grenze friedlich geeinigt haben, jo iſt das, 
wenn nicht ein Vergleich, (weil vielleicht die Voraus⸗ 
ſetzung eines gegenſeitigen Nachgebens fehlt), ſo doch 
einem ſolchen gleich zu behandeln, alſo unwirkſam 
beim Irrtum über ſolche Punkte, die zur „ſpeziellen 
Vergleichsgrundlage“ gehören. Aber ſie iſt nicht 
anfechtbar wegen Irrtums eines Beteiligten über 
die „objektiv richtige“ Grenze; denn mag die Ver⸗ 
einbarung Vergleich ſein im techniſchen Sinn oder 
nicht, ihr Weſen beruht darin, daß die Beteiligten 
die Grenze als unſicher angeſehen, die Schwierig⸗ 
keit einer einwandfreien Grenzermittlung erkannt 
und wegen dieſer Verhältniſſe die Vereinbarung 
getroffen haben. Da kann alſo nicht eine An⸗ 
ſechtung erfolgen, wenn ſpäter ein Beteiligter un⸗ 
anfechtbare Beweiſe für den vor der Vereinbarung 
objektiv richtigen Grenzlauf erhält — oder auch nur 
den Mut gewinnt, es auf einen Rechtsſtreit an⸗ 
kommen zu laſſen. Aber auch der ſchon erwähnte 
Rechtsirrtum eines Beteiligten, daß das Ergebnis 
der nach dem Planeintrag durch den Geometer 
gepflogenen Vermeſſung ſchlechthin bindend ſei, 
kann nach $ 119 BGB. nicht beachtet werden, 
auch nicht, wenn der Irrtum etwa auf einer un: 
richtigen oder gar leichtfertigen Belehrung durch den 
Meſſungsbeamten oder ſonſt jemand beruht. 

7. Es mag eingewendet werden, meine Aus⸗ 
führungen liefen auf eine möglichſte Aufrechthaltung 
und Durchſetzung der Erklärungen hinaus, die die 
Beteiligten bei oder aus Anlaß der Meſſung ab— 
gegeben haben. Ich gebe das zu und ſetze mich 
in bewußten Gegenſatz zu jener Auffaſſung, die 
den Erklaͤrungen der Beteiligten 1 5 Möglichkeit 
ihre Wirkung abſprechen will. Wer aber weiß, 
wie viele Mühe von Meſſungsbeamten und anderen 
oft aufgewendet werden muß, bis man die nicht 
ſelten erhitzten und ſelbſt verbitterten Nachbarn auf 
einen Grenzzug einigt; wer weiß, wie hoch der 
Wert einer endlich geſicherten Grenze anzuſchlagen 
iſt und wie groß die Gefahr, wenn die Beteiligten 
trotz Abmarkung der Grenze immer auf 
unterhöhltem Boden ſäßen, jederzeit in der Gefahr 
eines jener ebenſo unſicheren wie langwierigen, 
ebenſo gehäſſigen wie koſtſpieligen Grenzrechtsſtreite, 
der wird einer Auslegung der geſetzlichen Beſtim— 
mungen und der Vorgänge des Einzelfalles zu— 
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ſtimmen, bei der nach Möglichkeit die Erklärungen 
der Beteiligten im Sinne einer abſchließenden und 
darum bindenden Regelung genommen werden — 
ſelbſt um den Preis, daß einmal ein Grundeigen⸗ 
tümer glaubt, dem Verluſt von ein paar Dutzend 
am Boden nachweinen zu müſſen. 

Da dieſe Abſchneidung von Streitmöglichkeiten 
ſo ſegensreich wäre, nach dem geltenden Rechte aber 
im einzelnen Falle einem nachträglichen Streit um 
das Vorliegen, um den Inhalt, um die rechtliche 
Wirkung von Grenzabmachungen nie mit Sicher⸗ 
heit vorgebeugt werden kann, ſo hielte ich eine 
Geſetzesbeſtimmung ſür ſehr erwünſcht, daß die 
Anfechtung einer einmal abgemarkten 
Grenze für die Grenznachbarn unter allen 
Umſtänden ausgeſchloſſen ſein ſolle, 
wenn nicht binnen drei Monaten nach 
der Abmarkung in einem den Beteiligten durch 
Ladung bekannt gegebenen Termin der eine Teil 
dem andern eine Erklärung zuſtellen 
läßt, daß er den vermarkten Grenzzug 
nicht gelten laſſen wolle oder wenigſtens, 
daß er ſich alle Rechte wegen des Grenzlaufs vor⸗ 
behalte. 

8. Sodann ſoll noch die rechtliche Bedeutung 
eines Begriffes unterſucht werden, der für die Ab⸗ 
markungsfrage ebenſo wichtig wie in Rechtslehre 
und Anwendung unklar iſt. 

Das Abmarkungsgeſetz ſtellt als Vorausſetzung 
der Abmarkung auf, daß „die Grenzen unbe⸗ 
ſtritten feſtſtehen“. Die Begründung zum 
Geſetz (und anſchließend die Rechtslehre und die 
Rechtſprechung) fallen dieſe Voraussetzung näher jo: 

„die Grenzlinie muß unter den Beteiligten in Ueber⸗ 
einſtimmung mit dem rechtlichen Beſtande der Grund⸗ 
ſtücke unbeſtritten feſtſtehen“; „die Beteiligten 
müſſen die Grenze anerkennen, und die jo an: 
erkannte Grenze muß — objektiv — mit dem 
rechtlichen Beſtande übereinſtimmen“. Unter dieſer 
Vorausſetzung ſoll die Abmarkungspflicht der Be⸗ 
teiligten beſtehen, und dieſe Vorausſetzung muß 
erfüllt ſein, wenn die geſchehene Abmarkung zivil⸗ 
rechtlich wirkſam und ſtrafrechtlich geſchützt ſein ſoll. 

a) Nimmt man es aber mit jener Voraus: 
ſetzung ernſt, jo zeigt ſich, daß im Zeitpunkt der 
Vermeſſung und der Abmarkung nur ſelten feit: 
ſtellbar iſt, welches die „objektiv richtige“ Grenze 
iſt. Zweifelsfrei allerdings läßt ſie fich feſtſtellen, 
wenn ein nicht zu weit zurückliegendes rechts⸗ 
kräftiges Urteil oder ein Prozeßvergleich oder eine 
notarielle Urkunde einen beſtimmten Grenzlauf 
ausweiſt. Aber wie ſelten ſind ſolche Fälle eines 
urkundlichen Nachweiſes der richtigen Grenze! Im 
Leben ſpielt dieſe Möglichkeit kaum eine Rolle. 
Sonſt aber ſteht der Meſſungsbeamte (und ſiehen 
die Feldgeſchworenen) bei der Abmarkung vor einer 
für ſie unlösbaren Aufgabe. Mögen Eigentums⸗ 
wechſel aus der Zeit vor oder nach der Anlegung 
des Grundbuchs vorliegen, Eigentumswechſel irgend 


welcher rechtlichen Art: immer iſt die Möglichkeit 
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zu beachten, daß die richtige Grenze eine andere 
iſt als die Plangrenze und daß ſie auch eine andere 
iſt als die gegenwärtige Naturgrenze. Welcher 
Grenzlauf der rechtlich maßgebende iſt, ergibt weder 
der Planeintrag, noch der Augenſchein in der Natur, 
noch die Anhörung der Grenznachbarn oder der 
Feldgeſchworenen. Die dem Planeintrag zugrunde 
liegende Meſſung kann unrichtig geweſen ſein; es 
iſt aber weiter mit der Möglichkeit zu rechnen, 
daß in der Zeit der Landesvermeſſung rechtswirkſam 
durch einen vor dem Notariatsgeſetz geſchloſſenen 
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ſtrengen Durchführung des in der Begründung 
ausgeſprochenen Gedankens ſonderbar. Auch wenn 
nämlich der Grenznachbar der Vermarkung zu⸗ 
geſtimmt hätte, könnte er für die Beſeitigung des 
Markſteines nicht nach 8 274 Nr. 2 StGB. oder 
Art. 28 Nr. 2 des Abm. beſtraft werden, ſofern 
ihm (wenn auch erſt nach der Tat) der Nachweis 
gelänge, daß die vermarkte Grenze „mit dem recht⸗ 
lichen Beſtande nicht übereinſtimmt“ — alſo die 
Abmarkung rechtsungültig war (Brettreich⸗ 
Scheurl S. 27). Ja, wenn nur zur Zeit der 


formloſen Vertrag oder durch eine vollendete Er: Abmarkung die objektiv richtige Grenze nicht wirklich 


ſitzung die Grenze geändert worden iſt und ſpäter⸗ 
hin wieder die Grenze (durch Ueberackern oder 
ſonſtwie) tatſächlich verſchoben, aber nicht rechts⸗ 
verbindlich geändert worden iſt, ſo daß alſo die 
„objektiv richtige“ Grenze weder mit der Plangrenze 
noch mit der Naturgrenze zuſammentrifft. Eine 
ſichere, zweifelsfreie Entſcheidung läßt ſich ſchlechter⸗ 
dings nur durch eine förmliche Beweißer: 
hebung treffen — und endgültig ſetzt bei der 
Unſicherheit jedes Beweisverfahrens ſelbſt im Rechts⸗ 
ſtreit nur die Rechtskraft des Urteils dem Zweifel 
über die rechtlich maßgebende Grenze ein Ziel. 
So ſchafft ſelbſt die Beſtimmung des $ 892 BGB., 
wo ſie überhaupt zutrifft, nicht eine zweifelsfrei 


maßgebende Grenze; denn auch hier kommt's auf, 


die Gutgläubigkeit des Erwerbers an, und dieſe läßt 
ſich wiederum nicht ohne Beweisverfahren feſtſtellen. 
Um ſo ſchwerer iſt aber die Feſtſtellung des recht⸗ 
lichen Beſtandes, wo § 892 nicht einſchlägt und 
nur die Vermutung des $ 891 — oder ſelbſt 
nicht einmal dieſe gilt. 

Nimmt man alſo die in der Begründung des 
Geſetzes und in der Rechtslehre gebrauchten Rede⸗ 
wendungen beim Wort, ſo dürfte überhaupt 
faſt nie abgemarkt werden und das ganze 
Abmarkungsgeſetz hätte ſeinen Zweck 
verfehlt. 

Vor allem ſtünde hinter dem Meſſungsbeamten 
und dem Feldgeſchworenen drohend der Art. 28 
Abſ. 1; denn die Abmarkung wäre verboten und 
ſtrafbar, ſolange nicht der „rechtliche Beſtand“ allen 
Ernſtes feſtgeſtellt wäre, und gerade das wäre 
dem Beamten faſt nie möglich. Ein Abmarkungs— 
geſchäft, das ohne dieſes objektive Feſtſtehen der 
Grenze vorgenommen wurde, würde ſelbſt dadurch 
nicht ſtraflos, daß ſich hinterher die Ueberein⸗ 
ſtimmung der anerkannten Grenzlinie mit der ob— 
jektiv zu Recht beſtehenden einwandfrei erweiſen ließe. 
Und wenn auch allerdings eine Beſtrafung den 
Nachweis einer Fahrläſſigkeit des Beamten zur 
Vorausſetzung hätte, ſo wäre ſchon das Beſtehen 
der Möglichkeit einer Strafeinſchreitung ausreichend, 
um die Amtsführung des Meſſungsbeamten zu 
laͤhmen und ihn zu einer äußerſt vorſichtigen 
Prüfung jener Vorausſetzung zu zwingen — wo: 
mit dann die Anwendung des Abmarkungsgeſetzes 
ſo gut wie vereitelt wäre. Aber auch für die be: 
teiligten Grundeigentümer wäre die Folge einer 


feſtgeſtellt war, wäre fraglich, ob ihre nachträgliche 
Feſtſtellung imſtande wäre, die nun einmal 
unrechtmäßig geſchehene und darum 
rechtsungültige Abmarkung zu einer recht⸗ 
mäßigen zu machen und ihr damit den Schutz des 
Strafrechts zu verleihen.!) Und ebenſo würde ſich 
für die zivilrechtliche Gültigkeit einer Abmarkung 
die Frage erheben, ob nicht eine Abmarkung, die 
vorgenommen wurde, ohne daß der rechtliche Be⸗ 
ſtand der Grundſtlücke objektiv ſicher feſtgeſtellt war, 
rechtsunwirkſam zu bleiben hätte, obgleich ſpater⸗ 
hin die Uebereinſtimmung der anerkannten Grenze 
mit der objektiv zu Recht beſtehenden einwandfrei 
erwieſen würde. 

Dieſe Folgerungen zeigen, daß mit jenen Worten 
nicht gemeint ſein kann, es dürfte nicht vermarkt 
werden, ſolange nicht in aller Wirklichkeit die ob⸗ 
jektiv zu Recht beſtehende Grenze feſtgeſtellt ſei. 

b) Nun könnte man weiter daran denken, daß 
der „rechtliche Beſtand“ ſich unter Berückſichtigung 
der Vermutung nach 8 891 BGB. ergäbe, alſo 
dieſer Grenzzug bis auf weiteres, d. h. bis zum 
Beweiſe des Gegenteils, zu gelten hätte. Aber 
damit wäre wenig gewonnen. Denn dann wäre 
die Wirkung der Abmarkung nur bedingt: be⸗ 
dingt dadurch, daß nicht nachträglich die Ver⸗ 
mutung von einem Beteiligten widerlegt würde, 
ſo daß alſo der Nachbar, der die Grenze anerkannt 
hat, ungeſtraft den Grenzſtein beſeitigen dürfte, 
wenn er — zur Zeit der Tat oder erſt ſpäter im 
Strafverfahren — dartun könnte, daß die gegen 
ihn ſprechende Vermutung der wirklichen Sachlage 
nicht entſpreche. Sicherlich iſt denn auch die frag⸗ 
liche Redewendung nicht in dieſem Sinne zu ver⸗ 
ſtehen. Eine ſolche Aufſaſſung iſt ſchon auch um 
deswillen ausgeſchloſſen, weil das im Jahre 1900 
erlaſſene Geſetz zunächſt und auf Jahre hinaus 
noch kein Grundbuch und darum keine Vermutung 
des $ 891 BGB. antraf, und für die wenn auch 
beſchränkte Anzahl von buchungsfreien Grundſtücken 
§ 891 auch in Zukunft nicht gelten kann. 

c) Das bayer. VermG. von 1868 hatte in 
Art. 1 von der Grenze geſprochen, die „zwiſchen 
den Eigentümern der Grundſtücke unbeſtritten feſt— 
ſtehe“. Art. 1 des jetzigen Geſetzes hat die Worte 
„zwiſchen den Eigentümern der Grundſtlücke“ nicht 
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mehr. Sprachlich iſt ein Unterſchied der beiden 
Redewendungen kaum anzuerkennen. Nicht ohne 
Bedeutung hiefür iſt die Vergleichung mit den 
Vorausſetzungen der Abmarkungspflicht nach § 919 
BGB., umſomehr als die Entſch. d. ObLG. vom 
15. Dezember 1904 (StS. Bd. V S. 164 ff.) die 
Vorausſetzung des „unbeſtrittenen Feſtſtehens“ für 
8 919 BGB. und das bayer. Abm. gleichſetzt. 
In den Erläuterungen der Kommentare und Lehr⸗ 
bücher zu § 919 iſt aber jene Vorausſetzung des 
objektiven Feſtſtehens der Grenze nicht betont, 
kaum angedeutet; vielmehr iſt (ſo bei Planck, 
Staudinger, Endemann) das unbeſtrittene 
Feſtſtehen in dem Sinn eines ſolchen Feſtſtehens 
unter den Beteiligten aufgefaßt; ja der 
Kommentar der RGR. drückt die Vorausſetzung 
des Geſetzes geradezu mit den Worten aus: daß 
die Grenze unter den Nachbarn nicht 
ſtreitig ſei. 

Freilich iſt es möglich, ſogar wahrſcheinlich, 
daß die Aenderung der Wortfaſſung im neuen 
Geſetz gegenüber dem alten in beſtimmter Abſicht 
geſchehen iſt, wenn es auch die Begründung des 
neuen Geſetzes nicht ausdrücklich ſagt, und die weitere 
Vorausſetzung „der Uebereinſtimmung mit dem 
rechtlichen Beſtande“ in der Begründung recht un⸗ 
vermittelt neben die Vorausſetzung der Unbeſtritten⸗ 
heit der Grenze unter den Eigentümern geſetzt iſt. 
Immerhin gibt es einen Anhalt, daß die Begrün⸗ 
dung die in das neue Geſetz nicht übergegangene 
Vorſchrift in Art. 5 des früheren Geſetzes erwähnt 
und deren Weglaſſung begründet. Legt man alſo 
auf die Entwicklung der jetzigen Geſetzesfaſſung 
aus der früheren Gewicht, ſo iſt dieſer Art. 5 zu 
beachten. Danach war auch nach dem früheren 
Geſetz die Sachlage nicht die, daß die Abmarkung 
ohne weiteres hätte geſchehen dürfen und müſſen, 
wenn die Beteiligten unter ſich über den 
Grenzzug einig waren; es war vielmehr in Art. 5 
beſtimmt, daß immer dann, wenn die beſtehende 
Grenzlinie verändert werden ſollte, die Vermarkung 
nicht erfolgen durfte, es ſei denn vorher die Grenze 
vermeſſen und die Eigentumsänderung beurkundet 
worden. Art. 1 des neuen Geſetzes hat dann den 
Sinn, daß er knapp zuſammenfaßt, was in den 
Artikeln 1 und 5 des alten Geſetzes beſtimmt war. 
Somit tritt dann neben die Vorausſetzung, daß 
die Grenze unter den Beteiligten feſtſtehe, die 
weitere: daß dieſe Grenze nicht anders laufe als 
die rechtlich maßgebende. Aber mit einem 
ſehr weſentlichen Vorbehalt. Das frühere 
Geſetz hat als Vorausſetzung der Abmarkung nicht 
gefordert, daß die objektiv geltende Grenze tat— 
ſächlich feſtgeſtellt ſei, und es iſt nicht erſichtlich, 
daß und wozu das neue Geſetz die Vorausſetzung 
verſchärft haben ſollte. Art. 1 iſt alſo dahin aus: 
zulegen, daß die Grenze „unbeſtritten feſtſteht“ 
nicht erſt nach einer wirklichen Feſtſtellung, ſondern 
ſchon dann, wenn das Abmarkungsorgan aus dem 
Plan, aus dem Augenſchein in der Natur, aus 
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den Angaben der Beteiligten oder ſonſtwie keinen 
Anhalt dafür entnimmt, daß die abzumarkende 
Grenze eine gewollte Aenderung gegenüber der bis⸗ 
herigen bringen ſolle. Damit hat das neue Geſetz 
keine ſachliche Aenderung gegenüber dem früheren 
Rechte gebracht, nur daß durch die knappe Zu⸗ 
ſammendrängung der Gedanken in Art. 1 und 5 
des früheren Geſetzes in dem jetzigen Art. 1 die 
Klarheit der Rechtslage nicht gefördert worden iſt. 

Die hier entwickelte Auffaſſung über den In⸗ 
halt der Geſetzesworte entſpricht übrigens nach 
meinem Sprachgefühl durchaus der gewöhnlichen 
Bedeutung der in Art. 1 gebrauchten Worte. 

d) Irreführend iſt es daher, wenn bei Brett⸗ 
reich⸗Scheurl S. 27 eine Stelle aus den Gründen 
jener Entſch. d. ObL G. aus dem Zuſammenhang 
geriſſen wiedergegeben wird: „Das Geſetz verlange, 
daß objektiv die Grenze feſtſtehe; es genüge alſo 
nicht, daß ſie von dem Abmarkungsorgan als feſt⸗ 
ſtehend erachtet werde.“ Hier hatten die Feld⸗ 
geſchworenen eine Grenze ſelbſt vermeſſen und dann 
vermarkt, obwohl der eine Beteiligte trotz Ladung 
nicht gekommen war und eine Erklärung von ihm 
über Anerkennung oder Beſtreitung der Grenze 
nicht vorlag. Die Entſcheidung, die die Abmarkung 
für unwirkſam erklärte und dem Grenzſtein daher 
den ſtrafrechtlichen Schutz abſprach, iſt zu billigen. 
Aber die angezogenen Sätze find unglücklich in 
ihrer Faſſung. Wie nämlich der Zuſam menhang 
ergibt, ſollen ſie nicht mehr ſagen als: es genügt 
nicht, daß die Feldgeſchworenen die Grundvoraus⸗ 
ſetzung des Art. 1 für gegeben halten; ſie muß 
objektiv vorliegen — für den fraglichen Fall alſo: 
es genügt nicht, daß die Feldgeſchworenen glaubten, 
die Beteiligten feien über die Grenze einig, oder 
daß ſie keine Tatſachen kannten, aus denen 
ſie deren Uneinigkeit entnehmen konnten, ſondern 
die Beteiligten müſſen in Wirklichkeit einig ge⸗ 
weſen ſein. Nur mit dieſer fehlenden Einigkeit 
der Beteiligten über die Grenze hatte ſich 
jene Entſcheidung zu befaſſen, nicht aber mit der 
Frage, wie die Uebereinſtimmung der an- 
erkannten Grenze mit dem „rechtlichen 
Beſtande“ zu verſtehen ſei. Die angeführten 
Sätze haben alſo mit nichten, wie ſie außer dem 
Zuſammenhang ſcheinen möchten, den Sinn, daß 
unter der Vorausſetzung des „Feſtſtehens der 
Grenze“ eine wirkliche in ihrem Ergebniſſe 
unumſtößliche Feſtſtellung des rechtlichen 
Beſtandes neben der Einigkeit der Be— 
teiligten über den Grenzzug zu verſtehen ſei. 

9. Von Bedeutung iſt ſchließlich noch eine 
Frage, die durch die neuere reichsgerichtliche Recht⸗ 
ſprechung zu den SS 891, 892 BGB. veranlaßt 
iſt: in welchem Verhältnis die Wirkungen einer 
beſtehenden Abmarkung zu jenen Geſetzesbeſtim⸗ 
mungen ſtehen; eine Frage, die nicht hatte auf: 
treten können, ſolange man mit der früher herr— 
ſchenden Meinung annahm, daß ſich weder die 
Vermutung des § 891 noch der Schutz des öffent: 


lichen Glaubens des Grundbuchs nach 8 892 auf 


die Begrenzung eingetragener Grundftüde erſtrecke. 


Die RGE. 73, 125 ff., die für die Praxis 
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Kleine Mitteilungen. 


Das Schanukrecht der Brauer. (Zu der Abhandlung 


eine Wendung bedeutet und auch in die Rechts⸗ in Nr. 16 und 17 S. 322 ff.) Der Verfaſſer jener Ab⸗ 


lehre Aufnahme gefunden hat (Staudinger, 
7.18. Aufl. zu 88 891 und 892), hatte keinen 
Anlaß, jenes Verhältnis der Abmarkung zu den 
88 891, 892 zu berühren. Aber auch bei Stau⸗ 
dinger und im Komm. der RGRt tft fie nicht 
erwähnt. 

Für das Verhältnis zwiſchen einer Vermarkung 
und der nach § 891 vermuteten Grenze kommt 
Meisner (BlfRA. a. a. O. S. 255) zu dem Er: 
gebnis, daß die Vermarkung, die „in realen Tat⸗ 
ſachen an Ort und Stelle zum Ausdruck kommt 
und den beſtimmungsmaͤßigen Zweck hat, den 
Zug der Grenzen nachzuweiſen“, eine Vermutung 
ſchafft, ſtärker als die Vermutung des § 891. 
Dem wird beizutreten ſein. Wie aber für das 
Verhaltnis zwiſchen der Vermarkung und dem 8892? 
Meisner (a. a. O. S. 279) erwähnt die Frage 
nicht; doch ſcheint es, als halte er die Rechts⸗ 
wirkung des § 892 für ſchlechthin entſcheidend. 
Der Wortlaut des $ 892, der den Schutz der 
Oeffentlichkeit nur ausſchließt im Fall eines ein⸗ 
getragenen Widerſpruchs oder der Bösgläubigkeit 
des Erwerbers, würde die Berückſichtigung einer 
entgegenſtehenden Vermarkung nicht ausſchließen, 
wenn ſie nach der Natur der Sache und nach der 
Abwägung der beiderſeitigen Intereſſen für not⸗ 
wendig zu erachten ware; denn auch die Unter: 
ſtellung des Grenzlaufs unter den Schutz der 
Oeffentlichkeit iſt im weſentlichen nur ein Ergebnis 
ſolcher Intereſſenabwägung. Aber eben dieſe führt 
dazu, daß eine beſtehende Abmarkung der vollen 
Wirkung des § 892 nicht entgegentreten kann. 
Der Grunderwerb geſchieht nicht immer unter Leuten, 
die die Grundſtücke in der Natur kennen oder vor 
dem Erwerb beſichtigen oder beſichtigen können, 
Erwerbungen finden auch unter Abweſenden ſtatt. 
Ob der Erwerber dann das Grundbuch einſieht 
oder nicht, iſt ohne Belang; es genügt, daß es 
ihm hiezu offen ſteht und er ſich (als Auswärts⸗ 
wohnender) Grundbuchauszug und Planausſchnitt 
verſchaffen kann. Darum kann eine mit dem 
Kataſterplan und folglich mit dem Grundbuch im 
Widerſpruch ſtehende Abmarkung keine Beachtung 
finden. § 892 kann dann allerdings dem Grenz— 
nachbarn zum Nachteil gereichen; aber dieſer hätte 
die Möglichkeit gehabt, ſich dagegen durch das 
Verlangen einer Berichtigung des Grundbuchs oder 
durch Eintragung eines Widerſpruchs zu ſichern, 
und die Folgen der Unterlaſſung treffen ihn mit 
Recht. Sonach iſt für die Berückſichtigung einer 
beſtehenden Abmarkung, ſoweit im übrigen $ 892 
in Frage kommt, kein Raum. 
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handlung übt an dem Urteile der Strafkammer, welches 
zurzeit dem Reviſionsgerichte vorliegt, eine Kritik, die 
zu folgenden Bemerkungen Veranlaſſung gibt: 

Im gegenwärtigen Falle liegt die Frage ſo: Wenn 
zwei Perſonen zuſammen ein Sud⸗ und Maiſchwerk 
nebſt Kühlanlage und Maſchinen in einem gemein⸗ 
ſchaftlichen Gebäude auf einem gemeinſchaftlichen Grund⸗ 
ſtücke zum Zwecke der Biererzeugung zu gemeinſchaft⸗ 
lichem Eigentume beſitzen, während jeder der beiden 
Lager⸗ und Gärkeller geſondert beſitzt und zu eigen 
hat, — liegt hier im Sinne der gewerbepolizeilichen 
Vorschrift des Art. 9 des bayr. GewG. vom 30. Januar 
1868 eine einzige Brauerei der beiden oder liegen zwei 
ſelbſtändige Brauereien vor? 

Die Strafkammer ſagte, „die beiden beſitzen als 
Perſonenmehrheit die weſentlichen Beſtandteile einer 
Brauerei wie Sud⸗ und Maiſchwerk, Kühlanlage und 
Maſchinen zu gemeinſchaftlichem Eigentum, haben alſo 
nur zuſammen eine Brauerei“. — 

Der Verfaſſer jener Abhandlung ſagt: Von den 
beiden beſitzt jeder feinen eigenen Gär- und Lager: 
keller, alſo hat jeder eine eigene Brauerei. — 

Die erfte Annahme ſoll mit bisherigen Ent: 
ſcheidungen und mit der Auffaſſung des Lebens im 
Widerſpruch ſtehen, — für die zweite wird eine höhere 
Entſcheidung nicht angeführt, aber darauf hingewieſen, 
daß nach der gewerbetechniſchen Literatur und den 
ſeinerzeit beigezogenen Sachverſtändigen die eigentliche 
Biererzeugungsſtelle der Gär⸗ und Lagerkeller ſei. 

Es ergibt ſich ſofort, daß damit noch nicht geſagt 
iſt, daß Gär⸗ und Lagerkeller „die Brauerei“ ſeien. 

Ebenſo raſch ergibt ſich, daß die Annahme der 
Strafkammer nicht im Widerſpruche, ſondern im engſten 
Anſchluß an die anderen Entſcheidungen des Falles 
(Bezirksamt, Regierung, Schöffengericht) und in Ueber⸗ 
einſtimmung mit den oberrichterlichen Urteilen zu der 
fraglichen Geſetzesſtelle ergangen iſt. 

Nur in der Redaktion des Urteils liegt eine un⸗ 
genaue und darum nicht ganz richtige Faſſung vor. 
Es hätte dort ſtatt „die weſentlichen Beſtandteile“ 
heißen ſollen „weſentliche Beſtandteile“. Das OLG. 
München hat ſeinerzeit (Bd. 6 S. 636) geſagt: „Gärung 
und Lagerung ſeien ebenſo notwendige Stadien wie 
das Stadium des Sudes.“ Das läßt für den hier vor⸗ 
liegenden Fall ſinngemäß nur die eine Auslegung und 
Anwendung zu: der Sud des Bieres iſt ein ebenſo 
notwendiges Stadium wie das Gären und Lagern. — 
Eine Brauerei muß ebenſo ein Sudhaus mit Zubehör 
wie Gär⸗ und Lagerkeller haben. — 


Alſo eine Brauerei beſitzt nicht, wer das Eine oder 
Andere, ſondern nur derjenige, der das Eine und das 
Andere hat, d. h. alle notwendigen Beſtandteile. 

Hat er den einen notwendigen Beſtandteil nicht, 
ſo ändert an der Folgerung, daß er dann für ſich 
allein keine (ganze) Brauerei hat, auch der Umſtand 
nichts, daß er den anderen Beſtandteil für ſich hat. 

Dieſe Logik bleibt beſtehen, ſolange es notwendig 
iſt, das Bier erſt zu ſieden und dann gären und reiſen 
zu laſſen. 

Erſt wenn, wie die damals beigezogenen Sach— 
verſtändigen meinten, eine vorläufig noch nicht abſeh⸗ 
bare Zukunft eine allgemein durchgeführte Trennung 
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des Sud⸗ und des Gärungsprozeſſes in vollſtändig 
ſelbſtändigen Betrieben bringen ſollte, ſo daß der eine 
Induſtrielle ſiedet, der andere Gärung und Lagerung 
betreibt, — vgl die Trennung des Mälzens — wird 
die Frage zu löſen ſein, wer von den beiden der Brauer 
iſt, — welche Anſtalt als Brauerei zu gelten hat. 
Bis dahin wird es dabei bleiben, daß zur Brauerei 
beides gehört und als Brauerei nur die Betriebsſtätte 
gilt, in der das Bier geſotten und gegoren wird. 
Die verſuchte Bekämpfung des landgerichtlichen 
Urteils klammert ſich alſo ſichtlich nur daran, daß ſich 
der Urteilsverfaſſer im richtigen Ausdruck vergriffen 
hat, der richtige Gedankengang iſt aber durchſichtig 
genug, daß man ihn erkennen kann. 
Landgerichtspräſident Krieger in Weiden. 


Aus der Jechtſprechung. 
Reichsgericht. 
Zivilſachen. 


1 


Zu § 836 BGB.: zum Begriff „Ablöſung“; Be: 
deutung einer mitwirkenden menſchlichen Tätigkeit; Zu⸗ 
ſam menhang zwiſchen Ablöſung und Verletzung. Der 
minderjährige Kläger ſpielte mit andern Kindern in 
der Nähe des am Weſerufer aufgeſtellten Signalmaſtes 
eines Pionierbataillons. Bei dieſem Signalmaſte be— 
findet ſich die etwa 9— 10 m lange Maſtſtange zwiſchen 
zwei in die Erde eingerammten Hölzern und dreht ſich 
um einen durch die Hölzer und die Stange gehenden 
Bolzen nach oben und unten. Ein unter dieſem Bolzen 
etwa 18 em über der Erde angebrachter zweiter Bolzen 
dient dazu, den aufrecht ſtehenden Maſt in dieſer Stellung 
feſtzuhalten. Wegen Fehlens des unteren Befeſtigungs— 
mittels fiel die Maſtſtange herunter und traf den Kläger, 
der hierdurch einen Schädelbruch und einen doppelten 
Bruch des linken Beines erlitt. Für dieſen Unfall macht 
er den Militärfiskus verantwortlich, weil ſchon längere 
Zeit vor dem Unfall als Befeſtigungsmittel ſtatt des 
eingeſchraubten Bolzens ein einfacher Nagel verwendet 
worden ſei, der von einem der dort zahlreich ſpielenden 
Kinder leicht habe herausgezogen werden können, auch 
von ſelbſt habe herausfallen können. Es beruhe auf 
einem Verſchulden der Militärverwaltung, daß dieſer 
vorſchriftswidrige Zuſtand nicht bemerkt und nicht für 
Abhilfe geſorgt worden ſei. Das OL. bejahte die 
Anwendbarkeit der 88 836, 837 BGB. 

Aus den Gründen: Die Anwendung des 8 836 
und damit des § 837 hält die Reviſion des Beklagten 
hauptſächlich aus dem Grunde für ausgeſchloſſen, weil 
von einer Ablöſung von Teilen des Werkes hier nicht 
die Rede ſein könne. Das OL. laſſe es dahingeſtellt, 
ob der die Signalſtange befeſtigende Nagel von ſelbſt 
herausgefallen oder von einem Kinde entfernt worden 
ſei. Träfe letzteres zu, ſo könne keinesfalls von einer 
Ablöſung i. S. des $ 836 geſprochen werden. Der 
Begriff der Ablöſung ſetze eine Trennung der Teile 
voraus, die entgegen ihrer Zweckbeſtimmung ſich voll— 
ziehe und mit einer teilweiſen Vernichtung oder Zer— 
ſtörung verbunden ſei. So aber liege die Sache hier 
nicht. Der Vorgang ſei ganz derſelbe, wie wenn die 


Signalſtange zur Vornahme von Ausbeſſerungen oder 


zun Anbringen des Signalkorbes habe niedergelegt 
werden müſſen und zu dieſem Zweck der Nagel entfernt 
worden ſei. Der Reviſion iſt zuzugeben, daß eine Ab— 
löſung von Teilen eines Werkes, wie ſie 8 836 er: 
fordert, nur angenommen werden kann, wenn die Ab— 
löſung infolge der mangelhaften Beſchaffenheit des 
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Werkes eintritt. Eine Ablöſung würde deshalb un: 
bedenklich anzunehmen fein, wenn der als Beſeſtigungs⸗ 
mittel dienende Nagel ſo locker angebracht war, daß er 
von ſelbſt herausgefallen iſt. Gewiſſe Zweifel können 
dagegen entſtehen, wenn ſich die „Ablöſung“ des Nagels 
(Vorſteckers) dadurch vollzogen hat, daß ihn eines 
der ſpielenden Kinder — was der Berufungsrichter als 
möglich hinſtellt — durch Herausziehen losgelöſt hat. 
Die Reviſion legt beſonderes Gewicht darauf, daß das 
Herausnehmen des Nagels eine Tätigkeit ſei, die zur 
zweckentſprechenden Benutzung des Signalmaſtes ge⸗ 
höre und deshalb nicht unter den Begriff der Ablöſung 
falle. Allein von einer zweckentſprechenden Benutzung 
und von einer hierzu dienlichen Tätigkeit kann ſchlechter⸗ 
dings nicht die Rede fein, wenn ein Kind, das keine Eins 
ſicht in die Wirkung des Mechanismus hat und nicht 
wiſſen kann, welche große Gefahren es durch ſeine Hand⸗ 
lung heraufbeſchwört, ſeinem Spieltriebe folgend ſich 
an dem Signalmaſt zu ſchaffen macht und den Nagel 
herauszieht. Von einer zweckentſprechenden Benutzung 
kann hier ebenſowenig geſprochen werden wie in dem 
Falle, daß ein Erwachſener durch eine unbewußte und 
ungewollte Handlung, wie durch ein verſehentliches An⸗ 
ſtoßen oder Darauftreten den Nagel ablöſt oder die 
Tätigkeit eines Tieres das gleiche Ergebnis herbeiführt. 
Nicht erforderlich iſt zur Ablöſung, daß die Aufhebung 
des Zuſammenhalts, wie es beim Abbrechen oder Ab⸗ 
reißen der Fall zu fein pflegt, unter teil weiſer ger: 
ſtörung oder Vernichtung des Werkes vor ſich geht. 
Die Ablöſung erfordert nur, daß ein Teil des Werkes 
von dieſem losgelöſt wird. Nicht zu bezweifeln iſt 
ferner, daß der als Befeſtigungsmittel dienende Nagel 
ein Teil des Werkes, auf den zur Vermeidung der vom 
Signalmaſt drohenden Gefahren die Fürſorgepflicht des 
Beſitzers ſich miterſtreckt, und zwar ein für die Benutzung 
des Signalmaſtes ſehr weſentlicher Teil geweſen iſt. 
Als Teil des Werkes iſt er auch dann anzuſehen, wenn 
der beklagte Militärfiskus in der Perſon ſeines ver⸗ 
faſſungsmäßigen Vertreters von der Einfügung des 
Nagels, (die allem Anſcheine nach von Mannſchaften der 
Pionierbataillons eigenmächtig vorgenommen worden 
iſt), keine Kenntnis erlangt hat. Aber auch daraus iſt ein 
durchgreifendes Bedenken nicht herzuleiten, daß beim 
Heraus ziehen des Nagels durch ein Kind die Ablöſung 
im letzten Verlaufe durch menſchliche Tätigkeit verur: 
ſacht iſt. Es läßt ſich keineswegs der Grundſatz auf: 
ſtellen, daß durch eine jede derartige Mitwirkung menſch⸗ 
licher Kraft der Begriff der Ablöſung ausgeſchloſſen 
wird. In den meiſten Fällen pflegt bei der Ablöſung 
zu der fehlerhaften Beſchaffenheit der Sache noch die 
Einwirkung menſchlicher Tätigkeit hinzuzukommen (An⸗ 
lehnen an eine ungenügend befeſtigte Säule, Stützen 
auf ein den Druck nicht aushaltendes Geſims uſw.) 
Es kommt deshalb — wovon auch das OLG. in Ueber⸗ 
einſtimmung mit der Rechtslehre ausgeht (vgl. Staus 
dinger zu 8 836 Anm. 4a. E., Enneccerus-Kipp⸗Wolf 
84506) — darauf an, ob der Grund der Ablöſung weſent— 
lich in der mangelhaften Beſchaffenheit des Werkes zu 
ſehen iſt. Von dem Werkbeſiter iſt zu verlangen, daß er 
das Werk fo herſtellt und unterhält, daß es bei nor- 
maler Benutzung oder bei der nach Lage der Sache 
vorauszuſehenden Behandlung nach ſeiner Beſchaffen— 
heit genügende Widerſtandsfähigkeit gegen die Abloſung 
von Teilen bietet. Hier handelt es ſich zwar nicht um 
eine normale Benutzung. Bei dem Stande des Signal— 
maſtes war aber mit ziemlicher Sicherheit voraus 
zuſehen, daß die in der Nähe ſpielenden Kinder ſich 
an den Signalmaſt heranmachen und verſuchen wurden. 
den als Befeſtigungsmittel dienenden Nagel heraus— 
zuziehen. War die Verbindung des Befeſtigungsmittels 
ſo ungenügend, daß der ſchwache Finger eines Kindes 
genügte, die Verbindung aufzuheben, ſo hat ſich das 
Befeſtigungsmittel infolge der mangelhaften Beſchaffen— 
heit abgelöſt. Die Tatigkeit des Kindes, das von der 
unheilvollen Wirkung des Herausnehmens des Nagels 
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keine Ahnung haben konnte, war hier gegenüber der 
mangelhaften Beſchaffenheit des Werkes nur von unter⸗ 
geordneter Bedeutung. Der Beurteilung des Berufungs⸗ 
richters iſt daher in dieſem Punkte durchaus beizupflichten. 
Als der ſich ablöſende Teil kann natürlich nur der 
Nagel, nicht die Signalſtange angeſehen werden, die 
in der ordnun gsmäßigen Verbindung mit der Signals» 
einrichtung geblieben tft. Die Entſcheidung des RG., 
daß $ 836 nicht anwendbar iſt, wenn ein Rolladen 
wegen ungenügenden Eingreifens des Sperrwerkes in 
ſeiner Führung heruntergleitet (Warneyer Erg.⸗Bd. 


1909 Nr. 101) kann hier nicht in Betracht kommen, da 


in jenem Falle keine Ablöſung vorgekommen iſt. Der 
jetzt zu beurteilende Sachverhalt iſt vielmehr ähnlich 
dem, daß durch Zerreißen der Kette das Klappfenſter 
heruntergefallen iſt (Bay ZR. 1907, 237) oder die Jalouſie 


— 


durch Ablöſung des Aufziehgurtes heruntergeſtürzt iſt 


(Urt. des erk. Senats vom 21. Januar 1907 IV 258/06). 
Nicht nötig iſt, daß unmittelbar durch den ſich ab⸗ 
löſenden Teil die Verletzung herbeigeführt iſt. Zu er⸗ 
fordern iſt nur, daß die Verletzung mit der Ablöſung 
in urſächlichem Zuſammenhang ſteht. Dieſer Zuſammen⸗ 
hang iſt hier gegeben, da die Ablöſung des Nagels das 
Niederfallen der Signalſtange bewirkt hat und durch 
die niederfallende Stange der Kläger körperlich verletzt 
worden iſt. Es iſt auch nicht etwa notwendig, daß die 
Wirkung des Herausnehmens des Befeſtigungsmittels 
ſich ſofort in dem Niederfallen der Signalſtange gezeigt 
hat. Der urſächliche Zuſammenhanhang liegt vor, auch 
wenn die Signalſtange (was allerdings wenig wahr⸗ 
ſcheinlich) ſich noch eine gewiße Zeit in aufrechter 
Stellung erhalten haben ſollte, da durch die Beſeitigung 
des Befeſtigungsmittels ein Zuſtand geſchaffen wurde, 
der mit Notwendigkeit in kürzerer oder etwas längerer 
Friſt das Niederfallen der Signalſtange bewirken mußte. 
Immer war es die Ablöſung des Befeſtigungsmittels, 
welche den Grund zu dem Niederfallen der Signal⸗ 
ſtange gelegt und durch ihr Fortwirken dieſe Bewegung 
eingeleitet hat (vgl. Kommentar von Reichsgerichtsräten 
zu 8836 Anm. 5 a. E.). (Urt. des IV. ZS. vom 24. April 
1913, IV 664/1912). E. 
3.81 


II. 


Erwerb des Eigentums an den von einem Kom⸗ 
milfionär eingekauften Wertpapieren; Ueberſendung eines 
Stückeverzeichniſſes (66 3 und 7 Depot.). Aus den 
Gründen: Nach der Feſtſtellung des Berufungs- 
gerichts ſind die Altien dem Kläger nicht übereignet 
worden. Die Beklagte, welche den Ankauf teils durch 
die Bank für Handel und Induſtrie, teils durch die 
Diskontgeſellſchaft bewirkte, hat vielmehr die Aktien 
unter der Erklärung, daß fie das Verfügungsrecht dar- 
über eingeräumt erhalten habe, dieſen Banken zur 
Verwahrung auf Depot A (Pfanddepot) belaſſen, in 
welches Depot diejenigen Effekten genommen werden, 
die nicht als fremde oder für fremde Rechnung gekauft 
bezeichnet ſind und die deshalb nicht geſondert von den 
übrigen Stücken aufbewahrt zu werden brauchen. Der 
Kläger ſelbſt wurde mit dem — nicht bar bezahlten 
— Kaufpreiſe auf Kontokorrentkonto von der Beklagten 
belaſtet; die Aktien wurden ihm ohne Angabe der 
Nummern auf Effektenkonto gutgeſchrieben. Das in 
98 3 und 7 Depot G. vom 5. Juli 1896 vorgeſehene, 
die Nummern der Aktien enthaltende Stückeverzeichnis 
iſt ihm nicht überſandt worden, weil er in dem Auftrag— 
ſchreiben ausdrücklich hierauf verzichtet hatte. Nach 
dieſem Sachverhalt hat der Kläger nur einen ſchuld— 
rechtlichen Anſpruch darauf erlangt, daß ihm, wenn es 
zur Abnahme kam, gleichartige Aktien in beliebigen 
Nummern überlaſſen wurden. Eigentum konnte er 
auch dadurch nicht erwerben, daß die B. Handelsgeſell— 
ſchaft ſpäter im Jahre 1909 im Auftrage der Beklagten 
die bei den vorbezeichneten Banken befindlichen Aktien 
eingelöſt und bei ſich ſelbſt ebenfalls auf Depot A in 
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weitere Verwahrung genommen hat. Die Reviſion 
glaubt jedoch einen Eigentumserwerb aus den Vor⸗ 
gängen anläßlich der Generalverſammlung am 2. No⸗ 
vember 1909 herleiten zu können. Unſtreitig ſind damals 
auf den Namen des Klägers, weil dieſer an der General⸗ 
verſammlung der Stahlwerke teilnehmen wollte, die 
fraglichen 12 Aktien von der B. Handelsgeſellſchaft bei 
der als Hinterlegungsſtelle dienenden Bank hinterlegt 
worden; auch wurde ihm eine auf ſeinen Namen lautende 
Stimmkarte erteilt, welche zugleich die Hinterlegungs⸗ 
beſcheinigung enthielt. Die Reviſion meint, das Eigen⸗ 
tum an den Aktien ſei nach der Vorſchrift des 87 Depot. 
dadurch auf den Kläger übergegangen, daß ihm mit 
der Stimmkarte die darin enthaltene, die Nummern der 
hinterlegten Aktien aufführende Hinterlegungsbeſchei⸗ 
nigung erteilt worden ſei, womit der in 8 3 dieſes Ge⸗ 
ſetzes beſtimmten Pflicht zur Ueberſendung eines Stücke⸗ 
verzeichniſſes genügt ſei. Richtig iſt, daß nach 8 7 mit 
der Abſendung des Stückeverzeichniſſes das Eigentum 
an den darin verzeichneten Wertpapieren, das Ver⸗ 
fügungsrecht des Kommiſſionärs vorausgeſetzt, auf den 
Kommittenten übergeht. Dieſe Folge iſt jedoch mit der 
Abſendung des Stückeverzeichniſſes notwendig nur dann 
verbunden, wenn der mit dem Einkauf von Wertpapieren 
beauftragt geweſene Kommiſſionär hierbei in ſeiner 
Eigenſchaft als Kommiſſionär in Erfüllung der ihm 
kraft des Kommiſſionsverhältniſſes obliegenden Pflicht 
zur Uebergabe der eingekauften Wertpapiere handelt. 
In anderen Fällen bleibt jedesmal zu prüfen, welche 
Bedeutung nach Lage der Sache die Ueberſendung des 
Stückeverzeichniſſes hat. Dieſe Prüfung hat der Be- 
rufungsrichter vorgenommen. Wenn er hierbei zu dem 
Ergebnis gekommen iſt, daß die in Form eines Depot⸗ 
ſcheines ausgeſtellte Stimmkarte nicht dem Zwecke der 
Uebertragung des Eigentums an den Aktien gedient 
habe, ſo kann hierin eine Geſetzesverletzung nicht ge⸗ 
funden werden. (Urt. des IV. 38S. vom 19. April 1913, 
IV 39/1913). E. 
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III. 


„ I. Behandlung der Koſten des Verfahrens zur Be- 
weisſicherung. 2. Zurückverweiſung durch das Ber. 
im Falle des 8 538 Nr. 3 ZPO. Aus den Gründen: 
1. Der 8 96 ZPO. ergibt keine Verpflichtung ſondern nur 
eine Befugnis zur Koſtenausſonderung für das Gericht. 
Wird von dieſer Befugnis für die Koſten des Beweis⸗ 
ſicherungsverfahrens kein Gebrauch gemacht, ſo bilden 
dieſe Koſten einen Teil der Koſten des Rechtsſtreits 


(vgl. Gaupp⸗Stein II vor 8 485 3PO.). Dies gilt 


namentlich, wenn von dem Ergebniſſe des Beweis— 
ſicherungs verfahrens im Rechtsſtreite Gebrauch gemacht 
iſt (RG.Z. 66, 198). Das OLG. brauchte keine aus⸗ 
drückliche Begründung dafür zu geben, daß es die 
Koſten der Beweisſicherung nicht ausſonderte. 

2. Nach § 538 Nr. 3 ZPO. i. d. F. vom 17. Mai 
1898 hat das Ber®. die Sache an das Gericht 1. Ins 
ſtanz zurückzuverweiſen — inſofern eine weitere Ver— 
handlung der Sache erforderlich iſt —, wenn im Falle 
eines nach Grund und Betrag ſtreitigen Anſpruchs 
durch das angefochtene Urteil .. .. die Klage abge: 
wieſen iſt. Weitere Verhandlung war hier — über 
den Betrag — erforderlich, fie iſt unter Beweisauf— 
nahme durch das OLG. erfolgt, und das LG. hatte 
die Klage abgewieſen. Es fragt ſich alſo, ob die weitere 
Vorausſetzung für die Anwendung des 8 538 Nr. 3 
vorlag, daß ein nach Grund und Betrag ſtreitiger An» 
ſpruch abgewieſen, daß das angefochtene Urteil über 
einen nach Grund und Betrag ſtreitigen Anſpruch er— 
gangen iſt. Damit dieſe Frage bejaht werden kann, 
müſſen ſchon im erſten Rechtszuge die Vorausſetzungen 
gegeben geweſen ſein, unter denen nach 8 304 ein 
Zwiſchenurteil über den Grund vorab hätte erlaſſen 
werden können (Gaupp-Stein V, 1 zu § 538). J. ©. 
des 5 304 kann ein Anſpruch nach Betrag nur ſtreitig 
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fein, wenn ein Betrag, d. h. regelmäßig ein ziffer⸗ 
mäßig beſtimmter Betrag, gefordert wird (Jur W. 1907 
S. 17 Nr. 20). 

Der Klagantrag ging im 1. Rechtszuge auf Erſatz 
des noch zu ermittelnden und vom Gerichte der Höhe 
nach feſtzuſetzenden Schadens. In der Rechtslehre gehen 
die Meinungen darüber auseinander, ob i. S. des $ 304 
ein beſtimmter Betrag gefordert wird, wenn ohne An⸗ 
gabe einer Summe ein „durch Sachverſtändige zu er⸗ 
mittelnder“ oder „nach richterlichem Ermeſſen feſtzu⸗ 
ſetzender“ Schadenserſatz verlangt wird. Bejaht wird 
die Frage von Gaupp⸗Stein I, 1 zu 8 304, verneint 
von Skonietzki-Gelpke Anm. 2 zu 8 304. Die Ent⸗ 
wicklung der Rechtſprechung des Reichsgerichts geht 
dahin, daß ziffermäßige Angabe des Klagbegehrens 
nicht erforderlich iſt, wenn für das zur Beſtimmung 
der Höhe des Schadens angerufene richterliche Ermeſſen 
die erforderlichen tatſächlichen Unterlagen in dem Vor⸗ 
bringen der Parteien gegeben ſind (RGZ. 21, 387; 
61, 22; Jur W. 1909 S. 367, 11). Nach dieſer Recht⸗ 
ſprechung, der der Senat auch jetzt beipflichtet, iſt davon 
auszugehen, daß der hier erhobene N 
Iprug) i. S. des 8 304 und ſomit auch i. S. des 8 538 
Nr. 3 nach Grund und Betrag ſtreitig war, als das 
LG. die Klage abwies. Denn, daß für das richterliche 
de die erforderlichen tatſächlichen Unterlagen in 

dem Parteivorbringen beſchafft waren, ergibt der land⸗ 
gerichtliche Tatbeſtand. Danach hat der Kläger „als 
Anhalt für die Bemeſſung des Schadens das in Bezug 
genommene Gutachten des LT. überreicht und 
deſſen Inhalt vorgetragen“. Unter dieſen Umſtänden 
braucht nicht darauf eingegangen zu werden, ob die 
Tatſache, daß im 2. Rechtszuge der Anſpruch beziffert 
worden iſt, zur Zurückverweiſung der Sache an das LG. 
führen mußte (vgl. darüber RG. 77, 396, anderſeits 
Gaupp⸗Stein V, I zu 8 538, Schmidt⸗ Bardeleben, Zurück⸗ 
verweiſung des Prozeſſes! in die 1.Inſtanz“ in GruchBeitr. 
47, 614). Lagen die Vorausſetzungen des § 538 Nr. 3 
nach dem hier Ausgeführten ſchon deshalb vor, weil 
bereits im 1. Rechtszuge der Anſpruch nach Grund und 
Betrag ſtreitig war, ſo durfte das OLG. nicht den 
Streitteilen einen Rechtszug dadurch nehmen, daß es 
ſelbſt über den Betrag verhandeln ließ, Beweis erhob 
und erkannte, es mußte vielmehr die Sache an das 
LG. zur Verhandlung und Entſcheidung über den Bes 
trag zurückverweiſen (Schmidt-Bardeleben a. a. O. 
S. 93, 614 Anm. 1). (Urt. des III. 35. vom 27. Mai 
1913, 111 550/12). 
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IV. 

Zu 88 1990, 1991, 1992 B.; 780, 781, 785 ZPO. 
Muß der Erbe, der gegenüber der Klage auf Erfüllung 
eines Vermächtniſſes oder einer Auflage das ihm in 
x 1992 BER. gegebene Recht geltend machen will, bes 
weiſen, daß der Nachlaß nicht ausreicht und daß die 
Ueberſchuldung auf VBermächtniſſen und Auflagen bernht? 
Aus den Gründen: Will im Falle des § 1992 BB. 
der Erbe die Abweiſung einer auf Grund eines Ver— 
mächtniſſes oder einer Auflage vom Vermächtnisnehmer 
oder vom Auflageberechtigten gegen ihn erhobenen 
Klage durchſetzen, dann muß er allerdings bereits in 
dem auf Erfüllung des Vermächtniſſes oder der Auf— 
lage gerichteten Rechtsſtreite nicht bloß behaupten, 
ſondern beim Beſtreiten des Gegners auch beweiſen, 
daß der Nachlaß nicht ausreicht und daß ſeine Ueber— 
ſchuldung auf Vermächtniſſen und Auflagen beruht. 
Ebenſo liegt die Sache im Falle des in § 1992 ange— 
zogenen § 1490. Auch in dieſem Falle muß der Erbe, 
wenn er die Klage abgewieſen haben will, die Voraus— 
ſetzungen, unter denen er zur Verweigerung der Lei— 
ſtung berechtigt iſt, ſchon im Hauptſtreite nicht nur be— 
haupten ſondern nötigenfalls auch dartun. Darüber kann 
kein Zweiſel ſein (vgl. für den inſoweit gleichliegenden 
8 197 auch das Ir: des VI. ZS. vom 10. Juli 1905 
VI 5333 04 RG. 61, 221). 


— - n. 


Iſt es aber dem Erben nur, 
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darum zu tun, den in 8 780 Abſ. 1 ZPO. vorgeſehenen 
Vorbehalt zu erreichen, um deſſen Berechtigung es ſich 
bei der Reviſion der Klägerin allein handelt, ſo iſt für 
den Ausſpruch des Vorbehalts deſſen einfache Geltend⸗ 
machun 20 zur Begründung genügend (Urt. des VI. 38. 
vom 2 Juni 1908 VI 394/07 RG. 69, 283 ff., ins⸗ 
beſondere S. 291), ſo reicht, wie ſich das OLG. aus⸗ 
drückt, ie vom Erben befürchtete und behauptete 
Unzulänglichkeit des Nachlaſſes aus. Durch den Aus⸗ 
ſpruch des Vorbehalts verweiſt das Gericht die Ent⸗ 
ſcheidung darüber, ob dem Erben die Haftungsbeſchrän⸗ 
kung wirklich zur Seite ſteht, in das Zwangsvoll⸗ 
ſtreckungs verfahren. Dazu iſt das Gericht nach den 
55 780, 781, 785 ZPO. durchaus befugt (vgl. außer 
dem ſchon angeführten Urt. vom 22. Juni 1908 noch die 
Urt. vom 9. April 1907 VII 328/06 und vom 24. Okt. 
1911 VII 195.11 RG. 77, 245). Daß auch die Ein; 
reden der §§ 1990, 1991, 1992 BGB. unter die ss 785, 
781 und 785 ZB. fallen, ergibt ſich einmal daraus, 
daß es ſich auch bei ihnen (vgl. die Ueberſchrift, unter 
denen die 88 1975 bis 1992 ſtehen) um „Beſchränkung 
der Haftung des Erben“ handelt, von der 8 780 Abſ.! 
3PO. ganz allgemein ſpricht, ſowie weiter daraus, daß 
in $ 1992 auf die 88 1990, 1991 BGB. verwieſen iſt 
und daß $ 786 ZPO. ſogar die Fälle der entſprechen⸗ 
den Anwendung der 88 1990, 1991 BGB., nämlich die 
Fälle der 88 419, 1480, 1504, 2187 B., den Beſtim⸗ 
mungen des 8 790 Abf. 1 und der 88 781, 785 810. 
unterſtellt. Gerade bei der Einrede aus 8 1992 Bs. 
ließe ſich freilich, wie das OLG. nicht verkennt, ein 
Bedenken daraus herleiten, daß § 780 Abſ. 1 880. 
nur von dem als Erbe des Schuldners verurteilten 
Beklagten ſpricht, während für $ 1992 BB. bloß Ber 
bindlichkeiten aus Vermächtniſſen und Auflagen, alſo 
(vgl. 8 1967 Abſ. 2 BB.) ſolche Nachlaß verbindlich⸗ 
keiten in Frage kommen, die nicht vom Erblaſſer her⸗ 
rühren, ſondern den Erben als ſolchen treffen, Ver⸗ 
bindlichkeiten, die der Berufungsrichter, Erbfallſ anne 
nennt. Mit dem ORG. ift aber anzunehmen, daß $ 78ʃ 
Abſ. 1 ZPO. trotz ſeines — vielleicht ungenauen — 
Wortlauts nicht nur auf die vom Erblaſſer herrühren⸗ 
den Schulden, ſondern auch auf die den Erben als 
ſolchen treffenden Verbindlichkeiten zu beziehen iſt, weil. 
abgeſehen von dem bereits Erörterten, kein Grund vor: 
liegt, den Erben in bezug auf dieſe Schulden anders 
zu behandeln als in bezug auf jene. Hiernach iſt es 
rechtlich nicht zu beanſtanden, daß das OLG. die Ent⸗ 
ſcheidung der Frage, ob der mütterliche Nachlaß in 
der Tat infolge der angeordneten Rentenvermächtniſſe 
überſchuldet iſt, dem Zwangsvollſtreckungs verfahren 
überlaſſen hat. Es iſt nicht richtig, wenn die Klägerin 
ſagt, bei ſolcher Behandlung ſei der Vorbehalt der 
beſchränkten Haftung nur eine leere Floskel. Das 
Gegenteil erhellt aus 8 780 Abſ. 1 Z3BO., wonach der 
Beklagte im Zwangsvollſtreckungsverfahren die Be⸗ 
ſchränkung ſeiner Haftung nur geltend machen kann, 
wenn ſie ihm im Urteile vorbehalten iſt. Inſofern 
hat der Vorbehalt auch für den der Zwangsvollſtreckung 
vorausgehenden Rechtsſtreit ſtets zugleich materielle 
Bedeutung. (Urt. des IV. 35. vom 30. April 1913, 
V 609/1912). E. 
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Oberſtes Landesgericht. 
A. Zivilſachen. 
J. 


Wodurch endigt die Schlüſſelgewalt der Eheiran! 
Iſt die Frau beeinträchtigt, wenn der Mann in dal 
Füterrechteregiſter eintragen läßt, daß er der Fran dit 
Schlüfſelgewalt entzogen habe, obwehl dieſe aus einen 
anderen Grunde wegfiel? (S 1357 BGB.). Aus den 
Gründen: Die der Frau nach $ 1357 BGB. zuſtehende 
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Befugnis, den Mann zu vertreten, ſetzt voraus, daß 
ſie innerhalb ihres häuslichen Wirkungskreiſes handelt; 
von einem ſolchen kann nur geſprochen werden, ſolange 
ein gemeinſchaftliches Hausweſen beſteht. Die Gemein⸗ 
ſchaftlichkeit wird nicht immer durch ein Getrenntleben 
aufgehoben; wann ſie aufgehoben iſt, iſt nach den Um⸗ 
ſtänden des Falles zu beurteilen. Hier hat die Frau 
eine einſtweilige Verfügung erwirkt, durch die ihr für 
die Dauer des Eheſcheidungsprozeſſes geſtattet wurde, 
getrennt zu leben. Daraufhin hat der Mann die ge⸗ 
meinſchaftliche Wohnung verlaſſen und iſt ſeitdem nicht 
mehr zurückgekehrt. Daraus hat das LG. geſchloſſen, 
daß die Gemeinſchaftlichkeit des Hausweſens mit dem 
Weggange des Mannes geendet hat. Das läßt ſich 
nicht beanſtanden. Aus den Feſtſtellungen muß ge⸗ 
ſchloſſen werden, daß bei beiden Gatten der feſte Ent⸗ 
ſchluß beſtanden hat, die eheliche Gemeinſchaft aufzu: 
heben. Dieſen Entſchluß ſetzte der Mann durch das 
Berlaffen der Wohnung in die Tat um; es kann dem⸗ 
nach nicht bezweifelt werden, daß von dieſem Tage an 
kein gemeinſchaftliches Hausweſen mehr beſtanden hat. 
Daß die Beſchwerdeführerin zunächſt die gemeinſchaft⸗ 
lichen Kinder bei ſich behalten und mit dieſen den 
Haushalt fortgeſetzt hat, kann demgegenüber um ſo 
weniger in Betracht kommen, als ihr durch die einſt⸗ 
weilige Verfügung die Sorge für die Perſon dieſer 
Kinder übertragen war. 

Das LG. hat angenommen, es gereiche der Frau 
nicht zur Beſchwerde, wenn der durch die Auflöſung 
des Hausweſens von ſelbſt eingetretene Wegfall der 
Schlüſſel gewalt in das Güterrechtsregiſter eingetragen 
und veröffentlicht werde. Es kann dahingeſtellt bleiben, 
ob der Wegfall der Schlüſſelgewalt wegen Aufhebung 
der häuslichen Gemeinſchaft überhaupt ins Güterrechts⸗ 
regiſter eingetragen werden kann. Jedenfalls könnte 
der Anſchauung des LG. nur beigeſtimmt werden, wenn 
es ſich bei dem Eintrag und der Veröffentlichung nur 
um die Feſtſtellung der Tatſache handeln würde, daß 
die Schlüſſelgewalt aus dem erörterten Grunde weg⸗ 
gefallen iſt (vgl. RG Z. 60 S. 12). Dadurch würden 
allerdings die Rechte und Intereſſen der Frau nicht 
beeinträchtigt. Allein darum handelt es ſich nicht; 
nicht daß die Schlüſſelgewalt weggefallen iſt, ſondern 
daß er ſie der Beſchwerdeführerin entzogen hat, hat 
der Mann eintragen und veröffentlichen laſſen. Es 
fragt ſich alſo, ob durch dieſe Verfügung die Rechte 
der Frau beeinträchtigt ſind. Dieſe Frage muß bejaht 
werden. Die Schlüſſelgewalt wird nach $ 1357 Abſ. 2 
BGB. regelmäßig nur ausgeſchloſſen werden, wenn 
die Frau dem Manne durch ſchuldhaftes Verhalten 
einen gerechtfertigten Anlaß gegeben hat, insbeſondere 
wenn ſie durch Verſchwendungsſucht oder ähnliche 
Fehler die wirtſchaftliche Stellung des Mannes gefährdet 
hat. Dadurch, daß der Frau die Schlüſſelgewalt durch 
eine Verfügung des Mannes entzogen wird, wird ſie 
alſo vor der Oeffentlichkeit als eine Perſon hingeſtellt, 
die ihrem Manne ſchuldhafterweiſe Anlaß zu jener 
Maßregel gegeben hat. Daß dies das Anſehen und 
die Kreditfählgkeit einer Frau beeinträchtigen muß, 
liegt auf der Hand. Es liegt aber auch ein Mißbrauch 
des Rechtes des Mannes vor. Er kann freilich nicht 
ſchon darin erblickt werden, daß der Mann ein Recht 
ausſchließt, das der Frau nicht mehr zuſteht, daß er 
alſo eine an ſich bedeutungsloſe Handlung vornimmt. 
Wohl aber liegt er darin, daß er dieſe Handlung ſo 
vornimmt, daß ſie das Anſehen ſeiner Frau in der 
Oeffentlichkeit herunterſetzen muß. (Beſchl. des 1. 38. 
vom 27. Juni 1913, Reg. III 52/1913). W. 
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Kann der in allgemeiner Gütergemeinſchaft lebende 
Ehemann bei dem Erwerb eines Grundſtücks in der 
Erwerbzurkunde wirkſam beantragen, daß er und jeine 

van als Miteigentümer in allgemeiner Gütergemein⸗ 
Halt eingetragen werden? (5 22 Abſ. 2, § 29 Satz 2 


GBD.; § 1438 Abſ. 1 Satz 2, Abſ. 3, SS 1443, 1459 
BGB.). Aus den Gründen: Nach 5 1438 Abſ. 1 
Satz 2 BGB. fällt das Vermögen, das ein in allge⸗ 
meiner Gütergemeinſchaft lebender Gatte erwirbt, kraft 
Geſetzes in das Geſamtgut. Zum Uebergange des Eigen⸗ 
tums an einem Grundſtück iſt nach den SS 873, 925 
BGB. außer der Auflaſſung noch die Eintragung ers 
forderlich. Der in allgemeiner Gütergemeinſchaft lebende 
Mann kann nach feſtſtehender Rechtſprechung (RIA. 4, 
108 und 7, 55) für ſich allein ein Grundſtück erwerben. 
Mit der Eintragung des Mannes geht das Grundſtück 
nicht in das Alleineigentum des Mannes über, ſondern 
wird nach 8 1438 Abſ. 1 Satz 2 kraft Geſetzes Geſamt⸗ 
gut. Der im Grundbuche eingetragene Rechtszuſtand, 


daß das Grundſtück dem Manne allein gehört, ent⸗ 


ſpricht alſo nicht dem Geſetze; das Grundbuch iſt un⸗ 
richtig. Für die zum Geſamtgute gehörenden Rechte 
im Grundbuche den Eintrag herbeizuführen, der dem 
Geſetz entſpricht, iſt eine Pflicht des Gatten, der das 
Geſamtgut zu verwalten hat. Dies drückt das BGB. 
wenigſtens inſofern aus, als 8 1438 Abſ. 3 jedem 
Gatten das Recht gibt, von dem anderen die Mitwir⸗ 
kung zur Berichtigung des Grundbuchs zu verlangen, 
wenn ein Recht gemeinſchaftlich wird, das eingetragen 
iſt oder eingetragen werden kann. Dieſen Berichtigungs⸗ 
anſpruch hat nicht nur der Gatte, der nicht eingetragen 
iſt, der alſo infolge der Gütergemeinſchaft an dem ein⸗ 
getragenen Rechte von ſelbſt einen Anteil bekommt, 
ſondern nach dem Beſchluſſe der Kommiſſion 2. Leſung 
(Prot. von Achilles IV 232) kann auch der eingetragene 
Ehegatte von dem anderen verlangen, daß dieſer zu 
ſeiner eigenen Eintragung mitwirkt. 

Das Geſamtgut unterliegt nach 8 1443 der allei⸗ 
nigen Verwaltung des Mannes; nur in beſonderen 
Fällen bedarf er der Zuſtimmung der Frau. Zu dieſen 
gehört nicht die Erwerbung eines Grundſtücks. Das 
Recht des Mannes zur Verwaltung des Geſamtguts 
hat einen anderen Inhalt als bei dem geſetzlichen 
Güterſtande (BGB. $ 1443 mit 8 1375). In bezug 
auf das eingebrachte Gut handelt der Mann innerhalb 
der Grenzen ſeines Verwaltungsrechts für Rechnung 
oder im Namen der Frau. Das Geſamtgut verwaltet 
der Mann für eigene Rechnung und in eigenem Namen, 
jedoch mit der Wirkung, daß ſeine Handlungen auch 
die Frau binden. Das Verwaltungsrecht begründet 
die Ermächtigung zu Rechtsgeſchäften und Rechts⸗ 
ſtreitigkeiten für das Geſamtgut. Daraus ſolgt, daß 
der Mann, der ohne die Mitwirkung der Frau ein 
Grundſtück erwirbt, das mit der Eintragung des Er- 
werbs Geſamtgut wird, kraft ſeines Verwaltungsrechts 
dafür zu ſorgen hat, daß das Grundſtück im Grund— 
buch als Geſamtgut bezeichnet wird. Die Kehrſeite iſt, 
daß er auch befugt iſt, ſchon beim Erwerbe des Grund⸗ 
ſtücks d. h. bei der Auflaſſung, zu beantragen, daß das 
Grundſtück als Geſamtgut eingetragen wird (vgl. 
Planck, BGB. Erl. 5 zu § 1438). Dieſes Ergebnis 
entſpricht auch allein dem wirtſchaftlichen Bedürfniſſe. 

Die Vorgerichte haben mit Unrecht unter Berufung 
auf den Beſchluß des Senats vom 26. Januar 1906 
(n. Samml. Bd. 7 S. 46) die Berechtigung des Manns 
zur Herbeiführung der Eintragung ſeiner Frau als 
Miteigentümerin in allgemeiner Gütergemeinſchaft ver— 
neint. Der Fall liegt anders als der dieſem Beſchluſſe 
zugrunde liegende und anders als der im Beſchluſſe 
des Kammergerichts (Jahrb. Bd. 40 A. S. 153) ent⸗ 
ſchiedene. In dieſen Beſchlüſſen war der Mann ſchon 
als Alleineigentümer eingetragen, es handelte ſich bei 
ihnen alſo um die Berichtigung des Grundbuchs und 
es war die Frage zu entſcheiden, ob zu einer ſolchen 
Berichtigung die Einwilligung der Frau notwendig iſt. 
Von einer ſolchen Berichtigung kann hier nicht die 
Rede ſein. Denn die Urkunde iſt erſt jetzt zu vollziehen 
und kann nur ſo vollzogen werden, daß die Gatten 
als Miteigentümer in allgemeiner Gütergemeinjchaft 
eingetragen werden. 
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Vom Standpunkte der Frau iſt freilich die Rechts⸗ 
lage gleich, ob nun der Mann beantragt die Frau als 
Miteigentümerin in allgemeiner Gütergemeinſchaft ein⸗ 
zutragen, ehe er ſelbſt eingetragen iſt, oder ob er den 
Antrag ſtellt, nachdem er eingetragen iſt. Die Erwägung, 
daß der die Vorſchrift des §S 22 Abſ. 2 GBO. beruht, 
daß niemand ohne ſeinen Willen als Eigentümer ein⸗ 
getragen werden ſoll, trifft in beiden Fällen zu. Es 
kann deshalb 8 22 Abſ. 2 entſprechend auf den Fall 
angewendet werden, daß der Mann beantragt, ſeine 
Frau als Miteigentümerin zur geſamten Hand einzu⸗ 
tragen, ehe er ſelbſt eingetragen iſt. Wendet man 8 22 
Abſ. 2 entſprechend an, fo iſt an der vom Senat in 
der Entſcheidung vom 26. Januar 1906 vertretenen 
Anſicht feſtzuhalten, daß der Mann nicht kraft ſeines 
Verwaltungsrechts (8 1443 Abſ. 1 BGB.) die Zuſtim⸗ 
mung ſeiner Frau erklären kann. Denn das Verwal⸗ 
tungsrecht geſtattet ihm nur im eigenen Namen Er⸗ 
klärungen abzugeben. Allein mit dem Antrage des 
Mannes, die Frau als Miteigentümerin zu geſamter 
Hand einzutragen, ſoll nur erreicht werden, was kraft 
Geſetzes auch ohne die Eintragung der Frau gilt. Der 
Frau kann nichts daran liegen, daß der kraft Geſetzes 
eingetretene Rechtszuſtand im Grundbuche nicht aus⸗ 
gedrückt wird. Im Gegenteil: Denn den Schutz, den 
die Vorſchriften des BGB. über das Erfordernis ihrer 
Zuſtimmung zu Verfügungen des Mannes über das 
Grundſtück bezwecken, genießt ſie wegen des öffentlichen 
Glaubens des Grundbuchs nur, wenn fie als Miteigen- 
tümerin zu geſamter Hand eingetragen iſt. Aus der 
Eintragung erwächſt ihr auch kein Nachteil. Oeffentlich⸗ 
rechtliche Verpflichtungen, insbeſondere die Steuerpflicht, 
treffen die 1 1 bei der allgemeinen Gütergemeinſchaft 
— wenn ſie nach den Geſetzen perſönlich haftet — 
ſchon kraft ihres Miteigentums, gleichgültig ob es ein- 
1 iſt oder nicht. Für die übrigen Verbindlich⸗ 
eiten, die mit dem Grundſtücke zuſammenhängen, haftet 
ſie nicht perſönlich, weil ſie bei der allgemeinen Güter⸗ 
gemeinſchaft nicht perſönlich für Geſamtgutsverbind⸗ 
lichkeiten haftet, die nicht in ihrer Perſon entſtanden 
find (8 1459 BGB.). Daß fie mit dem Grundſtücke 
oder mit dem Geſamtgute haftet, kommt nicht in Be⸗ 
tracht; denn in dieſem Umfange haftet ſie, auch wenn 
fie nicht als Miteigentümerin eingetragen iſt. Berück- 
ſichtigt man dies, ſo darf angenommen werden, daß 
die Frau mit ihrer Eintragung immer einverſtanden 
iſt. Es darf daher der Mann als von der Frau till: 
ſchweigend bevollmächtigt betrachtet werden, für ſie 
ihrer Eintragung zuzuſtimmen. Eine ſolche Vollmacht 
entſpricht auch den Erfahrungen des Lebens. Der 
Grund buchrichter darf daher dieſe Vollmacht als offen: 
kundig annehmen, ſolange er nicht einen Anhaltspunkt 
für eine gegenteilige Annahme hat. Ein Bedenken 
gegen die Annahme einer bei dem GBA. offenkundigen 
ſtillſchweigenden Vollmacht kann nicht beſtehen. Denn 
die im § 22 Abſ. 2 GB. erforderte Zuſtimmung des 
als Eigentümer einzutragenden kann ſtillſchweigend 
erteilt werden (vgl. Obs G3. Bd. 8 S. 552) und gleiches 
gilt von der Vollmachtserteilung. Die Vollmacht muß 
aber nach 8 29 Satz 2 EBD. nur dann durch eine öffent— 
liche Urkunde nachgewieſen werden, wenn ſie bei dem 
GBA. nicht offenkundig iſt. (Beſchl. des I. ZS. vom 
10. Juli 1913, Reg. III 27/1913). W. 
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III. 


Eine bei einem bayeriſchen Amtsgericht anhängige 
VBormundſchaft iſt i. S. des § 1882 des BGB. und der 
Art. 87 und 88 Gelb. auch dann beendigt, wenn ſie 
von einem nicht bayeriſchen Gericht übernommen wurde. 
Aus den Gründen: Die Gebühr des Art. 83 Geb., 
deſſen Vorſchriften nach Art. 88 auf die vorläufige 
Vormundſchaft (SS 1906 bis 1908 BGB.) anzuwenden 
ſind, bildet ein Entgelt für die vormundſchaftliche 
Tätigkeit. Eine ſolche Tätigkeit hat das Gericht hier 


entwickelt, da es die vorläufige Vormundſchaft anord⸗ 
nete, den Vormund verpflichtete, ihm die Beſtallung 
erteilte und das Vermögensverzeichnis entgegennahm. 
Damit war der Gebührenanſpruch entſtanden; dem 
Anſpruche muß genügt werden. Aber auch ſeine 
Fälligkeit bejaht das LG. auf Grund des Art. 87 mit 
Recht. Die Behauptung des Beſchwerdeführers, das 
Geb. lehne ſich an den Sprachgebrauch des Bad. 
an, bei ſeiner Auslegung ſeien daher die Begriffe des 
BGB. zugrunde zu legen, iſt unzutreffend. Daß fur 
die Berechnung der einmaligen Gebühr der Stand des 
reinen Vermögens bei „Beendigung der Vormundſchaft“ 
maßgebend ſein und daß dieſe Gebühr bei „Beendigung 
der Vormundſchaft“ fällig werden ſolle, beſtimmte das 
Geb. vom 18. Auguſt 1879 in Art. 75 Abſ. 2, Art 77 
Abſ. 2, ſchon als das BGB. noch nicht beſtand. An: 
geſichts der Verſchiedenheit des Gegenſtandes iſt auch 
der Schluß keineswegs zwingend, das Geb. müft. 
weil das BGB. in den SS 1882 ff. von „Beendigung 
der Vormundſchaft“ ſpricht, mit dem gleichlautenden 
Ausdruck dasſelbe im Auge haben, d. h. ausſchließlich 
die Beendigungsgründe des materiellen Rechtes. Spricht 
doch von der „Beendigung“ der Inſtanz oder des Ver⸗ 
fahrens auch $ 93 GKG., der nach Art. 39 Geb. 
auf Sachen der freiwilligen Gerichtsbarkeit entſprechend 
anzuwenden iſt, ſoweit nicht das Gebc. Beſonderes 
beſtimmt. Das LG. führt aus, eine Beendigung der 
Vormundſchaft i. S. der Gebührenerhebung ſei auch 
anzunehmen, wenn die Vormundſchaft noch beſteht, 
aber nicht mehr bei dem bayeriſchen Gerichte, das ſie 
anordnete, anhängig und irgendwelche vormundſchafts⸗ 
gerichtliche Tätigkeit bei dieſem Gerichte nicht mehr 
veranlaßt iſt; die Beendigung ſei in dem Abſchluſe 
der Fürſorgetätigkeit des bayeriſchen Gerichts zu er⸗ 
blicken. Dieſe Ausführungen werden durch die Auf: 
ſtellung des Beſchwerdeführers nicht entkräftet. 

Die Beſchwerde bringt auch vor, die Auffaſſung 
des LG. müßte zu dem Ergebniſſe führen, daß auch 
bei Uebernahme der Vormundſchaft durch ein anderes 
bayeriſches Gericht die Gebühr anfalle und zwar ſo 
oft, als ein anderes Gericht übernehme. Das iſt un: 
zutreffend. Für den Gebührenanſpruch des Staates 
iſt es ohne Belang, welches ſeiner Gerichte die Tätig⸗ 
keit entfaltet, die durch die Gebühr abgegolten wird. 
Jedes der ſich in der Führung der Vormundſchaft ab⸗ 
löſenden bayeriſchen Gerichte hat die Sorge mitzu— 
übernehmen, daß die einmalige Gebühr in dem durch 
Art. 87 beſtimmten Zeitpunkte erhoben wird. Die 
Vormundſchaft iſt daher in dieſem Falle i. S. der 
Gebührenerhebung ſolange nicht beendet, als noch eines 
der bayeriſchen Gerichte eine vormundſchaftsgerichlliche 
Tätigkeit auszuüben hat. (Beſchl. des II. 35. vom 
7. Juli 1913, Reg. V 14/1913). W. 
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B. Strafſachen. 
I. 

Verhältnis der 55 12 und 14 des Impfgeſetzes zu 
einander. Die Näherin E. wurde anf Grund der SS 1! 
und 14 des Jmpf®. und des 8 10 Abſ. I und II FE. 
vom 17. Dez. 1899, den Vollzug des Impf. beit. 
(GVBl. S. 1049), am 26. Juni 1912 von der Polizei: 
direktion München aufgefordert, ihr binnen 14 Tagen 
mittelſt der vorgeſchriebenen Beſcheinigung den Nach 
weis zu liefern, daß die Impfung ihrer am 5. Juli 
1908 und am 29. Sept. 1909 geborenen Kinder erfolgt 
oder aus einem geſetzlichen Grund unterblieben ſei, 
widrigenfalls auf Grund des § 14 ImpfG. Straſein⸗ 
ſchreitung veranlaßt werden müßte. Am 6. Set. 
erklärte ſie, unter keinen Umſtänden ihre Kinder impfen 
zu laſſen. Sie wurde auf Grund der SS 12 und 1 
Abſ. 1 Impfc. verurteilt, vom Ob“. aber freige⸗ 
ſprochen. 


Aus den Gründen: In dem Urteile des StS. 


vom 8. Nov. 1906 (Samml. v. Entſch. 7, 111) iſt be⸗ 
reits auf den Unterſchied der beiden Tatbeſtände des 
8 14 Abſ. 1 und des § 14 Abſ. 2 ImpfG. hingewieſen 
und ausgeführt worden, daß die amtliche Aufforderung 
nach dem 8 14 Abſ. 2 die Erfüllung der beſtehenden 
geſetzlichen Pflicht zur Vornahme der Impfung be⸗ 
zweckt, die im 8 14 Abſ. 1 bezeichnete amtliche Auf⸗ 
forderung dagegen erſt die Verpflichtung zur Beibrin⸗ 
gung des Nachweiſes i. S. des § 12 begründet, ſonach 
lediglich dem Zwecke dient, die Durchführung des Impf⸗ 
geſchäfts möglichſt zu ſichern, alſo nur die Eigenſchaft 
einer Kontrollmaßregel hat. Dazu ſei noch folgendes 
bemerkt: Die Strafbeſtimmung des 8 14 iſt im Ent⸗ 
wurfe des ImpfG. (daſelbſt $ 16) überhaupt nicht näher 
begründet worden. Nach den SS 7 und 8 dieſes Ge⸗ 
ſetzes haben die amtlichen und ſonſtigen Aerzte, welche 
die Impfung vorgenommen haben, in den Jahresliſten 
das Ergebnis der Impfung oder den Grund der unter⸗ 
laſſenen Impfung (8 10 Abſ. 2, §§ 1 und 2) einzutragen 
und die Liſten nach dem Schluſſe des Kalenderjahrs 
den Behörden einzureichen. Nach dem $ 10 wird über 
jede Impfung ein ihre Wirkung oder die Zuläſſigkeit 
der gänzlichen oder vorläufigen Befreiung beſtätigendes 
Zeugnis in Ausſicht geſtellt. In der Begründung des 
Entwurfs (ReichstVerh. 1874 Anl Band Nr. 7 S. 25 und 
26) heißt es zu $ 8 (7 des Geſ.): „Für die Kontrolle 
der Impfpflichtigen iſt in dem Entwurf auf zwei Wegen 
geſorgt, einmal mittelſt einer Liſte, welche für jeden 
Impfbezirk die Impflinge nachweiſen ſoll, ſodann 
mittelſt der Beſcheinigungen, die über jede Impfung 
auszuſtellen ſind. Für die Impfung im erſten Kindes⸗ 
alter wird die Kontrolle weſentlich auf jenem, für die 
ſpätere Impfung auf dieſem Wege erſtrebt.“ Aus den 
$$8 12 und 13 ImpfG. und ihrer Begründung, 
namentlich aus der Vergleichung des § 12 mit 5 13 geht 
mit aller Deutlichkeit der geſetzgeberiſche Gedanke und 
Zweck hervor. In dem $ 12 wendet ſich das Geſetz 
an die Eltern der nicht in einer Schulanſtalt befind⸗ 
lichen, impfpflichtigen Kinder, in §S 13 an die Vor⸗ 
ſteher derjenigen Schulanftalten, in denen ſich impf⸗ 
pflichtige Kinder befinden, in beiden Fällen zu dem 
gleichen Zwecke, nämlich um den Behörden, die ein 
Wiſſen von der erfolgten Impfung noch nicht haben, 
durch Mitteilung der Aufgeforderten die Kenntnis 
darüber zu verſchaffen, ob die Impfung erfolgt iſt 
oder nicht. Im 8 13 iſt dies in einer jeden Zweifel 
ausſchließenden Weiſe durch die Satzwendung ausge— 
drückt, „ob die geſetzliche Impfung erfolgt oder aus 
welchem Grunde fie unterblieben iſt“. Etwas anderes 
will auch der § 12 nicht; beide Vorſchriften find nur 
Kontrollmaßregeln und enthalten nicht eine Aufforde- 
rung zur Nachholung der Impfung. Würde die Faſſung 
des §S 12 „den Nachweis zu führen, daß die Impfung 
erfolgt iſt“, die von den Vorinſtanzen ihr beigelegte 
Bedeutung haben, daß der Nachweis der erfolgten 
Impfung bei Vermeidung der Beſtrafung nach dem 
§ 14 Abſ. 1 geliefert werden müſſe, ſo würde die Vor⸗ 
ſchrift des 8 12 mit 8 14 Abſ. 1 und die Vorſchrift des 
§ 14 Abſ. 2 mit S4 die gleiche Strafnorm mit ver⸗ 
ſchiedener Strafſatzung enthalten; eine derartige Unter— 
ſtellung darf dem Geſetzgeber nicht zugemutet werden. 
Bei dem Gebrauche des Wortes „daß“ in $ 12 ging 
der Geſetzgeber, wenn nicht ein redaktionelles Verſehen 
— „daß“ ſtatt „ob“ — vorliegt, von der Annahme 
aus, daß die Impfung erfolgt oder aus einem geſetz— 
lichen Grund unterblieben iſt; hiefür verlangt er den 
Nachweis. Selbſtverſtändlich kann der Aufgeforderte 
den Nachweis nicht liefern, wenn das Kind nicht ge— 
impft iſt; würde man der Annahme der Vorinſtanzen 
folgen, müßte man von dem Aufgeforderten etwas 
Unmögliches verlangen. Dadurch, daß dem Aufge— 
forderten eine Friſt zur Beibringung eines Nachweiſes 
geſetzt iſt, iſt ihm die Möglichkeit gegeben, noch inner— 
halb der Friſt impfen zu laſſen oder ſich ein ärztliches 
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Zeugnis über die Unmöglichkeit der Impfung zu 
verſchaffen und ſo den verlangten Nachweis zu liefern; 
eine Aufforderung zur Impfung i. S. des. 8 14 Abſ. 2 
mit 84 liegt aber hierin nicht. Demnach wird durch 
die Vorſchrift des 8 12 nichts anderes bezweckt, als 
daß den Behörden durch die Aufgeforderten zur Kennt⸗ 
nis gebracht werden ſoll, daß die Impfung erfolgt 
oder aus einem geſetzlichen Grund unterblieben iſt oder 
daß das Kind aus einem vom Geſetze nicht gebilligten 
Grunde nicht geimpft worden iſt oder die Vornahme 
der Impfung überhaupt verweigert wird. Durch die 
Vorſchrift des 8 14 Abſ. 1 ſoll der Aufgeforderte ge⸗ 
zwungen werden, eine Erklärung abzugeben. Gibt der 
Aufgeforderte eine Erklärung nicht ab, weder nach der 
einen noch nach der andern Richtung, ſetzt er mithin 
der amtlichen Aufforderung (8 12) e ent⸗ 
gegen, ſo tritt die Strafe des 8 14 Abſ. 1 ein; in dieſem 
Sinne iſt auch die Vorſchrift des 8 10 Abſ. II zweiter 
Satzteil der bayer. VO. vom 17. Dez. 1899, den Voll⸗ 
zug des AYmpf®. betr. (GVBl. S. 1049), aufzufaſſen. 
Läßt der Aufgeforderte die ihm etwa nach § 12 ges 
ſetzte Friſt fruchtlos verſtreichen, ſo iſt damit die 
Strafe des § 14 Abſ. 1 noch nicht verwirkt; er kann 
der Aufforderung auch nach dem Ablaufe der Friſt 
noch nachkommen und zwar ſtraflos folange, als das 
Strafverfahren noch nicht eingeleitet iſt (Obs St. 
11, 60). Wird mithin die amtliche Aufforderung (8 12) 
rechtzeitig d. i. vor Einleitung des Strafverfahrens 
nach dem 8 14 Abſ. 1 befolgt, ſo iſt einerſeits eine 
Beſtrafung nach § 14 Abſ. 1 ausgeſchloſſen, anderſeits 
die Behörde in der Lage, ihre weiteren Maßnahmen 
zu treffen. Sind die Beſcheinigungen in Ordnung, 
fo werden die Impfliſten ergänzt (8 18 Abſ. 2 Impf®.; 
§ 10 Abſ. J und II erſter Satzteil der VO. vom 17. Dez. 
1899). Lautet die Erklärung dahin, daß die Impfung 
ohne geſetzlichen Grund nicht erfolgt iſt oder nicht er⸗ 
folgen wird, ſo wird die Behörde die Pflichtigen auf 
Grund des 8 4 ImpfG. zur Nachholung der Impfung 
innerhalb der zu ſetzenden Friſt auffordern und im 
Nichtbefolgungsfalle das Strafverfahren nach dem 8 14 
Abſ. 2 ImpfG. einleiten. Daß die Behörde berechtigt 
iſt, nach rechtskräftig abgeurteilter Sache je nach Lage 
der Sache neuerdings und wiederholt auf Grund des 
8 14 Abſ. 1 oder Abſ. 2 gegen die Säumigen vorzu— 
gehen, iſt von der Rechtſprechung jetzt allgemein an⸗ 
erkannt. Selbſtverſtändlich iſt, daß die amtliche 
Aufforderung nach dem 8 14 Abſ. 1 nicht die amtliche 
Aufforderung nach dem 8 14 Abſ. 2 erſetzen kann und 
umgekehrt (Goldt Arch. 40, 277 letzter Abſatz); die 
beiden Tatbeſtände ſind ſtets ſcharf auseinanderzuhalten; 
außer aus obigen Erwägungen ergibt ſich auch aus 
der verſchiedenen Höhe der angedrohten Strafen die 
Verſchiedenheit der Tatbeſtände. Die am 26. Juni 1912 
an die Angeklagte ergangene Aufforderung iſt dem 
Wortlaute der 83 12 und 14 Abſ. 1 Impf®. angepaßt. 
Dadurch wurde die Angeklagte aufgefordert, entweder 
den Impfſchein oder ein die dauernde oder vorläufige 
Befreiung von der Impfung beſtätigendes Zeugnis 
(8 10 des Gef.) vorzulegen oder zu erklären, daß die 
Impfung aus einem anderen Grund unterblieben iſt. 
Die Angeklagte hat zwar nicht innerhalb der ihr vor- 
geſetzten vierzehntägigen Friſt, wohl aber am 6. Sept. 
1912 gegenüber einem Polizeibeamten die Erklärung 
abgegeben, daß ſie ihre an ſich geſunden Kinder unter 
feinen Umſtänden impfen laſſen werde. Ob die Er- 
klärung mündlich oder ſchriftlich erfolgt, iſt gleichgültig; 
ausſchlaggebend iſt, daß überhaupt der Behörde gegen— 
über eine Erklärung abgegeben worden iſt. Damit 
war der nach $ 12 erfolgten amtlichen Aufforderung 
genügt. Da zu dieſer Zeit das Strafverfahren noch 
nicht eingeleitet war, war für eine Strafverfolgung 
nach dem 8 14 Abſ. 1 kein Raum mehr. Die Verurs 
teilung nach dieſer Geſetzesſtelle iſt daher zu Unrecht 
erfolgt. Die Polizeibehörde hätte vielmehr, nachdem 
ſie durch die Erklärung der Angeklagten vom 6. Sept. 
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1912 davon Kenntnis erhalten Hatte, daß dem Impf⸗ 
geſetze zuwider eine Impfung nicht erfolgt iſt, die 
Angeklagte unter Vorſetzung einer Friſt zum Nachholen 
der Impfung (8 4) auffordern und im Weigerungsfalle 
das Strafverfahren nach dem 8 14 Abſ. 2 einleiten 
laſſen können. Da dies nicht geſchehen iſt, konnte auch 
eine Beſtrafung nach 8 14 Abſ. 2 nicht erfolgen. Für 
eine Verurteilung nach 8 14 Abſ. 1 fehlten ſomit die 
rechtlichen, nach 8 14 Abſ. 2 die tatſächlichen Voraus⸗ 
ſetzungen. Durch dieſe Entſcheidung iſt die Polizei⸗ 
behörde nicht gehindert, nun auf Grund der 88 4 und 
14 Abſ. 2 ImpfG. gegen die Angeklagte vorzugehen. 
(Urt. vom 5. April 1913, Rev.⸗Reg. Nr. 107/1913.) 
20075 Ed. 


II. 


Gebühren der mit einem feſten Gehalt Br rd 
Sachverſtändigen. Aus den Gründen: Bei der Vers 
gleichung der Beſtimmungen des $ 84 StPO. mit denen 
des 8 70 daſelbſt ſpringt ſofort in die Augen, daß der 
Sachverſtändige nicht bloß die einem Zeugen zuſtehen⸗ 
den Gebühren, ſondern noch eine weitere Vergütung 
zu beanſpruchen hat, nämlich eine Vergütung für ſeine 
Mühewaltung d. i. für ſeine bei Erſtattung des Gut⸗ 
achtens aufgewendete Mühe oder mit anderen Worten 
für feine Leiſtungen. Das hat in der GebD. folge⸗ 
richtigen und deutlichen Ausdruck gefunden. Darnach 
erhält nämlich der Sachverſtändige a) eine Vergütung 
für feine Leiſtungen (53 3, 4), b) außerdem eine Ent⸗ 
ſchädigung für die Zeit, während welcher er ſeine 
gewöhnliche Beſchäftigung nicht wieder aufnehmen kann 
(Zeitverſäumnis 8 5), c) eine Entſchädigung für die 
Reiſe und für den durch die Abweſenheit von dem 
Aufenthaltsorte verurſachten Aufwand (88 6—11). Für 
gewiſſe Arten von Sachverſtändigen ſind in den 88 13 
und 14 beſondere Vorſchriften erlaſſen worden, von 
denen unten das Nähere geſagt werden wird. Die 
GebO. vom 30. Juni 1878 und die Begründung des 
Entwurfs hiezu (Reichst Verh. 3. Leg.⸗Per. II. Seſſ. 1878, 
3. Bd. Aktenſtück Nr. 76 S. 683) ſind faſt durchwegs 
eine wörtliche Wiedergabe der preußiſchen GebO. vom 
1. Juli 1875 und der Begründung ihres Entw. (Preuß. 
Geſetzesſammlg. 1875 S. 545, Anl. zu den ſten. Ber. 
über die Verh. des H. der Abg., 12. Leg.⸗Per. 2. Seſſ., 
2. Bd. Aktenſtück Nr. 156 S. 1280 f.); nur der 8 14 
der ReichsgebO. fehlte in der preußiſchen Gebo. Der 
Entwurf der ReichsgebO. ging unverändert und ohne 
daß daran Erörterungen geknüpft worden wären, in 
das Geſetz über; nur der § 4 erhielt eingangs den 
Beiſatz: „bei ſchwierigen Unterſuchungen und Sach— 
prüfungen“. Dieſer Zuſatz ging aus der Kommiſſion 
ohne Begründung hervor. Nach der preuß. Geb O. bildete 
der § 3 (jegt 4) die Regel, der 8 2 (nun 3) die Aus— 
nahme; nach der Reichsgeb O. bildet der § 3 (früher 2) 
die Regel, der 8 4 (fruher 3) die Ausnahme (Wegner, 
Deutſche GebO. für Z. und Sachverſt. [4] S. 50). Daraus 
ergibt ſich, daß jeder Sachverſtaͤndige — ausgenommen 
die in S 14 Abſ. 1 Nr. 2 genannten — ohne Unterſchied 
des Standes, Berufs oder Gewerbes für die Mühe, die 
er auf die Erſtattung des Gutachtens verwendet hat, eine 
Vergütung zu beanſpruchen hat, mithin auch der Sach— 
verſtändige, der z. B. als Beamter einen feſten Gehalt 
bezieht. Aus dem Wortlaut und der Entſtehungs— 
geſchichte der GebO. folgt aber auch weiter, daß regel— 
mäßig (§ 3) die Entlohnung nicht nach der Beſchaffen— 
heit oder dem Umfange des Gutachtens ſtattfindet, 
ſondern nach der hierauf verwendeten Zeit; es wird 
mithin eine nach der Zeit berechnete Leiſtungsgebühr 
gewährt; ſie unterſcheidet ſich von der einem Zeugen 
für Zeitverſäumnis zu gewährenden Entſchädigung da— 
durch, daß jene (die Leiſtungsgebühr) eine Entlohnung 
der Mühe, dieſe (die Zeugengebühr) einen Erſatz des 
Schadens darſtellt. Die Leiſtungsgebühr des Sach— 
verſtändigen wird gewährt ohne Ruckſicht darauf, ob 
er einen Erwerb verſäumt hat oder nicht; die Zeugen 
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erhalten, abgeſehen von den in § 2 Abſ. 3 Geb O. be: 
zeichneten Perſonen, eine Gebühr für Zeitverſäumnis 
nur, wenn ſie einen Erwerb verſäumt haben. Der 
Sachverſtändige erhält die Leiſtungsgebühr ohne Unter⸗ 
ſchied, ob er das Gutachten, ſei es ſchriftlich oder münd⸗ 
lich, ſei es ſchriftlich und mündlich erſtattet hat. Soviel 
De er auf die Erſtattung des Gutachtens verwendet 

at, ſoviel Entſchädung kann er nach dem Satze des 
8 3 Geb. d. i. höchſtens 2 M für jede angefangene 
Stunde und für jeden Tag auf nicht mehr als 10 Stunden 
verlangen. Daher kann die von dem Strafſenat in 
früheren Entſcheidungen vertretene Auffaſſung nicht ſo 
allgemein aufrecht erhalten werden, wonach ein miteinem 
feſten Gehalt angeſtellter in einem Termine vernommener 
Sachverſtändiger — immer die Fälle des § 14 Adſ. I 
Nr. 2 ausgenommen — die Gebühr nach dem 8 3 nur 
beanſpruchen kann, wenn er durch die Wahrnehmung 
des Termins einen wirtſchaftlichen Nachteil erleidet 
(Samml. 9, 45 und 11, 416). Der Anſpruch auf die 
Leiſtungsgebühr an ſich, d. i. dem Grunde nach, ift von 
dem Erwerb oder dem Einkommen des Sachverſtändigen 
unabhängig; von dieſem Geſichtspunkt aus erklärt es nd 
auch, daß ſchon bisher die Bewilligung der Gebühr nach 
dem 8 3 für die Erſtattung eines ſchriftlichen Gut: 
achtens nicht beanſtandet worden iſt. Auf dem gleichen 
Standpunkt ſteht das Reichsgericht (Wegner a. a. C. 
S. 47). Die Vergütung — die Leiſtungsgebühr — des 
Sachverſtändigen iſt nach 8 3 Abſ. 2 GebO. unter Be 
rückſichtigung ſeiner Erwerbsverhältniſſe und für jeden 
Tag auf nicht mehr als 10 Stunden zu bemeſſen. Bei 
Sachverſtändigen, die einen feſten Gehalt beziehen, iſt 
deſſen Höhe bei Bemeſſung der Gebühren maßgebend. 
Neben dem Einkommen aus erwerbender Tätigkeit iſt 
für die Bemeſſung des Vergütungsſatzes auch die beruf⸗ 
liche und ſoziale Stellung des Sach verſtändigen von 
Bedeutung. Bei einem Einkommen von mehr als 
6000 M hat das Reichsgericht mehrfach auch Sach⸗ 
verſtändigen aus dem Stande der mittleren Beamten 
den Stundenſatz von 2M bewilligt (Wegner S. 47, 
Pfafferoth, Gerichtskoſtenweſen (9) S. 469; RG. vom 
31. Mai 1884, JW. 1884 S. 196). Abgeſehen von den 
Fällen des 84 Gebo. kann der Sachverſtändige neben 
der Leiſtungsgebühr eine Entſchädigung für die Zeit, 
die er auf die Erſtattung des Gutachtens verwendet 
hat (Zeitverſäumnisgebühr), nicht beanſpruchen (Obe. 
StS. Beſchl. v. 12. Juli 1910 Beſchw.⸗Reg. Nr. 500, 10. 
Nach § 5 GebO. erhält der Sachverſtändige neben der 
Leiſtungsgebühr eine Entſchädigung für die Verſaum— 
nis der Zeit, während welcher er ſeine gewöhnliche Be— 
ſchäftigung nicht wieder aufnehmen kann. Dieſe Ent» 
ſchädigung iſt die reine Zeitverſäumnisgebühr d. i. der 
Erſatz des Schadens, den der Sachverſtändige gleich 
dem Zeugen durch Nichtwiederaufnahme ſeiner er» 
werbenden Tätigkeit erleidet. In dem preuß. Entwurf 
(Aktenſtück Nr. 156 S. 1282) iſt ausdrücklich hervor: 
gehoben, daß jedem Zeugen eine Entſchädigung fur 
Zeitverſäumnis gebührt, ſoferne mit der Zeitverſäumnis 
eine Erwerbsverſäumnis verbunden iſt. Das gilt auch 
von dem Sachverſtändigen, da beide durch den S 5 
gleichgeſtellt ſind. Ein Sachverſtändiger mit einem 
feſten Gehalte verſäumt eine ſein Einkommen oder 
ſeinen Gehalt beeinfluſſende Zeit nicht, er hat deshalb 
auf Entſchädigung für Zeitverſäumnis keinen Anſpruch. 
Hat dagegen ein ſolcher Sachverſtändiger neben ſeinem 
feſten Gehalt oder Einkommen aus einer anderen 
erwerbenden privaten Tätigkeit eine Einnahme und 


kann er dieſe Tätigkeit i. S. des § 5 Geb O. nicht wieder 


aufnehmen — z. B. ein Lehrer durch den Ausfall von 
Privatſtunden (preuß. Entw. Aktenſtück Nr. 156 S. 1282) 
— ſo erhält er auch für dieſe verſäumte Zeit eine Ent— 
ſchädigung. „Dagegen erhalten nach dem § 14 Abi. I 
Nr. 2 Geb O. öffentliche Beamte lediglich Tagegelder 
und Eritattung von Reiſekoſten nach den für Dienſt— 
reiſen geltenden Vorſchrifien, wenn ſie als Sachver— 
ſtändige aus Veranlaſſung ihres Amtes zugezogen 
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werden und die Ausübung der Wiſſenſchaft, der Kunſt 
oder des Gewerbes, deren Kenntnis Vorausſetzung der 
Begutachtung iſt, zu den Pflichten des von ihnen ver⸗ 
ſehenen Amtes gehört.“ Dieſe Geſetzesſtelle ſchreibt 
weiter vor, daß eine weitere Vergütung an den Sach⸗ 
verſtändigen nicht ſtattfindet, falls nach den Vorſchriften 
dieſes Paragraphen Tagegelder und Reiſekoſten ge⸗ 
währt werden. Sie ift in dem Entwurfe der RGebdO. 
(Aktenſtück Nr. 76 S. 684) damit begründet, daß von 
dem Beamten eine ihm als Beamten obliegende Leiſtung 
gefordert wird und ſein Amt ihm die Verpflichtung 
auferlegt, der Ladung zu folgen, falls nicht ſeine vor⸗ 
geſetzte Behörde erklärt, daß durch die Vernehmung 
dienſtliche Intereſſen benachteiligt würden. Demnach 
hat der öffentliche Beamte, der unmittelbare wie der 
mittelbare, auf eine Vergütung als Sachverſtändiger, 
d. i. auf eine Leiſtungs⸗ oder Zeitverſäumnisgebühr 
überhaupt keinen Anſpruch, falls er unter den Voraus⸗ 
ſetzungen des § 14 Abſ. 1 Nr. 2 GebO. als Sachver- 
ſtändiger zugezogen wird; gleichgültig iſt dabei, ob er 
an feinem Aufenthaltsort oder außerhalb fein Gut⸗ 
achten zu erſtatten hat; bei auswärtigen Terminen 
erhält er nur Tagegelder und Reiſekoſten. Die gleiche 
Auffaſſung wird auch von dem bayeriſchen Finanz⸗ 
miniſterium in der Entſchließung Nr. 1783 vom 31. Ja⸗ 
nuar 1889 vertreten. 155 vom 5. April 1913, 
Beſchw.⸗Reg. Rev. 55/1913). Ed. 
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Keine Unterbrechung der Koſtenſeſtſetzung nach Nechts⸗ 
kraft des Urteils (8 244 ZPO.). Während der Rechts⸗ 
ſtreit in der Berufungsinſtanz beim OLG. anhängig 
war, ſtarb der Anwalt St. des Beklagten in der 
1. Inſtanz. Unter Vorlegung einer Ausfertigung des 
vorläufig vollſtreckbaren, jedoch nicht mit Rechtskraft⸗ 
beſtätigung verſehenen Urteils des OLG. vom 5. März 
1913 beantragte der Anwalt des Klägers in der 1. In⸗ 
ſtanz mit Schriftſatz vom 7. April 1913 bei der Gerichts⸗ 
ſchreiberei des LG. die Koſtenfeſtſetzung. Der Gerichts 
ſchreiber wies jedoch den Antrag zurück, weil durch 
den Tod des RA. St. das Verfahren in 1. Inſtanz 
unterbrochen ſei. Die Erinnerungen wurden vom LG. 
als unbegründet zurückgewieſen. Dagegen legte der 
Anwalt des Klägers „ſofortige“ Beſchwerde ein. Das 
LG. half ihr nicht ab. Durch Zwiſchenbeſchluß wurde der 
erſtinſtanzielle Anwalt des Klägers aufgefordert die 
Rechtskraftbeſtätigung bezüglich des Urteils vorzulegen. 
Als dies geſchehen war, wurde der Beſchwerde ſtatt⸗ 
gegeben. 

Aus den Gründen: Die Beſchwerde iſt nicht 
die ſofortige, ſondern die einfache (RG Z. 6, 390; 
46, 376; 88 567 ff. ZPO.). Sachlich iſt die Zivilkammer 
in Uebereinſtimmung mit dem Gerichtsſchreiber davon 
ausgegangen, daß durch den während des Rechtsmittel— 
verfahrens erfolgten Tod des erſtinſtanziellen RA. St. 
zwar keine Unterbrechung des Berufungsverfahrens, 
wohl aber eine ſolche der J. Inſtanz (nämlich hinſichtlich 
der noch ausſtehenden Koſtenfeſtſetzung) nach 8 244 
Abſ. 1 ZPO. eingetreten ſei; da der Beklagte bisher 
für die 1. Inſtanz keinen anderen Anwalt beſtellte, 
könnten wirkſame Prozeßhandlungen nicht vorgenommen 
werden und da eine Ladung des Beklagten zur Ver— 
handlung der Hauptſache nicht in Frage komme, habe 
daher die Klagepartei in Anwendung des § 244 Abſ. 2 
390. den Beklagten zur Beſtellung eines neuen An— 
walts binnen einer von dem Vorſitzenden zu beſtim— 
menden Friſt aufzufordern. Richtig iſt nun allerdings, 
daß der Beklagte trotz dieſer Aufforderung einen An- 
walt nicht zu beſtellen braucht, ſoferne er es ſelbſt 
nicht für geboten hält; denn nach Satz 2 des 8 244 
Abſ. 2 gilt das Verfahren auch dann als aufgenommen, 


wenn der Aufforderung keine Folge geleiſtet wird. 
Immerhin wird aber damit zu rechnen ſein, daß die 
Partei regelmäßig dem Wortlaute der Aufforderung 
nachkommen und daher nur zum Zwecke der Koſten⸗ 
teftfegung einen Anwalt beſtellen wird, wodurch neuer⸗ 
dings Koſten entſtehen. Die Anſicht des Erſtrichters 
findet allerdings in den Ausführungen bei Gaupp⸗ 
Stein, ZPO. 10. Aufl., 8 103 Anm. I und in dem 
Beſchluſſe des OL Z. München vom 18. Juni 1907 
(Bay gfR. 1907 S. 394) eine Stütze (vgl. nunmehr 
aber Sydow, ZBO. 8 103 Anm. 6). Für den Fall, 
daß der erſtinſtanzielle Prozeßbevollmächtigte der die 
Koſtenfeſtſetzung verlangenden Partei geſtorben wäre, 
führt dieſe Anſicht aber folgerichtig zu dem praktiſch 


unerfreulichen Ergebniſſe, daß dieſe Partei, um ihre 


eigenen Koſten feſtſetzen laſſen zu können, wegen der 
Unterbrechung des Verfahrens einen Anwalt beſtellen 
müßte, während doch im Hinblick auf § 103 Abſ. 2 
ZPO. für das Koſtenfeſtſetzungsgeſuch kein Anwalts⸗ 
zwang mehr beſteht. Indeſſen hat nunmehr der Prozeß⸗ 
bevollmächtigte des Klägers entſprechend der Auffor- 
derung des Beſchwerdegerichts die Rechtskraft des 
Berufungsurteils nachgewieſen. Der Rechtsſtreit iſt 
ſonach beendigt. Die durch den Wegfall des Anwalts 
der 1. Inſtanz etwa eingetretene Unterbrechung des 
künftigen Koſtenfeſtſetzungsverfahrens kann daher keine 
Rechtswirkung auf dieſes Verfahren mehr äußern, das 
zwar dem Verfahren 1. Inſtanz angegliedert, aber 
jedenfalls nach ſeiner jetzigen geſetzlichen Ausgeſtaltung 
von dem Hauptverfahren derart unabhängig iſt, daß 
es nach der rechtskräftigen Beendigung des Prozeß— 
verfahrens von deſſen Unterbrechung nicht mehr mit— 
betroffen erſcheint. Eine rechtliche Hinderung der Feſt⸗ 
ſetzung liegt demnach nicht mehr vor. (Beſchl. v. 4. Juni 
1913; BſchwReg. Nr. 303/13). N. 
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neber den Verluſt des Anſpruchs auf Dienſt⸗ 
einkommen uſw. im Falle der Dieziplinarſtraſe der 
Dienſtentlaſſung. Art. 110, 211 ff., 219 ff. Beamten. 
im Verhältnis zum früheren Rechte. Aus den 
Gründen: Der Verteidiger hielt eine Prüfung der 
Frage für geboten, ob nicht durch das Geſetz der 
völlige Verluſt der Penſion für den Beſchuldigten und 
deren teilweiſer Verluſt für ſeine Angehörigen aus— 
geſchloſſen ſei. Der Beſchuldigte ſei ſchon vor dem 
Inkrafttreten des BG. pragmatiſcher Beamter geweſen. 
Dieſes Geſetz habe keine rückwirkende Kraft. Es habe 
zwar die vorher geltenden Geſetze aufgehoben, ſoweit 
es den Gegenſtand ſelbſt regelt, habe aber die wohl: 
erworbenen Rechte der Beamten, die ſich im Zeitpunkte 
ſeines Inkrafttretens ſchon im Staatsdienſte befanden, 
und ihrer Angehörigen nicht ſchmälern wollen. Das 
bisher geltende Beamtenſtrafrecht ſei in einem ge— 
wiſſen inneren Zuſammenhange mit dem allgemeinen 
Strafgeſetzbuche geſtanden. Nach Art. 398 des StGB. 
vom 10. November 1861 ſei in allen Fällen, in denen 
nach den Beſtimmungen dieſes Geſetzes der Verluſt 
des Dienſtes verhängt wurde, zugleich der Verluſt 
der damit zuſammenhängenden Rechte auszuſprechen 
geweſen. Es ſei alſo nicht darauf angekommen, ob 
das Strafgeſetz dieſe Folgen androhte, ſondern darauf, 
ob dieſe Folgen durch ſtrafrichterliches Urteil aus— 
geſprochen wurden. Den SS 18, 19 der IX VerfVeil. 
liege der Gedanke zugrunde, daß die aus der Staats— 
dienerſchaft erworbenen Rechte nicht genommen werden 
können, außer im Falle eines richterlichen und zwar 
eines ſtrafrichterlichen Urteils. Dieſe Ausführungen 
ſind nicht zutreffend. Das BG. vom 16. Auguſt 1908 
iſt unter Beobachtung der im Tit. X 87 der Rerill. 
vorgeſchriebenen Formen erlaſſen worden. Seinen 
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Beſtimmungen kommt daher auch inſoweit rechts⸗ 
verbindliche Kraft zu, als fie Vorſchriften der Verfü. 
ändern oder aufheben. Das Dienſtſtrafrecht für nicht⸗ 
richterliche Beamte iſt im VII. Abſchnitt (Art. 105 ff.) 
erſchöpfend geregelt worden. Dem Verteidiger kann 
zugegeben werden, daß bei der Regelung der Dienſt⸗ 
verhältniſſe der Beamten auf die Wahrung wohl⸗ 
erworbener Rechte Bedacht genommen wurde. Dieſes 
Beſtreben hat ſeinen Ausdruck in einer Reihe von Vor⸗ 
ſchriften der Schluß⸗ und Uebergangsbeſtimmungen 
im XII. Abſchnitte gefunden (vgl. Art. 211 Abſ. II. III; 
Art. 212, 213, 214 BG.) Hinſichtlich des Dienſt⸗ 
ſtrafrechts beſtimmt aber der Art. 219: „Für die im 
Zeitpunkte des Inkrafitretens dieſes Geſetzes bereits 
anhängigen Dienſtſtrafſachen verbleibt es in Anſehung 
des Verfahrens bei den bisherigen Vorſchriften. 
Für die Entſcheidung der Frage, ob hinſichtlich der 
auszuſprechenden Strafen die bisherigen Vorſchriften 
oder die Vorſchriften dieſes Geſetzes anzuwenden ſind, 
iſt der 8 2 Abſ. II StGB. maßgebend.“ Darnach können 
die bisherigen Vorſchriften nur bei der Aburteilung 
von Dienſtvergehen angewendet werden, die vor dem 
Inkrafttreten des BG. begangen wurden. Dieſe Voraus⸗ 
ſetzung iſt hier nicht gegeben. Durch den Art. 220 BG. 
wurden überdies alle dieſem Geſetze entgegenſtehenden 
Vorſchriften, ſoweit nicht in den Art. 212 bis 217, 
222 Vorbehalte gemacht ſind, für die Beamten im 
Sinne dieſes Geſetzes außer Kraft geſetzt. Insbeſondere 
wurden aufgehoben: die landesherrliche Verordnung 
vom 1. Januar 1905, die Verhältniſſe der Staats⸗ 
diener vorzüglich in Beziehung auf ihren Stand und 
Gehalt betreffend (Hauptlandespragmatik); die Be⸗ 
ſtimmung im 8 6 des V. Tit. der Berfül. über die An⸗ 
wendung der Dienſtespragmatik und die IX. Beil. zur 
Verf, Edikt über die Verhältniſſe der Staatsdiener 
vorzüglich in Beziehung auf ihren Stand und Gehalt. 
Durch den Art. 223 Ziff. II BG. wurde endlich beſtimmt, 
daß die Art. 103 bis 106, 108 bis 111, 114 des AG. 
StPO. vom 18. Auguſt 1879 auf Beamte nicht an⸗ 
zuwenden ſind, deren Dienſtſtrafrecht durch das BG. ge⸗ 
regelt iſt. Das dem Beſchuldigten zur Laſt fallende 
Dienſtvergehen war ſohin ausſchließlich nach den Be⸗ 
ſtimmungen des BG. zu beurteilen. (Urt. vom 30. Mai 
1913, D II Nr. 67). Ber. 
3028 


Landgericht Ansbach. 


Dem für das Privatklageverfahren bevollmächtigten 
Rechtsanwalt ſteht ein Anſpruch auf eine Bergleichs⸗ 
gebühr zu, wenn er bei einem außergerichtlichen Ver⸗ 
aleich nach Eröffnung des Hauptverfahrens mitgewirkt 
hat. Aus den Gründen: Die Behauptung des 
Klägers, daß der Beklagte in dem außergerichtlichen 
Vergleiche die Bezahlung einer beſonderen Vergleichs— 
gebühr vertragsmäßig übernommen habe, iſt un— 
begründet. In Wirklichkeit hat ſich der Beklagte in 
dem Vergleich nur zur Bezahlung der geſetzlich an— 
gefallenen Anwaltsgebühren und Pauſchſätze verpflichtet. 
Für dieſe Koſten kommt folgendes in Betracht: Der mit 
der Vertretung eines Privatklägers beauftragte Rechts— 
anwalt erhält nach der herrſchenden Anſicht für die Ver— 
gleichsvermittelung keine beſondere Gebühr, a) wenn der 
Vergleich im Vorverfahren abgeſchloſſen wurde, b) wenn 
der Vergleich in der Hauptverhandlung geſchloſſen 
wurde. Die Mühewaltung des Rechtsanwalts für die 
Vergleichs vermittlung iſt im erſteren Falle durch die 
im 5 67 Nr. 1 mit 8 73 RAO. beſtimmte Gebühr 
von 6 M, im letzteren Falle durch die nach 8 863 Nr. 1 
RAG. für die Hauptverhandlung gewährte Gebühr 
von 12 M abgegolten. Dies iſt auch der Sinn der bei 
Cuednau, RAG. enthaltenen Stelle: „Keinen Anſpruch 
auf eine Vergleichsgebühr hat der zum Verteidiger für die 
Hauptverhandlung oder für das Vorverfahren beſtellte 
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Rechtsanwalt, wenn ihm die Gebühr des 8 63 oder des 


8 67 zuſteht.“ (Vgl. ferner das Urteil des OL. Zwei⸗ 
brücken v. 6. März 1912, JW. 1912 S. 552). Um 
dieſe beiden Fälle handelt es ſich hier nicht. Der Ver⸗ 
gleich wurde vielmehr nach Eröffnung des Haupt⸗ 
verfahrens unter Mitwirkung des Rechtsanwalts außer⸗ 
gerichtlich geſchloſſen. Der Anſicht des Erſtrichters, 
daß im Streitfalle der Rechtsanwalt für die im Laufe 
des Hauptverfahrens erfolgte Vermittlung des außer⸗ 
gerichtlichen Vergleichs überhaupt keine weitere Gebühr 
erhalte, weil ſeine Vermittlungstätigkeit ſchon durch 
die für das Vorverfahren gewährte Gebühr von 6 M 
entlohnt ſei, kann nicht beigetreten werden. Dieſe An⸗ 
ſicht findet zwar eine Stütze in einem Urteil des LG. 
Bamberg vom 15. Februar 1911 (BlfR A. Bd. 75 
S. 439). Die in dieſem Urteil angeführten Belegſtellen 
können aber für die Richtigkeit der Anſicht nicht ver⸗ 
wertet werden; denn dieſe Stellen beziehen ſich nur 
auf die oben erwähnten Fälle, daß der Vergleich im 
Laufe des Verfahrens oder in der Hauptverhandlung 
abgeſchloſſen wurde. Im Streitfalle wurde aber der 
außergerichtliche Vergleich nach Eröffnung des Haupt⸗ 
verfahrens geſchloſſen. Für dieſen Fall iſt folgendes 
zu berückſichtigen: 

In einer Privatklage findet das Vorverfahren 
ſeinen Abſchluß mit der Eröffnung des Hauptverfahrens 
oder mit der Erlaſſung des Beſchluſſes, daß die Klage 
zurückzuweiſen ſei (8 423 StPO.) Nur für dieſen 
Prozeßabſchnitt des Vorverfahrens, nicht aber darüber 
hinaus, ſoll die im 8 67 Nr. 1 mit 8 73 RAO. be 
ſtimmte Gebühr von 6 M die Entlohnung des mit der 
Vertretung des Privatklägers betrauten Rechtsanwalts 
bilden. Dies ergibt ſich deutlich aus §S 70 RA O., 
woſelbſt u. a. beſtimmt iſt, daß die im 8 67 beſtimmten 
Gebühren die Anfertigung der zu dem Vorverfahren 
gehörigen Anträge. Geſuche und Erklärungen ſowie 
die Einlegung von Rechtsmitteln gegen Entſcheidungen 
oder Verfügungen des Vorverfahrens umfaſſen. Hat 
der Rechtsanwalt den Privatkläger auch in der Haupt: 
verhandlung vertreten, ſo erhält er für ſeine geſamte 
Tätigkeit während des Hauptverfahrens und in der 
Hauptverhandlung gemäß §8 63, 70, 73 RAG. eine 
Gebühr von 12 M. Fraglich iſt nun, wie die Tätigkeit 
des für das Privatklageverfahren bevollmächtigten 
Rechtsanwalts entlohnt wird, wenn er nach Eröffnung 
des Hauptverfahrens, aber vor der Hauptverhandlung 
einen außergerichtlichen Vergleich vermittelt hat. In 
dieſem Falle kann dem Rechtsanwalte die volle Gebühr 
des 8 63 RAO. von 12 M nicht bewilligt werden, 
weil er die daſelbſt vorgeſehene Tätigkeit nicht voll⸗ 
ſtändig hat ausführen können, ſondern nur vorbereitet 
hat. Es find daher hier die 88 90, 89 RAO. an⸗ 
zuwenden, wonach der Rechtsanwalt eine unter ent⸗ 
ſprechender Anwendung der Beſtimmungen der RAO. 
zu bemeſſende Gebühr erhält. In entſprechender An: 
wendung des 8 14 Abſ. 1 RAG O. iſt danach in dieſem 
Falle die Hälfte der im § 63 mit 8 73 RAG. für 
die Vertretung des Privatklägers in der Hauptverhand⸗ 
lung beſtimmten Gebühr von 12 M, alſo ein Betrag 
von 6 M angemeſſen. (Vgl. Willenbücher, Das Koſten⸗ 
feſtſetzungsverfahren, 870 Anm. 2. Merzbacher, RAGT. 
8 63 Anm. 2d, Pfafferoth, RAG O. 8 73 Anm. 5). Zu 
der Vergleichsgebühr von 6 M kommt noch 8 76 Abſ.2 
RAG O. nach ein Pauſchſatz zu 20%, ſonach 1.20 M. 
Die Anſicht des Klägers, daß dem Rechtsanwalte im 
Streitfalle ein Pauſchſatz von 4 Mzuſtehe, iſt unbegründet, 
weil er die im S 63 RAG OO. beſtimmte Gebühr von 
12 M nicht ganz erhalten hat (8 76 Abſ. 5). (Urt. v. 
20. Januar 1913, F 78/12). — 1 — 
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Bücheranzeigen. 


1. Landes privatrecht der thüringiſchen Staaten. In Ver⸗ 
bindung mit Reichsgerichtsrat Dr. jur. Max Porzig, 
Geh. Juſtizrat Dr. jur. Albert Unger, Senatspräſident 
Alexander Stichling in Jena und Regierungsrat 
Joh. Kranfe in Gera herausgegeben von Dr. jur. Fritz 
Böckel, Rechtsanwalt beim OLG. in Jena. 

2. Grundzüge des Badiſchen Landes privatrechtes von Dr. 
Alfred Seng, ord. Honorarprofeſſor a. d. Univerſität 
Heidelberg. Halle a. S. 1912, Verlag der Buchhandlung 
des Waiſenhauſes. Zu 1: geheftet Mk. 24.—; zu 2: 
geheftet Mk. 3.—. 

Trotz aller Verſchiedenheiten weiſen die Landes⸗ 
rechte der einzelnen Bundesſtaaten doch gewiſſe gemein⸗ 
ſame Grundzüge auf. Es iſt deshalb ein Vergleich 
für den Praktiker immer lehrreich, auch wenn er die 
fremden Vorſchriften nicht unmittelbar verwerten kann. 
Unter Umſtänden müſſen aber einzelne Gebiete, wie 
z. B. die Ueberleitungsfragen beim ehelichen Güter⸗ 
recht, auch für die Entſcheidung eines Rechtsſtreits 
in einem andern Staate durchgearbeitet werden. 

Von den beiden Bäͤchern ſchließt ſich das zuerſt ge⸗ 
nannte im Aufbau und in der Art der Bearbeitung 
den bisher erſchienenen Ergänzungsbänden zu Dern⸗ 
burgs bürgerlichem Recht an. Es iſt eine wiſſen⸗ 
ſchaftlich und praktiſch gleich vortreffliche Leiſtung und 
hat es vorzüglich verſtanden, den ſpröden, aus zahl⸗ 
loſen Einzelheiten zuſammengeſetzten Stoff ſo zu 
gliedern, daß ſich der Leſer nicht in der Fülle des 
Kleinzeugs verliert. Das Buch von Seng iſt — ent⸗ 
fprechend feiner Beſtimmung als Grundriß — weſentlich 
kürzer gehalten, zeichnet ſich aber gleichfalls durch über⸗ 
ſichtliche Darſtellung aus. 


— e —. 


Lucas, Dr. jur. Hermann, Miniſterialdirektor a. D., 
Wirklicher Geheimer Rat. Anleitung zur ſtraf⸗ 
rechtlichen Praxis. Ein Beitrag zur Ausbildung 
unſerer jungen Juriſten und ein Ratgeber für 
Praktiker. Erſter Teil. Das formelle Strafrecht. 
Vierte verbeſſerte und vermehrte Auflage. VII, 
452 S. Berlin 1913, Otto Liebmann. Mk. 8.50, 
gebd. Mk. 9.50. 


Die Vorzüge dieſes nun ſchon ſeit mehr als einem 
Jahrzehnt im Rechtsunterricht und in der Praxis 
viel gebrauchten und hochgeſchätzten Buches find be⸗ 
kannt. Auch die neue Auflage zeigt das pädagogiſche 
Berftändnis des Verfaſſers und feinen Sinn für 
lebensvolle, klare Darſtellung. 

Ein geringfügiges Bedenken wird der Verfaſſer 
verzeihen. Es darf nicht unterdrückt werden, weil ſonſt 
bei dem berechtigten Anſehen des Buches der Anfänger 
zu einem Fehlgriffe verleitet werden könnte. In 
einem der durchgeführten Beiſpiele ſoll die Herkunft 
einer Fußſpur ermittelt werden. Es wird erwähnt, 
daß die Stiefel der mutmaßlichen Täter in die Fuß⸗ 
ſpuren eingepaßt worden ſeien. Das Ergebnis wird 
als Beweismittel verwertet. Das Einpaſſen der Stiefel 
in Fußſpuren wird aber von den Kriminaliſten ſtreng 
verpönt, weil das Eindrücken die Spur verdirbt und 
weil die Gefahr entſteht, daß ſich die Spur durch 
einen auch nur leichten und unbeabſichtigten Druck 
dem Stiefel anpaßt. Es muß vielmehr dur 
Ausgießen ein Abdruck der Spur hergeſtellt werden. 
Im Jahrgang 1908 dieſer Zeitſchrift (S. 91/92) hat 
Oberſtaatsanwalt Zoeller über einen Fall berichtet, 
in dem durch das falſche Verfahren ein Unſchuldiger 
in ſchweren Verdacht kam. von der Pfordten. 
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Neubearbeitung zweite Auflage. Erſter 
Band, erſte Hälfte. Verlag von Duncker & Humblot 
9 und Leipzig) und J. Guttentag (Berlin), 


Bei der ſtets wachſenden Fülle des Stoffes und 
der raſtlos fortſchreitenden wiſſenſchaſtlichen Vertiefung 
aller juriſtiſchen Disziplinen mußte dieſes Werk, um 
ſeiner Aufgabe, einen zuſammenfaſſenden Ueberblick 
über den gegenwärtigen Stand der Rechtswiſſenſchaft 
zu geben, gerecht zu bleiben, bedeutend erweitert werden. 
An Stelle der bisherigen zwei Bände ſollen nunmehr 
fünf treten, deren jeder einzeln käuflich ſein und mit 
einem beſonderen Sachregiſter ausgeſtattet werden ſoll. 
Völlig neue Abhandlungen ſollen dem Privatverſiche⸗ 
rungsrecht, dem Verwaltungsrecht, der Strafvollſtreckung 
und der Jugendfürſorge gewidmet werden. Aber auch 
in den Spezialabhandlungen über die bisher ſchon be⸗ 
1 Gebiete ſteckt ein gewaltiges Stück neuer Arbeit. 

n der vorliegenden erſten Hälfte des erſten Bandes 
behandelt wie bisher Kohler die Rechtsphiloſophie und 
die Univerſalrechtsgeſchichte, Brunner die Quellen und 
Geſchichte des deutſchen Rechts, O. v. Gierke die Grund⸗ 
züge des deutſchen Privatrechts und Lenel die Geſchichte 
und Quellen des römiſchen Rechts. 

Wir möchten dieſe Enzyklopädie in ihrem neuen 
Gewande nicht nur dem Studierenden empfehlen, der 
beſtimmte Rechtsgebiete noch einmal in großen Zügen 
durcharbeiten will oder muß und ſchon ſo viel Einſicht 
gewonnen hat, daß er wiſſenſchaftliche Meiſterſtücke den 
Schundrepetitorien (— nomina sunt odiosa —) vorzieht, 
ſondern auch dem Praktiker oder Gelehrten, der aus 
der Fülle ſeiner Spezialarbeiten aufblickend wieder 
einmal ein großes hiſtoriſches Entwicklungsbild und 
ein ſyſtematiſches Ganzes ſchauen möchte. Dieſer ges 
reifte Leſer wird auch der fo grund verſchiedenen wiſſen⸗ 
ee Eigenart der Verfaſſer Intereſſe und Ver⸗ 
tändnis entgegenbringen; und er wird dabei bald ge⸗ 
wahr werden, daß ſeiner eigenen Meinung gegenüber 
Kohlers ſtets feſſelnder, aber mit ſubjektiven Werturteilen 
ſtark durchſetzter Darſtellung ein viel weiterer Spielraum 
bleibt als etwa gegenüber Lenels das Für und Wider 
bedächtig abwiegender und auf Grund wahrer Kenner⸗ 
ſchaft auch das Ignoramus nicht ſcheuender . 

E. R. 


Helmreich, Dr. Karl, Handausgabe des Diſtrikts⸗ 
rats geſetzes und Landratsgeſetzes mit Er⸗ 
läuterungen und mit Abdruck und Erläuterung der 
einſchlägigen Geſetze, Verordnungen und Vollzugs⸗ 
vorſchriften. 198 S. Ansbach 1913, Druck und Verlag 
von C. Brügel & Sohn. Preis Mk. 3.50. 


Als willkommener Behelf der Geſetzesanwendung 
erſcheint hier die auf dem Büchermarkt lang vermißte, 
dem derzeitigen Stand der Wiſſenſchaft und Praxis ent⸗ 
ſprechende Handausgabe des Diſtrikts- und Landrats⸗ 
geſetzes; ſie gleicht in äußerer Anlage ſowohl als auch 
nach Art und Maß der Erläuterungen der bekannten 
Handausgabe der Gemeindeordnung in Brügels Verlag. 
Der Verfaſſer hat, ausgehend von der ausgezeichneten 
Arbeit Lermanns, die Rechtſprechung des Verwaltungs⸗ 
gerichtshofs und die verhältnismäßig ſpärliche Litera⸗ 
tur ſorgſam verarbeitet und bemüht ſich erfolgreich 
den ſpröden Stoff durch tieferes Eindringen zu meiſtern; 
an mancher Stelle freilich möchte man ftatt des apodik⸗ 
tiſchen „So VGH. gegen Lermann“ eine eingehendere 
ſachliche Auseinanderſetzung ſehen. Der an ſich ſehr 
dankenswerte Exkurs zu Art. 20 DRG. über das Recht 
der Beamten der Diſtriktsgemeinden umſchreibt wohl 
die einſchlägigen Probleme mehr, als daß er ſie löſt; 


in Note 11 dortſelbſt fehlt der Hinweis auf die Trag— 


weite des Art. 57 AG. RVO. für die Dienſtverträge der 


Enzyklspädie der Nechtswiſſenſchaft in ſyſtematiſcher Be- Diſtriktsbeamten und die Pflicht der Diſtriktsgemeinden 


arbeitung. Begründet von Dr. Franz von Holtzendorff. 
Herausgegeben von Geh. Juſtizrat Dr. Joſeph Kohler, 
o. Profeſſor der Rechte in Berlin. Sie bente, der 


| 


zu deren Umgestaltung. Dieſe kleinen Unebenheiten 
beeinträchtigen im übrigen die Brauchbarkeit der Aus— 
gabe nicht im geringſten. — — 28 —— 
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Sammlung von Entſcheidungen der Gerichte auf Grund 
des Wein®. vom 7. April 1909. Herausgegeben vom 
Kaiſerlichen Geſundheitsamte. Heft II. Bearbeiter 
Regierungsrat Dr. Günther. VII, 103 Seiten. Berlin 
1913, Kommiſſionsverlag von Jul. Springer. 

Zu der Seite 31 der BaygZfR. 1913 beſprochenen 
Sammlung iſt nunmehr Heft II erſchienen. Auch 
dieſes enthält wieder eine Reihe von intereſſanten, 
zum Teil ſogar grundlegenden Entſcheidungen in der 
üblichen Zuſammenſtellung. Wer in weingeſetzlichen 
Fragen auf dem Laufenden bleiben und raſch und 
zuverläſſig bedient ſein will, wird ohne Dr. Günthers 
Sammlung nicht mehr auskommen können. 

Landgerichtsrat Zoeller. 


Geſetzgebung und Verwaltung. 


Aenderungen des Reichsſtempelgeſetzes. Durch das 
RG. wegen Aenderung des Reichsſtempelgeſetzes vom 
3. Juli 1913 (RGBl. S. 544; neue Faſſung des ganzen 
Geſetzes ſ. RGBl. S. 639) hat das Reich mit Wirkung 
vom 1. Oktober d. Js. eine beträchtliche Zahl von Vor⸗ 
gängen des Verkehrs ſeiner Beſteuerung unterworfen 
und damit in das Beſteuerungsrecht der Einzelſtaaten 
empfindlich eingegriffen. Das gilt in erſter Linie von 
Geſellſchaftsverträgen und Verſicherungen. Von den 
letzteren ſoll hier abgeſehen werden, weil ihre Be— 
ſteuerung für die Juſtizbehörden nicht von der un— 
mittelbaren Bedeutung iſt wie die Beſteuerung von 
Geſellſchaftsverträgen. Ueber dieſe ſagen die neuen Vor— 
ſchriften in den Grundzügen folgendes: Gegenſtand 
der Beſteuerung ſind die Beurkundungen von Ge— 
ſellſchaftsverträgen, wenn fie betreffen die Errichtung 
von inländiſchen Aktiengeſellſchaften oder Kommandit— 
aktiengeſellſchaften ſowie die Erhöhung des Grund— 
kapitals ſolcher Geſellſchaften, dann die Errichtung von 
Geſellſchaften mit beſchränkter Haftung ſowie die Er— 
höhung ihres Stammkapitals und die Einforderung 
von Nachſchuſſen. Die Abgabe bemißt ſich nach dem 
Grundkapital (Stammkapital) oder der Kapitalmehrung. 
Geſellſchaften mit beſchränkter Haftung, die nach dem 
Inhalt des Vertrags oder auch nur tatſächlich den Er— 
werb oder die Verwertung von Grundſtücken betreiben 
(Terraingeſellſchaften), werden bedeutend ſchärfer heran— 
gezogen. Milder werden behandelt die Reichsbank, 
die deutſchen Kolonialgeſellſchaften und die ihnen gleich— 
geſtellten Geſellſchaften. Die allgemeinen Vorſchriften 
finden auch Anwendung auf im Ausland geſchloſſene 
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Verträge, die die Errichtung gleicher oder ähnlicher 
Geſellſchaften zum Gegenſtand haben, ſofern die Geſell⸗ 


ſchaften ihren Sitz im Inland nehmen oder im Inland 
eine Zweigniederlaſſung errichten. Beſteuert wird 
weiter die Beurkundung über die Errichtung von 
offenen Handelsgeſellſchaften, Kommanditgeſellſchaften, 
Geſellſchaften des bürgerlichen Rechtes — ſogar wenn 
dieſe keine Erwerbszwecke oder nur einen vorübergehen— 
den Zweck verfolgen — und von Genoſſenſchaften. Der 
Beurkundung des Errichtungsvertrags ſteht hier die 
erſtmalige (ſchriftliche) Feſtſtellung der Satzung gleich. 
Wird eine Urkunde uber die Errichtung einer o. H. oder 
einer KG. nicht aufgenommen, fo iſt die Abgabe „zu 
dem Antrag auf Verlautbarung der Firma ım Handels— 
regiſter“ zu erheben. Verträge über den Eintritt neuer 
Geſellſchafter oder über die Erhöhung der Einlagen 
ſowie die Erklärungen des Beitritts zu einer Genoſſen— 
ſchaft, deren Geſchäftsbetrieb über den Kreis ihrer Mit— 
glieder hinausgeht, ſtehen den Errichtungsverträgen 
gleich. Letzterenfalls iſt die Abgabe bei der Einreichung 
der Erklärung bei Gericht wegen Eintragung des Bei— 
getretenen in die Liſte der Genoſſen zu entrichten. Be— 


Eigentum von J. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier) München und Berlin. 
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freiungen ſind unter ſtrengen Vorausſetzungen gewährt 
an gemeinnützige Geſellſchaften und Genoſſenſchaften 
und an gewiſſe Eiſenbahnunternehmungen. Beſteuert 
wird weiter die Beurkundung über das Einbringen 
von nicht in Geld beſtehendem Vermögen in eine Aktien. 
geſellſchaft, Kommanditaktiengeſellſchaft oder Geſell⸗ 
ſchaft mit beſchränkter Haftung bei ihrer Errichtung 
oder ſpäter unter Abſtufung der Steuerſätze nach Grund⸗ 
ſtücken, beweglichen Sachen, Urheberrechten u. a, dann 
die Beurkundung über die Ueberlaſſung der Rechte am 
Geſellſchaftsvermögen durch einen Geſellſchafter oder 
deſſen Erben an einen anderen Geſellſchafter, die Ge⸗ 
ſellſchaft oder einen Dritten und über die Ueberlaſſung 
von Sachen oder Rechten durch die Geſellſchaft zum 
„Sondereigentum“ an einen Gefellſchafter oder deſſen 
Erben. Ferner iſt Gegenſtand der Beſteuerung eine 
Beurkundung, wenn ſie betrifft die erſtmalige Feſtſte llung 
der Satzung einer Gewerkſchaft oder anderer als der 
ſchon aufgeführten Geſellſchaften, ferner aller nicht ge⸗ 
nannten Körperſchaften, rechtsfähigen und nicht rechts⸗ 
fähigen Vereine und Anſtalten. 

Die Abgaben find zu entrichten bei Geſellſchafts⸗ 
verträgen, die der Eintragung in das Handels⸗ oder 
Genoſſenſchaftsregiſter bedürfen, vor der Eintragung, 
ſpäteſtens aber binnen zwei Wochen nach dem Tage 
der Errichtung der Urkunde, in allen übrigen Fallen 
binnen zwei Wochen nach dem Tage der Ausſtell ung 
der Urkunde (8 1). Zur Zahlung der Abgaben find 
verpflichtet — mehrere als Geſamtſchuldner — bei den 
von Behörden oder Beamten einſchließlich der Notare 
errichteten oder aufgenommenen Urkunden ſowie bei 
den von einem Notar entworfenen und öffentlich be⸗ 
glaubigten Urkunden die Perſonen, durch die die Er⸗ 
richtung oder Aufnahme der Urkunde veranlaßt worden 
iſt, in allen übrigen Fällen die Teilnehmer am Rechts⸗ 
geſchäfte (82). Urkunden, die von Behörden oder Bes 
amten (Notaren) errichtet oder aufgenommen ſind, dürfen 
vor der Einzahlung der Abgabe in Urſchrift, Ausferti— 
gung oder Abjihrift regelmäßig nicht ausgehändigt 
werden (vgl. § 3 Abſ. 2). Für die Entrichtung der 
Abgabe haften unter Vorbehalt des Rückgriffs gegen 
den zunächſt Verpflichteten u. a. Beamte einſchließ⸗ 
lich der Notare, die vor dem Nachweis der 
Abgabenentrichtung die von ihnen errich⸗ 
teten oder aufgenommenen Urkunden aus⸗ 
händigen oder Ausfertigungen oder A b⸗ 
ſchriften davon erteilen ($4 Ziff. b). Der 8 5 
gibt Vorſchriften über die Wertermittlung. Der 8 


begründet die Verpflichtung der Regiſterbehörden zu 


Mitteilungen an die Steuerbehörden über Eintragungen, 
die auf ſteuerpflichtigen Vorgängen beruhen. Da der 
Bundesrat in dieſer Hinſicht Ausnahmen zulaſſen kann, 
werden die hier maßgebenden Grundſätze erſt im Zus 
ſammenhang mit den Ausführungsvorſchriften erörtert 
werden. Der 87 behandelt in nicht durchweg klaren Bes 
ſtimmungen das Verhältnis der Beſteuerung durch das 
Reich zur Beſteuerung durch die Einzelſtaaten; er macht 
eine weitgehende Aenderung der landesgeſetzlichen Ge— 
bühren- und Stempelgeſetze notwendig. 

Auf die allgemeinen Vorſchriften uber Verjährung 
G 109), Zuläſſigkeit des Rechtswegs unter ausſchlie ß⸗ 
licher Zuſtaͤndigkeit der Landgerichte (8 110), Verhängung 
von Ordnungsſtrafen (8 111), ſtrafrechtliche Haftung 
von Vertretern ($ 112), Verbot der Umwandlung von 
uneinbringlichen Geldſtrafen in Freiheitsſtrafen und 
Ausſchluß der Zwangsverſteigerung von Grundſtücken 
G 114), Verpflichtung der Behörden einſchließlich der 
Notare zur Prüfung der Beſteuerung und Anzeigeer⸗ 
ſtattung ($ 117) uſw. kann nur nebenher hingewieſen 
werden. Bl. 
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f liegende Vermögen des Kindes ausgewieſen hat, 
Sperrung von Sparbücher. | welches ihm beim Tode der Mutter oder ſpäter 


Von Amtsrichter Dr. Franz Kemmer in München. Are iſt, ſo au a. an 
ie ungleichmäßige Behandlung der Frage, chaftsrichter zumal von der ländlichen Bevölkerung 
a a. len Bige 5 die die Eintragung einer Sicherungshypothek für das 
Sparbücher über das Vermögen Minderjähriger „ 0 5 1 l bat, nn 
mit dem Sperrvermerk zu verſehen hat, läßt eine gind m nid) S 80 iſt, be 5 s 
kurze Erörterung der Sache angezeigt erſcheinen. Kindergel 55 auf Sparbuch, wobei das Sparbuch 
Unnötige Sperrungen der Sparbücher ſind ein geſperrt wird. f 
unberechtigter Eingriff in die privatrechtlichen Ver⸗ Ein ſolches Verlangen iſt geſetzlich unzuläſſig. 
hältniſſe der davon Betroffenen, während das Weder die mit Koſten verbundene Eintragung und 
Unterlaſſen einer Sperrung in ſolchen Fällen, in ſpätere Löſchung einer Sicherungshypothek, noch 
denen ſie vorgeſchrieben oder notwendig geweſen die Sperre des Sparbuchs finden im Geſetze ihre 
wäre, nach $ 841 BGB. eine Haftung des Vor⸗ Rechtfertigung. Wenn ſich die Beteiligten hie⸗ 
mundſchaftsrichters für den daraus entſtehenden wegen beſchweren, müſſen dieſe Maßregeln ſofort 
Schaden nach ſich ziehen kann. wieder aufgehoben werden; außerdem kann der 
Soweit es ih um Mündelgelder handelt. Richter unter Umſtänden für die hiedurch entſtan⸗ 
iſt die Sperrung des Sparbuchs im Geſetze klar denen Koſten und Auslagen verantwortlich gemacht 


angeordnet. Gemäß § 1809 BGB. ſoll der werden. 
Vormund Mündelgeld nur mit der Beſtimmung Das Geſetz läßt Fürſorgemaßnahmen nur dann 
anlegen, daß zur Erhebung des Geldes die Ge⸗ zu, wenn eine Gefährdung des Kindervermögens 
nehmigung des Gegenvormunds oder des Vor⸗ vorliegt. Wird nämlich das Vermögen des Kindes 
mundſchaftsgerichts erforderlich iſt. Hiezu ſchreibt dadurch gefährdet, daß der Vater die mit der Ver⸗ 
8 16 der Bekanntmachung des Bayeriſchen Staats⸗ mögensverwaltung oder die mit der Nutznießung 
miniſteriums der Juſtiz vom 19. Januar 1900 verbundenen Pflichten verletzt, oder daß er in Ver⸗ 
vor, daß im Falle der Anlegung von Mündelgeld mögensverfall gerät, jo hat das Vormundſchafts⸗ 
bei einer Sparkaſſe das Erfordernis der Genehmigung gericht nach 8 1667 BGB. die zur Abwendung 
des Gegenvormunds oder des Vormundſchaftsge⸗ der Gefahr erforderlichen Maßregeln zu treffen. 
richts auf dem Sparbuch oder dem Sparſchein Zu ſolchen Maßnahmen gehört auch die Anordnung 
ſelbſt erfichtlich zu machen iſt. (Val. auch § 22 einer Sicherheitsleiſtung oder der Sperre des Spar: 
der Zuſtändigkeitsverordnung vom 24. Dezember buchs. (Vgl. RIA. Bd. 8 S. 85, Kommentar 
1899, JM Bl. 1900 S. 97ff.). von Reichsgerichtsräten Anm. 2 zu § 1667 BGB.). 

Ueber dieſen Punkt beſteht in der Praxis auch Das Geſetz ſtellt die Anordnung von Fürſorge⸗ 
kaum ein Streit. Wohl aber zeigt ſich eine ver: maßregeln in das pflichtmäßige Er meſſen des 
ſchiedenartige Behandlung bei der Anlegung von Vormundſchaſtsrichters. Soferne ſich der Richter 
Kindergeld, das der Vater auf Grund der dabei innerhalb der ſeinem Ermeſſen beſtimmten 
88 1640 und 1642 BGB. verzinslich anzulegen hat. Grenzen hält, liegt keine Geſetzesverletzung vor, die 

In dieſen Fällen beſteht bei manchen Bor: eine Haftung begründen könnte. (Vgl. BayObLG. 
mundſchaftsrichtern in Anlehnung an die frühere Bd. 2 S. 409; BlfR A. Bd. 65 S. 125 und 373 ff.). 
Praxis die Uebung, das Kindergeld ebenſo wie Er hat gegebenenfalls zu prüfen, ob Anlaß zur 
Mündelgeld zu behandeln. Wenn daher der Vater Anordnung von Sicherungsmaßregeln befteht. (Bay. 
nach $ 1640 BGB. das ſeiner Verwaltung unter: ; ObLG. Bd. 2 S. 678). 
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Ein ſolcher Anlaß beſteht für ihn dann, wenn 
ſogenannte „Symptome vorliegen, wie ſich Stau: 
dinger in feinem Kommentar zu $ 1667 BGB. 
(Anm. 2 c) ausdrückt, welche das Vorhandenſein 
einer Gefährdung des Kindervermögens andeuten. 
Als ſolche „Symptome“ werden z. B. bezeichnet: 
erfolgloſe Zwangsvollſtreckungen, wiederholte Ver⸗ 
ſäumnisurteile, insbeſondere in Wechſelſachen. Auch 
aus der Lebensweiſe des Vaters, ſeinem Mangel 
an Fleiß und ſeiner ſchlechten Wirtſchaftsführung 
kann eine Gefährdung des Kindervermögens ent⸗ 
nommen werden. (BayObLG. Bd. 8 S. 28 und 
BayziR. 1907 S. 174). Wenn der Vater ſchuld⸗ 
hafterweiſe ſeinen Vermögensverfall herbeigeführt 
hat, jo läßt fich daraus der berechtigte Schluß 
ziehen, daß er auch dem Kindervermögen gefähr⸗ 
lich ſei. Dies kann der Vormundſchaftsrichter unter 
Umſtänden auch aus vorhandenen Vorakten erſehen. 

Erſt beim Vorhandenſein ſolcher „Symptome“, 
von denen der Richter auf alle mögliche Weiſe 
Kenntnis erlangen kann, z. B. durch Mitteilung 
des Gemeindewaiſenrats gemäß $ 1675 BGB. 
oder dadurch, daß er von der Sparkaſſe, von Ver⸗ 
wandten oder ſonſt an der Sache intereſſierten 
Perſonen von der bereits unberechtigterweiſe er⸗ 
folgten Abhebung von Kindergeld in Kenntnis 
geſetzt wird, entſteht für den Richter die Pflicht 
zum Einſchreiten. Erſt jetzt iſt er verpflichtet, 
Ermittelungen anzuſtellen. Vor der Anordnun 
der Sperre ſoll er gemäß $ 1673 BGB. nach 
Möglichkeit erſt den Vater hören. Die Anhörung 
des Vaters ſoll nicht deswegen unterlaſſen werden, 
weil ſie Koſten oder Verzögerungen verurſachen 
würde. Wenn nötig, kann vor der Entſcheidung 
dem Kinde ein Pfleger beſtellt werden. Auch ſollen 
vor der Entſcheidung Verwandte oder Verſchwägerte 
des Kindes oder ſonſtige Auskunftsperſonen gehört 
werden, wenn es ohne erhebliche Verzögerung und 
ohne unverhältnismäßige Koſten geſchehen kann 
(BayObLG. Bd. 4 S. 703). 

Die Tatſache, daß der Vater ſich nicht in guten 
Vermögensverhältniſſen befindet, oder in ſeinen 
Einkommens- oder Erwerbsverhältniſſen zurüd: 
kommt, rechtfertigt nicht ohne weiteres den Schluß, 
daß er deswegen auch fremdem Vermögen gefähr⸗ 
lich ſei. Dies waͤre erſt durch geeignete Erhebungen 
feſtzuſtellen. 

Was für den Vater gilt, gilt nach § 1686 
BGB. auch für die Mutter, wenn die elterliche 
Gewalt auf ſie übergegangen iſt. 

Sind keine „Symptome“ vorhanden, ſo hat 


der Richter ſeiner Pflicht genügt, wenn er ſich durch 


Vorzeigen des Sparbuchs oder der mündelſicheren 
Pfandbriefe davon überzeugt hat, daß der Vater 


das Kindergeld entſprechend den Vorſchriften der 


88 1807 und 1808 BGB. verzinslich angelegt hat. 
Der Vater kann noch auf die Beſtimmung des 
8 1653 BGB. hingewieſen werden, wonach er 
Kindergeld, unbeſchadet der Unterhaltspflicht der 
Kinder gegenüber den Eltern, nur mit Genehmi— 
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gung des Vormundſchaftsgerichts für ſich ver⸗ 
wenden darf. 

Für den Richter iſt damit die Sache erledigt. 
Die Akten find wegzulegen. Im übrigen iſt es 
gemäß 8 1627 BGB. Sache des Vaters, für die 
weitere richtige Verwaltung des Kindervermögens 
zu ſorgen. Dem Richter ſteht nicht ohne weiteres 
das Recht der Aufſicht zu, deſſen Ausübung würde 
einen unberechtigten Eingriff in die elterliche Ge⸗ 
walt des Vaters bedeuten. Die elterliche Gewalt 
unterliegt nicht der Beſchränkung, welche für die 
Gewalt des Vormunds beſteht. (Vgl. BayObL®. 
Bd. 3 S. 45). Den Vormund hat das Vormund⸗ 
ſchaftsgericht in ſeiner ganzen Geſchäftsführung zu 
überwachen, nicht aber den Vater, der in ſeiner 
elterlichen Gewalt nicht beſchränkt iſt. 


Auch braucht ſich der Vormundſchaftsrichter 
nicht darum zu kümmern, ob der Vater oder die 
Mutter in Zukunft das Kindervermdoͤgen gefähr⸗ 
den werden. Dieſen Standpunkt hat das Bayeriſche 
Oberſte Landesgericht in verſchiedenen Entſchei⸗ 
dungen ausgedrückt. (Vgl. Bd. 5 S. 288, 622; 
Bd. 4 S. 700). 

Dieſer Gerichtshof hat z. B. die weitere Ein⸗ 
miſchung des Vormundſchaftsrichters in das Recht 
der Vermögensverwaltung der Mutter ſelbſt in 
dem Fall unterſagt, in welchem die Mutter nach 
dem Bericht des Waiſenrats einen über ihre Ver⸗ 
hältniſſe gehenden Aufwand für Kleider gemacht, 
Neigung zu verſchwenderiſchen Ausgaben gezeigt und 
das Vermögen, welches ihr verſtorbener Ehemann 
in die Ehe brachte, aufgebraucht hatte. (Bd. 5 
S. 289). 

In Bd. 5 S. 625 führt das Bayeriſche Oberſte 
Landesgericht aus, daß der Vermögensverfall des 
Vaters nicht ohne weiteres auch eine Gefährdung 
des Kindervermögens mit ſich bringen muß. Das 
Einſchreiten des Vormundſchaftsgerichts nach 8 1667 
BGB., mithin auch die Sperrung eines Sparbuchs. 
ſetze vielmehr voraus, daß die Gefährdung d. h. 
die begründete Beſorgnis einer Schädigung gegen⸗ 
wärtig beſteht; es genüge daher nicht, daß ver: 
mutlich in Zukunft Umſtände eintreten werden, 
von welchen eine Gefährdung zu erwarten iſt. Eine 
Gefährdung des Kindervermögens infolge Ver⸗ 
mögensverfalls des Vaters kann daher, wie das 
Oberſte Landesgericht ſchon in dem Beſchluſſe 
vom 16. Oktober 1903 (Bd. 4 S. 700) aus⸗ 
geſprochen hat, nur feſtgeſtellt werden, wenn die 
Vermögenslage des Vaters ſich ſo geſtaltet hat, 
daß ihre Beſchaffenheit Gefahr für das Kinder⸗ 
vermögen mit ſich bringt, insbeſondere wenn 
Zwangsvollſtreckungen drohen, bei denen zu be⸗ 
ſorgen iſt, daß der Zugriff auf Vermögensteile 
der Kinder erſtreckt werden möchte. 

Wenn eine Verletzung der mit der Vermögens 
verwaltung verbundenen Pflichten des Vaters nicht 
in Frage ſteht, ſo rechtfertigt die Beſorgnis, 
der Vater könnte ſich durch ſeine mißliche Lage 
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künftig zu einer ſolchen Pflichtverletzung verleiten 
laſſen, nicht die Anwendung von Sicherungsmaß⸗ 
regeln gegen die künftige Gefährdung des Kinder⸗ 
vermögens, alſo auch nicht die Sperrung eines 
Sparbuches. 

Die Gefahr muß alfo gegenwärtig und in 
ſolchem Maße vorhanden ſein, daß, wie der Kommen⸗ 
tar von Reichsgerichtsräten in Anm. 3 zu 8 1666 
BGB. ausführt, fich bei der weiteren Entwicklung 
der Dinge eine erhebliche Schädigung mit ziem⸗ 
licher Sicherheit vorherſehen laͤßt. Eine Gefährdung 
wird dann regelmäßig nicht anzunehmen fein, wenn 
1 9 5 einen einzelnen abgeſchloſſenen Vorgang 

andelt. 


Eine Gefährdung wäre auch dann nicht an⸗ 
zunehmen, wenn etwa der Vater ſein Anweſen ver⸗ 
kaufen und ſich einem anderen Berufe zuwenden 
würde, aus dem er ſich einen größeren Verdienſt 
erwartet, als aus der Bewirtichaftung feines länd⸗ 
lichen Anweſens. Selbſt wenn in einem ſolchen 
Fall das Kindergeld auf Anordnung des Vormund⸗ 
ſchaftsrichters hypothekariſch geſichert geweſen wäre 
und anläßlich des Verkaufs bar ausgezahlt würde, 
jo könnte der Vormundſchaftsrichter nur die ver⸗ 
zinsliche Anlegung des Geldes auf Sparbuch ver⸗ 
langen; das Sparbuch dürſte er aber nicht ſperren, 
weil dies nach den erwähnten Ausführungen des 
Bayeriſchen Oberſten Landesgerichtes dem Geſetze 
nicht entſpricht. 

Der Umſtand, daß das Kindergeld früher 
hypothekariſch geſichert war, iſt hiebei rechtlich be⸗ 
langlos. Da die Beſtellung der Sicherheit auf An⸗ 
ordnung des Vormundſchaftsrichters beruhte, ſo 
kann er nach 8 1671 BGB. dieſe Anordnung, 
ebenſo wie die Sperre des Sparbuchs jederzeit 
ändern oder ganz aufheben, wie es die veränderte 
Sachlage mit fi bringt. (Vgl. auch BayObsG. 
Bd. 3 S. 88). 


Gegen die Anordnung der Sperre ſteht gemäß 
820 FGG. dem Inhaber der elterlichen Gewalt 
und gegen die Ablehnung oder Aufhebung dieſer 
Maßregel den Verwandten und Verſchwägerten 
des Kindes das Recht der Beſchwerde nach 
3 57 Nr. 8 GG. zu. 


Aus den ganzen Ausführungen und insbeſondere 
aus dem Standpunkt, den das Bayeriſche Oberſte 
Landesgericht in dieſer Sache einnimmt, geht klar 
hervor, daß die geſetzlichen Vorſchriften keinen Schutz 
für die Sicherheit des ausgewieſenen Kinderver⸗ 
mögens bieten. Denn nichts hindert den Vater, 
wenn er den Richter durch Vorzeigen des Spar⸗ 
buchs oder von mündelſicheren Wertpapieren von 
der verzinslichen Anlegung des Kindergeldes über⸗ 
zeugt hat, nachher ohne Wiſſen und Genehmigung 
des Vormundſchaftsrichters trotz der Vorſchrift des 
9 1653 BGB. und der Gefahr einer ſtrafrechtlichen 
Ahndung die Papiere zu verfilbern und den Erlös 
für ſich zu verwenden. Bis der Vormundſchafts⸗ 
richter von den unerlaubten Handlungen des Vaters 


Kenntnis erlangt und einſchreiten kann, wird es 
oftmals zu jpät ſein. Dem Kinde verbleibt dann 
nichts als ein Schadenserſatzanſpruch gegen ſeinen 
Vater, der den Schaden vielleicht nicht mehr er⸗ 
ſetzen kann. Es kommt nicht ſelten vor, daß der 
Pater, um ſeiner Verpflichtung nach 8 1642 BGB. 
zu genügen, zur Leihe genommene Wertpapiere dem 
Richter vorzeigt und die Papiere nachher ſofort wieder 
ihrem Eigentümer zurückgibt oder das vorgezeigte 
Sparbuch verfilbert. 

Es entſteht daher die Frage, wie bei einer Neu⸗ 
regelung der beſtehenden Vorſchriften dieſem Zu⸗ 
ſtand ein Ende gemacht werden könnte. Hiefür konnen 
zwei Wege in Betracht kommen: entweder eine 
Verſchärfung des Auffichtsrechtes des Vormund⸗ 
ſchaſtsrichters oder ein gänzliches Aufgeben der ſtaat⸗ 
lichen Bevormundung des Kindergeldes. Im erſten 
Falle müßte beſtimmt werden, daß auch das Ver⸗ 
mögen der nicht unter Vormundſchaft ſtehenden 
Kinder denſelben Vorſchriften wie das Mündel⸗ 
vermögen unterworfen würde. Im letzten Fall wäre 
jedes Einſchreiten des Vormundſchaftsgerichts zu 
unterſagen, abgeſehen von dem Falle der Gefähr⸗ 
dung des Kindervermöͤgens, wofür die 98 1667, 1668 
BGB. eine genügende Handhabe bieten. Dieſer 
letzte Weg dürfte entſchieden den Vorzug verdienen. 

Eine allzu große Bevormundung des Staates 
iſt deswegen nicht zu empfehlen, weil ſie mit Recht 
als allzu läſtig empfunden wird, und für den Staat 
nur eine vermehrte Haftung erzeugt. 

Zu Lebzeiten beider Elternteile beſteht kein 
ſtaatliches Aufſichtsrecht über die richtige Verwaltung 
des Kindervermögens, wozu auch eine Aufzeichnung 
oder Buchführung über dieſes Vermögen gehört. 
Solange nun keine Gefährdung des Kindervermögens 
durch den Überlebenden Eheteil vorliegt, wäre auch 
eine gerichtliche Einmiſchung in die familiären Ver⸗ 
mögensangelegenheiten nicht veranlaßt. 

Es dürfte ſich daher bei einer Neuregelung dieſer 
Angelegenheit empfehlen, den auf einen Beſchluß 
der Reichstagskommiſſion beruhenden $ 1640 BGB., 
der nur allzu leicht umgangen werden kann, wieder 
zu ſtreichen. 

Die ſchweizeriſche Geſetzgebung hat es abgelehnt, 
eine den Beſtimmungen des § 1640 entſprechende 
Verpflichtung zur Einreichung eines Vermögens⸗ 
verzeichniſſes aufzunehmen. 

Die familien⸗ und vermögensrechtlichen Ver⸗ 
haͤltniſſe find jo verſchiedenartig gelagert, daß fie 
eine individuelle Behandlung erheiſchen. Es wäre 
gerade auf dieſem Gebiete dem Ermeſſen des Vor⸗ 
mundſchaftsrichters ein weiter Spielraum zu laſſen. 
Der Geſetzgeber ſollte ſich hier mit der Aufſtellung 
grundſatzlicher Vorſchriften begnügen, wie es bei 
der ſchweizeriſchen Geſetzgebung im allgemeinen 
der Fall iſt. 
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Humanität, Strenge und Zudividnaliſterung 
in der Strafanſtalt in Bayern. 
Von Strafanſtaltsdirektor Otte Leybold in Landsberg a. L. 


Die widerſprechenden Urteile über das Maß 
von Humanität und Strenge in den Strafan⸗ 
ſtalten der Kulturſtaaten, beſonders auch der ein⸗ 
zelnen deutſchen Bundesſtaaten, rechtfertigen eine 
rein ſachliche Gegenüberſtellung der einzelnen Maß⸗ 
nahmen, welche nach dem heutigen Stande des 
Strafvollzugs in Bayern einerſeits der Humanität, 
andererſeits der Strenge dienen. Im Anſchluſſe 
daran ſoll erörtert werden, worin die für den 
Vollzug der langeren Freiheitsſtrafe in Bayern 
durch die Hausordnung vorgeſchriebene individuali⸗ 
ſierende Behandlung der Gefangenen beiteht. 

Es ſind der Beſprechung im allgemeinen ſolche 
Verhältniſſe zugrunde gelegt, wie ſie bei einer 
neuen Männerſtrafanſtalt vorliegen, die als Zellen⸗ 
gefängnis gebaut iſt, aber doch die beſchränkte 
Möglichkeit einer gemeinſchaftlichen Verwahrung 
der Gefangenen bietet. Einzelnes Beſondere, was 
ſich in Sonderanſtalten für jugendliche Gefangene 
oder in Frauengefängniſſen findet, ſoll um der 
Beſchraͤnkung des Stoffes willen übergangen 
werden. 

Bekannt iſt, daß der Strafvollzug in Bayern 
in der Hauptſache durch die K. Verordnung vom 
20. September 1907, betr. die Hausordnung für 
die baneriichen Straſanſtalten (GVBl. S. 643 bis 
678) geregelt iſt. 


Humanität. 


Nach außen äußert ſich der humane Fortſchritt 
der Entwickelung des Strafvollzugs am deut⸗ 
lichſten in der baulichen Geſtaltung der modernen 
Strafanſtalt. Alles Enge, Finſtere iſt vermieden. 
Die Treppen und Treppen häuſer find breit und 
überſichtlich angelegt. Luft, Licht und Sonne haben 
in allen Räumen Zutritt. Als Bauſtoff ſind vor⸗ 
wiegend Stein und Eiſen verwendet. Die FJuß— 
böden find möglichſt fugenlos, die Wände zum 
Teil abwaſchbar. Für die Zellen und größeren 
Schlaf⸗ und Arbeitsräume der Gefangenen ſind 
Mindeſt⸗, Raum: und Flächenmaße eingehalten. 
Die Beheizungs- und Beleuchtungsanlage iſt zmed: 
entſprechend und betriebsſicher. Nirgends iſt Ge: 
legenheit zur Anſammlung von Schmutz und üblem 
Geruch geboten. Die Hausordnung ſchreibt vor, 
daß fleißig zu lüften und zu tünchen ſei. Die 
Fürſorge gründet ſich aber nicht auf den Ge: 
danken, den Gefangenen ein behagliches Heim 
zu bieten, ſondern auf geſundheitliche Rückſichten. 
aber auch auf die Erwaͤgung, daß eine Straſ— 
anſtalt nicht nur Gefangene, ſondern auch zahl— 
reiche Beamte birgt, die einen großen Teil ihres 
Lebens in den Geſängnisräumen unter den Ge: 
fangenen zubringen, und daß die Sicherheit der 
Beamten und der Anſtalt — vor allem auch in 
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feuerpolizeilicher Hinſicht — um ſo größer iſt, je 
beſſer und überſichtlicher die Bauten und die tech⸗ 
niſchen Einrichtungen find. 

Die Koſtordnung für die Gefangenen gewährt 
nicht nur das für die Erhaltung des Lebens un⸗ 
bedingt Nötige, ſondern will die Geſundheit und 
die Arbeitskraft des Gefangenen erhalten, damit 
er in der Strafanſtalt nützlich arbeiten und durch 
den Ertrag ſeiner Arbeit an der Verminderung 
der Geſamtkoſten für den Strafvollzug mitwirken 
kann und nicht kränkelnd und geſchwächt in die 
Freiheit zurücktritt. 

Die Gefangenen werden in jedem Monat min⸗ 
deſtens einmal zum Baden (Wannen⸗ oder Brauſe⸗ 
bad) geführt; ſie erhalten unentgeltlich Zahnbürſte, 
Kamm und Seife, find überhaupt in jeder Be⸗ 
ziehung zur Reinlichkeit anzuhalten. Täglich em: 
mal, eine Stunde lang, kommen ſie in (meiſtens 
umſchloſſene) Höfe, um ſich im Freien bewegen zu 
können. 

Die ſtrenge Einzelhaſt darſ ohne die Zuſtim⸗ 
mung des Gefangenen die Dauer von 3 Jahren 
nicht überſteigen und iſt ganz ausgeſchloſſen, wenn 
eine Gefahr für den körperlichen oder geiſtigen 
Zuſtand des Gefangenen beſteht. Außerdem wird 
die Einzelhaft regelmäßig durch die Zellenbeſuche 
des Aufſichts⸗ und Werkperſonals und der höheren 
Beamten, durch den Aufenthalt in der Kirche und 
Schule und durch die Hofſtunde unterbrochen. 

Die Gefangenen dürfen in beſchränktem Um⸗ 
fang mit der Außenwelt, d. i. mit ihren nächſten 
Angehörigen, mit Behörden, Gerichten, Rechts⸗ 
anwälten und beſonders mit der Aufſichtsbehörde 
(Staatsminiſterium der Juſtiz) in Verbindung 
treten. Sie dürfen — von Erweiterungen und 
Beſchränkungen der Befugnis abgeſehen — als 
Zuchthausgefangene 4, als Gefängnisſträflinge 
6 Briefe im Jahr ſchreiben, und im Zuchthaus 4. 
in der Gefangenanſtalt 12 Beſuche im Jahr an: 
nehmen. Wenn ein ankommender oder abgehender 
Brief des Gefangenen nicht ausgehändigt oder 
nicht abgeſendet wird, wird dies dem Gefangenen 
unter Mitteilung des Grundes geſagt. Eingaben 
des Gefangenen an die Gerichte, Staatsanwalt⸗ 
ſchaſten oder an die Aufſichtsbehörde werden nicht, 
Eingaben an andere Behörden nur dann zurück— 
behalten, wenn ihr Inhalt beleidigend oder ſonſt 
ſtrafbar iſt. Es ſind Vorkehrungen getroffen, daß 
andere Beamte als die zur Aufſicht über den 
ſchriftlichen Verkehr des Gefangenen berufenen in 
die Briefe und Eingaben des Geſangenen nicht 
Einſicht nehmen können. 

Kranke und kränkliche Gefangene dürfen ſich 
zum Hausarzt melden (hausaͤrztlicher „Ambulanten⸗ 
rapport“) und werden in der Krankenabteilung 


oder ambulant behandelt, wenn nicht ein Miß— 


| 


brauch der Meldebefugnis vorliegt. In beſonderen 
Fällen darf ein zweiter Arzt (Spezialarzt) zuge: 
zogen oder der Gefangene in eine von der Straf: 


anſtalt getrennte Heilanſtalt verbracht werden. Bei 


t 
| 
! 


lebensgefährlicher Erkrankung werden die naͤchſten 
Angehörigen verftändigt. | 

Keine Disziplinarftrafe wird über den Ge⸗ 
fangenen verhängt, ehe er nicht gehört worden iſt, 
und es wird keine ſchwerere Disziplinarſtrafe 
vollſtreckt, ohne daß dem Hausarzt Gelegenheit 
geboten wird, etwaige Bedenken gegen die Voll⸗ 
ſtreckung geltend zu machen. Auch hat der Ge⸗ 
fangene bei gewiſſen ernſteren Disziplinarſtrafen 
ein formelles Beſchwerderecht an die Auffichts⸗ 
behörde. 

Die Gefangenen find berechtigt, ſich zum ſog. 
Bittrapport zu melden und ſich dabei mit Bitten 
und Anfragen an den Anſtaltsvorſtand zu wenden. 
Wenn die Aufſichtsbehörde eine Anſtaltsbeſichtigung 
vornehmen läßt, dürfen die Gefangenen ſich zum 
ſog. Generalrapport melden. 


Keinem Gefangenen wird der Zuſpruch eines 
Geiſtlichen ſeines Bekenntniſſes verſagt. Einem 
en Teil der Gefangenen wird Schulunterricht 
erteilt. 

Es iſt für die Befriedigung geiſtiger Bedürf⸗ 
niſſe der Gefangenen geſorgt. Die Gefangenen 
erhalten Bücher belehrenden und unterhaltenden 
Inhalts aus der Gefangenen⸗Bibliothek der An⸗ 
ſtalt; ſie können zu ihrer Fortbildung Fach⸗ und 
Sprachſtudien treiben und zu dieſem Zweck in ge⸗ 
eigneten Fällen Lehr⸗ und Uebungsbücher und 
Schreibhefte erhalten. In Ausnahmefällen darf 
ihnen das Leſen einer Tageszeitung ermöglicht 
nn Auch das Fachzeichnen kann geftattet 
werden. 


Die Gefangenen dürfen arbeiten, d. h. ſie 
genießen die Wohltat der Arbeit. Dabei find 
ſchädliche und ſonſt ungeeignete Arbeiten ausge⸗ 
ſchloſſen. Die Gefangenen werden in der Arbeit 
unterrichtet, ſoweit es ſich nicht um Berufsarbeiter 
handelt. 

Wenn auch der Ertrag der Arbeit des Ge⸗ 
langenen in die Anſtaltskaſſe fließt, wird doch dem 
Gefangenen ein Teil des Ertrags dieſer Arbeit 
bei der Entlaſſung aus der Anſtalt zum Zwecke 
ſeines beſſeren Fortkommens als Arbeitsbelohnung 
überlaſſen und ſchon während der Dauer des 
Strafvollzuges gutgeſchrieben: Zuchthausgefangenen 
bis zu 20 Pfg., Gefängnisſträflingen bis zu 30 Pfg. 
für den vollen Arbeitstag. Koſten des Straf⸗ 
verfahrens und der Strafvollſtreckung dürfen nie 
aus dieſer Arbeitsbelohnung bezahlt werden. Auch 
zur Deckung von Erſatzverbindlichkeiten gegenüber 
der Anſtaltskaſſe darf die Arbeitsbelohnung erſt 
bei der Entlaſſung des Gefangenen und nur mit 
Erlaubnis der Auſſichtsbehörde herangezogen werden. 

agegen darf der Gefangene ſchon während der 
Strafhaft — obwohl er noch keinen Anſpruch auf 
die Arbeitsbelohnung hat — vorſchußweiſe über 
die Arbeitsbelohnung verfügen, wenn es ihm der 

orftand erlaubt (Unterſtützungen an nahe Ange: 


höͤrige, Ausgaben für Briefpapier, Porto, be⸗ 
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ſcheidene Genußmittel — Brot, Butter, Milch, 
Eier u. a., wahlweiſe). Auch eigene Geldbetraͤge 
und Wertpapiere des Gefangenen bis zu 50 M 
und angeſammelte Invaliden⸗ und Unſallrenten 
werden nicht zur Deckung von Strafgerichts⸗ und 
Strafvollzugskoſten, von Erſatzverbindlichkeiten des 
Gefangenen, für Staatsſteuern und ſonſtige Ge⸗ 
fälle des Rentamts herangezogen. Die in ſog. 
Unternehmerbetrieben beſchäftigten Gefangenen 
dürfen durch Vermittlung der Verwaltung der 
Strafanftalt von den Unternehmern kleine Fleiß⸗ 
prämien erhalten, und die Verwaltung ihrerſeits 
gibt beſonders ausgewählten fleißigen und ver⸗ 
läſſigen Gefangenen beſcheidene Arbeitsprämien 
aus den Zinſen, welche alljährlich durch Anlage 
der Geſamt⸗Geldguthaben der Gefangenen anfallen. 

Wenn ein Gefangener in der Strafanſtalt ſtirbt, 
darf der Vorſtand die gutgeſchriebene Arbeitsbe⸗ 
lohnung den Angehörigen des Gefangenen hinaus⸗ 
geben, wenn dieſe unterſtützungsbedürftig find. 

Um die vom Strafgeſetze nicht beabſichtigten 
mißlichen Nebenwirkungen des Vollzuges der 
längeren Freiheitsſtrafe einzuſchränken, wird die 
Invaliden⸗Verſicherung der Gefangenen waͤhrend 
der Strafhaft in gewiſſen Grenzen weitergeführt. 
Es ſoll verhütet werden, daß durch die Freiheits⸗ 
entziehung ein vom Gefangenen auf Grund der 
Invaliden⸗Verſicherungsgeſetzgebung etwa ſchon er⸗ 
worbener Anſpruch wieder verloren geht. Deshalb 
wird ſeine Quittungskarte erholt, wenn der Ge⸗ 
fangene länger als 9 Monate in der Strafanftalt 
zu verbleiben hat, oder wenn ſeine Quittungskarte 
in kürzerer Zeit verfallen würde oder nach Angabe 
des Gefangenen ſonſt nicht in Ordnung iſt. Die 
Quittungskarte wird vor dem Verfall umgetauſcht. 
Die Marken werden ergänzt, wenn wegen unge⸗ 
nügender Markenzahl die Anwartſchaft auf eine 
Rente gefährdet iſt. Die Koſten für die Weiter⸗ 
verſicherung darf der Geſangene aus ſeinem eigenen 
Gelde bezahlen, oder ſie werden aus ſeiner Arbeits⸗ 
belohnung, äußerſten Falles aus den laufenden 
Mitteln der Anſtalt beſtritten, wenn der Gefangene 
eigene Mittel nicht beſitzt oder nicht zur Ver⸗ 
fügung ſtellen will. 

Wenn ein Gefangener in der Anſtalt einen 
Unfall bei einer Tätigkeit erleidet, bei deren Aus⸗ 
übung freie Arbeiter nach den Beſtimmungen der 
Unfallgeſetze verſichert ſein würden, ſo erhält 
er nach dem Gefangenen ⸗Unfall⸗Fürſorgegeſetze 
vom Jahre 1900 nach der Strafverbüßung im 
Falle der Verletzung eine mäßige Entſchädigung 
in Form einer einmaligen Abfindung oder einer 
Rente (Höchſtbetrag der Vollrente: 300 M im 
Jahr); im Falle der Tötung erhalten ſeine Witwe 
und jedes ſeiner noch nicht 16 Jahre alten Kinder 
eine Rente (Höchſtbetrag der Rente aller Hinter: 
bliebenen zuſammen: 270 M im Jah). 

Für den Fall der Erkrankung oder Verletzung 
eines Gefangenen in der Zelle iſt in jeder Zelle 
ein Läutwerk eingerichtet, das dem Gefangenen die 
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Möglichkeit gibt, ſich bemerkbar zu machen. Von 
dem Läutwerk darf und ſoll der Gefangene auch 
dann Gebrauch machen, wenn ſich für ſeine Arbeit 
durch Stoffmangel oder aus anderen Gründen eine 
Störung oder Verzögerung ergibt oder wenn er 
fertige Ware abzuliefern hat. 

Dem Gefangenen iſt Gelegenheit geboten, 
während der Dauer feiner Strafhaft ſich wegen 
ſeiner hilfebedürftigen nahen Angehörigen oder wegen 
der Erhaltung ſeines gefährdeten wirtſchaftlichen 
Daſeins, auch behufs Beſchaffung von Kleidungs⸗ 
ſtücken, zunächſt an die privaten Vereine zur Ob⸗ 
ſorge für entlaſſene Gefangene, bei Erfolgloſigkeit 
ſeines Geſuches an die ſeit einigen Jahren neu 
errichtete ſtaatliche Hauptſtelle für Gefangenen⸗ 
obſorge in Nürnberg zu wenden. Und ebenſo ge⸗ 
ſtattet man dem Gefangenen, ſich gegen das Ende 
der Strafzeit an die gemeinde⸗amtlichen Arbeits⸗ 
vermittelungsaͤmter oder an Privatperſonen zu 
wenden, um Arbeit und Verdienſt zu ſuchen. 

Mehr noch als an dieſen äußerlichen Zugeſtänd⸗ 
niſſen gegenüber den Gefangenen zeigt ſich die 
gewollte Humanität im Strafvollzug in der Art 
der perſönlichen Behandlung der Gefangenen, in 
der Form des perſönlichen Verkehrs zwiſchen den 
Gefangenen und den Anſtaltsbeamten. Der er⸗ 
wachſene Gefangene wird von den Beamten mit 
„Sie“ angeſprochen. Der Gefangene wird gerecht 
und menſchlich behandelt. Die Beamten dürfen 
ſich keiner Ungerechtigkeit gegen die Gefangenen 
ſchuldig machen und zu keiner Zeit und in keiner 
Lage die Gebote der Menſchlichkeit außer acht 
laſſen. Beſchimpfung, Mißhandlung oder körper⸗ 
liche Züchtigung des Gefangenen ſind verboten. 
Gegen Gefangene unter 18 Jahren iſt Feſſelung 
und Dunkelarreſt unzuläffig. Die Hände auf den 
Rücken zu feſſeln, iſt auch bei erwachſenen Ge⸗ 
fangenen verboten. 

Bei den ſchweren geſchaͤrften Arreſtſtraſen müſſen, 
wenn ſie länger als eine Woche dauern, an be⸗ 
ſtimmten Tagen gewiſſe Schärfungen wegfallen. 
Dunkelarreſt über die Dauer von 4 Wochen hinaus 
iſt unzuläſſig. Körperliche Züchtigung iſt in allen 
Strafanſtalten unbedingt verboten. Das alles ſind 
beſtimmte Vorſchriſten der Hausordnung. 

Die Leiche eines in der Strafanſtalt verſtorbenen 
Gefangenen wird nicht in jedem Falle an die ana⸗ 
tomiſchen Univerſitätsinſtitute abgeliefert, ſondern 
darf unter gewiſſen Vorausſetzungen den nächſten 
Angehörigen des Verſtorbenen zur Beſtattung über⸗ 
laſſen werden. 

Wenn der Gefangene unmittelbar vor der Ent⸗ 
laſſung aus der Strafanſtalt ſteht, wird er noch 
einmal dem Hausgeiſtlichen, Hausarzt, zuletzt dem 
Anſtaltsvorſtand vorgeſtellt. Es wird mit dem 
Gefangenen über ſein Guthaben abgerechnet. Der 


Gefangene erhält ſeine Eigentumsſachen zurück. 


Wenn nötig, erhält er aus Anſtaltsmitteln eine 
kleine Reiſe⸗Unterſtützung oder Kleidungs⸗ Beihilfe, 
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veranlaßt iſt, insbeſondere wenn bei ihm gute Vor⸗ 
ſaͤtze vermutet werden konnen, frei entlaſſen — ſehr 
oft mit dem berechtigten Gefühl: „Nun erſt be⸗ 
ginnt die ſchwere Wirkung der Strafe; denn die 
bürgerliche Geſellſchaft wendet ſich von dem Ent: 
laſſenen ab.“ (Schluß folgt). 


Das neue Leichs⸗ 
und Staatsangehörigkeitsgeſetz. 


Bon Dr. Franz Lang, rechtsk. Hilfsarbeiter im Staats⸗ 
miniſterium der Juſtiz in München. 


(Fortſetzung.) 

2. Von den in $ 8 niedergelegten Grundſä 
für die Einbürgerung in einen Bundesſtaat beſte 
mehrfache Abweichungen; 

a) Die Niederlaſſung im Inlande war nach 
dem bisherigen Geſetze nur bei Naturaliſation eines 
Deutſchen nicht erforderlich, der durch zehnjährigen 
Aufenthalt im Auslande ſeine Staatsangehörigkeit 
verloren und keine andere Staatsangehöͤrigkeit er⸗ 
worben hatte. Nach dem neuen Geſetze ift die Nieder 
laſſung im Inlande und damit auch eine Wohnung 
oder ein Unterkommen und die Ernährungsmoͤg⸗ 
lichkeit im Inlande nicht mehr erforderlich, wenn 
ein ehemaliger Deutſcher bei dem Bundesſtaate, 
dem er früher angehörte, den Antrag auf Ein⸗ 
bürgerung ſtellt und die oben angeführten Vor⸗ 
ausſetzungen unter 1 b und c erfüllt find (8 13). 
Einem ehemaligen Deutſchen ſtehen ſeine Abkömm⸗ 
linge und Adoptivkinder gleich. Der Befit einer aus⸗ 
ländiſchen Staatsangehörigkeit iſt kein Hinderungs⸗ 
grund für die Einbürgerung. 

Die übrigen Bundesſtaaten find auch hier be⸗ 
rechtigt Bedenken gegen die Einbürgerung zu er⸗ 
heben. Die Ausnahme des 8 9 Abſ. 2 Nr. 1 (l. ſpaͤter) 
bezieht ſich nur auf den Fall, daß ſich der ehe⸗ 
malige Deutſche im Inlande niedergelaſſen hat 
und dadurch wieder in eine engere Verbindung 
mit feinem früheren Heimatſtaate getreten if. 
Auch gilt 8 9 Abſ. 2 Nr. 1 nur für die Kinder 
und Enkel des ehemaligen Deutſchen, nach 8 13 
aber iſt auch Abkömmlingen entfernteren Grades 
die Möglichkeit der Wiedereinbürgerung gegeben. 
Zudem iſt § 9 Abſ. 2 Nr. 1 eine Ausnahmevor⸗ 
ſchrift, die nach allgemeinen Auslegungsregeln nicht 
ausdehnend auszulegen iſt. N 

Da aber ehemalige Deutſche im Ausland meiſt 
nur deshalb um Wiedereinbürgerung nachſuchen, 
damit ihnen der Schutz des Reiches gewährt werde, 
und da fie möglicherweiſe ſchon eine fremde Staats⸗ 
angehörigkeit beſitzen, ſo erſchien es angezeigt, dem 
Reichskanzler, dem Leiter der äußeren Politik des 
Reiches, ein Einſpruchsrecht einzuräumen. Es muß 
daher die Einbürgerung eines ehemaligen Deutſchen, 
der im Ausland ſeinen Wohnfi hat, unterbleiben, 


und dann wird er, wenn keine andere Verfügung wenn der Reichskanzler Bedenken dagegen erhebt. 
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b) Ein Rechtsanſpruch auf Einbürgerung be⸗ angehörigkeit in einem deutſchen Bundesſtaat zu er⸗ 


ſtand nach bisherigem Rechte im Falle des g 21 Abſ. 5, 
nämlich dann, wenn ein ehemaliger Deutſcher, der 
feine Staatsangehörigkeit durch zehnjährigen Auf: 
enthalt im Ausland verloren hatte, zurückkehrte und 


ließ. Dieſe Beſtim mung iſt nunmehr in 8 31 Abſ. 1 
des neuen Geſetzes 1 jeddch iſt als 
weitere Bedingung hinzugefügt, daß der ehemalige 
Deutſche keinem fremden Staate angehören darf, 
da das Geſetz eine mehrfache internationale Staats⸗ 
angehörigfeit zu vermeiden ſucht. Zugleich wurde 
dieſe Beſtimmung ausgedehnt auf die ehemaligen 
Angehörigen eines Bundesſtaates oder eines in einen 
ſolchen einverleibten Staates, die bereils vor dem 
Inkrafttreten des Geſetzes vom 1. Juni 1870 nach 
Landesrecht ihre Staatsangehörigkeit durch Auf⸗ 
enthalt außerhalb ihres Hei matſtaates verloren haben 
(831 Abſ. 2). In Bayern galt bis zum 13. Mai 1871 
das bayeriſche Indigenatsedikt vom 26. Mai 1818. 
Darnach ging durch Aufenthalt im Auslande allein 
ohne rechtsförmliche Auswanderung die bayeriſche 
Staatsangehörigkeit nicht verloren, mochte er noch 
io lange gedauert haben (vgl. VGH. Bd. 3 S. 126). 

Ueber einen weiteren Fall, in welchem nach 
bisherigem Rechte ein Anſpruch auf Einbürgerung 
gegeben war, ſ. unten unter 0. 

Durch das neue Geſetz wurde einem erheblich 
weiteren Perſonenkreiſe ein Rechtsanſpruch auf Ein⸗ 
bürgerung eingeräumt; leitende Grundſaäͤtze bei der 
Regelung dieſer Frage waren, daß ehemaligen 
Deutſchen in weiterem Maße die Wiedereinbürgerung 
ermöglicht, dabei aber tunlichſt eine mehrfache Staats⸗ 
angehörigkeit vermieden werden ſoll, da aus dem 
Befige mehrfacher Staatsangehörigkeit leicht un- 
liebſame Reibungen mit fremden Staaten entſtehen 
können. 

a) Die Witwe oder geſchiedene Ehefrau eines 
Ausländers, die durch die Eheſchließung die Staats⸗ 
angehörigkeit in einem Bundesſtaat verloren hat, 
muß auf ihren Antrag von dem Bundesſtaate, 
in welchem fie ſich niedergelaſſen hat, wieder ein- 
gebürgert werden, wenn die oben unter 1 b und c 
genannten Vorausſetzungen erfüllt find (§ 10). War 
die frühere Ehe nichtig, ſo hat ſie auch nicht den 
Verluſt der Staatsangehörigkeit der Frau zur Folge 
gehabt, eine Wiedereinbürgerung iſt nach Feſt⸗ 
ſtellung der Nichtigkeit natürlich nicht nötig. Auf 
die Kinder erſtreckt ſich die Einbürgerung nur, wenn 
der Mutter kraft elterlicher Gewalt die 79 
Vertretung der Kinder zuſteht (8 16 Abſ. 2). 

Durch 8 10 iſt ein ſchwer empfundener Miß⸗ 
fand beſeitigt worden. Nur zu häufig kam es vor, 
daß eine Deutſche durch Eheſchließung mit einem 
Ausländer ihre Staatsangehörigkeit verlor und dann 
nach Auflöſung der Ehe Gefahr lief in den Heimat⸗ 
ſtaat ihres Mannes verwieſen zu werden, wo ſie 
fremd und hilflos den größten Mißhelligkeiten 
ausgeſetzt war. Es war daher ein Gebot der Billig⸗ 
keit, ſolchen Frauen den Wiedererwerb der Staats⸗ 


leichtern und zwar ohne Rückſicht darauf, ob fie 
eine fremde Staatsangehörigkeit beſitzen und ob ſie 
den armenrechtlichen Vorausſetzungen unter $ 8 


Abſ. 1 Nr. 3 und 4 (ſiehe oben unter 1 d und e) 
ſich dauernd im Gebiete eines Bundesſtaates nieder: | 


genügen. 

6) Ein ehemaliger Deutſcher, der als Minder⸗ 
jähriger die Reichsangehörigkeit durch Entlaſſung 
verloren hat, muß auf feinen Antrag von dem 
Bundesſtaate eingebürgert werden, in deſſen Ge⸗ 
biet er ſich niedergelaſſen hat. Vorausſetzung iſt, 
daß er den Erforderniſſen des 8 8 Abſ. 1 (ſiehe 
oben unter 1 b, c, d und e) entſpricht und den 
Antrag innerhalb zweier Jahre nach Eintritt ſeiner 
Volljährigkeit ſtellt (8 11). Auch dieſe Vorſchrift be⸗ 
ſeitigt einen oft gefühlten Mißſtand. Der Minder⸗ 
jährige verliert häufig ohne ſeinen Willen durch 
Entlaſſung die Reichsangehörigkeit dadurch, daß 
fein Vater für fi) und den Minderjährigen die 
Entlaſſung beantragt. In ſolchen Fallen iſt es be⸗ 
ſonders angebracht dem Minderjährigen einen An⸗ 
ſpruch auf Wiedereinbürgerung zu gewähren, ſobald 
er ſelbſt in ein urteilsfähiges Alter gekommen iſt. 
Der 8 11 umfaßt aber alle Fälle der Entlaſſung, 
alſo auch den Fall, daß der Minderjährige allein 
auf Antrag ſeines geſetzlichen Vertreters entlaſſen 
wurde. Der $ 11 iſt aber nur dann anwendbar, 
wenn der Minderjährige durch Entlaſſung ſeine 
Staatsangehörigkeit verloren hat, nicht aber im 
Falle des Verluſtes durch Legitimation, Heirat uſw. 

7) Ein Ausländer, der mindeſtens ein Jahr wie 
ein Deutſcher im Heere oder in der Marine gedient 
hat, muß auf ſeinen Antrag in den Bundesſtaat, 
in deſſen Gebiet er ſich niedergelaſſen hat, ein⸗ 
gebürgert werden, wenn die allgemeinen Voraus⸗ 
ſetzungen für die Einbürgerung in $ 8 (ſiehe oben 
unter 1 b, c, d und e) und in 8 9 Abſ. 1 erfüllt 
ſind und die Einbürgerung nicht das Wohl des 
Reiches oder eines Bundesſtaates gefährdet (3 12). 
Nur wenn eine dieſer Vorausſetzungen nicht er: 
füllt iſt, darf der Antrag auf Einbürgerung ab⸗ 
gelehnt werden, aus anderen Gründen nicht; das 
freie Ermeſſen der Einzelſtaaten iſt in dieſem Falle 
geſetzlich eingeſchränkt. 

Als Ausländer im Sinne des $ 12 kommen 
nur ſtaatenloſe Perſonen in Betracht, denn nur 
ſolche können, wenn ſie ſich im Reichsgebiet oder 
in einem Schutzgebiet dauernd aufhalten, gemäß 
8 11 des RMilG. in der Faſſung des Bel. vom 
22. Juli 1913 zur Erfüllung der Wehrpflicht wie 
Deutſche herangezogen werden. Ein Staatenloſer, 
der untauglich zum Militärdienſt iſt, kann alſo 
keinen Anſpruch auf Einbürgerung erlangen, er 
nimmt nicht an der Wehrgemeinſchaft teil, darum 
hat er auch kein Recht auf Volksgemeinſchaft. 

Ueber die Verfolgung des in $ 11 eingeräumten 
Rechtsanſpruchs ſiehe ſpäter. 

d) Wer wegen Verletzung der Millitärpflicht. 
oder wegen Fahnenflucht nach § 26 Abſ. 1 und 2 
ſeine Staatsangehörigkeit verloren hat und nach⸗ 
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weiſt, daß ihm hiebei kein Verſchulden zur Laſtkanzlers auch ein im Reichsdienſt angeſtellter Aus: 
fiel, muß nach Anhörung der Militärverwaltung länder eingebürgert werden, der ſeinen dienſtlichen 
von dem Bundesſtaate, dem er früher angehörte, Wohnfig im Auslande hat und kein Dienſtein⸗ 
wieder eingebürgert werden und zwar ohne Rück: kommen aus der Reichskaſſe bezieht. Weiteren 
ſicht darauf, ob die in den 88 8 und 13 aufge: Vorausſetzungen, beſonders den in 88 8 und 9 auf: 
ſtellten Vorausſetzungen erfüllt find ($ 26 Abſ. 3 geſtellten Erforderniſſen, braucht in dieſem Falle 
Satz 2). Er hat alſo auch einen Anſpruch auf nicht entſprochen zu werden. 
Einbürgerung, wenn er bereits eine fremde Staats⸗ d) Das Verfahren bei der Einbürgerung iſt 
angehörigkeit erworben hat; dem Reichskanzler fteht verſchieden geſtaltet, je nachdem ein Rechtsanſpruch 
kein Einſpruchsrecht zu, 8 9 Abſ. 1 wird ebenfalls auf Einbürgerung beſteht oder nicht. 
nicht angewendet. a) Die Fälle, in denen ein Ausländer nur 
Trifft aber einen ſolchen Deutſchen ein Ver⸗ eingebürgert werden kann, in denen er alſo keinen 
ſchulden beim Verluſt ſeiner Staatsangehörigkeit, Rechtsanſpruch auf Einbürgerung hat, bilden die 
dann find für ihn die allgemeinen Vorſchriften Regel. Das Verfahren iſt in dieſen Fällen reines 
über die Einbürgerung von Ausländern, alſo be: Verwaltungsverfahren. Die Zuſtändigkeit der Pe 
ſonders die 88 8 und 9, anzuwenden. Vor allem hörden beſtimmt die Landesgeſetzgebung. Vor der 
hat er dann keinen Rechtsanſpruch auf Einbürge⸗ Einbürgerung iſt regelmäßig die Gemeinde des 
rung (8 26 Abſ. 3 Satz 1). Niederlaſſungsortes und wenn dieſe keinen ſelb⸗ 
Die gleichen Beſtimmungen gelten nach 8 32 | ftändigen Armenverband bildet, auch der Armen: 
Abſ. 3, wenn ein militärpflichtiger oder fahnen⸗ verband über die Frage der unbeſcholtenen Lebens⸗ 
flüchtiger Deutſcher gemäß § 32 Abſ. 1 und 2 feine | führung, des Unterkommens und der Ernährungs: 
Staatsangehörigkeit verloren hat. möglichkeit am Niederlaſſungsort zu hören (8 8 
e) Ein Rechtsanſpruch iſt ferner gemäß 5 30 Abſ. 2). Soll ein ehemaliger Deutſcher wieder ein⸗ 
einem ehemaligen Deutſchen dann gewährt, wenn | gebürgert werden, der wegen Verletzung der Militär: 
er die Reichsangehörigkeit durch Entlaſſung ver⸗ pflicht oder wegen Fahnenflucht ſeine Staatsange⸗ 
loren hat, bei Anwendung des § 24 Abſ. 1 des hörigkeit verloren hat, fo iſt die Militärbehörde 
neuen Geſetzes aber als nicht entlaſſen anzuſehen über den Antrag auf Einbürgerung zu hören. Ein 
wäre. Er muß alſo beim Ablauf eines Jahres Einſpruchsrecht haben Gemeinde, Armenverband und 
nach feiner Entlaſſung feinen Wohnfitz im Inland | Militärbehörde jedoch nicht. Ferner muß vor Ein: 
gehabt und ſeitdem behalten haben, den Erforder⸗ bürgerung eines ehemaligen Deutſchen, der ſich 
niſſen des $ 8 Abſ. 1 entſprechen und außerdem nicht im Inlande niedergelaſſen hat, dem Reichs⸗ 
innerhalb eines Jahres nach dem Inkrafttreten des kanzler Mitteilung gemacht werden (8 13). 
neuen Geſetzes (1. Januar 1914) den Antrag auf Eine bedeutſame Neuerung im Verfahren iſt 
Einbürgerung in den Bundesſtaat ſtellen, in dem in 89 getroffen. Bisher war das Recht zur Natu⸗ 
er ſich niedergelaſſen hat. Ueber § 24, zu dem raliſation eines Ausländers ein geſetzlich unein: 
8 30 eine Uebergangsbeſtimmung bildet, ſiehe unten. geſchränktes Hoheitsrecht der einzelnen Bundes: 
c) Wie im bisherigen Geſetze nach § 9, fo gilt | jtaaten, fie waren in feiner Ausübung vonein⸗ 
auch nach $ 14 des neuen Geſetzes die Anſtellung ander unabhängig. Da aber ein Ausländer mit 
eines Ausländers im unmittelbaren oder mittel⸗ der Staatsangehörigkeit in einem Bundesſtaate das 
baren Staatsdienſt, im Dienſte einer Gemeinde uſw. Recht erlangt, ſich in jedem Bundesſtaate nieder 
als Einbürgerung, außer «8 wird in der Anſtellungs- zulaſſen ($ 1 Nr. 1 FreizügG.), ja ſogar nach 87 
oder Beſtätigungsurkunde ein Vorbehalt gemacht. des bisherigen und des neuen Staatsangehörig⸗ 
Es gilt hier das nämliche wie bei der Aufnahme. keitsgeſetzes einen Rechtsanſpruch auf Aufnahme in 
Die im Reichsdienſt erfolgte Anſtellung eines Aus- jedem Bundesſtaate hat, jo find zweifellos auch die 
länders, der ſeinen dienſtlichen Wohnſitz in einem Intereſſen der übrigen Bundesſtaaten und des Reiches 
Bundesſtaate hat, gilt als Einbürgerung in dieſen berührt, wenn ein Ausländer in einen Bundesftaat 
Bundesſtaat, falls nicht ein anderslautender Vor- eingebürgert wird. Aus dieſer Erwägung heraus ent: 
behalt gemacht iſt (8 15 Abſ. 1). Hat der im Reichs- ſtand der Beſchluß des Bundesrates vom 22. Januar 
dienſt angeſtellte Ausländer ſeinen dienſtlichen Wohn: 1891, wonach vor Naturaliſation eines Ausländers 
ſitz im Ausland, dann muß er von jedem Bundes- der Bundesſtaat gehört werden ſoll, dem der 
ſtaate, bei dem er den Antrag ſtellt, eingebürgert | Ausländer früher angehörte oder in deſſen Gebiet 
werden, falls er ein Dienſteinkommen aus der er ſich aufhielt. In ſachlich erweiterter Form 
Reichskaſſe bezieht. Solchen Ausländern wurde wurde dieſer Bundesratsbeſchluß, (deſſen Geſetzlich⸗ 
ſchon durch das Geſetz vom 20. Dezember 1875 keit übrigens nicht unangeſochten blieb), in das 
betr. die Naturaliſation von Ausländern, die im | Geſetz aufgenommen. Es muß nunmehr vor Ein: 
Reichsdienſte angeſtellt find, ein Anſpruch auf | bürgerung eines Ausländers vom Reichskanzler fett: 
Naturaliſation gegeben. Die Beſtimmungen dieſes | gejtellt fein, daß kein Bundesſtaat Bedenken er: 
Geſetzes find nunmehr in das StAngG. aufge- hebt. Werden ſolche Bedenken erhoben, dann ent: 
nommen (8 15 Abſ. 2 S. 1). Außerdem kann nach ſcheidet der Bundesrat. Bedenken find aber un: 
8 15 Abſ. 2 S. 2 mit Zuſtimmung des Reichs- zulaͤſſig, wenn fie nicht auf Tatſachen geſtützt werden, 
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die die Beſorgnis rechtfertigen, daß durch die Ein⸗ 
bürgerung des Antragſtellers das Wohl des Reiches 
oder eines Bundesſtaates gefährdet würde. Es 
kann ſich daher auch die Entſcheidung des Bundes⸗ 
rates nur darauf erſtrecken, ob eine ſolche Gefährdung 
von der Einbürgerung eines beſtimmten Ausländers 
zu befürchten iſt. 

Das Recht der Bundesſtaaten Bedenken zu er⸗ 
heben iſt kein Einſpruchsrecht, es kann trotz der 
Bedenken durch Beſchluß des Bundesrates die Ein⸗ 
bürgerung für zuläſſig erklärt werden. Der Reichs⸗ 
kanzler als ſolcher hat kein Recht Bedenken gegen 
eine Einbürgerung zu erheben. Hat der Bundes⸗ 
ſtaat, bei dem der Antrag auf Einbürgerung ge⸗ 
ſtellt wird, ſelbſt ſolche Bedenken, ſo braucht er ſie 
natürlich nicht vor den Bundesrat zu bringen, er 
kann von ſich aus den Antrag abweiſen. 

Eine ſolche Mitwirkung der Bundesſtaaten und 
des Bundesrates iſt jedoch ausgeſchloſſen bei Ein⸗ 
bürgerung von ehemaligen Angehörigen des Bundes⸗ 
ſtaates, bei dem der Antrag geſtellt wird, ſowie 
deren Kinder, Enkel und Adoptivkinder, außer es 
befitzt der Antragſteller eine ausländiſche Staats: 
angehörigkeit. Das gleiche gilt bei der Einbürge⸗ 
rung von Ausländern, die im Deutſchen Reiche 
geboren find, in dem Bundesſtaate, bei dem der 
Antrag auf Einbürgerung geſtellt wird, bis zur 
Vollendung des 21. Lebensjahres dauernd ſich auf⸗ 
gehalten haben und die Einbürgerung innerhalb 
zweier Jahre nach dieſem Zeitpunkte beantragen. 
In dieſen beiden Ausnahmefällen kommen Intereſſen 
der übrigen Bundesſtaaten wenig oder gar nicht 
in Betracht, das Wohl eines Bundesſtaates oder 
des Reiches wird kaum durch die Einbürgerung 
ſolcher Ausländer gefährdet, deren Beziehungen zum 
Inlande ſicher ſtark ſind und die in keiner oder 
nur in ſehr gelockerter ſtaatsrechtlicher Verbindung 
mit dem Auslande ſtehen. 

Auch dann iſt 8 9 Abſ. 1 nicht anzuwenden, 
wenn ein Ausländer, der im Dienſte des Reiches 
ſteht, ſeinen dienſtlichen Wohnſitz im Auslande hat 
und kein dienſtliches Einkommen aus der Reichs⸗ 
kaſſe bezieht, feine Einbürgerung in einen Bundes⸗ 
ſtaat beantragt. In dieſem Falle iſt nur die 
Zuſtimmung des Reichskanzlers zur Einbürgerung 
erforderlich. Es hätte wenig Sinn, die einzelnen 
Bundesſtaaten die Frage prüfen zu laſſen, ob die 
Einbürgerung eines ſolchen Ausländers, der doch 
Angeſtellter des Reiches iſt, das Wohl des Reiches 
oder eines Bundesſtaates gefährdet. 

Die näheren Beſtimmungen darüber, in welcher 
Weiſe den einzelnen Bundesſtaaten die Anträge 
auf Einbürgerung mitgeteilt werden, wird der 
Bundesrat erlaſſen. Es iſt geplant, die erforder⸗ 
lichen Mitteilungen über die aufzunehmenden Per⸗ 
ſonen innerhalb beſtimmter Zeiträume unter Ver⸗ 
wendung von Liſten zu machen. Von der Geſtaltung 
dieſes Verfahrens dürfte es hauptſächlich abhängen, 
ob die Erledigung der Einbürgerungsanträge künftig 
nicht erheblich verzögert wird. 
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5) In den Fällen, in denen die Einbürgerung 
beim Vorhandenſein beſtimmter Vorausſetzungen 
erteilt werden muß, in denen alſo ein Rechtsan⸗ 
ſpruch auf Einbürgerung beſteht, iſt grundſätzlich 
nach § 40 auch ein Rechtsſchutz gewährt, indem 
gegen die Ablehnung eines Antrags auf Einbürge⸗ 
rung der Rekurs zuläſſig iſt. In Bayern gehören 
auch dieſe Fälle unter Art. 8 Nr. 1 VGHG., eine 
Geſetzesergänzung dürfte nicht erforderlich ſein. 

Soweit ein Rechtsanſpruch auf Einbürgerung 
gegeben iſt, entfällt die Anwendung der 88 8 und 9 
Abſ. 1, außer es ſind dieſe Vorſchriften ausdrücklich 
für anwendbar erklärt. Bezüglich des 8 9 Abſ. 1 
iſt dies nur in 8 12 geſchehen (ſ. oben b, y). 8 12 
aber iſt in 8 40 nicht genannt, d. h. es tft in 
dieſem Falle bei Ablehnung eines Antrags auf 
Einbürgerung der Rekurs nicht gegeben und zwar 
aus folgenden Erwägungen. Nach $ 12 iſt ein 
Anſpruch auf Einbürgerung u. a. nur dann ge⸗ 
geben, wenn die Einbürgerung nicht das Wohl 
des Reiches oder eines Bundesſtaates gefährdet. 
Dieſe Beſtimmung iſt hier nicht überflüſſig, wenn 
auch 8 9 Abſ. 1 für anwendbar erklärt iſt. Es 
hat dieſe Beſtimmung in § 12 rein materiellrecht⸗ 
liche Bedeutung, es könnte ein Bundesſtaat den 
Antrag auf Einbürgerung gar nicht von ſich aus 
wegen Gefährdung des Reiches oder eines Bundes: 
ſtaates abweiſen, wenn dieſe Beſtimmung nicht 
eigens in 8 12 aufgenommen wäre; denn nach 
8 12 dürfen abweichend von $ 8 nur die Gründe 
zur Abweiſung eines Antrags auf Einbürgerung 
führen, die ausdrücklich in § 12 aufgezählt find. 
An der Entſcheidung aber darüber, ob die Ein⸗ 


bürgerung eines Ausländers das Wohl des Reiches 


oder eines Bundesſtaates gefährdet, find die übrigen 
Bundesſtaaten erheblich intereſſiert, es iſt deshalb 
89 Abſ. 1 für anwendbar erklart. Würde nun 
8 12 in 8 40 mit aufgezählt ſein, jo könnte es 
vorkommen, daß im nämlichen Falle über die Frage 
der Gefährdung des Wohles des Reiches oder eines 
Bundesſtaates der Bundesrat und ein oberſtes 
Verwaltungsgericht verſchiedener Meinung wären. 
Da zudem dieſe Frage nicht eine Rechts⸗ ſondern 
eine Ermeſſensfrage iſt, ſo war es nicht angezeigt 
für die Verfolgung des Anſpruchs nach $ 12 das 
in 8 40 vorgeſchriebene Verfahren zuzulaſſen. 

VI. Gemeinſam für die Aufnahme und Ein⸗ 
bürgerung gilt folgendes: 

1. Aufnahme und Einbürgerung werden wirk⸗ 
ſam mit der Aushaͤndigung der von der zuftändigen 
Verwaltungsbehörde ausgefertigten Urkunde oder 
der Urkunde über die Anſtellung oder die Beſtaͤti⸗ 
gung der Anſtellung (8 16 Abſ. 1). Wird eine 
Anſtellungs⸗ und eine Beſtätigungsurkunde aus⸗ 
gehändigt, dann iſt die Aushändigung der letzteren 
maßgebend. 

2. Die Aufnahme und die Einbürgerung er⸗ 
ſtrecken ſich zugleich auf die Ehefrau und auf die 
Kinder, deren geſetzliche Vertretung dem Aufge⸗ 
nommenen oder Eingebürgerten kraft elterlicher Ge⸗ 
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walt zuſteht. Doch kann in der Urkunde ein anders⸗ 
lautender Vorbehalt gemacht werden. Im Falle 
der Wiedereinbürgerung nach 8 26 Abſ. 3 S. 2 
aber iſt ein ſolcher Vorbehalt nicht möglich; es 
müſſen ſich in dieſem Falle aber die Ehefrau und 
die Kinder, auf die ſich die Wiedereinbürgerung 
erſtrecken ſoll, mit dem Eingebürgerten in häus⸗ 
licher Gemeinſchaft befinden. Auf Töchter, die 
verheiratet find oder die verheiratet geweſen find, 
erſtrecken fich Aufnahme und Einbürgerung nicht 
(8 16 Abſ. 2, 8 29). (Schluß folgt). 


Kleine Mitteilungen. 


Zum Borbereitungsdienſt der Staatsanwälte und 
Amtsanwälte in Bayern. Während in anderen Bundes⸗ 
ſtaaten, insbeſondere in Preußen, ſämtliche Referen⸗ 
dare ſechs Monate lang bei einer Staatsanwaltſchaft 
beſchäftigt werden, verlangt Bayern nur, daß die ge⸗ 
prüften Rechtspraktikanten, welche eine Anſtellung als 
Staatsanwalt oder Amtsanwalt anftreben, vorher zwei 
bis drei Monate lang bei einer Staatsanwaltſchaft 
oder einem Amtsanwalt arbeiten. Dieſer kurze Vor⸗ 
bereitungsdienſt mag zur Einführung in den allge⸗ 
meinen Geſchäftsbetrieb jener Aemter genügen; er 
wird aber die künftigen Staatsanwälte und Amts⸗ 
anwälte nur ſelten mit dem geſamten Rüſtzeuge ver⸗ 
traut machen, welches der modernen Kriminaliſtik zur 
Verfolgung der Straftaten zu Gebote ſteht. Gerade 
die heutige Technik der Verbrechensverfolgung ift aber 
dem jungen Kriminaliſten zumeiſt unbekannt. Und 
doch muß er auch ſie beherrſchen, wenn er in ſeinem 
ſpäteren Wirkungskreiſe, oftmals auf ſich allein an⸗ 
gewieſen, den Kampf mit dem Verbrechertum erfolg⸗ 
reich führen will. Studium der Fachliteratur, Teil⸗ 
nahme an Fortbildungskurſen und die Erfahrungen 
der eigenen Praxis können dem Mangel abbelfen: 
die wertvollſten Dienſte auf dieſem Gebiete würde ibm 
aber die Beſchäftigung bei einer Behörde leiſten, welche 
neben den hergebrachten auch die modernen Fahndungs⸗ 
mittel tagtäglich praktiſch anwendet. 

Letzteres geſchiebt bei den Polizei⸗ und Sicher⸗ 
heitsbehörden der Großſtädte, welche ſelbſttätig oder 
auf Erſuchen anderer Behörden an der Ermittlung 
und Feſtnahme des Verbrechers mitarbeiten, und welche 
dazu über Fahndungseinrichtungen verfügen, wie ſie 
die Staatsanwaltſchaft nicht beſitzt. Zur Vervollkomm⸗ 
nung der Ausbildung der künftigen Staatsanwälte und 
Amtsanwälte wäre deshalb ihre zeitweilige Beſchäf⸗ 
tigung bei einer großſtädtiſchen Kriminalbehörde, in 
Bayern bei der Sicherheitsabteilung der K. Polizei⸗ 
direktion München, von großem Nutzen. 

Eine ſolche Beſchäftigung wäre für den angehen: 
den Kriminaliſten an und für ſich ſchon von Wert. 
Bei der Maſſe der von der Polizeidirektion München 
behandelten Strafſachen ') hätte er dort am eheſten 


) 1912: Erſtattung von über 18000 Anzeigen 
wegen Verbrechen oder Vergehen, über 1500 Feſt⸗ 
nahmen wegen Verbrechen oder Vergehen, Erledigung 
von über 50000 Erſuchen anderer Behörden in Ver— 
brechens⸗ oder Vergehensſachen. 
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Gelegenheit, einen Einblick in die Verfolgung der 
mannigfaltigſten Straftaten und in die verſchiedenſten 
kriminellen Unterſuchungen zu gewinnen. Da die ein⸗ 
zelnen Arten von Strafſachen durch Sonderreferate) 
behandelt werden, welche mit einem Stabe eigen 
hierfür geſchulter, ſtändig auf ihrem Sondergebiet be⸗ 
ſchäftigter Beamten beſetzt ſind, würde er die ge⸗ 
wandte Behandlung auch ſeltener Straffälle kennen 
lernen, denn dieſe Spezialtruppen ſind nicht nur mit 
den geſetzlichen Vorſchriften, ſondern auch mit den 
Tricks und Gewohnheiten der einzelnen Verbrecher⸗ 
gattungen derart vertraut, daß ſie bei vielen Anzeigen 
ohne weiteres den Sachverhalt unter Feſtſtellung der 
geſetzlichen Tatbeſtandsmerkmale vollſtändig erforſchen, 
innerhalb ihrer Zuſtändigkeit alle ſchleunigen Maß⸗ 
regeln (Einnahme des Augenſcheins, Durchſuchung, 
Beſchlagnahme) treffen, die Beweiſe ſichern, die Täter 
ausmitteln oder deren Verfolgung aufnehmen — Maß⸗ 
nahmen, welche er ſpäter ſelbſtändig und oft ohne Mit⸗ 
wirkung fachkundiger Hilfsbeamter veranlaſſen muß. 

Dabei würden ihm auch die meiſten der ſonſt noch 
hergebrachten Fahndungsmittel geläufig werden: ſo 
die Benützung der verſchiedenſten in⸗ und ausländiſchen 
Fahndungsblätter und der Fachpreſſe; die Veröffent⸗ 
lichung von Abbildungen geſuchter Perſonen, gefuw 
dener Leichen oder Ueberführungsgegenſtände; in ge⸗ 
eigneten Fällen Veröffentlichungen durch die Tages⸗ 
zeitungen oder durch Plakate; die Verſtändigung der 
Gaſthöfe, Tändler, Leihämter, Banken u. dgl.; die 
Ueberwachung verdächtiger Perſonen; die Veranſtal⸗ 
tung von Streifen; die Verwendung von Poluei⸗ 
hunden (1912 waren 36 ausgebildet); das Zuſammen⸗ 
arbeiten mit auswärtigen Polizei⸗ und mit Hafen⸗ 
behörden uſw. 

Einige Referate werden überdies ihrer beſonderen 
Einrichtungen wegen allgemein als Auskunftsſtellen 
betrachtet, andere find zu Zentral⸗Auskunftsſtellen 
ausdrücklich ausgeſtaltet worden. Deren Wirkungs⸗ 
kreis muß er kennen, um gegebenenfalls beurteilen zu 
können, ob er ſie um Rechtshilfe angehen, und was 
er von ihnen erwarten kann. Zu den erſtgenannten 
Einrichtungen gehören das Verbrecheralbum mit ſeinen 
verſchiedenen Abteilungen und die Kartenſammlungen 
für geſtohlene und verlorene Wertgegenſtände (ins⸗ 
beſondere Fahrräder) und über vermißte Perſonen. 
Als amtliche Auskunftsſtellen kommen in Betracht: 

1. Die Zigeunerzentrale mit ihrem Zigeunerver⸗ 
zeichnis in Kartenform, eigener Photographienſamm⸗ 
lung und Fingerabdruckregiſtratur. 

2. Die Hauptſtelle für Bekämpfung von Münz⸗ 
fälſchungen in Bayern. 

3. Die bayeriſche Sammel⸗ und Auskunftsſtelle 
für Fingerabdruckblätter. 

4. Die Sammelſtelle für Nachrichten über den 
Süßſtoffſchmuggel, welche gleichfalls eine eigene Samm⸗ 


2) Solche beſtehen z. B. für die Verfolgung aller 
Arten des Diebſtahls, aller Arten der Verbrechen und 
Vergehen wider das Leben, der Sittlichkeitsdelikte, 
Brandſtiftung, Spionage, Wettenvermittlung, der Zu⸗ 
widerhandlungen gegen die verſchiedenen ſtrafrecht⸗ 
lichen Nebengeſetze, für die Behandlung von Leichen⸗ 
funden und Unfällen, für die Ausmittlung Bermißter 
uſw. uſw. Kürzlich wurde aus beſonders gewandten. 
ſprachenkundigen Beamten eine eigene Fahndungs⸗ 
abteilung für die Erledigung wichtiger auswärtiger 
und beſonderer Lokalfälle gebildet. 
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lung von Regiſterkarten für Süßſtoffſchmuggler mit 
Photographien, Fingerabdrücken und Handſchriftpro⸗ 
ben unterhält, und welche über die Perſonen der 
Schmuggler, ihre Beziehungen zu einander und über 
Schmuggler⸗Tricks und⸗Erkennungszeichen Auſſchluß 
erteilen kann. 

Beſonders lehrreich würde aber für ihn die Tätig⸗ 
keit des „Erkennungsdienſtes“ ſein, der in vorbild⸗ 
licher Weiſe mit den modernen Fahndungsmitteln 
arbeitet, und dem ſeit kurzem auch ein eigenes Polizei⸗ 
laboratorium (das erſte in Deutſchland!) zur Ver⸗ 
fügung ſteht. Von dem reichen Arbeitsfelde dieſes 
Referates ſollen nur die folgenden Aufgaben genannt 
werden: 

1. Das Fingerabdruckverfahren, deſſen kriminelle 
Bedeutung nunmehr allgemein anerkannt iſt, das ſchon 
in zahlreichen Fällen zur Feſtſtellung der Perſönlich⸗ 
keit ſeſtgenommener Perſonen, auch aufgefundener 
Leichen und zur Ueberführung Beſchuldigter geführt 
hat. Im Jahre 1912 hat der Erkennungsdienſt allein 
7267 Fingerabdruckblätter aufgenommen, er regiſtriert 
weiterhin die ſämtlichen von den rund 400 bayeriſchen 
Aufnahmeſtellen eingeſandten Blätter, tauſcht ſolche 
mit ine und ausländiſchen Sammelſtellen aus und 
wird immer mehr als begutachtende und Auskunfts⸗ 
ſtelle in Anſpruch genommen. 

2. Körpermeſſungen nach Bertillons Syſtem in 
beſ onders gelagerten Fällen. 


3. Die gerichtliche 1 in allen ihren 
Anwendungsformen: 3. Aufnahmen gelegentlich 
eines Augenſcheins a. ondere bei Verbrechen wider 
das Leben, Auſſindung von Leichen, an Brandſtätten, 
bei Bauunfällen u. dgl.); das Photographieren vor⸗ 
geführter Perſonen; die Feſtſtellung von Urkunden⸗ 
fälſchungen u. dgl. mit Hilfe der Photographie; photo⸗ 
graphiſche Vergrößerungen, Vervielfältigungen uſw. 
(Im Jahre 1912 wurden 3418 derartige Originalauf⸗ 
nahmen gemacht). 

4. Das Aufſuchen und Erhalten von Finger⸗ 
abdrücken, Fußſpuren, Spuren von Brechwer kzeugen 
u. dgl.: die Behandlung von Fingerabdrücken mit 
Einſtaubpulvern, ihr Wegheben mittels Gelatine⸗ 
papier; die Anfertigung von Skizzen; die Abnahme 
anderer Spuren und deren plaſtiſche Wiedergabe; das 
Aufſuchen unſichtbarer Spuren auf Glas, Holz, Papier 
u. dgl., ihre Behandlung mit Jodräucherung uſw. 

5. Die mikroſkopiſche Unterſuchung von Pflanzen⸗ 
ſtoffen, Geweben u. dgl.; die chemiſche Unterſuchung 
von Brandlegungsmaterialien, Sprengmitteln, Bom⸗ 
ben, Höllenmaſchinen uſw. 

6. Die Beurteilung beſtimmter Fälſchungen (3. B. 
falſchen Geldes), von Einbruchswerkzeugen und Vor⸗ 
richtungen für Brandlegung; Schriftenvergleichung; 
Dechiffrierung von Geheimſchriften: Deutung von Ver⸗ 
brecherausdrücken; Aufklärung über gewiſſe Verbrecher⸗ 
praktiken uſw. “). 

Bei dem ausgedehnten Zuſtändigkeitsgebiete der 
Polizeidirektion München würde der Praktikant ſchließ⸗ 
lich Gelegenheit haben, ſich noch auf anderen Ge⸗ 
bieten zu unterrichten, welche mit der Strafrechts⸗ 
pflege zuſammenhängen, und von denen nur die nach⸗ 


— 


) Die Polizeidirektion München unterhält ein 
eigenes Kriminalmufeum neben dem des Gendarmerie⸗ 
orps. 


ſtehenden erwähnt werden ſollen: die Führung des 
Strafregiſters; die Behandlung der Jugendlichen; die 
Fürſorgetätigkeit der Polizeipflegerinnen und deren 
Zuſammenarbeiten mit den Fürſorgevereinigungen; 
die Einweiſungen in Erziehungs⸗ und Beſſerungs⸗ 
anſtalten und in Arbeitshäuſer; die Ausweiſungen; 
die Ausübung der Polizeiaufſicht; die Schutzaufſicht 
über vorläufig entlaſſene Strafgefangene; die Obſorge N 
für entlaſſene Strafgefangene; die Behandlung gemein⸗ 
gefährlicher Geiſteskranker; die Auslieferungen aus 
ayern uſw. 

Bei dieſer Fülle von Belehrungen und An⸗ 
regungen, welche der Kriminaliſt aus einer Praxis 
bei der Polizeidirektion München ſchöpfen kann, ſollte 
den künftigen Staatsanwälten und Amtsanwälten, min⸗ 
deſtens aber den erſteren, ein weiterer Vorbereitungs⸗ 
dienſt bei dieſer Behörde, wenn nicht vorgeſchrieben, 
ſo doch wenigſtens ermöglicht werden. 

II. Staatsanwalt Dr. Jaenicke in München. 


Aus der Nechtſprechung. 
Reichsgericht. 
Zivilſachen. 
L 


Zu 3 254 BEB.: Verteilung des Schadens, der 
dem Oypothekſchuldner durch Berzug des geriönlicen 
Schuldners erwachſen ift, wegen mitwirkenden erſchuldens 
des erſteren. Der Kläger kaufte durch nn vom 
1. September 1909 von dem Beklagten das Nitter- 
gut P., auf dem für die Landbank in B. ein mit 
1½ % verzinsliches und bei pünktlicher Zinszahlung 
bis zum 15. April 1915 u unkündbares Kapital einge⸗ 
tragen ſtand. Die von dieſem Kapitale am 1. Januar 
1910 fällig gewordenen Zinſen wurden teilweiſe nicht 
rechtzeitig bezahlt und deshalb machte die Gläubigerin 
von dem Rechte der vorzeitigen Kündigung Gebrauch. 
Nachträglich zog die Gläubigerin die Kündigung zwar 
wieder zurück, aber nur gegen die Verpflichtung des 
Klägers, das Kapital mit 5% ſtatt mit 4½ % ͤ zu ver⸗ 
zinſen. Dadurch erhöhte ſich der Zinsaufwand für die 
Zeit bis zum 15. April 1915 halbjährlich um 956.25 M; 
dieſer Betrag mußte infolge des Verzugs auch bereits 
für die am 1. Januar 1910 fällig gewordenen Zinſen 
bezahlt werden. Der Kläger behauptet, daß der Ver⸗ 
zug in der Zinszahlung dem Beklagten zur Laſt falle, 
und beanſprucht von ihm 155 die Ver i Er⸗ 
ſtattung der Beträge von je 956.25 nebſt Zinſen 
und für die 1. Befreiung von der Verbindlichkeit 
der Landbank gegenüber. Das OLG. gab der Klage 
ſtatt, das RG. hielt die Rüge der Verletzung des 8 254 
BGB. für begründet. 

Aus den Gründen: Die für die Monate Juli 
und Auguſt 1909 zu zahlenden Zinſen hatte der Kläger 
nach dem Kaufvertrage nicht mitübernommen. Er haf⸗ 
tete für ſie aber doch dinglich. Die im Falle ſäumiger 
Zinszahlung drohenden Vermögensnachteile waren 
ſehr erheblich. Das OLG. zieht anſcheinend nicht in 
Zweifel, daß der Beklagte zur Zahlung der Zinſen 
aus eigenen Mitteln und damit zur Abwendung der 
Nachteile jederzeit ohne Schwierigkeit in der Lage war, 
glaubt aber, daß dem Kläger nicht habe zugemutet 
werden können, bei klarer Rechtslage für einen Schuld⸗ 
ner von zweifelhafter Zahlungsfähigkeit größere Geld— 
aufwendungen zu machen. Allein jedenfalls ſetzte ſich 
der Kläger durch die Nichtzahlung der Zinſen erheb⸗ 
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lichen Nachteilen aus, und die mehr oder minder große 
Wahrſcheinlichkeit blieb beſtehen, daß er als dinglicher 
Schuldner ſchließlich doch Zahlung leiſten mußte. Das 
OLG. ſagt ferner, der Kläger habe zunächſt davon 
ausgehen können und müſſen, daß der Beklagte die 
Zinſen rechtzeitig zahlen werde; allein das würde min⸗ 
deſtens für den Fall nicht zutreffen, daß mit Zahlungs⸗ 
ſchwierigkeiten des Beklagten zu rechnen war. Hier. 
nach bedarf die Frage erneuter Prüfung, ob dem 
Kläger aus 8 254 Abſ. 2 BGB. ein Mitverſchulden bei 
Abwendung des Schadens zur Laſt fällt, ob er ins⸗ 
beſondere den Beklagten auf die drohende Gefahr recht⸗ 
zeitig aufmerkſam machen, äußerſtenfalls den Schaden 
ſelbſt abwenden mußte, und dies um ſo mehr, als das 
Urteil nicht erkennen läßt, binnen welcher Friſt die 
Juli⸗ und Auguſt⸗Zinſen gezahlt fein mußten, wenn 
nicht die Gläubigerin einen Anſpruch auf erhöhte Zinſen 
und das Recht zur Kündigung des Kapitals erlangen 
ſollte. (Urt des V. 35. vom 21. Juni 1913, V 31/1913). 
E. 
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II. 


Haltung des Vermieters für den Schaden, den ein 
Mieter infolge eines Sturzes auf der ſicherheitsgeſähr⸗ 
lichen Treppe des Miethanſes erleidet; iſt es von Be: 
dentung, ob der Mieter den Zuftand der Treppe vor 
dem Einzuge gelaunt hat? us den Gründen: 
Der Beklogte war auf Grund des Mietvertrages gegen⸗ 
über den Mietern und wegen des von ihm eröffneten 
Verkehrs gegenüber allen die Treppe benützenden Per⸗ 
ſonen verpflichtet, für die Sicherheit des Verkehrs zu 
ſorgen. Dieſe Verpflichtung hat er nicht erfüllt. Das 
Betreten der Treppe war nicht bloß unbequem, ſondern 
ſicherheitsgefährlich. Der Beklagte hätte das auch bei 
einiger Ueberlegung erkennen müſſen und verletzte die 
im Verkehr erforderliche Sorgfalt, handelte alſo fahr⸗ 
läſſig (S 276 BGB.), indem er den ihm bekannten Zu⸗ 
ſtand unverändert beſtehen ließ. Daß ähnliche Ver⸗ 
hältniſſe auch in vielen anderen alten Häuſern A.s vor: 
handen ſind, entſchuldigt den Beklagten ebenſowenig 
wie der Umſtand, daß die Polizeibehörde bei einer 
Beſichtigung der Treppe keine Beanſtandungen erhob. 
Dieſe Umſtände können höchſtens eine mildere Beur— 
teilung des Verhaltens des Beklagten rechtfertigen. 
Auf den Grad ſeines Verſchuldens käme es aber nur 
dann an, wenn bei der Entſtehung des Schadens auch 
ein Verſchulden des Klägers mitgewirkt hätte (8 254 
BGB.); dafür fehlt jeder Anhaltspunkt. Es bedurfte 
keines Verſchuldens, um auf einer derart ſicherheits— 
gefährlichen Treppe zu fallen. Der Beklagte haftet 
daher im vollen Umfange fur den Schaden des Klägers, 
wenn der Unfall auf die von dem Beklagten zu ver— 
tretenden Mängel der Treppe zurückzuführen iſt. Seine 
Haftung wird auch nicht dadurch ausgeſchloſſen, daß 
der Kläger den Zuſtand der Treppe ſchon vor ſeinem 
Einzuge kannte. Unterſtellt man, daß zwiſchen dem 
Kläger und dem Beklagten ein Mietverhältnis beftand, 
ſo kann zwar der Kläger einen Erſatzanſpruch aus 
dem Vertragsverhältniſſe (8 538 BGB.) nicht geltend 
machen (5 531 88 B.), wenn er die Mängel der Treppe 
ſchon bei dem Ayſchluſſe des Mietvertrages kannte. 
Dagegen wird dadurch die aus der Verletzung der all— 
gemeinen Verkehrspflicht abgeleitete, jedem die Treppe 
Benützenden gegenüber begründete Deliktshaftung nicht 
ausgeſchloſſen, wie bereits der VI. 35. in einem Ur— 
teil vom 12. April 1911 Rep. VI I44½%0 (JW. 1911 
S. 510 Nr. 13) ausgeführt hat. Gegenüber der dem 
Beklagten zur Laſt fallenden ſchuldhaften Verletzung 
der allgemeinen Verkehrspflicht läßt ſich der Ausſchluß 
der Haftung hier auch nicht aus dem in der Regel 
nur für andere Falle verwendbaren Geſichtspunkt des 
Handelns auf eigene Gefahr rechtfertigen. (Urt. des 
III. 35. vom 1. Juli 1913, III 155, 1913). 
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III. 

1. Wann endiat die Friſt für die Neviſiensbegrös⸗ 
dung, wenn die RNeviſiensſriſt mit dem letzten Tage dei 
Monats Februar abgelaufen iſt ? 2. Muß ſich der Zei. 
fisnar einer Hypsthekſerderung von dem Schulduer eine 
von dieſem mit dem urſprünglichen Gläubiger getreſene 
Abmachung entgegenhalten laſſen, wonach die Forderung 
mit einer künftigen 5 des Schuldners ver⸗ 
rechnet werden ſoll? Aus den Gründen: 1. Tas 
Berufungsurteil iſt am 29. Januar 1913 zugeſtellt 
worden. Die Reviſionsfriſt (8 552 ZPO.) endigte da⸗ 
her gemäß § 222 Abſ. 1 3PO., 88 187 Abſ. I, 155 
Abſ. 2, 3 BGB. am 28. Februar. Nach 8 554 Abſ. 2 
ZPO. beginnt die einmonatige Friſt für die Reviſions⸗ 
begründung „mit dem Ablauf der Reviſionsfriſt“. Hier 
begann deshalb die Reviſionsbegründungsfriſt, da die 
Reviſionsfriſt am 28. Februar um Mitternacht abliei, 
mit dem Beginne des 1. März. Daraus folgt gemäß 
8 222 Abſ. 1 ZPO., SS 187 Abſ. 2, 188 Abſ. 2 808, 
daß die Reviſionsbegründungsfriſt endigte mit dem 
Ablaufe desjenigen Tages des vom 1. März ab laufenden 
letzten Monats, welcher dem Tage vorherging, der durch 
ſeine Zahl dem Anfangstage der Friſt entſprach, d. h. 
mit dem Ablaufe des dem wiederkehrenden Monats⸗ 
tage, hier dem 1. April, vorhergehenden Tages (val. 
Motive z. BGB. Bd. I S. 284), alfo mit dem Ablaufe 
des 31. März. Demnach iſt die am 29. März einge⸗ 
gangene ſchriftliche Reviſionsbegründung rechtzeitig 
eingereicht. . 

2. B. verkaufte vier Grundſtücke an die Klägerin 
für 19339 M; durch das „Generalabkommen? vom 
gleichen Tage verpflichtete er ſich, ihr innerhalb fünf 
Jahren Tapetenlieferungen und Tapeziererarbeiten 
im Betrage von insgeſamt 80000 M zu übertragen. 
Von dem Kauſpreiſe wurden 5000 M als durch Ber: 
rechnung getilgt erklärt. Zur Sicherung der Reſtkauf⸗ 
preisforderung von 14339 M, die hier in Streit iſt, 
wurde von der Klägerin die Hypothek beſtellt, welche 
B. ſodann an die Beklagte abgetreten hat. Dieſe 
Forderung ſtand dem B. gegen die Klägerin auf Grund 
des Kaufvertrages an ſich zu. Sie ſollte mit 4% ver⸗ 
zinſt und ſpäteſtens bis zum 1. April 1914 bezahlt 
werden; in beſtimmten Fällen ſollte fie auf Verlangen 
des Gläubigers ſchon vorher jederzeit ſofort fällig 
fein. Nach dem „Generalabkommen' ſollten allerdings 
auf die Forderung 10% der Preiſe der von der Klägerin 
auf Beſtellung des B. bewirkten Tapetenlieferungen 
und Tapeziererarbeiten jeweilig verrechnet werden. 
Aber dieſe Abrede war nicht, wie die Reviſion meint, 
geſetzlich unzuläſſig. Nach dem für das Recht der 
Schuldverhältniſſe geltenden Grundſatze der Vertrags⸗ 
freiheit können derartige Verrechnungen von Forderung 
und künftiger Gegenforderung rechtswirkſam im voraus 
vereinbart werden. Die Reviſion führt weiter aus, 
das Generalabkommen hätte dem Hypothekenbrief ein⸗ 
verleibt werden müſſen; da dies nicht geſchehen fei, 
die Klägerin aber ſich habe ſagen müſſen, daß der 
Hypothekenbrief zum Nachteil eines die Hypothek er 
werbenden Dritten mißbraucht werden könne, ſei der 
Tatbeſtand des §8 826 BGB. gegeben; die Klägerin 
handle gegen die guten Sitten, wenn ſie der Beklagten 
als Zeſſionarin das Generalabkommen entgegenhalte. 
von dem die Beklagte nach dem gewöhnlichen Verlauf 
der Dinge keine Kenntnis habe haben können. Das 
iſt unzutreffend. Ueber die Kaufpreisreſtforderung. die 
durch die Hypothek geſichert wurde, beſtimmte ledig⸗ 
lich der notarielle Kaufvertrag. Er allein war daher 
als Schuldurkunde mit dem Hypothekenbriefe zu ver 
binden. Das „Generalabkommen“ hatte nur eine br 
ſondere Vereinbarung über die allmähliche, teil weiſe 
Tilgung der Kaufpreisreſtforderung im Wege der Auſ— 
rechnung mit Gegenforderungen zum Gegenſtande, 
alſo nicht die Begründung der durch die Hypothek 
geſicherten Forderung, und deshalb war ſeine Aufnahme 
in den Hypothekenbrief nicht notwendig. Weil das 
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Abkommen nicht in den Hypothekenbrief aufgenommen 
war, konnten freilich der Beklagten als Zeſſionarin 
gemäß 88 1138, 992, 1140 BGB. bei Geltendmachung 
des dinglichen Hypothekenrechtes Einwendungen auf 
Grund des Abkommens von der Klägerin als der 
Grundſtückseigentümerin nicht entgegengehalten werden, 
wenn die Beklagte in gutem Glauben war. Dagegen 
befand ſich die Beklagte hinſichtlich der ſchuldrecht⸗ 
lichen Beziehungen gegenüber der Klägerin als der 
perſönlichen Schuldnerin der Kaufpreisforderung in 
keiner anderen Rechtslage als ſonſt ein Zeſſionar, dem 
eine, ſei es auch überhaupt nicht hypothekariſch ge⸗ 
ſicherte, Forderung abgetreten worden iſt, gegenüber 
dem Schuldner der Forderung: ebenſo wie dieſem ſein 
Schuldner kann ihr die Klägerin als ihre perſönliche 
Schuldnerin gemäß 8 404 BGB. die Einwendungen 
entgegenſetzen, die zur Zeit der Abtretung der Forde⸗ 
rung gegen den bisherigen Gläubiger begründet waren, 
auch wenn jene beim Erwerbe der Forderung von den 
Einwendungen keine Kenntnis gehabt hat. B. aller⸗ 
dings handelte gegenüber der Beklagten argliſtig, wenn 
er an ſie die Forderung nebſt der Hypothek als noch 
in voller Höhe beſtehend veräußerte und übertrug, 
wiewohl er wußte, daß für die Klägerin auf Grund 
des Generalabkommens die in Rede ſtehenden Ein⸗ 
wendungen gegen den Beſtand der Forderung begründet 
waren. Aber die Beklagte kann nicht deswegen der 
Klägerin einen Verſtoß gegen die guten Sitten oder 
eine unerlaubte Handlung vorwerfen, weil die Klägerin 
mit B. das Abkommen über Beſtellung von Tapeten⸗ 
lieferungen und Tapeziererarbeiten und die teilweiſe 
Anrechnung der Preiſe auf die Kaufpreisforderung des 
B. getroffen hat. Sie muß ſich wegen des argliſtigen 
Verhaltens ihres Zedenten B. an dieſen halten. (Urt. 
des V. ZS. vom 21. Juni 1913, V 90/1913). E. 
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IV. 


Welche Rechte hat der Gewalthaber des Erben gegen: 
über dem Teſtamentsvollſtrecker zur Verwirklichung ſeines 
geſetzlichen Nutznieſzungsrechtes? Wie verhält es ſich 
damit, wenn die Verwaltung des Erbteils dem Gewalt⸗ 
haber von dem Erblaſſer entzogen iſt? Aus den 
Gründen: Das Oberlandesgericht hat die auf das 
väterliche Nutznießungsrecht geſtützte Klage gegen den 
Teſtamentsvollſtrecker abgewieſen, weil der Kläger nicht 
Nachlaßgläubiger ſei und deshalb die Klage nicht gegen 
den Teſtamentsvollſtrecker richten könne. Dieſe Be⸗ 
gründung iſt rechtlich nicht haltbar. Nach § 2214 BGB. 
können allerdings Gläubiger des Erben, die nicht zu 
den Nachlaßgläubigern gehören (vgl. 8 1967 Abſ. 2), 
ſich nicht an die der Verwaltung des Teſtamentsvoll⸗ 
ſtreckers unterliegenden Nachlaßgegenſtände halten. 
Der in der Verwaltung des Teſtamentsvollſtreckers be⸗ 
findliche Nachlaß haftet nur den Nachlaßgläubigern, 
nicht den Privatgläubigern des Erben. Letztere haben 
nur einen perſönlichen Anſpruch gegen den Erben und 
können nur von dieſem Befriedigung fordern, wobei 
dahingeſtellt bleiben kann, wie weit ſie durch Pfändung 
des dem Erben gegen den Teſtamentsvollſtrecker zu⸗ 
ſtehenden Anſpruchs auf künftige Aushändigung des 
Erbteils ſich eine von dem Teſtamentsvollſtrecker zu 
berückſichtigende Sicherung verſchaffen können. Durch 
8 2214 wird aber nicht betroffen, wer ein dingliches 
Recht an den Erbſchaftsgegenſtänden hat, das vermöge 
ſeiner rechtlichen Natur gegen Beeinträchtigung durch 
einen jeden Dritten geſchützt iſt und deshalb auch einen 
unmittelbaren Anſpruch gegen den Teſtamentsvollſtrecker 
gibt. Zu den „Gläubigern“ i. S. des $ 2214 können 
dieſe Berechtigten nicht gezählt werden, wie auch ihre 
Rechtsſtellung von derjenigen der Nachlaßgläubiger in 
grundſätzlichen Beziehungen verſchieden iſt (vgl die Vor— 
ſchriften über Aufgebot der Nachlaßgläubiger SS 1970ff. 
und über Haftung des Erben für Nachlaßverbindlich— 
keiten 88 1975 ff.). Ebenſo kann auch der Gewalthaber 
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des Erben wegen feines geſetzlichen Nutznießungsrechts 
nicht bloß auf einen Anſpruch gegen den Erben ver⸗ 
wieſen werden. In dem Umfang feines Nutznießungs⸗ 
rechts hat er vielmehr in gleicher Weiſe wie der Erbe 
einen unmittelbaren Anſpruch gegen den Teſtaments⸗ 
vollſtrecker. Mit dem Anfall der Erbſchaft an den 
Erben fällt zugleich kraft Geſetzes dem Gewalthaber 
das Nutznießungsrecht an der Erbſchaft zu, das er als 
ſelbſtändiges Recht gegen jeden Dritten geltend machen 
kann und das als dingliches Recht in RGZ. 75, 162 
anerkannt wird. Hieraus folgt, daß er die Wahr⸗ 
nehmung ſeiner Rechte gegen den Teſtamentsvollſtrecker 
nicht dem Erben zu überlaſſen braucht, ſondern die 
hieraus hervorgehenden Anſprüche ſelbſt gegen den 
Teſtamentsvollſtrecker erheben kann. Sofern eine Aus⸗ 
einanderſetzung der Miterben ſtattgefunden hat, kann 
er von dem Teſtamentsvollſtrecker verlangen, daß die 
auf den Erbteil entfallenen Gegenſtände ihm ſelbſt als 
Nutznießungsberechtigten überlaſſen werden, und, ſofern 
der Teſtamentsvollſtrecker die ihm obliegende Aus⸗ 
einanderſetzung (§ 2204) noch nicht bewirkt hat, kann 
er gegen ihn im Intereſſe ſeines Nutznießungsrechts 
den Anſpruch erheben, daß die Auseinanderſetzung vor⸗ 
genommen werde. Desgleichen kann er verlangen, daß 
der Teſtamentsvollſtrecker ihm den jährlichen Reinertrag 
ausantworte (vgl. $ 2218 Abſ. 2 BGB.), ſoweit er auf 
den Anteil des in ſeiner elterlichen Gewalt befindlichen 
Miterben fällt, und er iſt nicht gehindert, den Klage⸗ 
antrag auf Auszahlung desjenigen Betrags zu richten, 
welcher bei richtiger Verteilung dem Miterben zukäme. 
Eine ſolche Klage iſt hier von dem Kläger als Nutz⸗ 
nießungsberechtigten an den Erbteilen ſeiner Kinder 
gegen den Teſtamentsvollſtrecker erhoben. Die Zu⸗ 
läſſigkeit dieſer Klage iſt an ſich nicht zu beanſtanden. 
Hier iſt aber weiter zu unterſuchen, wieweit nach dem 
Teſtament des N. die Befugniſſe des Klägers als Nutz⸗ 
nießungsberechtigten hinſichtlich des Erbteils ſeiner 
Kinder gehen. Dem Erblaſſer ſtand es frei, den Kindern 
des Klägers das ihnen hinterlaſſene Erbe als freies Ver⸗ 
mögen unter Ausſchließung der Nutznießung des Klägers 
zu zuwenden (8 1651 Nr. 2 BGB.). Eine ſolche Beſtimmung 
hat der Erblaſſer nicht getroffen. Er hat ſich in dem Te⸗ 
ſtamentsnachtrage darauf beſchränkt, dem Kläger die Be⸗ 
rechtigung zur Verwaltung des Vermögens der Erben zu 
entziehen. Im Einklang hiermit iſt bereits im Teſtament 
die Beſtellung eines Vormundes oder Pflegers zur Ver⸗ 
waltung des an die Kinder des Klägers vererbten Vermö⸗ 
gens angeordnet. Es liegt hiernach der Fall des $ 1656 
Abſ. 1 BGB. vor. Da dem Kläger die Verwaltung 
des ſeiner Nutznießung unterliegenden Vermögens nicht 
zuſteht, kann er die Nutznießung nicht ausüben. Sein 
Recht iſt darauf beſchränkt, daß er die Herausgabe der 
Nutzungen verlangen kann, ſoweit nicht ihre Verwen⸗ 
dung zur ordnungsmäßigen Verwaltung des Vermögens 
und zur Beſtreitung der Laſten der Nutznießung er⸗ 
forderlich iſt. In Frage kommt, ob dieſer Anſpruch 
auf Herausgabe gegen den Teſtamentsvollſtrecker oder 
den für die minderjährigen Kinder beſtellten Pfleger 
zu richten iſt. Das OLG. hat ſich dafür entſchieden, 
daß der Anſpruch nur gegen den Pfleger geltend ge⸗ 
macht werden kann. Dem iſt beizutreten. Die Richtigkeit 
der Anſicht des OLG. ergibt ſich ſchon daraus, daß 
der Kläger nach dem Geſetze nur einen Anſpruch auf 
Herausgabe der Nutzungen hat, die nach Abzug der 
Laſten der Nutznießung verbleiben, wozu namentlich 
öffentliche Abgaben und Prozeßkoſten gehören (val. 
Kommentar von RER. Anm. 1 und 3 zu $ 1654 BGB.). 
Mit dieſen Laſten hat aber der Teſtamentsvollſtrecker 
nichts zu tun, der nur den Nachlaß in feiner Gefamt- 
heit zu verwalten hat. Die Beſtreitung dieſer Laſten 
iſt Sache des mit der Verwaltung des Erbes der Kinder 
betrauten Pflegers und dieſen trifft die Verpflichtung 
zur Herausgabe der Nutzungen an den Kläger. Daß 
die Nutzungen durch Vermittelung des Pflegers an den 
Kläger herausgegeben werden, erſcheint hier nicht als 
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eine zweckloſe Formſache, wie in RG. 75, 161 für den 
damals entſchiedenen Fall angenommen iſt. Der Pfleger 
erhält auf dieſe Weiſe, was wegen des Umfangs der 
Vermögensverwaltung und wegen der Abrechnung mit 
dem ſtillen Geſellſchafter von beſonderer Bedeutung iſt, 
die Möglichkeit, eine Aufſicht darüber auszuüben, daß 
die Nutzungen richtig berechnet ſind und nicht etwa an 
den Kläger zum Nachteil der Pfleglinge zu hohe Be⸗ 
träge ausgezahlt werden. Mit Recht weiſt ferner das 
OLG. darauf hin, daß nach dem von dem Erblaſſer 
in dem Teſtament ausgeſprochenen Wunſche das Ein⸗ 
kommen der Kinder vornehmlich zu einer hervorragenden 
künſtleriſchen Erziehung und Ausbildung verwendet 
werden ſoll. Um dem Pfleger einen entſprechenden 
Einfluß auf die Verwendung des Geldes zu ſichern, iſt 
es auch aus dieſem Grunde durchaus zweckmäßig und 
im Sinne der Beſtimmungen des Erblaſſers liegend, 
daß der Kläger die ihm zukommenden Nutzungen nicht 
unmittelbar vom Teſtamentsvollſtrecker erhält. (Urt. 
des IV. 38S. vom 12. April 1913, IV 678/1912). E. 
3068 


Oberſtes Landesgericht. 
Strafſachen. 


Strafen können gegen Mitglieder einer geſetzgebenden 
Berſammlung ohne Rüdficht anf dieſe Sigenſchaft voll⸗ 
ſtreckt werden; was verſteht man unter Berſammlung 
und Bertagung des Landtags?!) Die Strafkammer 
erklärte die Vollſtreckung der gegen einen bayeriſchen 
Landtagsabgeordneten erkannten Strafe für zuläſſig. 
Sie ging davon aus, daß das Geſetz vom 6. Juli 1908 
auf die Vollſtreckung rechtskräftig erkannter Strafen 
nicht anzuwenden ſei und daß es nur während der 
Verſammlung des Landtags in ordentlicher oder außer⸗ 
ordentlicher Tagung wirkſam iſt. Die Beſchwerde wurde 
verworfen. 

Aus den Gründen: Die Strafverfolgung 
endet mit der Rechtskraft des Urteils; von da an be⸗ 
ginnt die Strafvollſtreckung. Strafverfolgung und 
Strafvollſtreckung ſind verſchiedene Abſchnitte des Straf⸗ 
verfahrens. Dieſe Scheidung iſt ſowohl im StGB. 
als in der StPO. ſtreng durchgeführt; die StPO. hat 
denn auch wie für die Strafverfolgung, ſo auch für 
die Strafvollſtreckung beſondere Vorſchriften über das 
Verfahren erlaſſen. Es iſt deshalb die Annahme aus⸗ 
geſchloſſen, daß in dem Wort und Begriffe „Straf 
verfolgung“ die „Strafvollſtreckung“ inbegriffen iſt. 
In der Sitzung des Reichstags vom 16. Dez. 1874 
wurde beantragt, dem Abſ. 3 Art. 31 RV. folgende 
Faſſung zu geben: „Auf Verlangen des Reichstags 
wird jedes Strafverfahren ſowie jede Strafvollſtreckung 
gegen ein Mitglied desſelben und jede Unterſuchungs⸗ 
oder Zivil haft für die Dauer der Sitzungsperiode aufs 
gehoben.“ Der Antrag wurde abgelehnt, ebenſo 
der Antrag des Abgeordneten Hoffmann, den Art. 31 
Abſ. 1 RV. dahin abzuändern: „Ohne Genehmigung 
des Reichstags kann kein Mitglied desſelben während 
der Sitzungsperiode verhaftet oder wegen einer mit 
Strafe bedrohten Handlung zur Unterſuchung gezogen 
werden. Ausgenommen iſt allein die Verhaftung eines 
Mitgliedes, welches bei Ausübung der Tat oder im 
Laufe des nächſtfolgenden Tages ergriffen wird“, und 
der Antrag des Abgeordneten Bebel: „Ohne Genehmi— 
gung des Reichstags kann kein Mitglied desſelben 
während der Sitzungsperiode verhaftet oder in Straf— 
haft gehalten oder wegen einer mit Strafe bedrohten 
Handlung zur Unterſuchung gezogen werden. Aus— 
genommen iſt allein die Verhaftung eines Mitgliedes, 
welches bei Ausuͤbung der Tat ergriffen wird; doch 


1) Bal. dleſe Zeitſchrift 1909 S. 295, 1910 S. 395, 1911 S. 322. 
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iſt in dieſem Falle ohne Verzug dem Reichstage Kennt: 
nis zu geben und ſeine Genehmigung einzuholen.“ 
Aus den 5 des Reichstags geht deutlich 
hervor, daß der Art. 31 RB. nur die Strafverfolgung 
und die mit Bezug auf fie zu verhängende Unter 
ſuchungshaft, dagegen nicht die Strafvollſtreckung be⸗ 
trifft. Daraus ergibt ſich die ſcharfe Scheidung zwiſchen 
Strafverfolgung und Strafvollſtreckung und die Tat⸗ 
ſache, daß der Vollſtreckung einer gegen ein Mitglied 
des Reichstags rechtskräftig erkannten Strafe deſſen 
Eigenſchaft als Mitglied des Reichstags nicht hindernd 
im Wege ſteht (Laband, Das Staatsrecht des deutſchen 
Reiches, 5. Aufl. 1. Bd. S. 357 ff.). 

86 Abſ. 1 Nr. 1 EES:PO. bezieht ſich nach dem 
klaren Wortlaut ausſchließlich auf die Strafverfolgung. 
Bei der Beratung dieſes Geſetzes in der Kommiſſion 
vom 29. Juni 1876 (Prot. 3. Teil S. 1109 ff.) bean⸗ 
tragte der Abgeordnete Bernards, daß in 8 6 folgende 
Beſtimmung aufgenommen werde: „Während der 
Sitzungsperiode einer geſetzgebenden Verſammlung det 
Reiches oder eines Bundesſtaates dürfen 5 
an einem Mitgliede desſelben nur mit vorheriger Ge 
nehmigung der betreffenden Körperſchaft vollſtreckt 
werden. Auf Verlangen der genannten Verſammlungen 
wird jede vor ihrer Zuſammenberufung angefangene 
Strafvollſtreckung der bezeichneten Art für die Dauer 
der Sitzungsperiode aufgehoben.“ Der Antrag wurde 
abgelehnt. Damit iſt ausgeſprochen worden, daß der 
8 6 Abſ. 1 Nr. 2 ESS:IPO. die Strafvollſtreckung nicht 
berührt. Die zeitlich beſchränkte Zuläſſigkeit der Strai- 
N als Folge der Beſtimmung des Art. 31 Ns. 
trug die Gefahr der Verjährung in ſich. Da das 
Reichsgericht die Auffaſſung vertrat, daß durch die 
zugunſten der Mitglieder des Reichstags nach dem 
Art. 31 getroffene Annahme die Verjährung der Straf: 
verfolgung nicht gehemmt wird, wurde das R. v. 
26. März 1893 erlaſſen, das als 1. Satz in dem 8 69 
StB. Aufnahme fand; dieſer lautet: „Die Ber: 
jährung ruht während der Zeit, in welcher auf rund 
geſetzlicher Vorſchrift die Strafverfolgung nicht be⸗ 
gonnen oder fortgeſetzt werden kann.“ Der 8 6 
Satz 1 trifft infolge ſeiner allgemeinen Faſſung nicht 
bloß die Fälle des Art. 31 R., ſondern auch die Falle, 
in denen auf Grund landesgeſetzlicher in dem 8 6 
EG StPO. ausdrücklich aufrecht erhaltener Beſtim⸗ 
mungen ähnlichen Inhalts wider Mitglieder der Landes⸗ 
vertretungen zeitweiſe nicht ſtrafrechtlich verfahren 
werden darf (Olshauſen Anm. 1, e, & und Oppenhof 
Anm. 2, a zu 869 St.). In den Vorſchriften des 
StGB. über die Verjährung der Strafvollſtreckung 
(8 70) findet ſich keine dem 8 69 Satz 1 gleiche oder 
ähnliche Beſtimmung; es wurde vielmehr bei der Be⸗ 
ratung des Gef. vom 26. März 1893 neuerdings wieder⸗ 
holt hervorgehoben, daß die Mitglieder einer geſes⸗ 
gebenden Verſammlung in Strafhaft genommen werden 
können. Sonach treten auch nach dem Geſ. v. 26. März 
1893 der Unterſchied zwiſchen Strafverfolgung und 
Strafvollſtreckung und die Tatſache hervor, daß die 
Strafvollſtreckung gegen ein Mitglied einer geſetz⸗ 
gebenden Verſammlung von keinen anderen Bedin- 
gungen und Vorausſetzungen abhängt als von denen 
der StPO. Nach alledem ergibt ſich aus 8 6 Adſ. 2 
Nr. 1 CG StPO., daß landesrechtlich keine Beſtimmungen 
getroffen werden können, welche die Vollſtreckung der 
gegen Mitglieder einer geſetzgebenden Verſammlung 
rechtskräftig erkannten Strafen beſchraͤnken (ſ. John, 
EBD. Bd. 1 S. 110, RGSt. 33, 180). Die Folae 
iſt, daß auch nach dem bayeriſchen Geſ. v. 6. Juli 188 
die Strafvollſtreckung gegen die Mitglieder des Land- 
tags nicht gehindert werden kann, und zwar ſelbſt 
dann nicht, wenn man die Satzwendung, „daß eine 
Haftung nicht vollzogen werden kann“, auf die Stra’ 
haft ausdehnen wollte. 

Bei dieſer Rechtslage könnte uneröͤrtert bleiben. 
was das Geſetz „unter Verſammlung des Landtags“ 
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verſteht. Allein das LG. hat auch dieſe Frage be⸗ 
handelt. Das Geſ. v. 6. Juli 1908 bezweckte die An⸗ 
paſſung der Beſtimmungen des Tit. VII § 26 Vu. an 
Art. 31 RB. und dadurch eine Erweiterung der Rechte 
der Mitglieder des Landtags. Art. 31 hat denn auch 
als Grundlage für das Geſ. v. 6. Juli 1908 gedient. 
Während jedoch Art. 31 von „während der Sitzungs⸗ 
periode“ ſpricht, enthält das bayeriſche Geſetz die 
Faſſung: „während der Verſammlung in ordentlicher 
und außerordentlicher Tagung“. Das Reichsgericht legte 
den Ausdruck „Sitzungsperiode“ dahin aus, daß ſie 
den Zeitraum von der Eröffnung bis zur Schließung 
des Reichstags, insbeſondere auch den Zeitraum um⸗ 
faßt, während deſſen der Reichstag vertagt iſt. Wäre 
der Ausdruck „Sitzungsperiode“ in das bayeriſche Ge⸗ 
ſetz übernommen worden, ſo könnte an der Auffaſſung 
des Reichsgerichts nicht achtlos vorübergegangen werden; 
immerhin aber wäre die Frage zu prüfen, ob der Ans 
ſchauung des Reichsgerichts beigepflichtet werden könnte. 
Durch das Geſ. vom 6. Juli 1908 hat 8 26 des Tit. VII 
ZU. eine andere Faſſung erhalten. Der Grundgedanke 
der Verfaſſungsbeſtimmung wurde mithin aufrechter⸗ 
halten. Der Ausdruck in 8 26 des Tit. II „während 
der Dauer der Sitzungen“ bewegt ſich in der Mehr⸗ 
zahl; er kann nur in dem Sinn aufgefaßt werden, 
daß er die einzelnen Sitzungsabſchnitte innerhalb des 
Zeitraums im Auge hat, die zwiſchen der Eröffnung 
und der Schließung des Landtags liegen; mit anderen 
Worten: Solange die einzelnen Sitzungsabſchnitte 
dauern, ſolange wird die Verfaſſungsbeſtimmung an⸗ 
gewendet; ſind die einzelnen Sitzungsabſchnitte zu 
Ende, d. h. wird der Landtag vertagt, dann finden 
bis zur Wiedereinberufung keine Sitzungen ſtatt; der 
en hat während der Zeit der Vertagung keine Kraft. 
ichts anderes beſagt das Geſ. v. 6. Juli 1908; die 
Ausdrucksweiſe iſt nur deutlicher und beſtimmter. Die 
Worte: „während der Verſammlung des Landtags in 
ordentlicher und außerordentlicher Tagung“, „bei Be⸗ 
ginn der Tagung“, können nach dem gewöhnlichen 
Sprachgebrauche nur dahin verſtanden werden, daß 
die Mitglieder des Landtags verſammelt ſind, um zu 
tagen, d. h. um die Geſchäfte zu erledigen. Tagt der 
Landtag nicht, d. i. ſind deſſen Mitglieder nicht ver⸗ 
ſammelt, weil er vertagt iſt, dann kann von einer 
Tagung und damit auch von einer Verſammlung des 
Landtags keine Rede ſein. Dieſe eff unh iſt in dem 
Geſetze ſelbſt in einer jeden Zweifel ausſchließenden 
Weiſe ausgedrückt. Das Gef. ſpricht im Abſ. 2 von 
„während der Verſammlung des Landtags in ordent⸗ 
licher oder außerordentlicher Tagung“, im Abſ. 3 
davon, daß „dieſe Vorſchriften (im Abſ. 2) auf die 
Mitglieder eines bei nicht verſammeltem Landtag 
einberufenen beſonderen Ausſchuſſes für die Dauer 
ſeiner Tagung mit der Maßgabe entſprechende An⸗ 
wendung finden, daß die erforderliche Einwilligung 
oder das Verlangen an Stelle der betreffenden Kammer 
dem Ausſchuſſe zuſteht“. Darnach unterſcheidet das 
Geſetz zwiſchen dem verſammelten und nicht verſam⸗ 
melten Landtage. | 
Wäre die Anſchauung richtig, daß ohne Rückſicht 
auf Vertagungen Verſammlung des Landtags i. S. 
des Geſ. v. 6. Juli 1908 der Zeitraum zwiſchen der 
Eröffnung und der Schließung des Landtags iſt 
(Schiedermair, Die ſtrafrechtlichen Nebengeſetze Bayerns 
S. 57, Bay ZfR. 1909 S. 295), fo wäre Abſ. 3 des Geſ. 
ebenſo überflüſſig als widerſinnig; würden ſich nämlich 
die Vorſchriften im Abſ. 2 auf den ganzen bezeichneten 
Zeitraum beziehen, ſo müßten die Mitglieder des Land⸗ 
tags während dieſes ganzen Zeitraums in dem Ge⸗ 
nuſſe der ihnen durch die Beſtimmungen des Abſ. 2 
Be mübrteifteten Rechte bleiben und es hätte nicht der 
chutzbeſtimmung des Abſ. 3 bedurft. Das Geſetz 
ſagt demnach deutlich: Der Landtag gilt als ver⸗ 
ſammelt, wenn und ſolange deſſen Mitglieder zur ge— 
meinſchaftlichen Beratung und Beſchlußfaſſung am 
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Sitze des Landtags anweſend ſind, d. h. tagen; iſt dies 
nicht der Fall, dann iſt der Landtag nicht verſammelt; 
dieſer Zuſtand tritt ein, wenn der Landtag vertagt, 
d. i. wenn ausgeſprochen wird, daß die Tätigkeit ſeiner 
Mitglieder bis zur Wiedereinberufung nicht in Ans 
ſpruch genommen wird. (Beſchl. v. 24. Juni 1913, 
Beſchw.⸗Reg. Nr. 446/1913). Ed. 
8097 | 


Oberlandesgericht Nürnberg. 


Grundſatz der mündlichen Berhandlung und des 
rechtlichen Sehsrs über neue Geſi tspunkte für die Ent. 
ſcheidung; Berückſichtiaung des mitwirkenden Verſchul⸗ 
dens (48 128, 136 ff., 139, 286, 539 3p O.; 5 254 B.). 
Aus den Gründen: Das LG. weiſt die Klage auf 
Schadenserſatz wegen Verzögerung der Warenlieferung 
ausſchließlich mit der Feſtſtellung ab, der Kläger habe 
durch die Unterlaſſung der ihm möglichen anderen 
Deckung den von ihm behaupteten Gewinnentgang vor⸗ 
wiegend ſelbſt verſchuldet und ſei daher nach 8 254 II 
BG. zum Schadenserſatzanſpruch nicht berechtigt. Die 
Parteien ſind darüber einig, daß ſich auf dieſen Geſichts⸗ 
punkt die Verhandlung des erſten Rechtszugs gar nicht 
erſtreckt hatte; das ergibt ſich auch aus dem angefoch⸗ 
tenen Urteile, deſſen Gründe den einſchlägigen Sach⸗ 
verhalt im Tatbeſtand nicht erwähnen und von der 
Deckungsmöglichkeit nur deshalb ausgehen, weil das 
Gegenteil nicht erſichtlich und vom Kläger auch nicht 
behauptet ſei. Durch dieſes Verfahren läßt ſich die 
Entſcheidung nicht rechtfertigen. Mag auch das Gericht 
zur Anwendung der Grundſaͤtze des 8 254 BGB. be⸗ 
fugt geweſen ſein, ohne eine „Einrede“ des Beklagten 
abwarten zu müſſen, ſo ſetzte doch die Anwendung 
jener Grundſätze zunächſt die Geltendmachung der maß⸗ 
gebenden Tatſachen durch den Beklagten und namentlich 
auch die vorherige Anhörung des Klägers hierüber 
voraus, der mangels einer Einwendung des Beklagten 
aus 8 254 BGB. zur Aeußerung über die Deckungs⸗ 
möglichkeit zunächſt gar keinen Anlaß hatte. Gerade in 
ſolchen Fällen der unerwarteten Betonung eines neuen 
tatſächlichen Geſichtspunkts erfordert es der das Vers 
fahren beherrſchende Jrundſatz der mündlichen Ver⸗ 
handlung und des beiderſeitigen rechtlichen Gehörs, 
dem Gegner förmlich Gelegenheit zur tatſächlichen Dar⸗ 
legung über den neuen Geſichtspunkt zu geben. (88 128, 
136 ff. ZPO.; Recht 1913 Beil. Nr. 370.) Das Gericht 
war berechtigt und verpflichtet, durch Fragen darauf 
hinzuwirken, daß alle für die Feſtſtellung des Sach⸗ 
verhältniſſes erheblichen Erklärungen abgegeben werden; 
wäre dies geſchehen, ſo hatte die für jede Entſcheidung 
erforderliche mündliche Verhandlung ergeben, daß die 
Parteien ſelbſt die Deckungsmöglichkeit gar nicht dar⸗ 
legen können. (8$ 139, 286 ZPO.) Es wäre nicht zu 
der angefochtenen zen gekommen, ſondern es 
wären die übrigen Geſichtspunkte zu würdigen geweſen. 
Infolge des Verſtoßes gegen die erwähnten Grund⸗ 
ſätze leidet das Verfahren 1. Inſtanz an einem weſent⸗ 
lichen Mangel i. S. des $ 539 ZPO. (Urt. des II. 38S. 
vom 9. Juni 1913, L. 369/12). —r. 

3031 


Oberlandesgericht Augsburg. 


Wegennterhaltungspflicht. Haftung einer Orts. 
emeinde für die Unterhaltung einer Straßenſtrecke inner: 
hab einer Ortſchaft, die ein Berbindungsglied einer 
iſtriktsſtraße iſt und ſelbſt die Eigenſchaft einer Diſtrikts⸗ 
ſtraße beſitzt. Uebertragung der Unterhaltung einer 
ſolchen „Ortstraverſe“ durch die Diſtriktsgemeinde als 
„Präzipnalleiſtung“ an die Ortsgemeinde. Haftung einer 
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Ortsgem einde; Verſchulden ihrer verfaſſungsmäßigen 
Vertreter; Aufſichts pflicht. (888. 88 823, 31, 89; 
GemO. Art. 38; DiſtRG. Art. 32). Der Kläger fuhr 
mit dem Poſtomnibus von Sch. nach F. Als der 
Omnibus bei Dunkelheit durch die Ortſchaft Bu. fuhr, 
ſtürzte er infolge einer Bereifung der Straßenfläche um, 
wobei der Kläger verletzt wurde. Die Kur⸗ und Ver⸗ 
pflegungskoſten wurden ihm gemäß § 84 PoſtO. vom 
Fiskus erſetzt. Wegen der weiteren Folgen nahm er 
die Gemeinde Bu. in Anſpruch. Die Klage wurde vom 
LG. abgewieſen; das OLG. gab ihr ſtatt. 


Aus den Gründen: Die verklagte Gemeinde 
war verpflichtet, die Straße in gutem, verkehrsſicherem 
uſtande zu erhalten. Die ſog. „Ortstraverſe“, auf der 
ich der Unfall ereignete, iſt allerdings nicht eine ſelb⸗ 
ſtändige Ortsſtraße, deren Unterhaltung nach Art. 38 
GemO. Aufgabe der Gemeinde wäre. Dieſe Ortstraverſe, 
d. h. die Straßenſtrecke innerhalb der Ortſchaft Bu. iſt 
ein Verbindungsglied der Diſtriktsſtraße D. — Bu. R. 
und beſitzt ſelbſt die Eigenſchaft einer Diſtriktsſtraße. 
Schon ſeit dem Jahre 1852 hat die Diſtriktsgemeinde 
Sch. bezüglich dieſer Ortstraverſe mit Regierungsgeneh⸗ 
migung Weiſungen und Bekanntmachungen an die Ge⸗ 
meinde Bu. erlaſſen, ſo daß, wenn auch nicht eine aus⸗ 
drückliche, ſo doch eine ſtillſchweigende Uebernahme der 
Ortstraverſe auf den Diſtrikt angenommen werden muß 
(Kahr, Gem O. Bd. I S. 384). Die Unterhaltung der 
Ortstraverſe liegt alſo an und für ſich dem Diſtrikt ob. 
Der Diſtrikt hat jedoch von der Befugnis im Art. 32 
DIENG. Gebrauch gemacht und alljährlich die Unter⸗ 
haltung der Ortstraverſe der Gemeinde Bu. als „Präzi⸗ 
pualleiſtung“ überbürdet; fo wurde auch für das Jahr, 
in welchem der Unfall geſchah, durch einen von der 
Regierung genehmigten Beſchluß des Diſtriktsrates an⸗ 
geordnet, daß die Gemeinden die Diſtriktsſtraßenſtrecken 
innerhalb der Ortſchaften mit Ausnahme der hier nicht 
in Betracht kommenden Brücken und Durchläſſe zu unter⸗ 
halten haben. Dadurch, daß der Diſtrikt der Gemeinde 
die Unterhaltungspflicht überbürdet hat, iſt die Ge⸗ 
meinde auch der Oeffentlichkeit, Dritten gegenüber ver⸗ 
pflichtet, die Wege in verkehrsſicheren Zuſtand zu bringen 
und darin zu erhalten, m. a. W.: der Diſtriktsrat hat die 
Unterhaltungspflicht auf die Ortsgemeinde abgewälzt. 
Dieſer Rechtsanſchauung ſtehen die Ausführungen in der 
Entſcheidung des VGH. Bd. 31 S. 109 nicht entgegen; 
dieſe Entſcheidung beſchränkt ſich auf die Feſtſtellung, ob 
ein Bürgermeiſter, dem bei ſolchen Präzipualleiſtungen 
der Gemeinden ein Verſchulden zur Laſt gelegt wird, 
ſich etwa einer Ueberſchreitung ſeiner Amtsbefugniſſe 
oder der Unterlaſſung einer Amtshandlung ſchuldig 
gemacht hat, m. a. W.: ob die Tätigkeit, die dem Bürger— 
meiſter für die Gemeinde zum Vollzuge der Präzipual— 
leiſtungen obliegt, Ausübung „öffentlicher Gewalt' iſt 
oder nicht. Der VGH. hat dann entſchieden, daß dies 
nicht der Fall iſt, daß die Aufgabe des Bürgermeiſters 
ſich in den Fällen der Vorausleiſtungen vielmehr auf 
wirtſchaftlichem Gebiete bewegt, daß die Uebertragung 
der Präzipualleiſtungen an die Gemeinden nur eine 
Laſtenverteilung bezielt und keinerlei Uebertragung 
öffentlicher Gewalt bewirkt, daß die ortspolizeiliche 
Gewalt ſich nicht auf die Diſtriktsſtraße erſtreckt, daß 
vielmehr die Verpflichtung zur Fürſorge für die Diſtrikts— 
ſtraßen, d. i. die Veranlaſſung polizeilicher Maßnahmen 
dem Diſtrikte verblieben iſt. In der Entſcheidung des 
VGH. iſt zudem beſonders ausgeführt, daß die Frage, 
welche öffentliche Körperſchaft für den Schaden in An— 
ſpruch zu nehmen fei, dem Zivilrichter vorbehalten 
werden müſſe. Die gegenwärtige Klage ſtützt ſich auch 
nicht auf eine Verantwortlichleit der Gemeinde fur 
Akte der Amtsausübung ihrer Beamten, ſondern auf 
eine unmittelbare Haftung der Gemeinde aus einem 
ſie als juriſtiſche Perſon verpflichtenden privatrecht— 
lichen Schuldgrund, nämlich auf die Verletzung einer 
Verpflichtung. Durch die Ueberbürdung der Wege— 
unterhaltungspflicht wurde die Gemeinde fuͤr den ver— 
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kehrsſicheren Zuſtand der Straße verantwortlich. Sie 
hatte in bezug auf die Ortstraverſe die Verpflichtung 
zur Anwendung der im Verkehre erforderlichen Sorg⸗ 
falt. Die Verletzung einer obſchon im öffentlichrecht⸗ 
lichen Rechte wurzelnden Unterhaltungspflicht begründet 
eine privatrechtliche Haftung, wenn hiebei die im Ber» 
kehre erforderliche Sorgfalt außer acht gelaſſen und 
ein Menſch am Körper verletzt wird. Bei der Er⸗ 
füllung der Wegeunterhaltungspflicht handelt es ſich, 
auch wenn ſie ausſchließlich auf Normen des öffentlichen 
Rechtes beruht, nicht um Ausübung der öffentlichen 
Gewalt; die Haftung der öffentlichrechtlichen Korpora⸗ 
tion bei ſchuldhafter Nichterfüllung dieſer Pflicht in 
daher nur nach den allgemeinen Vorſchriften in 88 31, 
89, 823 BGB. zu beurteilen. 

Um eine Haftbarkeit der Gemeinde annehmen zu 
können, iſt zu prüfen, ob die verfaſſungsmäßigen Ver⸗ 
treter der Gemeinde an der Nichtbeſeitigung des Mangelt 
der Straße eine Schuld trifft. Das OL. hat dieſe 
Frage bejaht. Allerdings hat der Kläger den Ver⸗ 
treter der Gemeinde nicht benannt, dem eine Fflicht⸗ 
verletzung zur Laſt fällt, die Angabe iſt aber entbehr⸗ 
lich. Denn da der durch die Eisplatte hervorgerufene 
gefährliche Zuſtand der Straße lange und offenſichtlich 
beſtanden hat, iſt die Annahme begründet, daß der 
Bürgermeiſter oder der Vertreter, der an feiner Stelle 
mit der Beaufſichtigung der Straße betraut war, Kennt⸗ 
nis von dem gefährlichen Zuſtand der Straße hätte 
haben ſollen (JW. 1904 S. 88). Für dieſen lang an⸗ 
dauernden fehlerhaften Zuſtand der Straße iſt die Ge⸗ 
meinde verantwortlich, mögen ihre verfaſſungsmäßigen 
Vertreter von dem Vorhandenſein der Eisplatte Kennt⸗ 
nis 1 haben oder nicht. Die Pflichten der Ver⸗ 
treter der Gemeinde beſtehen nicht bloß in dem Aus 
beſſern entdeckter Mängel, ſondern auch in einer all⸗ 
gemeinen Pflicht der Aufſicht. Durch die lange Dauer 
des gefahrvollen Zuſtandes iſt die Annahme gerecht⸗ 
fertigt, daß die verfaſſungsmäßigen Vertreter der Ger 
meinde ihre Pflicht zur Aufſicht nicht gehörig erfüllt 
haben (vgl. Komm. d. NER. § 31 Anm. 4; 8 823 
Anm. 6e: Seuff A. Bd. 49 S. 138). (Urt. v. 2. April 1913, 
L 113/11). H. 
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Können ſich bei der Beſchlagnahme zur Zwangk 
verwaltung die Beteiligten dahin einigen, daß bei der 
Verteilung der Ueberſchüſſe entgegen der geſetzlichen 
Ordnung anch am Berfahren nichtbeteiligte Gläubiger 
berudfichtigt werden? Das Gericht hat dieſe Frage 
im Einklang mit Steiner (3G. 1. Aufl. Anm. 2 zu 

143) und einem Beſchluſſe desſelben Gerichts vom 
23. Dez. 1907 (Bay 3fR. 1908 S. 171) bejaht. 

Aus den Gründen: Der nach 5 160 ZU. 
bei der Zwangsverwaltung entſprechend anwendbare 
8 143 38G. beſtimmt ohne Einſchränkung auf eine 
beſtimmte Art der Verteilung, daß eine gerichtliche 
Verteilung nicht ſtattfindet, wenn dem Gericht in der 
vorgeſchriebenen Form nachgewieſen wird, daß ſich die 
Beteiligten über die Verteilung geeinigt haben. In 
der Tat beſteht auch kein Anlaß, die Art der Ber 
teilung der in § 155 Abſ. 2 ZVG. bezeichneten Ueber⸗ 
ſchüſſe nicht der eigenen Beſtimmung der Intereſſenten 
zu überlaſſen. Insbeſondere kann aus dem Zweck der 
Zwangsverwaltung, dem Schuldner das Grundſtück 
zu erhalten, nichts gegen die Zulaäſſigkeit von Ber» 
einbarungen der hier fraglichen Art entnommen werden: 
denn dieſer Zweck erklärt zwar die Bevorzugung der 
laufenden Anſprüche in der geſetzlichen Rangordnung, 
ſchließt aber keineswegs aus, daß die Beteiligten frei— 
willig eine vorzugsweiſe Deckung von Rückſtänden ver» 
einbaren. Ebenſo läßt ſich nicht ſagen, daß bei einer 
ſolchen Vereinbarung unzuläſſigerweiſe Anſprüche in 
das Verfahren einbezogen würden, zu deren Deckung 
es nicht beſtimmt iſt. Denn ſachlich ſtellt ſich eine 
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ſolche Vereinbarung nur als ein Verzicht der betei⸗ 


ligten Gläubiger zugunſten des Schuldners dar, dem 
aus den ihm vereinbarungsgemäß belaſſenen Nutzungen 
die Deckung der an ſich nicht in das Verfahren fallen⸗ 
den Rückſtände ermöglicht wird, wogegen er ſich eine 
längere Dauer der Zwangsverwaltung zur Deckung 
der Anſprüche der beteiligten Gläubiger gefallen läßt. 
Mit Jäckel⸗Güthe (3G. 4. Aufl. Anm. 1 zu 8 160 
388.) ift allerdings für die außergerichtliche Einigung 
die Einſchränkung zu machen, daß ſie ſich nur auf die⸗ 
jenigen Ueberſchüſſe erſtrecken kann, für die ſonſt ein 
Verteilungsplan nach $ 156 Abſ. 2 ZVG. aufgeſtellt 
werden müßte; die Beteiligten können daher nicht durch 
eine Vereinbarung nach §§ 160, 143 3G. in die Ob⸗ 
liegenheiten des Zwangsverwalters eingreifen, aus den 
Einnahmen vorweg die Ausgaben der Verwaltung 
und die Koſten des Verfahrens zu beſtreiten, ſowie die 
laufenden Beträge der öffentlichen Laſten zu berich⸗ 
tigen (8 155 Abſ. 1, 8 156 Abſ. 1 3G.) Allerdings 
ſteht nichts im Wege, daß auch die Gläubiger der 
öffentlichen Laſten dem Verwalter gegenüber ſich mit 
der Vorwegdeckung anderer Anſprüche einverſtanden er⸗ 
klären. Wie auf Grund einer ſolchen Ermächtigung 
die öffentlichen Laſten auch bei der gerichtlichen Ver⸗ 
teilung abweichend von der Reihenfolge des § 156 
Abſ. 1 3G. in den Plan einzuſtellen wären (vgl. Jäckel⸗ 
Güthe Anm. 4 Abf. 3 zu 8 156 3 G.), fo kann auch 
mit einer außergerichtlichen Verteilung nach S$ 160, 
143 3G. eine derartige Zuſtimmung der Gläubiger 
der öffentlichen Laſten mit der Wirkung verbunden 
werden, daß der Verwalter die geſamten Ueberſchüſſe 
nach 8 155 Abſ. 2 der Vereinbarung gemäß verteilen 
darf, auch ſoweit ſie auf die öffentlichen Laſten treffen 
würden, wogegen ſelbſtverſtändlich ein Eingriff der 
Beteiligten in die in § 155 Abſ. 1 vorgeſchriebene 
Vorwegdeckung der Ausgaben der Verwaltung ſowie 
der Koſten des Verfahrens ausgeſchloſſen iſt. Eine 
den voraufgeführten Grundſätzen entſprechende Eini⸗ 
gung kann daher unbedenklich von dem Vollſtreckungs⸗ 
gericht genehmigt und der Verwalter gemäß $ 153 
388. zur Auszahlung der Ueberſchüſſe entſprechend 
der Vereinbarung ermächtigt und nötigenfalls ange— 
wieſen werden. Ebenſo hat diesfalls das gerichtliche 
Verteilungs verfahren (und damit auch die nur in dieſem 
vorgeſehene Zahlungsanordnung nach § 157 3G.) 
ohne weiteres zu entfallen. Es iſt jedoch zu beachten, 
daß eine den dargelegten Erforderniſſen entſprechende 
Einigung vom Vollſtreckungsgerichte wohl genehmigt 
werden kann, jedoch nicht unbedingt genehmigt werden 
muß. Aus der Stellung des Zwangsverwalters und 
des Vollſtreckungsgerichts ergibt ſich nämlich, daß die 
Beteiligten ihnen Weiſungen nicht erteilen können (f. 
Jäckel⸗Güthe Anm. 1 Abſ. 4 zu 8 153 3G.) . Sie 
können daher auch nicht einſeitig durch eine unter ſich 
getroffene Vereinbarung die Aufgabe des Zwangs— 
verwalters und des Gerichts über die geſetzlichen 
Pflichten hinaus ausdehnen. Eine ſolche Ausdehnung 
liegt aber ohne weiteres vor, wenn ihnen angeſonnen 
wird, auch die Deckung von Rückſtänden zu über— 
nehmen, die an ſich nicht Gegenſtand des Verfahrens 
ſind, da hierdurch ſonſt nicht zu beachtende Anſprüche 
einbezogen werden und das Verfahren verlängert wird. 
Das Vollſtreckungsgericht wird deshalb nach § 153 
386. zu prüfen haben, ob es unter Abwägung der 
hiebei in Betracht kommenden wirtſchaftlichen Inter— 
eſſen einerſeits und der Erſchwerung der Aufgabe und 

aftung der Vollſtreckungsorgane andererſeits eine 
derartige Vereinbarung gleichwohl, vielleicht gegen 
beſtimmte Garantien der Intereſſenten genehmigen 
will. Andernfalls würde allerdings die Vereinbarung 
der Intereſſenten mangels der ſelbſtverſtändlich vor— 
ausgeſetzten Durchführbarkeit hinfällig und gerichtliche 
Verteilung notwendig werden. (Beſchluß der 4. Z.-K. 
vom 10. März 1913, Beſchw.⸗Reg. 124/1913 IV). 

3093 Mitgeteilt von Landgerichtsrat Lieberich in München. 
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Büreranzeigen. 


Stier⸗Somlo, Studien zumſozialen Recht, ins⸗ 
beſondere zur Reichs verſicherungsord⸗ 
nung. Mannheim und Leipzig 1912, J. Bens⸗ 
heimer. 311 Seiten. 


Auf die Zeit hochgeſpannter Bearbeitung des 
bürgerlichen Rechts folgt jetzt eine Hochflut der Bes 
arbeitung des ſozialen Rechts auf Grund der RVO. 
und des Berf®. für Angeſtellte. Hier wird das Be⸗ 
dürfnis durch die Tatſache verſtärkt, daß unſere vor⸗ 
wiegend ziviliſtiſche Schulung auf der Univerſität die 
Hauptmaſſe auch der praktiſchen Juriſten dem ſozialen 
Recht fremd gegenüber ſtehen läßt. Der fruchtbarſte 
und dabei doch ſtets wiſſenſchaftlich ernſte Arbeiter 
auf dieſem Gebiete iſt Stier⸗Somlo, der an Fülle 
des literariſchen Schaffens jetzt ſelbſt Joſef Kohler 
überholt. Neben ſeiner Tätigkeit als Herausgeber 
des „Jahrbuchs des Verwaltungsrechtes“ hat er im 
letzten Jahre die „Studien zum ſozialen Recht“, ſeine 
treffliche Handausgabe der Gewerbe⸗Ordnung mit Er⸗ 
läuterungen (Mannheim, J. Bensheimer, geb. 7,50 Mk.), 
die erſten Lieferungen ſeines groß angelegten Kom⸗ 
mentars zur RBO. (Berlin, Franz Vahlen, 4,80 Mk.) 
und eben erſt eine wertvolle Handausgabe der RBO. 
mit Einleitung, Erläuterungen und Anhang als Ge⸗ 
genſtück zu Fiſcher⸗Henles BGB. herausgebracht. Man 
kann nur ſtaunen, wie ein Einzelner ſo viel zu ſchaffen 
vermag, noch dazu neben der Tätigkeit an der Hoch⸗ 
ſchule für kommunale und ſoziale Verwaltung in 
Köln. Die „Studien zum ſozialen Recht“ bringen 
allerdings nicht lauter Neues. Sie ſtellen Ergebniſſe 
von Unterſuchungen dar, die Stier⸗Somlö im Laufe 
der letzten fünf Jahre unternommen und von denen 
er bereits in Zeitfchriften teilweiſe Mitteilungen ge⸗ 
macht hat. Das Werk gliedert ſich in zwei Teile. 
Der erſte Teil bietet eine überſichtliche Erörterung 
der Grundſätze und wichtigſten Einzelfragen des neuen 
Geſetzgebungswerkes (grundſätzliche Fragen, gemein⸗ 
ſame Vorſchriften und Rechtsbegriffe, die Reformen 
in der Krankenverſicherung. im Unfallverſicherungs⸗ 
recht und in der Invalidenverſicherung, die Hinter⸗ 
bliebenenverſicherung uſw.). Der zweite Teil behandelt 
die ärztliche Operation im Sozial-, beſonders im Kranken⸗ 
verſicherungsrecht, Streitfragen zum Rechte des Vor⸗ 
ſtandes in den Krankenkaſſen, Ethik und Pfychologie 
im deutſchen Sozialrecht, die Penſionsverſicherung der 
Privatbeamten, die Idee eines Weltarbeiterverſiche⸗ 
rungsrechts (im Hinblick auf das franzöſiſche Alters⸗ 
penſionsgeſetz vom 5. April 1910). Allenthalben ſind 
Stier⸗Somlos Ausführungen feſſelnd. Sie haben den 
Wert, daß man ſich mit dem Verfaſſer über das Ge⸗ 
ſetz hinausſchwingt und von freier Warte aus nicht 
bloß das Geſetz ſelbſt, ſondern ſeine Stellung im 
Staatsleben, ſeine Neuerungen und Wirkungen bis 
in die weiteren Folgen hinein überſchauen lernt. 

Jena. Rechtsanwalt Dr. Böckel. 


Meyers Orts⸗ und Verkehrs⸗Lexikon des Dentichen Reichs. 
Fünfte, vollſtändig neubearbeitete und 
vermehrte Auflage. Auf Grund amtlicher 
Unterlagen von Reichs-, Landes- und Gemeinde- 
behörden herausgegeben von Dr. E. Uetrecht. Mehr 
als 210000 Artikel und Verweiſungen mit 52 Stadts 
plänen, 19 Umgebungs- und Ueberſichtskarten ſowie 
einer Verkehrskarte und vielen ſtatiſtiſchen Beilagen. 
2 Bände in Leinen gebunden zu je 18 Mark. — 
Verlag des Bibliographiſchen Inſtituts in Leipzig und 
Wien. 

Von „Meyers Orts- und Verkehrslexikon“ iſt ſoeben 
der zweite (Schluß-) Band erſchienen. Die beiden ſtatt— 
lichen und gewichtigen Bände umfaſſen zuſammen 2338 
Großoktavſeiten und enthalten auf dreimal ſoviel Spalten 
mehr als 210000 Artikel und Verweiſungen. Da gibt 
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es keine ſelbſtändige Siedelung in Deutſchland, die hier 
nicht zu finden wäre, und von der man nicht genaue 
Angaben über ihre geographiſche Lage erhielte und 
erfahren könnte, zu welchem Staate, zu welcher Provinz, 
u welchem Regierungsbezirk, Kreis, Bezirksamt ufw. 
e gehört, wieviel Einwohner ſie hat, welches Gericht, 
Bezirkskommando, Standesamt für fie zuſtändig iſt, 
ob ſie Poſt⸗, Telegraphen⸗ oder Fernſprechverbindung 
hat und welches die nächſte Bahn⸗ oder Dampferſtation 
iſt. Aber nicht das allein, es unterrichtet auch über 
die im Orte beſtehenden Reichs⸗, Landes- und Gemeinde⸗ 
behörden, über die Bildungs⸗ und Wohlfahrtsein⸗ 
richtungen, über Handel und Induſtrie, Berufsgenoſſen⸗ 
ſchaften, Märkte, Servisklaſſe und vieles andere mehr. 
Die Angaben des Werkes beruhen auf amtlichen Unter» 
lagen und erreichen den denkbar höchſten Grad von 
ſind dds Ueigege und Vollſtändigkeit. Höchſt wertvoll 
nd die beigegebenen zahlreichen farbigen, hervorragend 
gut ausgeführten Stadtplaͤne mit Straßenverzeichnis 
und Umgebungskarten, von denen die „Verkehrs⸗ und 
Reiſekarte von Deutſchland“ und der „Plan von Groß⸗ 
Berlin“ zur bequemen Handhabung loſe beigegeben 
find. Außer den Kartenbeilagen bringt „Meyers Orts⸗ 
und Verkehrs⸗Lexikon“ noch einen Anhang mit Ueber⸗ 
ſichten über „Deutſchlands Gerichtsweſen, über die Ver⸗ 
faſſung und politiſche Einteilung des Reichs, über Poſt⸗ 
weſen, Eiſenbahnweſen, Einteilung und Standorte der 
deutſchen Wehrmacht, über die Reichsbank und ihre 
Zweige, die Handels⸗ und Landwirtſchaftskammern, die 
Konſulate, den Binnenſchiffahrtsverkehr, über Münzen, 
Maße und Gewichte, eine Zinstabelle u. a. Meyers 
Handlexikon darf keinesfalls in der Hand bibliothek der 
Gerichte und Rechtsanwälte fehlen. 


Zorn, Dr. Phil., Geh. Juſtizrat, ord. Prof. der Rechte 
in Bonn, Deutſche Kolonialgeſetzgebung. 
Textausg. mit Anmerkgn. und Sachregiſter. 2., voll⸗ 
ſtändig neu bearbeitete Aufl. von Dr. Fran Seien 
Saſſen, Gerichtsaſſeſſor in Bonn. XVI u. 973 S. 
Berlin 1913, J. Guttentag, Verlagsbuchhandlung. 
7.50 Mk. 

Nachdem das i. J. 1900/01 zum erſten Male er⸗ 
ſchienene Buch längſt zu einem großen Teile veraltet 
war, iſt endlich die von einem Schüler Zorns beſorgte, 
von Zorn ſelbſt nur mit einem eine gewiſſe captatio 
benevolentiae enthaltenden Vorwort verſehene Neuauf⸗ 
lage erſchienen. Sie entſpricht leider nicht ganz den 
auf ſie geſetzten Erwartungen und der Titel ſowie das 
Vorwort Zorns nicht dem Inhalte des Buches. Dieſes 
enthält keine erſchöpfende Zuſammenſtellung der wich⸗ 
tigſten Beſtandteile des deutſchen Kolonialrechts, ſon⸗ 
dern beſchränkt ſich in der Hauptſache auf das koloniale 
Verfaſſungs⸗ und Verwaltungsrecht, das doch nur einen 
Teil des deutſchen Kolonialrechts ausmacht. Inſo— 
weit haben wir es allerdings mit einer auf den der⸗ 
maligen Stand der Geſetzgebung gebrachten, ziemlich 
erſchöpfenden Quellenſammlung zu tun und es iſt dem 
Fleiße des neuen Herausgebers die Anerkennung ge— 
wiß nicht zu verſagen. Im übrigen begnügt ſich das 
Buch häufig bei wichtigen kolonialrechtlichen Materien 
mit bloßen Ueberſchriften und Hinweiſen auf Gerſt— 
meyer, Schutzgebietsgeſetz u. dgl. Einzelne, zum Teil 
recht untergeordnete Beſtimmungen ſind wieder abge— 
druckt, als ob die Sammlung in dieſen Teilen gewiſſer— 
maßen einen Nachtrag zu Gerſtmeyer uſw. bilden ſoll.— 
Die auf dem Titelblatt verſprochenen Anmerkungen 
find ſehr dürftig, die Literaturangaben nicht vollſtändig, 
Zeitſchriftenaufſätze grundſätzlich ignoriert. Wenn man 
das Buch in künftigen Auflagen nicht umfangreicher 
werden laſſen will, empfiehlt es ſich, lieber die ein« 
zelnen in ſich geſchloſſenen Materien des Kolonialrechts 
in Sonderausgaben zuſammenzuſtellen und hier nament— 
lich Zivil-, Straf⸗ und Prozeßrecht ganz auszuſcheiden, 
anſtatt nur Stückwerk zu bieten. 


München. Dr. Doert. 


| 
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Fromherz, Dr. jar. P., Landgerichtsrat in Karlsruhe. 
Haftpflichtrecht. Grundriß der außervertrag⸗ 
lichen Haftpflicht insbeſondere aus unerlaubten Hand⸗ 
lungen nach Deutſchlands Recht und e e 
XLV, 297 Seiten. München und Berlin 1913, 
J. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier). Gebd. Mk. 6.50. 


Der Verfaſſer verweiſt im Vorwort auf die außer⸗ 
ordentliche Zunahme der Haftungsprozeſſe. Seine Be 
obachtung iſt ſehr zutreffend; es fällt auf, daß auch von 
den Entſcheidungen des Reichsgerichts ein ungewöhnlich 
großer Teil Fragen aus dem Haftungsrechte behandelt. 
Und es iſt überaus ſchwierig, aus der Menge der ein⸗ 
zelnen Entſcheidungen leitende Gedanken herauszufinden, 
weil ſie faſt immer auf die ſo vielfach wechſelnden Um⸗ 
ſtände des Falles abgeſtellt find. Daß auch die Nett 
lehre jetzt mit Vorliebe Schaden, Haftung und uner- 
laubte Handlungen betrachtet, dafür liefert der Verfaſſer 
den beſten Beweis durch ein Literaturverzeichnis, das 
über 30 Druckſeiten umfaßt. Er hat es nun unter⸗ 
nommen, aus dem gewaltigen von ihm n 
getragenen Stoffe eine ſyſtematiſche Darſtellung heraus 
zuarbeiten, bie insbeſondere die Ergebniſſe der Kecht⸗ 
ſprechung zuſammenfaßt und ſelbſtändig beurteilt. Hier⸗ 
bei iſt die Lehre von der „adäquaten Berurfadung’ 
zugrunde gelegt. Sie wird im Einzelnen mit Geſchick 
und wiſſenſchaftlichem Verſtändnis durchgeführt. Selbſt⸗ 
verſtändlich iſt auch eine Unmenge von Einzelfragen 
behandelt und die Art, wie der Verfaſſer in alle Winkel 
und Ecken hineinleuchtet, zeugt von feiner großen Be 
leſenheit und Gründlichkeit. Als wiſſenſchaftlicher Leit⸗ 
faden für den Praktiker füllt das Werk in der Tat eine 
Lücke aus; es kann auch zur Vorbereitung auf die Staat 
prüfung mit Erfolg benützt werden. 

Nicht ganz klar wurde ich mir über den Zweck der 
beigegebenen photographiſchen Tafeln. Es wäre ja ein 
dankenswertes Unternehmen, wenn einmal Anleitungen 
für die yerftelung bes Tatbeſtands in Haftungsſtreitig⸗ 
keiten, insbeſondere für den Augenſchein bei Unfällen 
u. dgl., gegeben würden. Die insbeſondere unter dem 
Einfluffe von Groß jetzt fo verbeſſerte Arbeitsweiſe bei 
ſtrafrechtlichen Unterſuchungen kann im Zivilprozeß nicht 
ohne weiteres angewendet werden, weil hier der Augen 
ſchein dem Ereignis nicht unmittelbar nachfolgt ſondern 
in der Regel erſt nach Monaten vorgenommen wird. 
Es ſind alſo hier ganz andere Schwierigkeiten zu über⸗ 
winden. Die wenigen Bilder allein können aber kaum 
eine zureichende Unterweiſung bieten. Vielleicht ent 
ſchließt ſich der offenſichtlich in Haftungsſachen ſehr er⸗ 
fahrene Verfaſſer einmal, eine Unterſuchung über die 
Technik des Augenſcheins im Zivilprozeß in Angriff u 
nehmen. von der Pferdun. 


Nieſſer, Dr., Geh. Juſtizrat und ordentl. Honorarpro⸗ 
feſſor an der Univerſität Berlin. Das Bankdepot⸗ 
geſetz (Geſetz, betreffend die Pflichten der Kaufleute 
bei Aufbewahrung fremder Wertpapiere) vom b. Juli 
1896. Für die Praxis erläutert. Dritte, völlig neu⸗ 
bearbeitete Auflage. Berlin 1913, Verlag von Otto 
Liebmann. 
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Inhalt, Zweck, Subjekt, Objekt uſw. der Einzel⸗ 
paragraphen werden rechtlich und wirtſchaftlich ſach⸗ 
kundig erörtert. Die Rechtsfolgen des regelmäßigen 
und unregelmäßigen Verwahrungsvertrags, der Rechts⸗ 
zuſtand vor und nach Erlaß des jetzigen Geſetzes, werden 
unter reichlichen Zitaten überſichtlich dargelegt. Mit 
beſonderer Gründlichkeit verweilt Rieſſer beim Para⸗ 
graphen 8. Dieſer ſoll für den Fall der Mitwirkung 
mehrerer Kommiſſionäre (Bankiers) bei der Ausfüh⸗ 
rung eines Auftrags — alſo insbeſondere im Falle 
der Mitwirkung eines Lokal- und Zentralbankiers — 


den Kunden des Lokalbankiers vor der Gefahr ſchützen, | 


daß das Pfandrecht des Zentralbankiers auch feine in 
deſſen Gewahrſam gelangten Papiere wegen aller Forde⸗ 
rungen ergreife. Die Vorſchrift iſt alſo dazu beſtimmt, 
das Eigentumsrecht des Hinterlegers oder Verpfänders, 
allenfalls ein Ausſonderungsrecht für genannten Fall, 
möglichſt zu ſichern. Die Klarlegung der möglichen 
Rechtsverhältniſſe zwiſchen Lokal⸗ und Zentralbankier 
zeichnet die Abhandlung vor allem aus. 

Der Kommentar hat 8 Anlagen, und zwar zunächſt 
Zirkulare ſowie Formulare und Rundſchreiben, die 
Kommittent und Kommiſſionär bei gewiſſenhafter Be⸗ 
achtung der Einzelbeſtimmungen nötig haben, ſo⸗ 
dann eine Zuſammenfaſſung der für das Depotgeſetz 
beſonders in Betracht kommenden Vorſchriften des 
BGB. und HGB. Zum Schluſſe bringt Rieſſer ein 
Quellenverzeichnis und ein anſcheinend gut geordnetes 
Sachregiſter. Die Bibliothek des neuzeitlichen Bankiers 
und Juriſten kann den Rieſſerſchen Kommentar ſchwer 
entbehren. 


Nürnberg. Juſtlzrat Dr. Cahn. 


Geigel, 3 Kaiſerl. Regierungsrat a. D., Straßburg i. E. 
Das Schiffahrtsabgabengeſetz vom 24. Dez. 
1911. Mit 5 Kartenſkizzen und 9 Tabellen. XII, 
108 S. und Tabellen. Halle a. S. 1912, Wilhelm 
Knapp. Mk. 5.80. 

Der Verfaſſer hat große Mühe auf eine es 
Stoffſammlung verwendet, er hat ferner durch Beigabe 
von Kartenſkizzen und Tabellen das Verſtändnis für 
die techniſchen Fragen zu fördern geſucht. Die eigen⸗ 
tümliche äußere Anlage des Kommentars, die von der 
üblichen Form ganz abweicht, macht jedoch die Be⸗ 
nützung des Werkes etwas mühevoll. Es ſind nämlich 
durch das ganze Buch hindurch fortlaufende An⸗ 
merkungen geſetzt. Die Erläuterungen ſtehen alſo nicht 
immer bei den Vorſchriften, zu denen ſie gehören. 
Es iſt nicht zu verkennen, daß mit dieſer Druckanord⸗ 
nung Wiederholungen und Verweiſungen erſpart werden 
können, aber das fortgeſetzte Hin⸗ und Herblättern 
wirkt ſehr ſtörend, zumal da in den Anmerkungen 
doch wieder auf andere Anmerkungen verwieſen iſt. 
Die heutzutage bevorzugte Art „ſyſtematiſcher Erläutes 
rungen“ iſt zudem bei dieſem Vorgehen nicht möglich. 


Guttenberg, Dr. Maximilian Freiherr zu, erbl. Reichs⸗ 
rat, Würzburg. Der Strafvollzug in Deutſch⸗ 
land unter beſonderer Berückſichtigung von Preußen, 
Bayern, Württemberg, Sachſen und Baden. Ein 
Beitrag zur Reform des Strafrechts. Kommiſſions⸗ 
verlag der Verlagsdruckerei Würzburg, G. m. b. H., 
1913. VII und 160 S. 


Die Schrift, anſcheinend eine Würzburger Doktor⸗ 
diſſertation, behandelt die reichs⸗ und landesrechtliche 
Regelung des Strafvollzugs und knüpft daran kritiſche 
Bemerkungen und Reformvorſchläge unter Berückſichti⸗ 
gung des deutſchen Vorentwurfs. Sie enthält gut 
zuſammengeſtelltes Material für ein einheitliches deut⸗ 
ſches Strafgeſetz, leider aber auch zahlreiche Flüchtig— 
keiten und Unrichtigkeiten. Das Literaturverzeichnis 
iſt lückenhaft. N Dr. 
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Nomen, Dr. jur. A., wirkl. geh. Kriegsrat, Reichs⸗ 
und Staatsangehörigkeitsgeſetz vom 
22. Juli 1913. Unter Benützung der amtlichen Quellen 
bearbeitet und ausführlich erläutert. 162 S. Berlin 
1913, J. Guttentag, Verlagsbuchhandlung. 


Das Werk iſt erſchienen, ehe der Bundesrat oder 
eine Landesregierung eine Vollzugsbekanntmachung zu 
dem Geſetze erlaſſen hat. Das Reichs⸗ und Staats⸗ 
angehörigkeitsgeſetz iſt vorwiegend ein Verwaltungs⸗ 
geſetz, das ſowohl für die Behörden als auch für die Rechts⸗ 
anwälte und für die intereſſierten Privaten erſt dann 
gebrauchsfähig iſt, wenn durch die Ausführungsvor⸗ 
ſchriften die Zuſtändigkeiten und der Gang des Ber: 
fahrens geregelt find. Das Geſetz für ſich iſt eine 
Klinge ohne Heft. Es iſt daher zu verwundern, daß 
eine Bearbeitung des Geſetzes ohne irgend welche Voll⸗ 
zugsvorſchriften erfolgt iſt. Im übrigen bietet das 
Werk eine ſorgfältige Berückſichtigung der Begründung 
des Entwurfes und verwertet ausführlich die Geſetz⸗ 
gebungsverhandlungen; ein ausführliches Sachregiſter 
erleichtert den Gebrauch des Büchleins. W. 


Wüſt, Wilhelm, K. Regierungsrat. Die landwirt⸗ 
ſchaftliche Unſallverſicherung nach der Reichs⸗ 
verſicherungsordnung und dem bayeriſchen Aus⸗ 
führungsgeſetz. 172 S. Ansbach 1913, C. Brügel & 
Sohn. Geb. Mk. 2.40. | 

Der Verfaſſer bietet ein anſpruchloſes, aber ver⸗ 
dienſtvolles Werkchen. Der 2. Teil des III. Buches 
der ABO. „Landwirtſchaftliche Unfallverſicherung“ ent» 
hält, wie gar viele Reichsgeſetze, nicht nur für den 

Laien, ſondern auch für den Juriſten dadurch erhebliche 

Schwierigkeiten, daß in zahlreichen Punkten auf ent⸗ 

ſprechend anzuwendende Vorſchriften verwieſen wird. 

Das Werkchen hat nun die verſtreuten Vorſchriften der 

RWO. über die landwirtſchaftliche Unfallverſicherung 

geordnet vorgetragen und an den in Betracht kommenden 

Stellen die nach dem AG. z. RBO. für Bayern geltenden 

Beſtimmungen ſowie ſonſtige Vollzugsanordnungen und 

ſatzungsgemäße Vorſchriften der Berufsgenoſſenſchaften 

eingefügt. Dieſe verſchiedene Art der Beſtimmungen 
iſt durch verſchiedenen Druck überſichtlich kenntlich 
gemacht. Ein gutes Sachregiſter vervollſtändigt das 

Büchlein, das jedem, der ſich in Bayern mit der land⸗ 

wirtſchaftlichen Unfallverſicherung zu befaſſen hat, warm 

empfohlen werden kann. W. 


Lindenberg, Dr. Gesrg, Geheimer Oberjuſtizrat, Senats⸗ 
präſident beim Kammergericht. Reichs gewerbe⸗ 
ordnung mit dem Hausarbeit⸗, Kinderſchutz⸗ und 
Stellenvermittlergeſetze. Nebſt einem Anhang. VIII, 
461 Seiten. Berlin 1913, Otto Liebmann. Mk. 11.—, 
gebd. Mk. 12.50. 

Das Buch iſt ein erweiterter Sonderabdruck aus 
der 4. Auflage des Stengleinſchen Kommentars zu 
den ſtrafrechtlichen Nebengeſetzen des Deutſchen Reichs. 
Im Anhang ſind die wichtigſten Vollzugs vorſchriften 
des Reichs wiedergegeben. Die Erläuterungen ſind 
ſelbſtverſtändlich nicht ſo umfaſſend, wie etwa in 
Landmanns großem Werke, weil die Eingliederung in 
die umfangreiche Sammlung Beſchränkung forderte. 
Dadurch wird aber die Brauchbarkeit gerade für die 
Zwecke der Rechtspflege nicht beeinträchtigt, ſondern 
eher gefördert, weil nach der ganzen Anlage die ſtraf⸗ 
rechtlichen Geſichtspunkte in den Vordergrund geſtellt 
ſind; auch iſt die Rechtſprechung der oberſten und 
oberen Gerichte vollſtändig berückſichtigt. —— o — — 


Engelmann, Dr. A., Das Bürgerliche Recht Deutſchlands. 
6. Aufl. 8°. XVI, 900 S. Berlin 1913, J. Gutten⸗ 
tag. Mk. 14.—. 

Die erſten Auflagen dieſes Werkes waren uns 

Führer durch das Referendarexamen und Hilfe zur 

Wiederholung vor der zweiten Staatsprüfung. In der 
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immer wachſenden Flut von Vorbereitungsbüchern 
nimmt Engelmann neben Heilfron den Ehrenplatz ein. 
Engelmanns Vorzug iſt die Knappheit, mit der er einen 
ungeheuren Stoff in kleinem Rahmen, aber nicht wie 
ſo viele andere in dürftigen, oberflächlichen Grundzügen, 
ſondern mit reichem Inhalt, gewichtig und zuverläſſig, 
bietet. Geſchickt und lehrreich iſt dabei fortgeſetzt die ge⸗ 
ſchichtliche Entwickelung, die das geltende Recht im Rück⸗ 
blick auf das römiſche und deutſche darſtellt. In dank⸗ 
barer Erinnerung begrüße ich darum die neue Auflage 
und wünſche, daß das treffliche Werk des hervorragenden 
Praktikers und Gelehrten, der uns zu früh entriſſen 
wurde und ſo auch die Fortführung von Dernburgs 
Bürgerlichem Recht aus den Händen geben mußte, auch 
weiterhin auf der Höhe gehalten werden möge, die die 
letzte noch von Engelmann beſorgte Auflage unter Be⸗ 
rückſichtigung alles Neuen in Geſetzgebung, Literatur 
und Rechtſprechung erreicht hat. 

Jena. Rechtsanwalt Dr. Böckel. 


Niggl, Dr. jur. Arthur, Poſtrat im Kgl. bayer. Staats⸗ 
miniſterium für Verkehrs angelegenheiten in München. 
Das Poſtrecht. Die wichtigſten Vorſchriften des 
inländiſchen und des internationalen Poſtrechts mit 
Erläuterungen. VII, 267 S. Stuttgart 1913, W. 
Kohlhammer. 

In dem Werke wird zum erſten Male der Verſuch 
gemacht, die wichtigſten Vorſchriften des inländiſchen 
und des internationalen Poſtrechtes im Zuſammen⸗ 
hang vorzuführen, knapp zu erläutern und hiebei auf 
Rechtſprechung und Literatur hinzuweiſen. Die Er⸗ 
läuterungen zu den einzelnen Beſtimmungen ſind kurz, 
meiſt im Telegrammſtil abgefaßt und unterrichten den 
3 und Fachmann ſchnell über die einzelnen 

ragen. Doch hätten kurze einführende Bemerkungen 
zu den einzelnen Geſetzen und Abſchnitten die Brauch— 
barkeit des Werkes für die Gewerbe- und Handels⸗ 
welt, für die es doch auch beſtimmt iſt, erhöht. 

Das Werk enthält in drei Abſchnitten die ver⸗ 
faſſungsmäßigen Grundlagen des Poſtrechts 
(Abſchn. VIII der Verfaſſung des Deutſchen Reichs), 
das deutſche Poſtrecht (Geſetz über Poſtweſen, 
Portofreiheit, Poſttaxweſen, ferner Eiſenbahnpoſtgeſetz, 
Poſtordnung für das Deutſche Reich, Vorſchriften über 
die Schreiben mit Zuſtellungsurkunden und Poſtzoll— 
ordnung) und das internationale Poſtrecht 
(Weltpoſtvertrag. Uebereinkommen betr. Briefe und 
Käſtchen mit Wertangabe, Poſtanweiſungsdienſt, Ver— 
trag betr. den Austauſch von Poſtpaketen, Ueberein— 
kommen betr. den Poſtbezug von Zeitungen und Zeit— 
ſchriften). 

Zu den wichtigeren Beſtimmungen des „inlän— 
diſchen“ Rechts gehört auch die für den inneren Ber: 
kehr Bayerns geltende bayeriſche Poſtordnung, die 
ohne erſichtlichen Grund nicht aufgenommen wurde. 
Bei Art. 52 RV. wäre Gelegenheit geweſen, über die 
Art und Weiſe der Feſtſtellung der Ausgleichsbeiträge, 
die Bayern und Württemberg für ihr Poſtreſervatrecht 
an das Reich bezahlen müſſen, näheres bekannt zu 
geben, wozu der Verfaſſer auf Grund ſeiner amtlichen 
Stellung in der Lage wäre. Er beſchränkt ſich lediglich 
auf eine kurze Bemerkung. Auch vermiſſe ich bei dem 
erwähnten Art. 52 den Abdruck oder doch weniaſtens 
die Erwähnung des Markenabkommens, das Württem— 
berg mit dem Reich abgeſchloſſen hat. 

Bei dem Eiſenbahnpoſtgeſetz fehlt die Angabe der 
Beſtimmung, die an Stelle des in Bayern und Württem— 
berg nicht geltenden Geſetzes zur Anwendung kommt. 

Abgeſehen von dieſen geringfügigen Beanſtan— 
dungen bildet das Buch Dr. Nigals eine vortreffliche 
Bereicherung der nicht ſehr zahlreichen Werke, welche 
das in Deutſchland geltende Poſtrecht behandeln. 

— x. 


Eigentum von J. Schweißer Verlag (Arthur Sellier) München und Berlin. 
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Günther Karl, Juſtizrat, Rechtsanwalt, Arnsberg. Die 
Zurechnung im Strafrecht und die geſetzliche 
Berückſichtigung der geiſtig Minderwertigen und der 
Rückfälligen, 3. vielfach vermehrte und verbeſſerte 
Auflage. Berlin und Leipzig 1913, Verlag von Ga. 
Wattenbach. 96 S. 

Der Neuauflage iſt je ein Abſchnitt über die Willens⸗ 
freiheit im philoſophiſchen Sinne, den Beweis der 
Willensfreiheit, die Vererbung, die Rückfälligkeit und 
deren notwendige Berückſichtigung im StGB. Hinzu: 
gefügt. Auf dem Boden des Indeterminismus ſtehend. 
trägt Verfaſſer den modernen Anforderungen an das 
Strafrecht und insbeſondere dem ſachverſtändigen But: 
achten der Pſychiatrie Rechnung, warnt aber ebenſo 
ſehr vor einer Verwiſchung der Grenzen ſtrafrichter⸗ 
licher und pſychiatriſcher Beurteilung und Behandlung. 

D. 


Sprachecke 
des Allgemeinen Deutſchen Sprachvereinz. 


Dentſch — aber kurz! Ein ſehr vernünftiger Vor⸗ 
ſchlag wurde kürzlich in der Hamburger Zeitſchrift „Der 
Handelsſtand im Auslande“ gemacht, ein Vorſchlag 
zur Kürze, wie er auch im Allgemeinen Deutſchen 
Sprachverein immer erhoben und nach Möglichken 
beachtet worden iſt. Daß die Bewegung, unſere ſchöne 
Sprache von Fremdwörtern möglichſt zu reinigen, 
unaufhaltſam um ſich greift, iſt nicht freudig genug zu 
begrüßen. Aber — der Erſatz darf durchaus nicht 
durch langatmige, aus vielen Teilen zuſammengeſe zie 
Wörter geſchehen; denn gegen dieſe lehnt ſich der 
Verkehr natürlicherweiſe auf. Ich denke z. B. daran, 
daß das Reichsſtempelgeſetz unter anderm die bekannte 
Abgabe enthält für „Gewinnanteilſcheinbogen' 
und „Zins bogen“. Der Geſetzgeber hat, als er 
mit Fug und Recht die Wörter „Dividende“ und 
„Coupon“ vermeiden wollte, eine glückliche und eine 
unglückliche Hand gehabt. Daß er das einfache Wort 
„Zinsbogen“ für das fremde „Couponbogen“ prägte, 
war eine gute Tat; fie konnte aber nicht gutmachen, 
was durch die Heranziehung des endloſen Wortes 
„Gewinnanteilſcheinbogen“ verdorben wurde. Es iii 
nicht zu verwundern, daß die Stempelabgabe im Ber: 
kehr, der eines kurzen Ausdrucks bedurfte, einfach 
mit dem franzöſiſch⸗deutſchen Wort: „Talonſteuer“ 
bezeichnet wurde, obgleich ſtreng genommen nicht die 
— manchmal gar nicht einmal vorhanden — Talons“, 
ſondern die Bogen abgabepflichtig ſind. Warum ſagen 
wir nun nicht allgemein für Coupon: Zinsſchein. und 
für Dividendenſchein: Gewinnſchein? Daß der Ge: 
winnſchein nur einen Anteil vom Jahresgewinn ge⸗ 
währt, braucht doch nicht erſt betont zu werden, alio 
warum das weitläufige Wort Gewinnanteilſchein! 
Und warum nennt man die Dividendenbogen ähnlich 
den „Zinsbogen“ nicht einfach: Gewinnbogen und 
ſchließlich die betreffende Steuer: Bogenſteuer? Kür 
zungen dieſer Art ſind jedem, der mit Wertpapieren 
zu tun hat, verſtändlich, und ohne ſie kommt der 
haſtende Bankverkehr gar nicht aus; ſie bürgern ſich 
auch, einmal gebraucht, ſehr leicht ein. Der Deutſche 
ſollte ſich nur davor hüten, ſeine peinlichen Anſprüche 
an die Genauigkeit des Ausdrucks ſo übertrieben hoch 
zu ſtellen; der Ausländer mit feinen knappen Aut 
drücken, wie cheque, talon, share, safe, box uſw., die 
oft allerlei Begriffe umfaſſen, kennt ſolche Bedenken 
nicht und fährt gut dabei. Jeder einzelne trage an 
ſeinem Teil zur Förderung der guten Sache bei, indem 
er der Loſung folgt: Deutſch aber kurz! 


Verantwortl. Herausgeber: Th. von der Pfordten, 
K. I. Staatsanwalt im Staatsminiſterium der Juli} 
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der neue Etrafgeſetzentwurf. 


Von Miniſterialrat Dr. K. Meyer in München, 
Mitglied der Strafrechtskommiſſion. 


Die Strafrechtskommiſſion hat am 27. Sep⸗ 
tember d. Is. in der 282. Sitzung ihre Arbeiten 
beendigt. 
wurf hervorgehen, der den Regierungen zur Aeuße⸗ 
rung zugehen und dann an den Bundesrat und 
Reichstag gelangen wird. 

Die weſentlichſten Ergebniſſe der erſten Leſung 
habe ich hier) zuſammengefaßt. Im Anſchluſſe 
hieran möchte ich auch eine Ueberſicht über die 
hauptſächlichſten Aenderungen der zweiten Leſung 
geben und einen kurzen Ueberblick über den ganzen 
Entwurf vorausſchicken. 

Nach Beendigung der erſten Leſung legte Exz. 
Dr. Lucas aus Geſundheitsrückſichten den Vorſitz 
nieder. Der unter ſeinem Vorſitz in der Vor⸗ 
kommiſſion aufgeſtellte Vorentwurf hatte ſich als 
eine ausgezeichnete Grundlage für die Weiter⸗ 
behandlung der Strafrechtsreform erwieſen. Den 
Vorfitz übernahm der bisherige ſtellv. Vorſitzende, 
Geheimrat Prof. D. Dr. W. Kahl. Unter ſeinem 
Vorſitz wurde das Werk vollendet. 

In der zweiten Leſung find grundlegende 
Aenderungen gegenüber der erſten Leſung, ins⸗ 
beſondere in der Behandlung des Rechtsirrtums, 
beichloffen worden. Der von der Kommiſſion auf: 
geſtellte Entwurf iſt gegenüber dem Vorentwurf 
ein vollſtändig neues Werk. Er enthaͤlt eine neue 
Syſtematik, bringt tiefgreifende Aenderungen in 
der Sache, in der Form und in der Sprache und 
bildet eine grundlegende geſetzgeberiſche Weiter⸗ 
entwicklung der Reform über den Vorentwurf hin⸗ 
aus.“) Er iſt beträchtlich umfangreicher als der 
Vorentwurf, der nur 310 Paragraphen zählte; 
er umfaßt 430 Paragraphen. Es iſt dies eine 
notwendige Folge der wiſſenſchaftlich folgerichtigen 


1) 9. Jahrg. S. 97 ff. 

) Gerade hundert Jahre, nachdem Anſelm Feuers 
bach im Jahre 1813 ſein berühmtes Bahyeriſches Straf⸗ 

geſetzbuch geſchaffen hat. 


München, den 1. November 1913. 


Aus ihren Beſchlüſſen wird der Ent⸗ 


9. Jahrg. 


Verlag von 


2. Schweitzer Verlag 


(Arthur Seller) 
München und Berlin. 


> Leitung und Geſchäftsſtelle: München, Lenbachplatz 1. 
- Anzeigengebübr 30 Pfg. für die halbgeſpaltene Petitzeile 
oder deren Raum. Bei Wiederholungen Ermäßigung. Stellen⸗ 
„anzeigen 20 Pfg. Beilagen nach Uebereinkunft. 
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Syſtematiſierung, der geſetzgeberiſchen Entſcheidung 
zahlreicher Streitfragen und der Bildung kleinerer 
Paragraphen. Es bedeutet dies auch eine we⸗ 
ſentliche Erleichterung für die Rechtsanwendung. 
An den zwei Allgemeinen Teilen für Verbrechen 
und Vergehen und für Uebertretungen iſt feſt⸗ 
gehalten. Der Allgemeine Teil für Verbrechen 
und Vergehen umfaßt allein 133 Paragraphen. 
Schon daraus ergibt ſich, welche neue Aufgaben 
dem Strafrecht erwachſen ſind. Die Einheitsſtrafe 
für Uebertretungen, 3 Monat Haft oder Geld⸗ 
ſtrafe bis zu 500 K, iſt beibehalten. Mit der 
Sonderbehandlung der Uebertretungen und mit 
der Geſtaltung einzelner Uebertretungstatbeſtände 
zu Vergehen) iſt die Ausſcheidung des Polizei⸗ 
unrechts vom Kriminalſtrafrecht angebahnt. 

In der Einarbeitung der Nebengeſetze iſt gegen⸗ 
über den Beſchlüſſen erſter Leſung noch eine 
Einſchränkung eingetreten. Das Reichsgeſetz vom 
3. Juli 1893 über den Verrat militaͤriſcher Ge⸗ 
heimniſſe iſt mit Rückſicht auf den dem Reichs⸗ 
tag vorliegenden Spionagegeſetzentwurf wieder aus⸗ 
gearbeitet und der Abſchnitt „Landesverrat“ be⸗ 
ſchränkt worden. Dagegen wurde 8 67 des Per⸗ 
ſonenſtandsgeſetzes in den Abſchnitt „Störung der 
Familienordnung“ eingearbeitet. Ebenſo die Straf⸗ 
vorſchriften des Geſetzes vom 5. April 1888 betr. 
die unter Ausſchluß der Oeffentlichkeit ſtattfinden⸗ 
den Gerichtsverhandlungen in den Abſchnitt „An⸗ 
griffe gegen die Staatsgewalt“. Dort findet ſich 
nunmehr auch § 184 b StGB., in deſſen Tat⸗ 
beſtand das Erfordernis des Geeignetſeins zur 
Aergerniserregung geſtrichen wurde. 


An der reformfreundlichen Haltung der erſten 
Leſung iſt feſtgehalten. Das Zeichen der zweiten 


) Außer den auf S. 141 erwähnten Uebertretungs⸗ 
tatbeſtänden noch unberechtigtes Fiſchen, Tierquälerei, 
Fälſchung von Legitimationspapieren. Bei der Land⸗ 
ſtreicherei iſt nunmehr auch ein Tatbeſtand gegen das 
Zigeunerunweſen geſchaffen. Darnach werden mit Ge⸗ 
fängnis bis zu ſechs Monaten oder mit Haft beſtraft 
Perſonen, die bandenmäßig aus Arbeitsſcheu oder aus 
Hang zu ungeordnetem Leben im Lande umherziehen, 
auch wenn ſie nicht mittellos ſind. 
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Leſung iſt die weitere wiſſenſchaftliche Vertiefung, Notſtande handelt oder Nothilfe leiſtet, wer die 
namentlich in der Lehre vom Verbrechen (Schuld, Handlung unter pflichtmäßiger Berückſichtigung 
Rechtswidrigkeit, Rechtsirrtum, Verſuch, Teilnahme der ſich gegenüberſtehenden Intereſſen vornimmt.“ 
uſw.). Der Entwurf iſt in den Tatbeſtänden und Im Tatbeſtande der Erpreſſung iſt von der Drohung 
Strafdrohungen noch mehr durchgearbeitet, ich mit einem rechtswidrigen Verhalten oder von einer 
möchte ſagen individualifiert worden. Alle die Drohung die Rede, die den Gewohnheiten des 
neurechtlichen Inſtitute, wie bedingte Strafaus⸗ redlichen Verkehrs widerſpricht. Bei der Körperver⸗ 
ſetzung und Rehabilitation, dieſe in der glücklichſten letzung findet ſich eine beſondere Regelung der 
Weiterentwicklung, find übernommen. Einwilligung, wornach nicht rechtswidrig handelt. 

Die Aufgabe des Geſetzes, auch der Der: wer eine Körperverletzung mit Einwilligung des 
brechensbekämpfung zu dienen, iſt noch ſtärker ber Verletzten begeht; dies gilt nicht, wenn die Tat 
tont. Dies tritt insbeſondere in dem vom Strafen: trotz der Einwilligung gegen die guten Sitten ver: 
ſyſtem völlig losgelöſten XI. Abſchnitt des Allg. ſtößt. Ferner iſt im Tatbeſtande des Verrats 
Teils „Maßregeln der Beſſerung und Sicherung“ von Privatgeheimniſſen (StGB. 8 300, Aerzte, 
hervor. Die Maßregeln der Beſſerung wurden Rechtsanwälte) die Offenbarung für nicht rechts⸗ 
durch eine allgemeinere Zulaſſung der Schutz⸗ widrig erklärt, wenn fie zur Wahrnehmung be: 
aufſicht ergänzt. Das Problem der ſtrafrechtlichen rechtigter privater oder öffentlicher Intereſſen er: 
Bekämpfung der Trunkenheit iſt zentraler als im forderlich war, vorausgeſetzt, daß dabei die ſich 
Vorentwurf und in der erſten Leſung angefaßt gegenüberſtehenden Intereſſen pflichtmäßig berüd: 
worden. Einmal durch den Uebertretungstatbeſtand ſichtigt worden ſind. Ich bin hier bei der Wahrung 
bei Handlungen in gefaͤhrlicher Trunkenheit. Dar⸗ berechtigter Intereſſen und möchte gleich anfügen, 
nach wird mit Haft bis zu 3 Monaten oder Geld: daß nach dem Beſchluſſe zweiter Leſung der Prefſe 
ſtrafe bis zu 500 M beſtraft, wer ſich durch eigenes | der Schutz des $ 193 StGB. bei Wahrung öffent: 
Verſchulden in Trunkenheit verſetzt, wenn er in licher Intereſſen zugebilligt worden iſt, wenn der 
dieſem Zuſtand andere Perſonen verletzt oder ge⸗ Täter ſich nachweislich in entſchuldbarem guten 
fährdet, grobe Gewalttätigkeiten gegen fremde Glauben an die Wahrheit der Aeußerung befunden 
Sachen begeht oder die öffentliche Ordnung gröb: hat. Dann find die Strafdrohungen noch elaſtiſcher 
lich ſtört. Neben Haft kann auf Arbeitshaus, geſtaltet, in vielen Fällen noch mehr Strafarten 
auf Wirtshausverbot und auf Unterbringung des als bisher zur Wahl geſtellt und die Mindeft⸗ 
Verurteilten in einer Trinkerheilanſtalt erkannt maße entweder ganz beſeitigt oder doch weiter ge: 
werden. Dann aber durch einen Vergehenstatbeſtand, mindert. So iſt z. B., um nur einen Fall zu 
der dieſen Tatbeſtand ergänzt und über die mitt⸗ erwähnen, bei dem Verbrechen des ſchweren Diebſtahls 
lere Kriminalität hinausgeht. Es verſtößt gegen | (StGB. $ 243) im Falle mildernder Umſtaͤnde 
das Rechtsbewußtſein, wenn ſich jemand, kurz ge: ſtatt drei Monate Gefängnis ein Monat angedroht. 
ſagt, Unzurechnungsfähigkeit antrinkt und in dieſem | Die Vereinfachung der Kaſuiſtik durch die nun 
Zuſtand ein Verbrechen, eine ſchwere Körperver: etwas anders gefaßten beſonders ſchweren Fälle 
letzung, eine Brandſtiftung oder ein Sittlichkeits⸗ iſt beibehalten und noch weiter ausgedehnt. Durch 
delikt begeht, wegen deſſen er nach geltendem die Annahme eines beſonders ſchweren Falles wird 
Rechte (StGB. $ 51) ſtraffrei gelaſſen werden der Charakter der ftrafbaren Handlung nicht ver: 
muß. Der Kommiſſionsentwurf hat nach dem ändert und die Zuſtändigkeit nicht verrückt. Dann 
Vorgange des Oeſterr. Entwurfs, den der Gegen: wurde das richterliche Milderungsrecht erweitert. 
entwurf übernommen hatte,) einen neuen Sonder: Nicht bloß in einzelnen Vorſchriften des Allg. 
tatbeſtand geſchaffen, der die Beſtrafung ermög: Teils, fo beim ſog. abſolut untauglichen Verſuch 
licht und ſich über das ganze Gebiet des Straf: und beim Widerruf bei den Eidesdelikten, ſondern 
rechts erſtreckt. Darnach wird mit Gefängnis bis vor allem durch die ſpäter zu erwähnende Straf⸗ 
zu zwei Jahren beſtraft, wer ſich durch eigenes zumeſſungsanweiſung bei entſchuldbarem Rechts— 
Verſchulden in Trunkenheit verſetzt, wenn er in irrtum. Dazu tritt das aus dem Vorentwurf 
der Trunkenheit ein Verbrechen begeht, wegen deſſen übernommene Milderungsrecht bei verminderter 
er nicht beſtraft werden kann, weil es ihm nach | Zurechnungsfähigkeit, Jugend, Ueberſchreitung von 
8 20 Abſ. 1 nicht zugerechnet?) werden kann. Auch Notwehr oder Notſtand oder Nothilfe, bei Per: 
hier kann neben der Strafe auf Wirtshausverbot ſuch. Beihilfe, mittelbarer Täterſchaft oder An: 
oder auf Unterbringung des Verurteilten in einer ſtiftung.“) Und ſchließlich geben die beſonders 
Trinkerheilanſtalt erkannt werden. u. „ 

Die Befugniſſe des Richters, ſeine Befugniſſe | 7 Ein 90 K Fall liegt vor, wenn der 
im Strafgeſetz, find noch erweitert worden. Zu- verbrecheriſche Wille des Täters ungewöhnlich ſtark und 
vörderſt in der Geſtaltung der Tatbeſtände und verwerflich iſt und die Tat durch die beſonderen Ulm 


in der Schaffung von Ermeſſensbegriffen. Im, 1 85 5 durch ihre verſchuldeten 
5 | ) Im Falle von beſonderen Eigenſchaften und Ser 
) Oeſterr. Entwurf 8 242; Gegenentwurf 8 190. hältniſſen (Sonderdelikten), die bei dem mittelbaren Tater 
) Wegen fehlender Zurechnungsfähigkeit. oder Anſtifter nicht vorliegen, ſeine Strafbarkeit aber 


„ 8 211 EI 1 Fi 1 „ 
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leichten Fälle ein unbeſchränktes Milderungsrecht; 
ihre Regelung erſtreckt ſich au] das ganze Straf⸗ 
recht, auf alle Tatbeſtände, wo ſich ihre Begriffs⸗ 
beſtimmung verwirklichen kann.“) Schließlich find 
auch die Fälle, in denen der Richter von Strafe 
abſehen darf, vermehrt worden. So beim untaug⸗ 
lichen Verſuch, beim Rechtsirrtum, wenn nach den 
beſonderen Umſtänden des Falles eine Beſtrafung 
nicht geboten iſt, dann bei der unterlaſſenen Ver⸗ 
brechensanzeige bei ernſtlicher Bemühung auf Ab⸗ 
wendung des Erfolgs und ſchließlich in beſonders 
leichten Fällen zufolge beſonderer Ermächtigung: 
im Allg. Teil nach der Strafzumeſſungsanweiſung 
bei verminderter Zurechnungsfähigkeit, Jugend, 
Ueberſchreitung von Notwehr oder Notſtand oder 
Nothilfe, bei Verſuch, Beihilfe, mittelbarer Täter: 
ſchaft oder Anſtiftung hier unter den vorhin an⸗ 
gedeuteten beſonderen Vorausſetzungen; im Be⸗ 
ſonderen Teil bei der einfachen vorſaͤtzlichen und 
bei der fahrlaſſigen Körperverletzung, der Beleidigung, 
der nun unter Strafe genommenen vorſätzlichen 
falſchen uneidlichen Ausſage, beim Hausfriedens⸗ 
bruch, beim Bruch des Aufenthaltsverbots, bei der 
Verletzung des Briefgeheimniſſes, bei der Munitions⸗ 
entwendung auf Schießplätzen, bei dem Tatbeſtande 
des Bettels in der Form, wenn ſich der Täter in 
einer Notlage befunden hat, die nicht auf Arbeits⸗ 
ſcheu oder Liederlichkeit zurückzuführen iſt. dann 
in einigen weiteren Tatbeſtänden der kleineren 
Kriminalität und ſchließlich wie ſchon im Vor⸗ 
entwurf, bei allen Uebertretungen. 


Nach dieſen allgemeinen Bemerkungen ſolge ich 
im Gegenſatze zur Ueberſicht über die erſte Leſung, 
die ſich noch an die Syſtematik des Vorentwurfs 
anſchloß, der Anordnung des Kommiſſionsentwurfs. 


A. Erſtes Buch. Verbrechen und Vergehen. 


I. Allgemeiner Teil.“) Im erſten Ab⸗ 
ſchnitt iſt in $ 1 als leitender Satz vorangeſtellt: 
Niemand darf wegen einer Tat beſtraft werden, 
für die Strafe nicht geſetzlich beſtimmt iſt. Damit 
iſt in Uebereinſtimmung mit dem geltenden Rechte 
die Analogie im Strafrecht ausgeſchloſſen. Die 
Vorſchrift des § 2 (Zeitliche Geltung des Geſetzes, 
StGB. § 2) wurde insbeſondere dahin ergänzt, 


nicht ausſchließen. Hier greift das fakultative Straf⸗ 
milderungsrecht zugunſten des mittelbaren Täters oder 
Anſtifters ein. 

) Ein beſonders leichter Fall liegt vor, wenn der 
verbrecheriſche Wille des Täters gering und nach den 
Umſtänden entiſchuldbar iſt, und die Folgen der Tat 
unbedeutend ſind, ſo daß auch die mildeſte vom Geſetz 
angedrohte Strafe eine unbillige Härte enthalten würde. 

10) Die 13 Abſchnitte des Allg. Teils lauten: Gel⸗ 
tung und Sprachgebrauch des Geſetzes; Die ſtrafbare 
Handlung; Verſuch und vorbereitende Handlungen; 
Täter und Teilnehmer; Zuſammentreffen mehrerer jtraf- 
barer Handlungen; Strafantrag; Strafen; Bedingte 
Strafausſetzung und vorläufige Entlaſſung; Nebenſtrafen 
und Nebenfolgen; Maßregeln der Beſſerung und Siche- 
rung; Strafbemeſſung; Verjährung; Wiedereinſetzung. 
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daß trotz der Aenderung des in auf vorher 
begangene Taten Maßregeln der Beſſerung und 
Sicherung angeordnet werden können. Das inter⸗ 
nationale Strafrecht, das ſchon in der erſten Leſung 
gegenüber dem Vorentwurf geändert wurde, der 
den inländiſchen Strafanſpruch überſpannt hatte, 
iſt erneut geändert worden. Unter die Weltver⸗ 
brechen ſind auch der Landesverrat und die Anariffe 
gegen die deutſche Wehrmacht aufgenommen worden; 
dagegen find nunmehr die Verbrechen und Vergehen 
gegen einen deutſchen Beamten nur dann Welt⸗ 
verbrechen, wenn ſie gegen ihn während oder wegen 
der Ausübung ſeines Amtes begangen wurden. 
Bei den Auslandverbrechen Deutſcher wurden An⸗ 
griffe gegen die Staatsgewalt oder Friedensge⸗ 
fährdungen, losgelöſt von der lex loci, alſo un⸗ 
abhängig vom ausländiſchen Recht, neu eingefügt. 
Der 1. Abſchnitt bringt auch in $ 12 Erläuterungen 
über den Sprachgebrauch des Geſetzes, über den 
Begriff „Angehörige“, „Jugendliche“, „Beamte“, 
„Richter“, „Unternehmen“, „Gewalt“ und „Ur⸗ 
kunden“, !) leider nicht mehr über die Gleichſtellung 
der elektriſchen Energie mit der beweglichen Sache.“) 
Solche Erläuterungen oder Begriffsbeſtimmungen 
finden ſich auch in anderen Abſchnitten; ſo in 
dem 2. Abſchnitt „die ſtrafbare Handlung“, die 
ſchon erwähnten Definitionen über Zeit und Ort 
der Handlung und dann eine, zwar der bisherigen 
Rechtſprechung entſprechende, für die Zukunſtsent⸗ 
wicklung unter Umſtänden aber nicht ungefährliche 
Begriffsbeſtimmung über das Unterlaffungsbelift.'°) 


Der Entwurf führt völlig das Verſchuldungs⸗ 
prinzip durch. Im zweiten Abſchnitt iſt der Satz 
„keine Straſe ohne Schuld“, dieſe elementare Forde⸗ 
rung der Gerechtigkeit das Leitmotiv des Ganzen. 
In 8 16 iſt grundlegend vorgeſchrieben: ſtrafbar 
iſt nur, wer vorjäglich oder fahrläſſig handelt. 
Zugleich bleibt mit dem Vorentwurf die Erfolgs⸗ 
haftung des geltenden Rechtes beſeitigt.“) Ob für 
Zoll⸗ und Steuerdelikte Ausnahmen von dem Ver⸗ 
ſchuldungsprinzip beizubehalten ſind, wird bei Auf⸗ 


1) Darnach find Urkunden Gegenſtände, die durch 
Schriftzeichen oder dieſen durch Geſetz, Verkehrsſitte oder 
Vereinbarung, gleichgeſtellte Zeichen einen Gedanken⸗ 
inhalt zum Ausdruck bringen. 

12) A. a. O. S. 98. 


12) 1 iſt wegen Herbeiführung eines Erfolgs 
nur ſtrafbar, wer rechtlich verpflichtet war, den Eintritt 
des Erfolgs durch Handeln zu verhindern. Dieſe Pflicht 
beſteht auch für den, der durch ſeine Tätigkeit die Gefahr 
des Eintritts des Erfolgs herbeigeführt hat. Das Gericht 
könnte alſo die ſittliche Pflicht zum Handeln nicht 
genügen laſſen. 

14) Die Regelung bezüglich der Erfolgshaftung 
lautet nunmehr: Iſt für den Fall, daß eine ſtrafbare 
Handlung eine im Geſetz beſonders bezeichnete Folge 
hat, eine höhere Strafe angedroht, ſo trifft ſie, ſoweit 
nichts anderes beſtimmt iſt, den Täter nur, wenn er den 
Erfolg wenigſtens als möglich vorausſehen konnte. Alſo 
nur ſchuldhaftes Bewirken des Erfolgs ſoll die Belaſtung 
herbeiführen. Im ſchwurgerich lichen Verfahren wird 
dieſe Vorausſehbarkeit den Gegenſtand einer Nebenfrage 
zu bilden haben. 
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ſtellung des Einführungsgeſetzes zu prüfen fein. 
Ich bin kein Freund der Formaldelikte, die etwas 
Veraltetes an ſich haben und deren Vorhandenſein 
ſür das bayriſche Steuerrecht ſchon das Oberſte 
Landesgericht in ſeiner Entſcheidung vom 17. Januar 
1911 (Bd. 11 S. 23) verneint hat. 

Um das Verſchuldungsprinzip durchzuſühren, 
ſind wie in erſter Leſung Begriffsbeſtimmungen 
über die Schuldformen gegeben. Sie ſind, indem 
ſie nunmehr die Ergebniſſe der Wiſſenſchaft und 
der reichs gerichtlichen Rechtſprechung kodifizieren, in 
zweiter Leſung noch verbeſſert worden. Insbe⸗ 
ſondere hat ſich die Kommiſſion bei der Begriffs⸗ 
beſtimmung über den Vorſatz nunmehr der, eben: 
falls vom Reichsgericht angenommenen Willens⸗ 
theorie angeſchloſſen. Dieſe Definitionen ſind nun⸗ 
mehr in 88 17 ff. über Vorſatz, eventueller Vorſatz, 
über wiſſentlich — die neue Form des direkten Vor⸗ 
ſatzes unter Ausſchluß des eventuellen Vorſatzes —, 
dann über Abſicht und über Fahrläſſigkeit, dieſe in 
bewußte und unbewußte Fahrläſſigkeit teilend — 
aufgeſtellt.““) Nur die in wenigen Tatbeſtänden vor: 
kommenden Schuldarten, böswillig oder boshaſt 
(dieſes bei dem Vergehen der Tierquälerei) ſind 
begrifflich nicht umgrenzt. Ich habe mich früher 
als Gegner ſolcher Begriffsbeſtimmungen im Geſetze 
bekannt, allein ich bin objektiv genug, die Gründe 
für ihre Aufnahme anzuerkennen. Sie ſichern die 
Durchführung des Verſchuldungsprinzips und eine 
feſte Abgrenzung der Tatbeſtände des beſonderen 
Teils in der Echuldform. Vorkommniſſe wie im 
geltenden Recht, daß z. B. das Abſichtlich bei der 
Untreue als Vorſätzlich genommen wurde, ſind 
natürlich ausgeſchloſſen. Uebrigens iſt jetzt bei 
dieſem Tatbeſtand im Entwurfe Wiſſentlichkeit 
erfordert, alſo eventueller Vorſatz ausgeſchloſſen. 
Zufolge einer Regelung im Allgemeinen Teil iſt 
es nunmehr im Entwurſe möglich geworden, daß 
die Schuldart „vorſätzlich“ bei Verbrechen und vor— 
ſätzlichen Vergehen in den einzelnen Tatbeſtänden 
des Beſonderen Teils nicht mehr angeführt zu 
werden braucht. 

Bei der Unzurechnungsfähigkeit iſt nunmehr 


1) Darnach handelt vorſätzlich, wer den Tat— 
beſtand der ſtrafbaren Handlung mit Willen und Willen 
verwirklicht, oder die Verwirklichung des Tatbeſtandes 
zwar nur für möglich hält, jedoch für den Fall der Ver: 
wirklichung mit ihr einverſtanden iſt. 

Soweit das Gefep wiſſentliches Handeln fordert, 
genügt es nicht, wenn der Täter die Verwirklichung des 
Tatbeſtandes nur für möglich hält und für den Fall 
der Verwirklichung mit ihr einverſtanden iſt. 

Abſicht liegt vor, wenn es dem Täter darauf an: 
kommt, einen Erfolg, der im Geſetze bezeichnet iſt, herbei— 
zuführen. 

Fahrläſſig handelt, wer die Sorgfalt außer acht 
läßt, zu deren Anwendung er nach den Umſtänden und 
nach ſeinen perſönlichen Verhältniſſen verpflichtet und 
imſtande iſt, und infolgedeſſen entweder nicht voraus⸗ 
ſieht, daß ſich der Tatbeſtand der ſtrafbaren Handlung 
verwirklichen könne, oder, obwohl er dies für möglich 
hält, darauf vertraut, daß es nicht geſchehen werde. 
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auch die Geiſtesſchwäche als biologiſcher Zuſtand 
aufgenommen, durch deren Aufnahme auch die ver⸗ 
minderte Zurechnungsfähigfeit erweitert iſt. Die Re⸗ 
form des Jugendſtrafrechts iſt ſachlich unverändert 
geblieben; die Maßregeln der Erziehung find hier 
in den 10. Abſchnitt: „Maßregeln der Beſſerung 
und Sicherung“ verwieſen worden. 

Wie ſchon angedeutet, iſt die ſachlich wohl tief⸗ 
greifendſte Aenderung der 2. Leſung die Regelung 
bezügl. des Rechtsirrtums. Der nicht glückliche 
Beſchluß 1. Leſung, wornach der ſtrafrechtliche 
Irrtum obligatoriſcher Strafmilderungsgrund war, 
iſt aufgegeben; die Zweiteilung des Irrtums in 
ſtrafrechtlichen und außerſtrafrechtlichen Irrtum, 
wie ihn die reichsgerichtliche Rechtſprechung durch⸗ 
geführt hat, iſt verworfen. Auch die ausländiſche 
Geſetzgebung, insbeſondere der Schweizer und der 
Oeſterreichiſche Entwurf, kennen dieſe Scheidung 
nicht. Die Wiſſenſchaft hat dieſe Zweiteilung eben⸗ 
falls einhellig verworfen. Eine einwandfreie Schei⸗ 
dung beider Irrtumsarten iſt auch dem Reichs⸗ 
gericht nicht gelungen. Im Gegenteile neigt die 
Rechtſprechung des Reichsgerichts dazu, Falle außer⸗ 
ſtrafrechtlichen Irrtums für ſtrafrechtlichen Irrtum 
zu erklären. Dieſe Unſicherheit ſpricht gegen eine 
Kodifikation auf ſolcher Grundlage. Der Entwurf 
hat nun in Form einer Strafzumeſſungsanweiſung 
einheitliche Grundfäge für alle Fälle aufgeſtellt, in 
denen der Täter infolge Rechtsirrtums ſeine Tat 
für nachweislich erlaubt hielt. In ſolchen Fällen 
ſoll auf gewiſſe ſtrenge Strafen (Todesſtrafe, Zucht 
haus, Ehrenſtrafen, Aufenthaltsverbot, Arbeits⸗ 
haus, Strafſchärfung) nicht erkannt werden dürfen. 
Iſt der Irrtum entſchuldbar, ſo ſoll der Richter 
die Strafe nach freiem Ermeſſen mildern können. 
Er darf auch von Strafe abſehen, wenn nach 
den beſonderen Umſtänden des Falles eine Be: 
ſtrafung nicht geboten iſt. Eine auch im Intereſſe 
der Praxis zu begrüßende Neuregelung. Sie er: 
ſpart dem Richter die oſt ſchwierige Unterſuchung. 
ob ſtrafrechtlicher oder außerſtrafrechtlicher Irrtum 
vorliegt; ſie gibt ihm die notwendige Bewegungs: 
freiheit, dient der Gerechtigkeit und iſt in gewiſſem 
Einklange mit der bayeriſchen Rechtsentwicklung.) 
Sie verwirklicht im weſentlichen geſetzgeberiſch ſchon 
das, was auf dem letzten Richtertag erſtrebt wurde. 
Selbſtverſtändlich fällt der Irrtum über Tatſachen 
unter den Vorſatz und führt zur Freiſprechung. 
Dies im Geſetze auszuſprechen wurde nicht für 
notwendig erachtet.“') Dagegen wurde hinſichtlich 
der jog. negativen Tatbeſtandsmerkmale in § 17 


16 Art. 61 des bayer. Polizeiſtrafgeſetduches von 
1861 ermächtigte den Richter zur Freiſprechung, wenn 
der Täter die übertretene Vorſchrift nicht leicht in Er⸗ 
fahrung bringen konnte. Das Ob. iſt in ſeinem Ur 
teil vom 3 Dezember 1910 (Samml. Bd. 40 S. 38 f. 
und dieſe Zeitſchrift Jahrg. 7 S. 120) in einem Fal 
ſchuldloſen Strafrechtsirrtums zur Freiſprechung ge 
kommen. 


19) DI. 1913 S. 484 ff. 
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Abſ. 2 eine ausdrückliche Regelung dahin getroffen, 
daß nicht vorſätzlich handelt, wer auf Grund tat⸗ 
ſächlichen Irrtums einen nicht zum Tatbeſtande 
gehörigen Tatumſtand annimmt, der die Rechts⸗ 
widrigkeit der Tat ausſchließen würde.“) 

(Schluß folgt). 


Humanität, Strenge und Zudividnaliſterung 
in der Etrafanſtalt in Bayern. 
Von Strafanſtaltsdirektor Otto Leybold in Landsberg a. L. 
(Schluß). 


Strenge. 


Den aus Gründen der Menſchlichkeit getroffenen 
Einrichtungen halten die Vorſchriften reichlich das 
Gleichgewicht, welche der Strenge des Strafvollzugs 
dienen. 

Dem Gefangenen iſt die Freiheit zur Strafe 
entzogen; er muß daher mit fühlbarer Strenge 
behandelt werden. 

Sobald der Verurteilte die Strafanſtalt be⸗ 
treten hat und als Gefangener aufgenommen iſt, 
iſt ſein freier Wille, ſein freies Verfügungsrecht 
erheblich beſchränkt. Es werden ihm Kleider, Wäſche, 
Schuhe und alle ſonſtigen eigenen Sachen abge⸗ 
nommen. Er erhält Sträflingskleidung, Waͤſche 
und Beltzeug von der Anſtalt. Den Zuchthaus⸗ 
gefangenen wird der Bart abgenommen, das Haar 
kurz geſchoren. Der Gefangene bleibt auf die 
Dauer des Strafvollzugs von der Familie, der 
Vater vom Hauſe, die Mutter von den Kindern, 
getrennt. Er wird nicht nur in die Anſtalt, ſondern 
innerhalb der Anſtalt in die Zelle oder ſonſtigen 
Räume (Schlafſäle, Arbeitsräume) eingeſchloſſen. 
Ueberall findet er verſchloſſene Türen, vergitterte 
Fenſter. Nachts, wenn in der Anſtalt lautloſe 
Ruhe herrſcht, hört er den Schritt der Wache, die 
regelmäßige Erprobung der Sicherheitsalarme, welche 
allen Verhältniſſen Rechnung tragen und den Ge: 
danken an Gewalttat und Flucht zurückdrängen. 
Die Zellenwände ſind kahl, das Fenſter iſt hoch 
oben angebracht. Steigt der Gefangene heimlich 
zum Fenſter hinauf und wird er dabei ertappt und 
gemeldet, ſo droht ihm Disziplinarſtrafe. Was er 
durch das Zellenfenſter überſchaut, ſind in der Regel 
wieder nur Gefangene, Aufſeher und umſchloſſene 
Höfe. Nicht nur in der Zelle, auch in der Kirche 
und Schule iſt die Vereinzelung des Gefangenen 
durchgeführt, weil auch dort zellenförmige Ein: 


18) Ein etwas theoretiſcher Punkt. Beiſpiel: Der 
Täter nimmt infolge tatſächlichen Irrtums das Vor— 
handenſein einer Sachlage an, bei deren wirklichem Vor— 
liegen ſeine Handlung rechtmäßig wäre. Alſo z. B., er 
glaubt einem gegenwärtigen Angriff gegenüber zu ſtehen 
und übt dieſem vermeintlichen Angriff gegenüber Not— 


wehr. Es fehlt hier der Vorſatz. 
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bauten errichtet ſind. Der Gefangene iſt überall, 
auch in der Kirche und Schule, bewacht. An allen 
Türen find ſog. Beobachter eingeſchnitten. Die 
Ueberwachung erfolgt durch uniformierte, mit der 
Dienſtwaffe verſehene Aufſeher. Ein weitgehendes 
Schweigegebot iſt den Gefangenen auferlegt — in 
und außerhalb der Zelle. Auch in der Hofſtunde 
dürfen nur die Gefangenen ſprechen, denen es vom 
Vorſtand erlaubt iſt. Mit den Beamten der An⸗ 
ſtalt darf der Gefangene nur ſprechen, wenn er 
etwas zu melden hat oder wenn er zum Sprechen 
aufgefordert wird. Kein Gefangener darf ſich der 
Aufſicht entziehen. Kein Gefangener darf etwas 
beſitzen, was ihm nicht übergeben iſt. Wohin der 
Gefangene auch gehen mag, zum Arzt, zur Kirche, 
zur Schule, zum Direktor, zum Baden, in den 
Spazierhof, zur Arbeit, überallhin wird er geführt, 
allein oder in Abſtänden, einer hinter dem anderen. 

Gleichzeitig beſteht für den Gefangenen eine 
ernſte Gehorſamspflicht. Wenn ein Gefangener 
ſich über einen Befehl beſchweren will, muß er ſich 
zum Rapport melden, darf aber vorher den Ge⸗ 
horſam nicht verweigern und nicht widerſprechen. 
Er darf nicht nur baden, er muß baden. Er 
muß in den Spazierhof gehen. Er muß an den 
Werktagen arbeiten. Er muß für den Staat 
fleißig und ohne beſtimmten Lohn arbeiten; beim 
Ableben eines Gefangenen fällt eine ihm etwa 
ſchon gutgeſchriebene Arbeitsbelohnung an die 
Staatskaſſe zurück. Das Recht auf den Bezug 
einer Invaliden⸗ oder Unfallrente ruht, ſolange 
der Gefangene in der Strafanſtalt iſt. Der Ge⸗ 
fangene muß — von Ausnahmen abgeſehen — 
zur Kirche und Schule gehen. Er muß ſeine 
Mahlzeiten zur vorgeſchriebenen Zeit einnehmen, 
muß zur feſtgeſetzten Stunde vom Bettlager auf⸗ 
ſtehen, muß ſich zur Ruhe niederlegen, wenn das 
Zeichen gegeben wird; wenigſtens wird ihm das 
künſtliche Licht entzogen. Er muß ſeine Zelle 
ſelbſt reinigen. Daß beim Vorliegen beſonderer 
Umſtände gewiſſe Rückſichten genommen werden 
dürfen, ſoll hier nicht unerwähnt beiben. Der 
Gefangene muß um alles bitten oder muß doch 
die vorgeſchriebene Meldung machen: wenn er 
über ſeine Arbeitsbelohnung oder über ſein eigenes 
Geld verfügen will; wenn er einen Brief ſchreiben, 
eine Eingabe machen will; wenn er zum Bitt— 
oder Beſchwerde Rapport, zum Arzt gehen will. 
Die ein⸗ und ausgehenden Briefe des Gefangenen 
werden von dem berufenen Beamten durchgeſehen. 
Im Beſuchszimmer iſt ein Aufſeher oder höherer 
Beamter anweſend. Dort iſt in manchen An⸗ 
ſtalten eine Zwiſchenwand aufgeſtellt, welche den 
Gefangenen von dem Beſuchenden räumlich ge— 
trennt hält. Die Sprechdauer iſt in der Regel 
auf 15 Minuten beſchränkt. Die Erlaubnis zum 
Briefſchreiben und zum Empfang von Beſuchen 
kann eingeſchränkt und entzogen werden. Der 
Gefangene kann vom Beſuch der Kirche und Schule, 
auch von der Benützung der Gefangenen-Bibliothek, 
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teils zeitweiſe, teils dauernd ausgeſchloſſen werden. desſtaat, aus dem Reich; die zivilrechtliche Ent: 


Bei ungebührlichem, widerſetzlichem Benehmen der 
Gefangenen wahrend der Hoſſtunde kann dieſe ab⸗ 
gebrochen werden. Der Gefangene erhält keinen 
Alkohol, keinen Rauch-, keinen Kau⸗ oder Schnupf⸗ 
tabak, hat keine Gelegenheit zu geſchlechtlichem 
Verkehr. Verhältnismaͤßig raſch geht der arbeits: 
reiche Werktag vorüber; aber die Sonn⸗ und Feier⸗ 
tage und die langen, langen Nächte, welche die 
Länge der Strafzeit zu verdoppeln ſcheinen! 

Ein Gefangener, welcher die Vorſchriften der 
Hausordnung ſchuldhaft mißachtet, wird zur Ver⸗ 
antwortung gezogen und mit Disziplinarſtrafe be⸗ 
legt, wenn der Anſtaltsvorſtand davon Kenntnis 
erlangt. Auch Mißbrauch des Melde⸗ und Be⸗ 
ſchwerderechts kann Disziplinarſtrafe nach ſich 
ziehen. Die Disziplinarſtrafen beſtehen — abge: 
ſehen von Warnung und Verweis — in der Ent⸗ 
ziehung von Vergünſtigungen, Entziehung der Ar⸗ 
beit, Beſchraͤnkung der Koſt, im Ausſchluß von 
der Hofſtunde, in Entzug des Bettlagers, Feſſelung 
(als ſelbſtaͤndige Disziplinarſtrafe)h, Verbringung 
in den Arreſt zum Vollzug der einſamen Ein: 
ſperrung (einfache und geſchärfte Arreſtſtrafe). Alle 
. werden in der Regel ſofort voll⸗ 

reckt. 

Neben den Disziplinarſtrafen gibt es eine 
Reihe vorbeugender Maßnahmen zum Zwecke der 
Sicherung: Die regelmäßige Durchſuchung der Ge: 
fangenen beim Ein: und Ausrücken; die regelmäßige 
Durchſuchung der Zellen, Arbeits- und Schlafräume, 
die Prüfung der Gitter, Fenſter und Türverſchlüſſe; 
die außerordentliche Durchſuchung der Gefangenen 
und Räume bei beſtimmtem Anlaß oder Verdacht; 
die dreimonatige Verwahrung in Einzelhaft, auch 
wenn der Gefangene ſchon länger als 3 Jahre 
in ſtrenger Einzelhaſt geweſen iſt; die vorläufige 
Abſonderung des Gefangenen; die Feſſelung zum 
Zwecke der Sicherung; der Wandanſchluß, die 
Zwangsjacke; die Verbringung in die Tobzelle 
(Beruhigungszelle); die Anwendung der eigenen 
Waffengewalt der Anſtalt; das Aufgebot der be— 
waffneten Militärmacht nach dem Geſetze vom 
Jahre 1851. 

Mittelbar gehören zur Strenge des Straſpoll— 
zugs die Nebenſtrafen, die Nebenwirkungen der 
Strafe und die Straffolgen geſetzlicher und poli— 
zeilicher Art, die alle mehr oder weniger ſchwer 
auch von den Angehörigen des Gefangenen mit— 
empfunden werden: Die Pflicht, die Koſten des 
Strafverfahrens und des Strafvollzugs zu be— 
zahlen (die unter Umſtänden ſehr hohen Gerichts— 
koſten und 1.30 .M für jeden Verpflegungstag in 
der Strafanſtalt): die Folgen der Aberkennung 
der bürgerlichen Ehrenrechte, der Stellung unter 
Polizeiauſſicht, der Ueberweiſung an die Landes— 
polizeibehörde mit der Ermächtigung, den Ge⸗ 
ſangenen nach verbüßter Strafe noch bis zur Dauer 
von 2 Jahren in das Arbeitshaus einzuſchaffen; 
die Aueweiſung aus der Gemeinde, aus dem Bun— 


ſchädigungspflicht des Verurteilten gegenüber dem 
Verletzten, Getöteten, Beſtohlenen, Betrogenen. 

Bei manchem Verurteilten haufen ſich die 
Folgen der Straftat, die Straffolgen und Neben⸗ 
wirkungen der Strafe in bedauerlichem Maße. 
Alles zerfällt: Haus, Vermögen, Ehre, Familie, 
Geſundheit, bisweilen das Leben. 

Hat der Gefangene ſeine Strafe verbüßt und 
iſt von ihm eine Gefährdung der öffentlichen 
Sicherheit zu erwarten, ſo wird er nicht ſtei 
entlaſſen, ſondern auf dem Schubwege dem Orte 
zugeliefert, nach dem er zu entlaſſen iſt. 

Humanität und Strenge dienen der ſozialen 
Erziehung und Beſſerung des Gefangenen. 
Es muß angeſtrebt werden, den Gefangenen wieder 
zu einem nützlichen Mitglied der bürgerlichen Ge: 
ſellſchaft zu machen. Durch Humanität und Strenge 
wollen wir den Gefangenen, den einen mit der 
Rechtsordnung verſöhnen, ihm die Erkenntnis ſeiner 
Schuld vermitteln, ihn geſund und arbeitsfaͤhig 
erhalten, in ihm das Vertrauen auf die Zufunit 
erwecken, den andern zu Gehorſam und Achtung 
vor dem Geſetze, zu Nüchternheit, Ordnung. Selbit: 
beherrſchung und zur Arbeit erziehen. Die beſte 
Erziehungsform bleibt dabei immer das untadel⸗ 
hafte Beiſpiel der Strafanſtaltsbeamten, die mit 
großer Sorgfalt ausgewählt werden müſſen. 


Neben der bürgerlichen Erziehung und Bere 


rung wird die religiös⸗fittliche Beſſerung des Ver: 


urteilten verſucht. Hier iſt das weite Gebiet des 
Hausgeiſtlichen, der dem Gefangenen beim Gottes: 
dienſt, bei der Predigt, beim Religionsunterricht. 
bei Beicht und Abendmahl und ganz beſonders 
bei den Zellenbeſuchen nähertreten kann. 


Und der Hauslehrer hat im Schulunterricht 
wie bei den Zellenbeſuchen reichlich Gelegenheit. 
an der bürgerlichen und inneren Beſſerung des 
Gefangenen zu arbeiten. 


Individualiſierung. 


Wenn auch Humanität und Strenge allen Ge 
fangenen gegenüber angewendet werden können, ift 
doch nicht geſagt, daß fie allen Gefangenen geaen: 
über in gleicher Weiſe angewendet werden müſſen. 
Vielmehr verpflichtet uns die Hausordnung zur 
individualiſierenden Behandlung der Gefangenen. 
Wir ſollen auf die perſönlichen Eigenſchaften und 
Verhältniſſe des Gefangenen Rückſicht nehmen. 

Hier muß ſich die Tüchtigkeit des Strafanitalt?: 
beamten zeigen; denn niemals darf dieſe Rückſicht 
den Anſchein einer Bevorzugung und Begünſtigung 
oder einer Bedrückung des Gefangenen erwecken. 
noch darf ſie zu einer weichen Nachgiebigkeit gegen: 
über mutwilligen, unangebrachten Wünſchen der 
Gefangenen werden. Die Durchführung der In: 
dividualiſierung iſt durchaus nicht leicht, aber in 
gewiſſen Grenzen möglich. Je weiter in der ın: 
dividualiſierenden Behandlung eines Gefangenen 


ur 
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gegangen werden ſoll, deſto notwendiger iſt deſſen 
Verwahrung in der Einzelzelle. In der vollen 
Gemeinſchaftshaft müſſen die Gefangenen möͤglichſt 
gleich behandelt werden. Aber beim Bittrapport, bei 
Zellenbeſuchen, bei Einzelvorführungen, bei allen 
Gelegenheiten, bei welchen der Beamte dem Ge⸗ 
fangenen allein gegenüberſteht, kann der Beamte 
den perſönlichen Verhältniſſen des Gefangenen Rech⸗ 
nung tragen. Im Wege der Individualiſierung 
beſtimmt der Vorſtand in jedem einzelnen Falle, 
ob der Gefangene in ſtrenger oder gemilderter 
Einzelhaft (gemildert durch die Erlaubnis, in der 
Hofſtunde zu ſprechen), in voller oder beſchränkter 
Gemeinſchaftshaft (beſchränkt durch Verwahrung in 
der Einzelzelle für die Freizeit und Nachtzeit) ge⸗ 
halten werden ſoll; in welchem Arbeitsbetrieb der 
Gefangene zu beſchäftigen iſt (leichte oder ſchwere 
Arbeit, Hand⸗ oder Maſchinenarbeit, Arbeit in der 
Zelle oder im Saal, Arbeit im Freien oder im 
geſchloſſenen Raum); wie hoch die Arbeitsbelohnung 
des Gefangenen ſein ſoll; ob die Erlaubnis, Briefe 
zu ſchreiben und Beſuche zu empfangen, zu er⸗ 
weitern oder einzuſchränken ſei; ob die Beſuchs⸗ 
dauer zu verlängern ſei, ob die Beſprechung unter 
Aufficht oder ohne Auffiht und an welchem Orte 
ſie ſtattzufinden habe; ob der Gefangene die für 
ihn ankommenden Briefe in der Zelle behalten 
darf oder nach Kenntnisnahme wieder zurückgeben 
muß; ob der Gefangene außer mit ſeinen nächſten 
Angehörigen auch mit anderen Perſonen in brief⸗ 
lichen oder perſönlichen Verkehr treten darf; ob 
und wie weit der Gefangene ſich Genußmittel 
(ſog. Zuſatznahrung) kaufen oder ſonſt über ſein 
Guthaben verfügen darf; ob er an Arbeitstagen 
Freiſtunde zu geiſtiger Beſchäftigung erhalten ſoll; 
ob einem Gefangenen — abgeſehen von dem Fall 
der Erkrankung — bei gegebenem Anlaß (3. B. bei 
Kränklichkeit, Schwächlichkeit, übermäßiger Körper⸗ 
größe, ſchwerer, ungewöhnlich läſtiger Arbeit) Koſt⸗ 
Zulagen oder⸗ Veranderungen gewährt werden ſollen; 
ob ihm bei ähnlichen Anlaͤſſen das Tragen be⸗ 
ſonderer Unterwäſche, Unterjacken, häufigerer Wechſel 
der Leibwäſche, zu geſtatten ſei. 

Die -Auffihtsbehörde kann unter beſtimmten 
Vorausſetzungen erlauben, daß ein Gefangener in 
der Strafanſtalt ſich ſelbſt beköſtige, eigene Kleider 
trage, eigene Bettſtücke benütze, ſich ſelbſt beſchäftige. 

Einen weiten Spielraum hat der Anſtaltsvor⸗ 
ſtand bei der Auswahl der Bücher und Schriften, 
welche einem Gefangenen aus den Büchereien der 
Anſtalt leihweiſe überlaſſen oder vom Gefangenen 
aus eigenen Mitteln beſchafft werden können. 

Während die Strafgeſetze für beſtimmte Arten 
ſtrafbarer Handlungen dem Richter beſtimmte Straf: 
arten und in der Regel auch einen beſtimmten 
Strafrahmen vorſchreiben, läßt die Hausordnung 
bei Verletzungen dieſer Ordnung durch Gefangene 
dem Anſtaltsvorſtand für die Auswahl der von 
der Hausordnung vorgeſehenen Disziplinarſtrafen 
und das Maß ihrer Anwendung freie Hand; der 


Vorſtand kann, wenn er eine Disziplinarſtrafe 
ausgeſprochen hat, — natürlich immer beim Vor⸗ 
liegen beſtimmter Vorausſetzungen — in wider⸗ 
ruflicher Weiſe den Vollzug der Disziplinarſtrafe 
ausſetzen, d. h. vom Vollzuge abſehen oder den 
begonnenen Vollzug unterbrechen unter gleichzeitiger 
Bewilligung einer Bewährungsfriſt. 

Wird ein Gefangener während der Dauer des 
Strafvollzugs vorübergehend aus der Anſtalt ab⸗ 
geliefert (als Angeklagter, Zeuge, zum Zwecke der 
Gegenüberſtellung), kann ihn der Anſtaltsvorſtand 
in eigener Kleidung oder in Sträflingskleidung ab⸗ 
liefern laſſen. Und wenn ein Gefangener in der 
Strafanſtalt ſtirbt, ſteht dem Anſtaltsvorſtand ein 
Mitbeſtimmungsrecht darüber zu, ob der Leichnam 
an ein Univerſitäts⸗Inſtitut abgegeben oder den 
Angehörigen zur weiteren Verfügung überlaſſen 
werden ſoll. 

Wenn es in der vorſtehenden Beſprechung heißt: 
„Der Vorſtand kann, der Vorſtand darf“, ſo ſoll 
damit nicht geſagt ſein, daß der Vorſtand in all 
den angegebenen Fällen ſeine Verfügung immer 
ganz eigenmächtig trifft. Vielmehr wird er in den 
von der Hausordnung vorgeſehenen Fällen unter 
allen Umſtänden, in anderen Fällen freiwillig ſich 
des Einverſtändniſſes der höheren Beamten der 
Strafanſtalt, der ſog. Konferenzbeamten (2. Direk⸗ 
tor, Inſpektor, Aſſeſſor, Hausarzt, Hausgeiſtlicher, 
Hauslehrer) verſichern. Er wird zu dieſem Zwecke 
möglichſt häufige Beamten⸗Konferenzen abhalten 
und dabei die Umſtände erörtern, welche für die 
individualiſierende Behandlung der Gefangenen 
wichtig ſind. Derartige Konferenz⸗Beſprechungen 
ſind beſonders veranlaßt, wenn es ſich um die 
Vorbereitung der Entlaſſung von Gefangenen, um 
gnadenweiſe Abkürzung der Strafzeit, um gnaden⸗ 
weiſe Unterbrechung des Strafvollzugs (mit und 
ohne Bewährungsfriſt), um die vorläufige Ent: 
laſſung, um die Stellung unter Polizeiaufſicht, um 
die Einſchaffung in das Arbeitshaus, um Fragen 
der Zwangserziehung, um Empfehlung an den 
Obſorgeverein (z. B. bei Auswanderungsgeſuchen), 
um Ausweiſung aus dem Bundesſtaat oder Reich 
handelt. 

Dem Auſſichts⸗ und Werkperſonal der Straf: 
anſtalt ſind die Verhältniſſe, auf welche ſich die 
Individualiſierung zu gründen hat, in der Regel 
nur dann bekannt, wenn ſie ihm im einzelnen Fall 
vom Vorſtand mitgeteilt worden ſind. Dieſes 
Perſonal wird deshalb bei der Behandlung der 
Gefangenen weniger die Individualiſierung im 
beſonderen Sinn der Hausordnung als jene In— 
dividualiſierung anwenden, welche ſich auf die 
allgemeine Menſchenkenntnis, auf die Beobachtung 
der Charaktere und Temperamente und die Führung 
der Gefangenen ſtützt. Aber die höheren Beamten 
der Anſtalt halten ſich in den Konferenzen über 
die Grundlagen der hausordnungsmäßigen In— 
dividualiſierung, über das Vorleben des Gefangenen, 
über die Schwere ſeiner Straftat, über die Art 
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der Begehung der Tat, über die ganze Perſön⸗ weitere Beſchwerde unbeſchränkt zuläſſig, d. h. es 

lichkeit und alle Verhaͤltniſſe des Gefangenen braucht die weitere Beſchwerde nicht nur mit Ber: 

(Körper⸗ und Geiſteszuſtand) unterrichtet. letzung des Geſetzes, ſie kann auch abweichend von 

Weil die Freiheitsſtrafe von den verſchiedenen § 27 GG. mit Tatſachen begründet werden. Die 

Verurteilten außerordentlich ungleich empfunden Beſchwerde und die weitere Beſchwerde find beide 

und getragen wird, iſt die Individualiſierung friſtlos, denn die Fälle der ſofortigen Beſchwerde 

dringend notwendig um einer ausgleichenden Ge: | find in $ 60 FGG. erſchöpfend aufgezählt, die nach 

rechtigkeit willen. 819 StAngG. zu treffenden Entſcheidungen aber 

find dort nicht angeführt (dazu $ 29 Abi. 2 56). 

Die zu entlaſſende Perſon hat kein Antrags⸗ 

Hirn 5 + bat 0 gemäß 8 59 JGG. ein 

a elbſtändiges Beſchwerderecht, wenn ſie bereits 

Das neue Keine 14 1 05 1 ar Kam geſchäſtsunfähig iſt, weil 

zriafei es ſich bei der Entlaſſung aus der Staatsange⸗ 

und Etantsangehörigfeitsgeieß. hörigkeit um eine ihre Perſon betreffende Ange: 

Von Dr. Franz Lang, rechtsk. Hilfsarbeiter im Staats⸗ legenheit handelt. Ein Mündel, d. h. eine Perſon, 

miniſterium der Juſtiz in München. die nicht unter elterlicher Gewalt, ſondern unter 

(Schluß). Vormundſchaft ſteht, hat auch deshalb ein ſelb⸗ 

B. Der Verluſt der Staatsangehörigkeit. ſtändiges Beſchwerderecht, weil das Vormundſchaſts⸗ 
Von den in $ 13 des alten StAng®. auf: 


gericht ihn über die Entlaſſung aus der Staats⸗ 

angehörigkeit hören ſoll, wenn er das 11. Lebensjahr 
gezählten Verluſtgründen iſt der unter Nr. 3: zehn: vollendet hat ($ 1827 Abſ. 1 BGB., $ 59 F.). 
jähriger Aufenthalt im Auslande, nunmehr beſeitigt. Außerdem ſteht nach 8 57 Nr. 9 JGG. das 
Dafür ſind aber zwei neue Verluſtgründe eingeführt; Recht der Beſchwerde jedem zu, der ein berechtigtes 
es geht die Staatsangehörigkeit künftig verloren Intereſſe an der Entlaſſung oder Nichtentlaſſung 
durch Entlaſſung, durch Erwerb einer ausländiſchen des Kindes oder Mündels hat. 
Staatsangehörigkeit, durch Nichterfüllung der Wehr⸗ Die Genehmigung des Vormundſchaftsgerichtes 
pflicht, durch Ausſpruch der Behörde, für ein un⸗ 
eheliches Kind durch Legitimation und für eine 


iſt aber nicht erforderlich, wenn der Vater oder 
Deutſche durch Eheſchließung mit einem Angehörigen 


die Mutter für ſich und zugleich kraft elterlicher 
Gewalt für ein Kind die Entlaſſung beantragt 

eines anderen Bundesſtaates oder mit einem Aus⸗ 

länder (§ 17). 


und wenn dem Antragſteller auch die Sorge für 

die Perſon des Kindes zuſteht (vgl. 88 1627, 1666. 

I. Die Entlaſſung. 1676, 1684, 1685, 1686 BGB.). Iſt der Mutter 

1. Die Entlaſſung wird nur auf Antrag erteilt. | aber ein Beiſtand beſtellt (88 1687 ff. BGB.) und 

a) Die Entlaſſung einer Ehefrau kann um der erſtreckt ſich der Wirkungskreis dieſes Beiſtandes 

Familienzuſammengehörigkeit willen nur von dem auf die Perſon des Kindes, dann iſt zu dem An— 

Manne mit Zuſtimmung der Frau und, wenn er trag auf Entlaſſung des Kindes die Genehmigung 

ein Deutſcher iſt, nur zugleich mit jeiner Entlaſſunge | des Beiſtandes erforderlich (8 19 Ab}. 2). Die Ge: 

beantragt werden ($ 18). Es erſtreckt ſich aljo die | nehmigung des Beiſtandes aber kann durch das 

Entlaſſung des Ehemannes im Gegenſatz zu der Vormundſchaftsgericht erſetzt werden (3 1690 Abſ. 2 
Aufnahme und Einbürgerung nicht ohne weiteres BGB.). 

auf die Ehefrau; es muß daher, wenn die Ehefrau 2. Nach § 15 des bisherigen Geſetzes muß die 

mit dem Manne aus der Staatsangehörigkeit ent: | Entlaſſung jedem Staatsangehörigen in einem 

laſſen werden ſoll, die Ehefrau ausdrücklich mit Bundesſtaate erteilt werden, wenn er den Nachweis 

Namen in der Entlaſſungsurkunde aufgeführt ſein erbringt, daß er die Staatsangehörigkeit in einem 

(S 23 Abſ. 2). anderen Bundesſtaate erworben habe oder über: 

b) Die Entlaſſung einer unter elterlicher Gewalt haupt beſitze. Nach § 20 des neuen Geſetzes aber 


oder Vormundſchaft ſtehenden Perſon kann nur bewirkt die Entlaſſung aus der Staatsangehörigkeit 
vom geſetzlichen Vertreter und nur mit Genehmi- in einem Bundesſtaate zugleich auch die Entlaſſunz 
gung des deutſchen Vormundſchaftsgerichts beantragt | aus der Staatsangehörigkeit in jedem anderen 
werden, und zwar auch dann, wenn die VBormund: Bundesſtaate, mag der Belt dieſer anderen Staats⸗ 
ſchaftsbehörde ein ausländiſches Gericht iſt (8 19). angehörigkeit bekannt geweſen fein oder nicht. Dieſe 
Die Zuſtändigkeit des deutſchen Vormundſchafte- weittragende Wirkung der Entlaſſung kann ver: 
gerichts beſtimmt ſich nach $ 33 FGG. Gegen hütet werden, wenn die Staatsangehörigkeit in 
die Entſcheidung des Vormundſchaftsgerichts ſteht einem anderen Bundesſtaate durch ausdrückliche 
neben den in $ 20 FGG. genannten Perſonen auch Erklärung gegenüber der zuſtändigen Behörde des 
der Staatsanwaltſchaft zur Wahrnehmung öffent- entlaſſenden Staates vorbehalten und dieſer Vor— 
licher Intereſſen die Beſchwerde zu (das Geſetz iſt behalt in die Entlaſſungsurkunde eingetragen wird 
grundſätzlich beſtrebt die Entlaſſung zu erſchweren!). (§ 20). Beſitzt ein Deutſcher in einem anderen 
Gegen den Beſchluß des Beſchwerdegerickts iſt die | Bundesſtaate die Staatsangehörigkeit und behält 
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er ſich dieſe gemäß 8 20 vor, dann muß er auf 
ſeinen Antrag ohne Erfüllung weiterer Voraus⸗ 
ſetzungen entlaſſen werden ($ 21). 

3. Fehlt es aber an den Vorausſetzungen des 
821, jo muß in Friedenszeiten die Entlaſſung 
den in $ 22 Abſ. 1 Nr. 1—5 aufgezählten Per⸗ 
ſonen verweigert oder ſie darf nur unter ganz 
beſtimmten Vorausſetzungen erteilt werden. Es 
handelt ſich hiebei um die Perſonen, über deren 
Wehrpflicht noch nicht endgültig entſchieden iſt, die 
dem aktiven Heere oder der aktiven Marine oder 
den aktiven Schutztruppen angehören, um die Mann⸗ 
ſchaften und Offiziere des Beurlaubtenſtandes und 
um Beamte. Es ſind dies zum größten Teil die 
gleichen Perſonen, bei denen ſchon nach dem bis⸗ 
herigen Staatsangehörigkeitsgeſetze die Entlaſſungs⸗ 
möglichkeit eingeſchränkt war, den in Nr. 3 des 
8 22 Abſ. 1 genannten Perſonen durfte auch bisher 
gemäß 8 66 Ziff. 1 des RMilGG. die Entlaſſung 
aus der Staatsangehörigkeit nur mit Genehmigung 
der Militärbehörde erteilt werden. 

Für die Zeit des Krieges oder der Kriegsgefahr 
kann der Kaiſer beſondere Anordnungen treffen. 

4. Die Entlaſſung wird wirkſam mit der Aus⸗ 
händigung einer von der zuſtändigen Behörde des 
Heimatſtaates ausgefertigten Entlaſſungsurkunde an 
den Antragſteller (8 23 Ab}. 1 S. 1 mit 839 Abſ. 2). 
Eine Aushändigung erfolgt nicht, wenn die zu ent⸗ 
laſſende Perſon verhaftet oder ihre Verhaftung von 
einer Gerichts⸗ oder Polizeibehörde angeordnet iſt 
($ 23 Abi. 1 S. 2). Aus anderen Gründen darf 
die Entlaſſungsurkunde nicht zurückbehalten werden. 

In der Entlaſſungsurkunde müſſen Ehefrau und 
Kinder eigens mit Namen aufgeführt ſein, wenn ſich 
die Entlaſſung auch auf fie beziehen ſoll (§ 23 Ab}. 2). 

5. Nach § 18 Abſ. 2 des bisherigen Geſetzes 
wurde die Entlaſſung unwirkſam, wenn der Ent⸗ 
laſſene nicht binnen ſechs Monaten ſeit Aushändigung 
der Entlaſſungsurkunde ſeinen Wohnſitz außerhalb 
des Bundesgebiets verlegt oder die Staatsangehörig⸗ 
keit in einem anderen Bundesſtaate erworben hatte. 
Nunmehr tritt die Unwirkſamkeit der Entlaſſung 
ſchon dann ein, wenn der Entlaſſene nur bei Ab— 
lauf eines Jahres nach Aushändigung der Ent— 
laſſungsurkunde ſeinen Wohnſitzoder jeinen dauernden 
Aufenthalt im Inlande hat, mag er auch inzwiſchen 
im Auslande geweſen ſein, dort eine fremde Staats⸗ 
angehörigkeit erworben haben uſw. (§ 24 Abſ. 1). 
Während der Schwebezeit aber gilt er als Aus— 
länder. Wurde aber bei der Entlaſſung gemäß 
9 20 die Staatsangehörigkeit vorbehalten, jo werden 
dieſe Beſtimmungen nicht angewendet (S 24 Abſ. 2). 

6. Da grundſätzlich ein Anſpruch auf Entlaſſung 
beſteht und dem Antrage auf Entlaſſung nur aus 
ganz beſtimmten im Geſetze aufgezählten Gründen 
nicht ſtattgegeben werden darf, jo iſt nach § 40 bei 
Ablehnung des Antrags auf Entlaſſung der Rekurs 
zuläſſig. In Bayern iſt nach Art 8 Nr. 1 VGHG. 
der beſtrittene Rechtsanſpruch auf Entlaſſung aus 
dem Staatsverbande Verwaltungsrechtsſache. 
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II. Ein neuer Verluſtgrund wurde durch § 25 
geſchaffen: ein Deutſcher verliert ſeine Staatsange⸗ 
hörigkeit, wenn er 

1. im Inland weder ſeinen Wohnſitz noch ſeinen 
dauernden Aufenthalt hat und 


2. auf feinen Antrag eine ausländiſche Staats⸗ 
angehörigkeit erwirbt; handelt es ſich um eine Ehe⸗ 
frau oder um eine geſchaͤftsunfähige oder geſchäfts⸗ 
beſchränkte Perſon, dann müſſen die in den 88 18 
und 19 aufgeſtellten Vorausſetzungen gegeben ſein. 
Tritt der Erwerb der ausländiſchen Staatsange⸗ 
hörigkeit ohne Willensbetätigung des Erwerbenden 
oder ſeines geſetzlichen Vertreters ein, dann iſt 
8 25 Abſ. 1 nicht anzuwenden. Der § 25 Abſ. 1 
verfolgt einen doppelten Zweck: einmal ſoll eine 
mehrfache internationale Staatsangehörigkeit nach 
Möglichkeit vermieden werden, dann aber ſoll der⸗ 
jenige, der auf eigenen Wunſch eine ausländiſche 
Staatsangehörigkeit erwirbt und dadurch bewußt 
und abſichtlich das Band lockert, das ihn mit ſeinem 
Vaterlande verbindet, auch nicht weiter den Schutz 
des Reiches genießen. Da aber manchmal zwingende 
und unverſchuldete Umftände den Erwerb einer 
ausländiſchen Staatsangehörigkeit wünſchenswert 
machen, fol nach 8 25 Abſ. 2 die Beibehaltung 
der bisherigen Staatsangehörigkeit in der Weiſe 
ermöglicht werden, daß in ſolchen Faͤllen die zu⸗ 
ſtändige Behörde des Heimatſtaates auf Antrag 
die Beibehaltung der bisherigen Staatsangehörig⸗ 
keit ſchriftlich genehmigt. Da aber ein fremder 
Staat möglicherweiſe Perſonen, die bei ihm die 
Staatsangehörigkeit erwerben wollen, Bedingungen 
auferlegt, deren Erfüllung mit der Beibehaltung 
der Staatsgehörigkeit in einem deutſchen Bundes⸗ 
ſtaate nicht vereinbar iſt, ſo kann der Reichskanzler 
nach 8 25 Abſ. 3 mit Zuſtimmung des Bundes⸗ 
rats anordnen, daß Perſonen, die die Staatsan⸗ 
gehörigkeit in einem beſtimmten ausländiſchen Staate 
erwerben wollen, die Genehmigung zur Beibehaltung 
der inländiſchen Staatsangehörigkeit nicht erteilt 
werden darf. 


Der Erwerb der Staatsangehörigkeit in einem 
anderen Bundesſtaat dagegen führt den Verluſt 
der bisherigen Staatsangehörigkeit nicht herbei. 
Der Entwurf wollte auch in dieſem Falle den Ver⸗ 
luft der Staatsangehörigkeit eintreten laſſen, um 
Schwierigkeiten vorzubeugen, die bei mehrfacher 
interterritorialer Staatsangehörigkeit im Gebiete 
des Zivilrechtes entſtehen können, beſonders bei der 
Frage, welcher Bundesſtaat nach §8 1322 BGB. 
zur Erteilung von Befreiungen in Eheſachen zu— 
ftändig iſt. Nach bayeriſcher Praxis genügt es, 
wenn einer der mehreren beteiligten Bundesſtaaten 
Befreiung erteilt hat. 


III. Ein weiterer neuer Verluſtgrund iſt durch 
8 26 geſchaffen worden, ein Deutſcher kann nun 
auch durch Verletzung der Wehrpflicht ſeine Staats⸗ 
angehörigkeit verlieren. Dabei ſind zwei Fälle zu 
unterſcheiden: 
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1. Die Nichterfüllung der Militärpflicht hat 
nach 8 26 Abſ. 1 für einen militärpflichtigen Deutſchen 
den Verluſt der Staatsangehörigkeit dann zur 
Folge, wenn er im Inlande weder Wohnſitz noch 
dauernden Aufenthalt hat und wenn er bis zur 
Vollendung des 31. Lebensjahres noch keine end⸗ 
gültige Entſcheidung über ſeine Dienſtverpflichtung 
herbeigeführt hat, auch über diefen Zeitpunkt hinaus 


nicht zurückgeſtellt iſt. Der Verluſt tritt ein mit 


der Vollendung des 31. Lebensjahres. 

2. Die Staatsangehörigkeit verliert ferner ein 
Deutſcher, der fahnenflüchtig iſt und im Inland 
weder Wohnſitz noch dauernden Aufenthalt hat. 
Der Verluſt tritt ein mit dem Ablauf von zwei 
Jahren nach Bekanntmachung des Beſchluſſes, durch 
den er für fahnenflüchtig gemäß 8 360 MilStGO. 
erklärt worden iſt. Für die Mannſchaften der Re: 
ſerve, der Land⸗ und Seewehr und der Erſatzreſerve 
gilt dies aber nur in beſonders ſchweren Fallen 
der Fahnenflucht, nämlich wenn fie einer Einbe⸗ 
rufung zum Dienſt nach Bekanntmachung der Kriegs⸗ 
bereitſchaft oder nach Anordnung der Mobilmachung 
keine Folge geleiſtet haben und deshalb für fahnen⸗ 
flüchtig erklärt worden find (3 26 Abſ. 2). 

Gerade in § 26 kommt deutlich der Satz zur 
Geltung: „Ohne Wehrgemeinſchaft keine Volks⸗ 
gemeinſchaft“. Perſonen, die ſich weigern für den 
Schutz des Reiches einzutreten, ſollen auch nicht 
den Schutz des Reiches genießen, ſie geben durch 
Nichterfüllung der vornehmſten aber auch ſchwerſten 
ſtaatsbürgerlichen Pflicht ſtillſchweigend zu erkennen, 
daß ſie die ſtaatsbürgerliche Gemeinſchaft aufgeben. 

Um aber den Auslandsdeutſchen die Erfüllung 
der Wehrpflicht zu erleichtern und es ihnen zu er⸗ 
möglichen, den Verluſt der Staatsangehörigkeit nach 
8 26 ohne allzu große Opfer abzuwenden, iſt gleich: 
zeitig mit dem neuen StAngG. eine Novelle zum 
RMilG. ergangen mit folgenden Beſtimmungen: 

1. Für die Reihenfolge der Aushebung iſt nicht 
mehr das Los, ſondern der Grad der Tauglichkeit 
maßgebend. Von dieſer Reihenfolge aber kann zu: 
gunſten der in einem Schutzgebiet oder im Ausland 
lebenden Deutſchen abgewichen werden (8 13 R Mil. 
i. d. F. d. Geſ. vom 22. Juli 1913). 

2. Militärpflichtige können bei dauerndem Aufent⸗ 
halt in einem außereuropäiſchen Lande bis zu vier 
Jahren zurückgeſtellt und dann unter beſtimmten 
Vorausſetzungen (Gefährdung ihres Vermögens, 
Verluſt ihrer Stellung uſw.) durch die Erſatzbehörde 
3. Inſtanz dem Landſturm überwieſen werden (§ 20 
Abſ. 1 Nr. 7, § 21 RMilG. i. d. F. d. Gel. vom 
22. Juli 1913). 


Heir für Mechtspflege in Bapern. 1918 Ar. 21. 


| 


4. Endlich können Offiziere, Beamte und Mann: 
ſchaften der Reſerve, der 1 und der Land⸗ 
wehr 1. Aufgebotes, die in das Ausland oder in 
ein Schutzgebiet gehen, von militäriſchen Uebungen 
in weitgehendem Maße, unter Umſtänden bis zur 
Entlaſſung aus dem Militärverhältnis, beurlaubt 
werden. Ja, unter gewiſſen Vorausſetzungen (fſeſte 
Stellung in einem außereuropäiſchen Lande, Gefahr 
des Verluſtes dieſer Stellung bei Erfüllung der 
Dienſtpflicht uſw.) kann ein ſolcher Beurlaubter 
ſogar von der Verpflichtung zur Rückkehr im Falle 
einer Mobilmachung befreit werden (859 RMilGG. 
i. d. F. d. Geſ. vom 22. Juli 1913). 

IV. Die den $ 26 ergänzenden Uebergangsvor⸗ 
ſchriften find in § 32 enthalten. Darnach verliert 
ein militärpflichtiger Deutſcher, der ohne Wohnfitz 
oder dauernden Aufenthalt im Inlande vor dem 
1. Januar 1914 das 29. aber noch nicht das 
43. Lebensjahr vollendet hat, ſeine Staatsange⸗ 
hörigkeit mit dem Ablauf von 2 Jahren, wenn er 
nicht innerhalb dieſer Friſt eine endgültige Ent⸗ 
ſcheidung über feine Dienſtverpflichtung herbeigeführt 
hat. Ebenſo verliert fie ein im Sinne des 8 26 
Abſ. 2 fahnenflüchtiger Deutſcher, der am 1. Januar 
1914 das 43. Lebensjahr noch nicht vollendet hat, 
mit dem Ablauf zweier Jahre, wenn er weder 
Wohnſitz noch Aufenthalt im Inland hat und 
wenn er ſich nicht innerhalb der genannten Friſt 
vor den Militärbehörden ſtellt. 

V. Wie bisher können Deutſche, die ſich im 
Auslande aufhalten und im Falle eines Krieges 
oder einer Kriegsgefahr der Aufforderung des Kaiſers 
zur Rückkehr keine Folge leiſten, durch Beſchluß der 
Zentralbehörde ihres Heimatſtaates ihrer Staats⸗ 
angehörigkeit verluftig erklart werden. Das gleiche 
gilt für Deutſche, die ohne Erlaubnis ihrer Re⸗ 
gierung in ausländiſche Staatsdienſte getreten find 
und einer Aufforderung zum Austritt keine Folge 
leiſten. Gehören ſolche Deutſche mehreren Bundes⸗ 
ſtaaten an, ſo verlieren ſie in beiden Fällen durch 
den Beſchluß der Zentralbehörde ihre Staatsange⸗ 
hörigkeit in allen Bundesſtaaten (SS 27, 28). 

VI. Gemeinſam für Nr. III, IV und V gilt: 
Der Verluſt der Staatsangehörigkeit erſtreckt ſich 
zugleich auf die Ehefrau und auf die Kinder, deren 
geſetzliche Vertretung dem Ausgeſchiedenen kraft 
elterlicher Gewalt zuſteht, ſoweit ſich die Ehefrau 
und die Kinder mit ihm in häuslicher Gemeinſchaft 
befinden. Ausgenommen hievon ſind auch hier 
Töchter, die verheiratet find oder verheiratet ge⸗ 
weſen find (§ 29). 

VII. Der Verluſt der Staatsangehörigkeit tritt 


3. Ueber die in Nr. 2 genannte Zurückſtellung ferner ein für ein uneheliches Kind, wenn es von 
kann im Ausland auf Grund einer Ermächtigung dem Angehörigen eines anderen Bundesſtaates oder 


des Reichskanzlers auch der Berufskonſul oder der 
Geſandte des Reichs oder eines Bundesſtaates ent— 
ſcheiden; außerdem kann der Reichskanzler Erſatz— 
behörden im Ausland bilden (8 30 Nr. 3 Ab}. 2 
und Nr. I RMilG. i. d. F. d. Gel. vom 22. Juli 
1913). 
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von einem Ausländer legitimiert wird und Diele 
Legitimation nach deutſchem Rechte wirkſam iſt. 
Iſt der Legitimierende ein Deutſcher, dann kommt 
für die Wirkſamkeit der Legitimation ausſchließlich 
deutſches Recht in Frage. Iſt dagegen der un: 
eheliche Vater ein Ausländer, dann iſt Art. 22 


EG. BGB. analog anzuwenden, d. h. es iſt das 
Perſonalſtatut des Vaters maßgebend und dieſes 
beſtimmt ſich nach der Staatsangehörigkeit des 
Vaters (vgl. Staudinger, Anm. II, 1 und 7 zu Art. 22 
EG. BGB.). Die Möglichkeit und die Wirkſamkeit 
einer Legitimation beſtimmt fi in dieſen Fällen 
alſo nach dem Heimatrechte des Vaters. Außer⸗ 
dem aber iſt nach Art. 22 Abſ. 2 EG. BGB. zur 
Wirkſamkeit der Legitimation noch die nach deutſchen 
Geſetzen vorgeſchriebene Einwilligung des Kindes 
oder eines Dritten erforderlich, zu dem das Kind 
in einem familienrechtlichen Verhältnis ſteht. 

VIII. Endlich tritt der Verluſt der Staats⸗ 
angehörigkeit für eine Deutſche ein, die ſich mit 
dem Angehörigen eines anderen Bundesſtaates oder 
mit einem Ausländer verheiratet. Dieſer Verluſt 
tritt auch ein, wenn der Ehemann ſtaatlos iſt. 
Ein Vorbehalt, wie er in § 20 zugelaſſen iſt, kann 
hier nicht gemacht werden. 


III. Abſchuitt: Die unmittelbare Neichsangehörigkeit. 


Wie bereits eingangs betont, wird auch unter 
dem neuen Geſetze grundſätzlich die Reichsange⸗ 
hörigkeit durch die Staatsangehörigkeit in einem 
Bundesſtaate vermittelt. Doch iſt der Erwerb der 
unmittelbaren Reichsangehörigkeit nach dem neuen 
Geſetze in erweitertem Umfange möglich. 

1. Wie bisher nach 89 des Schutzgeb G., fo 
kann nun nach $ 33 Nr. 1 StAng®. einem Aus: 
laͤnder, der ſich in einem Schutzgebiete niedergelaſſen 
hat oder einem Eingeborenen in einem Schub: 
gebiet die unmittelbare Reichsangehörigkeit verliehen 
werden. Sie kann aber ferner auch einem ehe: 
maligen Deutſchen verliehen werden, der ſich nicht 
im Inlande niedergelaſſen hat, und ihm ſteht gleich, 
wer von ihm abſtammt oder an Kindes Statt 
angenommen iſt (§ 33 Nr. 2). Letzterer Fall ent: 
ſpricht dem 8 13, wonach einem im Auslande 
lebenden ehemaligen Deutſchen die Staatsange⸗ 
hörigkeit in einem Bundesſtaate unter beſtimmten 
Vorausſetzungen verliehen werden kann (vgl. oben 
II. Abſchn. A, V, 2, a). 

2. Es muß die unmittelbare Reichsangehörig⸗ 
keit auf Antrag einem Ausländer verliehen werden, 
der im Reichsdienſt angeſtellt iſt, ſeinen dienſtlichen 
Wohnſitz im Auslande hat und ein Dienſteinkommen 
aus der Reichskaſſe bezieht. Bezieht er kein ſolches 
Einkommen, ſo kann ihm die unmittelbare Reichs⸗ 
angehörigkeit verliehen werden (§ 34). Dieſe Vor⸗ 
ſchrift eutſpricht dem 8 15 Abſ. 2 (vgl. oben II. Abſchn. 
A, V, 2, e). 

3. Im übrigen gelten für die unmittelbare 
Reichsangehörigkeit die entſprechenden Vorſchriften 
über die Staatsangehörigkeit in einem Bundes: 
ſtaate mit Ausnahme der in 8 35 eigens aufge— 
zählten Beſtimmungen. 
bisherigen Ausführungen Bezug genommen werden. 
Hervorzuheben iſt, daß für Findelkinder in den 
Kolonien die Vermutung des § 4 Abſ. 2 nicht be: 
ſteht und daß in den Fällen, in denen ein Rechts— 


Es kann daher auf die 
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anſpruch auf Verleihung der unmittelbaren Reichs⸗ 
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angehörigkeit beſteht, bei Ablehnung des Antrags 
auf Verleihung der Rekurs nicht zuläſſig iſt, weil 
hier die Zuſtändigkeitsfrage bei dem Mangel eines 
Reichsverwaltungsgerichtes zu große Schwierigkeiten 
verurſachen würde. 


IV. Abſchnitt: Schlußbeſtimmungen. 


1. Nach $ 36 bleiben die Staatsverträge un⸗ 
berührt, die von den Bundesſtaaten mit ausländiſchen 
Staaten vor dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes ge⸗ 
ſchloſſen wurden. Die wichtigſten Verträge, die 
hier in Betracht kommen, ſind die ſog. Bancroft⸗ 
Verträge mit den Vereinigten Staaten von Nord⸗ 
amerika. Nach dieſen Vertraͤgen im Zuſammen⸗ 
halt mit $ 21 Abſ. 3 des bisherigen Geſetzes ver⸗ 
loren Deutſche, die in den Vereinigten Staaten 
von Nordamerika die Staatsangehörigkeit erwarben 
und ſich fünf Jahre ununterbrochen dort aufhielten, 
ſchon nach Ablauf dieſer fünf Jahre ihre Staats⸗ 
angehörigkeit. Dies iſt trotz der Beſtimmung $ 36 
des neuen StAngG. inſofern nicht mehr möglich, 
als ja 8 21 in feinem ganzen Umfange durch 
das neue Geſetz aufgehoben wird, außerdem aber 
ein Deutſcher, der auf ſeinen Antrag eine auslaͤndiſche 
Staatsangehörigkeit erwirbt, nach § 25 des neuen 
Geſetzes ſchon mit dieſem Erwerb, nicht erſt 
nach Ablauf von fünf Jahren ſeine Staatsange⸗ 
hörigkeit verliert. Eine Verpflichtung, einen ſolchen 
Deutſchen unter allen Umſtänden fünf Jahre lang 
als einen Staatsangehörigen anzuerkennen, ergibt 
ſich aus den Bancroft⸗Verträgen für die einzelnen 
Bundesſtaaten nicht. 

2. Der Billigkeit entſpricht es, wenn nach 8 38 
für die Erteilung von Aufnahme-, Einbürgerungs⸗ 
und Entlaſſungsurkunden in der Regel Koſten⸗ 
freiheit beſtimmt iſt, beſonders dann, wenn auf 
Aufnahme, Einbürgerung oder Entlaſſung ein Rechts⸗ 
anſpruch beſteht. (§ 38.) f 

3. Die näheren Ausführungsbeſtimmungen be⸗ 
ſonders über die Aufnahme-, Einbürgerungs- und 
Entlaſſungsurkunden und die Urkunden über die 
Beſcheinigung der Staatsangehörigkeit erläßt wie 
bisher der Bundesrat. ($ 39 Abſ. 1.) 


Zu erwähnen iſt noch, daß der Reichstag im 
Zuſammenhang mit der Verabſchiedung des Ge: 
ſetzes zwei Reſolutionen in Beziehung auf das 
StAngG. angenommen hat: 

1. Der Reichskanzler möge bald einen Geſetz⸗ 
entwurf vorlegen, daß ein Reichsverwaltungsgericht 
geſchaffen werde, dem auch die Entſcheidung der in 
§ 40 StAngG. erwähnten Streitfragen in letzter 
Inſtanz zu übertragen iſt. 

2. Der Reichskanzler möge die Errichtung einer 
Stelle bei dem Auswärtigen Amte herbeiführen, 
die beſonders allen im Auslande lebenden ehemaligen 
Deutſchen zur Wiedererlangung ihrer deutſchen 
Staatsangehörigkeit Auskunft und Rat gewährt, 
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ſowie die Vertretungen im Auslande zur tätigen 
Beihilfe anweiſen. 

Gerade die Erfüllung dieſes letzteren Wunſches 
des Reichstags wird zweifellos dazu beitragen, die 
Abſicht des neuen Geſetzes zu verwirklichen, nämlich 
die vielen wertvollen Elemente dem Reiche wieder 
zuzuführen, die es beſonders unter der Geltung 
des § 21 des bisherigen Geſetzes verloren hat. 

Mag auch bei Schaffung dieſes Geſetzes nicht 
jeder Wunſch in Erfüllung gegangen ſein, jeden⸗ 
falls kann man bei ſachlicher Prüſung ſeines In⸗ 
halts behaupten, daß es geeignet iſt des Reiches 
Wohl und Macht zu fördern. Möge die An⸗ 
wendung des Geſetzes dieſen Satz beſtätigen! 


Kleine Mitteilungen. 


Die Wiederaufnahme des Verfahrens bei rechts⸗ 
kräftigem Strafbefehl. In Nr. 18 des Jahrgangs 1912 
S. 353 dieſer Zeitſchrift hat ſich LGR. Michel in 
Frankenthal für die Wiederaufnahme des Verfahrens 
bei rechtskräftigem Strafbefehl ausgeſprochen und 
damit einen Standpunkt eingenommen, der ſich gegen 
die bisher faſt durchweg in Literatur und Praxis ver⸗ 
tretene Anſchauung wendet. 

Daß der von LGR. Michel aufgenommene Gedanke 
wohl Beachtung verdient, mag hier an der Hand eines 
praktiſchen Falles dargetan werden. 

P. E. war mit Urteil des Schöffengerichts beim 
AG. München vom 29. Januar 1910 wegen eines 
Vergehens des Diebſtahls und einer Uebertretung der 
verbotenen Waffenführung zur Gefängnisſtrafe von 
vierzehn Tagen und zur Haftſtrafe von einem Tage 
verurteilt worden. 

Am 10. Juli 1911 wurde gegen den gleichen Be⸗ 
ſchuldigten vom Amtsgericht München wegen zweier 
Radfahrübertretungen ein Strafbefehl in Höhe von 
1 und 1 M oder 1 und 1 Tag Haft erlaſſen. Die 
I. Straſkammer des Landgerichts München! verurteilte 
weiter den P. E. am 27. Juli 1911 wegen dreier Ver⸗ 
gehen des Diebſtahls zu einem Monate Gefängnis. 

Sämtliche Entſcheidungen wurden rechtskräftig; 
dem Verurteilten wurde in Anſehung aller Straſen, 
auch der an Stelle der uneinbringlichen Geldſtrafen 
tretenden Haftſtrafen Bewährungsfriſt bewilligt, weil 
er in Zwangserziehung genommen wurde. 

Im Laufe der Zwangserziehung ergaben ſich 
Zweifel über den Geiſteszuſtand des Verurteilten: er 
wurde in einer Heil- und Pflegeanſtalt untergebracht; 
die pſychiatriſche Beobachtung führte ſchließlich zu dem 
Gutachten, daß E. an Schwachſinn leide und darin die 
Urſache ſür ſeine Straftaten zu ſuchen ſei. E. wurde 
als für ſämtliche Taten ſtrafrechtlich nicht verantwort— 
lich erklärt, weil er ſich zur Zeit der Begehung in 
einem krankhaften Zuſtand der Geiſtestätigkeit befand, 
durch den feine freie Willensbeſtimmung ausge— 
ſchloſſen war. 

Auf Grund dieſes Gutachtens beantragten ſo— 
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wohl der Staatsanwalt beim LG. München I in An⸗ 


ſehung des Urteils vom 27 Juli 1911 als der Amts- 
anwalt beim AG. München in Anſehung des Urteils 
vom 29. Januar 1910 die Wiederaufnahme des Ver- 
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fahrens zugunsten des Verurteilten: E. wurde auch 
ſowohl von der Strafkammer wie vom Schöffengericht 
unter Aufhebung der früher ergangenen Urteile im 
Wiederaufnahmeverfahren freigeſprochen. 

Es handelte ſich nun um die Frage, wie die im 
Strafbefehlsverfahren gegen E. rechtskräftig erkannten 
Strafen beſeitigt werden könnten; denn ein Zwenel. 
daß E. auch für dieſe Uebertretungen ſtrafrechtlich 
nicht zur Verantwortung gezogen werden konnte, be⸗ 
ſtand nach dem ärztlichen Gutachten nicht. Man batte 
daran denken können, den Erlaß der im Strafbefebls⸗ 
verfahren verhängten Strafen im Wege der Gnade 
herbeizuführen, zumal die Vollſtreckung wegen der noch 
laufenden Bewährungsfriſt noch nicht durchgefübrt 
war. Dies Ergebnis konnte aber nicht befriedigen, 
weil das Rechtsempfinden verlangte, daß die zu Un⸗ 
recht verhängten Strafen auf dem Reckhtswege, und 
nicht auf dem Gnadenweg beſeitigt werden. 

In dieſer Richtung war aber kein anderer Rechts 
behelf vorhanden als die Wiederaufnahme des Ver⸗ 
fahrens, wenn auch deren Zuläſſigkeit beſtritten war. 
In Anlehnung an die Ausführungen Michels wurde 
deshalb unter Hinweis darauf, daß ſich kein ausdrüs⸗ 
liches Verbot der Wiederaufnahme im Geſetz finde.. 
auch für das Strafbefehlsverfahren die Wiederaut: 
nahme des Verfahrens beantragt; das Jugendgeritk: 
München gab dieſem Antrag ſtatt und ſprach der 
Verurteilten in erneuter Hauptverhandlung frei. 

Ich glaube, daß dieſer Standpunkt des Gerichte 
nur gebilligt werden kann. 1 

Wenn auch bisher in Literatur und Prarıs ter 
einmütig die Zuläſſigkeit der Wiederaufnahme dei 
Verfahrens gegen einen Strafbefehl verneint wurde, 
fo können doch die für dieſen Standpunkt vorgebrachten 
Gründe nicht als durchſchlagend erachtet werden. 

Löwe, der noch in ſeiner 12. Auflage in Note? 
zum 4. Buch der StPO. kurz ausführte: „Die Wieder⸗ 
aufnahme des Verfahrens ſetzt das Vorhandenſein eine: 
rechtskräftigen Urteils voraus, gegen einen amtsgerichr 
lichen Strafbefehl findet nach der Natur dieſer Ent 
Scheidung ein Antrag auf Wiederaufnahme des Ver⸗ 
fahrens nicht ſtatt (Motive S. 219)“, hat in ſemer 
13. Auflage Note 2 zum 4. Buch der StPO. S. 9 
einen weniger ſtrengen Standpunkt eingenommen Hier 
gibt er bereits zu, daß die Frage, ob die Wiederauf⸗ 
nahme gegen einen Strafbefehl zuläſſig ſei, beitritten 
iſt. Wenn er trotzdem zum Schluſſe unter Anfübrung 
einer Reichsgerichtsentſcheidung (Bd. 4 S. 246) ſich fur 
die Unzuläſſigkeit der Wiederaufnahme gegen einen 
Strafbefehl ausſpricht, fo find die Gründe, die er bie 
für anführt, im weſentlichen nur formeller, nicht ma 
terieller Natur. 

Löwe beruft ſich zunächſt auf den Wortlaut des 
8 399 StPO., der ein durch rechtskräftiges Urteil ge 
ſchloſſenes Verfahren vorausſetzt: weiter beziebt er 
ſich auf die Motive des Entwurfs, die in 8 334 Mhl.3 
bemerken, gegen amtsgerichtliche Strafbefeble findet 
keine Wiederaufnahme des Verfahrens ſtatt: endl'c 
führt er zur Begründung ſeines Standpunkts des 
ganze Syſtem der Rechtseinrichtung an, das regelmab's 
eine Erneuerung der Hauptverhandlung bezweckt. 1 

Wenn nun auch der Wortlaut des 8 399 Stud. 
ein durch rechtskräftiges Urteil geſchloſſenes Verſabien 
vorausſetzt, ſo kann doch damit die analoge Anwendung 
der Wiederaufnahme im Strafbefehlsverſabren men 
ſtens in den Fällen nicht ausgeſchloſſen werden, in 
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denen der Strafbefehl nach allen Richtungen die 
Wirkung eines rechtskräftigen Urteils erlangt. 

Das Reichsgericht hat in ſeiner Entſcheidung Bd. 4 
S. 245/6 den Straſbefehl bezüglich der Anfechtbarkeit 
und der Vollſtreckbarkeit dem Urteil gleichgeſtellt, und 
ihm nur bezüglich des Verbrauchs der Strafklage „ne 
bis in idem“ die volle Wirkung des Urteils verfagt; 
aber auch in der letzteren Richtung ſetzt es den Straf⸗ 
befehl dem Urteil gleich, wenn die erneute Verhand⸗ 
lung denſelben Tatbeſtand ergibt, wegen deſſen ſchon 
im Strafbefehl die Strafe feſtgeſetzt worden iſt (vgl. 
Entſch. Bd. 14 S. 360). 

Wenn nun, wie im vorliegenden Fall, die An⸗ 
wendung eines anderen, ſchwereren Strafgeſetzes gar 
nicht in Frage kommt, ſondern es ſich nur um die 
Verneinung der Verantwortlichkeit des Verurteilten 
auf Grund des 8 51 StGB. handelt, dann muß dem 
Strafbefehl, gegen den ein Einſpruch nicht erhoben 
wurde, die volle Wirkung eines rechtskräftigen Urteils 
nach jeder Richtung zugebilligt werden. Es läßt ſich 
dann aber auch kein ſtichhaltiger Grund materiellen 
Rechts dafür anführen, die Möglichkeit der Beſeitigung 
dieſes einem rechtskräftigen Urteil gleichſtebenden Straf⸗ 
befehls im Wege der Wiederaufnahme zu verneinen; 
im Gegenteil, es würde eine andere Behandlung des 
Verurteilten P. E. bezüglich der mit Strafbefehl ver⸗ 
hängten Strafen als der urteilsmäßig ausgeſprochenen 
jedem Rechtsgefühl widerſprechen. 

Wenn auch die Motive in 8 334 Abſ. 3 (vgl. Hahn, 
Materialien zu den Juſtizgeſetzen Bd. III 1 S. 268) 
ausführen, daß gegen einen amtsrichterlichen Straf: 
befehl ein Antrag auf Wiederaufnahme des Verfahrens 
nicht ſtattfindet, ſo darf doch dieſem Umſtand ein zu⸗ 
weitgehendes Gewicht um ſo weniger beigemeſſen werden, 
als aus den Verhandlungen Anhaltspunkte dafür nicht 
erſichtlich ſind, daß der Geſetzgeber ſich dieſen Stand⸗ 
punkt der Motive zu eigen gemacht hätte. 

Jedenfalls hält der Standpunkt der Motive gegen⸗ 
über dem vorliegenden Fall nicht Stand; denn jedes 
geſunde Rechtsempfinden müßte es als unbillig be⸗ 
zeichnen, wenn nur wegen des formalen Unterſchieds 
in der Entſcheidung die durch Strafbefehl zu Unrecht 
erfolgte Verurteilung nicht beſeitigt werden könnte. 

Auch dem Umſtand, daß der Abſchnitt über das 
Wiederaufnahmeverfahren wiederholt von einer Er⸗ 
neuerung der Hauptverhandlung ſpricht, kann wohl 
feine ausſchlaggebende Bedeutung beigemeſſen werden; 
denn wie das Geſetz ſelbſt (8 411 StPO) zeigt, iſt die 
Erneuerung der Hauptverhandlung keine unbedingte, 
ausnahmsloſe Vorausſetzung für die Durchführung 
des Wiederaufnahmeverfahrens; vielmehr kann auch 
ohne Erneuerung der Hauptverhandlung der Ver: 
urteilte im Wiederaufnahmeverfahren freigeſprochen 
werden. Das Wort „Erneuerung der Hauptverhand⸗— 
lung“ darf wohl ſo gedeutet werden, daß das Geſetz 
damit den Regelfall der Wiederaufnahme eines nach 
durchgeführter Hauptverhandlung durch Urteil ge— 
ſchloſſenen Verfahrens im Auge hatte, ohne damit den 
Ausnahmefall der Wiederaufnahme eines durch Straf— 
befehl (ohne Hauptverhandlung) erledigten Verfahrens 
ausſchließen zu wollen. 

Zu welch unbefriedigendem Ergebnis der bisher 
in Literatur und Praxis faſt ausnahmslos feſtgehaltene 
Standpunkt führt, mag ein weiteres, aus der Praxis 
gegriffenes Beiſpiel zeigen. 

Mit Strafbefehl des AG. München vom 24. Ok⸗ 
tober 1912 wurde der Pflaſterer K. L. auf Grund des 
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8248 a StGB. in eine Geſängnisſtrafe von drei Tagen 
genommen, weil er nach der Anzeige Mitte Juni 1912 
in M. aus Not ein Paar Ledergamaſchen entwendet hatte. 

K. L., der tatſächlich im Beſitz der Gamaſchen 
geweſen war, unterließ es, gegen den Strafbefehl Ein⸗ 
ſpruch zu erheben. Der Strafbefehl wurde rechts⸗ 
kräftig und L. verbüßte die Strafe im Dezember 1912. 

Im Januar 1913 geſtand auf Grund weiterer Er⸗ 
hebungen der Ausgeher E. B. zu, daß nicht K. L., 
ſondern er die fraglichen Gamaſchen aus Not ent⸗ 
wendet hatte. K. L. war ſohin durch den Strafbefehl 
vom 24. Oktober 1912 offenſichtlich zu Unrecht ver⸗ 
urteilt. E. B. wurde auf Grund ſeines vollſtändig 
glaubwürdigen Geſtändniſſes wegen Notdiebſtahls in 
Strafe genommen. Die Wiederaufnahme des Ver⸗ 
fahrens gegen K. L. wurde unter Hinweis auf Löwe 
(Note 2 zum 4. Buch der StPO.) für unzuläſſig er⸗ 
klärt, und ſo waren ſchließlich zwei Perſonen wegen 
eines Notdiebſtahls in Strafe genommen, obwohl 
erwieſenermaßen nur einer der beiden Beſtraften den 
Diebſtahl und zwar allein verübt hatte. 

Dieſe beiden Beiſpiele mögen dartun, daß die bis⸗ 
herige Handhabung der Beſtimmungen über die Wieder⸗ 
aufnahme des Verfahrens unhaltbar iſt; eine freiere 
Auslegung muß Platz greifen, wenn nicht in manchen 
Fällen offenſichtliches Unrecht aufrecht erhalten 
werden foll.') 

II. Staatsanwalt Sotier in München. 


Aus der Lechtſprechung. 
Reichsgericht. 
Zivilſachen. 


1 


Aae 5 des Nechtsanwalts, der es unterlaflen 
hat, ſeiner Partei zur Berufungseinlegung gegen ein 
fehlerhaftes Urteil zu raten; wann kann in dieſer Unter⸗ 
laſſung ein Verſchulden erblickt werden? Der Bekl. war 
Prozeßbevollmächtigter des Kl. in deſſen Eheſcheidungs— 
prozeß. In dieſem wurde durch Urteil des LG. vom 
7. April 1909 die Ehe des Kl. auf die Widerklage ſeiner 
Frau unbedingt geſchieden und der Kl. für ſchuldig er⸗ 
klärt, die Entſcheidung über die Klage des Mannes 
dagegen von einem Eide des Kl. über die Zeit ſeiner 
Kenntniserlangung von dem Ehebruche der Frau ab— 
hängig gemacht und für den Fall der Eidesleiſtung 
auch „auf die Klage die Ehe der Parteien geſchieden 
und die Bekl. für ſchuldig an der Scheidung erklärt“. 
Dieſes Urteil wurde rechtskräftig, weil keine Partei 
Berufung erhob. Der Kl. leiſtete den Eid. Das LG. 
erließ dann aber im Anſchluß an das Urteil des RG. 
in Entſch. Bd. 58 S. 316 ein dem bedingten Endurteil 
entprechendes Läuterungsurteil nur hinſichtlich der Ko⸗ 
ſten und erklärte die Klage für in der Sache ſelbſt er⸗ 
ledigt. Die Berufung des Kl. gegen dieſes Urteil wurde 
zurückgewieſen und die Reviſion von ihm nach Ver— 
ſagung des Armenrechts zurückgenommen. Der demnach 
allein für ſchuldig erklärte Kl. wurde in einem weiteren 
Vorprozeſſe zur Zahlung von 600 M jährlicher Unter⸗ 


1) Anm. des Herausgebers. Es wäre dem 
Herausgeber erwünſcht, wenn ihm noch andere Fälle 
mitgeteilt würden, in denen ſich untere Gerichte von 
der herkömmlichen unbefriedigenden Anſchauung ab— 
gewendet haben. Ihre Veröffentlichung könnte dazu 
beitragen, daß die Rechtſprechung nicht mehr blindlings 
nachbetet, was ein berühmter Kommentar ſchreibt. 
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haltsgelder an feine geſchiedene Frau und in die Koſten 
verurteilt. Der Kl. beanſprucht jetzt Erſatz der bereits 
gezahlten und Befreiung von der Verbindlichkeit zur 
Zahlung der noch zu leiſtenden Unterhaltsgelder und 
Anwaltskoſten des Unterhaltsrechtsſtreits; der Bekl. 
habe ihm nicht zur EIN gung der Berufung gegen das 
Urteil vom 7. April 1909 geraten und dadurch ver⸗ 
ſchuldet, daß er allein für ſchuldig an der Scheidung 
erklärt und in dem Unterhaltsprozeſſe verurteilt worden 


ſei. Das OLG. hat den Klageanſpruch für dem Grunde 


nach gerechtfertigt erklärt und das RG. dies gebilligt. 

Aus den Gründen: Das OLG. geht zutreffend 
davon aus, daß der Bekl. gegenüber dem Kl. auf Grund 
des zwiſchen ihnen durch die Beſtellung zum Prozeß⸗ 
bevollmächtigten geſchloſſenen Vertrags verpflichtet war, 
das bedingte Endurteil vom 7. April 1909 daraufhin 
zu prüfen, ob die Einlegung der Berufung zu emp— 
fehlen ſei, und bejahendenfalls dem Kl. zur Erhebung 
der Berufung zu raten, ſelbſt wenn dieſer ihn nicht 
ausdrücklich hiernach gefragt haben ſollte. Ihm iſt auch 
darin beizutreten, daß der Bekl. ſich dieſer ae 
pflicht nicht deshalb für überhoben erachten durfte, 
weil er bei dem erkennenden Gericht als einer Spe⸗ 
zialkammer für Eheſcheidungsſachen eine genaue Rechts⸗ 
kenntnis vorausſetzen durfte. Die Reviſion wendet ſich 
vor allem gegen die Annahme eines Verſchuldens des 
Bekl. Indeſſen auch hier kann den Ausführungen des 
OLG. nur beigepflichtet werden. Die Entſcheidung 
vom 7. April 1909, durch welche die Scheidung der 
Ehe auf die Widerklage unbedingt und auf die Klage 
bedingt ausgeſprochen wurde, die alſo als Folge der 
Eidesleiſtung des Kl. beſtimmte, daß die dann (vgl. 
3PO. 8 460 Abſ. 2) bereits rechtskräftig geſchiedene Ehe 
nochmals geſchieden werden ſollte, war ſo auffällig, daß 
der Bekl. bei pflichtmäßiger Prüfung des Urteils prüfen 
mußte, ob ſie mit der Rechtslehre und Rechtſprechung 
im Einklang ſtehe. Er hätte daher einen Kommentar 
zur ZPO. einſehen müſſen und würde dann das bes 
reits Mitte Februar 1905 in Entſch. Bd. 58 S. 316 
veröffentlichte Urteil des RG. vom 1. Dezember 1904 
gefunden haben. Das OLG. läßt demnach mit Recht 
die — von der Reviſion für allein entſcheidend er⸗ 
achtete — Frage dahingeſtellt, ob dem Bekl. ſchon die 
Unkenntnis dieſes Urteils allein zum Verſchulden an— 
zurechnen ſei. Die Behauptung der Reviſion, die von 
dem LG. in dem Urteile vom 7. April 1909 gewählte 
Faſſung der Entſcheidung ſei bis zum Erlaſſe jenes Reichs⸗ 
gerichtsurteils allgemein üblich geweſen und hätte daher 
auch dem Bekl. nicht bedenklich zu erſcheinen brauchen, 
iſt nicht geeignet, die Reviſion zu rechtfertigen. Eine 
bis zum Beginne des Jahres 1905 beſtehende, damals 
als fehlerhaft erkannte Uebung kann für ein im April 
1909 begangenes Verſehen nicht mehr als Entſchul— 
digung dienen. Die Behauptung iſt aber auch ſachlich 
unrichtig: denn ſchon in einem Urteile vom 22. De— 
zember 1899 (Entſch. Bd. 45 S. 400) hat das RG. aus- 
geſprochen, daß in einem Eheſcheidungsprozeß, in dem 
der eine Gatte im Wege der Klage, der andere wider: 
klagend Eheſcheidung beantragt, nicht über die Klage 
oder über die Widerklage allein durch Teilurteil ent— 
ſchieden werden kann, weil durch einen Scheidungs— 
ausſpruch der Gegenſtand des geſamten Rechtsſtreits 
erſchöpft iſt und für ein weiteres Urteil, namentlich 
auch für einen weiteren Ausſpruch über die Schuld— 
frage kein Raum mehr ift; mit dieſem von den Kom— 
mentaren zur ZPO. übernommenen Grundſatz iſt eine 
Faſſung des Urteils, wie ſie die Reviſion als allgemein 
üblich bezeichnet, unvereinbar. Daß die als Spezial: 
kammer für Eheſcheidungsſachen bezeichnete Zivilkammer 
ſich bei der Faſſung des Urteils vom 7. April 109 eben- 
falls eines Rechtsverſtoßes ſchuldig gemacht hat, kann 
den Bekl. nicht entſchuldigen. Dem Berufungsrichter 
iſt endlich auch darin beizupflichten, daß der Bekl. dem 
Kl. auf Grund des Urteils in Entſch. Bd. 58 S. 316 
zur Einlegung der Berufung raten mußte, ſelbſt wenn 


er dieſes Urteil nicht für richtig hielt, weil er mit der 
Möglichkeit rechnen mußte, daß das LG. im Anſchluß 
an das Urteil die Läuterung des bedingten Endurteils 
in der Sache ſelbſt ablehnen würde, und daß der Kl. 
dem Rate des Bekl. auch gefolgt ſein und eine ab⸗ 
ändernde, auch ſeine Frau für n erklärende Ent⸗ 
ſcheidung erzielt haben würde. (Urt. des III. 35. vom 
11. Juli 1913, III 163/1913). E. 
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II. 


Haftpflicht des Rechtsanwalts, der bei der Erhebung 
einer Wechſelregreßklage die Ungältigkeit des Proteſtes 
überſehen hat; wen trifft die Beweislaſt, wenn der 
Anwalt behauptet, daß das Negreßrecht auch dann wer: 
leren gegangen wäre, wenn er die Unzültigkeit nicht 
überfehen hatte und der Wechſel neuerdings proteſtiert 
worden wäre? Umfang der Erſatzpflicht. Aus den 
Gründen: Der Bekl. hat einen ihm am 1. Auguſt 
1907 (nebſt Proteſturkunde von demſelben Tage) vom 
Kl. zur Klageerhebung übergebenen Wechſel, deſſen 
Akzeptant zahlungsunfähig war und iſt, gegen Vor⸗ 
männer des Kl. eingeklagt. Daraufhin zahlte der 
Vormann P. dem Kl. Wechſelſumme, Zinſen, Wechſel⸗ 
unkoſten und Prozeßkoſten, forderte jedoch dieſe ſeine 
Zahlung wegen Ungültigkeit des Proteſtes vom Kl. 
zurück mittels am 19. Auguſt 1907 erhobener Klage. 
über die das Reichsgericht um 9. Januar 1911 ent⸗ 
ſchieden hat. Der Kl. erſtattete dem P. am 27. Fe⸗ 
bruar 1911 5762 M 32 Pf, nämlich die von P. ge 
zahlten 5080 M 53 Pf nebſt 4% Zinſen ſeit 19. Oh 
tober 1907. Der Proteſt war ungültig, einmal, weil 
der Wechſel das nicht durchſtrichene Vollindoſſament 
des Kl. „An die Ordre der Norddeutſchen Kreditanſtalt 
H. S.“ trug, und ſodann, weil der proteſtierende Ge⸗ 
richtsvollzieher nach der Wohnung des Akzeptanten 
und Proteſtaten nur auf dem Polizeirevier ſtatt auf 
dem Zentral-⸗Einwohnermeldeamt gefragt hatte. Der 
Kl. fordert jetzt Schadenserſatz in Höhe der von ihm 
an P. geleiſteten Rückzahlung und der Berufungsrichter 
hat den Bekl. entſprechend zur Zahlung von 5755 M1 2 F/ 
verurteilt; nur die Koſten des Proteſtes vom 1. Au⸗ 
guſt 1907 mit 7 M 30 Pf wurden dem Kl. nicht zu⸗ 
geſprochen. Der Hauptangriff der Reviſion richtet ſich 
gegen die Verneinung eines Mitverſchuldens des Kl., 
der, wie der Berufungsrichter unterſtelle, die rechtliche 
Bedeutung des nicht durchſtrichenen Vollindoſſaments 
gekannt habe und dem das gleiche — in dem Ueber⸗ 
ſehen des Vollindoſſaments liegende — Verſchulden 
des Gerichtsvollziehers wie eigenes Verſchulden hin⸗ 
zuzurechnen ſei. Dieſem Angriff kann keine Folge ge» 
geben werden. In Uebereinſtimmung mit dem Urteil 
des erk. S. vom 29. Mai 1906 R. III 334/1905 iſt viel⸗ 
mehr davon auszugehen, daß die einen Rechtsanwalt 
beauftragende Partei von dieſem gerade fordern und 
erwarten darf, er werde ihr ſelbſt etwa unterlaufene 
Rechtsverſehen entdecken und verbeſſern; und hier 
handelte es ſich um ein Verſehen des Kl. und des 
proteſtierenden Gerichtsvollziehers (Ueberſehen des die 
Legitimation des Klägers ausſchließenden Vollindoſſa⸗ 
ments), welches der Bekl. auf den erſten Blick ent⸗ 
decken mußte. Hätte der Bekl. dieſen Fehler entdeckt, ſo 
hätte, nimmt der Berufungsrichter an, nach Durch— 
ſtreichung des Vollindoſſaments noch innerhalb der 
Proteſtfriſt neuerdings Proteſt erhoben werden können 
und das Regreßrecht des Kl. wäre nicht verloren ge- 
gangen. Dabei läßt der Berufungsrichter dahingeſtellt, 
ob es ein Verſchulden des Bekl. war, daß er den Mangel 
des Windproteſtes (Nachfrage nach der Wohnung des 
Akzeptanten bei einer unrichtigen Polizeiſtelle) nicht 
entdeckte. Gegen dieſe Annahme des Kauſalzuſammen— 
hanges hat der Bekl. eingewendet, wenn er das Voll— 
indoſſament entdeckt, deſſen Rechtswirkung erkannt und 
darum den Wechſel dem Kl. zurückgegeben hatte, io 
würde der Kl. denſelben Gerichtsvollzieher mit noch— 
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maliger Proteſterhebung beauftragt haben und dieſer 
hätte wiederum denſelben Fehler (Nachfrage bei un⸗ 
richtiger Polizeiſtelle) gemacht. Gegen dieſen Einwand 
führt der Berufungsrichter an, es ſei nicht erwieſen 
und nicht erweisbar, daß der Kl. denſelben Gerichts⸗ 
vollzieher mit der nochmaligen Proteſterhebung be⸗ 
auftragt haben würde, und der Bekl. ſei dafür beweis⸗ 
pflichtig. Dieſe Verteilung der Beweislaſt greift die 
Reviſion an, jedoch mit Unrecht. Es handelt ſich um 
die mutmaßliche Wirkung nicht einer wirklich ein⸗ 
getretenen, ſondern einer nur möglichen Tatſache. Daß 
dieſe Möglichkeit zur Wirklichkeit geworden wäre, daß 
dieſe anderweite Tatſache als Urſache von den Kauſal⸗ 
zuſammenhang möglicherweiſe aufhebenden Wirkungen 
ih überhaupt ereignet hätte, hat allerdings der Bekl. 
zu beweiſen. Andernfalls läge dem Kl. der Beweis 
der Negative ob, daß eine vom Bekl. behauptete zweite 
kreuzende Urſachenreihe nicht zu laufen beginnen konnte. 
Damit wäre die erſte Grundlage des vom Bekl. zu be⸗ 
weiſenden Einwandes rechtsirrig zu deſſen Gunſten 
unterſtellt. Auch der dritte Angriff der Reviſion ver⸗ 
ſagt. In der Urteilsſumme ſtecken die vom Kl. dem 
P. bezahlten Zinſen der Regreßſumme bis zur Zahlung 
vom 27. Februar 1911, und dieſe, meint die Reviſion, 
ſeien nur durch den Verzug des Kl. gegenüber dem P., 
nicht durch das Verſchulden des Bekl. verurſacht. Zu⸗ 
treffend führt jedoch das OLG. aus, der Kl. ſei dem 
Bekl. gegenüber befugt geweſen, die Rechtsgültigkeit 
des Proteſtes bis zur letzten Inſtanz zur Entſcheidung 
zu bringen, auch wenn er ihm damals weder Schadens⸗ 
erſatzklage androhte noch den Streit verkündigte. Der 
Bekl. war denn auch ſelbſt in jenem Prozeſſe gegen P. 
Prozeßbevollmächtigter des Kl. in erſter Inſtanz und 
der Kl. hatte dringend zu befürchten, der Bekl. werde 
im Rechtsſtreit über ſeine eigene Schadenserſatzpflicht 
einwenden, der Prozeß gegen P. hätte durchgeführt 
werden müſſen und würde zur Abweiſung des P. ge⸗ 
führt haben. (Urt. des III. 3S. vom 25. Juni 1913, 
III 37/1913). E. 
3119 
III. 


„Kann das deutſche Bormundſchaſtsgericht den per⸗ 
fönlichen Verkehr zwiſchen einem Ausländer und feinem 
Kinde regeln (5 1636 Satz 2 BEB.)? Kann der Ans⸗ 
länder einen Anſpruch auf Regelung des perſönlichen 
Berichts mit dem Kinde im Prozeßwege geltend machen? 
Die erſte Frage wurde bejaht, die zweite verneint. 
Aus den Gründen: Das OLG. erblickt feine Auf⸗ 
gabe in einer „Abgrenzung des Erziehungsrechts der 
Beklagten gegenüber der aus der Stellung des Klägers 
ich ergebenden Rechtsſphäre“. Dies ſei eine bürgerliche 
Rechtsſtreitigkeit, die nach § 13 GVG. vor die ordent⸗ 
lichen Gerichte gehöre, ſofern nicht die Zuſtändigkeit 
von Verwaltungsbehörden oder Verwaltungsgerichten 
begründet ſei oder reichsgeſetzlich beſondere Gerichte 
beſtellt oder zugelaſſen ſeien. Keinen dieſer Ausnahme— 
fälle hält das OLG. für gegeben. Allerdings ſei nach 
§ 1636 Satz 2 BGB. das Vormundſchaftsgericht zu— 
ſtändig, den Verkehr mit dem Kinde näher zu regeln 
und dieſe Zuſtändigkeit ſei ausſchließlich. Allein die 


Pflicht des Vormundſchaftsgerichts beſtehe nicht in 


einer vormundſchaftlichen Fürſorge für ein ſchutzbe— 
dürftiges Kind, ſondern ſie habe eine Verwirklichung 
des Rechts der Eltern auf perſönlichen Verkehr mit dem 
Kinde im Auge und beziehe ſich nur auf deutſche Reichs— 
angehörige. Das deutſche Vormundſchaftsgericht ſei 
dagegen unzuſtändig, wenn es ſich um die Regelung 
des perſönlichen Verkehrs zwiſchen einem Ausländer 
und ſeinem Kinde handele, das gleichfalls Ausländer 
ſei. Ein Fall des Art. 23 Ech BGB. liege nicht vor, 
da es an einer erſichtlichen Veranlaſſung fehle, zum 
Schutze der beteiligten ausländiſchen Minderjährigen 
einzuſchreiten. Der Senat verweiſt daher auf den Be— 
ſchluß des Kammergerichts (RIA. Bd. 10 S. 1, Johow 
Jahrb. Bd. 37 A. S. 32), wonach unter dieſen Um- 
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ſtänden dem Ausländer das Recht zuſtehe, ſein Recht 
vor den Gerichten des Inlandes im Prozeßwege geltend 
zu machen. 

Dieſen Ausführungen kann ſich das Reichsgericht 
nicht anſchließen. Mit Recht beſtreitet vielmehr die 
Beklagte, daß der ordentliche Rechtsweg zuläſſig ſei. 
Das OLG. hat ſelbſt an die Spitze feiner Entſchei⸗ 
dungsgründe den Satz geſtellt, daß über die Zuläſſigkeit 
des ordentlichen Rechtsweges von deutſchen Gerichten 
nur nach den deutſchen Geſetzen entſchieden werden könne. 
Jede Einwirkung ausländiſcher Rechtsnormen wäre in 
dieſer Beziehung mit der inländiſchen Staatshoheit uns 
vereinbar. Das deutſche Recht hat aber die Regelung 
des Verkehrs zwiſchen geſchiedenen Eltern und ihren 
minderjährigen Kindern grundſätzlich dem Vormund⸗ 
a und nicht gleichzeitig und daneben auch 
em Prozeßgerichte zugewieſen. Die Vorſchrift des 
8 627 ZPO., die allein als eine Ausnahme in Betracht 
kommen könnte, gilt nur für die Dauer eines vor 
deutſchen Gerichten anhängigen Rechtsſtreits wegen 
Scheidung, Nichtigkeit oder Anfechtung einer Ehe. Sie 
beruht auf Gründen einer nur in beſchränktem Zeit⸗ 
umfange beſtehenden gelegentlichen Zweckmäßigkeit, 
weiſt ſelbſt durch die im Abſ. 3 angeordnete Benach⸗ 
richtigung des Vormundſchaftsgerichts auf dieſe Be⸗ 
hörde als das für jede ſtaatliche Fürſorge im Gebiete 
des Eltern⸗ und Kindesrechts regelmäßig zuſtändige 
Staatsorgan hin und läßt, wenn ſie überhaupt mit 
der einſtweiligen Entſcheidung über die e 
auch eine Regelung der Einzelheiten des Verkehrs dem 
Prozeßgericht übertragen hat (vgl. RZ. Bd. 69 S. 97), 
damit noch keineswegs erkennen, daß nach deutſch⸗ 
rechtlicher Geſetzesauffaſſung dieſe Regelung in ihrem 
eigentlichen Weſen etwa eine bürgerliche Rechtsſtrei⸗ 
tigkeit ſei. Dies iſt ſie denn in Wirklichkeit auch ganz 
und gar nicht. Dadurch, daß dem fürſorgeberechtigten 
Elternteil durch eine obrigkeitliche Anordnung ein Ver⸗ 
halten vorgeſchrieben wird, das in beſtimmter Art 
dem anderen Elternteile den Verkehr mit dem Kinde 
ermöglichen ſoll, werden nicht die beiderſeitigen Rechte 
gegeneinander abgegrenzt, ſondern dieſe Rechte bleiben 
in ihrem Beſtande und in ihrem Umfange unberührt. 
Die Anordnung betrifft nur die Art und Weiſe, wie 
der mit der perſönlichen Fürſorge befaßte Elternteil 
dem Kinde gegenüber von ſeinen ihm uneingeſchränkt 
verbleibenden Machtbefugniſſen Gebrauch zu machen, 
insbeſondere wie er mit der ihm allein obliegenden 
Beſtimmung des Aufenthaltsorts zu verfahren hat, 
damit für die Ausübung der rechtlich gleichfalls un⸗ 
beſchränkten Verkehrsbefugnis des anderen Teiles Raum 
bleibt. Ob dabei im Einzelfalle ein Schutzbedürfnis 
des Kindes der Berückſichtigung bedarf oder ob es ſich 
nur darum handelt, die Intereſſen der Eltern gegen= 
einander auszugleichen, kann im Weſen der Sache nichts 
ausmachen. Immer empfängt der fürſorgeberechtigte 
Elternteil eine im Bereich der Kindesfürſorge liegende, 
deren Ausübung betreffende und ſich den Verhältniſſen 
anpaſſende ſtaatliche Anweiſung. In der reichsgericht— 
lichen Rechtſprechung iſt aber auch ſchon wiederholt 
darauf hingewieſen worden, daß, wo auch immer die 
Art und Weiſe des Verkehrs zwiſchen den Eltern und 
dem Kinde den Gegenſtand einer ſtaatlichen Regelung 
bildet, dabei die Rückſicht auf das Wohl des Kindes 
ausſchlaggebend iſt. Das Intereſſe der Eltern kann 
niemals allein maßgebend ſein. Darum aber eignet ſich 
auch ein Streit der geſchiedenen Eltern, wenn er nicht 
die Befugnis zum Verkehr mit dem Kinde überhaupt, 
ſondern das dabei zu beobachtende beiderſeitige Ver— 
halten anbetrifft, nicht für eine Erledigung in dem 
ſich nach den Grundregeln der ſog. „Verhandlungsma— 
rime* abſpielenden Parteiprozeſſe. Demgemäß hat in 
Deutſchland außerhalb des Eheprozeſſes über eine Re⸗ 
gelung des Verkehrs geſchiedener Eltern mit ihren 
minderjährigen Kindern nach der Vorſchrift des 8 1636 
Satz 2 BGB. ausſchließlich das Vormundſchaftsgericht 
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zu befinden. Was dabei für Eltern und Kinder deutſcher 
Reichsangehörigkeit gilt, hat auch für Ausländer zu 
gelten. Kein deutſches Geſetz entzieht in dieſem Falle 
die dem Vormundſchaftsgericht übertragene Regelung 
dieſer Zuſtändigkeit und überträgt ſie auf die Prozeß⸗ 
gerichte. (Urt. des IV. ZS. vom 12. Juni 1913, IV 67/13). 
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IV. 


Erſtreckt ſich die Heransgabepflicht des Erben nach 
1990 Abſ. 1 Satz 2 568. anf Gegenſtände, die der 
rbe an Stelle des Nachlaſſes oder a feiner Be: 
ſtandteile in Händen hat? Kann der Nachlaßgläubiger 
bei unzureichendem Nachlaſſe verlangen, daß der Erbe 
Rechte an Nachlaßgrundſtücken beſeitigt, die er als Ent. 
gelt für die Beräußerung des Nachlaſſes erwerben hat? 
Heinrich K., der Ehemann der Beklagten, ſchuldete der 
Klägerin aus Wechſeln 16000 M. Bei feinem Tode 
hinterließ er einen Erbvertrag, indem ſich die Ehe⸗ 
N gegenfeitig als Vorerben und ihre gemeinſamen 

inder als Nacherben eingefetzt hatten. Die Beklagte 
nahm die Erbſchaft an. Sie ſchloß mit ihren Kindern 
einen Vertrag, durch den ſie auf ihre Rechte als Vor⸗ 
erbin zugunſten ihrer Kinder verzichtete und die Erb⸗ 
ſchaft den Kindern überließ. Die Kinder traten ſämtliche 
Rechte am Nachlaſſe an den älteſten Bruder Karl K. ab, 
der alle Schulden übernahm und der Beklagten an den 
Nachlaßgrundſtücken eine Leibzucht beſtellte. Karl K. 
wurde als Eigentümer der Nachlaßgrundſtücke in das 
Grund buch eingetragen, gleichzeitig wurde das Leib⸗ 
zuchtrecht der Beklagten eingetragen. Die Grundſtücke 
wurden zwangsweiſe verſteigert, nachdem Karl K. in 
Konkurs gefallen war. Auf Grund des Zuſchlags⸗ 
beſchluſſes wurden die Inhaber der klagenden Firma 
als Eigentümer eingetragen. Die Leibzucht der Be⸗ 
klagten blieb beſtehen. Später beantragte eine Nach⸗ 
erbin Eröffnung des Nachlaßkonkurſes, der Antrag 
wurde aber wegen Mangels an Maſſe abgelehnt. Mit 
der Klage verlangt jetzt die Klägerin von der Beklagten 
als der Erbin des Ehemannes Zahlung der Wechſel— 
ſumme nebſt Zinſen und Wechſelunkoſten. Sie begehrte 
Verurteilung der Beklagten zur Zahlung „aus dem 
Nachlaſſe' ihres Ehemannes ſowie zur Duldung der 
Zwangsvollſtreckung in die für ſie eingetragene Leib⸗ 
zucht. Die Beklagte erkannte den Zahlungsanſpruch 
an, bat aber im übrigen um Abweiſung der Klage. 
LG. und OLG. wieſen die Klage ab, ſoweit fie ſich auf 
die Duldung der Zwangsvollſtreckung richtete. Die 
Reviſion hatte Erfolg. 

Gründe: Die Reviſion richtet ſich dagegen, daß 
die Klägerin mit ihrem Anſpruch auf Duldung der 
Zwangsvollſtreckung in die fur die Beklagte eingetragene 
Leibzucht abgewieſen iſt. Dieſen Anſpruch hatte die 
Klägerin zunächſt auf $ 1990 BGB. ſodann auf 8 1991 
Abſ. 1 i. V. mit SS 1978, 667 ſowie auf § 1980 BGB. 
geitüßt. Das OLG. prüft zunächſt, ob etwa die von 
der Beklagten erworbene Leibzucht als mit Mitteln des 
Nachlaſſes erworben im Wege rechtlicher Erſetzung an 
die Stelle des veräußerten Nachlaſſes getreten und die 
Beklagte aus dieſem Grunde verpflichtet ſei, die Leib— 
zucht zum Zwecke der Befriedigung der Klägerin im 
Wege der Zwangsvollſtreckung herauszugeben oder, 
womit ſie ihrer Verpflichtung genüge, die Zwangs— 
vollſtreckung in die Leibzucht zu dulden. Dabenerkennt 
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das OLG. an, daß im Streitfalle rechtliche Erſetzung 
nach § 2111 allerdings in Frage komme, da die Be⸗ 


klagte nur Vorerbin ſei. Allein es meint, der in S 2111 


ausgeſproche Grundſatz der rechtlichen Erſetzung könne 


nicht beim Erwerbe höchſtperſönlicher Rechte angewendet 
werden, zu denen die Leibzucht gehöre. Solche Rechte 
könne der Vorerbe nicht kraft Geſetzes fur den Nach— 
laß als zum Nachlaſſe gehörige Rechte erwerben, er 
könne ſie nicht bei Beendigung der Vorerbſchaft an den 
Nacherben herausgeben, ſie gehörten vielmehr zum 
eigenen Vermögen des Vorerben, und die Gläubiger 


ſowohl wie die Nacherben ſeien auf Schadenserſas⸗ 
anſprüche angewieſen. Daraus ſolge, daß der Anſpruch 
der Klägerin auf Duldung der Zwangsvollſtreckung 
in die Leibzucht nicht auf 8 1990 geſtützt werden koͤnne. 
weil ſie nicht zum Nachlaſſe gehöre. Er laſſe ſich ader 
nur aus $ 1990 ableiten, nicht auch aus den von der 
Klägerin angeführten ſonſtigen Vorſchriften. 
Hinſichtlich der Anwendbarkeit des 8 1990 iſt dem 
OLG. im Ergebniſſe beizupflichten. Nach § 199 iſt 
der Erbe nur verpflichtet, den „Nachlaß“ zum Zwecke 
der Befriedigung des Nachlaßgläubigers im Wege der 
Zwangsvollſtreckung herauszugeden. Zum Nachlaß“ 
gehört die von der Beklagten erworbene Leibzucht recht⸗ 
lich nicht. Sie iſt niemals Beſtandteil des hinterlaſſenen 
Vermögens geweſen, ſondern höchſtens im Wege recht⸗ 
licher Erſetzung an die Stelle des Nachlaſſes getreten. 
Daß der Erbe verpflichtet wäre, dem Nachlaßgläubiger 
außer dem Nachlaß auch das zum Zwecke der Befriedi⸗ 
gung im Wege der Zwangsvollſtreckung herauszu⸗ 
geben, was er an Stelle des Nachlaſſes oder ein⸗ 
zelner Beſtandteile des Nachlaſſes in Händen hat, iſt in 
§ 1990 nicht geſagt. Rechtliche Erſetzung tritt nach 
dem Rechte des BGB. nicht allgemein ein. Ob nicht 
dann, wenn im Einzelfalle auf Grund einer beſonderen 
Vorſchrift rechtliche Erſetzung ſtattfindet, der Erbe ver⸗ 
pflichtet wäre, dem Nachlaßgläubiger auch die Erſaz⸗ 
ſtücke zum Zwecke der Befriedigung im Wege der Zwangs⸗ 
vollſtreckung herauszugeben, kann unerörtert bleiben, 
weil hier keine ſolche beſondere Vorſchriſt eingreiit. 
Zwar glaubt das OLG. auf 8 2111 verweiſen zu können, 
weil die Beklagte nur Vorerbin ihres Ehemannes iſt. 
die Kinder aber zu Nacherben eingeſetzt ſind und weil 
nach 8 2111 bei der Borerbichaft zur Erbſchaft gehort. 
was der Vorerbe auf Grund eines zur Erbſchaft ge 
hörenden Rechts oder als Erſatz für die Zerſtörung, 
Beſchädigung oder Entziehung eines Erbſchaftsgegen⸗ 
ſtandes oder durch Rechtsgeſchäft mit Mitteln der Erb⸗ 
ſchaft erwirbt, ſofern nicht der Erwerb ihm als Nutzung 
gebührt. Die Verweiſung paßt aber nicht. § 211! 
trifft, wie fi) aus dem Zuſammenhange ergibt, Bor: 
ſorge zugunſten des Nacherben nur für den Fall des 
Eintritts der Nacherbfolge. Bis zum Eintritte der 
Nacherbfolge iſt der Vorerbe wahrer und alleiniger 
Erbe. Auch was er aus der Erbſchaft in der ing 21lʃl 
gekennzeichneten Weiſe erlangt, erwirbt er deshalb zu 
nächſt für ſich, nicht etwa für den Nacherben. Erſt in 
dem Zeitpunkte des Eintritts der Nacherbfolge fallen 
mit der Erbſchaft (8 2139) auch die gemäß § 2111 det 
Erbſchaft hinzutretenden Gegenſtände dem Nacherben 
zu. Bis dahin aber hat an dieſen Gegenſtänden weder 
der Nacherbe ein greifbares Recht, wennſchon ihm im 
beſchränkten Maße die Vorſchrift in 8 52 EBD. helien 
mag, noch kann fie ein Nachlaßgläubiger als zum Nach- 
laſſe gehörig beanſpruchen. Die Klägerin kann ſich 
überhaupt nicht auf § 2111 berufen, da die im Erb. 
vertrage vorgeſehene Nacherbfolge noch nicht eingetreten 
iſt. Alſo braucht nicht geprüft zu werden, ob und 
inwieweit einer Berufung auf dieſe Vorſchrift im Streu⸗— 
falle entgegenſtehen würde, daß es ſich um den Erwerd 
einer Leibzucht, alſo eines, mindeſtens im gewiſſen Um: 
fange, höchſtperſönlichen Rechtes handelt. . 
Dagegen ift die Anſicht des OVG. unhaltbar, dak 
ſich der Anſpruch der Klägerin nur aus $ 19% ableiten 
laſſe. Sie wäre vielleicht zutreffend, wenn man den 
Antrag der Klägerin, die Beklagte zur Duldung det 
Zwangsvollſtreckung in die Leibzucht zu verurteilen, 
im allerengiten Sinne auslegen müßte. Dazu aber 
liegt kein Anlaß vor. In der Berufungsrechtfertigung 


hatte die Klägerin im Anſchluß an die Andeutungen 


des LG. deutlich zu erkennen gegeben, daß fie mit den 
Antrag auf Verurteilung der Beklagten zur Duldun! 
der Zwangsvollſtreckung in die Leib zucht, weniaſtens 
ſoweit er auf § 1991 Abſ. ! i. V. mit den SS 1978. 60 
ſowie auf § 1980 geſtützt war, in erſter Linie Wieder 
herſtellung des früheren Zuſtandes durch Beſeingung 
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der Leibzucht, alſo Verurteilung der Beklagten zur 
Löſchung der Leibzucht erſtrebte. Unter dieſen Um⸗ 
ſtänden muß angenommen werden, daß in dem An⸗ 
trage auf Verurteilung der Beklagten zur Duldung 
der Zwangvollſtreckung in die Leibzucht der Antrag 
auf Verurteilung der Beklagten zur Löſchung der Leib⸗ 
zucht enthalten ſein ſollte. Er läßt ſich auch in dem 
Antrage finden, wenn man deſſen Wortlaut nicht preßt. 
Daß die Klägerin im zweiten Rechtszug einen neuen 
Anſpruch erhoben hätte, hat die Beklagte nicht geltend 
gemacht, 8 529 ZPO. kommt alſo nicht in Frage 
($ 314 ZPO) Das OLG. hat auch Klagänderung 
nicht angenommen. Es erkennt ſelbſt als möglich an, 
daß der Klägerin auf Grund der von ihr neben 8 1990 
ins Feld geführten Vorſchriften durch die Handlungen der 
Beklagten Schadenserſatzanſprüche gegen fie erwachſen 
ſind. Daß aber ſolche Schadenserſatzanſprüche der Klä⸗ 
gerin unter Umſtänden auch zu einer Verpflichtung der 
Beklagten führen können, den früheren Zuſtand durch 
Beſeitigung der Leibzucht wieder herzuſtellen und die 
Leibzucht zu löſchen, läßt ſich angeſichts der Vorſchrift 
in 8249 Satz 1 BGB. nicht in Zweifel ziehen. (Urt. 
des IV. ZS. vom 12. Juni 1913, IV 115/13). 
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V 


Unter welchen Vorausſetzungen kann im Eheprozeßz 
in der Berufungsinſtanz ein Verſäumnisurteil erlafen 
werden? Aus den Gründen: Das OLG. führt aus, 
daß gegen den Beklagten, wiewohl er im Termine vor 
dem Berufungsgericht nicht verhandelte (8 333 ZPO.), 
kein Verſäumnisurteil ergehen konnte, daß vielmehr ein 
einheitliches ſtreitgemäßes Urteil erlaſſen werden mußte. 
Dieſer Anſicht iſt beizupflichten. 8 618 Abſ. 5 ZPO. 
beſtimmt, daß in Eheſachen ein Verſäumnisurteil gegen 
den Beklagten unzuläſſig iſt. Dieſe Beſtimmung gilt 
freilich nicht für den Beklagten als Berufungskläger. 
Vielmehr kann ein Verſäumnisurteil gegen den Be⸗ 
klagten als Berufungskläger erlaſſen werden. Hier 
ſtand aber dem Erlaß eines ſolchen Verſäumnisurteils 
ein durch die Natur des Eheſcheidungsverfahrens bes 
gründetes Hindernis im Wege. Das OLG. hatte nämlich 
nicht nur über die Berufung des Beklagten gegen das 
der Scheidungsklage ſtattgebende Urteil zu befinden, 
ſondern auch über die von der Klägerin mit der An— 
ſchlußberufung angefochtene Mitſchuldigerklärung der 
Klägerin. Ueber dieſe Anſchlußberufung mußte das 
Berufungsgericht auch beim Nichtverhandeln des Be— 
klagten entſcheiden und dabei kam folgendes in Betracht: 
Ein Verſäumnisurteil war gegen den Beklagten und 
Berufungsbeklagten unzuläſſig (8 618 Abſ. 5). Die im 
8 542 Abſ. 2 3PO. zugelaſſene Verſäumnisfolge traf 
den Beklagten und Berufungsbeklagten nicht. Das Be- 
rufungsgericht mußte demzufolge hinſichtlich der An— 
ſchlußberufung ein kontradiktoriſches Urteil erlaſſen, 
umſomehr als das OLG. die Berufung der Klägerin 
zurückweiſen wollte. Das hatte wieder zur Folge, daß 
ein Verſäumnisurteil ausgeſchloſſen wurde. In Ehe— 
ſachen kann nur einheitlich über die Fragen der Schei— 
dung und der Schuld an der Scheidung entſchieden 
werden. Das nämliche Urteil muß alle hierhin ge— 
hörigen Streitpunkte entſcheiden (RG. 58, 307 ff.). 
Würde das OLG. über die Berufung des Beklagten 
ein Verſäumnisurteil und über die Anſchlußberufung 
der Klägerin ein kontradiktoriſches Urteil erlaſſen haben, 
ſo hätte es die rechtliche Möglichkeit geſchaffen, daß 
entgegen jenem für Eheſachen geltenden Grundſatze 
der Streitſtoff nach und nach in verſchiedenen Urteilen, 
ja vielleicht in verſchiedenen Rechtszuügen entſchieden 
worden wäre. Es dann z. B. dahin kommen können, 
daß das Reviſionsgericht mit der Entſcheidung über 
die Mitſchuldigerklärung der Klägerin beſaßt worden 
wäre, während der Rechtsſtreit hinſichtlich der Schei— 
dungsklage noch beim OLG. ſchwebte. Möglicherweiſe 
wäre das die Scheidung ausſprechende Urteil rechts— 
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en geworden, bevor über die Mitſchuld der Klägerin 
entſchieden geweſen wäre. Nach rechtskräftiger Schei⸗ 
dung kann aber nicht mehr unter den geſchiedenen 
Ehegatten über die Schuldfrage verhandelt werden. 
Auch die Ausſetzung des Verfahrens iſt keine Maßregel, 
mittels deren die mißlichen Folgen einer Zerreißung 
des Streitſtoffes durch mehrere Urteile unter allen Um- 
ſtänden vorgebeugt werden könnte, wenn auch zu⸗ 
zugeben iſt, daß in beſonderen Fällen mit dieſer Maß⸗ 
regel ſchließlich doch eine einheitliche Aburteilung des 
geſamten Streitſtoffes ermöglicht werden kann, na⸗ 
mentlich bei freiwilliger Mitwirkung der Parteien. 
Das OLG. hat hiernach mit Recht ein kontradiktoriſches 
Urteil erlaſſen. Gegen dieſes war nur die Revifion, 
nicht der Einſpruch zuläſſig. (Urt. des IV. ZS. vom 
12. Juni 1913, IV 21/13). — — 2 ·½ n. 
3109 


Oberſtes Landesgericht. 


A. Zivilſachen. 
I 


Pfändung einer Buchhypothel auf Grund eines Ar⸗ 
teſtbeſehls. Iſt die in § 929 Abſ. 2 3p O. für den Voll⸗ 
zug des Arreſtbefehls geſetzte Friſt von einem Monate 
durch die Erlaſſung oder Zuſtellnng des Pfändungsbe⸗ 
ſchluſſes innerhalb der Friſt gewahrt? (ZPO. 88 830, 932). 
Am 8. Februar 1913 erwirkte Karl W. in St. bei dem 
dortigen Amtsgerichte zugunſten einer Forderung gegen 
Anna B. Arreſtbefehl, auf Grund deſſen gleichzeitig die 
Pfändung mehrerer Forderungen der Anna B. vers 
fügt wurde. Die Arreſtpfändung wurde auf Antrag 
des Gläubigers am 3. März 1913 auf eine durch Bud 
hypothek geſicherte Forderung der Anna B. ausgedehnt. 
Letzterer Beſchluß wurde auf Betreiben des Gläubigers 
am 6. März 1913 dem Progeßbevollmächtigten der 
Schuldnerin und am 7. März 1913 auch den Dritt- 
ſchuldnern zugeſtellt. Am 25. Juli 1913 ſtellte der 
Gläubiger an das Grundbuchamt N. den Antrag, die 
Pfändung der der Anna B. zuſtehenden Buchhypothek 
einzutragen. Das Amtsgericht lehnte die Eintragung 
wegen Ablaufs der in 5 929 Abſ. 2 ZPO. beſtimmten 
Friſt ab; die Beſchwerde wurde zurückgewieſen. Auch 
die weitere Beſchwerde hatte keinen Erfolg. 

Gründe: Das LG. hat angenommen, daß die in 
§ 929 Abſ. 2 ZPO. für den Vollzug des Arreſtbefehls 
geſetzte einmonatige Friſt ſpäteſtens am 7. März 1913 
begonnen und ſohin bei Stellung des Eintragungs— 
antrags längſt geendet hat. Dem iſt beizupflichten. 
Allerdings laſſen die Akten nicht entnehmen, daß der 
Arreſtbefehl dem betreibenden Teile förmlich zugeſtellt 
worden iſt; aber dieſer Mangel iſt belanglos, denn 
die Friſt des 8 929 Abſ. 2 iſt jedenfalls dadurch in 
Lauf geſetzt worden, daß der betreibende Teil, ohne 
ſeinerſeits auf einer förmlichen Zuſtellung zu beſtehen, 
die Zuſtellung des Arreſtbefehls und des Pfändungs— 
beſchluſſes ſowohl an die Schuldnerin als auch an die 
Drittſchuldner erwirkt hat (RGZ. 11 S. 402, Gaupp⸗ 
Stein, ZPO. $ 929 Anm. I). Der Beſchwerdeführer 
meint weiter, der Arreſtbefehl ſei deshalb rechtzeitig 
vollzogen, weil ſchon am 3. März 1913 der gerichtliche 
Pfändungsbeſchluß ergangen ſei; nicht auf die Voll— 
endung ſondern auf den Beginn der Arreſtvollziehung 
komme es an. Dieſe Meinung iſt irrtümlich. Nach 
§ 930 ZPO. iſt zur Pfändung einer Forderung, für 
welche eine Buchhypothek beſteht, außer dem Pfän— 
dungsbeſchluſſe die Eintragung der Pfändung erfor— 
derlich. Erſt wenn dieſe erfolgt iſt, liegt der in 8929 
Abſ. 2 ZPO. geforderte Vollzug des Arreſtbefehls vor. 
Wollte man ſchon die Erlaſſung oder die Zuſtellung 
des gerichtlichen Pfändungsbeſchluſſes zur Wahrung 
der Friſt für ausreichend erachten, ſo würde der Zweck 
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des Geſetzes in vielen Fällen vereitelt, denn § 929 fol 
verhindern, daß der Arreſtbefehl erſt lange nach ſeiner 
Erlaſſung in Kraft trete, wenn ſich die Verhältniſſe 
vielleicht ſchon weſentlich geändert haben. Auf die 
Streitfrage, ob im Hinlick auf 8 932 Abſ. 3 ZPO. etwa 
ſchon der Antrag auf Eintragung der Pfändung zur 
Wahrung der Friſt genüge, braucht hier nicht einge⸗ 
angen zu werden, da bei Stellung des Antrags die 
Friſt des 8 932 Abſ. 2 abgelaufen war. Uebrigens 
ergibt fi} gerade aus 8 929 Abſ. 3, daß nicht ſchon 
die gerichtliche Pfändungsverfügung ſondern erſt das 
Verfahren bei dem GA. der Vollzug des Arreſtbefehls 
i. S. des § 929 Abſ 2 iſt. (Beſchl. des I. ZS. vo 
19. September 1913, Reg. III 72/1913). W. 
3106 


II. 


Honorarforderung eines Rechtsanwalts für die 
Führung einer Vormund ſchaft auf Grund der Zuſicherung 
des Vormundſchaftsgerichts (BGB. 81836). Dem Rechts⸗ 
anwalt A. wurden vom Vormundſchaftsgericht als Ver⸗ 
gütung für die Führung der Vormundſchaft über die 
geiſteskranke S. 1904: 200, 1905: 500 und 1906 bis 
1911 je 250 M bewilligt, nachdem er als Vormund 
nach Schluß jedes Rechnungsjahres Rechnung geſtellt 
und eine beſtimmte Vergütung vorgeſchlagen hatte. 
Bei der Rechnung für 1912 ſchlug er „als Honorar 
für 1912“ 250 M vor. Das Gericht eröffnete ihm, daß 
keine Vergütung bewilligt werden könne, da ſie nach 
8 1836 BGB. durch den Umfang und die Bedeutung 
der Geſchäfte nicht gerechtfertigt würde. Auf ſeine Be⸗ 
ſchwerde bewilligte das LG. M. für 1912 100 M und 
wies im übrigen die Beſchwerde zurück. Die weitere 
Beſchwerde des Vormundes wurde zurückgewieſen. 

Gründe: Mit Recht hat es das LG. abgelehnt, 
einen Vertragsanſpruch anzuerkennen. Das Geſetz hat 
dem Vormundſchaftsgericht keine Vertretungsmacht für 
den Mündel eingeräumt. Das Vormundſchaftsgericht 
kann weder dem Vormund wirkſam Entlaſtung erteilen 
noch mit ihm einen Vertrag wegen der Vergütung 
ſchließen. Dagegen kann es kraft feiner Amtsgemwalt 
dem Vormund auch für die Zukunft eine Vergütung 
mit der Wirkung zuſagen, daß das daraus für den 
Vormund entſtehende Recht zwar in ſeinem Beſtande 
von dem Ermeſſen des Vormundſchaftsgerichts abhängig 
bleibt, aber für die Vergangenheit dem Vormunde 
nicht mehr entzogen werden kann, ſolange die Zuſage 
vom Vormundſchaftsgerichte nicht geändert wird (§ 1836 
Abſ. 1 Satz 4 BGB.). Dem Beſchwerdeführer iſt bei der 
Uebernahme der Vormundſchaſt von dem Vormund— 
ſchaftsgericht eine Vergütung zugeſagt worden. Dieſe 
Zuſage hat das Gericht bis zum Schluſſe des Rechnungs— 
jahres 1912 nicht zurückgenommen. Es durfte deshalb 
dem Vormunde für das abgelaufene Rechnungsjahr 
1912 den Anſpruch nicht mehr entziehen. In dieſer 
Richtung iſt aber der Vormund nicht beſchwert, da das 
LG. ihm für 1912 eine Vergütung zugeſprochen hat. 
Dagegen läßt die Tatſache, daß der Vormund alljähr— 
lich dem Vormundſchaftsgericht die Höhe der Ver— 
gütung vorſchlug, keinen Zweifel daruber offen, daß 
das Gericht dem Vormund keine beſtimmte Zuſage 
über die Höhe der Vergütung erteilt hat. Die Ver— 
gütung war auch nicht immer gleich und wurde auch 
nicht immer nach dem Vorſchlag feſtgeſetzt. Demgemäß 
war das Beſchwerdegericht bei der Bemeſſung der Ver— 
gütung für 1912 nicht an eine fruher gegebene Zuſage des 
Vormundſchaftsgerichts gebunden, ſondern nur auf ſein 
verſtändiges Ermeſſen angewieſen. (Beſchl. d. Fer. 3S. 
vom 21. Auguſt 1913, Reg. III 671913). W. 
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B. Strafſachen. 


Die Veröffentlichung eines Urteils anf Grund des 
5 200 StG. iſt Nebenſtrafe. Die Gebühr des Nechtsen⸗ 
walts für die Tätigkeit bei der Veröffentlichung beffimmt 
ſich nach 3 23 RAsSebo. Aus den Gründen: Der 
Senat vertritt mit dem Reichsgerichte die Auffaſſung. 
daß die auf Grund des 8 200 StG. durch den Be- 
leidigten veranlaßte Veröffentlichung des Urteils eine 
Nebenſtrafe iſt, damit einen Teil der Vollſtreckung des 
Urteils bildet und daß ihre Koſten Koſten der Strafvoll⸗ 
ſtreckung find; für die Feſtſetzung iſt 8 496 Abſ. 2 StBO. 
maßgebend (vgl. Obs GSt. 6 S. 42, RGSt. 6 S. 180, 13 
S. 319, 37 S. 267). Nach 88 417, 418, 503 Abſ. 5 StPO., 
eh Abſ. 2 ZPO. hat der verurteilte Angeklagte dem 
ebenkläger die Gebühren und Auslagen einſchließlich 
der auf die Vollſtreckung erwachſenen zu erſtatten. 
Die RAGebO. enthält zwar keine ausdrückliche Be⸗ 
ſtimmung für die Entlohnung der Tätigkeit des Rechts⸗ 
anwalts bei der Veröffentlichung eines Urteils nach 
dem 8 200 StGB.; insbeſondere können die 88 69 und 
75 RAGebdO. nicht herangezogen werden; allein nach 
dem 8 89 RAGebdO. erſcheint es billig, dem Rechtsan⸗ 
walte für dieſe Tätigkeit die Gebühr des § 23 zuzuer⸗ 
kennen. (Quednau, RAGeboO. S. 519 Nr. 9a, S. 415 
Nr. 224; Sydow⸗Buſch, RAGebO. S. 205 Note 3) Der 
Anſatz von 2 M Gebühr und 50 Pf Pauſchale 
($ 76 RABEbD.) iſt ſomit gerechtfertigt. (Beſchl. vom 
3. September 1913, Beſchw.⸗Reg. Nr. 662/1913). Ed. 
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Oberlandesgericht München. 


Unpfänd barkeit der Hagelverſicherungsentſchädigeng 
Aus den Gründen: Das OLG. wäre als Arreſtgerich! 
nach $ 930 Abf. I ZPO. an ſich zur Pfändung der For⸗ 
derung zuſtändig. Die Pfändung iſt aber nicht zuläſſig. 
denn Art. 10 des HagelBerf®. vom 13. Februar 1554 
i. d. F. vom 23. April 1910 (GVBl. 1910 S. 180) be: 
ſtimmt, daß der Hagelentſchädigungsanſpruch vom Ver⸗ 
ſicherungsnehmer an einen Dritten weder übertragen 
noch verpfändet werden kann. Unrichtig iſt die Anſicht 
des Antragſtellers, dieſe Vorſchrift habe ihre Geſetzeskraft 
infolge des Reichsgeſetzes über den Verſicherungsver⸗ 
trag vom 30. Mai 1908 verloren. Mit der Staats- 
regierung, welche nach Erlaß dieſes Reichsgeſetzes „im 
Intereſſe der Rechtseinheit und um den Verſicherten 
die Fortſchritte, welche die Vorſchriften des Geſetzes 
über den Verſicherungsvertrag gegenüber dem dis⸗ 
herigen Rechtszuſtande darſtellen, zuzuwenden, den 
Entwurf zum Abänderungsgeſetze vom 2. Dezember 1 
dem Landtag vorlegte, vertritt das OLG. die An⸗ 
ſchauung, daß die Hagelverſicherung als Immobiliar“⸗ 
verſicherung aufzufaſſen iſt und daß das nach Nr. IV des 
Verſailler Schlußprotokolls vom 23. November 1870 
bezüglich des Immobiliarverſicherungsweſens für 
Bayern begründete Reſervatrecht ſich auch auf die Hagel⸗ 
verſicherung erſtreckt. Nach Art. 2 des EG. z. Verſ Vertr. 
erlangen die Vorſchriften dieſes Geſetzes und des EG. im 
Königreiche Bayern für das Immobiliarverſicherungs. 
weſen nur mit Zuſtimmung der bayeriſchen Regierung 
Geltung. Dieſe hat aber ihren gegenteiligen Stand— 
punkt durch Vorlegung des Abänderungsgeſetzes, welches 
den materiellen Inhalt des alten Geſetzes über die 
Hagelverſicherungsanſtalt im weſentlichen unberührt 
ließ, zu erkennen gegeben (Haag-Jahn, Das Geſetz. die 
Hagelverſicherungsanſtalt betr. zu Art. 10; Hager und 
Bruck, Das Geſetz über den Verſicherungsvertrag bei 
Art. 2 EG.). Demnach iſt der Hagelentſchädigungs⸗ 
anſpruch der Zwangsvollſtreckung in das bewegliche 
Vermögen nicht unterworfen, kann alſo nicht gepfändet 
werden, da nach §S 851 ZPO. eine Forderung in Gr: 
mangelung beſonderer Vorſchriften der Pfändung nur 
inſoweit unterworfen iſt, als ſie übertragbar iſt. (Beſchl. 
vom 8. Auguſt 1913, L 470/13). N. 
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Landgericht Würzburg. 


Ausländiſche Deſſertweine, bei deren Herſtellung die 
Gärung des Traubenſaftes durch Zuſatz von Sprit ber: 
hindert wurde, find a ee Weine i. S. des 8 9 
des Weingeſetzes. Aus den Gründen: Die Ange⸗ 
klagten M. u. B. betrieben eine „ſpaniſche Weinſtube“. 
M. lieferte an B. ſog. Miſtelas, die er unter dem gleichen 
Namen von einer Firma in Barcelona zu 44 M das Hekto⸗ 
liter bezogen hatte. Miſtela wird ſo hergeſtellt, daß dem 
Moſte vor oder bei der Gärung Sprit zugeſetzt und 
dadurch die Gärung verhindert oder unterbrochen wird, 
ſo daß das Getränke ſeinen Zuckergehalt und damit die 
natürliche Süße behält. Dem von M. dem B. geliefer- 
ten Getränke war Sprit vor der Gärung zugeſetzt 
worden. Der Alkoholzuſatz betrug 10,44% . Von B. 
wurde das Getränke als Muscatel das Liter zu 2M 
feilgehalten und verkauft. 

Die geſchilderte Art der Herſtellung von Miſtela 
iſt in Deutſchland verboten; denn § 1 WG. erklärt als 
Wein nur das durch alkoholiſche Gärung aus dem 
Safte der friſchen Weintrauben hergeſtellte Getränke 
und bezieht ſich auf in⸗ und ausländiſche Weine, ins⸗ 
beſondere auch auf Deſſertweine (Günther und Marſch⸗ 
ner, WG. S. 48 und 54). Auf Grund der 88 4 und 12 WG. 
hat allerdings der Bundesrat in den Ausführungs⸗ 
beſtimmungen vom 9. Juli 1909 (RGBl. S. 549) für 
ausländiſche Deſſertweine den Zuſatz von Sprit zum 
Traubenmoſt oder Wein geſtattet, jedoch nur inſoweit, als 
es die Kellerbehandlung erfordert, und die Kellerbehand⸗ 
lung umfaßt die nach der Gewinnung der Trauben auf die 
Herſtellung, Erhaltung und Zurichtung des Getränkes 
bis zur Abgabe an den Verbraucher gerichtete Tätig: 
keit. Unter dieſe Tätigkeit fällt aber nicht das „Stumm: 
Machen“ des Moſtes; denn das Stumm⸗Machen iſt 
nur auf Verhinderung der natürlichen Entwicklung des 
Getränkes gerichtet. Durch den Spritzuſatz werden dem 
Moſte ſeine weſentlichen Eigenſchaften genommen, es 
entſteht kein Wein, ſondern Wein wird nur nach Aus⸗ 
ſehen, Geruch und Geſchmack vorgetäuſcht. Damit ſteht 
feſt, daß ein auf die genannte Weiſe ſtumm gemachter 
Moſt ein nachgemachter Wein iſt, und das Nachmachen 
von Wein iſt nach 8 9 WG. verboten; nach $ 13 iſt 
das Inverkehrbringen des nachgemachten Getränkes 
und zwar des inländiſchen wie des ausländiſchen ver- 
boten (ebenſo Günther und Marſchner S. 206). Die 
Verteidigung beruft ſich auf die Ausführungsbeſtim⸗ 
mungen des Bundesrats zu $ 13 des WG., wonach 
Traubenmoſt oder Wein ausländiſchen Urſprungs, der 
den Vorſchriften des § 4 WG. nicht entſpricht, zum Ver⸗ 
kehr zugelaſſen wird, wenn er den für den Verkehr 
innerhalb des Urſprungslandes geltenden Vorſchriften 
genügt. Durch dieſe Ausführungsbeſtimmungen konnte 
aber und ſollte auch nicht erlaubt werden, was durch 
das WG. verboten iſt. Außerdem iſt durch § 1 des 
ſpaniſchen WG. vom 27. Juli 1895 die Herſtellung von 
Kunſtwein mit Ausnahme der Schaumweine und der Mi: 
ſtelas verboten. Hierdurch iſt unzweideutig ausgedrückt, 
daß in Spanien die Miſtelas zu den Kunſtweinen ge— 
hören. Die erwähnten Ausführungsbeſtimmungen zu 
813 des WG. beziehen ſich aber nur auf ausländiſche 
Naturerzeugniſſe und ſind deshalb hier nicht anwendbar. 

Die Angeklagten behaupten, nicht gewußt zu haben, 
was Miſtela iſt, und mit Rückſicht darauf, daß die 
Zollbehörde die Einfuhr von Miſtela geſtatte, geglaubt 
zu haben, fie hätten es mit einfuhr⸗ und verkehrs- 
fähigem Weine zu tun. Allein beide Angeklagte ſind der 
ſpaniſchen Sprache mächtig und wußten, daß Miſtela 
„Gemiſch“ bedeutet, alſo ein Ausdruck iſt, der zum 
mindeſten keinen Zweifel darüber läßt, daß es ſich nicht 
um ein Naturerzeugnis, ſondern um ein Kunſterzeugnis 
handelt. M. wußte dies außerdem auf Grund ſeiner 
langjährigen Tätigkeit als Weinhändler, im beſonderen 
mit ſpaniſchen Weinen. Daß auch B. die Zuſammen⸗ 
ſetzung und die Eigenſchaften von Miſtela kannte, er- 
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gibt ſich abgeſehen davon, daß M. ihm Anweiſungen 
erteilte, daraus, daß er Miſtela unter dem falſchen 
Namen „Muscatel“ feilbot. Auf die zollamtliche Ein⸗ 
fuhrerlaubnis können ſich die Angeklagten nicht be⸗ 
rufen, weil ſie wußten, daß das Zollamt durch die 
Einführung des Kunſterzeugniſſes getäuſcht wurde. Die 
Angeklagten haben ſich hiernach gegen die 88 9, 13, 
26 Nr. 1 WG. verfehlt. Ein Irrtum über den Begriff 
des Nachmachens könnte ſie nicht vor Strafe ſchützen; 
denn es wäre ein Rechtsirrtum (RGSt. 14, 438; 41, 
439). (Urt. vom 22. September 1913, Nr. an 
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Vücheranzeigen. 


Stanbs Kommentar zum Geſetz, betreffend die 7 5 
ſchaften mit beichräntter Haftung. Vierte vermehrte 

Auflage. Bearbeitet von Dr. Max Hachenburg, Rechts⸗ 
anwalt in Mannheim. VIII, 846 S. Berlin 1913. 
J. Guttentag, Verlagsbuchhandlung, G. m. b. H. 
Mk. 18.50, gebd. Mk. 20.—. 

Die neue Auflage hat zwar den bisherigen Auf: 
bau im großen, insbeſondere die von Staub ſo muſter⸗ 
haft durchgeführte Form der „ſyſtematiſchen Erläute⸗ 
rungen“ und der „Exkurſe“ beibehalten, iſt aber im 
einzelnen gründlich überarbeitet und vielfach ergänzt. 
Bei der ſteigenden Beliebtheit, der ſich die Form der 
G. m. b. H. erfreut — in Bayern gab es am Ende des 
Jahres 1912 1476 gegen 1191 am Ende des Jahres 
1909 — wird wohl auch dieſer Auflage des grund» 
legenden Werks ein ebenſo raſcher Abſatz beſchieden 
ſein, wie ihren Vorgängerinnen. — f — 


Erſtes Jahres Supplement 1909/1910 (Band XXII) zu 
Meyers Großem Konverſations⸗Lexikon, ſechſte, gänzlich 
neubearbeitete und vermehrte Auflage. 964 Seiten 
Text mit über 1000 Abbildungen, Karten und Plänen 
im Text und auf 83 Bildertafeln (darunter 4 Farben⸗ 
drucktafeln und 15 ſelbſtändige Kartenbeilagen) ſowie 
10 Textbeilagen. (Verlag des Bibliographiſchen In⸗ 
ſtituts in Leipzig und Wien.) In Halbleder gebunden 
10 Mk. oder in Prachtband 12 Mk. 

Ein treues Spiegelbild des raſtloſen Vorwärts⸗ 
drängens unſrer Zeit bietet das „I. Jahres⸗Supplement 
1909/10“ zu Meyers Großem Kon verſations⸗ 
Lexikon (der ganzen Reihe 22. Band). Mit dieſem 
Hilfsmittel ausgerüſtet, kann man ſich bequem und 
raſch über jede der tauſend Fragen unterrichten, deren 
Verſtändnis vom „modernen“ Menſchen verlangt wird. 
Der Politiker, der Zeitungsleſer findet hier die Staaten⸗ 
geſchichte der ganzen Erde bis in die letzte Zeit verzeichnet, 
die jüngſte Entwicklung aller politiſchen Parteien darge⸗ 
legt, die neueſten Wahlrechtsänderungen uſw. beſprochen. 
Wer ſich für Steuerpolitik und Finanzweſen intereſſiert, 
wird z. B. durch die ſehr ausführlichen Ueberſichts⸗ 
artikel „Reichsfinanzreform“ und „Gemeindefinanzen“ 
ſowie durch viele Einzelartikel auf ſeine Rechnung 
kommen. Heerweſen und Marine ſind in Hunderten 
von Einzelbeiträgen vertreten. Technik und Natur⸗ 
wiſſenſchaft, Künſte und Geiſteswiſſenſchaften, Kirchen⸗ 
und Unterrichtsweſen, Rechtswiſſenſchaft, Volkswirt⸗ 
ſchaft, Verkehrsweſen — kurz: alle Gebiete menſchlicher 
Betätigung in ihren jüngſten Fortſchritten ſind hier 
zum bequemſten Studium alphabetiſch geordnet, von 
berufenen, z. T. berühmten Fachleuten allgemein ver— 
ſtändlich behandelt. Daß auch dieſer Band wieder vers 
ſchwenderiſch mit meiſterhaft ausgeführten Bildertafeln 
und Textilluſtrationen ausgeſtattet iſt, — das braucht 
eigentlich bei „Meyers Konverſations-Lexikon“ gar nicht 
beſonders geſagt zu werden. 
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Geſetzgebung und Verwaltung. 


Die uſtvorſchrift für die Gendarmerie. Bekannt⸗ 
machung des Staatsminiſteriums des Innern vom 
19. Juni 1913 (MA Bl. 1913 Nr. 26). Seit dem 1. Juli 
1913 ſind die neuen Vorſchriften an die Stelle der 
5 ſtruktion von 20. September 1879 (We⸗ 
ber, GVSlg. Bd. 13 S. 580) getreten. Sie umfaſſen 
in 29 Abſchnitten die Dienſtverhältniſſe und den geſam⸗ 
ten Dienſt der Gendarmerie im weſentlichen unter An⸗ 
lehnung an die gen Beſtimmungen, die den in» 
zwiſchen eingetretenen Aenderungen der Geſetzgebung 
und, ſoweit möglich, den modernen Bedürfniſſen des Ver⸗ 
kehrs und der Verbrechensbekämpfung angepaßt wurden. 
1 5 A en kommen namentlich die 88 9, 

4 Abſ. I Nr. 1, 3, 4, 11 und Abſ. II, III in 
eine. 


8 9 weiſt auf die Stellung der Gendarmen als 
Hilfsbeamten der Staatsanwaltſchaft hin und hebt 
ihre Verpflichtung hervor, in nn (alfo z. B. 
auch in Begnadigungsſachen) den Anordnungen und 
Erſuchen der Staatsanwälte, Amtsanwälte (der Forſt⸗ 
ämter in Forſtrügeſachen) und Gerichte, des Unter⸗ 
ſuchungsrichters und des Amtsrichters unmittelbar zu 
entſprechen, während im übrigen — abgeſehen von 
Gefahr im Verzug — die Dienſte der Gendarmerie von 
andern Behörden als der Zivildienſtbehörde (Bezirks⸗ 
amt) nur mittelbar durch Erſuchen an das Bezirksamt 
in Anſpruch genommen werden dürfen (§ 8 Abſ. III). 
Seine Ergänzung findet 8 9 durch § 74, der von der 
Beiſtandleiſtung der Gendarmerie für andere Behörden 
handelt. Hiernach hat die Gendarmerie auf unmittel- 
bare Anforderung von Juſtizbehörden und Juſtizbe⸗ 
amten Beiſtand zu leiſten: zum Vollzuge richterlicher 
Erkenntniſſe und Verfügungen; bei Vollſtreckungshand⸗ 
lungen in bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten auf Erſuchen 
des Gerichtsvollziehers, wenn er Widerſtand findet 
und Gewalt anwenden zu müſſen glaubt; bei den öffent» 
lichen Gerichtsſitzungen (gleichviel, ob im Straſprozeß 
oder im Zivilprozeß) auf Anforderung der Gerichts- 
vorſtände, ſoweit es zur Aufrechterhaltung der Ruhe 
vor und in dem Gerichtsgebäude erforderlich iſt und 
die Gerichtsdiener hierfür nicht ausreichen; in beſonderen 
Fällen zum Schutze von Verhandlungen (z. B. Augen» 
ſchein, auch in Zivilprozeſſen), die Richter oder andere 
Staatsbeamte vornehmen, auf deren Anforderung; 
endlich auf Erſuchen von Amts-, Gerichts-, Polizei- 
oder Gemeindedienern, wenn die Dringlichkeit des Falles 
ſofortiges Einſchreiten erheiſcht. Nach 8 74 Abſ. III 
haben die zur Beiſtandleiſtung im Gerichtsgebäude an— 
weſenden Gendarmen auf Anordnung des Vorſitzenden 
die Ueberwachung der Angeklagten zu übernehmen. 
Wichtig iſt auch die Vorschrift (§ 74 Abſ. III S. 2), daß 
die Gendarmerie zur Vorführung und Abführung von 
Gefangenen in Anſpruch genommen werden kann, ſo— 
fern nach den gegebenen Verhältniſſen hierfür ein Be: 
dürfnis beſteht. In der Praxis wurde zwar bisher 
ſchon vielſach in der gleichen Weiſe verfahren, mangels 
einer ausdrücklichen Vorſchrift entſtanden aber auch 
manchmal Meinungsverſchiedenheiten. Selbſtverſtänd⸗ 
lich wird dieſe Art von Beiſtandsleiſtung nur im Be⸗ 
darfsfall und nicht über Gebühr in Anſpruch ge— 
nommen werden dürfen, weil ſonſt die Gendarmerie 
anderen, wichtigen Aufgaben zu ſtark entzogen würde. 
Steht alſo genug Gefängnis- oder Gerichtsperſonal 
für die Vor⸗ und Abführung der Gefangenen zur Ver— 
fügung, ſo wird hierzu die Hilfe der Gendarmerie in 
der Regel nicht zu beanſpruchen ſein. Die 88 5067 
behandeln die Erforſchung des Tatbeſtandes strafbarer 
Handlungen, die Strafanzeigen, die Verwahrung und 
Beſchlagnahme in Strafſachen, das Betreten von Woh— 
nungen und die . dann die an 
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im allgemeinen und die vorläufige Feſtnahme. Her⸗ 
vorzuheben iſt daraus 8 54, der inſofern eine Neu⸗ 
erung bringt, als die Anzeigen von Uebertretungen 
nicht wie bisher dem Amtsanwalt, ſondern dem Be⸗ 
zirksamte vorzulegen ſind, ſoweit nicht die Dringlichkeit 
der Angelegenheit, namentlich Haft, die unmittelbare 
Vorlage an den Amtsanwalt erfordert. Dieſe Vor⸗ 
ſchrift war entbehrlich, ſolange die Amtsanwaltſchaft 
von Verwaltungsbeamten verſehen wurde. Jetzt, nach⸗ 
dem die Amtsanwaltſchaft auf die Juſtiz übergegangen 
iſt, erſcheint es zweckmäßig, der Diſtriktspolizeibehörde 
auch auf dieſem Wege den Ueberblick über den Sicher⸗ 
heitszuſtand des Bezirks zu gewährleiſten. Das Be⸗ 
zirksamt hat dann für die Weiterleitung der Anzeigen 
an den Amtsanwalt zu ſorgen. 

Von den die Juſtizbehörden nicht N be⸗ 
treffenden Vorſchriften find namentlich die 88 46 — 49, 
die der allgemeinen Sichersheitspflege, im beſonderen 
der Bekämpfung der Zigeunerplage (8 48), gewidmet 
find, und 5 75 über den Waffengebrauch von allge⸗ 
meinem Intereſſe. 
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Die Unleaung von Mündelgeld. Eine Belannt- 
1 des Staatsminiſteriums der Juſtiz vom 18. Sep: 
tember 1913 (JM Bl. 1913 S. 228) verweiſt auf die Bor» 
teile, die eine ar des feit dem 1. Januar 1913 
in Bayern eingeführten Staatsſchuldbuchs 9 (f. 
dazu dieſe Zeitſchrift Jahrg. 1912 S. 472 ff.). Den Bor: 
mundſchaftsgerichten wird empfohlen, die Vormünder 
(Pfleger, Beiſtände) auf die Einrichtung hinzuweiſen 
und dahin zu wirken, daß in den geeigneten Fällen 
Mündelgeld in Buchforderungen angelegt wird. 
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Sprachecke 
des Allgemeinen Dentſchen Sprachvereinz. 


Deutſche Wechſel. Im „Allgemeinen Anzeiger für 
Druckereien“ wurde kürzlich wieder darauf aufmerkſam 
gemacht, daß deutſche Wechſelvordrucke durchaus zu⸗ 
läſſig ſind und von der Reichsbank nicht abgelehnt 
werden. Ein beſonderes Schreiben des Direktoriums 
der Reichsbank wurde dabei veröffentlicht. Danach 
dürfen die Wechſel einfach ſo lauten: 


Fallig am 5 in 


R ̃ ⁵Nͥ-B ee a, 
Am zahlen Sie mir (uns) für dieſen Wechſel 
Herr. 8 
Nr. in 
Oder: 
sat am. = 
Am „den 
Am : wobl Sie gegen a bieten Wechſel 
an N g oder de . en e 
Herr 5 
Nr. in 
Noch einſacher: Re 
Am Lahlen Sie 115 © gegen diefen ea 
NM... 
Herr a a 
Nr. in 


Verantwortl. Herausgeber: Th. von der „ 


Ur. 22. 


Herausgegeben von 


Eh. von der Pfordten 
K. I. Staatsanwalt im K. Bayer. 
Stoatsminifterium der Juſttz. 


Die Zeitſchrift erſcheint am 1. und 15. jedes Monats 
im Umfange von mindeſtens 2 Bogen. Preis vierteljährlich Ur 

k. 3.—. Beſtellungen übernimmt jede Buchhandlung und J 
jede Poſtanſtalt. 2 


Nachdruck verboten. 


Der neue Etrafgeſetzentwurf. 


Von Miniſterialrat Dr. K. Meyer in München, 
Mitglied der Strafrechtskommiſſion. 
(Schluß.) 

Für die Fälle ausgeſchloſſener Rechtswidrig⸗ 
keit, objektiver, nicht ſubjektiver, iſt eine all⸗ 
gemeine Klauſel in § 26 vorangeſtellt. Darnach 
iſt nicht ſtrafbar eine Handlung, deren Rechts⸗ 
widrigkeit durch das öffentliche oder bürgerliche 
Recht ausgeſchloſſen iſt. Das Bewußtſein der Rechts⸗ 
widrigkeit bildet kein allgemeines Erfordernis der 
Strafbarkeit. Entſprechend dem geltenden Rechte 
ſoll es nur bei den Tatbeſtänden erforderlich ſein, 
wo die Widerrechtlichkeit der Handlungsweiſe in 
die geſetzliche Begriffsbeſtimmung aufgenommen iſt. 
An dieſe Klauſel ſchließen ſich Notwehr und Not⸗ 
ſtand, dieſer in nochmals durchgeprüfter Faſſung. 
Der Notſtand iſt nunmehr auf alle Rechtsgüter, 
auch Sachgüter, erſtreckt. Die Beſchränkung der 
notſtandsfähigen Güter auf Leib oder Leben iſt 
aufgegeben. Beim eigentlichen Notſtand muß die 
Gefahr unverſchuldet ſein; die Nothilfe iſt auch 
bei verſchuldeter Gefahr zuläſſig. Die Faſſung iſt 
nunmehr jo gewählt, daß das ärztliche Operations⸗ 
recht grundſätzlich gedeckt fein ſoll.!“) Die in erfter 
Leſung bei der Abtreibung beſchloſſene Vorſchrift 
über die Einleitung der Frühgeburt“) wurde wieder 
geſtrichen. Sonderregelungen ausgeſchloſſener Rechts⸗ 
widrigkeit find die vorhin erwähnten Fälle der 
Einwilligung bei der Körperverletzung und der 
Offenbarung eines Privatgeheimniſſes. 

Die wiſſenſchaftliche Vertiefung und Klar⸗ 
ſtellung, die der Entwurf in 2. Leſung erhalten 
hat, tritt beſonders hervor in den Abſchnitten über 
Verſuch und vorbereitende Handlungen und über 
Täter und Teilnehmer. Sie treffen beſondere Er⸗ 
ſcheinungsformen des Verbrechens und ſchließen ſich 
an den Abſchnitt über die ſtrafbare Handlung an. 


1e) DIg. 1913 S. 496 ff. 
20) A. a. O. S. 125. 


München, den 15. November 1913. 
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| Der Verſuch ift im weſentlichen nach dem gel: 
tenden Rechte ſtrafbar geblieben. Bei der gefähr- 
lichen Körperverletzung wurde die im Vorentwurf 
angenommene Strafbarkeit des Verſuchs wieder 
geſtrichen. Im Tatbeſtande des Verſuchs iſt nun⸗ 
mehr durch einen Zuſatz zum Ausdruck gebracht, 
daß auch der untaugliche Verſuch, ſowohl der ab⸗ 
ſolut wie der relativ untaugliche, ſtrafbar ſein 
ſoll.“) In dem Abſchnitt find nunmehr auch die 
vorbereitenden Handlungen erwähnt, in doppeltem 
Sinne zwecks einer geſetzgeberiſchen Klarſtellung: 
die Strafe ſoll entfallen, wenn der Täter das vor⸗ 
bereitete Verbrechen oder Vergehen demnächft ver⸗ 
ſucht oder vollendet und hierdurch Strafe verwirkt 
hat; der Rücktritt von einer vorbereitenden Hand⸗ 
lung ſoll, ſoweit das Geſetz nichts anderes be⸗ 
ſtimmt, den Täter nicht ſtraffrei machen. 
Tiefgreifender ſind die Aenderungen in dem 
Abſchnitte „Täter und Teilnehmer“. In ihm ſind 
Begriffsbeſtimmungen über den Täter, mittelbaren 
Täter,) Mittäter, Anſtifter und Gehilfen gegeben. 
Bei den Teilnahmeformen der Anſtiftung und Bei⸗ 
hilfe ſoll die Strafbarkeit nicht mehr abhängig 
ſein von dem ſchuldhaften Handeln des Haupt⸗ 
täters. Die Akzeſſorietät der Teilnahme iſt zweck⸗ 
entſprechend durch die Vorſchrift durchbrochen, daß 


1) Beim Verſuch hat der Richter ein weitgehendes 
Milderungsrecht, in beſonders leichten Fällen kann er 
von Strafe abſehen. Dazu tritt für den ſog. abſolut 
untauglichen Verſuch, wenn der Verſuch unter keinen 
Umſtänden zur Vollendung führen konnte, losgelöſt von 
den beſonders leichten Fällen, die Sonderregelung, daß 
der Richter die Strafe nach freiem Ermeſſen mildern und, 
wenn nach den beſonderen Umſtänden des Falles eine 
Beſtrafung nicht geboten iſt, davon abſehen darf. 

22) Mittelbarer Täter iſt, wer vorſätzlich veranlaßt, 
daß die Tat durch einen anderen ausgeführt wird, 
der nicht ſelbſt die ſtrafbare Handlung mit dem 
zum Tatbeſtand erforderlichen Vorſatz begeht oder der 
wegen fehlender Zurechnungsfähigkeit, wegen jugend⸗ 
lichen Alters oder wegen Taubſtummheit nicht ſchuld haft 
handelt. Der mittelbare Täter wird als Täter beſtraft. 
Er bleibt als mittelbarer Täter auch dann ſtrafbar, 
wenn ſich nachträglich ergibt, daß der andere die ſtraf⸗ 
bare Handlung vorſätzlich begangen und ſchuldhaft ge⸗ 

handelt hat. 


der Anſtifter oder Gehilfe auch dann ſtrafbar bleibt, 
wenn ſich nachträglich ergibt — beim Gehilfen 
auch wenn er weiß —, daß der Angeſtiſtete 
(Täter) nicht vorſätzlich oder wegen fehlender Zu: 
rechnungsfähigkeit, wegen jugendlichen Alters oder 
wegen Taubſtummheit nicht ſchuldhaft gehandelt 
hat. Eine ähnliche Regelung findet ſich auch bei 
Begünſtigung und Hehlerei, bei der nun auch — 
ich denke an die Umwechſelung eines geſtohlenen 
Hundertmarkſcheins — die ausdrückliche Vorſchrift 
getroffen iſt, daß den Sachen, die durch eine ſtraf⸗ 
bare Handlung erlangt ſind, ihr Erlös ſowie die 
Sachen gleichſtehen, die für fie angeſchafft find. 
In dieſem Abſchnitt iſt auch die Teilnahme an 
Sonderdelikten geregelt. Beſtimmt das Geſetz, daß 
beſondere Eigenſchaften oder Verhältniſſe die Straf⸗ 
barkeit begründen, jo find der mittelbare Täter, 
Anſtifter und Gehilfe auch dann ſtrafbar, wenn 
dieſe Umſtände in ihrer Perſon nicht vorliegen. 
Doch kann die Strafe des mittelbaren Täters und 
Anſtiſters nach 8 115 gemildert werden.“) Schließ⸗ 
lich iſt in dem Abſchnitt noch des Zuſammen⸗ 
wirkens mehrerer bei einer fahrläſſigen Handlung 
gedacht und ausgeſprochen, daß, wenn mehrere mit⸗ 
oder nebeneinander den Tatbeſtand einer ſtrafbaren 
Handlung fahrläſſig verwirklichen, jeder als Täter 
ſtrafbar iſt. 

In dem gegenüber dem geltenden Rechte ſach⸗ 
lich am wenigſten veränderten Abſchnitt: „Zu⸗ 
ſammentreffen mehrerer Geſetzesverletzungen“ iſt 
nunmehr auch das fortgeſetzte Delikt, jedoch ohne 
Begriffsbeſtimmung, geſetzgeberiſch durch die Vor⸗ 
ſchrift anerkannt, daß, wenn mehrere Taten einer 
Perſon eine fortgeſetzte Handlung bilden, die 
Strafe unter Berückſichtigung des Umfangs der 
ſtrafbaren Tätigkeit zu bemeſſen iſt. In dem 
hierauf folgenden Abſchnitt über Strafantrag ſind 
die Vorſchriften über die Vererblichkeit des Straf⸗ 
antrags etwas geändert. Ausdrücklich iſt vorge⸗ 
ſchrieben, daß die Kenntnis des geſetzlichen Ver⸗ 
treters entſcheidet, wenn das Antragsrecht dur 
ihn ausgeübt wird. 

Auch im Strafenſyſtem hat die zweite Leſung 
Aenderungen gebracht. Bezüglich der Todesſtrafe 
kehrt der Entwurf in einem Tatbeſtande zum 
geltenden Rechte zurück. Er hat die Regelung 
des Vorentwurfs, wornach beim Hochverrat auch 
der Totſchlagsverſuch einbezogen und mit der 
Todesſtrafe bedroht war, aufgegeben.“) Darnach 
wird nunmehr, wie in 8 80 StGB., der Mord— 
verſuch an dem Kaiſer, an einem anderen Bundes— 
fürſten oder dem Regenten eines Bundesſtaates 
mit dem Tode beſtraft. Die Todesſtrafe iſt nur 
mehr hier, nicht aber beim Morde, wo die mil: 
dernden Umſtände beibehalten ſind, abſolut ange— 
droht. Die vier Freiheitsſtrafen (Zuchthaus, Ge— 


21) Bezüglich des Gehilfen iſt dieſes Milderungs⸗ 
recht in 8 115 an ſich enthalten. 
20) A. a. O. S. 99 


eehte für Meßtspflege in Bapern. 1918. be 22 


— - m — . äÜjU2ͤä— 


fängnis,?) Einſchließung als custodia honesta 
und Haft die Freiheitsſtrafe für Uebertretungen) 
ſind aus der erſten Leſung übernommen. Bei 
den Verſchärfungen der Zuchthaus⸗ und Gefängnis⸗ 
ſtrafe, die auch gegen Jugendliche geblieben ſind.“) 
wurde neu beſtimmt, daß ſie an vermindert Zu⸗ 
rechnungsfähigen, ſowie an ſchwangeren oder ftillen: 
den Frauen nicht vollzogen werden dürfen. Es 
iſt mir recht zweifelhaft, ob dieſer Reſt einer 
Regelung aus dem Vorentwurf für den Straf⸗ 
vollzug noch von Bedeutung und nicht vielmehr 
überhaupt zu entbehren iſt; denn der Strafvollzug 
hat, um ſich eindrucksvoll zu geſtalten, doch ge⸗ 
nügend Disziplinarmittel an der Hand. Auf 
einzelne techniſche Aenderungen in den Vorſchriften 
über den Strafvollzug, möchte ich hier nicht ein: 
gehen und nur erwähnen, daß die Einzelhaft im 
Anfange der Strafzeit aller Zuchthaus⸗ und 
Gefängnisgefangenen mindeſtens drei Monate, bei 
kürzeren Strafen während der ganzen Strafdauer, 
obligatoriſch ſein ſoll, wenn nicht die Vorſchriften 
des Strafvollzugsgeſetzes Ausnahmen geſtatten. 
Bezüglich der Jugendlichen iſt nunmehr auch dem 
Borſtalſyſtem (Jugendgefängniſſe) durch eine aus⸗ 
drückliche Vorſchrift Rechnung getragen; fie können 
mit Genehmigung der Aufſichtsbehörde auch nach 
erreichtem 18. Lebensjahre, jedoch nicht über die 
Volljährigkeit hinaus in den Anſtalten für Jugend⸗ 
liche belaſſen werden. Die Geldſtrafe, die nach 
den wirtſchaftlichen Verhältniſſen des Verurteilten 
zu bemeſſen iſt, wurde weiter ausgebaut. Das 
Gericht kann, wenn Teilzahlungen bewilligt find 
und die Zahlungsbedingungen nicht eingehalten 
werden, die Vergünſtigung widerrufen. Damit 
nicht Haus und Hof, ſoweit fie das einzige Ber: 
mögen des Verurteilten bilden, wegen einer Geld⸗ 
ſtrafe zur Zwangsverſteigerung kommen,“) wurde 
vorgeſchrieben, daß der Verſuch der Beitreibung 
unterbleiben kann, wenn mit Sicherheit voraus⸗ 
zuſehen iſt, daß die Geldſtrafe aus dem beweglichen 
Vermögen nicht beigetrieben werden kann. Schließ⸗ 
lich auch eine mehr techniſche Neuerung hinſichtlich 
der Geldſtrafe, die im Entwurf noch mehr alter⸗ 
nativ als im Vorentwurf neben der Freiheitsſtrafe 
im beſonderen Teil angedroht iſt. Abgeſehen von 
einigen Ausnahmen, wie Notentwendung, Not⸗ 
betrug, Fälſchung von Legitimationspapieren“) 


26) Das Höchſtmaß der Gefängnisſtrafe — 5 Jahre 
— iſt in beſonderen Tatbeſtänden überſchritten, z. B. 
beim Landesverrat oder bei Tötung in freventlich ver⸗ 
ſchuldetem Zweikampf, wo Gefängnis dis zu 10 Jabren 
angedroht iſt. Auch in dem neuen, jetzt dem Reichstag 
vorliegenden Entwurf eines Spionagegeſetzes iſt dies 
der Fall. 

260 A. a. O. S. 99. 

) DIZ. 1913 S. 609, 

26) Bei dieſen Tatbeſtänden iſt alternativ Geldſtraſe 
bis zu 500 M angedroht, bei anderen Tatbeſtänden 
z. B. bei der Beleidigung alternativ bis zu 10000 M. 
Ich ziehe die Androhung in den einzelnen Tatbeſtänden 
nach ihrer individuellen Wertung vor. Auch die Freideits⸗ 
ſtrafen ſind individuell nach Wertung des einzelnen 
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uſw. iſt die Geldſtrafe als Hauptſtrafe in den 
Zatbeitänden des Beſonderen Teils für Verbrechen 
und Vergehen nicht mehr der Summe nach an⸗ 
gedroht. Im Allgemeinen Teil iſt die Beſtimmung 
getroffen, daß der Mindeſtbetrag der Geldſtrafe 
3 M, ihr Höchſtbetrag, ſofern nichts anderes be⸗ 
ſtimmt ift, 5000 M iſt. 

Abweichend vom Vorentwurf und der erſten 
Leſung dieſes Entwurfs ſind nunmehr bedingte 
Strafausſetzung und vorläufige Entlaſſung in 
einem Abſchnitt vereinigt. Sie eint der Gedanke, 
daß gute Führung nach der Verurteilung eine 
ſtraftilgende Wirkung haben könne. Bei der be⸗ 
dingten Strafausſetzung iſt die einengende Soll⸗ 
vorſchrift des 8 39 Abi. 2 VE., daß dieſes Er: 
ſatzmittel für Freiheitsſtrafen in erſter Leſung den 
Jugendlichen zugute kommen ſolle, geſtrichen; die 
bedingte Strafausſetzung iſt ſohin in gleichem 
Umfange für Jugendliche wie für Erwachſene zu⸗ 
läſſig. Andererſeits iſt ſie nunmehr in Ueberein⸗ 
ſtimmung mit dem Vorentwurfe wieder bei Erſatz⸗ 
freiheitsſtrafen möglich, die an Stelle uneinbring⸗ 
licher Geldſtrafen treten. Der Richter hat die 
bedingte Strafausſetzung, abgeſehen von Erſatz⸗ 
freiheitsſtrafen, im Urteil auszuſprechen. Doch 
ſoll nunmehr im Gegenſatze zum Vorentwurf, der 
automatiſch bei guter Führung während der Probe⸗ 
zeit?“) den Erlaß der Strafe eintreten ließ, über 
den Erlaß durch Gerichtsbeſchluß entſchieden werden. 
Bei der vorläufigen Entlaſſung tft eine Aenderung 
im Zeiterfordernis eingetreten; von Zuchthaus 
müſſen drei Viertel, mindeſtens aber ein Jahr, 
von anderen Freiheitsſtrafen zwei Drittel der 
Strafe, mindeſtens aber ſechs Monate verbüßt ſein. 

Aus dem neunten Abſchnitt „Nebenſtrafen 
und Nebenfolgen“ greife ich eine weſentliche Neu⸗ 
regelung heraus, die nun fakultative Geſtaltung 
des Schadenserſatzanſpruchs: Iſt dem Verletzten 


durch die ſtrafbare Handlung ein Schaden ent- 


ſtanden, der nach bürgerlichem Rechte zu erſetzen 
iſt, ſo kann auf Veranlaſſung des Verletzten das 
Gericht neben der Strafe auf Erſatz des Schadens 
erkennen, wenn es ihn ohne Verzögerung des Ver⸗ 
fahrens feſtſtellen kann und nicht mehr als 20000 M 
gefordert werden. Iſt auf Schadenserjag erkannt 
worden, jo können keine weiteren Entſchaͤdigungs⸗ 
anſprüche gegen den Verurteilten geltend gemacht 
werden.““) 


Tatbeſtandes bemeſſen. Zugleich liegt in dieſer Unifor⸗ 
mierung der Geldſtrafe dei einzelnen Tatbeſtänden eine 
weſentliche Verſchärfung. 

) Die Probezeit beträgt bei Verbrechen zwei bis 
fünf Jahre, bei Uebertretungen mindeſtens ein und 
höchſtens zwei Jahre. Bezüglich einer neuen Verurteilung 
während der Probezeit, DJ 3. 1913 S. 1223 ff. 

20) Die prozeſſuale Ausgeſtaltung dieſes Schadens- 
erſatzanſpruchs wird vorausſichtlich im Wege des Neben— 
klageverfahrens zu erfolgen haben. 

In dieſem Abſchnitt fin det ſich jetzt auch eine all- 
gemeine Vorſchrift über die bei den einzelnen Tat⸗ 
beſtänden beſonders zugelaſſene Urteilsbekanntmachung. 
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In dem nun folgenden 10. Abſchnitt „Maß⸗ 
regeln der Beſſerung und Sicherung“ iſt auch die 
Vorſchrift über das richterliche Aufenthaltsverbot 
aufgenommen, der eine beſondere Beſtimmung mit 
ſozialpolitiſcher Tragweite beigefügt wurde.) Hin⸗ 
ſichtlich dieſer Maßregeln ſind in zweiter Leſung 
vielfache, teils techniſche, teils ſachliche Aenderungen 
vorgenommen worden. Die Erziehungsmaßregeln 
gegen Jugendliche ſind zuſammengefaßt. Die Dauer 
der Schutzaufficht iſt auf drei Jahre und nicht über das 
21. Lebensjahr hinaus feſtgeſetzt. Das Gericht kann 
wie bisher die Maßregeln im Urteile ſelbſt be⸗ 
ſtimmen, jedoch nicht, ſoweit Fürſorgeerziehung in 
Frage ſteht. Es iſt jedoch in dieſem Falle befugt, 
die vorläufige Unterbringung des Jugendlichen an⸗ 
zuordnen. Das Arbeitshaus, das auf der vor⸗ 
letzten Tagung der Internationalen Kriminaliſtiſchen 
Vereinigung in München eingehend erörtert worden 
iſt, wurde tiefgreifend geändert. Im Oeaenag⸗ zum 
Vorentwurf (§ 42) und den Beſchlüſſen erſter Leſung 
iſt es auf die mittlere Kriminalität beſchränkt und nur 
mehr neben Gefängnis von einem Monat bis zu einem 
Jahre, bei der kleineren Kriminalität, wie Bettel, 
Landſtreicherei u. a. neben Freiheitsſtrafe von min⸗ 
deſtens zwei Wochen zugelaſſen. An der Regelung, 
daß der Richter bei einer Freiheitsſtrafe von unter 
drei Monaten an ihrer Stelle ſofort auf Arbeils⸗ 
haus erkennen kann, iſt feſtgehalten. Die Dauer 
der Unterbringung hat das Gericht auf mindeſtens 
6 Monate und höchſtens 3 Jahre zu bemeſſen. 
Vorläufige Entlaſſung und Verlangerung der Unter: 
bringung bei ſchlechter Führung um die Hälfte, 
jedoch nicht über drei Jahre, ſind vorgeſehen. Das 
Arbeitshaus ſoll Beſſerungsanſtalt ſein; es ſind 
deshalb nur allgemeine Richtlinien für den Voll⸗ 
zug feſtgeſetzt.) 

In der ſtrafrechtlichen Bekaͤmpfung der Trun⸗ 
kenheit wurde das Wirtshausverbot uunmehr auf 


21) Auf Grund des Urteils (das das Verbot und 
ſeine Dauer ausſpricht), kann die Landespolizeibehörde 
dem Verurteilten den Aufenthalt an Orten, wo die be⸗ 
ſondere Gefahr beſteht, unterſagen; vorher iſt die An⸗ 
ſtaltsverwaltung zu hören. Die Ausweiſung aus dem 
Orte des Unterſtützungswohnſitzes, ſowie aus Orten, wo 
der Verurteilte in einer zum Unterhalt ausreichenden 
Arbeit ſteht, oder, wo die Gelegenheit zu einer derartigen 
Arbeit für ihn geſichert oder in anderer Weiſe für ſein 
Unterkommen und ſeinen Unterhalt geſorgt iſt, ſoll, wenn 
möglich vermieden werden. 

22) DIZ. 1913 S. 661. Arbeitshaus iſt nunmehr 
zuläſſig neben Gefängnis (Haft), nicht aber neben 
Zuchthaus, bei Diebſtahl, Hehlerei, Betrug, Zuhälterei, 
(nicht mehr bei Glücksſpiel, Kuppelei und bei gewerbs⸗ 
mäßigem Betrieb der widernatürlichen Unzucht und Er⸗ 
preſſung, wie es der Vorentwurf vorgeſchlagen), dann 
bei den Straftaten ſinnlos Betrunkener, bei Verletzung 
der Unterhaltspflicht, Landſtreicherei, Bettel, bei den 
Uebertretungen der gefährlichen Trunkenheit, Arbeits- 
weigerung und Gewerbsunzucht. Ob in der nunmehr 
vorliegenden Regelung eine endgültige Löſung des ſo 
ſchwierigen Arbeitshausproblems zu finden iſt, iſt mir 
nicht unzweifelhaft. Es wird damit gerechnet, daß die 
längere Freiheitsſtrafe, Zuchthaus oder Gefängnis von 
über einem Jahre die beſſernde Wirkung haben werde 
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die kleine Kriminalität beſchränkt und auf die Dauer 
von drei Monaten bis zu einem Jahre nur zu⸗ 
gelaſſen neben Freiheitsſtrafe von nicht mehr als 
ſechs Monaten oder neben Geldſtrafe oder Verweis. 
Die Kommiſſion iſt noch ohne Zweifel über die 
praktiſche Tragweite dieſer Vorſchrift geweſen, die 
wohl mehr auf dem Lande als in der Stadt durch⸗ 
führbar iſt, aber auch auf dem Lande zu rechten 


Schwierigkeiten führen kann. Der neue Schweizer 


Entwurf hat die Maßnahme wieder geſtrichen. 
Die Unterbringung in eine Trinkerheilanſtalt wurde 
nur neben einer Freiheitsſtrafe zugelaſſen, wenn 
der Täter die Tat in der Trunkenheit begangen 
und trunkſüchtig iſt und wenn die Maßregel erfor⸗ 
derlich iſt, um den Verurteilten an ein geſetzmäßiges 
und geordnetes Leben zu gewöhnen. 

Die beiden Maßregeln, die in allererſter Linie 
der Sicherung und Unſchädlichmachung dienen, die 
Verwahrung bei fehlender oder verminderter Zu⸗ 
rechnungsfähigkeit und die nicht verjährbare, zeit⸗ 
lich nicht begrenzte Sicherungsverwahrung gewerbs⸗ 
oder gewohnheitsmaͤßiger, für die Rechtsſicherheit 
gefährlicher Verbrecher find beibehalten. Bei beiden 
Maßnahmen iſt nun übereinſtimmend vorgeſchrieben, 
daß die Entſcheidung des Gerichts von Amts wegen 
einzuholen iſt, wenn die Verwahrung über zwei, 
bei der Sicherungsverwahrung über drei Jahre 
ausgedehnt werden ſoll. Ordnet das Gericht die 
Fortdauer der Verwahrung an, ſo hat es zugleich 
zu beſtimmen, nach welcher Friſt die Entſcheidung 
von neuem einzuholen iſt. Das Nähere über die 
ſichernden Maßnahmen ſollen, ſofern nicht im 
Straſvollzugsgeſetz eine Regelung eintritt, die Aus: 
führungsvorſchriften des Bundesrats und die Verwal⸗ 
tungsvorſchriften der Bundesſtaaten beſtimmen.“) 

Der 11. Abſchnitt des Entwurfs „Strafbe⸗ 
meſſung“ iſt noch umfangreicher geworden. Er um⸗ 
faßt zwölf Paragraphen und iſt getragen von dem 
Gedanken einer weitgehenden Individualiſierung 
des Strafausſpruchs. In die allgemeine Straf⸗ 
zumeſſungsanweiſung wurden die vom Täter an: 
gewendeten Mittel aufgenommen. In der Vor⸗ 
ſchrift über die Wahl zwiſchen verſchiedenen Frei⸗ 
heitsſtrafen wurde hinſichtlich der Einſchließung die 
Faſſung verbeſſert und beſtimmt, daß bei der Wahl 
zwiſchen Einſchließung und Freiheitsſtrafe auf Ein⸗ 
ſchließung nur erkannt werden darf, wenn die Tat 
nicht auf ehrloſer Geſinnung beruht. Dies ſoll 
auch dann gelten, wenn der Richter befugt iſt, die 
ordentliche Strafe nach freiem Ermeſſen zu mildern. 
Dann finden ſich hierin die Beſtimmungen über 
die Anrechnung der Unterſuchungshaft, über die 


) Das gleiche gilt bezüglich der Schutzauſſicht, die 
für vorläufig Entlaſſene, Jugendliche, aus der Trinker— 
heilanſtalt vor Ablauf von 2 Jahren Entlaſſene, dann 
für nicht verwahrte Geiſteskranke oder verminderte Zu— 
rechnungsſähige angeordnet werden kann Die dereinſtige 
Durchführung der Schußauſſicht wird nicht gerade leicht 
werden und viele freie Liebestätigkeit in Anſpruch nehmen. 
Hierzu Gegenentwurf 8 60, in dem die Schußauſſicht um: 
ſchrielen wurde. 
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im beſonderen Teil in den einzelnen Zatbeftänden 
und nicht allgemeinen angedrohten mildernden Um⸗ 
ſtände, über die beſonders ſchweren und beſonders 
leichten Fälle, über Rückfall, insbeſondere Über die 
ſtrengen Rückfallsſtrafen ) gegen gewerbs⸗ und ge⸗ 
wohnheitsmäßige, für die Rechtsſicherheit gefähr⸗ 
liche Verbrecher und die drei neuen in dieſem Ab⸗ 
ſchnitt beſchloſſenen Strafzumeſſungsanweiſungen. 
Einmal die ſchon erwähnte Strafbemeſſung bei 
Rechtsirrtum (8 114), “) dann die Strafzumeſſung 
bei verminderter Zurechnungsfähigkeit, Jugend, 
Ueberſchreitung von Notwehr oder Notſtand oder 
Nothilfe, Verſuch, Beihilfe, mittelbarer Taterſchaft 
oder Anſtiftung mit dem weitgehenden richterlichen 
Milderungsrecht und der Ermächtigung in beſonders 
leichten Fällen von Strafe abzuſehen (8 115) und 
ſchließlich die Vorſchrift, daß beim Zuſammentreffen 
mehrerer Milderungsgründe der weiteſtgehende zu⸗ 
zulaſſen iſt. 

Bei der Verjährung wurde grundſaͤtzlich daran 
feſtgehalten, daß die Verjährungsfriſten durch 
Unterbrechung nicht ins zeitlich Unbegrenzte ver⸗ 
laͤngert werden dürfen. Die Grundſaͤtze ſür die 
Verfolgungsverjährung “) find nunmehr auch auf 
die Vollſtreckungsverjaährung übertragen. An die 
Stelle der Unterbrechung tritt auch hier die Ver⸗ 
längerung, nicht durch das Gericht, ſoweit es nicht 
Vollſtreckungsbehörde iſt, ſondern durch dieſe.“) Die 
Vollſtreckungsbehörde kann die Verjährungsfriſt durch 
Beſchluß verlängern. Die Verjährungsfriſt darf, 
auch wenn ſie mehrfach verlängert wird, insgeſamt 
bei Todesſtrafe, bei Zuchthaus und bei anderen 
Freiheitsſtraſen von mehr als 5 Jahren nicht um 
mehr als die Hälfte, bei anderen Strafen nicht 
um mehr als die Dauer der urſprünglichen Friſt 
verlängert werden. Bei der Verſolgungsverjährung 
kann die Verjährungsfriſt vor ihrem Ablauf auf 
Antrag des Staatsanwalts durch Beſchluß des 
Gerichts nunmehr dann verlaͤngert werden — bei 
Verbrechen um nicht mehr als zehn, bei Vergehen 
um nicht mehr als drei Jahre —, wenn dies nach 
den beſonderen Umſtänden des Falles geboten 
erſcheint. 

Der Allgemeine Teil ſchließt mit dem Ab⸗ 
ſchnitt „Wiedereinſetzung“ (Löſchung der Strafe ulm. 
und Wiedereinſetzung in die Ehrenrechte). In den 
Vorſchriften über die Löſchung der Strafe iſt der 
Entwurf in zweiter Leſung noch weiter über den 
Vorentwurf Hinausgegangen.”) Nicht bloß die 
gegen Jugendliche, ſondern auch die gegen Er⸗ 
wachſene erkannten Strafen ſollen nach zehnjähriger 
guter Führung (nach Vollſtreckung, Verjährung 
oder Erlaß der Strafe) in den amtlichen Liſten 
durch Anordnung des Gerichts geloͤſcht werden 

36) Die Sicherungsverwahrung wird nach Per» 
büßung dieſer Strafen vollzogen. Hierzu a. a. O S. 100 

2) Seite 412. 

2) A. a. O. S. 101. 

n) DZ. 1913 S. 613. 

6) A. a O. S. 100. 


können mit der Wirkung, daß nur den Gerichten 
und den Behörden der Staatsanwaltſchaft über 
gelöſchte Strafen Auskunft erteilt werden darf, 
den höheren Verwaltungsbehörden nur auf aus⸗ 
drückliches Erſuchen. Alſo Löſchung mit formeller 
Wirkung. Hat ſich aber ein Verurteilter, ſeitdem 
die Strafe vollſtreckt, verjährt oder erlaſſen iſt, 
zwanzig Jahre lang ehrenhaft geführt, ſo kann 
das Gericht anordnen, daß die Verurteilung fortan 
als nicht geſchehen zu behandeln ſei; auf Grund 
der Anordnung ſind alle amtlichen Aufzeichnungen 
über die Verurteilung zu vernichten. Der Ver⸗ 
urteilte darf jede Auskunft über die Tat und die 
Strafe verweigern. Alſo materiellrechtliche Löſchung. 
Bei Jugendlichen verkürzen ſich dieſe Friſten um 
die Hälfte, ſoſern es ſich nicht um eine ſchwerere 
Strafe als Freiheitsſtrafe von einem Jahre handelt. 


II. Beſonderer Teil.“) Die Zahl der 
neuen Tatbeſtände iſt hier gegenüber dem Vor⸗ 
entwurf auch in 2. Leſung nicht weſentlich ver⸗ 
mehrt worden. Die vorſätzliche falſche uneidliche 
Ausſage der Zeugen und Sachverſtändigen wurde 
wieder unter Strafe genommen und davon ab⸗ 
hängig gemacht, daß der Ausſagende von der Be⸗ 
hörde auf die Strafbarkeit falſcher uneidlicher Aus⸗ 
ſagen hingewieſen worden iſt. Wann dieſer Hin⸗ 
weis erfolgen darf, ſollen die Geſetze über das Ver⸗ 
fahren beſtimmen. Zu den Vergehenstatbeſtänden 
des Abhaltens vom Bieten bei Zwangsvollſtreckun⸗ 
gen und des Ankündigens von Abtreibungsmitteln 
iſt auch eine Strafbeſtimmung gegen die Tauſchung 
von Prüfungsbehörden getreten, für die ſich ein Be⸗ 
dürfnis auf Grund von Vorkommniſſen außerhalb 
Bayerns gezeigt hat. Dazu kommen ferner der oben 
erwähnte Vergehenstatbeſtand gegen die Straftaten 
ſinnlos Trunkener, ferner der Tatbeſtand der Ver⸗ 
eitelung einer Anſtaltsverwahrung neben der Straf: 
vereitelung, in der die perſönliche Begünſtigung 
aufgegangen iſt, und noch einige andere Tat— 
beitände. Die Vorſchrift des 8 145 a (Ausgabe 
von Inhaberpapieren), die an das Bankgeſetz ab: 
gegeben worden ſollte, iſt wieder im Strafgeſetz 
aufgenommen. f 

20) Der endgültig redigierte Entwurf umfaßt 428 
Paragraphen; der Allgemeine Teil für Verbrechen und 
Vergehen geht von § 1 bis § 133, der Beſondere Teil 
von 8 134 bis 8 388. Seine 28 Abſchniite find: Hoch- 
verrat; Landesverrat; Majeſtätsbeleidigung; Angriffe 
gegen geſetzgebende Verſammlungen; Wahlvergehen; 
Verletzung der Amtspflicht; Störung auswärtiger Be— 
ziehungen; Angriffe gegen die Wehrmacht; Angriffe 
gegen die Staatsgewalt; Friedensgefährdung; Störung 
des religiöſen Friedens und der Totenruhe; Gefährdung 
der Rechtspflege; Urkundenfälſchung; Geldfälſchung; 
Gemeingefährliche Handlungen, Störungen des öffent— 
lichen Verkehrs; Tötung; Körperverletzung; Zweikampf; 
Verletzung der perſönlichen Freiheit; Verletzung der 
Sittlichkeit; Störung der Familienordnung: Trunkenheit, 
Verletzung der Unterhaltspflicht, Landſtreichen, Betteln: 
Beleidigung; Verletzung fremder Geheimniſſe; Angriſſe 
gegen das Eigentum; Vermögensbeſchädigung und Ver— 
mögensgefährdung; Unberechtigtes Jagen und Fiſchen; 
Tierquälerei. 
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Die Novellen vom 17. Februar 1908 über 
die Majeſtätsbeleidigung und vom 19. Juni 1912 
über Notentwendung, Notbetrug uſw. ſind auch 
in zweiter Leſung übernommen worden, jedoch 
nicht ohne Aenderung geblieben, die bei Geſetzen, 
die erſt kurze Zeit in Geltung ſind, mir nicht un⸗ 
bedenklich erſcheint. So iſt bei der Majeſtaͤts⸗ 
beleidigung die Dreiteilung der ſubjektiven Ver⸗ 
ſchuldung in böswillig. Abſicht der Ehrverletzung 
und mit Ueberlegung, aufgegeben und das Er⸗ 
fordernis der Böswilligkeit geſtrichen. Beim Not: 
diebſtahl iſt nunmehr auch der Verſuch unter Strafe 
geſtellt, eine Erweiterung der Beſtrafung, mit der 
ich mich nicht befreunden kann. Dagegen iſt ſach⸗ 
gemäß bei dem Tatbeſtand der Mißhandlung 
Jugendlicher oder Wehrloſer bei fortgeſetzter Be⸗ 
gehung fakultativ Zuchthaus bis zu 5 Jahren an⸗ 
gedroht. Beim Notbetrug, neben dem auch noch 
die weitere, kleinere Kriminalität auf dem Gebiete 
des Betrugs „blinder Paſſagier, Antomaten⸗ 
betrug“ uſw. durch eine Sonderbeſtimmung heraus⸗ 
gearbeitet iſt, iſt die Beſchränknng auf Gegenſtände 
aufgehoben; der Tatbeſtand iſt auch auf Leiſtungen 
ausgedehnt. 

Dazu treten einzelne Aenderungen, bezüglich 
deren ſich nach den Bedürfniſſen und nach der 
Kritik eine Aenderung notwendig gezeigt hat. So 
iſt der Tatbeſtand der Brandſtiftung wieder ab⸗ 
ſtrakt gefaßt; das Prinzip der konkreten Gefähr⸗ 
dung, daß ſich der Täter des Eintritts der Ge⸗ 
fahr bewußt geweſen ſein muß, iſt aus kriminal⸗ 
politiſchen Gründen hier aufgegeben, dagegen bei 
anderen, gemeingefährlichen Delikten beibehalten. 
Die betrügeriſche Brandſtiftung, die der Vorentwurf 
geſtrichen hatte, iſt wieder als Verbrechenstatbeſtand 
eingeſtellt. 

Die Strafdrohungen im Beſonderen Teil des 
Vorentwurfs, die mit Recht als zu zahlreich an⸗ 
gefochten wurden,“) ſind weſentlich verringert wor⸗ 
den; allein ſie wurden nicht uniformiert. An der 
individuellen Wertung der einzelnen Tatbeſtände 
und Strafdrohungen iſt, abgeſehen von der Ver⸗ 
einheitlichung der Geldſtrafe, feſtgehalten. 

Nach dieſen allgemeinen Bemerkungen möchte 
ich noch einige Einzelheiten einfügen, namentlich 
ſolche, die für die Praxis von beſonderem Intereſſe 
ſind, ähnlich, wie ich es ſeinerzeit nach der erſten 
Leſung hier getan habe. Es würde auch den Raum 
dieſes Aufſatzes weit überſchreiten, wenn ich alle 
weſentlichen Einzelregelungen des Beſonderen Teils 
hier berühren würde. Zudem erſcheinen die Be⸗ 
richte über die Kommiſſionsverhandlungen dem— 
nächſt zuſamengefaßt und überarbeitet.“) Bei dieſen 
Bemerkungen folge ich den Abſchnitten des Be: 
ſondern Teils. 

Im ſechſten Abſchnitt „Verletzung der Amts— 
pflicht“, iſt bei der Amtsunterſchlagung die Kaſuiſtik 

0) Kahl in der DI., Bd. 15, S. 914 ff. 

) Hierzu DI. 1913 S. 825 ff.; 1153 ff.; 1217 fl. 
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des 5 351 StGB. zuſammengefaßt; es iſt für 
beſonders ſchwere Fälle Zuchthaus bis zu 10 Jahren 
angedroht. Nach der Regelung im Allgemeinen Teil 
(S 13 Abſ. 3) bleibt die Tat auch bei Annahme 
beſonders ſchwerer Fälle Vergehen und wird die 
landgerichtliche Zuſtändigkeit nicht verrückt. Bei 
der unterlaſſenen Verfolgung (StGB. $ 346) iſt 
die zweckmäßige Vorſchrift aufgenommen, daß, wenn 
der Beamte die Verfolgung einer Uebertretung unter⸗ 
laſſen hat, in beſonders leichten Fallen von Strafe 
abgeſehen werden kann. Der viel angefochtene 
Arnimparagraph (StGB. § 353a) iſt nunmehr auf 
Beamte ausgedehnt, die im Dienſte des auswär⸗ 
tigen Amtes geſtanden haben. In dem Abſchnitt: 
„Angriffe gegen die Staatsgewalt“ iſt beim Wider⸗ 
ſtand die Beſchränkung auf Vollſtreckungsbeamte 
fallen gelaſſen und der tätliche Angriff auf Beamte 
überhaupt oder die zu ihrer Unterſtützung zuge⸗ 
zogenen Perſonen während der Amtsausübung mit 
Strafe bedroht.“) 

In der zuſammenfaſſenden Ordnung des Be⸗ 
ſonderen Teils folgen zwei zuſammengehörige Ab⸗ 
ſchnitte: „Gefährdung der Rechtspflege und Ur⸗ 
kundenfälſchung“ aufeinander. Bei den Eidesdelikten 
iſt der tätigen Reue, dem Widerruf, ein größerer | 
Raum gegeben. Auch bei der Verleitung zum Mein⸗ 
eid findet ſich die Vorſchrift, daß der Täter ſtraf⸗ 
los iſt, wenn er den Meineid oder die Abgabe der 
falſchen Verſicherung an Eides Statt freiwillig ver⸗ 
hindert hat. Ferner iſt bei der unterlaſſenen Ver⸗ 
brechensanzeige bei tätiger Reue Strafloſigkeit er⸗ 
möglicht. Im Abſchnitt „Urkundenfälſchung“, die 
keine Scheidung zwiſchen öffentlicher und privater 
Urkunde mehr kennt, iſt für das Verbrechen der 
Urkundenfälſchung die Kaſuiſtik unter Androhung 
von Zuchthaus bis zu 5 Jahren, bei mildernden 
Umſtaͤnden von Gefängnis beibehalten. Der Täter 
muß in der Abſicht gehandelt haben, ſich oder 
einem Andern auf fremde Koſten einen Vermögens— 
vorteil zu verſchaffen, oder einem anderen Nachteil 
zuzufügen. Für beſonders ſchwere Fälle iſt hier 
Zuchthaus bis zu 10 Jahren angedroht. Der nun 
Vergehen gewordene Tatbeſtand der Fälſchung von | 
Ausweispapieren iſt gegenüber dem geltenden Recht 
etwas ausgedehnt. In dieſen Abſchnitt wurde auch 
die neue Vorſchriſt über die Täuſchung von Prü— 
fungsbehörden eingeſtellt. | 

Im 15. Abſchnitt „Gemeingefährliche Hand⸗ 
lungen, Störung des öffentlichen Verkehrs“ iſt wie 
ſchon erwähnt, der Tatbeſtand der Brandſtiftung | 
unter teilweiſer Rückkehr zur Kaſuiſtik des geltenden 
Rechtes im weſentlichen wieder abſtrakt geſtaltet; 


Abſchnitt: 
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Falle vorſätzlicher Begehung vorgeſehen, daß auf 
lebenslanges Zuchthaus erkannt werden kann, wenn 
infolge der vorſaͤtzlichen Handlung der Tod eines 
Menſchen eingetreten iſt.“) Im Tatbeſtande des 
3 328 StGB. (Verletzung von Schutzmaßregeln 
gegen Verbreitung von Tierſeuchen) ſind nunmehr 
auch die Pflanzenſeuchen aufgenommen. 

Bei der Tötung iſt gegenüber dem geltenden 
Rechte eine grundſätzliche Aenderung vorgeſchlagen; 
der Tatbeſtand des Totſchlags „wer einen anderen 
tötet“ iſt vorangeſtellt, der des Mordes „wer einen 
anderen mit Ueberlegung tötet“ folgt ihm 
nach. Der Grundtatbeſtand der Abtreibung iſt un⸗ 
ter Strafbarkeit des Verſuchs Vergehen geblieben,“) 
für beſonders ſchwere Fälle iſt hier Zuchthaus bis 
zu 5 Jahren angedroht. Wird dieſe Regelung nicht 
unangefochten bleiben, ſo wird auch eine andere Vor⸗ 
ſchriſt, die nun zu 8 184 Nr. 3 StGB. in Auf: 
gabe einer anderen Beſtimmung erſter Leſung be⸗ 
ſchloſſen wurde,“) nach Inhalt und Faſſung vor: 
ausſichtlich angefochten werden. Darnach ſoll das 
Ankündigen von Gegenſtänden, die dazu dienen. 
die Empfängnis oder Geſchlechtskrankheiten zu ver⸗ 
hüten, an Aerzte oder in ärztlichen Fachzeitſchriften 
ſtraflos fein; dasſelbe gilt von dem Ankündigen 
von Gegenftänden, die geeignet find, Geſchlechts⸗ 
krankheiten zu verhüten, an Perſonen, die mit 
ſolchen Gegenſtänden Handel zu treiben.“) Da: 
gegen wird der Vorſchlag auf Zuſtimmung rechnen 
können, daß bei der Zuhaͤlterei nunmehr alternatid 
neben Gefängnis Zuchthaus bis zu 5 Jahren an: 
gedroht iſt und daß der Tatbeſtand des Maͤdchen⸗ 
handels nur für beſonders ſchwere Fälle Zuchthaus 
bis zu 15 Jahren zuläßt. 

Im Abſchnitt „Beleidigung“ wurde der Ehren: 
ſchutz verſtärkt. Die Strafdrohung geht auf Gr 
fängnis oder Einſchließung bis zu einem Jahre 
oder auf Geldſtrafe bis zu 10000 M, in beſonders 
ſchweren Fällen auf Gefängnis bis zu drei Jahren. 
Bei der Verleumdung iſt Gefängnis nicht unter 
einem Monat, bei mildernden Umſtänden Gefängnis 
bis zu zwei Jahren oder Geldſtrafe bis zu 10000 M 
angedroht. Im Zuſammenhange mit der Belei⸗ 
digung — die Ausdehnung des 8 193 StGB. 
habe ich ſchon erwähnt — ſteht der im nächſten 
„Verletzung fremder Geheimniſſe“ auf: 
genommene, in der Faſſung gegenüber der erſten 
Leſung geänderte Tatbeſtand der öffentlichen 
Erörterung fremder Privatangelegen: 
heiten. Darnach wird mit Gefängnis bis zu 
6 Monaten oder mit Geldſtrafe ) beſtraft, wer 


über Angelegenheiten des haͤuslichen oder Familien 


dagegen iſt die konkrete Gefährdung bei der Ver— Bez 


urſachung einer Ueberſchwemmung oder einer Er: 
ploſion geblieben. Die Verurſachung eines Ein— | 
ſturzes wurde aus dem Tatbeſtande geſtrichen. 1 
der Störung der Verkehrsſicherheit auf Straßen iſt 
wie bei anderen Tatbeſtänden dieſes Abſchnitts im 


1 DIZ. 1913 S. 829. 


U 


9) DI g. 1913 S. 1157. 

9 Strafe Gef fängnis bis zu fünf Jahren. 

48) a. a. O. S. 126 

Ba Die Regelung dieſer Fragen gehört mit E. in 
ein Spezialgeſetz. nicht aber in das allgemeine Straf- 


| geſetz . ſchwächt ſie den geltenden Rechisſchuß ab. 


) Nach der Vorſchrift in 8 
5000 M. 


66 Allg. Teils 3 bis 


Zeitſchrift für Rechtspflege in Bayern. 1918. Nr. 22. 


lebens eines anderen, die das öffentliche Intereſſe 
nicht berühren, eine ehrenrührige Tatſache öffentlich 
oder durch Verbreitung von Schriften, Abbildungen 
oder Darſtellungen behauptet oder mitteilt. Die 
Tat wird nur auf Antrag verfolgt. Der Antrag 
kann zurückgenommen werden. Der Antrag muß 
ſich auf das Verlangen einer Beſtrafung wegen 
dieſes Vergehens beſchränken. Wird ein ſolcher 
Antrag geſtellt, ſo kann Beſtrafung wegen Belei⸗ 
digung nicht mehr beantragt werden. Eine Beweis⸗ 
aufnahme über die Wahrheit der Behauptung oder 
Mitteilung iſt unzulaͤſſig. Die Vorſchriften des 
8 351 über die Urteilsbekanntmachung finden 
Anwendung. 

Wenn ich zum Schluſſe die Abſchnitte über 
Angriffe gegen das Eigentum und über Ver⸗ 
mögensbeſchaͤdigung und Vermögensgefährdung 
noch einen Augenblick ſtreiſe, jo iſt die für die 
Praxis wohl wichtigſte Neuerung, daß im Tat⸗ 
beſtande des ſchweren Diebſtahls bei mildernden 
Umſtänden das Mindeſtmaß nunmehr ein Monat 
Gefängnis betragen und daß nun der Verſuch 
beim Notdiebſtahl ftrafbar fein ſoll. Die erſte 
Regelung iſt erfreulich. Weniger bedeutungs⸗ 
voll iſt die mehr theoretiſche Klarſtellung, daß in 
den Tatbeſtänden des Diebſtahls, Raubs und der 
Unterſchlagung der Dritte einbezogen und die Faſſung 
gewählt iſt „ſich oder einem Dritten rechtswidrig 
zuzueignen“. Im Tatbeſtande der gemeinjchäd- 
lichen Sachbeſchädigung (StGB. $ 304) iſt nun 
auch des Heimatſchutzes gedacht; es find neben 
den öffentlichen Denkmalen auch die Erzeugniſſe 
der Natur oder menſchlicher Tätigkeit geſchützt, 
die von einer zuftändigen Behörde als wiſſen⸗ 
ſchaftlich⸗künſtleriſch oder landſchaftlich wertvoll 
unter Schutz geſtellt worden ſind. Beim Betrug 
iſt zwar die Zuſammenfaſſung der Betrugsmittel 
in argliſtiger Täuſchung wie in $ 123 BGB. 
geblieben, allein es iſt nunmehr, um einer zu 
weitgehenden Anwendung vorzubeugen, von einer 
argliſtigen Täuſchung über Tatſachen die Rede. 


B. Zweites Buch. Uebertretungen. 


I. Allgemeiner Teil. In dieſem Allg. 
Teil find in 14 Paragraphen (88 389 bis 402) 
die beſonderen für Uebertretungen geltenden Vor⸗ 
ſchriften zuſammengefaßt und namentlich die Vor: 
ſchrift übernommen, daß in beſonders leichten 
Fällen der Richter von Strafe abſehen darf, ohne 
daß es beſonders zugelaſſen iſt. 

II. Beſonderer Teil. Der Aufbau dieſes 
Beſonderen Teils (88 403 bis 428) ſchließt ſich 
an den des Beſonderen Teils für Verbrechen und 
Vergehen an.“?) Ausgeſchieden wurden die Vor: 
ſchriften über unbefugtes Betreten und Aufnehmen 
von Feſtungswerken (StGB. 360 Nr. 1), weil 
der Entwurf des neuen Spionageſetzes die erfor⸗ 
derlichen Beſtimmungen enthält. Den Vorſchriften 


„ 


6% A. a. O. S. 141. Hierzu DIL, 1913 S. 1221 ff. 
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über die Straßenpolizei iſt eine entſprechende 
Blankettvorſchrift für das Gebiet der Eiſenbahn⸗ 
polizei angereiht. In den Vorſchriften über 
falſchen Notruf und Verbreitung falſcher Nach⸗ 
richten iſt nunmehr für den ganzen Tatbeſtand 
wiſſentliches Handeln unter Ausſchluß des Eventual⸗ 
vorſatzes erforderlich.“) Bei der Zueignung von 
Verbrauchsgegenſtänden (Mundraub) ſoll es nicht 
mehr darauf ankommen, ob der Täter zu eigenem 
Verbrauch oder zum Verbrauch durch andere 
entwendet. Daß nunmehr im Tatbeſtande des 
§ 360 Nr. 8 StGB. (Unbefugtes Uniformtragen) 
auch die Krankenpflegertracht geſchützt iſt, will 
ich abſchließend anführen. Darnach wird mit 
Haft oder Geldſtrafe bis zu 500 M beſtraft, 
wer unbefugt im Deutſchen Reich ſtaatlich aner⸗ 
kannte Berufstrachten oder Berufsabzeichen für 
Betaͤtigung in der Krankenpflege trägt; der Bundes⸗ 
rat ſoll die Grundjäße beſtimmen, nach denen die 
ſtaatliche Anerkennung erfolgt. 

Damit möchte ich dieſen allgemeinen Ueber⸗ 
blick zur erſten Information ſchließen. Eine Ver⸗ 
öffentlichung des Entwurfs iſt in nächſter Zeit 
nicht zu erwarten; es ſollen erſt Erläuterungen 
zu dem Entwurfe verfaßt werden. 

Ueber die Weiterentwickelung der Strafrechls⸗ 
reform habe ich mich hier ſchon ausgeſprochen.““) 
Die nächſte Aufgabe iſt die Fertigſtellung des Ein⸗ 
führungsgeſetzes. Eine recht ſchwierige Arbeit.“) 
Die Beratungen hierüber haben in der aus ſechs 
Mitgliedern beſtehenden kleinen Kommiſſion unter 
dem Vorſitze des Reichsgerichtsrats Dr. Ebermayer 
am 23. Oktober ſchon begonnen. Sind die Arbeiten 
einmal abgeſchloſſen, ſo behalte ich mir vor, auf 
ſie hier zurückzukommen. 


Gerichtszeitungen. 
Von Juſtizrat Dr. Hugs Bahn, Rechtsanwalt in Nürnberg. 


Seit einigen Jahren erblickt man unter der 
gewöhnlichen Zuhörerſchaft einiger Zivil⸗Gerichts⸗ 
ſäle einen Protokollführer. Er iſt emſig befliſſen, 
zunächſt Vor⸗ und Zunamen, Stand und Wohn⸗ 
ort der Parteien zu erforſchen. Hernach bemüht 
er ſich, aus den verſchlungenen Wendungen der 
Vorträge oder den Einwürfen der Vorſitzenden 
einiges den Prozeßgang Kennzeichnende zu erhaſchen. 
Damit ihm die ſegensreiche Mühewaltung nicht zu 
ſehr erſchwert werde, unterſtreichen einzelne Richter 
beim Aufruf ab und zu die Namen der Streitenden, 
und ein verſtändnis-inniger Augenaufſchlag des dank⸗ 
baren Berichterſtatters der Gerichtszeitung lohnt 


5 * Belangreich für die Preſſe; über die erſte Leſung 
DO. S. 141. 

%%) A. a. O. S. 142 ff. 

0 Hierzu mein Aufſatz in der DIZ. 1913 S. 30 ff. 


a. a 


das Entgegenkommen. Oft glückte ihm freilich 
zuvor (anſcheinend durch uneigennütziges Entgegen: 
kommen einzelner in den Gerichtskanzleien beſchäf⸗ 
tigter fühlender Mitmenſchen) Feſtſtellung der vollen 
Perſonalien. Kurz darauf hat Gevatter Schneider 
und Handſchuhmacher Gelegenheit, ſchwarz auf weiß 
zu erſehen, wie die Konkurrenz liefert, ſtundet, 
duldet und hereinfällt, 
ſchreibt, was nach Geſetz und Brauch einwendbar 
iſt, welcher der Kunden und fonſtigen Intereſſenten 
durch die oder jene Entſcheidungsform verurteilt 
wurde, kurz: was auf dem Gebiet der Gläubiger⸗ 
und Schuldnerſchaſt der jeweiligen Branche ſich 
ereignete. Das alles hat, wie jegliches menſchliche 
Ding, ſeine zwei Seiten. Die Gerichtszeitung hat 
aber 6, 8, ja 10 Seiten. Das heißt: man lieſt 
in ihr zu Vieles, zu Intimes, zu Gefährliches. 
Als Bollwerk gegen leichtſinniges Borgen (in aktiver 
und paſſiver Bedeutung), gegen gewiſſenloſe Ein⸗ 
reden, gegen unfittliche Bräuche, gegen wucheriſche 
Verträge, mag dieſe Abart der Preſſe manches 
Heilſame haben. Als Verräter rein privater Ver: 
kehrsverhältniſſe, taktvollſt zu ſchonender Innenan⸗ 
gelegenheiten, keinen Dritten etwas angehender 
Vertragsbeſtimmungen, kann es Nachteiligeres, Un— 
geſunderes, Unberechtigteres kaum geben. 

Wie manches ſchwache gewerbliche Leben hält ſich 
mit Fug und Recht durch Nachſicht und Verſchwiegen⸗ 
heit der naͤchſtbeteiligten Lieferanten und Darlehens⸗ 
geber! Leicht wird es gerüttelt, ja geworfen, durch 
Aengſtlichkeit und Mißtrauen eines minder einge— 
weihten, durch ein Einzelurteil ſtutzig gewordenen 
Gläubigers. Kein Warenlieferant, kein Schutzrecht— 
inhaber, kein Wechſeldiskonteur läßt ſich gern in ſeine 
Bücher, Regiſter, Bräuche und Börſen blicken. Iſt es 
ihm ſchon unangenehm genug, wenn er ſchließlich ohne 
Gericht nicht auskommt, wie viel mehr noch, falls 
Krethi und Plethi ſeine Außenſtaͤnde, Verein— 
barungen, Bezugsquellen — nuß: und grundlos — 
enthüllt bekommen. Ihm iſt es wahrlich nicht um 
den Verderb ſeines Buch- oder Wechſelſchuldners 
zu tun. Je gekraͤſtigter er bleibt, deſto beſſer iſt es 
für jenen und dieſen. 
aber werden ſie beide an den Pranger geſtellt. 
Gar oft unterläßt der Gläubiger lieber das Ein: 
klagen (und nimmt ſo unverdientermaßen Schaden), 
als daß er den Konkurrenzgeſchäſten Einblick in 
ſeinen Handel und Wandel gewährt. Manchmal 
unterwirſt ſich wohl auch der Schuldner außer— 
gerichtlich einem nicht oder nicht völlig berechtigten 
Anſpruche, nur um das Epieprutenlaufen und den 
möglichen Verdacht hintanzuhalten, er ſei nicht 
zahlungsſähig, und nimmt jo unverdientermaßen 
Schaden. Das find keine geſunden Zuſtände. In 
einer Zeit, die Erwägungen anſtellt und Verord— 


zu handhaben und zu veröffentlichen ſei, darf die 
hinter die 4 Wände gehörende zivil- und handels- 


geſchäftliche Beziehung der Beteiligten unterein— vor. 


wer leiht und Wechſel 


— nn nn - — — — 


Durch die Gerichtszeitung 


der gänzlichen, 
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werden! Weitaus die meiſten von dieſer Unſitte 
Betroffenen beklagen längſt dieſe Ausſchreitung der 
Oeffentlichkeit. Wiſſen wir doch, daß die Auftrag⸗ 
geber manchmal ausdrückliche Weiſung geben, eine 
Klage an die Kammer für Handelsſachen zu unter: 
laſſen und ſie an die Zivilkammer zu richten, nur 
weil die Gerichtszeitung die letztere bis jetzt mit 
ihrer Anweſenheit und Berichterſtattung zu ver: 
ſchonen beliebte. So verzichtet allenfalls der Kläger 
auf den Vorzug der kürzeren Friſten, die Beſetzung 
mit Fachrichtern und die Erfahrung des Vorſitzenden, 
einzig und allein, um dem Berichterſtatter aus dem 
Wege zu gehen. Das Entbehren dieſer dem Ge: 
werbetreibenden durch Geſetz und Uebung gebotenen 
Vorteile erſcheint in ſolchen Fällen dem Kaufmann 
als das kleinere Uebel. 

Die Flucht vor der übertriebenen Oeffentlich⸗ 


keit kann aber auch durch ſteuer⸗, güter⸗ und cıb: 


rechtliche Erwägungen veranlaßt ſein. Auf Schritt 
und Tritt ſchont ſonſt der Geſetzgeber, der richter: 


liche, Grundbuch-, Verwaltungs: und Rentbeamte 


die privatfinanziellen Gefühle und Geheimniſſe des 
Steuerzahlers, Hypothekenglaͤubigers, Erben, Zei: 
habers und Gemeinſchaftstraͤgers. Nur in bezug 


auf ſeine Handelsſtreite und Schuldbeitreibungen 


ſoll ihm der Unbefugte, der Neugierige, der Wett: 
bewerber, ins Fenſter ſchauen dürfen. Zudem if 
nicht nur die Bekanntgabe an ſich, ſondern auck 
die zuweilen ungenaue, lückenhafte und unrichtige 
Bekanntgabe von ſchädlichen Folgen begleitet. Wer 
die Gerichtszeitungsnachrichten verfolgt, wird be 
obachten, daß beinahe in jeder Nummer Berichn— 
gungen notwendig werden, daß Verwechflungen 
vorkommen, und daß die Oberflächlichkeit des eben 
nicht von einem Juriſten und Aktenkenner abse 
faßten) Berichts Verwirrungen ſchaffen kann. 
So drängt ſich die Frage der Abhilſe von 
ſelbſt auf. Mir ſcheinen Gericht und Juſtizbehörde 
Umfang, Ausdehnung und Folgen der bisherigen 
nicht nur freien Geſtattung, ſondern leider ſogar 
bisweilen Förderung des Berichtes, nicht voraus: 
geſehen zu haben. Sonſt würde wohl von vorne 
herein ein Riegel vorgeſchoben worden ſein. Es 
mag dahingeſtellt bleiben, ob die Veröffentlichung 
der ſchwarzen Liſte (Offenbarungseidesſchuldner bin 
der durch die Gerichtszeitungen beliebten Weiſe an⸗ 
gezeigt erſcheint. Der wahre Intereſſent kann ſich 
ja an Ort und Stelle vergewiſſern und es bedürtte 
ſchonungsloſen Bloßſtellung der 
Aermſten — oder von mir aus auch Skrupel— 
loſeſten — nicht einmal vom Standpunkte der 


Kreditwarnung aus. 


Allein zweifellos verfehlt erſcheint mir die bis 
herige Vogelfreiheit zivil- und handelsrechtlicher 


Verhandlungen und Entſcheidungen. Der Grundſatz 
nungen erzeugt, wie behutſam das Strafregiſter | 


der Oeffentlichkeit des Verfahrens hat ſelbſt nach 
beſtehendem Geſetze ſeine Grenzen. Die Prozeßord— 
nung ſchreibt im $ 220 den Aufruf der Sache 
Die Parteien und Parteivertreter ſollen 


ander jedem Unbeteiligten ſchonungslos verraten | unterrichtet ſein, daß jetzt ihre Angelegenheit wer: 
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handelt werde. Gaupp⸗Stein ſagt (1911; 10. Aufl.) Nichtbezug verpflichten, die ja mehr Einbuße wie 
S. 520: „Der Aufruf iſt weſentlich ſür die Ver⸗ Nutzen durch die Gerichtszeitungen erfahren. Dem 
ſäumung des Termines nach 8 330 ff.; er beſteht allſeits beklagten Unweſen indiskreter Verhand⸗ 
in der Mitteilung, daß die Verhandlung der Sache lungsberichte wird wirkſamſt durch Nichtbezug ge⸗ 
beginne und iſt vom Vorſitzenden ſelbſt oder in ſteuert. 

deſſen Auftrage vom Gerichtsſchreiber oder Gerichts⸗ Endlich und hauptſaͤchlich würde ein geſetz⸗ 
diener vorzunehmen.“ (Außerdem verweiſt Stein geberiſcher Schritt zu empfehlen ſein. Ich denke 
auf die preuß. DienſtO. für Gerichtsdiener vom mir zunaͤchſt einen Zuſatz zu $ 157 ZPO. etwa 
23. Februar 1885, 8 8 ff. und die Zeitſchriſt für wie folgt: „Das Gericht kann Perſonen aus dem 
freiwillige Gerichtsbarkeit und Gemeindeverwaltung, Sitzungsſaal weiſen, die das Berichten über Ver⸗ 
begründet von Boſcher.) Eine Norm oder Dienft: handlungen geſchäftsmäßig betreiben. Das Ge⸗ 
vorſchriſt, daß, hörbar für Außenſtehende, der Auf: richt kann Perſonen, die Vorkehrungen zu der⸗ 
ruf vor ſich gehe, beſteht nicht, noch weniger etwa artigem Berichte treffen, die weitere Tatigkeit im 
gar die, daß die perſönlichen Verhaltniſſe der Gerichtsſaal unterſagen.“ Hier gälte, was die 
Parteien urbi et orbi verkündet werden. Einigen Feſtſtellung der Geſchäftsmäßigkeit anbetrifft (und 
ſich Gerichtsbehörden und Anwaltskammern in dieſer auch im übrigen ähnlich) das bei Gaupp⸗Stein 
Hinſicht, To iſt der ſchonungsvoll vorgetragene Fall (1911) Seite 427 zu 8 157 3PO. (zur Winkel⸗ 
in bezug auf die Parteinamen von vorneherein advokatur) Geſagte, „daß dieſe ſich durch ihre 
gegen die Indiskretion geſchützt. Die Gerichte und Offenkundigkeit erübrigen würde“. „Es iſt aber“ 
Parteivertreter können jo dem Wohle beider Prozeß: | — ſo heißt es dort weiter —, „da es ſich hier 
parteien, ja im Rahmen obiger Erwägungen dem um einen Akt der Juſtizverwaltung handelt, zu⸗ 
Gemeinwohle, nützen und den ihnen nachteiligen laͤſſig, daß das Gericht in Zweifelsfällen eigene 
Lauſcher nach und nach aus dem Sitzungsſaale Nachforſchungen anſtellt. Die fakultative Faſſung 


vertreiben. N ſoll dem Richter den nötigen Spielraum ge⸗ 
Vonnöten iſt aber weiter eine ſehr beſtimmte — EEE Dann ©. 429: „Die Zurüd: 
Weiſung an das Kanzleiperſonal, dem Berichter⸗ weilung und Unterjagung ift von Amts wegen 


ſtatter vor und nach den Sitzungen jegliche Aus⸗ vom Gerichte nach ſeinem pflichtgemäßen Ermeſſen 
kunft — bei Strafe der Maßregelung — vorzu⸗ zu beſchließen. Der Beſchluß iſt unanfechtbar, 
enthalten. Das iſt an ſich ein Gebot der Amts- .. .. eine Beſchwerde im Dienſtaufſichtsweg iſt 
verſchwiegenheit. Lieſt man jedoch die genauen nicht ausgeſchloſſen.“ 
Einzelnheiten der Gerichtsjournale, ſo kann wohl Dazu käme eine Ergänzung des Reichsgeſetzes 
kein Zweifel aufkommen, daß auf dieſem Gebiet vom 7. Mai 1874 über die Preſſe (ROZ Bl. 1874 
bisher hie und da geſündigt wurde. Das Nicht⸗ S. 65). Der 8 1 lautet: „Die Freiheit der Preſſe 
aushängen der Parteinamen und Betreffe vor den unterliegt nur denjenigen Beſchränkungen, welche 
Situngsjälen würde die von mir vorgeſchlagene durch das gegenwartige Geſetz vorgeſchrieben oder 
Abhilfe gegen das Gerichts⸗Zeitungsunweſen mehren. zugelaſſen ſind.“ Die Freiheit der Preſſe iſt grund⸗ 
Wohl hat dieſe Bekanntmachung gewiſſe Vorteile, ſaͤtzlich an die Spitze geſtellt (vgl. Galli S. 295 
zumal bei Amtgzgerichtsſtreiten, bei welchen die des Stengleinſchen Kommentars). Die die Preſſe 
Parteien oft ſelbſt erſcheinen und ſich unerfahren treffenden geringen Beſchränkungen ſind veranlaßt 
benehmen. Allein ein geſchickter Botenbetrieb kann durch Rückſichten auf das Staats⸗ und Gemeinwohl, 
die Unterlaſſung des Anſchlags ausgleichen, der wohl aber auch auf Perſonen, die bei Preßberichten 
dem Gerichtszeitungs⸗Berichterſtatter Stoff liefert. beteiligt find und Schutz gegen ſolche verdienen 
Nicht zuletzt kann ſich die vornehme und takt⸗ | ($ 17). Hier könnte — unbeſchadet des Ideals der 
volle Preſſe nebſt ihren Körperſchaften gegen dieſe Preßfreiheit — ein 8 17 b etwa folgenden Gedanken 
Mißſtände auflehnen, indem fie Verlag und Re: | einlegen: „Druckſchriften, welche nur die Veröffent⸗ 
daktion der Gerichtszeitungen bei ihren Standes: lichung der Parteien und Verhandlungen bürger⸗ 
verſammlungen ſachgemäß aufklart, und indem fie licher Rechtsſtreitigkeiten zum Gegenſtand haben, find 
die Tätigkeit der letzteren ſozuſagen als unlauteren verboten. Der Gang und das Ergebnis der Ber: 
Wettbewerb kennzeichnet. Die Mitgliederzahl des handlungen bürgerlicher Rechtsſtreitigkeiten darf nur 
Deutſchen Journaliſten⸗ und Schriftſtellertages, ohne Veröffentlichung oder Kennbarmachung der 
welcher vor kurzem in Stuttgart tagte, iſt auf 3000 Parteien in Druckſchriften bekanntgegeben werden.“ 
geſtiegen. Der Verband bezeichnet als Berufs⸗ Der 8 18 des Preßgeſetzes (Strafnorm) wäre ent⸗ 
aufgabe nicht nur die Förderung des geiſtigen ſprechend zu ergänzen. 
Lebens, ſondern auch die Pflege der Ideale. Gegen Am Schluſſe will ich der Vollſtändigkeit halber 
manche Mißbräuche des Zeitungsweſens — ich daran erinnern, daß, wenn man ſich jener Rechts⸗ 
erinnere an die Senſationsnachrichten in Straf: lehre geneigt zeigt, welche die Verübung des groben 
ſachen — ſchritt der Verband tunlichſt ein. Ein Unfugs durch die Preſſe mittels pſychiſcher Ge⸗ 
günſtiger Einfluß des Schriftſtellertums könnte | jährdungen nicht für ausgeſchloſſen hält (vgl. Bin⸗ 
hier mancherlei erreichen. Die Verbände der Kauf: ding. Lehrbuch I, 190 — 192; Stenglein, Ger©. 
leute hinwiederum können ihre Mitglieder zum 58, 117 ff.; Krauſe, Zeitſchr. für die geſamte 


Strafrechtswiſſenſchaft 16, 668; 672, 684; 
Beling, Grundzüge des Strafrechts 2. Aufl. 
1902, 103; Frank zu 8 360 StGB. S. 582; 
RGSt. 16, 98; 19, 294; 27, 292), in den oben 
gerügten Eingriffen (unmittelbar in die Rechts⸗ 
\phäre der Parteien und mittelbar in den Rechts: 
frieden überhaupt) die Erforderniſſe erheblich be⸗ 
läſtigender und ärgerniserregender Nachrichten ſehr 
wohl erblickt werden können. 

Die Duldung der Berichte ſeit Aufkommen 
der beklagenswerten Einrichtung beweiſt jedenfalls 
gar nichts zu ihren Gunſten. Es liegt m. E. 
kein usus i. e. S., ſondern ein abusus vor, den 
tunlichſt (durch Standes- oder Strafnorm) aus⸗ 
zurotten, die loyalen Elemente in der Preß⸗, Ge⸗ 
werbe⸗ und Juriſtenwelt ſich bemühen ſollten. 


Zum Veſchwerdeverfahren in Varenhaus⸗ 
ſteuerſachen. 


Von Rechtsanwalt N. Berolzheimer in München. 


I. Die Veranlagung und die Ausſcheidung der 
Warenhausſteuer erfolgen bei der Gemeindever⸗ 
waltung in geheimer Sitzung, Art. 11 Abſ.2 WHStG. 

Dadurch ſoll Gewähr dafür geboten werden, 
daß die Verhältniſſe der Steuerpflichtigen nicht der 
Oeffentlichkeit preisgegeben werden. 819 Vollz Anw. 
z. WHStG. vom 11. Juni 1911 (GVBl. 1911, 
S. 943). 

Es mag fraglich ſein, ob es für die Bera⸗ 
tungen und Beſchlußfaſſungen der Magiſtrate (oder 
Gemeindeausſchüſſe, Gemeinderäte) einer ſolchen 
Vorſchrift bedurft hätte. Denn es heißt bereits in 
Art. 105 Gem O. für die Landesteile diesſeits des 
Rheins (der gemäß Art. 145 auf die Sitzungen 
des Gemeindeausſchuſſes anzuwenden iſt): „Die 
Plenar- und Senatsſitzungen des Magiſtrats ſind 
öffentlich, ſoweit nicht Rückſichten auf das Staats— 
oder Gemeindewohl oder auch berechtigte Anſprüche 
Einzelner entgegenſtehen.“ Die gleiche Beſtimmung 
enthält Art. 78 Abſ. 6 PfälzGem O. Immerhin 
iſt durch die ausdrückliche Vorſchrift im WHStG. 
ſelbſt jede Erörterung darüber abgeſchnitten, ob die 
Vorausſetzungen des Art. 105 a. a. O. vorliegen, 
namentlich bedarf es auch keines Antrags und keiner 
Anregung des Steuerpflichtigen, damit dieſer Gegen— 
ſtand in die geheime Sitzung verwieſen werde. Er 


darf von Amts wegen nicht auf der Tagesordnung als identiſch mit Gefährdung der Staatsſicherheit 


einer öffentlichen Sitzung erſcheinen. 

Iſt auf dieſe Weiſe auch Vorſorge für die Ver— 
handlung in der I. Inſtanz (denn als Inſtanz, 
nicht als Partei beſchließt die Gemeindeverwaltung, 
vgl. Art. 12 WH StG. und Begr. des Reg.⸗Entw. 
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lich für die Regierungsſenate und den Verwaltungs: 
gerichtshof (die Verhandlungen der Bezirksämter, 
welche Beſchwerden gegen Veranlagungen durch 
mittelbare Städte und Landgemeinden zu entſcheiden 
haben, find ohnehin regelmäßig nicht öffentlich, vgl. 
Art. 27 und 28 VGHGG. vom 8. Auguſi 1878, dazu 
Henle, Handbuch der inneren Verwaltung für 
Bayern r. d. Rh., § 13 B 3). 

Für die Verhandlung vor dieſen Gerichtshöfen 
gibt Maß nur die allgemeine Vorſchrift des Art. 34 
Abſ. 1 mit Art. 41 VGH GG., welcher lautet: „Bor: 
behaltlich beſonderer geſetzlicher Vorſchriften kann 
die Oeffentlichkeit der Verhandlung durch Beſchluß 
des Senats aus Rückſichten auf das öffent⸗ 
liche Wohl oder die Sittlichkeit beſchränkt 
werden.“ Ausſchluß der Oeffentlichkeit nur im 
Intereſſe der beteiligten Privatperſonen iſt alſo. 
wie regelmäßig im Zivilprozeß ſelbſt auf überein⸗ 
ſtimmenden Antrag der Parteien (Stein. ZPO. 
Anm. VII, 1 vor $ 128) nicht zuläſſig. 

Der II. Senat des VGH. hat ſich auf den 
Standpunkt geſtellt,) daß bei den Beſchwerde⸗ 
rechtszügen in Warenhausſteuerſachen die Oeffent⸗ 
lichkeit nicht ausgeſchloſſen werden dürfe, da für 
dieſe Fälle „weder beſondere geſetzliche Vorſchriften 
beſtehen, die eine Oeffentlichkeitsbeſchränkung zulaſſen, 
noch durch die Oeffentlichkeit der Verhandlung das 
öffentliche Wohl oder die Sittlichkeit gefährdet 
wird“. (Proz.⸗Reg. Nr. 2/13, Samml. Bd. 34 
Nr. 29). 

17 Zweifel beſteht eine beſondere geſetzliche 
Vorſchrift nicht, da Art. 11 Abſ. 2 WHStG. nicht 
wohl für ſich allein, losgelöſt von dem Zuſammen⸗ 
hang, beurteilt werden darf; demzufolge ftellt er 
keine für das geſamte Verfahren in Warenhaus⸗ 
ſteuer⸗Sachen, ohne Rückſicht auf die Inſtanz. gültige 
Vorſchrift auf, ſondern findet nur Anwendung auf 
das in Art. 11 geregelte Verfahren, alſo das Ver⸗ 
anlagungs- und das Ausſcheidungsverfahren der 
Gemeindeverwaltung. 

Dagegen bedarf es einer Unterſuchung, ob nicht 
durch die Verweigerung der Ausſchließung der 
Oeffentlichkeit für das Beſchwerdeverfahren in Waren⸗ 
hausſteuerſachen das öffentliche Wohl ge: 
fährdet wird. 

II. 1. Das Geſetz verlangt nicht, wie das 
GG., Gefährdung „der öffentlichen Ordnung. 
namentlich der Staatsſicherheit“, ſondern des öffent: 
lichen Wohles. Der letztere Begriff, der ähnlich 
in §8 376 ZPO. wiederkehrt, iſt weiter, umfaſſender. 
„Gefährdung des Staatswohls kann keineswegs 


erachtet werden und enthält auch nicht notwendig 


eine Gefährdung der öffentlichen Ordnung, denn 


unter letzterer iſt nur die Gefährdung der Rechts⸗ 


hiezu, abgedruckt bei Breunig, Anm. 2 zu Art. 12) 


getroffen, jo ſehlt es doch an einer ausdrücklichen 
Vorſchrift für die II. und III. Inſtanz, alſo nament: 


ordnung zu verſtehen. Es liegt kein Grund zu der 
Annahme vor, daß der Geſetzgeber mit dem in 


85 15 ebene Breunig. Anm. 5b Abſ. 2 zu Art. 12, 


8 173 gebrauchten Ausdruck „öffentliche Ordnung“ 
einen anderen Sinn hat verbinden wollen, als dem⸗ 
ſelben in älteren Geſetzen, z. B. in der Ueberſchrift 
zum VII. Abſchnitt des StGB. zukommt. Der 
Inhalt dieſes Abſchnitts läßt es aber als zweifel⸗ 
los, daß die öffentliche Ordnung nur als die auf 
dem Rechte beruhende verſtanden worden iſt. — 
Sehr wohl kann aber das Staatswohl auch ohne 
Gefährdung der rechtlichen Ordnung, z. B. durch 
Untergrabung der religiöſen, fittlichen oder wirt: 
ſchaftlichen, nur zu einem kleinen Teile durch Rechts⸗ 
vorſchriſten geſicherten Grundlagen des Staates in 
empfindlichſter Weiſe gefährdet werden.“ 


Dieſe vollkommen zutreffende Unterſcheidung 
macht der Ferienſenat des Reichsgerichts in dem 
Urteil vom 24. Auguſt 1900, D 2996/00, abge⸗ 
druckt in Goltd Arch. Band 47 S. 383. 


Sowohl die öffentliche Ordnung in dem oben 
gekennzeichneten engeren Sinn als auch das öffent⸗ 
liche Wohl werden gefährdet, wenn in Warenhaus⸗ 
9 Oeffentlichkeit nicht ausgeſchloſſen 
wird. 

Für die Verhandlung der Beſchwerdeinſtanzen 
gilt gemäß Art. 12 Abſ. 5 WH StG. die Vor: 
ſchrift des Art. 20 VGHG., wonach der Sach⸗ 
verhalt von Amts wegen feſtgeſtellt wird. Es haben 
die Beſchwerdeinſtanzen, und das wurde ja bei den 
Kammerverhandlungen über das WHStG. von 
den Vertretern der Staatsregierung wiederholt 
betont,?) die Sache von Grund aus ſachlich zu 
prüfen. Hiebei werden namentlich das Betriebs⸗ 
kapital, der Geſchäftsumſatz und der gewerbliche 
Reinertrag, zu deren Feſtſtellung aber möglicher: 
weiſe auch eine ganze Anzahl Einzelfragen erörtert 
werden. Jedem Kaufmann liegt an der Geheim⸗ 
haltung dieſer Geſchäftsgeheimniſſe, ein Intereſſe, 
das auch vom geltenden Recht ſelbſt als berechtigtes 
anerkannt iſt. So darf er gemäß § 384 Nr. 3 
ZPO. das Zeugnis über Fragen verweigern, die 
er nicht würde beantworten können, ohne ein 
Gewerbegeheimnis zu offenbaren. Muß der Kauf: 
mann in öffentlicher Sitzung ſeine Geſchäftsgeheim⸗ 
niſſe preisgeben, ſo kann jeder Konkurrent in ſie 
eindringen und ſie zu ſeinem Vorteile ausnützen; 
durch die Berichterſtattung in den Tageszeitungen 
werden die in ſeinem berechtigten geſchäftlichen 
Intereſſe geheimzuhaltenden Tatſachen den weiteſten 
Kreiſen preisgegeben; die wirtſchaftspolitiſchen 
Gegner der Warenhäufer werden aus den Daten, 
die ſie bei ſolchen Gelegenheiten erfahren, Kapital 
zu ſchlagen verſuchen. 

Alle dieſe Umſtände können den Steuerpflich— 
tigen, deſſen Steuerſchuldigkeit feſtgeſtellt werden 
ſoll, leicht veranlaſſen, die vom Gerichte gewünſchten 
Angaben nicht mit jener Offenheit, Vollſtändigkeit 
und Klarheit zu machen, wie ſie im Intereſſe 
einer auf Feſtſtellung der Wahrheit gerichteten 


) Verh. d. bei. Ausſch. K. d. Abg. 1908/09 II. 
Seite 393, III. Seite 414 links. 
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Offizialtätigkeit des Gerichts wünſchenswert iſt. 
Darunter muß alſo notwendig die Arbeit des 
Gerichts leiden, dem es ja ſelbſt peinlich ſein 
wird, den Steuerpflichtigen in öffentlicher Sitzung 
zu Erklaͤrungen zu veranlaſſen, die für ihn eine 
durch den Zweck der gerichtlichen Verhandlung 
ſelbſt nicht gebotene Beläftigung und Schädigung 
bedeuten. a 

„Die Eventualität, daß die Oeffentlichkeit, und 
zwar auch infolge der durch ſie ermöglichten An⸗ 
weſenheit einzelner beſtimmter Perſonen, ein Hin⸗ 
dernis für die Ermittlung der Wahrheit bildet, 
erfordert Berückſichtigung von ſeiten des Geſetz⸗ 
gebers, ſie iſt ihr aber auch zuteil geworden, 
in der Weiſe, daß die drohende Gefährdung des 
Unterſuchungszwecks, welche als eine Gefährdung 
der öffentlichen Ordnung betrachtet werden muß, 
gemäß $ 173 GVG. die Ausſchließung der 
Oeffentlichkeit rechtfertigt.“ So hat der Ferien⸗ 
ſenat des Reichsgerichts am 13. Auguſt 1897 
entſchieden. (RGS St. Band 30 S. 345). Doerr, 
Anm. zu $ 173 GG., führt als Beiſpiel von 
Gefährdung der öffentlichen Ordnung auf: Er⸗ 
ſchwerung der Wahrheitsermittlung. 

Was hier Rechtſprechung und Rechtslehre für 
das Strafverfahren ausgeſprochen haben, muß auch 
für andere Verfahren gelten, die vom Offizial⸗ 
prinzip beherrſcht werden. Das Gericht, welches 
die Wahrheit ermitteln ſoll, darf in der Erfüllung 
dieſer ſeiner Pflicht bei Fragen von oft tief ein⸗ 
ſchneidender wirtſchaftlicher Bedeutung nicht durch 
Rückſichten gehemmt werden, welche Umftände er⸗ 
heiſchen, die mit dem Zweck des Verfahrens ſelbſt 
nichts zu tun haben. 

Die Oeffentlichkeit des Verfahrens, die, in 
der Hauptſache eine Errungenſchaft des Jahres 
1848, dem Schutze der Parteien dienen ſoll, darf 
nicht zu ihrem Nachteile ausſchlagen. „Vernunft 
wird Unſinn, Wohltat Plage.“ 

Die Oeffentlichkeit des Verfahrens ftellt ſich 
alſo hier, wo ſie ein Hindernis der Rechtsfindung 
wird, als eine Gefährdung der öffentlichen Ordnung 
und damit des öffentlichen Wohles dar, welches 
durch einen Eingriff in die öffentliche Ordnung 
gleichfalls bedroht wird; damit rechtfertigt ſich die 
Ausſchließung der Oeffentlichkeit aus Rückſicht auf 
die öffentliche Ordnung. 

2. Dieſe wird aber auch gefordert von dem 
öffentlichen Wohl in wirtſchaftlichem Sinne. 
Wirtſchaftliche Intereſſen des Staates können in 
doppelter Weiſe berührt werden, da der Staat 
einerſeits als Fiskus ſelbſt am Wirtſchaftsleben 
teilnimmt und andererſeits als die organiſierte 
Gemeinſchaft der Staatseinwohner in ſeinem wirt⸗ 
ſchaftlichen Gedeihen durch die mehr oder weniger . 
günſtige Entwicklung der Einzelwirtſchaften nahe 
berührt wird. Sowohl unmittelbare Eingriffe in 
das Wirtſchaftsleben des Staates wie Beeinträd): 
tigungen der materiellen Güter der Untertanen 
gefährden oder ſchädigen das öffentliche Wohl. 
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Nun beruht der Haushalt der meiſten Staaten 
zum großen Teil auf den Steuern, wie anderer⸗ 
ſeits die Steuerleiſtungen, welche den Einzelnen 
auferlegt find, für das Gleichgewicht in ſeinen Ein⸗ 
nahmen und Ausgaben eine große Rolle ſpielen. 
Die Steuern haben alſo einen mächtigen Einfluß 
auf die öffentliche und private Wirtſchaft; auch | 
ſoweit fie zunächſt ihre Wirkung auf letztere äußern, 
berühren ſie mittelbar wiederum die Staats⸗ | 
wirtſchaſt. 

Nach den Lehren der Finanzwiſſenſchaft, die 
| 


zurückgehen auf die von Adam Smith aufgeſtellten 
4 Grundſaͤtze,) ſoll eine Steuer nicht nur der Gerech⸗ 
tigkeit entſprechen, möglichſt wenig Erhebungskoſten 
verurſachen und jedem Steuerpflichtigen die ſichere 
Berechnung ſeiner Schuldigkeit geſtatten, ſondern 
ſie ſoll auch den Grundſatz der Bequemlichkeit 
für den Schuldner beachten. Es kann ſehr viel 
dazu beitragen, eine Steuer unbeliebt zu machen, 
wenn z. B. der Zeitpunkt der Erhebung ungünſtig 
gewählt wird, etwa beim Landwirt vor der Ernte, 
beim Kaufmann ohne Rückſicht auf die Inventur. 
„Bequemlichkeit iſt ein Poſtulat der Staatsklugheit 
und der Wirtſchaftlichkeit zugleich“, ſagt Schäffle 
(die Steuern, allg. Teil $ 33) und Helfferich (bei 
Schönberg III. Auflage Band 3 Abh. V ©. 157 ff.) 
ſtellt an das Steuerſyſtem neben neun anderen 
Poſtulaten die Anforderung möglichſt geringer Be⸗ 
läſtigung des Pflichtigen. 

Wagner führt die Be 
zahler, welche v. Hock ein 8 Prinzip“ 
nennt, unter den Prinzipien der Steuerverwal⸗ 
tung auf.) 

Verletzt eine Steuer und namentlich die Art 
ihrer Erhebung dieſen anerkannten Grundſatz, ſo 
ſteht zu befürchten, daß dadurch die milchende Kuh 
aus dem Stall gejagt wird, daß die Steuerſchikanen 
denjenigen, der die Steuer tragen ſoll, aus dem 
Lande treiben. Damit tritt natürlich für dasjenige 
Gemeinweſen (Staat oder Stadt), welches die 
Steuer erhebt, ein weſentlicher Ausfall ein, der 
das wirtſchaftliche Wohl des Gemeinweſens ſchadigt. 
Es kann aber auch der bloße Umſtand, daß die 
Zahlen des Umſatzes, des Reingewinns uſw. öffentlich 
bekannt gegeben werden müſſen, den Steuerpflich⸗ 
tigen dazu veranlaſſen, nicht in der Abſicht der 
Steuerhinterziehung, ſondern nur zwecks Wahrung 
feiner Geſchäftsgeheimniſſe vor der Konkurrenz, 
unrichtige Angaben über die für die Bemeſſung 
der Steuer weſentlichen Betriebsverhaͤltniſſe zu 


5 Wealth of nations V. ch. 2: Every tax ougth | 
to be levied at the time or in the manner, in which 
it is nost likely to be convenient for the contributor 
to pay it. 

N Vgl. Nr. 388 der „M. N. N.“ Morgenblatt vom 
31. Juli 1913, wo es unter „Scheckſtempel und Scheck— 
verkehr“ heißt: „ein gut Teil der Unbeliebtheit der 
Steuern beruht auf der Unbequemlichkeit ihrer Einteilung. 
Im Hinblick auf die jetzt bei uns übliche Art der Ver⸗ 
anlagung und Erhebung der direkten Steuern kann jeder 
ein Lied davon ſingen!“ 
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machen, welche das Betriebskapital, den Umtas, 
den Reingewinn als geringer erſcheinen laſſen. 
Die Steuerberechnung, welche ſich auf dieſen 
falſchen Grundlagen aufbaut, muß dann zu einer 
zu niedrigen Veranlagung und damit wiederum 
zu einer Schädigung der Einnahmen des Gemein: 
weſens, alſo des öffentlichen Wohles führen. 


Die Löſung, welche der Steuerpflichtige im 
Widerſtreit zwiſchen der Pflicht zur öffentlichen 
Bekanntgabe feiner Geſchäftsgeheimniſſe und dem 
Beſtreben, ihre Kenntnis Unbefugten vorzuenthalten. 
ſucht, nämlich falſche Angaben zu machen, verletzt 
aber auch, wie jeder Verſtoß gegen die Steuer⸗ 
moral, den oberſten Grundſatz jeder Sittlichkeit. 
die Wahrhaftigkeit. So führt der Zwang zur 
Preisgabe geheimzuhaltender Tatſachen, welcher 
jenen Widerſtreit heraufbeſchwört, zu einer Ge⸗ 
fährdung der öffentlichen Sittlichkeit, 
welche vermieden wird, wenn die Mitteilung jener 
Tatſachen nicht öffentlich zu geſchehen braucht. 


Der Kaufmann ſucht die Verhältniſſe ſeines 
Unternehmens: Kreditbeziehungen zu Geldgebern, 
Kunden und Lieferanten, Außenſtände und Paſſiva. 
Betriebskapital, Umſatz, Roh: und Reinertrag. 
Warenvorräte vor ſeiner Konkurrenz, aber auch 
vor anderen Intereſſenten geheim zu halten, weil 
die Kenntnis anderer davon ihm Schaden zufügen 
kann. 


Muß er dieſe Geſchäftsverhältniſſe trotzdem 
ſo iſt die Möglichkeit 
einer Schädigung ſeines Betriebs gegeben. Solchen. 
de einen Betrieb dieſer Art erſt eröffnen wollen 
iſt die Gelegenheit geboten, die Organiſation ſeines 
Betriebs kennen zu lernen, nachzuahmen und ihm 
dann Konkurrenz zu machen. Denjenigen, mu 
denen er bereits im Wettbewerbe ſteht, eröffnet 
ſich die Möglichkeit, die Schwächen ſeines Unter⸗ 
nehmens zu erfahren und auszunützen, die Vor⸗ 
teile, denen er das Gedeihen verdankt, auszuforſchen 
und ſich anzueignen, in jedem Falle vielfache 
Geſchäftsbeziehungen zu erkunden und in fie em: 
zudringen. Es werden unter Umſtänden aus 
Geſchäftsgeheimniſſe ſeiner Geſchäftsfreunde auf 
gedeckt, welche mit Rückſicht auf die Preisgabe 
ihrer eigenen Geſchäftsgeheimniſſe die Geſchäͤfts⸗ 
beziehungen zu ihm abbrechen. 


Alle dieſe Umſtände bedeuten eine Schädigur; 
des Unternehmens des Steuerpflichtigen, eine Echädt: 
gung, die mit dem Zweck der Steuer durchaus 
nicht verbunden iſt. — Dieſe geſchäftliche Schädigung 
führt ein Sinken der Einnahmen herbei, meld: 
die Grundlage für die Bemeſſung der Steuern 
bilden. Der Steuerertrag mindert ſich. Die dur“ 
den Steueranſpruch hergeſtellte Verbindung zwiſchen 
Einzelwirtſchaft und ſtädtiſchem Haushalt brins! 
es mit ſich, daß die Schädigung, welche die Preis 


gabe von Geſchäftsgeheimniſſen dem Einzeiunker 


nehmen zufügt, auch das Gemeinweſen trifft, gar; 


abgeſehen von der Schädigung, welche es erleidet, 
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wenn feine Angehörigen durch Minderung ihrer 
Einnahmen weniger leiſtungsſähig werden. 

Es zeigt ſich alſo wiederum, daß das öffent⸗ 
liche Wohl gebietet, bei Verhandlungen in Waren⸗ 
hausſteuerſachen die Oeffentlichkeit auszuſchließen. 

III. Dieſem Bedürfnis hat der Geſetzgeber für 
das Beſchwerdeverfahren in Einkommenſteuerſachen 
auch Rechnung getragen, denn die Sitzungen der 
Berufungskommiſſionen ſind nicht öffentlich, 8 72 
Abſ. I Bek. vom 28. Mai 1911 zum Vollzuge des 
Einkommenſteuergeſetzes (GVBl. 1911 S. 455). 
Es iſt zu hoffen, daß die Gerichte dem Mangel 
einer entſprechenden Vorſchrift für das Beſchwerde⸗ 
verfahren in Warenhausſteuerſachen durch eine die 
Erforderniſſe des öffentlichen Wohles erſchöpfend 
berückſichtigende Auslegung des Art. 34 VGHG. 
abhelſen. 

Sollte fich aber ein Gericht der hier entwickelten 
Auffaffung nicht anſchließen zu können glauben, 
ſo mag es wenigſtens den Ausweg betreten, den 
der Verwaltungsgerichtshof als Zugeſtändnis an 
die berechtigten Intereſſen der Steuerpflichtigen ein⸗ 
geſchlagen hat, der aber auch zeigt, wie eine Hem⸗ 
mung der richterlichen Tätigkeit bei Nichtbeſchrän⸗ 
kung der Oeffentlichkeit eintritt. Der Verwaltungs⸗ 
gerichtshof ſagt nämlich in der oben angeführten 
Entſcheidung: „Rückſicht auf die perſönlichen Ver: 
hältniſſe der Firmeninhaber konnte — wie ge: 
ſchehen — in der Weiſe gewahrt werden, daß die 
öffentliche Bekanntgabe der Ziffern der perſön⸗ 
lichen Vermögen und Steuern der Firmeninhaber 
unterblieb.“ 


Aus der Nechtſprechung. 
Reichsgericht. 
Zivilſachen. 


1 


Was iſt unter Vertrag i. ©. des 3 306 BGB. zu 

verſtehen? Iſt die Uebertragung einer Hypothek nach 
8306 868. um des willen nichtig, weil die Forderung 
nicht beſteht, für die die Hypothek beſtellt worden iſt? 
Aus den Gründen: Zuzugeben iſt der Reviſion, 
daß zwiſchen den Parteien über die Hypothek ein 
„ dinglicher Uebertragungsvertrag' zuſtande gekommen 
iſt. Unrichtig iſt aber ihre Anſicht, daß dieſer Vertrag 
auf eine unmögliche Leiſtung gerichtet und deshalb 
nichtig ſei, und daß zwiſchen den Parteien deshalb 
eine Ausgleichung gemäß den SE 812 ff. BGB. ſtattzu⸗ 
finden habe. Der $ 306 ſteht im 2. Buche des BGB. 's, 
das das „Recht der Schuldverhältniſſe“ behandelt, 
und zwar in ſeinem 2. Abſchnitte mit der Ueberſchrift 
„Schuldverhältniſſe aus Verträgen“. Der 8 305, der 
dieſen Abſchnitt eröffnet, ſagt: „Zur Begründung eines 
Schuldverhältniſſes durch Rechtsgeſchäft, ſowie zur 
Aenderung des Inhalts eines Schuldverhältniſſes iſt 
ein Vertrag zwiſchen den Beteiligten erforderlich, ſo— 
weit nicht das Geſetz ein anderes vorſchreibt“, und 
daran ſchließt ſich die Beſtimmung des § 306: „Ein 
auf eine unmögliche Leiſtung gerichteter Vertrag iſt 
nichtig.“ Alles dies weiſt darauf hin, daß unter 
„Vertrag“ im 8 306 und im 2. Abſchnitt des 2. Buchs 
überhaupt — anders wie im 3. Titel des 3. Abſchnitts 


des 1. Buchs — nur ein auf Begründung eines Schuld⸗ 
verhältniſſes oder Veränderung ſeines Inhalts ge⸗ 
richteter Vertrag verſtanden iſt, und „Schuldverhältnis“ 
iſt nach dem 8 241 BGB. ein Verhältnis, kraft deſſen 
der eine Teil (Gläubiger) berechtigt iſt, von dem 
anderen (Schuldner) eine Leiſtung zu verlangen. Durch 
einen „dinglichen Uebertragungsvertrag“, durch eine 
Abtretung insbeſondere aber kann ein ſolches Ver⸗ 
hältnis weder begründet noch in ſeinem Inhalte ge⸗ 
ändert werden. Die Abtretung überträgt nach den 
88 398, 413 eine Forderung, alſo ein Schuldverhältnis, 
oder ein anderes Recht von dem bisher Berechtigten 
auf einen anderen, und die Abtretung einer Forderung 
iſt nach dem 8 399 ſogar ausgeſchloſſen, wenn die 
Leiſtung an einen anderen als den urſprünglichen 
Gläubiger den Inhalt des Schuldverhältniſſes ver⸗ 
ändert. Es läßt ſich auch füglich nicht ſagen, daß ein 
„Dinglicher Uebertragungsvertrag“, daß namentlich die 
Abtretung „auf eine Leiſtung gerichtet“ ſei; er ſtellt 
vielmehr ſelbſt die Leiſtung dar, auf die der ihm zu⸗ 
grunde liegende ſchuldrechtliche Vertrag gerichtet iſt. 
Das, worauf er abzielt, iſt dagegen keine Leiſtung, 
ſondern der Uebergang des betreffenden Rechtes von 
dem Uebertragenden auf den anderen, alſo ein Rechts⸗ 
erfolg. Dieſer Rechtserfolg ſetzt ſelbſtverſtändlich das 
Beſtehen des Rechtes, das übertragen werden ſoll, 
voraus; ſoweit das Recht nicht beſteht, iſt der Ueber⸗ 
tragungsvertrag gegenſtands- und deshalb wirkungs⸗ 
los. Die von der Reviſion betonte Nichtigkeit des 
zwiſchen den Parteien zuſtandegekommenen Vertrages 
über die Uebertragung der Hypothek indes ergibt ſich 
auch hieraus nicht. Feſt ſteht nur, daß die Forderung, 
für die die abgetretene Hypothek beſtellt war, zur Zeit 
der Abtretung nicht beſtand, und aus dieſem Nicht⸗ 
beſtehen der Forderung folgt nicht auch das Nicht⸗ 
beſtehen der Hypothek; dieſe beſtand nach den 88 1163, 
1177 BGB. vielmehr als Eigentümergrundſchuld; 
war dem Kläger bei der Abtretung das Nichtbeſtehen 
der Forderung nicht bekannt, ſo erwarb er gemäß den 
88 892, 1138 jedenfalls das dingliche Hypothekenrecht. 
(Urt. des V. 38S. vom 5. Juli 1913, V wen) 
1326 : 


II. 


Geht ein vertragsmäßiges Nücktrittsrecht dadurch 


gemeſſenen Friſt ausübt? Aus den Gründen: 
Die Vorausſetzungen für den Rücktritt der Beklagten 
von ihrem Angebot waren nach den 83 6 und 7 der 
notariellen Verhandlung an ſich damit gegeben, daß 
der Kläger die am 1. Juli und die am 1. Oktober 1910 
fällig gewordenen Hypothekenzinſen nicht zahlte und 
ferner auch andere „das Grundſtück betreffende Aus⸗ 
gaben“ nicht beglich; der vom Berufungsgericht betonte 
Umſtand, daß die Beklagten das Rücktrittsrecht nicht 
unverzüglich ausgeübt haben, begründet für ſich allein 
die Annahme nicht, die Beklagten hätten das Rück⸗ 
trittsrecht verloren, oder ſie könnten es auf jene 
Pflichtverletzungen nicht mehr ſtützen. Für Fälle, in 
denen die Fälligkeit eines Kapitals oder das Kündigungs⸗ 
recht eines Gläubigers oder Vermieters an die un⸗ 
pünktliche Erfüllung der dem Schuldner oder Mieter 
obliegenden Pflichten, insbeſondere an die unpünktliche 
Zins⸗ oder Mietzinszahlung geknüpft iſt, hat die 
Rechtſprechung allerdings ſtets den Standpunkt ver- 
treten, daß ſolche Vertragsklauſeln von den Berechtigten 
nicht zur Herbeiführung eines unbeſtimmten Schwebe— 
zuſtandes mißbraucht werden dürften, daß die Ent- 
ſchließung der Berechtigten nach Treu und Glauben 
vielmehr innerhalb eines angemeſſenen, zur Ueber⸗ 
mittlung an den anderen Teil ausreichenden Zeit— 
raumes kundzugeben fei (vgl. RG. bei Gruchot Band 47 
S. 398/400, Warneyer Rechtſpr. 1908 unter 283 auf 
S. 200/01). Allein für den Fall des vertragsmäßigen 
Rücktritlsrechts trifft der §S 355 BGB. gegen den Nach⸗ 


verloren, 1 der Berechtigte es nicht binnen einer an ⸗ 


teil eines ſolchen unbegrenzten Schwebezuſtandes durch 
die Vorſchrift Vorſorge, daß dem Berechtigten vom 
anderen Teile eine angemeſſene Ausſchlußfriſt für die 
Ausübung beſtimmt werden kann, wenn nicht eine 
Friſt für die Ausübung des Rücktrittsrechts vereinbart 
iſt. Es bedarf keiner weiteren Begründung, daß dieſe 
Vorſchrift auch dann Platz greift, wenn das Rücktritts⸗ 
recht im Vertrage nicht bedingungslos eingeräumt, 
a an gewiſſe Bedingungen, wie die Nichterfüllung 
er Vertragspflichten des anderen Teils, geknüpft iſt. 
(Urt. des V. ZS. vom 30. Juni 1913, 
3127 


III. 


55 je Iſt die Wandelungsklage des Stänferd eines Grund: 


ſtücks deshalb abzuweiſen, weil er nachträglich auf Be: 
ſeitigung der Mängel geklagt hat? Das LG. hat die 
von dem Käufer eines Hauſes erhobene Wandelungs⸗ 
klage auf Grund der Zeugenvernehmung abgewieſen. 
Die Berufung des Klägers iſt zurückgewieſen worden, 


V 66/1913). 
E. 
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weil er nach Erlaß des landgerichtlichen Urteils in 
einer neuen Klage von dem Beklagten Beſeitigung des 


Hausſchwamms und der Trockenfäule verlangt hatte. 
Zwar hatte er ſich in der neuen Klage dagegen ver⸗ 
wahrt, daß daraus eine Beſtätigung des Vertrages 
herzuleiten ſei, das OLG. hat jedoch dieſe Verwahrung 
für widerſinnig erklärt und Wandlungsverzicht an⸗ 
genommen. Das RG. hob das Urteil auf. 

Aus den Gründen: Der Berufungsrichter hat 
überſehen, daß der Wandlungsverzicht den Willen zu 
verzichten vorausſetzt wie die Beſtätigung den Willen 
zu beſtätigen und daß der Annahme eines ſolchen 
Willens die Verwahrung, d. h. die Erklärung, nicht 
zu wollen, und die Aufrechthaltung des erſten Pro— 
zeſſes entgegenſteht (vgl. die Urt. des erk. S. V 449/11 
in JW. 1912 S. 681 Nr. 2 und das Urt. vom 9. März 
1912 V 369/11). Allerdings hat die Rechtſprechung 
angenommen, daß ein nachträgliches der Wandlungs— 
erklärung widerſprechendes Verhalten, alſo z. B. ein 
mit Wertminderung und Verſchlechterung der beweg— 
lichen Sache, um die es ſich dabei handelte, verbundener 
fortgeſetzter Gebrauch als Verzicht auf die Wandlung 
aufzufaſſen ſei, ebenſo in der Regel ein Weiterverkauf 
der Sache (vgl. Gruch. 48, 796; RG. 39, 170; 59, 99; 
43, 36; 54, 80; JW. 1909 S. 685 Nr. 5). Hier aber 
handelt es ſich um eine unbewegliche Sache, wo die 
Weiterverwaltung bis zum Austrag des Wandlungs— 
prozeſſes im eigenen Intereſſe des Beklagten liegt und 
die Vorausſetzungen eines Verluſtes des Wandlungs— 
rechts (88 467, 351 BGB.) von dem Beklagten nicht 
einmal behauptet ſind. Als Grund für die Anſtellung 
der neuen Klage hat der Kläger angegeben, daß er 
den Fall der rechtskräftigen Abweiſung der Wand— 
lungsklage ins Auge gefaßt habe, nachdem das Land— 
gericht die Argliſt des Beklagten verneint und der 
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Prozeß ſich in die Länge gezogen habe; bis dahin 


habe er den Anſpruch gehabt, das Grundſtück ordnungs— 
mäßig, in mangelfreiem Zuſtande zu erhalten und zu 
nutzen. Auch die Reviſion hat geltend gemacht, daß 
man ſogar in demſelben Prozeſſe die zweite Klage als 
vorſorgliche mit der erſten hätte verbinden können. Dieſe 
Ausführungen können nicht ohne weiteres als wider— 
ſinnig bezeichnet werden. Iſt die zweite Klage nach 
Erhebung und ungeachtet der Aufrechterhaltung der 
Wandlungsklage unzuläſſig oder unbegründet, ſo iſt 
dieſe zweite Klage abzuweiſen; ein Widerſpruch, der 
zur Annahme einer Beſtätigung oder eines Verzichts 
auf die Wandlung zwänge, iſt darin nicht enthalten. 
(Urt. des V. 35. vom 9. Juni 1913, V 67%913). E. 
3123 


IV. 
Disziplinarordnung einer Univerſität als Schubaeieh 


i. S. des 8 823 Abſ. 2 86 B.? Bedeutung des ſtudentiſchen 
„Waffenverruſs“. Der Kläger geriet in einen Ehren— 


handel mit vier Burſchenſchaftern. Während er mit 
dreien gütlich beigelegt wurde, forderte der Kläger den 
vierten auf ſchwere Säbel. Die beklagte Burſchenſchaft 
G. ſchrieb darauf dem Kläger, daß er binnen 3 Tagen 
bei einer der drei mitbeklagten anderen Burſchenſchaften 
„belegt“ haben müſſe, widrigenfalls die Burſchenſchafi 
andere Schritte ergreifen werde. Der Kläger antwortete 
ablehnend. Die Burſchenſchaft A. als präſidierende 
der vier Burſchenſchaften eröffnete ihm hierauf, daß 
die Burſchenſchaft zu L. über ihn den „ſchweren Waffen⸗ 
verruf“ verhängt habe. Dieſer Verruf iſt ſämtlichen 
ſchlagenden Körperſchaften von L. und je einer Burſchen⸗ 
ſchaft an jeder anderen deutſchen Univerſität mitgeteilt 
worden. Der Kläger hat auf Aufhebung der Berruis: 
erklärung, Bekanntmachung dieſer Aufhebung und Unter⸗ 
laſſung weiterer Bekanntmachung der Verrufserklärung 
geklagt. Das LG. hat die Klage abgewieſen; das OLG. 
hat die Beklagten nach dem erſten Klageantrag ver⸗ 
urteilt, mit dem weiteren Antrage den Kläger ab⸗ 
gewieſen. Das RG. ſtellte das Urteil des LG. wieder her. 

Aus den Gründen: Das OLG. erblickt in 839 
Abſ. 2 der Disziplinarordnung der Univerſität L., der 
jede Verrufserklärung gegen Studenten und die vor⸗ 
ſätzliche Beförderung einer ſolchen verbiete, ein Schutz⸗ 
geſetz i. S. des 8 823 Abſ. 2 BGB., gegen das die Be: 
klagten verſtoßen haben. Dem Kläger ſei durch dieſen 
Verſtoß auch ein Schaden entſtanden. Jeder „Verruf“ 
enthalte ſchon nach allgemeinem Sprachgebrauch eine 
Kundgebung der Geringſchätzung und Mißachtung: der 
Verruf eines Studenten durch eine ſtudentiſche Vereini⸗ 
gung laſſe jenen als minderwertig erſcheinen, und dieſe 
Wirkung ſei auch beabſichtigt. Nach allgemeiner Er⸗ 
fahrung ſei der Kläger durch die Verrufserklärung 
auch geſellſchaftlich, u. U. auch in ſeiner militäriſchen 

aufbahn und in ſeinen Erwerbsbeſtrebungen beein⸗ 
trächtigt. Der Kläger könne deshalb Beſeitigung des 
die ſchädliche Wirkung äußernden Zuſtandes verlangen. 
Die vom LG. als Beſeitigung der Verrufserklärung 
aufgefaßte Mitteilung der Beklagten an die Korpora⸗ 
tionen über die Bedeutung der Verrufserklärung ſei 
keine dem Anſpruche des Klägers genügende Aufhebung 
der Verrufs. 

Der Reviſion war ſtattzugeben. Die beklagten 
Burſchenſchaften ſind prozeßrechtlich als Beklagte zu⸗ 
zulaſſen nach § 50 Abſ. 2 ZPO. Als nicht eingetragene 
und nicht rechtsfähige Vereine (8 54 BGB.) ſind ſie 
allerdings nicht für die von ihren Vertretern began⸗ 
genen unerlaubten Handlungen auf Grund der SS, 
31 BGB. verantwortlich und aus ihnen zum Schaden» 
erſatze verpflichtet; aber ihre Vertreter ſind nach außen 
zu Verrichtungen beſtellte Perſonen, für die ſie nach 
8 831 BGB. einzuſtehen haben.) Dieſe Beſtimmung 
iſt daher auch die rechtliche Grundlage des Anſpruches. 
Die Vorgerichte haben angenommen, daß § 39 Abſ. 2 
Nr. d der Disziplinarordnung für die Univerſität L. ein 
Schutzgeſetz i. S. des 8823 Abſ. 2 BGB. ſei. Die Richtig» 
keit dieſer Annahme iſt fraglich. Die Disziplinarord⸗ 
nung beruht auf dem Landesgeſetze vom 28. Februar 1878, 
die Studierenden auf der Univerſität L. betreffend: daß 
ſie Rechtsnormen, Geſetze i. S. des 8 823 Abſ. 2 888. 
enthält, iſt nicht zweifelhaft. Nach 8 31 der Imma⸗ 
trikulations- und Disziplinarordnung iſt aber Gegen⸗ 
ſtand der akademiſchen Disziplin die Auſſicht über die 
Studierenden „in ihren Beziehungen zur Univerſität?;: 
ſie ſoll „Ordnung, Sitte und Ehrenhaftigkeit unter den 
Studierenden wahren und überwachen“. Aber im Bes 
griffe der Disziplin liegt es an ſich, daß ſie nur innere 
Verhältniſſe regelt; den allgemeinen Rechtsverkehr 
ſollen ihre Vorſchriften nicht beeinfluſſen. Es iſt nicht 
ſchlechthin zu verneinen, daß nicht auch Disziplinar⸗ 
vorſchriften Schußgefeße nach §S 823 Abſ. 2 BGB. fein 
können, wenn aus ihnen erſichtlich iſt, daß ſie über 
den engeren Rahmen der Beziehungen der Aufſichts 


1) Vgl. dieſe Zeitſchrift Jabrg. 1912 S. 138. 
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untergebenen zur Aufſichtsbehörde hinausreichen und 
den einzelnen, zu deren Gunſten die Vorſchrift lautet, 
einen Schutz im Rechtsverkehr gewähren wollen. Ob 
hier die Disziplinarvorſchrift in dieſem Sinne Schutz⸗ 
geſetz für in „Verruf“ erklärte Lehrer, Studenten, 
ſtudentiſche Vereine oder Privatperſonen ſein könnte, 
iſt zweifelhaft. Die Frage kann indeſſen auf ſich be⸗ 
ruhen, da aus anderen Gründen der Anſpruch un⸗ 
begründet iſt. 

Das OLG. nimmt an, daß die gegen den Kläger 
ausgeſprochene Verrufserklärung eine Ehrverletzung 
enthalte und ihn der geſellſchaftlichen Geringſchätzung 
ausſetze. Dieſe Annahme muß Bedenken erregen. Der 
eigentliche Kern der Verhängung des „ſchweren Waffen⸗ 
verrufs“ iſt nach § 169 der „Verfaſſung der deutſchen 
Burſchenſchaft“ der Abbruch des Paukverhältniſſes auf 
ſchwere Waffen — hier iſt an in Verruf erklärte Stu⸗ 
dentenvereinigungen zu denken — oder (bei einzelnen 
Studierenden) das Verſagen des Waffenſchutzes, d. h. 
den in ſchweren Waffenverruf erklärten Studenten 
werden die Waffen der Körperſchaft für Ehrenhändel 
nicht zur Verfügung geſtellt. Die Verſagung des 
Waffenſchutzes mag auch weiter die Verſagung des 
Waffenverkehrs in ſich ſchließen; den Mitgliedern der 
Burſchenſchaft iſt es unterſagt, einen Zweikampf mit 
einem Studenten auszufechten, der ſich den Waffen⸗ 
bedingungen der Burſchenſchaft nicht fügt. Der Reviſion 
iſt darin beizutreten, daß eine ſolche Maßregel vom 
Standpunkte der beklagten „ berechtigt 
und von außen her nicht anfechtbar iſt. Die Burſchen⸗ 
ſchaften erachten es für ihre Pflicht, die Ehrenhändel 
ihrer Mitglieder zu überwachen und dafür zu ſorgen, 
daß ſie in ſtudentiſcher Weiſe und nach den Waffen⸗ 
bedingungen ausgetragen werden, die ſie für ihre Mit⸗ 
glieder feſtgeſetzt haben. Ihre Mitglieder ſind dieſen 
Waffenbedingungen ohne weiteres unterworfen, nicht 
aber ein Dritter. Aber fügt er ſich ihnen nicht, ſo iſt 
den Mitgliedern der Burſchenſchaft der Waffenverkehr 
mit ihm verboten. Wird ihm dies durch die Burſchen⸗ 
ſchaft eröffnet, ſo iſt dagegen nicht das mindeſte zu 
ſagen; auch eine Mißachtung oder Minderwertigkeits⸗ 
erklärung liegt darin nicht. Es kann alſo nur in Frage 
kommen, ab die Form für jene Kundgebung, die Ber- 
hängung des „ſchweren Waffenverrufes“ und deſſen 
Mitteilung an andere Körperſchaften die Ehre des 
Klägers verletzt. Das OLG. folgert aus dem alls 
gemeinen Sprachgebrauche, daß jeder „Verruf“ eine 
Kundgebung der Geringſchätzung und Mißachtung ent⸗ 
halte. Dem kann nicht zugeſtimmt werden. Aller⸗ 
dings ſind ein verrufenes Haus, eine verrufene Gegend, 
eine verrufene Familie oder Menſchenklaſſe ſolche von 
ſchlechtem Rufe wegen der minderwertigen oder vers 
ächtlichen Menſchen, die dazu gehören. Dagegen hat 
die Verrufserktärung im wirtſchaftlichen Wett⸗ und 
Lohnkampfe nur wirtſchaftliche Bedeutung und drückt 
nicht eine ſittliche Minderwertigkeit aus. Für die 
ſtudentiſchen Verkehrskreiſe liegt aber ein beſonderer 
Sprachgebrauch vor, der das Wort „Verruf“ zu einem 
„terminus technicus“ macht, der bei allen Körper⸗ 
ſchaften — und nur an ſolche iſt die Mitteilung er⸗ 
gangen — denſelben Sinn hat. In der Verfaſſung 
der Burſchenſchaft wird zwiſchen einem ſittlich be— 
deutungsloſen und die Ehre des Betroffenen nicht 
berührenden leichten oder ſchweren Waffenverruf unter— 
ſchieden, dem z. B. alle ſtudentiſchen Verbindungen 
unterliegen, die nicht unbedingte Genugtuung geben 
($ 173 der Verfaſſung der deutſchen Burſchenſchaft), 
und dem Feigheits⸗ und Gemeinheitsverruf, die offen- 
bar die geſellſchaftliche Ehre des Betroffenen verletzen 
und ihn verächtlich zu machen geeignet ſind. So wird 
auch bei allen anderen Körperſchaften der Ausdruck 
verſtanden; der ſchwere Waffenverruf beſagt demgemäß 
ſowohl für den Betroffenen wie für die Empfänger 
der Mitteilung über ſeine Verhängung nichts anderes, 
als die Verſagung des Waffenſchutzes und die Auf— 
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hebung des Waffenverkehrs. Die Beklagten können 
ſich ferner mit Recht darauf berufen, daß ſie bei ihrer 
Kundgebung nur einem alten ſtudentiſchen Sprach⸗ 
gebrauche gefolgt find, der mit dem Ausdrucke „ſchwerer 
Waffenverruf“ einen beſtimmten Sinn verbindet, wobei 
die Ehre des Betroffenen unberührt bleibt. 

Wenn die Verrufserklärung und ihre Mitteilung 
an andere Körperſchaften eine Zuwiderhandlung gegen 
ein Schutzgeſetz nach 8 823 Abſ. 2 BGB. enthielte, ſei 
dies nun in 8 39 Abſ. 2 der Immatrikulations⸗ und 
Disziplinarordnung oder in 8 185 StGB. zu finden, 
und wenn der Kläger dadurch einen Vermögensſchaden 
oder auch nur einen geſellſchaftlichen Schaden erlitten 
hätte, ſo wäre an ſich eine Klage auf Zurücknahme 
der Kundgebung zuläſſig. Die Zurücknahme würde 
eine Wiederherſtellung des früheren Zuſtandes, eine 
Form des Schadenserſatzes nach 8 249 BGG. ſein. Der 
Angriff der Reviſion, daß es ſich hier um einen Wider⸗ 
ruf handle, der nach dem Urteile in RGZ. 60 S. 12 
nicht gefordert werden könne, und der weitere Angriff, 
daß das Berufungsurteil einen Vermögensſchaden 
vorausſetze, ſind nicht zutreffend. Nach der angeführten 
Entſcheidung iſt ein Anſpruch des Verletzten auf öffent⸗ 
lichen Widerruf und auf Abbitte i. S. einer Strafe 
oder einer Demütigung des Schädigers nicht gegeben; 
einen Anſpruch auf Zurücknahme der verletzenden Kund⸗ 
gebung und auf deren künftige Unterlaſſung ſteht dies 
nicht entgegen. Wenn kein Vermögensſchaden, wohl 
aber ein nichtvermögensrechtlicher Schaden entſtanden 
iſt, ein Schadenserſatz in Geld nach 8 253 BGB. nicht 
verlangt werden kann, anderſeits einer Unterlaſſungs⸗ 
klage entgegenſteht, daß eine Wiederholung der Kund⸗ 
gebung nicht zu beſorgen iſt, dann iſt das Verlangen 
auf Zurücknahme der verletzenden Kundgebung der 
einzige Anſpruch, der erhoben werden kann. Die Be⸗ 
klagten behaupten, daß ſie durch das im Laufe des 
Rechtsſtreits erlaſſene Rundſchreiben an die Empfänger 
der Mitteilung über die Verhaͤngung des Waffenverrufs 
den Kläger „klaglos geſtellt“ und jede etwa darin ent⸗ 
haltene Ehrenminderung beſeitigt haben. Durch jenes 
Rundſchreiben haben die Beklagten den Empfängern 
der Mitteilung des Waffenverrufs kundgegeben, daß 
die Verrufserklärung nach der Satzung der deutſchen 
Burſchenſchaft nur die Verſagung des Waffenſchutzes 
bedeute, die bei Nichtunterordnung eines nicht inkor⸗ 
porierten Studenten unter die für die Austragung von 
Ehrenhändeln bei den Burſchenſchaften zu L. nach den 
dafür beſtehenden Beſtimmungen ausgeſprochen wird. 
Mit Recht fragt die Reviſion, was denn weiter noch 
die vom Kläger verlangte Aufhebung der Waffenver⸗ 
rufes vorſtellen ſolle; denn zur Zurücknahme der Ver⸗ 
ſagung des Waffenſchutzes können die Beklagten keines⸗ 
falls durch ein zivilrechtliches Urteil angehalten werden. 
Dem Ausdrucke „Verruf“ iſt aber durch die Kundgebung 
die verletzende Eigenſchaft genommen, wenn fie vorher 
darin gefunden werden konnte; es bleibt nur das 
an ſich bedeutungsloſe Wort übrig. (Urt. d. VI. 38. 
v. 25. Sept. 1813, VI 153/13). 
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V. 
Der Tatbeſtand des hl Abſ. 1 Satz 2 BEB. liegt 
nicht vor, wenn mehrere Männer zu verſchiedenen Zeiten 

mit einer Frauensperſon den Beiſchlaf vollziehen. Aus 
den Gründen: Die Reviſion rügt Verletzung des 
8 830 BGB. Die Anſteckung mit Syphilis ſei eine un⸗ 
erlaubte Handlung; der Kläger habe zweifellos fahr: 
läſſig gehandelt, auch gegen die guten Sitten verjtuße 
feine Handlung. Er könne ſich nun nicht damit ent- 
ſchuldigen, daß auch ein anderer möglicherweiſe den 
Schaden verurſacht habe, vielmehr wäre nach 8 830 BGB. 
jeder der Beteiligten für den Schaden verantwortlich. 
Der Reviſionsangriff iſt unbegründet. Daß der Fall 
des 8830 Abſ. 1 Satz 1 BGB. — Schadensverurſachung 
durch eine gemeinſchaftlich von mehreren begangene 
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unerlaubte Handlung — hier nicht vorliegt, bedarf 
feiner Ausführung. Aber auch 8 830 Abſ. 1 Satz 2 
iſt unanwendbar. Dieſe Vorſchrift ſetzt einen Tat⸗ 
beſtand voraus, bei dem die äußere, zeitliche und ört⸗ 
liche Einheitlichkeit des Vorganges für die gleichartigen, 
an ſich ſelbſtändigen Handlungen no eine ges 
wiſſe tatſächliche Gemeinſchaftlichkeit der Gefährdung 
ſchafft. Eine ſolche 5 Einheit mag vielleicht 
gegeben ſein, wenn mehrere mit der gleichen Frauens⸗ 
perſon in derſelben Nacht in demſelben Wohnraum 
geſchlechtlich verkehrt haben. Hier aber kann von einem 
auch nur äußeren Zuſammenhang der gefährdenden 
Handlungen mehrerer, die darnach als „Beteiligte“ 
im Sinne des Geſetzes gelten würden, in keiner Weiſe 
die Rede ſein. Es ſteht hier nicht ein Vorgang, ſelbſt 
in der weiteſten Ausdehnung des Begriffes verſtanden, 
in Frage, ſondern eine Mehrzahl von ſelbſtändigen, 
zeitlich und räumlich auseinanderliegenden Vorkomm⸗ 
ie von Handlungen verſchiedener Perſonen, von 
Akten, die (von der Gleichheit der Frauensperſon 
abgeſehen) nicht einmal tatſächlich zu einander in Be⸗ 
ziehung ſtehen. Die Beklagte kann möglicherweiſe 
ſchon mehrere Jahre lang, bevor ſie ſich mit dem Kläger 
einließ, infolge der Anſteckung durch irgend einen Dritten 
ihre Krankheit erworben haben. (Urt. des VI. 8 S. vom 
9. Juni 1913, VI 158/13). 
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VI. 


Betriebsunfall auf dem Wege von einem Zuge zum 
anderen. Begriff der ſog. „Bahneile“. Aus den 
Gründen: Angekommen auf dem Bahnſteige Süd 
mußte die Klägerin den Bahnſteig Nord überſchreiten, 
um zu ihrem Zuge nach O. zu gelangen. Auf dem 
Wege fiel ſie über eine hervorſtehende Schiene. Das 
OLG. nimmt ſchon daraufhin an, daß die Klägerin 
einen Betriebsunfall erlitten habe, und führt aus: 
Ueber Schienen führende Zugänge zum Zuge, die die 
Reiſenden benutzen müſſen, bildeten eine dem Bahnbetrieb 
eigentümliche a Der Sturz der Klägerin habe 
ſich ſonach im Gefahrenbereiche der Eiſenbahn ereignet; 
ſie ſei ferner beim Umſteigen, zu Schaden gekommen. 
Dieſe Sätze ſind irrig. Zwar würde Betriebsunfall 
vorliegen, wenn die Klägerin beim eigentlichen Um— 
ſteigen (Aus- oder Einſteigen) aus oder von dem Zuge 
herabgefallen wäre. Davon kann hier keine Rede ſein. 
Denn ſie iſt hingeſtürzt, nachdem ſie vollſtändig aus— 
geſtiegen war und ſich auf dem Wege befand, um den 
anderen Zug zu erreichen. Unfälle aber, von denen 
ein Reiſender nach dem Ausſteigen aus dem Bahn— 
wagen oder vor dem Einſteigen in den Zug, alſo auf 
dem Wege vom oder zum Zuge betroffen wird, ſind 
an ſich keine Betriebsunfälle, auch dann nicht, wenn 
der Zugang zum Zuge oder die Umſteigſtrecke über 
dazwiſchenliegende Gleiſe führt. Die über ſolche Gleiſe 
hinwegführenden Zugänge zum Zuge bilden für ſich 
allein noch keine dem Bahnbetrieb eigentümliche Ge— 
fahr, auch wenn ſie wegen der hervortretenden Schienen 
den Anforderungen an die allgemeine Verkehrsſicherheit 
nicht entſprechen ſollten. Vielmehr tritt auf ihnen 
die Bahngefahr erſt zutage, wenn der Bahnbetrieb 
denjenigen, der dieſes Gleis überſchreitet, auch tat— 
ſächlich gefährden könnte. Wenn aber zu jener Zeit 
auf dem zu überſchreitenden Gleiſe Züge überhaupt 
nicht verkehrt haben, ſo hängt der Sturz der Klägerin 
auch nicht mit dem Eiſenbahnbetrieb auf dieſem Gleiſe 
zeitlich, räumlich und innerlich zuſammen. 

Gleichwohl iſt nicht ausgeſchloſſen, daß auch ein 
Unfall, der einem Reiſenden auf der Umſteigeſtrecke 
zuſtößt, unter beſonderen Umſtänden auf die Gefahren 
des Eiſenbahnbetriebs urſächlich zurückzufuͤhren und 
deshalb nach 81 HPilc. Betriebsunfall iſt. Dies gilt 
insbeſondere von der durch den Bahnbetrieb erforderten 
Eile des Umſteigens. Das OLG. prüft den Sachver— 
halt allerdings auch unter dem Geſichtspunkte der 
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„Bahneile“, aber feine Ausführungen find nicht be: 
denkenfrei. Denn das Hauptgewicht wird darauf ge: 
legt, daß die Klägerin bei der Ungewißheit über pünkt⸗ 
liche Zugankunft und ungehindertes Umſteigen aus 
Unruhe und Aengſtlichkeit ſich zur Eile angetrieben 
fühlen mochte, zumal ſie wegen ihres hohen Alters 
ſchwerfällig und langſam war. Auf dieſe in der Per⸗ 
ſon der Klägerin liegenden Umſtände kommt es aber 
nicht an, ſondern darauf, ob die gebotene Eile in den 
Betriebseinrichtungen ihren Grund gehabt hat. In 
dieſer Hinſicht fehlen aber alle Feſtſtellungen, nament⸗ 
lich ob fahrplanmäßig zwiſchen Ankunft und Abfahrt 
beider Züge ausreichende Zeit war, um ohne Eile um⸗ 
zuſteigen, ob ferner der Breslauer Zug rechtzeitig oder 
verſpätet eingetroffen war, ob etwa das Schneewetter 
das Umſteigen erſchwert hat uſw. Erſt auf Grund 
dieſer Feſtſtellungen wird ſich beurteilen laſſen, ob die 
Klägerin ſich beeilen mußte, um den Zug rechtzeitig 
zu erreichen. (Urt. des VI. 35. vom 30. Juni 1913, 
VI 240/13). 
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Oberſtes Landesgericht. 
Zivilſachen. 
I. 


Regelung des perſönlichen Verkehrs mit dem Rinde, 
wenn die Eltern während des Scheidungsprszeſſes durch 
Vergleich die Berſügung über das Kind einem Teile 
übertragen haben. Die Kaufmannsfrau S. hat gegen 
ihren Mann Klage auf Eheſcheidung erhoben. Die 
Sache iſt noch anhängig. Aus der Ehe iſt ein minder⸗ 
jähriges Kind vorhanden. Die Parteien haben einen 
Vergleich geſchloſſen, daß die Frau getrennt vom 
Mann leben könne, daß aber das Kind für die Dauer 
des Prozeſſes beim Manne zu bleiben habe. Frau S. 
beantragte beim Vormundſchaftsgericht anzuordnen, 
daß ihr Mann das Kind wöchentlich einmal ihr zu: 
zuführen und auf die Dauer von 4 Stunden zum 
perſönlichen Verkehr bei ihr zu laſſen habe. Der Mann 
beſtritt das Recht der Mutter auf Verkehr mit dem 
Kinde an ſich nicht, machte aber geltend, daß die Frau 
lungenleidend ſei und wegen der Anſteckungsgefahr 
z. Z. keinen Anſpruch auf perſönlichen Verkehr mit 
dem Kinde habe. Das Vormundſchaftsgericht gab dem 
Antrage der Mutter mit einigen Einſchränkungen ſtatt. 
Die Beſchwerde des Mannes wurde als unbegründet 
verworfen. Das Obs G. wies auch die weitere Be⸗ 
ſchwerde zurück. 

Aus den Gründen: Die Ehe iſt noch nicht 
geſchieden. Es iſt auch keine einſtweilige Verfügung 
nach § 627 ZPO. ergangen, ſondern die Streitsteile 
haben ihre Beziehungen zu dem Kinde durch einen 
Vergleich geregelt. Die Mutter kann ihr Verlangen 
nach perſönlichem Verkehr mit dem Kinde nicht au, 
§ 1636 Satz 1 BGB. ſtützen; denn dieſer bezieht ſich 
nach ſeinem Wortlaut und ſeiner Stellung auf den 
Fall, daß die Ehe geſchieden iſt. Das Verlangen der 
Mutter gründet ſich vielmehr auf 8 1634 BGB., nach 
dem die Mutter während der Ehe neben dem Vater 
das Recht und die Pflicht der Sorge für die Perſon 
des Kindes hat. In der Sorge für die Perſon iſt das 
Recht auf den perſönlichen Verkehr enthalten. Beſtritten 
iſt, ob die Mutter das Vormundſchaftsgericht anrufen 
kann, wenn ihr die im § 1634 gewährleiſtete Anteils 
nahme an der Sorge für die Perſon des Kindes be— 
einträchtigt wird. Jedenfalls iſt das Vormundſchafts— 
gericht zuſtändig, wenn die Beeinträchtigung zugleich 
den Tatbeſtand des § 1666 BGB. erfüllt, wenn z. B. 
das Wohl des Kindes wegen der durch die Aus: 
ſchließung der Mutter eintretenden Entfremdung zwiſchen 
Mutter und Kind gefährdet iſt. Die Rechtſprechung 
gibt der Mutter aber in entſprechender Anwendung 


des 8 1636 Satz 2 die Befugnis, das Vormundſchafts⸗ 
gericht auch um Schutz anzurufen, wenn unter den 
Gatten Streit über den perſönlichen Verkehr mit dem 
Kinde beſteht und keine Gefährdung des Kindes in 
Frage ſteht. (Vgl. RG. 69 S. 94; RIA. 10 S. 100, 
11 S. 6; BayoObs S. n. S. 10 S. 353; Seuff A. 64 
S. 230, 65 S. 362 u. a.; ſ. dagegen Engelmann im 
Recht 1909 S. 563; Joſef in BlfRA. 74, 123). Der 
Senat hat keinen Anlaß, ſeine Auffaſſung aufzugeben. 

Der Beſchwerdeführer beſtreitet an ſich nicht, daß 
das Vormundſchaftsgericht den perſönlichen Verkehr 
der Eltern mit dem Kinde auch während des Scheidungs⸗ 
prozeſſes regeln kann. Er verneint jedoch die Zu⸗ 
ſtändigkeit, wenn ein Elternteil das Recht des anderen 
Teiles auf perſönlichen Verkehr überhaupt leugnet; 
das Vormundſchaftsgericht ſolle nur zuſtändig ſein, 
wenn der perſönliche Verkehr näher zu regeln iſt. Es 
kann dahingeſtellt bleiben, ob dieſe Anſicht zutrifft. 
Denn in Wahrheit beſtreitet der Beſchwerdeführer das 
Recht ſeiner Frau auf perſönlichen Verkehr gar nicht. 
Er will nur ihren perſönlichen Verkehr mit dem Kinde 
für die Dauer ihrer Krankheit nicht geſtatten; es 
handelt ſich alſo nur darum, ob eine zeitliche Be⸗ 
ſchränkung des Verkehrs angemeſſen iſt. Hierüber hat 
auch nach der Auffaſſung des Veſchwerdeführers das 
Vormundſchaftsgericht ausſchließlich zu entſcheiden. Es 


hat den Verkehr näher zu regeln. Die Regelung um⸗ 


faßt die Art und Weiſe, Ort und Zeit des Verkehrs. 
(Beſchl. des I. 35. v. 26. September 1913, Reg. III 
77/1913). W. 
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Wie ift der Gläubiger bei der Eintragung einer 
ypsthekferderung zu bezeichnen, wenn er geſtorben und 
üder feinen Nachlaß der Konkurs eröffnet ii? (BGB. 
15; KO. 88 1, 6, 81, 113; DAG BBAe. 88 150, 
259, 262, 401, 405, 407, 421, 428). Aus den Gründen: 
Weder im BGB. noch in der GBO. find ausreichende 
Vorſchriften darüber enthalten, wie der Gläubiger bei 
der Eintragung zu bezeichnen iſt. Auch die ZPO. 
(SS 866, 867) enthält hinſichtlich der Zwangshypotheken 
keine Beſtimmung. Dagegen ſtellt die DAG Ae. in 
8 259, worauf in 8 428 mit 8 407 verwieſen ift, den 
allgemeinen Grundſatz auf, daß natürliche Perſonen 
bei der Eintragung als Eigentümer oder Berechtigte 
ſo genau zu bezeichnen ſind, daß ſoweit möglich jeder 
Zweifel über die Perſönlichkeit und jede Verwechſlung 
ausgeſchloſſen iſt, und § 262 ſieht den Fall vor, daß 
es nicht möglich iſt, die Perſon des Eigentümers oder 
Berechtigten durch die Angabe des Namens zu be— 
zeichnen, z. B. wenn es ſich um die noch unbekannten 
Erben einer beſtimmten Perſon handelt; er ſchreibt 
für dieſen Fall vor, daß ausnahmsweiſe von der An- 
gabe des Namens des Eigentümers oder Berechtigten 
Umgang genommen werden kann, daß dieſe aber 
jedenfalls ſo genau zu bezeichnen ſind, daß eine Ver— 
wechſlung oder ein Irrtum ausgeſchloſſen iſt. Die 
reichsrechtliche Zuläſſigkeit dieſer Anordnung ſteht außer 
Zweifel (vgl. RG. 72, 38). a 
Die Forderungen, um deren Sicherung durch 
Zwangshypothek es ſich hier handelt, ſtanden dem 
Auguſt S. bis zu ſeinem Tode zu und ſind mit ſeinem 
Tode auf ſeine Erben übergegangen. Da über den 
Nachlaß das Konkursverfahren eröffnet iſt, ſo ſteht 
dem Konkursverwalter das Recht der Verwaltung und 
Verfügung über den die Konkursmaſſe bildenden Nach— 
laß einſchließlich dieſer Forderungen zu. Der Konkurs— 
verwalter hat aber nur die Konkursmaſſe zu verwalten 
und darüber zu verfügen, er iſt nicht der Gläubiger 
der Forderungen; der Gläubiger iſt auch nicht etwa 
die Konkursmaſſe, die nicht Rechtsperſönlichkeit iſt, 
oder die Geſamtheit der Konkursgläubiger, ſondern 
Gläubiger iſt der Erbe des Auguſt S. oder die Ge— 
ſamtheit der Erben. ($S$ 1 und 6 KO.; Jäger, Kom— 
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mentar hiezu. Anm. 51 zu § 1, Anm. 17 zu 8 6, Anm. 21 
zu 8 37 und Anm. 1, 3, 7, 9 zu § 214; Obs GS. 
n. S. Bd. 8 S. 240). Sollten die Erben noch nicht 
ermittelt fein, fo läge hierin nach dem 8 262 DAG B Ae. 
kein Hindernis, die Sicherungshypothek einzutragen, 
ebenſowenig, wie hiedurch nach §8 216 KO. die Eröff⸗ 
nung des Konkurſes über den Nachlaß gehindert war. 
Die Erben des S. hätten deshalb als Gläubiger ein⸗ 
getragen werden können. Unzuläſſig war dagegen der 
vom Konkursverwalter beantragte Beiſatz, „daß der 
Rechtsanwalt D. als Konkursverwalter beſtellt iſt“. 
Nach 8 401 Ziff. I, 4 DA. und 8 113 KO. wäre es 
veranlaßt geweſen, als Beſchränkung des Berechtigten 
in der Verfügung über die Hypothek die Eröffnung 
des Konkursverfahrens über den Nachlaß einzutragen. 
Der Konkursverwalter weiſt ſeine Befugnis, die Kon⸗ 
kursmaſſe zu vertreten, nach 8 150 Abſ. I DA. auch 
in Grundbuchſachen durch die nach 8 81 KO. vom 
Konkursgericht erteilte Beſcheinigung ſeiner Ernennung 
nach. Deshalb iſt die Eintragung des Konkursver⸗ 
walters im Grundbuche nicht erforderlich und nach 
§ 252 DA. auch nicht vorzunehmen. (Beſchl. des I. 38. 


v. > September 1913, Reg. III 75/1913). W 
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III. 


Wie iſt die Anflaſſungserklärung zu faſſen, wenn 
bei der freiwilligen Berſteigerung eines Grundſtücks der 
Auſteigerer erklärt, das Grundſtück nicht für ſich, ſondern 
für einen Anderen erworben zu haben, der anweſend iſt 
und zuſtimmt, und wenn in den Berſteigerungsbe⸗ 
dinaungen eine ſolche Erklärung zugelaſſen iſt. (BB. 
8 925; GBO. 8 20). Das Notariat K. verſteigerte im 
Auftrage der Erben der Eheleute H. deren Grundbeſitz 
öffentlich an den Meiſtbietenden. Unter den bekannt 
gegebenen Verſteigerungsbedingungen findet ſich die 
Beſtimmung: „Das Recht zur Abgabe der Erklärung, 
für einen Dritten erworben zu haben, bleibt vor⸗ 
behalten, es haftet aber der Geſchäftsführer mit dem 
Vertretenen ſamtverbindlich, ja er gilt ſogar als 
Selbſtſteigerer, falls er nicht innerhalb zwei Wochen 
die Genehmigung der für ihn erfolgten Anſteigerung 
betätigt.... Meiſtbietender blieb K., dem der 
Zuſchlag erteilt wurde. Für ihn leiſtete N. Bürg⸗ 
ſchaft. Sodann erklärten „die Beteiligten im Hinblick 
auf das Grundbuch, ſie ſeien über die Eigentums⸗ 
änderung einig und bewilligen und beantragen deren 
Eintragung im Grundbuch“. Am Schluſſe der Urkunde 
findet ſich endlich folgender Satz: „Nachträglich erklärte 
der obengenannte K., er habe das Grundſtück nicht 
für ſich, ſondern für den dies annehmenden N. er⸗ 
worben. N. tritt allen Erklärungen und Anträgen 
zum Grundbuche bei.“ Hierauf wurde die Urkunde 
vom Notar vorgeleſen, von den ſämtlichen Beteiligten 
genehmigt und unterzeichnet. Der grundbuchamtliche 
Vollzug wurde abgelehnt, da zwar N. erklärt habe, 
daß er mit der Uebertragung des Eigentums an ihn 
einverſtanden ſei, aber keine Erklärung der Verſteigerer 
vorliege, daß das Eigentum auf ihn übergehen ſolle. 
Die Beſchwerde wurde zurückgewieſen. Auf die weitere 
Beſchwerde hat das Ob G. aufgehoben und das GBA. 
angewieſen, anders zu verfügen. 

Gründe: Es iſt davon auszugehen, daß K. das 
Grundſtück nicht an N. auflaſſen wollte. Die Ver⸗ 
ſteigerer wollten daher nicht eine Verfügung des K. 
über das Grundſtück genehmigen, ſondern die Ent— 
ſcheidung hängt davon ab, ob die Verſteigerer den 
Willen erklärt haben, das Eigentum an N. zu über⸗ 
tragen. Aus der Faſſung der Urkunde ergibt ſich, 
daß die Verſteigerer nachträglich mit dem Uebergange 
des Eigentums auf N. einverſtanden geweſen ſind. 
Daran kann kein Zweifel beſtehen, denn wenn die 
Verſteigerer nicht das Eigentum auf N. hätten über- 
tragen und dieſer es nicht hätte erwerben wollen, ſo 
hätten ſie nicht das Protokoll genehmigt und unter— 


zeichnet, nachdem K. erklärt hatte, daß er das Grund» 
ſtück für N. habe erwerben wollen. Das LG. nimmt 
an, daß es nicht genüge, daß bei der Uebertragung 
des Eigentums an einem Grundſtücke der Wille der 
Parteien durch Schlußfolgerungen feſtgeſtellt werden 
könne, vielmehr ſei nach S 925 BGB. und 8 20 EBD. 
eine ausdrückliche übereinſtimmende Willenserklärung 
erforderlich. Allein nach den Verſteigerungsbedingungen 
haben die Verſteigerer von vorneherein mit der Mög⸗ 
lichkeit gerechnet, daß Steigerer auftreten würden, die 
das Grundſtück nicht für ſich, ſondern für andere zu⸗ 
nächſt nicht genannte rer erwerben wollten. 
Wenn ſie daher nach dem Zuſchlage des Grundſtücks 
erklärten, ſie ſeien mit der Eigentumsänderung auf 
Grund der Verſteigerung und des Zuſchlags einver⸗ 
ſtanden, ſo kann dieſe Erklärung nur dahin verſtanden 
werden, daß ſie das Eigentum auf den übertragen 
wollten, der wirklicher Anſteigerer ſein würde. Da 
nun der wirkliche Anſteigerer noch im Termine ſelbſt 
in Anweſenheit aller Beteiligten genannt wurde und 
die Verſteigerer ſich durch die Genehmigung und Unter⸗ 
zeichnung des Protokolls damit einverſtanden erklärt 
haben, daß N. an Stelle des K. das Eigentum erwerben 
ſolle, iſt die in 8 925 BGB. und § 20 GBO. erforderte 
Einigung des Veräußerers und Erwerbers hinreichend 
deutlich erklärt. Anders wäre es, wenn der wirk⸗ 
liche Steigerer nachträglich außerhalb des Termins 
benannt worden wäre, da es dann an dem Erfordernis 
der Erklärung der Einigung bei gleichzeitiger An⸗ 
weſenheit der Parteien mangeln würde. (Beſchl. des 
I. 35. vom 19. September 1913, Reg. III 62/1913). 
3131 W. 


Oberlandesgericht München. 


Form der Bekanntmachung nach ß 169 StPO. Der 
Kaufmann Sch. hatte gegen einen Kontorkollegen An⸗ 
zeige wegen unbefugter Brieföffnung erſtattet, war aber 
vom Amtsanwalt abgewieſen worden. Die Abweiſung 
wurde durch Niederlegung bei der Poſtanſtalt zu- 
geſtellt, weil Sch. zu Hauſe nicht angetroffen wurde. 
Der niedergelegte Beſcheid kam erſt nach einiger Zeit 
in die Hand des Sch., worauf er ſich beſchwerte, jedoch 
wegen Friſtverſäumnis abgewieſen wurde. Ein Antrag 
nach $ 170 StPO. war erfolglos. 

Aus den Gründen: Der Antrag iſt unzuläſſig, 
weil zwar die Friſt gegenüber dem Beſcheid des Staats. 
anwalts gewahrt iſt, nicht aber die gegenüber der Ab— 
weiſung durch den Amtsanwalt eingehalten war. Nach 
§ 170 Abſ. 1 StPO. beträgt letztere Friſt zwei Wochen 
von der Bekanntmachung ab. Als deren Zeitpunkt 
gilt nach SS 169, 35 ff. StPO. mit 8 182 ZPO. 3 49 
Abſ. 2 DV. f. StA. mit IM Bek. vom 22. Dezember 1910, 
den Dienſt der Amtsanwälte betr. (JMBl. S. 1039), 
der Zeitpunkt der Niederlegung bei der Poſt mangels 
Antreffens des Adreſſaten in ſeiner Wohnung. Dieſe 
Niederlegung mit Anheftung einer Anzeige an die 
Wohnungstür iſt laut Poſtzuſtellungsurkunde ſchon 
am 27. Februar 1913 erfolgt; Mitteilung an einen 
Nachbar war hierbei nicht tunlich. Wann der Antrag— 
ſteller bei der Poſtanſtalt den Beſcheid abholte, iſt 
für den Friſtablauf belanglos. (Beſchl. vom 2. Mai 1913, 
Reg.⸗Nr. 22/13). N. 
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Oberlandesgericht Zweibrücken. 


Verkauf landwirtichnftliher Erzeugniſſe künftiger 
Ernte; Unvermögen zur Lieferung der ganzen verkauften 
Menge wegen einer Mißernte; Berechnung des nach 
ö 325 BGB. zu leiſtenden Schadenserſatzes. Der Kläger 

atte im Januar 1911 an die Beklagte 800 Ztr. Weiß⸗ 
kraut 1911er Ernte um 1,10 M für den Ztr., lieferbar 


___ Seitfift ue Rechtspflege in 


Bayern. 1913. Nr. 22. 


je nach Reife, verkauft. Er lieferte nur 300 Ztr. Ta 
die Beklagte die Bezahlung dieſer Teillieferung ver⸗ 
weigerte, erhob er Klage auf den Kaufpreis. Die Br 
klagte machte geltend, daß ſie ſich für den nicht ge⸗ 
lieferten Teil von 500 Ztr. zu einem den Vertraas⸗ 
preis überſteigenden Tagespreiſe habe eindecken müſſen: 
die hieraus abgeleitete Schadenserſatzforderung rechneie 
fie auf und erhob wegen des Reſtes Widerklaae. 
Der Kläger berief ſich darauf, daß er infolge der Miß⸗ 
ernte und der dadurch ohne ſein Verſchulden eingetretenen 
Unmöglichkeit der Reſtlieferung von ſeiner weiteren 
Verpflichtung befreit worden ſei, die Beklagte aber 
überhaupt keinen Schaden erlitten, vielmehr durch das 
Steigen ihrer Verkaufspreiſe einen Gewinn erzielt habe. 
Das LG. wies die Klage ab und gab der Widerklage 
ſtatt. Auf Berufung des Klägers wurde die Wider⸗ 
klage inſoweit abgewieſen, als die Nichtlieferung nach⸗ 
weisbar durch die Mißernte verurſacht war. 

Aus den Gründen: Der Kläger hat das von 
ihm zugegebene Unvermögen zur Leiftung, das nach 
§ 2751 BGB. der Unmöglichkeit gleichſteht, zu ver 
treten, wenn er nicht den Entlaſtungsbeweis nach §S 22 
führt. Die Annahme des Erſtrichters, daß eine reine 
Gattungsſchuld vorliege, wird der Sachlage nicht gerecht. 
Es handelt ſich hier um einen Kauf vom Erzeuger und 
nach der Erfahrung des Lebens iſt davon auszugeben, 
daß Landwirte — was auch ihren Abnehmern befannı 
ſein muß — regelmäßig nur den Ertrag ihres eigenen 
Grundbeſitzes verkaufen (vgl. Danz in JW. 1912 S. 4. 
Es mag vorkommen, daß ſich Landwirte auch auf Ber: 
pflichtungen einlaſſen, bei denen ſie nicht nur mit dem 
Ertrage ihres eigenen Grundbeſitzes ſondern auch mi 
Zukauf von anderen rechnen. Nur in ſolchen Fällen 
könnte von einem Spekulationsverkauf geſproche: 
werden, der die Schuld zu einer reinen Gattungsſchul 
machen würde. Aber ſolche Geſchäfte können nur all 
verhältnismäßig ſeltene Ausnahmen angeſehen werden 
Deshalb muß der Käufer die den Regelfall überſteigende 
Bindung beſonders im Vertrag ausdrücken, wenn er 
den Landwirt für mehr als feinen eigenen Ertrag ge: 
bunden wiſſen will. Das iſt hier nicht geſchehen, viel⸗ 
mehr liegt nur eine auf das eigene Erträgnis des 
Verkäufers beſchränkte Gattungsſchuld vor. Der Ber: 
käufer braucht alſo nicht mehr zu liefern als den Er: 
trag ſeines Grundbeſitzes, er darf auch zurückbehalten, 
was er im eigenen Haushalte braucht. N 

Nach dem Beweisergebniſſe hätte der Kläger hie⸗ 
nach 525 Ztr. liefern müſſen. Für das, was er weniger 
geliefert hat, ſchuldet er der Beklagten nach SS 325, 
276, 282 BGB. Schadenserſatz wegen Nichterfüllung. 
weil er hinſichtlich dieſes Teils den Entlaſtungsbeweis 
nicht geführt hat. Für den Reſt iſt dagegen dieſer 
Beweis erbracht, weil keine Haftung über das Ernte⸗ 
erträgnis hinaus beſteht und auch Fahrläſſigkeit in 
der Aufſtellung des Bebauungsplans nicht vorliegt, 
da der tatſächlich bepflanzte Grund, von ganz außer⸗ 
gewöhnlichen Mißernten abgeſehen, zur Erzielung der 
vollen vertragsmäßigen Menge ausgereicht hätte. Da 
der Schadenserſatzanſpruch den 8 325 BGB. zur Grund⸗ 
lage hat, kommt als Vorausſetzung der Schadenserſak⸗ 


pflicht ein Verzug ebenſowenig in Betracht wie die 
Beſtimmung einer Nachfriſt. 
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Zur Rechtfertigung des Schadensbetrags hat die 
Beklagte auf den Tagespreis Bezug genommen, indem 
ſie den Unterſchied zwiſchen dem Tagespreiſe und dem 
Vertragspreiſe verlangt. Hienach kommt es nicht 
weiter darauf an, ob ſich die Beklagte tatſächlich dit 
ihr vom Kläger nicht gelieferte Menge anderswo br 
ſchafft hat (RG. 6, 58). Es genügt als Unterlage 
der Schadensberechnung die vom Kläger nicht beſtritiene 
Tatſache, daß der Tagespreis des Weißkrauts waͤhrend 
der ganzen Erntezeit des Jahres 1911 nicht unter den 
von der Beklagten der Berechnung zugrunde gelexten 
Betrag von 4,10 U für den Str. heruntergegangen N. 
ſo daß der begehrte Unterſchied von 3 & für den Zir. 
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gerechtfertigt iſt. Gleichgültig iſt, ob die Beklagte den 
Teil, für den ſie Schadenserſatz beanſpruchen kann, 
zur Befriedigung ihrer eigenen Abnehmer nötig hatte 
oder nicht. Denn es ſteht eine Ware in Frage, die 
einen Marktpreis hatte, und es iſt anzunehmen, daß 
die Beklagte den Teil, deſſen ſie zur Befriedigung ihrer 
Abnehmer nicht bedurfte, zum Marktpreiſe anderwärts 
abſetzen konnte 9843 58, 326). (Urt. vom 25. Fe⸗ 
bruar 1913, L 158/12). N 
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Vücheranzeigen. 


Stranz, Dr. Moritz, Rechtsanwalt. Wechſelordnung 
in der Faſſung der Bekanntmachung vom 3. Juni 1908. 
420 S. Geh. Regierungsrat P. Loeck, Wechſel⸗ 
ſtempelgeſetz vom 15. Juli 1909. 113 S. 11. Aufl., 

der Neubearbeitung. 4. Aufl. in einem Bande. Berlin 
1913, J. Guttentag, Verlagsbuchhandlung, G. m. b. H. 


Die neue Auflage des kleinen Handkommentars 
erſchien nicht gerade in einem günſtigen Zeitpunkte, 
da der Wechſelordnung in ihrer jetzigen Geſtalt wegen 
der nahe bevorſtehenden Einführung des Weltwechſel⸗ 
rechts vorausſichtlich nur noch ein ganz kurzes Daſein 
beſchieden ſein wird. Eine Ange end Beſprechung 
des Werks iſt deshalb wohl nicht veranlaßt, zumal 
da es ohnehin längſt gut eingeführt und bekannt iſt. 


Bruhns, Huge, Bürgermeiſter. Geſetzestafeln des 
deutſchen Reichs rechts. Syſtematiſch geordnete 
Nachweiſung des zurzeit geltenden Reichsrechts. 
2. Aufl. III, 283 S. Berlin 1913, J. Guttentag, 
Verlagsbuchhandlung, G. m. b. H. k. 3.50. 


Der Charakter der Bruhnſchen Geſetzestafeln iſt 
gegenüber der im Jahre 1902 erſchienenen 1. Auflage 
im weſentlichen unverändert geblieben; das Buch will 
in ſyſtematiſcher Gliederung die im Reichsgeſetzblatt 
veröffentlichten, in Kraft befindlichen „Geſetze uſw.“ 
vollſtändig „nachweiſen“. Neben dem Reichsgeſetzblatt 
iſt nur das Zentralblatt für das Deutſche Reich berück⸗ 
ſichtigt und auch nur mit Auswahl. Das Buch ſteht 
im Zuſammenhang mit der Guttentagſchen Textaus⸗ 
gabe deutſcher Reichsgeſetze. Es iſt auch, nicht zum 
Vorteil der Ueberſichtlichkeit, in deren kleinem Format 
erſchienen. In Zwiſchenräumen von einem bis zwei 
Jahren ſollen Nachträge erſcheinen. Sch. 


Geſetzgebung und Verwaltung. 


Der II. bayeriſche Fortbildungskurs für höhere Juſtiz⸗ 
beamte in Nürnberg. Als ſich in den letzten Jahren 
in Berlin, Cöln, Frankfurt a. M. und Mannheim Ver⸗ 
einigungen bildeten, die den Zweck hatten, insbeſondere 
den höheren Juſtiz- und Verwaltungsbeamten auf wirt⸗ 
ſchaftlichem und ſtaatswiſſenſchaftlichem Gebiet durch 
Vorträge, Beſichtigungen und Studienreiſen eine weitere 
Fortbildung zu ermöglichen, hat das bayeriſche Juſtiz⸗ 
miniſterium auf den hohen Wert dieſer Veranſtaltungen 
hingewieſen und den Bewerbern um Anſtellung im 
höheren Juſtizſtaatsdienſt die Teilnahme empfohlen, 
gleichzeitig mit dem Hinweis darauf, daß fie als Fort- 
ſetzung der Praxis betrachtet werde. Um nun aber 
auch den höheren Juſtizbeamten ſelbſt „Gelegenheit 
zur praktiſchen Weiterbildung zu gewähren“, unter⸗ 
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nahm es das bayeriſche Juſtizminiſterium, eigene Fort⸗ 
bildungskurſe zu veranſtalten.“) 

Ein für die Oberlandesgerichtsbezirke Nürnberg, 
Bamberg und Zweibrücken beſtimmter Fortbildungs⸗ 
kurs fand in der Zeit vom 14. bis 22. Oktober 1913 
in Nürnberg ſtatt, und ſchon das ihm entgegengebrachte 
rege Intereſſe, die große Beteiligung an den Vorträgen 
und Beſichtigungen bewies, daß er bei dem heute herr⸗ 
ſchenden Drang nach Fortbildung in jeder Richtung 
einem Bedürfnis entſprach. Die Vorträge waren 
teils rein juriſtiſchen Inhalts, teils berührten ſie Ge⸗ 
biete, in welchen der Juriſt dem Techniker und dem 
Chemiker die Hand reicht. Sie behandelten ferner 
für den Juriſten überaus wichtige Fragen wirtſchaft⸗ 
licher Art. Die Beſichtigungen gaben Einblicke in 
Sammlungen und Anſtalten (Verkehrsmuſeum, Landes⸗ 
gewerbeanſtalt und nos Krankenhaus), in große 
techniſche Betriebe, wie die Bleiſtiftfabrik A. W. Faber 
in Stein, die Maſchinenfabrik Augsburg-Nürnberg, die 
Siemens ⸗Schuckert⸗Werke, das Großkraftwerk Franken, 
und ſie fanden ihren Abſchluß in einer Führung durch 
das Zuchthaus Straubing. 

Boten nun auch die Beſichtigungen der Anſtalten 
und techniſchen Betriebe, namentlich die der beiden 
großen Nürnberger Werke und der Bleiſtiftfabrik in 
Stein, eine Fülle höchſt bemerkenswerter Sehenswürdig⸗ 
keiten, und waren ſie dazu angetan, auch den Blick 
des Juriſten in mancher Hinſicht zu weiten, ſo lag 
der Schwerpunkt des Fortbildungskurſes immerhin in 
den Vorträgen. In einem lehrreichen Streifzug durch 
das gewerbliche Urheberrecht ſchilderte Profeſſor Dr. 
Allfeld⸗Erlangen die Nachteile unſeres geltenden Waren⸗ 
zeichenrechtes mit dem ſtarren formalen Grundſatz im 
Gegenſatz zu dem rein materiellen Markenſchutz des 
franzöſiſchen Rechtes und erklärte im Anſchluß hieran 
in kurzen Umriſſen die Grundſätze des Entwurfs eines 
neuen Warenzeichengeſetzes, in welchem man zwar den 
formalen Grundſatz als Regel beibehalten, dieſe Regel 
aber zugunſten des materiellen Markenſchutzes durch⸗ 
brochen hat. Auf dem Gebiete des Patentrechtes be⸗ 
handelte Prof. Allfeld die zurzeit im Vordergrund 
ſtehende Frage des Erfinderrechts des Angeſtellten und 
ihre Regelung im Entwurf des neuen Patentgeſetzes, 
der auch dem Gebot des Schutzes der Erfinderehre Rech⸗ 
nung trägt. Von beſonderer Bedeutung waren auch 
die Ausführungen über den neueſten Stand des inter⸗ 
nationalen gewerblichen Urheberrechts. Bot ſodann 
Miniſterialrat Dr. Meyer⸗München dem Juriſten einen 
bedeutenden Einblick in die künftige Umgeſtaltung unſeres 
Strafrechtes, ſo führte Profeſſor Dr. Stockmeier⸗Nürn⸗ 
berg ſeine Hörer in das Gebiet der Chemie als juri⸗ 
ſtiſcher Hilfswiſſenſchaft. Beſonders lehrreich waren 
feine Ausführungen, ſoweit fie die Nahrungsmittel» 
geſetzgebung und damit zuſammenhängende Spezial⸗ 
geſetze behandelten und ſich auf die Methoden der Blut⸗ 
unterſuchung und Feſtſtellung der Blutflecken erſtreckten. 
Ueber eine weitere Hilfswiſſenſchaft, das Fingerabdruck⸗ 
verfahren, deren ungeahnte Fortſchritte allenthalben 
überraſchten, ſprach Regierungsaſſeſſor Dr. Harſter⸗Mün⸗ 
chen. Seine ungemein anregenden Ausführungen wurden 
noch veranſchaulicht durch eine Reihe von wohlge⸗ 
lungenen Lichtbildern und ließen erſehen, welche Be⸗ 
deutung dem Erkennungsdienſt bei Erforſchung von 
Verbrechen und bei der Fahndung nach dem Täter 
nunmehr zukommt. Nicht minderes Intereſſe erweckte 
Geh. Legationsrat Simons-Berlin mit ſeinem Vortrag 
über Weltwechſelrecht. Aus ihm konnte man entnehmen, 
daß der Gedanke an die Schaffung eines Weltwechſel⸗ 
rechtes kein leerer Traum mehr iſt, da nicht nur ein 
Entwurf zu einer internationalen Wechſelordnung bes 
reits fertig iſt, ſondern auch eine vollkommene Einig⸗ 


1) Auch in Berlin fand vom 24. April bis 7. Auguſt d. J. auf 
Veranlaſſung des preuß. Juſtizminiſteriums ein ſtaats- und rechts⸗ 
wiſſenſchaftlicher Fortbildungskurs für Gerichtsaſſeſſoren und höhere 
Juſtizbeamte ſtatt. 
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keit darüber unter den Vertragsſtaaten erzielt wurde. 
Als beſonders erfreulich wurde hierbei die Tatſache 
begrüßt, daß der Einfluß des deutſchen Wechſelrechtes 
auf dieſen Entwurf einer internationalen Wechſelord⸗ 
nung ganz erheblich war, wenn auch immerhin ein 
ſtarker fremder Einſchlag nicht geleugnet werden kann. 
Ebenſo neu wie bemerkenswert war auch die Mitteilung 
daß die mit der Beratung des Weltwechſelrechtes be⸗ 
faßte Staatenkonferenz die Schaffung eines Weltwechſel⸗ 
gerichtshofes angeregt hat, und daß dieſer Gedanke 
mit großer Begeiſterung aufgenommen wurde. 

Der Fortbildungskurs endigte mit einer Beſich⸗ 
tigung der Anlagen des Zuchthauſes Straubing. Dieſer 
Beſichtigung ging ein anregender Vortrag des Staats⸗ 
anwalts Dr. Müller ⸗ München über Strafvollzug 
und das Gefängnisweſen voraus. Seine Ausfüh⸗ 
rungen betonten insbeſondere die Notwendigkeit einer 
individuellen Behandlung, namentlich der beſſerungs⸗ 
fähigen Elemente, und ſchilderten die ſegensreichen Folgen 
einer richtigen Arbeitsmethode und die guten Erfahrungen 
bei der Verwendung von Sträflingen zu Kulturarbeiten 
außerhalb der Strafanſtalt. Vortrag und Beſichtigung 
der Strafanſtalt ergänzten ſich in harmoniſcher Weiſe, 
einen Geſamteindruck von dauerndem Wert hinterlaſſend. 
Und das gilt vom ganzen Fortbildungskurs überhaupt. 
Er brachte zuſehends einen friſchen Zug in alle Teil⸗ 
nehmer, und gerade die Anordnung, daß die mehr 
theoretiſchen Vorträge mit Beſichtigungen abwechſelten, 
wurde als zweckentſprechend empfunden, da ſie keine 
Ermüdung aufkommen ließ, vielmehr das Intereſſe an 
allen Veranſtaltungen ſtets von neuem belebte. 8 
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Die Bayeriſche Zuftigftatiftit für 1912, die ſoeben 
im Verlage von Chriſtian Kaiſer in München erſchienen 
iſt, gibt zahlreiche bemerkenswerte Aufſchlüſſe über die 
Ergebniſſe der Rechtspflege in Bayern. Sie treten 
beſonders anſchaulich in den bildlichen Darſtellungen 
hervor, die ſeit dem Vorjahr dem Tabellenwerk an— 
gehängt find. Vor allem ſpringt das geradezu ver: 
blüffende Anwachſen der Mahnſachen und der amts— 
gerichtlichen Zivilprozeſſe in den letzten Jahren in die 
Augen. Es iſt nicht ausſchließlich auf die Erweiterung 
der amtsgerichtlichen Zuſtändigkeit durch die Novelle 
von 1909 zurückzuführen, ſondern auch auf eine alls 
gemeine Zunahme der vermögensrechtlichen Streitig— 
keiten. Das zeigt deutlich die heuer neu eingeſetzte 
Kurvenzeichnung Nr. 8, in der die Geſamtzahl der ver— 
mögensrechtlichen Streitigkeiten erſter Inſtanz (alſo 
bei Amts- und Landgerichten) dargeſtellt iſt. Beſtätigt 
wird dieſe Wahrnehmung auch dadurch, daß bei den 
Landgerichten die ſeit dem Jahre 1908 infolge der 
Novelle eingetretene Minderung des Anfalls an gewöhn— 
lichen Prozeſſen und Urkundenprozeſſen 1912 ſchon 
wieder einer Steigerung Platz gemacht hat, die aller— 
dings noch zahm war. 

In Strafſachen fällt die nahezu unausgeſetzte 
Mehrung der Privatklageſachen und der Berufungen 
in Privatklageſachen um ſo mehr auf, als ſich die 
Geſchäftslaſt in Strafſachen im übrigen bei den Land— 
gerichten und den Schwurgerichten beinahe gar nicht, 
bei den Amts- und Schöffengerichten nur wenig ver— 
ſchoben hat (die Mehrung der Anträge auf Strafbefehl 
hat ſich durch eine Minderung der Anflagefahen zum 
Teil ausgeglichen). 

Die große Kriminalität (Verbrechen und Vergehen) 
iſt ſeit 1906 im Rückgang begriffen, zum mindeſten iſt 
ein Stillſtand eingetreten. Seit 1907 find die Schwan⸗ 
kungen geringfügig. Bemerkenswert iſt jedoch, daß 
im Jahre 1911 die Kriminalität der Jugendlichen etwas 
geſtiegen iſt, obwohl die Geſamtzahl der Verurteilten 


Zeitſchrift für Rechtspflege in Bayern. 1913. Nr. 22. 


auf einen bisher noch nicht dageweſenen niedrigen 
Stand (691) geſunken. Das Verhältnis zwiſchen Geld⸗ 
und Freiheitsſtrafen hat ſich kaum verſchoben. 

Beſonders bedeutungsvoll iſt eine neue kriminal⸗ 
ſtatiſtiſche Unterſuchung. Bisher war die verhältnis 
mäßige Häufigkeit der Verurteilungen wegen Verbrechen 
und Vergehen nur in der Reichskriminalſtatiſtik ein» 
gehender dargeſtellt. Dieſe Darſtellungen find in der 
Regel nach Regierungsbezirken zugeſchnitten und laſſen 
daher die Verhältniſſe in kleineren Bezirken, ins⸗ 
et in den einzelnen Gerichtsbezirken, nicht er 
ſehen. Gerade dieſe find aber für die Bundesſtaaten 
wichtig. Die Bayeriſche Juſtizſtatiſtik brachte bisher 
im weſentlichen nur Auszüge aus der Kriminalſtatiſtik 
des Reichs und zwar die Grundzahlen aus dem nach 
Oberlandesgerichtsbezirken geordneten Tabellenwerk. 
Dieſem Mangel iſt nun abgeholfen. Die Juſtizver⸗ 
waltung hat ſich vom Kaiſerlich Statiſtiſchen Amte 
die verarbeiteten bayeriſchen Zählkarten von 1211 
kommen laſſen und aus ihnen die verhältnismäßige 
Häufigkeit der Verbrechen und Vergehen überhaupt, 
ſowie des Diebſtahls, des Betrugs und der Körper 
verletzung für alle bayeriſchen Landgerichts bezirke bes 
rechnet. Die Ergebniſſe ſind in der anſchaulichſten Form 
veröffentlicht, nämlich in vier farbigen Tafeln, die durch 
eine Ueberſicht der Verhältniszahlen ergänzt werden. 
Wir werden auf die zum Teil überraſchenden Einzel⸗ 
heiten vorausſichtlich nochmals zurückkommen. 

Neu iſt in der Statiſtik auch eine Tabelle, aus 
der die Beſetzung aller Juſtizbehörden zu erſehen it. 
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Inkrafttreten der Kirchen gemeindesrdunng für die 
proteſtantiſche Kirche der Pfalz. In Art. 111 Abf | 
Satz 1 KG. iſt beſtimmt, daß die A680. für die prote 
ſtantiſche Kirche der Pfalz durch K. Verordnung in 
Kraft geſetzt wird. Der Geltungsbeginn mußte hinaus: 
geſchoben werden, weil die Zuſtimmung der Pfälziſchen 
Generalſynode zu einigen Vorſchriften notwendig war 
(Art. 103 KGO.; vgl. Langheinrich in dieſer Zeit⸗ 
ſchrift 1913 S. 83). Da dieſe Zuſtimmung jetzt erteilt 
iſt, wird die KG O. durch eine BO. vom 26. Oktober 141: 
(GRBl. S. 753) vom 1. November 1913 an in Kraft 
geſett. Den Art. 20 bis 22 KG—O., die von der Um⸗ 
lagenpflicht und Umlagenberechtigung, von den Bau: 
umlagen und von der Verrechnung und Verteilung 
der Kirchenumlagen handeln, wird dabei auf Grund 
des Art. 111 Abi. I Satz 2 KG. rückwirkende Kraft 
vom 1. Januar 1913 an beigelegt. Die übrigen Vor— 
ſchriften der Verordnung ſind für die Juſtizbehörden 
nicht von beſonderer Bedeutung. 
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Der Ansliefernnnsvertrag mit Braſilien und der 
Fahndungsverkehr mit Belgien. Am 15. September 
d. Js. iſt der Auslieferungsvertrag zwiſchen dem Reich 
und Braſilien außer Kraft getreten. Auf Grund einer 
Gegenſeitigkeitsvereinbarung wird aber der Ausliefe⸗ 
rungsverkehr im Rahmen des bisherigen Vertrags auf— 
rechterhalten (Bek. vom 13. September 1913, JMBI. 
S. 227). Mit der Belgiſchen Regierung tft eine weitere 
Vereinbarung getroffen worden, wonach deutſche Fahn⸗ 
dungserſuchen im belgiſchen Bulletin Central de Six 
nalements unter beſtimmten Vorausſetzungen veröffent— 
licht werden. Mit der Redaktion iſt der unmittelbare 
Verkehr geitattet (Bek. vom 29. Auguſt 1913, JM Bl. 
S. 225; vgl. dieſen Jahrg. d. Zeitſchrift S. 364). J. 
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Die Eintragung von Forſtrechten im 
Grundbuch. 
Von Landgerichtspräſident Rudolf Krieger in Weiden. 


Noch immer iſt eine Anzahl von Forſtrechten 
im Grundbuch nicht eingetragen. Noch immer 
nehmen Anmeldungen der Forſtbehörden zur Ein⸗ 
tragung der ſtaatlichen Forſtgrundſtücke und der 
darauf laſtenden Forſtrechte die bayeriſchen Grund: 
buchämter in Anſpruch. 

In welchem Umfange das zuweilen geſchieht, 
mag aus einem derartigen Falle ermeſſen werden. 

Bei zwei aneinanderſtoßenden Amtsgerichten 
wurden die aus 1019 Plannummern beſtehenden 
Forſtgrundſtücke eines großen Stiftungswaldes mit 
1970 beſtehenden und 1560 abgelöſten Forſtrechten 
angemeldet, zu denen die Berechtigten in den 
beiden Amtsgerichten und im Bezirke von 2 weiteren 
benachbarten Gerichten wohnen. Der im Bezirke 
der beiden Grundbuchämter gelegene Stiftungs⸗ 
wald iſt mit den genannten Forſtrechten als 
einheitlicher Laſtenträger beſchwert, jedes Forſt⸗ 
recht ruht auf dem ganzen Wald als auf Einem 
Gegenſtand. 

Hier kamen nun eine Reihe von Rechts- und 
Zweckmäßigkeitsfragen zur Prüfung, von denen 
einige auch die Allgemeinheit intereſſieren dürften. 

Ohne weiter auf den obenerwähnten Fall ſelbſt 
einzugehen, will ich einige dieſer Fragen hier be: 
handeln. 

1. Kann der Antrag, auch die ſchon abgelöſten 
1560 Forſtrechte im Grundbuch einzutragen, mit 
Recht und Erfolg abgelehnt werden? 

2. Wie kann der Schwierigkeit begegnet werden, 
welche nach Eintragung der Grundſtücke und Rechte 
entſtehen, wenn der Eigentümer des belaſteten Waldes 
einzelne Teile veräußern und dann laſtenfreie Ab— 
ſchreibung im Grundbuche herbeiführen will? 

3. Inwieweit kann und ſoll der ganze Wald: 
komplex, der einheitlich und insgeſamt in allen 
ſeinen Plannummern gleichmäßig mit dieſen tau— 
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ſenden von Forſtrechten belaſtet iſt, auf einem ein⸗ 
zigen Grundbuchblatt eingetragen werden? 


I. 

Ohne Zweifel iſt die erſte Frage rechtlich die 
bedeutſamſte. 

Die Ablöſungen erfolgen wohl überall teils vor 
dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs, teils 
zwiſchen dieſem und dem Zeitpunkt der Anlegung 
des Grundbuchs, teils auch noch nach dieſem Zeitpunkt. 

Zum großen Teile liegen die hierüber errichteten 
Notariatsurkunden vor; indeſſen iſt hierauf nicht 
weiter einzugehen. Nur die Wirkung der Ab⸗ 
löſung iſt zu unterſuchen. 

Die aus der Ablöſung ſich ergebenden Wirkungen 
für den Beſtand des Rechtes werden weſentlich ver⸗ 
ſchieden ſein, je nachdem der Ablöſungsvertrag unter 
der Herrſchaft des neuen oder des alten Rechtes 
zuſtande gekommen iſt. 

Bei der Prüfung dieſer Frage iſt vor allem zu 
unterſuchen, wann für das abgelöſte Forſtrecht die 
Herrſchaft des neuen Rechts begonnen hat oder be⸗ 
ginnt, und hiebei iſt wiederum zu beachten, ob das 
fragliche Forſtrecht als Grunddienſtbarkeit, als Per⸗ 
ſonaldienſtbarkeit (jetzt „beſchränkte perſönliche Dienſt⸗ 
barkeit“) oder als Reallaſt anzuſehen iſt. 

Den Regelfall wird die Grunddienſtbarkeit bilden 
(Vgl. Bay 3fR. 1907 S. 205 unter I1 c). Perſonal⸗ 
dienſtbarkeiten werden in den Fällen vorliegen, in 
welchen Träger des Rechtes nicht ein Grundſtlück, 
ſondern eine juriſtiſche Perſon z. B. die Ortsge⸗ 
meinde u. dgl. iſt. 

Bei dieſen Dienſtbarkeiten iſt das 
alte Recht maßgebend, ſolange ſie noch 
nicht im Grundbuche eingetragen ſind. 
Für die Frage, wie ſie begründet, übertragen oder 
aufgehoben werden, ſind auch nach dem Inkraft⸗ 
treten des BGB. die bisherigen Geſetze entſcheidend, 
bis das Grundbuch angelegt iſt; die Aufhebung 
eines ſolchen Rechtes aber beſtimmt ſich ſelbſt nach 
dieſer Zeit noch nach den bisherigen Geſetzen, bis 
es im Grundbuch eingetragen iſt: Art. 189 J und 
III EGz BGB. 
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Die Tragweite dieſer Beſtimmung beſteht darin, | Man kann vielleicht verſchiedener Meinung ſein 
daß bei allen erſt jetzt zun Eintragung angemeldeten wegen der Faſſung jener Beſtimmung, deren 
Rechten, eben weil ſie ja noch nicht eingetragen ſind, Wortlaut ſich an 8 1090 BGB. anlehnt und ſo 
das bisherige Recht gilt, wenn die Frage zur Ent⸗ der Konſtruktion nahekommt, als verwandle ſich 
ſcheidung kommt, ob fie durch die Ablöſung auf: die bisherige Grunddienſtbarkeit des Forſtrechts 
gehoben, alſo erloſchen ſind. infolge der Loslöſung von dem herrſchenden Grund⸗ 

Nun kommen wir einen Schritt weiter: im ſtück durch den Eigentümer des dienenden Grund⸗ 
Uebergangsgeſetz zum BGB. iſt gemäß Art. 218 EG. ſtücks in eine perſönliche Dienſtbarkeit des Eigen: 
in Art. 11 ff. das bisherige Recht, nach welchem tümers an ſeinem Eigentum. Aber man wird nicht 
die Aufhebung bisher nicht eingetragener Grund: ſagen können, daß eine ſolche Konſtruktion beabfichtigt 
dienſtbarkeiten fi) nunmehr regelt, geändert. An war, und noch weniger, daß fie wirkſam vorhanden 
Stelle der früher hierüber in Bayern geltenden, iſt. Denn das ganze Rechtsſyſtem zur Zeit jener 
mannigfaltigen Rechte ſind einheitlich die Normen Aenderung lehnte die Möglichkeit einer perſönlichen 
des Ue®. in Art. 11— 17 getreten. In Art. 14 Dienſtbarkeit an der eigenen Sache ab, und in den 
iſt beſtimmt, daß „die Grunddienſtbarkeiten erlöſchen, ſchon angeführten Beſtimmungen des Uebergangs⸗ 
wenn ſie ſich mit dem Eigentum an dem belaſteten geſetzes iſt der Grundſatz der Konſolidation ſchlank⸗ 
Grundſtück vereinigen“. Damit iſt übrigens der weg aufgeftellt. Jene Beſtimmung in Art. 3 
den meiſten ausgeſchalteten Partikularrechten eigene | ForſtG. iſt ſichtlich von dem Gedanken an die 
Grundſatz der Konſolidation oder Konfuſion zum Eigentümerhypothek und den Grundſatz des 5 889 
allgemeinen Geſetz erhoben. BGB. beeinflußt; fie iſt hervorgegangen aus der 

Vgl. hiezu Roth, Forſtr. 83155; Oertmann | Erwägung, den Vorteil aus der Abfindung des 
Be PR. 8 105 und 108 uſw. Die Frage, ob nicht Berechtigten. die regelmäßig aus dem Vermögen 


ingetragene, abgelöſte Forſtrechte durch die Ablö des belaſteten Eigentümers erfolgt, dieſem und nicht 
en find, ft 705 e ſung einem andern gleich: oder nachſtehenden Berechtigten, 


der auf eine Verbeſſerung ſeines Rechtes nicht den 
a) nach dem Uebergangsgeſetz zu löſen, wenn die ; 
rechtsgeſchäftliche Aufhebung (Ablöſung) nach mindeſten Anſpruch hat, zugute kommen zu laſſer 
der Grundbuchanlegung geſchehen iſt (Art. 11 Der Fortbeſtand des abgelöften Forſtrechts al 
UeG.). u 105 I Hort. ze in Fr m 
b) nach den einzelnen alten Rechten, wenn die Ab: | Art, „II ForſtG. nicht gegeben. Das Forn⸗ 
Sr f och 5 0 1 = 55 geſetz ſchafft keine beſonderen privatrechtlichen Ge⸗ 
urkundet iſt (Art. 189 III EG.). Niemals bilde, ſeine privatrechtlichen Konſtruktionen ſtammen 
aber tritt das BGB. hier ein. Es ift alſo aus dem Privatrecht ſelbſt und müſſen ſich in beiten 
die Frage, inwieweit hier die Norm aus 8 889 Grundzüge fügen. 
BGB. einträte, für dieſe Gruppe von Forſt⸗ Kann man aber den Fortbeſtand des Rechts 
rechten völlig müßig. als einer Dienſtbarkeit nicht aus Art. 30 ForſtG 
herleiten, ſo fehlt dem dort neugebildeten Recht 


Dem Standpunkte der früheren Geſetze, wonach 7, . ; a 
bei Ablöſung von Forſtrechten, die als Grunddienſt⸗— | Ss Eintragung 8 Rechts und damit 


barkeiten anzuſehen ſind, deren Erlöſchen als Folge 
der Konfuſion eintritt, hat auch das bayeriſche Forſt⸗ Abgelöſte Rechte, die noch nicht ein: 
geſetz Rechnung getragen, als es 1895. 96 angeſichts getragen waren, ſind erloſchen, können 
des kom menden Rechtes einer Durchſicht und mannig-alſo nicht mehr eingetragen werden. Um 
fachen Aenderungen unterworfen wurde. Um um ihnen ihre Eintragungsfähigkeit zu ſichern, hätten 
die Folgen der Konfuſion herumzukommen, wurde ſie vor der Ablöſung eingetragen werden müſſen. 
die Beſtimmung in Abſ. II Art. 30 aufgenommen, Erſt von der Eintragung an ſtehen ſie unter der 
daß im Falle einer teilweiſen Ablöſung — z. B. erhaltenden Norm des 8 889 BGB., welche 
wenn von mehreren Berechtigten einer durch die Konſolidation ausſchließt. Aber aus dem Weſen 
Ablöͤſung wegfällt, — „dem Beſitzer des be- der Grunddienſtbarkeiten folgt, daß ſie nur für den 
laſteten Waldes die Befugnis zuſtehe, diejenigen Eigentümer des herrſchenden Grundſtücks beſtehen. 
Nutzungen ſelbſt zu beziehen, welche den Inhalt alſo auch nur für dieſen erhalten werden können. 
des abgelöſten Rechtes bildeten“. Das iſt eigentlich Demnach müßte der Eigentümer des belaſteten 
eine pralle Selbſtverſtändlichkeit; ihre Bedeutung | Waldes bei der Ablöſung des als Grunddienſtbarkeit 
erhält fie aus Art. 25 Forit®., jo daß, wenn es geltenden Rechtes, um es vor dem Erlöſchen nach 
notwendig wird, Forſtberechtigungen, ſoweit fie die Maßgabe des § 889 BGB. zu bewahren, das mit 
nachhaltige Bewirtſchaftung des Waldes beeinträch- jenem Recht ausgeſtattete Grundſtück oder Anweſen 
tigen, für einen beſtimmten Zeitraum entſprechend erwerben. 

zu ermäßigen, auch der infolge der Ablöſung dem Es zeigt ſich alſo auch nach dieſer Richtung 
Waldbeſitzer zugefallene Nutzanteil mit in Betracht der Wert und die Bedeutung der Vorſchrift im 
zu kommen hat (j. Ganghofer 3. Aufl. Note 1 zu Art. 30 Abſ. II ForſtG., deſſen wirtſchaftliche Wır: 
Art. 30). kung ohne die Laſt des Zwanges zum Erwerb des 
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herrſchenden Grundſtücks dem Eigentümer des 
dienenden Waldes zugute kommt. 

Nur bei (beſchränkten) perſönlichen Dienſtbar⸗ 
keiten kann das nach der Eintragung abgelöfte 
Recht dem ablöſenden Belaſteten nach 8 889 BGB. 
ohne weiteres verbleiben. 

Eine weitere Bedeutung wohnt der Unterſcheidung, 
ob das abgelöſte Recht Grund: oder perſönliche 
Dienſtbarkeit iſt, nur inſoferne bei, als für letztere 
die Beſtimmungen in Art. 11—17 Ue®. nicht zu: 
treffen; die Frage der Konſolidation iſt alſo immer 
nach den einzelnen Partikularrechten zu prüfen. 

Soweit derartige Forſtrechte ausnahmsweiſe ein⸗ 
mal als Reallaſten zu behandeln waren, gelten 
gemäß 8 1110 BGB. und Art. 46 UeGz BGB. 
die gleichen Grundſätze. Bei der Seltenheit dieſer 
Fälle braucht hierauf nicht näher eingegangen 
zu werden. 


II. 


Bei der Abtrennung einzelner Teile („Trenn⸗ 
ſtücke“) von dem belaſteten Grundſtück bleibt grund⸗ 
ſätzlich die Grunddienſtbarkeit auch nach der Trennung 
an allen Teilen haften. 

Dieſer Grundſatz iſt dem alten gemeinen Recht 
wie dem BGB. gemeinſam. Vgl. Seuffert, Pand. 
Bd. I 8 162 Ziff. 8°, BGB. $ 1026. 

Dieſer Grundſatz iſt nur dahin eingeſchränkt, 
daß, wenn die Ausübung der Grunddienſtbarkeit ſich 
auf einen beſtimmten Teil des belaſteten Grund⸗ 
ſtücks ihrem Zwecke nach beſchränkt, die übrigen 
Teile außerhalb des Bereiches jener Stelle von 
der Laſt nach der Teilung frei werden. Eine ſolche 
Bindung an eine beſtimmte Stelle des dienenden 
Grundes wird ſich meiſt durch die Natur der 
Dienſtbarkeit ergeben z. B. bei einem Fahrtrecht 
am Rande oder über die Ecke eines Grundſtücks u. dgl. 

Wenn bei Ganghofſer⸗Weber dieſer Grundſatz 
auch den Forſtrechten gegenüber als regelmäßig 
geltend angeführt und für den Fall der Abtrennung 
geringfügiger Waldteile auf das Unſchädlichkeits⸗ 
geſetz verwieſen wird, ſo kann damit die hier in 
Frage kommende Schwierigkeit weder mit jenem 
Grundſatz noch mit dem Unſchädlichkeitszeugnis 
gelöſt werden. 

Um letzteres gleich abzutun, kann das Geſetz 
über das Unſchädlichkeitszeugnis gegenüber Grund⸗ 
dienſtbarkeiten gar nicht angewendet werden, weil 
ſeine Ausdehnung auf Grunddienſtbarkeiten aus⸗ 
drücklich abgelehnt worden iſt. Henle⸗Schmitt, 
Grundbuchr. S. 348 Note 2. 

Ein glatter Fehlgriff iſt es, wenn dabei auf 
Art. 15 des Gel. über das UnſchzZ. hingewieſen 
wird. Denn dieſer Artikel handelt davon, wie 
das auf einem Grundſtück laſtende Recht, das dem 
Eigentümer eines andern Grunditüds zuſteht, ohne 
Einwilligung der Hypothek, Grundſchuld-, Renten: 
ſchuld oder Reallaſt-Gläubiger aufgehoben werden 
könne. Das „Trennſtück“ iſt hier gar nicht eine 
Teilfläche des dienenden Grundſtücks, ſondern das 
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einen Beſtandteil des herrſchenden Grundſtücks 
bildende Recht, das aufgehoben werden ſoll, ſo 
daß das damit bisher ausgeſtattete Grundſtück 
deſſen entledigt wird. In ſolchen Fallen kann ohne 
Einwilligung der Berechtigten — d. h. der Hypothek⸗ 
gläubiger ꝛc. — die Aufhebung der Grunddienſt⸗ 
barkeit und deren Abſchreibung in der Laſtenab⸗ 
teilung des dienenden Grundſtückes durch das vom 
Gerichte gegebene Unſchäadlichkeitszeugnis herbeige⸗ 
führt werden. (Vgl. dazu 8 876 BGB.). 

Es iſt jener Irrtum ſo erſichtlich, daß nicht 
weiter darauf eingegangen zu werden braucht. 

Nun liegt auf der Hand, daß es ausgeſchloſſen 
iſt, zu denken, daß bei einem großen Wald⸗ 
komplex, — der als einheitlicher Laſtenträger für 
1970 Forſtrechte, wie in dem eingangs erwaͤhnten 
Fall, auf einem Grundbuchblatt eingetragen iſt, — 
verlangt werden könne, der Waldeigentümer 
dürfe keinen Ar dieſes Waldes vertauſchen oder 
verkaufen mit der Wirkung, daß dieſe Trenn⸗ 
ſtücke frei von jener Laſt in des Andern Hand 
kommen könnten, ohne daß er erſt von all dieſen 
1970 Holzrechtlern die Einwilligung dazu dem 
Grundbuchamt vorlegen kann!! 

Die Anwendung des Grundſatzes, daß hier das 
ganze Gewicht der 1970 Forſtrechte an den paar 
veräußerten Aren haften bleiben müßte, iſt draußen 
in dem Ernſt des Lebens geradezu etwas, vor dem 


ſich der Laie ſchütteln würde, was er in der um 


unſere Feinheiten unbekümmerten Laienzenſur einen 
juriſtiſchen Blödſinn nennen würde. Es wäre auch 
in der Tat praktiſch undurchführbar. 

Es bliebe deshalb gar keine andere Wirkung 
als möglich übrig, als die völlige Gebundenheit 
des Waldeigentümers, daß er nicht eine Dezimale 
wegveräußern und abſchreiben laſſen könnte, — 
eine ſinn⸗ und ſittenwidrige Starrheit, — praktiſch 
faſt die gleiche Unmöglichkeit! 

Das Leben iſt darüber hinweggekommen. — 
Da, wo auf einem einzigen großen Wald ſoviele 
Forſtrechte entſtanden ſind, hat die ganze Art der 
Entſtehung dieſer Rechte und deren Entwicklung den 
Waldeigentümer von dieſer Feſſel freigelaſſen. Er 
hat frei und ohne fragen zu müſſen veräußert, ſo⸗ 
weit es ſich um kleinere Trennſtücke handelte, die 
vertauſcht oder ſonſt zu beſtimmten Zwecken ab⸗ 
gegeben werden mußten, und da die Forſtrechte 
auf dem blattfreien Waldkomplex nicht eingetragen 
waren, — Grunddienſtbarkeiten wurden übrigens 
überhaupt nicht eingetragen — kam auch kein 
Hypothekenbeamter noch Notar hier in Verſuchung, 
aͤngſtlich zu werden. 

„Manche Forſtrechte, die ohne Nachweisbarkeit 
ihrer Entſtehung oder zufolge ihrer hoheitlichen 
Verleihung ſeit der älteſten Zeit ausgeübt werden, 
mögen von Anfang an oder im Verlauf früherer 
Jahrhunderte durch das üͤbereinſtimmende Verhalten 
der Beteiligten einen beſonderen nach den Umſtänden 
ſelbſtverſtändlichen Inhalt erhalten haben, zu deſſen 
Prüfung im einzelnen Falle Anlaß beſtehen kann, 
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ſo die etwaige das Forſtrecht inhaltlich beſchraͤnkende vorhanden waren, fo daß man hierbei mehr an 
Befugnis des Eigentümers ausgedehnter dem Ueberfluß als an dem Mangel (an Wald 
Waldungen, namentlich des Staates, namlich!) laboriert hat“. (Kreittmayr a. a. O.). 
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nach Bedarf einzelne geringere Trenn⸗ Die großen Herren nahmen oder bekamen den 
ſtücke ohne Anhörung der Berechtigten großen Wald und ließen ihren Bauern und kleinen 
frei von Forſtrechten, aber unbeſchadet | Leuten das Beholzungsrecht (jus lignandi) — „zu 
der nachhaltigen Abgewährung der Forſt-⸗ | eigener Notdurft, nicht aber zum Verkauf und 
berechtigungen, an Dritte zu veräußern Holzhandel“. (a. a. O.). 

„ “So der Auffihtsbeamte am OLG. N. Aus dieſen Verhäͤltniſſen heraus ergibt ſich 
in einer Anweiſung an die Grund buchämter. die vorbezeichnete Veräußerungsbefugnis, man möchte 

Ebenſo der Auſſichtsbeamte am OLG. B. ſagen ganz von ſelbſt. 

„Bei Forſtrechten, die aus ſehr alter Zeit ſtammen, Der Mangel des Rechtes, in ſolche die Leiſtungs⸗ 
und insbeſondere bei ſolchen, die auf hoheit⸗ | fähigkeit des großen Waldes nicht ſchmälernde Klein: 
liche Begabungen zurückzuführen find, wird zu | geichäfte dareinzureden, war um fo natürlicher, 
prüfen ſein, ob bei der Schaffung oder Verleihung als dieſe Holzungsrechte gar nicht an beſtimmte 
nicht einzelne von den allgemeinen Grundjäßen über | Stellen und Teile des Forſtes gebunden waren. 
die Grunddienſtbarkeiten abweichende Rechtsfolgen | jo daß die Forſtbehörden das Rechtholz unter Be: 
als nach den Umſtänden ſelbſtverſtändlich ange: obachtung billiger Rückſichten da und dort anweiſen 
nommen worden find und deshalb als zum be: konnten und können. Dadurch hatten die Rechtler 
ſonderen Inhalt des Rechts gehörend erachtet werden gegenüber ſolchen Einzelveräußerungen gar kein 
müſſen, wie z. B. die Befugnis des Eigen: lolaliſiertes d. h. etwa örtlich beſtimmtes Intereſſe, 
tümers großer Waldkomplexe, davon un: — ihr Recht wurde durch die Aufhebung des⸗ 
beſchadet der Verabreichung des Rechts- ſelben Rechtes bezüglich einer abgetrennten Par⸗ 
holzes, Trennſtücke koſtenfrei zu ver⸗ zelle nicht berührt, es blieb ſeinem Inhalt, feinem 
aͤußern.“ Werte, ſeiner Sicherheit nach auch nach der Ab⸗ 

Und in derſelben Weile behandelt eine Ent: trennung das gleiche. 
ſchließung des K. Staatsminiſteriums der Juſtiz Einen Augenblick könnte man an dieſen Schluß⸗ 
dieſe Frage, in der dieſe Veräußerungsbefugnis, folgerungen und Rechtsausführungen vielleicht irre 
d. h. „die Befugnis ohne Zuſtimmung der Be- werden, wenn man aus Art. 34 ForſtG. entnimmt. 
rechtigten Trennſtücke koſtenfrei zu veräußern“, daß der Waldeigentümer nicht einmal teilweije 
kurzweg als „ſog. Veräußerungsklauſel“ Rodungen ohne Einwilligung der Forſtberechtigten 
bezeichnet und beigefügt wird: „Wird die Ver⸗ vornehmen darf.“) | 
aͤußerungsbefugnis beanſprucht, muß fie in das Aber dieſe Beſtimmungen gelten nicht für 
Grundbuch eingetragen werden.“ Staatswaldungen, wie ſich klar aus ihnen ſelbſt 

Solche Konſtruktion wird ſich meiſt nicht allzu ergibt (ſ. Art. 36—38, Ganghofer S. 10). 
ſchwer ergeben. Die Zeit der Enſtehung, die meiſt Ferner enthalten fie eine ganz beſtimmt umgrenzte 
über Menſchengedenken weit hinausgeht, Art und Spezialvorſchrift, die nicht ohne weiteres auch auf 
Umfang der Beholzungsrechte, die Perſönlichkeit Teilveräußerungen angewendet werden darf. Vor 
des Waldeigentümers und der weitgeſtreckte Bereich dieſe Beſtimmungen Geſetz wurden, war das Recht 
des belaſteten Waldes werden deutlich ſprechen. der Veräußerungsklauſel, weil konstruktiv aus der 
Namentlich da, wo der Staat als Rechtsnachfolger Art der Verleihung oder Entſtehung erwachſen. 
eines anderen Staates oder ehemaligen Reichs- ſchon vorhanden und es wurde durch die fork: 
ſtandes oder einer mit Rechten und Beſitz reichlich polizeilichen Vorſchriſten gegen Rodungen nicht 
ausgeſtatteten Herrſchaft der Laſtenträger iſt. berührt. 

In ſolchen Fällen wird man ohne weiteres | Zum Schluß möchte ich hier noch darauf hin: 
vermuten und annehmen dürfen, daß an die ſelbſt⸗ weiſen, daß die Rechtler, inſoweit ja einmal durch 
herrliche Perſönlichkeit des Waldeigners die Rechtler [ſolche Veräußerungen die nachhaltige Ergiebigkeit 
mit dem Verlangen, bei Parzellenveräußerungen erit | des Waldes beeinträchtigt erſcheinen könnte, — 
ihre Zuſtimmung erteilen zu ſollen, gar nicht hätten abgeſehen von vielleicht anderen ihnen hilfreich zur 
herankommen dürfen und konnen, wenn freilich Seite ſtehenden Rechtsſchutzmitteln — auch in der 
die Rechtler auch ſchon in früheren Zeiten unruhige | Vorſchrift des Art. 25 ForſtG. einen hinreichenden 
und anſpruchsvolle Leute geweſen ſein mögen. | Schutz finden würden. Denn der Entſchädigungs⸗ 


„In der großen Bauernrebellion wollte zwar anſpruch, der dem verkürzten Rechtler dann ge⸗ 
das gemeine Volk par Force behaupten, daß das geben wird, wenn die Reduktion (Ermäßigung) 
Holz res commums jen, einfolglich jedermann zu des Rechtholzes durch unnachhaltige Bewirtſchaf⸗ 
beliebigem Gebrauch frei und offen ſtünde, und es tung von Seite des Waldbeſitzers veranlaßt worden 
wollten ſich ſolches auch dato viele nicht nehmen iſt, würde wohl auch für den Fall begründet er: 
laſſen- .. Kreittmayr, Anm. II Kap. 6 815. | Bu 

Solch ausgedehnte Holzbezugsrechte entſtanden 1) Ganghofer-⸗Weber verweiſt auch hier wieder un. 
zu Zeiten und an Orten, wo „weitläufige Waldungen richtigerweiſe auf das Unſchädlichkeitszeugnis! 


—— — — — . — — 
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ſcheinen, wenn die Bewirtſchaftung durch Ver⸗ 
dungen des Waldbeſtandes unnachhaltig wird — 

d. h. nach Abzug der Verwaltungs⸗ und Kultur⸗ 
koſten keinen oder keinen für die Dienſtbarkeiten 
genügenden Ertrag mehr liefert. 

Soweit der Staat Waldeigentümer iſt, werden 
alſo dieſe Normen glatt hingenommen werden 
können. Iſt der Eigner des belaſteten Waldes 
weder der Staat noch eine ihm ähnliche größere 
Korporation öffentlichen Charakters, ſo wird man 
vielleicht bei der Prüfung etwas vorfichtiger fein 
müſſen. 

Im übrigen wird es ja zunächſt nur auf die 
Behauptung des Anmeldenden und deren Glaub⸗ 
haftmachung ankommen. — „Wird die Veräuße⸗ 
rungsbefugnis beanſprucht, muß ſie in das Grund⸗ 
buch eingetragen werden“ (ſ. oben). 

Die Eintragung kann auch dadurch geſchehen, 
daß auf die ſie enthaltende Eintragungsbewilli⸗ 
gung Bezug DLR wird. 8 874 BGB., § 50 
GB0O., 8 381 D 

Ob ſo oder 15 iſt eine reine Zweckmäßig⸗ 
keitsfrage. 

Aber die „ſog. Veräußerungsklauſel“ iſt jo 
wichtig, daß ſie der Deutlichkeit und Sicher⸗ 
heit halber für jeden Grundbuchrichter lieber und 
beſſer im Buch ſteht. 

In dieſem Fall wird dann bei der Bekannt⸗ 
machung der Eintragung des Rechtes an die Be⸗ 
rechtigten auch von ihm Eintragung und Mittei⸗ 
lung gemacht werden müſſen, da ſie doch zum 
weſentlichen an der Eintragung gehört. ($ 62 
der DA. f. GBA.). 

Damit iſt dann alles geſchehen, was zur Klä⸗ 
rung und zur Sicherung der Beteiligten, des Rechtes 
und des Grundbuchs dienlich und angemeſſen iſt. 


III. 

Die dritte hier aufgeworfene Frage iſt eigentlich 
gar keine Rechts⸗, ſondern mehr eine reine Zweck⸗ 
mäßigkeitsfrage. 

Sie wird deshalb am beſten gleich unter Zu⸗ 
grundelegung eines Beiſpieles behandelt. 

Der Staat iſt — ſagen wir — durch Säku⸗ 
lariſierung eines mit hoheitlichen Rechten ausge⸗ 
ſtatteten Kloſters Eigentümer eines großen, von 
4 oder 5 Forſtämtern verwalteten Waldes ge⸗ 
worden, der ſich in mehr oder minder zuſammen⸗ 
haͤngender Ausdehnung über 3 Grundbuchämter 
erſtreckt. 

Auf dieſem Walde ruhen ergiebige Forſtrechte 
— Holzbezugs⸗, Weide⸗ und Streurechte, die 
gruppenweiſe nach Art und Maß ſich gleichen, 
auf 1200 Anweſen in fünf Amtsgerichtsbezirken 
—; fie haften unausgeſchieden auf dem ganzen 
Wald wie auf einem Laſtenkomplex und vollkommen 
gleichmäßig. 

Der Wald iſt nach Umfang, Zuſammenhang 
und Eigenart trotz der Vielheit der Plan-Nummern 
und der Mehrheit der Verwaltungen eine wirt: 
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ſchaftliche und, ſoweit er hier als Rechts- 
objekt in Frage iſt, eine rechtliche 
Einheit. 

Um ihn auch im Grundbuch als ſolche be⸗ 
handeln zu können, bedarf es weiter nichts als 
DB der Eigentümer die mehreren Grundftüde 

d. h. Plan⸗Nummern als ein Grundſtück eintragen 
läßt d. h. einzutragen beantragt. ($ 890 BGB., 
55 314 ff. DA. f. GBAe., 8 86 GB., Art. 5 
AG. z. GB.). 

Dieſen Antrag ſtellt er bei dem einen oder 
bei jedem der hier in Frage kommenden Grund⸗ 
buchämter, in deren Bezirk ſich der als ein Grund: 
ſtück zu behandelnde Wald erſtreckt. 

Das zunäͤchſt höhere Gericht beſtimmt, welches 
Grundbuchamt für die ganze Eintragung zuſtändig 
iſt. (Art. 5 AG. z. GB.). 

Dabei iſt ſelbſtverſtändlich notwendig, daß die 
weitere Vorausſetzung gegeben iſt, daß von der 
Vereinigung zu einem Grundſtück Verwirrung nicht 
zu belorgen it. ($ 4 GB., 88 314 ff. DA.). 

Eine ſolche Beſorgnis iſt überall da ausge⸗ 
ſchloſſen, wo in der 2. Abteilung lediglich die Forſt⸗ 
rechte eingetragen werden, während die 3. Abteilung 
freibleibt oder auch gleichmäßig belaſtet wird. 

Sie iſt auch dann nicht ausgeſchloſſen, wenn 
neben den Forſtrechten auf einer einzelnen Plan⸗ 
Nummer ein Fahrt: oder Brunnenrecht oder dal. 
haften ſollte, weil hier wegen der ſtrengen örtlichen 
und gegenſtändlichen Begrenzung dieſes Sonder⸗ 
rechtes keine Verwirrung entſtehen kann. 

1 Ebenſo einfach iſt die Zweckmäßigkeitsfrage zu 
öſen. 

Selbſtverſtändlich muß eine Vereinigung der 
verſchiedenen z. B. 300 Plan⸗Nummern eintreten. 
Wollte man jeder Plan⸗Nummer ein eigenes Blatt 
geben, müßten 300 mal 1200 Rechte eingetragen, 
alſo 360 000 Eintragungen gemacht werden! 

Wie man die Vereinigungen macht, ob man 
fie zu mehreren oder einem Grundſtlück vereinigt, 
dafür ſoll, wie ſchon oben angedeutet, allein maß⸗ 
gebend ſein, inwieweit dieſe vielen Plan⸗Nummern 
eine wirtſchaftliche und rechtliche Einheit darſtellen. 
Liegt ſolche Einheit vor, ſo iſt auch nur ein 
Grundbuchamt nötig. 

Mechaniſch iſt die Vereinigung zu ſovielen Grund⸗ 
ſtücken, als Grundbuchämter in Frage kommen. 
Denn ſie iſt ohne Vorteil und innere Begründung. 

Sie beſchäftigt im gegebenen Fall drei Grund⸗ 
buchämter, alſo dreimal ſoviel Beamte. Statt 1200 
müſſen 3600 Eintragungen uſw. gemacht werden. 

Es beſteht aber auch Gefahr, daß von den 
verſchiedenen Grundbuchämtern, die ganz dieſelbe 
Sache parallell und unabhaͤngig voneinander zu 
behandeln haben, ſie verſchieden abgewickelt wird. 
Es gibt doch hier Streitfragen und Schwierigkeiten 
genug und wenn dann Anträge von Rechtlern be⸗ 
züglich ganz desſelben Rechtes von dem GBA. I 
ablehnend, vom GBA. II zubilligend und vom 
GBA. III teilweiſe jo und teilweiſe jo entſchieden 
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wird, jo kann eine heilloſe Verwirrung und Auf: 
regung entſtehen und die öffentliche Meinung wird 
darüber ſehr abfällig urteilen, daß man dieſelbe 
Sache drei verſchiedenen Gerichten derſelben In⸗ 
ſtanz in die Hand gegeben hat. Freilich werden die 
Beſchwerdeinſtanzen Unebenheiten und Streitigkeiten 
ausgleichen, die Dienſtaufficht die meiſten von vorne⸗ 


herein beſeitigen können. Aber ob das immer und 


in allen Fällen gelingt, — namentlich wenn die 
Beteiligten gerade einmal ſich fügen, — iſt doch 
nicht verbürgt. 

Man kann hier auch nicht mit Grund ſagen, 
daß die Beteiligten den Anſpruch haben, fi in 
dieſen Angelegenheiten nur an das Grundbuchamt 
ihres Wohnſitzes wenden zu dürfen. Denn für 
die Rechtler ſcheidet dieſer Geſichtspunkt von vorn⸗ 
herein aus; wenn die drei Grundbuchämter, in 
deren Bezirken die belaſteten Plannummern liegen, 
die Sache beſchäſtigen, muß er ſich ja immer an 
alle drei wenden. Er hat alſo mit ſolcher Ver⸗ 
teilung nur mehr Arbeit und Weiterungen. Aber 
auch dem Waldeigentümer geht es ſo und wenn 
es der Staat iſt, ſo iſt es auch hier einfacher und 
ſicherer, die hierauf bezüglichen Geſchäfte durch 
ein hiezu bevollmaͤchtigtes Forſtamt beſorgen zu 
laſſen, als eine Mehrheit von Aemtern damit zu 
belaſten und dabei eine verſchiedene Behandlung 
zu gewärtigen. 

Es empfiehlt ſich alſo, in dieſer Frage ledig⸗ 
lich nach den hier maßgebenden Geſichtspunkten 
zu verfahren, wenn man auch bisher an den 
Grenzen der einzelnen Grundbuchämter haften 
geblieben iſt, — vielleicht weil der zuſammenfaſſende 
Griff neu und ungewohnt war. 


die Kommunmaner. 
Von Dr. Hermann Wein, Notariats praktikant in München. 


In Zeiten wirtſchaſtlichen Niedergangs wird 
häufiger, als in Zeiten des Hochdrucks, verſucht, 
Werte auch von geringerer Bedeutung nutzbar zu 
machen und zu ſichern. Fragen wie: „Kann ich 
meine Kommunmauer verkaufen oder verpfänden?“ 
„Wie kann ich ſie im Grundbuch eintragen laſſen?“ 
begegnen uns nicht ſelten. Und faſt immer zeigt 
die naͤhere Beſprechung, daß auf dieſem Rechts⸗ 
gebiete höchſt verſchwommene und unrichtige An— 
ſchauungen herrſchen. Aber auch in der Fach— 
literatur und Rechtſprechung iſt der Stoff noch 
keineswegs geklärt. Es dürſte deshalb nicht über⸗ 
flüſſig ſein. dieſen ſchwierigen Stoff genauer unter 
die Lupe zu nehmen. 

Begriff der Kommunmauer. Zunächſt 
müſſen wir den Begriff der Kommunmauer jfelt: 
legen. Nicht jede Grenzmauer iſt eine Kommun— 
mauer; eine Mauer, die an der Grenze, jedoch 
ganz auf ſeiten eines Grundſtücks ſteht, iſt keine 


Beitfchrift für Rechtspflege in Bayern. 1918. Nr. 23. 


Kommunmauer; ſie gehört ganz dem Eigentümer 
des Grundes, auf dem ſie errichtet iſt. Beſondere 
Schwierigkeiten wird die Behandlung einer ſolchen 
Mauer nicht bieten. 

Eine Kommunmauer iſt vielmehr eine Mauer. 
die in ihrer Längsrichtung auf der gemeinſamen 
Grenze zweier, verſchiedenen (ſtr.) Eigentümern 
gehörigen Nachbargrundſtücke ſteht. Trennt die 
Kommunmauer zwei unbebaute Grundſtücke, ſo 
wird ſie „Schiedmauer“ genannt (Becher, Materialien 
Bd. J S. 20), ſcheidet fie zwei Gebäude, fo ſei ſie 
als „Hauskommunmauer“ bezeichnet. 

Rechtsquelle. Was das anzuwendende Recht 
anlangt, ſo unterliegen die vor dem Inkrafttreten 
des BGB. errichteten oder erhöhten Kommun⸗ 
mauern hinſichtlich der Eigentumsfrage und der 
Gemeinſchaftsverhältniſſe ſeit 1. Januar 1900 den 
Vorſchriften des BGB. (Art. 173, 1811 EG. 
BGB.), dagegen hinſichtlich der aus den Kommun⸗ 
mauerverhältniſſen fließenden obligatoriſchen Be: 
ziehungen den bisherigen Geſetzen (Art. 170 EG. 
808.) für die unter Beſtellung einer Grunddienſt⸗ 
barkeit errichteten Kommunmauern gibt Art. 184 
EG. BGB. Maß. 

Zur Anpaſſung ans neue Recht fieht das bayer. 
AG. BGB. in den Art. 69 und 70) Uebergangs⸗ 
beſtimmungen vor. 

Für die nach dem Inkrafttreten des BGB. 
erbauten Kommunmauern kommt natürlich nur 
dieſes Geſetz in Betracht. Aber es enthält nur 
in den 88 921 und 922 beſondere Beſtimmungen 
über Grenzmauern und zwar hier auch nur hin⸗ 
ſichtlich der Benützung und Unterhaltung, nichts 
dagegen über die Errichtung. 

Das bayer. AG. BGB. trifft ferner Anordnungen 
für den Fall der Erhöhung einer Kommunmauer 
(Art. 68), dagegen ebenfalls keine Vorſchrift für 
den Fall der urſprünglichen Aufführung. 

Aus dieſem ſpärlichen Fließen der Rechtsquelle 
erklären ſich die widerſtreitenden Anſichten über 
die wichtigſten Fragen. 

Eigentumsverhältniſſe an der Kommun⸗ 
mauer. Als erſte Streitfrage ſei aufgeworfen: 
Wem gehört die Kommunmauer? 

a) Eine Anſicht lautet: Die Errichtung einer 
Kommunmauer ſei eine Art „Ueberbau“ nach 
8 912 BGB.; der Ueberbau ſei keines der Rechte 
im Sinne des §8 95 I 2 BGB.); werde dem: 
nach nicht in Ausübung eines Rechts an einem 
fremden Grundſtück über dieſes gebaut, ſo gehöre 
der Ueberbau, d. i. in unſerm Falle die eine Kommun: 
mauerhälfte nicht ihrem Erbauer, ſondern nach 
dem Grundlage der Anwachſung dem Nachbar.“) 

b) Eine andere Meinung iſt die: Wer mit 
ausdrücklicher oder ſtillſchweigender Zuſtimmung 


1) Der in Art. 70 vorgeſehene Kommunmauerzwang 
beſtand nach Münchner und Nürnberger Recht, ſowie 
nach code civil. 

2) Viel beſtritten; val. BayNotZ. 1907 S. 54. 

) Bay Not. 1907 S. 45 ff. 
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ſeines Nachbarn auf der gemeinſchaftlichen Grenze 
kommun baut, hat in Ausübung eines Rechts an 
dem fremden Grundſtück gebaut; der Mauerteil 
über der Grenze iſt deshalb zunächſt gemäß 8 95 
BGB. nicht Beſtandteil des Nachbargrundſtücks, 
ſondern Beſtandteil des Gebäudes und ſomit des 
Grundſtücks des Bauenden. Baut demnaͤchſt auch 
der Nachbar, ſo hört das Recht des zuerſt Bauenden 
auf und wird die jenſeitige Mauerhälfte nunmehr 
nach 8 94 I BGB. weſentlicher Beſtandteil des 
Nachbargrundſtücks.“) 

c) Eine dritte Aufſaſſung geht dahin, daß die 
Kommunmauer ganz ihrem Erbauer gehört, alſo 
auch inſoweit ſie auf den fremden Nachbargrund 
geſtützt wird, und zwar deshalb, weil das ganze 
Haus einſchließlich der ganzen Kommunmauer eine 
einheitliche Sache ſei, die Mauerhälfte über dem 
fremden Grund und Boden ſei weſentlicher Be⸗ 
ſtandteil des geſamten Bauwerks und teile ſein 
rechtliches Schickſal.“) 

d) Wieder anders iſt folgende Rechtsanſchau⸗ 
ung: Sie geht von demſelben Ausgangspunkt, 
wie unter c aus, nimmt alſo Alleineigentum des 
Erſtbauenden an der Kommunmauer infolge ihrer 
Eigenſchaft als eines weſentlichen Beſtandteils an, 
kommt jedoch zu der bedeutſamen Abweichung, daß 
dieſes Alleineigentum nur bis zum Anbau durch 
den Nachbarn dauert, während mit dem Anbau 
die Kommunmauer auch weſentlicher Beſtandteil 
des angebauten Hauſes werde (8 946 BGB.) und 
nunmehr die Eigentumsgrenze durch die Mauer⸗ 
mitte laufe.“ 


Unterſuchen wir nun dieſe verſchiedenen Lehren! 
Und zwar zunächſt die Rechtsauffaſſung unter a: 
Die Vorſchriften über den Ueberbau (8 912ff. 
BGB.) ') kommen für Kommunmauern nicht in 
Betracht. Vorausſetzung dieſer Vorſchriften iſt, 
daß der Nachbar nicht von vorneherein in die 
Ueberſchreitung der Grenze gewilligt hat. Lag 
nämlich eine vorherige Zuſtimmung vor, ſo wäre 
kein Raum für den Widerſpruch des Nachbarn, 
den 8 912 1 BGB. vorſieht.?) Bei der Kom: 
munmauererrichtung hat aber der Nachbar wohl 
immer in die grenzgemeinſame Bauweiſe dadurch 
eingewilligt, daß er den Bauplan unterzeichnete, 
der ihm zum Zeichen des Einverſtändniſſes vor⸗ 
zulegen war und aus dem die gemeinſame Bau⸗ 
art erſichtlich iſt. 

Auch die Praxis bietet einen Beweisgrund 
dafür, daß die Ueberbauvorſchriften für Kommun⸗ 


) Das BGB. mit beſonderer Berückſichtigung der 
RGRſpr. II. Aufl. I. Bd. zu 8 95 Anm. 5; dagegen JW. 
1911 S. 36620; 1912 S. 4491, S. 1037. 

8) Vgl. BadRpr. 1912, 181. 

) Vgl BaygfR. 1907 S. 483 ff.; Staudinger, BGB. 
5/6. Aufl. Bd. III S. 279. 

) a. M. Roth, Bayer. Zivilrecht 1897 II 1 203 f. 

2) Recht 14 Nr. 3935; RG. vom 2. Dezember 1908: 
die Beſtimmungen über den Ueberbau ſind nicht an⸗ 
wendbar, wenn das Ueberbauen auf Grund eines ge⸗ 
Abkommens ſtattgefunden hat. 
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mauern nicht gelten. Läge nämlich wirklich Ueber⸗ 
bau vor, ſo könnte der Nachbar für die Inan⸗ 
ſpruchnahme ſeines Grundes von dem Bauenden 
eine Ueberbaurente fordern. Nun wird dies aber 
tatſächlich nie vorkommen, vielmehr immer nur 
der umgekehrte Fall, daß der Bauende gegen 
ſeinen Nachbar einen Anſpruch, den Kommun⸗ 
mauerablöſungsanſpruch, geltend macht. 

Nun zur Anſicht unter b: Nach der Aus⸗ 
drucksweiſe des BGB. iſt es ausgeſchloſſen, unter 
einem Rechte „an einem Grundſtück“ ein anderes 
Recht als ein dingliches Recht zu verſtehen; “) 
nur für den auf § 95 fußenden !“) Ueberbau 
(S 912) mag eine Ausnahme gemacht fein. Se: 
denfalls aber kann die bloße Zuſtimmung zur ge⸗ 
meinſamen Bauweiſe nimmermehr die Begründung 
eines „Rechts an einem Grundſtück“ zur Folge 
haben. 

Nehmen wir nun den Fall d vorweg: Da die 
Frage, ob die ganze Kommunmauer weſentlicher Be⸗ 
ſtandteil des erſterbauten Hauſes wird, bei c zu be⸗ 
ſprechen iſt, ſei hier nur unterſucht, ob die Meinung 
richtig iſt, daß ſich bei Anbau durch den Nachbarn 
eine Aenderung in den Eigentumsverhältniſſen voll⸗ 
zieht und zwar derart, daß das bisherige Allein⸗ 
eigentum an der Kommunmauer aufhört und 
nunmehr die Eigentumsgrenze durch die Mitte der 
Mauer geht. Dieſer Eigentumswechſel ſcheint mir 
im Geſetze nicht begründet zu ſein. Insbeſondere 
kann er nicht auf § 946 BGB. geſtützt werden. 
5 946 beſtimmt nur, daß eine bewegliche Sache 
durch Verbindung mit einem Grundſtück von deſſen 
Eigentumsverhältniſſen ergriffen wird, falls ſie 
weſentlicher Beſtandteil wird. Die Kommun⸗ 
mauer iſt aber natürlich keine bewegliche Sache; 
daß die in ſie eingefügten Steine uſw. früher be⸗ 
weglich waren, iſt bedeutungslos. 

Aber auch ſonſt gibt es keine Stütze im Ge⸗ 
ſetz, die für den von ſelbſt eintretenden Eigen⸗ 
tumsübergang ſpraäche. Würde die ganze Mauer 
zunächſt dem Erſtbauenden gehören, ſo könnte das 
Eigentum an der Hälfte der Mauer nur durch 
Auflaſſung und Eintragung auf den Nachbar 
übergehen. 

Es iſt nun nur noch die unter c aufgeftellte 
Rechtsauffaſſung zu prüfen. Es läßt ſich nicht 
leugnen, daß ſie viel Beſtechendes für ſich hat. 
Man wird leicht geneigt ſein, ein Haus, an das 
noch nicht angebaut wurde, mit ſeiner ganzen 
Kommunmauer als ein einheitliches, untrennbares 
Ganzes außzufaſſen. 

Was aber hätte dies für eine Rechtsfolge? 
Wollte ſpaͤter einmal der Nachbar ſelbſt bauen, 
ſo müßte er an fremden Beſitz anbauen und wäre 
auf die Gnade oder Ungnade des Eigentümers 
des Nachbarhauſes angewieſen, ob dieſer ihm den 


) Das BGB. mit beſonderer a der 
RG Rſpr. II. Aufl. I. Bd. zu 8 95 Anm 

80 und wie eine Reallaſt zu ae n (8 914 III 
BG 
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Anbau geſtattet. Denn ein Recht, insbeſondere 
eine Dienſtbarkeitsberechtigung zum Anbau hätte 
er ohne beſondere Vereinbarung nicht.“) 


Dieſe Folge wäre aber unerträglich. Aber 
laſſen wir dieſe Erwägung beiſeite. Darüber be⸗ 
ſteht wohl keine Meinungsverſchiedenheit, daß bei 
gleichzeitigem Aufbau der beiden benachbarten 
Häuſer die Eigentumsgrenze durch die Mitte der 
Kommunmauer läuft. Ebenſo bejaht auch die 
herrſchende Meinung!) im Endergebnis we 
nigſtens, daß bei nachgefolgtem Anbau die mathe⸗ 
matiſche Mittellinie der Kommunmauer das Eigen: 
tum der beiden Nachbaranweſen abgrenzt — eine 
Grenzziehung, die ſchon auf den erſten Blick als 
die natürliche Löſung ins Auge ſpringt und tat⸗ 
ſaͤchlich auch einzig und allein zu einem befriedi⸗ 
genden Ergebnis führt. Wie aber gelange ich 
im Einklang mit dem geltenden Rechte zu dieſem 
Ziele, nach dem die Verkehrsauffaſſung und die 
Rechtslehre drängen? Nachdem wir geſehen haben, 
daß ſich bei Anbau von ſelbſt ein Wechſel in den 
Eigentumsverhältniſſen nicht vollziehen kann, bleibt 
nur übrig, anzunehmen, daß von vorneherein 
die Rechtsgeſtaltung die iſt, daß die eine Haͤlfte 
der Kommunmauer dem Bauenden, die andere 
Hälfte dem Nachbarn gehört und zwar je als 
weſentlicher Beſtandteil des Grundſtücks, auf dem 
ſie ſteht. Und in der Tat iſt dieſe Scheidung 
nach dem geltenden Rechte ſehr wohl möglich, ſie 
löſt ſowohl die vorliegende Eigentumsfrage, wie 
auch die nachfolgenden Fragen durchaus glatt und 
einfach. Mit Unrecht wird in der Bayzift. 1907 
S. 483 ff. angenommen, daß die Kommunmauer 
weſentlicher Beſtandteil nur des Hauſes, nicht da⸗ 
gegen des unbebauten Nachbargrundſtücks iſt. Nach 
§ 93 BGB. find weſentliche Beſtandteile einer 
Sache die, die voneinander nicht getrennt werden 
können, ohne daß der eine oder der andere zer⸗ 
ſtört oder in ſeinem Weſen verändert wird. Aller⸗ 
dings kann man ſagen, daß die Backſteine nebſt 
Mörtel in der einen Kommunmauerhälfte für den 
Beſtand des unbebauten Angrenzergrundſtücks un: 
weſentlich find und daß ſie jederzeit entfernt werden 
könnten, ohne dem Beſtand dieſes Grundſtücks 
einen Eintrag zu tun. Von dem Standpunkt des 
Grundſtücks (im engeren Sinne) könnte man das 
ſchließlich auch bei einem ganzen Haufe ſagen; da⸗ 
gegen vom Standpunkt der Mauer aus iſt nicht 
zu bezweifeln, daß dieſe des Grundſtücks als Stütze 
und Grundlage nicht entraten könnte, ohne ein— 
zuſtürzen; und zwar gilt dies bei der Kommun— 
mauer ohne Frage für jede ihrer beiden Hälften. 
Bedarf aber die Kommunmauer zu ihrem Beſtand 
der Verbindung mit den beiden benachbarten 
Grundſtücken, jo iſt fie eben weſentlicher Beſtand— 
teil dieſer beiden Grundſtücke und zwar von vorne: 


— 


1) Vgl. BadRpr. 1912, 181. 
IN Bay fk. 1907 S. 483; RG. 70, 201; OLG. 


Zeitſchrift für Rechtspflege in Bayern. 1913. Nr. 28. 


benen Landauweſen durch Giterhändler. | 
| zertrümmerungsgeſetz vom 13. Auguſt 1910 bat bei 


herein, da auch die über dem Nachbargrundftüde 
ſtehende Hälfte auch ſchon vor dem Anbau die 
Stütze auf dem Boden und die Verbindung da⸗ 
mit zu ihrem Beſtehen notwendig braucht. 

Hat man aber den Fall, daß ein Gegenſtand 
mit zwei Sachen derart verbunden iſt, daß er 
weſentlicher Beſtandteil der einen wie der andern 
Sache iſt, „dann muß in Anwendung des Grund⸗ 
ſatzes des $ 905 BGB., der auch aus den 
83 921— 923 erſichtlich iſt, das Eigentum an dem 
Gegenſtand in der Weiſe geteilt werden, daß jedem 
Grundſtückseigentümer das Eigentum an dem inner: 
halb ſeiner Grenze befindlichen Teil des Gegen⸗ 
ſtands zuſteht“.“) 

Damit gewinnen wir den Rechtsſatz: Die 
Kommunmauer gehört vor wie nach dem 
Anbau jedem Nachbarn inſoweit, als 
ſie auf ſeinem Boden ſteht. 

Der Grundſatz der Zweiteilung der Kommun⸗ 
mauer gilt nicht nur für die Hauskommunmauer, 
ſondern auch für die Schiedmauer. 

Das iſt die nach dem Geſetze eintretende Eigen: 
tumsgeſtaltung. Durch Vertrag könnte allerdings 
ein anderer Rechtszuſtand geſchaffen werden, nämlich 
dadurch, daß dem Erſtbauenden ein dingliches 
Recht (beſchr. perſ. Dienſtbarkeit, Grunddienſtbarkeit, 
wohl auch Erbbaurecht) zur Benützung des fremden 
Nachbargrundes als Stütze der einen Kommun⸗ 
mauerhälfte eingeräumt würde. Dann würde der 
Erſtbauende in Ausübung eines Rechts an einem 
fremden Grundſtück darüber die eine Kommun⸗ 
mauerhälfte errichten und damit Alleineigentümer 
der geſamten Kommunmauer werden ($ 95 BGB.). 
Dann hätte man aber die unzweckmaͤßige Rechts⸗ 
folge, daß dem Anbauenden von der Kommun⸗ 
mauer gar nichts gehört und alſo das von ihm 
erbaute Haus mit einer Luftſchicht abſchlöſſe, es 
ſei denn, daß durch Befriſtung oder Bedingung 
des eingeräumten dinglichen Rechts oder durch nach⸗ 
trägliche Auflaſſung und Eintragung der über: 
gebauten Mauerhaͤlfte des Eigentum hieran dem 
Nachbarn verſchafft würde. 

Ob es ſich empfiehlt, die Eigentumsfrage in 
Abweichung vom Geſetz durch beſondere vertragliche 
Abmachung zu regeln, iſt eine Tatfrage, die ſich 
nur von Fall zu Fall entſcheiden läßt. 

(Schluß folgt). 


Kleine Mitteilungen. 


Die Zertrümmerung der im Zwangswege erwer⸗ 
Das Güter⸗ 


Zertrümmerung landwirtſchaftlicher Grundſtücke über 


5 ha ein Rücktrittsrecht der Parzellenkäufer, ſowie 


die Pflicht zur Abmarkung des zu veräußernden Grund⸗ 


1 Das Bh B. mit beſonderer Berückſichtigung der 
RGRſpr. 8 91 Anm 1; RG. 70, 209; 72, 272: JW. 1911, 


Nürnberg I. 35. 6. April 1907; BayzfR. 1907 S. 335; 2117; 1911, 366; Seuff A. 67 S. 367; auch NG. 53, 


Bay Not. 1907 S. 45 ff. u. a. 


307; 65, 363. 


Zeitſchrift für Rechtspflege in Bayern. 1913. Nr. 23. 


ſtücks vor der notariellen Beurkundung des Kauf⸗ oder 
Tauſchvertrags feſtgeſetzt. 

Ausnahmen von dieſen Beſchränkungen ſind be⸗ 
ſtimmt für die Fälle des Art. 13 GG., nämlich für 
den Fall, 

1. daß der Güterhändler das zu zertrümmernde An⸗ 
weſen nicht durch ein Rechtsgeſchäft unter 
Lebenden, 

2. daß er es von einem Verwandten oder Verſchwä⸗ 
gerten bis zum 3. Grade, 

3. daß er es als Erbe oder Vermächtnisnehmer aus 
einem Nachlaß erworben hat, 

4. daß der Güterhändler in ſeiner Eigenſchaft als 
Konkursverwalter zertrümmert. 

Die Befreiung erſtreckt ſich ſomit auf Fälle, die 
es regelmäßig ausſchließen, daß der Güterhändler das 
Anweſen zum Zwecke der Zertrümmerung in Aus⸗ 
übung ſeines Gewerbes erworben hat. Nur im erſten 
und im zweiten Fall kann es vorkommen, daß das 
Grundſtück nur zum Gewerbebetrieb erworben wird. 

Ein Erwerb, der nicht durch ein Rechtsgeſchäft 
unter Lebenden erfolgt, iſt u. a. der Erwerb eines 
landwirtſchaftlichen Anweſens im Wege der Zwangs⸗ 
verſteigerung. Denn das Eigentum geht auf den Er⸗ 
ſteher bei der Zwangsverſteigerung durch den Zu⸗ 
ſchlag (8 90 ZwVG.) über, der nach der weitaus 
überwiegenden Meinung in Rechtslehre und Recht⸗ 
ſprechung ein Richterſpruch, ſomit kein Rechtsgeſchäft 
iſt. Somit ſind auf ein zwangsweiſe eingeſteigertes 
Anweſen die Vorſchriften des GG. gemäß Art. 13 
Ziff. 1 nicht anzuwenden, ohne Unterſchied, ob der 
Güterhändler ein Anweſen zum Zwecke der gewerbs⸗ 
mäßigen Zertrümmerung oder aus einem anderen 
Grunde erworben hat. 

Der Güterhändler iſt aber von den Beſchränkungen 
des GGG. nicht nur beim Erwerb, ſondern auch bei 
der Weiterveräußerung befreit, was ſich aus folgen⸗ 
dem ergibt: 

1. Der Wortlaut des Geſetzes. Für die 
Ausnahmefälle des Art. 13 iſt die Anwendbarkeit der 
Vorſchriften des GBG. allgemein ausgeſchloſſen. Die 
Faſſung des Art. 13 „Die Vorſchriften dieſes Geſetzes 
finden keine Anwendung“ läßt nur die eine Auslegung 
zu: ſämtliche Vorſchriften dieſes Geſetzes ſollen nicht 
zutreffen. Hätte der Geſetzgeber beſtimmen wollen, 
daß nur die auf den Erwerb des Anweſens bezüg⸗ 
lichen Vorſchriften außer Kraft bleiben ſollen, ſo hätte 
er eine ſolche Beſchränkung im Geſetze ausdrücken 
müſſen. 

2. Wenn die Befreiungen gemäß Art. 13 ſich nur 
auf den Erwerb beziehen würden, ſo würde gerade 
der Zweck der Vorſchrift vereitelt. Es ſollte ja ge⸗ 
rade die unbeſchränkte Zertrümmerung, d. i. Ver⸗ 
wertung eines Anweſens ermöglicht werden, wenn aus 
„erbrechtlichen oder familienrechtlichen Gründen“, wie 
ſich Braun Anm. 1 zu Art. 13 ausdrückt, eine Zer⸗ 
trümmerung erforderlich ſein ſollte. Da aber der 
Erwerb im Wege der Zwangsverſteigerung dem Er⸗ 
werb durch Verwandtſchaft oder Erbſchaft gleichge⸗ 
ſtellt iſt, ſo ergibt ſich hieraus, daß auch auf die 
Weiterveräußerung und Zertrümmerung eingeſteigerter 
Anweſen das GG. nicht anzuwenden iſt. 

3. Eine Befreiung nur von den Beſchränkungen 
des Erwerbs feſtzuſetzen, wäre in vielen Fällen der 
Ziff. 1 unnötig, aber auch unmöglich, da eine Be⸗ 
ſchränkung z. B. bei der Zwangsverſteigerung gegen 
reichsgeſetzliche Vorſchriften verſtoßen würde und des⸗ 
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halb die Vorſchriften des Geſetzes an und für ſich 
nicht zutreffen würden. Z. B. wäre die Einräumung 
eines Vorkaufsrechtes oder eines Rücktrittsrechtes bei 
Zwangsverſteigerungen und bei Erwerb durch Erb⸗ 
fall begrifflich und reichsrechtlich unmöglich. Die Er⸗ 
leichterung des Art. 13 kann ſich alſo in ſolchen Fällen 
nur auf die Weiterveräußerung erworbener Anweſen 
beziehen. 

4. Auch aus dem Wortlaut „erworben — hat“ er⸗ 
gibt ſich das gleiche, da zu den Art. 1, 5 jeweils das 
Zeitwort in der Gegenwart gebraucht wird, was nicht 
anders auszulegen iſt, als daß die Beſtimmungen des 
G.38G. für Handlungen nach dem Erwerb eines An: 
weſens wegfallen ſollen. 

Beim Erwerb eines landwirtſchaftlichen Anweſens 
durch einen Güterhändler im Wege der Zwangsver⸗ 
ſteigerung fallen weg: 

1. das Vorkaufsrecht nach Art. 1, 

2. die Anzeige an das Bezirksamt nach Art. 2, 
bf 3. das Rücktrittsrecht des Verkäufers gemäß Art. 5 

. 1. 

Bei der Zertrümmerung ſolcher Anweſen bleiben 
außer Anwendung: 

1. Das Rücktrittsrecht des Parzellenkäufers nach 
Art. 5 Abſ. 2 nebſt den hiemit zuſammenhängenden 
8 9 des Art. 5 (Abſ. 2, 3, 4, 5, 6) und des 


2. Die Abmarkungspflicht des Güterhändlers ge⸗ 
mäß Art. 7 

Nicht berührt werden durch dieſe Erleichterungen 
die forſtgeſetzlichen Vorſchriften nach dem Geſetz vom 
26. Februar 1908. 

Vorausſetzung für die Erleichterungen nach Art. 13 
iſt der Erwerb und die Veräußerung desſelben Anweſens 
oder Grundſtücks durch den gleichen Güterhändler oder 
durch die Güterhändlergeſellſchaften. Erfahrungs⸗ 
gemäß hat ſich gerade im Güterhandel die Form der 
Geſellſchaft nach dem bürgerlichen Recht eingebürgert. 
Zur Erleichterung des Geſchäftsverkehrs, der durch 
die notarielle Beurkundung ohnehin ſchwerfällig genug 
iſt, wird aber häufig ein Anweſen nur auf den Namen 
eines Güterhändlers umgeſchrieben, wenn auch meh⸗ 
rere Händler daran beteiligt ſind. Ebenſo bilden ſich 
auch bei Zwangsverſteigerungen öfters Geſellſchaften 
zum Erwerb des zu verſteigernden Anweſens, wobei 
aber nur einer der Händler ein Gebot legt, auf ſeinen 
Namen der Zuſchlag erteilt und das Grundſtück um⸗ 
geſchrieben wird, obgleich das Grundſtück auf gemein⸗ 
ſchaftliche Rechnung erworben und veräußert werden ſoll. 

Trifft nun Art. 13 auch dann zu, wenn der mit⸗ 
beteiligte Händler das Anweſen zertrümmert, dem 
formell der Zuſchlag nicht erteilt wurde, auf deſſen 
Namen das Grundſtück nicht mitumgeſchrieben worden 
iſt? Natürlich kann eine ſolche Zertrümmerung nur 
mit notarieller Vollmacht des eingetragenen Güter⸗ 
händlers erfolgen. 

Steht dem Parzellenkäufer das Rücktrittsrecht 
gemäß Art. 5, 6 zu, wenn er mit dem beteiligten, aber 
nicht eingetragenen Güterhändler abſchließt? Die 
Frage wäre zu bejahen, wenn man nur die äußere 
Erſcheinungsform in Betracht zieht, in der die Ge⸗ 
ſchäfte geſchloſſen werden, da die Vorrechte des Art. 13 
nur für den Güterhändler beſtehen, der das Anweſen 
eingeſteigert hat. Der Güterhändler, der die Ver⸗ 
äußerung vorgenommen hat, iſt aber ein anderer 
Händler, als derjenige, der das Anweſen im Wege 
der Zwangsverſteigerung erworben hat. Auf den nicht 
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eingetragenen Güterhändler könnten die Beſtimmungen 
des Art. 5 Abſ. 6 angewendet werden, denn der nicht⸗ 
eingetragene Güterhändler, der mit Vollmacht des 
Eingetragenen einen Veräußerungsvertrag beurkunden 
läßt, könnte als Güterhändler erachtet werden, der 
nur als Vertreter eines anderen handelt. Es käme 
auch Art. 12 Abſ. 1 Ziff 3 in Frage, wenn der nicht 
eingetragene Güterhändler am Geſchäft beteiligt iſt, 
ſomit ein gemeinſchaftlicher Erwerb vorliegt. 

Dieſe Löſung wäre aber nicht gerecht. Wenn der Er⸗ 
werb durch die Zwangsverſteigerung die Beſtimmungen 
des G3. beſeitigen ſoll und wenn mehrere Güter⸗ 
händler von vorneherein eine Geſellſchaft zum Erwerb 
eines Anweſens im Wege der Zwangsverſteigerung 
gebildet haben, dann dürfte es keine Rolle ſpielen, auf 
weſſen Namen formell das Anweſen eingetragen wird. 

Das Verhältnis der Güterhändler iſt ein Geſell⸗ 
ſchaftsverhältnis nach 8 705 BGB. Das Grundſtück 
wäre an und für ſich der Geſellſchaft aufzulaſſen und 
auf den Namen der Geſellſchaft umzuſchreiben, was 
allerdings in vielen Fällen nicht geichiebt; ſolange 
das Grundſtück auf die Geſellſchaft nicht umgeſchrieben 
iſt, beſteht hiezu nur eine obligatoriſche Verpflichtung 
des Geſellſchafters, auf deſſen Namen das Grundſtück 
eingetragen iſt. Die Verfügung über ein ſolches nicht 
auf den Namen der Geſellſchaft eingetragenes Grund⸗ 
ſtück iſt aber trotzdem wirkſam, weil der eingetragene 
Grundſtückseigentümer die Verfügung zugunſten des 
Geſellſchaftsvermögens erlaubt. 

Die Vornahme eines Veräußerungsgeſchäftes durch 
den nicht eingetragenen Güterhändler, der Geſell⸗ 
ſchafter iſt, iſt ſomit nicht eine Verfügung eines 
fremden Güterhändlers, ſondern eine Verfügung eines 
Geſellſchafters, die rechtlich genau ſo zu behandeln iſt, 
wie die Verfügung des Güterhändlers, auf deſſen 
Namen das Geſellſchaftsvermögen eingetragen iſt. Die 
Verfügung über das Grundſtück iſt nur eine Verfügung 
über Geſellſchaftsvermögen, zu der alle Geſellſchafter 
berechtigt find, die namens der Geſellſchaft handeln 
ſollen. Hieraus folgt, daß die Vorſchriften des GG. 
dann nicht anwendbar ſind, wenn die Verfügung über 
ein ſolches Geſellſchaftsgrundſtück, das nicht auf den 
Namen der Geſellſchaft eingetragen iſt, durch den 
Güterhändler getroffen wird, auf deſſen Namen das 
Grundſtück nicht eingetragen iſt, der alſo zur Ber: 
fügung einer Vollmacht des Güterhändlers bedarf, auf 
deſſen Namen das Grundſtück umgeſchrieben iſt. 

Wird der Geſellſchaſtsvertrag erſt nach dem 
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Ein Unterſchied wird allerdings entſtehen, wenn eine 
Geſellſchaft Grundſtücke von einem Verwandten eines 
Güterhändlers erwirbt, der Geſellſchafter iſt. In 
einem ſolchen Fall ſtehen ſich eben als Vertragsteile 
die Geſellſchaft und der Verkäufer gegenüber. Da 
die Geſellſchaft nicht in einem Verwandtſchaftsver⸗ 
hältnis zum Veräußerer ſtehen kann, ſo trifft Ziff. 1 
des Art. 13 nicht zu. 

Dieſe Fälle ſind meines Wiſſens noch nicht in 
der Rechtſprechung behandelt worden. Infolge der 
ſtändig zunehmenden Zwangsverſteigerungen dürften 
dieſe Fragen an Bedeutung gewinnen, da es ſehr leicht 
möglich iſt, daß die Güterhändler, welche ihr Gewerbe 
noch ausüben wollen, durch Erwerb von Anweſen bei 
Zwangsverſteigerungen die Erſchwerungen des Ge⸗ 
ſetzes vom 13. Auguſt 1913 auszuſchalten verſuchen. 


Rechtsanwalt Dr. Theilheimer in München. 


Die Nichtgeltung des Spezialitätsgrundſatzes in 
Auslieſerungsverkehr mit Oeſterreich. Zwei ſehr ver⸗ 
breitete Bücher über internationales Strafrecht, näm⸗ 
lich Groſch, das Deutſche Auslieferungsrecht, und Lam⸗ 
maſch, Auslieferungsrecht und Aſylrecht, enthalten 
über den Spezialitätsgrundſatz im Auslieferungsver⸗ 
kehr zwiſchen Deutſchland und Oeſterreich eine Meinung. 
welche von der Praxis nicht geteilt wird. Nach dem 
Spezialitätsgrundſatz iſt die Verfolgung des Ausge⸗ 
lieferten wegen einer vor der Auslieferung begangenen, 
im Aus lieferungsgeſuch und der ihm entſprechenden 
Entſchließung nicht aufgeführten Tat ausgeſchloſſen. 
Die genannten Schriſtſteller find der Meinung, daß 
dieſer Grundſatz auch im Verkehr zwiſchen Deutſch⸗ 
land und Oeſterreich gelte. Die Praxis richtet ſich 
jedoch danach nicht. Für die deutſchen Behörden dürfte 
von Bedeutung ſein, daß auch von der maßgebenden 
öſterreichiſchen Zentralbehörde ſein Nichtbeſtehen an⸗ 
erkannt wurde.“) 

Die Auslieferung zwiſchen Deutſchland und Oeſter⸗ 
reich beruht auf dem Beſchluß des Deutſchen Bundes 
vom 26. Januar 1854. Er enthält keine Beitimmungen, 
wonach im Auslieferungsverkehr zwiſchen den frag: 
lichen Staaten der Grundſatz der Spezialität zu gelten 
hätte, zufolge deſſen der Ausgelieferte nur wegen jener 
Delikte verfolgt werden dürfe, derentwegen die Aus: 


lieferung ausdrücklich bewilligt wurde. 


Erwerb durch die Zwangsverſteigerung geſchloſſen, 


dann find die Vorſchriften des GBG. anzuwenden; 


denn die Güterhändlergeſellſchaft hat dann das Grund⸗ 


ſtück nicht durch die Zwangsverſteigerung erworben, 
ſondern durch ein Rechtsgeſchäſt unter Lebenden. Die 
Verfügung über dieſes Geſellſchaftsvermögen unter⸗ 
liegt den Beſchränkungen des Geſetzes. 

Zweifellos iſt das Geſetz anzuwenden, wenn ein 
Güterhändler ein von einem Dritten eingeſteigertes 
Anweſen in deſſen Namen zertrümmert, da in einem 
ſolchen Fall nicht der Güterbändler das Anweſen er- 
worben hatte, ſomit kein Fall des Art. 13 Ziff. 1 
vorliegt, ferner dann, wenn ein Dritter das Anweſen 
für Rechnung des Güterhändlers einſteigert. 

Dieſelben Grundſätze werden im allgemeinen auch 
für den Fall zu gelten baben, daß ein Güterhändler 


von einem Verwandten landwirtſchaftliche Grund⸗ 


ſtücke erwirbt und zertrümmert, ſelbſt wenn der Er— 
werb nur zum Zweck der Zertrümmerung erfolgt. 


Das K. K. Juſtizminiſterium hat in einem Erlaß 
vom 14. Mai 1903 (wie auch ſchon vom 13. Februar 
1900) dieſe Anſicht gebilligt. Sie ft für die öſter⸗ 
reichiſchen Gerichte bindend. Wenn alſo die Auslieſe⸗ 
rung in einem beſtimmten Fall vom öſterreichiſchen 
Juſtizminiſterium ohne Vorbehalt zugeſtanden wurde, 
ſo iſt der verfolgende deutſche Staat in der Verfolgung 
des Ausgelieferten wegen Auslieferungsdelikten in 
keiner Weiſe beſchränkt, auch ohne daß eine weitere 
Bewilligung des ausliefernden Staates erteilt wird. 
Die deutſchen Behörden brauchen alſo auch keine aus⸗ 
drückliche Bewilligung von dem öſterreichiſchen Staat 
einzuholen. 1 

Wenn daher die genannten Schriftſteller wiſſen ⸗ 
ſchaftlich berechtigt ſind, wegen der Wichtigkeit des 
Spezialitätsgrundſatzes im Auslieferungsrecht aus der 

1) Groſch a. a. O. Aufl. von 1902 S. 25; Lam⸗ 
maſch a. a. O. Aufl. von 1887 S. 742 VI. Buch § 1 am 
Schluß, 8 5 S. 755. 
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Nichterwähnung dieſes Grundſatzes in der maßgeben⸗ 
den Rechtsquelle ſeine Geltung und nicht ſeinen Weg⸗ 
fall zu folgern, ſo wäre doch wohl ein Hinweis auf 
die entgegenſtehende Praxis und die neueren Ent⸗ 
ſchließungen an den angeführten Stellen angebracht. 
Im Verkehr zwiſchen Oeſterreich, Preußen und Sachſen 
iſt die Nichtgeltung dieſes Grundſatzes auch vom Reichs⸗ 
gericht (Entſch. 43, 264 ff.) anerkannt worden. 


III. Staatsanwalt Wilhelm in München. 


Iſt 8 739 30. anf andere Güterfläude analog 
anwendbar? Eine Ehefrau wurde wegen einer vor⸗ 
ehelichen Schuld in Anſpruch genommen. Da ſich im 
Güterrechtsregiſter über den Güterſtand der Eheleute 
kein Eintrag fand, wurde der Ehemann gemäß 8 739 
ZPO. auf Duldung der Zwangsvollſtreckung mit vers 
klagt. In der mündlichen Verhandlung wurde für 
den Ehemann geltend gemacht, er ſei öſterreichiſcher 
Staatsangehöriger, daher ſei die Duldungspflicht nicht 
gegeben. Das Amtsgericht München verurteilte mit 
folgender Begründung: 


„Gemäß Art. 15 EG. BGB. gilt für das eheliche 
Güterrecht der Ehegatten das öſterr. allgemeine BGB. 
Nach öſterr. Rechte bringt die Ehe an und für ſich keine 
Veränderung in den Vermögensverhältniſſen der Ehe⸗ 
gatten hervor, 88 1237 und 1238 Oeſt ABGB. ſtellen 
nur eine geſetzliche Vermutung dahin auf, daß die Ehe⸗ 
gattin dem Manne als geſetzmäßigem Vertreter (8 91 
a. a. O.) die Verwaltung ihres freien Vermögens an⸗ 
vertraut habe. Dieſe Regelung im Zuſammenhalte 
mit der Beſtimmung der öſterr. ExekO. über Pfändung 
beweglicher Sachen (§ 253 ExekO.) und der über den 
Begriff des Gewahrſams gegebenen Inſtruktion für 
Vollſtreckungsorgane (vgl. Schauer, ExekO., 3. Aufl. 
zu 8 253 a. a. O. Anm. 1) legen es nahe, auch bei öſterr. 
Ehegatten in Oeſterreich ſelbſt an Vollſtreckungsſchwierig⸗ 
keiten zu denken, die ſich aus dem Verwaltungsrechte 
und dem Gewahrſam des Haushaltungsvorſtandes er⸗ 
geben können und demnach ſchon aus dieſem Rechte 
einen Anſpruch darauf abzuleiten, daß der Mann die 
geſetzlich zuläſſige Vollſtreckung nicht hindere. 

Ein derartiger allgemeiner Anſpruch muß erſt recht 
nach den im deutſchen Rechte getroffenen Beſtimmungen 
über die Pfändung beweglicher Sachen und aus dem 
ehelichen Verhältniſſe an ſich dem Gläubiger zuge⸗ 
billigt werden, da es ſonſt der Mann in der Hand 
hätte, jede Vollſtreckung zu hindern. Vgl. SS 758 und 
808 ZPO. zuſammen mit dem Begriffe des Gewahr⸗ 
ſames, den der Haushaltungsvorſtand unabhängig von 
einem Rechte an den Sachen hat, ausgenommen die 
perſönlichen Gebrauchsgegenſtände der Ehefrau. (Vgl. 
Gaupp⸗Stein, 4. Aufl. zu $ 808 II, 2). Dieſer Anſpruch 
iſt unabhängig vom Güterrecht und geht daher auch 
nicht, wie der zur Ueberwindung des Verwaltungs- 
und Nutznießungsrechtes des Ehemanns bei dem geſetz⸗ 
lichen Güterſtande gegebene Anſpruch aus 8 739.3 PO.auf 
Duldung der Zwangsvollſtreckung in das eingebrachte 
Gut, ſondern auf Duldung der Vollſtreckung in das 
Vermögen der Ehefrau überhaupt. (Vgl. Rſpr. OLG. 
Bd. 15 S. 160/161). Dieſer Schutz des Gläubigers 
vor Kolliſionen bedeutet für den Ehemann inſoferne 
keine erhebliche Beläſtigung, als er ſich durch ſofortiges 
Anerkenntnis vor Prozeßkoſten ſchützen kann. Der im 
Urteilsſpruch gewährte Anſpruch iſt zwar dem Wort— 
laute nach von dem klägeriſchen Antrage etwas ver— 
ſchieden;') er gewährt dem Kläger aber ſachlich nichts 


) Verurteilung nicht, wie beantragt, zur Duldung 
der Zwangsvollſtreckung in das eingebrachte Gut der 
Frau, ſondern in das Vermögen der Frau. 
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anderes als die Möglichkeit, das Urteil gegen die Ehe⸗ 
frau zu vollſtrecken, was er ja mit ſeinem Antrage 
bezweckte. Eine ſamtverbindliche Koſtenhaftung des 
Ehemanns neben der Ehefrau könnte beim Vorliegen 
des geſetzlichen Güterrechts des deutſchen BGB. auf 
Grund der §8 1387/8 BGB. in Frage kommen, ſoweit 
es ſich um die Koſten der Rechtsverfolgung in der 
Richtung gegen die Ehefrau handelt. Das öſterr. Recht 
ermöglicht eine derartige Verurteilung nicht. Für die 
Koflen iſt daher § 91 mit 8 100 ZPO. maßgebend.“ 


Der beklagte Ehemann legte Berufung ein; das 
Landgericht München I hob das Urteil auf und wies 
die Klage in der Richtung gegen den Ehemann ab. 
Die Gründe des landgerichtlichen Urteils ſind folgende: 


„Eine Verurteilung des Ehemannes zur Duldung 
der Zwangsvollſtreckung in das eingebrachte Gut ſeiner 
Ehefrau iſt nach dem Inhalte des 8 739 ZPO. nur 
erforderlich bei dem Güterſtande der Nutznießung und 
Verwaltung, der Errungenſchafts⸗ und Fahrnisgemein⸗ 
ſchaft nach deutſchem Rechte. (88 1373 ff., 1519 1; 
1549 ff. BGB.). Bei einem anderen Güterftande fit 
eine ſolche Duldung nicht erforderlich und im Geſetze 
auch nicht vorgeſehen. Der 8 739 ZPO. geſtattet keine 
analoge Anwendung. Wenn bei einem anderen Güter: 
ſtande der Ehemann Vermögen ſeiner Frau in Händen 
hat, ſei es auf Grund eines Verwaltungsrechtes oder 
auf Grund irgendeines mit der Frau geſchloſſenen 
Rechtsgeſchäftes, ſo hat die Ehefrau lediglich den An⸗ 
ſpruch auf Herausgabe dieſer Gegenſtände und der 
Gläubiger kann dann nur dieſen Anſpruch pfänden und 
nach Ueberweiſung geltend machen. 

Die vom Erſtrichter geltend gemachten Gründe der 
Zweckmäßigkeit für ein anderes Vorgehen können nicht 
als richtig anerkannt werden und laſſen ſich nach dem 
Wortlaut des Geſetzes auch nicht aufrecht erhalten. 
Unbeſtritten leben die beklagten Eheleute in dem Güter⸗ 
ſtande des Oeſta BGB. Darnach beſteht Gütertrennung 
(8 1237 a. a. O.). Der Ehemann hat lediglich die Ver⸗ 
mutung für ſich, daß ihm die Frau die Verwaltung 
ihres Vermögens übertragen hat (§ 1238 a. a. O.). In⸗ 
folgedeſſen kann auch der beklagte Ehemann nicht zur 
Duldung der Zwangsvollſtreckung verurteilt werden. 
Der Kläger kann, wenn der mitbeklagte Ehemann ſich 
allenfalls der Zwangsvollſtreckung in das Vermögen 
ſeiner Ehefrau widerſetzt, lediglich den Anſpruch der 
Ehefrau auf Herausgabe im Wege der 88 828 ff. ZPO. 
pfänden laſſen.“ 


Die Frage iſt von erheblicher praktiſcher Be⸗ 
deutung und auch theoretiſch lehrreich. Das Lands 
gericht verneint die praktiſche Notwendigkeit einer Ver⸗ 
urteilung des Ehemannes beim Vorliegen eines im 
§ 739 ZPO. nicht vorgeſehenen Güterſtandes. Dieſe 
Meinung iſt unrichtig. 

Auch der in Gütertrennung oder im geſetzlichen 
Güterſtande des öſterreichiſchen Rechtes lebende Ehe⸗ 
mann kann der Zwangsvollſtreckung als Beſitzer der 
zum Frauenvermögen gehörenden Sachen widerſprechen 
(8 758 mit 8 808 ZPO.). Das Landgericht verweiſt 
den Gläubiger im Falle des Widerſpruches des Ehe⸗ 
mannes gegen die Zwangsvollſtreckung auf den Weg 
der Anſpruchspfändung. Es wird nun in den ſeltenſten 
Fällen dem Gläubiger bekannt ſein, welche einzelnen 
pfändbaren Gegenſtände zum Vermögen der Ehefrau 
gehören. Eine genaue Bezeichnung der Sachen iſt 
aber unerläßliche Vorausſetzung für die Anſpruchs⸗ 
pfändung. Es müßte alſo nach fruchtloſem Verſuch 
der Pfändung zunächſt der Weg des Offenbarungseids⸗ 
verfahrens eingeſchlagen werden, um dieſe einzelnen 
Gegenſtände zu erfahren. Zudem iſt es recht 
zweifelhaft, ob während der Dauer der Ehe und 


des gemeinſchaftlichen Haushaltes ein Anſpruch auf 
Herausgabe der Gegenſtände des Frauenvermögens 
üverhaupt beſteht. Der Gläubiger müßte alſo unter 
Umſtänden noch einen zweifelhaften Prozeß anfangen. 
Er wäre demnach im Falle der Gütertrennung un⸗ 
zweifelhaft weit ungünſtiger geſtellt als im Falle der 
doch begrifflich dem Gläubiger ungünſtigeren Güter⸗ 
ſtände des 8 739 ZPO. Alſo das Vorliegen eines 
praktiſchen Bedürfniſſes auf Verurteilung des Ehe⸗ 
mannes zur Duldung der Zwangsvollſtreckung kann 
nicht bezweifelt werden. 

Gibt es aber eine geſetzliche Handhabe, welche 
dieſe Verurteilung ermöglicht 7 Sehen wir uns in der 
Literatur um, ſo finden wir, daß eine Reihe von Ge⸗ 
richten den Anſpruch auf Duldung der Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung auch bei Gütertrennung zuläßt. (Vgl. Rſpr. 
d. OLG. Bd. 20 S. 334, Recht Bd. 15 Nr. 1357). 
Die Frage wird wohl darauf hinauslaufen, ob eine 
analoge Anwendung des 8 739 ZPO. auf andere 
dort nicht bezeichnete Güterſtände zuläſſig iſt. Seuf⸗ 
fert in der 8. Aufl. ſeines Kommentars, Anm. 5 zu 
8 739 geſtattet die analoge Anwendung auf Fälle 
des früheren Rechts, die nicht in das neue Recht über⸗ 
geleitet ſind. Die meiſten anderen Kommentare ver⸗ 
halten ſich vollſtändig ablehnend und verneinen ſchlecht⸗ 
hin die Anwendbarkeit des 8 739 auf andere Güter⸗ 
ſtände insbeſondere auf die Gütertrennung. Die analoge 
Anwendung auf andere Fälle wird dann als zuläſſig 
zu erachten fein, wenn 8 739 ZPO. Ausfluß eines all⸗ 
gemeinen Grundſatzes iſt, nicht dagegen, wenn man 
un Inhalt als eine Sondervorſchrift auffaſſen muß. 

§ 739 iſt keine prozeſſuale Beſtimmung, obſchon 
ſie ſich in der Prozeßordnung findet, ſie iſt vielmehr 
materiell⸗rechtlicher Natur, Sie iſt ein Ausfluß der Vor⸗ 
ſchriften des ehelichen Güterrechtes. In all den Fällen, 
wo nach materiellem Recht das Frauenvermögen trotz 
der Verwaltung und des Beſitzes des Ehemannes oder 
trotz eines der beiden den Gläubigern haftet, beſteht 
der Anſpruch auf Duldung der Vollſtreckung gegen den 
Ehemann. Sogar, wenn die Vorſchrift des 8 739 ZPO. 
nicht beſtände, müßte man aus der Haſtung des Frauen⸗ 
vermögens den Duldungsanſpruch gewinnen. Wenn nun 
das Geſetz den Duldungsanſpruch ausdrücklich für die 
zweifelhafteren Fälle zugeſteht, in denen nach dem Güter⸗ 
rechte dem Ehemann Verwaltung, Nutznießung und Beſitz 
des Frauenvermögens zuſteht, ſo folgt doch daraus für 
die Fälle der Gütertrennung und des Vorbehalts— 
gutes mit zwingender Notwendigkeit, daß für ſie dieſer 
Anſpruch erſt recht gegeben iſt. Es wäre doch auch 
ein Unding, wenn man annehmen wollte, daß bei der 
Gütertrennung und bei Inanſpruchnahme der Haftung 
des Vorbehaltsgutes der Ehemann günſtiger geſtellt, 
der Gläubiger zu langwierigerem und koſtſpieligerem 
Vorgehen gezwungen ſein ſolle als in den Fällen des 
§ 739 ZPO., wo dem Ehemann ſogar geſetzliche Rechte 
am Frauenvermögen zuſtehen! Das praktiſche Bedürf⸗ 
nis ſtößt alſo auf keinerlei theoretiſche Schwierigkeiten, 
wenn man nicht am Buchſtaben des $ 739 3PO. haftet, 
ſondern ſeinen Sinn und ſeine Zuſammenhänge mit 
den Beſtimmungen des ehelichen Güterrechtes ins 
Auge faßt. 

Rechtsanwalt Dr. Teutſch in München. 
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Die Gebührenpflichtigkeit des Berweifungsöbeſchluſſes 
nach § 697 350. In Nr. 19 der Zeitſchrift für 
Rechtspflege in Bayern (Jahrgang 1913) hat Lands 
gerichtsrat Gerſtlauer in Augsburg eingehend die Frage 
erörtert, ob der Verweiſungsbeſchluß des 8 697 3PO. 
gebührenpflichtig iſt. Er kommt im Gegenſatz zur 
Rechtſprechung zahlreicher Gerichte ſowie zur An⸗ 
ſchauung namhafter Kommentatoren der ZPO. und 
des GKG. zu dem Ergebnis, daß hiefür die /1% Ge 
bühr des 8 26 GKG. nicht angeſetzt werden dürfe. 
Dieſer Anſicht hat ſich nunmehr auch das Kammer⸗ 
gericht Berlin durch den Beſchluß vom 8. März 1913 
angeſchloſſen (vgl. OL GRſpr. Bd. 25 S. 128). In 
dem Falle, der dort zur Entſcheidung ſtand, haben 
ſich die Parteien nach der infolge des Widerſpruchs 
des Schuldners notwendig gewordenen Verweiſung 
des Rechtsſtreits an das Landgericht verglichen, ohne 
daß es zu einer mündlichen Verhandlung beim Amts- 
gericht gekommen wäre. Das Kammergericht hat nun 
die Begründung der Gebührenpflichtigkeit des Ver⸗ 
weiſungsbeſchluſſes aus 8 26 Nr. 1 GKG. abgelehnt, weil 
es ſich nicht um eine prozeßhindernde Einrede im Sinne 
des 8 274 38 PO. handle, die aus 8 26 Nr. 2 GKG. zu be⸗ 
werten ſei, weil auch nicht eine Berückſichtigung der Un⸗ 
zuſtändigkeit des Gerichts von Amts wegen vorliege. 
Der Ueberweiſungsbeſchluß ſei vehtlich vielmehr eine 
prozeßleitende Verfügung und rein formal. Es ſei 
nicht die Abſicht der Novelle zur ZPO. vom 1. Juni 
1909 geweſen, das Verfahren zu verteuern, ſie habe 
vielmehr den Gebrauch des Mahnverfahrens erleich⸗ 
tern wollen. 

Damit hat das Kammergericht die Auffaſſung des 
Oberlandesgerichts München (vgl. OL GRſpr. Bd. 25 
S. 281), daß der Verweiſungsbeſchluß des 8 697 ZPO. 
als „andere Entſcheidung“ im Sinne des 8 18 Nr. 3 
GKG. gebührenpflichtig ſei, abgelehnt und ſich für 
die Anwendbarkeit des 8 47 Nr. 1 GKG. entſchieden. 
Es wäre zu wünſchen, daß auch die übrigen un 
ſich aus Gründen der Billigkeit der Auffaſſung des 
Kammergerichts anſchließen würden. 


Rechtspraktikant Dr. Jedermann in Fürth. 


Aus der Rechtſprechung. 
Reichsgericht. 
Zivilſachen. 

J. 


Schadenserſatzanſpruch des Erwerbers eines Grund: 
ſtücks, den der Veräußerer argliſtig über die Fälligkeit 
von Hypotheken getäuſcht hat? Setzt der Auſpruch einen 
urſächlichen Zuſammenhang voraus r der Fallig⸗ 
keit und dem Schaden? Iſt es von Bedentung, Da der 
Erwerber eine Gelegenheit die Zwangs verſteigerung 'ab⸗ 
zuwenden unbenutzt gelaſſen und das Grundſtück ent⸗ 
wertet hat? Aus den Gründen: Das Os. hat 
feſtgeſtellt, daß die auf dem vom Kläger eingetauſchien 
Grundſtücke eingetragenen Hypotheken von Suu M, 
10000 M und 14000 M zur Zeit des Vertragsſchluſſes 
gekündigt waren, und daß der Beklagte dies gewußt 
und argliſtig verſchwiegen hat, um den Tauſch herdei— 
zuführen. Es erachtet auch für „ohne weiteres glaub— 
haft“, daß der Kläger den Vertrag bei Kenntnis der 
Kündigungen nicht abgeſchloſſen hätte, lehnt aber eine 
Schadenserſatzpflicht des Beklagten, was zunächſt die 
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Kündigung der Hypothek von 8000 M und die Fällig⸗ 


keit der Hypothek von 14000 M anlangt, deshalb ab, 


weil dieſe Kündigung und dieſe Fälligkeit nicht urſäch⸗ 
lich ſeien für den entſtandenen Schaden. Mit Recht 
beanſtandet dies die Reviſion als rechtsirrtümlich. 
Nach dem $ 826 BGB., den das OLG. feiner recht⸗ 
lichen Würdigung des Sachverhalts mit Recht zugrunde 
l hat, hängt die Verpflichtung des Beklagten zum 
rſatz des vom Kläger als ſogenanntes negatives Ver⸗ 
tragsintereſſe geltend gemachten Schadens davon ab, 
ob dem Kläger dieſer Schaden durch jenes feſtgeſtellte, 
ohne Frage gegen die guten Sitten verſtoßende arg⸗ 
liſtige Verſchweigen des Beklagten verurſacht worden, 
und ob der Beklagte ſich dieſer ſchädigenden Folge 
ſeines argliſtigen Verhaltens wenigſtens als einer — 
nicht bloß entfernten — Möglichkeit bewußt geweſen 
iſt. Danach kommt es auf einen urſächlichen Zuſammen⸗ 
hang nur zwiſchen dem argliſtigen Verſchweigen der 
Kündigung der Hypothek von 8000 M und der Fällig⸗ 
keit der Hypothek von 14000 M einerſeits und dem 
geltend gemachten Schaden anderſeits an, und dieſer 
urſächliche Zuſammenhang iſt ohne weiteres mit der 
Annahme gegeben, daß der Kläger bei Kenntnis der 
Kündigung und der Fälligkeit den Vertrag mit dem 
Beklagten nicht abgeſchloſſen hätte; denn das, was der 
Kläger als Schadenserſatz beanſprucht, läuft auf die 
Herſtellung des Zuſtandes hinaus, der beſtünde, wenn 
der Vertrag nicht geſchloſſen worden wäre (negatives 
Vertragsintereſſe). Dieſer urſächliche Zuſammenhang 
wird auch dadurch nicht ausgeſchloſſen, daß die Hypo⸗ 
thek von 8000 M, wie hinterher im Prozeſſe der Gläu⸗ 
bigerin gegen den Kläger feſtgeſtellt wurde, nicht ge⸗ 
kündigt werden durfte, und daß der Gläubiger der 
Hypothek von 14 000 M den Kläger niemals zur Zah⸗ 
lung aufgefordert und die Zwangsverſteigerung nicht 
betrieben hat. Hinſichtlich der Hypothek von 10 000 M, 
wegen deren es zur Zwangsverwaltung und demnächſt 
auch zur Zwangsverſteigerung des vom Kläger ein⸗ 
getauſchten Grundſtücks gekommen iſt, hat das OLG. 
die Abweiſung des Schadenserſatzanſpruches zunächſt 
damit begründet, daß dieſe Zwangsvollſtreckungsmaß⸗ 
regeln und der dadurch herbeigeführte Erfolg vermieden 
worden wären, wenn der Kläger auf das Angebot der 
Gläubigerin eingegangen wäre, die Hypothek gegen 
Ausſtellung eines eigenen Wechſels über die perſön⸗ 
liche Schuld ſtehen zu laſſen. Dieſe Begründung ver⸗ 
letzt ebenfalls das Geſetz. Der erforderliche urſächliche 
Zuſammenhang zwiſchen dem feſtgeſtellten argliſtigen 
Verſchweigen der Kündigung dieſer Hypothek und dem 
a gemachten Schaden iſt ſchon damit gegeben, 
aß der Kläger dieſen Schaden nicht erlitten haben 
würde, wenn ihn der Beklagte nicht durch das argliſtige 
Verſchweigen zum Vertragsſchluß beſtimmt hätte, und 
er wird nicht dadurch beſeitigt, daß der Kläger dem 
Schadenseintritt insbeſondere in der angegebenen Weiſe 
hätte vorbeugen können. Ohne Grund ferner findet 
das OLG. in der Ablehnung jenes Angebots ein der 
Verkehrsſitte widerſprechendes, gegen Treu und Glauben 
verſtoßendes Verhalten. Zur Ausſtellung eines Wechſels 
über die perſönliche Schuld war der Kläger weder der 
Bank noch dem Beklagten gegenüber verpflichtet; eine 
ſolche Verpflichtung war insbeſondere weder durch die 
Uebernahme der Hypothek im Tauſchvertrage, noch da— 
durch begründet, daß der Kläger den Tauſch nicht an— 
W hat. Es iſt auch nicht richtig, daß auf das 

ngebot jeder ordentliche Mann eingegangen wäre, 
der das Grundſtück trotz der gegen ihn verübten Täuſchung 
behalten wollte; denn die Wechſelverpflichtung bedeutete 
neben der durch die Uebernahme der Hypothek bewirkten 
Uebernahme auch der perſönlichen Schuld eine keines⸗ 
wegs unweſentliche Verſchlechterung der Rechtslage; 
allerdings wird jemand, der die ihm unbequeme Kündi⸗ 
gung einer Hypothek nur auf dem in Rede ſtehenden 
Wege rückgängig machen kann, hierzu regelmäßig auch 
bereit ſein; allein hier durfte nicht außer Betracht 
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bleiben, daß der Kläger durch die argliſtige Täuſchung 
des Beklagten vor dieſe Wahl geſtellt war. Die Ent⸗ 
ſcheidung des OLG. wird ferner dadurch nicht gerecht⸗ 
fertigt, daß der Kläger das eingetauſchte Grundſtück 
durch Veräußerung von Zubehör, namentlich des ge⸗ 
ſamten Rindviehbeſtandes, um etwa 17000 M entwertet 
hat, und daß er nicht auf den Vorſchlag des Beklagten 
eingegangen iſt, den Tauſch ohne Schaden für ihn rück⸗ 
gängig zu machen und in ſeinen Wirkungen aufzuheben. 
Der urſächliche Zuſammenhang a dem argliſtigen 
Verſchweigen und dem dadurch herbeigeführten Ver⸗ 
tragsſchluß einerſeits und dem geltend gemachten Schaden 
wird auch hierdurch nicht aufgehoben. Den Feſt⸗ 
ſtellungen des OLG. kann nicht mehr entnommen werden, 
als daß es nicht zur Zwangsverſteigerung und zum 
Ausfall der zwei Hypotheken von 3000 M und 18000 M1) 
gekommen ſein würde, wenn der Kläger das Grund⸗ 
ſtück nicht in der bezeichneten Weiſe entwertet hätte, 
oder wenn er auf jenen Vorſchlag des Beklagten ein⸗ 
gegangen wäre. Dies kann nur zur Anmendung des 
§ 254 BGB. führen auf Grund der Annahme, daß der 
eine und der andere Umſtand zur Entſtehung des 
Schadens mitgewirkt habe. Die Anwendung dieſer 
Beſtimmung wird nicht grundſätzlich dadurch aus⸗ 
geſchloſſen, daß der Schadenserſatzanſpruch auf ein arg⸗ 
liſtiges Verhalten des anderen Teils gegründet iſt. 
Der § 254 macht eine ſolche Einſchränkung nicht, und das 
RG. hat ihn nicht nur für anwendbar erklärt, wo beim 
Vertragsſchluß beide Teile argliſtig getäͤuſcht haben 
und dadurch Schaden entſtanden iſt (JW. 1905 S. 717 
unter 6 und 1908 S. 329/31 unter 12), ſondern auch 
da, wo bei der Entſtehung oder dem Anwachſen eines 
durch Argliſt herbeigeführten Schadens ein nur ſonſt 
ſchuldhaftes, vorſätzliches oder auch nur fahrläffiges 
Verhalten des anderen Teils mitgewirkt hat (JW. 
1908 S. 677/8 unter 8 und VI 401/10 vom 10. Juni 
1911, auch Entſch. Bd. 80 Nr. 37 auf S. 161). Im 
übrigen aber kommt für die Anwendung des 8 254 
folgendes in Betracht. Der Paragraph ſpricht von 
einem „Verſchulden“ des Beſchaͤdigten. In dieſer Be⸗ 
ziehung gibt zu Bedenken namentlich die Würdigung des 
Umſtandes Anlaß, daß der Kläger auf den bezeichneten 
Vorſchlag des Beklagten nicht eingegangen iſt; das 
OLG. bezeichnet dies als „argliſtig“. Von einer Arg⸗ 
liſt im Rechtsſinne, von der Ausnutzung eines Irr⸗ 
tums des anderen zur Beeinfluſſung ſeiner Willens⸗ 
erklärung, kann indes keine Rede ſein; überdies iſt 
dabei, wie die Reviſion unter Heranziehung des $ 286 
ZPO. mit Recht rügt, die Behauptung des Klägers 
unberückſichtigt geblieben, daß der Beklagte ſich ge⸗ 
weigert habe, ihm die Anzahlungen zurückzugewähren 
und feine Aufwendungen auf das Grundſtück zu erſetzen. 
Der $ 254 macht die Verpflichtung zum Erſatze ſowie 
den Umfang des zu leiſtenden Erſatzes nicht nur davon 
abhängig, inwieweit der Schaden vorwiegend von dem 
einen oder dem anderen Teile verurſacht worden iſt, 
ſondern — unter Hervorhebung dieſes Umſtandes — 
von den Umſtänden des Falles überhaupt. Zu berüd- 
ſichtigen iſt deshalb auch die Schwere des beiderſeitigen 
Verſchuldens, wie durch die Entſtehungsgeſchichte des 
Paragraphen beſtätigt wird (vgl. 8 222 Entw. 1, 
Mot. und Prot. bei Mugdan Bd. 2 S. 13 und S. 519), 
und in der Rechtſprechung des RG. anerkannt iſt (vgl. 
bei Gruchot Bd. 47 auf S. 647/88, Bd. 48 auf S. 933), 
Das kann es im Einzelfalle ſehr wohl rechtfertigen, 
gegenüber der für den Schaden urſächlichen Argliſt 
des einen Teils dem dafür miturſächlichen Verſchulden 
des anderen Teils jede Bedeutung zu verſagen (RG. 
Bd. 69 Nr. 62 auf S. 281). Das OLG. erklärt: vor⸗ 
wiegend ſei der Eintritt des Schadens dem Verhalten 
des Klägers zuzuſchreiben; aber auch dies trifft für 


1) Der Kläger hat u. a. Befreiung von der perſönlichen Haftung 
für dieſe beiden Hopotbekforderungen begehrt, die er bei dem Erwerd 
des Anweſens übernommen hatte. 


die beiden in Rede en Umſtände höchſtens in⸗ 
ſofern zu, als der Schaden durch die Zwangsverſteige⸗ 
rung des vom Kläger eingetauſchten Grundſtücks und 
den damit zuſammenhängenden Ausfall der zwei Hypo⸗ 
theken erweitert worden iſt. Bei der anderweitigen 
tatſächlichen Würdigung des Streitſtoffs hat das OLG. 
namentlich auch feſtzuſtellen, ob und inwieweit der 
geltend gemachte Schaden im angedeuteten Sinne vors 
ſätzlich 191 05 worden iſt. (Urt. des V. 35. vom 
5. Juli 1913, V 100/1913). E. 
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II. 


Wie iſt der Schaden zu berechnen, den der auf eine 
, anbrlangtlage ‚Din 5 Beklagte für den Fall 
zu erſetzen hat, daß er die ihm für die Vollziehung 
der Wandelung geſetzte Friſt nicht einhält? Aus den 
Gründen: Die Klägerin hat ein Rittergut gegen ein 
Haus vertauſcht. Sie hat jetzt Klage auf Wandelung 
und Rückgewähr des Gutes erhoben, und für den Fall 
der Nichtrückgabe innerhalb einer im Urteile feſtzu⸗ 
ſetzenden Friſt Schadenserſatz gefordert; das Haus ſei 
zur Zeit des Vertragsſchluſſes mit Schwamm oder 
Trockenfäule behaftet geweſen; der Beklagte habe ihr 
dies argliſtig verſchwiegen. Von der im 8 255 ZPO. ge 
währten Befugnis Gebrauch machend, hat ſie beantragt, 
die Friſt aus 8 283 BGB. bereits im Urteile zu bes 
ſtimmen und das LG. hat daher den Beklagten 1. zur 
Vollziehung der Wandelung binnen einem Monat nach 
Eintritt der Rechtskraft und 2. für den Fall, daß er 
die Friſt nicht innehält, zur Zahlung von 7629, 50 M 
und Zinſen als Schadenserſatz wegen Nichterfüllung 
verurteilt. Auf die Berufung des Beklagten iſt dieſer 
Betrag auf 14 728,45 M ermäßigt worden. Das Be⸗ 
rufungsgericht bezeichnet unter Bezugnahme auf 8 287 
ZPO. dieſe Summe als den Schaden, den die Klägerin 
dadurch erleidet, daß der Beklagte der ihm obliegenden 
Leiſtung, der Rückgewähr des Gutes in dem Zuſtande zur 
Zeit der Auflaſſung, nicht nachgekommen iſt. Dabei ſchätzt 
es den Wert des Gutes zur Zeit der Auflaſſung auf 
80 000 M unter Einrechnung der vom Beklagten ge⸗ 
zogenen Nutzungen. Da unter den Parteien ſtreitig 
iſt, wie hoch ſich der wegen Nichterfüllung zu leiſtende 
Schadenserſatz belaufe, ſo kann die Anwendung des 
§ 287 3 PO. nicht beanftandet werden, die dem Gericht 
im Verhältnis zum § 286 ZPO. einen freieren Spiels 
raum gewährt und es ſeinem Ermeſſen überläßt, Beweis⸗ 
anträgen ſtattzugeben oder nicht, mit der Einſchränkung 
allerdings, daß das Gericht nicht eine willkürliche Feſt— 
ſtellung treffen darf, ſondern alles für das Vorhanden— 
fein oder die Höhe des Schadens Erhebliche zu berück⸗ 
ſichtigen hat (JW. 1912 S. 694 Nr. 22). Daß das 
Gericht aber irgendein nach dieſer Richtung erhebliches 
Vorbringen nicht berückſichtigt habe, kann der Reviſion 
nicht zugegeben werden. Indeſſen geht das Urteil hier 
von einer grundſätzlich falſchen Unterlage für die 
Schadensbemeſſung aus (RG. 76, 175). Für den Fall 
des fruchtloſen Ablaufs der Friſt des § 283 BGB. iſt 
zu unterſtellen, daß die Leiſtung aus einem von dem 
Schuldner zu vertretenden Umſtand unmöglich geworden 
iſt. Der Gläubiger, der Erfüllung nicht mehr verlangen 
kann, hat ſtatt deſſen einen Anſpruch auf Schadens— 
erſatz wegen Nichterfüllung (RG. 66, 66), d. h. anſtatt 
der unmöglich gewordenen Leiſtung nach Nr. 1 des 
Urteils (RG. 50, 263). Die Klägerin muß daher, ab— 
geſehen von der auch ſie treffenden Ausgleichspflicht, 
an ſich dem Werte nach in dieſelbe Lage verſetzt werden, 
in der ſie ſich befände, wenn der Beklagte der Nr. 1 
des Urteils gehorcht und ihr das Gut herausgegeben 
hätte. Es iſt daher grundſätzlich unzutreffend, wenn 
das Berufungsgericht den Wert des Gutes zur Zeit 
der Auflaſſung zugrunde legt. Maßgebend iſt viel— 
mehr der jetzige Verkaufswert des Gutes unter Bes 
rückſichtigung des Zuſtandes. 


der Auflaſſung befunden hat. Denn, wenn das Gut 
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in dem es ſich zur Zeit 
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in Erfüllung des Urteils herausgegeben würde, ſo 
käme eine Wertſteigerung der Klägerin zugute, und 
dieſen Vorteil kann der Beklagte ihr ſelbſtverſtändlich 
nicht dadurch entziehen, daß er dem ihn zur Bol: 
ziehung der Wandelung verurteilenden Teile des Ur⸗ 
teils nicht genügt. Geht man aber von dieſem Grund- 
ſatz aus, dann kann die Entſcheidung zu 2. der Urteils⸗ 
formel auch nicht etwa mit der weiteren Begründung 
des Berufungsurteils aufrecht erhalten werden, das 
mit der von der Klägerin für ſich in Anſpruch ge⸗ 
nommenen Wertſteigerung in nennenswertem Umfange 
nicht gerechnet werden könne, weil erfahrungsmäßig 
derartig verwahrloſte Güter nur in ganz beſcheidenem 
Maße an der Preisſteigerung teilnähmen. Die Klägerin 
hatte Beweis dafür angetreten, daß das Gut in der 
Zwiſchenzeit an der allgemeinen Wertſteigerung der 
Güter in der Tat teilgenommen und die Landbank es 
neuerdings für 240 000 Moder 250 000 M gekauft habe. 
obwohl es ſich — abgeſehen von der Errichtung eines 
neuen Wohnhauſes für etwa 40 000 M — noch in dem⸗ 
ſelben ſchlechten Zuſtande befinde wie früher; dies 
würde für die Bemeſſung des jetzigen Wertes von Be⸗ 
deutung ſein. Die Nichterhebung dieſes Beweiſes wird 
daher mit Recht gerügt. Endlich wendet ſich die Ne⸗ 
viſion mit Recht auch dagegen, daß das OLG. den 
Betrag der von der Klägerin Zug um Zug heraus zu⸗ 
gebenden Nutzungen zur Nr. 1 der Urteilsformel ') ganz 
genau berechnet, dagegen an dieſer Stelle die von dem 
Beklagten gezogenen Nutzungen, über deren Höhe Be⸗ 
weis angetreten war, überhaupt nicht berückſichtigt. 
Denn gemäß 88 467, 346 888. iſt der Wert der auf 
beiden Seiten gezogenen Nutzungen zu vergüten. So⸗ 
weit es ſich dagegen um die Schätzung des Wertes des 
Gutes handelt, trifft der Vorwurf der Reviſion nicht 
zu, daß das OLG. auch hier die Nutzungen unberüd: 
ſichtigt gelaſſen habe. Denn es rechnet bei der Schätzung 
auf 80 000 M den vom Beklagten „aus Ernte und 
Wohnung gezogenen Nutzen“ ausdrücklich ein, was bei 
Anwendung des 8 287 ZPO. nicht beanstandet werden 
kann. (Urt. des V. 3S. vom 30. Juni 1913, V 61/1913). 
3120 E. 


III. 


Urſächlicher Juſammenhang zwiſchen der 0 
5 8 9 erkes und dem Schaden. (Deihbrud, 
5 83 Aus den Gründen: Das OL. ver 
en 7 Auwendbarkelt des § 836: Es fehle an dem 
urſächlichen Zuſammenhange zwiſchen dem Einſturze 
des Deichs oder der Ablöſung von Teilen und dem 
Schaden. Zwar müſſe mit der herrſchenden Auffaſſung 
angenommen werden, daß es an ſich nicht darauf an⸗ 
komme, ob der Einſturz oder die Ablöſung von Teilen 
durch die mangelhafte Beſchaffenheit des Deichs allein 
oder durch einen hinzutretenden, von außen kommenden 
Anſtoß, hier die Waſſerflut, verurſacht ſei. Immerhin 
aber müſſe die Bewegung des Einſturzes oder die Ab⸗ 
löſung von Teilen die Urſache geweſen ſein. Das treffe 
hier nicht zu. Nicht die Bewegung des von der Waſſer⸗ 
flut aus feiner Stelle verdrängten Stoffes ſei die Ur⸗ 
ſache der Beſchädigung des Getreides, ſondern das 
Waſſer, das durch ſeinen gewaltſamen Druck die Ad— 
löſung der Teile des Werks verurſacht habe, ſei durch 
ſeine eigene Bewegung an die Stelle gelangt, wo es 
den Schaden habe anrichten können, und dieſen Schaden 
habe es nicht einmal vermöge der durch ſeine Bewegung 
entfeſſelten mechaniſchen Gewalt, ſondern durch ganz 
andere Eigenſchaften, nämlich durch ſeine Näſſe und 
durch feinen Gehalt an aufgelöſten ſchädlichen Sub» 
ſtanzen verurſacht. Zu dieſer Annahme nötigt nicht 
der vom Reichsgericht ausgeſprochene Satz, daß es die 
bewegend wirkende Kraft des Einſturzes oder der Ad 


) Das OL. hat das Urteil des LG.s dabin adgeandert. das 
der Beklagte die Rückauflaſſung nur Zug um Zug gegen Saar) 
von 2771,55 4 zu gewäbren bat. 
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löfang von Teilen fein müſſe, welche die Beſchädigung 
herbeiführe (Urt. vom 3. Oktober 1910, IV 366/09, vgl. 
auch Urt. vom 8. März 1913, IV 571/12). Dieſe Ur⸗ 
teile betrafen Fälle, in denen bie mit der Ablöſung 
von Teilen eines Werks einhergehende Bewegung völlig 
zum Stillſtand gebracht war und nunmehr ganz un⸗ 
abhängig davon durch Berührung mit den abge⸗ 
löſten, in Ruhe befindlichen Teilen ein Schaden ent⸗ 
ſtand. Hier dagegen erfolgte die Beſchädigung im 
zeitlichen und urſächlichen Hasan mit dem 
Einſturz oder der Ablöſung von Teilen. Der Deich⸗ 
bruch bewirkte es, daß das Waſſer, welches bis dahin 
durch den Deich zurückgehalten wurde, ſich in den 
Außengraben hinein in Bewegung ſetzte, ihn über⸗ 
flutete und das Getreide verdarb. Es kann für die 
Anwendbarkeit des 8 836 keinen Unterſchied machen, 
ob das Werk infolge des Einſturzes oder der Ablöſung 
von Teilen ſeine Beſtimmung, als Schutz gegen die 
Fortbewegung eines anderen Körpers zu dienen, nicht 
mehr erfüllen kann, ob alſo der Einſturz oder die Ab⸗ 
löfung die Fortbewegung jenes Körpers nur ermöglicht, 
oder ob die Kraft des Einſturzes oder der Ablöſung 
die Bewegung bewirkt. In beiden Fällen beſteht der 
vom Geſetze erforderte Zuſammenhang. Nicht nöti 
iſt es, daß unmittelbar durch die ſich ablöſenden Teile 
die Beſchädigung erbeigeführt wird. Zu erfordern iſt 
auch hier nur, daß die Beſchädigung mit der Ablöſung 
in urſächlichem Zuſammenhang ſteht. Aus dieſem 
Grunde iſt es auch unerheblich, daß nicht die mechaniſche 
Wirkung des Einſturzes oder der Ablöſung, d. i. das 
Einſtrömen des Waſſers, allein den Schaden herbei⸗ 
führte, ſondern dazu auch die Beſchaffenheit des Waſſers 
mitwirkte. Wie das OLG. ſelbſt anerkennt, wird endlich 
die Anwendung des § 836 nicht dadurch ausgeſchloſſen, 
daß der Einſturz oder die Ablöſung von Teilen durch 
die von außen wirkende Gewalt des Waſſers verurſacht 
iſt. Das wäre nur der Fall, wenn es ſich um eine ganz 
ungewöhnliche, nach den Erfahrungen gar nicht in 
I: zu ziehende Sturmflut gehandelt hätte, der 
ein fehlerlos errichteter und ordnungsmäßig unter⸗ 
haltener Deich nicht hätte ſtandzuhalten vermögen. 
In dieſer Hinſicht iſt aber nichts feſtgeſtellt. Der Re⸗ 
. hat geltend gemacht, die Anwendung 
des 8 836 verbiete ſich durch den Wortlaut. Sie ließe 
ſich vielleicht rechtfertigen, wenn nicht die Worte „durch 
den Einſturz“ uſw. gebraucht wären, ſondern wenn es 
hieße: „infolge des Einſturzes“. Es kann indes nicht 
zugegeben werden, daß durch dieſe Faſſung ein Schaden 
der vorliegenden Art hat ausgeſchloſſen werden ſollen. 
Er würde unbedenklich getroffen ſein, wenn die Faſſung 
des erſten Entwurfes (8 735) Geſetz geworden wäre. 
Dieſe lautete: „Der Beſitzer eines Grundſtücks iſt ver⸗ 
pflichtet, . dafür zu ſorgen, daß ein auf dem Grund» 
nn befindliches Gebäude oder ſonſtiges Werk nicht 
nfolge mangelhafter Unterhaltung einſtürzt. Wird 
dieſe Pflicht verletzt, fo iſt der Beſitzer ... zum Erſatze 
des Schadens verpflichtet, welcher einem Dritten aus 
dem dadurch verurſachten Einſturze entſtanden iſt.“ 
Die Protokolle der 2. Kommiſſion, in welcher das Geſetz 
feine jetzige Faſſung erhalten hat (8 759 Entwurf II), 
ergeben aber, daß eine Einſchränkung hinſichtlich der 
Art des zu erſetzenden Schadens nicht beabſichtigt war 
(Mugdan, Mat., Bd. 2 S. 1148 f.). (Urt. des IV. 38. 
vom 26. Juni 1913, IV 53/13). 
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IV. 


Unfall beim Unterricht. Grundſätze für die Haftung 
des Lehrers. Die Beklagte war Klaſſenlehrerin der 
Klägerin. Sie ſtellte in der Naturgeſchichtsſtunde Ver⸗ 
ſuche mit Waſſerſtoffgas an, das ſie auf chemiſchen 
Wege durch Uebergießen von Zinkſtückchen mit Salz— 
ſäure herſtellte. Nachdem mehrere Verſuche gelungen 
waren, ſchüttete ſie nochmals Zinkſtückchen und Salz 


463 


fäure in das vorher benutzte Glasfläſchchen. Als fie 
ſodann das durch eine Glasröhre entweichende Gas 
anzündete, explodierte das Gas, die Flaſche zerbrach 
und die Klägerin wurde verletzt. Das OLG. erklärte 
den Schadenserſatzanſpruch dem Grunde nach für ge⸗ 
rechtfertigt. Die Reviſton blieb erfolglos. 

Aus den Gründen: Das Glasfläſchchen iſt zer⸗ 
ſprungen, weil die Beklagte das entweichende Gas zu 
früh angezündet hat. Als ſie das Fläſchchen öffnete, 
um von neuem Zinkſtückchen und Salzſäure hinein⸗ 
zuſchütten, trat Luft ein. Das entſtehende Waſſerſtoff⸗ 
gas verband ſich mit dem in der Luft befindlichen Sauer⸗ 
ſtoff zu Knallgas, welches aus dem Glasröhrchen aus⸗ 
ſtrömte, durch das Zündholz zur Exploſion gebracht 
wurde und das Fläſchchen zertrümmerte. Der Fehler 
beſtand darin, daß fie mit der Entzündung des aus⸗ 
ſtrömenden Gaſes nicht gewartet hat, bis alles Knall⸗ 

as entwichen und nur noch reines Waſſerſtoffgas vor⸗ 
Sage war. 

Es kann dahingeſtellt bleiben, ob der Mangel einer 
ausreichenden Vorbildung der Beklagten auf dem Ge⸗ 
biete der Chemie und der unzulängliche Inhalt der 
ihr zur Verfügung ſtehenden Lehrbücher vielleicht als 
Entſchuldigungsgrund gelten könnten, wenn ihre un⸗ 
ſachgemäße Handlung darauf zurückzuführen wäre, daß 
ſie die Gefährlichkeit ihrer Verſuche, insbeſondere die 
Gefahr einer Knallgasbildung und die daraus folgende 
hohe Exploſionsgefahr nicht gekannt hätte. Dieſe Ge⸗ 
fahr iſt ihr jedoch bekannt geweſen. Daraus ergab 
ſich ihre Pflicht, die Schulkinder vor den Wirkungen 
einer Exploſion zu ſchützen; ſie mußte darauf bedacht 
ſein, einer Exploſion überhaupt vorzubeugen, ſodann 
aber auch für den Fall des Eintritts einer ſolchen 
ſchädliche Folgen auszuſchließen. Nach beiden Rich⸗ 
tungen hin hat ſie es indeſſen an jeglichen Vorſichts⸗ 
maßregeln fehlen laſſen. Dieſe Unterlaſſung kann ſie 
nicht damit entſchuldigen, daß ſie die angezeigten Vor⸗ 
ſichtsmaßregeln nicht gekannt und auch aus ihren Lehr⸗ 
büchern nicht habe erſehen können. Konnte ſie ſich 
hierüber nicht genügend unterrichten, ſo durfte ſie die 
Verſuche nicht während des Unterrichtes vornehmen. 
Sie wäre aber jedenfalls in der Lage geweſen, bei 
den Lehrern, die an derſelben Schule Unterricht in 
Naturwiſſenſchaft erteilten, ſich nach den von ihnen 
angewandten Vorſichtsmaßregeln zu erkundigen und 
ſie ebenfalls zu beachten. Zum wenigſten hätte ſie 
auch nicht dulden dürfen, daß die Kinder unmittelbar 
an den Tiſch herantraten, an welchen ſie gefährliche 
Berfuhe unternahm. Unzutreffend iſt der Hinweis 
der Reviſion auf ein Urteil des III. 35. vom 17. Dez. 
1907 (III 204, 07), in dem ausgeſprochen iſt, daß hin⸗ 
ſichtlich der Verantwortlichkeit ländlicher Gemeinde⸗ 
beamten Dritten gegenüber nicht derſelbe Maßſtab wie 
bei beſonders vorgebildeten Berufsbeamten angelegt 
werden dürfe. Es geht nicht an, eine ſeminariſtiſch 
vorgebildete Lehrerin mit einem ländlichen Gemeinde— 
beamten ohne beſondere Vorbildung anf eine Stufe 
zu ſtellen. Sodann iſt es aber auch jedem Lehrer ohne 
Rückſicht auf das Maß feiner Vorbildung als Ver⸗ 
ſchulden anzurechnen, wenn er die Rückſicht auf die 
Geſundheit der Schulkinder bei der Erteilung des Unter⸗ 
richts aus den Augen läßt und nichts tut, um die 
Kinder vor ihm bekannten Gefahren zu ſchützen. Gerade 
die Außerachtlaſſung der Sorge für die Geſundheit der 
Schulkinder bei der Vornahme eines ihr als gefähr- 
lich bekannten Verſuchs wird aber der Beklagten vor— 
geworfen. Die Reviſion macht ferner geltend, daß die 
Beklagte eine weibliche Lehrkraft ſei, die einen ge— 
ſonderten Bildungsgang im Gegenſatze zu den männ— 
lichen Lehrkräften genoſſen habe. Eine Verſchieden— 
heit des an die Sorgfalt der Lehrkräfte zu legenden 
Maßſtabes, je nachdem es ſich um weibliche oder männ- 
liche Lehrkräfte handelt, iſt aber nicht gerechtfertigt. 
Dieſer Maßſtab richtet ſich vielmehr nach den um der 
Kinder willen an den Lehrer zu ſtellenden Anforde— 


rungen, denen auch weibliche Lehrkräfte unbedingt ges 
nügen müſſen. 
Die Reviſion hat gerügt, das OLG. habe über⸗ 
ſehen, daß das von der Beklagten benutzte Lehrbuch 
von Kronberger keinen ſachgemäßen Hinweis enthalte, 
wie die dort angedeutete Exploſionsgefahr zu vermeiden 
19 namentlich auch keinen Hinweis darauf, daß der 
aſſerſtoff auf ſeine Reinheit zu prüfen ſei. Dieſe 
Rüge erledigt ſich durch das oben Geſagte, wonach 
dieſer Mangel des Lehrbuchs nicht zur Entſchuldigung 
herangezogen werden kann, die Beklagte vielmehr zur 
Unterlaſſung des Verſuchs oder zur Einziehung von 
Erkundigungen bei ihren männlichen Kollegen oder 
wenigſtens zu beſonderen Schutzmaßregeln hätte ver⸗ 
anlaſſen müſſen. Selbſt wenn alſo das un 
gericht, was aber nicht zu unterftellen iſt, den Mangel 
des Lehrbuchs überſehen haben ſollte, kann nicht an⸗ 
genommen werden, daß dadurch die Entſcheidung be⸗ 
1 worden iſt. (Urt. des VI. ZS. vom 29. Mai 1913, 
VI 116 / 13). 
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Oberſtes Landesgericht. 
A. n 


Boran ſetzungen der Beſtelung eines Abweſenheits⸗ 

5 flegers. Beſchwerde Aab. eine den Antrag auf Be: 
ellung eines Abweſenh N ablehnende Verfügung. 
(GB. 8 1911, FGG. 58 39, 37, 36, 12, 57 Nr. 3). Auf 
den Grundſtücken der Eheleute Johann und Anna B., 
iſt ſeit 1889 für die ledige Magarete U. und die Ka⸗ 
tharing S., beide in Buffalo, zur Sicherung eines Dar⸗ 
lehens eine Hypothek eingetragen. Joſeph S. in Buffalo 
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ob nicht andere Hinderniſſe dem Antrage entgegen⸗ 
ſtehen. Abgeſehen davon, ob die Vermögensangelegen⸗ 
heiten der Abweſenden der Fürſorge bedürfen, wird 
zu erwägen ſein, ob das Gericht für die Aufſtellung 
eines Ant 37 Abf. 2 50 zuſtändig iſt. Nach 8 3. 
Abſ. 2 mit 8 37 Ab GG. iſt für die Pflegſchaft 
über einen 9 = im Inlande weder Wohn⸗ 
ſitz noch Aufenthalt hat, das Gericht, in deſſen Bezirk 
das Bedürfnis der Fürſorge hervortritt, nur zuſtändig. 
wenn der Abweſende ein Ausländer iſt, andernfalls 
iſt zunächſt das Gericht zuſtändig, in deſſen Bezirk der 
Mündel ſeinen letzten Wohnſitz atte (8 39 Abſ. 2 mit 
8 36 Abſ. 2 J.). (Beſchl. des I. ZS. v. 26. Sept. 1713, 
Reg. III 85/1913). W. 
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II. 


Eintragung einer Zwanghypsthek auf den Grund: 
ſtücken einer aufgelöften offenen 96. vor der Berichtigung 
des Grundbuchs. Die Firma beantragte gegen die 
Firma J. & W. B. . „offene HG. in M., einen Zahlungs: 
befehl. Das AG. Be Zahlungsbefehl gegen „die 
Firma J. & W. B. . in M.“. Der Zahlungsbefehl 
wurde dem W. B. .. als alleinigem Inhaber der 
Firma zugeſtellt, er wurde ſpäter für vorläufig voll⸗ 
ſtreckbar erklärt; der Vollſtreckungsbefehl wurde gleich⸗ 
falls dem W. B. .. als Inhaber der Firma zu⸗ 
geſtellt. Die Firma W. beantragte auf Grund des Voll⸗ 
ſtreckungsbefehls auf den Anweſen der Schuldnerin 
Zwangshypothek 3 Als Eigentümer iſt im 
Grundbuch: „J. & „offene HG. in M.“ einge⸗ 
tragen; geſciſcgaſter 21 5 J. B. und W. B. 
Kunſtmüller in M. B. iſt geſtorben und von 
feinem Bruder W. B. allein beerbt worden. Am 
9. Juli 1910 wurde im Geſellſchaftsregiſter einge⸗ 
tragen, daß fi die offene HG. J. & W. B. .. in M. 


ein angeblicher Sohn der Katharina S., beantragte für | aufgelöft hat und am gleichen Tage wurde im Firmen⸗ 
Magarete U. und Katharina S. einen Abmwefenheits- | regiiter . als Alleininhaber der Firma 
pfleger aufzuſtellen, da beide Gläubigerinnen unbe: & W. B. . eingetragen. Das GBA. wies den An⸗ 
kannten Aufenthaltes und die Hypothekenſchuldner | trag auf Eintragung der Zwangshypothek ab. Die 
zur Ablöſung der Hypothek bereit ſeien. Das A Beſchwerde wurde als unbegründet zurückgewieſen. 


lehnte den Antrag ab, da nicht nachgewieſen ſei, daß 
die Gläuvigerinnen abweſend find. Die Beſchwerde 
des Antragſtellers wurde zurückgewieſen, weil kein 
rechtliches Intereſſe des Antragſtellers an der Mendes 
rung der Verfügung beſcheinigt ſei. Auf die weitere 
Beſchwerde des Joſeph S. hob das Ob G. beide Ent⸗ 
e auf und verwies die Sache an das AG. 
zurück. 

Gründe: Ob Joſeph S. beſchwerdeberechtigt iſt, 
hängt, da $ 20 FGG. nicht in Betracht kommt, nach 
§ 57 Nr. 3 FGG. davon ab, ob Joſeph S. an der Aende— 
rung der ablehnenden Verfügung ein rechtliches Intereſſe 
hat. Der Beſchwerdeführer hat ein ſolches Intereſſe, 
wenn die Anordnung der Pflegſchaft auf ein Rechts- 
verhältnis einwirkt, an dem er beteiligt iſt. Dies trifft 
zu, da Joſeph S., wie die Vorgerichte anzunehmen 
ſcheinen, der Sohn der Katharina S. und der Neffe 
der Magarete U. iſt, alſo mindeſtens gegenüber der 
Katharina S. als geſetzlicher Erbe berufen iſt. Dieſe 
Beziehung des Beſchwerdeführers zu den Abweſenden 
iſt eine hinreichende Grundlage für das rechtliche 
Intereſſe, das 8 57 Nr. 3 fordert. 

Das AG. hat den Antrag abgelehnt, weil die Ab— 
1 der Gläubigerinnen nicht genügend beſcheinigt 
ei. 
weſenheit zu beweiſen ſei. Das geht zu weit. Der 
die freiw. Gerichtsb. beherrſchende Grundſatz des S 12 


FGG., daß das Gericht von Amis wegen die zur Feſt⸗ 


ſtellung von Tatſachen erforderlichen Ermittelungen 
zu veranſtalten hat, gilt auch für die Frage, ob eine 
Perſon abweſend iſt, für die ein Abweſenheitspfleger 
beſtellt werden ſoll. Das AG. haͤtte alſo Ermitttelungen 
anſtellen, insbeſondere die angebotenen Beweiſe er— 
heben ſollen. Das AG. wird noch zu prüfen haben, 


Auch die weitere Beſchwerde hatte keinen Erfolg. 
Gründe: Da die Eintragung einer Sicherungs⸗ 
hypothek eine Art der Zwangsvollſtreckung in Grund— 
ſtücke iſt (§S 866 ZPO.), gelten für fie auch die Vor⸗ 
ſchriften der SS 750, 795 ZPO. Danach iſt die Zwang»: 
vollſtreckung aus einem Vollſtreckungsbefehle nur zus 
laſſig, wenn die Perſon, gegen welche vollſtreckt werden 
ſoll, in dem Vollſtreckungsbefehle namentlich bezeichnet 
und ihr der Vollſtreckungsbefehl zugeſtellt iſt. Der 
Vollſtreckungsbefehl richtet ſich nicht gegen die offene 
HG. J. & W. B. . „ fondern gegen die Firma J. & W. 
B. . „ deren Alleininhaber W. B. .. zur Zeit ber 
Begründung der Rechtshängigkeit war 6 693 Abi. 
ZPO.); ihm wurden auch der Zahlungs- und 915 


ſtreckungsbefehl als Alleininhaber dieſer Firma, nicht 


Offenbar geht das AG. davon aus, daß die Ab⸗ 


| 
| 
| 
| 


als Liquidator der offenen Handelsgeſellſchaft zuge⸗ 
ſtellt. Auf Grund dieſes Vollſtreckungstitels kann des⸗ 
halb nicht in ein Grundſtück vollſtreckt werden, das 
nicht dem im Vollſtreckungsbefehle . Schuld⸗ 
ner, ſondern der offenen HG. J. & DW . gehört. 
Denn die offene HH. J. & W. B. 1 die Firma 
J. & W. B. . „ Alleininhaber W. B. . „ find ver 
ſchiedene Rechtsverſönlichkeiten. Für die Zuläͤſſigken 
der Zwangsvollſtreckung iſt es deshalb gleichgultig, 
ob die Grundſtücke noch ungeteiltes Geſellſchaftsver⸗ 
mögen der offenen HG. ſind oder ob mit dem Tode 
des J. B. .. und der dadurch eingetretenen Aui— 
löſung der offenen HG. ſich das Geſamthandseigen— 
tum an den Grundſtücken ohne weiteres in das Allein— 
eigentum des W. B. .. verwandelte, fo daß für eine 
Teilung des Vermögens der offenen HG. oder eine 
Liquidation überhaupt kein Raum iſt. Auch wenn 
8 158 HGB. anwendbar ſein ſollte, kann auf Grund 


des vorliegenden Vollſtreckungstitels nicht gegen die 
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offene HG. und damit auch nicht in deren ungeteiltes 
Vermögen vollſtreckt werden. Da im Grundbuch als 
Eigentümerin J. & W. B.. . offene HG. eingetragen 
iſt, hat das GBA. mit Recht vor Berichtigung des 
Grundbuchs (8 40 GBO.) die Eintragung der Zwangs⸗ 
hypothek abgelehnt. (Beſchl. des I. 38S. v. 19. Sept. 
1913, Reg. III 66/1913). W. 
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B. Strafſachen. 
I 


Welche Gebühren ftchen einem Rechtsauwalte für 
die Abgabe einer Neviſionsgegenerklärung zu? In einer 
Reviſionsſache wurden die dem Angeklagten erwach⸗ 
ſenen notwendigen Auslagen der Staatskaſſe auferlegt. 
Der Verteidiger des Angeklagten hatte auf die Revi⸗ 
ſionsbegründung des Rentamts eine Gegenerklärung 
abgegeben und hiefür nach 8 68 Ziff. 2 der RAGebO. 
eine Gebühr von 10.7 80 Pf und eine Schreibgebühr 
von 14 80 Pf feſtzuſetzen beantragt. Die Finanzkammer 
erkannte nur eine Gebühr von 2 M nad) § 69 RAGEbO. 
und eine Pauſchale von 50 Pf an. Das Reviſionsgericht 
führte aus: „Die Anſchauung der Finanzkammer iſt 
nach dem Wortlaut des 8 68 RAGGeb OO. begründet, der 
eine Ausdehnung auf die Beantwortung der Reviſions⸗ 
begründung nicht zuläßt, wie fie Quednau (RA Geb. 
868 Anm. 4) verlangt. Es kann nicht zugegeben werden, 
daß die Beantwortung der Rechtfertigung eines Rechts- 
mittels dieſer ſelbſt ohne weiteres gleichzuſtellen iſt, 
ſoweit es ſich um das aufzubietende Maß geiſtiger Tätig⸗ 
keit handelt. Andererſeits iſt es kaum zu erklären, 
warum die Gegenerklärung in dem 8 68 RAGeb d. nicht 
ausdrücklich angeführt worden wäre, wenn für ſie die 
gleiche Gebühr zugebilligt werden ſollte. (Beſchl. vo 
24. Juni 1913, Rev.⸗Reg. Nr. 139/13). Ed. 
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II. 


Die Beſchwerde gegen eine Ordunngsftrafe ſteht nur 
dem Beſtraften zu. (S 183 GG.). Aus den Gründen: 
Nach dem Entwurfe des GVG. ($ 145) ſollte gegen die 
Ordnungsſtrafen keine Beſchwerde ſtattfinden. Die 
Kommiſſion ſprach ſich für ihre Zuläſſigkeit aus, weil 
die Beſchwerde dazu dienen ſolle, die Verfügung rück⸗ 
gängig zu machen. (Prot. der Kommiſſion 2. Leſung 
1876 S. 685). Der Beſchluß der Kommiſſion wurde 
Geſetz. Der Zweck war demnach, dem Betroffenen ein 
Mittel zur Aufhebung und Milderung an die Hand 
zu geben. Das Rechtsmittel iſt alſo um des Beſtraften 
willen, nicht zur Verſchärfung der Strafe geſchaffen 
worden. Auch die Faſſung des Geſetzes weiſt unzwei— 
deutig darauf hin, daß ausſchließlich dem Beſtraften 
die Beſchwerde zuſtehen ſoll. 

Nach § 183 GVG. iſt die Beſchwerde nur zuläſſig, 
falls eine Ordnungsſtrafe feſtgeſetzt worden iſt. Steht 
demnach dem Staatsanwalt die Beſchwerde nicht zu, falls 
ſeinem Antrag entgegen keine Ordnungsſtrafe feſtgeſetzt 
worden iſt, ſo kann ihm das Rechtsmittel um ſo 
weniger zugeſtanden werden, wenn die Strafe nur zum 
Teil ſeinem Antrage entſpricht. Die Gerichte oder 
einzelne Richter können Ordnungsſtrafen wegen einer 
Ungebühr verhängen, die in oder außerhalb der Sitzung 
bei Amtshandlungen begangen wird (SS 177 mit 180, 
182 GVG.). In Zivilſachen und bei Amtshandlungen 
in Strafſachen außerhalb der Sitzung iſt regelmäßig 
die Mitwirkung des Staatsanwalts ausgeſchloſſen; 
dieſer erhält von Ordnungsſtrafen keine Kenntnis, 
weil der Vorſitzende oder der einzelne Richter die Voll— 
ſtreckung unmittelbar veranlaßt und Zuſtellungen ſelbſt 
unter Ausſchluß des Staatsanwalts bewirkt (§ 181 
GVG.; 8 36 Abſ. 1 Satz 2 StPO.). In ſolchen Fällen, 
in welchen der Staatsanwalt bei Verhängung einer 
Ordnungsſtrafe nicht anweſend iſt, und in den Fällen, 


des Staatsanwalts auf eine Ordnungsſtrafe erkannt 
worden iſt, iſt ihm der Natur der Sache nach die Be⸗ 
ſchwerde verſchloſſen; die Stellung des Beſtraften kann 
aber nicht dadurch verſchlechtert werden, daß dem 
Staatsanwalt die Beſchwerde zuſtehen ſoll, wenn in 
deſſen Gegenwart auf eine Ordnungsſtrafe erkannt 
worden iſt (DJ Z. 1910 S. 1071). (Beſchl. v. 5. Juli 1913, 
Boſchw.⸗Reg. Nr. 504/1913). Ed. 
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Oberlandesgericht München. 


Kein Erlöſchen der Prozezvoll macht durch die Konkurs⸗ 
eröffnung (88 23 KO.; 168 BGB.; 86, 246 3PO.). 
Durch Borbehaltsurteil des LG. M. vom 3. Ok⸗ 
tober 1910 wurde Auguſt T. zur Bezahlung von 
50 000 M Wechſelſumme verurteilt. Am 27. Okt. 1910 
wurde der Konkurs über deſſen Vermögen eröffnet. 
Die Urteilsforderung wurde angemeldet und in die 
Tabelle eingetragen; T. erhob gegen die Feſtſtellung 
Widerſpruch. Mit Schriftſatz vom 21. Nov. 1912 nahm 
RA. Dr. Gr. für die Klägerin das Verfahren gegen den 
Schuldner auf und lud den Beklagten zur mündlichen 
Verhandlung des Rechtsſtreits vor das Prozeßgericht. 
Dieſen Schriftſatz ſtellte er am 28. Nov. 1912 dem von 
T. für den Wechſelprozeß ſeinerzeit beſtellten RA. Dr. R. 
zu. Am 9. Dez. 1912 zog T. ſeinen Widerſpruch zurück, 
worauf am 10. gleichen Monats die angemeldete Forde⸗ 
rung feſtgeſtellt wurde. Im Verhandlungstermine be⸗ 
antragte die Klägerin, den Beklagten in die Koſten zu 
verurteilen. Der Beklagte beantragte dagegen, der 
Klägerin die Aufnahmekoſten aufzuerlegen, weil die 
vom Beklagten dem RA. Dr. R. erteilte Prozeßvollmacht 
durch die Konkurseröffnung erloſchen, der Prozeß daher 
durch die Zuſtellung des Aufnahmeſchriftſatzes an Dr. R. 
nicht wirkſam aufgenommen ſei. Zufolge Rücknahme 
des Widerſpruchs ſei eine Aufnahme überhaupt nicht 
mehr erforderlich. Das LG. überbürdete dem Beklagten 
die ſeit 3. Okt. 1912 entſtandenen Koſten, weil die Voll⸗ 
macht des RA. Dr. R. zwar auf Grund des § 22 KO. 
mit der Konkurseröffnung erloſchen ſei, gemäß 8 87 
ZPO. aber im Anwaltsprozeß die Tatſache des Er⸗ 
löſchens dem Gegner gegenüber erſt durch die Anzeige 
der Beſtellung eines andern Anwalts Wirkſamkeit er⸗ 
lange. Die Beſchwerde blieb erfolglos. 

Aus den Gründen: Durch den Konkurs wurde 
der Prozeß über die Forderung der Klägerin nach 
§ 240 ZPO. unterbrochen, da er zweifellos die Konkurs- 
maſſe betrifft. Die Unterbrechung wurde nicht dadurch 
gehindert, daß der Beklagte im Prozeſſe durch einen 
Prozeßbevollmächtigten vertreten war; denn im $ 246 
ZPO. iſt der Fall der Konkurseröffnung (§ 240 3BO.) 
nicht erwähnt (Sydow⸗Buſch, KO. 8 10 Anm. 1). Wollte 
alſo die Klägerin gegen den widerſprechenden Gemein— 
ſchuldner den Prozeß im Hinblick auf den 8 164 KO. 
wieder in Gang bringen, ſo mußte ſie den Weg der 
Aufnahme des Rechtsſtreites gemäß dem $ 144 Abf. 2 
KO. wählen. Eine Aufnahme nach 3 146 KO., wie 
der Erſtrichter meint, kommt dem widerſprechenden 
Gemeinſchuldner gegenüber nicht in Frage, weshalb 
auch der vom Erſtrichter betonte Unterſchied zwiſchen 
„titulierter“ und „nicht titulierter Forderung“ außer 
Betracht bleibt. Die Aufnahme mußte gemäß $ 250 
ZPO. durch Schriftſatzzuſtellung erfolgen. Da der 
Prozeß trotz der Unterbrechung anhängig blieb (Gaupp— 
Stein, ZPO. Vorbem. I zum 5. Titel), fo mußte die 
Zuſtellung gemäß § 176 ZPO. an den für die Inſtanz 
beſtellten Prozeß bevollmächtigten des Beklagten be— 
wirkt werden, ſoferne die Prozeßvollmacht im Augen— 
blicke der Zuſtellung ſchlechthin oder wenigſtens dem 
Gegner gegenüber noch zu Recht beſtand. Unhaltbar 
iſt die Annahme des Erſtrichters, daß die nach ſeiner 
Meinung auf Grund des § 23 KO. erloſchene Vollmacht 
nach 8 87 ZPO. dem Gegner gegenüber noch wirkſam 


in denen zwar in Anweſenheit aber ohne Anregung geblieben ſei; denn der 8 87 ZPO. betrifft nur die 
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Kündigung der Vollmacht, die hier nicht in Betracht 
kommt. Das Beſchwerdegericht 0 dagegen der An⸗ 
chauung, daß die Vollmacht überhaupt nicht erloſchen 
ft. Zufolge 8 168 BGB. beſtimmt ſich das Erlöſchen 
der Vollmacht nach dem ihrer Erteilung zugrunde 
liegenden Rechtsverhältuis. § 23 KO. verfügt, daß 
ein vom 5 geſchloſſener Geſchäftsbeſor⸗ 
gungsvertrag erliſcht, falls er ſich auf das zur Konkurs⸗ 
ae gehörige Vermögen bezieht. Da nun der Er- 
teilung einer Prozeßvollmacht ein Geſchäftsbeſorgungs⸗ 
vertrag zugrunde liegt, wird aus den angeführten Vor⸗ 
N vielfach der Schluß gezogen, daß durch die 
Konkurseröffnung über das Vermögen des Vollmacht⸗ 
gebers auch die Prozeßvollmacht für ein Verfahren, 
das die Konkursmaſſe betrifft, erlöſche (Jaeger, 25 
823 Anm. 8 und dortige Zitate; Harburger, KO. 8 23 

Anm. 5) und zwar nicht nur für den Bereich des Konkurs⸗ 
verfahrens, ſondern auch für die Prozeßaufnahme durch 
und gegen den Schuldner (Jaeger, KO. 8 23 Anm. 9; 
LZ. 1907 S. 835 Bem.). Das Beſchwerdegericht hat 
ſich dieſer Anſchauung nicht angeſchloſſen. § 168 BGB. 
regelt das Erlöſchen der nach dem bürgerlichen Recht 
zu beurteilenden Vertretungsmacht. Zwiſchen dieſer 
und der zur Prozeßführung erteilten Vollmacht beſteht 
aber ein ſcharfer Gegenſatz; die rein prozeſſuale Voll⸗ 


macht iſt in der ZPO. ihrem Inhalte und ihrer Dauer 


nach einer den Bedürfniſſen der Prozeßführung an⸗ 
gepaßten durchaus abweichenden Regelung unterworfen; 
ſoweit Lücken beſtehen, ſind ſie aus dem Prozeßrecht 
zu ergänzen; der 8 168 BGB. iſt hierauf nicht anzu⸗ 
wenden. Das Prozeßrecht verfügt für den Fall der 
Konkurseröffnung zwar die Unterbrechung des Ver⸗ 
fahrens, nicht aber das Erlöſchen der vom Gemein⸗ 
ſchuldner vor der Konkurseröffnung erteilten Prozeß⸗ 
vollmacht. Im 8 86 ZPO. ift vielmehr beſtimmt, daß 
die Vollmacht weder durch den Tod des Vollmacht⸗ 
gebers noch durch eine Veränderung feiner Prozeß— 
fähigkeit oder ſeiner geſetzlichen Vertretung aufgehoben 
wird. Dieſe Beſtimmung iſt auch auf den Fall der 
Konkurseröffnung anwendbar, und zwar unmittelbar, 
wenn der Gemeinſchuldner durch die Konkurseröffnung 
für die Konkursmaſſe prozeßunfähig wird, mittelbar 
per arg. ex potiori, wenn er bloß die Prozeßlegitimation 
verliert. Aus dem Umſtande, daß die ZPO. für den 
Fall der Konkurseröffnung im § 240 die Unterbrechung 
des Prozeſſes verfügt, im § 246 aber dieſen Fall 
nicht erwähnt, kann nicht der (u. a. von Jaeger, KO. 
§ 23 Anm. 8 S. 256 erörterte) Rückſchluß gezogen werden, 
daß der Geſetzgeber im Falle der Konkurseröffnung 
die Prozeß vollmacht als erloſchen betrachte. Denn wenn 
auch die Vorſchriften über die Unterbrechung größten— 
teils ihren Grund darin haben, daß im Falle der Fort— 
führung des Prozeſſes eine Partei unvertreten daſtehen 
würde (Mot. zu § 246; Gaupp⸗Stein, Vorbem. I 2 zu 
§ 239), fo iſt dies doch nicht ihr alleiniger Grund. 
Gerade im Falle der Konkurseröffnung rechtfertigt ſich 
die Unterbrechung des Verfahrens ohne Rückſicht auf 
das Fortbeſtehen der Prozeßvoll macht, insbeſondere im 
Hinblick darauf, daß der Konkursverwalter, der künftig 
über die Maſſe zu verfügen hat, ſich erſt über die Ver— 
hältniſſe unterrichten muß, daß es ferner auch für die 
Weiterführung des Prozeſſes gegen den Gemeinſchuldner 
von weſentlicher Bedeutung iſt, wie die im Streit be— 
fangene Forderung im Konkurſe behandelt wird. An— 
dererſeits iſt durch die Unterbrechung des Prozeſſes den 
durch die Konkurseröffnung geſchaffenen Verhältniſſen 
genügend Rechnung getragen; gleichzeitiges Erlöſchen 
der Vollmacht entiprüche keineswegs den praktiſchen 
Bedürfniſſen, namentlich, ſoweit die Aufnahme des 
Prozeſſes gegen den Gemeinſchuldner gemäß § 144 Abſ. 2 
KO. in Frage ſteht.“) (Für die Fortdauer der Voll⸗— 


* Eine andere Frage iſt, ob der vom Gemeinſchuldner beſtellte 
Anwalt nach Konkurseröffnung noch auf Grund dieſet Vollmacht eine 
fach für den Konkursverwalter auftreten kann, ame ibm dieſer die 
Vollmacht nicht kündigt. Der Einſender. 
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9805 Peterſen⸗Kleinfeller, KO. 8 23 nr 5 e bn. 
O. 8 240 Anm. 3: Förfter, ZPO. 8 86 Anm. 1d; 
Hellwig, ZPO. 8 132 III 2; 8 133 un 3d; SRG. 
nen im Recht 1909 S. 581 Nr. 3004.) Der 
rozeß gegen den Gemeinſchuldner iſt hiernach durch 
die Zuſtellung des Aufnahmeſchriftſatzes an den ur⸗ 
ſprünglichen Prozeßbevollmächtigten rechtswirkſam auf⸗ 
genommen worden. Der Widerſpruch iſt erſt nach dieſer 
Aufnahme zurückgezogen worden; der Gemeinſchuldner 
iſt daher mit Recht in die Koſten des unbegründeten 
Widerſpruchs verurteilt worden. (Beſchl. vom 21. April 
1913; Beſchw.⸗Reg. Nr. 140/13 1). N. 
3012 


Oberlandesgericht Zweibrücken. 


Haltung eines nicht rechtsfähigen Bereins (Dreſch⸗ 
0 eſellſchaft) und feiner Mitglieder für ſchaden⸗ 
ſtiſtende Handlungen und Unterlaſſungen der Organe 
und Angeſtellten. 1898 hat ſich in R. eine Dampf⸗ 
Dreſchmaſchinen⸗Genoſſenſchaft gebildet. In dem Ver⸗ 
trag iſt u. a. beſtimmt: Für den Ankauf der Maſchinen, 
welche „zunächſt“ zum Dreſchen des Getreides der Mit⸗ 
glieder verwendet werden ſollen, werden 130 „Aktien“ 
ausgegeben, die auf die Namen der Mitglieder lauten. 
Die Generalverſammlung verfügt über alle Angelegen⸗ 
heiten der Genoſſenſchaft durch öffentliche Abſtimmung 
mit abſoluter Stimmenmehrheit, wobei jede „Aktie“ 
eine Stimme hat. Die Generalverſammlung wählt 
alljährlich einen Direktor, einen Kaſſier und drei weitere 
Ausſchußmitglieder. — Der Direktor vertritt die Geſell⸗ 
ſchaft und leitet die le Er nimmt das 
Dienſtperſonal auf, entläßt es und ſorgt für Maſchinen 
und Zubehör. Die Aktien dürfen mit Zuſtimmung 
einer Generalverſammlung mit / Mehrheit an andere 
veräußert werden; bei einer Veräußerung ſteht der 
Geſellſchaft vorzugsweise das Recht zu, die Aktie ſelbſt 
zum eingezahlten Preiſe einzulöſen. Die Vereinigung 
iſt nicht in das Genoſſenſchaftsregiſter eingetragen; 
auch iſt ihr nicht die Rechtsfähigkeit 1 8 15 Im 
November 1908 ließ L., der nicht Mitglied iſt, ſein 
Getreide dreſchen. Nach den Vereinbarungen mit der 
Genoſſenſchaft mußte dieſe gegen einen Stundenlohn 
von 6 M „die Maſchine ſtellen, bedienen, den Dreſch⸗ 
betrieb leiten und den Maſchiniſten, den Einleger und 
den Strohpreſſer mitbringen und entlohnen“ ; L. hatte 
für das Anfahren der Maſchine, für Heizſtoffe und Waſſer 
zu ſorgen und die Hilfsperſonen zu ſtellen und zu 
entlohnen, welche das Zutragen und Aufbringen des 
Getreides auf die Maſchine, Garbenaufbinden und Weg⸗ 
tragen des Strohs zu beforgen hatten. Während der 
Arbeit bei L. geriet der von L. als Hilfsperſon ein⸗ 
geſtellte und entlohnte Kläger F., der auf den Dreſch⸗ 
wagen geſtiegen war, mit dem linken Bein in die 
Trommel, wobei ihm das Bein unterhalb des Kniees 
abgeriſſen wurde. Der Unfall war durch einen Mangel 
des Schutzdeckels ermöglicht worden. Wegen der Er⸗ 
werbsbeſchränkung durch den Unfall erhält F. von der 
land- und forſtwirtſchaftlichen Berufsgenoſſenſchaft eine 
Rente. Er hat gegen 1. die Dreſchmaſchinen⸗Genoſſen⸗ 
ſchaft, 2. deren Direktor, 3. gegen 6 weitere Mitglieder 
der Genoſſenſchaft und 4. gegen den Maſchiniſten ge- 
klagt und beantragt, die Beklagten als Geſamtſchuldner 
zum Erſatz des ganzen Schadens zu verurteilen. Das 
LG. hat den Anſpruch dem Grunde nach für gerecht— 
fertigt erklärt, hinſichtlich der wegen der Erwerbs: 
beſchränkung begehrten Rente jedoch nur inſoweit, als 
er nicht gemäß 8 151 LFU. auf die Berufsgenoſſen⸗ 
ſchaft übergegangen iſt. Die Berufung wurde zurüͤck— 
gewieſen. 

Aus den Gründen: Nach 8 31 BGB. iſt ein 
rechtsfähiger Verein für den Schaden verantwortlich. 
den der Vorſtand einem Dritten durch eine in Aus— 
führung ſeiner Verrichtungen begangene, zum Schadens— 
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erſatze verpflichtende Handlung zufügt. Der Verein 
würde daher, wenn er rechtsfähig wäre, neben K. und 
R. für den Schaden ee Nun handelt es ſich aber 
um einen nicht rechtsfähigen Verein, auf den nach 8 54 
BGB. und Art. 2 Ueberg®. die Vorſchriften des BGB. 
über die Geſellſchaft anzuwenden ſind. Die herrſchende 
Meinung wendet den 8 31 BGB. auf die nicht rechts⸗ 
fähigen Vereine nicht an und läßt aus Handlungen 
und Unterlaſſungen, die zum Schadenserſatze ver⸗ 
pflichten, den nicht rechtsfähigen Verein nur dann 
haften, wenn an einem ſolchen Verhalten alle Vereins- 
mitglieder beteiligt ſind oder ihnen allen ein Ver⸗ 
ſchulden gemäß § 831 BGB. zur Laſt fällt. Sonſt 
ſollen nur die an der ſchadenſtiftenden Handlung oder 
Unterlaſſung beteiligten Vereinsmitglieder perſönlich 
haften, während das Vereinsvermögen nicht ſoll an⸗ 
gegriffen werden können. Das RG. hat in Bd. 60 
S. 106 die Frage unentſchieden gelaſſen. Der Senat 
kann ſich der herrſchenden Anſicht nicht anſchließen, 
hält vielmehr den 8 31 BGB. für entſprechend an⸗ 
wendbar. In den Vorſchriften über die Geſellſchaft 
(88 705 ff.), denen 8 54 BGB. die nicht rechtsfähigen 
Vereine unterwirft, iſt die Haftung der Geſellſchafter 
für unerlaubte Handlungen eines geſchäftsführenden 
Geſellſchafters in Ausübung ſeines Amtes überhaupt 
nicht geregelt. Der nicht rechtsfähige Verein unter⸗ 
ſcheidet ſich auch, wenn ſchon die Vorſchriften über die 
Geſellſchaft im allgemeinen auf ihn anwendbar find, 
dadurch von der Geſellſchaft, daß er nach außen hin 
als einheitliches Ganzes auftreten will, zu welchem 
Zwecke er ſich einen beſonderen Namen beilegt. Als 
einheitliches Ganzes iſt der nicht rechtsfähige Verein 
auch in der ZPO. behandelt, indem er nach 8 50 U vers 
klagt werden kann und im Rechtsſtreite die Stellung 
eines rechtsfähigen Vereins hat und indem nach 8 735 
zur Zwangsvollſtreckung in das Vereins vermögen ein 
gegen ihn ergangenes Urteil genügt. Es iſt auch kein 
Grund einzuſehen, der den Geſetzgeber veranlaßt haben 
könnte, die Lage eines ſolchen Vereins auf dem Ge— 
biete der unerlaubten Handlungen weſentlich günſtiger 
zu geſtalten als jene des rechtsfähigen Vereins. Eben⸗ 
ſo iſt nicht einzuſehen, aus welchem Grunde die Rechts⸗ 
lage des von der unerlaubten Handlung eines Vereins⸗ 
vorſtands betroffenen beſſer oder ſchlechter ſein ſoll, 
je nachdem der Verein rechtsfähig iſt oder nicht. 
Schon aus der Natur des nicht rechtsfähigen Vereins 
als eines einheitlichen, nach außen durch einen Ver⸗ 
treter (Vorſtand) hervortretenden Ganzen ergibt ſich 
daher die Notwendigkeit, den 8 31 BGB. auch auf ihn 
anzuwenden. Aehnlich hat das RG. ſchon nach altem 
und ebenſo nach neuem Recht ſtändig die Haftung der 
offenen Handelsgeſellſchaft für außervertragliche Scha— 
densſtiftungen eines Geſellſchafters anerkannt (Staub, 
8. Aufl. 8 126 A. 4). Da der Vorſtand R. die ihn zum 
Schadenserſatz verpflichtende Handlung in Ausführung 
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der ihm zuſtehenden Verrichtungen begangen hat, iſt 


der beklagte Verein mit ſeinem Vereinsvermögen für 
den Schaden mit verantwortlich. 

Zu demſelben Ergebniſſe gelangt man aber auch 
auf Grund des 8 831 BGB. Der Vorſtand R. iſt von 
der Generalverſammlung mit ½ Mehrheit gewählt. 
Nach der Satzung hat ſich nicht nur die dagegen 
ſtimmende Minderheit, ſondern haben ſich auch die nicht 
erſchienenen und nicht vertretenen Mitglieder dieſer 
Mehrheit zu fügen. Dieſe körperſchaftliche Verfaſſung 
des Vereins iſt auch auf dem Gebiete der unerlaubten 
Handlungen nicht ohne Bedeutung. Der ſatzungs— 
mäßig beſtellte Vorſtand muß als von ſämtlichen 
Vereins mitgliedern für die Verrichtungen beſtelltgelten, 
deren Ausführung in den Geſchäftskreis des Vorſtandes 
fällt und in dieſem Rahmen ſelbſtändig von ihm zu 
beſorgen iſt (Bay ZfR. 1912 S. 136). Dies verlangt 
ſchon die Rechtsſicherheit aller mit dem Verein in Ver— 
kehr Tretenden. Wer dieſe Folgen ſcheut, kann den 
Beitritt zu einer ſolchen Vereinigung unterlaſſen oder 
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rechtzeitig ſeinen Austritt erklären. Die ſämtlichen 
Vereinsmitglieder und damit auch der beklagte Verein 
ſelbſt find daher für den durch den Vorſtand dem 
Kläger widerrechtlich zugefügten Schaden gemäß 8 831 
BGB. mit verantwortlich und zwar haften die Vereins⸗ 
mitglieder mit ihrem ganzen Vermögen; denn aus der 
Satzung iſt eine ausdrückliche oder ſtillſchweigende Be⸗ 
ſchränkung der Haftung nicht zu entnehmen; ſie könnte ſich 
aber auch nur auf die rechtsgeſchäftliche Haftung be⸗ 
ziehen, während ſie für jene aus unerlaubten Handlungen 
wirkungslos wäre. Der Entlaſtungsbeweis nach $ 831 
BGB. iſt mißlungen. Denn den ae 
welche den Vorſtand trotz feines hohen Alters von 
ungefähr 80 Jahren als rüſtig, tüchtig, zuverläſſig, 
erfahren und gewiſſenhaft ſchildern, kann kein Gewicht 
beigelegt werden. Es iſt aber auch ohne weiteres klar, 
daß ein Mann in dieſem Alter ſich ſchon wegen ſeiner 
Unbeholfenheit nicht mehr zur Leitung und Beauf⸗ 
ſichtigung eines fo gefährlichen Maſchinenbetriebs 
eignet. Die von Zeugen bekundete Tatſache, daß R. 
ſchon jahrelang den Dreſchwagen nicht mehr beſtieg, 
kann den beklagten Mitgliedern des Vereins, die vor 
allem die Dreſchmaſchine benützten, nicht verborgen 
geblieben ſein. Daher iſt als feſtgeſtellt zu erachten, 
daß die ſämtlichen Vereinsmitglieder und damit auch 
der beklagte Verein bei der letzten, dem Unfall voraus⸗ 
gehenden Auswahl des Vorſtandes die im Verkehr er⸗ 
forderliche Sorgfalt außer acht gelaſſen haben. Dafür, 
daß der Schaden auch bei Anwendung dieſer Sorgfalt 
entſtanden ſein würde, iſt keinerlei Anhaltspunkt vor⸗ 
handen. (Urt. vom 24. Februar 1913, L 33/1911). 
3099 V. 


O berlandesgericht Nürnberg. 


Bereinbarung der Nichtigkeit eines Bertrags; ge: 
werbliches Geſchäft als Sachinbegriſf; Nutzungen hieraus 
als ungerechtfertigte Bereicherung — 88 812 ff., 818, 
100 B68. Am 6. Juni 1910 hatte der Beklagte im 
Anweſen des Klägers Geſchäftsräume gemietet und 
das Flaſchnereigeſchäft des Klägers ſamt Maſchinen 
und Warenvorräten gekauft. Infolge fpäterer Streitig⸗ 
keiten vereinbarten die Parteien, die Verträge vom 
6. Juni 1910 als nichtig zu erachten, und verglichen 
ſich über die gegenſeitigen Leiſtungen. Der Kläger 
verlangte noch eine Entſchädigung dafür, daß der Be⸗ 
klagte vom 1. Juli 1910 bis 20. Februar 1912 das 
Flaſchnereigeſchäft innegehabt hat. Sein Anſpruch wurde 
für gerechtfertigt erachtet. | 

Aus den Gründen: Der Beklagte hatte ur» 
ſprünglich behauptet, die Verträge ſeien nach 8 138 
BGB. und wegen Nichtbeachtung weſentlicher Form⸗ 
vorſchriften nichtig; der Kläger hatte dann erklärt, er 
ſtelle ſich nun auch auf den Standpunkt, die Verträge 
ſeien nichtig. Nun können zwar die Parteien die 
Nichtigkeit eines Vertrags nicht durch ihre nachträglichen 
Erklärungen herbeiführen, aber ſie können im Wege 
des Vergleichs vereinbaren, daß die Rechtslage Al: ane 
geſehen werden folle, als ob die Verträge von Anfang 
an nichtig geweſen wären. Das war der Sinn ihrer 
damaligen Erklärungen; ſie wollten die Nichtigkeit als 
vom Anfang an beſtanden gelten laſſen. Dafür ſpricht 
auch die Wahl des Ausdrucks „nichtig“ ſtatt der Be- 
griffe Auflöſung oder Rücktritt. Auf Grund dieſer Ab- 
machung haben die Parteien ſich all das herauszugeben, 
um was ſie bereichert ſind. Nach § 818 BGB. erſtreckt 
ſich die Herausgabepflicht auch auf die gezogenen 
Nutzungen im Sinne des 8 100 daſelbſt. Ein eins 
gerichtetes Geſchäft iſt ein Sachinbegriff, der Verkehr 
betrachtet ein Geſchäft als ein Vermögensſtück und 
mißt ihm einen Vermögenswert bei, der über den 
Wert der einzelnen Waren und Einrichtungsgegen— 
ſtände hinausgeht; es wird insbeſondere der Um and 
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angeschlagen, daß ſich das Geſchäft einen Kundenkreis 
erworben hat, obwohl dieſer Kundenkreis dem Wechſel 
unterworfen iſt und ſich möglicherweiſe verringert oder 
nach und nach verliert. Iſt alſo das vom Beklagten 
erworbene Geſchäft ein Sachinbegriff, eine Sache im 
Sinne des $ 100 BGB., fo iſt der Vorteil, den der 
Beklagte aus der mehr als 1% jährigen Benutzung 
der Sache zog, zu den Nutzungen nach $ 100 zu zählen 
und von ihm nach 8 818 herauszugeben. Dieſe Nutzung 
umfaßt ſelbſtverſtändlich nicht das Entgelt für ſeine 
perſönliche Tätigkeit; die Einnahmen hierfür braucht 
er nicht herauszugeben. In ſeinen geſamten Einnahmen 
ſteckt aber daneben auch noch der Nutzen aus dem Ge— 
ſchäfte ſelbſt und dieſen kann der Kläger beanſpruchen. 
Eine Scheidung dieſer beiden Einnahmequellen iſt nicht 
unmöglich, Anhaltspunkte bieten ſich in verſchiedenſter 
Art. Man kann davon ausgehen, was der Beklagte 
im ganzen verdient hat und davon einen Anſchlag für 
den täglichen Arbeitsverdienſt unter Heranziehung der 
üblichen Arbeitslöhne abziehen. Einen Anhaltspunkt 
gewährt auch die Ermittlung, welche Pachtſumme für 
ein Geſchäft mit dem hier vorliegenden Umſatze bezahlt 
zu werden pflegt. Endlich wird auch der von den 
Parteien vereinbarte Kaufpreis eine Handhabe bieten 
können, wenn man davon den Wert der mitverkauften 
Einrichtungsgegenſtände abzieht. (Urt. des I. 38. 
vom 21. Juni 1913, L. 27/13). B- r. 
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Aus der Rechtſprechung der Verwaltungsgerichte. 
Regierung von Mittelfranken. 


Die Berwaltungsgerichte können nicht über die Frage 
des Vorrechts von Pflaſterzoll forderungen der Gemeinden 
im Konkursverfahren entſcheiden. Der Stadtmagiſtrat N. 
hat im Konkursverfahren über das Vermögen des M. 
einen Pflaſterzollrückſtand beim Amtsgericht angemeldet 
und für dieſe Forderung das Vorrecht nach S 61 Nr. 2 
KO. beanſprucht. Der Konkursverwalter erkannte die 
Forderung an, beſtritt aber das Vorrecht, weil der 
Pflaſterzoll eine Abgabe für die Benützung der gemeind— 
lichen Straßen ſei und Gebühren für gemeindliche wie 
auch für ſtaatliche Leiſtungen nicht öffentliche Abgaben 
i. S. des § 61 Nr. 2 ſeien. Der Stadtmagiſtrat be— 
antragte ſodann bei der Regierung, es möge im Ver— 
waltungsrechtsverfahren „Feſtſtellungsbeſcheid“ erlaſſen 
werden, daß die Pflaſterzollforderung das Vorrecht 
beſitze. Der Konkursverwalter beſtritt die Zuſtändig— 
keit der Regierung, da die ordentlichen Gerichte zu— 
ſtändig ſeien und ſomit eine Feſtſiellung durch die 
Verwaltungsbehörde den Konkursverwalter nicht binden 
könne. Die Kreisregierung wies ab. 

Aus den Gründen: Der Stadtmagiſtrat gründet 
die Zuſtändigkeit des Verwaltungsgerichts darauf, daß 
durch 8 146 Abſ. 5 KO. bei Forderungen, für deren 
Feſtſtellung ein Verwaltungsgericht zuſtändig iſt, deſſen 
Zuſtändigkeit aufrecht erhalten werde, wenn die For— 
derung im Konkursverfahren beſtritten und daher ihre 
gerichtliche Feſtſtellung nach § 146 Abſ. 1 erforderlich 
werde. Es iſt daher zu prüfen, inwieweit die Ver— 


waltungsbehörden oder die Verwaltungsgerichte nach 


Reichs- oder Landesrecht über die Feſtiſtellung einer 


Forderung auf Zahlung eines gemeindlichen Pflaſter- 


zolls zu entſcheiden haben. Gemäß Art. 8 Ziff. 19 VG. 
ſind allerdings als Lerwaltungsgerichtsſachen im Sinne 
dieſes Geſetzes erklärt: „Streitigkeiten über das Recht zur 
Erhebung von Weg-, Pflaſter-, Brücken- und Ueber— 
fahrtgelder, ſowie die Verbindlichkeit zur Entrichtung 
derartiger Gebühren.“ 
lichkeit zur Entrichtung des Pilaſtergeldes und das 


Ein Streit über die Verbind⸗ 
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Eigentum von J. Schweißer Verlag (Artbur Sellier) München und Berlin. 


Recht zu deſſen Erhebung liegt hier jedoch nicht vor; die 
Zahlungsverpflichtung als ſolche iſt unbeſtritten. Durch 
Art. 8 Ziff. 19 werden aber die Verwaltungsgerichte 
nicht für zuſtändig erklärt, über die hier allein be⸗ 
ſtrittene Frage des Vorrechts der Pflaſterzollforderung 
im Konkursverfahren zu entſcheiden. Die Annahme 
des Magiſtrats, daß aus dem Wortlaut des 8 146 
Abſ. 5 KO. gefolgert werden müſſe, die Zuſtändigkeit 
der Verwaltungsbehörden und Verwaltungsgerichte 
erſtrecke ſich ohne weiteres auch auf die Feſtſtellung 
des beſtrittenen Vorrechts, wenn ſie für die Prüfung 
und Feſtſtellung der Grundlagen einer Forderung ges 
gegeben ſei, kann in Uebereinſtimmung mit der Recht⸗ 
ſprechung und der herrſchenden Rechtslehre nicht ge— 
billigt werden (Jaeger, KO. Anm. 16 zu 8 146 S. 226 
der III. und IV. Aufl.). Durch die erwähnte Vorſchrift 
der KO. ſollte die Zuſtändigkeit der Verwaltungs— 
behörden und Verwaltungsgerichte nicht erweitert 
werden (Rſpr. d. OLG. Bd. 15 S. 43). Die Auſzählnag 
der Verwaltungsgerichtsſachen in Art. 8 VGH. iſt 
zudem ausſchließlich und läßt keine ausdehnende Aus⸗ 
legung zu. (Vgl. Reger-Dyroff, VGH. IV. Aufl. Anm. 
zu Art. 8 S. 204 ff.). Darnach können aber mangels 
beſonderer Vorſchriften die Verwaltungsbehörden und 
Verwaltungsgerichte nicht über den Vorgang der 
Pflaſtergeldforderung im Konkursverfahren entſcheiden, 
vielmehr iſt die Vorrechtsfrage vor den ordentlichen 
Gerichten auszutragen. Gegen die erweiternde Aus⸗ 
legung des 8 146 Abſ. 5 KO., wie fie in der Bayer. 
Gem Z. 1913 Nr. 13 S. 194 ff. vertreten wird, ſprechen 
auch innere Gründe; die Frage des konkursmäßigen 
Ranges und Vorrechts einer im Konkursverfahren an— 
gemeldeten Forderung iſt ausſchließlich prozeſſual, 
deshalb iſt es zweckmäßig, wenn ſie im Streitfall ein⸗ 
heitlich von den bürgerlichen Gerichten entſchieden 
wird. (Vgl. Jaeger, KO. III. und IV. Aufl. Bd. 2 Anm. IH 
zu 8 146 S. 226; JW. 1894 S. 559 Ziff. 46). (Beſchl. 
des II. Senats vom 4. Oktober 1913). 
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Geſetzgebung und Verwaltung. 


Löſchungen im Strafregiſter. In dem Gnaden⸗ 
erlaß, der bei dem Regierungsantritt Sr. Majeſtat 
des Königs Ludwig III. erging GBayeriſche Staats- 
zeitung vom 5. November 1913 S. 2), ſind der 
Staatsminiſter der Juſtiz und der Kriegsminiſter „bis 
auf weiteres“ ermächtigt worden, anzuordnen, daß 
Vermerke über Verurteilungen wegen Vergehen und 
Uebertretungen im Strafregiſter und in den militäriſchen 
Liſten und Papieren gelöſcht werden, wenn ſich der 
Verurteilte längere Zeit gut geführt hat. Die Ent— 
ſcheidung bleibt der Krone vorbehalten, wenn der 
Vermerk die Verurteilung wegen eines Verbrechens 
zum Gegenſtande hat (ſ. dazu Nr. I 8 12 Abſ. 2 der 
Bek. vom 12. Juli 1913, Im Bl. S. 97). Diele Ans 
ordnung greift nicht nur dann Platz, wenn aus An⸗ 
laß des Regierungsantritts ein Geſuch um Löſchung 
eines Strafvermerks eingereicht wird, ſondern gilt all— 
gemein ſolange, bis etwa eine weitere Allerhöoͤchſte 
Entſchließung über die Zuſtändigkeit ergeht. Unbe— 
rührt geblieben iſt ſelbſtverſtändlich die Vorſchrift in 
Nr. III 13 Adi. 1 der Bek. vom 12. Juli 1913 (JMBl. 
S. 140), wonach die Vorſchriften in Abſchn. I der Bek. 
vom 6. Mai 1911 (JMBI. S. 155) für die Anbringung 
und Behandlung der Geſuche um Löſchung von Strafen 
maßgebend ſind. 
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Die neue Geihäftsordnung für die baye- 
riſchen Notariate. 


Bon Dr. Heinrich Schanz, II. Staatsanwalt im Staats⸗ 
miniſterium der Juſtiz. 


Unter den zahlreichen bayeriſchen Geſetzen, die 
um die Wende des Jahrhunderts in Kraft traten, 
war das Notariatsgeſetz vom 9. Juni 1899 eines 
der beſten. Durch geſunden Sinn ausgezeichnet, 
durchweg praktiſch angelegt, hat es die jahrzehnte⸗ 
lang bewährte Einrichtung des bayeriſchen Notariats 
dem gänzlich veränderten Rechtszuſtand angepaßt 
und dabei doch ihre Eigenart und ihre Vorzüge 
erhalten. Bei ſeinem Vollzuge haben ſich bisher 
— in einem Zeitraume von nahezu 15 Jahren — 
niemals größere Schwierigkeiten ergeben. Auch 
die Geſchäftsordnung für die Notariate vom 24. De⸗ 
zember 1899 (JMBl. S. 591) hat ihren Zweck 
vollſtändig erfüllt. Indem ſie ſich nicht auf Vor⸗ 
ſchriften über Form und Gang der Geſchaͤfte be⸗ 
ſchränkte, ſondern auch einen zuſammenfaſſenden 
Ueberblick über die weitverzweigte Geſetzgebung 
bot, hat ſie den Notaren und ihren Untergebenen 
das Einleben in das neue deutſche und bayeriſche 
Recht erleichtert und dafür geſorgt, daß ſich in 
der Uebergangszeit der Geſchäftsverkehr ungeſtört, 
ohne Hemmungen und Fehlgriffe abwickelte. Aber 
auch ſie verfiel dem Schickſale ſo vieler Dienſtan⸗ 
weiſungen. Infolge des raſchen Fortſchreitens der 
Geſetzgebung mußten ſchon bald einzelne Vor⸗ 
ſchriften und ganze Abſchnitte geändert werden.“) 
Die Aufhebung der alten Geſchäftsordnung und 
ihre Erſetzung durch eine neue ſoll die Ueberſicht⸗ 
lichkeit wieder herſtellen, die durch das Anflicken 
einzelner Aenderungen allmählich verloren zu gehen 
drohte. Das iſt aber nicht der einzige Zweck der 


1) Die Geſchäftsordnung von 1899 wurde ergänzt 
durch die Bekanntmachungen vom 31. Januar 1901 
(JMBl. S. 209) und vom 2. Oktober 1908 (JMBl. 
S. 231); ſie wurde geändert durch die Bekanntmachungen 
vom 5. Juli 1903 (JM Bl. S. 338), vom 15. September 
1908 (JM Bl. S. 199 und 241) und vom 29. Dezember 
1909 (JMBl. S. 557). 


München, den 15. Dezember 1913. 


in Bayern 


9. Jahrg. 


Verlag von 


2. Schweitzer Verlag 
(Arthur Zeller) 
München und Berlin. 
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Umgeſtaltung. Es ſollen zugleich die Erfahrungen 
berückfichtigt werden, die in den letzten 14 Jahren 
geſammelt wurden, und ſchließlich ſoll auch der 
Geſchäftsbetrieb im Notariatsweſen durch Neue⸗ 
rungen vervollkommnet werden, wie ſie unſere nach 
Vereinfachung und techniſchem Fortſchritte ringende 
Zeit von allen Zweigen der Staatsverwaltung 
verlangt. 

Die neue Geſchäftsordnung vom 30. Oktober 
1913 (JM Bl. S. 231) iſt ihrer Anlage nach 
nicht weſentlich von der alten verſchieden. Ge⸗ 
ändert find allerdings der Aufbau, die Gliederung 
des Stoffes und vielfach auch die ſprachliche Faſſung, 
dagegen iſt die weitgehende Einarbeitung der ge⸗ 
ſetzlichen Vorſchriften beibehalten. Sie mochte viel⸗ 
leicht für die Notare jetzt entbehrlich ſein. Aber 
die Geſchäftsordnung ſoll auch dem Anfänger im 
Notariatsdienſt und dem nicht rechtskundigen Ge⸗ 
hilfen als Anleitung dienen; es iſt zweckmäßig, 
wenn dieſe Hilfskräfte in einer Vorſchrift alles 
finden, was ſie für ihren Dienſt brauchen. 

Die neue Geſchäftsordnung iſt nicht nur für 
die Notare und ihr Perſonal ſowie für die Dienſt⸗ 
aufſichtsſtellen von Bedeutung, fie enthält auch 
vieles, was ſür die bayeriſche Rechtspflege im all⸗ 
gemeinen wichtig iſt, woran alſo die übrigen Ju⸗ 
ſtizbehörden nicht achtlos vorübergehen dürfen. 
Bei der Größe des Stoffes fallen jedoch dieſe Vor⸗ 
ſchriften nicht ſofort auf. Der Zweck dieſer Ab⸗ 
handlung iſt, aus der umfangreichen Dienſtvor⸗ 
ſchrift die Neuerungen herauszuheben, die für 
weitere Kreiſe von Belang ſind. 


I. Die Hinterlegungsordnung. 


Grundlegende Aenderungen, die auch volks⸗ 
wirtſchaftliche Wirkungen äußern werden, bringt 
der zehnte Abſchnitt, der das notarielle Hinter⸗ 


) Sie tritt nach § 344, ſoweit dem Notar weiter⸗ 
gehende Befugniſſe als bisher eingeräumt werden, ſofort, 
im übrigen mit dem 1. Januar 1914 in Kraft. Eine 
Ausgabe der Geſchäftsordnung mit Anmerkungen und 
Sachregiſter iſt im Verlage von C. H. Beck (Oskar Beck) 
in München erſchienen. 
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legungsweſen umgeſtaltet. Bisher konnten Werte 
dem Notar nur perſönlich übergeben oder über⸗ 
ſendet werden; auch konnte der Notar ſie nur 
perſönlich bei ſich verwahren. Dieſer Zuſtand 
wurde vielfach als mißlich empfunden, weil dadurch 
eine Menge Bargeld dem Verkehr entzogen wurde 
und den Beteiligten Umſtändlichkeiten erwuchſen. 
Auch wurde die Haftung des Notars dadurch ver⸗ 
ſchärft. (Vgl. dazu Bonſchab, Bayzif. 1907 
S. 379 ff., auch Walter ebenda 1908 S. 12). 
Nunmehr kann der Notar Gelder, Wertpapiere 
und Koſtbarkeiten bei der Kgl. Bank, bei der 
Reichsbank oder bei einer der in Art. 32 Ue®. be⸗ 
zeichneten Kreditanſtalten auf den Namen des 
Notariats hinterlegen ($ 310 Abſ. 2, 88 320 — 322). 
Er kann ſich überdies für das Notariat bei der 
von ihm gewählten Bank oder bei der Bayeriſchen 
Notenbank ein Scheckkonto eröffnen oder ſich an 
den Poſtſcheckverkehr anſchließen laſſen (88 311, 
332). Damit iſt auch den Beteiligten die Mög⸗ 
lichkeit eröffnet, Gelder, die für den Notar be⸗ 
ſtimmt find, auf der Bank oder bei der Poſt ein⸗ 
zuzahlen und ſo die Gefahren der Verſendung u. 
dgl. zu verringern (8 313). An der Haftung des 
Staates gegenüber den Beteiligten und des Notars 
gegenüber dem Staate (Art. 60 AG. BGB.; Art. 126 
Not G.) wird durch die Benützung der Bank: oder 
Poſteinrichtungen nichts geändert. 


II. Die Verwendung der Schreibmaſchine 
und anderer Vervielfältigungsmittel. 


Der geſteigerte Verkehr der Neuzeit drängt 
dazu, die menſchliche Hand immer mehr vom Schreib: 
werke zu entlaſten und ihre Dienſtleiſtungen durch 
mechaniſche Hilfsmittel zu erſetzen. Das Beur⸗ 
kundungsweſen, bei dem das Streben nach raſcher 
Erledigung der Geſchäfte niemals die für die Be⸗ 
teiligten unentbehrliche Sicherheit des Rechtsver⸗ 
kehrs beeinträchtigen darf, kann ſelbſtverſtändlich 
dieſe Bewegung nicht in dem Maße mitmachen, 
wie es auf anderen Arbeitsgebieten möglich iſt, 
und deshalb nicht alle Erfindungen der Gegenwart 
vollſtaͤndig ausnützen. Immerhin macht aber die 
neue Geſchäftsordnung den Verſuch, hier einen 
Ausgleich zu ſchaffen und den Notaren die Er: 
leichterungen zu gewähren, die ohne Gefahr für die 
Allgemeinheit durchführbar find (SS 108 ff.).“) 
Nach wie vor dürfen die Urſchriften der Teſtamente 
und der reinen, d. h. nicht mit Eheverträgen verbun— 
denen Erbverträge nur handſchriſtlich hergeſtellt 
werden. Im übrigen darf für Urſchriften, Aus: 
fertigungen und Abſchriften nunmehr ohne jede 
Beſchraͤnkung Buchdruck. Autographie und Litho— 
graphie verwendet werden. Außerdem können Ur— 
ſchriften mittels Farbbandes, Ausfertigungen und 
Abſchriften mittels Durchdrucks auf der Schreib— 


— 


) Die Vorſchriften der Bekanntmachung vom 2. Ok- 
tober 1908 (JBl. S. 231) über die Verwendung der 
Schreibmaſchine in den Notariaten ſind aufgehoben mit 


Ausnahme der Ziff. VII, die von den Gebühren handelt. 
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maſchine hergeſtellt werden; den Beteiligten darf 
aber als Ausfertigung oder beglaubigte Abſchrift 
nur der erſte und zweite Durchſchlag ausgehändigt 
werden (wegen einer weiteren Ausnahme ſ. 8 109 
Abſ. 2). Einige immer wiederkehrende Vermerke, 
nämlich die Beglaubigungsvermerke und die Ge⸗ 
nehmigungsklauſeln, können mit Gummiſtempel auf 
die Urkunden geſetzt werden (8 111). 


III. Der Verkehr mit den Grundbuch⸗ 
ämtern 


baut ſich nunmehr im weſentlichen auf den Bor: 
ſchriften der Dienſtanweiſung auf (88 552 ff. 
DAGBAe). Die Vorſchriften wurden zum größten 
Teile in die Geſchaftsordnung übernommen, zum 
Teile (wegen der Vorlegung der Urkunden an das 
Grundbuchamt und wegen der Benachrichtigung 
der Beteiligten und der Behörden) wird auf ſie 
verwieſen (58 152 ff.; $ 181). 

Als die frühere Geſchäftsordnung erlaſſen wurde. 
war das Grundbuch noch nicht als angelegt erklärt, 
es galt alſo auch noch das alte Grundſtücksrecht. 
Der rechtsgeſchäftliche Erwerb vollzog ſich daher 
zumeiſt mit der Errichtung der Urkunde, nur bei 
der Hypothekenbeſtellung mußte die Eintragung 
dazu kommen. Das hat ſich mit dem Inkraft⸗ 
treten des neuen Liegenſchaftsrechts geändert; Rechte 
an Grundſtücken werden gemäß 8 873 BGB. erſt 
mit der Eintragung in das Grundbuch erworben. 
Den Beteiligten muß deshalb mehr als früher 
daran liegen, daß die Urkunden möͤglichſt bald 
durch das Grundbuchamt vollzogen werden. Dieſem 
Umſtande will die neue Geſchäftsordnung dadurch 
Rechnung tragen, daß ſie in 8 67 die Notare ver⸗ 
pflichtet, ein Verzeichnis der unvollziehbaren Ur⸗ 
kunden zu führen. Dadurch ſoll der Notar von 
ſelbſt darauf hingeleitet werden, der raſchen Be⸗ 
ſeitigung aller Hinderniſſe unausgeſetzt ein beſon⸗ 
deres Augenmerk zuzuwenden, und den Auffſichts⸗ 
ſtellen ſoll die Ueberwachung erleichtert werden. 

Nach den Vorſchriften des BGB. über das 
eheliche Güterrecht kann es vorkommen, daß ein 
Grundſtück zwar wirkſam an einen Ehegatten allein 
aufgelaſſen werden kann, daß es aber mit der Auf⸗ 
laſſung und Eintragung in ein Geſamtgut fällt, 
das Grundbuch alſo unrichtig wird, wenn nur der 
bei der Auflaſſung beteiligte Ehegatte in das Grund⸗ 

| buch eingetragen wird. Damit ſolche Vorkomm⸗ 
niſſe vermieden werden, ſchreibt jetzt § 83 vor, 
| daß der Notar den Güterſtand auch dann feſt⸗ 
ſtellen ſoll, wenn die Eintragung der beiden Ehe⸗ 
gatten als Erwerber in Frage kommen kann, nicht 
bloß dann, wenn allenfalls die Zuſtimmung eines 
Ehegatten notwendig iſt (vgl. dazu die Entſcheidung 
des Oberſten Landesgerichts vom 10. Juli 1913 
in Nr. 19 dieſes Jahrg. S. 381). 
IV. Der Verkehr mit den Nachlaßgerichten 
und den Regiſtergerichten. 


Die Aenderungen ſind ſachlich wenig belang⸗ 
| reich. Um die Kaſſenſchränke der Notariate zu ent: 
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laſten, beſtimmt 8 223, daß alle gültig wider⸗ 
rufenen Teſtamente auch dann an das Nachlaß⸗ 
gericht abgeliefert werden, wenn diefes die Ab⸗ 
lieferung nicht verlangt. Nach 8 260 hat der Notar 
bei der Beurkundung von Verſammlungsbeſchlüſſen 
den Vorſtand oder den perſönlich haftenden Geſell⸗ 
ſchafter auf die Verpflichtung hinzuweiſen, eine 
notariell beglaubigte Abſchrift des Protokolls zum 
Handelsregiſter einzureichen. In 8 139 wird ange⸗ 
ordnet, daß auf den für die Regiſtergerichte beſtimmten 
Abſchriften die Koſten der Beurkundung ausge⸗ 
ſchieden nach Gebühren und Auslagen des Notars, 
Staatsgebühren und Beſitzveränderungsabgaben 
vermerkt werden; das ſoll den Finanzbehörden die 
Prüfung des Gebührenwefens erleichtern. 


V. Gebührenweſen. 

Das Stunden von Notariatsgebühren und Aus⸗ 
lagen und das Vorſchießen von Staatsgebühren, 
Stempel⸗ und ſonſtigen Abgaben iſt mit einem geord⸗ 
neten Geſchaͤftsgang und mit der Eigenſchaft der 
Notariate als ſtaatlicher Behörden nicht recht verein⸗ 
bar, wenn es auch vielleicht für die Beteiligten mit⸗ 
unter Vorteile und Bequemlichleiten bieten würde. 
Den Mißſtänden, die in dieſer Beziehung bisher 
hervorgetreten find, tritt die Geſchaftsordnung dadurch 
entgegen, daß ſie das Stunden und Vorſchießen grund⸗ 
ſätzlich unterſagt. Die frühere Geſchäftsordnung hatte 
in 8 288 nur vorgeſchrieben, daß die Anhäufung von 
Gebührenrückſtänden möglichſt vermieden werden ſoll. 
Für die Pfalz iſt wegen der dort beſtehenden beſon⸗ 
deren Verhältniſſe für die Uebergangszeit eine Mil⸗ 
derung zugelaſſen. Die Beteiligten werden jetzt ſchon 
bei der Anmeldung eines Geſchäfts darauf aufmerk⸗ 
ſam gemacht, daß die Gebühren und Auslagen bei 
der Beurkundung zu zahlen find ($ 305). 


VI. Amts verweſung und Urlaub. 

Nach Art. 96 NotG. kann Notariatsverweſer 
nur werden, wer die 8 für die Er⸗ 
nennung zum Notar erfüllt hat. (Vgl. Art. 9 
NotG.). Von dem dort aufgeſtellten Erfordernis 
eines Vorbereitungsdienſtes kann außer bei den 
Perſonen, die das Richteramt bekleiden oder be⸗ 
kleidet haben, auch bei den zum Richteramte be⸗ 
fähigten Gerichtsſchreibern der Amtsgerichte abge⸗ 
ſehen werden. Eine Pflicht zur Uebernahme einer 
Verweſung beſteht für die am Sitze des Notariats 
angeſtellten Richter und rechtskundigen Gerichts: 
ſchreiber der Amtsgerichte (Art. 97). Den Verweſer 
beſtellt nach Art. 100 die Juſtizverwaltung; die Be⸗ 
fugnis kann den Oberlandesgerichtspräſidenten und 
den Landgerichtspraſidenten übertragen werden. Bis: 
her war nur der Landgerichtspräſident zu einer Anord⸗ 
nung ermächtigt, jetzt iſt die Zuſtändigkeit des Land⸗ 
gerichtspräſidenten erweitert und die des Ober⸗ 
landesgerichtspräſidenten neu begründet worden. 
Das hängt zuſammen mit einer Neuregelung der 
Urlaubsfrage. Der Urlaub iſt nunmehr in den 
85 23 ff. im Anſchluß an die Vorſchriften der Be⸗ 
kanntmachung vom 14. Juli 1909 über den Ur: 
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laub der etatsmäßigen Staatsbeamten (J Ml. 
S. 326) neu geordnet. Dabei wurde den Land⸗ 
gerichtöpräfidenten die Ermächtigung erteilt, Urlaub 
bis zu ſechs Wochen zu gewähren; die Oberlandes⸗ 
gerichtspräfidenten, die bisher bei der Urlaubser⸗ 
teilung nicht mitzuwirken hatten, können Urlaub 
bis zu zwei Monaten bewilligen. Das Mini⸗ 
ſterium iſt nur anzugehen, wenn Urlaub über zwei 
Monate begehrt wird. Für die Dauer des Ur⸗ 
laubs beſtellt den Notariatsverweſer der Präſident, 
der den Urlaub erteilt; das gleiche gilt, wenn der 
Notar erkrankt oder ſonſt am Dienſte gehindert 
iſt und die Dauer des Hinderniſſes die angegebenen 
Zeiträume nicht überſchreitet. 

Gleichzeitig iſt für die äußeren Behörden der 
Kreis der Perſonen erweitert worden, aus dem 
ſie den Stellvertreter wählen dürfen. Früher 
konnte der Landgerichtspräfident nach $ 301 der 
alten Geſchäftsordnung unter den Juſtizbeamten, 
die an ſich geſetzlich zur Verweſung befähigt waren, 
nur Richter und rechtskundige Sekretäre des Amts⸗ 
gerichts auswählen, in deſſen Bezirke das Notariat 
liegt. Jetzt können die Präfidenten nach § 34 der 
neuen Geſchäftsordnung den Verweſer aus den 
Richtern und den rechtskundigen Sekretären ſämt⸗ 
licher Gerichte ihres Bezirks wählen, aus den Se⸗ 
kretären der Landgerichte und der Oberlandes⸗ 
gerichte ſelbſtverſtändlich nur dann, wenn ſie den 
in Art. 9 Abſ. 2 Not. vorgeſchriebenen Vorbe⸗ 
reitungsdienſt abgeleiſtet haben. Damit wird den 
Juſtizbeamten eine erhöhte Möglichkeit gegeben, 
den Notariatsdienſt aus eigener Erfahrung kennen 
zu lernen. Die Präfidenten der Oberlandesgerichte 
find überdies ermächtigt, zu Notariatsverweſern 
Notariatspraktikanten zu wählen, die das Ver⸗ 
weſerzeugnis nicht beſitzen und den in Art. 9 Abſ. 2 
NotG. vorgeſchriebenen Vorbereitungsdienſt noch 
nicht vollſtändig abgeleiſtet haben, wenn ihre Be⸗ 
fähigung außer Zweifel ſteht. 

Die Anzeigen an das Juſtizminiſterium über 
die Beſtellung eines Notariatsverweſers fallen 
künftig weg; der $ 306 der alten Geſchäftsordnung 
wurde nicht übernommen. 


VII. Dienſtaufſicht. 

Schon die unter Nummer VI erörterten Vor⸗ 
ſchriften zeigen, daß das Staatsminiſterium der 
Juſtiz, dem Zuge der Zeit folgend, die Selbſtän⸗ 
digkeit der äußeren Behörden zu erhöhen, die Zen⸗ 
tralſtelle zu entlaſten und den Geſchäftsgang zu 
vereinfachen bemüht war. Das naͤmliche Beſtreben 
zeigen mehrere Anordnungen, die in der jüngſten 
Zeit auf anderen Gebieten der Juſtizverwaltung 
erlaſſen wurden (ſiehe dieſen Jahrgang der Zeit⸗ 
ſchrift S. 260, 344, 363). Einige weitere Be⸗ 
ſtimmungen der neuen Geſchaͤftsordnung ſollen dem 
gleichen Zwecke dienen: die Dienſtaufſicht ſoll vor⸗ 
wiegend durch die äußeren Stellen, insbeſondere 
den Landgerichtspräſidenten gehandhabt werden. 
Er beſchränkt den Gebrauch der Schreibmaſchine 
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bei den Notariaten oder unterſagt ihn ganz, wenn 
ſich Mißſtände zeigen (8 109), er kann die Führung 
der Generalakten im einzelnen regeln (8 276 
Abſ. 4), er entſcheidet, wenn Staatsbehörden Ein⸗ 
ſicht in Urkunden, Akten, Bücher und Regiſter des 
Notars verlangen und der Notar Bedenken trägt, 
die Einſicht zu gewähren ($ 292 Abſ. 2). 


Die Zeitſtrömung iſt der Einrichtung des ſelb⸗ 
ftändigen Notariats nicht immer günſtig geſinnt. 
Die bayeriſche Juſtizverwaltung hat demgegenüber 
ſtets mit Entſchiedenheit den Standpunkt vertreten, 
daß vor allem die Bevölkerung den Schaden zu tragen 
hätte, wenn das ſelbſtändige Notariat verſchwinden 
würde. Daß ſie neue Vorſchriſten erlaſſen hat, zeigt 
ihren Entſchluß, an dieſer Anſicht feſtzuhalten und 
ſich nicht auf Wege drängen zu laſſen, die ins Un⸗ 
gewiſſe führen. Eine verſtändige Handhabung der 
neuen Vorſchriften durch alle beteiligten Beamten 
und Behörden wird dazu beitragen, daß ſich die 
Wertſchätzung nicht mindert, ſondern erhöht, deren 
fi) das bayeriſche Notariat während ſeines mehr 
als 50 jährigen Beſtandes in weiten Kreiſen des 
Landes erfreuen durfte. 


die Kommunmauer. 


Von Dr. Hermann Wein, Notariatspraktikant in München. 
(Schluß.) 


Kommunmauerablöſungsanſpruch. 
Nicht weniger beſtritten iſt die Frage, ob der Er⸗ 
bauer der Kommunmauer gegen ſeinen Nachbarn 
einen Anſpruch auf Erſtattung von Baukoſten hat 
oder nicht. In der BayRot 3. 1907 S. 45 ff. iſt 
der Standpunkt vertreten, daß ein ſolcher Anſpruch 
nicht beſteht, es ſei denn, daß er vertraglich feſt⸗ 
gelegt wurde;) denn — wird geſagt — der Bau: 
herr habe ja mit Wiſſen und Willen und in ſeinem 
eigenſten Intereſſe über die Grenze gebaut; ſein 
Vorteil beſtehe darin, daß er die Mauer zur Hälfte 
über ſeine Grenze hinausſchieben könne, wobei er 
eine halbe Mauerbreite als nutzbaren Raum ge— 
winne; der Nachbar ſei deshalb nicht auf Koſten 
des Bauherrn ohne rechtlichen Grund bereichert und 
damit entfalle die Anwendbarkeit des 8 951 BGB. 

Dem gegenüber iſt zu ſagen: Gewiß ſchiebt 
der Bauherr im eigenen Intereſſe die Mauer halb— 
ſcheidig über die Grenzlinie hinaus und gewinnt 
damit Platz; denſelben Vorteil durch die Kommun— 
mauer hat aber auch der Nachbar, ſobald er an— 
baut. Haben aber beide Teile dieſelben Vorteile, 
ſo wäre es ſchon aus allgemeinen Erwägungen 
unbillig, einen allein, naͤmlich den zufällig zuerſt 
Bauenden, die ganzen Koſten tragen zu laſſen. 


1) Vgl. auch Rhein Arch. 108, 360 ff. 
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Aber ganz abgeſehen von Billigkeitserwägungen: 
auch das geltende Recht führt zum gleichen Ergebnis. 

Und zwar löſt ſich die Frage über den Kommun⸗ 
mauerablöſungsanſpruch ſpielend, wenn man von 
der hier vertretenen Auffaſſung über die Eigen⸗ 
tumsverhältniſſe an der Kommunmauer aus⸗ 
geht. Hiernach hat, wie wir ſehen, der Nachbar 
von vorneherein das Eigentum an der auf ſeinem 
Boden ſtehenden Mauerhälfte erworben, der Bauende 
hat deshalb einen Rechtsverluſt an den auf der 
Nachbarſeite eingefügten Steinen uſw. erlitten; alle 
Vorausſetzungen des § 951 mit 8 946 BGB. 
find gegeben; keine Frage, daß der Erſtbauende 
deshalb Vergütung in Geld nach den Vorſchriften 
über die Herausgabe einer ungerechtfertigten Be 
reicherung von feinem Nachbarn verlangen kann.“) 

Den Kommunmauerablöſungsanſpruch bejaht 
auch die Abhandlung in der Bay3fR. 1907 ©. 483, 
jedoch erſcheint hier folgerichtig (ſ. o.) der Ablöſungs⸗ 
anſpruch als eine Vergütung für den ſich durch 
den Anbau vollziehenden Eigentumserwerb des 
Nachbars.“ 

Wer hingegen Alleineigentum des Erbauers an 
der Kommunmauer vor und nach dem Anbau 
annimmt, wird jeden Erſtattungsanſpruch des Er⸗ 
bauers verneinen mülſſen. 

Einen Mittelweg zwiſchen Bejahung und Ver⸗ 
neinung des Ablöſungsanſpruches ſchlägt die JW. 
1912 S. 1039 ein: hier wird behauptet, die 
Kommunmauer müſſe ſtärker gebaut werden, wie 
eine gewöhnliche, da fie zwei Hauſern als Stütze 
zu dienen habe; mindeſtens für die Mehrſtärke 
müſſe der anbauende Nachbar aufkommen. 

Die Höhe der Entſchädigung. Die 
Höhe der Entihädigung muß mangels einer Ver: 
einbarung nach der hier vertretenen Auffaſſung der 
Bereicherung des Nachbarn entſprechen, d. h. die 
Summe betragen, die der Nachbar dadurch eripart, 
daß er dieſe Mauerhälfte nicht aufzurichten braucht. 


Zu bezahlen iſt die Entſchädigung erſt, wenn 
der Nachbar anbaut; denn erſt dann iſt er be⸗ 
reichert; ob die Entſchädigung erſt mit der Voll ⸗ 
endung des Anbaues und dann natürlich in voller 
Höhe oder nach und nach mit dem Fortſchreiten 
des Anbaues zu zahlen iſt, dürfte dahin zu ent⸗ 
ſcheiden ſein, daß die Koſten in der gleichen Weiſe 
zu erſtatten ſind, wie der Nachbar nach der Ver⸗ 
kehrsſitte die Mauerkoſten hätte bezahlen müſſen. 
wenn er die Kommunmauer ſelbſt aufgeführt hätte. 


Eigenſchaft des Anſpruchs. Der nach 
dem Geſetz beſtehende Anſpruch des Erbauers gegen 
n Nachbar iſt rein perſönlich.“) Dies 


15) So auch im Endergebnis: das BGB. mit beſonderer 
Berückſichtigung der RGRſpr. II. Aufl. I. Bd. 5 95 Anm. 5. 
10) Vgl. auch Bay 3fR. 1912 S. 445; von anderer 
Seite 15 auch der Bereicherungsanſpruch unmittelbar 
nach 8 812 BB. angenommen und ſelbſt an einen 
Ani ſpruch aus Geſchäſtsführung ohne Auftrag gedacht. 
17) Vgl. für das 1 Recht 3 Bif G. 7. Jahrg. 

S. 801; CG. II S. 
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ergibt fich aus der geſetzlichen Beſtimmung in 8 951 
BGB., die die den Schuldverhältniſſen angehörigen 
Vorſchriſten über ungerechtfertigte Bereicherung für 
anwendbar erklärt. Eine Verbindung mit dem 
Eigentum anzunehmen, entbehrt jeder Stütze im 
Geſetz. Der vom Oberſten Landesgericht und 
anderen Gerichten!) für das alte Recht aufgeſtellte 
Grundſatz, „daß der Anſpruch auf Entſchädigung 
ohne das Eigentum des Grundſtücks des erſtbauenden 
Nachbarn nicht übertragen werden könne und daß 
die Abtretung dieſes Anſpruchs für ſich allein erſt 
zuläſſig und möglich ſei, wenn der andere Nachbar 
den Anbau ausgeführt habe, daß alſo der Ent- 
ſchädigungsanſpruch dinglich mit dem Eigentum 
der Grundſtücke verbunden ſei und erſt mit ber 
tatſächlichen Benützung der Grenzmauern zu einem 
perſönlichen Anſpruch zwiſchen den beiden Nachbarn 
werde“, iſt dem BGB. fremd. 

Ob man vertraglich den an und für ſich 
perſönlichen Anſpruch mit dinglicher Wirkung aus⸗ 
ſtatten kann, iſt fraglich. Eine Art dinglicher Wir⸗ 
kung dürfte man höchſtens durch Verbindung mit 
einer Grunddienſtbarkeit erzielen können, etwa in 
der Art, daß man unter Beſtellung einer Dienſt⸗ 
barkeit dem Erbauer der Kommunmauer Allein⸗ 
eigentum an ihr verſchafft (ſ. oben), dem Nachbarn 
aber eine Dienſtbarkeit zum Anbau einräumt, welche 
nur unter der Bedingung ausgeübt werden darf, 
daß die vereinbarte Vergütung für den Anbau be⸗ 
zahlt wird.““) 

Wenn ſolch ein Vertrag vorliegen ſollte, ſo 
beurteilt ſich der Vergütungsanſpruch nach deſſen 
beſonderen Feſtſetzungen. Sehr häufig dürften ſolche 
Beſtimmungen kaum ſein. 

Kehren wir daher wieder zum geſetzlichen 
Kommunmaueranſpruch zurück. Erheben kann ihn, 
wer die Baukoſten aufgewendet hat, und zwar gegen 
den Nachbar, der anbaut; denn dieſer iſt der Be⸗ 
reicherte. 

Wie ſteht es nun im Falle eines Eigentums: 
wechſels? 

Wurde das Nachbaranweſen vor dem Anbau 
veräußert, ſo beſteht gegen den bisherigen Nachbarn 
jedenfalls kein Anſpruch; denn dieſer Nachbar war 
noch nicht bereichert. Wurde nach dem Anbau ver⸗ 
aͤußert, ſo bleibt derjenige Nachbar der Schuldner, 
welcher angebaut hat; gegen ſeinen Beſitznachſolger 
kann der Anſpruch nicht geltend gemacht werden, 
es ſei denn, daß eine wirkſame Schuldübernahme 
zuſtande gekommen iſt.“) 

Schwieriger iſt es, wenn der Erſtbauende ſein 
Anweſen verkauft. In dieſem Falle ſollte aus dem 
Kaufvertrag hervorgehen, ob der Bauherr auch 
ſeinen Kommunmauerablöſungsanſpruch auf den 


15) Oberlandesgerichte München. Nürnberg BaygZfR. 
1 334 f.; ſ. auch Bay gfk. 1910 S. 412, 1906 
S. 483. 

10) Vgl. Staudinger, BGB. 5./6. Aufl III. Bd. 
S. 279; BaygfR. 1907 S. 334. 

0) Vgl BayziR. 1906 S. 483. 
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Käufer übertragen wollte oder nicht. Enthält der 
Kaufvertrag hierüber nichts, ſo kann es unter Um⸗ 
ſtänden eine ſchwierige Tat⸗ und Auslegungsfrage 
ſein, ob der Erſtbauende alle Rechte, die ihm be⸗ 
züglich des Hauſes zuſtanden, auf den Käufer über: 
tragen wollte oder ob er ſich den Baukoſtenerſatz⸗ 
anſpruch zurückbehalten habe. 

Auch für die Schiedmauer wird man aus 
den gleichen Gründen einen Erſatzanſpruch gelten 
laſſen müſſen, wenn auch ein ſolcher tatſächlich viel 
ſeltener in Frage kommen wird. Nur wäre für 
das Fälligwerden des Anſpruchs ſtatt des Augen⸗ 
blicks des Anbaus der Augenblick maßgebend, in 
dem der Nachbar die Schiedmauer entſprechend 
ihrer Beſtimmung benützt. 

Der reinperſönliche Kommunmauerablöfungs: 
anſpruch iſt ohne jede Beſchränkung übertragbar 
und pfändbar — und zwar auch vor dem Anbau, 
dann handelt es ſich eben um — zweifellos zuläſſige 
— Verfügungen über einen künftigen Anſpruch. 
Tatſächlich wird freilich manchmal zu prüfen ſein, 
ob nicht der Abtretende den Anſpruch ſchon früher 
abgetreten hat und ihn in argliſtiger Weiſe noch⸗ 
mals „übertragen“ möchte — eine Möglichkeit, die 
wohl gegeben iſt, da ja die Rechtsänderung nir⸗ 
gends verlautbart zu werden braucht. 

Eintragung im Grundbuch. Damit 
kommen wir zu der Frage, ob, bejahendenfalls auf 
welche Weiſe, der Kommunmauerablöſungsanſpruch 
durch Eintragung im Grundbuch feſtgeſtellt und 
geſichert werden kann. Im Münchner Stadtgrund⸗ 
buch leſen wir nicht ſelten Einträge über Kommun⸗ 
mauerverhältniſſe und Anbaurechte (haufig Unent⸗ 
geltlichkeit des Anbaus !). Im neuen Grundbuch 
kommen Einträge über Kommunmauern wohl nicht 
häufig vor; insbeſondere Einträge nur um des Kom⸗ 
munmauerablöſungsanſpruchs willen dürften äußerſt 
ſelten ſein. Und doch gäbe es zweifellos zwei Wege, 
auch dieſe Rechte im Grundbuch feſtzuſtellen und 
den Rechtsverkehr mit ihnen zu klaren. 

Kein Zweifel, daß zur Sicherung des perſön⸗ 
lichen Kommunmauerablöſungsanſpruchs auf dem 
Nachbargrundſtück Hypothek beſtellt werden kann 
und zwar auch ſchon vor Fälligkeit, da ja bekannt⸗ 
lich eine Hypothek auch für eine künftige oder be⸗ 
dingte Forderung eingetragen werden kann. Im 
Falle einer Abtretung des Ablöſungsanſpruchs wäre 
fc 9 beſonders zweckdienlich und 

ernd. 

Außerdem könnte, wie in der BayNotZ. 1907 
S. 45 ff. vorgeſchlagen wird, eine Dienſtbarkeit für 
den Erſtbauenden auf dem Nachbargrundſtück be: 
ſtellt werden des Inhalts, daß der Eigentümer des 
Nachbargrundſtücks den in ſeinem Eigentum be⸗ 
findlichen Mauerteil ... ohne Zuſtimmung des 
Erſtbauenden nicht in Benützung nehmen darf; 
dieſe Dienſtbarkeit ſoll erlöſchen, wenn an den Erſt⸗ 
bauenden eine entſprechende Vergütung bezahlt iſt.“) 


21) Auch dies führte zu einer Art dinglicher Sicherung. 
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Als Dienſtbarkeit kann aber nur eine beſchränkte 
perſönliche in Betracht kommen; denn für eine 
Grunddienſtbarkeit wäre Vorausſetzung (8 1019 
BGB.), daß fie für die Benützung des Grund: 
ſtücks des Berechtigten Vorteil bietet, eine Voraus⸗ 
ſetzung, die beim Kommunmauerablöſungsanſpruch 
wohl nicht gegeben waͤre. 

Grenzein richtung. Ob die einmal er⸗ 
richtete Kommunmauer eine Grenzeinrichtung im 
Sinne der 88 921, 922 BGB. iſt, iſt eine weitere 
ſehr beſtrittene Frage. Das Reichsgericht hat in 
Bd. 70 S. 210 dieſe Frage für die Hauskommun⸗ 
mauer verneint mit der Begründung, daß unter 
den Einrichtungen im Sinne dieſer Paragraphen 
nur ſolche Anlagen zu verſtehen find, welche „zufolge 
ihrer Geſtaltung und Lage die beiden Grundſtücke 
von einander ſcheiden und gerade hiedurch, alſo 
durch ihre Lage auf der Grenze und durch ihre 
die Grundſtücke ſcheidende Wirkung, beiden 
Grundſtücken zum Vorteil dienen“. “) Dieſer Auf: 
faſſung wird man beipflichten müſſen. 

Für Schiedmauern hingegen iſt die An⸗ 
wendbarkeit der 88 921 und 922 BGB. außer 
Zweifel. 

Im Zuſammenhang mit der Benützungs⸗ und 
Unterhaltungsfrage ſteht auch die Frage, ob der 
Eigentümer der einen Mauerhaͤlfte dieſe wider 
den Willen des Nachbarn abbrechen darf. 

Wenn 3 922 BGB. Anwendung finden kann 
— wie es für Schiedmauern der Fall fl — 
wäre mit „nein“ zu antworten. Da ſich aber 
dieſe Vorſchrift, wie geſagt, auf die Hauskommun⸗ 
mauer nicht bezieht, muß nach 3 903 BGB. jedem 
der beiden Nachbarn das Recht zugeſprochen werden, 
die Kommunmauer, ſoweit fie ihm gehört, abzu⸗ 
brechen; die Rechte des Nachbars werden dadurch 
geſchützt, daß der Abbrechende gemäß 8 823 BGB., 
§ 367 Nr. 14 StGB. geeignete Schutzmaßregeln 
treffen muß, die den Einſturz des Gebäudeteils 
des Nachbarn zu verhindern haben.“) 

Erhöhung der Kommunmauer. 
Bisher faßten wir nur den Fall der Errid- 
tung einer Kommunmauer ins Auge. Nun 
ſei auch der Erhöhung kurz gedacht. Die recht: 
liche Beurteilung dieſes letztern Falles iſt, wenn 
es auch hier an manchen Streitfragen nicht fehlt, | 
weſentlich einfacher, da, wie erwähnt, das bayer. 
AG. BGB. für dieſen Fall im Art. 68 ausdrüd: | 
liche und genaue Beſtimmungen gibt, auf welche 
hiemit verwieſen iſt. 

Nur ſei betont, daß das Geſetz bei der Er⸗ | 
höhung der Kommunmauer offenſichtlich auch von 
dem oben eingenommenen Standpunkt ausgeht, daß 
die Eigentumsgrenze durch die Mitte der Kommun⸗ 

| 
| 


2) A. M. Bay Notz. 1907 S. 45 ff.; das BGB. mit 
beſonderer Berückſichtigung der Rſpr. d. RG. 2. Aufl. 
Bd. I S. 91; dagegen Bd. II S. 175; vgl. auch JW. 
1912 S. 491; Staudinger 5./6. Aufl. Bd. III S 281; 
RG. 53, 307; IW. 1903 Beil S. 39. 

2 RG. 70, 205. 
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mauer zu laufen hat und daß dem Bauherrn ein 
Erſatzanſpruch gegen den Nachbarn zuſteht. 

Nimmt aber das Geſetz bei der Erhöhung der 
Kommunmauer dieſen Standpunkt ein, ſo kann 
es bei der Frage ihrer Errichtung wohl nicht 
auf einem entgegengeſetzten ſtehen. Infolgedeſſen 
darf man aus den geſetzlichen Beſtimmungen über 
die Erhöhung der Kommunmauer wohl einen 
Schluß auf die Richtigkeit der für die Errichtung 
4 Kommunmauer angenommenen Hauptſätze 
ziehen. 


zſt zum Aufſuchen von veſtellungen auf elel⸗ 
triſche Inneneinrichtungen ein Vandergewerbe⸗ 
ſchein erforderlich? 


Bon Bezirksamtsaſſeſſor Dr. Naiſenberg, 
Hilfsarbeiter im Reichsverſicherungsamt in Berlin. 


Die Verſorgung des platten Landes mit Elek⸗ 
trizität bringt es mit ſich, daß die Orte und Ge: 
genden, deren Anſchluß an ein Ueberlandwerk für 
die nächſte Zeit in Ausſicht genommen oder bereits 
im Gange iſt, von den Großfirmen des Inſtalla⸗ 
tionsgewerbes mit Reiſenden beſchickt werden, um 
bei den einzelnen Gewerbetreibenden, Haushaltungs⸗ 
vorſtänden und Hauseigentümern Beſtellungen auf 
elektriſche Inneneinrichtungen zu erlangen. Bei 
Ueberwachung des Vollzugs der Reichsgewerbe⸗ 
ordnung und des Haufierſteuergeſetzes entfteht die 
Frage, ob ſolche Inſtallationsreiſende eines Wander⸗ 
gewerbeſcheins oder einer Legitimationskarte bedürfen 
oder ob nur Beſtellungen auf gewerbliche Leiſtungen 
aufgeſucht werden, wozu weder ein Wandergewerbe⸗ 
ſchein gemäß 8 55 noch eine Legitimationskarte ge⸗ 
mäß §8 44 und 44 a GewO. erſorderlich iſt. 

Die Tätigkeit der Inſtallationsreiſenden beſteht 
im Auſſuchen von Beſtellungen auf elektriſche Innen⸗ 
einrichtungen. Die Beſtellung lautet regelmäßig 
auf Lieſerung einer Anzahl Lampen, bei landwirt⸗ 
ſchaftlichen und gewerblichen Betrieben außerdem 
auf Lieferung der erforderlichen Motore. Die Ver: 
gütung ſür die nötigen Zutaten, wie Leitungsdrähte, 
Kontakte, ſowie die Arbeitslöhne für die Einrichtung 
und Aufſtellung der Lampen und Motore find im 
Preiſe für die letzteren meiſt inbegriffen oder werden 
in Form von Preiszuſchlägen vereinbart, die nach 
Anzahl und Stärke der Lampen und Motore ab⸗ 
geſtuft ſind. Die Firma ihrerſeits übernimmt regel⸗ 
mäßig die vollſtändige betriebsfertige Einrichtung 
und Aufſtellung der Beleuchtungskörper und Motore. 
Beſtellungen nur auf Motore oder Lampen ohne 
deren Einrichtung an Ort und Stelle werden, wenn 
überhaupt, ſo doch nur ſelten betätigt. 

Ein Anbieten gewerblicher Leiſtungen im Sinne 
des § 55 Abſ. 1 Ziff. 3 GewO., wozu ein Wander: 
gewerbeſchein erforderlich wäre, iſt jedenfalls nicht 


gegeben, weil die Anwendung dieſer Geſetzesvor⸗ 
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ſchrift die Bereitſchaft zur ſofortigen Leiſtung vor⸗ 
ausſetzt (vgl. Landmann Anm. 11 zu 955 Gew O.). 
Die Bereitſchaft zur alsbaldigen Leiſtung fehlt indes 
wohl immer; denn die Reiſenden führen weder 
Lampen oder Motore mit ſich, noch werden dieſe 
ſofort oder alsbald eingerichtet, vielmehr wird die 
Einrichtung von der Firma für den ganzen Ort 
und die benachbarte Gegend gemeinſam erſt dann 
vorgenommen, wenn die Ortſchaft zum Anſchluß 
an das Ueberlandwerk reif iſt. 

Es kann ſich daher nur fragen, ob Beſtellungen 
auf Waren oder auf gewerbliche Leiſtungen auf⸗ 
geſucht werden. Letzteres müßte wohl dann an⸗ 
genommen werden, wenn die Lampen und Motore 
mit der Einrichtung an Ort und Stelle die Eigen⸗ 
ſchaft beweglicher Sachen verlieren und weſentliche 
Beſtandteile des Grundſtücks werden würden. Dies 
iſt jedoch im Hinblick auf die 88 97 und 98 BGB. 
ſowie die Rechtſprechung des Reichsgerichts zur Frage 
des Eigentumsvorbehalts an Maſchinen (RGZ. 
Bd. 67 S. 33, 69 S. 120) für die hier in Be⸗ 
tracht kommenden Fälle der elektriſchen Einrichtung 
laudwirtſchaftlicher und Kleingewerbebetriebe ſowie 
von Haushaltungen wohl zu verneinen. Elektriſche 
Lampen und Motore werden vielmehr in weitaus 
den meiſten Fällen ſtets die Eigenſchaft von Zu⸗ 
behör annehmen und damit bewegliche Sachen auch 
dann bleiben, wenn ſie an Ort und Stelle ange⸗ 
bracht und aufgeſtellt find. Man wird aber auch 
nicht fehlgehen, wenn man die Arbeit des Ein⸗ 
richtens und Aufſtellens der Beleuchtungskörper 
und Motore nicht als derart weſentlich anſieht, 
daß ein Aufſuchen von Warenbeſtellungen verneint 
und nur das Aufſuchen von Beſtellungen auf ge⸗ 
werbliche Leiſtungen in Betracht kommen könnte. 
Die gewerbliche Leiſtung des Einrichtens iſt im 
Hinblick auf den wirtſchaftlichen Zweck und Erfolg 
des Inſtallationsgewerbes nur nebenſächlich. Den 
Hauptgewinn erzielt das Gewerbe im Abſatz der 
ſelbſterzeugten oder wieder von anderen Großfirmen 
bezogenen Lampen, Motore und Zutaten. Be⸗ 
ſtellungen auf gewerbliche Leiſtungen würden nur 
dann vorliegen, wenn die Inſtallationsfirmen Gegen⸗ 
ſtände des Beſtellers und nicht die von ihnen ge⸗ 
lieferten Lampen und Motore einrichten würden 
(vgl. Urteil des Bayer. ObL G. in Strafſachen vom 
21. Dezember 1909, Samml. 9 S. 430; Reger 
Erg.⸗Bd. 4 S. 44). Hiernach darf wohl ange⸗ 
nommen werden, daß die in Betracht kommenden 
Reiſenden nicht oder wenigſtens nicht ausſchließlich 
Beſtellungen auf gewerbliche Leiſtungen, ſondern 
überwiegend Beſtellungen auf Waren aufſuchen. 

Die weitere Frage iſt nun die, ob die Reiſen⸗ 
den einer Gewerbelegitimationskarte oder eines 
Wandergewerbeſcheins bedürfen. Der Beſitz einer 
Gewerbelegitimationskarte würde genügen, wenn 
ſich die Reiſenden innerhalb der Grenzen des $ 44 
Abi. 3 GewO. halten, alſo ſich beim Aufſuchen der 
Beſtellungen auf ſolche Perſonen beſchränken würden, 
in deren Geſchäftsbetrieben Waren der angebotenen 
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Art verwendet werden, mithin auf Gewerbetreibende 
und Landwirte, ſoweit es ſich um Einrichtung der 
Geſchäfts⸗ und Betriebsräume, Werkſtätten oder 
landwirtſchaftlichen Betriebsſtätten handelt. Der 
Fall der vorgängigen ausdrücklichen Aufforderung 
ſcheidet aus; er kommt bei dem hier beſprochenen 
Auſſuchen von Beſtellungen auf elektriſche Innen⸗ 
einrichtungen auch nicht vor. Nicht als Geſchäfts⸗ 
betrieb im Sinne des § 44 Abſ. 3 GewO. zu er⸗ 
achten iſt die Hauswirtſchaft, die nur für die Be⸗ 
dürfniſſe des eigenen Haushals berechnete Wirtſchafts⸗ 
führung (Landmann Anm. 11 a zu 8 44 GewO.) 
Soferne der Reiſende ſich daher innerhalb der durch 
§ 44 Abſ. 3 GewO. gezogenen Schranken betätigt, 
würde der Beſitz einer Gewerbelegitimationskarte 
genügen. 

Indes zeigt die Praxis, daß die Reiſenden ſich 
hierauf keineswegs beſchränken. Sie gehen viel⸗ 
mehr von Haus zu Haus ohne Rückſicht darauf, 
ob der Hauseigentümer oder Haushaltungsvorſtand 


ein Gewerbe betreibt oder Inhaber eines landwirt⸗ 


ſchaftlichen Betriebes iſt. Die Reiſenden pflegen 
in dieſer Richtung auch vorher keinerlei Erhebungen, 
ſondern reiſen von Ort zu Ort nur von der Ab⸗ 
ſicht erfüllt, möglichſt viele und einen möglichſt ge⸗ 
ſchloſſenen Kreis von Beſtellern zu erlangen. Mit 
Rückſicht hierauf wird man davon auszugehen haben, 
daß für das Auſſuchen von Beſtellungen auf elek⸗ 
triſche Inneneinrichtungen, wie es die Inſtalla⸗ 
tionsfirmen bei Verſorgung ganzer Ortſchaften und 
Gegenden mit Elektrizität betätigen, der einzelne 
Reiſende ſich einen Wandergewerbeſchein ausſtellen 
laſſen muß. Für die Strafverfolgung wegen Auf⸗ 
ſuchens von Beſtellungen ohne Wandergewerbeſchein 
wird allerdings von Fall zu Fall der beſondere 
Nachweis erforderlich ſein, daß beim Aufſuchen der 
Beſtellungen nicht innerhalb der Grenzen des 9 44 
Abſ. 3 GewO. verfahren worden iſt. 


Kleine Mitteilungen. 


Zu 88 23, 63, 76 RUBEHD. In Nr. 21 dieſes Jahr⸗ 
gangs der Zeitſchrift (S. 426) iſt ein Beſchluß des Oberſten 
Landesgerichts vom 3. September 1913 abgedruckt, der an 
der ſchon bisher vertretenen Auffaſſung feſthält, daß dem 
Rechtsanwalte für die Veröffentlichung eines Urteils 
nach 8 200 StGB. gemäß 88 23, 89 RAGebd. eine Ges 
bühr in Höhe von / zuſteht. Der letzte Satz des Be⸗ 
ſchluſſes, daß der Anſatz von 2 M Gebühr und 50 Pfg. 
Pauſchſatz ſomit gerechtfertigt ſei, läßt m. E. den 
Schluß zu, als ob nur eine Gebühr in Höhe von 2M 
und 50 Pfg. Pauſchſatz zugebilligt werden ſollte. Dieſe 
Gebührenberechnung wäre aber unrichtig. Wenn ſchon 
der 8 23 angewendet wird, dann find die / zu be⸗ 
rechnen aus den Sätzen des 8 63 RAGebdo.; denn 
8 23 berechnet /0 aus der vollen Gebühr. Die vollen 
Gebühren aber ſind für Strafſachen enthalten in 8 63. 
Ebenſo wäre der Anſatz von nur 50 Pfg. Pauſchſatz 
gemäß 8 76 Abſ. II Satz 2 zu nieder; denn in der 
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Zwangs vollſtreckungsinſtanz beträgt der Pauſchſatz 
mindeſtens 2 M. Dieſer Pauſchſatz aber muß ange⸗ 
wendet werden, wenn man mit dem erwähnten Be⸗ 
ſchluſſe die Veröffentlichung des Urteils als einen Teil 
der Vollſtreckung betrachtet. Ich komme daher zu dem 
Schluſſe, daß für die Veröffentlichung des Urteils an⸗ 
zuſetzen find 3,60 M Gebühr mit 2 M Pauſchſatz. 
Dieſelbe Anſicht iſt vertreten von Quednau S. 415 
Nr. 224; Merzbacher S. 192 8 70 Anm. c; Jur. Wſchr. 
1911 S. 419 (Landgericht Göttingen) und S. 1021 
(Landgericht Neuburg). 
Rechtsanwalt Deiler in Augsburg. 


Aus der Aechtſprechung. 


Reichsgericht. 
A. Zivilſachen. 
1 


Haftung für Schäden and dem Betrieb eines Per: 
ſonenaufzugs: Berſchulden und Schuldgrund; mitwir⸗ 
kendes erſchulden des Verunglückten. 

I. Der Kläger wohnte als Kurgaſt mietweiſe in der 
den Beklagten 1 und 2 gehörigen Villa. Am 10. Auguſt 
1910 wollte er den im Treppenhaus angebrachten ſelbſt⸗ 
tätigen elektriſchen Perſonenaufzug benützen, ſtürzte aber 
nach dem Oeffnen der Schachttüre durch die Schachtöffnung 
in den Keller, weil der Fahrſtuhl nicht zur Stelle war. 
Er verlangt den Erſatz ſeines Schadens — Schmerzens⸗ 
geld, Erſatz der Heilungskoſten und ſonſtiger Auf⸗ 
wendungen — von den Beklagten als Geſamtſchuldnern. 
Die erſte Inſtanz wies die Klage gegen die Beklagte 2 
bezüglich des Schmerzensgeldes ab, erklärte im übrigen 
den Klageanſpruch zu /, dem Grunde nach für ges 
rechtfertigt und wies ihn zu / ab. Die Berufungen 
des Klägers und der Beklagten wurden zurückgewieſen. 
Das RG. hat dies gebilligt. 


Aus den Gründen: Das OLG. findet das für 
den Unfall urſächliche Verſchulden der den Betrieb 
leitenden Beklagten 1 darin, daß fie weder den Fahr⸗— 
ſtuhlbetrieb ganz einſtellte noch bis zur Beſeitigung 
des Mangels für die Beaufſichtigung des Betriebes 
eine geeignete Perſon als Aufzugswärter beſtellte, trotz— 
dem ſie von den Betriebsſtörungen, beſonders dem 
wiederholten Verſagen der Türverriegelung wußte, und 
auf die Gefährlichkeit einer weiteren Benützung auf— 
merkſam gemacht worden war. Das entſpricht dem 
S 276 BGB. und iſt rechtlich ebenſowenig zu beanſtanden 
als die weitere Annahme des OL G., daß für dieſes 
Verſchulden die Beklagte 1 auf Grund des Mietvers 
trages (S$ 535, 536, 538 BGB.) und wegen unerlaubter 
Handlung ($ 823 Abſ. 1 und 2 BGB. mit $ 367 Nr. 12 
StGB.), die Beklagte 2 nach $ 278 BGB. nur auf 
Grund des Mietvertrags haftet. Mit Recht nimmt 
ferner das OLG. an, daß ein Verſchulden des Klägers 
bei der Entſtehung des Schadens mitgewirkt hat (8 254 
BGB.). Jede Benützung eines ſolchen Aufzugs iſt mit 
einer Gefahr verbunden und fordert daher eine beſondere 
Vorſicht. Der Kläger mußte ſich jedenfalls davon über— 
zeugen, ob der Fahrſtuhl, den er benützen wollte, über— 
haupt da war. Er hätte auch bei einiger Aufmerkſam— 
keit ſehen müſſen, daß der über die Schachtumrahmung 
hinausragende und auch durch die Schachttüre leicht 
zu erkennende Fahrſtuhl fehlte, da der Unfall am hellen 
Tage ſtattfand und der Treppenraum durch das zu 
den Fenſtern hereindringende Tageslicht genügend be— 
leuchtet war. Daß er es nicht bemerkte, läßt ſich nur 
daraus erklären, daß er ohne jede Vorſicht heran⸗ 
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getreten war. Gemildert, aber nicht ausgeſchloſſen 
wurde das Verſchulden des Klägers dadurch, daß bei 
ordnungsmäßigem Zuſtande die Schachttüre ſich nur 
dann öffnen ließ, wenn ſich der Fahrſtuhl auf gleicher 
Höhe befand. Der Kläger, der von den Betriebs⸗ 
ſtörungen nichts wußte, durfte damit rechnen, daß, 
wenn die Türe ſich öffnen ließ, auch der Fahrſtuhl da 
war. Das no ihn aber nicht der Pflicht, fi von 
der le des Fahrſtuhls zu überzeugen, und 
daß er dieſe Vorſicht nicht beobachtete, bleibt die Haupt⸗ 
urſache des Unfalles. Das OLE. nimmt daher mit 
Recht an, daß der Unfall vorwiegend auf das Ver⸗ 
ſchulden des Klägers zurückzuführen iſt. Auch die 
Verteilung des Schadens in der Weiſe, daß dem Kläger 
nur ein Drittel erſetzt werden ſoll, während er zwei 
Drittel ſelbſt tragen muß, entſpricht der Sachlage und 
einer richtigen Abwägung des beiderſeitigen Ver⸗ 
ſchuldens. Eine Verletzung des materiellen Rechtes, 
insbeſondere der 88 276, 254 BGB., liegt alſo nicht 
vor. Wenn der Kläger geltend macht, eine Benützung 
des zur Herbeirufung des e beſtimmten Druck⸗ 
knopfes wäre nur dann veranlaßt geweſen, wenn die 
Schachttüre ſich nicht hätte öffnen laſſen, er ſei in 
dieſem Sinne auch von der Betriebsleiterin unterrichtet 
worden, ſo mag dies vielleicht den Vorwurf entkräften, 
daß der Kläger ſich nicht zunächſt des Druckknopfes 
bediente. Allein der entſcheidende Vorwurf, daß der 
Kläger ſich überhaupt nicht darum kümmerte, ob der 
Fahrſtuhl da war, wird dadurch nicht berührt. (Urt. 
des III. ZS. vom 24. Juni 1913, III 48/1913). 

II. In dem Hotel, das früher dem Erblaſſer der 
Beklagten gehörte, iſt am 12. Oktober 1910 die dort 
als Hotelgaſt weilende Frau des Klägers von der 
Eingangshalle aus in den Schacht des Perſonenauf⸗ 
zugs hinabgeſtürzt und hat ſich hierbei erheblich ver⸗ 
letzt. Der vom Kläger teils aus eignem Rechte teils 
als Zeſſionar ſeiner Frau erhobene Schadenserſatz⸗ 
anſpruch iſt vom LG. unter Zurückweiſung des An⸗ 
ſpruchs auf Schmerzensgeld zu / dem Grunde nach 
für gerechtfertigt erklärt worden. Das OLG. hat den 
Klaganſpruch nur zur Hälfte für begründet erklärt 
und das RG. dies gebilligt. 

Aus den Gründen: Das OLG. hat die dem 
Kläger zuerkannten Anſprüche nicht darauf geſtützt, 
daß der Gaſthofbeſitzer ſich durch die Eröffnung eines 
Verkehrs mit dem mangelhaften Perſonenaufzug einer 
unerlaubten Handlung ſchuldig gemacht habe, ſondern 
die Anſprüche nur aus der Verletzung des Gaſtauf⸗ 
nahmevertrags abgeleitet und weiterhin angenommen, 
daß Vertragsgegner des Gaſthofbeſitzers nur der Kläger, 
nicht auch deſſen Frau geweſen ſei. Mit Rüdficht 
hierauf führt der Beklagte aus, daß der Kläger nicht 
einen ſeiner Frau erwachſenen Schaden geltend 
machen könne, da ihr infolge des Unfalls weder An⸗ 
ſprüche aus unerlaubter Handlung noch ſolche aus 
Vertrag entſtanden ſeien. Dieſer Angriff geht fehl. 
Es kann hier dahingeſtellt bleiben, ob der Gaſtauf⸗ 
nahmevertrag nicht auch namens der Frau oder zu 
ihren Gunſten geſchloſſen worden iſt, und ob der Gaſt⸗ 
hofbeſitzer nicht ihr gegenüber wegen des jedenfalls 
für ſie eröffneten Aufzugsverkehrs aus unerlaubter 
Handlung haften würde, ſelbſt wenn die Frau nicht 
aus dem Vertrag berechtigt worden wäre. Denn der 
Kläger verlangt nach rechtskräftiger Abweiſung des 
Schmerzensgeldanſpruchs nur die Zuerkennung des 
Schadens, der ihm ſelbſt infolge des Unfalls ſeiner 
Frau erwachſen iſt, da er, wie das OLG. zutreffend 
ausgeführt hat, auf Grund der ihm obliegenden Unter⸗ 
haltspflicht für die aus dem Unfall entſtandenen und 
noch entſtehenden Heilungskoſten auſzukommen hat. 
Die Darlegungen des Senats in der von der Reviſion 
herangezogenen Entſch. vom 4. Okt. 1911 (RG. 77, 90) 
ſtehen dem in keiner Weiſe entgegen. Die Annahme 
des OL G., daß den Gaſthofbeſitzer ein urſächliches Ler⸗ 
ſchulden an dem Unfall treffe, iſt nicht rechtsirrtümlich. 
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Sie beruht darauf, daß die Einrichtung des rluazuge⸗ 
beſonders die ſeines Abſchluſſes an der Eingangshalle, 
fehlerhaft geweſen ſei und die Gäſte gefährdet habe. 
Zur Zeit des Unfalls iſt der Abſchluß durch eine Holz⸗ 
türe bewirkt worden, die von außen zu handhaben 
war und von jedermann geöffnet werden konnte. Hier⸗ 
nach konnte die Türe auch dann geöffnet werden, wenn 
ſich der Aufzug in den oberen Stockwerken befand, der 
Oeffnende a unmittelbar vor dem Schachtloch ſtand. 
Es leuchtet ein, daß ſich hieraus eine A e Lage 
für die Hotelgäſte ergibt, die mit dem Aufzugsbetriebe 
nicht näher bekannt, oft in Eile ſind und auf die Ge⸗ 
fahrloſigkeit der Einrichtung vertrauen; dies muß hier 
beſonders deshalb gelten, weil der Aufzug in dem 
hinteren, nicht erhellten Teil der Eingangshalle ſich 
befand und das elektriſche Licht nicht ftändig brannte. 
Regelmäßig werden denn auch zur Abwendung der 
mit der Benutzung der Aufzüge verbundenen Gefahren 
Vorſichtsmaßregeln derart getroffen, daß keine Tür⸗ 
klinke vorhanden iſt und die Türe nur mit einem den 
Gäſten nicht zugänglichen Drücker geöffnet werden kann 
oder daß der Abſchluß der Aufzugstüre ſelbſttätig mit 
dem Aufzugsbetriebe angeordnet wird. Eine ſtändige 
Aufſicht über die Türe durch eine beſondere Bedienung 
war nicht vorhanden; der bei dem Unfall in der Nähe 
der Frau des Klägers ſtehende Oberkellner hat nicht 
eingegriffen. Daß der Gaſthofbeſitzer, wie die Be⸗ 
klagten behaupten, den Aufzug elf Jahre vor dem 
Unfall von einer erſtklaſſigen Firma erworben hat 
und daß er ſeither von den Behörden nicht beanſtandet 
worden iſt, ſteht ſeinem Verſchulden nicht entgegen; 
er hatte felbftändig zu prüfen, welche Vorſichtsmaß⸗ 
regeln zur Beſeitigung der offenſichtlichen Gefahr er⸗ 
ſorderlich und nach den fortſchreitenden Anforderungen 
an die Sicherheit des Verkehrs geboten ſeien. Zu⸗ 
treffend hat jedoch 9 Ion das OLG. das Verhalten 
der Verunglückteu als höchſt leichtfertig bezeichnet. 
Sie hat die Türe mit der Klinke geöffnet und iſt 
in den dunklen Raum hineingegangen, ohne ſich irgend⸗ 
wie zu vergewiſſern, ob der Aufzug da ſei, ſie hat 
während des Hineingehens nicht geradeaus, ſondern 
rückwärts ſeitwärts nach ihrem in der Eingangshalle 
ſtehenden Mann geſehen. Damit hat ſie in erheblicher 
Weiſe die Ueberlegung und Vorſicht außer acht ge⸗ 
laſſen, die auch ihr oblag. Wenn im Hinblick hierauf 
das OLG. die Tragung des Schadens nach Hälften 
geteilt hat (8 254 BGB.), fo iſt hierin kein Rechts⸗ 
irrtum zu erkennen. (Urt. des III. ZS. vom 27. Juni 
1913, III 134/1913). E. 
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II 


Berzicht des Gläubigers einer Geſamthypothek anf die 
Hypothek au einem Grundſtücke. Werden damit die anderen 
Grundſtücke frei ? Iſt 5 1165 BG. anf den Fall des 8 1173 
Abſ. 2 BG. entſprechend anzuwenden? Aus den 
Gründen: Befriedigt der perſönliche Schuldner einer 
Hypothek den Gläubiger, ſo erwirbt er die Hypothek 
inſoweit, als er von dem Eigentümer des belaſteten 
Grundſtücks oder einem Rechtsvorgänger des Eigen⸗ 
tümers Erſatz beanfpruchen kann ($ 1164 BGB.). Ver⸗ 
zichtet dagegen der Gläubiger auf die Hypothek, hebt 
er fie auf oder räumt er einem andern Rechte den Vor⸗ 
rang ein, ſo wird der perſönliche Schuldner inſoweit 
frei, als er ohne dieſe Verfügung nach 8 1164 aus der 
Hypothek hätte Erſatz erlangen können (8 1165). 
8 1165 regelt dem klaren Wortlaute nach nur den Fall 
der Befreiung des Schuldners von der perſönlichen 
Haftung und entſpricht dem für die Bürgſchaft gel⸗ 
tenden 8 776. Die Vorſchrift wurde aufgenommen, weil 
man von der Anſicht ausging, daß im Verkehr die perſön⸗ 
liche Haftung des Schuldners nur zur Ergänzung der 
etwa unzulänglichen dinglichen Sicherheit diene. Man 
fand es unbillig, daß der Gläubiger den perſönlichen 
Schuldner noch ſolle in Anſpruch nehmen können, 
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nachdem er die dingliche Sicherheit aufgegeben oder 
gemindert und dadurch den Schuldner am Erſatzan⸗ 
ſpruch verhindert habe. Die Reviſion ſucht nun aus⸗ 
zuführen, daß 8 1165 entſprechend auch bei der Ge⸗ 
ſamthypothek anzuwenden ſei, nämlich dann, wenn der 
Gläubiger auf die Hypothek an dem einen Grundſtücke 
verzichte und dadurch einen Erſatzanſpruch des Eigen⸗ 
tümers der übrigen Grundſtücke beeinträchtige. Nach 
Inhalt der Protokolle (III S. 636 III) ſcheint die Kom⸗ 
miſſion eine entſprechende Anwendung des 8 1165 an 
ſich für unbedenklich erachtet zu haben, und dem iſt 
beizuſtimmen, ſoweit bei der Geſamthypothek der 
Eigentümer der belaſtet gebliebenen Grundſtücke ſeiner⸗ 
Kr der perſönliche Schuldner der Hypothek iſt. We⸗ 
entlich anders liegt aber die Sache, wenn es an dieſer 
Vorausſetzung fehlt und nicht der Verluſt des perſön⸗ 
lichen, ſondern der des dinglichen Anſpruchs in Frage 
kommt. Dennoch wird von einer größeren Anzahl 
von Schriftſtellern (vgl. die Nachweiſe bei Turnau⸗ 
Förſter 3. Aufl. Anm. 9 zu 8 1173) die Anſicht ver⸗ 
treten, daß der 8 1165 allgemein auf den Fall des 
8 1173 Abſ. 2 i een) anzuwenden ſei. Der 
gleichen Anſicht 11 nt auch das Urteil des Senats 
Entſch. Bd. 74 S. 213 zuzuneigen und ebenſo das Ur⸗ 
teil vom 14. Dezember 1910 (V 34/10). Allein in 
beiden Urteilen iſt die Entſcheidung aus anderem 
Grunde getroffen. In dem erſteren Urteile heißt es: 
auch wenn man den Ausführungen über die ent⸗ 
ſprechende Anwendung des 8 1165 beiträte, ſei die 
Entſcheidung doch nicht haltbar, und in dem letzteren 
Urteile iſt beſonders hervorgehoben, daß es einer Ent⸗ 
ſcheidung der Frage nach der Anwendung des 8 1165 
nicht bedürfe. Der Senat hat nunmehr kein Bedenken 
getragen, in Uebereinſtimmung mit der Anſicht von 
Maenner 8 730 S. 345 Anm. 5 und namentlich Fuchs 
Anm. 10 zu $ 1173 die Streitfrage zu verneinen. 

Nach 8 1132 haftet bei der Geſamthypothek jedes 
Grundſtück für die ganze Forderung, und der Gläu⸗ 
biger kann die Befriedigung nach ſeinem Belieben aus 
jedem der Grundſtücke ganz oder zu einem Teile ſuchen. 
Nicht minder iſt der Gläubiger frei in dem Verzichte 
auf die Hypothek, und der 81175 beſtimmt in Satz 2, 
daß, wenn der Gläubiger einen Verzicht hinſichtlich 
eines der verhafteten Grundſtücke erklärt, dann die 
Hypothek an dieſem Grundſtücke erliſcht. Aus keiner 
Stelle iſt zu entnehmen, daß der Gläubiger, der auf 
die Hypothek an einem einzelnen Grundſtücke verzichtet, 
minder frei ſtehen ſoll, als der Gläubiger, der aus 
einem ihm mitverhafteten einzelnen Grundſtücke feine 
Befriedigung ſucht. Wie hier, fo kann auch dort der 
Gläubiger „nach ſeinem Belieben“ verfahren, ohne 
daß er dabei auf etwaige Intereſſen der Eigentümer 
der Einzelgrundſtücke Rückſicht zu nehmen verpflichtet 
iſt. Der Gläubiger könnte auch Teilverfügungen nicht 
wohl vornehmen, ohne wegen des etwaigen Beſtehens 
von Erſatzanſprüchen vorher Ermittelungen anzuſtellen, 
und ſelbſt dann würde für ihn die Verfügung immer noch 
mit einer gewiſſen Gefahr verbunden ſein, deren Ueber⸗ 
nahme ihm der Geſetzgeber nicht anſinnen konnte, ohne 
damit den Grundſtücks⸗ und Hypothekenverkehr beträcht⸗ 
lich zu erſchweren. Hätte der Geſetzgeber den aus 
1132 ſich ergebenden Grundſatz des dem Gläubiger 
geſtatteten Handelns „nach feinem Belieben“ einſchränken 
wollen, ſo muß angenommen werden, daß dies im 
Geſetze ausgedrückt wäre. Für eine entſprechende An⸗ 
wendung des 8 1165 auf den Fall des 8 1173 Abſ. 2 ift 
kein Raum. Nach 8 1165 verliert der Gläubiger, ſoweit 
er durch Aufgabe des dinglichen Rechts den Erſatzan⸗ 
ſpruch vereitelt, den Anſpruch gegen den perſönlichen 
Schuldner; daraus die Folgerung zu ziehen, daß der 
Gläubiger, der fein dingliches Recht an dem Grund⸗ 
ſtücke des einen Eigentümers aufgibt, inſoweit auch 
ſein dingliches Recht an den von der Verfügung 
nicht berührten Grundſtücken ſonſtiger Eigentümer 
verliert, iſt unzuläſſig, weil er zum Eigentümer der 
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Grundſtücke nicht wie zum perſönlichen Schuldner in 

einem die Verpflichtung zum Handeln nach Treu und 

Glauben begründenden Rechts verhältniſſe ſteht. Es 

fehlt die Gleichheit des Rechtsgrundes. (Urt. d. V. 38S. 

vom 20. September 1913, V 119/13). 
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III. 


Nechtsanſpruch der Angeſtellten auf die ſog. Weih⸗ 
nachtsgratiſikatienen? Aus den Gründen: Der 
Kläger hat als Weihnachtsgratifikation für 1911 unter 
Anrechnung eines ihm im Juli 1911 2 Bor» 
ſchuſſes von 500 M den Betrag von 500 M und als 
anteilige Weihnachtsgratifikation für 1912 weitere 
250 M gefordert. Die Beklagte hat die Berechtigung 
jeder Gratifikation beſtritten und die Zurückzahlung 
der gewährten 500 M beanſprucht. Das OLG. hat 
unbedingt den klägeriſchen Anſpruch verneint und den 
der Beklagten zugeſprochen. Nach ſeiner tatſächlichen 
Feſtſtellung iſt dem Kläger eine Weihnachtsgratifikation 
in Ausſicht geſtellt und auch bis Weihnachten 1910 
zuletzt in Höhe von 1000 M gewährt und es ſind an 
Weihnachten 1911 den übrigen Angeſtellten der Bes 
klagten die bis dahin bewilligten Gratifikationen ent⸗ 
richtet worden. Das OLG. hat weiter ausgeführt, 
daß dem Kläger ein gewiſſes Recht auf die Grati⸗ 
fikation erwachſen ſei, das ihm nicht willkürlich ent⸗ 
zogen werden könne, daß aber die Verweigerung der 
Gratifikation ſich durch das Verhalten des Klägers 
bei Aufbewahrung des geſtohlenen Geldes rechtfertige. 
Dieſe Ausführungen ſind in ihrem Ausgangspunkte 
nicht zu beanſtanden. In Ermangelung beſonderer 
geſetzlicher Beſtimmungen find die Vorausſetzungen für 
die Entſtehung des Anſpruchs auf die Weihnachts⸗ 
gratifikation dem einzelnen Dienſtvertrag und deſſen 
ergänzender richterlicher Feſtſetzung gemäß den Grund⸗ 
ſätzen von Treu und Glauben und unter Berückſichti⸗ 
gung der Verkehrsſitte zu entnehmen. Nach der Auf⸗ 
faſſung des Verkehrs ſind die Weihnachtsgratifikationen 
keine reinen Freigebigkeiten der Dienſtberechtigten, deren 
Gewährung ihrem Belieben anheimgeſtellt iſt. Sie 
ſind vielmehr eine Vergütung beſonderer Art neben 
dem Gehalt, die insbeſondere den Angeſtellten für das 
Ausharren im Dienſte belohnen und ihn zur Forts 
ſetzung der Dienſte anſpornen ſoll. Deshalb iſt auch 
regelmäßig die Entſtehung des Anſpruchs davon ab— 
hängig, daß der Angeſtellte bis Weihnachten im Dienſte 
verbleibt. Der Prinzipal kann aber zur Gewährung 
der Gratifikation dann nicht verpflichtet werden, wenn 
vor Weihnachten durch ein Verſchulden des Angeſtellten 
eine Sachlage geſchaffen wird, die eine Kündigung des 
Dienſtverhältniſſes als billig und gerecht erſcheinen 


läßt, und zwar auch dann, wenn die Kündigung erit . 


zu einer Weihnachten nachfolgenden Zeit in Wirkſamkeit 
tritt. Eine ſolche Sachlage war für die Beklagte dann 
gegeben, wenn der Kläger ohne ihre Kenntnis und 
Duldung den geſtohlenen Geldbeutel in dem unver: 
ſchloſſenen Teil des Kaſſenſchranks aufbewahrte und 
ſich ſo einer erheblichen, die Beklagten ſchädigenden 


Pflichtverletzung ſchuldig machte, alſo in dem Falle 
der Leiſtung des dem Vertreter der Beklagten aufer 


legten Eides. Mit Recht hat daher das OLG. für 


dieſen Fall den Anſpruch des Klägers auf die Gratis 


fikation für 1911 verneint. Dieſe Entſcheidung ſteht 


nicht im Widerſpruch zu der Ausführung des OL G., 
daß die Beklagte keinen wichtigen Grund zu der ſo⸗ 


fortigen Entlajjung des Klägers im Oktober 1911 ges 


habt habe; denn der Grund, der den Prinzipal zur 


Verweigerung der Gratifikation berechtigt, braucht 
nicht notwendig ein wichtiger i. S. des §8 70 HGB. 


zu fein. (Urt. d. III. 35. vom 16. September 1913, 
III 154/13). — en. 
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B. Strafſachen. 
1 


Begriff des „gewerbsmäßigen Güterhändlers“ i. S. 
des bayeriſchen Gre. Bedentung des Irrtums über 
dieſe Eigenſchaſt. Aus den Gründen: Die Kevi⸗ 
ſion wendet ſich dagegen, daß das LG. den Angeklagten 
die Eigenſchaft von gewerbsmäßigen Händlern mit 
ländlichen Grundſtücken beigelegt und ihren Irrtum 
über das Vorliegen dieſer Eigenſchaft als einen ſtraf⸗ 


rechtlichen Irrtum und daher als unbeachtlich erklärt 


hat. Die Angriffe ſind ungerechtfertigt. Der ſeit vielen 
Jahren betriebene umfangreiche Güterhandel der An⸗ 
Bee erſtreckt ſich zwar hauptſächlich auf ſtädtiſche 

nweſen und Bauplätze, er hat aber wiederholt auch 
ländliche, der Landwirtſchaft gewidmete Grundſtücke 
umfaßt, wobei die Angeklagten von der Abſicht ge⸗ 
leitet wurden, durch den fortgeſetzten Umſatz ſolcher 
Grundſtücke Gewinn zu erzielen. Auf Grund dieſer 
Feſtſtellung konnte den beiden Angeklagten ohne Rechts» 
irrtum die Eigenſchaft von gewerbsmäßigen Händlern 
mit ländlichen Grundſtücken beigelegt werden, und es 
iſt auch nicht zu beanſtanden, daß ſie auch auf die zum 
vorliegenden Falle gehörigen Geſchäfte verwieſen hat. 
Ob dies nicht auch für den Fall zutreffen müßte, daß 
das von den Angeklagten erworbene Anweſen un⸗ 
mittelbar nach dem Erwerbe äußerlich erkennbar 
dauernd dem landwirtſchaftlichen Betriebe entzogen 
und erſt dann in Teilen weiterveräußert worden 
wäre, kann hier unerörtert bleiben. Dadurch, daß 
nach der Behauptung der Angeklagten „das Anweſen 
in den Kreis der Spekulation als zukünftiger Bau⸗ 
rund gezogen worden iſt“, hat es nicht ohne weiteres 
die Eigenſchaft als landwirtſchaftlicher Srundbefig ver⸗ 
loren; es hat tatſächlich auch nach dem Erwerbe durch 
die Angeklagten noch zu landwirtſchaftlichen Zwecken 
gedient. Ebenſowenig haben ſeine einzelnen Teile durch 
die bloße Tatſache, daß ſie wegveräußert wurden, ihre 
ländliche Natur verloren und ſie ſind auch bei der 
Veräußerung immer noch als „Wieſen“ und „Aeder“ 
bezeichnet worden. Ob die Rechtsnachfolger der An⸗ 
geklagten etwa die von ihnen erworbenen Teile künftig 
mehr oder weniger als Bauplätze zu verwenden ge⸗ 
dachten, iſt belanglos. Im Zeitpunkt der Veräußerung 
und des Erwerbs waren die Teilgrundſtücke Beſtand⸗ 
teile eines landwirtſchaftlichen Gutskomplexes und dem 
land wirtſchaftlichen Betriebe tatſächlich noch nicht ent» 
zogen, ſo daß ſie noch als ländliche Grundſtücke er⸗ 
klärt werden konnten. Das Geſetz will bewirken, daß 
bei Güterzertrümmerungen die Teile laſtenſrei auf den 
neuen Erwerber übergehen; daraus kann zugunſten von 
„Spekulationsgeſchäften' jedenfalls im allgemeinen 
nichts abgeleitet werden. Selbſt wenn man annehmen 
wollte, daß bei Veräußerungen zu baulichen Zwecken 
der Erwerber den Vorteil des Geſetzes nicht genießen 
ſolle, müßte ein Bodenzins bei ſolchen Zertrümmerungen 
nach dem Zwecke des Geſetzes regelmäßig doch deshalb 
abgelöſt werden, weil der Händler immerhin mit der 
Möglichkeit zu rechnen haben wird, daß der Erwerber 
eines Teiles dieſen wenigſtens zunächſt noch weiter zu 
landwirtſchaftlichen Zwecken verwendet, oder die Um⸗ 
ftände den Händler ſelbſt veranlaſſen, einzelne Teile 
doch wieder zu landwirtſchaftlichen Zwecken zu ver- 
äußern. 

Die Angeklagten haben alle tatſächlichen Umſtände 
gekannt, welche ſie als gewerbsmäßige Händler mit 
ländlichen Grundſtücken erſcheinen laſſen. Wenn ſie 
danach ihre Eigenſchaft als gewerbsmäßige Händler 
mit ländlichen Grundſtücken nicht erkannt haben, ſo 
haben ſie ſich in einem Irrtum über das Strafrecht 
befunden. Die Angeklagten haben ſich nicht aus einem 
tatſächlichen, ſondern aus einem rechtlichen Grunde 
getäuſcht und dieſer Grund iſt ſtrafrechtlich; denn der 
Begriff „gewerbsmäßiger Händler mit ländlichen 
Grundſtücken“ gehört zum ſtrafrechtlichen Tatbeſtand 
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des Art. 19 Orc. und es iſt eine Frage des Straf⸗ 
rechts, welche tatſächlichen Umſtände dieſen Begriff er⸗ 
füllen. Auf dieſe Frage hat ſich der Irrtum der An⸗ 
geklagten bezogen, nicht auf die tatſächlichen Umſtände, 
nach denen ſie zu beantworten war und iſt. (Urt. d. 
I. Straffen. vom 20. Oktober 1913, 1 D 598/13). 
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II. 


Fahrläſſigkeit des Standesbeamten bei der Prüfung 
von Ghehindernifien. Aus den Gründen: Das 
LG. geht mit Recht davon aus, daß zum inneren Tat⸗ 
beſtand des Vergehens gegen 8 69 BerfSt®. i. d. F. 
d. Art. 46 Nr. IV EG. BGB. zum mindeſten Fahrläſſig⸗ 
keit erfordert wird. Wenn ſie aber folgert, daß eine 
ſolche dem Angeklagten nicht zur Laſt falle, ſo beruht 
dies auf einer irrigen Auffaſſung der Pflichten eines 
Standesbeamten. 8 69 legt dem „die Eheſchließung 
vollziehenden“ Standesbeamten, d. h. nach der jetzigen 
Geſetzgebung demjenigen, der die Erklärungen der Ver⸗ 
lobten entgegennimmt, die Pflicht auf, die in dem 
Perſ St. und im BBB. gegebenen Vorſchriften zu 
befolgen. Er muß ſich alſo ſelbſt davon überzeugen, 
daß keine Ehehinderniffe vorhanden find, insbeſondere 
auch davon, ob ein Fall des 8 1314 BGB. vorliegt 
und wenn ja, ob ein Zeugnis des Vormundſchafts⸗ 
gerichts vorhanden iſt. Auf einen andern kann er 
dieſe Pflicht nicht abwälzen. Wenn das Aufgebot von 
einem andern Standesamt angeordnet worden iſt, ge⸗ 
nügt allerdings die nach 8 49 ausgeſtellte Beſcheini⸗ 
gung, daß dieſem Ehehinderniſſe nicht bekannt geworden 
ſind. In allen anderen Fällen aber hat er ſelbſt zu 
prüfen. Das Reichsgericht hat wiederholt ausgeſprochen, 
daß der Standesbeamte von dieſer Pflicht nicht ein⸗ 
mal dann befreit iſt, wenn ſein Stellvertreter (bei 
demſelben Standesamt) das Aufgebot angeordnet hat. 
Noch weniger aber kann er ſich darauf berufen, daß 
irgendein anderer, hier der ihm untergeordnete Stadt⸗ 
1 die Prüfung vorgenommen hat. Ohne Belang 
ft es, wenn er dieſen für fo zuverläſſig gehalten hat, 
daß er ſich vollſtändig auf ihn verlaſſen zu können 
glaubte. Verließ er ſich auf ihn, ſo übernahm er die 
Gefahr, daß trotzdem ein Ehehindernis unentdeckt ge⸗ 
blieben ſein könnte, und mußte gewärtigen, daß deſſen, 
wenn auch unverſchuldeter Irrtum ihm ſelbſt zur 
Schuld anzurechnen war. (Urt. des I. Strafſen. vom 
13. Oktober 1913, I D 780/13). 
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III. 


wre find kein Hindernis für das Erſcheinen 
eines Zeugen i. S. des 8 222 Sto. Aus den Grün⸗ 
den: Soviel ſich aus der Aktenlage ergibt, könnten 
als „Hindernis“ i. S. des 8 222 StPO. nur die „Le⸗ 
bensgewohnheiten“ der Zeuginnen (Ordensſchweſtern) 
in Frage kommen. Solche „Lebensgewohnheiten“ 
können aber nicht als ein Hindernis i. S. des Geſetzes 
angeſehen werden, auch wenn ſie auf einer Ordens⸗ 
regel beruhen; ſie ſind nicht, wie Krankheit und Ge⸗ 
brechlichkeit, ein tatſächlicher, nicht zu beſeitigender 
Zuſtand, der dem Erſcheinen vor Gericht entgegenſteht, 
ſondern beruhen letzten Endes nur auf dem Willen 
des Zeugen, der ſich dadurch, daß er ſich einer Ordens⸗ 
regel unterwirft, ſeinen ſtaatsbürgerlichen Pflichten 
nicht entziehen kann und nicht entziehen darf; gegen⸗ 
über der bloßen Erfüllung ſolcher Pflichten hat für 
ihn die Ordensregel wegzufallen. Dem Erſcheinen der 
Zeuginnen ſtand kein geſetzlich anzuerkennender Um⸗ 
ſtand hindernd im Wege; ſie hätten ohne weiteres 
pflichtgemäß vor Gericht erſcheinen können und das 
Gericht hat daher auch folgerichtig die trotz ordnungs- 
mäßiger Ladung nicht erſchienene Oberin gemäß 8 50 
StPO. in die durch ihr Ausbleiben verurſachten Koſten 
und zu Strafe verurteilt. Dies wäre nicht möglich 
geweſen, wenn in der Tat ein von dem Willen der 
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Zeugin unabhängiges Hindernis i. S. des 8 222 Abf. 1 
StPO. vorgelegen wäre. Es liegt ein Widerſpruch 
darin, daß das Gericht einerſeits die Zeugin wegen 
pflichtwidrigen Nichterſcheinens beſtraft, anderſeits aber 
in dem pflichtwidrigen Verhalten der Zeugin ein dem 
Erſcheinen entgegenſtehendes Hindernis fand und daraus 
die Berechtigung ableitete, von der geſetzlichen Regel 
der perſönlichen Vernehmung vor dem erkennenden 
Gericht eine Ausnahme zu machen. (Urt. d. I. Straffen. 
vom 22. September 1913, 1 D 920/13). 
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Kann daß Präſidinm des Landgerichts bei einer 
Strafkammer eine Unterabteilung bilden? Aus den 
Gründen: Im Geſchäftsjahr 1912 beſtanden bei dem 
LG. S. drei Strafkammern. In der 1. Strafkammer führte 
Landgerichtsdirektor F. den Vorſitz. Das Juſtizminiſte⸗ 
rium hat anläßlich einer dem 86. bewilligten Perſonal⸗ 
vermehrung zu erkennen gegeben, daß es die Bildung einer 
an eine der vorhandenen Strafkammern anzugliedernden 
„Abteilung“ für angezeigt erachte, da weiter ſelbſtändige 
Kammern erſt mit der etatsmäßigen Aufſtellung der erfor⸗ 
derlichen Direktorſtellen errichtet werden könnten. Dar⸗ 
aufhin hat das Präſidium für November und Dezember 
1912 eine neue Perſonal⸗ und Geſchäftsverteilung be⸗ 
ſchloſſen. An Stelle der Strafkammer I follten zwei 
Kammern, die Strafkammer La und die Strafkammer Ib 
treten. Jeder dieſer Kammern wurden fünf ſtändige 
Richter und deren Stellvertreter zugeteilt. Als erſter 
Richter der Strafkammer La wird Landgerichts direktor 
F. angeführt, als zweiter Landgerichts rat R., der zugleich 
zum Stellvertreter des erſteren beſtellt iſt. Bei der 
Strafkammer 1b erſcheint als erſter Richter der Land⸗ 
gerichtsrat, titulierte“ Landgerichtsdirektor K. und Land⸗ 
gerichtsrat M. als zweiter Richter, der als Stellver⸗ 
treter des Landgerichtsdirektors K. bezeichnet iſt. Beiden 
Kammern ſind ſelbſtändige Geſchäftsaufgaben zuge⸗ 
wieſen. Mit Grund bemängelt der Verteidiger die 
Geſetzmäßigkeit der Zuſammenſetzung des erkennenden 
Gerichts. 

Das GVG. läßt in 8 59 zu, daß bei einem LG. 
mehrere Zivil⸗ und Strafkammern gebildet werden, 
ſchreibt aber nicht ausdrücklich vor, wer die Zahl der 
Zivil⸗ oder Strafkammern zu beſtimmen habe. Natur⸗ 
gemäß fällt dieſe Aufgabe der Landesjuſtizverwaltung 
zu. Hier hat nun das Juſtizminiſterium als oberſte 
Behörde der Landesjuſtizverwaltung die Bildung einer 
weiteren, 4. Strafkammer, die nach 8 60 Abſ. 1 8. 
die Ernennung eines weiteren Landgerichtsdirektors 
vorausgeſetzt hätte, keineswegs angeordnet, da dieſer 
Ernennung etatsrechtliche Bedenken entgegenſtanden. 
Trotzdem hat das Präſidium des LG. eine neue ſelb⸗ 
ſtändige Strafkammer aufgeſtellt. Denn die Teilung 
der 1. Strafkammer in die Kammern Ja und Ib be⸗ 
deutet nichts anderes als die Bildung zweier Straf⸗ 
kammern ſtatt einer. Die Strafkammer Ib iſt gegen⸗ 
über der Strafkammer La nach Faſſung und Inhalt 
des Präſidialbeſchluſſes eine ſelbſtändige, beſondere 
Kammer, die nichts gemeinſames mit der Straf⸗ 
kammer Ja hat. Der Strafkammer Ib wurde ebenſo, 
wie der Ia, eine ihre ſelbſtändige Arbeitsfähigkeit ver⸗ 
bürgende Anzahl ſtändiger Richter zugewieſen, deren 
regelmäßige Vertreter für den Fall der Verhinderung 
von vornherein beſtimmt worden ſind, und die ihr 
zugeteilten Geſchäfte bildeten einen beſonders ausge⸗ 
ſchiedenen Teil des ganzen Geſchäftsanfalles. Wenn 
Landgerichtsdirektor K. nicht ausdrücklich als ſtändiger 
Vorſitzender der Strafkammer Ib bezeichnet iſt, fo er⸗ 
klärt ſich dies aus der Faſſung des Präſidialbeſchluſſes, 
in dem auch die Vorſitzenden der anderen Strafkammern 
nicht namentlich herausgehoben ſind. Sie ſtehen immer 
nur an erſter Stelle der den einzelnen Kammern zu⸗ 
gewieſenen Richter, ohne daß noch beſonders auf ihre 
ſich von ſelbſt ergebende Funktion als Vorſitzender 
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hingewieſen worden wäre. Landgerichtsdirektor F. 
hat auch in feiner ſchriftlichen Aeußerung beitätigt, 
daß Landgerichtsdirektor K. und in ſeiner Vertretun 
Landgerichtsrat M. die der Strafkammer Ib Bu 
Präſidialbeſchluß zugewieſenen Geſchäfte ſelbſtändig 
beſorgt haben, und daß er ſich hierum nie gekümmert 
habe. Demgegenüber fällt nicht ins Gewicht, daß 
Landgerichtsdirektor K. verſichert hat, er habe regel⸗ 
mäßig bel ſchriftlichen Verfügungen namens der Straf⸗ 
kammer Ib als Vertreter, des ordentlichen Vorſitzenden“ 
(J. 8.) gezeichnet. Es fragt ſich eben, wer „ordentlicher 
Vorſitzender“ der Strafkammer Ib war. Eine 1. Straf⸗ 
kammer i. S. der Zeit vor dem 1. November 1912 
beſtand nicht mehr. Wenn innerhalb der Strafkammer Ia 
zum Stellvertreter des Landgerichtsdirektors F. als 
Vorſitzender dieſer Kammer nicht Landgerichtsdirektor 
K., ſondern Landgerichtsrat R. beſtellt wurde, obwohl 
nach der Aeußerung des Direktors F. jener der dienſt⸗ 
älteſte Rat der (früheren, nicht mehr beſtehenden) 
1. Strafkammer war, ſo erhellt auch daraus wieder, 
daß die Strafkammern Ia und Ib als zwei ſelbſtändige, 
ihren Geſchäften obliegende, von einander unabhängige 
Körper gebildet wurden und offenbar nach dem un⸗ 
verkennbar ſich ergebenden Willen des Präſidiums als 
ſolche geſchaffen werden ſollten. Deshalb verſtößt die 
Aufſtellung der Strafkammer Ib zweifach gegen die 
Vorſchriften des GVG. Es war nicht Sache des Prä- 
ſidiums, eine neue Strafkammer ins Leben zu rufen. 
Sodann aber konnte der nicht zum wirklichen Direktor 
ernannte Landgerichtsrat K. den ſtändigen Vorſitz einer 
Strafkammer nicht übernehmen, der nach 8 61 Abſ. 1 
GBG. nur Direktoren übertragen werden darf. (Urt. 
d. I. Strafſen. vom 13. Oktober 1913, I D 676/13). 
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Oberſtes Landesgericht. 
A. Zivilſachen. 


1. 

. Berpfändung des Anteilsrechtes des auf einen Bruch⸗ 
teil der Erbſchaft berufenen Nacherben (BGB. SS 1274, 
2033, 2385, 2371, 2100, 1154, 2130 - 2138). Im Grund⸗ 
buche iſt eine Buchhypothek für 50000 M mütterliches 
Erbgut der Ida D. eingetragen. Die Kinder der Gläu— 
bigerin W. find bezüglich dieſer 50000 M als Nach⸗ 


erben beſtimmt; dies iſt im Grundbuche vermerkt. Mit 


Urkunde des Notariats M. hat die Tochter Ida E. dem 
B. zur Sicherung eines Darlehens die Anſprüche ver— 
pfändet, „die ihr als Nacherbin am Nachlaß ihrer 
Großmutter bezw. ihrer Mutter Ida D. . .. zuſtehen, 
alſo insbeſondere auch jene Anſprüche, welche ihr an der 
vorbezeichneten Hypothekforderung zuſtehen.“ Gleich— 
zeitig hat ſie den Eintrag dieſer Verpfändung beantragt. 


Dieſer Antrag wurde zurückgewieſen. Die Beſchwerde 


blieb erfolglos, weil nach 8 40 GBO. eine Eintragung 
in das Grundbuch nur erfolgen könne, wenn derjenige, 


deſſen Recht durch ſie betroffen werde, als der Berech⸗ 


tigte eingetragen ſei, der Vermerk aber, daß die Kinder 
der Ida D. bezüglich jener 50000 M als Nacherben 
beſtimmt ſind, nicht die Eigenſchaft einer „Eintragung“ 
i. S. des $ 40 GBO. habe. Das Oberſte Landesgericht 
hat auch die weitere Beſchwerde zurückgewieſen. 
Gründe: Das Recht des Nacherben iſt übertragbar 
und folglich nach $ 1274 BGB. auch verpfändbar. Ein 


Pfandrecht wird an einem Rechte nach dem 8 1274 


Abſ. 1 BB. nach den Vorſchriften für die Uebertragung 
des Rechtes beſtellt. Wie das Recht des Nacherben über— 
tragen wird, iſt in dem die Einſetzung eines Nacherben 
behandelnden Titel (SS 2100 — 2146 nicht beſtimmt. Da 
das Nacherbenrecht nicht ein dingliches Recht an den 
einzelnen Nachlaßgegenſtänden begründet, kann ſich die 
Uebertragung und damit die Verpfändung des Nach— 


erbenrechtes nicht nach den Vorſchriften bemeſſen, die 


notariell beurkundet. 


ſtücke ruhendes Hypothekkapital. 


für die Uebertragung und Verpfändung der einzel nen 
Nachlaßgegenſtände gelten. Sie muß ſich vielmehr nach 
der rechtlichen Natur des Nacherbenrechts und den 
ſonſtigen Vorſchriften richten, die ſich mit der Ueber⸗ 
tragung von Erbrechten befaſſen. Der Erbe kann, wenn 
er Alleinerbe iſt, ſein Erbrecht nicht mit dinglicher 
Wirkung übertragen; er kann es nur obligatoriſch ver⸗ 
äußern; iſt er nur zu einem Bruchteile Erbe, ſo kann 
er über ſeinen Erbteil nach 8 2033 auch mit dinglicher 
Wirkung verfügen. Da der Nacherbe bedingter Erbe 
iſt, müſſen die gleichen Vorſchriften auch für ihn gelten. 
Der Nacherbe kann alſo ſein Nacherbenrecht obligatoriſch 
veräußern und, wenn er nur zu einem Bruchteile Nach⸗ 
erbe iſt, kann er auch ſeinen Anteil übertragen. Obli⸗ 
e wird das Nacherbenrecht in der Form des 

rbſchaftskaufes veräußert und zwar gilt dies nach 
8 2385 auch, wenn die Beräußerung nicht ein Verkauf 
iſt. Die Veräußerung des ee bedarf mithin 
der gerichtlichen oder notariellen Beurkundung (8 2371). 
Ueberträgt der auf einen Bruchteil berufene Nacherbe 
ſein Anteilsrecht, ſo kann das nur in der Form des 
8 2033 geſchehen, alſo gleichfalls nur gerichtlich oder 
notariell (vgl. Seuff Arch. 63 S. 367). Hiernach er⸗ 
fordert die Verpfändung des Nacherbenrechts gemäß 
8 2274 Abſ. 1 gleichfalls die gerichtliche oder notarielle 
Beurkundung. Hier hat Ida E. „ihre ſämtlichen An⸗ 
ſprüche, die ihr als Nacherbin am Nachlaß ihrer Groß⸗ 
mutter bzw. Mutter Ida D. zuſtehen“, verpfändet. 
Dieſe Erkärung iſt nicht recht klar, denn fie legt die 
Annahme nahe, als wollte Ida E. ihre einzelnen Be⸗ 
fugniſſe als Nacherbin verpfänden. Da indeſſen dieſe 
nicht übertragbar und darum auch nicht verpfändbar find, 
muß die Erklärung dahin ausgelegt werden, daß fie 
ihr Nacherbenrecht als ſolches verpfänden wollte. Allein 
dieſe Verpfändung entbehrt der gelestih erforderten 
Form. Die Verpfändung des Nacherbenrechts fest, 
wie bemerkt, notarielle Beurkundung voraus. Hier iſt 
aber nur die Verpfändungserklärung des Beſtellers, 
nicht aber die Annahmeerklärung des Pfandgläubigers 
Die Urkunde erfüllt zwar die 
formellen Vorausſetzungen der Verpfändung einer Hy⸗ 
pothekenforderung (§ 1274 Abſ. 1 mit 8 1154). Allein 
da das Nacherbenrecht an den einzelnen Nachlaßgegen⸗ 
ſtänden kein dingliches Recht gibt, wäre dieſe Form 
ſelbſt dann ungenügend, wenn Ida E. nicht ihr ge⸗ 
ſamtes Nacherbenrecht verpfändet hätte. 

Beſtritten iſt, ob der künftige Herausgabeanſpruch 
des Nacherben (58 2130— 2138) für ſich allein abgetreten 
und verpfändet werden kann. Auf die Frage, ob die 
Urkunde nicht die für die Verpfändung des Heraus⸗ 
gabeanſpruchs vorgeſchriebene Form erfüllt, — wenn 
eine ſolche überhaupt möglich iſt — braucht indeſſen 
nicht eingegangen zu werden. Denn die Verpfändung 
des Herausgabeanſpruchs begründet ohne gleichzeitige 
Verpfändung des Nacherbenrechts ſelbſt kein Pfandrecht 
an dieſem. Der Pfandgläubiger erlangt mit dem 
Eintritte der Nacherbfolge auch kein Pfandrecht an den 
einzelnen zur Nacherbſchaft gehörenden Gegenſtänden, 
ſondern iſt darauf beſchränkt die Herausgabe der Nach⸗ 
laßſachen an einen Gerichtsvollzieher und ihre Ver⸗ 
wertung zum Zwecke ſeiner Befriedigung zu verlangen. 
Es iſt nicht anzunehmen, daß ſich der Pfandgläubiger 
mit einer ſo wenig geſicherten Stellung begnügen und 


Ida E. ihm nur dieſe Stellung einräumen wollte, viel⸗ 


mehr war die Abſicht offenbar auf Begründung eines 

Pfandrechts am Nacherbenrechte ſelbſt gerichtet. (Be: 

ſchluß des Fer 3. vom 19. Juli 1913, Reg. III 43/1913). 
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II. 


Zinserhöhung für ein anf einem Gelamtentägrund: 
Unterwerfung unter 
die ſofortige Zwangsvollſtreckung für eine auf den Ge: 
ſamtqutsarundſtücke laſtende Hypothekferdernug. (Bin B. 
ss 1445, 1487; 3BO. S$ 740, 794 Nr. 5, 795, 800). Die 
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Witwe W., die in allgemeiner Gütergemeinſchaft lebte, 
hat nach dem Tode ihres Mannes mit den Kindern 
die Gütergemeinſchaft fortgeſetzt. Zum Geſamtgute ge⸗ 
hört ein Anweſen. Darauf laſtet ein zu 4% ver⸗ 
zinsliches Darlehen. Die Witwe und der Gläubiger 
vereinbarten, daß das Kapital zu 4½% verzinslich 
ſein, und daß ſich der Zinsfuß unter gewiſſen Vor⸗ 
ausſetzungen auf 5% erhöhen ſolle. Die Witwe 
unterwarf ſich auch in der Weiſe der ſofortigen 
Zwangsvollſtreckung, daß aus der Urkunde gegen 
jeden Eigentümer des Grundſtücks ſollte vollſtreckt 
werden können. Das GBA. lehnte den Vollzug ab. 
Das L. wies die Beſchwerde zurück. Auch die wei⸗ 
tere Beſchwerde blieb erfolglos. 

Gründe: Nach 88 1445, 1487 BGB. bedarf der 
überlebende Ehegatte zur Verfügung über ein zum Ge⸗ 
ſamtgute gehörendes Grundſtück der Einwilligung der 
anteilsberechtigten Abkömmlinge. Unter einer Verfü⸗ 
gung verſteht das BGB. ein Rechtsgeſchäft, durch das 
unmittelbar ein Recht übertragen, belaſtet, geändert 
oder aufgehoben wird. Daß die Erhöhung des Zins⸗ 
ſatzes einer Hypothek eine Verfügung über das Grund⸗ 
ſtück iſt, kann keinem Zweifel unterliegen. Denn durch 
die Erhöhung wird die Haftung des Grundſtücks er⸗ 
weitert. Die weitere Beſchwerde hält die Zuſtimmung 
der Abkömmlinge für entbehrlich, weil es ſich nur um 
eine Erweiterung und Aenderung eines beſtehenden 
Rechtes „im Rahmen der laufenden Verwaltung“ handle. 
Allein ob die Erhöhung zu den Aufgaben der laufen⸗ 
den Verwaltung gehört, iſt gleichgültig. Es kommt 
nur darauf an, ob das Rechtsgeſchaft eine Verfügung 
enthält. In der Rechtslehre wird denn auch, ſoviel 
erſichtlich, einſtimmig die Meinung vertreten, daß die 
Erhöhung des Zinsſatzes einer auf einem Geſamtguts⸗ 

rundſtücke laſtenden Hypothek der Zuſtimmung der 
Frau, oder der anteilsberechtigten Abkömmlinge be⸗ 
darf. Das OLG. Hamburg hat allerdings den gegen⸗ 
teiligen Standpunkt eingenommen (Os GRſpr. 18 S. 264). 
Allein es führt aus, daß dies nur für die Regelfälle 
gelten ſoll; unter Umſtänden ſoll die Zinserhöhung nicht 
zur laufenden Verwaltung gehören und dann die Zus 
ſtimmung erforderlich ſein. Für eine ſolche Unter⸗ 
cheidung fehlt es an einem Anhalt, ſie würde auch 
m Grundbuchverkehre zur Unſicherheit führen. Der 
Grundbuchbeamte muß nach einem feſten Merkmale bes 
meſſen können, ob die Zuſtimmung erforderlich iſt oder 


t. N 

Ob die Unterwerfung unter die ſofortige Zwangs⸗ 
vollſtreckung eine Verfügung über das Grundſtück ent⸗ 
hält, ift beſtritten (dafür OL GRſpr. 21 S. 287, RJ A. 2 
S. 44; dagegen RIA. 7 S. 215; vgl. auch RJ A. Bd. 7 
S. 224). Der Senat hat früher die Frage bejaht (n. 
Slg. 3 S. 445). Dieſe Anſicht konnte jedoch nicht auf⸗ 
recht erhalten werden. Nach 8 740 ZPO. genügt zur 
Zwangsvollſtreckung in das Geſamtgut ein gegen den 
Ehemann ergangenes Urteil. Daraus kann nur ge⸗ 
folgert werden, daß auch aus einer gemäß 8 794 
Nr. 5 ZPO. aufgenommenen Erklärung, in der ſich der 
Mann der ſofortigen Zwangsvollſtreckung unterwirft, 
in das Geſamtgut vollſtreckt wird, ohne daß es der 
Zuſtimmung der Frau zu der Unterwerfung bedarf 
(vgl. 8 795 ZPO.). Dagegen iſt 8 740 ZPO. nicht dafür 
von Belang, ob der Mann der Zuſtimmung der Frau 
zur Unterwerfung bedarf, die nach 8 800 ZPO. gegen 
jeden Eigentümer wirken ſoll. Denn aus der nach 
8 794 Nr. 5 aufgenommenen Urkunde wird in das Grund⸗ 
ſtück nur ſolange vollſtreckt, als es zum Geſamtgute 
gehört; mit ſeinem Ausſcheiden wird auch die Zwangs⸗ 
vollſtreckung in das Geſamtgut aus der nach 8 794 
Nr. 5 aufgenommenen Urkunde unzuläſſig. Dagegen 
ſoll die nach $ 800 ZPO. erklärte Unterwerfung die 
Zwangsvollſtreckung gegen den jeweiligen Eigentümer, 
alſo gerade nach dem Ausſcheiden des Grundſtücks aus 
dem Geſamtgut ermöglichen. Die Zwangsvollſtreckung 
aus der nach $ 794 Nr. 5 mit 8 795 erklärten Unter⸗ 
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werfung hängt mithin mit der Gütergemeinſchaft zu⸗ 
ſammen, dagegen nicht die Vollſtreckung aus der nach 
§ 800 ZPO. erklärten Unterwerfung. Nur für die mit 
der Gütergemeinſchaft zuſammenhängende Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung gelten aber die 88 740, 795 ZPO. Zutreffend 
nimmt die frühere Entſcheidung des Obs. deshalb 
an, daß die Unterwerfung nach 8 800 ZPO. das Hy⸗ 
pothekenrecht mit einem die Verwirklichung des Rechtes 
auf Befriedigung erleichternden Nebenrecht ausſtattet. 
Allein wenn ſie dieſe Unterwerfung deswegen für eine 
Verfügung über das Grundſtück hält, ſo kann ihr nicht 
beigepflichtet werden. Denn die Unterwerfung kann 
nicht unter den Begriff der Verfügung gebracht werden, 
da ſie ein Recht nicht unmittelbar überträgt, belaſtet, 
ändert oder aufhebt. Insbeſondere wird die Haftung 
des Grundſtücks nicht berührt. Das Grundſtück haftet 
nicht für mehr, nicht mit mehr und nicht in anderer 
Weiſe. Es handelt ſich bei der Unterwerfung nach 
8800 um eine Erweiterung und Vereinfachung der 
Zwangsvollſtreckung. Dadurch wird indeſſen nicht die 
Zuſtimmung der Frau erforderlich; die Zuſtimmung 
iſt nur nötig, wenn über das Grundſtück verfügt wird. 
(Beſchl. des I. ZS. v. 3. Oktober 1913, Reg. III ö 
3153 g 


III 


Beſchwerderecht des Armenpflegſchaftsrats in 
wangserziehungsſachen. (Zw. Art. 4 Abſ. 3, Art. 11, 
2, Art. 8; 398. 8 57 Abſ. 1 Nr. 9; Art. 11 und Art. 27 

Abſ. 1 des Arm.). Aus den Gründen: Der 
Armenpflegſchaftsrat gehört zu den Stellen, die ein 
berechtigtes Intereſſe an der Sorge für die Perſon und 
namentlich an der Erziehung von Kindern haben; denn 
er hat nach Art. 11 Arm. armen Kindern Erziehung 
und Bildung zu verſchaffen. Er iſt deshalb nach dem 
gemäß Art. 12 ZwéEGG. anwendbaren 8 57 Abf. 1 Nr. 9 
FGG. in Zwangserziehungsſachen an ſich beſchwerde⸗ 
berechtigt. 8 57 Abſ. 1 Nr. 9 iſt jedoch nach dem Abſ. 2 
des 8 57 auf die ſofortige Beſchwerde nicht anwendbar. 
Hier hat das AG. die ZwE. angeordnet, das LG. hat 
ſie abgelehnt. Wie der Senat im Beſchl. vom 23. Mai 
1913 (ſ. Nr. 18 dieſes Jahrg. S. 360) ausgeführt Hat, 
kann der Beſchluß des LG., durch welchen die vom 
AG. angeordnete Zw. oder vorläufige Unterbringung 
aufgehoben wird, auf Grund des Art. 4 Abſ. 3 u. des 
Art. 12 Zw. u. des 8 29 Abſ. 2 588. nur mit ſo⸗ 
fortiger weiterer Beſchwerde angefochten werden. Dies 
gilt nicht bloß für die in Art. 4 Abſ. 3 ZwéEc. aufs 
geführten Beſchwerdeberechtigten, ſondern auch für die 
übrigen Perſonen und Stellen, deren Beſchwerderecht 
ſich darauf ſtützt, daß ſie ein berechtigtes Intereſſe an 
der Zum. haben. Hiernach kann das Beſchwerderecht 
des Armenpflegſchaftsrats nicht auf §57 Abſ. 1 Nr. 9 8. 
geſtützt werden. 

Auch aus anderen Vorſchriften kann es nicht ab⸗ 
geleitet werden. Nach Art. 4 ZwéEG. hat die Heimat⸗ 
gemeinde des Minderjährigen das Recht, eine die Zwei. 
oder vorläuſige Unterbringung anordnende 5 
mit ſofortiger Beſchwerde anzufechten. Nach Art. 2 
Abſ. 1 des Arm. vertritt der Armenpflegſchaftsrat 
die Gemeinde in allen Angelegenheiten der öffentlichen 
Armenpflege. In dem Rege. zum Art. 4 ZwEGG. war 
das Beſchwerderecht gegen die Anordnung der ZwéE. 
uſw. der Heimatgemeinde noch nicht eingeräumt. Dieſes 
Recht erhielt ſie erſt auf den Antrag des Ausſchuſſes 
durch den Plenarbeſchluß. Maßgebend war hauptſächlich 
das große Intereſſe, das die Gemeinde an der Zwé. 
hat, weil fie / der Koſten zu tragen hat (Art. 8 3mE®.) 
und einen Erſatz aus dem Vermögen der Kinder oder 
der unterhaltspflichtigen Verwandten nur ſelten er: 
langen kann. Allein trotz dieſer armenrechtlichen Er⸗ 
wägungen kann nicht angenommen werden, daß die 
Heimatgemeinde in Zwangserziehungsſachen durch den 
Armenpflegſchaftsrat vertreten wird. Anhaltspunkte 
dafür find aus der Entſtehungsgeſchichte des ZmE®. 
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nicht zu entnehmen. Auch die Natur der Sprache ſpricht 


dagegen. Der Zwei. können nicht nur Kinder unter⸗ 
worfen werden, für welche die Armenpflege einzutreten 
hat, ſondern auch vermögende Kinder (vgl. 8 5 der 
AusfBeſt. vom 28. Juni 1902). Es handelt ſich dem⸗ 
gemäß bei der ZwE. nicht um eine Angelegenheit der 
Armenpflege. Im Einklange hiemit beſtimmt Art. 11 
Zw., daß die den Gemeinden und Diſtriktsgemeinden 
ſowie dem Staate durch die ZwE. erwachſenen Koſten 
nicht als Armenunterſtützungen gelten. Nach den Mo⸗ 
tiven wurde dieſe Vorſchrift aufgeſtellt, um zu verhüten, 
daß durch die Leiſtungen der Gemeinden uſw. für die 
Zw. die öffentlichen Rechte der Zöglinge beeinträch⸗ 
tigt werden. Es muß hieraus gefolgert werden, daß 
die Angelegenheiten der Zwek. überhaupt nicht ein Teil 
der Armenpflege find. Die Ausgaben für die Zw. 
werden auch in der Staatshaushaltsrechnung und in 
den Gemeindeetats nicht als Armenausgaben, ſondern 
als Ausgaben auf Erziehung verrechnet. Hiernach kann 
der Armenpflegſchaftsrat die Gemeinden in Angelegen⸗ 
beiten der Zwé. ebenſowenig vertreten, wie in ande⸗ 
ren Angelegenheiten, welche die öffentliche Armenpflege 
mehr oder minder nahe berühren (vgl. VGH. Bd. 3 
S. 46 und Bd. 18 S. 142). Mit dieſer Anſicht ſtimmt 
auch die Rechtslehre überein (vgl. die Erl. in der Aus⸗ 
gabe von von der Pfordten zu Art. 11 und 4 Zm&®. und 
Englert in den Erl. zum Zw., Bem. 16 zu Art. 4). 
(Beſchl. des I. ZS. v. 26. Sept. 1913, Reg. III 81/1913). 
3154 W. 


B. Strafſachen. 
I. 


Unter welchen Boransſetzungen darf ein approbierter 
Bader, der die Meiſterprüfung im Barbiergewerbe nicht 
abgelegt hat, in letzterem Gewerbe Lehrlinge anleiten? 
($ 129 GewO). Der Angeklagte hat eine dreijährige 
Lehrzeit in der Baderei und im Barbiergewerbe durch⸗ 
gemacht und 1899 im letzteren Gewerbe die Geſellen⸗ 
prüſung beſtanden. 1909 hat er die Prüfung als Bader 
beſtanden. Nachdem er das 24. Lebensjahr vollendet 
hatte, begann er den ſelbſtändigen Betrieb eines Baderei⸗ 
und Barbiergeſchäfts. Eine Meiſterprüfung im Bar: 
biergewerbe hat er nicht abgelegt. Er leitet Lehrlinge 
in ſeinem geſamten Geſchäftsbetrieb an. Er iſt be⸗ 
ſchuldigt, daß er einen Lehrling anleite, ohne die Meiſter⸗ 
prüfung beſtanden zu haben, und ſich dadurch gegen 
85 129 Abſ. Lund 148 Abſ. 1 Ziff. Ib GewO. verfehlt 
habe. Die Reviſion gegen das freiſprechende Urteil 
wurde verworfen. 

Aus den Gründen: Die Gewd. regelt im 
Tit. VII Abſchn. III die Verhältniſſe der Lehrlinge. 
Die Unterabteilung B des III. Abſchn. (88 129 — 132 a) 
beruht auf der Nov. vom 26. Juli 1897, RG Bl. S. 603, 
(700). Dieſe wurde durch die Nov. vom 30. Mai 1908 
geändert. So wurde insbeſondere in 8 129 Abſ. 1 die 
Befugnis zur Anleitung von Lehrlingen in Handwerks— 
betrieben von einer Meiſterprüfung abhängig gemacht. 
Die Unterabteilung B enthält die „beſonderen Beſtim— 
mungen für Handwerker“. Die SS 129, 132 à gelten 
demnach nur für die Perſonen, die ein Gewerbe hand— 
werksmäßig ſelbſtändig betreiben oder zu den in § 100f. 
Abſ. 2 bezeichneten Handwerkern gehören. Zu den 
Handwerkern i. S. der GewO. zählen auch die Barbiere 
und Friſeure (Landmann, GewO. 8 129 Anm. 1). Das 
gegen fällt der Geſchäftsbetrieb der Bader unter die 
Ausübung der Heilkunde, auf die nach 8 6 Abſ. 1 
Gew. dieſes Geſetz nur inſoweit anzuwenden iſt, als 
es ausdrückliche Beſtimmungen darüber enthält. Die 
Bader zählen zu dem niederaäͤrztlichen Perſonale, nicht 
zu den Handwerkern. Der Erfolg der Reviſion hängt 
davon ab, ob der Angeklagte den 88 129 ff. GewO. 
inſoweit unterliegt, als er neben dem Badergewerbe 


auch das Barbiergewerbe ausübt, und, wenn ja, ob 
er den Vorſchriften in 8 129 GewO. dadurch genügt 
hat, daß er die Approbationsprüfung als Bader bes 
ſtanden hat. Aus der Entwicklung der bayeriſchen 
Geſetzgebung über das Badergewerbe iſt zu entnehmen, 
daß im Badereibetriebe die Ausübung der niederen 
Heilkunde und das Barbiergewerbe ſeit langem vers 
einigt waren und daß Haar» und Bartſcheren als 
ein weſentlicher Beſtandteil des Gewerbebetriebs eines 
approbierten Baders angefehen wurden. Ob aus dieſer 
Verbindung zu ſchließen iſt, daß ein Bader unter die 
Handwerker i. S. der 88 129 ff. GewO. auch dann 
nicht gerechnet werden kann, wenn er zugleich das Bar⸗ 
biergewerbe ausübt, mag dahingeſtellt bleiben. In 
Bayern war, ſolange das Barbiergewerbe der Kon⸗ 
zeſſionspflicht unterworfen war, die Befugnis zur Aus 
übung dieſes Gewerbes von den gleichen Borausſetzungen 
abhängig wie die Berechtigung zur Ausübung der 
niederen Heilkunde und wurde durch die gleichen ge⸗ 
ſetzlichen Beſtimmungen geregelt. 

Aus der Begründung des Entwurfs der Nov. vom 
30. Mai 1908 — 85 129 ff. — iſt der Zweck der Geſetzes⸗ 
änderung klar erſichtlich. Die fachmäßige Ausbildung 
des Lehrlings in den Verrichtungen des Handwerks 
iſt nicht das einzige Ziel, das mit der Meiſterprüfung 
angeſtrebt wird, vielmehr ſoll durch ſie vor allem die 
Befähigung des Gewerbetreibenden dargetan werden, 
den Lehrling für das Leben und den Beruf zu er⸗ 
ziehen. Wer die Meiſterprüfung für ein Gewerbe be⸗ 
ſtanden hat, iſt daher nach 8 129 GewO. berechtigt. 
einen Lehrling auch in einem anderen Gewerbe anzu⸗ 
leiten, ſofern er nur in dieſem Gewerbe die Lehrzeit 
zurückgelegt und die Geſellenprüfung beſtanden hat. 
Nun iſt allerdings die GewO. auf die Ausübung der 
Heilkunde nur inſoweit anzuwenden, als dieſes Geſetz 
ſelbſt hierüber Beſtimmungen trifft. Allein daraus 
kann nicht geſolgert werden, daß auch die Ausübung 
der niederen Heilkunde in keinem Fall als „Gewerbe“ 
anzuſehen ſei. Geht doch die herrſchende Meinung 
dahin, daß der in 8 1 GewO. aufgeſtellte Srundſaz 
der Gewerbefreiheit auch für die Heilkunde gelte. 
Gerade dadurch, daß die GewO. einzelne Beſtimmungen 
über die Ausübung der Heilkunde a trifft, wird 
dieſe inſoweit als Gewerbebetrieb behandelt. Es kann 
daher keinem Bedenken unterliegen, auch das landes⸗ 
rechtlich geregelte Badergewerbe als Gewerbe i. S. 
des 8 129 Abſ. 1 Satz 2 GewO. gelten zu laſſen. Die 
Vorausſetzungen für die Zulaſſung zur Approbations⸗ 
prüfung — 83 10 ff. der VO. vom 31. März 1899 — 
ſtehen den in 8 133 Abſ. 3 Gew. aufgeftellten nicht 
nach. Nach 8 133 Abſ. 6 GewO. hat die Meiſterprüfung 
die Befähigung zur ſelbſtändigen Ausführung und 
Koſtenberechnung der gewöhnlichen Arbeiten des Ge⸗ 
werbes ſowie der zu deſſen ſelbſtändigem Betriebe 
ſonſt notwendigen Kenntniſſe, insbeſondere auch der 
Buch⸗ und Rechnungsführung nachzuweiſen. Die BO. 
vom 31. März 1899 macht die Befähigung zur Koſten⸗ 
berechnung und zur Buch- und Rechnungsführung nicht 
zum Gegenſtande der Prüfung der Bader. Es kann 
aber nicht zweifelhaft fein, daß die durch die BO. vom 
31. März 1899 vorgeſchriebene Approbationsprüſung 
ein höheres Maß von Kenntniſſen und Fähigkeiten 
vorausſetzt als die Meiſterprüfung für Barbiere und 
Friſeure und die Eignung des geprüften Baders zur 
Erziehung von Lehrlingen im Barbiergewerbe nicht 
minder gewährleiſtet. Dazu kommt, daß das Bader: 
gewerbe von jeher auch die gewerbliche Betaͤtigung 
des Friſeurs und Barbiers umfaßte und deſſen Aus— 
übung landesrechtlich allgemein von dem Nachweiſe 
beſonderer Befähigung abhängig gemacht war, che 
durch die GewO. die Meiſterprüfung für die Hand: 
werker in begrenztem Umfang eingeführt wurde. Zee: 
halb kann die Approbationsprüfung für Bader der 
„Meiſterprüfung“ i. S. der GewO. gleichgeſtellt werden. 
wenn es ſich darum handelt, ob ein approbierter Vader, 
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der zugleich im Barbiergewerbe die Vorausſetzungen zugeſtimmt. Da das Waſſerbuch nach Art. 196 WG. 


des 8 129 Abſ. 1 Satz 2 erfüllt hat, zur Anleitung von 
Lehrlingen in dieſem Gewerbe berechtigt iſt. Eine 
andere Auslegung würde zu dem unannehmbaren Er⸗ 
gebniſſe führen, daß der approbierte Bader, der zu⸗ 
gleich das Barbiergewerbe betreibt, in jedem Falle die 
Meiſterprüfung für das Varbiergewerbe ablegen müßte, 
wenn er die zur Erlernung des Badergewerbes auf⸗ 
genommenen Lehrlinge auch in jenem Gewerbe an⸗ 
leiten will. Ob 8 129 a Abſ. 1 und 2 GewO. anwend⸗ 
bar ſind, wenn ein approbierter Bader zugleich das 
Barbiergewerbe betreibt, bedarf hier nicht der Ent⸗ 
ſcheidung. (Urt. v. 1. Juli 1913, Rev⸗Reg. . 
3139 . 


II. 


Wann liegt eine Aenderung oder Answechſlung eines 
Hauptteils im Sinne des Art. 50 Ziſſ. 3 WG. vor? Die 
Mühle des G. in St. wird durch zwei Waſſerräder in 
Betrieb geſetzt. Das zum Antriebe erforderliche Ober⸗ 
waſſer und das ablaufende Unterwaſſer läuft in zwei 
nebeneinander befindlichen Gerinnen (Werkkanälen). 
deren Seitenwände und Sohle aus Holz hergeſtellt 
ſind. Von den beiden Gerinnen ſind die Seitenwände 
des einen in der Länge von 4 Metern, die des anderen 
in der Länge von 1½ Metern ſchadhaft geworden; im 
Sommer 1912 erſetzte G. dieſe ſchadhaft gewordenen 
Teilſtücke durch neue; die übrigen Seitenwandteile, die 
länger ſind als die ausgebeſſerten, und die Sohle blieben; 
nur auf einzelnen ſchadhaften Stellen der Sohle wurden 
kleine Brettchen aufgenagelt. Auf Grund dieſer Tat⸗ 
ſachen verwarf das LG. die Berufung des Amtsan⸗ 
walts gegen das Urteil des Sch., durch das G. von 
der Anklage wegen einer Zuwiderhandlung nach Art. 50 
Ziff. 3Z und 202 Ziff. 2 WG. freigeſprochen worden iſt. 
Die Reviſion des Staatsanwalts wurde verworfen. 


Aus den Gründen: In dem Urteile des Straf⸗ 
ſenats vom 7. Oktober 1911 (ſ. dieſe Zeitſchrift 1912 
S. 142) iſt dargelegt worden, daß auch die Auswechſ⸗ 
lung von Hauptteilen beſtehender Staus und Trieb⸗ 
werksanlagen ohne Genehmigung der Verwaltungs- 
behörde dem Art. 202 Ziff. 2 WG. unterworfen iſt, ob⸗ 
wohl ſie nicht ausdrücklich mit Strafe bedroht iſt. Zur 
Begründung mußte auf die Entſtehung der Art. 50 
Ziff. 3 und 202 Ziff. 2 WG. eingegangen werden. Diefe 
iſt folgende: 

Nach Art. 82 WBenG. vom 28. Mai 1852 war zu 
jeder Abänderung oder Auswechſlung von Hauptteilen 
an dem Waſſerbau beſtehender Triebwerke und Stau⸗ 
vorrichtungen die Genehmigung erforderlich. Nach 
Art. 49 Abſ. 2 des Entw. (Art. 50 Ziff. 3 WG.) ſollte 
an die Stelle dieſer „als überflüſſig“ erklärten Geneh⸗ 
migungspflicht nur die Anzeigepflicht treten. Dadurch 
ſollte das nach den Art. 168 bis 175 und dem 8 127 
der VollzB. vom 3. Dezember 1907 im Falle der Ge⸗ 
nehmigungspflicht erforderliche Verfahren vermieden 
und der Verwaltungsbehörde nur die Möglichkeit der 
Prüfung vorbehalten werden, ob nicht die Errichtung 
oder die Aenderung der in Art. 50 Ziff. 1 und 2 bezeich⸗ 
neten Anlagen in Frage kommt. Darnach konnte eine 
Auswechſlung überhaupt oder eine Aenderung einer 
anderen als der in Art. 50 Ziff. 2 bezeichneten Art zu 
einem „Genehmigungsverfahren“ keinen Anlaß geben. 
Es ſpringt in die Augen, daß in dieſer Richtung der 
Entwurf gegenüber Art. 82 WBenG. zugunſten der 
Unternehmer und der Verwaltungsbehörden eine freiere 
Bahn ſchaffen wollte. Die AbgK. legte jedoch auf die Neu⸗ 
einführung von Waſſerbüchern und deren Vervollſtändi— 
gung beſonderes Gewicht. Da die Einträge in die Waſſer⸗ 
bücher nur auf Grund einer Erlaubnis oder Genehmi— 
gung von Amts wegen erfolgen ſollten, ſo ſetzte ſie an 
die Stelle der vorgeſchlagenen Anzeigepflicht wieder 
die Genehmigungspflicht. In der RRK. wurde dem 
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über die NechtSverhältnifie hinſichtlich der Stauanlagen 
und Triebwerke uſw. Aufſchlüſſe enthalten ſoll, haben 
die in Art. 50 Ziff. 3 WG. bezeichneten Aenderungen 
und Auswechſlungen an ſich mit den Waſſerbüchern 
nichts zu tun, ſie werden in dieſe gar nicht eingetragen. 
Demnach wurde die Genehmigungspflicht nur aus for⸗ 
mellen Gründen eingeführt, um einen Anlaß zu mög⸗ 
lichſt zahlreichen Eintragungen in das Waſſerbuch zu 
erhalten, nicht aus Beforgnis davor, daß durch die 
Vornahme von Aenderungen oder Auswechſlungen 35 
Genehmigung Schäden oder Nachteile nicht vermieden 
werden könnten. Die Volksvertretung wollte alſo durch die 
Wiedereinführung der Genehmigungspflicht dem im Ent⸗ 
wurf enthaltenen Gedanken der freieren wirtſchaftlichen 
Bewegung der Unternehmer wenigſtens inſoferne nicht 
entgegentreten, als nicht durch eine ſtarre, kleinliche 
Auslegung des Art. 50 Ziff. 3 WG. Koſten und Schäden 
entſtehen ſollten. 

Geht man von dieſen Erwägungen aus, ſo wird 
einerſeits den Anforderungen des Geſetzes und des 


wirtſchaftlichen Lebens Rechnung getragen, anderſeits 


im Einzelfalle die Entſcheidung darüber erleichtert 
werden, ob die Vorausſetzungen des Art. 50 Ziff. 3 ge 
geben ſind. Dabei darf die in Art. 59 dem Unternehmer 
auferlegte Pflicht der Unterhaltung der Waſſerbe⸗ 
nützungsanlage nicht außer Auge gelaſſen werden. Das 
Geſetz verlangt, daß der Unternehmer die Mängel und 
Schäden ohne Erholung der Genehmigung behebt. Nur 
in den Fällen des Art. 50 hängt die Vornahme der 
dort bezeichneten Handlungen von der Genehmigung ab. 

Abſ. 3 des Art. 50 fordert das Vorhandenſein von 
Hauptteilen. Eine jeden Fall deckende Umſchreibung 
des Begriffs „Hauptteil“ zu geben, iſt ebenſo wenig 
möglich wie eine ſolche des Begriffs „Hauptreparatur“ 
im Sinne der BauO. Die Geſamtanlage muß im Ver⸗ 
hältniſſe zu ihren Teilen und deren Zweckbeſtimmung 
und Arbeitsleiſtung verglichen werden, wobei die von 
Harſter⸗Caſſimir (WG. S. 329) gegebene Begriffsbe⸗ 
ſtimmung wertvolle Unterſtützung bieten wird; ſie lautet: 
„Hauptteile find alle die Teile, die für die Anlage in 
dem Zuſtande, in dem ſie ſich befindet, weſentlich find, 
die alſo nicht beſeitigt oder geändert werden können. 
ohne daß die Anlage ſelbſt eine andere wird; dahin 
gehören Wehre, Werkkanäle uſw. Nicht genehmigungs⸗ 
pflichtig ſind alſo nur Aenderungen und Auswechſ⸗ 
lungen von ſolchen Beſtandteilen beſtehender Stau⸗ 
und Triebwerksanlagen, die weder als Hauptteile er⸗ 
achtet werden können, noch die in Ziff. 2 bezeichneten 
Wirkungen verurſachen, z. B. bloße Ausbeſſerungen, die 
einer Auswechſlung nicht gleichkommen“. Die Annahme, 
daß unter Hauptteil einer Stau⸗ oder Triebwerksanlage 
i. S. des Art. 50 Ziff. 3 nur die Summe der Einzel⸗ 
teile zu verſtehen ſei, wäre ebenſo verfehlt als die, 
daß bei jeder Aenderung oder Auswechſlung eines 
Einzelteils eine ſolche des Hauptteils vorliege. Darauf 
wird zu achten ſein, welche * Bedeutung 
dem Einzelteil i. B. a. den Hauptteil zukommt. Hat 
die Aenderung oder Auswechſlung des Einzelteils die 
Wirkung, daß dadurch der Hauptteil Ba in feinem 
Beſtand und in feiner Leiſtungskraft berührt wird, fo 
wird Aenderung und Auswechſlung des Hauptteils 
ſelbſt anzunehmen ſein. 

Die Entſcheidung der Frage, ob ein Hauptteil vor⸗ 
liegt, liegt demnach vornehmlich auf tatſächlichem Ge⸗ 
biete. Daß das Gerinne des ee — der 99 5 
kanal — ein Hauptteil der Mühlbetriebsanlage iſt, 
begegnet bei der einem Werkkanal innewohnenden aus⸗ 
ſchlaggebenden Bedeutung keinem Bedenken. Die Ein⸗ 
zelteile des Mühlkanals — des Hauptteils — beſtehen 
aus den Seitenwänden und der Sohle. Würde die 
eine oder andere Seitenwand oder die Sohle in ihrer 
ganzen räumlichen Ausdehnung geändert oder aus⸗ 
gewechſelt werden, ſo würde die Befürchtung nicht von 
der Hand zu weiſen ſein, daß dadurch die Sohle höher 
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oder tiefer gelegt oder daß der Kanal verbreitert werden 
könnte. In einem ſolchen Falle wird die Annahme 
einer Aenderung oder Auswechſlung des Hauptteils 
gerechtfertigt ſein. Werden dagegen ſchadhaft gewordene 
Teilſtücke der Einzelteile geändert oder ausgewechſelt, 
die einen kleineren Raum umſpannen als der Reſt und 
deren Aenderung oder Auswechſlung von vorneherein 
die Möglichkeit einer Umgeſtaltung des Geſamtbildes 
ausſchließt, ſo kann von einer Aenderung oder Aus⸗ 
wechſlung des Hauptteils nicht die Rede fein. Man 
wird in ſolchen Fällen richtiger von einer Ausbeſſerung 
ſprechen, die nach Art. 59 nicht genehmigungspflichtig 
iſt. (Urt. v. 8. Juli 1913, Rev.⸗Reg. Nr. au) 
3111 


III. 


Begriff der Unterrichtsanſtalt. (Art. 59 P StGB.). 
Der Angeklagte, der ſich Handelslehrer nennt, erteilt 
11 eine Hilfskraft in zwei Räumen ſeiner Wohnung 
ohne polizeiliche Genehmigung an männliche und weib⸗ 
liche, nicht unter 16 Jahre alte Perſonen jedes Standes 
und Berufs Unterricht in den kaufmänniſchen Fächern: 
Buchführung, Kaufmänniſches Rechnen uſw. Der Unter⸗ 
richt wird nicht gemeinſchaftlich erteilt; jedem der gleich⸗ 
zeitig in den beiden Räumen anweſenden Teilnehmer, 
deren Anzahl wechſelte (zuweilen ſechs bis ſieben), wird 
eine Aufgabe zur ſofortigen ſchriftlichen Erledigung 
gegeben; die fertige Arbeit geht der Angeklagte mit 
dem Bearbeiter durch. Die Zahl der Teilnehmer an 
den Kurſen ſchwankte zwiſchen 20 und 12. Die Wahl 
der Fächer bleibt dem Teilnehmer überlaſſen; zwiſchen 
ihm und dem Angeklagten wird die Zeit des Unterrichts 
und deſſen Dauer vereinbart. Den austretenden Teil⸗ 
nehmern wird auf Wunſch ein Zeugnis über den Be⸗ 
ſuch und den Erfolg ausgeſtellt. Das Sch. verurteilte 
den Angeklagten wegen einer Uebertretung nach Art. 59 
P StB. Das LG. verwarf die Berufung. Auf Re⸗ 
viſion wurde A. freigeſprochen. 


Aus den Gründen: Nach Art. 59 PStGB. 
wird beſtraft, wer ohne die nach Verordnung erforders 
liche polizeiliche Bewilligung eine Erziehungs- oder 
Unterrichtsanſtalt gründet oder leitet. 8 1 Abſ. 1 und 2 
der hiernach erlaſſenen VO. vom 10. Mai 1905 (GVBl. 
S. 471) lautet: 


„Wer eine Erziehungs⸗ oder Unterrichtsanſtalt 
gründen oder leiten will, bedarf hiezu der Genehmigung. 


Als eine Unterrichtsanſtalt i. S. dieſer VO. gilt 
jede Unterrichtsunternehmung, die nach ihrer Einrichtung 
und Ausgeſtaltung darauf berechnet iſt, zum Zwecke 
der Erreichung eines beſtimmten Lehrzieles den Unter⸗ 
richt in einem ſchulmäßigen oder ſchulähnlichen Betriebe 
zu erteilen, gleichviel ob die Unternehmung für den 
Beſuch von öffentlichen Unterrichtsanſtalten einen Er— 
ſatz bieten will oder nicht.“ 


Der Senat hat ſchon in dem Urt. vom 19. Dez. 
1911 (Obe SSt. 11 S. 438) ausgeſprochen, daß die in 
der BO. enthaltene Beſtimmung des Begriffs „Unter— 
richtsanſtalt' für den Richter bindend iſt unbejchadet 
Bin Rechtes und feiner Pflicht, über die Bedeutung 

er in dem Geſetz und in der VO. enthaltenen Begriffe 

zu entſcheiden und darüber zu befinden, ob die tats 
ſächlichen Merkmale einer Unterrichtsanſtalt i. S. des 
8 1 Abſ. 2 der VO. gegeben find. 

Das Vorhandenſein von Unterrichtsräumen, von 
Lehrern und Schülern, die Erreichung eines beſtimmten 
Lehrzieles ſind regelmäßige Vorausſetzungen jedes 
Unterrichts. Dieſe Merkmale für ſich allein reichen zur 
Annahme einer Unterrichtsanſtalt nicht aus: ausſchlag— 
gebend iſt, daß die Unternehmung ſo eingerichtet und 
ausgeſtaltet iſt, daß ein ſchulmäßiger oder ſchulähnlicher 
Betrieb gegeben iſt. Anhaltspunkte darüber, von welchen 
Erwägungen der Geſetzgeber bei der Vorſchrift des 
Art. 59 PStGB. und des 81 Abſ. 2 der VO. vom 
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in Bayern. 1913. Nr. 24. 


10. Mai 1905 geleitet worden iſt, gibt die Entſtehungs⸗ 
geſchichte des Art. 59. Der Entwurf des Referenten 
Dr. Edel wurde Geſetz; er führte zur Begründung aus: 
Die Freiheit des Privatunterrichts ſolle anerkannt 
werden; die meiſten Fälle des Privatunterrichts könnten 
den Staat gar nicht zu einer Einmiſchung auffordern, 
namentlich nicht der Privatunterricht in allen techni⸗ 
ſchen und künſtleriſchen Leiſtungen, in lebenden Sprachen 
und höheren wiſſenſchaftlichen Leiſtungen, ſowie der 
den öffentlichen Unterricht vorbereitende und ergän⸗ 
zende . der Staat habe ſich nur um 
jenen Privatunterricht zu kümmern, der die Leiſtungen 
der öffentlichen Unterrichtsanſtalten erſetzen wolle: hier 
ſeien Beſchraͤnkungen vorzubehalten, welche die Staats⸗ 
intereſſen an der Volkserziehung und Volksbildung 
und die Abwendung von Gefahren für Sicherheit und 
Sittlichkeit der Schüler fordern (Verh. der K. der Abg. 
1859/61 Beil. Bd. II S. 66, 105, 214 ff., 434, Bd. 3 S. 114, 
226, 392, 487 ff.; Verh. des Ausſchuſſes der K. der Abg. 
1871/72 Bd. I S. 6, 24, 108, Bd. II S. 184; Dr. Edel, Erl. 
z. PStSB. v. 1861 2. Aufl. S. 278). Von der Ger 
nehmigungspflicht müſſen danach alle Unternehmungen 
ausgeſchaltet werden, die nach ihrem Umfang und 
ihrem Betriebe gar nicht geeignet ſind, daß Forderungen 
erhoben werden, wie ſie die BO. v. 10. Mai 1905 ſtellt. 

Dem Unternehmen des Angeklagten fehlen die für 
eine Unterrichtsanſtalt erforderlichen weſentlichen Merk. 
male. Die Vorgerichte nehmen einen ſchulähnlichen 
Betrieb an, führen aber nicht näher aus, worin er be⸗ 
ſteht. Weſentlich für den Begriff der Schule wird ſein, 
daß in einem Unterrichtsraume der Lehrer denſelben 
Lehrſtoff gleichzeitig einer mehr oder minder großen 
Anzahl von Schülern vorträgt, daß der Lehrſtoff, die 
Unterrichtsſtunden ſowie die ſonſtigen Bedingungen für 
die Teilnahme von dem Lehrer oder der Schulleitung 
beim Beginne des Schuljahres für deſſen ganze Dauer 
feſtgeſetzt werden. Deshalb ſind Privatunterrichtskurſe 
genehmigungs⸗ und aufſichtsfrei, wenn fie nach ihrer 
ganzen Einrichtung die Eigenſchaft des Einzelunter⸗ 
richts haben. Bei dem Betriebe des A. verbietet ſich 
von ſelbſt ein gemeinſchaftlicher Unterricht; die Tat⸗ 
ſache, daß manchmal mehrere Schüler zu gleicher Zeit 
bei annähernd gleicher 5 eintraten und das 
gleiche Fach wählten, daher gemeinſamen Unterricht 
in den Anfangsgründen genoſſen, iſt zufällig und be: 
ſtätigt als Ausnahme die Regel des Einzelunterrichts. 
Daran ändert auch nichts, daß ſich eine Anzahl von 
Schülern gleichzeitig in einem Raume befindet. Nach der 
Art des Unterrichts, die nicht auf gemeinſamen Erörte⸗ 
rungen, ſondern auf der ſchriftlichen Bearbeitung von 
Aufgaben beruht, die jeder Schüler regelmäßig für ſich 
in ſeinem Wahlfache zu machen hat, iſt dieſe gleich⸗ 
zeitige Anweſenheit mehrerer Schüler nicht gleichbe⸗ 
deutend mit dem an mehrere Schüler gleichzeitig erteilten 
Unterricht in einem und demſelben Fache. Der Unter⸗ 
ſchied zwiſchen dem Unterrichtsbetriebe des Angeklag⸗ 
ten und dem in einer Schule ſpringt in die Augen. 
Ein weiterer Unterſchied tritt noch darin hervor, daß 
zwar der Angeklagte feine Lehrkraft zur Verfügung 
ſtellt, daß aber im übrigen nicht er als Lehrer wie in 
einem Schulbetriebe, ſondern der Schüler die Bedin⸗ 
gungen ſetzt, inwieweit und wie lange er Unterricht 
nehmen will; in der Hauptſache iſt ſonach der Angeklagte 
von jedem ſeiner Schüler abhängig, nicht wie in einer 
Schule der Schüler vom Lehrer. Die Einrichtung und 
Ausgeſtaltung der Unternehmung (eine einzige Lehrkraft. 
nur je ein Raum für die männlichen und weiblichen 
Schüler, das Fehlen von Lehrplänen, Haus- und Tis⸗ 
ziplinarordnungen uſw.) ſprechen nicht für ein Unter⸗ 
nehmen, das wie eine Schule eingerichtet oder ausge⸗ 
ſtaltet iſt. Ueberdies lehrt der Angeklagte ausſchlies⸗ 
lich techniſche Fächer und zwar an Perſonen jedes 
Standes, Berufs und Geſchlechts von 16 Jahren auf— 
wärts, ſomit teilweiſe an Perſonen, die in einer Schule 
wegen des Alters keine Aufnahme finden; der Unter⸗ 
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richt wird von dieſen Perſonen aufgeſucht, um in kurzer 
Zeit Lücken ihres gewerblichen oder kaufmänniſchen 
Wiſſens auszufüllen. Deshalb fehlt jedes Intereſſe des 
Staates, den Privatunterricht des Angeklagten den Be⸗ 
ſchränkungen der VO. vom 10. Mai 1905 zu unterwerfen. 
(Urt. vom 20. September 1913, Rev.⸗Reg. Nr. 1 
3168 


Oberlandesgericht München. 


Koſtenerſatz eines auswärtigen Auwalts (8 91 Abſ. 2 
ZPO.) Der Bräuer A. in R. klagt gegen den Stein⸗ 
bruchbeſitzer E. in R. beim Amtsgericht V. einen Kauf⸗ 
preisreſt für Bierlieferung von etwa 100 M ein, nach⸗ 
dem gegen einen Zahlbefehl Widerſpruch erhoben 
worden war; vor der Verhandlung ſtarb E. Nach 
einigen Monaten nahm deſſen Witwe den Prozeß auf 
und erzielte rechtskräftige Abweiſung, weil dem Kläger 
der Nachweis der Preiserhöhung mißlang. Die Mehr⸗ 
koſten der Vertretung durch den Anwalt H. in D. (Land⸗ 
gerichtsſitz) ſtrich der Gerichtsſchreiber ab, weil die Be⸗ 
klagte ſich nicht des zweiten Anwalts in V. (der eine 
vertrat den Kläger) bedient hatte. Die Beklagte 
erhob Erinnerungen, weil dieſer zweite Anwalt 
kurz vorher in einer ſchließlich verglichenen Privat⸗ 
klageſache des verſtorbenen E. die Angeklagten ver⸗ 
treten habe; damals habe es ſich um üble Nachreden 
gehandelt, daß E. ſchlecht ſtehe. Das Amtsgericht ver⸗ 
warf die Erinnerungen, weil aus den Vollmachts daten 
ſich ergab, daß das Mandat im Zivilſtreit erſt etwa 
6 Wochen nach dem Privatklagevergleich erteilt wurde. 
Beim Landgericht drang die Beklagte dagegen mit 
ihrer Beſchwerde durch, weil ſich ihr Anwalt ſchon längſt 
vor dem Vollmachtsdatum mit der Zivilſache befaßt 
habe. Die weitere Beſchwerde des Gegners blieb er- 
folglos. 

Aus den Gründen: Ob die Sachlage zu der 
Zuziehung eines Anwalts durch die beklagte Partei 
überhaupt nötigte, iſt nach 8 91 Abſ. 2 ZPO. unter 
Beſchränkung auf die Reiſekoſten allerdings zu prüfen, 
jedoch vom LG. mit Recht bejaht worden. Zutreffend 
hat ferner das LG. davon abgeſehen, den Intereſſen⸗ 
widerſtreit nur nach den Vollmachtsdaten zu beur⸗ 
teilen, und ſich vielmehr an den Zeitpunkt der erſt⸗ 
maligen Befaſſung des Anwalts der beklagten Partei 
mit dem Zahlungsbefehl vom 17.) 21. Februar 1912 
gehalten; das war aber glaubhaft ſchon zu einer Zeit, 
als die ee e noch ſchwebte. Bei dem nahen 
Zuſammenhang beider Sachen konnte übrigens der 
Beklagten nicht zugemutet werden, alsbald nach Er⸗ 
ledigung der Privatklage dem dortigen Gegner das 
Vertrauen zu ſchenken, im Gegenteil lag die Annahme 
nahe, daß dieſer Anwalt zufolge der in der Privat- 
klage empfangenen Informationen die jetzige Beklagte 
ohne Vertrauensbruch gar nicht vertreten könne. Ganz 
verfehlt iſt nach der Sachlage der Einwand, der Privat- 
kläger hätte ſich ſchon in der Privatklage nicht durch 
den auswärtigen Anwalt, ſondern durch E. in V 
vertreten laſſen ſollen, dann hätte ſich der Gegner 
nicht dieſes Anwalts bedienen können. Denn die 
Privatklage datiert bereits vom 18. Januar, die Voll⸗ 
macht dazu ſogar ſchon vom 2. Januar 1912, alſo er⸗ 
hebliche Zeit vor Zuſtellung des Zahlungsbefehls in 
gegenwärtiger Sache. Auf die Koſten in letzterer Sache 
konnte der Privatkläger alfo nicht ſchon damals Rück⸗ 
ſicht nehmen. (Beſchl. vom 6. Juni 1913, Beſchw.⸗ 
Reg. 364/13). N. 
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Vücheranzeigen. 


Heinsheimer, Dr. Karl, Profeſſor an der Univerſität 
Heidelberg, Mitgliedſchaft und Ausſchließung 
in der Praxis des Reichsgerichts. Berlin 1913, 
Verlag Otto Liebmann. 83 S. Mk. 2.60. 


Heinsheimer, der als Landgerichtsrat in die aka⸗ 
demiſche Laufbahn übertrat, unterzieht die ſo ungemein 
reiche, neueſte Rechtſprechung in Vereinsſachen (bis 
zu RG. 80, 189) einer kritiſchen Prüfung. Er erörtert 
nicht das Mitgliedſchaftsrecht im ganzen, ee nur 
praktiſch wichtige Fragen dieſes eigenartigen Rechts⸗ 
gebietes in zuſammenhängendem Gedankengang. Aus 
der Fülle bemerkenswerter Erwägungen, z. B. gleich 
in § 1 über die Reviſibilität der Prozeſſe um Mitglied⸗ 
ſchaft und Ausſchließung, kann hier nur Heinsheimers 
Stellung zu der deutſchen Rechtſprechung herausgegriffen 
werden („die Statuten können die Gründe beſtimmen, 
aus denen ein Mitglied ausgeſchloſſen werden darf, 
aber auch die Ausſchließung ohne Angabe der Gründe 
geſtatten; eine Anfechtung der Ausſchließung wegen 
ihres Grundes iſt in dieſen Fällen nicht ae ent- 
halten die Statuten keine Beſtimmung, fo darf die Aus: 
ſchließung nur durch Vereinsbeſchluß und aus wichtigen 
Gründen b Sie iſt nach H. falſch, wenn dem 
Verein nur ein bedingtes Ausſchließungsrecht zuſteht. 
Der andere Teil kann in ſolchem Falle nicht bloß das 
formelle Daſein der Geſtaltungserklärung, ſondern 
auch die Frage zur richterlichen Entſcheidung bringen, 
ob ihre ſachlichen Vorausſetzungen vorliegen oder nicht. 
Dieſer Satz wird freilich aus Erwägungen, die die Aus- 
legung der Vereinsſatzungen betreffen, erheblich ein⸗ 


geſchränkt (S. 33 ff.). Als Ergebnis empfiehlt H. einen 


5 39a BGB.: „Ein Mitglied kann durch die Mitglieder⸗ 
verſammlung oder das in der Satzung beſtimmte Organ 
aus dem Verein ausgeſchloſſen werden, wenn in ſeiner 
Perſon ein wichtiger oder ein in der Satzung ange⸗ 
gebener Grund vorliegt, oder wenn in der Satzung 
ausgeſprochen oder nach ihrem Geſamtinhalt oder nach 
der Art des Vereins anzunehmen iſt, daß die Wirk⸗ 
ſamkeit der Ausſchließung vom Vorliegen beſtimmter 
Gründe nicht abhängen fol.” Bedeutſam, aber auch 
bedenklich ſind im letzten Kapitel die Darlegungen, daß 
ſtudentiſche Verbindungen organiſierte Freundſchafts⸗ 
bünde, aber nicht Vereine auf dem Zivilrechtsboden 
ſind und daß Feſtſtellungsklagen auf das Beſtehen oder 
Nichtmehrbeſtehen der Mitgliedſchaft, worum es ſich 
im einzelnen auch handeln mag, in ſolchen Fällen ab⸗ 
zuweiſen ſind, weil ſie des nach ZPO. 8 256 erforder⸗ 
lichen Rechtsſchutzobjektes entbehren, eine Zulaͤſſigkeits⸗ 
vorausſetzung, die von Amts wegen zu prüfen iſt. 
Jena. Rechtsanwalt Dr. Böckel. 


Stein, Friedrich, Grundfragen der Zwangs⸗ 
vollſtreckung. 116 S. Tübingen 1913, Verlag von 
J. C. B. Mohr (Paul Siebeck). 2,40 Mk., geb. 3,40 Mk. 


Nach dem Vorwort entſprang dieſe Schrift dem 
Bedürfniſſe, im Zuſammenhange darzulegen, weshalb 
Stein bei der Neubearbeitung der Zwangsvollſtreckung 
in der 10. Auflage ſeines Kommentars bei zahlreichen 
praktiſchen und theoretiſchen Fragen die Stellung ge⸗ 
wechſelt hat. Stein geht von folgendem Rechtsfall 
aus: Wird auf Grund eines Titels, hinter dem ein 
materieller Anſpruch nicht oder nicht mehr ſteht, oder 
werden Sachen gepfändet, die einem Dritten gehören, 
ſo iſt dieſe Vollſtreckung rechtmäßig. Die Erinnerung 
nach 8 766 und die Beſchwerde nach 8 793 ZPO. werden 
zurückgewieſen. Wenn aber dann der Schuldner die 
Vollſtreckungsklage des 8 767 oder der Dritte die Wider⸗ 
ſpruchsklage des 8 771 ZPO. erhebt, fo wird dieſelbe 
Zwangsvollſtreckung für unzuläſſig erklärt. Auch kann 
auf Herausgabe einer ungerechtfertigten Bereicherung 
oder gar auf Schadenserſatz wegen widerrechtlicher Ver— 


letzung fremder Rechte geklagt werden. Wie iſt das 
zu erklären? Stein antwortete bisher, daß jene Voll⸗ 
ſtreckung formell oder prozeſſual rechtmäßig, dagegen 
materiell oder nach bürgerlichem Rechte rechtswidrig 
geweſen ſei. Jetzt verwirft er das. Die Rechtsordnung 
kann nicht zugleich bejahen und verneinen. 

In den Vorbemerkungen vor 8 704 ZPO. II 2 
(10. Aufl. S. 359 f.) betont er als Ergebnis, daß es 
ſich bloß um die Wertung zweier verſchiedener Tätig⸗ 
keiten, derjenigen des Staates und der des Gläubigers, 
handelt; „keinesfalls iſt die Zwangsvollſtreckung zu⸗ 
gleich rechtmäßig und rechtswidrig“. 

In der vorliegenden Schrift verſucht er nun die 
Löſung der Schwierigkeit durch eine gründliche Analyſe 
der Vollſtreckungsvorgänge. Dabei beſchränkt er fi 
für diesmal auf die allgemeine Frage der Bedeutung 
des Anſpruchs für die Zwangsvollſtreckung und die 
genaue Betrachtung der Zwangsvollſtreckung wegen 
Geldforderungen. 

Wie Stein dieſem Problem nachgeht, wie er in 
dieſem Rahmen alle 1 888 5 und Fälle der Zwangs⸗ 
vollſtreckung unterſucht, mag jeder ſelbſt nachleſen. 
Man wird bie Grundfragen“ zu dem wertvollſten rechnen 
dürfen, das auf dem Gebiete der Zwangsvollſtreckung 
geſchrieben iſt. Bedauerlich iſt nur das Fehlen eines 


Sach⸗ und vor allem eines Geſetzesregiſters. 
Jena. Rechtsanwalt Dr. Böckel. 


Kiefer, Dr. Friedrich, Amtsrichter in Stuttgart. Ge⸗ 
haltsverfügungen zum Nachteile der 
Gläubiger. VII, 127 S. Gew 1913, Verlag 
von C. L. Hirſchfeld. Mk. 3,60 


Die Abhandlung, die vor allem an Hellwigs 
„Gläubigernot“ erinnert, kommt zu dem Ergebnis: 
Die bloße Zuwendung von Arbeit iſt der Anfechtung 
entzogen. Die Vorausverfügungen über künftigen Lohn 
aus beſtehendem Dienſtverhältnis ſind anfechtbar, und 
zwar Verzicht, Abtretung, Pfändung und Verpfändung, 
wie auch mittelbare Zuwendung künftigen Lohns durch 
Vertrag zugunſten Dritter. Hindernd ſtehen freilich 
im Wege das höchſtperſönliche Kündigungsrecht und 
die Unmöglichkeit, den Schuldner zum Beginn und 
zur Fortſetzung der Arbeit zu zwingen. Daneben iſt 
das Vorliegen von Simulation oder eines Verſtoßes 
gegen ein Schutzgeſetz oder gegen die guten Sitten mit 
den Folgen der Nichtigkeit oder des Schadenserſatz⸗ 
anſpruches zu prüfen. Auch kann der zwiſchen dem 
Schuldner und feiner Ehefrau beſtehende Güterſtand 
dem Gläubiger die Rechtsverfolgung weſentlich ers 
leichtern. 

Man ſpürt allenthalben den Praktiker, der aus 
lebendiger Anſchauung der wirtſchaftlichen Verhältniſſe 
und auf Grund umfaſſender Sammlung der Literatur 
und Rechtſprechung urteilt. Im Anhang erörtert er 
den alltäglichen Tatbeſtand, daß der Schuldner ſein 
ſelbſtändiges Erwerbsgeſchäft veräußert oder es auf— 
gibt und in das Unternehmen ſeiner Frau als An— 


geſtellter eintritt. Die Schrift kann vielen gute Dienſte tun. 
Jena. Rechtsanwalt Dr. Böckel. 


Beling, Eruſt, Grenzlinien zwiſchen Recht und 
Unrecht in der Ausübung der Strafrechtspflege. 
40 Seiten. Tübingen 1913, J. C. B. Mohr (Paul 
Siebeck). Mk. 1.20. 

Der Wert dieſer Rede beſteht meines Erachtens 
darin, daß ſie von einem Grundgedanken ausgeht, den 
ein ſtrengerer Anhänger der Rechtsquellenlehre un— 
geachtet ſeiner Berechtigung als unzuläſſig abweiſen 
würde. Beling hebt namlich hervor, daß nicht die 
Strafprozeßordnung allein über die Rechtmäßigkeit der 
Prozeßhandlungen und ihrer Folgen entſcheide, ſondern 
daß die Rechtsordnung im ganzen in Betracht gezogen 
werden müſſe und daß die allgemeine Lehre des un— 
geſchriebenen Rechts mitzuſprechen habe. Ausſchlag— 
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höhere zu werten fei. Von hier aus wird zu den Ein⸗ 
zelfragen a genommen, wie: ob eine Hauptver⸗ 
handlung in Epidemiezeiten anberaumt, ob ein Gifen- 
bahnzug beſchlagnahmt, eine Sprengſtoffabrik von Un⸗ 
kundigen durchſucht werden dürfe u. a. Eingehender 
wird dargelegt, daß zwar nicht der Strafprozeß gegen 
den Unſchuldigen, wohl aber der von ihm herbeigeführte 
Folgezuſtand (3. B. die Einſperrung) rechtswidrig fei. 
München. Amtsrichter Sauerländer. 


Doſenheimer Emil, Amtsrichter in Ludwigshafen a. Rh., 
Die Urſachen des Verbrechens und ihre 
Bekämpfung. 124 Seiten. Neuer Frankfurter Ber: 
lag. Mk. 1.80. 

Das Bändchen iſt in der Bibliothek der Aufklärung“ 
erſchienen und enthält eine anregend geſchriebene, ge⸗ 
meinverſtändliche Darſtellung der ernſten Fragen und 
Tatſachen aus dem angekündigten Gebiete. Befondere 
Hervorhebung verdient es, daß der Verfaſſer auch vor 
der Behandlung ſchwieriger Grundfragen (Weſen der 
Strafe, Willensfreiheit) nicht zurückſcheute. 

München. Amtsrichter Sauerländer. 


Numpf, Dr. Dar, Prof., Dozent an de Handelshoch⸗ 
ſchule Mannheim, Landrichter a. D., Der Straf: 
richter. II. Praktiſche „ VIII 
= en Berlin 1913, Carl Heymanns Verlag. 


Dem 1912 S. 366 f. dieſer Zeitſchrift angezeigten 

I. Bde. iſt ſoeben der II. Bd. gefolgt, während ſtatt des 
anfänglich in Ausſicht genommenen Schlußkapitels ein 
weiterer (III.) Bd. unter dem Titel. 3 Straf⸗ 
richter und die Einheit in der Rechtſprechung“ für 
vn 1913 in Ausſicht geſtellt wird. Der vorliegende 
I. Bd. kritiſiert an der Hand von Fällen aus der 
Boris die heutige Rechtſprechung, insbefondere die 
des Reichsgerichts; herausgegriffen ſind drei Einzel⸗ 
fies deren allgemeine Bedeutung betont wird, näm⸗ 
lich 1. die Verurteilung auf Grund alternativer Feſt⸗ 
ſtellungen, 2. das fortgeſetzte Berbrechen und 3. der 
Grundſatz ne bis in idem. Erfreulich iſt die Heran⸗ 
ziehung einiger ausländiſcher Rechte, obſchon die kurzen 
Mitteilungen hierüber für eine eingehende Rechts ver⸗ 
gleichung nicht genügen. Dagegen reißt der Verfaſſer, 
ſo berechtigt ſeine Kritik oft auch iſt und ſo viel An⸗ 
erkennung fein Streben nach Befreiung des Richter⸗ 
tums von unnötigen Feſſeln und feine Problembe⸗ 
handlung ſonſt auch verdienen, m. E. zuviel und jeden⸗ 
falls mehr ein, als er mit feinen Vorſchlägen aufzu⸗ 
bauen ſucht, die vielfach den Boden poſitiven Rechts 
verlaſſen und auf Geſetzesänderung abzielen. Das gilt 
namentlich für ſeine Stellung zum fortgeſetzten 
Verbrechen, die mich aus naheliegenden Gründen 
beſonders intereſſiert hat. Geradezu einer Bankrott⸗ 
erklärung kommt es gleich, wenn S. 327 gelehrt wird, 
daß ſich dem Tatrichter nur ganz wenige unverbind⸗ 
liche Richtlinien dafür geben laſſen, ob eine fortgejegte 
Handlung anzunehmen ſei oder nicht, wenn alſo die 
Entſcheidung in dieſer Richtung völlig in das Belieben 
des Tatrichters geſtellt und ausdrücklich für nichtre⸗ 
viſibel erkärt werden ſoll (S. 328 f.). Wenn Doktrin 
und Praxis wirklich zu einer brauchbaren Begriffsum⸗ 
grenzung der fortgeſetzten Handlung nicht gelangen 
können, fo bliebe nichts übrig, als den ganzen Be 
griff über Bord zu werfen oder durch das Geſetz zu 
regeln, ſtatt ihn dem Tatrichter zur beliebigen An⸗ 
wendung oder Nichtanwendung zu überlaſſen. — Die 
praktiſche Bedeutung des Problems der Verurteilung 
auf Grund alternativer Feſtſtellungen darf 
nicht überſchätzt, die rechtliche Zuläſſigkeit ſolcher Ber- 
urteilung nicht zu weit ausgedehnt werden, wenn 
letzteres nicht auf Koſten der Gründlichkeit der Feſt⸗ 


ſtellungen und der Gewiſſenhaftigkeit der Unterſuchung 
gebend ſoll jeweils das Intereſſe ſein, das als das 
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ne bis in idem iſt zweifelsohne 5 
dies habe ich auch in meinem Buch über „Das fort⸗ 
geſetzte Delikt“ S. 223 keineswegs beſtritten. Ohne 
Geſetzesänderung könnte die Rechtſprechung hier man⸗ 
chem Mißſtande begegnen. Tötung eines Menſchen 
und Beſeitigung einer Leiche z. B. iſt nicht dasſelbe; 
rechtskräftige Verurteilung wegen Leichenbeſeitigung 
ſollte die nachträgliche Verurteilung wegen Tötung 
nicht hindern. Iſt die erſtere Verurteilung hiernach 
zu Unrecht erfolgt, ſo mag ſie im Wege der Wieder⸗ 
aufnahme des Verfahrens aufgehoben werden. Im 
übrigen iſt eine gefetzliche Einſchränkung des Satzes 
ne bis ebenſo veranlaßt, wie z. B. des Verbots der 
reformatio in peius.!) — Endlich mag die Verbrechens⸗ 
konkurrenz vom Geſetz anders behandelt werden. Aber 
der Wunſch Rumpfs S. 391, auf keine Einzelſtrafen, 
Burn nur auf eine einzige Strafe zu erkennen, iſt 
n 8 74 Abſ. 1 StB. bereits erfüllt; außerdem muß 
der Rahmen der Geſamtſtrafe doch irgendwie berechnet 
oder feſtgelegt werden. 

Jedenfalls hat Verfaſſer die auf das Erſcheinen 
des vorliegenden II. Bandes ſeines Werkes geſetzten 
Erwartungen nicht getäuſcht und man darf mit Fug 
aut den Schlußband geſpannt fein. 


ünchen. Dr. Doerr. 


Goldmann, Dr. Eruſt, Landgerichtsrat in Berlin. Die 
Zwangs vollſtreckung in das bewegliche 
Vermögen. VIII, 426 Seiten. Berlin 1913, Ver⸗ 
lag von Franz Vahlen. Geh. Mk. 6.50, geb. Mk. 7.50. 


Ein neuer Altar für den Präfudizienkult? Die 
Zeiten ſind ja leider noch nicht vorüber, wo Richter, 
ſtatt ihrem eigenen gefunden Menſchenverſtande zu 
folgen, bei Zweifelsfragen vor allen Dingen ſuchten, 
ob nicht ein Ober⸗ oder ſelbſt Niedergericht die Frage 
ſchon entſchieden habe. 

Die grundſätzliche Ablehnung einer ſolchen Ent⸗ 
ſcheidungsſammlung iſt im vorliegenden Falle jedoch 
nicht am Platze; denn Goldmann bringt tatſächlich 
etwas Wertvolles. Er druckt die Beſtimmungen über 
die Zwangsvollſtreckung ab und gibt zu den Vor⸗ 
ſchriſten, die von der Zwangsvollſtreckung in das be⸗ 
wegliche Vermögen handeln, eine Ausleſe aus den im 

ewaltigen Geſchäftsbereiche des Amtsgerichts Berlin 

itte ergangenen Entſcheidungen. Er ſetzt damit das 
leichnamige Buch von Liſiecki und Drewes fort, das 
ſeit 1896 nicht wieder aufgelegt worden iſt. Namentlich 
der Anfänger, der unſicher vor der ſchwierigen Zwangs⸗ 
e tung ſteht, wird viel aus Goldmanns Werk 
ernen. 

Wünſchenswert wäre eine Angabe der Paragraphen 
über jeder Seite und vor den Anmerkungen eine In⸗ 
haltsüberſicht: denn das Werk iſt doch für den Prak⸗ 
tiker beſtimmt, und dem iſt es, wenn er eine Entſchei⸗ 
dung ſucht, nicht gerade angenehm, wenn er etwa bei 
8 811 von Seite 162— 199 oder bei 8 850 von Seite 
240 —276 ſich durcharbeiten muß. 

Jena. Rechtsanwalt Dr. Böckel. 


Weiskopf, Dr. Heinrich, Der Begriff Rechtsnach⸗ 
folge in der Zivilprozeßordnung. 148 Seiten. 
Leipzig 1913, C. L. Hirſchfeld. Preis Mk. 4.—. 


An den Begriff der Rechtsnachfolge haben ſich eine 
faſt unüberſehbare Literatur und eine Unmenge von 
Streitfragen geknüpft. Die Mehrzahl der Abhand⸗ 
lungen beſchäftigt ſich freilich mit der Rechtsnachfolge 
nach bürgerlichem Recht, nur wenige mit der Rechts⸗ 
nachfolge in der ZPO. W. glaubt darum eine Lücke 
durch ſeine Sonderabhandlung auszufüllen. Er ver⸗ 
folgt im erſten grundlegenden Abſchnitt den Begriff 
der Rechtsnachfolge in der gemein⸗ und reichsrechtlichen 


? Vol. dierüber Gerber, Das Verbot der reformatio in peſus 
im Reichsſtraſprozeß, Breslau 1913. 
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Doktrin; im zweiten Abſchnitt unterſucht er den Be⸗ 
griff der Rechtsnachfolge in der ZPO. zuerſt in 8 239, 
dann in den 88 265, 266, 325, 727, weiter in den 


88 385, 445 und endlich in 8 799 Hande 815 EG. ZPO. 
Jena. echts anwalt Dr. Böckel. 


Meyer, Georg, Lehrbuch des Deutſchen Ver⸗ 
waltungsrechts. Bearbeitet von Franz Dochow. 
Vierte Auflage, erſter Teil. X, 426 Seiten. München 
und Leipzig 1913, Duncker und Humblot. Mk. 11.—. 


Lehrbücher des Verwaltungsrechts zu verfaſſen, iſt 
gerade keine angenehme Aufgabe. Der trockene Stoff 
mit ſeinen zahlloſen, unzuſammenhängenden Einzel⸗ 
heiten e der ſyſtematiſchen Behandlung. 
Langweilige Aufzählungen laſſen ſich nie ganz ver⸗ 
meiden. Dem hier angezeigten Werke darf nachge⸗ 
rühmt werden, daß es der Schwierigkeiten Herr ge⸗ 
worden iſt. r gut es möglich war. Es ſucht überall 
auf allgemeine Grundgedanken hinzuleiten und gibt 
von dem maſſenhaften Kleinzeug der Geſetze und Ver⸗ 
ordnungen ſoviel, als der Anfänger im Kopf behalten 
kann und als er braucht, um einen umfaſſenden Ueber⸗ 
blick zu bekommen. Die Anmerkungen mit ihren zahl⸗ 
reichen Verweiſungen geben die notwendige Anleitung 
zum weiteren Einzelſtudium. Die Darſtellung iſt klar 
und flüſſig. — — n. 
Neumann, Dr. Huge, Juſtizrat, Rechtsanwalt am Kam⸗ 

mergericht und Notar. Jahrbuch des Deutſchen 
Rechtes. 11. Jahrgang. 1363 Seiten. Berlin 1913, 
112 0 von Franz Vahlen. Geh. Mk. 27.—, geb. 


Dieſes Jahrbuch bedarf keiner Empfehlung mehr. 
Es iſt jedem, der Sue chaftlich arbeitet, unentbehrlich. 
Aber auch der Praktiker wird gut tun, ſich bei der 
unüberſehbaren Zerſplitterung der Literatur im Einzel⸗ 
falle in Neumanns Jahrbuch zu vergewiſſern, daß ihm 
nichts entgangen iſt. Beſonderen Wert hat das Jahr⸗ 
buch in Anſehung der Nebengeſetze, von denen man 
oft keinen Kommentar hat. In dem vorliegenden 
11. Jahrgang iſt neu hinzugekommen die Berückſichti⸗ 
gung des Wechſel⸗Stempelgeſetzes vom 15. Juli 1909. 

Jena. Rechtsanwalt Dr. Böckel. 


Hartmann⸗Meikel, Geſetz betreffend die Anfech⸗ 
tung von Rechtshandlungen eines Schuld⸗ 
ners außerhalb des Konkurs verfahrens 


0 1 1890. Sechſte vermehrte und verbeſſerte 
Auflage, herausgegeben von Georg Meikel, K. Ober⸗ 
amtsrichter in München. VI, 356 Seiten. Berlin 1913, 


Carl Heymanns Verlag. 8 M, geb. 9 M. 


Das Buch erſcheint im alten Gewand mit nahezu 
völlig neuem Inhalt. Die Literatur und Spruchpra⸗ 
xis ſind bis in die jüngſte Zeit berückſichtigt. Der Ver⸗ 
faſſer betont im Vorwort, daß gerade das Anfechtungs⸗ 
geſetz der Wiſſenſchaft und Praxis immer wieder neue 
Aufgaben ſtellt, weil geriſſene Schuldner immer wieder 
neue Wege finden, ihren Gläubigern ein Schnippchen 
zu ſchlagen. Deshalb ſei es die hohe Aufgabe der 
Rechtſprechung, auf das Ganze zu ſehen und das Geſetz 
0 anzuwenden, daß es eine wirkſame Waffe zum Schutz 

es redlichen Verkehrs ſei. Erquickende Worte, an die 

ſich der Verfaſſer auch durchgängig hält! Er zeigt 
namentlich in den oft recht ſchwierigen Fragen der Ge⸗ 
ſtaltung der Rückgewähr, bei denen lehrhafte Düfteleien 
und Bedenken oft den Gläubiger um alle Früchte ſeines 
Sieges bringen, in ſo ziemlich allen denkbaren Fällen, 
wie im weitgeſteckten Rahmen des 87 der Vorſchrift 
des 8 I des Geſetzes richtig und zweckmäßig entſprochen 
wird. Wenn man auch vielleicht nicht überall bis in 
alle Einzelheiten mit dem Verfaſſer gehen kann, ſo 
bieten ſeine Erörterungen doch eine hervorragende 
Handhabe, ſich raſch und ſicher über den derzeitigen 
Stand von Einzelfragen zu unterrichten. 
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So ift das Buch, zumal da es zur Zeit der einzige 
Kommentar zum Anfechtungsgeſetz tft, der die Ergeb⸗ 
niſſe der letzten 5 Jahre enthält, tatſächlich jedem un⸗ 
entbehrlich, der mit dem Geſetz zu tun hat. Die Frage, 
ob die Anwendung der Grundſätze von der Vorteils⸗ 
ausgleichung auf die Anſechtung möglich iſt — deren 
Erörterung ein modernes Bedürfnis iſt — wäre viel⸗ 
leicht bei der nächſten Auflage zu berüdfichtigen. 

Traunſtein. Rechtsanwalt von der Pfordten. 


Das Gerichtsweſen des Deutſchen Reichs. (Sonderdruck 
aus „Meyers Orts⸗ und Verkehrs⸗Lexikon“). 


Dem Text dieſes Sonderdrucks iſt eine Karte voran⸗ 
geſtellt, in der die Oberlandesgerichtsbezirke überſicht⸗ 
lich durch Flächenmalung wiedergegeben und auch die 
Grenzen der Landgerichtsbezirke eingetragen ſind. Dann 
folgt eine Zuſammenſtellung der Oberlandesgerichte 
mit den ihnen unterſtehenden Land⸗ und Amtsgerichten. 
Eine zweite Abteilung führt die Amtsgerichte mit den 
zuſtändigen Obergerichten auf, eine dritte bringt ein 
Verzeichnis der Gerichtstagsorte und Forſtgerichtstags⸗ 
orte mit den Amtsgerichten, von denen fie beſtellt werden. 
Auch eine Ueberſicht der Schutzgebietsgerichte fehlt nicht. 
Es folgen dann noch die Grundzüge der deutſchen 
Gerichtsverfaſſung, die wichtigſten Beſtimmungen aus 
dem Gerichtskoſtengeſetz und eine Tabelle der Gerichts⸗ 
koſten. Das wegen ſeiner Ueberſichtlichkeit ſehr nütz⸗ 
liche und billige Heftchen kann beſtens empfohlen werden. 


Stölzle, Dr. Hans, Rechtsanwalt in Kempten und Hein: 
rich Weiskopf, Kgl. Regierungs- und Beterinärarzt 
in Augsburg. Viehkauf (Viehgewährſchaft) nach 
dem BGB. unter Berückſichtigung des ausländiſchen 
Rechts. Fünfte, vermehrte und weſentlich ver⸗ 
beſſerte Auflage. 557 Seiten. Berlin 1913, J. Gutten⸗ 
tag, Verlagsbuchhandlung, G. m. b. H. Gebd. Mk. 6.—. 


Aus dem „kleinen Beitrag zum beſſeren Berjtänds 
nis des Geſetzes“ iſt nunmehr in der neueſten 5 Auf⸗ 
lage ein kleiner Kommentar geworden, der in ſeiner 
Ueberſichtlichkeit und Anlage, wie nach der Fülle der 
verarbeiteten Spruchpraxis und auf Grund ſeines 
rechtswiſſenſchaftlichen Gehalts überragendes Anſehen 
gewonnen hat. Stölzle hat in der letzten Auflage 
nicht nur die von ihm ausgegebene Entſcheidungs— 
ſammlung (in Viehgewährſchaftsſachen) verarbeitet, 
ſondern auch die bis in die jüngſte Zeit ergangenen 
Entſcheidungen verwertet, einzelne Teile des Buches 
umgearbeitet und neue Abſchnitte eingefügt (z. B. Vieh⸗ 
verſicherung und Gewährleiſtungsanſprüche. Maul— 
und Klauenſeuche und ihr Einfluß auf den Vieh— 
handel uſw.). 

Eine dankenswerte Erweiterung hat der 3. Teil 
des Buches (außerdeutſche Gewährſchaftsrechte) dadurch 
erfahren, daß der Entwurf über die Spezialbeſtim— 
mungen des ungariſchen BGB., ſowie die ſeit 1. Ja⸗ 
nuar 1912 geltenden neuen Beſtimmungen des Obli— 
nationenrechtes der Schweiz, endlich das däniſche Recht 
aufgenommen worden ſind. 

Die neue Auflage nimmt übrigens in erhöhtem 
Maße auch auf die außerbayeriſche Rechtſprechung Bes 
zug. Dieſer Umſtand, wie der weitere Umſtand, daß 
die Literatur erſchöpfend herangezogen iſt, berechtigt 
zu der Hoffnung, daß das Buch weſentlich die Einheit 
der Rechtſprechung fördern wird. 

München. Rechtsanwalt Dr. Michael Slegel. 


Stoerk, Dr. Felix, Profeſſor der Rechte in Greifswald, 
Handbuch der Deutſchen Verfaſſungen. 
2. Aufl. bearbeitet von Dr. Fr. W. von RNauchhaupt. 
IX, 587 Seiten. München und Leipzig 1913, Duncker & 
Humblot. Mk. 15.— 


Wer eine Sammlung wie die vorliegende unter— 


Beitſchrift für Rechtspflege in Bayern. 1918. 
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nimmt, hat immer mit nahezu unüberwindlichen 
Schwierigkeiten zu kämpfen. Entweder ſucht er den 
gegenwärtigen Stand der Geſetzgebung erſchöpfend dar⸗ 
zuſtellen, dann wachſen die Bogen ins Ungemeſſene, 
oder er beſchränkt den Stoff, dann entſteht die Gefahr, 
daß die Praxis mit dem Buche nicht viel anfangen 
kann und daß auch der Studierende nicht alles darin 
findet, was er braucht. Auch dem hier angezeigten 
Werke iſt es nicht ganz gelungen, zwiſchen dieſen beiden 
Klippen hindurchzuſteuern. Ich greife hier nur den 
Abſchnitt heraus, in dem Bayern behandelt iſt. Ab⸗ 
gedruckt iſt die Verfaſſungsurkunde — ohne die Bei⸗ 
lagen, die nur aufgezählt ſind, Fe fie z. T. minde⸗ 
ſtens ebenſo wichtig ſind — das Geſetz betr. die ſtän⸗ 
diſche Initiative und das fog. Verfaſſungsverſtändnis. 
Die Abdrucke geben ſür ſich allein kein ganz richtiges 
Bild. Die Verfaſſungsurkunde enthält vielfach nur 
ſog. „programmatifche Leitſätze“, die z. T. erſt durch 
andere Geſetze Leben und Inhalt bekommen haben, 
3. T. durch die neuere Geſetzgebung, insbeſondere die 
Reichsgeſetzgebung, überholt ſind. Allerdings iſt ein 
mit großer Sorgfalt bearbeitetes Verzeichnis der ver⸗ 
faſſungsändernden Geſetze beigegeben, aber ich bezweifle, 
ob dieſes z. B. dem Studierenden viel nützen wird. 
Es iſt nicht zu verkennen, daß eine weitere Ausdehnung 
ins Uferloſe geführt hätte, aber ebendeshalb wird viel⸗ 
leicht zu erwägen ſein, ob ſich bei dem heutigen Stande 
der Rechtsentwicklung ſolche Werke noch für das ganze 
Deutſche Reich herſtellen laſſen und ob man nicht beſſer 
täte, Sonderausgaben für die einzelnen Bundes ſtaaten 
herauszugeben. Trotz dieſer Bedenken verdient das 
Werk ſelbſtverſtändlich wegen der Genauigkeit und Zu⸗ 
verläſſigkeit der Arbeit Anerkennung. 


von der Pfordten. 


Neichsſtempelgeſez vom 3. Juli 1913 und Erbſchafts. 
ſteuergeſetz vom 3. Juli 1913. Textausgabe mit Sach⸗ 
regiſter. 134 Seiten. München 1913, C. H. Beckſche 
Verlagsbuchhandlung (Oskar Beck). Geb. Mk. 1.50. 


Geſetzgebung und Verwaltung. 


Die Poſtprsteſte. Poſtproteſtaufträge für Bewohner 
von Wohnſtätten (z. B. hochgelegenen Berghäuſern), 
die Poſtzuſtellbezirken nicht zugeteilt find, werden von 
den Adreßpoſtanſtalten nicht vollzogen; dieſe ſind an⸗ 
gewieſen, ſolche ſofort an einen Gerichtsvollzieher weiter⸗ 
zugeben; ſ. Bemerkung im Verkehrsminiſterialblatt, 
Poſtdienſtlicher Teil 1913 S. 381. 
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Entſchädigung für unſchuldig erlittene Huteriuchungs: 
haft. Das Geſetz vom 14. Juli 1904, betr. die Ent⸗ 
ſchädigung für unſchuldig erlittene Unterſuchungshaft, 
findet zufolge feines 8 12 auf Angehörige eines aus 
wärtigen Staates nur inſoweit Anwendung, als nach 
einer im Reichsgeſetzblatt enthaltenen Bekanntmachung 
durch die Geſetzgebung dieſes Staates oder durch Staats- 
vertrag die Gegenſeitigkeit verbürgt iſt. Dieſes war 
bisher nur im Verhältnis zu Dänemark, Schweden und 
Norwegen der Fall laut der Bek. v. 7. Mai 1% 
(RGBl. 465). Zufolge der Bek. v. 28. Oktober 1913 
(RGBl. 747) iſt nun die Gegenſeitigkeit auch durch die 


Geſetzgebung des Königreichs Ungarn verbürgt. 
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Verantwortl. Herausgeber: Th. von der Pfordten, 
K. I. Staatsanwalt im Staatsminiſterium der Juſtiz. 
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